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In G. HIRTH’s Verlag in München it foeben erfchienen und durch alle 
Buchhandlungen zu beziehen: : 


DAS DEUTSCHE ZIMMER 


DER GOTHIK UND RENAISSANCE, DES BAROCK-, 
ROCOCO- UND ZOPFSTILS. 


Anregungen zu häuslicher Kunftpflege 


von 


GEORG HIRTH, 


Herausgeber des »Formenfchatz«, des »Kulturgefchichtlichen Bilderbuches«, 
der Liebhaber-Bibliothek alter llluftratoren« etc. 


Dritte stark vermehrte Auflage 


mit ca. 400 Illuftrationen (Zimmereinrichtungen) in hocheleganter Ausftattung. 
Vollftändig in 10 Lieferungen ä ı Mark. 


Begeifterung für herzerwärmende und künflerifch fchöne Häuslichkeit zu pflegen, das ift 
der Zweck diefer Veröffentlichung. Sie foll helfen den Schwerpunkt unferes geiftigen Lebens 
von der Strafse und dem Wirthshaus in die Familie verlegen und der faftlofen Schulklugheit 
wie dem vergiftenden Materialismus unferer Zeit entgegenarbeiten. 

_ Bei allen Beftreben, diefem idealen Standpunkte gerecht zu werden, hat der Heraus- 
geber doch verfucht, eine in Wort und Bild möglichft vollftändige Zraktifche Anleitung zu geben, 
fo zwar, dafs Publikum, Gewerbtreibende und Künftler darin über alle wefentlichen Einzelheiten 
der häuslichen Dekorationskunft Auskunft finden. Hierbei geht der Verfaffer ernft auf die 
Prizipien ein und ftellt vielfach ganz neue Gefichtspunkte auf; durch die Gründlichkeit 
folcher Behandlung wird zwar die Lektüre etwas erfchwert — dafür aber wird der aufmerkfame 
Lefer aus denı Studium des Werkes auch eine gewifle Reife und Sicherheit des Urtheils fchöpfen, 
er wird dadurch zu eigenem Nachdenken angeregt und zu felbftändigem Schaffen befähigt 
werden. 

Der Text hat die bewährte Anordnung der erften beiden Auflagen des Werkes beibe- 
halten: In drei grofsen Hauptabfchnitten (Die Farbe; Die Entwickelung der Formen; Die 
Hauptftücke der Dekoration) werden die zahlreichen in Betracht kommenden kunfthiftorifchen 
und äfthetifchen Fragen überfichtlich erörtert. Der erweiterten Anlage gemäfs werden felbit- 
verftändlich die Erfcheinungen der Gothik und der Stilbildungen des 17. und ı8. Jahrhunderts 
(Louis XIII. bis Louis XVL.), welche ja auch auf deutichem Boden eine intereffante und viel- 
fach originelle Entwickelung gehabt haben, neben jenen der Renaifance ım engeren Sınne ge- 
nauer in's Auge gefafst; ferner wird in dem einleitenden Abfchnitt »Stil und Imitation« die 
Stellung der alten Kunfl zur modernen Produktion einer kritifichen Betrachtung unterzogen. 

Die Illustration it cine fehr viel reichere geworden: Etwa 400 bildliche Darftellungen, 
darunter viele Zimmeranfichten und dekorative Gruppen, führen in charakteriftifchen Beiſpielen 
die Entwickelung der häuslichen Dekoration während der letzten vier Jahrhunderte und nebenbei 
auch flilvolle moderne Schöpfungen vor. Um dem Leter die hiftorifche Ueberficht zu erleichtern, 
find die Nlufrationen ungefähr nach der Folge der Zeiten, denen fie ſtiliſtiſch angehören, gt 
ordnet, und gleichen Schritt mit diefer Anordnung wird auch die Ornamentik des Buches 
an Zierleiften, Vignetten und Initialen halten. Die gefammte IIluſtration geftaltet fich hierdurch 
gewiffermafsen zu einem kunfbijlorifchen Leitfaden. Aus Gründen der Verwandtfchaft wurde 
hierbei das Orientaliiche mit dem Gothifchen, das Römifch-Antike mit der Renaiffance vereinigt- 
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Vorwort. Seit dem Jahre 1880, in dem die zweite Auflage dieſer Darſtellung 
erſchienen war, hat die Geſetz ebung des Zoll- und Steuerweſens ſo mannichfaltige 
Aenderungen erlitten und find jo viele Handels- und Zollverträge abgeſchloſſen worden, 
daß eine neue Bearbeitung der fraglichen Materien nothwendig erſchien und vielfeitig 
gewünſcht wurde. 

Wenn auch nicht anzunehmen ift, daß die Entwidlung der Öreiebgebung ftille 
ſtehen werde, fo dürfte doch durch den Eintritt des neuen Zolltarif- und Stempelfteuer- 
Gejeges ein größerer Abſchnitt für die Geſetzgebung bezeichnet fein, der zu einer Um— 
arbeitung günjtig erfcheint. 

Berlin, im Auguft 1885. 


I. Abfchnitt. 
Gefhichtlihe Einleitung.!) 
1. Vorgeſchichte. 

Das alte Deutjche Reich bot, wie auf politifchem Gebiet, jo auc in feinem 
Zollweſen ein Bild äußerfter Lerfplitterung dar. Hielten die Kaifer aud) 
prinzipiell daran feft, daß die Errichtung von Zollſtätten ein Ausfluß der 
Kaiferlihen Machtvolltommenheit ſei und daher ohne Erlaubniß von Kaiſer 
und Reich Zölle nicht erhoben werden durften, fo ging doch thatſächlich mit 
der zunehmenden Schwächung der Kaiferlichen Gewalt das Zollweſen in bie 

nde der geiftlichen und weltlichen Landesherren über, welche wetteiferten, 
ih durch die Errichtung von Zollftätten eine ergiebige Einnahmequelle zu 
Koafien. Rhein, Donau und Elbe wurden mit Zöllen ‚belegt. Auch viele 

täbte erwarben für fi) Zollrechte. So breitete ſich ein dichtes Netz von 
ae über da3 Deutfche Reich aus. Der Zollpladereien waren unzählige. 

ie Klagen über Hemmungen und Beläftigungen des Verfehrs fanden nur ver: 
einzelte Abhülfe. 

Die Zölle gelangten theils in der Geftalt von Durhgangszöllen, theils 
als Marktzoll oder als Weg: oder Brüdenzoll zur Erhebung. : 

Im Jahre 1522 machte Kaifer Karl V. auf dem Reichstage zu Nürnberg 
den Verſuch zur Einführung eines Reichs-Grenzzolles. Won der Ungariſch— 

iehe: ‚ „bift.spolit. Zeitichrift”, Bd. II, 1888—36. — Falke, „Die Ge- 
—— a = x. N id H „us * Fr rg —— 
ins“, 1865. — v. Feſtenberg-Packiſch, „Die Geſchichte des Zo 
5 er, „Der Si ee Kelle 1872, — Preußiſche Jahr— 
1872 (Dit.-Dez.:Heft). 
Munalen bed Deutſchen Reichs. 1888. 1 
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Deutfchen Grenze an durch die Alpen bis an die Schweiz, dann den Rhein 
hinunter bis an die Mündung, von hier an den Deutjchen Meeresfüften bis 
nad Danzig und Königsberg follte eine Zolllinie gezogen werden. Als haupt- 
fächlichjte Zollftätten wurden projektirt: im Südoften Wien, Nifolsburg, Graz, 
Billa; im Süden Infprud, Trient oder Bruneggen, Feldkirch, Chur, Thann, 
Hapjen, DOttmersheim; im Weften Straßburg, Meb, Saarbrüd, Speier, Köln, 
Trier, Aachen; weiter hinab Utrecht, Antwerpen, Bergenopzoom, Brügge; an 
den Deutjchen Meeren Hamburg, Lübel, Roſtock, Stralfund, Greifswald, 
Stettin, Danzig, Königsberg gegen Nord-Dften Kolberg, Frankfurt a/D., 
Wettſchau. Von allen Gütern, die bei diefen Zollftätten ein» oder ausgingen, 
follten von 100 fl. Werth & fl. erhoben werden, mit Ausnahme von Getreide, 
Wein, Pferden, Schlachtvieh, Salz, Käfe, Bier und allen für den Gebrauch 
des gemeinen Mannes unentbehrlichen Nahrungsmitteln. Der Ertrag des Zolles, 
der den Namen führen follte: „Römiſch-Kaiſerlicher Majeftät und des heiligen 
Reichs gemeiner Stände Zoll“ war zur Unterhaltung des Kaiferlichen Regiments 
und des Kammergerichts beftimmt. Die Kurfürften und Fürften waren dem 
Plane nicht abgeneigt. Aber er fcheiterte an dem beharrlichen Widerjpruch 
der Städte, welche im diefem Neichszolle nur eine neue Beſchwerung neben 
den alten Laften erblicten. Freilich war von der Aufhebung von Binnen- 
—— und Zöllen nach Errichtung der Reichs-Zolllinie in dem Plane nicht 
ie Rede. 

Im fiebzehnten Jahrhundert begann im den größeren Territorien ein 
Grenzzollſyſtem, verbunden mit verjchtedenen Ein: und Ausfuhrverboten, ſowie 
Abgaben, welche auf den Verbrauch fremder Waaren gelegt wurden; jo in 
Oeſterreich, Kurſachſen, Bayern und Brandenburg. Handelte es fich früher 
lediglih um die Verfolgung finanzieller Zwecke, jo zeigt fi) von nun an zu= 
gleich das Beitreben, durch Einfuhr: und Ausfuhrverbote, ſowie durch hohe 

ölle die inländische Gewerbjamkeit zu fchügen. Erflärlich it, daß derartige 
Berbote und Beichränfungen zu Netorfionsmaßregeln Seitens der benachbarten 
Deutjchen Länder führten. Der Zollkrieg zwifchen Preußen und Kurſachſen 
dauerte faſt durch das ganze achtzehnte Jahrhundert. Im mittleren und 
wejtlichen Deutjchland war bei der Zerflüftung der durcheinander liegenden 
Territorien die Durchführung eines Grenzzollſyſtems unmöglich; es blieb Hier 
das Bollwejen ziemlich in den Zuftänden und Formen, wie fie im Mittelalter 
beitanden hatten. 

Zwar hatten Bayern 1807, Württemberg 1808 und Baden 1812 ihre 
Binnenzölle aufgehoben und Grenzzölle eingerichtet, aber in Preußens alten 
Provinzen gab es allein noch 60 verſchiedene Zoll- und Accife-Tarife und 
jeder der übrigen norddeutjchen Staaten hatte feine befondere Zoll und Steuer— 
verfaflung und Schlagbäume. 

In der Bedrängniß der Kriege mit Frankreich und den Zeiten der Kon- 
tinentaliperre war an eine Bejjerung des Zollweſens in Deutjchland nicht zu 
denfen. Wuch der Barifer Friedensfchluß vom 30. Mai 1814 führte feine 
wejentlichen Wenderungen auf diefem Gebiete herbei. Eine Befjerung erjchien 
vielmehr um jo jchwieriger, da die Neichsglieder, foweit fie die gewaltige 
Umwälzung überlebt, jtaatsrechtlich vollftändige Souveränetät erworben hatten 
und eifrig auf deren Aufrechthaltung bedacht waren. 

Was die Lage des Deutjchen Handels, der Induſtrie und Landwirth- 
Ichaft in jener F beſonders ſchlimm machte, war die Ueberproduktion, wozu 
ſich die Engliſche Induſtrie in den erſten Friedensjahren hinreißen ließ und 


de 
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das Streben derjelben, ihre Produkte auf den Deutfchen Markt zu werfen, 
wodurch. ein großer und in jeder Beziehung ſchädlich wirkender Schmuggel- 
Berfehr entjtand. Außerdem wurden diefe Mifftände noch durch die Englifchen 
Korngejege vergrößert, welche die natürlichjte Bezahlung der Englischen Fa— 
brifate duch Produkte Deutjcher Landwirthichaft hinderten. 

Was war natürlicher, als daß eine Verfammlung von Handelsleuten und 
Fabrifanten im Jahre 1816 fich mit einer Denkjchrift an den Bundestag 
wendete, um Abhülfe zu erhalten, daß aber außerdem durch die Preſſe die 
Nothwendigkeit eines Schuges gegen das Englifche Uebergewicht und die Noth- 
wendigfeit der Bejeitigung der Zollfchranten im Innern Deutjchlands hervor: 
gehoben wurde. 

Allerdings famen bei den Verhandlungen über die Feſtſtellung der Deutjchen 
Bundesverfafjung auch die Zollverhältnifje zur Sprache. Von Preußen wurde 
der Borjchlag gemacht, die gefammte Deutjche Zollverwaltung dem Bunde zu 
überweifen. Der Borjchlag fand indeß entjchiedenen Widerfpruch und Die 
Frucht der Verhandlungen war nur der Artikel 19 der Deutichen Bundesafte 
vom 8. Juni 1815, wonach die Bundesglieder fich vorbehielten, bei der erjten 
BZufammenkunft der Bundesverfammlung in Frankfurt wegen des Handels 
und Berfehrs zwiſchen den verjchiedenen Bundesitaaten in Berathung zu treten. 
Dieje Berathung fand im Jahre 1817 ftatt. Aber nicht einmal über den von 
Württemberg gejtellten Antrag, den zwifchen den einzelnen Bundesländern 
gefperrten oder jehr erjchwerten Verkehr mit Getreide und Schlachtvieh überall 
im Bunde freizugeben, fonnte man fich einigen. Troß erneuter Anregung im 
folgenden Fahre blieb die Sache beim Bundestage auf fich beruhen. Die Ber: 
fafjung des Bundes wie die Verhältniſſe der einzelnen Bundesjtaaten jchienen 
ein Bundeszollwefen unmöglich zu machen. 

Weder der Bundestag nody die im Winter 1819,20 eröffneten Minijter 
fonferenzen brachten aber die gehoffte Hilfe. 

Unterdejjen hatte auch Preußen für fich die Verbeſſerung der Zollverhält- 
nie begonnen und am 26. Mai 1818 ein Gefeß über die Zoll und Ber: 
brauchgjtener von ausländischen Waaren und über den Verkehr zwifchen den 
Provinzen des Staates erlafjen,') welches mit 1. Januar 1819 ins Leben 
trat und das ganze Zoll und Handelsweien gründlich umgejtaltete. Alle noch 
vorhandenen Binnenzölle wie die bisherige Accife von fremden Waaren wurde 
biedurch aufgehoben, die Zolllinie an die Grenze verlegt und ein allgemeiner 
Grenzzolltarif fejtgejeßt. 

Als nunmehr der Verfuch gemacht wurde, von Bundeswegen einen Zoll— 
verein zu gründen, jo twiderjegte fich gerade Preußen am ftärkjten und erklärte, 
daß nur Separatverhandlungen zwijchen den Bundesgliedern zum Ziele führen 
fönnten, da über Rechte, welche einzelne Bundesglieder aus einer anderen 
Duelle herleiten, al® aus der Bundesafte, niemals eine Entjcheidung von 
Bundeswegen getroffen werden diürfe.?) 

Nachdem auch auf den Wiener Konferenzen die, Anficht durchgedrungen 
war, daß alle materiellen Interefjen vom Bundestage auszufchließen jeien, 
wurde am 19. Mai 1820 zwifchen Bayern, Württemberg, Baden, dem Groß: 


9 Gejepfanml. von 1818 ©. 65 ff. — v. Feſtenberg-Packiſch a. a.D. ©. 124 ff. 
— Bebera. aD. S. 4 fi. 

9 Aa „Aus der Borzeit des Zollvereins“ ©. 35 und 86; v. Feſtenberg a. a. O. 
161 fi. 
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herzogthum Heſſen und Sachſen, den herzoglich Sächfischen Häufern, Nafjan 
und den Fürſtenthümern Neuß eine Konvention abgefchloffen, wodurch fich 
diefelben verpflichteten, binnen 3 Monaten in Darmjtadt Bevollmächtigte zu: 
ſammentreten zu lafjen, um dort den Abjchluß eines die fämmtlichen pazis- 
zirenden Staaten bindenden Vertrages auf bereits vereinbarten Grundlagen zu 
berathen.!) 

Diefe Berhandlungen, welche fi) von 1820 bis 1823 Hinauszogen, ver: 
liefen ohne Refultat; ebenfo auch weitere Verhandlungen, welche von 1823 
bis 1825 in Stuttgart ftattfanden,*) bis endlich nach langen Unterhandlungen 
zwifchen Bayern und Württemberg am 18. Jan. 1828 ein Bollvereinigungs- 
vertrag zu Stande fam, dem fich im Herbſte 1828 die Hohenzollern’fchen 
Fürſtenthümer anfchlofjen, fo daß mit 1. Januar 1829 die vertraggmäßigen 
Beitimmungen vollftändig in's Leben treten fonnten.?) Unterdejfen war aud) 
Preußen nicht unthätig geweſen und hatte e8 durch verfchiedene Verträge dahın 
gebracht, daß ſich Schwarzburg = Sondershaufen, Schwarzburg - ARudolftadt, 
Sadjen-Weimar-Eifenah, Lippe und Medlenburg:Schwerin*) bezüglich feiner 
vom Preußifchen Territorium umgebenen Gebietstheile dem Preußifchen Zoll- 
und Steuerſyſtem anſchloſſen, und denfelben nach langem Sträuben auch An- 
halt-Köthen durch einen Vertrag am 17. Juli 18285) folgte. 

Während auf diefe Weile Preußen nur langſam und unter ſchweren 
Kämpfen durch Zollanſchluß- (nicht Zollvereinigungs-) Verträge‘) zu einer 
theilweifen Arrondirung feiner Zollgrenze, fowie zur fefteren Begründung 
feines Syftems gelangte, hatte die Idee einer größeren, allgemeinen Zollver— 
einigung im Norden geringe Fortſchritte gemacht. 

Wenn auch in Breußen der Gedanke einer größeren Zolleinigung vor- 
handen war, fo erjchien fie damals den maßgebenden Kreifen bei dem Ueber: 
gewichte der Preußischen Verwaltung doch wohl immer ala ein Anfchluß an 
diefe und dachte damals ficher Niemand an eine Zollvereinigung mit allfeitiger 
gleicher Berechtigung, mit unabhängiger eigener Verwaltung und gänzlicher 
Wahrung der Einzelrechte, ſoweit fie bei der nothwendigen Einheit und dem 
gemeinfamen Intereſſe beitehen fonnten.”) 

Erſt durch den Abſchluß des Zollvereinigungsvertrages mit dem der Kon- 
bention vom 19. Mai 1820 untreu gewordenen Großherzogthum Hefjen vom 
14. Febr. 1828 hatte Preußen gezeigt, daß es unter Umftänden auch der: 
artige Verträge abzufchließen bereit jei und hatte mit demfelben den Grund 


1) Siehe Weber a. a. O. ©. 15; v. Feftenberg a. a. ©. ©. 174 ff. 
Weber a. a. D. ©. 16—47; v. Feftenberg a. a. O. ©. 176, 

8 Siehe das Nähere in Weber a. a. O. ©. 48—51; v. Feſtenberg a. a. O. ©. 
178 ff. 
*) Verträge v. 25. Dft. 1819, v. 24. Juni 1822, vom 17. Juni 1828, v. 9.17, Zuni 
1826 und v. 2, Dez. 1826, 

5) Siehe Weber a. a. O. ©. 53—62; v. Feftenberg a. a. ©. ©. 169 ff. 

6) Siehe den Unterjchied zwiſchen Zollanſchluß und Zollvereinigung in Roſcher's Schrift 
„Zur Bründungsgejhichte des Zollverein“, Berlin 1870, ©. 67. Die Anſchlüſſe Eleinerer 
Gedietätheile, welde von dem Gebiete größerer Staaten umſchloſſen find, an das Boll- 
und Handelsſyſtem der legteren begannen jchon, wie gezeigt wurde, im Jahre 1819. Ein 
Verzeichniß aller diejer Berträge und der angejhlojjenen Zandestheile 
it im Separat-Artikel I zum offenen Zollvereinigungs-Vertrage v. 22. März 1833 (WB. I 
der Verträge ©. 13) und zulegt im Art. 2 des Zollvereinigungs-VBertragd v. 16. Mai 1865 
(Bd. V der Verträge ©. 43) aufgeitellt. 

) Siehe Rofder a. a. O. ©. 66 ff.; Weber. a. O. ©. 61 fi. 
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zu einer größeren Bollvereinigung gelegt, die leider erjt nach harten Kämpfen 
im Jahre 1833 zu Stande fommen konnte.) 


') Es ift viel darüber geftritten und gefchrieben worden, wen der Gedanke der Boll. 
vereinigung, wie fie fpäter im Großen zur Ausführung kam, urfprünglic zuzufchreiben 
wäte Man hat die Preußiſche Regierung, Staatömänner, wie Maaßen, Eihhorn und Beuth, 
den Badiihen Staatsmann Nebenius, den Bollswirth Lift (Roſcher a. a. O. ©. 4) und die 
Baperiiche Regierung (Weber a. a. D. ©. 33), ja ſogar die öffentliche Meinung als Väter 
diefer Idee bezeichnet und in den Vordergrund geftellt. Mag der eine oder andere von den 
Genannten mehr oder weniger Verbienfte hierbei in Anjpruc nehmen können, fo viel jcheint 
fiber, dab ohne dad Zuſammenwirken der Regierungen bez. StaatSmänner mit den Gelehrten 
und der öffentlichen Meinung und ohne das dringende Bedürfnii der Deutichen Nation zu 
einer wirthichaftlichen Einigung, weder der Gedanke entjtanden, noch feine Durchführung je 
möglid gewejen wäre. Aehnlich wie bei der Errichtung des Deutihen Reiches viele Kräfte 
zuſammengewirkt haben, um die ſchon lange in der Nation lebende Idee zur Ausführung zu 
bringen, jo möchte aud) bei ber Gründung des Zollvereins ein ausſchließliches Recht auf die 
Autorihaft feinem allein zuzufprechen fein, ehe weitere Beweije hierfür vorliegen. Prof. von 
Ireitihfe glaubt zwar durch mehrere in dem 30. Bande der Preuß. Jahrbücher von 1872, 
Seit 4—6 abgedrudten Aufjäge über die „Anfänge des Zollvereins“ den Beweis geliefert zu 
baben, daß die Gründung des Zollvereines Preußens (König Friedrich Wilhelm II., Eihhorns, 
Mop und Maſſens) Verdienjt allein fei, dem gegenüber wird man aber, ohne die großen 
Verdienite Preußens um dieje That leugnen zu wollen, —— anführen können. 

Der Gedanke einer wirthſchaftlichen Einigung Deutſchlands (aljo nicht eines 
Zollvereind nach Preußiſchem Mufter) war bereits bei ber ei weg De Deutfhen Bundes 
vorhanden; diefer Gedanke wurde immer weiter verbreitet und das Bedürfnii einer ſolchen 
Einigung immer fühlbarer. Verſchieden waren nur die Anfichten darüber, wie diefer Gedanke 
zur Ausführung zu bringen wäre. Während ein Theil, wie Nebenius (nah Roſcher „Zur 
Fründungsgeſchichte des Zollvereins” S. 19 ff.) und Lift (defien gefammelte Schriften Bd. I, 
5.36) mit Hilfe des Bundestages und einer, von der Bundesverfammlung abhängigen 
Jntralverwaltung die Sache ind Werk jegen wollten, follte nad der Anficht der Preuß. 
StaatSmänner durch Berträge der Staaten unter einander eine wirtbichaftliche Einigung 
erreicht werden, zugleich aber wollte man hiedurch die vertragihließenden Staaten bis zu einem 
ꝓwiſſen Punkte in das politiihe und administrative Syitem Preußens verweben, mas aus 
der Denfichrift W. v. Humboldt3 v. 30. Sept. 1816 (Preuß. Jahrbücher 1872 ©. 417) und 
aus der Eichh or n'ſchen Inſtruktion v. 25. März 1828 (a. a. O. ©. 421 und 460) deutlich 
dervorgeht. Das heißt —— wollte ſein Zollſyſtem mittelſt der Verträge auf die andern 
Staaten ausdehnen, wobei eine preußifhe Zentralbehörde den Mittelpunkt der wirth- 
iheitlihen Einigung bilden follte (j. Preuß. Jahrb. 1872 ©. 447, Roſcher a.a.D. ©. 21, 
Aegidi Nr. 1 der Zeitichrift „Zollverein“). Alle diefe Anfichten weichen wejentlih von den 
dauptgrundjägen der fpäteren Hollvereinsverfafiung ab. Grundprinzipien des Zollverein 
enthält jedoch fchon zum Theile die Punktation, welche der Konvention zu Grunde lag, die 
am 19, Mai 1820 —— Bayern, Württemberg, Baden, Hejlen-Darmftadt, den herzoglid) 
hfiihen Häufern, Naſſau und den fürftlic) Preutiifchen Häujern abgeihtoffen wurde. Huber, 
dem aber find Keime der Zollvereinsorganifation in dem zwiſchen Bayern und Württemberg 
cm 18. Yan. 1828 abgeichlofjenen Zollvereinsvertrage enthalten (Näheres in Aeg id i „Mus der 
Vorzeit de8 Zollvereins“ S. 90 u. Weber „Geſchichte des Zollvereins“ ©. 15 u. 51). Uebrigens 
wurden durch letzteren Vertrag erjt die Bedenken der Preußiſchen Regierung bejeitigt und der 
om 14. Febr. 1828 zwifchen Preußen und Heflen-Darınftadt abgefchlofiene Zollvereinsvertrag 
emmögliht. (S. Roſcher a. a. D. ©. 69). Daß diefe beiden Zollvereine zum großen Zoll« 
reine fi) verbanden, ift anerfanntermaßen das Verdienft einer Süddeutichen Regierung, wie 
von Treit ſchke felbit zugeitanden wird (j. Preuß. Jahrb. 1872 ©. 548 u. 550). Preußen 
Iieh fi aber hierauf hauptfächlich deßhalb ein, um den Mitteldeutihen Sonderbund zu zer: 
tören. Uebrigens fahen beide Theile ein, daß der bisherige Zuftand unhaltbar gewordeu 
fa (ij. preuß. Jahrb. 1872 ©. 548 und 648). 

Preußens Berdienft um die Gründung des großen Zollvereins ift hienach, auch 
abgeſehen davon, daß bei der Größe und zerjtreuten Lage des preuhifchen Gebietes jede 
gröhere Vereinigung deutſcher Staaten ohne Preußen unmöglich geweſen wäre, jedenfalls der 
aröhte, doch wird durch eine Note des Preußiſchen Miniſters v. Eihhorn dom 7. Febr. 
1834 an die Geſandtſchaft in Darmftadt ausdrüdlic hervorgehoben, day niht Preußen, 
Pondern der übereinftimmende Wille der Souveräne den Zollverein 
gegründet habe. (S. Roſcher a. a. ©. ©. 57 u. preuf. Jahrb. 1872 ©. 669.) 
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Diefe Kämpfe wurden befonder3 dadurch hervorgerufen, daß die meiften 
fleineren, noch in feiner Zollvereinigung ftehenden, Staaten der Ausdehnung 
des Preußiichen Zollſyſtems, theil® aus Abneigung gegen die Preußischen 
Tarif: und Verwaltungsvorjchriften, theils aus Furcht vor dem iübertiegen- 
den Einfluffe Preußens und der ihnen drohenden Abhängigkeit widerſtrebten, 
außerdem aber war von Einfluß, daß die größeren Europäifchen Staaten, 
wie Defterreih, England und Franfreih mit Ungunft die Ausbreitung des 
Preußifhen Zollſyſtems und Einfluſſes betrachteten und größere politische 
Abfichten dabei vermutheten. 

Alle diefe Elemente vereinigten fi in dem Beltreben, jeden größeren all: 
gemeinen Zollverband in Deutſchland zu verhindern und deshalb zwischen 
dem füdlicyen und nördlichen Verein ein Mittelglied einzufchieben, das nicht 
blos deren Vereinigung hindern, jondern auch die bisherige Zerriljenheit und 
Abfonderung in eind gewiſſe Form von einiger Dauer bringen follte.') 

Den Ausdruck diefer Beitrebungen bildete die am 21. Mai 1828 zwiſchen 
Hannover, Kurheſſen, Sachjen, den Sächſiſchen Fürftenthümern, Braunjchweig, 
Naſſau, den Schwarzburgifchen und Reußiſchen Häufern und den freien 
Städten Frankfurt und Bremen abgejchlojjene Präliminar-Konvention, wonad) 
fi) diefe Staaten auf Grund des Artifel 19 der Bundesafte verpflichteten, 
während der nächjten drei Fahre feinem fremden Zollverbande einfeitig bei: 
zutreten, ihre Tranfitabgaben während diefer Zeit nicht zu erhöhen und bis 
zum 15. Auguſt 1828 nach Kaſſel Kommifjarien zu weiteren Verhandlungen 
abzuordnen. Das Refultat diefer Verhandlungen war ein auf 6 Fahre ge: 
ichlofjener Vertrag vom 24. September 1828,?) der jedoch außer den erwähnten 
Verabredungen faum irgend eine Beltimmung von allgemeiner Bedeutung 
enthielt.?) 

Auch die Sächſiſchen, Schwarzburgifchen Häufer vereinigten fih am 
29. September 1828 zu. einer induftriellen und kommerziellen Gemeinjchaft, 
welche den Namen einer Zollvereinigung ebenfalls nicht verdiente. 

Beide Verträge waren jedoch nicht von langer Dauer, denn am 9. De 
zember 1829 und am 11. Februar 1831 ſchloſſen das Fürftenthum Neuß 
und Sachſen-Weimar LZollverträge mit Preußen und am 25. Auguft 1831 
folgte Kurheſſen, das fich mit Preußen und Heſſen-Darmſtadt zu einem Zoll: 
vereine verband.*) 

Hierdurch war der mitteldeutfche Verein zerjprengt, die Möglichkeit zu 
einer Zolleinigung zwijchen dem Süden und Norden Deutjchlands bedeutend 
vergrößert und in den Vordergrund getreten. Außerdem war man in Bayern 
und Württemberg immer mehr zu der Weberzeugung gelangt, daß das füd- 
deutsche Zollgebiet, weder in finanzieller, noch in wirthichaftlicher Beziehung 
genüge, zumal Baden zum Beitritte nicht zu bewegen war.?) Unter diefen 


) Weber a. a. O. ©. 65 ff. 

2) Im Jahre 1829 wurde derſelbe bis 1841 verlängert, 

s), Weber a. a. DO. ©. 68 ff.; dv. Fejtenberg a. a. O. ©. 179 fi. 

* Der Eimbeder Zollvertrag vom 27. Mai 1830 zwijchen Hannover, Kurheſſen, Olden— 
burg und Braunſchweig fam nidyt zur Ausführung. Die Beichwerde Hannovers, Braun« 
ihweigs, Oldenburgs, Nafjaus, Frankfurts und Bremens beim Bundestage wegen Berlegung 
des Vertrages vom 24. Sept. 1828 durdy Kurbefien u. a. hatte feinen Erfolg. (vd. Feiten- 
.. a. a.D. ©. 181 ff; Weber a. a. O. ©. 84 ff.; Preuß. Jahrb. 1872 Dezember 

. 676.) 

8) Ueber Badens jog. negative Berdienfte um den großen Zollverein ſ. Roſcher, „Zur 
Gründungsgefchichte des Zollvereins“ ©. 25 ff.; Weber a. a. ©. ©. 119 ff.; Preuß. Jahrb. 
1872 Dez. & 681, 
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Umſtänden wurde zu Anfang des Jahres 1829 durch die im Einverſtändniß 
von Bayern und Württemberg erfolgte Abordnung des Frhru. v. Cotta der 
Verſuch gemacht, eine Annährung an den Norddeutfchen Verein herbeizu- 
führen, welche bald zu dem Refultate führte, daß am 9. März 1829 Ver- 
bandlungen in Berlin begannen, welche bereits am 20. März fo weit gediehen 
waren, daß den Bayerifch-Württembergijchen Abgeordneten der Entwurf. zu einem 
Haupt: und Separat-Bertrage nebjt erläuternden Beilagen übergeben werden 
konnte, 

Auf Grund diefer Entwürfe fanden weitere Verhandlungen ftatt, twelche 
am 27. Mai 1829 mit einem Zollvertrage gejchloffen wurden, deſſen Ratifi— 
fationen am 15. Juli bereit3 ausgewechjelt wurden.) Diejer Vertrag, durch 
den ein großer Fortjchritt zur Zolleinigung gemacht wurde, war unverkennbar 
der Borläufer und Keim zu einer noch innigeren Bollvereinigung; denn 
abgeſehen davon, daß fich beide Vereine erhebliche Hollerleichterungen zuge⸗ 
ſtanden, verpflichieten ſie ſich auch, ihre Zoll-Syſteme immer mehr in Ueber— 
einſtimmung zu bringen und durch Bevollmächtigte jährlich einmal die Mittel 
zur Befeftigung und Erweiterung dieſes Vertrages zu berathen. 

Leider blieb damals noch die öffentliche Meinung Hinter der Einficht der 
Regierungen zurüd, und wurden auch die bei Bildung des mitteldeutichen 
Vereins thätigen Elemente wachgerufen. Jedoch umfonft. 

Die unverkennbar großen Bortheile diejes Vertrages hatten, wie bereits 
erwähnt, bald das FürftenthHum Neuß und Sahjen-Weimar, ſowie Kurheſſen 
zum Abjchluffe von Zollverträgen mit Preußen veranlaßt; e8 war aber aud) 
das Königreih Sachſen im Auguſt 1830 mit dahin gehenden Vorjchlägen 
bervorgetreten, welche jedoch aus mehreren Gründen erjt ſpäter zu einem 
Rejultate führen Fonnten.?) Inzwiſchen wurden die Verhandlungen wegen 
vollftändiger Zolleinigung zwijchen dem Preußiſch-Heſſiſchen und Bayerijch- 
Württembergifchen Vereine ununterbrochen fortgejegt und jchon am 15. Febr. 
1332 von der Preußifchen Regierung der Entwurf eines Zollvereins-Vertrags 
vorgelegt, der zwar noch manche Bedenfen ) erregte, aber doch nad) den Ver: 
bandlungen eines Jahres am 22. März 1833 zur Unterzeichnung eine Zoll: 
bereinigungsvertrages führte. *) 


2. Erſte Periode des Zollvereins 1834—1841, 


Mit der Berfhmelzung beider Bollvereine zum großen 
Zollvereine war der Sieg der Boll: und Handelseinigung 
unter den Hauptjtaaten Deutſchlands gegenüber der Abjonderung 
entihieden.?) 

Bis zum 1. Januar 1834, an welchem die Zolleinigung eintrat, ſchloſſen 
ih noch Sacjen) (Vertrag vom 30. März 1833) und die zum Thüringis 
ihen Vereine durch Preußen vereinigten Staaten?) dem großen Zollvereine 


1) Siehe das Nähere in Weber a. a. O. ©. 73ff.; v. Feiten 

N Webera.adD. ©. 85 ff; v. Beftenberg a. a. D. ©. 

s) Siehe Weber a. a. O. ©. 94 f.; dv. Feſtenberg a. a. 

9 Außerdem wurde am 11. Mai 1833 ein Bo lffartel ab 
und nad) alle Vereinsſtaaten beitraten. — iſt noch gültig. 

Vreuß. Jahrbücher 1872 Ber. S. 648. 

© Siehe das Nähere in Weber a. a. O. ©. 9 ff. 

) Berträge v. 10. u. 11. Mai 1833; ſiehe eh a. a. 
ſtehung dieſes Bereines u. v. Feitenberg a. a. O. ©. 195 ff. 





ıberg a. a. O. S. 184 ff. 
192 fi 

©. ©. 185 ff. 
geihlojjen, dem nad) 


D. ©. 99 ff. über die Ent- 
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an, der nunmehr eine Ausdehnung von 7730 Q.Meil. mit 23,478,129 Ein: 
wohnern erhielt. 

So groß die Spannung war, mit welcher ganz Deutjchland den Ergeb: 
niffen der Berliner Verhandlungen entgegenfah, jo groß war denn auch einer: 
feit3 die Befriedigung , andererjeit3 aber der Aerger und die Agitation der 
Gegner, welche die Nachricht von der großen Bollvereinigung ') herporrief. 
Lebtere waren jedoch vergeblih, denn ſchon in den nächjten Fahren erfolgte 
eine wefentliche Erweiterung des Zollverein? durch den Beitritt des Land» 
gräflich-Heſſiſchen Oberamtes Homburg durch Vertrag vom 20. Febr. 1835, 
des Großherzogthums Baden durch Vertrag vom 12. Mai 1835*), des Herzog: 
thums Nafjau dur Vertrag vom 10. Dezember 1835,°) der freien Stadt 
Frankfurt durch Vertrag vom 25. Januar 1836 *) und mehrere Zollanjchlüfje 
kleinerer Deutſcher Gebietätheile, wodurch der Verein auf 8110 D.-Meilen 
mit 26,048,970 Einwohnern heranwuchs. 

Bon den nicht zum Vereine gehörigen Staaten hatten unterdefien Han- 
nover, Braunschweig und Dldenburg durch Vertrag vom 1. Mai 1834 und 
7. Mai 1836 den fogenannten Steuerverein gebildet?), der mit Rückſicht 
auf die Lage, Sitten und volfswirthichaftlichen Verhältniſſe diefer Länder 
einen niedrigen Bolltarif einführte. 

Die erite Periode des großen Zollvereins, welche bis 1. Januar 1842 
feftgefeßt war,°) verlief ziemlich ruhig, Vor allem wurden durh Voll— 

ugsfommiffionen, welche zu München 1834 und zu Karlsruhe 1835, 
— und Frankfurt aM. 1836, zuſammentraten, die Organiſations— 
pläne und nothwendigen Verwaltungsmaßregeln verabredet und feitgejeht.”) 

Die General: ZolleKonferenzen, welde zur weiteren Ausbildung 
des Vereins durch ihre jährlichen Berathungen beitragen follten,®) traten 
gleichfalla in Thätigfeit und et innerhalb dieſer Vertragsperioden 1836 
in München und Dresden, 1839 und 1841 in Berlin ihre Sigungen ab, 
deren Refultate in Protofollen niedergelegt wurden.?) 

Die wichtigfte Aufgabe der erjten General-Boll-Konferenz mar 
außer der Reviſion des Zolltarifs die Vereinbarung der gemeinfchaftlichen 
a die Handelsverhältnife mit der Schweiz, der Preußiſche 

einoftroi. 

Die zweite General:Konferenz beichäftigte fi vor allem mit der 
definitiven Abrechnung für dag erfte Quartal 1834 und ohne Refultate mit 
der Nübenzuderbejteuerungsfrage; außerdem wurde aber eine Münzfonferenz 
abgehalten, welche die Münzfonvention vom 30. Juli 1838 vereinbarte. Die 
Dritte General-Zoll-Konferenz beſchäftigte fi) beſonders mit Ab- 
fafjung eines neuen Tarifs, welcher nebjt dem Waarenverzeichniffe und einem 
Begleitjcheinregulativ vereinbart wurde. Auch die definitiven Mbrechmungen 


1) Siehe das Nähere in Weber a. a. D. ©. 104 ff. 
N Weber a. a. D. ©. 119 ff; v. Feitenberg a. a. ©. ©. 197 ff.; Preuß. Jahrb. 
1872, Dez. ©. 681. 
2 eber a. a. D. ©. 137 ff.; v. Feftenberg a. a. ©. ©. 199 ff. 
9 Weber a. a. ©. ©. 130 ff.; v. Feſtenberg a. a. D. ©. 201 ff. 
5) Weber a. a. D. ©. 278 ff. 
Siehe Art. 41 des Vertrages von 1883, 
Siehe Prot. derjelben in Bd. I u. II der Vertr. 
9) Urt. 33 des Bertragd v. 22. März 1833. 
) Weber a. a. O. ©. 148 fi. 
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der Borjahre wurden erledigt. Keine Nefultate wurden bezüglich der Rüben: 
zuderfrage, der Preußifchen Rheinzölle und des Weinrabattes erzielt. 

Auf der vierten General:KRonferenz bildeten Verwaltungsfragen 
über Anwendung des Tarifs, Auslegung der Zollordnung, die Zollabrechnung, 
Feſtſetzung von Baufchjummen und die Vereinbarung eines Niederlageregulativg 
die wichtigften Gegenjtände der Berathung. 

Mit auswärtigen Staaten fchloß der Zollverein in diefer Periode mehrere 
Zoll und Handelsverträge ab und zwar mit Holland am 3. Juni 1837 und 
21. Januar 1839,') mit England am 2. Mai 1841,?) mit Griechenland am 
12. Auguſt 1839) und mit der Türfei am 22. Dftober 1840.) 

Sowohl die wirthfchaftlichen als auch die politiichen Ergebnifje der erſten 
Bereinsperiode erregten allgemeine Befriedigung und es ift zum großen Theile 
der taftvollen Haltung der Preußischen Regierung, welche das Prinzip der 
Gleichberechtigung und Selbjtändigkeit der einzelnen Staaten in feiner Weile 
verlegte und auch gegenüber dem Auslande bemüht war, diefe Grundfäße des 
Vereins zur Geltung zu bringen, zu danken, daß der Zollverein im rs umd 
Auslande fich die allgemeine Anerkennung erwarb.) 

Der neue Vertragsabfchluß, welcher vor dem 1. Januar 1842 einzutreten 
hatte, war dennoch wegen einiger Forderungen der Preußiſchen Regierung, 
welche in einer Denkichrift vom 22. Dezember 1839 niedergelegt waren und 
zum Theil nur auf Präzipua gerichtet waren, mit einigen Schwierigkeiten ver- 
fnüpft.) Dennoch famen nach fjechsmonatlihen Verhandlungen die neuen 
Verträge und Bereinbarungen?) zu Stande und wurden am 8. Mai 1841 
unterzeichnet. Der Verein war auf weitere 12 Jahre zur allgemeinen Zus 
friedenheit gefichert, die Eintracht unter den Vereins-Staaten hergeftellt und 
die Hoffnung auf eine weitere gedeihliche Entwicklung des wirthichaftlichen 
Lebens der Nation neu begründet. 

Unterdeffen fchloffen fi) Braunfchweig durch Vertrag vom 19. Dftober 
1841, die Grafihaft Schaumburg durch Vertrag vom 13. November 1841 
an den Zollverein und das Fürſtenthum Lippe-PByrmont und Lugemburg?) 
dur Verträge vom 18. Dftober, 11. Dezember 1841 und 8. Februar 1842 
an das Zollſyſtem Preußens an. 

Der Verein war nunmehr auf 8245 D.-Meilen mit 28,498,136 Ein- 
wohnern angewachſen. 


) Siehe Weber a. a. ©. ©. 151 ff 
2, Siehe Weber a. a. D. ©. 168 ff 
) Siehe Weber a. a. ©. ©. 173 fi 
9 Siehe Weber a. a. O. ©. 175 fi. 
5 v. Fejitenberg a. a. D. ©. 209. 
°) Siehe Weber-a. a. O. ©. 178 ff.; v. Feftenberg a. a. D. ©. 251 fi. 


) Siehe Weber a. a. D. ©. 198 ff. 

9 Der Bertrag mit Quremburg differirt in fofern wejentlih von den übrigen An: 
ichlußverträgen, als die eigenthiümliche Srellung diejes Landes und die Rüdfiht, daß dur 
den Anſchluß die Niederländiiche Negierung nicht etwa ein Mittel erlangen fünne, auf die 
Zollpolitit des Vereins einzumirken, bejondere Bejtimmungen nothwendig madten. Darum 
erhielt Quremburg feine Stimme im Vereine, jondern wurde durch Preußen vertreten, die 
Zolldireltion wurde einem Preußiſchen Beamten übertragen und unter das Preuß. Minifterium 
eftellt, außerdem aber auch preufiiche Zollbeamte in der dortigen Verwaltung berivendet. 
Siehe in Weber a. a. O. ©. 205 und Abjchn. III Ziff. U Nr. 2 über das Verhältniß 
Luxemburgs zum Zollverein.) 
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3. Zweite Periode des Zollvereins 1842— 1852. 


So friedlich die erjte Periode der Bereinigung im Allgemeinen verlaufen 
war, jo ftürmifch jollte die zweite durch den * den Freihändlern und 
Schutzzöllnern entbrannten Kampf, und durch die politiſchen Ereigniſſe der 
Jahre 1848 und 1849 werden. 

Der durch die Schutzzölle bewirkten Erſtarkung der Deutſchen Induſtrie 
und den größeren Abſatz derſelben im Zollvereine ſtand die Abnahme des 
Imports fremder Waaren entgegen und veranlaßte einerſeits das Verlangen 
nach Herabſetzung oder Aufhebung der Schutzzölle, andererſeits die Bekämpfung 
dieſes Verlangens. 

Hauptgegenſtände der Diskuſſion waren die Eiſen-, Baumwollgarn- und 

Wollwaaren⸗Zölle. 
Die mt der im Jahre 1842 zu Stuttgart tagenden fünften 
General:Konferenz waren troß vieler Debatten jehr gering und beitanden 
nur in einigen Modifikationen des Tarifs und einer Erhöhung der Rüben: 
zuderfteuer,') außerdem waren Retorfionsmaßregeln gegen Frankreich in Bezug 
auf einige Eingangs: BZollfähe verabredet worden.?) 

Auf der ſechſten General=Konferenz, welche 1843 in Berlin ftatt- 
fand, wurden refultatlos Anträge wegen Erhöhung der Garn» und Eijenzölle 
geftellt ; die wichtigiten Ergebniffe derjelben waren aber eine wejentliche Wer: 
ER; des Tranfitzolltarifs, die Vorbereitung eines Münzkartels, die defi— 
nitive Abrechnung für 1840 und 1841, die Vereinbarung eines Gejeges für 
die Nübenzucderbeftenerung und eine neue Normirung der Gifenzölle >) Da: 
zwijchen wurde nach längeren BT am 1. September 1844 ein 
Handelsvertrag mit Belgien abgejchlofien.*) 

Bon der im Jahre 1845 zu Karlsruhe tagenden fiebenten General- 
Konferenz hatte man bezüglich der Tariffrage enticheidende Beichlüfje er- 
twartet, jedoch umfonft. Die Gegenſätze zwiſchen Schußzoll und Freihandel 
waren zu jchroff, als daß eine Vereinbarung möglich geweſen wäre. Das 
Refultat der Konferenz waren daher nur einige Tarifänderungen untergeord- 
neter Natur. 

Auch über die Nübenzucderfteuer, das Münzkartel wurden Beſchlüſſe gefaßt 
und die Unterjchleife bei den fortlaufenden Konten in Leipzig lebhaft befprochen, 
ohne zu einem Beſchluſſe deßhalb zu gelangen. 

Die Preußische Regierung richtete, durch den Ausgang diefer General: 
Konferenz veranlaßt, Anfangs 1846 an alle Vereinsregierungen eine Denke 
fchrift bezüglich der Tarifirung von Baumwoll- und Leinen-Garn, worin ein 
neues Syſtem hiefür vorgefchlagen war. Nachdem fich alle Regierungen zu 
erneuten Erörterungen bereit erklärt hatten, wurde die achte General: Kon- 
ferenz 1846 in Berfin anberaumt. 

Die Refultate diefer jehr kurzen Konferenz waren hauptjächlich Berein- 
barungen wegen der Garnzölle, Aufhebung und Ermäßigung einiger anderer 
Zölle, die definitive Abrechnung für die legten Jahre und konnten als günftig 
bezeichnet werden. Das Jahr 1848 mit feinen erfchütternden Stürmen hat 
die Organifation des Zollvereins wenig berührt. Eine in diefem Jahre nad 


*) Diefelbe war durch Uebereinkunft dv. 8. Mai 1841 eingeführt worden. 
Siehe Weber a. a. ©. ©, 214 ff. 
Siehe Weber a. a. D. ©. 219 ff. 

*) Siehe Weber a. a. D. ©. 206 ff. 
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Frankfurt berufene Konferenz von Zoll-:Bevollmächtigten hatte feine Nefultate 
von Bedeutung und ging 1849, nachdem fie ihre Beſchlüſſe in mehreren Pro: 
tofollen niedergelegt hatte, wieder auseinander. Der Ausgang der Bewegungen 
der Jahre 1848 und 1849 hatte jedoch durch die eigenthümliche Stellung 
Dejterreih® und Preußens zu einander das politifche Element in den Boll 
verein gebracht, welches bald eine neue, jehr bedenkliche Krifis herbeiführte.') 

In Defterreich, das in der erften Periode des Zollvereins die Verſuche 
auf denjelben einzumirfen aufgegeben hatte, fahb man in den Mer Jahren 
immer mehr ein, daß dieſer Verein mit feiner gewaltigen wirthichaftlichen Ent: 
twidelung in der Hand Preußens einen kräftigen Hebel zur Erjchütterung der 
Suprematie Dejterreihs in Deutichland bilde und glaubte deßhalb die zu— 
wartende Stellung gegen den Bollverein ändern zu müfjen. Dejterreich machte 
deßhalb im Jahre 1849 Vorfchläge zu einem Zoll, Handels» und Schifffahrt: 
vertrage und glaubte auf der neunten ZolleKonferenz im Jahre 1850 
zu Kafjel die ‚Gelegenheit zur Erörterung feiner Vorſchläge zu finden, bei 
denen ed von einigen Negierungen unterjtügt werden ſollte. Das Refultat 
bejtand jedoch nur in einem Bejchluffe, daß Preußen, Bayern und Sachſen 
als Grenzitaaten die Verhandlung mit Defterreih Namen? der übrigen 
Staaten zu führen hätten. Die Konferenz felbft wurde vertagt und nach dem 
Ausbruch der politifchen Krifis, welche mit den Verhandlungen zu Olmüß 
und Dresden geendigt hatte, nach Wiesbaden verlegt. Es gelang hier nad) 
langen Verhandlungen, noch einige Nefultate zu erzielen und zwar die Ver— 
einbarıng eines Regulativs für die Zollabfertigung des Eifenbahnverfehrs, 
bezüglich der freien Niederlagen in den Seejtädten und einige Tarifveränder: 
ungen. ?) 

Nunmehr mußte Preußen bedacht fein, den Einfluß Defterreich® auf den 
Zollverein zu paralyfiren und feine eigene Handelspolitifche Stellung in dem: 
jelben zu befejtigen. Es jchloß zu Ddiefem Ende noch vor Ablauf der mit 
1. Januar 1854 endigenden zweiten WVereinsperiode am 7. September 1851 
einen Bollvereinigungsvertrag mit Hannover, dem durch Zufagverträge vom 
25. September 1851 und 1. März 1852 Schaumburg=tippe und Oldenburg 
beitraten.?) 

Diefe BVerträge, durch welche den Staaten des Steuervereind Durch 
Präzipuen eine Begünftigung zu Theil geworden war und bedeutende Tarif: 
Ermäßigungen verabredet worden waren, riefen bejonders in Süddeutjchland 
eine lebhafte Oppofition hervor, jo daß Preußen fih am 15. November 1852 
veranlaßt ſah, den Zollvereing-Bertrag mit 1. Januar 1854 zu kündigen, um 
deſto leichter feine Abfichten Durchzufegen.*) 

Nah Ichwierigen Berhandlungen wurde endlich am 19. Februar 1853 
ein BZolle und Handelövertrag mit Dejterreich und am 4. April 1853 ein 
neuer BollvereinigungsBertrag auf weitere 12 Jahre abgejchlofjen.?) 

Auf diefe Weife war nach mehrjährigem Hader wieder Friede im Zoll: 
verein, der auf 9040 D.-Meilen mit 35 Millionen Einwohnern angewachien 

N) Eiche Weber a. a. ©. ©. 231 ff.; v. Feitenberg a. a. O. ©. 291, 

2, Eiche Weber a. n . 257 ff.; v. Feſtenberg a. a. D. ©. 299 fi. 

a. X, 
(d+ 
D. 





g) 


) Siehe Weber 272 ff. ; ſiehe auch dajelbjt die Geſchichte des Steuer: 
vereind; v. Feſtenberg . ©. 8312. 

9 Siche Weber a. . 801 ff.; v. Feſtenberg a. a. ©. 316 ff. 

d) Eiche Weber a. a. ©. ©. 312 ff.: Die Konferenzen zu Wien, Darmitadt, Berlin; 
S. 327 ff.: „Die Verhandlungen zwiihen Preußen und Dejterreih”; ©. 337 ff.: „Die 
neuen Bollverträge v. 4. April 1853“; v. Feſtenberg a. a. ©. ©. 317 ff. 
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war, eingetreten und ein Berhältniß zu Defterreich hergeftellt, das deffen Stellung 
zum Berein auf längere Zeit firirte. Die Preußifche Regierung ſchritt num 
alsbald m. Ratififation der Verträge zu den Vorbereitungen der zehnten 
GeneralsKonferenz, welche am 6. Juni 1853 in Berlin zufammentrat. 
Das praftifche Refultat diefer ziemlich langen Konferenz war ein geringes 
und reduzirte ſich hauptſächlich auf Feſtſtellung des Tarifs, des Waarenver- 
zeichniffes und der Zuderjteuer, auf ein Negulativ für die freien Niederlagen, 
einiger untergeordneten Verwaltungsmaßregeln u. a.) 


4. Dritte Periode des Zollvereins von 1854— 1865. 


Die elfte General-Konferenz zu Darmftadt im Jahre 1854 erzielte 
mehrere Tarifänderungen, Verabredungen wegen der Riübenzuderfteuer, die 
Beichlüffe bezüglich des Verkehrs mit Defterreih u. a. Außerdem wurden 
eefelies Abrechnungsgefchäfte der Vorjahre und die Baufchfummenetats feft- 
gejtellt.?) 

Die zwölfte GeneralsKonferenz, welche im Jahre 1856 zu Eiſenach 
eröffnet und jpäter nach Weimar verlegt worden war, führte zwar zu aus» 
führlihen Verhandlungen über die Tabadbefteuerung, die Eifenzölle und den 
MWeinrabatt, aber nur zu Befchlüffen über die Ermäßigung der Getreidezölle, 
die Zollabfertigung des Eijenbahnverkehrs, die Kommerzialftatiftif und Die 
laufenden Konten.?) 

Unterdefjen war durch den Vertrag vom 26. Yan. 1856 die freie Hanfe- 
ftadt Bremen mit einem Theile ihres Gebietes dem Zollvereine beigetreten 
und war durch Urt. 6 diefes Vertrages die Errichtung eines zollvereinsländifchen 
Hauptzollamtes in Bremen verabredet worden, das am 1. Januar 1857 ins 
Leben trat.*) 

Sehr gering waren die Refultate der dreizehnten Generalfonferenz 
im Jahre 1858 zu Hannover. Es wurden Abrechnungsgeichäfte und einige 
Tariffragen erledigt und font hauptſächlich Gegenjtände der Verwaltung von 
untergeordnetem Intereſſe regulirt.?) 

Die am 5. Juli 1859 zu Harzburg eröffnete und Ende dieſes Jahres 
nad Braunfchweig verlegte vierzehnte Generalfonferenz hatte einen 
neuen BZolltarif nebft Waarenverzeichniß zu berathen, außerdem wurden aber 
hauptfächlich nur noch Abrechnungsgeſchäfte bejorgt und Bejchlüfje über weniger 
wichtige Berwaltungsgejchäfte erledigt. Diele wichtige Anträge fanden nicht 
die alljeitige Zuftimmung.®) 

Noch ehe die fünfzehnte und legte Generalfonferenz zufammentrat, drohte 
eine neue, jehr bedenkliche Krifis den Hollverein in Frage zu jtellen. Frank— 
reich, das feit dem Beftehen des Zollvereins ſchon öfters erfolglos Verſuche 
zur Anknüpfung von Handelsbeziehungen gemacht und am 23. Januar 1860 
mit England einen Handelsvertrag abgejchloffen Hatte, der jo weit gehende 
Reformen enthielt, daß für alle übrigen Staaten hierdurch eine Art Nöthigung 
zum Abjchluffe von Handelsverträgen entjtand, ließ im Juni 1860 direkt in 


Weber a. a. D. ©. 347 fi. 

2) Siehe Weber a. a. D. ©. 249 ff. 

3) Desgl. ©. 8351 f 

6. * IV der Verträge ©. 340 ff. u. auf ©. 409 $ 19 des Hauptprot. der Boll- 
zugäfommilfion. 

5) Weber ©. 358 ff. 

6) Desgl. ©. 355 ff. 
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Berlin feine Geneigtheit zur Eröffnung kommerzieller Verhandlungen mit dem 
Bollverein fund geben.) Am 15. Februar 1861 wurden die Verhandlungen 
eröffnet und bereit3 im April desjelben Jahres theilte die Preußifche Regierung 
den übrigen Vereinsregierungen die Franzöfiihen Vorſchläge in einer Denk— 
ſchrift vom April mit, welcher zwar fein ande wohl aber eine 
Darlegung der hierauf bezüglichen Vorausſetzungen, eine Erörterung der wid): 
tigeren Tarifpofitionen, eine vergleichende Weberficht der Franzöſiſchen, Eng— 
lichen und Bereinstarife und der Entwurf einer Uebereinfunft über den gegen- 
jeitigen Schuß der Rechte an literarifchen Erzeugniffen und Werfen beigefügt 
war.) Die Aeußerungen der PVereingregierungen famen bereit? im Mai 
nah Berlin. Ein Verlangen Bayerns auf eine Spezialfonferenz in Berlin 
zur Berathung des Bertrage® wurde von Preußen abgewiefen. Unterdeſſen 
war auch Dejterreih auf Grund des Februarvertrages von 1853 mit einer 
Denkichrift vom Sept. 1861°) hervorgetreten und hatte bejtimmte Vorſchläge 
zu einer näheren Bollvereinigung gemacht und es begann allerwärts eine 
Agitation für und gegen einen Handelsvertrag mit Frankreich. Während dem 
hatte man fich in Berlin, wohl befonders aus politischen Gründen, für den 
unverweilten Abjchluß des Vertrages mit Frankreich entfchieden und Diejes 
der Franzöſiſchen Regierung befannt gegeben‘) Am 29. März 1862 erfolgte 
denn auch die Baraphirung eines Handelsvertrages, eines Schifffahrtövertrages, 
einer Webereinfunft wegen der Abfertigung des internationalen Verkehrs auf 
Eijenbahnen und einer jolchen wegen des gegenfeitigen Schußes von literarijchen 
Erzeugnijjen und Werfen der Kunft, zu Berlin, und . Birfulardepejche 
vom 3. April 1862 theilte die Preußische Regierung den Vereinsregierungen 
dieje Rejultate zur Aeußerung mit.) Die Sächſiſche Regierung erklärte —* 
ſofort zuſtimmend, während Bayern und Württemberg mit ihrer Zuſtimmun 
zögerten und fie ſpäter verjagten.‘) Da dieſe Verträge mit Frankreich 
unzweifelhaft die Stellung des Zollvereins zu Oeſterreich total änderten 
und die Fortjegung und weitere Entwidelung des Februarvertrages unmöglich 
machen mußten, jo machte Dejterreich am 10. Juli 1862 weitergehende Boll- 
einigungsvorjchläge, die jedoch nach längerem Depejchenwechjel zu feinem Re— 
fultate führten.”) 

x Unterdejjen wurden zu Berlin am 2. Auguft 1862 die paraphirten Ver: 
träge von den Preußifchen und Franzöſiſchen Unterhändlern unterzeichnet und 


r v. Feitenberg a. a. D. ©. 353 fi. 
») v. Feſtenberg-Pachiſch a. a. D. ©. 356 ff., in Bezug auf die Denfichrift, und 
Beber a. a. O. ©. 374 ff. 

3) Hegidi u. Klauhold, „Die Krifis des Zollvereind urkundlich dargeſtellt“ S. 210 
(Beilage e- Staatäarhiv 1862); v. Feitenberg a. a. O. ©. 362. 

) Weber a. a. ©. ©. 386. Ein Schreiben de3 dermaligen Gejandten von Bismurd 
an Minifter von Manteuffel v. 15. März 1858, abgedr. im IV. Theil von Poſchinger, 
Preufen im Bundestage, dürfte Manches erflären. Dort heißt es unter Anderem: „ch bin 
mit Ihnen einverjtanden, da unſere Stellung im Zollverein verpfuſcht iſt; ich gehe noch 
weiter, indem ich fejt überzeugt bin, daß wir den ganzen Zollverein fündigen müſſen, jobald 
der Zermin gelommen iſt.“ „Wir müfjen in der noch laufenden Periode den anderen 
Staaten den — angenehm, zum unentbehrlichen Bedürfniß machen, damit ſie nach 
der Kündigung den Anſchluß an unſere Bedingungen ſuchen.“ Und weiter unten: „Ich 
glaube, daß wir in einem nad) 1865 von Preußen umgebildeten Zollverein eine Art 
Zo1lIlparlament errihten müſſen.“ 

») Hegidi u Klauhold aa. O. ©. 174 fi. 

6°, Depeſchen v. 8. u. 11: Aug. 1862; Yegidi u. Klauhold a. a. D. ©. 358 ff. 

N) Uegidi u Klauhold a. a. D. ©. 206. 215. 216. 223. 225. 227. 228, 235. 238. 
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durch Birfulardepefhe vom 3. Auguft 1862 den Regierungen des Vereins 
zur — mit dem Bemerken bekannt gegeben, daß dieſe Verträge mit 
1. Januar 1863 ins Leben treten follten.') 

Die ablehnenden Erklärungen Bayerns und Württemberg vom 8. und 
11. Auguſt 1862?) und das Widerjtreben Defterreihs gaben zu einer längeren 
ſehr unerquidlichen diplomatischen Polemik unter diefen Negierungen und 
Preußen Anlaß?) und riefen auch zugleich einen großartigen Kampf in der 
Bevölkerung und den Kammern hervor.*) Dennoch wurde der Vertrag end— 
lich von allen Regierungen genehmigt und trat am 1. Juli 1865 ing Leben, 
nachdem am 9. Mai 1865 die Natififation erfolgt war. 

Im Fahre 1863 wurde zu München die Fünfzehnte und lebte Ge- 
neral-Konferenz abaehalten, deren Hauptrefultate ſich auf Beſchlüſſe bezüg- 
fi) des Zollabfertigungsverfahrens und des Abrechnungswejens erjtredten. Da 
Preußen unter den erörterten Umſtänden den Bollvereinsvertrag von 1853 
gekündigt hatte, um die Erhaltung des Vereins zu fichern, wurden im Mai 
1864 zwijchen Preußen, Sachſen, Baden, Kurheſſen, Thüringen, Braunjchweig, 
Didenburg und Frankfurt a. M. Verhandlungen begonnen, welche die übrigen 
Regierungen ablehnten, und ſodann am 28. Juni 1864 ein neuer Zollver— 
einigungsvertrag unterzeichnet, zu dem den renitenten Staaten der Beitritt offen 
gelajfen wurde. Dieſem Bertrage ſchloſſen ſich noch im Laufe des Jahres 

864 die übrigen Zollvereinzftaaten an, jo daß am 16. Mai 1865 ein neu 

redigirter Zollvereinigungs-Vertrag unterzeichnet werden konnte. Trotz der 
inneren Zerwürfniſſe des Vereins war diefe Periode doch reich an Handels: 
und Scifffahrtsverträgen, deren, außer dem Franzöſiſchen, 12 abgejchlofjen 
wurden, ) und zwar am 10. Juli 1855 mit Mexiko, am 25. Juni 1857 
mit Berjien, am 19. September 1857 mit der Argentiniihen Kon— 
füderation, am 1. Auguſt 1860 mit Baraguay, am 24. Januar 1861 
mit Japan, am 2. September 1861 mit China, am 1. Februar 1862 
mit Chili, am 7. Februar 1862 mit Siam, am 20. Mai 1862 mit der 
Pforte, am 22. Mai 1865 mit Belgien, am 30. Mai 1865 mit Groß— 
britannien und am 31. Dez. 1865 mit Ftalien. 


5. Vierte Periode des Zollvereins von 1865 — 1870, 


Die mit "dem Vertrage vom 16. Mai 1865 bis 1. Januar 1878 neu: 
begründete Deutſche Zollvereinigung ſollte bald eine neue Erjchütterung erleiden, 
denn die Ereignilje des Jahres 1866 ftellten von neuem den Zollverein in 
Trage. Wenn aud der Nationalfinn und die innere Kraft der wirthichaft- 
lichen Vereinigung den Zollverein während diejes Krieges vor einer faktiſchen 
Auflöfung bewahrte, jo wurde dejjen Fortdauer durch die Friedensverträge 
doch von weiteren Verhandlungen unter Feitjegung einer jechsmonatlichen 
Kündigungsfriit abhängig gemacht.‘) 

Preußen jchritt nun vor Allem zur Konftituirung des Norddeutichen Bun— 
des, der durd) einen Bündnißvertrag vom 18. Auguft 1866 unter den Nord: 


') Siehe Yegidi u. Klauhold a. a. DO. ©. 242 ff. Am 25. Juli 1862 hatten die 
Preußiſchen Kammern die Verträge bereits genehmigt. 

2) Siehe Negidi u. Klauhold ©. 358 ff. 

®) Siehe Hegidi u. Klauhold a. a. O. ©. 370. 383, 385. 387. 396, fi. 
Weber a. a. D. ©. 407 ff.; v. Feitenberg a. a. D. ©. 366 ff. 
°) Siehe Weber a. a. O. ©. 451 ff.; hirth „Annalen“, 1870, ©. 732. 
‘) Weber a. a. D. ©. 641 ff. u. 464 Anmerkung; preuß. Jahrblicher 1872, ©. 69. 
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deutfchen Regierungen eingeleitet wurde und durch die am 1. Juli 1867 in 
Kraft tretende Norddeutiche Bundesverfaffung zur Erjcheinung kam.) Erft 
nachdem diefer durch die Vereinbarung des Verfafjungsentwurfes unter den 
Regierungen gefichert war, regte Preußen im Februar 1867 die neue Organi- 
fatton des Zollvereins an. Die erjte Frage, welche zur Entjcheidung kam, 
war die Aufhebung des Salzmonopol3 und die Salzbejteuerung.?) Sodann 
wurde am 3. Juni 1867 eine Vertragspunftation?) den Miniftern der Süd: 
deutſchen Staaten vom Kanzler des Norddeutichen Bundes in Vorlage ges 
bracht, welche am 4. Juni unterzeichnet wurde und in Folge deren am 
26. Juni eine Konferenz ſämmtlicher Vereinsjtaaten zu Berlin jtattfand, welche 
bereit? am 8. Juli 1867 mit Unterzeichnung des neuen Follvereinsvertrags 
zwifchen dem Norddeutichen Bunde einerjeits und Bayern, Württemberg, 
Baden und Hejjen bezüglich der nicht zum Norddeutichen Bunde gehörigen 
Territorien andererjeit3 endigte.*) 

Nach diefem Bertrage jollte die finangwirthichaftliche Gemeinjchaft des 
Zollvereins bis zum 31. Dezember 1877 fortgefegt werden, derfelbe brachte 
aber im BZufammenhange mit der Norddeutjchen YBundesverfafjung vom 
26. Juli 1867°) manche tief eingreifende Neuerungen, und zwar: Bor Allem 
eine bedeutende Erweiterung des Zollgebietes durch die von Preußen anneftirten 
Länder Schleswig-Holftein, Lauenburg und den Eintritt der Großherzogthümer 
Medlenburg: Schwerin und Strelig und der freien Stadt Lübeck,“) dann 
Abſchaffung aller Zoll-Präzipuen, die Aufhebung des Salzmonopol® und die 
Beiteuerumg des Salzes und Tabads. An die Stelle der Generalzollfonferenzen 
trat der Bundesrath mit feinen Majoritätsbejchlülfen und dem Veto des 
Präfidiums.’) Außerdem wurde die Theilnahme der Bevölkerung an der Zoll- 
geſetzgebung durch das Zollparlament eingeführt, die Vereinsfontrole 
dem Präſidium des Bundesrathes und die —— Leitung aller Geſchäfte, 
die Berufung des Bundesrathes und Parlaments der Preußiſchen Regierung 
als Präſidialmacht übertragen.°) 

Die erſten beiden Jahre zeigten bereits eine erſprießliche Entwickelung des 
neu konſtituirten Vereins, als durch den mit Frankreich ausgebrochenen Krieg 
und die von der Deutſchen Armee erfochtenen Siege eine neue Periode für 
die Deutſche Geſchichte anbrach, welche die Bayeriſche Regierung dadurch mar— 
firte, daß fie im September 1870 dem Präſidium des Norddeutſchen Bundes 
ihre Bereitwilligfeit zu einem näheren Verfaſſungsbündniſſe zu erfennen gab. 
Nachdem aucd die Regierungen von Württemberg, Baden und Heſſen eine 
gleiche Erklärung abgegeben hatten, traten im Oktober 1870 Vertreter ſämmt— 
liher Süddeutſcher Staaten zu VBerfailles zufammen, um mit Preußen als 
Präfidialmacht des Norddeutichen Bundes über die Gründung eines Deutjchen 
Bundes in Verhandlung zu treten, deren Refultate die Bündnißverträge vom 


N) Siehe das Nähere über defien Entitehung in Rönne’s „VBerfafjungsrecht des Deutichen 
Reiches“, in Hirth's „Annalen“ 1871, ©. 22 ff. 
) Vertrag vom 8. Mai 1867. 
Siehe Weber a. a. D. ©. 466 ff. 
Schrift v. Delbrüd. 
5) Bundeögejepbl. dv. 1867, ©. 1, ff. 
9 Hierüber Näheres in Bd. V der Verträge ©. 119 ff. 
) Art. 8 $ 12 des Vertrags vom 8. Juli 1867, 
8 Siehe Weber a. a. ©. ©. 464 fi. 
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15., 23. und 25. November 1870 waren, welche die Grundlage für die mit 
1. Januar 1871 ins Leben getretene neue Deutjche Neichäverfatfung bildeten.*) 


6. Erſte Periode im Deutſchen Reihe 1871— 1879. 


Voml. Januar 1871 an war der Zollverein mit feinen, nicht 
durch die Reihsverfafjung geänderten Einrihtungen?) ein wid 
tiger Theil diejer Berfafjung geworden®) und bildete für Das 
Neich eine fihere und reihe Finanzquelle.) Nachdem am 1. Oft. 
1870 der erſte, zwiſchen dem Zollbundesrathe und Zollparlamente vereinbarte 
Bolltarif ins Leben getreten war,“) wurde am 27. Mai 1873 vom Reich: 
fanzler der Entwurf eines Gefehes beim Bundesrathe in Vorlage gebradit, 
nach welchem eine wejentliche Aenderung der Ein angszölle für Eifen, Eiſen— 
waaren und Mafchinen, ſowie einiger anderer Artikel im freipändferifchen Sinne 
beantragt wurde.) Diefem Dramen ertheilte der Bundesrath mit einer 
fleinen Wenderung bereit? am 15. Juni 1873 feine Zuftimmung”) und fchon 
am 24. Juni war das Geſetz vom Reichstage, am 27. Juni vom Bundesrathe 

enehmigt, jo daß bereit3 am 7. Juli 1873 die faiferliche Santtion erfolgen 
onnte.?) 

Das Geſetz, welches am 1. Dftober 1873 in Kraft trat, hatte im .. 
tage mwefentliche Aenderungen erfahren, jtatt der beantragten jofortigen ol: 
befreiung von Eifen und Eifenwaaren der Nr. 6b und Anmerkung und 
6e/l des Tarifs und der Mafchinen Nr. 15b/l u. 2 und 15o des 3 
von 1870 waren hiefür nur Zollermäßigungen und erſt vom 1. Jan. 1877 
an die gänzliche Zollfreiheit vom Reichstage beſchloſſen worden. 

Sehr nn ”- die Aufhebung des einzigen Ausgangszolles auf Zumpen 
vom 1. Dft. 1873 

Noch bevor jedoch die Aufhebung der Eifenzölle am 1. Jan. 1877 ins 
Leben trat, zeigte fi, jowohl bei den Anduftriellen und dem Handelsjtande 
als auch in einem Theil der Preſſe eine Agitation für die Beibehaltung diejer 
Zölle und eine autonome Regelung des Zolltarifs, Angeſichts der im Jahre 
1877 ablaufenden Zoll- und Handeläverträge mit Oeſterreich, der Schweiz, 
Stalien und Belgien,') und mit Nüdficht auf die immer jchroffer hervor: 
tretende Krifis des Handels, der Induſtrie und Landwirthichaft. 

Der bleibende Ausſchuß des Deutjchen Handelstages nahm bereit? am 
21. Dftober 1875 Anlaß, jämmtlicye Mitglieder des Handelstages und 
war 153 Handelsfammern , Korporationen und Vereine um Beantwortung 
— Fragen zu erfuchen: 


) Bundesgeſetzbl. 1870, ©. 627 ff.; BETEN v. 1871, ©. 9. u. 63; Dr. Laband, 
„das — des Deutichen Reiches“, Bd. I 

2) Siehe hierüber v. Rönne, „Das — des Deutſchen Reichs in Hirth's 
„Annalen“ 1871, ©. 87 ff. u. 171 ff. Es wird ſich bei der nachſtehenden Bearbeitung zeigen, 
daß ein > Burücgehen auf frühere Berträge und Berabredungen nöthig wird, als 
Rönne ©. 172 a. a. D. für möglid hält. 

2) Abjchn. VII u. $$ 33—40 der Reichsverfaſſung. 

9 Siehe hierüber das Nähere in den jtatiftiichen Fohrbũchern für das Deutſche Reich 
von 1881—1885, 

) Bundesgeſ. v. 17, - * Vundesgeſetzbl. v. 1870, ©. 123 ff. 

6 Drudi. Nr. 100 v. 

7) 8 403 der Brot. 

*) Reichögejepbl. v. 1873, ©. 241. 

9) ©. Näheres in Hirth’s „Annalen“ v. 1874 ©. 83 ff. 

10) Siehe Abſchnitt XL. 
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1. Welchen Einfluß das Syftem der Handelsverträge auf die 
Entwidlung der Induftrie und des Handels in dem betreffenden 
Bezirke gehabt habe und 

2. auf welche Bofitionen des Zolltarifs im Intereſſe des treffenden 
Induſtrie- oder Handelözweiges die Aufmerkſamkeit der Neichsbehörden 
zu lenken wäre. 

Die meiften Handelskammern erkennen in den während des Jahres 1876 
abgegebenen Gutachten den Nuten der Handelsverträge an, feine derjelben 
jpricht fich gegen den Abſchluß jolcher Verträge aus, faft alle wünſchen auto- 
nome Feititellung des Deutjchen Zolltarifes, die Induftriebezirfe aber bejonders 
Reziprozität bei Feititellung der auf den Zolltarif bezüglichen Verträge, 
— — wollen aber auch Retorſionsmaßregeln gegen das 

usland. 

Bezüglich der Zollſätze zeigt ſich ein großer Umſchwung zu Gunſten der 
Schutzzölle, beſonders für Baumwoll-Garne, Eiſen, Eiſenwaaren und Maſchinen. 
Es wird für erſtere eine Abſtufung nach der Feinheit, für letztere wenigſtens 
die Beibehaltung der beſtehenden Zölle auch nach dem 1. Januar 1877 
gewünſcht. 

Viele Handelskammern legen weniger Werth auf Schutzzölle als auf 
—— Gleichſtellung der ausländiſchen Eingangszölle mit den 
eutſchen. 

In der Frühjahrs-Seſſion des Reichſstages von 1876 waren unterdeſſen 
378 Petitionen aus allen Theilen Deutjchlands eingelaufen, welche ſich gegen 
die Aufhebung der Eiſen- und Meajchinenzölle am 1. Januar 1877 ausſprachen 
und eine bezügliche Aenderung des Gejeges vom 7. Mai 1873 erbaten. Aber 
umfonft; denn der Reichstag ging nad) längeren Debatten hierüber zur Tages: 
Ordnung über. 

Ein am 10. Dezember 1876 von Windthorft und Genofjen in der näms 
lihen Abficht im Neichstage eingebrachter Antrag, welcher den Termin der 
Zollbefreiung von Eifen und Mafchinen auf 1. Januar 1879 hinausjchieben 
wollte, wurde ebenjo wie ein ähnlicher Unterantrag des Dr. dv. Schulte vom 
Reichstage abgelehnt.') 

Ein von den Bundesregierungen am 7. Dezember 1876 eingebrachter Gejeh- 
Entwurf über die Erhebung einer WAusgleichungsabgabe für Eijenwaaren, 
Mafchinen und Zuder, mit der Wirkung vom 1. Janıar 1877 an, zum 
Zwede eines Schußes der Eifeninduftrie nach Aufhebung der Eifenzölle, 
wurde vom Neichstage nicht erledigt.) Ein etwas veränderter Gejegentwurf 
gleichen Betreffs, welcher in der I. Seſſion des Jahres 1877 von den Bundes» 
regierungen eingebracht worden war, wurde vom Neichstag abgelehnt.?) 

So jtanden die ae als am 23. März 1877 von den Abgeordneten 
Freih. v. Varnbüler, Dr. Buhl, Freih. v. Schorlemer, Adermann 
md Bergmann der zahlreich unterzeichnete Antrag im Neichstage eingebracht 
murde: e3 wolle die Neichsregierung, in Erwägung, daß die Zollgefeggebung 
des Deutjchen Reiches den Grundfägen gerechter und zweckmäßiger Beitenerung 


1) Altenjtüde Nr. 101 u. 110 des Reichstages IV. Seſſion 1876. S. 801 und 509, 
Bericht der 30. Sigung. ©. 772 fi. 
— ) Aktenſtücke Nr. 95 des Reichstages IV. Seſſion 1876. Bericht der 29. Reichstags— 
<isung ©. 737 ff. 
H Altenſtück Nr. 123 des Reichstages I. Seſſion 1877. Bericht der 27., 28. und 31. 
Reidhstags-Sigung. 
Annalen bes Deutſchen Reichs. 1886. 2 
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vielfach nicht entfpricht und Induſtrie und Landwirthichaft darunter leidet, die 
Neichsregierung er} werden, fommifjarifche, die Produktions: und Abſatz— 
verhältnifje der Deutjchen Induftrie und Landwirthichaft unterfuchen zu Lafjen 
und vor Beendigung diefer Unterfuchung und Feititellung der hieraus fich 
ergebenden Rejultate Handelsverträge nicht abzujchließen. 

Nachdem von Seite des Vertreters der Neichgregierung anerkannt worden 
war, daß der damalige Zolltarif zu verbejiern und darauf Bedacht zu nehmen 
fei, daß bei Vertragsverhandlungen mit Defterreih eine Verbejjerung Fe 
präjudizirt werde, nachdem ferner Enqueten über Spezialfragen in Ausficht 
geftellt und erklärt worden war, daß ein Tarifvertrag nur im Deutjchen 
Intereſſe abgejchlofjen werden ſoll, zogen die Antragiteller den Antrag zurüd.") 

Unterdejjen wurde das Berlangen der Antragfteller wiederholt aus den 
Kreifen der Induſtriellen und von einer großen Anzahl von Handels: und 
Gewerbefammern den Bundesregierungen gegenüber zum Ausdrude gebracht, 
jo daß fich Preußen veranlaßt jah, einen durch den NReichsfanzler vom 
15. Februar 1878 dem Bundesrath übergebenen Antrag auf Unterfuchung der 
gegenwärtigen Lage der Eiſen-Induſtrie mit befonderer Rückſicht auf den 
Einfluß der Zollherabjegungen jeit 1873 zu ftellen, welcher einer vom Bundes— 
Kölle 3 ernennenden Kommiſſion von fünf Mitgliedern übertragen werden 
ollte. 

Der Bundesrath beſchloß hierauf am 1. Juni 1878:9) 

1. Bon Reichswegen eine Unterfuchung über die gegenwärtige Lage 

a) der Deutjchen Eifeninduftrie, insbefonder mit Bezug auf Die 
Nücdwirkungen der feit dem Jahre 1873 eingetretenen Zollver- 
änderungen, ſowie 


b) der gejammten Deutfhen Baummoll-Induftrie, alfo der 
Spinnerei, Weberei und Drucderei, namentlih in Berüdfichtigung 
der veränderten Sachlage, welche durch den Anſchluß von Elſaß— 
Lothringen an das Deutjche Zollgebiet gefchloffen worden fei, ſo— 
wie der Zeineninduftrie zu veranftalten und diefelbe 

2. je einer von dem Bundesrathe zu ernennenden, aus je fünf, ſowohl 
binjichtli der Baummoll- und Leineninduftrie aus fieben Mitgliedern 
bejtehenden Kommiffion mit der Maßgabe zu übertragen, daß das 
bon diejen Kommiffionen aufzuftellende Programm für die Aufnahme 
der Enquete dem Bundesrath vorgelegt werde. 

ag war ein bedeutungsvoller Schritt für eine Reform des Zolltarifs 

geichehen, dem fich noch im Herbite des Jahres 1878 eine Konferenz der 
Deutſchen Finanz-Minifter zu Heidelberg auf Einladung des Reichskanzlers 
anſchloß, um eine Vereinbarung über die Ziele der Zoll umd —— — 
zu erreichen. Die Reſultate —* Konferenz find nicht offiziell in die Deffent- 
lichkeit gelangt, ſollen aber hauptſächlich auf die Finanzzölle fich erſtreckt und 
Die Ausbildung des indirekten Steuerfyitems zum Gegenjtande der Berathung 
gehabt haben.*) 


& su ae N. 75 des Reichstags und ftenographifchen Bericht der 32. Sikung 


?) Drudi. Nr. 32 v. 1878, 
) 8 345 des Prot. 


* v. Eiler's Beitrag zur Geſchichte der Steuerreform in Preußen und im Reiche 
on ; 


.. 
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Noch ehe die Entquetekommiſſionen ihre Thätigkeit vollendet und ihre 
Berichte erſtattet hatten, brachte der Reichskanzler am 12. November 1878!) 
beim Bundesrathe den Antrag auf Einjegung einer befonderen Kommiſſion 
ein, welche unter Benügung des vorhandenen, jowie desjenigen Materials, 
welches durch die Enqueten gejchaffen und dieſer Kommiſſion zu überweilen 
wäre, eine Nevifion des BZolltarifs vorzubereiten und die erforder: 
lichen Anträge bei dem Bundesrathe zu jtellen hätte. 

Diefem Antrage jtimmte der Bundesrath bereit3 am 12. Dezember 1878 
nach den von den betreffenden Ausſchüſſen gemachten VBorjchlägen bei.?) 

Unterdejjen war am 26. Juni 1878°) ein Neichsgejeß janktionirt worden, 
wonach über den Tabadbau, die Tabadfabrifation undden Handel 
mit Tabak und Tabadfabrifaten gleichfall® Erhebungen veranjtaltet werden 
jolften, deren Reſultat dem Neichstage vorzulegen wäre. Auch hiefür wurde 
auf Grund von Anträgen des Reichskanzlers“) und der Bundesrathsausſchüſſe ?) 
durh den Bundesrath die Aufjtellung einer Kommiſſion bereit® am 4. Juli 
1878 bejchlojjen.‘) 

Ehe noch die Bolltariffommiffion ins Leben getreten war legte in einem 
Antrage vom 15. Dez. 1878 Fürſt Neichskanzler feine Anfichten über die 
Neform der Zolltarife dem Bundesrathe dar,?) um diefelben der genannten 
Kommijfion zur Erwägung zu überweifen, was auch durdy den Bundesraths— 
beihlug vom 30. Dez. 1878 geihah.®) 

In diefem Antrage des Neichsfanzlers wurde beſonders betont, daß in 
eriter Linie das Intereſſe der finanziellen Reform, das heißt Verminderung 
der direkten Steuerlaft durch Vermehrung der auf indirekten Abgaben beruhen- 
den Einnahmen des Neiches, ftehe. Es wurde fodann ſtatiſtiſch nachgewiefen, 
daß Deutjchland in der finanziellen Entwidelung feines Zollweſens weit hinter 
andern Staaten zurüdgeblieben jei und höheren Zöllen nebjt der indirekten 
Beitenerung, gegenüber der immer drücdender wirkenden direkten Beſteuerung, 
beionder8 das Wort geredet, auch außerdem eine Erleichterung für leßtere bei 
höheren Erträgniſſen der erjteren in Ausficht genommen, da eine erhöhte 
Beftenuerung nit beabjichtigt werde. Das Wejen der vom Reichs: 
fanzler beabfichtigten Finanzreform ſolle nicht in einer Vermehrung der für 
die Zwecke des Reiches und der Bundesjtaaten nothivendigen Lajten, jondern 
in der Uebertragung eines größeren Theiles der unvermeidlichen Laſten auf 
die weniger drüdenden indirekten Steuern bejtehen, zu deren Berwirklichung 
auch die Zolltarifrevifion gehöre. 

Bor Allem wurde hiefür die allgemeine Zollpflichtigkeit aller eingehenden 
Gegenftände, jowohl vom finanziellen, als auch vom volfswirthichaftlichen 
Standpunkte als wünfchenswerth bezeichnet, jodann aber, ohne dem Schußzoll 
oder Freihandel jpeziell den Vorzug zu geben, hervorgehoben, daß es nicht 
gerechtfertigt, aber im wirtbichaftlichen Intereſſe der Deutjchen Nation geboten 
ericheine, ich zu einer Zeit nicht durch die Beſorgniß in der Befriedigung 


— — — — 


N) Drudi. des Bundesrathes Nr. 128. 

2) Druchſ. Nr. 136 u. Prot. v. 12, Dez. 1878 $ 551. 
) Reichsgeſetzbl. 1878 ©. 129, 

*) Drudj. Nr. 93. 

9) Drudi. Nr. 95. 

9) Druchſ. Nr. 140. 1878, 

7, 8 577 der Prot 1878. 

8 408 des Prot. 
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der finanziellen Bedürfnifje befchränfen zn laſſen, daß hiedurch die deutſchen 
Produfte eine geringe Bevorzugung vor den ausländijchen erfahren werden, 
in der die meilten Nationen, welche mit uns verfehren, ihre Zollichranfen 
erhöhen. Ohne den Schußzöllen im PBrinzipe das Wort zu reden, wird 
eine Erhöhung der Eingangszölle für die meiften Induftrieartifel aus finan— 
ziellen Gründen und die Auflegung von Finanzzöllen befürwortet, jchließlich 
aber erwähnt, daß mit der Nevijion der Grenzzölle eine Reviſion 
der Eifenbahntarife!) defhalb Hand in Hand gehen müſſe, weil die 
Ungleichheit der Frachtfäge jehr oft viel einjchneidender wirfe, als die Grenz: 
zölle. UWeberhaupt ſei e8 aber nothwendig, vor Abjchluß weiterer Zoll: und 
Handelsverträge auf autonomem Wege ein Zollſyſtem zu jchaffen, dag die in— 
ländiſche Produktion der ausländischen gegenüber möglichſt günftig jtelle. 

Diefe Ausführungen des Neichskanzlers bezeichneten einen neuen wichtigen 
Abjchnitt der Deutichen Zoll- und Handelspolitif, die aus einer mehr inter: 
nationalen und freihändlerifchen wieder zu einer nationalen und mehr auf das 
Intereſſe der Deutjchen Induftrie und Landwirtbichaft bedachten umgejtaltet 
werden follte; diejelben bezeichneten aber auch eine neue Epoche für die Finanz— 
politif de3 Deutjchen Neiches und der Bundesftaaten, da nunmehr durch die 
Vermehrung der Einnahmen des Neiches auf dem Wege der indireften Be— 
jtenerung im Innern umd bei der Waareneinfuhr den Bundesſtaaten die Mög- 
lichfeit gegeben werden follte, ihre Staatsangehörigen in Bezug auf direfte 
Beitenerung zu erleichtern. Die Erhöhung der Grenzzölle, ſowie der Bier: 
fteuer und eine ergiebige Befteuerung des Tabads, vielleicht fogar im Wege 
des in anderen Ländern erprobten Monopol, follte zur Erreichung diejer 
Bwede dienen. 

Nachdem die Eijenenquete-Kommiffion bereit3 im Januar 1879,°) die 
Baumwoll- und Leinen-Enquete-Kommijfion im Februar 1879°) ihre Thätig— 
feit beendigt und ihre Berichte dem Bundesrathe eingereicht hatten, wurde jchon 
am 12. März 1879 von der Bolltarif-Nommiffion dem Bundesrathe ein Ge— 
jeßentwurf betr. den Zolltarif des Deutfchen Zollgebiets in Vorlage gebracht) 
ber bereit? am 3. April 18799) mit einigen Aenderungen die Genehmigung 
des Bundesrathes erhielt und fofort beim Reichstage eingebracht wurde. Der: 
jelbe erhielt nach harten Kämpfen, an denen ſich Fürſt Neichsfanzler mehr: 
fad) mit Glück betheiligte, die Genehmigung des Neichstages und konnte 
bereit? am 15. Juli 1879 als Gefeg publiziert werden,s) nachdem vorher durch 
Gejege vom 30. Mai 1879 und durch Bekanntmachungen vom 31. Mai 1879, 
vom 5. Juli 1879 und 7. Juli 1879?) erhöhte Zölle für Roheifen, Material-, 
Spezereiwaaren und Petroleum vorbehaltlich der nachträglichen gefeglichen 
Feſtſtellung eingeführt worden waren. 

Das Tarifgefeg vom 15. Juli 1879 führte durch $ 1 für die unter die 
Zarifnummern 6, 14, 15, 23, 25 (ausgenommen die unter 25, 9/2 aufge: 
führten), ferner 26c, 29, 37 und 39 aufgeführten Gegenftände die dafelbft 
feitgejtellten Ergänzungszölle ſofort ein; bezüglich der unter Tarifnummer 

') Lepteres ift bis jet micht gefchehen. 

) Bundesratbsdrudj. Nr. 24. 

) Bundesrathsdrudi. Nr. 39. 

*) Bundesrarhsdrudj. Nr. 66, 

®) Bundesrathsprot. $ 199, 

°) Neichögeiepbl. 1879 ©. 207. 

) Reichögejegbl. 1879 ©. 149. 150, 161 u. 163. 
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Idef und 13a bis f aufgeführten Gegenjtände wurde der 1. Dftober 1879, 
bezüglich) des in Tarifnummer 8 aufgeführten Flachſes der 1. Juli 1880,') 
binfichtlich der übrigen Waaren der 1. Jan. 1880 als Anfangstermin für die 
Giltigkeit de3 neuen Bolltarifs bejtimmt. 

Wichtig und neu iſt die Beftimmung in $ 6 des Tarifgefeßes, wonach 
Waaren, welche aus Staaten fommen, welche Deutfche Schiffe oder Waaren 
Deuticher Herkunft ungünftiger behandeln, als diejenigen anderer Staaten mit 
einem Zujchlag bis zu 50 Proz. des Betrages der tarifmäßigen Eingangs: 
— belegt werden können, ſoweit nicht Vertragsbeſtimmungen entgegen— 
tehen. 

Nach S 7 des Geſetzes ſollen beſondere Beſtimmungen wegen der unver: 
Ihlofjenen Zranfitlager für Bau: und Nutzholz und Getreide, für die Zoll— 
Erleichterungen, für den Floßverfehr mit Holz und für die Mühlenfabrifate 
aus ausländiichem Getreide bei der Ausfuhr vom Bundesrathe erlaflen wer: 
den.?) Befondere Erwähnung verdient auch noch $ 8 des Geſetzes, wonach 
vom 1. April 1880 an derjenige Ertrag der Zölle und Tabadfteuer, welcher 
die Summe von 130 Millionen Mark in einem Jahr überfteigt, den einzelnen 
Bımdesjtaaten nad) Maßgabe der Bevölkerung, mit welcher fie zu den Matri- 
fularbeiträgen herangezogen werden, iberiielen werden joll. Außerdem foll 
der Ueberfchuß des Ertrages an Zöllen und Tabadjteuer für die Zeit vom 
1. Oft. 1879 bis 31. März 1880, welcher die Summe von 52,651,815 M 
überjteigt, an den Matrifularbeiträgen nach dem Maßſtabe der Bevölkerung 
in Abzug gebracht werden. 

Unterdefjen hatte am 22. Dez. 1878 auch die Taback-Enquete-Kom— 
miſſion ihren Bericht mit 17 größeren Beilagen an den Bundesrath er— 
ftattet,) der fehr werthvolles Material für die Tabadbeftenerung enthält und 
durch den Bericht über die nordamerifanische Fabrifatjteuer, welche von Mit: 
gliedern der Kommilfion an Ort und Stelle näher ftudirt wurde, bejonders 
intereſſant erjcheint.*) 

Das Refultat diefer gründlichen Unterfuhung war, daß fich ſämmtliche 
elf Mitglieder der Kommiſſion für die Beftenerung des Tabads nad 
dem Gewichte des Rohtabacks ausfpradyen und in Band V als Nr. 79 
ihrer Berichtsbeilagen einen hierauf beziiglichen Gejegentwurf vorlegten. Dieſer 
Entwurf wurde mit einigen Menderungen am 27. März 1879 von dem Bundes: 
rathsausſchuſſe nebit einem weiteren Gejege über die Nachverjteuerung des 
Tabad3 und der Tabadfabrifate dem Bundesrathe zur Beſchlußfaſſung em— 
piohlen ,?) worauf in der Sikung vom 5. April 1879) beide Gejepentwürfe 
die Genehmigung des Bundesrathes erhielten. Mit Zuftimmung des Bundes— 
rathes und Neichstages wurde nur das Geſetz über die Befteuerung des 
Tabacks am 16. Juli 1879) publiziet, da das Gefeß über die Nach: 
verſteuerung von Taback und Tabadfabrifaten vom Reichstage nicht ange— 
nommen worden war; dagegen war der erhöhte Tabadzoll nad $ 1 des 


») Durch Geſetz vom 6. Juni 1880 ift der Flachszoll wieder befeitigt, ſ. Reichsgeſetzbl. 
von 1880 ©. 120. 

2) S. Abſchnitt. V. 

) Drudi. des Bundesrathes Nr. 144. 

4, S. Näheres in Bd. XLII der Statiftif des Reiches. 

5, Drudj. des Bırndesrathes Nr. 63, 

5, $ 203 des Bundesrathöprot. j 

”, Reichegefepbl. 1879 ©. 245. Das Nühere hierüber fiehe in Abſchn. V Nr. 3, 
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Geſetzes über die Befteuerung des Tabads bereit? mit 25. Juli 1879 in Kraft 
getreten. 

Für das Bollgebiet des Deutfchen Reichs waren durch das Gejeg vom 
20. Zuli 1879!) betr. die Statistik des Waarenpverfehres mit dem Aus: 
lande, wichtige Vorſchriften bezüglich der Waarenftatiftif gegeben worden, da 
fowohl für die Ausfuhr als für die Ein- und Durchfuhr eine Anmeldung der 
Waaren nad) Gattung, Menge, Herkunfts- und Beſtimmungsland bei der Zoll: 
behörde angeordnet und für dieſe Anmeldungen noch eine jog. ſtatiſtiſche 
Gebühr auferlegt wurde. Zugleich wurde aber auch die Bearbeitung der 
Statiſtik jelbjt nad) anderen Grundjägen und Vorſchriften regulirt.*) 

Durch ein Reichsgeſetz vom 19. Juli 1879°) wurde der Bundesrath 
ermächtigt, für Branntwein, welcher innerhalb des Gebiet3 der Branntwein- 
ftenergemeinschaft zu gewerblichen Zweden, einfchließlich der Ejfigbereitung, 
verwendet wird, unter bejonderen Bedingungen und Kontrolen die Brannt— 
weinftener nad) demjenigen Satze zu vergüten, welcher bei der Ausfuhr von 
Branntwein erjtattet wird.*) 

Die dem Neichstage in der Frühjahrsfeffion 1880 vorgelegten Geſetz— 
entwürfe betr. die Braufteuer, die Neichsjtempelabgaben und die Wehrfteuer 
famen nicht mehr zur Berathung und Annahme, da der Schluß desjelben 
bereit3 am Anfang Mai erfolgte. 

Ein Antrag Preußen? wegen der Einverleibung Altonas und 
St. Bauli in den Zollverein,?) jowie ein Antrag Hamburgs in Ddiejer 
Angelegenheit‘) fand durch den Bundesrathsbeſchluß vom 22. Mai 1880 in 
der Art feine Erledigung, daß unter Vorbehalt der näher fejtzuftellenden 
Modalitäten die Stadt Altona dem Zollgebiete des Deutjchen Reiches ange: 
ichloffen werden foll.?) 

Ein weiterer Antrag Preußens vom 28. Mai 1880 wegen Einverleibung 
der unteren Elbe in das Deutjche Zollgebiet?) fand durch den Beſchluß des 
Bundesrath3 vom 14. Juni 18809 feine Erledigung, mwornach vorbehaltlich 
der näheren Modalitäten der Ausführung, der Elbjtrom von Altona und 

arburg abwärts bis Cuxhafen in das Rollgebiet eingefchlojfen werden joll. 
ür den Fall der Beibehaltung der Grenzwachltationen an der Elbe auf 
eiden Ufern von Altona und Harburg abwärts jollen die Koften auf gemein- 
Ihaftliche Rechnung getragen werden. 

Bezüglich der Handels- und Scifffahrtsverträge ift noch zu 
2 daß der mit Uruguay abgeſchloſſene Vertrag von 1856 am 
15. Oft. 1874 durch Kündigung außer Kraft getreten ift, daß mit Perſi ien 
am 11. Juni 1873 ein neuer Vertrag abgejchloffen wurde, daß der mit 
Belgien im Jahre 1865 abgeſchloſſene Vertrag bis 30. Juni 1881 verlängert 
wurde, daß die mit Italien abgejchlofjenen Verträge von 1865 und 1867 
bis Ende 1880 in Kraft bleiben jollen, daß der mit Defterreich im Jahre 


) 2 geidsgeppt v. 1879 ©. 261. 
2) ©. bad Nähere in Abſchn. VIIL 

” Neichögejepbl. 1879 ©. 259, 

„ ©. das Nähere in Abſchn. V. 

®) Nr. 86 der Bundesrathsdrudi. 

6, Nr. 90 deri. 

7,8 369 der Prot. 

9, Bundesrathsdruckſ. Nr. 106, 

°) $ 437 des Prot. 
10) S. die nähere Ausführung im XII. Abfchnitte. 
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1378 abgejchloffene Vertrag bis 30. Juni 1881') und der Vertrag mit der 
Schweiz von 1869 bis 30. Juni 1881 verlängert wurde.) 

Neue Freundſchafts- und Handelsverträge wurden abgefchlofjen mit Cofta= 
Rica am 18. Mai 1875,°) mit dem Königreihe der Hawaiſchen Infeln am 
19. Sept. 1879.) 

Für das Deutihe Reichsgebiet find bis jeßt drei indirefte Steuern 
geichaffen worden, nämlich die Wechfeljtempelfteuer, welche feit 1. Jan. 
1571 durch Einführung des Geſetzes des Norddeutichen Bundes vom 10. Juni 
1869 im Reichsgebiete erhoben wird,’) die Spielfartenftempelfteuer, 
welche durch das Gele vom 3. Juli 1878 vom 1. Januar 1879 an unter 
Aufhebung der bisherigen Spielfartenftempelabgabe der einzelnen Bundesjtaaten, 
eingeführt wurde,“) und die u LE welche durch die Geſetze 
vom 1. Juli 1881 und vom 3. Juni 1885 eingeführt worden ift.‘) 


7. Periode von 1880— 1885. 


Die Periode von 1880 bis 1885 war reich an gejeßgeberifchen Akten 
er Berwaltungsmaßregeln auf dem Gebiete der Zoll» und Steuergeſetz— 
gebung. 

Am 1. Jan. 1882 wurde die Unterelbe in das Zollgebiet ein: 
verleibt und deßhalb die Zollgrenze bis Cuxhafen vorgefhoben, am 24. 
April 1884 wurde die bisher ausgejchloffene Infel Reichenau dem Boll: 
gebiete einverleibt und ebenjo am 1. Januar 1885 Theile der Drtjchaften 
Haftadt und Sebald3brüd.?) 

Der Anſchluß Hamburgs mit Ausnahme des neuen Freihafengebietes 
joll nad) Nr. 7 der Bereinbarung Hamburgs mit dem Reiche vom 25. Mai 
1881”) nach dem 1. Dft. 1883 an einem von dem Bundesrathe zu beftimmenden 
Tage erfolgen. 

Der Anſchluß Bremens mit Ausschluß des neuen Freihafens ſoll 
nah einem Bundesrathsbeichluile vom 6. Nov. 1884 am nämlichen Tage wie 
Hamburg erfolgen.!°) 

Durch ein NReichsgefe vom 27. Mai 1885 mwurde wegen der Erhöhung 
der Fleiſch⸗ Vieh, Getreide- und Mehlzölle vom 28. Mai 1885 an eine 
Aenderung des Art.5 Ziff. I des Zollvertrages vom 8. Juli 
1867 vorgenommen, um den Gemeinden es möglich) zu machen, von Mehl, 
Badwaaren, Fleifh, Fleiſchwaaren und Fett, ſowie von Bier und Brannt: 
wein Kommunalabgaben zu erheben.!!) 

Sehr bedeutend waren die Nenderungen des Zolltarifs, denn 
ihen am 19. Juni 1881 wurde durch Geſetz eine Aenderung der bisherigen 
S. Abſchnitt XII. 

a. a. O. 
a. — 
ü. . 
. — —— 1869 ©. 198. Reichsgeſetzbl. 1871 ©. 88 u. Abſchnitt VI. 
. Reichägejegbl. v. 1878 ©. 133 und Abſchnitt VL 
. das Nähere in Abjchnitt VI, Ziffer 3, 

9) 5. das Nühere in Abſchnitt IH. 

J Abgedr. in Hirth's Annalen von 1881 ©. 489. Zur el des Freihafens 
und der jonjt nöthigen Bauten erhält Hamburg vom Reiche 40 Millionen Mark nad) Reiche: 
geieg vom 16. Febr. 1882 (Reichs-Geſetzbl. 1882 ©. 89). 

10) Bremen erhält zu gleichem Zwede 12 Mill. Mark nad) Reichögefeg vom 31. März 
1885 (GKeichs⸗Geſetzbl. 1885 ©. 79). 

") S. das Nähere in Abſchnitt IV. 
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Tarifirung der Wollenmwaaren herbeigeführt, welche jet nach der durch 
das fpezififche Gewicht bejtimmten Feinheit der Gewebe zu erfolgen hat, joweit 
diefelben nicht zu den Filz-Strumpfwaaren oder Fußdeden zu rechnen find. 
Ein Geſetz vom 21. Juli 1881 erhöhte den Zoll auf frifhe Wein: 
beeren, Mühlenfabrifate aus Getreide und Hüljenfrücten und 
gewöhnliches Badwerf, ein weiteres Gejeß vom 23. Juni 1882 belegte 
den für Kragenfabrifen beftimmten Walzdraht mit einem niedrigeren 
Eingangszoll und ebenfo Berlmutterftäbe zu Kurzwaaren vorgearbeitet. 


Durch das Gefeg vom 13. Mai 1884 betr. die Anfertigung und Ver: 
zollung von Zündhölzern wurde der Zoll für dieje erhöht. 

Am Wichtigften find aber die Aenderungen, welche durch das Zoll: 
tarifgeje vom 22. Mai 1885 für die Eingangszölle eingeführt und 
hauptjächlich durch die im Neichstage aus Mitgliedern verjchiedener Parteien 
— Demokraten und Freiſinnige) gebildete wirthſchaftliche Ver— 
einigung durchgeſetzt wurde. Hiedurch find die Getreide-, Vieh-, Fleiſch-, 
Holz-, Branntwein-, Reis-, Honig-, Caviar-, Hummer-, Champagner-Zölle, 
ſowie diejenigen auf einen großen Theil von Snduftrieartifen mwejentlich erhöht 
tworden.?) 

Durch Ziffer III in $ 1 Ddesjelben Geſetzes wurde den Inhabern von 
Delmühlen für die zur Ausfuhr bejtimmten Delfabrifate eine ähnliche Be: 
günftigung für den Bezug ausländischer Delfrüchte gewährt, wie den Mühlen» 
befigern für ausländijches Getreide. 

Bezüglich der Beſteuerung des Nübenzuders ift zu erwähnen, daß im 
Sommer 1883 eine Enquete ftattfand, über die am 12, März 1884 ein 
ausführlicher Bericht erjtattet wurde. Der Grund der Enquete war das Herab- 
gehen der Erträgniſſe aus der Nübenzuderftener und zugleich) das Verlangen 
verschiedener .Snterejjenkreife nach einer Aenderung der Beſteuerung und 
Ausfuhrvergütungen. Bis jet war das Reſultat wegen der im Jahre 1884 
entitandenen Nübenzucderkrifis nur ein geringes, da nur durch ein Geſetz vom 
7. Juli 1883 die Ausfuhrvergütungen für die verjchiedenen Zuderforten um 
je 40 Pfennige für 50 kg berabgefeßt wurden. Ein auf eine Erhöhung der 
Nübenzuderjteuer von 1,60M. auf 1,80 M. für 100 kg Rüben und Erhöhung 
der Ausfuhrvergütungen abzielender Gejehentwurf, welcher im Sommer 1884 
dem Reichstage vorgelegt worden war, fam nicht zur Berathung.?) 


Bei der Tabadjteuer find nur Fleine Menderungen der Gejeßgebung 
zu verzeichnen, da ein Geſetz über die Einführung des Tabadmonopols, 
welches im Sommer 1832 im Neichstage vorgelegt?) und berathen worden 
war, mit großer Majorität abgelehnt wurde. Durh ein Geſetz 
vom 5. April 1885 wurden jedoch Erleichterungen für den Tabackbau durch 
Hinausfchiebung der Termine für die Gewichtsermittlung und Stenerzahlung 
gewährt und durch Bundesrathsbeſchlüſſe noch fonjtige Begünftigungen für Die 
Pflanzer und Händler in der Ausführung des Geſetzes vom 16. Juli 1879 
zugejtanden und die Vergütungsſätze fir die ausgeführten inländischen Tabade 
und Fabrifate daraus erhöht.‘ 


N ©. dad Nähere in Amen gif. 1. 
2) ©. das Nähere im Abſchnitt V Ziffer 2. 
» ©. Näheres in Hirth's Annalen 1882 ©, 177, 371, 489. 
* ©. das Nühere im Abjchnitt V Ziffer 3. 
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Hinfichtlich der Salzfteuer trat eine Wenderung der — —— nicht 
ein, dagegen faßte der Bundesrath manche auf die Ausführung des Geſetzes 
bezügliche Beſchlüſſe.) 

Die Brauſteuer erlitt keine geſetzliche Aenderung, denn ein im Jahre 
ar wiederholt vorgelegter Gejegentwurf fand beim Reichstage Feine An— 
nahme.”} 

Ebenfomwenig änderte fich etwas an der Branntweinbefteuerung; 
do regte jich unter den Intereffenten das Beftreben, eine Herabjegung der 
Steuer und eine Erhöhung der Ausfuhrvergütung herbeizuführen, um mit mehr 
Vortheil der ausländischen Konkurrenz begegnen zu fünnen. Der Bundesrath 
gewährte einige Erleichterungen für die Abfertigungen von Branntwein zu 
gewerblichen Zweden.?) 

Auch bei der Wechſel- und Spielfartenftempelfteuer traten feine 
—— Aenderungen ein. Bezüglich der erſteren wurden jedoch durch Be— 
anntmachungen vom 16. Juli 1881 und 1. Febr. 1882 Erleichterungen in 
der Verwendung der Stempelmarfen eingeführt und die Mittelwerthe für aus: 
ländiiche Münzen feſtgeſetzt.) 

Neue Reihsitempelabgaben für Werthpapiere, Schlußnoten, Rech— 
nungen und Lotterieloofe wurden durch das Geſetz vom 1. Juli 1881 einge: 
führt, nachdem bereits feit dem Jahre 1869 das Verlangen nach einer der- 
artigen Beſteuerung aufgetreten war. Sehr bald nad Eintritt dieſes Geſetzes 
wurde jedoch von Seite der verbündeten Megierungen und von Seite des 
Reichstages Verfuche zur Einführung einer prozentualen Beſteuerung (1882 
und 1884) gemacht, jedoch vergeblich. Bis endlich auf Grund von zwei 
Geſetzesvorſchlägen des Abgeordneten v. Wedell-Malchow und Genofien 
und Dr. Arnsperger und Genofien das Gefeh vom 29. Mai bezw. 3. Juni 
1885 zu Stande fam, welches Die Börfengetthäfte einer prozentualen Be: 
fteuerung unterwarf.®) 

Eine wichtige Uenderung wurde im Abrehnungswejen unter den 
Bundesſtaaten durch einen Bundesrathsbeſchluß v. 30. Juni 1882 infoferne 
eingeführt, ala mit 1. April 1882 die Pauſchſumme und die Zufchüffe 
zu derjelben abgejchafft und ein nach den wirklichen Ausgaben auf: 
geftellter Zollverwaltungsetat eingeführt wurde.®) 


— — — — 


©. das Nähere im Abſchnitt V Biifer 4. 

S. Abſchnitt V Ziffer 5. — Mit dem Gejeßentwurfe betr. die —— der Brau⸗ 
ſteuer war zugleich ein Geſetzentwurf betr. die Erhebung von Reichsſtempelabgaben und ein 
Geſehentwurf betr. die Beſteuerung der zum Militärdienſte nicht herbeigezogenen Wehrpflich— 
tigen dem Reichsſtage vorgelegt worden. In der dieſer Vorlage beigegebenen Denkſchrift 
war ebenjo wie in der dem Tabadmonopolentwurfe beigefügten Denkichrift hervorgehoben 
worden, daß es, nachdem Deutſchland in der Ausbildung der indirekten Beiteuerung weit 
hinter den übrigen Großjtaaten zurüdjtehe, andererjeit8 aber die direfte Beitenerung in 
Deutichland nicht nur für Staats, fondern auch für Stadt, Provinzial, Kreis, Kirchen: 
und Schulzweden in ſchwer belaftender und erihöpfender Weile in Anjprud genommen wäre, 
zwedmäßig erjheine, durd eine ausgiebigere indirekte Bejteuerung im 
Reihe den Einzelftaaten die Möglichleit zu gewähren, die Gemeinden von 
den eigentlich dem Staate zulommenden Ausgaben für Unterricht, Armenpflege, Polizei und 
Ionftige — zu entlaſten. (Abgedr. in Hirth's Annalen v. 1881 ©. 338 u. v. 1882 
©. a 

’ ©. Abſchnitt V Biffer 6. 


9 ©. Abſchnitt VI Ziffer 1 u. 2. 
® ©. das a in Abjchnitt VI Ziffer 3. 
) S. das Nähere in Abjchnitt IX. 
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Durch eine Wenderung der Bier: und Branntweinjtener in Württemberg 
und Baden ift eine anderweitige Regelung der Uebergangsfteuer umd 
Vergütungsſätze bei der Ausfuhr von Bier und Branntwein aus diefen 
Ländern nothiwendig gemorden.!) 

Sehr reich war die Beriode an Zoll», Handels: und Schiff— 
fahrtsverträgen.‘) 

Erneuert oder durch Zuſätze erweitert oder verlängert wurden 
der Freundſchafts-, Handels: und Scifffahrtsvertrag mit China durch 

uſatz-Konvention vom 31. März 1880 (publizirt am 16. Sept. 1881), der 
he mit Belgien durch eine Lebereinfunft vom 30. Mai 1881; 
der Handels: und Schifffahrtsvertrag mit Jtalien am 4. Mai 1883; 
der Handelsvertrag mit Defterreih- Ungarn am 23. Mai 1881; der 
Handels: und Scifffahrtsvertrag mit Spanien am 12. Juli 1883, mozu 
am 10. Mai 1885 wegen des Roggenzolles ein Nachtragsvertrag abgeſchloſſen 
wurde ; ferner der Handels- und Hollvertrag mit der Schweiz am 23. Mai 
1881, außerdem der FFreundichafts:, Handels: und Schifffahrtsvertrag mit 
Merito am 12. Juli 1881. 

Neu abgejchloffen wurden eine Handel3-Konvention mit Rumänien 
am 14. Nov. 1877, welche jedoch erſt am 10. Juli 1881 in Kraft trat, ein 
Treundichaftsvertrag mit Samoa am 24. Januar 1879, welcher erft am 
26. Februar 1881 an wurde und in Kraft trat, ein Handelsvertrag 
mit Serbien am 6. Januar 1883, ein Handels», Freundichafts: und Schiff: 
fahrtävertrag mit Korea am 2. November 1883, ein Handels- und Schiff: 
fahrtsvertrag mit Griehenland am 9. Juli 1884, und eine Konvention 
mit Madagasfar am 15. Mai 1883. 

Blickt man auf die finanziellen Ergebniſſe zurüd, fo ift für 1883/84 
gegen 1879/80 eine Einnahmefteigerung bei den Zöllen von mehr ala 60 Mill. 
Mark, bei der Salzjtener von mehr als 1 Mill. Mark, bei der Branntwein- 
jteuer von faſt 2 Mill. Marf, bei der Bierfteuer von 2 Mill. Mark, bei der 
Tabadjtener von 7—8 Mill. Mark zu Eonftatiren; dagegen hat der Ertrag 
der Nübenzuderftener , welcher 1879/80 noch faſt 53 Mill. Mark und auf 
den Kopf der Bevölkerung 1,22 Marf betrug, wegen der bedeutenden Aus: 
fuhrvergütungen von 96 Mill. Mark im Jahre 1883/84 jo abgenommen, daß 
er in dem genannten Jahre nur 46 Mill. Mark und auf den Kopf der Be- 
völferung 1,05 Mark ausmachte. 

Hier half num allerdings die jeit 1. Oftober 1881 ins Leben getretene 
Beiteuerung der Werthpapiere, Schlußnoten, Nechnungen zc. und Lotterieloofe, 
die eine jährliche Einnahme von 12—13 Mill. Mark lieferten. 

Wenn nun auch die Einnahmen durch die indirekten Steuern und Hölle 
einen nicht unerheblichen Zuwachs erhielten, fo find aber auch andererfeit3 die 
Bedürfniſſe des Reichs bedeutend gejtiegen und betrugen die fortdauernden Reichs— 
ausgaben im Jahre 1883/84 112 Mill. Mark und für 1885/86 138 Mill. 
Mark mehr als 1879/80. 

Welche Wirkung der Zolltarif von 1885 und das am 1. Oftober 1885 
ing Leben tretende Börſenſteuergeſetz auf die Einnahmen des Reiches ausüben 
werden, ijt noch nicht zu tariren. Sollte jedoch eine entjprechende Aenderung 
der Rübenzuckerſteuer und jachgemäße Regulirung der Yusfuhrvergüt- 








1) S. das Nähere in Abichnitt X. 
*, ©. das Nähere in Abſchnitt XII, 
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ungen für Zuder, dann eine zeitgemäße Aenderung der Bier: und Brannt- 
weinbejteuerung oder jogar eine Bejteuerung der Tabadfabrifation 
zu Stande fommen, jo könnte ohne eine merflihe Belaftung eine bedeutende 
Mehreinnahme erzielt werden. 

Wie lange das gegenwärtig eingeführte Schußzolliyften für Induſtrie 
und Landwirthichaft dauern muß und wird, ift vor der Hand nicht zu beur: 
theilen, aber das iſt vorauszuſehen, daß manche Zollfäge beim Abſchluſſe neuer 
Zell: und Handelsverträge Aenderungen erfahren und daß von Seite ver- 
ihiedener Intereſſenten von Zeit zu Zeit die Verfuche werden gemacht werden, 
höhere oder niedere Eingangszölle fir einzelne Artikel durchzuſetzen. 

Wie num aber der Induſtrie und Landwirthſchaft durch höhere 
Zölle ein wejentliher Schuß gewährt wurde, jo ift dem Handel durd) die 
Handels, Zoll: und Schifffahrtsverträge durch die Vermehrung der 
Konfulate umd die begonnene Kolonialpolitif des Neiches im Vereine 
mit dem Schutze durch eine wohlorganifirte und geübte Kriegsmarine eine 
wejentliche Unterftügung zu Theil geworden, welche noch durch die Einrichtung 
der Freihäfen in Hamburg und Bremen und die Bojtdampferlinien 
eine nicht geringe Verftärfung auf Koften des Reichs erhalten wird, jo daß 
der Zukunft mit neuer Hoffnung entgegengefehen werden kann. 


I. Abſchnitt. 
Quellen und Titerafur. 


Die Quellen, aus denen bei Darftellung des Zoll: und Steuerwejens 
des Deutfchen Reiches zu ſchöpfen fein wird, beſtehen vor Allem in der 
Reihsverfajjung, in den Reichsgeſetzen nebjt den hiezugehörigen 
Ausführungs-Beftimmungen und Bundesrathsbeſchlüſſen, fo: 
dann nach Artikel 40 der Neichsverfallung') in den Beitimmungen des Zoll: 
vereinigungspertrages v. 8. Juli 1867, joweit fie nicht durch die Ver: 
faſſung felbjt oder auf dem durch diefelbe (Art. 7 und 78) bezeichneten Wege 
abgeändert find. Nach Art. 1 Abſ. 2 dieſes Vertrages bleiben aber auch die 
Bollvereinigungsverträge vom 22. und 30. März 1833, vom 12. Mai und 
10. Dezember 1835, vom 2. Januar 1836, vom 8. Mai, 19. Dftober und 
13. November 1841, vom 4. April 1853 und 15. Mai 1865 nebjt den dazu 
gehörigen Separat- Artikeln ferner in Kraft, joweit fie bisher in Kraft 
waren und nicht durch die Beitimmungen des Vertrages vom 8. Juli 1867, 
beziehungsweiſe durch die Reichsverfafjung, durch Gejege oder Bundesraths- 
Beſchlüſſe abgeändert worden find. Im Ziffer 1 zu diefem Artikel 1 ift aber 
diefe Verabredung ausdrücklich auf diejenigen näheren Bejtimmungen 
und Abreden, welche in den zu jedem dieſer Verträge gehörigen Proto— 
follen enthalten find, ſowie überhaupt auf alle in Folge der Zollvereinigungse 
Verträge zum Vollzuge derjelben zur weiteren inneren Wusbildung des 
Vereins getroffenen Vereinbarungen ausgedehnt. Diejes find außer 
den Schlußprotofollen zu den Verträgen auch die in den Hauptprotofollen 


N, Vergl. hiezu das Schriftchen des ehemaligen Staatsminifters Dr. Nudolf Delbrüd: 
Der Artikel 40 der Reichsverfafiung, Berlin 1881, das viele Aufſchlüſſe gewährt. 


WA... 
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der Vollzugs-Kommiſſionen und General: Zoll-Konferenzen, in bejonderen Ueber: 
einfünften und Verabredungen unter den Regierungen (auf dem Sorrefpondenz- 
wege) enthaltenen Beſtimmungen. 

Es it eine jchwierige Aufgabe, bei einem feit dem Jahre 1833 ange: 
twachjenen umd zum großen Theile nicht mehr gültigen Quellenmateriale die in 
demfelben zerjtreut liegenden, noch in Kraft jtehenden Beitimmungen heraus: 
zufinden, wenn diefes auch weſentlich dadurch erleichtert ift, daß fait das ganze 
Material im Drude vorhanden ift. Bor Allem find ſämmtliche Berträge in 
den Geſetz- und VBerordnungsblättern der einzelnen Bereingjtaaten 
publizirt, ebenfo die dazu gehörigen Schlußprotofolfe und allenfall® verein- 
barten Separatartifel, dann exiftirt aber auch eine, unter Aufficht des Zentral- 
bureaus des Zollvereins nach amtlichen Schriftftüden gedrudte Sammlung 
der Berträge und Berhandlungen über die Bildung und Aus— 
führung des Deutjhen Zoll: und Handelsvereins von 1833 an 
bis 1871 in fünf Foliobänden!) mit einem Anhange, enthaltend die Handels: 
und Scifffahrtsverträge Deutichlands mit dem Auslande von 1852—1872, 

Bis zum Jahre 1858 eriftirt hierzu auch ein im Jahre 1858 zu Berlin 
gedrucdtes alphabetijches Repertorium, deſſen Anfertigung und Druck— 
legung auf der 10. General-Zoll-Konferenz 1854 ($ 52) bejchlojien und vom 
Bentralbureau des Zollvereins bejorgt worden: ift.?) 

Ferner erijtiren die als Manuffript gedrudten Verhandlungen der 
15. General: Zoll: Konferenzen von 1836—1863 in 15 SFoliobänden.?) 

Außerdem find die Verhandlungen der im Jahre 1848/49 in Frank: 
furt a. M. abgehaltenen außerordentlihen Konferenz in Bollvereins- 
Angelegenheiten, fowie ein befonderes Protokoll über die Rheinzölle dd. Wies- 
baden d. 11. und 14. Auguft 1847 und Protokolle, die Zoll und Handels: 
Berhältniffe mit Defterreich betr., dd. Berlin den 6. Dezember 1855 und 
27. März 1857 befonders abgedruckt 

Die Drudfahen des Bundesrathes des Zollvereins des Nord- 
deutſchen Bundes und jetzt des Deutichen Neiches von 1866 an, bejtehend in 
Anträgen, Ausfchußberichten und Brotofollen, find eigentlich nur als Manujfript 
gedruckt umd nicht für den allgemeinen Gebrauch bejtimmt; fie enthalten jeit 
dem Aufhören der General-Zoll-Konferenzen, an deren Stelle der Bundesrath 


N Diejes Wert it zunädit zum Handgebraudhe der Behörden und Beamten beitimmt 
und deßhalb nidht im Buchhandel zu haben. Der Druck wurde auf der 5. General:Zoll- 
stonferenz 1842 (Hauptprot. $ 33) beantragt und auf der 6. Seneral:Zolltonf. 1843 (Hauptprot. 
$ 49) für die Verträge und Verhandlungen aus den Jahren 1833—36 beſchloſſen. Die 
erjten beiden Bände erichienen im Jahre 1845 in Berlin. Auf der 10. Gen-gJollkonf. 1854 
(Hauptprot. $ 52) wurde die Herausgabe der Fortſetzung bejchloffen. Der 3. und 4. Band 
mit den Verträgen bis 1858 erjchienen jodann 1856 und 1858. Die Herausgabe des 5. Bandes 
nebjt Anhang wurde ‚am 14. Mai 1870 (Prot. $ 66) vom Bundesrathe beichlofien und 
erfolgte 1871 und 1872. Eine Fortſetzung wäre ſehr erwünſcht. Außerdem wurde 1883 
vom Regierungsrath a. D. Beutner eine Sammlung der deutichen Handels-, Freundichaftse, 
Schifffahrts-, Konſular- und literarischen Verträge herausgegeben. 

2) Auch diejes Mepertorium fam nidt in den Buchhandel. Eine Fortiegung deſſelben 
würe jehr nothwendig und wünjchenswerth. 

9 Diefelben fanden ftatt 1836 in München und Dresden; 1839 und 1841 in Berlin; 
1842 in Stuttgart; 1843 in Berlin; 1845 in Karlsruhe; 1846 in Berlin; 1851 in Wie!» 
baden; 1854 in Berlin und Darmitadt; 1856 in Weimar; 1858 in Hannover; 1859 in 
Braunſchweig und 1863 in München. (Val. Hirth's „Annalen“ 1868, ©. 227.) Auch für 
dieje it das erwähnte Nepertorium mit aufgejtellt, 
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getreten iſt, das wichtigſte Material für die Gejeßgebung und Verwaltung 
der Zölle und Neichsjteuern.') 

Das Bundes: jetzt Reihsgefeg blatt enthält ſämmtliche Bundes— 
reſp. Neichsgejege, Verordnungen und Verträge;?) die Vollzugsvorjchriften und 
Regulative er welche der Bundesrath erläßt, werden jedoch ſeit 1.Jan 1873 
in dem Zentralblatt für das Deutjche Reich befannt gemacht, welches 
durch die Bundesrathsbefchlüffe vom 13. Dez. 1869, 11. April 1870, und 
21. Dez. 1872 ins Leben gerufen wurde. . Für die Zoll: und Steuerverwaltung 
der meisten Staaten eriftiren noch bejondere Amtsblätter.’) Eine wichtige 
Drudjchrift, welche nach einem Bejchluffe der 10. General: Zoll: Konferenz 
($ 51 des Hauptprotofolles) im Preuß. Finanz Minifterium redigirt wurde 
und heftweiſe jeit dem Jahre 1854 zu Berlin in der Jonas'ſchen Verlags: 
buchhandlung erjcheint, find die Jahrbücher der Zoll-Gejeggebung 
und Verwaltung des Deutfhen Zoll: und Handelsvereins.*) 
Diejelben find dazu bejtimmt, eine authentische Zufammenftellung aller in den 
einzelnen Bereingjtaaten in Bezug auf das Zoll: und Steuerwejen ergangenen 
Gejege und Verordnungen u. j. mw. zu liefern, fowie für die gemeinschaftliche 
Berwaltung einen Vereinigungspunft und ein Organ zur Kundgebung und 
gegenfeitigen Mittheilung der Fortſchritte zu bilden, welche die einzelnen 
Bereinsftaaten in der legislativen organischen und administrativen Entwidelung 
des gemeinschaftlich angenommenen Handelsfyftens machen. Diejelben können 
den Zoll und Steuerbehörden nad) Form und Inhalt als Handbuch dienen 
und jchließen fich bezüglich der erjteren an die vom Jahre 1834 bis 1843 
durch den föniglich Preußischen Geheimen Oberfinanzratd ©. T. A. Poch— 
hammer herausgegebenen Jahrbücher der Zollgejeßgebung und 
Berwaltung des Deutſchen Zoll- und Handelsvereins an. 

Als neuere Privatfammlungen von Gejegen und Verordnungen in Zoll: 
und Handelsjachen fünnen unter Andern die Annalen des Norddeutſchen 
Bundes und Zollvereins (jet des Deutjchen Reiches) von 
Dr. ©. Hirth von 1868 an, das Jahrbudh für Gejeggebung, Ber: 
waltung, Bolfswirthfhaft im Deutſchen Reich von Profeſſor 
v. Holgendorf und Brentano angeführt werden, welches jeit mehreren 
Jahren von Prof. Dr. Schmoller in Berlin herausgegeben wird, ferner das 
jeit 1884 neu erjchienene Jahrbuch für Finanzwiſſenſchaft von Brof. 
Dr. Schanz in Würzburg. Endlich das bei Guttenberg in Berlin jeit 1884 
erjcheinende Sammelwert: Die Gefeggebung des Deutjchen Reiches 


N) Hiezu ift im Jahre 1882 ein Negifter im Reichsamte des Innern ausgearbeitet 

worden, welches die Zeit von 4867 bis 1881 umfaßt. 

) Für deren gejegliche Giltigkeit genügt die Publikation im Reichsgeſetzblatte. 

Da das Zentralblatt der Abgaben, Gewerbes und Handelögejeggebung in den 

Preuß. Staaten am weiteften zurüdreicht (bi 1830) und für den Jene Theil des Reiches 

ilt, jo wird dasjelbe zu Zitaten befonders benußt werden. Die Amtsblätter der Zoll- und 

Steuerdireftionen der einzelnen Staaten beginnen erjt in den 60er Jahren. Bejondere Blätter 

diejer Art haben Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Heflen, der Thüring’iche 
Zoll- und Handelsverein, Medlenburg, Eljaß-Lothringen, Oldenburg und Braunjchweig. 

*) Da diejelben die meijten Verträge, Gelege, Verordnungen, Minifterialrejtripte und 
Entſchließungen der Direktivbehörden enthalten, werden fie in der Regel zu Zitaten benußt 
werden. Sie erjcheinen in Berlin, Verlag der Jonas’ihen Verlagsbuchhandlung. Jeder 
Jahrgang enthält ein chronologifches Verzeichniß aller in demjelben aufgeführten Geſetze und 
Verträge und ein alphabetiiches Sachregiſter. Diejelben haben 1875 auf Grund eines 
Bundesrathsbeſchluſſes v. 4. Juni 1875 ($ 227 des Prot.) aufgehört. 


en 
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von der Gründung des Norddeutichen Bundes big zur Gegen= 
wart mit Erläuterung und Regifter von Gaupp u. U. 

Bejondere Erwähnung verdient das Preußische Handelsarchibv, eine 
nach amtlichen Quellen feit 1859 erjcheinende Wochenschrift für Handel, Gewerbe 
und Berfehrsanftalten, welches außer den wichtigften Verträgen und Geſetzen ꝛc. 
auch noch die Zolltarife aller Yänder, ſowie alle wichtigen, auf Zoll-, Handels: 
und Berfehrsverhältnijie bezüglichen Anordnungen enthält. Dasfelbe erfcheint 
vom 1. April 1880 an unter dem Titel: „Deutihes Handelsardiv“ 
weiter und wird vom Reichsamte des Innern herausgegeben. 

Ein jehr wichtiges amtliches Quellenwerk ift die feit 1873 vom Kaiſerl. 
Statiftifchen Amte herausgegebene Statiftif des Deutfhen Reiches, 
welche in Form einer Zeitjchrift erfcheint, hefttweife herausgegeben wird und 
fi) auf die gefammte Statijtif erftredt. ') 

Bon bejonderem Werthe ijt das im Anfange des Jahres 1880 vom K. 
Stat. Amte herausgegebene Statiftifhe Jahrbuch für das Deutjche 
Neich, weldes den Zweck bat, die hauptſächlichſten Ergebnifje der Reichs— 
ftatiftif in kurzen, leicht verjtändlichen Ueberjichten und ſoweit möglich in ver— 
gleichbaren Jahresreihen zur allgemeinen Kunde zu bringen. Diejes Werk ſoll 
in jedem Jahre erfcheinen und bietet für Praxis und Theorie ein willfommenes 
Hilfsmittel. 

Bezüglich des Zolltarifs ift von Intereſſe C. Kroedel’s Werk: Das 
A Bolltariffyftem in feiner Entwidelung von 
1818, in 2 Theilen, 1881. Lehr J.: Die neuen Deutfchen Holzzölle, 1881. 
Dr. 3. Conrad: Die Getreidezölle, 1881. Dr. J. Genjel: Die Roh: 
ftoffe und Erzeugnifje der Tertilindujtrie im Zolltarife 1879, 
erfchien 1881. Ritſchel: Die Eifenzölle, 1881. Bayerdörffer 4.: 
Die Zölle auf Droguen, Glas, Leder, Bapier und Material: 
waaren. 1881. Behrend- Appelt: Kommentar zum Zolltarif. 

Bejondere Wichtigkeit für die Zuderbefteuerung hat das von Nichard 
v. Kaufmann herausgegebene Werfchen über die Zuderindujtrie. 
Berlin 1878. 

Sehr brauchbar ift Hoyer’s Kommentar zu den Geſetzen betr. den 
Wechſel-, SpielfartenStempel, betr. den Stempel von Inhaber: 20. Papieren 
und über die Statiftiiche Gebühr, Berlin 1881.; dann Gumpp’s Kommentar 
zum Stempeljteuergefeß, Berlin 1883. 

Sehr empfehlenswerth für den praktischen Beamten ift die von Dr. Löwen: 
herz (f. Regierungsrath) veranftaltete Ausgabe des Gejeßes und Negulativs 
betr. die Steuerfreiheit des Branntweines zu gewerblichen Zwecken 
mit technijchen Erläuterungen 2c. Berlin 1880. 

Bejondere Erwähnung verdient die unter dem Titel „Die Zölle und 
indireften Steuern in Eljaß-Lothringen“ (ausſchließl. Enregijtrement 
und Stempel) von Regierungsrath Leydeder in Straßburg im Jahre 1877 
herausgegebene ſyſtematiſche Zufammenftellung der einschlägigen Gejege, Ver: 
ordnungen ꝛc. 

Hervorzuheben find ferner Dr. Heine's Arbeit über die Branntwein— 
fteuerfyfteme in den europäifchen Ländern in der Tübinger Beitjchrift 





1) ©. das Nähere in der Vorrede N Band II der Statijtil des Deutjchen Reiches und 
Hirth's „Annalen“ v. 1874 ©. 78. ©. a. Alphabeth. Inhaltsverzeihnih für Bde. I bis 
XLIII der Statiftik, 
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für Staatswifjenfchaften Bd. 28. Dann Schraut’3 Brofchüre über Die 
Handelsverträge und die Meiftbegünjtigungsflaujel, Berlin 1884, 
— dieſes Thema zum erſten Male gründlich und mit großer Sachkenntniß 
ehandelt. 

Ueber die Branntweinbeſteuerung in Sachſen gibt G. Wahl's 
Werkchen über dieſen Gegenſtand (Dresden 1870) ſehr gute Aufſchlüſſe. 

Das neueſte Geſetz über die Statiſtik des Waarenverkehrs des 
Deutſchen Reiches v. 20. März 1879 hat Bodenſtein mit allen Ausführungs— 
beſtimmungen herausgegeben (Berlin 1880). Reinhold hat die neueſten geſetz— 
und regulativmäßigen Beitimmungen über die Tabadsbejteuerung nad) 
dem Gejege v. 16. Juli 1879 als Handbuch in Berlin 1880 erfcheinen Lajjen. 

Außerdem verdienen bejondere — W. Dittmar’s Handbuch über 
die Preuß. Branntweinfteuer. Poſen 1865. Appelt's Werfchen über 
die Gejeßgebung betr. die Tabadbefteuerung und Salzabgabe (1870). 
Philippi’s Beiträge zur Gefchichte der Statijtif der Deutſchen Mefjen.') 

Dr. E. Löbe's Deutſches Zolljtrafreht von 1881 füllt eine Lücke 
in der Literatur aus, ebenfjo Gaupp’s Kommentar zum Neichsgejege über 
die Stempelabgaben v. 1. Juli 1881. Berlin 1881. 

Schliehlic) ift noch zu erwähnen ein im Oftober 1884 von dem Reichs— 
Schatzamte herausgegebenes Aemter-Berzeichniß für die Verwaltung der Zölle, 
Reichsiteuern und Uebergangsabgaben. 


II. Abſchnitt. 


Umfang, Größe und Einwohnerzahl des Deuffchen 
3oll- und Reichsgebietes. 


Nach Artifel 33 der Deutjchen Reichsverfaffung bildet das Deutjche Reich 
und zwar das Staatsgebiet von Preußen mit Lauenburg, Bayern, Sadjen, 
Württemberg, Baden, Helen, Medlenburg- Schwerin und Strelig, Sadjen- 
Veimar, Dldenburg, Braunschweig, Sachſen-Meiningen, Sachen: Altenburg, 
Sachſen-Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolftadt und Sondershaufen, 
Waldeck, Reuß ältere und jüngere Linie, Schaumburg-Lippe, Lübel, Bremen, 
Hamburg, ein einheitliches Bollgebiet, umgeben von gemeinjchaftlicher Zoll 
grenze,?) dem am 1. Januar 1372 das Neichsland Elſaß-Lothringen einverleibt 
worden: ift.?) 


) ©. das General:Regijter zu dem Bundes: u. Reichsgeſetzbl. von 1867—71 von Hof- 
tat) Kleinſchmidt (Leipzig 1872), worin eine Ueberſicht der betreffenden Literatur ent« 
halten ift, u. in Laband's „Staatsrecht des Deutjchen Reiches“ Bd. I. Tübingen 1876. 

®) Urt. 1 der Neichöverfafjung. Die Zollgrenze ift nad) Bundesrathsbeſchluß vom 
14, a nn ($ 437) bis Cuxhafen an die Unterelbe verlegt worden am 1. Jan. 1882, 
©. Abſchn. V. 

’) Neichögefeg vom 9. Juni 1871, wegen Einverleibung von Elfah-Lothringen (Reichs— 
gejegbl. von 1871 ©. 212) und vom 17. Juli 1871 (Reichsgeſetzbl. von 1871 ©. 247), wegen 
Aufhebung der Zollgrenze gegen Elſaß-Lothringen vom 1. Januar 1872 an. 
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Bon dieſer Zollgrenze find zur Zeit noch ausgeſchloſſen:!) 

1. von Preußen Theile der Stadt Altona,“) ein Theil der Stadt 
Wandsbeck, das Freigebiet Lahn und des Dorfes Marienthal, der Hafenort 
Geeſtemünde, das Fort Wilhelm in Bremerhafen, die Elbinſeln Altenwerder, 
Kruſenbuſch, Finkenwärder, Kattwieck, Hohenſchaar, Neuhof und Wilhelmsburg; 

2. von Baden:”) der Ort Büſingen, der Bittenharter Hof, die Orte 
und Höfe Jeſtetten mit Flachshof, Gungenrieder Hof und Neutehof, Lottjtetten 
mit Balm, Dietenberg, Nad, Locerhof und Volkerbach, Dettighofen mit 
Hänferhof, Altenburg, Baltersweil, Berwangen und Albführenhof bei Weisweil; 

3. von Oldenburg: der Hafenort Brafe ;*) 

4. die freie Stadt Bremen und ihr Gebiet, ausschließlich der Holler— 
länder'ſchen Auſſendeichsländereien der am rechten Ufer der Wummie und dem 
linken Ufer der Ochum belegenen Gebietstheile als Freihafen;*) 

5. vom Gebiete der freien Stadt Hamburg die Stadt Hamburg ſelbſt, 
die Vorſtadt St. Pauli, die Voigteien Eimsbüttel, Rotherbaum, Harveſtehude, 
Eppendorf, Winterhude, Eilbeck, Borgfelde, Hohenfelde, Hamm, Horn, die 
Elbinſel Finkenwärder, der ſüdlichſte Theil der Voigtei Alſterdorf, der ſüd— 
weſtliche Theil der Voigtei Barmbeck nebſt Rönnhaide, der weſtlichſte Theil 
der Voigteien Billwärder-Ausſchlag und Billwärder an der Bille und der 
Cuxhavener Auſſendeich als Freihafen.?“) 

Dagegen ſind in die Zollgrenze des Reiches durch Verträge einge— 
ſchloſſen: 

1. Die zur Grafſchaft Tirol in Oeſterreich gehörige Gemeinde Jungholz 
durch Vertrag vom 3. Mai 18687) und 

2. u Sroßherzogthum Luxemburg durch die Verträge vom 8. Februar 
1842, 2. April 1847, 26./31. Dezember 1853 und vom 20./25. Oftober 1865 


1) S. Belanntmahung des Reichskanzlers vom 18. November 1868 (Bundesgejegbl. 
von 1868 ©. 518). Druckſ. 2 des Bundesrathes von 1877. Eine ausführliche Weberiicht 
fünmtlicher Zollausſchüſſe ift in Band 43, Heft 3 der „Statiftif des Deutſchen Reiches“ 
enthalten. 

2) S. Brot. des Boll- Bundesrathe von 1869 $ 163 und des Bundesrathes des 
Deutjchen Reidyes vom 8. Dezember 1871 8 660 und Druckſachen von 1869 Wr. 105 und 
von 1871 Nr. 182. Drudi. Nr. 2 von 1877 $ 392 des Brot. von 1878 $ 352 des Prot. 
von 1879. Drudi Nr. 106 von 1879 $ 558 des Prot. von 1879. Nach Bundesraths— 
beichluß vom 22, Mai 1880 ſoll die Stadt Altona vorbehaltlid) der näheren Modififationen 
der Ausführung dem Deutihen Zollgebiete angeichlofien werden. 

Am 5. November 1875 wurden Gebietötheile von Aurmund und Grohn angeſchloſſen 
(j. Bentralbl. des Reiches 1875 ©. 716). Am 1. Januar 1882 wurden Preußiſche und 
Hamburg'jche Gebietstheile mit 5510 Einwohnern angeſchloſſen. Bundesrathsbeſchluß 1882 
$ 436.) 

Nach Bundesrathsbeſchluß vom 26. März 1885 iſt die bisherige Zollgrenze im Antte 
Ripebüttel bei Eurbafen geändert und find die don der neuen Zollgrenze umſchloſſenen 
Theile Cuxhafens vom 1. April 1885 an dem Zollgebiete angeichloflen worden, Gentralbl. 
des Neidyes 1885 ©. 193.) 

) »olleinigungsvertrag dom 8. Juli 1867 Artikel 6 Ziffer 2. Am 24. April 1884 
wurde die Inſel Reichenau mit 1450 Einwohnern angeſchloſſen. (Bundesrathsbeſchluß 
von 1884 $ 194 und 38 der Drudi.) 

9 S. "Drudi. Mr. 107 von 1876 und $ 196 des Bundesrathäprot. von 1877. 

5, ©. Art 34 der Reichsverfaſſung und s 352 des Prot. von 1879. Am 1. Jar. 1885 
wurden Theile der Ortichaften Haftadt und Sebaldsbrück mit 443 Einwohnern angejchlofien. 
Bundesraths beſchluß vom 18. Dezember 1884 $ 561.) 

9) ©. Urt. 34 der Reichöverfaflung und & 558 des Brot. von 1879. 

n Sand V der Verträge ©. 478 ff. Un das Zollſyſtem Bayerns angefchlofien. 
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wegen Anichluß des Großherzogthums Luremburg an das Zolliyiten Preußens 
und der übrigen Staaten des Zollvereins.') 

Aus vorjtehenden Erörterungen iſt zu erſehen, daß die NReichsgrenzen 
und die Grenzen des Deutichen Zollgebietes nicht zufammenfallen, da vom 
Neihögebiete in Bezug auf das Zoll und Verbrauchsiteuerwejen Gebietstheile 
ausgeichlojjen find, während andererſeits dem Zollgebiete des Reiches Theile 
fremder Staaten angejchlofjen find. 

Hiernach ergibt fi in Bezug auf Umfang, Größe (Flächeninhalt) und 
in folgendes Bild für das Deutjche Reich reip. für das Deutjche 

ollgebiet. 


I. Ueberfiht des Umfanges des Deutſchen Zollgebietes. 












Örenzlänge 
gegen 
das Ausland 
km 





Grenzkaaten des Bollgebietes 















1 | Preußen mit Jahdegebiet 5459 

2 | Bayern EHE 1020 

3 | Württemberg 22,5 

4 | Sadjen 510 

5 | Baden . . 360 

6 | Medlenburg 133,5 

7 | Tldenburg 257,8 

8 | Eliaß-Lothringen 584,036?) 
9 | Luremburg 







Umfang des Zollgebietes 








I. Größe und Einwohnerzahl der deutſchen Zoll: und Neid ägebiete 
im Jahre 1885. 















Größe Ortsanweiende nad) der 
Nr Staaten und Länder in Zahlung von 1880 
. i . „fin den Zoll 
U) km im Zolgebier ausichlüffen 



























LI BOMBER... 4 348,257 27,162,507 116,604) 
MM: 0,5 Me 75,5863,; | 5,284,778 — 
3 | Sahln . . » .:. ——— 14,992,» | 2,972,805 _ 
4 1 Rürttembrg -» - > 2 2000. 19,508,; | 1,971,118 — 
5 Baden: rn 15,081,ı | 1,564,940 5,314*) 
6 936,340 * 





7,680,3 
) S. a. Art. 2 des Zollvereinigungsvertrages® vom 16. Mai 1865, Art. 2 des Zoll- 
und Sandelävertrags vom 8. Juli 1867, wonach in den Sejammtverein alle diejenigen 
Staaten oder Gebietstheile einbegriffen find, welhe dem Zoll: und Handelsſyſteme der 
vortragenden Staaten oder eined von ihnen ſich angejchlofjen haben und $ 14 der Lleberein- 
tunft wegen Webernahme der Wilhelm-Luremburg-Eijenbahnen durd die Ktaijerl. Deutjche 
Eiienbahnverwaltung vom 11. Juni 1872, — eine Kündigung des Ausſchlußvertrages 
vom 20./25. Oktober 1865 vor dem 31. Dezember 1912 nicht erfolgen wird, Reichsgeſetz— 
blatt 1872 ©. 337.) 

*, Siehe Drudjahen des Bundesraths dv. 1882 Nr. 116 ©. 84. 

2, Siehe Drudjahen des Bundesraths v. 1882 Nr. 2 und Bundesrathäbeihluß v. 28. 
März 1882 ($ 166), 

9 Reit nad) Anſchluß der Inſel Reichenau am 27. April 1884. Zentralblatt des Reichs 
1884 ©. 155. 
Aunalen des Deutſchen Reicht. 1886. 3 
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Ortsanweſende nad der 
__ Biblung von 1880 __ 
in den Soll» 
ausſchlüſſen 
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Nr. Staaten und Länder. in 
(] km 








im Bollgebiet 
























































7 | Medlendurg- Schwerin 13,303 8 577,055 — 

8 | Sacdien-Weimar 3,592 309,577 _ 

9 | Medlenburg-Strelig 2,929,s 100,269 _ 

10 | Oldenburg 6,420,3 335,158 2,320 
11 | Braumjchveig 8,690,4 349,367 — 

12 | Sacien-Meiningen 2,468,4 207,075 — 
13 | Sacien-Altenburg . 1,323,» 155,036 _ 
14 } Coburg-Gotha 1,968 ı 194,716 — 
15 | Anhalt — — —— 2347 232,592 _ 
16 } Schwarzburg-Sondershaufen T 862,1 71,107 _ 

17 J Schwarzburg-Rudoljtadt . 3 940,4 80,296 — 
18: 1 Waldekte.... 5 Sr sont 1,121 56,522 .- 
19 | Reuß ältere Linie . Es 316,4 50,782 _ 
20 | Neu jüngere Linie a 825,7 101,330 — 
21 | Schaumburg-Lippe N 339,7 35,374 — 
22 JLippe . 2... F 1,222 120,246 — 
23 | Yübed . 297,7 63,571 = 
24 | Bremen BR 255,6 18,228 138,495 
25 | Damburg . . —F 409,3 38,943 414,926!) 
26 I Eljaß Lothringen u 14,508 ı 1,566,670 





44,556,402 












Luremburg 209,570 — 
Jungholz 211 —— 
Summa 44,766,183 677,659 


Hiernach hat das deutſche Neichszollgebiet einen Umfang von 8489,336 km 
und eine Einwohnerzahl von 44,773,173 Einwohner mit den angejchlofjenen 
Gebieten von Luxemburg und Jungholz. Die Zollausſchlüſſe haben 670,669 
Einwohner. Das deutjche Reichsgebiet hat eine Größe von 540,521, [1 km. 

Intereſſant iſt es bei dieler Gelegenheit daran zu erinnern, daß das 
Deutſche Zollgebiet in den Jahren 1834 bis 1841 von 7730 Q.Meilen umd 
ca. 23,478,129 Einwohnern auf 8245 Q.-Meilen mit 28,498,136 Einwohnern 
angewachjen war, und Daß es durch den Zutritt des Steuerpereins im Fahre 
1854 bis zu 9021 Q.-Meilen mit 36,600,000 Einwohnern vergrößert wurde, 
während es 1873 9930,,55 D.:Meilen mit 40,783,606 Einwohnern und bei 
der Zählung im Jahre 1875 42,338,031 Einwohner beſaß. 


IV. Abſchnitt. 


Perfrags- und verfaffungsmäßige Baupfgrundfäße für die 
Zoll- und Steuerberwalfung des Deutfchen Reiches. 
Bei der Daritellung der zur Zeit im Deutichen Neiche und in den mit 


demjelben zollvereinten Gebietstheilen anderer Staaten in Bezug auf Zölle 
und Verbrauchsiteuern gültigen Beſtimmungen erjcheint es von bejonderem 


N) Siche Drudjacen des Bundesraths von 1882 Nr, 2 und Bundesrathsbeſchluß vom 
28. März 1882 ($ 166), 
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Vertb, eine Zufammenjtellung derjenigen vertrags⸗ und verfajjungsmäßigen 
Grundſätze vorausgehen zu laſſen, welche für die Gejeggebung und VBerwalt- 
ung der Zölle und Verbrauchsiteuern bauptjächlich maßgebend find, um bier: 
durch zugleich für die Bearbeitung jelbjt die nöthigen Nichtungspunfte zu 
gewinnen.) 

Allerdings wird biebei ein Zurücdgehen auf jämmtliche in Artikel 40 
der Reichöverfaffung reſp. in Artikel 1 des Zollvertrages vom 8. Juli 1867 
und in Ziffer 1 des Schlußprotofolles hiezu erwähnten Verträge und ſonſtigen 
Berabredungen nothwendig werden, aber e3 kann hiedurch zugleich eine Aus— 
ſcheidung Der zwar noch giltigen, aber jegt in andere Unterabtheilungen 
(Ziffer 1, 3, 5, 9, 15) des Artikels 4 der Neichsverfafjung, als die Zölle 
und Berbrauchsfteuern, fallenden Beitimmungen erfolgen, welche zur Zeit des 
ge in das Bereich der Verhandlungen und Verträge gezogen worden 
waren 

Nah den eriten Zollvereinsverträgen, vom 22. März 1833, 
30. März 1833 und 10. Mai 1833, welche am 1. Januar 1834 ins Leben 
traten umd deren Dauer bis 1. Januar 1842 fejtgefegt war,) jollte für die 
den Verein bildenden Staaten ein vollkommen iübereinjtimmendes Zollſyſtem 
mit möglichitt gleicher Gejeßgebung und gleichem Tarif für die Eins, 
Aus» und Durchgangs-Abgaben (mit wenigen lofalen Ausnahmen) und im 
Innern der Vereinsjtaaten vollfommene Verkehrsfreiheit unter Wegfall aller 
bisherigen Zollgrenzen, Binnenzölle, Stapel: und Umjchlagsrechte beginnen. 
Ausgenommen hievon waren nur die zu den Staatsmonopolen gehörigen 
Gegenftände, namentlich Spielfarten und Salz, dann Gegenjtände, welche 
wegen der verjchiedenartigen inneren Beſteuerung beim Uebergange von einem 
Staat in den anderen einer Ausgleihungss(llebergangs:)Abgabe unterworfen 
wurden, wie Bier, Branntwein, Braumalz, Moft, Wein, Tabadsblätter, und 
endlich diejenigen Waaren, welche ohne Eingriff in die von einem Bereinsitaate 
ertheilten Erfindungspatente oder Privilegien nicht nachgeahmt oder eingeführt 
twerden konuten?.) 

Ein allgemeiner Grundjaß lag in der Berabredung, daß die Abgaben 
für die Benugung öffentlicher Wege und dergl. nur in dem Betrage beibe- 
baten oder neu eingeführt werden jollten, welcher den gewöhnlichen Heritell- 
unge: und Unterhaltungsfojten angemejjen it. Hierbei wurde als höchſter 
Sag für Chaufjeegelder der im Preußischen Tarife von 1828 feſtgeſetzte 
bezeichnet. Kanals, Schleufen:, Brüden- und dergl. Gebühren jollten nur bei 
Benutzung wirklich beitehender Einrichtungen dieſer Art von den Benugenden 
gefordert werden. Die Waſſerzölle follten vermindert und möglichit aufgehoben 
werden. ®) 

Ein gleiches Münze, Maß- und Gewichtsſyſtem ſollte angeitrebt werden?.) 


!, Bezüglich der übrigen Reihsiteuern find die bejonderen gejeglichen Beitimmungen 
maßgebend. 

) S. hierüber auch die Schrift Dr. Rudolf Delbrüd's, Staatäminifter a. 
Artikel 40 °der Reichsverfaſſung, Berlin 1881, die jehr intereflante Aufichlüfie gibt. 

>, Bd. I der Verträge ©. 1 fi, 112 fi, 117 ff.: Pochhammer, „Jahrbücher“ 1834 
©. 16 ff. 

4 Art. 41 des Vertrags vom 22. März 1833. 

5) Vertr. v. 22. März 1833, Art. 1—9. 11. 

% Wertr. v. 22. März 1833, Art. 13 u. 15. 

a. a. D. Art. 14. 


at 


D., Der 


3* 
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Alle eigentlichen Zollabgaben (Ein, Aus: und Durchgangszölle) mit Aus- 
nahme der inneren Konfumtionsiteuern und der Ausgleihungs-Abgaben, der 
Schiffsabgaben, Wegegelder, Pflafterzölle, Kanal-, Hafen zc. Gebühren, ſowie 
der Bollitrafen und Stonfisfate, die jedem Staate verbleiben, jollten gemein: 
Ichaftlich jein und nach der Bevölkerungszahl vertheilt werden. 

Ueber die Berechnung des Neinertrages der gemeinschaftlichen Abgaben, 
über die Zollnachlälle und Zollbegünftigungen , jowie über die Volkszählung 
wurden jpezielle, allgemein giltige Grundfäße vereinbart. ) 

„Jedem Vereinsſtaate jollte die Organijation der Zollbehörden und deren 
Ernennung verbleiben. Die Kojten der Zollverwaltung hatte jeder Vereins: 
ftaat jelbjt zu tragen. Ausgenommen hievon war derjenige Theil des Bedarfs, 
welcher zur Aufitellung des zur Dedung der Grenze gegen das Ausland 
nöthigen Perſonals an Zoll: Schug:, Wbfertigungs: und Erhebungsbeamten 
nothwendig it und wofür jedem Staate eine vereinbarte Paufchiumme aus 
den gemeinjchaftlichen Einnahmen überwieſen wurde.?) 

Das Begnadigungs: und Strafverrwandlungsrecht in Zoll-e und Steuer: 
Kontraventionen blieb jedem Staate in feinem Gebiete vorbehalten, ebenjo die 
Unterfuchung und Beitrafung dDiefer Uebertretungen nach dem in jedem Staate 
giltigen Prozeß:Berfahren.?) 

Die Leitung des Dientes der YofalsZollbehörden und die Vollziehung 
der gemeinschaftlichen Gejeggebung überhaupt jollte in jedem Staate einer 
oder mehreren Zolldireftionen übertragen werden, welche dem betreffenden 
Minifterum des einzelnen Staates untergeordnet "sein jollten. Die Bildung 
und Einrichtung des Gejchäftsganges dieſer Zolldireftionen wurde den einzelnen 
Negierungen überlaffen und außerdem verabredet, daß deren Wirfungsfreis, 
jomweit er nicht durch Verträge oder Geſetze geregelt erjcheine, durch eine gemein- 
Ihaftlich zu verabredende Inſtruktion geregelt werden jolle 

Das vereinbarte Zollgefeg, der Zolltarif und die Zollordnung follten als 
integrivende Bejtandtheile des Zollvereinigungsvertrags angejeben mwerden.*) 

Veränderungen in der Zollgefeßgebung mit Einjchluß des Zolltarifs und 
der Zollordnung follten nur auf demjelben Wege und mit gleicher Ueberein— 
ftimmung aller Kontrahenten bewirkt werden, wie die Einführung der Geſetze 
ſelbſt. Dasjelbe jollte für alle Anordnungen gelten, welche in Beziehung auf 
die Zollverwaltung allgemein abändernde Normen aufjtellen.’) 

Durch eine bejondere Beitimmung geſtanden fich die fontrahirenden Staaten 
das Necht zu, den Hauptzollämtern und Zolldireftionen anderer Vereinsjtaaten 
Beamte (Stationskontroleure und Bevollmächtigte) zu dem Zwecke beizuordnen, 
um von allen vertragsmäßigen Gejchäften Kenntnig zu nehmen und auf Ab- 
ftellung bervorgetretener Mängel binzuwirfen.®) 

Bergünftigungen für Gewerbtreibende Hinfichtli” der Steuerentrichtung 
follten, wenn fie nicht in der Zollgefeßgebung ſelbſt begründet find, derjenigen 
Negierung zur Lat fallen, die fie gewährte. Die biebei geltenden Grundjäße 
follten vereinbart werden.?) 





a. a. D. Art. 21. 

2) a. a. DO. Art. 27, 30. 
2) a. a. D. Art. 26. 

% a. a. D. Art. 4. 

8) a. a. O. Art. 5. 

6%) a. a. O. Art. 31 u. 32. 
Na.a. O. Art. 23, 
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Für die Hofhaltung der Souveraine und ihrer Negentenhäufer oder für 
die bei denjelben beglaubigten Gelandtichaften ꝛc. konnte ein Erlaß der Zoll: 
gefälle nur auf privative Nechnung des betreffenden Staates Platz greifen, 
ebenfo für Entichädigungen auf Zollvechte oder Befreiungen.') 

Gleiche gegenfeitige Begünſtigung des Schifffahrtsbetriebs auf den Flüffen 
der verichtedenen Staatögebiete wurde als allgemeiner Grundſatz vereinbart. 
Ebenſo Gleichjtellung jämmtlicher Staatsangehöriger der BBereinsitaaten in 
Bezug auf die Abgaben in Preußischen Seehäfen.?) 

Als gemeinjchaftliches Organ zum Zwecke gemeinjamer Berathungen 
wurden jährliche Konferenzen von Bevollmächtigten (General-Zoll-Kon- 
ferenzen) verabredet, welche jährlich in den erjten Tagen Juni und zwar das 
— in München zuſammentreten ſollten. Vor dieſe Konferenz ſollte gehören: 

Die Verhandlung über Beſchwerden und Mängel, welche in Be— 
— auf die Ausführnng der Grundverträge und der beſonderen Ueberein— 
künfte, des Zollgeſetzes, der Zollordnung und der Tarife wahrgenommen und 
nicht bereits auf dem Ktorreipondenzwege zwiſchen den Miniſterien erledigt 
worden waren. 

b) Die definitive Abrehnung zwiichen den Vereinsjtaaten über die 
gemeinschaftliche Einnahme auf Grund der von den oberjten Zollbehörden 
aufgeitellten, durch das Zentralbureau vorzulegenden Nachweifungen. 

c) Die Beratbung über Wünſche und Vorſchläge, welche zur 
Verbejjerung der Verwaltung gemacht werden. 

d) Die Verhandlungen über Abänderungen des Zollgeſetzes, des Tarifg, 
der Zollordnung und Berwaltungsorganijation, überhaupt über ziwedmäßige 
Entwidlung und Ausbildung des Zoll» und Handelsiftens. 9) i 

Außerdem wurde ein Zentralbureau für das Abrechnungswejen des 
Vereins mit dem Siße in Berlin errichtet, zu dem jeder Staat einen Beamten 
abzujenden berechtigt jein jollte.*) 

Ferner wurde verabredet, dab Zollbegünftigungen und Nabatt- 
privilegien einzelner Meßplätze nicht erweitert, jondern thunlichit 
beichränft oder aufgehoben, neue aber nicht ertheilt werden jollten.?) 

As Hauptgrundjag wurde feſtgeſtellt, daß die Zollfredite der Ge— 
jammtbeit gegenüber als Baarbejtände zu behandeln jeien und daß Die 
Bewilligung der Kredite jedem einzelnen Staate überlafjen bleibe. ®) 

Durdy den Vertrag vom 8. Mai 1841 über die Fortdauer des Zoll- 
vereins?) wurde unter Aufrechthaltung der vorjtehend erwähnten Berabredungen 
die wichtige Aenderung getroffen, daß jtatt der ſog. Ausgleihungsabgaben, 
Uebergangsabgaben von den einer inneren Betenerung in den einzelnen Staaten 
unterliegenden Gegenjtänden, wie Bier, Malzichrot, Wein, Branntwein, Tabad, 
Traubenmoft zu erheben feien.?) Sonst änderte diefer Vertrag feine der früheren 
Beitimmungen. 


— — oo 


!) a. a. D. Art. 25. 

Na. a. D. Art. 19. 

’. a. a. D. Art. 33 u. 34. 

NRa. a. D. Art. 29 und Schluhprot. hiezu $ 28. 

») Art. 24 a. a. 0. 

®, Prot. v. 29. Nov. 1833 zu Art. 10a des Vertrags von 1833 (Bd. I der Verträge 


e. 109). 

"7, Bd. III der Verträge ©. 1 ff. 

” a. vom 8. Mai 1841, . 3 Nr. 4 und proviſoriſche Uebereinkunft hiezu vom 
8. Mai 1841 Bd. III der Verträge © 87. 





38 v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deutſchen Neiches. 


Der in Art. 7 lit. c. de Bollvereinigungsvertrages vom 22. März 1833 
enthaltene Ausschluß der Verkehrsfreiheit bezüglich ſolcher Gegenftände, auf 
welche in einem Vereinsſtaate Erfindungspatente oder Privilegien verliehen 
worden find, wurde im Zollvereinigungsp —— vom 4. April 1853') 
nicht mehr gemacht, erfcheint aljo vom Jahre 1854 an als aufgehoben. Im 
Uebrigen wurde durch diefen Vertrag an den vorjtehenden VBerabredungen 
nichts geändert. 

Durch Art. 4 de8 Bollvereinigungsvertrages vom 16. Mai 
1865°) wurden die Durchgangsabgaben als aufgehoben erklärt. 

Ferner wurde in Art. 30 Abjag 2 diefes Vertrages beftimmt, daß jeder 
Staat für die Dienftestrene der bei der Zollverwaltung von ihm angeitellten 
Beamten und Diener und für die Sicherheit der Kafjenlofale und Geldtrang- 
porte zu haften und biedurch entitandene Ausfälle bei der Revenüentheilung 
zu vertreten und zu deden babe. 

Bezüglich der Aufjtellung der Zoll: und Steuerämter im Innern des 
Vereines und Anftellung von Beamten bei denfelben, deren Koften dem ein- 
zelnen Vereinsſtaate zur Laſt fallen, jollen die Regierungen nad) Abſatz 3 
dieſes Artikels nicht weiter als durch die zollgejeglichen Beſtimmungen be— 
ichränft fein. 

Der gefammte amtliche Schriftenwechjel in den gemeinjchaftlichen Zoll- 
angelegenheiten zwischen den Behörden und Beamten der Vereinsitaaten im 
ganzen Umfange des Vereins foll nach Abſatz 4 dieſes Artikels auf der Poft 
portofrei befördert und zu Ddiefem Zwecke als „Zollvereinsſache“ bezeichnet 
werden. Diefe bereit3 im Münchener Bollzugs:Brotofoll vom 14. Februar 
. 1834 $ 23 und im Schlußprotofol Nr. 16 Ziffer 3 zum Bertrag vom 
4, April 1853 niedergelegte Berabredung ericheint hier zum erjtenmale in 
einem Bertrage. 

Sehr ausführliche Verabredungen find in dem Artikel 11 des Vertrages 
vom 16. Mai 1865 über die Grundſätze bezüglich der innern Bejtenerung 
und die Nücdvergütung der innern Steuern bei der Musfuhr niedergelegt, wo: 
durch die Beltimmungen in Artifel 3 des Vertrages vom 8. Mai 1R41 in 
weientlichen Punkten alterirt ericheinen. 

Von Wichtigkeit erjcheint der in Artikel 23 ausgefprochene Grundjaß, daß 
Bollbegünftigungen für Mafchinen und Majchinentheile auch auf private Rechnung 
nicht mehr gewährt werden dürfen. 

Neu find die Beitimmungen in Artifel 7 des Vertrages von 1865 bezüglich 
der Ausfuhrverbote im Falle eines Bundesfrieges, wonad darauf Bedacht zu 
nehmen ift, daß ein gleiches Verbot von allen Staaten erfolgt, um die Freiheit 
des Handels und Verkehrs micht zu jtüren. 

Wichtig ericheint auch die Verabredung in Artikel 7, wonad) die Staaten 
ſich gegenjeitig das Necht einräumen, zur Abwehr anitedender Krankheiten für 
Menſchen und Vieh die erforderlichen Mafregeln zu treffen, wobei jedoch in 
dem Berhältnifie des einen Vereinslandes zu dem anderen feine hemmenderen 
Einrichtungen getroffen werden ſollen, als unter gleichen Umjtänden für den 
innern Berfehr des anordnenden Staates in Vollzug gejegt werden. 


Bd. IV der Verträge ©. 1. 

2, Bd. V der Verträge ©. 47. Die Aufhebung der Durdigangsabgaben war auf 
Grund einer bejonderen Verabredung unter den Vereinäftaaten bereits mit 1. März 1861 
eingetreten, aber erit 1865 vertragsmäßig zum Ausdrude gefommen (j. a. Jahrb. 1861 ©. 7). 
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Im Uebrigen hat der Vertrag von 1865 an den vorjtehenden Grundjägen 
nichts geändert. 

Der Vertrag vom 8. Juli 1867) hat einige durchgreifende neue 
Grundiäge eingeführt. Bor allem wurden durch Artikel 7 desjelben die Zoll: 
und Steuergefepgebung (Artikel 3), jowie die Gejeßgebung über die in den 
Zollausichühlen zur Sicherung der Bollgrenze zu treffenden Maßregeln dem 
Bundesrathe des HZollvereins als gemeinjchaftlihem Organ der Regierungen 
und dem SZollparlamente als gemeinjchaftlicher Vertretung der Bevölferungen 
übertragen, die Zollfonferenzen aufgehoben?) und bejtimmt, daß zu einem 
Vereinsgefege die Mehrbeitsbejchlüfje beider Verfammlungen nothwendig jeien 
und die Verfündigung diefer Gejege nach den in den Gebieten der vertragenden 
Theile geltenden Formen zu erfolgen habe.?) — Ferner wurde das im den 
früheren Verträgen aufgeführte Verbot des Verkehres mit Spielkarten nicht 
weiter erwähnt, dagegen in Ziffer 3 des Schlußprotofolls zu Artifel 4 des 
Vertrages von 1867 für den Verkehr mit Spielkarten die Uebergangsichein: 
fontrole eingeführt. Das Spielfartenmonopol erjcheint hiedurch befeitigt. 

Bemerfenswerth find einige Bejtimmungen in Artikel 4 Abſ. 2—3, wonach 
die Freiheit des Handels und Verkehrs zwifchen den Kontrahenten auch dann 
feine Ausnahme erleiden folle, wenn fie dem Eintritte aufßerordentlicher Umitände, 
insbejondere auch bei einem drohenden oder ausgebrochenen Kriege, einer von 
ihnen fich veranlaßt finden ſollte, die Ausfuhr gewiſſer im inneren freien 
Verkehr befindlichen Erzeugnifje als Fabrifate in das Ausland für die Dauer 
jener außerordentlichen Umſtände zu verbieten. Es ſoll in einem jolchen Falle 
daranf Bedacht genommen werden, daß ein gleiches Verbot von allen ver: 
tragenden Theilen erlaſſen wird. Die Abſ. 4 und 5 treffen dann Borjorge 
für den Fall, wenn ein Theil eim jolches Verbot nicht auch erlajjen will und 
räumen allen Theilen die Befugni ein, zur Abwehr gefährlicher anjtedender 
Krankheiten für Menjchen und Vieh die erforderlichen Maßregeln unter gewiljen 
Modififationen zu treffen. 

Endlich hörten mit Abſchluß des Vertrages vom 8. Juli 1867 alle Zoll: 
Präzipua der verjhiedenen Staaten auf.‘) 

Die Vereinzkontrole wurde dem Präfidium des Bundesrathes unterjtellt, 
und deren Koſten auf die gemeinschaftliche Kaſſe übernommen.?) 


35. V der Verträge ©. 83 und Jahrbücher von 1868 ©. 1 ff. 

*, Schlufprot. Ziff. 9 zu Art. 8 $ 12 des Vertrages von 1867. 

3) Art. 7—9 des Vertrages vom 8. Juni 1867. 

) Nur Dfldenburg jollte mit NRüdjicht auf das bejonders ungünſtige Verhältniß, 
welches zwijchen der Yänge jeiner Bongrenae auf der einen und dem Flächeninhalte, ſowie 
der Bevölkerung auf der anderen Seite obwaltet, einen Zuſchuß von 13,500 Me zu jeiner 
Pauihiumme ausnahmsweiſe auch ferner erhalten (Schlußprototoll zum Artikel 16 des 
Vertrages von 1867 Ziff. 13), dennoch wurde derjelbe vom 1. Jan. 1872 auf 36,000 4 
erhöht (Brot. von 1873 $ 522), Baden erhielt bi8 Ende Dezember 1871 42,300 AM, von da 
ab 24,000 4 jährlich und Luremburg vom 1. Jan. 1866 jührlich 15,000 A&, welcher Betrag 
durch; Bundesrathsbeſchluß vom 9. April 1873 ($ 171 der Prot.) für 10 Jahre auf 9300 Mk 
vom 1. Jan. 1872 an ermäßigt wurde. Elſaß Lothringen wurde durd) die Bundesraths— 
beſchlüſſe vom 27. Juni 1873 ($ 454 der Prot.), vom 13. Nov. 1875 ($ 451 der Prot.), 
vom 16. April 1877 ($ 197 der Brot.) für die Örenzzollverwaltung ein Zuſchuß für die 
Beitreitung der Ortözulagen in der Höhe von 2, der an die Beamten bezahlten Ortszulagen 
bis zum Marimalbetrage von 300,000 AM. bezw. 250,000 M. bis Ende 1879/80 bewilligt 
und diefer Zuſchuß durch Bundesrathsbeihluß vom 5. April 1850 $ 4 big auf Weitereö 
gewährt. Dieje Zuſchüſſe find nun jeit 1. April 1882 weggefallen. ©. a. Abſchnitt IX. 

) Artikel 20 des Bertrages vom 8. Juli 1867 und Ziff. 15 des Schluhprot. 


XXXX . 





40 v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deutjchen Reiches. 


Im Uebrigen wurden im Bertrage vom 8. Juli 1867 die erwähnten 
Grundjäge aus den älteren Verträgen aufrecht erhalten.) 

Die mit 1. Januar 1871 in Kraft getretene?) Deutſche Reichsver- 
fafjung und jpätere Reichsgeſetze haben an den aufgeführten Grundjägen 
nur Folgendes geändert: 

Sie unterjtellte der Beauffichtigung Seitens des Neichs und der Gejeß- 
gebung desjelben nach Artikel 4 außer der Zoll und Handelsgejeßgebung und 
der Gejepgebung über die für die Zwecke des Neichs zu verwendenden Steuern 
(Salz:, Zuder:, Tabad:, Braumalz-, Branntweinftener, Wechjelitempeljteuer) 
auch in litera c. die Gejeggebung über den Gewerbebetrieb, d. über die Ordnung 
des Maaß-, Münz- und Gewichts: Syjtems, e. über die Erfindungspatente, 
f. iiber die Flößerei und den Schifffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten 
gemeinjfamen Waſſerſtraßen und den Zuftand der leßteren, g. über die Fluß— 
und Wajjerzölle, h. über die Medizinal- und Veterinärpolizei, jo daß alle, 
die unter litera c—h aufgeführten Gegenftände betreffenden Beltimmungen aus 
der Zeit des Zollvereins bei der Darjtellung des Zoll- und Steuerwejens des 
Neichs außer Betracht bleiben fünnen. 

Die Neichsverfafjung ſetzte an die Stelle des Zollparlaments den Reiche: 
tag (f. Art. 5). 

Artikel 35 der Neichsverfaflung unterjtellte der Neichsgefeßgebung ferner 
die Mafregeln zum gegenfeitigen Schuße der in den einzelnen Staaten erhobenen 
Berbrauchs: Abgaben gegen Hinterziehungen, ſowie zur Sicherung der gemeinjamen 
Bollgrenzen in den Zollausſchlüſſen. 

Die Ueberwachung der Einhaltung des gejeglichen Verfahrens in Zoll: 
und Steuerfachen (Bereinskontrofe) durch Neichsbeamte wurde als ein Necht 
des Kaiſers feitgeftellt und noch außerdem beftimmt, daß die von diefen Beamten 
angezeigten Mängel bezüglich der Ausführung der gemeinjchaftlichen Geſetzgebung 
dem Bundesrathe zur Beichlußfallung vorzulegen jeien. °) 

Bon großer Tragweite und Wichtigkeit find die Beitimmungen in Art. 5 
und 37 der Neichsverfaflung, wonach bei Geſetzesvorſchlägen über die 
Zölle und Verbrauchsfteuern und bei der Beichlußfafjung über die zur Aus: 
führung von gemeinschaftlichen Gejegen über Zölle und Verbrauchsſteuern 
(Art. 35) dienenden Berwaltungsvorichriften die Stimme des Präfidiums bei 
Meinumgsverjchiedenheit dann den Ausſchlag im Bundesrathe geben joll, wenn 
fie fich für die Aufrechthaltung der beftehenden Einrichtungen ausſpricht. 

Der durch die Verabredung im Prot. vom 29. Nov. 1833 zu Separatart. 
10a des Bollvereinsvertrags vom 22. März 1833 aufgejtellte Grundjag, daß 
die Steuer- und HBollfredite der Gejammtbeit gegenüber als 
Baarbejtände zu behandeln find, ift durch das Reichsgejeg vom 4. Dezem— 
ber 1871 5 3 betr. den Haushalt des Deutjchen Neiches für 1574 aufgehoben 
worden. *) 

Durch $ 5 des Geſetzes vom 25. Juni 1873 betr. die Einführung der 
Neichsverfaffung in Elfaß:Lothringen wurde dieſem Lande in jo ferne eine 
große Begünftigung zu Theil, als die Beichränfungen des Artikel 5 des Boll: 


) Insbeſondere wegen der Pauſchſumme für den Bedarf der Zollgrenzbewahung 
und Verwaltung in Art. 16 Ziffer 2. 

2) Hirth, Annalen von 1871 ©. 43 Abi. IV. 

3) Art. 36 Abſ. 2 und 3 der Reichsverfaſſung. 

Reichsgeſetzbl. 1872 ©. 413 und Abjchnitt IX. 
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vertrags vom 9. Juli 1876 auf das DOftroi der Kommunen nicht Anwendung 
finden jollen. 

Das Geſetz betr. die Bortofreiheiten im Gebiete des norddeutſchen 
Bundes vom 5. Juni 1869,') welches am 1. Januar 1872 in ganz Deutjch: 
land zur Geltung gefommen iſt,)) hält die Vortofreiheit für Angelegenheiten, 
welche auf Berträgen beruhen, alfo auch für Zollvereinsjaden, nad $ 12 
aufreht und fügt alle Neichsangelegenheiten biezu. In einem Neffript des 
preußischen Finanzminister vom 2. Yan. 1870°) wird num näher erörtert, daß 
der amtliche Schriftenwechjel zwiichen Behörden verjchiedener Staaten in 
gemeinschaftlihen Zolle und Steuerangelegenheiten und zwiſchen den Reichs— 
behörden portofrei befördert werden, wenn auf der Adrejje „Zollvereinsjache“ 
oder „Reichsdienſtſache“ angegeben und das Dienjtjiegel beigedrudt jei. Der 
Briefverfehr der Landesbehörde wird hierin nicht berührt,*) fondern richtet 
ih nach den Beitimmungen für die Reichs- und Landespoft in Bayern und 
Württemberg. 

Durh die Aufhebung des Ausgangszolles für Lumpen  mitteljt 
Reihsgefeb vom 7. Juli 18735) iſt die Erhebung von Ausgangszöllen jeit 
1. Oftober 1873 bejeitigt. 

Das Neichsgejep vom 3. Juli 1878 betr. den Spielfartenjtempel®) 
führte vom 1. Januar 1879 eine „Neichsiteuer für die Spielkarten em und 
bejeitigte Damit alle entgegenjtehenden Beitimmungen. Für die Erhebungs— 
und ee werden jedem Bundesjtaate 5 Prozent der Einnahmen 
vergütet. 

Durch das Reichsgeſetz vom 20. Juli 1879°) betr. die Statiftif des 
Baarenverfehrs des deutjchen Zollgebiet3 mit dem Auslande iſt der neue 
Grundſatz aufgejtellt worden,?) daß die Waaren, welche über die Grenzen des 
deutichen Zollgebietes ein-, aus- und durchgeführt werden, einjchließlich der 
Berfendungen aus dem Zollgebiete durch das Ausland nach dem Zollgebiete 
der betreffenden Landesjtellen, nach Gattung, Menge, Herkunfts: und Be: 
ſtimmungsland anzumelden ſind. 

Durch einen Bundesrathsbeſchluß vom 30. Juni 1882 ($ 311 der Prot.) 
wurde das Pauſchſummenſyſtem verlalien und auf Grund eines Zollver- 
waltungsetats ein mehr den wirklichen Musgaben für die Grenzbewachung 
und Örenzzollverwaltung der einzelnen Bundesjtaaten entjprechendes Liquidations— 
verfahren eingeführt. !°) 

Durch das — vom 17. Mai 1885 wurde wegen der in dieſem 
Jahre beſchloſſenen Erhöhung der Getreide, Mehl- und Fleiſchzölle eine 
Aenderung der Beitimmung in Ziffer I des Artitel 5 diefes Vertrages in der 
Art vorgenommen, daß die Bejtimmung, wonach von allen bei der Einfuhr 
mit mehr als 15 Grofchen (3 AM. für 100 kg) belegten ausländischen Erzeugnifjen 


%) Bundesgejegbl. v. 1869 ©. 141. 
r) Bundesgejepbl. v. 1870 ©. 649 fi. Neichögeiegbl. 1871 ©. 17. 
5, Preuß. Zentralbl. 1870 ©. 18 
‘) ©. a. Jahrbücher für 3ofgejengebung v. 1871 ©. 640 und 1872 ©. 
*) Meichdgejegbl. 1873 ©. 2 Ibichnitt V. 
®, Reichsgejegbl. 1878 ©. 133. ©. a. Abſchnitt VI. 
8 23 des Geſetzes. 
Reichsgeſetzbl. 1879 S. 261. 
$ 1 des Geſetzes v. 20. Juli 1879. 
% ©. das Nähere hierüber in Abſchnitt IX. 
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feine weitere Abgabe irgend welcher Art, jei es für Nechnung des Staates 
oder für Rechnung von Kommunen und Korporationen, erhoben werden darf, 
auf Mehl und andere Mühlenfabrifate, desgleihen auf Badwaaren, 
Fleiſch, Fleifhwaaren, Fett, jorwie ferner, in jo weit es ſich um Die 
Beiteuerung von Kommunen handelt, auf Bier und Branntmwein feine 
Anwendung finden jollte.') 

Faßt man nun dieſe vorjtehend erörterten Hauptgrundjäge zufammen, jo 
ergeben jich folgende Reſultate: 

1. Das Deutſche Neich bildet für ſich und im Gemeinjchaft mit den 
ihm durch Verträge verbundenen Gebietstheilen fremder Staaten (Yuremburg 
und Gemeinde Zungbolz), aber ohne die von der Zollgrenze ausgeſchloſſenen 
Städte und Gebietstheile Deutichlands, ein einheitlihes Zoll: und 
Handelögebiet?) mit gemeinschaftlicher Gejeggebung, VBerwalt- 
ungseinrichtungen umd gegenjeitigem Schuß gegen Hinterzieh: 
ungen?) der in den einzelnen Bundesjtaaten erhobenen Berbrauchsabgaben. 

2. In Ddiefem BZollgebiete berricht völlige VBerfehrsfreiheit 
bezüglich der im freien Verkehre befindlichen Gegenjtände mit Ausnahme 
des Bieres und Branntweins unter befonderen Bejchränfungen.t) 

3. Es werden in diefem Zollgebiete als gemeinjchaftiidhe Ein- 
nahmen erhoben: Eingangsabgaben, Nübenzuderjteuer, Tabad: 
teuer, Salzabgabe?) und die ſtatiſtiſche Gebühr, außerdem im 
Neihsgebiete Wecjel:, Spielfarten= und Neichsjtempel:Öteuer. 
Der Neinertrag fließt nur bezüglich der zum Reiche gehörigen Yänder in die 
Reichskaſſe,““ wegen Luxemburg und Jungholz wird bezüglich der Zölle und 
Berbrauchsjteuern bejonders abgerechnet. 

4. Bon der Einnahme aus der Beltenerung des inländischen Bieres 
und Branntweins fommt in Bayern (inkl. Dejterreichiiche Gemeinde Jung: 
holz laut des Vertrages vom 3. Mai 1868),9) Württemberg, Baden und 
in Eljaß-Lothringen der von der Bierjtener auffommende Betrag nicht zur 
Bertheilung und it die Berwaltung und Vereinnahmung dieſer Steuern den 
genannten Staaten überlalien.”) Die zum Neiche gehörigen übrigen Staaten 
haben die Neineinnahme aus diefen Steuern, an welchen Bayern nebjt den 
genannten Gebietstheilen, Württemberg, Baden und Eljaß-Lothringen bezüglich 
der Bierjteuer feinen Antheil haben, der Reichskaſſe zuzuführen, welche die— 





!) Neichögejepbl. 1885 ©. 109. Trat jofort am Tage der Verkündigung, am 28. Mai 1885, 
in Kraft. 

2, S. Abjchnitt III Art. 34 und 33 Abj. 1 der Neichöverfaffung- 

) Zolltartell vom 11. Mai 1833 und Art. 35 Ubi. 2 der Reichsverfaſſung. S. hierüber 

Delbrüd a. a. O. ©. 20 fi. 

) Ziffer 3 des Schlußprot. zu Art. 4 des Vertr. vom 8. Juni 1867. Die in $ 2 
des Vereinsgejeges v. 1869 erwähnten Bejtimmungen des Art. 4 Abi. 2—5 des Zollvereinigungs: 
vertrages v. 1867 jind durch Art. 35 u. 7 Wr. 2 der Reihsverfaiiung ungiltig geworden, 
3. 3. beiteht daher nur noch das Necht der Landesregierungen, die zur Abwehr von Epidemien 
erforderlidhen Beſchränkungen des inneren zo jelbjtändig zu treffen. (Dr. Delbrüd 
a. a. O ©. 24 Dr. Löbe a. a. O. ©. 22.) 

5) Art. 45 der Reichsverfaſſung. 

°) Art. 11 des Vertrages v. 8. Juli 1867 Jahrbücher 1868 5. 21 und Art. 38 Abi. 1 
der er he lee Reichsgeſetz v. 10. Juni 1869, v. 3. Juli 1878 u. v. 20. Yuli 1879. 

’ Vordergericht Oſt heim und Amt Königsberg Verträge v. 14. Juni 1831 Sep.: 
Art. 1 u. 7 4. April 1853 Sep.Art. 3. 

*) Der Matrikularbeitrag dieſer Staaten wird um Beträge der Bierſteuer erhöht. 
(Bundesrathgprot. 1874 $ 408.) 
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jelbe an der Bevölkerungszahl dieſer Staaten auf die Reichgausgaben an— 
rechnet. 

5. Die außerhalb der gemeinfchaftliden Zollgrenze des Reichs 
liegenden Gebietstheile der Bundesftaaten tragen zu den Ausgaben des 
Reichs durch Zahlung eines Averſums?) bei. An diefen Averſen, joweit e3 
der Branntwein= und Bierjteuer entipricht, haben Bayern, Württemberg und 
Baden, bezüglich der Bierjtener Elſaß-Lothringen feinen Antheil.®) 

6. Die Kojten der Zoll: und Steuerverwaltung hat jeder 
Staat ſelbſt zu tragen. Ausgenommen ijt derjenige Theil des Be: 
daris, welcher zur Aufitellung des zur Dedung der Grenze gegen das Aus- 
land nöthigen Perjonals an Zollſchutz⸗ Abfertigungs- und Erhebungsbeamten 
nothwendig iſt und wofür jedem Staate die durch den Zollverwaltungs-Etat feſt— 
geſetzten Beträge aus den gemeinſchaftlichen Zolleinnahmen überwieſen werden,“) 
und derjenige Theil des Bedarfs, welcher für die Kontrole und Erhebung der 
Salzſteuer, Rübenzuckerſteuer, Tabad-, Bier: und Branntwein-, Spielfartenz, 
Wechſelſtempelſteuer und ftatiftiiche Gebühren nothwendig ift, wofür theils 
die baaren Auslagen, theils Prozentſätze vergütet werden.?) 

7. Die Erhebung und Verwaltung der gemeinfchaftlichen Abgaben 
bleibt jedem Staate, joweit er fie bisher geübt, in jeinem Gebiete über: 
alien, ebenfo die Anftellung der Beamten. 6) 

3. Die Leberwadhung des 3 gejeglichen Verfahrens bei den Zoll: 
und Steuerbehörden (Keichöfontrofe für Zölle und Steuern) erfolgt durch 
Reihsbeamte, welche nach Bernehmung des Ausſchuſſes des Bundesrathes für 
Zoll: und Steuerweien vom Kaiſer den Direftivbehörden (als Neichsbevoll: 
mächtigte für Zölle und Steuern) und den Zoll- und Steuerämtern ala 
Stationsfontroleure auf Koften des Reichs beigeordnet werden.) 

9. Der Stand der Bevölkerung in den Gebieten des Reichs und 
den mit ihm zollvereinten Gebietötheilen anderer Staaten wird alle 3 Jahre 
jet 1871 alle 5 Jahre) ermittelt und die Nachweifung hierüber dem Bundes: 
rathe mitgetheilt.?). 

10. Die Beträge an Zoll: und Steuerjtrafen und Konfisfate ver: 
bleiben dem einzelnen Staate, in welchem die Uebertretungen bejtraft wurden.”) 

11. Ebenjo bleibt das Begnadigungs- und Strafverwaltungs: 
recht jedem Staate überlajien. Auf Verlangen werden dem Bundes— 
tatbe periodiſche Ueberfichten der Straferlafie mitgetheilt. !) 


'; Wegen der Averjen u. Zufchläge der Hanfejtädte Bremen und Hamburg ſiehe das 
Fäbere im Abſchnitt IX. 

2 Art. 35 Abſ. 2 und 38 Abſ. 1 der Reichsverfaſſung, Art. 11 Abſ. 1 des Vertrages 
dom 8. Juli 1867, Abichnitt IX. 

3) Art. 38 Abſ. 3 und 4 der Reichsverfaſſung. 

) Art. 16 Ziffer 2 des Vertrages vom 8. Juli 1867 und Art. 38 Ziffer 3 lit. a der 
Reichsverfaſſung und Abichnitt IX. 

°; Art. 38 Ziffer 3 der Neichöverfaflung, Art. 11 und 17 des Vertrages vom 8. Juli 1867 
und Bundesratbsbeichlüfie vom 2. Juli 1869 ($ 181 der Protof,, 17. April 1871 8 140 der 
Trotof.), und Abjchnitt IX, 

%, Art. 19 des Vertrages vom 8. Juli 1867 und Art. 36 Abſ. 1 der Reichsverſaſſung. 
Die — über eine andere Regelung haben zu feinem Rejultate geführt. ($ 268 der 
Brotot. des Bundesraths vom 6. Mai 1874.) 

") Urt. 36 der Reihsverfaflung — Abſchnitt XI. 

Art. 11 des Vertrages vom 8. Juli 1867. 

J Art. 10 Ziffer 4 des Bertrages vom 8. Juli 1867. 

') Art. 18 des Vertrages vom 8. Juli 1867. 
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12. Für die Dienſtestreue der bei der Zoll- und Steuerverwaltung 
angeſtellte Beamten und Diener und für die Sicherheit der Kaſſen— 
lofale und Geldtransporte haben die einzelnen Staaten zu haften.’) 

13. Innerhalb jeines Gebiets kann jeder Staat auf eigene Koſten 
jog. innere Steuerämter, die nicht der Gemeinschaft zur Bezahlung zur 
Laſt fallen, in beliebiger Anzahl errichten.?) 

14. Sog. Stapel: und Umſchlagsrechte find nicht mehr zuläffig. 
Niemand joll zur Anhaltung, Berladung oder Lagerung gezwungen werden 
fönnen, als in den Fällen, im denen es das Zollgeſetz oder das treffende 
Schififahrtsreglement vorjchreibt.?) 

15, Wajjerzölle, Chauffeegelder, Bflafter:, Damm: Brüden-, 
Fähr-, Kanals, Schleufen:, Hafengelder, Waage: und Niederlage: 
Gebühren oder gleichartige Erhebungen, wie fie auch ſonſt genannt 
werden fönnen, find, ſoweit Separatverträge nicht anders bejtimmen, den 
einzelnen Staatsregierungen vorbehalten; ebenjo die Steuern, 
welche im Innern eines Staates von den inländiichen Erzeugnijjen er: 
hoben werden und die Uebergangsabgabe hiervon, ſoweit fie nicht 
Reichsſteuern find.) 

16. Bergünftigungen für Gewerbetreibende hinfichtlich der Zoll— 
entrichtung, welche nicht in der Zollgeleggebung begründet find, fallen der 
Staatskaſſa derjenigen Negierung zur Yaft, die fie bewilligt hat.?) 

17. Zollbegünftigungen für Maſchinen und Majchinentbeile 
dürfen weder auf allgemeine noch auf private Nechnung eines Staates 
gewährt werden.®) 

18. Auch die Gegenftände, welche für die Hofhaltungen der hohen 
Souveräne umd ihrer Häufer oder für die bei ihnen beglaubigten Bot— 
Ihafter, Gefandte und Geſchäftsträger pp. eingehen, unterliegen der 
Berzollung. BZollrüdvergütungen können mur auf private Staatärechnung, 
nicht auf allgemeine Reichs- oder Bereinsrechnung erfolgen.‘) Für die beim 
Deutjchen Weiche beglaubigten Botichafter und Gefandten wird jedoch der 
Betrag der Zölle vom 1. Januar 1872 an auf Rechnung des Neiches vergütet.°) 

19. Das Gleiche gilt für Entfhädigungen, welche in einem Staate 
denvormals reichgunmittelbaren Reichsjtänden, Kommunen oder Privatberech- 
tigten für eingezogene Zollrecdhte oder aufgehobene Befreiungen zu 
entrichten find.?) 

) Art. 16 Abi. 2 des Vertrages vom 8. Juli 1867. Es dürfte feinem Zweifel unter- 
liegen, und wurde auch in der Praxis ſtets beobadıtet, daß Nachläffigkeiten und Ueberſehen 
der Landesbeamten bei Verzollungen, Berftenerungen, Greditertheilungen ohne genügende 
Sicherheitsbeftellung den Reiche gegenüber von den Bundesjtaaten vertreten werden, da auch 
die Beamten den Landkaſſen gegenüber dafür haften müſſen. Es wurde dieſer Grund» 
jap nicht beſonders ausgeſprochen, weil er jelbitverjtändlih aus der Etellung der Beamten 
zu ihrer Regierung hervorgeht. Dr. Delbriüd jcheint deßhalb in jeinem Buche über Art. 40 
der Reichsverfaſſung zu weit zu gehen, wenn er ©. 78 behauptet, dab die Bundesitanten 
Nachläſſigkeit umd Beriehen ihrer Beamten gegenüber dem Reiche nicht zu vertreten haben. 

2) Yrt. 16 Abi. 3 des Vertrages vom 8. Juli 1867. 

’) Art. 24 des Vertrages vom 8. Juli 1867. 

* Art. 5 und 10 Ziffer 1-3 des Vertrages vom 8. Juli 1867 und 8 8 des Vereins 
zollgejeges von 1869. 

>) Art. 13 des Vertrages vom 8. Juli 1867, 

*) Art. 13 Ab. 2 des Vertrages vom 8, Juli 1867. 

) Art. 15 des Vertrages vom 8. Juli 1867. 

8, Bundesrathsbeſchluß von 29. April 1872, 8 199 der Prot. Jahrbücher 1872 ©. 155. 

9) Art. 15 Abſ. 2 des Vertrages vom 8. Juli 1867. 
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20. Dagegen bleibt e8 jedem Staate unbenommen, einzelne Gegenstände 


auf Freipäſſe ohne Abgabenentrichtung ein- und ausgehen zu lafjen, wobei 
dergleichen Gegenſtände zolfgefeglih behandelt und in Freiregiſtern notirt 
werden unter Anrechnung der allenfalls zu erhebenden Abgabe auf die An— 
theile des betreffenden Staates.') 

21. Ehaujjeegelder oder andere ftatt derjelben bejtehende Abgaben, 
ebenfo Pflafter-, Damm-, Brüden: und Fährgelder oder unter 
welchem Namen dergleichen Abgaben beitehen, ohne Unterjchied, ob die 
Erhebung für Rechnung des Staates oder eines Privatberechtigten, namentlich 
einer Kommune gejchieht, follen ſowohl auf Chaufjeen, als auch auf unchauſ— 
firten Yandjtraßen, welche die unmittelbare Verbindung zwischen den aneinander 


grenzenden Bundesjtaaten bilden und auf denen ein größerer Handels- und. 


Reiſeverkehr ftattfindet, nur in dem Betrage beibehalten oder neu eingeführt 
werden, als fie den gewöhnlichen Heritellungs- und Unterhaltungsfojten ange— 
meſſen find. 

Das im Preußischen Chaufjeegeldtarife von 1828 bejtimmte Chaufjeegeld 
foll als der höchſte Say angeſehen und ferner in den Gebieten der Bundes: 
ftaaten nicht überjchritten werden, mit Ausnahme des Chaufjeegeldes auf 
jolhen Ehaufjeen, die von Korporationen oder Privatperfonen oder auf Aktien 
angelegt find oder werden, infofern fie nur Nebenjtraßen find, oder blos lokale 
Verbindungen einzelner Ortichaften oder Gegenden mit größeren Städten oder 
den eigentlichen Haupthandelsjtraßen beziveden.?) 

22. Bejondere Erhebungen von Thorjperr> und Pflaſtergeldern 
jollen auf chauffirten Straßen, wo fie noch beitehen, dem vorjtehenden Grund» 
jage gemäß aufgehoben und die Ortspflafter den Chaufjeeitreden dergejtalt 
eingerechnet werden, daß davon nur die Chaufjeegelder nach dem allgemeinen 
Tarif zur Erhebung kommen. 

23. Kanal-, Schleuſen-, Brüden-, Fähr-, Hafens, Waage-, 
Krahnen-, Niederlage-Gebühren und Leiſtungen für Anſtalten, die 
zur Erleichterung des Verkehrs beſtimmt ſind, ſollen nur bei Benutzung 
wirklich beſtehender Einrichtungen erhoben werden und mit Aus— 
nahme der Abgaben für die Befahrung der nicht im Staatseigenthum befind— 
lichen künſtlichen Waſſerſtraßen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Her— 
ſtellung erforderlichen Koſten nicht überſteigen. Alle dieſe Abgaben ſollen 
von den Angehörigen aller Vereinsſtaaten auf völlig gleiche Weiſe, wie von 
den eigenen Angehörigen, ingleichen ohne Rückſicht auf die Beſtimmung der 
Waaren erhoben werden.”) 

24. Die Deutihen Seehäfen follen dem Handel der Reichs: und 
Vereinsangehörigen gegen die völlig gleichen Abgaben, welche die einzelnen 
Staat3angehörigen zu entrichten haben, offen ftehen. *) 

25. In jedem VBereinsftaate, mit Ausnahme des Thüringijchen Vereins— 
gebietes, wird die Leitung des Dienjtes der Lokal- und Bezirks: 


7) Art. 15 Abf. 3 des Vertrages vom 8. Juli 1867. 

*) Für Oldenburg befteht nur die Verpflichtung, die jegigen ChHauffeegeldfäge nicht zu 
erhöhen (Art. 22 Abj. 1—3 des Vertr. v. 8. Juli 1867). Für das Königreich Sachſen und 
diejenigen Theile des Thüringiichen Vereins, welche gleiche Meilenlänge mit Sachſen haben, 
gelten nad Ziffer 16 des Schlukprotofolls zum Vertrage vom 8. Juli 1867 die Berabred- 
ungen im Schlußprotofoll v. 30. März 1833 zu Art. 13 des offenen Vertrages v. 30. März 1833 
und im Schlußprotofoll vom 11. Mai 1833 zu Art. 13 des Vertrages v. 11. Mai 1833. 

3) Art. 25 des Vertrages vom 8. Juli 1867. 

* Art. 28 des Vertrages vom 8. Juli 1867. 
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behörden, fjowie die Vollziehung der gemeinschaftlihen Zollgejege 
überhaupt einer, oder wie fich das Bedürfniß hiezu zeigt, mehreren Zoll 
direftionen übertragen, welche den einschlägigen Miniiterien untergeordnet 
find. Die Bildung der Zolldireftionen und die Einrichtung 
ihres Geſchäftsganges bleibt den einzelnen Staatsregierungen überlajien. 
Der Wirkungskreis derjelben kann, inſoweit er nicht ſchon durch den Ber: 
trag vom 8. Juli 1867 und die Zollgejege bejtimmt ijt, durch eine vom 
Bundesrathe feitzuftellende Inſtruktion bezeichnet werden.) 

26. Der gefammte amtlihe Schriftwechjel in den gemeinjchaft- 
fihen Zoll: und Steuerangelegenheiten zwijchen den Beamten und 
Behörden der Vereinsſtaaten im ganzen Umfange des BZolfvereines joll auf 
den Briefe und Fahrpoften portofrei befördert werden und es ijt zur Be— 
gründung diefer PVortofreiheit die Korrefpondenz der gedachten Art mit der 
— Bezeichnung „Zollvereinsſache“ oder „Reichsdienſtſache“ zu ver— 
eben.” 

27. Zollbegünftigungen einzelner Meßplätze, namentlich Ra— 
battprivilegien, jollen da, wo fie dermalen bejtehen, nicht erweitert, ſondern 
unter Berücdfichtigung der Naturverhältniije der begünftigten Meßplätze und 
der bisherigen Handelsbeziehungen zum Auslande thunlichit bejchränft und 
ihrer baldigen Aufhebung entgegengeführt, neue aber ohne alljeitige Zuftimmung 
auf feine Fälle ertheilt werden.?) 

29. Bon der Aus- und Durchfuhr werden feine Abgaben erhoben. *) 

30. Bezüglich der Erhebung von inneren Steuern für die Her— 
vorbringung, die Zubereitung oder den unmittelbaren Ber: 
brauch von Gegenftänden mit Ausnahme des Salzes, Tabads und 
Nübenzuders find bis zur Herjtellung einer gleihmäßigen, aber vertrags- 
mäßig anzuftrebenden Gejeßgebung folgende Grundſätze verabredet.) 

a) Bon allen ausländijchen Erzeugniſſen, welche bei der Ein- 
fuhr mit mehr als 1.4 50 pr. Str. belegt find umd von 
welchen auf die im Zollgeſetz vorgejchriebene Weiſe dargethan it, 
daß fie ala ausländiſches Ein- oder Durchgangsgut die zollamt- 
liche Behandlung bei einer Erhebungsbehörde des Vereins bereits 
beitanden haben oder derjelben noch unterliegen, darf feine Abgabe 
irgend welcher Art, jei es für Nechnung des Staates oder einer 
Kommune oder torporation erhoben werden, jedoch mit Ausnahme 

von Mehl und anderen Mühlenfabrifaten, desgleichen von Bad: 
waaren, Fleiſch, Fleiſchwaaren, Fett, ſowie ferner ſoweit es 
ſich um die Beſteuerung von Kommunen und Korporationen handelt 
mit Ausnahme von Bier und Branntwein.“) Vorbehaltlich jedoch 


N) Art. 19 des Vertrages v. 8. Juli 1867 und Abjchnitt VII. } 

2 Vertrag vom 8. Juli 1867 Art. 16 letter Abiat und Bundesgeieg vom 5. Juni 1869 
$ 12 Bundesgeiepblatt von 1869 ©. 141 u. Jahrb. 1872 ©, 64 u. 1871 © 640. Als nicht 
gemeinihaftliche Angelegenheiten gelten die Uebergangsabgaben für Bier und Brannt- 
wein. Die Korreipondenz hierüber unter den Vereinsjtaaten ijt portopflichtig ($ 251 des 
Protokolls v. 1873). Geſetz v. 3. Juli 1878. — Zentralblatt v. 1870 ©. 18, 

8) Art. 14 des Vertrages v. 8. Juli 1867. 

9 Vertrag vom 8. Juli 1867, Art. 3 $ 1 und Bolltarife vom 1. Oftober 1873 und 
15. Juli 1879, 

®) Vertrag vom 8. Juli 1867 Art. 5. Wegen Elſaß-Lothringen ſiehe Gejeß vom 
25. März 1873 8 5. 

9) Nach Reichögejeg vom 27. Mai 1885. (Reichsgeſetzbl. 1885 ©. 109.) 
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(was das Eingangsgut betrifft) derjenigen inneren Steuern,*) welche 
in einem Vereins- (Bundes) Staate auf die weitere Verarbeitung 
oder anderweite Bereitung aus ſolchen Erzeugnifjen ohne Unterjchied 
des Urſprungs gelegt ift.?) 

Für ausländische Erzeugnifjfe, welche beim Eingange zollfrei oder 

mit einer Abgabe von weniger ala 1 .% 50 vom Zentner belegt 

find, gelten die Grundfäße lit. d—g.°) 

e) Bon den innerhalbdes Vereins erzeugten Gegenftänden, 

welche nur durch einen Bereinsjtaat tranjitiren, um entweder in 

einen andern Bereinsftaat oder nad) dem Auslande geführt zu werden, 

Dürfen innere Steuern weder für Nechnung des Staates, noch für 

Rechnung von Kommunen oder Slorporationen erhoben werden. *) 

Jedem Staate ijt freigeftellt, die auf der SHervorbringung 

oder Zubereitung oder dem VBerbrauche von Erzeugniſſen ruhenden 

inneren Steuern beizubehalten, zu ändern oder aufzu— 
heben, jowie neue Steuern Ddiefer Art einzuführen, jedoch 
jollen dergleichen Abgaben für jet mur auf folgende inländilche 

Erzeugnifie gelegt werden dürfen: als Brammtwein, Bier, Eſſig, Malz, 

Wein, Moft, Zider Obſtwein), Mehl, andere Mühlenfabrifate, des- 

gleichen Badwaaren und Fett.) 

e) Bei allen Abgaben, welche im Bereiche der Vereinsſtaaten nach lit. d 
S 2 des Vertrages vom 8 Juli 1867 zur Erbebung kommen, joll 
eine gleihbmäßige Behandlung dergeitalt jtattfinden, daß das 
Erzeugniß eines anderen VBereinsjtaates unter feinem Vorwande 
höher oder in läjtigerer Weile als das inländiiche oder als das Er- 
zeugniß der übrigen Vereinsſtaaten beiteuert werden darf.") 

f) Diejenigen Staaten, welche eine innere Steuer auf den Verkauf oder 
Kauf, die Verzehrung, die Hervorbringung oder die Zubereitung 
eines Konfumtionsgegenitandes gelegt haben, fünnen bet der Ausfuhr 
des Gegenſtandes nach anderen Bereinsitaaten dieſe Steuer unerhoben 
laſſen, beziehungsweiſe den geſetzlichen Betrag derfelben unter gewiſſen 
Borausjegungen’) ganz oder theilweife zurüderjtatten.®) 

g) Die Erhebung der innern Steuern von den damit betroffenen 
pereingländiichen Gegenjtänden joll in der Kegel im Yande des 
Bejtimmungsortes erfolgen, ſofern jie nicht nach den gemeinfchaft: 
lichen Berabredungen an der Binnengrenze oder im Lande der Ber: 
jendung erfolgt.”) 


b 


— 


Kar) 


) Für die Fabrikation und weitere Zubereitung von Brauntwein, Bier, Ejfig, 
Mahl: und Schladtjteuer), Betreide, Malz, Vich (Art. 5 Ziffer 1 Ab. 2 des Vertrags 
vom 8. Juli 1867). 

) Im Uebrigen a. a. DO. Abſ. 2—4 u. Abſchnitt X u. Reichögejep vom 25. Juni 1873 
$ 5 wegen ber Begünitigung für Elſaß-Lothringen. 

a. a. O. Ziffer I legter Abjap. 

a. a. O. II8I. 

2) Im Uebrigen a. a. DO. $ 2 Abſ. 1 Abſchnitt X. 

0.0.98 3. 

) a. a. ©. 84 lit. a—d. TDurd das Neichägejeg vom 19, Nuli 1879 8 5 iſt die 
Beirimmung in lit. d des $ 4 zu Art. 5 des Zollvereinsvertrages vom 8, Nuli 1867 bezüg— 
lid der Rüdvergütung der Branntweinitener für die Eijigbereitung aufgehoben. 

*, Siehe Abſchnitt V Bier und Branntweinitener N. a. ©. IIS 1. Am lebrigen 
Abſchnit X. 

) a. a. O. 836. 
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h) Die Erhebung von Abgaben für Rehnung der Kommunen 
oder Korporationen, jei es durch Zuschläge zu den Staatsjteuern 
oder für fich bejtehend, joll nur für Gegenftände, die zur örtlichen 
Konjumtion bejtimmt find, bewilligt werden und es foll der in 
$ 3 des Art. 5 des Vertrages vom 8. Juli 1867 (lit. e) ausge- 
jprochene Grundjag wegen gegenfeitiger Gleichmäßigfeit der Behand: 
lung der Erzeugnifje anderer Vereinsſtaaten ebenfo wie bei den 
Staatsjtenern in Anwendung kommen. !) 

31. Die Bewilligung der Zoll» und Steuerfredite ijt dem 

Ermejjen jeder Bundesregierung überlajjen. *) 

32. Bei der Berathung von Geſetzes vorſchlägen und den zur Aus— 
führung von gemeinschaftlichen Gejegen über die Zölle und Verbrauchsſteuern 
(Art. 35) des Reiches dienenden Verwaltungsporjchriften und Ein: 
rihtungen gibt die Stimme des Präfidiums im Bundesrathe alsdann den 
Ausichlag, wenn fie ſich für die Aufrechterhaltung der bejtehenden Vorjchriften 
und Einrichtungen ausjpricht.?) 


V. Abfchnitt. 


Beſondere Vorfchriften für die Verwaltung und Erhebung 
der Zölle und Steuern des Deuffchen Zollgebietes. 


Im Zollgebiete des Deutichen Reiches werden zur Zeit nur Eingangs— 
zölle, dann aber Berbrauchsftenern von dem im Zollgebiete gewonnenen 
Salze, Tabad, Nübenzuder und Syrup, jowie von Branntwein 
und Bier, und außerdem eine ftatijtiiche Gebühr vom Waarenverfehr mit 
dem Auslande erhoben. Die in Bezug auf die Verwaltung und Erhebung 
diefer gemeinfamen Neichszölle und Steuern!) geltenden Borjchriften werden 
im Folgenden näher bejprochen und erörtert werden.?) 


1. Eingangszölle. 


Bis zum 1. Juli 1870, an welchem Tage das mit Zuftimmung des 
Bundesrathes und Zollparlamentes zu Stande gefommene und noch giltige 
Zollgejeg‘) vom 1. Juli 1869 nebſt der vom Bundesrathe hiezu 


Y a. a. O. 87. 

®) Bei. Prot. d. d. Berlin den 29 Nov. 1833, zu Art. 10a des Zollvertrags dom 
22. März 1833 (Band I der Verträge S. 109). 

3, Art. 5 und 37 des Neichöverfaflung. 

) Da die Gejepgebung wegen der Bejteuerung ded Biered und Branntweins in 
Bayern, Württemberg und Baden nad) Artifel 34 Abjag 2 der Reichsverfaſſung nicht dem 
Reiche zuſteht und auch Elfah » Lothringen in Bezug auf die Bierfteuer zur Zeit noch nad) der 
älteren Franzöſiſchen Geſetzgebung behandelt wird, jo werden die bezüglichen Geſetzgebungen 
diefer Staaten und des Neichslandes, als nicht zur Reichögejeggebuug gehörig, bier keiner 
näheren Beiprehung unterzogen werden (j. a. Abjchnitt IV). 

5) Die im Reichögebiete zur Erhebung kommenden Wechſel-⸗, Spiellartens und 
Reihsitempeliteuern werden im Mbjchnitt VI beſonders beiprochen werden, Die 
jtatiftiihe Gebühr im Abichnitt VIII, ala mit der Statiſtik enge —— rg 

% Bundesgejepblatt von 1869 ©. 317 fi. ; Jahrbücher 1869 ©. 387; Hirth's Annalen 
1869 ©. 511 und 995. 








— 
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erlaſſenen Anweiſung) im Zollverein ins Leben trat, hatte die Zoll— 
geieggebung aus der erjten Zeit des Zollvereins Geltung gehabt. Es beitand 
diejelbe aus dem Zollgeſetz und der Zollordnung, welche durch ein bejonderes 
Protokoll dd. München den 22. Auguft 1836 unter den PVereinzftaaten in 
der Abjicht vereinbart worden waren, daß erjteres als Landesgejeg publizirt 
werden jollte, wogegen es dem Ermeffen jeder Zandes- Regierung überlajjen 
blieb, in wie weit fie die Letztere als Gejeß behandeln wolle. Dennoch hielten 
es alle Vereinsjtaaten für zwedmäßig, jowohl das Zollgejek als auch die 
Zollordnung als Landesgeſetze zu publiziren.?) In Bezug auf die 
gollitrafgejeßggebung war es nicht gelungen, die gleihförmige Redaktion 
eines Gejeges für jämmtliche Vereinsjtaaten zu Stande zu bringen. Man 
verjtändigte ſich auf der 1. General- Boll: Konferenz nur über gewiſſe leitende 
Grundjäge, nach denen die Redaktion eines Geſetzes in jedem Staate erfolgen 
jollte. Es bejtanden daher im Follvereine mehrere Zollſtrafgeſetze, die nicht 
nur in Form und Anordnung, fondern auch in materieller Beziehung mannig- 
fah von einander abwichen. 

Obgleich das Bedürfnif einer mehr einheitlichen, gleichförmigen und den 
veränderten Handels und VBerfehrs - Verhältniffen mehr entiprechenden Zoll: 
geieggebung ſchon längere Zeit allerfeits lebhaft empfunden worden war, jo 
war es doch erit dem Zollparlamente vorbehalten, fich für eine durchgreifende 
Reform derjelben öffentlich auszufprechen, nachdem vorher jchon die Preußifche 
Regierung in der Denkjchrift, mit welcher der Entwurf eines Gefeßes wegen 
Abänderung einzelner Beltimmungen der Zollordnung und Zolljtrafgejeßgebung 
dem Bundesrathe vorgelegt worden war, auf ein jolches Bedürfniß ausdrücklich 
bingewiejen hatte. 

Die Wünſche des Zollparlaments hatten ſich auf folgende Punkte eritredt : 

1. Die möglichite Erleichterung der Zollabfertigung in Bezug auf die 
Zeit, zu welcher diefelbe ftattfinden darf, jowie in Bezug auf Anzahl, Lage 
und Kompetenz der Zoll-Stellen, eintreten zu laſſen. 

2. Möglichjte Erweiterung des Anfageverfahrens und Niederlageverfehrs. 

3. Die Zulajjung jeder Veränderung (Umladung, Umpadung, Theilung) 
der vom Auslande eingegangenen und noch nicht in den freien Verkehr ge 
köten Waaren auf dem Transporte, foweit jolche unter amtlicher Aufficht 
geichieht. 

4. Die möglichite Beichränfung der Kontrolen im renzbezirfe und 
Binnenlande. 

Die Wünſche des Handelsjtandes fanden einen umfaljenden Ausdrud in 
aäner im Jahre 1868 von der Kaufmannschaft zu Königsberg aus Veranlaſſ— 
ung der Delegirten-Konferenz Norddeuticher Seehandelspläße mit viel Sad): 
fenntnig ausgearbeiteten Denfjchrift „über die Reform des Hollverf ahrens“, 
mit deren Inhalt ſich der bleibende Ausſchuß des Handelstages im Weſentlichen 
einwerſtanden erflärte.?) 

Das neue Vereinszollgeſetz vereinigte unter Ausdehnung ſeiner Beſtimm— 
ungen auf den Eiſenbahn- und Seeverfehr das frühere Zollgeſetz, die Zoll: 
ordnung und Das Zollitrafgejeß in ein Geſetz, wodurch nicht nur den Zollbehörden, 
iondern auch den mit denfelben verfehrenden Perfonen eine überfichtliche Zu— 


') Zentralblatt 1870 ©. 8 und Jahrbücher j. 3. u. V. 1869 5. 458 fj.: Hirth's An— 
aelen 1568 S. 999. 
”) Hirt’ Annalen 1868 ©. 51. fi. 
5) Siehe Näheres Hirth's Annalen 1868 ©. 281, 1869 ©. 562 ff. 
Isnalen des Deutihen Reiche. 1886, 4 
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fammenftellung der für die Zollabfertigung, Zollerhebung und Kontrole, ſowie 
für das Strafweſen giltigen Beitimmungen geboten wird. 

Abgejehen Hiervon gewährt aber auch die neue Bollgefeßgebung fehr 
wejentliche Erleichterungen für die Verwaltung und das Publikum, von denen 
bejonders folgende Erwähnung verdienen : 

1. Die Beichränfung beziehungsweife Aufhebung der Kontrolirung des 
Waarentransports, ſowie des Handels- und des Gewerbebetriebes im Grenz: 
bezirfe und Binnenlande.‘) 

2. Beichränfung der Legitimationsscheinpflicht.?) 

3. Die Aufhebung der Beitimmungen, wonach beim Eingange auch zoll: 
freie, unverpadte Waaren und beim Ausgange auch andere ala ausgangszoll- 
pflichtige an die Einhaltung bejtimmter Stunden und Straßen gebunden jind.?) 

4. Die Erleichterung in der Begleitjcheinabfertigung, namentlich Zulafjung 
derjelben auf Grund unvollitändiger, nicht tarifmäßiger Deflarationen und 
Zulafjung zollfreier Waaren zur Abfertigung auf Begleitjchein I.*) 

5. Die Ausdehnung der Befugniß zur Berichtigung der Deklaration auf 
die Waarenführer und Waarenempfänger.’) 

6. Die Anerkennung des Grundjages, daß die beim Eijfenbahnverfehre 
zur Anwendung fommenden Ladungsverzeichnijje Hinfichtlich der Gattung und 
des Gewichts der Waaren am Beitimmungsorte berichtigt werden Fünnen.*) 

7. Die Geftattung der Abfertigung zollfreier Gegenjtände auf Grund der 
Ladungsverzeichniije ohne fpezielle Deflaration.?) 

8. Die Zulafjung probeweifer Revifionen der Abgabe tarifmäßiger Defla: 
rationen.”) 

9. Die unbejchränfte Zulafjung der Theilung und Umpadung der mit 
Begleitichein I abgefertigten Waaren auf dem Transporte.?) 

10. Die Annahme des Grundjages, daß die Zollfreiheit bei dem Ein- 
und Ausgange von Waaren die Regel, die durch den Zolltarif bezeichnete 
BZollpflichtigfeit die Ausnahme fei.'°) 

11. Die Aufftellung des Grundjages, daß bei den unter Verfchluß oder 
amtlicher Begleitung abgefertigten Waaren in der Regel das am Beitimmungs- 
orte ermittelte Gewicht, ſofern dasjelbe geringer ift, als das beim Eingange 
fejtgejtellte beziehungsmweife deflarirte, der Verzollung oder weiteren Abfertigung 
zu Grunde gelegt werden fünne.'’) 

12. Außerdem, daß gewilje Differenzen zwiſchen dem deflarirten und 
amtlich ermittelten Gewichte unbeanftandet bleiben dürfen. !*) 

13. Die Gewährung eines gejeglichen Anfpruches auf Zollerlaß in Fällen, 
für welche bisher ſolche Ansprüche nicht exiftirten.'?) 


1) B3G. 88 119—125. 

2) BG. 88 119—124. 

2) VZO. 8 21. 

9 B38. 88 41 und 42. 

>) VG. 8 46. 

9 VZO. 8 68. 

) 230. $ 66. 

9 BG. 8 30. 

9 938. 8 50. 

r BO. $8 

1) 330. $ 

) 330. 88 
88 


7 
47 u. 81. 
2) V8G. 88 4 


8, 67, 82 u. 103. 
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14. Die Zollermäßigung für beſchädigte Strandgüter.') 

15. Die Berüdfichtigung des Mehrgewichtes bei wajjerwärts eingegangenen 
und durch eingedrungene®s Waſſer ꝛc. im wirklichen Gewichte veränderten 
Boaren.?) 

16. Die Aufhebung aller Zollabfertigungs= und fonftiger Nebengebühren 
reip. das Verbot der Wiedereinführung derjelben und Beichränfung derjelben 
auf wenige, von den Bollpflichtigen veranlaßte Fälle.*) 

17. Die Ausdehnung der Niederlagebefugnifje auf alle Aemter, bei denen 
ih ein Bedürfniß hiefür zeigt und Räume hiezu vorhanden find. *) 

18. Die Zulafjung auch folcher Perjonen zur Benugung von Nieder: 
lagen, welche nicht dem Stande der Kaufleute, Spediteure und Fabrifanten 
angehören.?) 

19. Die Erleichterungen bei der Zollabfertigung des reifenden Bublifums.*) 

20. Die Erleichterung des Seeverkehrs bezüglich der Art der Abfertigung 
und der Einhaltung der gejeglichen Transportzeit, durch) Gewährung eines 
weiteren Spielraums für Gemichtsunterfchiede und durch Entbindung des 
Schiffsführers von der Verpflichtung , beim Ausgange andere als ausgangs- 
zollpflichtige Waaren zu deflariren.”) 

21. Die wejentlihen Kompetenzerweiterungen fir die Zolldireftivbehörden 
und Hauptämter bezüglich der Entjcheidung vorfommender Spezialfälle und 
bei der Zollabfertigung.*) 

22. Die wejentlich mildernden Bejtimmungen in Bezug auf die Beſtraf— 
ung der Zollübertretungen,*) welche bejonders in Folgendem beftehen : 


a) Sümmtliche Strafen find gegen die bisherige Gejeggebung wejentlich 
gemildert. 

b) Die bisher zu erfennenden Strafminima find befeitigt. 

ec) Das zuläffige höchite Maß für die zu erfennenden Freiheitsftrafen ift 
bedeutend herabgejeßt. 

d) Die Unterfagung des Gewerbebetriebes, welche bisher ala Strafe bei 
wiederholtem Nüdfalle eintrat, iſt weggefallen. 

e) Der Gegenbeweis, daß eine Kontrebande oder Defraude nicht _beab: 
jichtigt war, iſt der gejeglichen Präſumtion gegenüber in allen Fällen 
gejtattet, in denen nicht die Verheimlichung oder unrichtige Deklaration 
einer verbotenen oder zollpflichtigen Sache wider bejieres Willen 
erfolgt ift, oder es fih um den Mißbrauch einer ‚bejonderen Ber: 
günftigung handelt. 

Der Inhalt des Vereinszollgefeges it in XXI Abjchnitte mit 167 Bara- 

graphen eingetheilt.!%) 


338. & 82. 
) B36G. 8 29. 


) B36. 8 47 fi. Iſt durch das ti gi‘ m Juli 1879 geändert. 

®, Bezügl. der Zolldireftionen: $$ 12, 38, 56, 91, 104, 111, 123 u. 133 
des B3G. und Anmweilung hierzu; bezügl. der — mter: 88 27, 48, 56, 67, 80, 82, 
103 u. 111 des ao u. Anweifung hiezu. 

) 830. 99 1% fi HR R 

), Siehe a. Hirth's Annalen 1869 ©. 565 fff, wo es abgedrudt iſt. 
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Nah der Beitimmung dieſes Geſetzes wurden nun der Zoll-Tarif, 
das Waarenverzeichniß, verjchiedene Regulative und Injtruftionen 
ausgearbeitet und nebſt jonjtigen Vorjchriften publizirt. Hiervon ift befonders 
Folgendes hervorzuheben : 

1. Der in den $$ 3, 5 und 11 des Vereinszollgeſetzes erwähnte Zoll= 
tarif bildet einen fehr wejentlichen Bejtandtheil der Zollgefeggebung, da in 
ihm die Zollfäge und Grundjäge für die Eingangsverzollungen feftgejtellt find. 

Der Tarif vom 17. Mai 1870, welcher mit 1. Oftober 1870 ins Leben 
trat, war der erite, der vom Bundesrathe und dem Bollparlamente berathen 
und in Gejegesreform nad) dem Bertrage vom 8. Juli 1867 und den Be- 
jtimmungen der Norddeutjchen Verfafjung publizirt worden war. 

Zweimal, und zwar im Jahre 1868 und 1869, waren die Verfuche der 
Vereinsregierungen, einen Zolltarif mit dem Bollparlamente zu vereinbaren, 
hauptjächlich daran gejcheitert, daß ein Theil der Mehrheit der Abgeordneten 
abgeneigt war, die finanziellen Erträgniffe des Zolltarifs überhaupt zu erhöhen, 
während andererſeits jehr viele fich bei ihrem ablehnenden Votum von dem 
Bedenken leiten ließen, daß der als Dedungsmittel vorgefchlagene Eingangszoll 
auf Petroleum ein bisher zollfreies und unentbehrlich gewordenes Beleuchtungs- 
mittel treffen würde. 

Das Zuftandefommen des Zolltarif8 von 18709 war nur einem Kom— 
promiß unter den verjchiedenen Parteien des Reichstages zu danken, welches 
in einem Amendement des Abgeordneten von Patow jeinen Ausdrud fand. 
Da nämlich die Mehrzahl der Abgeordneten prinzipiell gegen die vom Bundes- 
rathe — Erhöhung des Zolles auf rohen Kaffee von 5 Thlr. auf 
5 Thlr. 25 Sgr. war, weil eine ſolche nach den Motiven des Geſetzentwurfs 
nur dazu dienen sollte, die Ausfälle für die vorgejchlagenen Zollbefreiungen 
und Ermäßigungen zu deden, jo wurde der Borjchlag gemacht, den Eingangs- 
zoll auf Reis von 1 Thlr. auf '/s Thle., den auf Roheiſen von 5 Sgr. auf 
2'/, Sgr. per Zentner zu ermäßigen, auf einer weiteren Herabjegung des Ein 
gangszolles auf rohes, ein» und zweidrähtige® Baummollgarn als 2 Thlr. 
per Zentner (nach dem Borjchlage des Bundesrathes) nicht ferner zu — 
dagegen aber den Zoll auf rohen Kaffee von 5 Thlr. auf 5 Thlr. 25 Sgr. 
per Zentner nach dem Gejeßentwurf des Bundesrathes zu erhöhen. 

Durch das erwähnte Geſetz wurden jehr viele Halb- und Ganzfabrifate, 
Droguen vom Eingangszolle gänzlich befreit. Für eine große Anzahl von 
zabrifaten und Kolonialmaaren, mit Ausnahme des rohen Kaffees, wurde der 
Eingangszoll ermäßigt. Für mehrere Artikel wurde in Folge des hervor: 
getretenen Bedürfnijjes die Taravergütung neu feitgejeßt. 

Ferner wurden ſowohl die Vorbemerkungen des Tarif, als auch die 
allgemeinen Beitimmungen desjelben in einigen weſentlichen Bunften ergänzt 
und den zollgejeglichen Beitimmungen gemäß berichtigt. Bejondere Erwähn— 
ung verdienen bier namentlich die Grundfäge über die Ermittelung des Netto- 
getwichtes, über die Befugnifje der Aemter und über die Zollfreiheit von aus— 
ländijchen Poſtſtücken von weniger ala ",; Pfd. und ſonſtigen Waaren von 
weniger ala "/, Pfd.?) 


1) Bundesgejepbl. dv. 1870 ©. 143; Jahrbücher für 3. u. V. 1870 Beilage; Hirth's 
Annalen 1870 S. 325 u. 379. 
2) Siehe Ziffer IV Nr. 1—6 des Gejepes v. 17. Mai 1870, 
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Endlih wurden durd eine bejondere Beitimmung die Benenmungen ver: 
Ihiedener Nummern des früheren Tarif3 auf Grund der unter Ziffer I—II 
vereinbarten gejeglichen Feſtſtellungen geändert rejp. ergänzt.) 

Nach einigen Jahren wurde auch diefer Zolltarif durch das mit 1. Dft. 
1873 in Wirkſamkeit getretene Gejeg vom 7. Juli 1873?) im freihändlerifchen 
Sinne geändert und außerdem der einzige Ausgangszoll aufgehoben.?) 

Wie bereit3 in der hiſtoriſchen Einleitung näher erörtert worden iſt, 
wurde der bis 1885 giltige Zolltarif nach harten Kämpfen am 15. Juli 1879 
zum Gejete erhoben und trat theils fofort, theil® am 1. Dft. 1879, theils 
am 1. Jan. 1880 ins Leben.*) 

Diejer Zolltarif unterschied fi) von dem früheren befonders dadurch, daß 
er theil3 zum Schuge der inländischen Landwirtbichaft und Induſtrie, theils 
zum Zwecke der Einnahmeerhöhungen die Eingangszölle hinaufjegte, oder 
neue Zölle einführte. Zum Scuße der Induſtrie wurden die Zölle für 
Baummollgarne und Leinen nach der Feinheit abgejtuft und erhöht, die Zölle 
auf Zeugwaaren aller Art und auf die hieraus gefertigten Waaren erheblid) 
erhöht, für Leinenmwaaren nach der Feinheit abgejtuft, für Wollenwaaren der 
Unterfchied von gewalften und ungewalften aufgehoben. Außerdem wurden 
erhöht die Zölle für Blei, Bürjtenbinderwaaren, Glas und Glaswaaren, 
Haar, Feder: und Holzwaaren, für Inftrumente, Majchinen und Fahtzeuge— 
für Kautſchuk- und Guttaperchawaaren, für Kupfer- und Meſſing-, Kurz-, 
Leder-⸗, Papier-, Pelz:, Stein-, Stroh, Thonwaaren, Seifen, Parfümerien, 
Wachstuch, Zink- und Zinnwaaren. 

Neue Zölle wurden im Intereſſe der Landwirthſchaft und Induſtrie auf— 
gelegt für Eiſen und Eiſenwaaren, Nutzholz, Getreide, Vieh, Petroleum, 
Fleiſch, Branntwein, Eier, Flachs. Die Finanzzölle auf Kakao, Taback— 
fabrikate, Tabacke, Wein, Kaffee, Reis, Mehl, Oele, Fette, Gewürze, Thee, 
Kaviar, Hopfen, Käſe, Konfitüren wurden weſentlich erhöht, außerdem aber 
wurden für die Verzollung mancher Gegenſtände neue Taraſätze feſtgeſetzt. 
Im Uebrigen unterſchied ſich der Zolltarif von 1879 noch dadurch von dem 
früheren, daß Die Gewichtzölle nicht mehr für den Zentner, ſondern für 
100 Kilogramm galten. 

Bereits am 6. Juni 1880 war ein Gejeh erjchienen, welches die Zoll 
pflichtigfeit des Flach ſes und anderer vegetabilischer Spinnjtoffe ꝛc. aufhob.°) 

Ein meiteres Geſetz vom 19. Juni 1881°) führte für die Wollwaaren 
nicht nur einen Tarifirungs-Maßſtab, jondern auch neue Tariffäge ein. 
Während früher unbedrudte Wollenwaaren, ſoweit ſie nicht zu den Filz: 
Strumpfwaaren und Fußdeden gehören, mit 100 M. und bedrudte Wollen: 
waaren, joweit fie nicht zu den Fußdeden gehören, ohne Unterjchied mit 
150 M. für 100 Kilogramm zu verzollen waren, wurden durch diejes Geſetz 
folgende Unterjchiede nah dem Gewichte der Quadratmeter des Gemebes 
gemacht. 


') Siehe Ziffer V Nr. 1—37 des Gejepes v. 17. Mai 1870. 

ai) | Reiche: ejegbl. v. 1873 ©. 241 fi. 

” Das Nähere, u Hirth's Annalen 1874 ©. 83. 

9 Reichsgeſesßbl. 1879 ©. 149, 150, 161, 163 u 207. ©. die Motive in den Annalen 
v. 1879 S. 681 ff. und den Zolltarif a. a. D. 1879 ©. 909 © 

5) Reichsgefegbl. 1880 ©. 120. 

© Neichögejegbl. 1881 ©. 119. 
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Unbedrudte Tuch- und Zeugwaaren erjterer Art, a) im Gewichte von 
mehr al3 200 Gramm auf den Quadratmeter Gewebefläche wurden mit 135 M. für 
100 Kilogramm , b) im Gewicht von 200 Gramm oder weniger auf den 
Quadratmeter Gewebefläche mit 220 M. für 100 Kilogramm befteuert. 

Bedrudte Waaren, ſoweit fie nicht zu den Fußdeden gehören, im 
Gewicht von mehr ala 200 Gramm auf den Quadratmeter Gewebefläche; 
ferner Poſamentier⸗ und Knopfmacherwaaren, Plüſche, Geipinnite in Verbind— 
und mit Metallfäden mit 150 M. für 100 Kilogramm, und 

dagegen bedrudte Waaren, joweit fie nicht zu den Fußdeden gehören, im 
Gewicht von 200 Gramm oder weniger auf den Quadratmeter Gemebefläche 
mit 220 M. für 100 Kilogramm Zoll belegt. 

Zugleich wurde in $ 2 des Gejeges die Beltimmung in $ 3 des Boll: 
tarifgefeßes vom 15. Mai 1879 auf die Zollabfertigung der Wollenwaaren 
für anwendbar erflärt, wonach der Bundesrath ermächtigt ift, zu beitimmen, 
daß dieſe Waaren nur bei bejtimmt bezeichneten Zollitellen abgefertigt 
werden Dürfen.) Außerdem wurde vom Bundesrath auch noch eine aus: 
führlihe Inſtruktion erlaſſen für die zollamtliche Ermittlung des relativen 
Gewichtes der Wollenmwaaren.?) 

Ein weiteres Gejeß vom 21. Juni 1881°) erhöhte den Zoll für frijche 
bisher zollfreie Weinbeeren auf 15 M. fir 100 Kilogramm und den für 
Mühlenfabrifate aus Getreide und Hillfenfrüchten und für gewühnliches 
Badwerf von 2 M. auf 3 M. für 100 Kilogramm vom 1. Juli 1881 an. 

Ferner wurde durch ein Gejeg vom 23. Juni 18824) für die Kratzen— 
fabrifation Walzdrabt unter der Kiontrole der Verwendung mit einem 
Eingangszoll von nur 0,50 M. für 100 M. belegt und wurden Berl: 
mutterjtäbe, welche vorgearbeitet für Kurzwaaren (pro 20 b/1) eingehen, 
mit 30 M. für 100 Kilogramm belegt. 

Zufolge des Gejeges betr. die Anfertigung und Verzollung von Zünd— 
bölzern vom 13. Mai 1884 wurde der Zoll für Zündhölzer und 
Zündferzen von IM. auf 10 M. für 100 Stilogramm vom 1. Juli 1884 
an erhöht.?) 

Der Zolltarif vom 22. Mai 1885,°% der auf Grund einer Bor: 
lage des Bundesrathes zu Stande fam, trägt nit Musnahme der Zölle auf 
Kaviar und Kaviarfurrogate, welche von 100 M. auf 150 M., von Auftern, 
Hummern und Schildfröten,, welche von 24 M. auf 50 M. erhöht wurden, 
einen ſchutzzöllneriſchen Charakter zum Beiten der Landwirthichaft und In— 
duſtrie. Zum Schuße der erjteren wurden die Zölle auf Getreide, Holz, Vieh, 
Branntwein, Fleiih, Honig, für todtes Geflügel, Wild aller Art wefentlich 
erhöht; zum Schuße der letzteren Diejenigen auf drei: und mehrdrähtiges 
Baummollgarn, Baummollzwirn und Spigen, ſowie Stidereien aus Baumwolle, 
auf rohe Gewebe für Schmirgeltuchfabrifen, auf Ultramarin, Delfirniß, 
—— —— geſchlemmte Kreide, zugerichtete Schmuctfebern, für jeidene 


') Dieje Beſugniß wurde durd) Beſchluß des Bundesraths v. 25. Juni 1881 (Bentral. 
blatt des Reichs 1881 S. 247) der oberſten Landesfinanzbehörde übertragen. 

S. die Inſtruktion im Zentralblatt des Reichs 1881 ©. 249. 

N Meichögejepbl. 1881 ©. 121. 

) Reichsgejepbl. 1882 S. 59. 

Reichsgeſetzbl. 1884 ©. 50. 

9) Geſetz v. 22. Mai 1885, Reichsgeſetzbl. v. 1885 ©. 93 ff. u. 111, wo der Zolltarif 
nebjt Geſetz, mit den außerdem giltigen Beitimmungen zufammengeitellt, abgedrudt iſt. 
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und halbſeidene, geſtickte und Spitzenkleider aus Seide, für künſtliche Blumen, 
für Taſchenuhren aller Art, für welche ſtatt des Gewichtszolles ein Stückzoll 
eingeführt wurde; dann für Leinengarne, Leinenzwirn, Seilerwaaren, Lein— 
wand, Zwillich, Drillich aller Art, für Lichte, für Schaumweine, für zu— 
bereitete Fiſche aller Art, Kakao und Kakaofabrikate, für Chokolade, für 
Kraftmehl, Pnder, Stärke, Stärkegummi, Kleber, Arrovroot, Sago, Sagoſurrogate, 
Tapioka, Nudeln, Macaroni, Mühlenfabrikate aus Getreide und Hülſenfrüchten, 
Backwerk, für Speiſeöle aus Oliven, Mohn, Seſam, Erdnuß, Buchekern 
und Sonnenblumen in Fäſſern, auf Leinöl und Baumwollſamenöl, in Fäſſern, 
auf Deljäure, auf das zur amtlichen Denaturirung beſtimmte Oliven- und 
Ricinusöl in Fäſſern, auf anderes Del in Fäſſern, für Stearinfäure, Balmitin- 
ſäure, Paraffın, Wallratd und ähnliche, anderweitig nicht genannte Kerzenſtoffe, 
auf Bienenwachs, ſonſtiges Inſektenwachs, Pflanzen> und gereinigtes Erdwachs, 
auf mineraliiche Schmieröle, auf Seidenzwirn, Seidenwaaren, Halbjeidenwaaren, 
Spigen, Blonden, Stidereien aus Seide, Gaze, Krepe, Flor aus Seide, auf 
gejägte Steinblöde, grobe Steinmeßarbeiten von jchlichter, nicht verzierter Arbeit 
(mit Ausnahme der groben Steinmeßarbeiten aus Alabafter oder Marmor, zu 
welchen jog. belgiſcher Granit nicht gehört), für -Dachichiefer und rohe 
Schieferplatten, für gejchnittene oder gejpaltene Platten aus Steinen aller 
Art, geichliffene und ungejchliffene Steinmeßarbeiten, für andere Waaren aus 
Steinen mit Ausnahme von Statuen und Waaren aus Edelitein und Yava 
außer Verbindung mit anderen Deaterialien, oder nur in Verbindung mit Holz oder 
Eiſen ohne Bolitur aus Mlabafter, Marmor, Granit, Syenit, Borpbyr und ähnlichen 
harten Steinen, für Schiefertafeln in polirten oder ladirten Holzrahmen, ordinäre 
Waaren aus Schilf, Gras, Wurzeln, Binjen und dergl., Körbe, ungefüttert, 
Flaſchenumhüllungen und Schuhe aus Baſt, Strohhalmblatt ordinäre, Baſt— 
und Stroh:Seile, Strobfige, alle ungefärbt, jodann für feuerfejte Steine, 
Schmelztiegel, Muffeln, Kapjeln, Netorten, feuerfejte Röhren und Platten, 
endlich für hartes Kammgarn aus Glanzwolle iiber 20 Gentimeter Länge und 
nicht gemischt mit anderen Spinnmaterialien. 

Dur $ 4 des Geſetzes vom 22. Mai 1885 waren als Einführungs: 
termin für Nr. 22a Anmerkung des Tarifes (Kofosfajern), für Nr. 25a 
(Branntwein 2c.), für 25i/& u. 4 (Kraftmehl 2c., Früchte 2c.), für Id/x (Mohn, 
Seſam ꝛc. mit Ausnahme von Reps und NRübjaat), für Nr. 13 c/1 (Bau: 
md Nutzholz 2c.), ferner für Nr. 41 c/2 des Tarifs (hartes Kammgarn zc.) 
der 1. Dftober 1885; für Nr. 9i des Tarifs (Cichorien 2c.) der 1. Yan. 
1886 und für fämmtliche übrigen im neuen Bolltarif aufgeführten Antikel der 
l. Juli 1885 fejtgejegt worden. 

Da durch das Gejeg betr. die vorläufige Einführung von Aender— 
ungen des Zolltarif3 vom 20. Februar 1885") der Neichskanzler 
—— worden war, die Eingangszölle von Nr. 9 (Getreide ꝛc), 2dq/l 
(Ktaftmehl, Puder ꝛc.), 25 g/2 (Mühlenfabrifate ꝛc.), 26 a/4 (anderes Del 
in Fäſſern), des früheren Zolltarifs, jowie für die unter Nr 25 e/2 desjelben 
fallende Schaummeine in derjenigen Höhe vorläufig in Hebung zu bringen, 
welhe der Reichstag in der zweiten Lefung des Bolltarifgefegentwurfs be: 
Küchen würde, jo wurde durch Bekanntmachung des Neichsfanzlers vom 

2). Februar 185°) die Zölle auf Weizen, Roggen, Buchweizen und Gerite 


’ er 2 S A 
9 a. a. O. ©. 


—— 
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und durch Bekanntmachung vom 21. Februar 1885') Diejenigen auf Malz, 

Schaummeine und Mühlenfabrifate in der bejchloffenen Höhe in vorläufige 

gering gejeßt. Dieſe Anordnungen des Neichsfanzlers blieben auf $ 4 des 
ejeßes vom 22. Mai 1885 bis 1. Juli 1885 in Kraft. 

Nachdem aber nach $ 1 Abf. 2 des ſog. Sperrgejeßes vom 20. Februar 
1885?) die Hebung der höheren Zölle für Getreide, Kraftmehl, Mühlenfabrifate 
und Schaummeine auf jolche Gegenftände genannter Art feine Anwendung 
finden und die alten Zollfäge zur Hebung kommen follten, wenn die Gegen: 
jtände in Folge von Verträgen eingeführt werden, welche nachweislich vor 
dem 15. Jan. 1885 abgejchlojien worden find, jo mußte hierüber von Seite 
des Bundesraths nähere Beitimmung getroffen werden. Solches gejchah denn 
auch durch einen Bundesrathsbeihluß vom 20. Februar 1885, der zum Nach: 
weiſe bezüglich des Abjchlujjes der Verträge vor dem 15. Jan. 1885 in der 
Regel eine inländifche notarielle Urkunde, oder zwei inländifche glaubwürdige 
Zeugen verlangt. Diejer Beichluß wurde durch eine Bejtimmung in $ 3 
Abſ. 1 des Bolltarifgefeßes vom 22. Mai 1885 dahin abgeändert, daß alle 
im deutſchen Zivilprozejje zugelajfenen Beweismittel erlaubt ſeien. Zugleich 
wurde aber in Abjag 2 a. a. DO. bejtimmt, daß die fragliche Begünftigung 
auch auf jolche Waaren der erwähnten Art Anwendung finden jollen, welche 
über Häfen des Zollauslandes eingeführt werden, wenn der Nachweis erbracht 
ift, daß aus der Zeit vor dem 15. Januar 1885 Thatfachen vorliegen, aus 
denen hervorgeht, daß die Waaren ſchon damals zur Einfuhr in das Reiche: 
zollgebiet bejtimmt waren. Auf erbrachte Nachweije foll der zu viel bezahlte 
Zoll vergütet werden und find die Anfprüche darauf binnen 4 Wochen vom 
Inkrafttreten dieſes Gefeßes an geltend zu machen. Fir Roggen, der in 
Spanien und einem vertragsmäßig begünftigten Staate?) nachweislich, produzirt 
und auf Grund von Verträgen vor dem 15. Januar 1885 eingeführt wird, 
joll bis 1. Auguſt 1885 nach $ 4 des Tarifgefeßes vom 22. Mai 1885 der 
Zoll von 1. M. für 100 Kilogramm zur Hebung fommen. 

Durch einen Bundesrathsbefchluß vom 23. Juni 1885*) wurde ange— 
ordnet: 

a) daß der Erlaß der Ausführungsbejtimmungen zum vorleßten 

und legten Abjag des $ 4, jowie zu $ 3 des Tarifgejeges vom 22. Mai 
1885 den oberjten Landesfinanzbehörden überlafien werde, 

b) daß bis auf Weiteres für die Jnanfpruchnahme der unter Art. 1 
des Bertrags zwiſchen Deutfchland und Spanien vom 20. Mai 1885 
betr. die Abänderungen des ſpaniſch-deutſchen Handelsvertrages vom 
12. Juli 1883 bezeichneten Zollbegünftigungen die Führung des 
Nachweiſes der Abſtammung der eingehenden Waaren aus 
Spanien oder einem deutſcherſeits meijtbegünjtigten Lande nicht 
erforderlich ſei. 


1) a. a. O. ©. 21. 

NRa. a. O. S. 15. 

») Als meiſtbegünſtigt gelten die Argent. Konförderation, Belgien, Chili, Coſtarica, 
Frankreich, Griechenland, Großbrittanien, hawaiſche Anjeln, Italien, Korea, Liberia, Meriko, 
Niederlande, Dejterreich- Ungarn, Perfien, Bortugal, Rumänien, Schweden, Norwegen, 
Schweiz, Serbien, Spanien, Türkei, Egypten, Ojtrumelien, Vereinigte Staaten von Nord- 
amerifa, Dänemark, Bulgarien. (Zentralbl. des Reichs 1865 ©. 47, 190.) 

Zentralbl. des Reichs 1885 ©. 261. 
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Somohl zum Zolltarifgefeßg von 1885 als auch zum Zolltarif waren 
mehrere Ausführungsbeftimmungen nothwendig. Der Bundesrath be- 
ihloß defhalb am 2. Juli 18851) die Landesfinanzbehörden zu ermächtigen : 

1. die nähern Anordnungen bezüglich der Gewährung der in 87 Ziff. 3a 
des BZolltarifgefeßes zugeitandenen Zollerleihterung bei der 
Ausfuhr von Oelfabrikaten bis auf Weiteres ſoweit thumlich unter 
analoger Anwendung der Vorſchriften des Regulativs betr. die Zoll— 
erleichterung bei der Ausfuhr von Mühlenfabrikaten ſelbſtändig zu 
erlafjen und 

2. in gleicher Weife diejenigen Kontrolmaßregeln feftzuftellen, unter 
melden auf Grund der Anmerkung zu Nr. 39 c des Zolltarifs für 
Grenzbezirföbewohner Zugochſen von 2',—5 Jahren zum Zolljage 
von 20 M. fir 1 Stück eingelafjen werden. dürfen, wenn fie nach— 
weislich zum eigenen Wirthichaftsbetrieb nothwendig find. 

2. Das nach $ 12 des Vereinszollgefeßes zur richtigen Anwendung des 
Bolltarif3 dienende amtliche Waarenverzeichniß wurde noch im Xaufe 
des Jahres 1879 von einer bejonderen Kommiffion ausgearbeitet und vom 
Yundesrathe genehmigt.) Es unterfchied ſich deßhalb vortheilhaft von dem 
früheren, weil bei jedem Artikel außer der Tarifnummer auch der Zollſatz 
bemerft worden war. 

Die Abänderungen des Waarenverzeichnifies, welche megen 
Tarifänderungen nothiwendig geworden waren, wurden vom Bundesrath in 
den Situngen vom 12. April 1881,) am 1. April 1852), am 6. Dez. 
1883°) und am 11. Juni 1885°) bejchlojjen und publizirt. 

3. Bezüglich der Zollabfertigung find nachſtehende Vorſchriften be- 
merfenswerth : 

a) Für die fehr fchwierige Zollabfertigung von Baummoll- und 
Leinen-Garnen erließ der Bundesrat am 23. Dezember 1879 
eine bejondere Anleitung”) und ſetzte auf Grund der Beitimmung in 
$ 3 des Tarifgejeßes die Amtsſtellen feit, welche zur Zollabfertigung 
der Garne befugt fein follen.®) Durch Bundesrathsbejchluß vom 16. Mai 
1882 wurde theilweife eine Aenderung dieſer amtlichen Anleitung 
beichloffen?) und eingeführt. 

b) In derjelben Situng vom 23. Dezember 1879 wurden vom Bundes: 
rathe die für die Zollabfertigung der Mineralöle nothwen— 
— Beſchlüſſe gefaßt, welche vom 1. Januar 1880 an in Geltung 
amen.*",) 

ec) Bezüglih der Zollabfertigung von Bau» und Nugholz be: 
ichloß der Bundesrath am 29. Januar 1880, daß diejes Holz in der 
Regel beim Eingange in Flößen und Schiffen oder auf gewöhnlichen 


S. Näheres im Zentralbl. des Reich 1885 ©. 380. 
r, $ 654 des Prot. Die amtliche Ausgabe iſt im Buchhandel zu haben. 
5) Zentralbl. des Reichs 1881 ©. 139. 
%a.a. D. 1882 ©. 151. 
s) a. a. O. 1883 ©. 351. 
) a. a. D. 1885 ©. 269, 
?) Zentralbl. des Reiches v. 1879 ©. 842. 
*) Siche Nahweifung auf ©. 829 des Zentralblattes des Reiches 1879 (j. a. Ab: 
ihnitt VIL) 
9, Abgedr. im Zentralbl. des Neiches von 1882 ©. 268. 
10) ©. Zentralbl. des Reiches v. 1880 ©. 32 (j. a. Abichnitt VIN. 
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Landwegen nah dem NRauminhalte und bei dem Eingange auf der 

Eifenbahn nach der Wahl des Zollpflichtigen entweder nach dem 

Rauminhalte oder nach dem Gewichte zu deflariren und zu verzollen 

jei. Fehlt eine folche Angabe, jo hat die Zollbehörde bei der Ber: 

zollung den gejeglichen Maßſtab zu bejtimmen. 

Die Landesfinanzbehörden find im Falle des Bedürfnifjes befugt, 
Abweichungen von diefen Vorſchriften anzuordnen, welche jedoch öffent: 
lich befannt zu geben ſind.!) 

d) Durch einen Bundesrathsbeichluß vom 14. März 1883 wurde bezüg- 
lich der Zollbehbandlungen von Talg zu gewerblichen Zweden 
bejchlojjen, daß Talg (eingefchmolzenes Fett von Rind» oder Schafvieh) 
auch wenn er bei einer Temperatur von 14—15° R. jchmalzartige 
Konfiitenz zeigt; nad) Nr. 26 c/4 des Zolltarifs zum Sabe von 

A abgelafjen werden darf, jofern er bei der Abfertigung durch 
Bermiichung mit 2 kg Petroleum als Barafinöl auf je 100 kg 
unter amtlicher Aufjicht denaturirt wird.?) 

Diejer Abjchlug wurde am 18. März 1885°) dahin geändert, daß 

Talg, auch wenn er bei einer Temperatur von 14—15° R. fchmalz- 
artige Konfiftenz zeigt, nach Nr. 26/1 des Zolltarifs zum Sabe von 
2 A abgelajjen werden darf, jofern er bei der Abfertigung durch) 
Vermiſchung von 1 kg Brennpetroleum (gemöhnliches Petroleum) auf 
je 100 kg unter amtlicher Aufficht denaturirt wird. 
Durch einen Bundesrathsbeihluß vom 2. Juli 1885 wurde für Die 
Bollbeamten eine Inftruftion für die Prüfung der Echtheit 
anjcheinender Bergoldungen oder Berjilberungen 
erlafjen. *) 

4. Sehr bald nach der Publikation des Vereinstarifs von 1870 ftellte 
jih das Bedürfniß heraus, die bisher giltigen und auf den Grundſätzen der 
dritten Qarifabtheilung unter Ziffer II beruhenden allgemeinen Bejtimm: 
ungen über die Taravergütung einer Nevifion zu unterwerfen und die: 
jelben im Sinne einer einfacheren, der Billigkeit mehr entjprechenden und die 
Bollabfertigung mehr erleichternden Verfahrens umzugeftalten.?) 

Das Nejultat war ein Beichluß des Bundesrathes vom 19. November 
1871®) über die Tarabeftimmungen. 

Nachdem jich aber das Bedürfniß zeigte, neue Beftimmungen über die 
ee a zu erlaljen, wurden diejelben in der Bundesrathsfigung 
vom 16. Mai 1882 bejchlofien und treten fofort ins Leben.?) Sie unter: 
icheiden fi) von den füheren durch größere Ausführlichkeit, insbeſondere bezüg- 
lid) der Borjchriften über Berechnung der Tara, dann über die Taraver— 
gütung für Waaren in zweis und mehrfacher Umſchließung und über den Ein: 
fluß der Umſchließung auf den Zollſatz beziehungsmweife über die bejondere 
Verzollung der Umjchliegung der Waarencolli. Alle früheren Beitimmungen 
find durch dieſelben aufgehoben. 

1) ©. Zentralbl. des Reiches v. 1880 ©. 61. 

9 ©. HZentralbl. des Reiches v. 1883 ©. 81. 

’) a. a. ©. 1885 ©, 273. 

‘a. a. D. 1885 ©. 385, 

5) Siehe $ 29 des VZ. 

6), AUbgedrudt im Zentralblatt von 1872 ©. 178 ff.; Hirth's Annalen 1872 ©. 1531. 

) 8 237 des Bundesrathöprot. u. ©. 228 ff. des Zentralblattes für das deutiche Reich 
v. 1882, wo diejelben abgedrudt jind. 
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5. Nach $ 16 Abſ. 3 des Vereinszollgefeges bildet der zunächjt innerhalb 
der Bollgrenze belegene Raum, deſſen Breite nach der Dertlichfeit beftimmt 
wird, den Grenzbezirk, welcher von dem’ übrigen Vereinsgebiete durch die 
bejonders zu bezeichnende Binnenlinie getrennt. Bezüglich” der Bildung 
des Grenzbezirfes gelten nachfolgende durch die Vollzugs-Kommiſſion im 
Jahre 1834 feftgefegten Beſtimmungen: 

a) Alle Orte, welche al3 Punkte auf der Binnenlinie vorgezeigt werden, 
jolfen ala zum Grenzbezirf gehörig angejehen werden; dies fol 
auch von den Flüſſen, Bächen, Chaufjeen und Wegen, durch welche 
der Lauf der Binnenlinie ſelbſt befchrieben wird, gelten. Ausnahmen 
von diejer allgemeinen Pegel können nach Erwägung der Umftände 
ftattfinden und werden jedesmal befonders bemerft. 

Sind zur Kenntlihmahung der Binnenlinien Orte und Punkte 
derjelben ohne nähere Angabe des Laufes der Linie von einem dieſer 
Punkte zum andern genannt, jo bildet jedesmal der fürzejte Fahrweg, 
der von einem diefer Punkte nach dem andern führt, oder in Ermangel- 
ung eines Fahrweges die geradefte Linie auch die Binnenlinie. 

Die Feititellung der Ausdehnung des Grenz-Control— 
Bezirks, wie diefe zur Zeit öffentlich befannt gemacht wird, foll 
feineswegs als unabänderlich zu betrachten, vielmehr den 
betbeiligten Regierungen ausdüdlich vorbehalten fein, 
nah Maßgabe der durch die Erfahrung fich ergebenden Anforderungen 
Abänderungen zu treffen und auch den Grenzbezirf im 
gemeinfamen Intereſſe der Zollficherheit zu erweitern, wobei jedoch 
immer eine jolche Anordnung auf dem geeigneten Wege zur öffent: 
lichen Kenntniß gebracht werden joll.") ; 

6. Paragraph 57 des Vereinszollgejeges beftimmt, daß bei der Waaren— 
einfubhr und Durdhfuhr auf Flüſſen, auf welche bejondere Staatsver: 
träge Anwendung finden, das darin zur Sicherung des Bollinterefjes verein: 
barte Verfahren an die Stelle des gewöhnlichen Abfertigungsverfahrens treten 
jol. Und Ziffer 15 der Anweifung zu dieſem Pharagraphen führt an, daß 
bezüglich der zum direften Tranfit auf dem Rheine beſtimmten Sciffe- 
ladungen die Borfchriften in Art. 9 der revidirten Nheinjchifffahrtsafte vom 
17. DOftober 1868?) Anwendung finden. Für die Abfertigung derjenigen 
Waaren aber, welche auf dem heine mit der Beitimmung eingehen, im 
Lande zu bleiben, jowie für die zur Ausfuhr bejtimmten und die nad) 
Umladung oder Lagerung in Freihäfen oder in anderen Niederlagen auf 
dem Rheine durchgehenden Waaren jollen die Beitimmungen des Bereinszoll- 
gejeges in Kraft treten, inſoweit dieſe weitergehende Erleichterungen gewähren, 
als die Vereinbarung wegen der Behandlung des Gütertransportes pp. auf dem 
innerhalb des Zollvereinsgebietes gelegenen Theile des Nheines vom 8. Mai 
1341.) Eine nachträgliche nähere Prüfung diefer Anordnung veranlaßte den 
Bundesrath,. durch einen Beichluß vom 17. Mai 1871 mehrere Beitimmungen 
der erwähnten Vereinbarung von 1841 mit 1. Juli 1871 außer Kraft zu 
jegen und im Uebrigen diejenigen Vorjchriften anzuordnen, welche nad) Lage 
der Geſetzgebung und Verträge geboten erjcheinen.*) 


b 


— 


— 





Bd. I der Verträge S. 341. Beſonders Organiſations-Prot. 
N Abgedruckt in den Jahrbüchern von 1869 E 254, 

) Bohhammer Jahrbücher von 1841 ©. 725. 

) Abgedrudt in den Jahrbücyern 1871 ©. 425 ff. 
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Durch den Bundesrathsbeihluß vom 8. Dezember 1831 wurde Die 
Unter:Elbe mit 1. Januar 1882 dem deutſchen Zollgebiete angejchlofjen 
und für die zollamtliche Behandlung der Waaren-Ein>, Aus- und 
Durchfuhrauf dem zum deutjchen Zollgebiete gehörigen Theile 
der Unter=-Elbe ein NRegulativ erlajien, welches in 20 Paragraphen 
zerfällt.) Es ift durch dasjelbe für die Schiffe, welche über Die Hollgrenze 
bei Curhafen aus der See eingehen und auf der Unter-Elbe nach Hamburg, 
Altona oder Harburg bejtimmt find, jomwie für die von einem dieſer Hafenorte 
über die bezeichnete Zollgrenze in See gehenden Schiffe, jofern fie Xootjen 
an Bord haben, beim Tranfit injoweit ein erleichtertes Kontrolverfahren 
angeordnet, als die Schiffe von jeder zollamtlichen Anmeldung beim Tranfit 
auf der Unter-Elbe befreit jind, wenn fie bei Tag eine bejtimmte vorgejchriebene 
Begleit:ZolleFlagge und bei Nacht zwei genau vorgejchriebene Laternen führen. 

Für den übrigen Zollverfehr auf der Unter-Elbe galten in der Pegel 
die zollgejeglichen Vorſchriften; doch find für Cuxhafen durch jogenannte Zoll: 
freuzer erleichterte Zollabfertigungen zugelafien und werden auch in Altona 
Erleichterungen gewährt. Schließlich wird angeordnet, daß die Zollkontrole 
des Verfehrs auf der ganzen Unter-Elbe durch Zollfreuzer auszuüben jei. 

7. Nah Pharagraph 58 des Vereinszollgejeges wird über das bei Aus: 
fertigung und Erledigung der Begleitjcheine I und II zu beobachtende 
Berfahren ein bejondere® Regulativ erlaflen werden. Dieſes Regulativ 
wurde auch durch den Bundesrath feitgejtellt und trat mit 1. Februar 1870 
ins Xeben.?) Abgeſehen von zollgejeglichen Bejtimmungen ift in demjelben 
infofern ein von dem bisherigen abmweichendes Berfahren eingeführt, als die 
Ausfertigung von Duplifat-Begleiticheinen und deren Austausch gegen Die 
Unikate abgefchafft und dagegen die Anordnung getroffen ift, daß der Begleit- 
jchein erledigt bei dem Empfangsamt zurücdbleibt, welches fodann von 
14 Tagen zu 14 Tagen dem Yusfertigungsamte einen Erledigungsichein zu 
überjenden hat, in dem alle während dieſer Zeit erledigten Begleiticheine 
aufgeführt erjcheinen; ferner wurden Borjchriften fir die Erledigung der Be: 
gleiticheine I wefentlich vereinfacht und hiedurch der Gejchäftsgang erleichtert. 

Das Regulativ ſelbſt zerfällt in vier Abjchnitte (allgemeine Beitimmungen, 
Ausfertigung der Begleiticheine, Behandlung der Waaren während des Trans: 
portes und Erledigung der Begleiticheine) mit 60 Paragraphen. 

a) Durch Bundesrathsbeichluß vom 23. Mai 1870 wurde das Mujter B 
diefes Regulativs noch durch einen Beiſatz unter Hinweifung auf $ 22 Abj. 3 
des Vereinszollgejeßes ergänzt und der Abjab 1 und 2 $ 53 des Regulativs 
erläutert und das hiezu gehörige Mufter J_ gleichfalls abgeändert.”) 

b) Durch einen weiteren Bundesrathsbeſchluß vom 5. Oftober 1876*) wurde 
bejtimmt, daß, wenn von dem Waarenführer oder Empfänger auf Grund des 
$ 46 Abſ. 2 des Vereinszollgeſetzes vor der jchließlichen Holtabfertigung am 
Beltimmungsorte und bevor eine jpezielle Nevifion jtattfand, eine Ergänzung 
oder Berihtigung der Angaben des Begleitjcheines I vorgenommen 
wird, dieſe entjprechend den Vorſchriften für die jpezielle Deklaration in $ 22 
Abſ. 4 jenes Geſetzes nach den Benennungen und Maßitäben des Zolltarifs 
vorzumehmen jei. 


’) Abgedrudt im Zentralblatt des d. Reich von 1881 S. 464. 

* Zentralblatt v. 1870 S. 25 u. Jahrb. f. 3. u. V. 1870 ©. 2. 
3) Bentralblatt v. 1870 ©. 320, 

98 261 des Prot. 
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c) Durch einen Bundesrathabeichluß vom 9. Dezember 1880 ($ 604) wurde 
angeordnet, daß in den Fällen, in welchen bei der Erledigung eines auf 
Grund des $ 46 des Vereinszollgejeßes von dem urfprünglichen 
Empfangsorte auf ein anderes Amt überwieſenen Begleiticheines I die Bejtimm- 
ungen in $ 45 Abſ. 3 oder in $ 46 Abſ. 2 des Begleitjcheinregulativs in An: 
wendung zu bringen find, die Entjcheidung über die Folgen der Nichterfüllung der 
von dem Waarendisponenten an Stelle des Begleitichein-Ertrahenten übernom— 
mene Berpflichtungen von der Direftivbehörde des Aıntes, das den Begleit- 
jchein überwiejen hat, zu treffen fei. 

d) Durch denfelben Bundesrathsbeſchluß ift angeordnet, daß in den in 
$ 46 Abſ. 1 des Begleiticheinregulativs bezeichneten Fällen, ebenſo wie in den 
Fällen des $ 45 Abſ. 2 bei der Erledigung von Begleitjcheinen I 
von der Einholung der Entjchliegung der Direktivbehörde Abſtand genommen 
werden könne, wenn bei dem Begleiticheinausfertigungsamte eine jpezielle 
Waarenreviſion jtattgefunden hatte.) 

e) Durch einen Bundesrathabeichluß von 2. Juli 1881 wurde dem erjten 
Abſatz des $ 53 des Begleitihein-Regulativs folgende Faſſung gegeben: 

Ueber die erledigten Begleitjcheine find Erledigungsicheine nad dem 
anliegenden Mufter J durch den Führer des Begleitichein-Empfangsregifters 
oder einen anderen von dem Amtsvorjtande zu bejtimmenden Beamten aus- 
zuftellen und — nach erfolgter Prüfung und Befcheinigung durch einen 
zweiten Beamten — dem Begleitjchein-Ausfertigungsamte zu überſenden. 

Bei Aemtern, welche nur mit einem Beamten bejegt find, genügt die 
Austellung der Erledigungsicheine durch den letzteren. Es ijt jedoch jedem 
Ausfertigungsamte nach dem Abjchluffe des Empfangsregifters eine durch den 
Bezirf3:Oberfontroleur bejcheinigte Nachweifung der zur Erledigung gefommenen 
Begleitjcheine zu überjenden ?) 

Die vorjtehende — findet auf Uebergangsſcheine keine Anwendung. 

8. Das nach Paragraph 73 des Vereinszollgeſetzes zu erlaſſende Regu— 
lativ über die zollamtliche Behandlung des Güter- und Effekten— 
transportes auf den Eijfenbahnen wurde ebenfalls vom Bundesrathe 
feftgeftellt und trat mit 1. Februar 1870 in Wirkung.) Materiell weicht 
dasjelbe von dem bisher giltigen Negulativ in folgenden Bunften ab: 

Die Verpflichtungen der Eiſenbahn-Verwaltungen find auf das im Intereſſe 
der Bollverwaltung unumgänglich nothiwendige, von der Praxis meiſt jchon 
jeither angenommene Maß bejchränft. 

Die Vorfchrift wegen Rückſendung der erledigten Ladungsverzeichniffe 
an das Ausfertigungsamt wurde aufgehoben. 

Dagegen wurden befondere Vorjchriften über die Führung der Negifter 
über die Begleitzettel und deren Reviſion in das Negulativ aufgenommen. 

Endlih fanden die Wünfche der Eifenbahnverwaltungen in Bezug auf 
die Verfchlußeinrichtung der Eijenbahnwagen, die Abjchliegung der Bahnhöfe 
und die thunlichjte Erleichterung bei der Zollabfertigung der Paſſagiereffekten 
geeignete Berücdjichtigung. 

Das Regulativ zerfällt in drei Abjchnitte (allgemeine Vorſchriften, bejondere 
Vorſchriften und Strafen) mit 49 Paragraphen. 


N) Bentralblatt des Reichs v. 1880 ©. 810. 

2) Zentralblatt des d. Reich v. 1881. ©. 279. 

’) Bentralblatt v. 1870 ©. 22 ff. u. 86 und Jahrbüder f. 3. u. V. 1870 ©. 45. 83, 
84. 86. 88. 91. 94. 471. 479. 
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Nachträglich wurden durch Bundesrathsbeichlüfje folgende Yenderungen 
und Ergänzungen zu diefem Negulative angeordnet: 
a) Am 14. Mat 1870 wurde zu erflären bejchlojjien, daß der $ 72 des 


Vereinszollgefeges, welcher beſtimmte, daß die Abfertigung des Eijen- 
bahnverfehrs nad) den in den SS 39 bis 51 enthaltenen allgemeinen 
Vorſchriften zu erfolgen habe, wenn folche nicht nad) Maßgabe der 
unmittelbar vorangegangenen befonderen Beftimmungen für den Eijen- 
bahnverfehr in Anſpruch genommen werde, nicht blog auf den Waaren- 
ausgang mitteljt der Eifenbahnen, jondern überhaupt auf den ganzen 
von der Zollfontrole betroffenen Verkehr mitteljt der Eiſenbahn An— 
wendung finden jolle.*) 


b) Durch Beichluß vom 12. November 1871 wurde beftimmt, daß Die 


Verſchmelzung des Begleitjchein-Empfangsregifters (Sormular E des 
Negulativs) mit dem Deflarationsregijter auf Grundlage eines neuen 
Formulars vorgejchrieben werden könne.?) 


ec) Am 8. November 1871 bejchloß der Bundesrath, daß die in $ 28 


des Begleiticheinregulativs über die Verlängerung der Transportfrift 
von Begleiticheingütern enthaltenen Beſtimmungen auch auf die unter Be- 
gleitzettelfontrole ftehenden Eifenbahngüter Anwendung finden können. > 


d) Endlich wurde am 12. November 1871 der Beſchluß gefaßt, daß in 


— 


Fällen, in denen die Verladung der zu einem Frachtbrief gehörigen 
Waaren mehr als einen Wagen erfordert oder in denfelben einzelne 
Kolli einer Waarenpojt zur bejieren Ausnügung des Raumes getrennt 
von dem übrigen Theile der Ladung verladen werden, bon der 
bejonderen Angabe des Inhaltes des betreffenden Wagens, beziehungs- 
weiſe der Gefammtzahl und des Bruttogewichts der Kolli im Ladungs— 
— abgejehen werden kaun. 

Auch kann im Ladungsverzeichnifie, welches eine geringe Anzahl 
von Eintragungen enthält, von der fummarischen Angabe der Zahl 
und des Bruttogewicht3 der in jedem Wagen befindlichen Waaren 
und der Wiederholung der betreffenden Angaben zur Bildung der 
Hauptfumme in der Weile Abjtand genommen werden, daß nur die 
legtere in den betrffenden Spalten des Ladungsverzeichnilje® anzu— 
geben ijt.*) 

Durch Bundesrathsbeihluß vom 13. Dftober 1875°) wurde bejtimmt, 
daß der Abſ. 3 des $ 43 des Negulativs zu ftreichen und dem Abi. 2 
dieſes Baragraphen folgender Zuſatz zu geben fei: 

Die Zulafjung anderer, aus dem freien Verkehr jtammender, 
gleichfall3 zum unmittelbaren Ausgange beftimmter Güter in dieſe 
Räume ift geſtattet; die Eifenbahnverwaltung hat jedod) der Boll 
behörde ein Verzeichniß derſelben unter Angabe der Zahl, Ver— 
packungsart, Bezeichnung des Bruttogewichts und des Inhaltes zu 
übergeben, welches bei der Verladung zu prüfen und demnächſt 
dem betreffenden Begleitſcheine anzuſtempeln iſt. Bei Wagen, in 
welchen Güter des freien Verkehrs mit zollpflichtigen Gütern ver⸗ 


Zeneralblatt 1870 ©. 274 und Jahrbücher 1870 ©. 337. 477. 


2) Yentralblatt 1872 ©. 37; Jahrbücher 1870 ©. 465. 478; Jahrbücher 1872 ©. 127, 


9 Bentralblatt 1872 ©. 49: Jahrbücher 1871 ©. 669 und 1872 © 125, 


‘) 


entralblatt 1872 ©. 64; Jahrbücher 1871 ©. 670 u. 1872 ©. 186. 


5, & 335 des Prot., Pr. Zentralblatt 1875 ©. 211. 
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laden find, dürfen auf dem Transporte bis zum ‚Ausgangsorte, 

joweit nicht Verjchlußverlegungen oder Unfälle eine Umladung 

erfordern, Zus und Abladungen nicht ftattfinden. 

Im 4. Abjage des $ 43 iſt jtatt der Worte „jolcher Waaren“ zu 

jegen „derjenigen Waaren, deren Ausgang amtlich zu beicheinigen iſt.“ 
f) In der Yundesrathefitung vom 25. Mai 1878!) wurde zu $ 47 
des Regulativs angeordnet, daß die Eifenbahnverwaltungen Gegenjtände, 
welche beim Webergange aus einem Staate des Deutjchen Zollgebietes 
in einen anderen, bezw. aus einem Steuergebiete in das andere einer 
Uebergangsabgabe unterliegen, bei direkter Kartirung nur dann zur 
Beförderung nad) einem jolchen Staate rejp. Steuergebiete annehmen 
Dürfen, wenn fie mit einem Uebergangsicheine verjehen find, daß 
jedoch Die auf befondere Uebereinfommen zwijchen den Bundes: 
regierungen beruhenden örtlichen Einrichtungen zur Abfertigung über: 
gangsjteuerpflichtiger Gegenstände durch dieſen Beſchluß nicht berührt 
werden. 
Durch Bundesrathsbefhluß vom 11. April 1883 wurden Beſtimm— 
ungen über die Ermittlung des zollpflihtigen Gewichts 
von den in Eijenbahnwagenladungen eingehenden Maſſen— 
gütern erlajjen, welche eine öftere Nachwiegung der Eiſenbahn— 
wagen anordnen, da das angefchriebene Gewicht berfelben jich jehr oft - 
unzutreffend gezeigt hatte. *) 
9. Zu $ 32 des V8G. gab der Bundesrath in der Sigung vom 27. Juni 
1873°) die Erläuterung, daß als Strandgüter im Sinne dieſes Para: 
graphen nicht nur bejchädigte Güter behandelt werden fünnen, welche aus den 
an den Küſten des Deutfchen Zollgebietes gejtrandeten Schiffen geborgen wer: 
den, ſondern daß ſich dieſe Beitimmung auch auf andere bejchädigte Güter 
bezieht, alſo 3. B. auch auf jolche, welche an den Küften antreiben oder auf 
den Watten oder der See aufgefiicht oder aus den auf offener See bejchädig- 
ten Schiffen gerettet werden. Dagegegen joll die Beltimmung des $ 82 feine 
Anwendung finden auf jolche bejchädigte Güter, welche, nachdem ein Schiff 
durch Seeunglück bejchädigt, aber nicht geftrandet und zur Bergung der 
Yadung in einen vereinsländiichen Hafen gebracht worden ift, daſelbſt gelöfcht 
werden. 

10. Nach 8 90 des Vereingzollgefeges follen über die näheren Beſtimm— 
ungen ——— des beim Eingange und Ausgange ſeewärts zu beobachtenden 
Verfahrens unter Berückſichtigung örtlicher Verhältniſſe beſondere Hafenregu— 
lative erlaſſen werden. Da nun die örtlichen Verhältniſſe der verſchiedenen 
Seehäfen ſehr mannigfacher Art ſind, es aber andererſeits doch wünſchens— 
werth erſchien, daß ein gleichmäßiges Verfahren ſtattfindet, jo beſchloß der 
Bundesrath, Normativbeftimmungen für die Hafenregulative*) auf: 
zuftellen. Zu diefen Normativbejtimmungen ift noch Folgendes zu bemerken: 

Die Negulative für die einzelnen lg twerden unter Zugrundelegung 
der Normativbejtimmungen von der oberiten Landesbehörde erlaſſen. 

In der Regel wird für jeden Hafen ein beſonderes Regulativ erlaſſen, 
ausgenommen bei ganz unerheblichem Seeverkehre. 


3336 des Prot. ſ. a. Abſchnitt X. 

?) Zentralblatt des Reichs v. 1883 ©. 91. 

*) $ 461 des Brot. 

) Siehe Hirth's „Annalen“ 1872 ©. 1507. 
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Jedes Negulativ hat zu enthalten die Bezeichnung des Hafens und der 
dazu gehörigen Vorhäfen, der zu Zollſtraßen angewiefenen Einfahrten, ſowie 
der zur Löſchung und Einnahme von Ladungen beftimmten Landungs- und 
Löſchplätze (VB8G. SS 17 und 89). Ferner die Bezeichnung der für den 
Hafen und die Borhäfen errichteten Anfagepoften, Zollämter und Abfertigungs- 
jtellen unter Angabe ihrer Befugniſſe (G8G. 88 18, 74, 75, 128). Sodann 
die Angabe der zur See zu beobachtenden Kontrolbeftimmungen und der auf 
Grund des $ 121 Abf. 2 des Vereinszollgefeges ergangenen Anordnungen, 
jowie anderer örtlicher in Betracht fommender Vorjchriften, welche auf dem 
Wege zur Hafeneinfahrt, bezw. bei dem Auslaufen aus dem Hafen zu beob- 
achten find. Endlich haben die Nequlative zu enthalten die Angabe der nad) 
$ 21 des V8G. und nach der Anweifung hiezu in Betreff der verpadt ein- 
gehenden Gegenjtände bei Ueberjchreitung der Grenze zu beobachtenden Beſtimm— 
ungen, jowie der für die Benügung der einzelnen Zollitraßen etwa ange: 
ordneten Bejchränfungen. 

Die Dienjtanmweifungen für die Beamten fünnen auch bejonders erlafjen 
twerden.?) 

a) Bejondere Erwähnung verdienen an diefer Stelle die vom Bundesrathe 
fejtgejtellten und mit 1. San. 1873 ins Leben tretenden Bejtimmungen über 
‚ die zollamtlihe Behandlung der Deutſchen Kriegsfahrzeuge?) 

($ 404 des Bundesraths-Prot. vom 25. Juni 1872), 

b) Die Beitimmungen über die zollamtliche Behandlung der an den 
zollvereinsländiichen Landungsplägen des Bodenfees anlegenden Schiffe 
vom 1. Juli 1870.*) 

ce) Durch Bundesrathsbeſchluß vom 27. Juni 18735) wurde bejtimmt, daß 
bei jeewärts eingehenden Heringsladungen die Deflaration mit der Bezeichnung 
„im Disput“ als eine für die Begleiticheinertheilung genügende anzufehen ei. 

d) Wichtig ift ein Bundesrathsbejichluß vom 12. Dft. 1878,6) wonad) ein 
Betreten fremdherrlicher Kriegsichiffe von Seiten der Zollbeamten und 
eine zollamtliche Reviſion derjelben nicht jtattfinden fol. Dagegen unterliegen 
alle aus Ddiefen Schiffen an das Land gebrachten Gegenjtände der zollamt- 
lihen Behandlung nach den bejtehenden Borjchriften und find, ehe fie in 
den freien Verkehr treten, der treffenden Zollbehörde anzumelden. Für alle 
diefe Waaren ijt eine Zollbefreiung nicht begründet. Der Transport von 
Waaren des freien Berfehrs zu jolchen Schiffen unterliegt Feiner Kontrole, 
wenn nicht eine Ausfuhrvergütung beanfprucht wird. Die Zollbeamten haben 
fi) daher zu überzeugen, ob die Waaren an Bord der Schiffe gelangt find. 

11. Der legte Abjag im $ 91 des BZG. enthält die Bemerkung, daß die 
näheren Bejtimmungen wegen der Behandlung des zollpflich— 
tigen Verfehres mit den Bojten in einem bejonderen Regulative ent: 
halten jeien. Dieſes Regulativ wurde bereits im Jahre 1868 vom Bundesrathe 


2) Derartige Regulative find erlajjen für das Friiche und Kuriſche Haft, fir die Weichjel- 
mündungen und den Hafen von Neufahrwaijer und Danzig, für Warnemünde, Rojtod, 
Wismar, Travemünde und Lübeck. (Jahrbücher von 1872 ©. 75. 76. 108., von 1873 
©. 179. 180.) 

2) Hirth's „Annalen” 1872 ©. 1538; Jahrb. 1872 ©. 69. 

9 Jahrbücher 1870 ©. 611. 

) $ 462 des Prot. 

6, $ 475 des Prot. Abgedrudt im Zentralbl. des Reichs v. 1878 ©. 623. 
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feſtgeſtellt) und in Folge der neueren Gejeggebung im Jahre 1871 mit den 
nöthigen Aenderungen verjehen. 

Dasjelbe trägt jowohl den veränderten Pojteinrichtungen als auch den 
Bedürfniſſen des Handels und Verkehres entiprechende Rechnung und unterjcheidet 
ſich von den älteren Negulativen aus den eriten Zeiten des Zollvereins bejonders 
durch folgende Erleichterungen: 

Bor allem find die Inhaltserflärungen vereinfacht ($ 1). 

Sodann ijt der Zollverfchluß der Pojtjtücde aufgehoben und dagegen nur 
eine Marfirung derjelben am Grenzzollamte eingeführt ($ 5). 

Die Berzollung der Poſtſtücke ift durchweg nach dem Nevifionsbefunde 
zugelafjen, wodurd für den Adrejjaten die Folgen einer fehlenden und unvoll- 
ar, Deklaration wegfallen und die Abfertigung weſentlich erleichtert 
ift ($_10). 

Die Durchficht der Poitfrachtkarten durch die Zollbeamten it nur aus: 
nahmsweiſe vorgeichrieben, da man die Poitbeamten für die Wahrung des 
Bollinterejjes mit verantwortlicy gemacht hat. 

Nachdem das Zollgejeg von 1869 und der Bereinstarif mehrere Erleichter: 
ungen, bejonders aber die Zollfreiheit der vom Auslande eingehenden Sendungen 
von °/,, Brd.?) und weniger, für den Bojtverfehr eingeführt hatte, jo wurden 
durch den Bundesrath die nöthigen darauf bezüglichen Aenderungen der 88 1, 
2, 4 und 7 des Negulativs angeordnet. °) 

Dem Negulativ, welches in 5 Abjchnitte mit 13 Paragraphen zerfällt, 
it eine Anweiſung für die Zoll und Poſtbeamten beigegeben. *) 

Durch den Bundesrathsbeichluß vom 5. Juli 1882 ($ 327) wurde Folgendes 
geändert; 

a) Bon der Zollbefreiung des $ 4 lit. a des Zolltarifgejeges v. 15. Juli 1879 
jollen diejenigen Waarenjendungen im Einzelgewicht von 50 Gramm brutto 
und darüber ausgejchlofien fein, deren Einfuhr mit der Poft über die Grenze 
über Oeſterreich-Ungarn oder die Zollausſchlüſſe erfolgt, ſoweit dieſe Sendungen 
einem Zolljage von 100 „#4 oder mehr für 100 kg unterliegen.) 

b) Die nachjtehend bezeichneten Sendungen unterliegen der Verpflichtung 
zur Inhaltserklärung und der zollamtlichen Behandlung nach den Beitimmungen 
des Regulativs über die zollamtliche Behandlung der Boititüde mit der Maß: 
gabe, daß die, Die Behandlung von Waarenproben betreffenden, durch die 
Bundesrathsbeichlüiie vom 24. März 1871 aufgehobenen Bejtimmungen in 
8 2 Nr. 5, im zweiten Sabe des $ 4 Abf. 2 und in Ab. 2 des $ 7 des 
Roitregulativs wieder in Kraft treten. 

e) Der $ 2 des Pojtregulativs erhielt folgenden Zuſatz: 

Liegt Grund zur Vermuthung vor, daß mit den Briefpoften zollpflichtige 
Gegenſtände in zollpflichtiger Menge eingeführt werden, jo find die Zoll und 
Steuerbeamten befugt, in den Dienftlofalen der Poftanjtalten der Eröffnung 
der Brief- und Fahrpoſtbeutel oder Badete beizuwohnen, um von dem Inhalte 
Ueberzeugung zu nehmen. Die etwa vorgefundenen Briefe oder Padete, bei 
welchen jich die Vermuthung zollpflichtigen Inhalts rechtfertigt, ſowie zoll: 


) Zentralblatt 1868 ©. 331, 334 und Jahrbücer f. 3. u. V. 1868 S. 585. 
, ”, Nach $ 4 des Holltarifgeießes dv. 1879 250 Gramm Bruttogewidt. 
3) Zentralblatt 1871 ©. 899, 1870 5. 330; Jahrbücher 1870 ©. 415 ff, 1871 5. 142 ff. 
*, Zentralblatt 1869 S. 2 u. 3 u. Jahrbüder f. 3. u. ®. 1868 ©. 579 u. 5986. 
’), Der Grund diejer Einſchränkung lag im Intereſſe des Zollärars und war durch die 


niedrigen Portojäge veranlaft. (Zentralbl. des Reichs 1882 ©. 337.) 
YAunalen des Deutichen Reichs. 186. 5 


66 v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deutichen Reiches. 


pflichtige Waarenproben von mehr ala 250 Gramm find der zollamtlichen 
Berabfertigung zu unterwerfen. ') . 

12. Das nach $ 106 des BZG. zu erlajiende Negulativ für Die 
Benupung der allgemeinen und bejhränften Niederlagen für 
zollpflihtige Waaren iſt vom Bundesrathe im Jahre 1869 erlaſſen 
worden und mit 1. Februar 1870 ins Leben getreten. ) Dasjelbe zerfällt 
in 6 Abjchnitte mit 41 Paragraphen und unterjcheidet fih von den früheren 
Negulativen bejonders in Folgenden: 

Es enthält nicht nur die Vorfchriften für die allgemeinen, ſondern auch 
für die bejchränften Niederlagen (früher Zolllager). 

Außerdem find in dasjelbe viele injtruftive Beſtimmungen für die Zoll: 
beamten aufgenommen. 

Der Kreis der zur Niederlegung berechtigten Perſonen iſt erweitert ($ 2). 

Für die Theilungen und Umpadungen auf der Niederlage find große 
Vortheile und Erleichterungen zugeitanden. 

Ebenjo für die Gewichtsverlufte durch Eintrodnen, Eingehen, Verjtauben, 
Verdunſten der Waaren und gewöhnliche Leccage. 

Endlih it das Negulativ allgemein für jämmtliche Niederlagen dieſer 
Art giltig und fielen jomit die bisherigen Negulative für die einzelnen Packhöfe 
weg, was für die Zollverwaltung wie für das Bublifum eine große Erleichter- 
ung gewährt. 

Hiezu find folgende Bundesrathsbeſchlüſſe erlafien: 

a) Ein Bundesrathsbeichluß vom 25. April 1872,°) wonach für zuläffig 
erflärt wird, daß in Fällen, in welchen Flüſſigkeiten auf der Niederlage aus 
Fäffern im andere Fäſſer oder Umfchliegungen umgefüllt und in Theilpojten 
zur Eingangsverzollung abgemeldet werden, die Zollerhebung bis zu dem Bes 
trage des von dem Einlegungsgewichte fich berechnenden Zolles erfolge, jofern 
der Niederleger vor der Abmeldung des erjten Theilpojtens auf die Wieder: 
ausfuhr jämmtlicher Theilpojten und die Begünjtigung der Berzollung nad) 
dem Auslegungsgewichte verzichtet. 

b) Ein Bundesrathsbeihluß vom 6. Februar 1876,*) wonah in den 
Fällen der 88 23 und 24 des Regulativs bei Leberleitung von Flüffigkeiten 
in andere Umſchließungen die Feititellung des Bruttogewichtes des alten Falles 
in der Weife fir zuläffig erklärt wird, daß zuvörderjt das neue Faß ſowohl 
leer, als nach gejchehener Füllung, demnächſt aber das alte Faß verwogen 
und aus dem gewonnenen Nejultate das Bruttogewicht des alten Falles im 
Wege der Berechnung fejtgeitellt werde. 

ce) Ein Bundesrathsbeihluß vom 21. Juni 1883°) ordnete bezüglich der 
in Öffentlichen und Privatlagern unter amtlichem Mitverichluß lagernden Flüffig- 
feiten folgendes an: 

1. Sind die Umſchließungen von Flüffigkeiten, welche in öffentlichen 
Niederlagen oder in Privatlagern unter amtlihem Mitverſchluß lagern, durch 


1) Zentralblatt 1882 ©. 337. 

2) Zentralbl. 1870 ©. 22 fi. und Jahrbücher j. 3. u. V. ©. 99. 

) 8 184 des Brot. j. $ 24 des Regulativs (Zentralbl. 1872 ©. 223). 

98 62 des Prot. 

s) Yentralbl. des Reichs 1883 5. 224. Nach Bundesrathbsbeihluß vom 18, u. 25. Sep: 
tember 1885 (Zentralbl. des Reichs 1885 ©. 473) finden die Beitimmungen unter Nr. 1 
und 2 des Bundesratbsbeichlufies dom 21. Juni 1883 auf jolhe Mineralöliäjjer fein 
Anwendung, welde einem höheren Zolljage, als die darin enthalten gewejene Flüſſig 
feit unterliegen. 
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Ueberfüllen ihres Inhalts in andere dajelbit lagernde Fäſſer ꝛc. entleert 
worden, jo find diejelben, wenn fie zu dem zollpflichtigen Gewicht der Flüſſigkeit 
gehören ($ 3 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend den Zolltarif 2c., vom 15. Juli 1879), 
nah demjenigen Zollfage zur Verzollung zu ziehen, welcher auf die in den- 
jelben vorhanden geweſene Flüffigkeit Anwendung findet, entgegengejegten Falles 
nach dem Zollfage, welchem die Umſchließungen an fich unterliegen. 

2. Sind dagegen zum Zwed der Umfüllung leere Umjchließungen aus 
dem freien Verkehr in die Niederlage oder das Privatlager gebracht worden, 
je find die bei der Umfüllung leer werdenden Umſchließungen nur injoweit, 
und zwar nach dem zufolge Ziffer 1 anzumendenden Zollfage, zur Verzollung 
zu ziehen, als das Gewicht derfelben dasjenige der zur Umfüllung benußten 
Umſchließungen überfteigt. Erfolgt die Entleerung in Theilpoften, fo iſt das 
Gewicht der zur Umfüllung benußten leeren Umſchließungen bis zur volljtändigen 
Entleerung nachrichtlich bei der betreffenden Poſt im Niederlageregifter zu 
vermerken. 

3. Sind Umſchließungen durch vollitändiges Auslaufen 2c. der darin 
befindlichen Flüffigkeit leer geworden, jo unterliegen die Umfchließungen bei 

Entnahme aus der Niederlage ftet3 der tarifmäßigen VBerzollung nad 
Maßgabe ihrer Beichaffenheit. 

d) Ein Bundesrathsbefhluß vom 15. Mai 1884!) aber hat bezüglich des 
Verfahrens bei der Umfüllung von FFlüffigkeiten auf Niederlage folgende Bes 
ſtimmungen erlafjen: 

1. Wenn bei Flüffigfeiten in Fäſſern, welche in einer allgemeinen oder 
beichränften Niederlage lageru, der Inhalt eines Falles ganz oder theilmeije 
zum Auffüllen anderer Fäſſer benugt wird, fo ijt dies als eine Umpadung 
anzujehen, auf welche die Beitimmungen in den 88 101 und 103 des VZG. 
jowie in den $$ 21 ff. des Niederlage-Regulativs Anwendung finden. In 
Gemäßheit des $ 23 des Niederlage-Regulativs ijt alfo bei jeder Auffüllung 
das Gerwicht der alten umd neuen Fäſſer fejtzuftellen. 

Auf den Antrag des Niederlegerd kann jedoh, um eine Beunruhigung 
der Flüſſigkeiten durch Verwiegung zu vermeiden, gejtattet werden, daß: 

a) eine Verwiegung der Fäſſer, welche aufgefüllt werden jollen, unterbleibt 
und nur das Gewicht der in jedes Faß umgefüllten Flüffigkeit ermittelt und 
dem Einlagerungsgewicht desjelben zugejchrieben wird, und 

b) das zur Auffüllung benugte Faß mur nach bewirkter Auffüllung vers 
mogen und das vor der Auffüllung vorhandene Gewicht desfelben durch 
Zurehnung des Geſammtgewichts der in die einzelnen Fäſſer umgefüllten 
Flüſſigkeit feftgeftellt wird. — Iſt das Faß nicht vollftändig entleert und foll 
noch auf der Niederlage verbleiben, jo bedarf e8 auch bei diefem Falle einer 
Berwiegung nicht, fondern nur einer Abjchreibung des Gejfammtgewichts der 
aus demjelben entnommenen Flüffigfeiten von dem Einlagerungsgewidht. 

2. Handelt es fich um eine im Niederlageregifter ſummariſch angefchriebene 
Poſt ($ 7 Abi. 3 des Niederlage-Negulativs), von der ein Faß zum Auffüllen 
der übrigen benutt werden joll, jo fann nicht nur von einer Verwiegung der 
Faſſer, ſondern auch von einer Gemwichtsermittelung der umgefüllten Flüffigkeit 
und von einer Ans und Abjchreibung derjelben bei den einzelnen Fäſſern 
abgejeben twerden, es jei denn, daß das zur Auffüllung benutzte Faß aus der 
Niederlage entfernt werden fol, in welchem Falle das Gewicht desjelben nach 


'); Zentralbl. des Neid 1884 ©. 169. 


Time 
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bewirkter Auffüllung durch Verwiegung feitzuftellen und von dem Gejammt: 
gewicht der Bolt abzufchreiben tft. 

3. Sollen die in der Niederlage befindlichen Fäſſer mit Flüffigfeiten aus 
dem freien Verkehr — zu denen auch die aus der Niederlage abgemeldeten 
und verzollten Flüjfigfeiten gehören — aufgefüllt werden, jo ijt nach der 
Borichrift im lebten Abſatz des $ 21 des Niederlage: Negulative zu verfahren, 
jedody bedarf es auch in dieſem Falle einer Verwiegung der Fäſſer vor und 
nad) der Auffüllung nicht, vielmehr nur einer Zujchreibung des Gewichts der 
in die einzelnen Fäſſer übergeführten Flüffigfeit. 

Für die Zollvereinsniederlagen der kaiſer. Hauptzollämter zu Bremen 
und Hamburg jind bejondere Zollniederlageregulativs erlaſſen. Dasjenige 
für Bremen wurde bereits durd) Verordnung vom 9. Januar 1360') publizirt, 
dasjenige für Hamburg wurde aber im Jahre 1869 erlajjen. ?) 


13. Bezüglich der in s$ 107 und 97 des BZG. erwähnten freien 
Niederlageanjtalten (Freilager) in dem wichtigeren Seepläßen des 
Vereinsgebietes wurde von Seite des Bundesrathes am 20. Dezember 1369 
der Beichluß gefaßt, daß die für diefelben giltigen Negulative bis auf Weiteres 
in Wirffamfeit treten follen, jofern nicht durch das Vereinzzollgefeß oder das 
allgemeine Niederlageregulativ etwas anderes bejtimmt it. 

Dieje Freilager wurden erjt durch den Anjchluß des Steuervereins im 
Zollverein eingeführt, worüber eine Verabredung in Wr. + Ziffer 2a des 
Schlußprot. zum Zollvereinigungsvertrage?’) das Nähere bejtimmte. 

Auf der X. General: ZollseKonferenz wurde jodann ein Negulativ für 
diejelben fejtgejtellt, Das jedoch zur Zeit nur in jehr bejchränftem Maße 
Geltung bat. 

Sie unterscheiden jich, nachdem durch das Vereinszollgejeg das Aus— 
lagerungsgewicht*) auch bei den Verzollungen von den allgemeinen Niederlagen 
maßgebend geworden und auch auf Ddiefen jede Umpadung und Theilung ?) 
nad) Belieben gejtattet it, nur noch durch Folgendes von den übrigen 
Niederlagen: 

a) Werden Güter des freien Verkehrs zu denſelben allgemeinen zugelalien, 
während fie in die übrigen Niederlagen nur ausnahmsweiſe aufgenommen 
werden (5 98 BZG.). 

b) Bor der Aufnahme in die Freilager hat keine ſpezielle Reviſion der 
Waaren jtattzufinden, was für die übrigen Niederlagen als Regel 
vorgeschrieben: ijt.®) 

ec) Die Yagerfrift für Die Freilager it unbejchränft, für die übrigen 
Niederlagen nur auf 5 Jahre höchitens feitgeitellt (S 98 VB3ZG.). 

Zur Zeit exiftiren im Zollgebiete des Deutjchen Reiches derartige Freilager 

in Lübeck,) Harburg, Emden und Yeer. 

14. Für die in den $$ 108 und 109 des VZG. erwähnten Privat: 
Kredit: und Tranjitlager erließ der Bundesrathb durch Beichluß vom 


95. IV der Hollvereinigungsverträge S. 505 fi. 

2) Bd. V a. a. O. ©. 545 ff. 

) Vertrag vom April 1853. Bd. IV des Vertr. S. 38. 

+ 936. 8 103. 

>, V36G. 8 104. 

9 JJ 7 des allg. Niederlage-Regulativs. 

S. Drudi. des Bundesrathes von 1868 Wr. 92 Anlage 1. 


— 
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17. April 1871 ein Regulativ, welches vom 1. Juli 1871 an in Wirkſamkeit 
gelegt murde.!) 

In der Anweiſung zum Bereinszollgejege war nämlich unter Ziffer 18 
zu den erwähnten Baragrapben bejtimmt worden, daß bezitglich der Bedingungen, 
unter denen Privatlager bewilligt, ſowie binfichtlich der Gegenjtände, für 
melde Privatlager ohne Mitverichluß der Zollbehörde zugejtanden werden 
fönnen, die bisherigen Beltimmungen in Kraft bleiben follen, ſoweit nicht das 
Bereinszollgefeß anders beſtimmt. 

Ter erforderlichen Gleichmäßigfeit wegen bielt man es jedoch für wünſchens— 
mwertb, für Die Privatlager allgemein giltige VBorfchriften feitzuftellen, weßhalb 
bereits im Jahre 1570 der Entwurf eines derartigen Negulativs von Seite 
des Präſidiums dem Bundesratbe zur Berathung unterbreitet wurde, welches 
ih im Wejentlichen dem für Schleswig: Holitein unterm 25. Augujt 1867 
erlafienen Regulative anfchloß. 

Das Regulativ von 1871 unterfcheidet zwiichen Brivatfreditlagern 
ud Privattranjitlagern ($ 1), und jet die Lagerfriſt für erjtere auf 
em halbes Jahr, für letztere auf 5 Sabre feit ($ 10). 

Für Tranfitlager unter amtlihem Mitverſchluß follen die 
Beitimmungen des allgemeinen Niederlageregulativs gelten ($ 12). Die Felt: 
haltung der Identität der gelagerten Waaren wird als Negel aufgeitellt ($ 15), 
welche nur für Theilungslager und Weintranfitlager unter Umftänden eine 
Ausnahme erleiden fann ($ 121°) 

Tranfitlager ohne amtlichen Mitverfchluß werden für Waaren, twelche 
richt mehr als 3 .% für 100 kg Eingangszoll bezahlen und für speziell 
bezeichnete Gegenjtände zugeftanden ($ 13 und Anlage A). Die Yagerrepifionen 
iellen halbjährig ftattfinden. Waaren, deren Lagerfrift abgelaufen ift, find 
ſojort ohne Kreditirung des Zolles zu verftenern (S 16).°) 

Bezüglich der Privattranfitlager find folgende Bundesrathsbeichlüfie ge- 
faßt worden: 

4) Ein Beichluß vom 23. Februar 1573,*) wonach in Lübed auch fernerhin 
finnifhe Butter zu den unverjchloffenen Privattranfitlagern unter der 
bedingung zugelaſſen werden könne, daß ſie in denſelben Faſſagen ausgeht, 
in denen ſie einging, und daß keine Theilungen oder Manipulationen vor— 
genommen werden, wie Stürzen und Nettoverwiegen, ſowie daß das Minder— 
gewicht verzollt werde. 

b) Ein Beſchluß vom 1. Dezember 1873,°) wonach bei Verjendung von 
Baaren aus derartigen unverjchlofienen Lagern mit Begleitichein I oder II 
nah dem Ermeſſen der betreffenden Direftivbehörde von der Speziellen 
Kevifion bei der Abfertigung Abftand genommen werden fann. 
Bei Berjendung mit Begleitichein I jedoch nur dann, wenn auf Grund von 
s43 de3 VZO. die Ablafjung ohne amtlichen Berichluf erfolgt umd eine 
Ermittelung des Nettogewichtes nicht nothwendig iſt. 


' Bentralbl. 1871 ©. 375 ff. und Jahrbücher f. 3. u. B. 1871 ©. 173 u. 188 ff. 
aʒuglich der Privattranſitlager für Getreide und Hol; j. weiter unten Wr. 18, 19 u. 20. 

!; ©. die biefür zugeitandene Erleichterung im Zentralbl. v. 1872 ©. 223. 

Bei Privattranjitlagern für Heringe fann don der dur $ 15 "de Requlatis vor: 

erihriebenen Reviſion bei der Abfertigung anf Begleitihein I u. II Ubſtand genommen 

Derden. Bundesrathsbeſchluß v. 12. Nov. 1871 [8 557 des Prot.], Zentralbl. 1872 ©. 49), 
dabtb. 1872 S. 130. 

#3 73 des Brot 

»,. 8 578 des Brot. 
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c) Nach einem Beichlufie vom 9. Mai 1877') können Käfe in Zaiben 
auf Privattranfitlager ohne Mitverſchluß unter der Bedingung eingelagert 
werden, Daß die einzelnen Laibe außer der Abzählung und Verwiegung noch 
amtlich durch einen Brandſtempel identifizirt werden. 

d) Durh Beſchluß vom 10. Juli 1879°) wurde für winjchenswerth 
erachtet, daß die oberiten Landesbehörden baldmöglichft Petroleum zur 
Lagerung in Privattranfitlagern ohne Mitverichluß der Zollbehörden zulaſſen 
möchten, was auch alsbald nach Bedürfniß in allen Staaten gejchah. 

e) Ein Beſchluß vom 29. November 1879?) geftattet, daß gefalzene 
Heringe aus umverjchlojienen Privattranfitlagern zollfrei entnommen werden 
dürfen, wenn fie zuvor unter amtlicher Aufficht derartig denaturirt worden 
find, = fie nur zu Dünger fich eignen. 

Nach Beichluß vom 16. Dezember 1879*) fünnen für gefärbte, gebrauchte 
leere ee mfäſſer Privattramfitlager ohne amtlichen Mitverichluß 
unter einjtweiliger Abjtandnahme von der Fdentifizirung der einzelnen Fäſſer 
bewilligt werden. 

8) Durch Bundesrathsbeichluß vom 3. Februar 1881 wurde genehmigt, 
daß der k. preuß. Finanzminiſter ermächtigt werde, in Lübeck ausnahms— 
weiſe auch für Seſamöl, gemeine feſte Seife und Wallrath Privat- 
tranfitlager ohne amtlichen Mitverſchluß zulafien könne, wenn ein Verkehrs: 
bedürfniß anzuerkennen iſt und im Intereſſe der Zouficherheit kein Bedenken 
beiteht.°) 

Für. Kreditlager gilt der amtliche Verſchluß als Negel ($ 17). 

Die für Salzfreditlager erlajienen Beltimmungen,d) injonderheit 
bezüglich der monatlichen Bejtandsdeflarationen und Berzollung, jollen in 
Geltung bleiben. 

Das Negulativ zerfällt in drei Mbtheilungen mit 18 Paragraphen und 
drei Beilagen. 

15. Auf Grund der Beltimmungen in $ 12 diefes Negulativs und im 
Hinblid auf $ 109 des ZUG. erließ der Bundesrat) am 2. Dezember 1871 
($ 627 der Prot.) auch ein NRegulativ über die Theilungslager, 
meldyes am 1. Januar 1872 ins Yeben trat.”) 

Diejes Regulativ zerfällt in 11 Paragraphen und hat nur den Zweck, 
einige bejondere, von den Beltimmungen des allgemeinen und Privatnieder: 
lage-Regulativs abweichende Borjchriften feitzuftellen, als welche bejonders 
hervorzuheben find: 

daß die Identität der Waarenkolli nicht fejtgehalten wird ; 

daß die An= und Abſchreibung der Waaren im Niederlageregiſter nach 
dem Nettogewicht erfolgt ;?) 

daß die Umbülhungen und Einlagen der Waaren bejonder® zu bes 
zeichnen nd; 


1) 8 266 des Brot. u, Wr. 68 der Drudi. 

rn, 3 424 des Brot. 

2 8 571 des Brot. 

8 631 des Brot. 

5) Zentralbl. des Reichs 1881 ©. 36. 

6) Yentralbl. v. 1869 ©. 504, 1870 5. 142 und 1851 ©. 501, 375, 448; Jahrbücher 
8. u. V. 1869 ©. 707 und 1870 ©. 561, 535, 

?) Zentralbl. 1871 ©. 86. 

6) Durch Bundesrathsbeihluß vom 25. April 1872 (8 184 des Prot.) wurde eine Er- 
leihterung bezüglich der Theilung von Flüſſigkeiten zugeitanden (Zentralbl. 1872 ©. 223). 
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die Behandlung der Waaren im Lager darf nicht derart fein, daß die— 
jelben dadurch einer andern Tarifpofition zufielen; 

die Yagerrevifionen jollen jährlich, bei Eijenlagern aber alle zwei Jahre 
ſtattfinden. 

In der Bundesrathsſitzung vom 20. März 1884 wurden folgende Aender— 
ungen dieſes Regulativs beſchloſſen: 

1. Daß in $ 8 Abſatz 1 ftatt der Worte: „bei Eiſentheilungslagern“ 

gejegt werde „bei Eiſen- und Petroleumtbeilungslagern“. 

2. Daß in $ 10 der Abſatz 3 folgende Faſſung erhalte: 

„Bei andern zum Theilungslager zugelaſſenen Flüffigfeiten können nad) 
Anordnung der Direftivbehörde die Beitimmungen für die Wein: und Spiri— 
tuojen-Theilungslager ebenfalls in Anwendung gebracht werden.') 

16. In den früheren Zeiten des Zollvereins waren den Weinhändlern 
verichiedene Vergünftigungen und außerdem ein Zollrabatt von 6°, und 
20 Prozent eingeräumt gewejen, man glaubte jedoch, daß die Aufhebung des: 
jelben an der Zeit fei. 

Der Bundesrath faßte deßhalb am 3. März 1871 den Beichluß zur 
Aufhebung des Zollrabatts von dem Tage an, an welchem der wegen des 
Krieges mit Frankreih auf 4 Thlr. erhöhte Eingangszoll für Weine wieder 
auf den gewöhnlichen Sa von 2 Thlr. 20 Sgr. herabgejegt jein würde, 
was am 1. Januar 1572 der Fall war 

Ebenjo wurden mit diefem Tage die früheren darauf bezüglichen Regu— 
lative außer Wirlſamkeit gejeßt. 

Dagegen wurde für Wein: und Sprituojfen=-Lager ein bejonderes 
Regulativ erlaſſen, das der Bundesrath unter der Ueberichrift: Negulativ, 
betreffend die Zollerleichterungen für den Handel mit fremden 
Veinen und Spirituofen“, am 23. Juni 1871 fejtgeitellt hat und das 
mit 1. Januar 1872 zur Geltung kam.“) Durch dieſes Negulativ wurde 
den — mit fremden Weinen und Spirituoſen zwei Zollerleichterungen 
gewährt: 

1. Für den Handel mit Wein und Spiritnoſen oder mit einer von beiden 
Roarengattungen Theilungslager unter amtlibem Mitverſchluß 
ohne Feithaltung der Identität der Kolli ($ 12 des Negulativg für Privat: 
lager und 3 1 dieſes Negulativs). 

2. Ausjchließlich für den Handel mit Wein kann aber außerdem zum 
Theilungslager ein jogen. eiferner (fortlaufender) Zollfredit in der Art 
bewilligt werden, daß für eine dem Umfange des Lagers entiprechende Wein- 
menge nicht nur die Verzollung, fondern auch die Feititellung des Zollbetrages 
ausgejegt bleibt und erjtere, wenn fie erfolgt, nad) dem alsdann giltigen Zoll- 
tarife zu bemirfen iſt. 

Zu dem neuen Negulative, welches in 18 Paragraphen zerfällt, wurden 
noch von den einzelnen Regierungen befondere, durch den Bundesrathsbeſchluß 
normirte Anweiſungen erlajjen.?) 

Außerdem wurden folgende Bundesrathsbeſchlüſſe hiezu erlaſſen: 





') Zentralbl. 1884 ©. 106. 

2, Bentralbl. 1871 ©. 431 und Jahrbücher f. 3. u. V. 1871 ©. 196. Jahrb. 1872 
©. 132, 137, 145. 

*, Zentralbl. 1871 ©. 431 und Jahrbücher |. 3. u. ®. 1871 ©. 208; ſiehe a. den 
beſchluß des Bundesraths dv. 25. April 1872 wegen der zugeſtandenen Begünſtigung bei 
Theilungen von Gebinden (Zentralblatt 1872 ©. 223). 
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a) Durch Bundesrathabeihluß vom 16. April 1877) war beitimmt 
worden, daß Wein, welcher in Flaſchen vom Muslande eingeht, von der 
Anschreibung auf eifernen Kredit nicht ausgeſchloſſen werden joll und daß bei 
der Beitandsaufnabme (S 14 des Negul.) auch die vom Auslande unmittelbar 
eingegangenen Flaſchenweine mit eingerechnet werden follen. 

b) Wegen der Einführung eines befonderen Zollfages für den Wein in 
Flaschen durch den BZolltarif vom 15. Juli 1579 wurde durch Bundesrathe: 
beichlug vom 13. Juli 1879?) bejtimmt: 

Daß die Direftivbebörden ermächtigt jeien, die Einlegung von Flaſchen— 
weinen und Faßweinen innerhalb desjelben Yagerraumes auch ohne räumliche 
Trennung und ohne daß dadurch der höhere Zollſatz für Flaſchenweine auf 
den geringen Lagerbejtand begründet wird, zu geitatten, ſowie daß bet der 
Eingangsverzollung von Wein, welche aus Weintheilingslagern abgemeldet 
wird, der Zollfaß für Weine in Fäſſern auch dann maßgebend jet, wenn der 
Wein in Gebinden eingelagert und auf dem Lager in Flaſchen abgefüllt wurde. 

e) Ein Bındesrathsbeichluß vom 2. Juni 1881 bejtimmt Folgendes :? 

1. Gehen die zur Aufnabme in ein Theilungslager angemeldeten 
Weine in Fäſſern ein, welche von einem deutichen Mihungsamte 
geaicht und ſpundvoll ſind, jo iſt, jofern fein Grund zu der Annahme 
vorliegt, daß die Fäſſer nach der Aichung eine Veränderung ihres Raums 
inbalts erfahren haben, der auf denjelben angegebene Yiterinbalt, als richtig 
anzunehmen und danach die Anfchreibung im Niederlageregifter zu bewirken. 
Einer bejonderen Ermittelung des Inhalts der einzelnen Fäſſer bedarf es 
alsdann nicht. 

2. Befinden fich die einzulagernden Weine nicht in geaihten Fäſſern, 
deren Inhalt nach Ziffer 1 der Anjchreibung unmittelbar zu Grunde gelegt 
werden fann, fo iſt zu unterjcheiden, ob der Wein in den Transportfäflern in 
das Theilungslager verbracht wird, oder ob bei der Aufnahme des Weins in 
das Theilungslager eine Umfüllung aus den Transport: in befondere Lager: 
fäſſer ſtattfindet. 

a) Gelangt der Wein in den Transportfäſſern in das Theilungslager, 
jo hat zur Feſtſtellung der Litermenge desjelben die trodene Vermeſſung der 
Fäſſer einzutreten. Hierbei wird der Literinhalt aus dem Spimddurchmeiler, 
dem Bodendurchmefjer und der Yänge des Falles im Lichten, und wenn das 
Faß nicht ſpundvoll ift, aus der Weintiefe berechnet. 

Liegen bei dem in Originalfäſſern eingehenden Wein fpezielle Deklarationen 
über den Literinhalt der angemeldeten Fäſſer vor, jo kann die Feſtſtellung 
des Literinbalts auf Grund probeweiſer Vermeſſung einzelner Fäller erfolgen, 
fofern fich bei derjelben vollfommene Uebereinjtimmung mit den Angaben der 
Deklaration herausſtellt (4 30 des Bereinszollgejehes). 

b) Findet eine Umfüllung ftatt, jo wird die Litermenge nach Antrag 
des Niederlegerg entweder durch naſſe Vermeſſung mit geaichten Maßgefäßen, 
oder durch Neduftion aus dem Nettogewicht des Weins ermittelt. 

Die Feititellung des Nettogewichts des Weins erfolgt leßterenfalls in der 
Meile, daß das Faß vor und nad) der Umfüllung gewogen und das Gewicht 
des leeren Falles von dem Gewichte des vollen Falles abgezogen wird. 


I 
2 


) 
) 


z 164 des Prot. | 
$ 452 des Prot. im Zentralbl. des Reichs 1879 ©. 516. 
Zentralbl. des Reichs von 1881 5, 227, 


a“ 
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Ber der Berechnung des Literinhalt3 des Weins aus dem Nettogewicht 
desjelben fann in der Kegel angenommen werden, daß das Gewicht von 
1 Liter Wein 1 Kilogramm betrage. 

Bei Theilungslagern, welche zur Lagerung von Wein benugt werden, bei 
welchen dieſes Verhältniß nicht zutrifft, wird der Maßitab, nach dem die Um— 
rechnung jtattzufinden bat, von der DVireftivbebörde auf Grund von Probe: 
ermittelimgen bejonders feitgejebt- 

Der bejonderen Ermittelung der Weinmenge bedarf es dann nicht, wenn 
der zum Lager gebrachte Wein in Yagerfäller, deren Inhalt amtlich feſtgeſtellt 
it. umgefüllt wird. Bei Weinrejten, welche die Yagerfäfler nicht vollitändig 
füllen, it jedoch auch in diefen Fällen die Menge, wie voritehend angegeben, 
teitzuitellen. 

3. Die Berehnung der Weinmenge aus dem Bruttogemwicht 
der Fäſſer unter Anwendung des im S 7 Abjab 2 und im 89 Abſatz 3 des 
Regulativs für die Fälle der Eingangsverzollung von in Flaſchen umgerülltem 
Verne und von zollpflichtigen Yagerabgängen vorgefchriebenen Reduktionsſatzes 
von 1,, Kilogramm für 1 Liter Wein it nicht gejtattet. 

1. Erfolgt die Auslagerung behufs Verzollung oder Weiterabfertigung 
mit Begleitjchein in Fäſſern, welche von einem deutjchen Aichungsamte geaicht 
iind, oder deren Inhalt von der Zollbehörde amtlich feitgejtellt it, jo ift unter 
der zu a 1 angegebenen VBorausjegung der Literinhalt nach der Aiche bezw 
nah der amtlichen Feititellung anzunehmen. 

2. Anderenfalls ift zu unterjcheiden, ob der Wein in den Yager: 
fäſſern abgemeldet wird, oder ob eine Umfüllung itattfindet. 

a) Im eriteren Falle hat in der Negel die trodene Vermeſſung der 
Fäſſer einzutreten. Sind die Fäſſer jpundvoll, jo fann der Literinhalt der: 
jelben nad) Maßgabe der Fyeititellung bei der Einlagerung, oder, wenn der 
Bein während der Lagerung umgefüllt worden iſt, nach der Feſtſtellung bei 
der Umfüllung angenommen werden und bedarf es alsdanı der nochmaligen 
Vermeſſung nicht. 

5) Findet bei der Auslagerung eine Umfüllung ftatt, jo wird die Liter 
menge entweder durch najje Vermeſſung mit geaichten Maßgefäßen 
oder durh Reduktion aus dem Nettogemwicht des Weins ermittelt. 

di Durch Bundesrathsbeſchluß vom 21. Juni 1883 wurde vom 1. Juli 
1553 an angeordnet, daß die in Wein: und Spirituojen-Theilungslagern ent: 
leerten Fäfjer und jonftigen Umfchließungen jederzeit vorbehaltlich 
der nah $ 5 Abſatz 1 des Negulativs erforderlichen Einholung vorgängiger 
Genehmigung ohne Zollentrichtung aus dem Lager entfernt werden dürfen.) 

17. Nah $7 Nr. 1 des Zolltarifgefeges vom 25. Juli 1879 °) werden 
für die in Nr. 9 des Tarif? (Getreide 2.) aufgeführten Waaren, wenn fie 
ausschließlich zum Abſatz in das Zollausland beftimmt find, Tranfitlager 
obne amtlihen Mitverfchluß, in welchen die Behandlung und Ber: 

padung der gelagerten Waare ımeingefchränft und ohne Anmeldung und die 
Miſchung derjelben mit inländischer Waare zuläffig ift, mit der Maßgabe 
bewilligt werden, daß bei der Ausfuhr der gemifchten Waare der in der 


') Zentralbl. des Reichs 1853 ©. 224. S. a. die Bundesrathsbeichlüfie zu Nr. 12 
Niederlageregulativ) bezüglih der Theilung der Flüſſigkeiten (Zentralbl. des Reichs 
1883 S. 224 und 1884 ©. 169). 

Reichsgeſetzbl. 1879 ©. 207. 
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Miihung enthaltene Prozentfag von ausländiicher Waare als die zollfreie 
Menge der Durchfuhr anzufehen ijt. Für Waaren der bezeichneten Art, welche 
zum Abjag entweder in das Zollausland oder in das Bollinland bejtimmt 
find, können ſolche Tranfitlager bewilligt werden. 

Auf Grund diefer Beitimmungen wurde am 13. Mai 1880 ein Regu— 
lativ für beide Arten dieſer Getreidelager erlafjen,') in dem die erjteren als 
reine, die legteren al8 gemischte Privattranfitlager bezeichnet find, und die 
näheren Borjchriften über diefen Verkehr niedergelegt find.?) 

Durch Bundesrathöbefchluß vom 2. Juli 1885 wurden die 88 4, 5, 8, 
9 und 22 des Regulativs vom 13. Mai 1880 wegen der verjchiedenen Zoll: 
fäte für Getreide entiprechend geändert?) 

18. Auf Grund der Beitimmung in $ 7 Nr. 3 des Zolltarifgeſetzes 
vom 15. Juli 1879 wurden am 13. Mai 1880 vom Bundesrath Beitimmungen 
getroffen bezüglich der Gewährung einer BZollerleichterung bei der 
Ausfuhr von Mühlenfabrifaten, welche aus ausländiihem Ge- 
treide bergejtellt jind.‘) 

Durch das Gejeh betreffend die Abänderung des Zolltarifgefeges vom 
15. Juli 1879 und 23. Juni 1882°) wurde die Beftimmung in $ 7 Ziff. 3 
des erwähnten Gejeges wegen der Begünftigung für die Miühlenfabrifate 
wejentlih geändert. Hiedurch wird nämlich den Inhabern von Mühlen 
für die Ausfuhr der von ihnen bergejtellten Mübhlenfabrifate eine Erleichterung 
dahin gewährt, daß ihnen der Eingangszoll für eine der Ausfuhr entjprechende 
Menge des zur Mühle gebrachten ausländifchen Getreides nachgelafien wird. 
Zugleich ift beftimmt, daß die Ausfuhr der Mühlenfabrifate der Niederlegung 
derjelben in eine unter amtlichem Verſchluſſe jtehende Zullniederlage gleichitehe. 
Ueber das in Rechnung zu jtellende Ausbeuteverhältnig hat der Bundesrath 
zu befchließen.*) Ferner ift bejtimmt, daß das zur Mühle zollamtlich abgefertigte 
ausländijche, ſowie jonjtiges Getreide, welches in die der Steuerbehörde zu 
des erjtbezeichneten Getreides angemeldeten Räume gebracht ijt, im unver— 
arbeitetem Zuftande nur mit Genehmigung der Steuerbehörde veräußert werden 
dürfe. Auf Zumiderhandlungen wurde eine Strafe bis zu 1000 Mark geſetzt. 

Hiezu wurde ein Regulativ durch den Bundesrath bejchloffen und am 
27. Juni 1882 publizirt.?) 

Am 5. Januar 1885 wurde der Satz 1 in $ 8 diefes Regulativs 
durch Bundesrathsbeihluß dahin geändert, daß die Abrechnung vierteljährig 
in der Art ftattzufinden habe, daß am zwanzigjten Tage, falls diefer aber auf 
einen Sonn: oder Feiertag fällt, am 21. Tage des jiebenten Monats nach) 
Ablauf des Abrechnungsquartal3 von der in diefem Duartale angejchriebenen 
Menge ausländijchen Getreides diejenige Getreidemenge, welche nad) dem Aus- 
beuteverhältnifje der Menge der in dem bezeichneten und in den beiden darauf: 
folgenden Quartalen thatfächlich zur Ausfuhr gelangten Mühlenfabrifaten ent- 


) Abgedr. im Hentralbl. des Reichs v. 19880 ©. 285. 

?) Bezüglich der Orte, für welche derartige Lager genehmigt worden find (j. Bentralbl. 
des Reichs 1880 ©. 499, 758 und 81V und von 1884 S. 265. 

3 5. des Näheren YJentralblatt des Reichs 1885 ©. 380. 

*) Abgedr. im Bentralbl. des Reichs v. 1880 ©. 300. 

5) Reichsgeſetzbl. 1882 ©. 59. 

9) ©. $ 9 des Negulativs betr. die Gewährung einer Zollerleichterung bei der Aus— 
fuhr von Müblenfabrifaten. 

?) Zentralbl. des Reichs 1882 ©. 290. 


— 
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ſpricht, in Abzug gebracht wird, ſoweit dieſelben nicht etwa ſchon bei der Ab— 
rechnung für die Vorquartale in Abzug gebracht iſt.!) 

19. Nach 5 7 Nr. 2 Abſ. 1 des Zolltarifgeſetzes vom 15. Juli 1879 
werden bezw. können für das in Nr. 186e des Tarifs aufgeführte Holz 
(Bau: und Nugholz ꝛc.) Tranfitlager ohne amtlichen Mitverſchluß bemilligt 
werden. Dabei fann von der Umſchließung der zur Lagerung bejtimmten 
Räume abgejehen werden, auch werden oder fünnen die unter 1dc/1l 
fallenden Hölzer (roh und blos mit der Art vorgearbeitet) zeitweile aus dem 
Lager entnommen und, nachden fie einer Behandlung unterlegen haben, durch 
welche fie unter Nr. 130/2 des Tarifs fallen, in das Lager zurüdgeführt 
werden 

Auch Für diefen Niederlageverfehr wurde vom Bundesrathe im Jahre 1880 
ein Regulativ erlafjen,?) welches zwijchen reinen und gemifchten Privattranfit- 
lagern ohne Mitverichluß der Zollbehörde unterjcheidet.?) 

Durch 8 1 Abſatz 2 des Zolltarifgejeges vom 22. Mai 1885*) trat hier 
eine wejentliche Aenderung ein, indem noch fpeziellere Begünftigungen für den 
Beredlungspverfehr der Hölzer dur Entnahme von den Lageru 
und Zollvergütungen für die bei der Veredlung entjtehenden Abfälle bei 
der Ausfuhr gewährt wurden. Hiernach fünnen Baus und Nutzhölzer, Schnitt= 
und Sägewaaren der Nr. 13c/l, 2, 3 des Tarifs zeitweife aus dem unver: 
ſchloſſenen Lager entnommen und nachdem fie einer Behandlung unterlegen, 
durch welche fie den höheren Zollfägen der Nr. 13e 2 und 3 oder ala Hobel: 
waare bezw. als grobe, rohe, ungefärbte Böttcherwaare oder Fourniere der 
Nr. 13 d und e zu umterjtellen wären, in das Lager zurücgerührt werden, 
Verden diefe oder ſonſt auf dem Lager bearbeitete Bau und Nughölzer in 
das Ausland geführt, jo tritt ein entjprechender Zollnachlaß ein, der, je nad) 
der Urt der Hölzer oder der Bearbeitung, von 7'/, bis 33'/, Prozent 
jteigen fann. 

20. Ferner wurden auf Grund der Beltimmung in $ 7 Nr. 2 Abi. 2 
des Tarifsgefeges vom 15. Juli 1879 bejondere Vorſchriften für die 
Erleichterung der Zollabfertigung von Nutz- und Bauholz, welches 
auf Flöſſen eingeht und mit Begleitfchein I weiter abgefertigt wird, vom 
Bundesrathe erlafjen.?) 

21. Nach $ 110 des Vereinszollgeſetzes können zur Erleichterung des 
Bertriebes ausländischer Waaren nah) dem Auslande an Großhandlungen 
unverzollte fremde Waaren unter Eintragung in ein fortlaufendes Konto 
mit der Maßgabe verabfolgt werden, daß die Wiederausfuhr derjelben nad) 
dem Auslande nachgewiefen oder die Verzollung zum Eingange bewirkt wer: 
den muß. Für die Bedingungen, unter denen derartige Konten zu bewilligen 
find und für die Verpflichtungen der Kontoinhaber joll nach Ziffer 20 der 
Anweifung zum VBereinszollgefege das bereit? am 23. Juni 1868 vom Bundes: 
rathe erlajjene Regulativ*) mit der Mahgabe in Kraft bleiben, daß im 


') Bentralbl. des Reichs v. 1885 ©. 11. 

*) Abgedr. im Zentralbl. des Reichs v. 1880 ©. 399. 

3) Sugelaiien für Memel, Ruh, Königsberg, Pillau, Danzig, Thorn, 
Stettin, Altona, Kiel, Lübeck. (Zentralbl. des Reichs 1880.) Tilfit (j. Zentralbl. 
des Reichs 1880 ©. 724, 770 und 499). München (Zentralbt. des Reichs 1880 ©. 770) 
Hamburg (a. a. D. 1883 ©. 231). 

*) Neichägejegbl. 1885 ©. 98. 

’) Abgedr. Zentralbl. des Reichs 1880 ©. 801. 

*, Zentralbl. 1868 ©. 269 und Jahrbücher f. 3. u. V. 1868 ©. 113. 
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alle von Zumwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des Negulativs jtatt 
der in $ 37 desjelben angedrohten die im Vereinszollgefege bejtimmten Strafen 
zur ei kommen jollen. 

Die fortlaufenden Konten waren urſprünglich beſondere Privilegien der 
Deutſchen Meßplätze Leipzig, Frankfurt a. ©, Frankfurt a. M. und Braun— 
ichweig, und als jolche durch die Zollverträge anerkannt. ') 

Es exiſtirten fiir dDiefelben auch befondere Regulative und zwar für Leipzig 
vom 30. Nov. 1835, für Frankfurt a. M. vom 5. März; 1836,5) für Braune 
jchweig vom 21. Dezember 1541 rejp. 12. Juni 1854 und Frankfurt a. O. 
vom 24 Mär; 1832. Bereits bei den Verhandlungen über den Abichluß 
des Vertrages wegen Fortdauer des Zoll und Handelsvereing war jedoch 
Preußischer Seits nach Inhalt des Protofolles vom 12. April und 23. Mai 
1865 beantragt worden, Diele laufenden Konten auch auf andere Handelspläße 
augzudehnen, da in Folge der größeren — des Verkehres auch 
andere Plätze die Elemente für einen bedeutenden Zwiſchenhandel mit fremden 
Waaren gewonnen hätten. Uebrigens hielt man es auch nicht mehr für 
gerechtfertigt und mit den Grundſätzen des Zollvereins im Einklang ſtehend, 
dieſe Begünſtigung als ein Privilegium einzelner Meßplätze aufrecht zu 
erhalten. Da dieſer Antrag damals von verſchiedenen Seiten Widerſpruch 
erfuhr, mußte die Vertagung desſelben eintreten. Nachdem jedoch der Zoll— 
verein durch den Vertrag vom 8. Juli 1867 auf andern Grundlagen erneuert 
war und von Seite des Handelsſtandes mehrfache Geſuche auf Erweiterung 
der Befugniſſe für laufende Konten eingekommen waren, wurde von Seite 
der Preußiſchen Regierung der fragliche Antrag unter Vorlage eines Entwurfes 
zu einem Regulative für die laufenden Konten bei dem Bundesrathe am 
5. Mai 1868 erneuert. 

Bei dem Entwurfe wurde davon ausgegangen, daß die Ertheilung nur 
an Großhandlungen, welche ein umfangreiches Gejchäft mit fremden Waaren 
betreiben, erfolgen könne und ein Aft des Vertrauens jei. Es wurde hervor: 
gehoben, daß nur für Gewebe und ſog. Kurzwaaren ein Bedürfniß zur Kon— 
tirung bejtebe und daß den Mefplägen die Begünftigung in der bisherigen 
Meile verbleiben und nur auf andere Orte nach dem Ermeſſen der Direftiv- 
behörden ausgedehnt werden ſolle. Im Uebrigen jchloß fich der Entwurf an 
die bereits vorhandenen Regulative an, nahm jedoch auf diejenigen Kontrol: 
maßregeln Nücjicht, welche auf der VII. General-Zollfonferenz als zweckmäßig 
anerfannt worden waren. 

Der Bundesrathb erfannte die Motive der Vorlage als richtig an und 
ftellte das erwähnte Negulativ, welches in 33 Paragraphen zerfällt, faft wört— 
lich nach dem Entwurfe feſt. Durch Bundesrathsbeſchluß vom 17. April 1871 
wurde ferner genehmigt: 

a) daß ein fortlaufendes Konto für ladirte Gummischuhe (Nr. 17 des 
Bereinszolltarifs) bewilligt werden dürfe, wenn das Quantum der halbjährigen 
Anschreibung und des jährlichen Abjages die in $ 2 unter a 4 und b 4 des 
Negulativs feſtgeſetzten Minimalbeträge erreicht. 


) Siehe Zollvertrag v. 30. März 1883, Sep.-Art. T Nr. 5 bis 7; Vertrag v. 2. Jan. 
1836, Sep.-Art. 9 Wr. 5 biö 7; Vertrag vom 19. Oft. 1841, Sep.-Art. 13 Nr. 5 bis 7, 
Schlußprot. hierzu Wr. 1 II. 

) Dasielbe galt auch nach einem Großherzogl. Heſſiſchen Minifterialrejfripte v. 7. März 
1836 für Offenbach. 
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b Daß den Direktivbehörden überlaſſen werde, den Zeitpunkt der in 
$ 29 des Wegulativs für die Ermittlung des Zollbetrages vorgeichriebenen 
balbjäbrigen Termine nach ihrem Ermeſſen zu vertagen. 

Therts Durch die Aenderung des Zolltarifs im Jahre 1579, theils durch 
die Berfehrsverhältnitte und die Anfchreibung der Waarenmengen nach Kilo— 
gramm war der Bımdesrath veranlaßt, das Negulativ von 1868 bezw. 
S2durh Beſchluß vom 3. Juni 1832 abzuändern.') 

Für Yiibed war bereits 1568 ein befonderes Regulativ genehmigt worden, 
weldes im Jahre 1873 und 1852 Menderungen erfuhr.) 

22. Bei Öelegenheit der laufenden Konten wird es am Plate fein, aud) 
die ſog. Meßkonten der Meßplätze Yeipzig, Frankfurt a. D., Frankfurt a. M. 
und Braunschweig, welche durch den Artikel 14 des Vertrages vom 8. Juli 
18657 umd Ziffer 12 des Schlußprot. hiezu ibre fernere Giltigfeit behalten 
haben, einer Beiprehung zu unterziehen. 

Das bei der Gründung des Bollvereins nach langen Berbandlungen und 
vielfachen Schwierigkeiten angenommene Syſtem der ſog. Meßkonten war aus 
der Nothwendigkeit hervorgegangen, einzelnen Mepplägen, auf welchen jich 
ein bedeutender Zwilchenhandel mit fremden Waaren gebildet hatte, dieſen 
wichtigen Berfehr zu erhalten.) Da diefelben nur auf die Meßzeit beichränft 
waren, jo mußte man, um den Zweck zu erreichen, ſowohl in Bezug auf die 
fontoräbhigen Waaren, als auch in Bezug auf die Benugung der Bergünftigung 
durch jeden Befucher der Meile, alſo auch Auswärtige, vielfache Ausnahnten 
von den vertragsmäßigen und gejeglichen Berabredungen machen. 

Für die Meßkonten find daher befondere Mehordnungen von den 
einzelnen Negierungen erlallen worden und zwar fir Frankfurt a. DO. am 
3l. März 1832,*) für Frankfurt a M. vom 5. März 1836, für Yeipzig 
vom 4. Dezember 1833 ımd für Braunfchweig vom 21. Dezember 1841. 

Da zur Zeit für die fortlaufenden Konti, für welche die VBorjchriften mit 
in die Mekordnungen aufgenommen jind, wie bereits ausgeführt worden tt, 
em befonderes Negulativ erlaſſen worden it, jo können dieje Ordnungen nur 
in Bezug auf die Meßkontos und ſoweit feine zollgefeglichen Beitimmungen 
entgegenfteben, noch in Geltung jein. 

Sämmtlihe 4 Mehordnungen ſtimmen mit wenig Ausnahmen fajt voll: 
ſtandig mit der für Yeipzig am 4. Dezember 1833 erlaljenen überein. 

Während die Leipziger Meßordnung und diejenige für Frankfurt a. Me. 
n 43 Paragraphen zerfällt, haben Diejenigen für Braunichweig und Frank— 
furt a. O. 56 reip. 52 Paragraphen, was daher fonımt, daß die legtgenannten 
eine etwas andere Eintheilung der Baragrapben entbalten und weil für Die 
Packkammern, für polizeiliche Beſtimmungen, Meßkommiſſionen, wegen Der 
Dauer der Meilen, wegen des freien Handels und der Polizei und Gerichts: 
bebörden bejondere Vorſchriften gegeben find, die aber eigentlich auf die Meß— 
tontt feinen Einfluß baben. 





— 


' ©. Zentralbl. des Reichs 1882 S. 277, wo die Aenderungen abgedrudt jimd. 
2 5. Trudi. des Bundesraths 1868 Nr. 92 Beil. I und Trud). v. 1877 Wr. 125 u. 
7. Januar 1875 $ 17, $ 573 des Brot. v. 1879. Zentralblatt des Reichs 1582 


Y 


Frot. dv. 
2. 279, 
’, Siehe Weber's „Geichichte de& Teutichen Sollvereins“, Leipzig 186%. S 98 Hi. 

" Durch Nabinetsordre vom 28. Febr. 1534 iit der jog. Mehrabatt in Frankfurt a. O. 
auigehoben worden. Zur Zeit beiteht fein Meßkonto mehr m Frankfurt a. O. und Braun 
'hmeig. 
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Die wejentlihen Grundſätze dieſer Meßordnungen, ſoweit fie 
die Meßkonti betreffen, ſind nun folgende: 

a) Im Allgemeinen iſt als Regel zu beachten, daß die zollgeſetzlichen 

Beſtimmungen denen der Meßordnung, bei vorhandenem Widerſpruche 
beider, vorgehen. 
Sowohl den Meßgütern fremder, als einheimiſcher Kaufleute werden 
Meßkonti bewilligt, ſofern die Waaren unverzollt in der Meßſtadt 
eintreffen und nach dem Tarife mit mehr als 4 Thlr. pro Zentner 
Eingangszoll belegt find. 

Durch eine Verabredung in Ziffer 12 des Schlußprotofolles zu 
Urt. 14 des Vertrages vom 8. Juli 1867 iſt jedoch beſtimmt, daß 
die unter Nr. 6f 2 und 3, Nr. 10c, Nr. 12g, Nr. 19a und b, 
Nr. 21a 1, Nr. 27 b ed und e, Wr. 3le, Nr. 35 b und c, Nr. 38b 
e und d, Nr. 40b und e der zweiten Abtheilung des bis zum 1. Juli 
1865 giltig gewejenen Vereinszolltarifs begriffene her unge: 
achtet fie mit geringeren Zollfägen belegt find, auch fernerhin fonto- 
fähig bleiben follen. 

Ausgeichlojien find alle Waaren, die im Tarife nach einem andern 
Mafjtabe, als nad) dem Gewichte, zollpflichtig ericheinen, ebenjo die 
Material» und PVerzehrungsgegenftände und alle im Ausgange zoll» 
pflichtigen Waaren. 

c) Die Wirkung der Kontirung it diefelbe wie bei den laufenden Konten. 
d) Wer einen Konto erlangen will, muß wirklicher Verkäufer in offener 
Berfaufsjtätte ſein. 

Als geringite Waarenmenge für einen Meffonto find jechs Bentner 
Nettogewicht feſtgeſetzt. 

f) Vermiſchte Lager von verſteuerten und unverſteuerten Waaren werben 

nur ausnahmsweije genehmigt. ') 

23. Der in $ 111 des BBereinszollgefeges erwähnte Verkehr mit 
Waaren, welche vom Bereinslande mit Berührung des Auslandes . 
in das Bereinsland verjendet werden, war ſchon früher ein Gegenjtand, 
über den Verwaltungsporichriften erlafien wurden, welche bis 30. Juni 1878 
in Geltung waren und deren Modifizirung den oberjten Finanzbehörden über: 
lajien war.) Mit 1. Juli 1878 trat das vom Bundesrathe beichlofjene neue 
NRegulativ in Kraft.?) Außerdem find zu erwähnen: das Negulativ über 
die Behandlung von fog. Pajlirgütern auf dem Bodenſee,) und die 
Beftimmungen über dieSchiffsabfertigung zwiichen den Medlen: 
burgiihen Häfen und Preußiſcher Djtfechäfen.?) 

24. Hinfichtlich des in $ 112 erwähnten Meß— und Marktvertehrs 
ift zu unterjcheiden sulfden den unter den Vereinsſtaaten untereinander und 
zwiichen dem Zollverein reſp. Deutjchen Neiche und den Nachbarjtaaten ver— 
tragsmäßig vereinbarten Grundjägen und ſonſtigen Beitunmungen. Obgleich 
nad Ziffer 22 der Anweiſung zum Vereinszollgeſetze binfichtlich der Beding- 
ungen und Kontrolen, unter denen die erwähnten Erleichterungen und Befrei— 


b 


— 


e 


— 


S. a. Philippi, Beitrüge zur Geſchichte der deutſchen Meſſen. Frankfurt a. ©. 1857, 
2) ©. Pochha mmer's Jahrbücher 1835 ©, 346 ff, 1870 ©. 918, Jahrbücher v. 1854 
©. 250, 1855 S. 285 ji. 

2) Abgedr. im Zentralbl. des Reichs v. 1878 S. 211. 

Jahrbücher 1870 ©, 617. 

3) Jahrbücher 1871 ©. 162. 
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ungen eintreten fünnen, im Allgemeinen die bisherigen Bejtimmungen, nur 
infoweit fie nicht durch das Zollgejeg (alfo ohne Rückſicht auf vertragsmäßige 
Beitimmungen) Abänderung erlitten haben, in Wirkſamkeit bleiben jollen, jo 
möchte es doch hier am Plate fein, Ddiefe Materie auch in Bezug auf Die 
Verträge mit fremden Staaten zu behandeln. 

$ 112 des V86G. unterjcheidet zwifchen der Zollerleichterung für Waaren, 
welhe aus dem freien Berfehre') des Zollvereins jtammen und von auge 
ländiichen Meejjen und Märkten zurücdgebracht werden, und zwiſchen fremden 
Waaren, welche von ausländischen Handels- und Gewerbetreibenden nach vereins— 
ländiichen Mejien und Märkten gebracht worden find und wieder zollfrei ins 
Ausland zurüdfehren jollen. 

a) Was die Bollabfertigung der inländiſchen Yabrifate betrifft, 
welche mit dem Anfpruche auf BZollfreiheit bei der Rückkehr auf aus- 
ländiſche Meſſen und Märkte gebracht werden follen, fo ijt hierüber 
von den Staaten des Zollvereins ein durch die Münchener Vollzugs— 
Kommiſſion vereinbartes Negulativ erlajjen worden,?) welches jedoch 
nur injofern noch als vollgiltig angejehen werden fann, als nicht 
neuere zollgejegliche und regulativmäßige Beſtimmungen widerjprechen. 

b) Bezüglich des Meß- und Marktverfehrs der ausländijchen 
Handels- und Gewerbtreibenden find Hinfichtlih der Schweiz die 
VBerabredungen in Artikel 5 des Handels: und Bollvertrages vom 
23. Mai 1831 und Ziffer V des Schlußprotofolles hiezu’) in Geltung. 
Bezüglich Defterreich - Ungarn gelten die Beitimmungen in Artikel 5 
des Handelävertrages vom 23. Mai 1881 und des Schlußprotofolls 
zu Diefem Artifel.*) 

25. Bezüglich der Zollabfertigung der in $ 113 des V8G. erwähnten 
fog. Retourwaaren, d. h. derjenigen vereinsländiichen Erzeugnifje oder 
Sabrifate, welche außer dem Markt: und Meßverfehre, auf Beitellung, zum 
Kommiffionsverfauf, zur Anficht, zu öffentlichen Ausjtellungen oder zum vor— 
übergehenden Gebrauche nach dem Auslande gejandt worden find und von 
dort zurückommen, find gleichfall® nach Nr. 22 der Anmweifung zum VZG. 
die bisherigen Vorjchriften als maßgebend arzujehen. ?) 

Nach einem Bundesrathsbejchlujie vom 23. Oft. 18799), fünnen auch 
Baaren als Retourwaaren zollfrei belajien werden, welche bei der Ausfuhr 
eine Ausfuhrvergütung erhielten (wie 3. B. Tabak und Fabrikate daraus, 
Rübenzuder, Branntwein, Bier). 


— — —— 


) Nicht inländiſche allein, ſondern auch im freien Verkehr, nad) erfolgter Berzollung, 
befindliche ausländiſche. Mach den Motiven zum Vereins-gollgeſetz, Hirth's „Annalen“ 1869 
©. 584 fi. zu $ 112,) 

) S. Shimmelpfennig, „Preuß. Zollgejeggebung“ 1838 ©. 182 ff. Preufifche 
Rekripte; Pochhammer, „Jahrbücher für Zollgeleggebung und Verwaltung” von 1834 
©. 359 (Bayer. Regulativ vom 26. März 1834), S 558 (Württemb. Negul.) und ©. 565 
Saächſ. Requl vom 26. März 1834); Jahrbücher für Zollgefepgebung von 1854 ©. 356 
(Kidenb. Regul. vom 9. Dez. 1853). 

*) Keichögeiegbl. v. 1851 S. 156 u. 165; Zentralbl. v. 18851 ©. 260 wegen des lieber: 
entommens vom 23. Mai 1881 und Abjchnitt XL. 

) Reichsgeſetzbl. 1881 5. 124 u. 140. 

’, Bisher war für dieielben geieglih ein Anſpruch auf Zollfreiheit nicht vorhanden 
und wurde deren zollfreie Ablafiung nur auf Grund von einzelnen Berabredungen unter 
den Vereinsregierungen zugeitanden. 

*. 5 520 des Brot. 
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Auch bier wird eine Unterjcheidung zwischen den unter den Vereinsjtaaten 
und zwiſchen diejen und den Nachbarjtaaten Dejterreich und Schweiz vereins 
barten Beltimmungen zu machen fein. Binfichtlich der eriteren unterliegt es 
nach den Bejtinnmungen des Zollgefeges feinem Anjtande, daß alle Erzeugniiie, 
von denen mit Sicherheit angenommen werden fann, daß fie vereinsländifchen 
Urjprungs find, dann bei ihrer Nüdfehr vom Auslande zollfrei abgelajjen 
werden fünnen, wenn über ihre Identität fein Zweifel bejteht und im Uebrigen 
die oben erwähnten Borausjegungen einer vorübergehenden Verſendung nad 
dem Auslande 2c. feititehen.') 

Die vertragsmäßigen Abreden mit Defterreih:Ungarn find im 
Art. 5 des Handelsvertrages vom 23. Mai 1851,*) diejenigen mit der Schweiz 
in Art. 5 des Handelsvertrages mit der Schweiz vom 23. Mai 1881?) 
enthalten. Nähere Beitimmungen über dieſen Verkehr enthält bezüglich der 
Schweiz das Schlußprotofoll zu Art. 5.) 

26. Bezüglich der Zollabfertigung von Gegenjtänden, welche ($ 114 des 
Bereinszollgejeges) aus dem Auslande zu öffentlihen Ausstellungen 
eingehen und zollfrei wieder ausgeführt werden jollen, gelten noch die auf der 
XV. General:Zollfonferenz vereinbarten Borjchriften.?) 

27. Der jog. Beredelungsverfehr oder die Zollbegünftigung für 
Waaren, welche zur Verarbeitung, zur Vervollkommnung oder Reparatur mit 
der Bejtimmung der Wiederausfuhr eingehen, oder für Gegenftände, welche zu 
dem bezeichneten Zwede nach dem Auslande geben und in vervollfommmeten 
Zuftande zurückehren, jol gleichfalls nad Nr. 22 der Anweifung zum 8 115 
des BZG. nach den bisherigen Vorichriften behandelt werden.”) 

Auch hier ijt zu unterjcheiden zwijchen den Verabredungen, welche unter 
den Bundesregierungen und zwijchen diefen und den Negierungen der Nachbar: 
jtaaten gemacht worden find. 

Hinfichtlich der erjteren fann im Allgemeinen als Norm angenommen 
werden: 

a) Daß die Identitätskontrole beim Veredlungsverfehre hauptſächlich durch 
amtliche Bezeichnung (mit bleiernen Stempeln oder Siegeln), ausnahms- 
weiſe aber auch, wenn die Bezeichnung nicht möglich ift, auf andere 
Weiſe jtattzufinden bat. 

b) Daß ein Bollerlaß dann nicht jtattfinden darf, wenn die Waaren durch 
die Bearbeitung derartig umgewandelt worden, daß fie nicht wieder 
als die nämlichen Gegenjtände erkannt werden fönnen. 





" In der Regel find hierzu nur die Zoll-Direktivbehörden befugt, ausnahmsweije für 
gewiſſe Fälle manche Hauptämter, wenn die Waaren nacdhgewiejenermahen im Auslande nicht 
aus den Händen der Bag, Eijenbahn: oder Zullverwaltung gefommen waren, ©. a. pr. 
Zentralbl. 1880 5. 456 gen Ablaſſung von Boit jtitde. 

2) Reichsgeſetzbl. v. 1851 ©. 123 u. S. 140. 

N Meichsgejegbl. v. 1551 © 155. 

) Neichögejegbl. v. 1881 S. 165. 5. das Nähere in Abjchnitt XL. 

>) Jahrbücher 1857 ©. 29 Fi. 

° Nach einer Vereinbarung der 3. General:Zolltont iS 7 des Dauptprotofolls) werden 
jährlich Ueberfichten bieritber aufgeitellt und nad) einem Bundesrathsbeichluß vom 17. April 1871 
($ 141) jollen nicht allein Gegenſtände vereinsländiichen Uriprungs, jondern auch verzollte 
ausländiicde, welche zur Verarbeitung ꝛe. mit der Bejtimmung der Wiedereinfuhr nad 
dem Auslande gehen und in vervolltommmeten Zujtande zurücdtehren, vom Eingangszolle 
befreit werden fünnen. Diejer Beſchluß joll auch auf den Verkehr mit der Schweiz und 
Dejterreihh Anwendung finden. (Jahrbücher 1871 ©. 222. ©. a. Prot. der IX. General: 
Konf. 8 2. 
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e) Der Wiederaus- oder Eingang ijt nicht an das Ein reſp. Ausgangs» 
amt gebunden. 

d) Geringe Gewichtsdifferenzen können ohne Abgabenerhebung bleiben. 

e) Für die Zurüdbringung der Waaren wird eine angemejjene Frift 

bejtimmt. ') 

gu erwähnen ilt bier die in Ziffer 2 des Schlußprot. zum Vertrage 
vom 8. Juli 1867 und Beilage A niedergelegte Verabredung wegen der Zoll— 
begünftigung für Roheiſen, altes Bruceijen und Brucjtahl 
(nad) Bundesrathsbefchluß vom 11. Juni 1868), welches für Eijengießereien, 
Hammer- und Walzwerfe zur Verarbeitung mit der Beftimmung eingeht, die 
daraus gefertigten Gegenftände in das Ausland auszuführen oder zu Seejchiffen 
ju verwenden. ?) 

Für den Berfehr mit Degen jind alle darauf bezüglichen Verab— 
redimgen durch die Erflärung vom 31. Dez. 1879, wodurch Artifel 6 des 
neueften Handelsvertrages vom 16. Dez. 1878, ſowie das hiezu gehörige Schluß 
protofoll mit 1. Yan. 1880 außer Kraft getreten find, erlojchen.?) Der 
Handelsvertrag vom 23. Mai 1881 hat fie nicht wieder in das Leben 
gerufen. 

Für den Beredlungsverfehr mit der Schweiz find zu Art. 5 des Zoll: 
und Handelsvertrages vom 13. Mai 1869 ') befondere Beitimmungen verabredet, 
welche am 27. Auguft 1869 in Karlsruhe vereinbart worden jind.?) Dieje Ver: 
abredungen gelten nach einem Abkommen vom 23. Mai 1881, joweit fie den 
Beitimmungen des Handelsvertragg von 1881 nicht entgegenftehen, zur 
Zeit noch fort.*) 

28. Zu $ 116 des Bereinszollgefeges find bejonders zu erwähnen die 
Vorschriften, welche die Bayerifche Regierung am 6. Juni 1880 wegen 
des Verfehrs mit Weide: und Futtervieh an der Sefer Bayaicen 
Grenze erlajien hat?) und welche am 17. März 1872 für die Franz =Deutjche 
Grenze in Eljaß-Lothringen gegeben wurden.®) 

29. Zu $ 118 des BZG., welcher von den Zollerlaſſen aus Billigfeits- 
rücfichten ſpricht, ift die jehr wichtige vertragsmäßige Verabredung des Zoll 
bereinigungsvertrages vom 4. April 1853 Art 23 und Ziffer 12 des Schluß: 
protofoll3 hiezu über die Zollbegünftigung für die metallenen 
Materialien zum Neu: und Neparaturbau von Seejchiffen zu 
erwähnen, für welche jährlich nicht unbedeutende Zollbeträge auf Neichsrechnung 
freigejchrieben werden. 

Hienach find die Zollvereinsregierungen übereingefommen, vom 1. Januar 
1854 In mit Rückſicht auf die durch die Zollgefeggebung herbeigeführte 


"8 37 des Hauptprot. der XII. Generalzolltonf. S. 101 ff. 
1 Bundesgejegbl. von 1867 ©. 107 u. 113. ©. a. Zentralblatt des Reiches 1885 


, ©. das Nähere im XII. Abichnitte. 

*) Bundesgejegbl. 1869 ©. 603 ff.; Jahrbücher 1869 ©. 617. 626, 641 ff. 

5) Abgedrudt in den Jahrbüchern für Zollgejeggebung x. für 1869 ©. 641; j. a. 
Abſchnitt XII. 

) Zentralblatt —* — 1881 S. 260, und wegen des Verkehrs mit Stickereien 
Jahrbücher v. 1870 ©. 

n Amtsblatt — — Generalzolladminiſtration dv. 1880. ©. 273. 

*, Drudi. des Bundesrathes Nr. 150 v. 1873, 

9, Siehe Jahrbücher v. 1854 ©. 392 ff., v. 1855 ©. 312, v. 1865 ©. 395 u. 640, 
v. 1866 ©. 428, v. 1868 ©. 37, 54, 3, 41, 566. 
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Vertheuerung der metallenen Schiffsbaumaterialien an die Erbauer von See: 
Ihiffen Bollvergütungen auf Vereinsrechnung zu gewähren. Ueber den Be: 
trag und die Modalitäten diefer Vergütungen wurden bejondere eg 
verabredet.) Im Jahre 1868 ſah fich der Bundesrath veranlaßt, einen dieſe 
Berabredungen ergänzenden Beichluß zu faſſen ($ 82 des Prot.), der bejondere 
Erwähnung verdient. 

Es kann hienady der Zoll für das aus dem Auslande bezogene, auf 
inländischen Werfen zu Stabeifen, Blechen oder Platten verarbeitete Roh: oder 
Brucheifen, unter Bewilligung eines Zujchlages zum Nettogewichte der fertigen 
Gegenjtände von höchjtens 50 Prozent für den bei ihrer Herjtellung eintretenden 
Metaliverluft, erlafien werden. Vorausgeſetzt wird hierbei, daß aus den 
gedachten Fabrikaten Bau: und Wusrüftungsgegenftände für Seejchiffe ver- 
fertigt und nachweislich für diejelben verwendet werden, ferner, daß hierbei 
nachjtehenden Bedingungen und Kontrolvorfchriften?) genügt werde: 


1. Die Begünjtigung wird nur jolchen Fabrikanten ertheilt, welche in Beziehung auf die 
Beobachtung der Zollgejepe unbeicholten find. 

2. Den Fabrikanten wird eine, unter amtlihem Mitverichlufle jtehende Privat:Niederlage 

von ausländijchem Roheijen aller Art und altem Brucheiien bewilligt, für welche jie 

auf ihre Koſten einen ficheren verjchließbaren Raum herzurichten haben, Die allgemeinen 

Beitimmungen über die unter Mitverſchluß der Zollbehörde jtehenden Privat-Nieder— 

lagen finden auf diefe Niederlage gleichmäßige Anwendung. 

Für diefe Niederlage wird bei der betreffenden Zoll: oder Steuerjtelle ein Konto 

geführt, in welchem die Mengen des eingeführten ausländiichen Rob oder Brucheiſens 

und die Gattung und Menge der daraus verfertigten Fabrikate von Stabeiien, Blechen, 

Rlatten, welche entweder direfi auf Deklaration des Schiffsbaumeijters, beziehentlich des 

betreffenden Handwerters oder Fabrifanten, zur Verarbeitung zu Schiffsbau-Gegen— 

ftänden verabfolgt oder in einem Padhofe behufs Verwendung zu gleichem Zwecke 
niedergelegt werden, nachzumeijen find. 

Wenn aus der Niederlage Noh- oder Brucheijen zur Verarbeitung zu Stabeijen, Blechen 

oder Platten entnommen werden joll, jo hat der Fabrikant der betreffenden Zoll oder 

Steuerjtelle jolhes unter Angabe der daraus zu verfertigenden Waaren zeitig zuvor 

mitteljt jchriftliher Anmeldung anzuzeigen, 

Die angemeldete Menge wird aus der Niederlage verabfolgt, und der Abgang auf 
der Anmeldung bejcheinigt. 

5. Die Abjchreibung vom NiederlageKonto erfolgt, nachdem die gedachten Fabrifate zur 

Verarbeitung von Schiffsbaus-Gegenftänden auf Grund der Deklaration des Schiffsbau— 

meiſters, beziehentlich der betreffenden Fabrikanten oder Handwerker entweder direkt 

verabfolgt oder in einem Packhofe niedergelegt find und zwar auf Höhe des Gewichts 
jener Fabrikate unter Hinzurechnung eines Zuſchlagsgewichts. Der Zuichlag zum Ge 
wichte der fertigen Gegenſtände ijt für jedes Wert von Zeit zu Zeit nad dem Er: 
gebniſſe der Bücher, welche der betreffende Fabrikant vorzulegen hat, zu bejtimmen, 

Das Marimum des Zuſchlags beträgt 50 Prozent, 

Am Schluſſe jeden Quartals wird der Lagerbejtand in der MWeije ermittelt, daß der 

Summe des Zuichlags der zu Anfang des Duartald vorhandene Yagervorrath beige- 

ſchlagen und von der danadı fi ergebenden Menge das Gewicht der nad Ziff. 5 zum 

ke gebradhten Fabrifate abgejegt wird. 

ager-Revifionen finden ganz nach dem Ermejjen der Zollverwaltung ftatt, jedenfalls 
aber wird mindeftens einmal im Jahre eine Nevifion der ganzen Niederlage vorge: 
nommen, 

8. Die Fabrikanten haben der Zollverwaltung auf Berlangen durd) Vorlegung ihrer 
Bücher oder Papiere Ueberzeugung davon zu gewähren, weſſen Bejtellungen fie aus— 
führen, fowie ob und in welchem Umfange fie inländiiches Eifen oder Eiſenwaaren 
beziehen, auch) die über den Fabrikbetrieb zu führenden Bücher jo einzurichten, daß daraus 


w 
* 


* 


7 


1) Abgedruckt in den Annalen. Jahrg. 1872 ©. 1530. 

#) Siehe die Injtruftion zur Ausführung diefer Beitimmungen in den Jahrbüchern 
1855 ©. 312 und die neuejte Nachweilung über die vom Bundesrathe am 5. Dez. 1579 
feitgejegten Zollvergütungsiäge im Zentrelbl. des Deutihen Reichs von 1850 ©. 5. 
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ohne Schwierigkeit erjehen werden kann, welche Arten von Raaren hergeitellt find, welches 
Material dazu benupt und welcher Berlujt an demſelben bei der Berarbeitnng 
erwachſen ilt. 


. Für die dem Obigen nad) aus ausländiichem Roheiſen und altem Brucheifen angefertigten, 


im Badhofe niedergelegten Fabrikate an Stabeijen, Blechen und Platten fommen die Bes 
ftimmungen des allgemeinen Niederlage-Regulativs zur Anwendung. 


. Die Berabfolgung vom Padhofe behufs der Verarbeitung zu Schiffsbau-Gegenſtänden, 


die Eintragung in das Kontoregiſter und die Kontrole der Berwendung geichieht in 
Gemäßheit de $ 7 Ziff. 3 und 6 der Anlage A zu Wr, 12 des Schlubprot, zum 
Art. 23 des Vertrages vom 4. April 1853, ſowie gleichergejtalt die Abjchreibung und 
der Abſchluß des Kontoregiſters nah Ziff. 6 und 8 des 8 7 eit. 

Dagegen gelangt der Zoll für das ausländifche Roh: und Brucheifen, aus weldem 
die gedachten Fabrikate an Stabeifen, Blechen oder Platten angefertigt jind, nad) dem 
oben in Ziff. 5 beftimmten Gewichte zur Einziehung, wenn diejelben nicht zu weiterer 
Berarbeitung zu Schiffsbau-Gegenjtänden, jondern zum Eintritt in den freien Verkehr 
des Anlandes oder zur Ausfuhr in das Ausland abgemeldet und verabfolgt werden 
jollten, 

Der Zollverwaltung bleibt ferner vorbehalten, nad) Befinden den Betrieb der 
Fabriken durch Auffichtsbeamte überwachen zu laſſen. 

Endlich bleibt die Zollverwaltung befugt, die Begünſtigung jederzeit zurüdzu- 
nehmen, jowie anderweit zu erachtende Kontrolmahregeln anzuordnen, 

Die Zurüdnahme joll immer erfolgen, wenn ein Fabrikant wegen Defraudation 
die gejegliche Strafe verwirft hat, im Gleichen, wenn ein Buchführer oder Arbeiter der 
Habrit in folder Art wegen Vergehungen, weldye er im nterefie des Fabrikanten 
verübt hat, mit Strafe belegt worden ijt.*) 


Durch Bundesrathsbejchlüfie wurde an vorjtehenden Borjchriften Folgendes 


geändert: 


a) Ein Bundesrathsbeichluß vom 28. März 1882 ermächtigt die oberjten 
Landesbehörden, jowohl von ausländifhem Roheiſen, welches 
Eifen- und Stahlwerfe mit der Beitimmung, die daraus gefertigten 
Waaren in das Ausland auszuführen, zollfrei einführen, als auch von 
dergleichem inländijchen Eijen, welches dieſe Werfe mit ausländi- 
ſchem zujammen behufs Ausfuhr der Fabrikate verarbeiteten und zu 
diefem Zwede vorher auf ihre Privatniederlage gebracht haben, den 
bei der Verarbeitung entjtehenden, für jedes Werk durchichnittlich zu 
ermittelnden Abbrand zollfrei abjchreiben zu lafien. ?) 

b) Durch Bundesrathsbefchluß vom 5. Juli 1884 8 379) wurden Die 
oberjten Yandesfinangbehörden in Abweichung von der Vorſchrift 
Ziff. 6 des Antrages A zu Nr. 2 des Schlußprot. des Follvereinig- 
ungsvertrages vom 8. Juli 18 7 zur Verlängerung der Aus 
fuhrfriſt ermächtigt, wenn die in einem Quartale von der Nieder: 
lage abgemeldete Menge Roh: und Brucheijen zu Folge außerordent- 
licher, unverjchuldeter Umftände in dem darauffolgenden Quartale nicht 
bat herbeigeführt werden fünnen. 

c) Der Bundesrathsbefchluß vom 19. Dezember 1884?) ftellt den öffent- 
lihen Niederlagen im Sinne der Ziffer 3 und 5 der Anlage A 
des Schlußprot. zum Zollvereinigungsantrage vom 8. Juli 1867 die 
PBrivattranjitlager unteramtlihem Mitverjchlufje gleich. 

d) Derjelbe Bundesrathsbeichluß bejtimmt in Ergänzung der Vorfchriften 
in Ziffer 5 und 6 des erwähnten Vertrages, daß die Abſchreibun 
des verabfolgten Roh: oder Brucheifens vom Niederlage-stonto — 


!) Beilage A zur Druchſ. Nr, 16 von 1868, 
2) Siehe Zentralblatt des Reichs 1882 ©. 179, 
2) Siehe a. a. O. v. 1885 ©. 11, 
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Höhe des Gewichts der daraus gefertigten Gegenjtände auch dann 
gejtattet werden darf, wenn die Abfertigung dieſer Gegenftände zur 
weiteren Verarbeitung bezw. Vervollkommnung mit der Beitimmung der 
Wiederausfuhr (S 115 des Bereinszollgefeges) oder zur zollfreien 
Bertwendung bei dem Bau, als Reparatur oder Ausrüſtung 
von Seeſchiffen ($ 5 Biffer 10 des Bolltarifsgejeges vom 
22. Mai 1885) beſcheinigt worden ift. 

30. Eine wichtige Begünstigung im fog. Veredlungsverfehr ift 
für den ungejchälten Reis zugejtanden, der in der Abjicht eingeführt wird, 
um auf inländijchen Reismühlen geichält zu werden. 

Nachdem auf der XI, und XII. General:ZolleKonferenz') die gejtellten 
Anträge zu feiner Verjtändigung geführt hatten, wurde Diejelbe auf dem 
Korrejpondenzwege verjucht und im Folge einer hiebei gewonnenen Verſtän— 
digung auf der XII. Generalfonferenz eine Vereinbarung in Borlage gebracht, 
welche mit einigen Abänderungen genehmigt und zur Ausführung gebracht 
worden ilt.*) 

Die Begünftigung befteht hienach darin, daß ungefchälter und von der 
Strohhülſe befreiter Neis fortan unverzollt unter gewillen Kontrolen zur Ent: 
bülfung und Polirung an Neismühlen, welche innerhalb des Bereinszoll: 
gebietes gelegen find, im der Art abgelafjen werden darf, x der Eingangs: 
zoll nur nach dem Bruttogewicht des aus der Neismühle hervorgegangenen 
Tabrifats zur Erhebung gelangt. Man war bei Gewährung diefer Begünftigung 
von der Abjicht ausgegangen, der inländischen Induftrie einen Vortheil zu 
gewähren und auf einen billigen Preis des als nahrhaft anerfannten Reiſes 
binzumirfen. Der Bereinbarung ind Beitimmungen über die Kontrole von 
Mühlen, in welchen unverzollter Reis durch Schälen und Poliren verarbeitet 
wird, beigefügt, welche, wie erwähnt, auf der XII. Generalfonferenz einige 
Henderungen erlitten haben.®) 

31. Durch Bundesrathsbeihluß vom 8. Mat 1569*) wurde für den 
Reis infofern eine weitere Begünftigung gewährt, als es den Inhabern 
unverjchlofjener Privattranfitlager geftattet wurde, den Reis in denjelben unter 
der Vorausſetzung vermahlen zu lajien, daß im Falle des Mißbrauchs die 
Befugniß widerrufen wird und daß zur Abjchreibung nur das wirkliche Ge: 
wicht des ausgedehnten Neismebles oder Griejes ohme Berüdjichtigung des 
Abfalles gebracht werden darf. 

32. Den Borfchriften, welche im Jahre 1873°) bezüglich der zollfreien Ein— 
fuhr von Reis zur Stärfefabrifation vom Bundesrathe erlaljen worden 
waren, wurden im Jahre 1874°) weitere beigefügt; durch Bundesrathsbeſchluß 
von 1880 wurden aber, unter Aufhebung aller früheren Vorschriften, die zur 
Beit giltigen Beftimmungen wegen der BZollbegünjtigung der Reisſtärlefabri⸗ 
kation feſtgeſtellt,) wonach die Zolldirektivbehörden ermächtigt find, den In— 
habern von Reisſtärkefabriken die Verzollung des zur Stärkefabrifation einger 


!) 8 10 des Dauptprot. der XI. Gen.stlonf. und $ 33 des Hauptprot. XII. Gen.: en 

2, Siehe Hauptprot der XII. Sen. Konf. 818 und Anlage TIL; Jahrbücher f. Z. u 
V. 1857 ©, 322. 513 ff, 533, v. 1859 S. 102 A bö5, 

3, Siehe Jahrbücher l. 43. u. V. 1957 ©. 322 u. 1559 5, 102. 

* Jahrbücher 1869 S. 454, 

°) Siehe Hirtb’S Annalen 1874. ©. 91. 

% a. a. O. 1875 S. 885. 

) Abgedr. im Zentralbl. des Deutichen Reichs von 1550 ©. 414. 
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führten Reifes zum ermäßigten Zollfage von 1,20 M. für 100 Ka. nad) 
Anmerkung zu 25° des Bolltarifs von 1879, jowie für die zur Ausfuhr ge— 
langende Stärfe die Zolffreiheit des dazu verwendeten Reiſes unter bejtimmten 
Kontrolen und Vorausſetzungen zu gewähren. 

33. Durch Bundesrathsbeſchluß vom 12, Nov. 1874!) wurde beftimmt, 
daß Thee zur Theeinfabrifation nad vorausgegangener Denaturirung 
zolffrei abgelafjen werden dürfe und daß die Wahl des zu veriwendenden 
Denaturirumgmittel der oberjten Landesfinanzbehörde zuftehe- 

34. Durch Bundesrathsbeſchluß vom 31. Januar 1883?) wurden die 
oberiten Landesfinanzbehörden ermächtigt, nacı) Maßgabe befonders gegebener 
Vorschriften, vorbehaltlich jederzeitigen Widerrufes und unter Anordnung ſpe— 
zieller Kontrolmakregeln, den zur an von condenfirter Milch 
erforderlihen Rohrzucker, joweit derfelbe ohne Mitverwendung von 
anderem Zuder verarbeitet wird, unter der Bedingung der Ausfuhr der jo ber: 
gejtellten Eondenfirten Milch beziehentlich deren Aufnahme in das in Ziffer 4 
der Borjchriften bezeichnete Fabrikatlager zollfrei zu laſſen. 

35. Durch Ziffer IT in $ 1 des Gejeges, betr. die Abänderung des 
— von 1879 vom 22. Mai 1881,°) wurde den Inhabern von 

elmüblen für die Ausfuhr der von ihnen hergeftellten Delfabrifate 
eine Zollerleichterung dahin gewährt, daß ihnen der Eingangszoll für eine 
der Ausfuhr entiprechende Menge der zur Mühle gebrachten ausländischen 
unter Idx des Bolltarifs bezeichneten Delfrüchte nachgelafien wird. m 
Uebrigen find ähnliche Vorfchriften, wie für die Mühlenfabrifate (ſ. Nr. 18), 
gegeben und dem Bundesrathe die Feititellung der Ausbenteverhältnifie überlafjen. 

36. Fernere Erwähnung verdienen die von dem kgl. bayerischen Finanz: 
minifterium am 5. April 1881 Nr. 953 in Anwendung des $ 119 des Vereins: 
zolfgefeges genehmigten Beftimmungen für die Kontrole 

a) des tarifmäßig zollpflichtigen aber nach Beilage A Biffer 2 des 

Handelsvertrags mit Dejterreih vom 23. Mai 1881 im Grenzver- 
fehre zofffrei eingehenden Wirthſchafts- und Arbeitsviches,‘) 

b) des nach Ziffer 4 derjelben Beilage A im gegenfeitigen Grenzverfehr 

mit Dejterreich hin- und hergetriebenen Weideviehes, und?) 

ce) des inländifchen auf inländiiche an der Grenze gelegene Weide: 

pläße gebrachten Viches.‘) 

37. Zum Bollzuge der Beitimmung in $ 121 Abſ. 2 des Vereinszoll- 
geſetzes bezüglich des Waarentransports auf Gewäſſern ift vom Bayeriſchen 

iniiterium am 6. Mai 1871 eine Verordnung erlafien worden, welche für 
den Berfehr mit beladenen Fahrzeugen auf dem Bodenfee die 
Entfernungen bejtimmt, bis auf welche derartige Waflerfahrzeuge fich dem Ufer 
nähern dirfen.”) 

38. Die Vorjchriften über die Ausftellung der in SS 122 und 123 des 
Bereinszollgefeßes erwähnten Legitimations: und Verjendungsicheine 


) & 472 des Prot., j. a. Nunalen 1875 ©. 886. 

?, Abgedr. im Gentralbl. des Reichs 1883 ©. 40. 

®, Meichtgejepbl. 1885 ©. 93. 

* Reichegejegbl. 1881 ©. 131. 

0.0.0. S. 182, 

°%) Amtsbl. der k. b. General-Direktion für Zölle und indireften Steuern von 1881 
3 


?) Jahrbücher v. 1871 ©. 428. 
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jind durch die neuere Geſetzgebung nicht geändert; e8 wird deßhalb hier auf 
Die älteren Anweifungen, wie fie in Pochhammer's Jahrbüchern abgedrudt find, 
Bezug genommen.') 

39. Eine aus den Zeiten des erjten HZollvereins ftammende Begünftigung 
bejtand darin, daß im Fleinen Grenzverkehr Gegenftände, deren Boll: 
werthb 1 Sgr. oder 3!/, Kreuzer nicht erreichte, zollfrei belafien wurden.*) 
Da diefe Begünftigung verjchieden aufgefaßt und theilweiſe nicht gewährt 
wurde, jo wurde durch Bundesrathsbeichluß vom 13. Februar 1875 3) beftimmt, 
daß nach Einführung der neuen Neichswährung bei Diefem Verkehr bis auf 
Weiteres Zollbeträge unter 10 Pfennigen unerhoben bleiben dürfen. 

40. Was die in 88 126 und 19 des Vereinszollgefeges erwähnten Grenz: 
auffihtsbeamten betäfft, jo find denfelben außer den im Geſetze bemerkten 
Befugniſſen auch durch befondere ältere Verordnungen und Gejete bejtimmmte 
Verpflichtungen auferlegt, find ihnen bezüglich des Gebrauchs ihrer 
Waffen‘) bejondere Vorfchriften ertheilt und für fie Spezielle Dienſt— 
anmweifungen?) in den einzelnen Staaten erlajien. Die Grenzauffeher find 
in Fuß: und reitende Aufſeher eingetheilt, bilden Stationen, welche mit 
mindeitens 2 Mann bejeßt find, und haben jogenannte Obergrenzfontrolenre zu 
ihren nächiten Vorgejegten. Mehreren Oberfontroleuren ift in einem Haupt— 
zollamtsbezirke der Oberzollinjpeftor vorgejeßt. 

41. Die Strafbeitimmungen für die Uebertretungen des Zoll 
gefeßes find in den Paragraphen 134—164 dieſes Geſetzes niedergelegt. 
Vor Allem ijt darin der Begriff und die Beltrafung der SKontrebanden und 
Defraudation erörtert und werden jodann Uebertretungen aufgeführt, welche den 
Thatbeitand der Kontrebande und Zolldefraudation ausmachen. Im Weiteren 
wird die Strafe des erjten und weiteren Rückfalles normirt, e8 wird Die 
Kontrebande und Zolldefraudation unter erfchwerenden Umständen, die Strafe 
der Theilnehmer und die Art der Vollſtreckung der Freiheitsftrafe und deren 
Folgen erörtert. Ferner kommen zur Erörterung die Ordnungsftrafen, die 
jubjtdiarische BertretungsVerbindlichfeit dritter Perſonen, die Beſtimmungen 
wegen der Konfisfation, wegen des Zufammentreffens mit anderen ftrafbaren 
Handlungen, betreffend die Strafe der Beitechnug, der Widerfeglichkeit, die 
Umwandlung der Geldftrafe in Freiheitsſtrafe, die Frage der Unbefanntichaft 
mit den Zollgeſetzen und die Verjährung der Zollvergehen.‘) 

Bon Intereſſe dürften folgende Erfenntniffe des Reichsgerichts fein: 

1. Ein Erfenntnig vom 22. Dez 1884, wodurch entfchieden ift, daß die 
im $ 158 des Vereinszollgefeges vorgefchriebene Straffumulation nicht 
allein die Fälle des realen, jondern auch jene des idealen Zufammen- 
treffens umfaßt.?) 


N) ——— Jahrb. 1834 ©. 450 fi. 455 und 1841 ©. 872; Jahrbücher 1854 
©. 200 

9 Ti. I der Verträge über die Bildung des Zollverein: ©. 74. 

2) 8 738 des Prot. 
z * Brot. vom 22. Aug. 1836 ©. 8; Pochhammer, Jahrbücer 1834 ©. 791, 1835 

s 214. 

) Siehe Pohhammer, „gabrb. 1834 ©. 747 ff.; Münchener Vollzugs— Prot. v. 1836 
8 26 (Bd. I der Verträge ©. 272). Spüter wurden die Dienjtanweifungen in manden 
Ländern eändert, Jahrbücher 1854 S. 519. 777, 790, 

) &ehr ausführliche Erörterungen über diefe Materien find in Dr. Löbes Deutiches 

See ©. 21 ff. zu finden, 

7) Rechtsſprechung des Reihtgerihts Bd. 6 ©. 838. 
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2. Ein Erfenntniß vom 17. Febr. 1835, wonach für die Verlegung 
des zollamtlihen Verichlujjes derjenige Waarenführer verantwortlich 
jein joll, welcher die Waare am Beitimmungsort zur Schlußabfertigung 
verlegt. Im Eiſenbahnverkehre habe jeder Angeftellte die Funktion eines 
Roarenführers , welcher Namens der Bahnverwaltung den zollpflichtigen 
Begenjtand vorichriftsmäßig in Verwahrung bat. ') 

3. Ein Erkenntniß vom 16. Jan. 1885, nach welchem die Tänſchung der 
Zollbeamten durch Lieferung eines ungeeigneten Denaturirungsmittels, 
dann der Thatbejtand der Zolldefraudation erfüllt, wenn die Zollfveiheit einer 
— Waare von der vorſchriftsmäßigen amtlichen Denaturirung ab— 
bängt.* 

4. Ein Erfenntniß v. 24. Oft. 1381, wonach entichieden wird, daß Die 
Vorſchrift in $ 136 Ziff. 5 lit. d des Vereinszollgefeges v. 1. März; 1869 
ncht blos auf den Fall fich bezieht, wo ‚jemand während des Transports 
von den Aufjichtsbeamten betroffen wird, fondern auch auf den Fall, mo 
nahweislich ein Transport im Grenzbezirfe ohne Legitimation: 
ſchein betroffen wird.?) 

5. Ein Erkenntniß' v. 22. April 1832, wonach der Ihatbejtand der Zoll- 
defraudation in den Fällen des $ 136 Nr. 7 des Vereinszollgeleges nicht 
indem Beziehen zollpflichtiger Gegenstände ohne Ausweis über Berzollung 
oder zollfreie Abjtimmung, jondern in der Thatjache des fich hierüber „nicht 
ausmeijen Könnens“ bejteht.*) 

6. Ein Erkenntniß vom 5. Nov. 1883, wonady der Transport zoll: 
ptlihtiger Gegenftände in Grenzbezirfen ohne vorjchriftsmäßigen 
Zollausweis oder ohne mit der Waare übereinftimmenden Zollausweis jtraf: 
bar iſt, auch wenn die Gegenitände nicht im Grenzbezirke betroffen werden, 
Jondern der Transport im Grenzbezirfe anderswie nachgewiejen ift.”) 

7. Ein Erfenntnig vom 11. Dft. 1882 über die Berehnung der 
Zolldefraudationsjtrafe bei einer von Mehreren gemeinschaftlich be— 
gangenen Bolldefraudation, dann über die Feſtſetzung der Strafe des ferneren 
Küdfalles wegen Kontrebande oder Zolldefraudation.”) 

8. Ein Erfenntniß v. 5. Mai 1883, wonach gegen Denjenigen, welcher 
wegen Unternehmens der Hinterziehung öfterr. Zollabgaben, jedod 
mır als Gehilfe bejtraft wird, auf Einziehung der bei ibm vor: 
gefundenen zollpflichtigen Gegenftände zu erfennen tft, mag er 
Eigenthümer derjelben jein oder nicht und mag der Hauptthäter im Deutjchen 
Reihe oder Dejterreich verfolgt werden.”) 

I. Ein Erfenntniß v. 2. Juli 1883, wonach die gemeinichaftliche 
Ausführung einer Sontrebande oder Zolldefraudation ein ürtliches oder zeit 
liches Zuſammenwirken der hiezu verbundenen Perſonen vorausjeßt.*) 

19. Ein Erfenntnig vom 26. Mai 1584, wonach der Transport 
zollpflihtiger Waaren, bezüglich) deren der Zoll defraudirt worden it, 





Na. a. O. Bd. 7 ©. 37. 
) a. a. O. Bd. 7 ©. 122. 
3; a.a.D. 1882 ©. 4. 
a. aD. 1882 S. 279. 
3’ a.a D. 1884 ©. 44. 
% aa. D. 1883 ©. 12. 
) a. a. D. 1883 ©. 258, 
N a. a. D. 1883 ©. 255. 
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von einem Punkt des Zollinlandes, wo die Waare augenblidlich niedergelegt 
war, an ihren eigentlichen Beitimmungsort, je nach den thatfächlichen Um— 
ftänden als Mitthäterfchaft oder als Begünftigung der Defraudation 
beurtheilt werden fann.') 

11. Ein Erfenntniß v. 17. Juni 1884, wonad die Annahme, daß Die 
Strafe der Konfisfation gegen Defraudanten nur dann erfannt werden 
dürfe, wenn derjelbe Eigenthümer der defraudirten Gegenjtände ift, als rechts: 
irrthümlich bezeichnet wird. 

Dasjelbe gilt auh vom Wertbherjage an Stelle der Konfis 
ation.?) 

12. Ein Erfenntniß vom 5. Mai 1884, wonah die Gehilfenidhaft 
in der Thäterfchaft aufgebt, aber fein realer Zujammenfluß ſtatt— 
findet, wenn ſich eine Perſon der Gehilfenjchaft bei einer Zolldefraudation, 
außerdem aber einer, gemäß $ 136 des BVereinszollgefeges als folcher ftraf- 
baren Handlung in Bezug auf diefelbe Waare ſchuldig madht.?) 

13. Ein Erfenntniß vom 7. Nov. 1884, wonady die mit Berlegung 
der Zollvorſchriften verübte Unterfohlagung zollpflidhtiger 
Gegenstände neben der Strafe für die Unterfchlagung zwar die Bollitrafe 
nad) jich zieht, aber eine nachträgliche Verfolgung der That wegen der Zoll: 
jtrafe nicht mehr jtattfinden kann, wenn die That in einem früheren Verfahren 
mit der Strafe der Unterjchlagung ohne Verhängung der Zollitrafe geahndet 
worden ijt.?) 

14. Ein Erfenntniß vom 1. Nov. 1884, wonad) bei dem Zujammen: 
treffen der Thatbeftände aus $ 328 des Strafgeſetzbuches und $ 134 
des Vereinszollgeſetzes auf die in dem leßtern angedrohte Geldſtrafe 
nicht zu erfennen it. Die Vorſchriften in $ 158 des Bereinszollgefeßes 
ändern hieran nichts-?) 

42. Das in $ 165 des Vereinszollgefeges erwähnte Berfahren in 
Zollſtrafſachen ift nach den Landesgefeßen zu regeln,“) es find jedoch hie- 
für nachitehende bereitS auf der I. Generalfonferenz vereinbarte Grundjäße 
noch jegt maßgebend :”) 

a) Die vorläufige Feititellung des Thatbeftandes, ſowie die Verfiigung 

derjenigen Maßregeln, welche erforderlich find, damit feiner Zeit die 
Strafe an dem Thäter vollzogen werden könne, find Sache der Zoll: 
behörde. 


b) Die von den Zollbeamten oder Bedienteten zur Feſtſtellung des 
TIhatbejtandes einer Zollübertretung aufgenommenen Brotofolle haben 
öffentlichen Glauben. 


ij Preuß. Zentralbl. 1885 S. 2. 

a. a. O 1885 S. 3. 

2) a. a. O. 1885. © 15. 

) a. a. O. 1885 ©. 228, 

a. a. O. 1881 ©. 242. 

®) Preuß. Geſetz v. 23. Jan. 1838 $ 2863 (Gejepfammlung v. 1888 ©. 74), f. über 

das Rn Verfahren in Zoll» und Steueritraffaen: Röhr, die Strafgejeggebung und 
das Strafverfahren in Boll» und Steuerſachen. Breslau 1870, Geſetz vd. 5. Juli 1872 für 
Elſaß⸗Lothringen (Hirth’s „Annalen“ 1872 ©. 1330); fiehe die Bayer. Anweifung vom 
2. Oft. 1879. Amtsblatt der General⸗ Son. Adminiſt. v. 1879 ©. 455 fi. und Inſtruktion 
v. 5. Mpril 1880. Amtsbl. v. 1880 ©. 171 und Löbes Deutiches Zollitrafrecht. 

7) Beſonders Brot. v. 24. Aug. 1836 (1. General-Foll-Stonferenz v. 1836). 
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ec) Das Berfahren wird überall von Amtswegen ſummariſch und im 
Unterjuchungsmwege geleitet. 
d, Es wird Vorfehrung dahin getroffen werden, daß die einer Zollüber: 
tretung Angeichuldigten in allen Fällen, in welchen es neben der 
Konfisfation des defraudirten Segenftandes nur auf eine Gelditrafe 
ankommt, die Befugniß erhalten, jich, ohne weitere Verhandlung vor 
den gewöhnlichen Gerichten, dem Ausipruche der Zollbehörden zu 
unterwerfen. 
Für die Ordnungsitrafen wird es als mwinjchenswerth erachtet, ſolche 
von den Zollbehörden unmittelbar ausgeiprochen zu jehen, und da— 
gegen nur den Rekurs an die höhere Berwaltungsbehörde zuzulafien. 
In denjenigen Ländern, in welchen nach den beitehenden Gefegen 
auch in ſolchen Sachen entweder der Richter oder eine andere Ber: 
en enticheidet, wird es hierbei zur Zeit bewenden 
müſſen. 

f) Die Geldbußen in Zollſachen und der Erlös aus den Zollkonfiskaten) 
werden in jedem Lande zum Bejten der Zollbedienjteten, jei es 
unmittelbar für die bei der Entdedung der Uebertretung mitwirkenden 
Perjonen?) oder zur Bildung eines Fonds zu Belohnungen und 
Unterjtügungen des Zollperjonals und der Hinterbliebenen der Zoll: 
bedtenjteten verwendet. 

Das Zollfartel v. 11. Mai 1833, welches zwiichen Preußen, Kurheſſen 
und Groherzogthum Heljen, Bayern, Württemberg, Sachſen und den Staaten 
des Thüring’schen Handelsvereins abgejchlofjen worden ift und jegt als Reichs— 
inftitution gilt, hat nur noch für das adminijtrative Strafverfahren 
Bedeutung, j das gerichtliche Berfahren durch die Strafprozehordnung 
Buch 6 Abſchn. 3, geregelt ift. 

Diefes Bollfartel erſtreckte ſich uriprünglic) nur auf Kontraventionen 
gegen die Zollgeſetze, einichließlich der Ein- und Ausfuhrverbote, 
jewie auf Hinterziehungen der Uebergangsabgaben. Durch Nr. 7 in 7 
des Schlußprotofolla zum BZollvereinsvertrage vom 4. April 1853 wurde 
feine Wirkſamkeit auf die R übenzuderjteuer und durch die Uebereinfunft vom 
8. Mai 1867 Nr. 7 auch auf die Salzabagabe ausgedehnt. Es wurde ferner 
in Geltung gebracht für die Branntweinjteuer für die Staaten der Brannt— 
weinjteuergemeinjchaft vor dem Fahre 1863 durch Art. 3 des Vertrages vom 
25. Juni 1364, Art. 1 des Vertrages vom 27., 30. April 1867 und Art. ö 
des Bertrages vom 9. April 1868. In Medlenburg: Schwerin und Lückeck 
trat e8 Durch bejondere Verkündigung bei deren Eintritt in den Zollverein in 
Kraft. Bezüglich der Bier: und Tabaditeuer ift durch die Geſetze vom 
31. Mai 1872 und 16. Juli 1878 beſondere Fürſorge getroffen.*) 

Außerden bejteht noch das vom 31. Juli 1881 mit Dejterreich-Ungarn 
abgeichloffene Zollfartel und das Reichsgeſetz vom 17. Juli 1831 betr. 
die Beitrafung von Zumwiderhandlungen gegen die djterreichijchen 
Zollgeiege.) 


— 


e 








) Bezüglich) des Verfahrens bei Verlauf der Ktonfisfate j. Bundesrathsbeſchluß vom 
B) Juli 1882. (Zentralbl. d. Reiches 1852 ©. 341). 

Die jogenannten Aufbringerantheile jind abgeſchafft. 

’, Siehe das Nähere in Delbrüd's, Art 40 der Reichsverfaſſung ©. 20 ff. und 
Dr. Löbe Zollſtrafrecht ©. 177. 17 und 130. 

9 S. Abſchnitt KIT und Reichögeiepbl. 1881 S. 123 ff. 
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Durh $ 5 des Einführungsgejeges vom 1. Febr. 1877') zur Straf: 
prozegordnung für das Deutjche Neich ift beftimmt, daß die prozeß— 
rehtlihen Vorſchriften der Neichsgejebe (alfo auch des als Reichsgeſetz 
anzufehenden WBereinszollgefeges vom 1. Juli 1869) nicht berührt werden, 
und der $ 6 desjelben Gejeges vom 1. Februar 1877 beitimmt, daß die 
landesgejeglichen Beltimmungen über das Berfahren im VBerwaltungswege 
bei Uebertretungen gegen die VBorjchriften über die Erhebung öffentlicher 
Abgaben und Gefälle, alfo auch der Zölle, von der Strafprozekordnung 
nicht tangirt werden jollen Die Strafprogefordnung vom 1. Februar 1877 
enthält jedoch in den SS 459469 bejtimmte Vorjchriften für das Straf- 
verfahren der Berwaltungsbehörden, melde jeit 1. Dftober 1879 
u find: ?) 

. Die Strafbejcheide der Berwaltungsbehörden wegen Zuwider— 
handlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher 
Abgaben und Gefälle dürfen nur Geldjtrafen, fowie eine etiwa 
verwirfte Einziehung fejtjegen.?) 

2. Der Strafbejcheid‘) muß außerdem die ftrafbare Handlung, das 
angewendete Strafgejet und die Beweismittel bezeichnen, auch 
die Eröffnung enthalten, daß der Beichuldigte, jofern er nicht eine 
nach den Gejegen zugelafjene Beſchwerde an die höhere Verwaltungs: 
behörde ergreife, gegen den Strafbeicheid binnen einer Woche nach der 
Bekanntmachung bei der VBerwaltungsbebörde, welche denjelben erlaſſen, 
als bei derjenigen, welche ihn bekannt gemacht hat, auf gerichtliche 
Entjcheidung antragen fünne. 

3. Der Strafbejcheid wirkt im Betreff der Unterbrehung der Ver— 
jährung?) wie eine richterliche Handlung. 

4. Wird auf gerihtlihe Entjcheidung angetragen, jo überſendet 

die VBerwaltungsbehörde, falls fie nicht den Strafbeicheid zurüdnimmt, 
Die Akten an die zuftändige Staatsanwaltichaft, welche fie dem Gerichte 
vorlegt. ®) 

5. In Betreff der Wiedereinjegung in den vorigen Stand’) 
finden die Beitimmungen in $ 455 der Strafprozefordnung entjprechende 
Anwendung. ®) 

6. Iſt der Antrag rechtzeitig eingebracht, jo wird zur Hauptverhand- 

lung vor dem zujtändigen Gerichte, ohne daß es der Einreichung 

einer Anklagejchrift oder einer Entjcheidung über die Eröffnung des 

— alrans bedarf, gejchritten. ®) 
i8 zum Beginne der Hauptverhandlung kann von Seite des Bejchuldigten 

der Antrag zurüdgenommen werden. '") 


N ©. a v. 1877 ©. 847. Dr. Löbe, das deutiche Zolljtrafrecht ©. 175. 
©. 1877 ©. 336 ff 
} $ 459 der er ne 
Die Straffeitiegungen im Verwaltungswege erfolgen nur durch Strafbeiheid. 
Die Einlegung des Rekurſes fann nur gegen einen wirklichen Strafbeſcheid erfolgen und 
ichließt dann die Anrufung der richterlihen Entiheidung aus. 
5) ©. a. $ 453 der St.P.:D. 
98 460 der St. P.O. 
) 8 44 ff. der St.P.O. 
8 461 a. a. O. 
8 462 Abſ. 14. a. O. 
ı 8 462 Abi. 2 a. a. O. 
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3. Iſt die in einem vollſtreckbaren Strafbeſcheide der Verwaltungsbehörde 
feſtgeſetzt Geldſtrafe vom Beſchuldigten nicht beizutreiben und 
deßhalb die Umwandlung in eine Freiheitsſtrafe! erforderlich, 
ſo iſt dieſe Umwandlung nach Anhörung des Staatsanwaltes und des 
Beſchuldigten durch gerichtliche Entiheidung auszufprechen, ohne 
daß der Strafbejcheid einer Prüfung des Gerichtes unterliegt. *) 

I. Die Entjcheidung über die Umwandlung erfolgt, wenn fir eine 
Urtheilsfällung das Schöffengericht zuftändig gewejen wäre, durch den 
Amtsrichter, in den übrigen Fällen durch Beichluß des Land— 
gerichts.?) 

10. Gegen dieſe Enticheidung findet jofortige Beſchwerde jtait.‘) 

11. Die Berwaltungsbebörde iſt Daun befugt jelbit Auflage 
zu erheben, wenn jie jelbjt feinen Strafbejcheid erlajjen hat und der 
Staatsanwalt den an fie gerichteten Antrag auf Verfolgung ablehnt. 
In ſolchen Fällen bat die Berwaltungsbehörde einen ihrer Beamten 
oder einen Rechtsanwalt als ihren Vertreter zu bejtellen und dieſen 
in der Anklage nambaft zu machen. ?) 

12. Die Staatsanwaltichaft ijt in jeder Lage diejes Verfahrens 
(Ziffer 11) zu einer Mitwirkung berechtigt. Diejelbe muß bei der 
Hauptverhandlung vertreten jein, und hat Die gerichtlich angeordneten 
Yadungen zu ya Ark zu bewirfen. Derjelben find alle im Laufe des 
Berfahrens eingehenden Entjcheidungen befannt zu machen. ®) 

13. Das Verfahren auf die von der Verwaltungsbehörde erhobene Anklage 
regelt ſich im Uebrigen nach den für die Brivatflage gegebenen 
Beitimmungen. ?) 

14. Die VBerwaltungsbehörde kann fich der Verfolgung an- 
Ichliegen, wenn der Beichuldigte gegen einen Strafbeicheid derjelben 
auf gerichtliche Unterfuchung angetragen oder der Staatsanwalt Anklage 
erhoben hat. In dieſen Fällen hat die Verwaltungsbehörde, wie bei 
einer von ihr erhobenen Anklage,?) einen Vertreter zu beitellen. 
Sedoh fommen bei Ddiefem Berfahren die fir den Anjchluß des 
Verletzten als Nebenkläger‘) gegebenen Beltimmungen zur Anz 
wendung. !°) 

15. Hat.die Berwaltungsbehörde felbjt die Anklage erhoben oder ſich 
der Verfolgung angeſchloſſen, jo find ihr das Urtheil und alle 
jonftigen Entjcheidungen, auch wenn fie bei der Verkündigung 
derjelben vertreten war, zuzujtellen.'') 

16. Die Friften zur Einlegung der Nehtsmittel beginnen für 
die Verwaltungsbehörde erjt mit der Zujftellung. 


— — — 


) s8 28 des — für das Deutſche Reich. 
3 463 Abi. 1 a. a. ©. 

) 8 463 Abi, 2 a. a. O. 

%) S 463 Abi, 3 a. a. O. 

>) 8 464 4. a. O. 

°) R 465 a. a. O. 

2 a. a. O. und 88 414—434 a. a. O. 

F 8 464 a. a. O. 

J 435—446 a. a. O. 
:8 467 0.0.0. 

.$ 468 a. a. 0. 
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Zur Anbringung von Nepifionsanträgen!) und zur Gegen: 
erflä rung?) auf folche fteht der Verwaltungsbehörde eine Friſt von 
einem Monate zu.) 

Auf Grund der vorftehenden geſetzlichen Beltimmungen und der, 
noch aus früherer Zeit giltigen, oben erwähnten, Grundjäße wurden 
von einigen Landesregierungen bejondere Borjchriften für das 
Berfahren in Zoll» und Steuerſtrafſachen für die treffenden 
Behörden gegeben, welche in den Amtsblättern der Direktivbehörden 
veröffentlicht wurden. *) 

Diejes administrative Strafverfahren gilt für jämmtliche Verbrauchsiteuern 
des Deutjchen Zoll und Steuergebietes; zugleich aber ift den Hauptſteueramts— 
Dirigenten eine Befuguiß zur Niederfhlagung von Uebertretungen, 
bei denen die hinterzogene Abgabe nicht über 3 M. beträgt, ſowie für 
Drdnnungswidrigfeiten eingeräumt. Den Direftivbehörden ift die Befugniß ein— 
geräumt, als zweite Inſtanz bei adminiftrativen Entjcheidungen oder aud in 
eriter Inſtanz von Beitrafung abzuſehen. Bejondere Erwähnung verdient ein 
Bundesrathsbeſchluß vom 12. April 1881,°) wonach die oberjte Yandes- Finanz: 
Behörde ermächtigt worden, die Vorjteher der für die Schlußabfertigung von 
Waaren der Tarifnummern 2e/l, 2 u. 3 und 22a/b (Baumwoll- und Leinen 
Garne) zu andern als den höchſten Säßen der treffenden Tarifnummern 
zuftändigen Zollitellen bezw. die denfelben vorgejegten Hauptämter und Direftiv- 
bebörden für befugt zu erflären, in den Fällen, in denen der Nevifionsbefund 
einem mit einem höheren Zolle belegte Feinheitsjtaffel, als die in der Deklaration 
angebotene ergibt, von der Einleitung eines Strafverfahrens abzufehen, jofern 
es ich biebei um eine 5 Prozent nicht überjteigende Abweichung von der 
höchſten Feinheitsnummer der in der Deflaration angebotenen Feinheitsſtaffel 
bezw. bei Garnen der Nr. 2c/la, 2x, 3x des Tarifs um eine Abweichung 
von nicht mehr als einer Fzeinheitsnummer handelt und nach den Umjtänden 
eine Defraudation zweifellos nicht beabfichtigt war 


2. Rübenzuckerſteuer. 


Die erite Anregung zur Beſteuerung des Nübenzuders im Zollverein ging 
ichon auf der eriten Generalfonferenz des Jahres 1836 in München von der 
Bayeriſchen Regierung aus. Nach $ 39 des Hauptprotofolls von 1836 ©. 94 
bemerft nämlich der Bayerifche Bevollmächtigte, daß die Nunfelrübenzuder: 

abrifation ein Gegenstand ſei, der mit Rückſicht auf neuere Ergebnifje in 

ranfreich und auf die zunehmende Ausbreitung diejes Induſtriezweiges Die 
Aufmerkſamkeit der Zollvereins:Regierungen auf fich zu ziehen verdiene und es 
angemejjen ericheinen laſſe, fich für den ‚Fall, wenn die Ausdehnung der Rüben— 
zucerinduftrie die Einfuhr fremden Zuckers und biedurch die Zollrevenüen 
bejchränfen follte, über eine gleichmäßige und gemeinjchaftliche Beiteuerung des 
Nübenzuders zu verjtändigen. ®) 


8 384 a. a. 0. 
) $ 3857 0.0.0. 
)©. 8 469 der St.-P.-0. 
5, Amtsblatt der bayer. Generalzoll-Adminiitration von 1879 S. 456. In Preußen 
find neue Borichriiten bis jept noch nicht erlafien. 
) Bentralbl. des Reiches 1881 ©. 147. 
6, S. Weber’s Geſchichte des Zollvereins ©, 413 fi. 
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Da die übrigen Bevollmächtigten nicht inftruirt waren, erfolgte fein Be: 
ihluß und wurde die Sache auf den Korrefpondenziveg verwieſen 

Auch bei der zweiten Konferenz in Dresden kam fein Beichluß in diejer 
Richtung zu Stande, fondern nur eine Verftändigung über den Zufammentritt 
einer bejonderen Kommiſſion im Frühjahr 1839. Bei diefer am 25. März 1839 
eröffneten Kommiffion fam es nun zum Austaufch der verjchiedenen Meinungen, 
welde im einem bejonderen Protofolle vom 7. September 1839 nieder 
gelegt wurden. 

Nod war die Rübenzuder-Fabrifation wenig in ihrer Entwidelung fort 
geihritten, aber der Ausfall an Zöllen für Kolonialzuder bereits jo fühlbar, 
da ſich derjelbe für die drei erjten Quartale 1840 gegen denjelben Zeitraum 
1839 auf 253,294 Thaler entzifferte. 

Bei Abſchluß der Zollverträge im Jahre 1841') wurde daher die Be— 
ftenerung des Rübenzuders im ganzen Umfange des Zollvereins als nothwendig 
und vertragsmäfjig erklärt und am 8. Mai 1841 eine befondere Uebereinkunft?) 
wegen derjelben abgejchlojien, welcher am 18. Dftober 1541 Lippe, am 
19. Dftober 1841 — am 13. November 1841 Kurheſſen wegen 
Schaumburg, am 8. Februar 1842 Luxemburg und am 11. Dezember 1841 
Waldeck bezüglich Pyrmont beitrat.*) 

Nach dieſer Uebereinkunft wurde mit 1. September 1841 die Beſteuerung 
der Rübenzucker-Fabrikation im Zollvereine nach einem gleichen Steuerſatze 
eingeführt, die Gemeinſchaftlichkeit des Steuereinkommens aber bis zum 
1. September 1844 ausgejegt, um auf Grundlage der bis dahin gemachten 
Erfahrungen die angemeſſenſte Beſteuerungsweiſe vorher zu ermitteln. Die 
Steuer von vereinsländiſchem Rübenzucker jollte immer gegen den Eingangs» 
zoll von ausländiichem Zucker jo viel geringer geitellt werden, als nöthig ift, 
um der heimischen Fabrikation einen angemejjenen Schuß zu gewähren, in 
feinem Falle jedoch weniger ala 20 Prozent des Zollſatzes für Babes Roh⸗ 
zucker betragen. 

Für das erſte Betriebsjahr ſollte der Steuerſatz 10 Sgr. vom Zentner 
Rohzucker oder 10 Pfennige vom Zentner verarbeiteter Rüben betragen. Bei 
Zunahme der Zuckerfabrikation bis zu 20 Prozent der Geſammtmenge des 
im Zollvereine konſumirten Zuckers ſollte die Steuer auf 20 Sgr. und bei 

Erreichung von 25 Prozent auf 1 Thaler für den Zentner Rohzucker oder 
1 Sgr. 6 Pf. für den Zentner verarbeiteter Rüben erhöht werden. 

Obgleich die VBorausjegung zur Erhöhung der Steuer im Betriebsjahre 
1841/42 eingetreten war, wurde doch aus verjchiedenen Gründen eine Erhöh— 
ung .nicht beliebt. 

Auf der jechiten Generalfonferenz des Jahres 1843 wurde, veranlaßt 
duch ein Promemoria der Preuß. WNegierung, ein neues Uebereinfommen 
über die Beitenerung des Rübenzuckers getroffen, das mit dem 1. September 
1544 in Wirkſamkeit treten jolite. 

Nach diejem durch bejonderes Protofoll vom 6. November 1843 feſtge— 
ftelften Uebereinfommen, follte vom 1. September 1844 an die Gemeinfamfeit 
des Einfommens aus der Rübenzuderjteuer unter den Zollvereinsjtaaten mit 


!) Art. 4 des Vertrages v. 8. Mai 1841. 

Bd. III der Verträge S. 9; Bohhammer, Jahrbüder fi. 3. u. V. 1841 ©. 142. 

3) Bd. III der Verträge ©. 173. 220. 286. 367. 319. Bd. II der Statiftit des 
Reiches ©. 1 fi. 
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dem Steuerjage von 1 Thaler pro Zentner Nübenrohzuder für die Zeit bis 
zum 31. Auguſt 1847 eintreten. 

Es berubte dies auf der in dem erwähnten Protofolle verabredeten Vor: 
ausjegung, daß 

1. der Eingangszoll vom ausländischen Zuder und Syrup und Die 
Steuer vom vereinsländischen Nübenzuder zuſammen für den Kopf der jewei- 
ligen Bevölkerung des Zollvereins jährlich mindeltens eine Bruttoeinnahme 
gewähren jolle, welche dem Ertrage des Eingangszolles vom ausländijchen 
Zuder und Syrup für den Kopf der Bevölferung im Durchjchnitte der 
3 Jahre 1838—40 gleichfam und daß 

2. der Betrag der Nübenzuderjteuer jedesmal für einen dreijährigen, 
vom 1. September an laufenden Zeitraum fejtgejegt und wenigſtens acht 
Wochen vor Anfang des leßteren öffentlich bekannt gemacht werden jolle. 

Es wurden deshalb fortan die Zölle für fremden Zuder im Zolltarife 
ausgejchieden, beſonders fejtgejtellt und verfündigt. Da man von der Vor: 
——— ausging, daß 20 Zentner Rüben einem Zentner et ent= 
—— ſo wurde der Steuerſatz für den Zentner Rüben auf L! Sgr. feſt— 
geſtellt 

Auf der Karlsruher ſiebenten) Generalkonferenz des Jahres 1845 
wurde durch beſonderes Protokoll vom 23. Oktober 1845 eine Verord— 
nung nebſt Vollzugsinſtruktion für die Beſteuerung des Rüben— 
zuckers vereinbart,') die im Jahre 1846 von den verſchiedenen Staaten 
publizirt wurden?) umd noch immer die Grundlage diefer Beſteuerung bilden. 

Die Verordnung zerfällt in 27 Paragraphen mit 4 Abjchnitten (Allgem. 
Beitimmungen, Vorjchriften über die Erhebung und Kontrolirung der Steuer, 
Behörden zur Erhebung und Aufficht, Strafbejtimmungen). 

1. Nach den Beitimmungen in $ 1 diefer Verordnung iſt geſetzlich nor: 
mirt, daß die Steuer für den Rübenrohzucker alle 3 Jahre feitgejtellt werden 
jolle,*) und die Verkündigung der Steuerfäge 8 Wochen vorher zu erfolgen 
habe; ferner, daß die Steuer von den zur Zuderbereitung bejtimmten Rüben 
erhoben werde, wobei angenommen wurde, daß zu einem Sentner Zuder 
20 Zentner Rüben erforderlich jeien.*) 

2. Bezüglich der Verwiegung find in $ 2 die nöthigen Vorjchriften — — 
von denen beſonders hervorzuheben iſt, daß Probeverwiegungen ausgeſchloſſen 
ſind, daß nicht weniger als 5 Zentner Rüben auf die Waage gebracht wer: 
den Dürfen und daß auf einen Zentner getrodneter Rüben 5'/» Zentner roher 
Rüben gerechnet werden. 9) 

3. Nach 5 3 kann für Fabriken, welche in einer Betriebsperiode nicht 
über 10,000 gentner roher Nüben verarbeiten, unter gewilfen Bedingungen 
die Steuer firirt werden, in welchem Falle dann die amtliche Verwiegung 
unterbleibt. 

4. Zur Entrichtung der Steuer ift nad) $ 4 der Fabrikinhaber verpflichtet. 
Die Steuer wird am Schluſſe jeden Stalendermonats von der Steuerbehörde 


') Beilage I u. II zum bejond. Prot. dd. Karlsruhe d. 23. Tftober 1845. 

2) Preuß. Sejepfammlung v. 1846 ©. 335; Baper. — — 1846, Jahrbücher 
f. 3. V. 1870 ©. 270, Zentralblatt 1864 ©. 252. 259 

2) Abgeändert auf zwei Jahre durch die Rereinbarung vom 4. April 1853, 

) Abgeändert durch die Vereinbarung dv. 4. April 1853. 

®) Auf 5 Zentner herabgejegt durch Vereinbarung v. 25, April 1861, 8 3., v. 1. Sept. 
1861 an (Jahrbücher 1861 ©. 166) u. auf 4°/s Zentner durch Geſetz dv. 25. März 1865. 
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berechnet und iſt, wenn fie nicht kreditirt wird, binnen 3 Tagen vom Empfang 
der amtlichen Berechnung zu zahlen. 

5. Ein Steuererlaß iſt nah S 5 für jeden Fall ausgejchlojien. 

6. In $ 6 it eine einjährige Verjährungsfriſt bezüglich der Nacherheb: 
ungen und Rückerſätze dieſer Steuer feſtgeſetzt. 

7. Beichränkungen des Betriebs von Rübenzucerfabrifen finden nach $ 7 
nur bei vereinigtem Betriebe von Zuderfabrifation von Rüben und Kolonial— 
zucker, ſowie im Grenzbezirke jtatt. 

3. Die Paragraphen 3—12 enthalten die Beſtimmungen über die An— 
meldung der Betriebsräume') und Geräthe, die Aufficht der Steuerbehörde 
bierüber und über die ——— des Betriebs. 

9. Die in $ 13 vorgeſchriebene Einreichung jährlicher Materials-Vorraths— 
verzeichnilje it durch Vereinsgefeg vom 2. Mai 1870°, ala undurchführbar 
und läſtig aufgehoben worden. 

10. In S 14 find bejondere VBorfchriften für die Fabriken gegeben, 
welche getrodnete Rüben verarbeiten. 

11. In $ 15 iſt beitimmt,- daß die Vorfchriften in $ 8—12 und 14 
nicht nur von dem Fabrifinhaber, jondern von jedem, der dabei bejchäftigt it, 
zu befolgen find. 

12. Die Beltimmungen in $ 16 beziehen fich auf die Rechte und Pflichten 
der Steuerbeamten. 

13. In S$ 17—22 find die Strafbeitimmungen für die Stenerdefraus 
dation und fonjtige Verfehlungen gegen die ftenergejeßlichen Borjchriften ents 
halten. °) 

14. Das Strafverfahren ſoll ſich nach $ 23 nad) den Beltimmungen in 
Zollitraffachen richten, welche auch bezüglich der VBertretungsverbindlichkeit, 
Theilnabme u. j. w. in Anwendung zu fommen haben. 

Die oben erwähnte Injtruftion für die Steuerbehörden zerfällt in 
32 Paragraphen!) und 6 Abjchnitte, zu denen eine große Zahl von Aus— 
führungsbeftimmungen von den verichiedenen Minifterien und Direftivbehörden 
erlaſſen jind.”) 

Nach Erlaß diejes Geſetzes wurde beichloffen, die bisherige Steuer von 
1 Thlr. pro Zentner Rübenrobzuder bis 1. Sept. 1850 beizubehalten. 

In dieſer Periode trat aber ein mächtiger Umfchwung in der Rüben— 
zucer-Induftrie ein. Diejelbe, bedeutend eritarft und technijch ausgebildet, 
begann ihre neue Thätigkeit zunächjt mit der Verdrängung des Kolonial— 
zuder3 zu äußern. Der Jmport des legteren fiel von 1846 an jo merklich, 
daß der Durcjchnittsertrag des Zolles und der Steuer von beiden Zucker— 





© Nach Bundesrathöbeihluß v. 25. März 1872 jollen Konzeſſionen zur Einrichtung 
ſolcher Fabriken im Einvernehmen mit der Stenerbehörde ertheilt werden, um baulichen Ein- 
richtungen, welde das Steuerinterejie gefährden, entgegentreten zu fünnen. 

9) Bundesgeiepbl. 1870 ©. 311. 

s) Ziff. Lim $ 17 iſt als im Zufammenhang mit $ 13 durch Vereinsgejep v. 15. Juni 
1370 autgehoben (Bundesgeiepbl. v. 1870 S. 311); ſ. a. Preuß. Zentralbl. 1881 ©. 408. 

*, $ 9 der Inſtruktion it, al$ im Zuſammenhang mit $ 13 des Geſetzes stehend, durch 
Seien, gr 2. Mai 1870 aufgehoben worden. 

Zentralblatt von 1846 ©. 252. 259; Jahrbücder für 3. u. V. von 1854 ©. 408, 

820, ** 825. 827; von 1855 ©. 453. 705. 761. 763, 764; von 1857 ©, 703. 705. 706. 
707. 709. 711; von 1858 ©, 530. 666; von 1859 ©. 621. 622, 624, 626, 627. 628. 631. 
632. 633. 635; von 1860 ©. 417. 419, 422. 424; von 1861 ©. 163; von 1864 ©. 239; 
1865 S. 372. 590; von 1866 ©. 572; von 1867 ©. 663. 


es 
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arten erheblich unter dem im Jahre 1843 angenommenen Maßſtabe von 
6,2616 Sur. pro Kopf der Bevölferung zurückblieb. Mit 1. September 1850 
wurde daher, unter Beibehaltung der bisherigen Zölle auf fremden Zuder 
die bereits 1848 beſchloſſene Erhöhung der Rübenzuckerſteuer von 1 auf 
2 Thaler in Vollzug gejeßt umd jonach der Sab von 1’/ Sur. für den 
Zentner Rüben auf 3 Sgr. erhöht. Dieſe Erhöhung hatte jedoch keineswegs 
den erwarteten Erfolg, denn die Produftion des inländischen Zuders jtieg 
fortwährend und verdrängte in gleicher Weiſe den SKolonialzuder. Dennod) 
blieb der Steueriag unverändert big 1. Sept. 1853. 

Durch die Vereinbarung vom 4. April 1853") wurden einige wejentliche 
Uenderungen bejchlojien und zwar: 

a) Daß fortan die Steuer immer für eine zweijährige Periode normirt 

werden jolle; 

b) daß Ddiefelbe vom 1. Sept. 1853 bis dahin 1855 6 Sar. vom 
Zentner Rüben betragen jolle, und 

ce) daß, unter Beibehaltung der übrigen Grundjäge für die Berechnung 
der Steuer, der auf den Kopf der Bevölkerung treffende Steuerans: 
theil für Zuder nach dem Durchichnitt der Jahre 1847-49: 6,0762 
Sgr. betragen ſolle, 

d) wurde zum erſtenmal von der Stenerberechnung vom Rübenrohzucker 
Umgang genommen, da man fich überzeugt hatte, daß das ange- 
nommene Berhältnig von 20 Zentner Nüben zu 1 Zentner Rohzucker 
ſchon längſt nicht mehr zutreffe. 

Der Satz von 6 Sgr. pro Zentner Rüben blieb unverändert bis 

1. September 1857. Durch eine weitere Uebereinfunft vom 16. Februar 
1858?) wurde vom 1. September 1858 an der Steuerfag auf 7'/e Sur. für 
= DEIaR Nüben und der Eingangszoll für fremden Syrup auf 3 Thlr. 
erhöht. 

Erjt durch das Vereinsgeſetz vom 26. Juni 1869°) ($S 1) wurde vom 
1. September 1869 an die Nübenfteuer auf 8 Sgr. pro Zentner erhöht, und 
die Zoll- und Tarajäge für fremden Zuder und Syrup dem entiprechend 
fejtgejtellt (5 2). Eine Anweilung zur Ausführung des Gejeges wurde am 
nämlichen Tage erlafjen.*) 

Zunächſt ift hier eine wichtige Begünftigung zu erörtern. 

Mit der Erweiterung der Rübenzucker-Induſtrie und der Erhöhung der 
Steuer war nämlich naturgemäß auch die Frage der Nüdvergütung 
diejer Steuer für erpotirten Rübenzucker aufgetreten. Die erfte 
Anregung hiezu erfolgte auf der X. Generalfonferenz im Jahre 1854,°) führte 
aber zu feinem Mejultate. Der Antrag wurde auf der XII. und XIV. 
Generalfonferenz gleichfalls ohne Erfolg wiederholt.) 


’) Beil. zum Art. 12 des Vertrags v. 4. April 1853. Bd. IV der Verträge S. 17 ff. 

2) Bd. IV der Verträge ©. 518. 

®) Bundesgejegbl. 1869 ©. 282; Jahrb. 1869 ©. 297. 

) Zentralbl. 1869 S. 386 ff., Jahrb. f. 3. u. V. 1869 ©. 300 ff. 319. Hirth’s 
„Annalen“ 1869 ©. 908. Durch Bundesratbsbeihluß dv. 16. Dezember 1880 wurde das 
Betriebsjahr vom Jahr 1681 an vom 1. Auguſt bis 31. Juli jeden Jahres normirt. 
(Zentralbl. des Reichs 18850 ©. 810.) 

5) Hauptprot. der X. General-Konf. $ 39 ©. 78, 

6) Hauptprot. XIII. u. XIV. General-Konf. 
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Bei nennen Abonnements wird oft mit Bedanern bemerkt, daß 
die Erwerbung der früheren Iahraänge der „Aunnlen“ mit fo 
arohen Boften (Milk. 236.—) verknüpft ſei, und der Wunſch aus- 
geſprochen, bei Bezug der vollſtändigen Serie eine Preisermähiaung 
eintreten zu laſſen. Um nun derartigen Wünſchen entgegengukommen, 
haben wir uns entfchlofen, nen eintretenden Abonnenten die 
complete Serie 1870 bis 1884 anftatt u Zilk. 236.— u 

nur 2Iark 100.— 
m liefern. er Vorrath diefer Zahrgänge if nur [ehr aering. 
Wir bieten mit diefer Offerte öffentlichen und Privatbiblistheken, 
Stants- und Gemeindebehörden, Auftalten und Vereinen die ſeltene 
Gelegenheit, ſich um einen enorm billigen Preis die ganze Serie 
diefes gedirgenen und werthuollen Quellenwerkes gu erwerben. 

Der Preis der einzelnen Bande refp. Iahraange bleibt mie 
muor Ak. 16.— Die Iahraange 1868/1869 find ganz verariffen. 





Rehtswiffenihaitlide Monographien, Kommentare zu Reichsgeſeten, Berichte über Gefeh: 
ebung und Verwaltung, bolfd: und flantswirthihaftliche Unterfuhungen, amtliche Publikationen, 
Teaffgriften, Handelskammerberichte, ſtatiſtiſche cherfichten, bilden Das Programm der Zeit- 


—F G. Sirtb’s Verlag in München & Leipzig. 8 


r W. ©. g. u. 
2* = 


— — 


ſchrift, die ald praktiſch-wiſſenſchaftliches Onellenwerkf wihtig für Miniflerien, 
Bezirföregierungen, Gelandtfhaften und SKonfulate, Gerihtöbehörden, Advofaten, Zollämter, 
Mogiftrate, Landrathöämter, Handeld: und Gemwerbefammern, für Reichſtags⸗ und Landings- 
abgeordnete u. ſ. m. ift. 

Interefjenten fteht ein bollftändiges Inhaltsverzeichniß der Jahrgänge 1868—1884 oder aud) 
ein completer Jahrgang zur Anfiht zu Dienften. Abonnements werden jederzeit und bon jeder 
Buchhandlung oder Poftanflalt angenommen. 


Münden 8 Leipsig, Herbit 1885. 
G. Hirtb’s Verlag. 
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G. HIRTH’s Kunstverlag in München und Leipzig | 


hat sich die specielle Aufgabe gestellt, die reichen Schätze 
alter Kunst und alten Kunstgewerbes 


in tadellosen Facsimile-Reproduktionen für die Gegenwart 
nutzbar zu machen, den Geschmack zu bilden und zur Hebung unserer 
nationalen Kunst und Industrie beizutragen. Die Annahme, dass 
unsere Publikationen tiefgefühlten praktischen Bedürfnissen entgegen- 
kommen, ist glänzend gerechtfertigt worden, schon heute sind die- 
selben als die wichtigsten und unentbehrlichsten Lehr- 
und Hilfsmittelin den Ateliers, Werkstätten und Schulen 
allgemein anerkannt und benutzt. In ihrer Gesammtheit stellen sie‘ 
einen Thesaurus des Stiles in den bildenden Künsten und Gewerben dar, aus welchem un- 
zählige strebsame Kunstjünger und Handwerker reiche Anregungen für ihren Beruf und ihre Bildung 
schöpfen. In erster Linie das in seiner Art einzig dastehende Ornamentwerk 


Der Formenschatz welcher bisher über 1400 Blätter mit stilvollen dekorativen 
und kunstgewerblichen Darstellungen nach den berühm- 

testen Meistern der Renaissance, sowie der früheren und späteren Stilrichtungen gebracht ha 
Diese berühmte Sammlung, redigirt von Dr. G. Hirth, ist anerkanntermassen das Beste, Voll 


ständigste und Billigste, was man jungen Künstlern und Gewerbetreibenden in die Hand geb 
kann. Serie I und II je 10 Mark, Serie III bis VIII je 15 Mark. Jede Serie selbstständig 5 
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GESLELCHLGALLH HS HL 


erläuterndem Text. Das Werk (in französischer Ausgabe als »L’Arl Praligue«) wird fortgese 
und erscheint in monatlichen Lieferungen AM. 1.25. Auch das bisher Erschienene kann nac 
und nach in Lieferungen à M. 1.— bez, M. 1.25 bezogen werden. Dem »Formenschatz& 
schliesst sich an ik 
- der Gothik und Renaissance, des 
D as D eutsche Zimmer Barock-, Rococo- und Zopfstil 
Anregungen zu häuslicher Kunstpflege von Georg Hirth. Dritte, stark vermehrte Auflage 
450 Seiten hoch 4° mit ca. 400 Illustrationen. 10 Lieferungen à M. 1.—, eleg. geb. M. 15. 
Dieses allgemein beliebte Prachtwerk bietet in Wort und Bild eine vollständige Anleitung 
stilvoller — * dar, ebenso wichtig für den Liebhaber, als unentbehrlich für d 
Fachmann (Architekten, Maler, Schreiner, Tapezierer, Dekorateur etc.). Unter den 400 durc 
weg instruktiven Abbildungen befinden sich Ansichten von ganzen Zimmern und dekorativ 
Gruppen, in den reichsten wie bescheidensten Verhältnissen. Bei der immer allgemein 
werdenden Vorliebe für behagliche und schöne Häuslichkeit empfiehlt sich das Werk ins 
sondere auch als passendes Geschenk für Verlobte und junge Eheleute, welchen dieser Ra 
Bee bei der ersten Einrichtung manche spätere Reue ersparen kann. Das Interesse all 
unstfreunde und Gebildeten beansprucht das 


Kulturgeschichtliche Bilderbuch yin?ba wer besser 
FERHM aus drei Jahrhunderten erg; "“ Facsimile - Wiedergabe 


von alten Holzschnitten, 
Kupferstichen, Radirungen und Zeichnungen. Gegenstände der Reproduktion sind hauptsächlie 
Portraits berühmter und interessanter Persönlichkeiten, Kostüm- und Genrebilder, Darstellun ge 
von fr den, Kriegs- und Gerichtsscenen, Spielen, Tänzen und Bädern, Fesizügen; Schilderung 
des föhschen und bürgerlichen Lebens, Städteansichten und Marktbilder, endlich moralische 
politische Allegorien, Mysterien, Curiosa u. s. w. Hervorragende Meister dreier Jahrhundesz 
und verschiedener Nationen — nennen wir aus der grossen Zahl nur die Namen Dx 
Burgkmair, Amman, Callot, Hollar, Watteau, Chodowiecki — liefern in überreicher Fülle d 
Stoll zu diesem Werke, welches an Originalität sowie an kunsthistorischem Werth von kein 
ähnlichen übertroffen wird. 

Das »Bilderbuch«e erscheint in 8 Bänden von je ı2 Lieferungen, & Lieferung M. 2. 
Liebhaberausgabe einseitig auf Kupferdruckpapier M. 5.—. Erschienen sind 36 Lieferung 
a M. 2.40 oder Band I, II, III, broch. à M. 30.—, geb. M. 35.--. Liebhaber-Ausgak 
einseitig bedruckt & Band M. 60.—. 

Monatlich erscheint eine Lieferung. Eine soeben beginnende zweite Subscriptiox 
Ausgabe bietet die beste Gelegenheit zur successiven Erwerbung des Bilderbuches, 
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Endlich am 31. März 1860 erneuerte die Preußiſche Regierung ihre 
Vorſchläge mit dem Verlangen einer Spezialkonferenz, welche am 5. März 
1861 in Berlin eröffnet wurde und als deren Reſultat die Vereinbarung 
vom 25. April 1861?) erjcheint. Nach Artikel 1 und 2 dieſer Uebereinkunft 
follten vom 1. September 1861 an für Nübenzuder, wenn dejien Ausfuhr 
über die Zollvereinsgrenze oder dejjen Niederlegung in eine öffentliche Nieder: 
lage erfolgt tt, eine der Rübenſteuer entiprechende Vergütung (Bonifikation) 
gewährt werden und zivar fir Nohzuder und Farin 2 Thlr. 221, Sur. 
pro Ztr., für Brod-, Hut-, Kandis- und geitoßenen Zuder 3 Thlr. 10 Sur. 
unter der Bedingung, daß Nohzuder und Farin in Mengen von mindejteng 
0 Ztr. und raffinirter Zuder in Mengen von mindeftens 10 Ztr. zur Anz 
meldung gelangt. 

Diefe Sätze wurden durch eine jpätere Uebereinfunft vom 16. Mai 1865 
auf zw 26 Sgr. reip. 3 Thlr. 15 Sgr. vom 1. September 1866 an 
erhöbt.?) 

Das bereit? erwähnte Vereinsgeſetz vom 26. Juni 1869 hat mun fir Die 
Ausfuhrvergüitung des Nübenzuders infofern eine wichtige Aenderung herbei- 
gerührt, als es die Höhe derjelben für Rohzucker und alle Zuderforten, mit 
Ausnahme von Kandis und Zucker in weißen, vollen harten Broden (nad) $ 3) 
von dem, durch Bolarijation gefundenen, Zudergehalte abhängig madht.?) 
Die Ausfuhrvergütung betrug hienach: 

1. für Robzuder von mindeltens 83% Polariſation 9 A. 40 9 für 
1 Btr.; 

2. für Kandis und für Zuder in weißen, vollen, harten Broden bis zu 
25 Pd. Nettogewicht oder für den in Gegenwart von Steuerbeamten 
zerfleinerten raffinirten Zuder 11 4. 50 %% für 1 Zr. ;t) 

3. für alle übrigen harten Zucker, ſowie für ale weißen, nicht über 
1°/, Waller enthaltenden Zuder in Kryſtall-, Krümel- und Mehlform 
pon mindeitens 95% Bolarifation 10 M. 80° für 1 Bir. 

Nach Bundesrathsbeſchluß vom 25. Februar 1873 (8 74 des Prot.) 
fann die unter Nr. 1 aufgeführte Vergütung übrigens auch dann gewährt 
werden, wenn raffinirter Zuder von unter 98°”/o aber von mindejtens 88"/o 
Polarifation ausgeführt wird 

Bei Abfertigungen von Zuderjendungen in Säden in’s Ausland müſſen 
die Probeveriviequngen mindejtens 2°/o der ganzen Waarenpoft umfafjen nach 
Bundesratbsbeihluß vom 4. Mai 1873 ($ 236 des Prot.). 

Hiezu ift durch Bımdesratbsbeihlug vom 15. November 1877 (8 343 
des Brot.) weiter bejtimmt worden, daß die Feſtſtellung des Bruttogewichts 
für derartige Zuderfendungen in Säden bei größeren, aus gleichartigen Kolli 

beitehenden Sendungen probeweije in der Art erfolgen. fünne, daß die 
Berwiegung fich mindeitens auf den achten Theil der Waarenpoft erftredt. 


!; Bentralblatt v. 1861 S. 215. 217. 219. 232; 1862 ©. 155; v. 1865 ©. 151. 326; 
Jatrbücher ſ. 3. u. B. von 1861 ©. 166, 170, 193, 206. 212. 227. 485. 503. 515. 523. 
Sl: a. a. D. v. 1862, ©, 177. 180, 184. 195 und Bentralbl. v. 1872 5. 258 über das 
Leriahren und die Bedingungen für die Bonififation. 

Jahrbücher 5. 3. u. ® 1865 ©. 316. 591. 593. 

*; lieber das Verfahren der Zollämter in Bezug auf die Abfertigung ſ. das Nühere in 
den Jahrbüchern von 1871 ©. 552—536 und 1869 ©. 302 ff., von 1870 ©. 283, 558. 

) Auch zuläffig für Zuder in weißen, vollen, harten Platten bis zu 25 Bid. oder der: 
tigen in Gegenwart von Steuerbeamten zerfleiierten Zuder nad Bundesrathsbeichluß vom 
2%. Mai 1878 ($ 335). 
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Allemal hat jedoch) die Bruttoverwiegung der ganzen Waarenpoft dann ftatt- 
zufinden, wenn entweder das ermittelte Gewicht irgend einer der einzelnen 
verwogenen Parthien oder irgend eines der Brutto verivogenen Kolli um mehr 
als 2”/o hinter dem Deflarirten zurücbleibt, oder wenn bei einer jeden einzeln 
verwogenen Parthie, oder einem jeden einzelnen Kolli ein geringeres Gewicht 
als das deflarirte fich ergeben hat.') 

Durch einen Bundesrathsbefhluß vom 16. Dezember 1880°) wurde ange: 
ordnet, daß bei Abweichungen zwifchen dem deflarirten und dem 
ermittelten Nettogewichte des mit Anfpruch auf Ausfuhrvergütung nad) 
dem Auslande zu verjendenden, zur Abfertigung gejtellten Roh-Kryſtall, Krümel— 
und Mehlzuders in Fäljern die Nettoverwiegung der ganzen Waarenpoft nur 
dann einzutreten hat, wenn das ermittelte Gewicht der einzeln netto verwogenen 
Kolli um mehr ala 2%) hinter dem deflarirten Gewichte zurücbleibt. 

Ein Bundesrathsbeſchluß vom 8. November 1881?) geitattet, daß der 
Bergütungsfag von 11,50 46. (jet 11,10 A) für 50 Kilogramm Zuder auch 
auf Zuder in weißen, vollen harten Blöden bis zu 12,5 Kilogramm Netto= 
gewicht, oder in Gegenwart der Steuerbehörde zerfleinerten derartigen 
Zuder Anwendung finde. 

Ein weiterer Bundesrathsbefchluß vom 23. November 1882°) dehnt dieſe 
Begünftigung auch auf Stangenzuder bis zu 12,5 Kilogramm Netto oder 
in Gegenwart der Steuerbehörde zerfleinerten derartigen Zuder aus. 

Durch einen Bundesrathsbefhluß vom 14. März 18835) wurden Die 
Bundesrathsbeichlüffe vom 15. November 1877 und 1. Februar 1879 folgender: 
maßen ergänzt: 

E3 ſoll hiernach, wenn die Ermittelung des Bruttogewichts von Roh: 
zuder in Säden von gleichem Gewichte durch probeweife VBerwiegung 
erfolgt, das deflarirte Bruttogewicht des nicht verwogenen Theil der Waaren— 
poft nur dann der Ausfuhrvergütung zu Grunde zu legen fein, wenn das 
durch die Probeverwiegung ermittelte Bruttogetwwicht des achten oder eines 
größeren Theils der Waarenpoft das auf diefen Theil entfallende deflarirte 
Bruttogewicht erreicht oder überfteigt. It Dagegen das durch Verwiegung 
ermittelte Bruttogewicht geringer — wenn auch nicht um mehr ala 2% — 
al3 das deflarirte, jo ſoll aud) das Bruttogewicht des nicht verwogenen Theils 
der Waarenpojt nach dem für das einzelne Kollo des verwogenen Theils zu 
berechnenden Durchichnittsgewichte zu reduziren fein. Sofern der betreffende 
Waarendisponent jich hiermit nicht einverjtanden erklärt, muß aber die Brutto— 
veriviegung der gangen Waarenpoft erfolgen. 

Am 24. Juni 1884 beſchloß der Bundesrath zur Ergänzung des oben 
erwähnten Beichlufjes vom 1. Februar 1879, daß die Feſtſtellung des Netto— 
gewichts des Würfelzuders bei Poſten von 6 bis einfchlieglih 18 Kijten 
probe weiſe derartig erfolgen fann, daß 6 Kiſten ausgejondert und aus 
diefen durch Herausnehmen einer Seite je eine Kite gebildet und verwogen 
wird. Hiebei joll das deflarirte Gewicht der Berechnung der Steuervergütung 
zu Grunde gelegt werden, wenn dasjelbe das bei der Probeverwiegung 





1) Lepter Abſatz mit Nenderung durdy den Bundesrathäbeihlugß vom 1. Febr. 1879 
($ 57 des Brot.) 
2) Zentralbl. des Reichs 1880 ©. 810, 


2) a. a. O. 1881 ©. 440. 
“a.a. ©. 1882 ©. 441. 
) a. a. .O 1883 ©. 81. 
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ermittelte Gewicht nicht um mehr ala 2°/o überjteigt. Bei erheblicher Differenz 
ift der Poften ganz netto zu vermwiegen. 

Endlich ift auch bezüglich der Nettoverwiegung von Kandiszuder bei 
der Ausfuhr durch einen Bundesrathsbeſchluß vom 21. Mai 1885!) zugelafien, 
daß bei der Verpadung in Kiften nur 2”/o derjelben verwogen werden dürfen, 
und da die Nettoverwiegung der ganzen Waarenpoft nur einzutreten hat, 
wenn das Nettogewicht der verwogenen Kolli mehr als 2% hinter dem defla- 
rirten zurücbleibt. 

Außerdem ift in $ 2 des Geſetzes von 1869 'infofern eine weitgreifende 
Reform dadurch eingetreten, al vom 1. September 1869 an der Eingangs 
zoll vom ausländiichen Robzuder, wenn derjelbe den, auf Anordnung des 
Bımdesrathes bei den Zollſtellen niederzulegenden und nach Anleitung des 
Holländischen Standard Nr. 19 und darüber zu bejtimmenden Muftern ent— 
jpriht, 5 Thaler, vom fonjtigen Rohzucker 4 Thaler pro Zentner beträgt, als 
ferner der Zoll für alle übrigen Zuderjorten von 7 Thlr. 10 Sgr. auf 5 Thlr. 
berabgejegt ift und Melaſſe unter Kontrole der Verwendung für die Brannt- 
mweinbereitung freigelajjen wird, und endlich der Ausnahmezoll auf Nobzuder 
für Siederei bejeitigt erjcheint.) Die Ausführungsbeitimmung zu $ 2 des 
Geſetzes läßt die Verzollung des Nobzucders, für welchen der Zollſatz von 
5 Thlr. ausdrüdlich in der Deklaration angeboten wird, bei allen Zolljtellen 
nab Maßgabe der denjelben im Allgemeinen beigelegten SHebebefugnijje 
zu; die Verzollung, bei welcher die Anwendung des Satzes von 4 Thalern 
von Zollpflichtigen beanfprucht wird, ift jedoch nur auf gewilje, bejonders 
benannte Aemter bejchräntt.?) 

Unmittelbar nah Annahme diejes Gefeßes durch das BZollparlament 
wurde von demjelben auf Antrag von Hennig’s der Beichluß gefaßt: den 
Vorfigenden des Bundesraths aufzufordern, Erhebungen über die Durchführ- 
barfeit einer Fabrikatjteuer für Zuder anjtellen zu laſſen und das Ergebniß 
dem nächiten Zollparlament vorzulegen. Diefer Antrag hat bis jeßt feine 
Folge gehabt, ebenjo wenig aber hatte Erfolg ein beim Bundesrathe am 
1. Dezember 1877 eingebrachter Antrag auf Erhöhung der Rübenzuckerſteuer 
von 80 Pf. auf 85 Pf. vom Zentner der zur Zuderbereitung bejtimmten 
Rüben, twelche damit begründet wurde, daß nur 11,739 Ztr. Rüben für Bereit: 
ung von 1 Ztr. Rohzucker im Durchſchnitt der legten Jahre verbraucht wurden, 
während der Steuerfag von 80 Pfg. per Ztr. auf der Annahme beruht, daß 
12,5 Ztr. Rüben zur Herftellung von 1 Ztr. Nohzuder nothiwendig find, und 
— auch die Zollſätze und Vergütungen für die Zuckerausfuhr berechnet 
werden.*) 

Nah dem Berichte des Statiftischen Amtes für die Zeit vom 1. Sep— 
tember 1878 bis 31. August 18795) entfielen allerdings in den Jahren 1873 
bis 1879 als höchſter Durhichnitt in Baden 13 Ztr. und im Hollgebiete 
10,82 Ztr. Rüben durchfchnittlich auf 1 Ztr. Rohzuder und wurden in diefem 


’, BZentralbl. ded Reichs 1885 ©, 233. 

2) Bon bejonderem Interejie find für diefe Materie die Denkichrift der Hamburger 
andelöfammer von 1868 in Hirth's „Annalen“ von 1868 ©. 303 ff. und des Eugen 
Langen in Köln von 1869 in Hirth's „Annalen“ von 1869 ©. 361 ff.; Jahrbücher von 
1569 S. 315. 

2) Eiche auch Hirth's „Annalen“ 1869 ©. 908 ff.; Jahrbücher von 1869 ©. 297, 
319, 302 ff, von 1870 ©. 157, 558. 

4 Drudiahen Nr. 118 für 1877. 

5, S. Bd. 43 Heft 3 ©. 38 der Statijtif des Deutichen Reiches. 
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Zeitraum, ftatt 10 .2 für den Zentner Nobzuder, wie bei Berechnung der 
Steuer angenommen worden war, durchichnittlich nur 9,42 46 in den nicht 
mit Diffufionsverfahren arbeitenden Fabriken und nur 8,62 M für den Zentner 
Rohzucker in den mit Diffujionsverfahren arbeitenden Fabriken erhoben. 

Da nun die Vergütungsfäge in $ 3 des Geſetzes vom 26. Juni 1369 
auf der Vorausſetzung bafiren, daß zu 1 Ztr. Robzuder 11,75 Ltr. Rüben 
verbraucht werden, dieſes aber, wie erwähnt, nicht der Fall war, jo war es 
natürlich, daß die Musfuhrvergütungen auch den Nettoertrag der Steuer erheb- 
lich jchmälerten. Die Rübenzuckerſteuer betrug nämlich 1878/79 74,059,961 Mb, 
1871/72 nur 36,012,691 M, alfo im eriten Jabre mehr als das Doppelte 
der Lebtgenannten und über 20 Millionen mehr als im Durchichnitt der legten 
7 Jahre und dennoch war das Nettoerträgnig unter Hinzurechnung des Zolles 
für die Zucereinfuhr und Abrechnung der Ausfuhrvergütungen 1578/79 nur 
50,811,763 .#, dagegen 1871/72 44,637,000 .£, d. h. im erjtgenannten 
Jahre nur 6 Millionen Mark höher als im legten und um 2’. Millionen 
Mark geringer, als im Durchjchnitt der Jahre 1371 bis 1578.') 

Unter diefen Umständen war durch einen Bejchluß des Neichstages vom 
17. Dezember 1851 dem Neichsfanzler der Wunjch nach einer eingehenden 
Unterjuchung darüber ausgejprochen worden, ob und in wie weit zu Folge 
technijcher Fortſchritte bei der Zucderinduftrie der Ertrag aus derjelben durch 
die Höhe der Erportbonififation Einbuße erleide und hatte hieraus der Reichs: 
fanzler Beranlajlung genommen, zumächjt die an der Zuderinduftrie am meiſten 
betheiligten Regierungen zur Aeußerung zu veranlajien. Es war von ihm am 
2. Februar 1833°) bei dem Bundesrathe die Einfegung einer Kom— 
mijfion von Beamten des Neiches und der Bundesftaaten und 
von Sachverfjtändigen des Nübenbaus und der Zuderinduftrie zu dem 
BZwede beantragt worden, um zu unterjuchen, auf welchen Gründen der 
finanzielle Rüdgang der Nübenzucderjteuer beruht und in welcher Weiſe eine 
geeignete Abhilfe geichaffen werden könne. 

Außerdem wurde ein Gejegentwurf in Vorlage gebracht, durch den die 
Sätze der Ausfuhrvergütungen für Zuder vom 1. Anguſt 1883 an berab- 
gejegt werden follten, da vorausfichtlich die Berathungen und Beſchlüſſe der 
Kommiſſion zu lange Zeit in Anfpruch nehmen würden und eine Denkjchrift 
des Vereins der Nübenzucderinduftriellen vom 2. Dezember 1882 felbjt die 
Möglichkeit einer ſolchen Herabjegung anerkannt hatte. 

Sowohl der Antrag auf Einfegung einer Enquete-ommijfion als auch 
das Gejep wurde am 10. Februar 1883 ($ 49 des Brot.) vom Bundesrathe 
angenommen und bald darauf dem Neichstage vorgelegt. Der Neichstag 
nahm das Geſetz mit zwei Nenderungen an, die darin bejtehen, daß als Ein- 
führungstermin der verminderten Bonififationen für Kandis und weißen Zucker 
der 1. September 1883 fejtgejegt und in $ 2 die Giltigfeitsdaner des Geſetzes 
nur bis 1. Auguſt 1885 bejtimmt wurde. Nach Genehmigung durch den 
Bundesrath wurde das Gefeg am 7. Juli 1583 publizirt.’) Nach demjelben 
wurde die durch das Geſetz von 1869 feitgejegte Export» Bonififation für 
50 Kilogramm Zucker jeder Art um je 40 Pig. herabgefegt und zwar für 
Nobzuder am 1. Auguſt 18853, für die übrigen Sorten am 1. Sept. 1883. 


) Im Jahre 1878/79 wurden in 8324 Fabriken im Durchſchnitt je 285,725 Zentner 
Rüben verarbeitet. 

2, Drudj. des Bundesraths Nr. 10 von 1883, 

®) Neichsgejepbl. 1883 ©. 157. 
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Da der Reichstag zugleich den Reichskanzler um Einjegung einer Enquetes 
Kommilfion mit möglichiter Beichleunigung erjucht hatte, um das auf Grund 
der Berathungen derjelben einzubringende Geſetz jchon für die Campagne 1884/85 
in Wirfjamfeit treten lafjen zu können, wurde dieſe Kommiſſion noch im 
Sommer 1883 einberufen und fonftituirte fich bereits am 11. Juni 1883. 
Am 12. März 1884 erjtattete dieſelbe einen ausführlichen Bericht nebjt 
5 Bänden Anlagen. (Fragebogen, Stenographiſche Protofolle über die Ver: 
nebmumgen der Sachverjtändigen, Referate und Storreferate der Mitglieder 
und Zujammenftellung der Gefeggebung und Statijtif der Zuderbejteuerung 
anderer Länder.) Am Schlufje faßte die Kommiſſion die Nejultate ihrer Be: 
rathungen folgendermaßen zujammen: 

Nach dem gegenwärtigen Stand der Leiftungsfähigkeit der Rüben: und 
dev Zuderproduftion jeien 10,75 Doppelzentner roher Rüben als durchſchnitt— 
lich erforderlich zur Heritellung eines Doppelzentners Rohzuder 
von 93,75 Prozent Polarifation anzujehen. 

Die gegenwärtige Nübenjteuer fei von 1,60 Mark auf 1,70 Mark 
für den Doppelzentner roher Rüben zu erhöhen. 

Die Ausfuhrvergütung für den Doppelzentner Zuder fei wie folgt 
feſtzuſetzen: 

für Rohzucker von mindeſtens 88 Prozent Polariſation auf 17,15 Mark; 

für Kandis und für Zucker in weißen, vollen, harten Broden oder in 
Gegenwart der Zollbehörde zerkleinert 21,15 Mark; 

für allen übrigen harten Zucker, ſowie für alle weißen, trockenen (nicht 
über 1 Prozent Waſſer enthaltenden) Zucker in Kryſtall-, Krümel- und Mehl: 
form von mindeitens 98 Prozent Polarisation 19,80 Mark. 


Die Statiftif der Zuderproduftion und Beſteuerung jet nad) 
Maßgabe der fpeziellen Borjchläge zu verbeſſern, und es find die jelbjtändigen 
Melafjeentzuderungs-Anjtalten, die Zucerraffinerien, ſowie die Stärfezuder: 
und Stärkefyrup-Fabriken unter Kontrole zu tellen. 

Die für Zuder bejtehenden Eingangszölle feien nicht herabzufegen. 

Die Saftlochereien und Krautfabrifen feien nicht unter Kontrole 
zu Stellen. 

Den Rohzuderfabritanten und Naffineuren ſei Die fteuerfreie 
Lagerung von Zuder mit der Maßgabe zu geitatten, daß die Zucker 
beim Verbringen auf das Lager die geiegliche Bontfifatton erhalten und daß 
diejelben bei der Entnahme aus dem Lager und der Ueberführung in den 
freien Verkehr des Zollgebiets zum Bonififationsjag wieder zu verjteuern find; 
die Kreditfriit der Robzuderfabrifanten mit jechs Monaten fer beizubehalten, 
Dagegen den Naffineuren bei Entnahme von Rohzucker aus dem Lager zu 
Haffinerieziveden eine Kreditfriit von drei Monaten zu bewilligen, vorbehalt: 
lich erforderlich jcheinender bejonderer Maßnahmen zur Sicherung des fiska— 
liſchen Intereſſes in der Uebergangsperiode. 

Schon im Frühjahr 1884 war theils wegen Ueberführung des Welt: 
marftes mit Zucker, theil® wegen der Vermehrung der Nübenzuderfabrifation 
in Deutjchland eine Zuckerkriſis ausgebrochen, welche aber die Neichgregierung 
nicht _abhielt, im Juni 1854 dem Neichstage ein Gejeh vorzulegen, nach dem 
der Steuerjag für 100 Stilogramm Nüben von 1,60 „Z auf 1,80 I. und 
die Ausfuhrbonififation für Rohzucker von mindeitens 90"/o Polariſation und 
raffinirtem Zucker von unter 98 aber mindejtens 90'/ Bolarifation von 
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18 .#% auf 18,60 M und für Kandis und Zuder in weißen, vollen, harten 
Broden zc. von 22,20 M auf 22,80 M und für allen übrigen Zuder von 
20,20 M auf 21,40 .M erhöht werden follten. 

Diefer Geſetzentwurf fam im Neichstage nicht mehr zu Berathung und 
bei dem Zufammentritte des neugewählten Neichstages Ende 1884 war Die 
Zuderkrifis fo weit fortgefchritten, daß man von feiner Seite die Initiative 
zur Aenderung der bejtehenden Gejeggebung zu ergreifen wagte, jondern im 
Gegentheile die Giltigfeit des Geſetzes vom 7. Juli 1883 betr. die Steuer: 
vergütung für Zucker durch ein neues Gejeg vom 13. Mai 1885 bis 1. Aug. 
1886') verlängerte. 

Da im Laufe des Sommers 1885 die Zuderpreife wohl zu Folge befjerer 
Konjunkturen auf dem Weltmarfte und wejentlicher Einjchränfung der Rüben— 
zuderfabrifation in Deutjchland fich erheblich beijerten, wird wohl die Geſetz— 
gebung auf Grund der Enquete feiner Zeit jachgemäße Fortſchritte machen 
Önnen. 


3. Tabaditener. 


Schon bei Gründung des Zollverein war die Trage einer gemein- 
jamen Bejteuerung des Tabads an die Vereinsregierungen herangetreten, da 
die Preußifche Regierung neben dem Zoll auf ausländischen Tabak durch 
Kabinet3-Drdre vom 29. März 1828 eine Befteuerung des inländischen Tabad- 
baues eingeführt hatte, während in den meiften übrigen Vereinsſtaaten, 
namentlich in den füdlichen, die inländische Tabadsproduftion feiner Steuer 
unterworfen war. Da eine Vereinbarung nicht zu erzielen war, jo blieb bei 
den Damals vorherrjchenden Grundjägen feine andere Wahl, als den Tabad 
in denjenigen Ländern, in welchen derjelbe einer inneren Befteuerung unter: 
worjen war, beim Webergange aus den übrigen Bereinsländern mit einer 
Ausgleihungsabgabe zu belegen, an deren Stelle nad) Vertrag vom 8. Mai 
1841 (Art. 3) die Uebergangsabgabe trat.?) 

Diejes hatte natürlich eine wejentliche Beeinträchtgung des Verkehrs mit 
Tabad zur Folge, welche um jo läftiger und fühlbarer wurde, je mehr fich 
mit der Zeit die Zahl der übrigen mit einer Uebergangsabgabe belegten 
Gegenjtände minderte. 

Unterdejfen war durch die Verträge vom 4. April 1853?) die Beſteuer— 
ung des inländiichen Tabadbaues nad Maßgabe der Preußiichen Gefepgebung 
auch in den übrigen Norddeutichen Staaten!) eingeführt worden.?) 

Seit dem Jahre 1853 waren mehrmals auf den General-Zollfonferenzen 
(auf der 10., 11., 12. und 13. Generalfonferenz) Verſuch gemacht worden, 


!) Neichsgejepbl. 1885 ©. 91. 

2) Durch Vertrag vom 11. Mai 1833 (Bd. I der Verträge S. 171) hatten Preußen, 
Sachſen und der Thüringiihe Zoll: und Handelsverein eine gleihmäßige innere Beiteuerung 
und Ireien Verkehr mit Tabad vom 1. Janıar 1834 an in ihren Ländern eingeführt. Am 
8. Mai 1841 wurde eine neue Uebereinkunft wegen Erhebung und Kontrolirung der inneren 
(Uebergangsabgaben) Steuern von Tabad unter den Bereinsjtaaten abgeſchloſſen (Bd. ILL der 
Verträge ©. 81). Der Vertrag vom 11. Mai 1833 aber wurde durd den Vertrag vom 8. Mai 
1841 erneuert und durch einen weiteren Bertrag vom nämlihen Tage trat Kurheſſen der 
Gemeinſchaft bei (Bd. III der Verträge ©. 148 und 158), desgl. das Fürftenthum Lippe 
durdy Vertrag dom 18. Oftober 1841 (Bd. III a. a. O. S. 170) und Braunjdiweig vom 
19. Oftober 1841 (Bd. III a. a. O. ©. 270), Siehe übrigens Abſchnitt X. 

2) Bd. IV a. a. O. ©. 62. 67. 69. 

* Hannover und Tldenburg. 

5) Siche Hirth's „Annalen“ 1868 ©. 370. 
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eine gleihmäßige Beiteuerung des inländischen Tabades herbeizuführen, wobei 
theil3 dag Monopol, theild eine Fabrikatſteuer, theils die (durch das 
Gejeg von 1868 eingeführte) Beſteuerung des Rohtabads ing Auge gefaßt 
worden waren. Alle diefe Verſuche jcheiterten jedoch an dem Widerjtreben 
einiger Regierungen, ihren Ländern eine derartige Steuer aufzulegen, deren 
Ertrag vorausfichtlich fein fehr ausgiebiger zu werden verfprach, andererfeits 
an der Schwierigkeit, die Fabrikatſteuer einzuführen, endlich aber an dem 
Bedenfen der meijten Negierungen gegen die Einführung des, wohl finanziell 
am ergiebigjten, aber unzeitgemäßen und tief in die Privatverhältniije ein- 
greifenden Tabacksmonopols.) 

Die Bejtimmung in Art. 3 $ 4 des Zollvertrags vom 8. Juli 1867, 
wonach der im Umfange des Bollvereines gewonnene oder zubereitete Tabad 
einer übereinjtimmenden Bejteuerung unterworfen werden follte, kann deßhalb 
für einen wefentlichen Fortfchritt angefehen werden, und zwar ſowohl deßhalb, 
weil hiedurch einerſeits die Heritellung eines völlig freien Verkehrs mit Tabak, 
andererjeits eine rationelle Bejtenerung der ausländischen QTabadfabrifate 
ermöglicht wurde, als auch aus dem Grunde, weil, bei dem hervorragenden 
Tabackkonſum des Zollvereins in Europa, ein fehr geeignetes Objekt für die 
Beiteuerung getroffen werden Eonnte.?) Dieſe Bejtimmung des Vertrags vom 
8. Juli 1867 bildet die Hauptgrundlage für das Gefeg vom 26. Mai 1868,°) 
welches im Jahre 1869 ins Leben trat.!) Diejes Bundesgeſetz hatte den 
im Sollverein erzeugten Tabak mit einer Steuer nad) Mafgabe der Größe 
der jährlich mit Tabad bepflanzten Grumdjtüce belegt. Diefelbe betrug 60 Pf. 
für je 85 QDuadrat:Meter mit Tabak bepflanzten Bodens und unterjchied 
jich wejentlich von der früheren Preußischen Beſteuerung, wonach eine Klaſſen— 
beitenerung jtattfand.°) 

Neu war gegenüber der früheren Preußiſchen Gejeggebung die Beſtim— 
mung in $ 2 des Gejeges, wonach eine Befreiung von der Steuer eintritt, 
wenn die von einem Pflanzer oder von mehreren zu einem Hausjtande ge: 
börigen Pflanzern mit Tabad bebaute Gefammtfläche weniger ala 6 Quadrat: 
Ruthen beträgt. 

Während früher auch eine mündliche Anmeldung®) der jtenerpflichtigen 
Grundfläche bei der Steuerbehörde zuläffig war, wurde diejelbe durch $ 3 
des Gejebes auf die jchriftliche beichränft. 

Die Bezahlung der Steuerbeträge mußte nach der früheren Gejeßgebung”) 
erfolgen, jobald der Steuerjchuldner die Hälfte jeines Erntegewinnes in andere 
Hände bringt oder, wenn eine Veräußerung des Tabads nicht früher jtatt- 
gefunden hat, zu Ende Juli des nach der Ernte folgenden Jahres. Durch 
Ss 5 Abf. 2 des Gefeßes von 1868 find jedoch die Steuerbeträge nad) der 


’, Bejonders die Preußijche Regierung ſprach fich entichieden gegen das Monopol aus 
und ließ 1857 im Verlag bei Deder eine offiziöfe Broſchüre unter dem Titel „Der Zollverein 
und das Tabadınonopol“ dagegen ericheinen. 

?) Siehe Hirth’3 „Annulen“ 1868 ©. 357 fi. Materialien zur Tabaditeuerfrage. 

2) Bundesgefeßblatt vd. 1868 ©. 319; Jahrbücher 1868 ©. 535; Hirth's „Annalen“ 
1868 ©. 683, 

*, 5 9 des Geſetzes vom 26. Mai 1868. 

) Siehe übrigens Appelt, „Die Abgabegejepgebung für fremden und einheimijchen 
Tabad im Deutihen Zollverein“; Berlin 1870, ©. 7 ff. 

) Siehe Preufiiche Kabinets-Ordre vom 29. März 1828, Nr. 5. 


) Siehe Preußiſche Kabinet3-Ordre vom 29. März 1828, Nr. 9. 


a 
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Ernte zur einen Hälfte im Monat Dezember, zur anderen Hälfte im Monat 
April fällig. 

Während nad den früheren Beitimmungen’) nur bei gänzlichem Miß— 
wachs ein Steuererlaß eintreten Eonnte, wurde dieſes in $ 7 des Geſetzes von 
1863 dahin erweitert, daß auch bei anderen Unglüdsfällen, welche außer: 
Halb des gewöhnlichen Witterungswechels liegen, ein folcher ftattfinden kann.?) 

Neu war ferner die Beftinnmung in $ 8 des Gefeges von 1868, wonach 
die Steuer für den in das Ausland in Mengen von mindeitens 50 Pfund 
verjendeten Tabad vergütet werden joll, wenn die von der Zollbehörde vor: 
gefchriebenen Kontrolbedingungen erfüllt worden find. Der geringjte Ber: 
gütungsjag ſoll für den Zentner Rohtaback und Schnupftabad 1 .# 50 9, 
für den Zentner entrippte Blätter und Tabadfabrifate 2 Ab. betragen. Dem 
Bundesrath ftand es zu, die Ausfuhrvergütung zeitiweife oder dauernd bis 
zum Betrage von 20 Sgr., refp. 2 M 50 „% per Zentner zu erhöhen. Für 
jog. Geiz, grüne Tabadsblätter und Abfälle wurde feine Vergütung gewährt. 

Die in $ 10 des Geſetzes von 1868 enthaltenen Strafbeitimmungen waren 
gleichfalls abweichend von den früheren. Während nämlich nach der Kabinets— 
ordre vom 10, Juli 1842 derjenige als Defraudant anzufehen war, welcher 
bei einem auf einer Grundflähe von 6 oder mehr D.-Ruthen betriebenen 
Tabackbau die vorgejchriebene Anzeige unterläßt, bat nach den jegigen Be— 
ftimmungen?) derjenige das Dreifache desjenigen Steuerbetrages, um welchen 
die Staatskaſſa hätte verkürzt werden fünnen, ala Strafe verwirft, der die 
im $ 3 des Geſetzes vorgejchriebene Angabe binfichtlid aller oder einzelner 
mit Taback bepflanzten Grundjtüde rechtzeitig zu machen unterläßt. 

Nach der Kabinetsordre vom 10. Juli 1842 unterlag derjenige, welcher 
zwar alle mit Tabad bepflanzten Grundjtücde rechtzeitig angibt, dabei jedoch 
die Fläche eines Grumditücdes dergeſtalt unrichtig bezeichnet, daß das ver: 
ſchwiegene Flächenmaß bei einer 120 DQ.-Nuthen erreichenden oder überſtei— 
genden Ausdehnung der mit Tabak bepflanzten Grundſtücke mehr als den 
zwanzigiten Theil dev Leßteren, oder bet einer geringeren Ausdehnung des 
mit Tabad bepflanzten Bodens 6 D.:Nuthen oder mehr ausmacht, einer Ord— 
nungsjtrafe, welche bis zur Höhe der doppelten Steuer von dem verichwiegenen 
Flächenmaße feitgefegt werden kann, während nad) der Gejepgebung von 1868*) 
eine Ordnungsjtrafe bis zur Höhe der doppelten Steuer von dem verjchwie- 
genen Flächenmaße nur dann auszufprechen war, wenn das verjchwiegene 
Flächenmaß mehr als den zwanzigiten Theil der Fläche des mit Tabad 
bepflanzten Grundſtückes beträgt.?) 

) Siehe Preußiſche Kabinets-Ordre vom 29. März 1828, Wr. 10, 

*) Eiche Beftimmungen über den Erlaß der Tabadjteuer wegen Mißwachs und anderer 
Unglüdsfälle Zentralblatt von 1869 ©. 250, wonach aud) wegen Hagelſchlag, Ueberſchwem— 
mung, Froſt- und Feuerſchaden unter gewiſſen Bedingungen Steuererlaß jtattfindet. Desgl. 
wegen Dürre und Näſſe, wenn das mit Tabad bepflanzte Land vor der Ernte unter Nufficht 
eines Stenerbeamten umgepflügt worden ijt (8 1—4). Ferner wird nadı Bundesrathsbeſchluß 
von 20, Dezember 1869 ($ 165) ein Erlaß bei Beichädigung durch Sturm auf dem Felde 
begründet (Bentralblatt 1870 S. 155; Jahrbücher von 1870 ©. 316. 571. 573). 

2) Siehe in $ 10 Ziffer 1 des Geſetzes vom 26. Mai 1868. 

* S 10 Ziffer 2 des Gejeges vom 26. März 1868. 

) Mach Bundesrathsbeſchluß vom 23. Mai 1870 ift bei Berechnung der in Ziff. 28 10 
des Geſetzes vom 26. Mai 1868 verfügten Ordnungsftrafe in der Art zu verfahren, daß als 
Grundlage derjelben das verichwiegene Flädenmas an Tabadsland angenommen und 
von demielben nad) $ 1 Alinea 2 des Geſetzes zuerjt die treffende Steuer und dann die Urd: 
nungsitrafe bemeſſen wird. (Zentralbl. 1870 ©. 276; Nahrbücher v. 1870 8. 327. 512, 575.) 





—— 
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Zu dem Geſetze von 1868 wurden erlajjen: Eine Anmweifung zur Aus: 
führung des Geſetzes in 7 Paragraphen mit 3 Mujfterbeilagen.!) Beſtim— 
mungen über den Erlaß der Tabadjteuer wegen Mißwachſes oder anderer 
Unglüdsfälle in 8 Paragraphen mit zwei Mujfterbeilagen.?) 

Durh Bundesrathsbeſchlüſſe wurde zu $ 2 bejtimmt, daß auch fir 
Beihädigungen des Tabads durch Sturm auf dem Felde ein Steuererlaß 
gewährt werden dürfe;°) ferner, daß bei der Feſtſtellung des nach $ 2 diejer 
Beitimmungen zu gewährenden Erlaſſes in der Art zu verfahren jei, daß die 
Ruthenzahl der als bejchädigt Fonjtatirten Fläche durch die Steuereinheit 
($ 1 des Gejeges), ſonach mit 6 getheilt und der hienach zu bevechnende 
Steuererlaß von der Gejammtjumme der treffenden Steuer in Abzug gebracht 
werde. *) 

Ferner wurde ein Negulativ betr. die Gewährung der Zoll- und Steuer: 
vergütung für den in das Ausland verjendeten Tabak?) in 21 Baragraphen 
mit 4 Beilagen erlajien, wodurd) das Berfahren jowohl für die Steuerver- 
gütung für inländischen, als auch für die Zollvergütung für den ausländischen 
und im Zollverein bearbeiteten Taback genau regulirt erjcheint. 

Zu $7 dieſes Regulativs beſchloß der Bundesrath, daß die Abfertigung 
des mit Anfpruch auf Zolle und Steuervergütung auszuführenden Tabacks 
allgemein auf Grund der in $ 20 des Negulativs erwähnten Ausfuhran— 
meldungen erfolgen könne.") 

Zu 8 20 Diejes Negulativs hat der Bundesrat am 1. April 1871 
nähere Bejtimmungen über die Ermittelung des Nettogewichts und Tara— 
vergütung getroffen.") 

In der Sigung vom 26. Juni 1871 wurde bejtimmt, daß Abfertigungen 
des mit dem Anfpruche auf Steuervergütung ausgehenden Tabads von jeder 
zu einer derartigen überhaupt kompetenten Zoll: und Steuerjtelle vorgenommen 
werden können, indem unter dem für jolche Abfertigungen in dem Negulative 
bezeichneten, Amte des VBerjendungsortes das Amt desjenigen Ortes verjtanden 
wird, von dem aus die Verjendung des Tabads mit dem Anfpruche auf 
Steuervergütung erfolgt, gleichviel ob es der Urjprumgsort oder ein anderer 
Ort ift, welcher nur auf dem Transporte nach dem Auslande berührt wird.*) 

Durch Bundesrathsbeihluß vom 2. Dez. 1871°) wurde ferner zu $ 20 
des Regulativs bejtimmt, daß die Steuer: und Zollvergütung auch dann 
geleiftet werden dürfe, wenn der Tabak in eine unter Verjchluß der Zollver— 
waltung jtehende Niederlage aufgenommen und die erfolgte Aufnahme in dies 
jelbe amtlich bejcheinigt wurde. 

Durch Bundesrathsbeſchluß vom 12. November 18741) wurden nähere 
Beitimmungen über Taravergütung und Portoverwiegungen und NRevifionen 


: ') Zentralblatt 1868 S. 243; Jahrbücher von 1869 ©. 325. 359. 368. 372. 375. 
77, 380. 
2) Zentralblatt 1869 S. 240; Jahrbücher 1869 ©. 335, 
* 3), Bundesrathsbeſchluß vom 20. Dezember 1869; Zentralblatt 1869 S. 240. 243, 
. 501. 
Bundesrathsbeſchluß vom 23, Mai 1870; Zentralblatt 1870 ©. 276, 
5) Zentralblatt 1869 S. 257; Jahrbücher 1869 ©. 347. 
%, Jahrbücher 1870 ©. 315. 572, 
7) Zentralblatt 1871 ©. 485 ff. 
) Bentralbfatt 1871 ©. 486. 
) Zentralblatt 1872 ©. 74. 
»», $ 474 des Brot. Abgedr. in den Annalen 1875 ©, 887, 
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zur Ausfuhr beſtimmter Tabadfabrifate getroffen, welche jedoch durch einen 
Bundesrathsbeſchluß vom 2. Febr. 1876 wejentliche Veränderungen erfuhren. ') 

Das Gejeg vom 16. Juli 1879 betr. die Bejteuerung des Tabacks,“) 
über dejjen Entitehung bereits im I. Abjchnitte das Nöthige erwähnt worden 
ift, hat eine vollftändige Umwälzung in der Tabackbeſteuerung herbeigeführt ; 
denn außer einer bedeutenden Erhöhung der Eingangszölle?) vom 25. Juli 1879 
an ($ 1) wurden für den innerhalb des Bollgebiets erzeugten Tabak in 
fermentirtem oder getrodnetem fabrifationsreifen Zuftande vom 1. April 1880 
an folgende Steuerfäße von je 100 Ka. feitgefeßt: nämlich 20 A. für 
das Jahr 1880, 30 46. für 1881 und 45 .4 für 1882 und folgende Jahre 
($ 2). Nur ausnahmsweise findet für Tabadpflanzungen auf Grundftüden 
von weniger als 4 Ar Flächeninhalt jtatt der Gewichtsſteuer eine Flächen— 
teuer Anwendung, welche für 1 D.-Meter für das Jahr 1880 2 9%, für 
18831 3 9 und für 1882 und folgende Jahre 4,5 „4 beträgt. Uebrigens 
können auch diefe Flächen durch die Zollbehörde der Gewichtſteuer unterftellt 
werden ($ 23). Jeder Tabadpflanzer hat bis zum Ablaufe des 15. Juli die 
von ihn mit Tabad bepflanzten Grundftüde [hriftlih anzumelden und 
ne ee von der Steuerbehörde an Ort und Stelle geprüft 
( u. 4).* 

Der Inhaber eines mit Tabad bepflanzten Grundftüdes haftet für 
die Geſtellung des auf demſelben erzeugten Tabads zur amtlichen Ber: 
wiegung ($ 5). Zur Sicherung der volljtändigen Geftellung des Tabads 
zur amtlichen Verwiegung ijt die Steuerbehörde befugt, vor der Ernte Die 
Blätterzahl oder Gewichtsmenge feitzuftellen. Ueber die Art diejer 
Feſtſtellungen geben die 88 6—8 des Gefeges nähere Vorfchriften und 
Erleichterungen.?) Für das Verfahren bei eingetretenen Unglüdsfällen vor 
der amtlichen VBerwiegung, wozu auh Mißwachs gehört, und bei Abgang, 
Bruch und Abfall entjcheidet $ 9.°) 

Zur Kontrole des Tabads bis zur VBerwiegung ift der Steuerbeamte zum 
Beſuch der Trodenböden berechtigt ($ 10).)) Dem Tabadbauer ift eine 
Beräußerung des Tabads ohne Genehmigung der Steuerbehörde 
vor der Berwiegung nicht gejtattet ($ 11).®) 

Durch Bundesrathsbeihluß vom 24. März 1834 (Zentralbl. des Reichs 
1884 ©. 115) wurde bejtimmt, dab ſog. Dachfäule (Verluft von Tabad 
duch Fäulniß in den Trodenräumen) nad) $ 9 Ziffer 2 des Geſetzes von 
1879 zu behandeln jei. 


1) $ 341 des Prot. Abgedr. in den Annalen von 1876 ©, 793. 
?) Reichsgeſetzbl. 1879 ©. 245, j. a, d. Abdrud in den Annalen v. 1880 ©. 875. 
Hiezu wurden vom Bundesrath als Ausführungsbeitimmungen beſchloſſen: eine Bekannt— 
mahung v. 25. März 1880 (Zentralbl, des Neihs 1880 ©. 153), Dienſtvorſchriften, 
29, Mai 1880 (a. a. O. ©. 327), ein Negulativ betr. die Niederlagen für unverjteuerten in- 
ländiichen Tabad v. 29, Mai 1880 (a. a. D, ©. 386) und ein Regulativ betr. die Kreditirung 
der Tabadgewichtöjtener dv. 1880 (a. a. O. S. 468). 

) Für 100 Kg. Tabadsblätter, unbearbeitete und Stengel, dann für Tabadjaucen 85 Mb, 
für 100 Sg. fabrizirten Tabad und zwar für Zigarren und Zigaretten 270 M, für andere 
Tabadjabrifate 180 I. Eingangszoll. 


) S. a. $ 1 u. 2 der Belanntmachung des Bundesrathd und $ 1 u. 2 der Dienft- 
anmweilung. 

2) ©. a. $$ 3 u. + der Belanntmachung, 88 6—14 der Dienſtvorſchriften. 

1S.a.K$5u.6a..{D. u. 88 15 u. 16 a. a. O. 

1) S. a. S 7 a. a. O. u. 8 7 a. a. O. 

) S. a. 88 8 u. 9 a. a. O. u. 88 18 u. 19 a. a. O. 


en 
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Die $$ 12—15 des Geſetzes bejtimmen die Zeit und das Verfahren für 
die Verwiegungen des Tabacks.!) Diejelbe hat jpäteftens am 31. März 
de3 auf das Erntejahr folgenden Jahres jtattzufinden. Hiebei find die Tabad- 
blätter in Bündel und Büſchel, nach Anweifung der Steuerbehörde verpadt, 
zur amtlichen Verwiegung zu ftellen; auh Grumpen, Bruch und ſonſtige 
Abfälle unterliegen der Verwiegung. 

Durch Geſetz vom 5. April 1885 8 1 (NReichsgefehbl. 1885 ©. 83) 
wurde zu S 12 des Geſetzes vom 16. März 1879 ein Zuſatz gemadt, nad) 
welchem die oberiten Landes Finanzbehörden ermächtigt find, ausnahmameije 
zu geitatten, daß die Gewichtsermittlung erit am 31. März, jedoch 
— bis zum 31. März des auf das Erntejahr folgenden Jahres 
geichebe. 

Bezüglich der fteuerlichen Behandlung von Tabadgrumpen hat der 
en in jeiner Sigung vom 28. Mai 1881 folgende Vorjchriften 
erlajien :? 

Die Genehmigung zur Veräußerung von ungetrodneten Grumpen 
F 11 Abfa 1 des Gejeges) kann außer dem in $ 8 der Bekanntmachung 
angegebenen Falle von der Steuerbehörde auch dann ertheilt werden, wenn 
der Tabadpflanzer die Verpflichtung übernimmt, die ungetrodneten Grumpen 
zur Berwiegung vorzuführen. Die Genehmigung kann mündlich eingeholt werden. 

Nach der VBerwiegung der ungetrodneten Grumpen ift das Gemwicht der: 
jelben im dachreifem, trodenem Zuſtande nach Maßgabe der Beitimmungen in 
5 19 Abſatz 1 der Dienjtvorfchriften abzufchägen und von Ddiefem Gewicht - 
nah Abzug von '/, die Steuer zu berechnen. Die Zahlung der Steuer durd) 
den Käufer hat, jofern nicht die Grumpen mit Verſendungsſchein auf eine 
Niederlage abgefertigt werden oder Kreditirung erfolgt ift, ſofort zu erfolgen. 

Mit Genehmigung der Direktivbehörden kann an die Stelle der beim 
Verfauf der Grumpen einzureichenden Auszüge aus den Anmeldungen ($ 18 
der Dienftvorfchriften) und der abzugebenden VBerwiegungsanmeldungen ($ 13 
der Bekanntmachung) ein Regijter treten, welches die bezüglichen Angaben 
zu enthalten bat. Ueber die Einrichtung und Führung dieſes Negijters 
bejtimmen die Direktivbehörden das Nähere. 

Die Steuer wird nad der Verwiegung in der Art feitge- 
ftellt, daß von dem ermittelten Gewichte !/s in Abzug gebradht wird als 
Abgang durch Fermentation und Trodnung zur Fabrikation. Ueber die Ver: 
wiegung und Feititellung der Steuer erhält der Steuerpflichtige eine amtliche 
Beicheinigung und hat von da an für die bejtimmte Steuerzahlung zu haften 
s 16 Abi. 1 u. $ 19).3) 

Durch $ 2 des Geſetzes vom 5. April 1885 Reichsgeſetzbl. 1885 ©. 83) 
wurde hinter Abjchnitt 2 des 8 16 des Geſetzes vom 16. Juli 1879 ein Zuſatz 
gemacht, nach welchem die oberjten YLandes- Finanzbehörden ermächtigt find, im 
alle des Bedürfnijjes die Frift zur Zahlung der Steuer über den 
15. Juli des erjten auf das Erntejahr folgenden Jahres hinaus bis zur 
eritmaligen Veräußerung des Tabads, längjtens jedoch bis zum 30. Juni des 
zweiten auf das Erntejahr folgenden Jahres zu verlängern. Hiernach ſind 
in $ 16 und 19 des Geſetzes von 1879 die Worte „bis zum 15. Juli des 


1) S. a. $$ 10, 13 u. 16 der Belanntmachung und 88 20—23 der Dienitvorichriften. 
® Zentralbl. des Reiches 1881 ©. 231, er 
) S. a. 88 14 u. 20 der Belanntmachung und 88 24—27 der Dienitvoricrift. 
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auf die Ernte folgenden Jahres“ geändert in „bis zum Ablauf der für die 
Entrichtung der Steuer feitgejegten Friſt“. 

Die Bezahlung der Steuer foll bei der erjtmaligen Veräußerung, 
jpätejteng aber bis 15. Juli des auf das Erntejahr folgenden Jahres geichehen. 
Hiebei find außer der in $ 2 des Geſetzes vom 5.; April 1885 gejtatteten 
a Ser noch folgende Ausnahmen möglich: 

. Bei Kreditbewilligung ($ 16 Abi. 2 u. $ 20 des Gefekes). Nach 

$ 1 des Negulativs von 1350 betr. die Kreditirung der Tabadgewidht: 
jteuer') kann nämlich 

a) dem Tabadpflanzer oder Erwerber des Tabads auf Antrag 
gejtattet werden, daß er die Gewichtsjtener, falls fie 100 M. oder 
mehr beträgt, statt an dem durch $ 16 Abi. 2 des Gejeßes feſtgeſetzten 
Termine erit bis zum 15. Oftober des auf das Erntejahr folgenden 
Jahres zahlt. Durch einen Bundesrathöbeichluß vom 1. März 1834*) 
wurde injofern eine Aenderung gemacht, als die Direftivbehörden 
ermächtigt wurden, Tabadpflanzern, welche ihren geernteten Tabad 
erweislich nicht bis zum 1. Dftober des auf das Erntejahr folgenden 
Sahres verfauft haben, auf Antrag eine Verlängerung der in 
Abſ. 1 $ 1 des Negulativs betr. die Kreditirung der Tabad: 
gemwichtitener vom 16. Juni 1880 feſtgeſetzten Friſt zur Einzahlung 
der gejtundeten Tabadgewichtiteuer Dis zum 1. März des nächſt— 
folgenden Jahres zu bewilligen. Ferner wurde der Minpdejtbetrag 
der zu Ereditirenden Steuer auf 25 Ab. herabgeſetzt; 
fann Demjenigen, welcher inländiiche Tabade aus Niederlagen 
($ 16 Abf. 2 des Gef.) abmeldet, auf Antrag geitattet werden, Die 
Gewichtſteuer, falls fie 100 M oder mehr beträgt, jtatt an dem 
Fälligkeitstermine des S 16 Abſatz 2 des Geſetzes, bis zum 25. des 
dritten darauf folgenden Monats zu entrichten. 

Bei der Ausfuhr über die Zollgrenze vor der Verſteuerung 
($ 16 bj. 2 des Gejeßes).*) 

3. Bei der Aufnahme in eine öffentlihe Niederlage für unver: 
zollte Waaren ($ 16 Abſ. 2 u. 17 des Gejehes).*) 

4. Bei der Aufnahme in eine unter amtlichem Mitverichluß — Privat— 
niederlage für unverzollte Waaren ($ 16 Abſ. 2 u. $ 18 des 
Gejeßes).*) 

5. Bei der Aufnahme in eine öffentliche, nur zur Aufnahme von unver: 
jfteuertem Taback dienende Niederlage ($ 16 Abj. 2 u. $ 17 des 
Geſetzes).) 

6. Bei der Aufnahme in ein unter amtlichem Mitverichluß ſtehendes Privat— 
lager für die ausfchliegliche Yegung von inländijchem unverfteuerten 
Tabad ($ 16 Abj. 2 u. $ 18 des Gefehes).*) 


) Das Kreditrequlativ enthält außerdem noch nähere Beitimmungen über die Ertbeilung 
des — über die für denſelben zu beſtellende Sicherheit, über die Ausſtellung der Kredit. 
zertiftfate und die amtliche Buchführung und zerfällt in 8 Paragraphen (j. a. Abſchnitt IX). 
Ausgeſchloſſen iſt die Kreditirung, wenn nicht die ganze Blätterzahl zur Verwiegung 
geſtellt und ein Theil des Tabacks derſelben entzogen wurde ($ 21 des Geſetzes und 34—39 
der Dienjtvorichriften‘ 

2, Zentralbl. des Neicdhes 1884 5. 191. 

) S. a. 88 15—18 der Bekanntmachung u. $ 28 der Dienſtvorſchrift. 

S. a. 88 16 u. 18 der Bekauntmachung und des Regulativs vom 29. Mai 1880 
(Zentralbl. des Reichs S. 386). 


b 


— 
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7. Beider Vernihtung von unverjtenertem QTabad unter fteuer- 
amtlicher Aufficht, wenn jolche bei der Verwiegung beantragt wurde 
(s 16 Abſ. 3 des Gejeges).') 

8. Wenn durch Feuerfchaden der noch im Ganzen beim Pflanzer vor: 
bandene Tabadgewinn ganz oder theilweife vor dem 15. Juli des auf 
das Erntejahr folgenden Jahres erweislich zerjtört wurde ($ 16 Ab. 3 
des Geſetzes),“) kann die Steuer ganz oder theilweife erlaſſen werden. 

9. Wenn scan des Transports von der amtlichen Wiegejtelle zur 
Niederlage erweislich durch Eintrodnen ein Gewichtsverluft ent- 
ſtanden ift, oder dieſer Verluſt nach der amtlichen Verwiegung bei einer 
Zwiſchenlagerung jtattgefunden hat, jo kann noch ein entiprechender Zu— 
ihlag zu dem Gemwichtsverlufte gewährt und der fich ergebende höhere 
Betrag von der urjprünglichen Steuer abgejchrieben werden ($ 17 des 
Geſetzes)) 

In der Sitzung vom 13. Dezember 1883 ($ 474 des Prot.) beſchloß 
der Bımdesrath,') daß die Erhebung der für inländischen Tabad fejtgejtellten 
Steuer mittelit eines nach dem Muſter für Begleitichein II auszufertigenden 
Verfendungsicheines II einem zur Erledigung von Berjendungsjcheinen 
befugten Amt überwiejen werden fünne, daß ferner Die Vorſchriften des 
Begleitſcheinregulativs über Begleitſcheine II hierbei ſinngemäße Anwendung 
finden ſollen und daß die nach dem Muſter 12 zu den Dienſtvorſchriften vom 
29. Mai 1880, betr. die Beſteuerung des Tabacks (Zentralbl. 1880 ©. 327), 
auszufertigenden Berjendungsicheine als „Berfendungsicheine IT“ zu bezeichnen 
find. In dem Verſendungsſchein— Ausfertigungsregiſter (Muſter 13 daſelbſt) ſoll 
in der Spalte 2 und im Verſendungsſchein-Empfangsregiſter (Muſter 14 daſelbſt) 
in der Spalte 4 die Gattung des Verjendungsicheins durch Eintragung von I 
bezw. II erfichtlich zu machen jein, in dem Gmpfangsregiiter aber in den 
Spalten 7 und 8 die Vereinnabmung der Steuer nachgewiefen werden. 

Wegen der Kontrole des Tabackbaues wurden bejtimmte Borjchriften 
für die Pflanzung und Ernte gegeben ($ 22 des Gejehes).?) 

Hienach müſſen die Pflanzen ganz regelmäßig und ohne Ver— 
miihung mit anderen Bodengewächien gejeßt werden. Bis zur amtlichen 
Feſtſtellung der Blätterzahl reſp. Gewichts muß die zur Regelung der Blatt: 
zahl erforderliche Behandlung der Pflanzen beendigt fein.®) Bor der 
volljtändigen amtlihen Entjcheidung über die Blätterzahl bezw. 
Gewichtsmenge dürfen Tabadkblätter nur nach Anzeige bei der Gemeindebehörde 
und Anordnung der Steuerbehörde eingefammelt werden.) Alle vor "der 
Ernte entjtehenden Abfälle find auf dem Felde zu vernichten. Die Um: 
pflügung der Pflanzen vor der Ernte wegen Mißwachs ijt der Steuer: 
behörde anzuzeigen.”) Spätejtens 10 Tage nad) dem Abblättern müſſen i in der 
er Die — abgehauen und beſeitigt ſein. Die Erzielung einer Nach— 


©. a. $ 19 Abſ. 1 der Bekanntmachung u. SS 29 u. 30 der Dienſtvorſchriften. 
2, ©. a. $ 19 Ab. 2 der Belanntmahung u. 88 29 u. 30 der Dienjtvorichriften. 
’, ©. a. $ 18 Abſ. 1 der Belanntmacung. a iſt hiebei amtlicher 
Lerſchluß. 
Zentralbl des Reiches 1884 S. 1. 
>) ©. a. 8 21 u. 22 der Befanntmachung u. $ 23 der Dienjtvorichriften. 
* 8 22 des Geſ. Nr. 3 u. $ 33 der Dienſtvorſchriften. 
) $ 22 des Geſetzes Nr. 4 u. $ 21 der Befanntmachung u. $ 33 der Dienſtvorſchriften. 
) 4. a. O. Wr. 6, $ 21 der Belanntmahung u. $ 33 der Dienjtvorichriften. 
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ernte (Geizziehen 2c.) kann nur ausnahmsweiſe mit Genehmigung der Steuer: 
behörde erfolgen.!) 

Durch Bundesrathsbeihluß vom 21. März 1882°) wurde bezüglich der 
Anmeldung und Beiteuerung von Tabadpflanzungen für Unterrichts— 
und Zierzwecke bejchlojien, daß von der Erhebung der Tabadjteuer von 
Tabadpflanzungen in botanischen und anderen zu Unterrihtszweden 
angelegten Gärten Abſtand zu nehmen fei, wenn die Pflanzung für jedes 
derartige Grundftük nicht mehr als 30 Quadratmeter Flächeninhalt umfaßt 
und jeitens der vorgejegten Auffichtsbehörde bejcheinigt wird, daß der zu 
erzeugende Tabak nicht zum Konſum, fondern lediglich zu wiſſenſchaftlichen 
Zwecken verwendet werde. Die oberjten Landes Finanzbehörden find in den 
vorbezeichneten Fällen befugt, unter Vorbehalt des Widerrufs von der alljähr- 
lihen Anmeldung folcher Pflanzungen abjehen zu laſſen. Bon der Erhebung 
der Tabadjteuer ift ferner abzujehen, und es fann die Erfüllung der Borjchriften 
wegen der Anmeldung der betreffenden Grundftüde unterbleiben, wenn auf 
einem zufammenhängenden ungetheilten Grundjtüc nicht mehr als 50 Taback— 
pflanzen Tediglich zu Zierzweden gepflanzt werden und diefe Bejtimmung 
der Pflanzen aus der Art der Benugung des Grundſtücks, ſowie aus dem 
Berhältnig der mit Taback bepflanzten Fläche zur Gejfammtfläche des Grund: 
ſtücks unzweifelhaft hervorgeht. 

Die Vorjchriften über die ausnahmsweife, bereit3 oben erwähnte Be— 
fteuerung nah dem Flächenraume für Tabadpflanzungen von weniger 
al 4 Ar find im Gejeße in den 88 23—26 niedergelegt.?) 

Die Verwendung von Tabadjurrogaten bei Heritellung von 
Tabadfabrifaten iſt nach $ 27 des Gefeßes verboten; Ausnahmen hievon 
fann nur der Bundesrath geftatten,*) muß aber hievon dem Neichstage Anzeige 
machen. Nach $ 28 des Geſetzes kann die Steuerbehörde durch Entnahme 
von Proben die Tabadhändler und Yabrifanten überwachen. 

Ale Forderungen und Nahforderungen von Tabafjteuer, jowie 
die Anſprüche auf Erſatz von Seiten der Steuerpflichtigen jollen binnen 
Sahresfriit vom Tage des Eintritts als Zahlungsverpflichtung bezw. Zahlung 
nad) $ 29 des Geſetzes verjähren. 

Bei der Ausfuhr über die Zollgrenze oder Niederlegung in eine 
öffentliche, oder unter amtlichem Mitverſchluß ftehende Privatniederlage kann 
eine Steuervergütung beanfprucht werden und zwar außer den in SS 11 
und 16—18 erwähnten Fällen: 

1. für den Rohtaback wenn mindeftens 25 Kg. verfendet oder eingelagert 

werden, wenn er unfermentirt ift 33 4, für fermentirten 40 4; 

2. für entrippte Blätter 47 4 für 100 Sg. netto.’) 


) U. a. D. Nr. 7, $ 22 der Bekanntmachung u. $ 33 der Dienftvoricriften. 

) S. Bentralbl. des Neidyes 1882 ©. 156. 

9) ©. hiezu $ 23 der Belanntmadhung u. 88 34—39 der Dienftvorfchriften. 

* ©. die Kontrolvorfchriften für die Verwendung von Kirſch- und Weichjelblättern bei 
Herjtellung von Tabadfabrifaten im Zentralblatt des Reichs 1879 ©. 753. 

Die Abgabe für Kirſch- und Weihjeiblätter beträgt 65 M für 100 Ka. im 
fabrifationsreifen Zujtande. (Bundesrathsbeihluß dv. 27. Nov. 1879, Zentralbl. des Reichs 
1879 ©. 753.) Durch Bundesrathsbeichlug v. 12. März 1880 (Bentralbl. 1880 S. 209) 
wurden auh Steinflee und eingejalzene Rojenblätter zu gleichem Sage und unter 
gleicher Kontrole zugelajjen. 

>) 8 30 des Gej. Für grüne Blätter, Geize, Tabadjtengel und Abfälle wird feine 
Vergütung gewährt. 
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Inländifhen yabrifanten kann außerdem, je nachdem die Fabrikate 
aus ausländifchem oder inländiichem Tabade hergeftellt find, bei der Ausfuhr 
über die Zollgrenze oder Niederlegung in öffentliche oder unter amtlichem Mit 
verichluß —— Privatlager für 100 Kg. netto vergütet werden. 

r Fabrikate aus ausländiſchen Blättern und zwar: 
a) ir Scnupf und Kautabad 60 A. 
b) für Rauchtaback 81 .M 
c) für Zigarren 94 .# 
d) für Sigaretten 66 .4 
2. Für Fabrikate aus inländifchen Blättern und zwar: 
a) für Schnupf: und Kautabad 32 4 
b) für Rauchtaback 43 .# 
ce) für Zigarren 50 .# 
d) für Zigaretten 35 .# 
3. Für Fabrikate aus in- und ausländifchen Blättern je nach 
dem Mifchungsverhältniffe nach den unter Nr. 1 und 2 erwähnten 
Sätzen. 

Fabrikanten, welche Vergütung für Fabrikate aus ausländiſchem oder 
gemiſchtem Taback (Ziff. 3) machen wollen, haben vor der Fabrikation der 
Steuerbehörde Anzeige zu A und die von derjelben gejtellten Beding— 
ungen zu erfüllen.') 

Der Bundesrath erläßt die weiteren Beltimmungen wegen der Ausfuhr: 
vergütungen nad $ 30 und 31 des Gejeßes; insbejondere auch wegen der 
and und wegen des Zeitpunktes, von dem an die Bergütungsjäge in 

O und 31 des Gejeßes eintreten jollen ;?) bis zu dieſem Zeitpunfte jollen 
bie bisherigen Vorjchriften über die Regelung der Vergütungsſätze und ins- 
bejondere die Beltimmungen in $ 8 des Gejehes vom 26. Mai 1868°) in 
Kraft bleiben. Uebrigens ift der Bundesrath ermächtigt, die Ausfuhrvergüt- 
we ſchon vorher allmählig bis zu der Höhe des Geſetzes von 1879 zu 
erhöben.*) 

y Am 28. Mai 1881 Hatte der Bundesrath das Regulativ betr. die 
GemwährungderZoll-undSteuervergütung fürlabad und Tabad: 
fabrifate erlafjen’) und am 23. Nov. 18832%) fette er vom 1. Dez. 1882 
folgende Steuervergütungsjäge für 100 Kg. bei der Ausfuhr feit: 

1. Für Rohtaback unfermentirt 14 M 

für desgl. fermentirt 17.4 
2. Für entrippte Blätter 20 .4 
3. Für — en inländifchen Blättern und zwar für Schnupf: und 
Kautaback 14 A 
für er 19 4 
* Zigarren 22 4 
r Zigaretten 15 .4 
wobei beſtimmt wurde, daß die bisherigen Vergütungsſätze auf Schnupf-, Kau—, 


38 31 Abſ. 1 und 2 des Geſ. 
?, Durch Bundesrarhsbeihlug vom 24, April 1884 (Zentralbl. des Reichs 1884 
€. 125) wurde diejer Zeitpunkt auf 1. Mai 1884 feſtgeſetzt. 
) S. die Bemerkungen hierüber oben. 
831 Ubi. 3 u. 4 des Geſ. 
5) Abgedr. im — des Reichs v. 1881 ©. 191 ff, 
6) U. a. ©. v. 1882 436, 
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Rauchtaback und Cigaretten Anwendung finden follen, welche in den bereits 
unter Kontrole jtehenden Fabriken vom 1. Dez. 1882 angefertigt worden find, 
fowie auf denjenigen Schnupftabad, welcher aus den an diefem Tage dajelbit 
vorhandenen Halbfabrifaten hergeftellt worden ift. Mit 1. Mai 1884 wurden 
diefe VBergütungsfäße aufgehoben und traten die höheren geſetzl. v. 1879 ein.') 

Die 88 32 ımd 33 enthalten Beltimmungen über den Begriff der 
Steuerdefraudation, während in den 88 34—39 die näheren Vorschriften 
über die Beitrafung der Steuerdefraudation enthalten find. 

$ 40 handelt von den Ordnungsitrafen, $ 41 von dem Zuſammen— 
treffen mehrerer Zuwiderhbandlungen gegen die Gejege. Ueber Die 
Bertretungsverbindlichkeit für verwirkte Gelditrafen gibt $ 43 befondere Vor: 
ichriften, S 44 für die Ummwandlung der Geld- und Freiheitsſtrafen. 

In $ 45 ift die Verjährungsfrijt für Defraudationen und den Ans 
jpruc auf Nachzahlung defraudirter Gefälle auf 3 Jahre, für Ordnungs— 
jtrafen auf 1 Jahr vom Tage der Begehung an feitgefeht. 

Nach $ 46 ſoll ſich die Feftitellung, Unterfuhung und Entſcheid— 
ung der Zuwiderhbandlungen gegen diefes Geſetz und die Verwaltungs: 
vorſchriften, ſowie wegen Strafmilderung und Erlaß der Strafe auf dem 
Gnadenmwege nach den Vorſchriften über die Zumiderhandlungen gegen Die 

ollgejege richten, während in $ 47 das Zufammenwirfen der Behörden ver: 
— Bundesſtaaten bei der Unterſuchung und Strafvollſtreckung ange— 
ordnet iſt. 

Am Schluſſe des Geſetzes (J 48) wird wegen der Aufhebung der 
entgegenſtehenden Beſtimmungen des Zolltarifs und des Geſetzes vom 
26. Mai 1868 Vorſorge getroffen. 

Ueber die rechneriiche Feititellung der Tabaditener, deren Einziehung und 
Verrechnung it in $ 25 der Bekanntmachung und in den SS 40 und 41 der 
Dienftvorschriften Näheres angeordnet. 

Ueber die Kreditirung der Tabadgewichtiteuer ift, wie bereits 
erwähnt, ein befonderes Regulativ erlafjen.”) 

Schließlich ijt noch zu erwähnen ein Bundesrathsbeſchluß vom 21. Mai 
1885,°) durch den das Entrippen inländiichen Tabads, welcher vom 
1. Juli 1885 ab in Theilungslager aufgenommen wird, nur mit Der 
Maßgabe gejtattet werden darf, daß die entrippten Blätter unmittelbar vom 
Lager unter Steuerfontrole in das Ausland geführt werden. Nur aus 
nahmsweiſe fann mit Genehmigung der Direftiwbehörde unter bejondern 
von derjelben vorzufchreibenden Sontrolen die Verjtenerung des entrippten 
Tabacks zugelalfen werden, wenn fein Zweifel beſteht, daß derfelbe nur zu 
Sabrifationsziweden im Inlande verwendet wird. 

Auf Tabak, welcher vor dem 1. Juli 1885 in ein Theilungslager 
aufgenommen worden war, finden vorjtehende Vorjchriften erſt vom 1. Sept. 
1885 ab Anwendung. *) 


4. Zalzitener. 


Die erſte Zollvereinsfrage, welche von Seiten der Preußischen Regierung 
nach Auflöfung des Deutichen Bundes und Errichtung des Norddeutichen 


) S. Bundesrathsbeſchluß dv, 24. April 1884. 

2) Abgedr, im Zentralbl. des Neiches dv. 1880 ©. 468, j. a. das Mähere in Nbichnitt IX. 
3) Bentralbl. des Neichs 1885 &, 229. 

+ ©, die Gründe in Prud). 84 des Bundesraths v. 1885. 
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Bundes (defjen Verfaſſung mit dem 1. Juli 1867 ins Leben trat) in An- 
regung gebracht wurde, war die Aufhebung des Salzmonopol3 und 
die Beiteuerung des Salzes im Zollverein. Das Reſultat der deshalb 
gepflogenen Unterhandlungen war eine am 8. Mai 1867 unter den Zollvereins- 
ſtaaten abgejchlofiene Uebereinkunft,!) welche mit 1. Jan. 1868 ins Leben 
trat. Durch diefelbe wurde der Art. 10 des Zollvertrags vom 10. Mai 1865 
aufgehoben, im ganzen Zollverein der freie Verkehr mit Salz herge 
ftellt*) umd ſowohl das im Bollvereinsgebiete gewonnene, al® auch das 
vom Ausland eingeführte Salz einer gemeinschaftlihen Abgabe von 2 Thlr. 
vom Zentner unterworfen. *) 

Die Erhebung einer weiteren Abgabe von Salz auf Rechnung des Staates 
und der Kommunen, mit Ausnahme einer Kontrolgebühr von 2 Sgr. per 
Zentner für abgabenfrei abgelafienes Salz, wurde ausdrücklich ausgefchlofjen.*) 
Yeßtere darf: auch nicht für das zur Ausfuhr und für Natronfulphat= und 
Soda-Fabriken bejtimmte Salz erhoben werden. 

Die Erhebung und Kontrolirung der Salzfteuer foll nach Maßgabe der 
bierüber ztwischen den vertragenden Negierungen verabredeten befonderen Beftimm: 
ungen erfolgen, die Erhebung und Kentrole des Eingangszolles nad) der Zoll: 
geieggebung.) Dieſe Beitimmungen wurden in einer dem Schlufprotofolle®) 
zur Uebereinfunft vom 8. Mai 1867 beigefügten Verordnung niedergelegt. 

Nah Art. 5 dieſer Uebereinfunft kann Salz vorbehaltlich der nöthigen 
Eiherungsmaßregeln gegen Mißbrauch abgabenfrei verabfolgt werden und zwar: 

A. Auf Vereinsrehnung 

1. zur Ausfuhr aus dem Bollgebiete; 
2. nach vorheriger Denaturirung?) unter amtlicher Aufficht 
a) zu landwirtbichaftlichen Zweden (VBiehfütterung und Düngung), 
b) zu gewerblichen Zweden mit Ausnahme von Gewerben, welche 
Nahrungs: und Genußmittel für Meenfchen bereiten und für Tabad: 
fabrifate, Mineralwaljer und Bäder; ?) 
3. unter fteueramtlicher Kontrole zum Einſalzen und Einpödeln x. 
bon Gegenftänden, die zur Ausfuhr beftimmt find.?) 

) Bundesgeiegbl. 1867 ©. 49; — f. Z. u. V. 1867 S. 485; Appelt, „Die 
Geſetzgebung über die Erhebung und Kontrolirung der im Deutſchen Zollvereine beſtehenden 
Salzabgabe“, Berlin 1870, gibt eine genaue Zufammenftellung aller einichlägigen Vorjchriften ; 
- a. die Gejegblätter der nicht zum morddeutichen Bunde gehörigen Staaten, 

) Diefer freie Verkehr joll nach Ziffer 1 des Schluhprot. v. 8. Mai 1867 aud) in Bezug 
cur niedere Eijenbahnfrachtiäge thunlichit befördert werden, 

2) Art. 1, 2 und 3 der llebereintunit dv. 8. Mai 1867. Unter Salz (Kochſalz) verjteht 
die Uebereinkunft außer Siede-, Stein- und Seejalz alle Stoffe, aus denen Salz ausgeſchieden 
zu werden pflegt (Art. 2 Abſ. 3), 

) Art. 2 Abſ. 2 u. Art. 6 der Uebereinkunft. 

>) Jahrbücher 1867 5. 438. 

u; r — 1867 ©. 384; Jahrbücher f. Z. u. V. 1867 ©, 464; Appelt a. a. O. 
‚im u. . 

) Nach Ziff. 5 des Schlukprot. v. 8. Mai 1867 wurde eine bejondere Vereinbarung 
über die Art und Menge der zu verwendenden Denaturationsmittel vorbehalten. 

®, Nah Ziff. 5 lit. d und e des Schluhprot. vom 8. Mai 1867 joll die Uebereinkunft 
auf jog. Badejalz, welches zum menschlichen Genuß unbrauchbar ift, feine Anwendung finden 
und joll die Abgabe von Mutterlauge und Soole zu Bädern unter Kontrole, ſowie von 
denaturirtem Salz zu Eiskellern nicht ausgeſchloſſen jein, Auch bleibt es nach lit. f jeder 
Regierung vorbehalten auf privative Rechnung Salz au Heilbädern abgabenfrei abzugeben. 

Nach Ziff. 5 lit. e des Schluhprot, v. 3 Mai 1857 jollen unter diefen Gegenftänden 
bauptſächtlich Butter und Fleiſch zu verjtehen fein; biezu gehört nach Bundesrathsbeſchluß vom 

Aunalen des Deutihen Reichs. 1836. ‚ 8 


wa, - 
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B. Auf privative Rehnung kann Salz abgabenfrei verabfolgt werden 
1. wern der Nachweis des Salzverbrauch® bei den zur Ausfuhr be— 
ftimmten Gegenftänden nicht geliefert werden kann (ſ. A. Ziff. 3);') 
2. zu Unterftüßungen bei Notbjtänden, ſowie an Wohlthätigfeits 
anjtalten; 
3. zu Deputaten (Salz Naturalabgaben) auf deren abgabenfreie Verab— 
folgung die Berechtigten Anſpruch haben; 
4. zur Nahpöfelung von Heringen. 

C. Zur Hälfte auf Vereins: und privative Rechnung kann Salz abgaben- 
Ta werden zur Pökelung von Heringen‘) und ähnlichen 

ischen. 

Durch Bundesrathebeichluß v. 23. Febr. 18823) wurde beftimmt, daß vom 
1. April 1882 an die auf Grumd des $ 20 Nr. 3 des Gejehes vom 12. Dft. 1367 
betr. die Erhebung einer Abgabe von Salz (Bundesgeiegbl. 1867 ©. 41) 
auf privative Nechnung freigeichriebenen Abgabenbeträge für das Einjalzen 
oder Nahpöfeln von Heringen oder Ähnlichen Fiſchen umd für das, nicht 
unter jtehender Stontrole zum Einjalzen von Gegenjtänden, welche zur 
Ausfuhr beitimmt find und ausgeführt werden, verwendete Salz, 
von den zur Reichskaſſe abzuführenden Erträgen der Salzabgabe in Abzug 
zu bringen jind. Das zur Nahpöfelung von Heringen beftimmte Salz 
jet auf je 50 Kg. mit 6 Liter Heringslafe amtlich zu denaturiren und 
bezüglich des, zum Einfalzen der nicht unter ſtehender Stontrole behandelten 
und zur Ausfuhr bejtimmten Gegenitände, erforderlichen und verwendeten 
Salzes jollen die vom Bundesrathe des Norddeutichen Bundes erlafjenen Vor: 
Ichriften vom 3. Juni 1870% Anwendung finden. 

Nach Art. 8 follte die Uebereinkunft am 1. Januar 1868 ins Lebens 
treten; der Bollzug derjelben war jedoch nah Ziff. 7 des Schlußprot. hierzu 
an die bejtimmte Borausfehung gefnüpft, Daß zuvor der FFortbeitand des 
Bollvereins auf dauernde Grundlage durch Vertrag ficher gejtellt wäre. Nach: 
dem diefe VBorausjegung durch den Zollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867 
erfüllt war, wurde auf Grund Diejer Uebereinfunft im Norddeutichen Bunde 
das Geſetz vom 12. Oft. 1867 betr. die Erhebung einer Abgabe von Salz?) 
nebft der oben erwähnten Verordnung über die Ausführung dieſes Geſetzes 
erlaſſen.“ Ein Gleiches fand im Laufe des Jahres 1867 in den anderen 
Staaten des Vereins ftatt,”) jo daß mit 1. Januar 1363 die Uebereinfunft 
vom 8. Mai 1567 in ihrem vollen Umfange ins Leben treten konnte. 

Nach 82 Abſ. 2 des Gejehes von 1867 fünnen Stoffe, aus denen Salz 
ausgefchieden zu werden pflegt, abgabenfrei abgelafjen werden, wenn ein Miß- 
brauch nicht zu befürchten it. Der Bundesrat hat auf Grund dieſer Be— 





5, Oft. 1876 (entralbl, des Reiches v 1876 5. 554) auch Salz, weldyes für die zur Vers 
provdiantirung der Kriegsmarine Deuticylands eingepöfelten und eingejalzenen Gegen— 
jtände verwendet wurde. 

1), Auch in dieſem Falle joll die abgabenfreie Ablaſſung nah Ziff. 5 lit. e des Schlupf: 
prot, vd. 8, Mai 1867 nur nach beitimmten, gegenfeitig mitzutheilenden Normen geicheben, 

2) Nach Nr. 5 lit. b des Schluhprotofolld vom 8. Mai 1867 ſoll für die Hering— 
pötelung der ben —— Inſtruktionen entſprechende Nachweis genügen. 

+) Zentralbl. des Reiches v. 1882 ©. 91 

*) Abgedr. den Jahrbüchern für Zollgefepgebung v. 1870 S. 307. 

°) Bundesgeiepbl. v. 1867 ©. 41; Appelt a. a. O. S. nu j. 

Zentralblatt 1867 S. 454; Jahrbücher 1867 ©, 448, 

?, In Preußen am 9. Auguſt 1867, in Bayern am 16. Nov. 1867; Appelt a. a. O. ©, 22, 
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ftimmung am 6. Juli 1878!) angeordnet, daß f. 3. Abraumſalze (Carnallit, 
Kainit etc.) von den oberjten Yandesfinanzbehörden ohne Kontrole abgabenfrei 
gelajjen werden fünnen, wenn ihr Gehalt an Salz 36° ihres Gewichtes 
nicht überfteigt und fie vor der Entfernung von der Saline derartig vermahlen 
find, daß die Ausſcheidung der etiwa vorhandenen Salztheile auf mechanischen 
Wege unmöglih ift. An Befiger von Fabriken, welche auf Grund der Be 
jtimmungen in $ 6 des Geſetzes v. 1867 unter Steuerfontrole ftehen, fünnen 
Abraumfalze jteuerfrei auch ohne Bermahlung abgegeben werden. 

Abraumſalze und andere ren der Salzarten, welche mehr 
als 36°/o, jedoch weniger ala 75°/o Kochjalz enthalten, fünnen unter der von 
der Zolldireftionsbehörde, in deren Bezirk der Empfänger wohnt, anzuordnen- 
den SKontrole ummittelbar an Landwirthe und berechtigte Getverbetreibende 
(unter Ausschluß der Salzhändler) ohne Denaturirung, aber nad vor: 
beriger Bermahlung abgabenfrei abgelajien werden. 

Abraumfalze zc. von einem Kochjalzgehalte von 75% vder mehr, unter: 
liegen der Salzabgabe, jofern fie nicht zuvor denaturirt worden find. 

Die mit der Kontrole der Salzwerfe betrauten oberen Steuerbeamten 
haben periodiſch Durhjchnittsproben der ohne Denaturirung abgegebenen 
Abraumfalze ꝛc. zu entnehmen umd deren chemiiche Prüfung zu veranlafjen, 
um den Kochſalzgehalt zu kennen. 

Zugleich mit der Uebereinkunft, dem Geſetze und der Bollzugs:Verord- 
nung biezu wurde in allen Staaten des Vereins eine vereinbarte?) Inſtruk— 
tion für die Staatsjalzwerfe wegen Erhebung und Stontrolirung der 
Salzabgabe,?) eine Injtruftion für die Erhebung und Sicherung der Salz- 
abgabe auf den Brivatjalinen*) und eine Anleitung zur Erhebung 
der Salzabgabe bei den Zollitellen, welche ſich nicht an Salzwerfsorten 
befinden?, erlajjen. Das fragliche Gejeg iſt faſt wörtlich in allen Staaten 
übereinjtimmend und zerfällt in 3 Abtheilungen und 21 Paragraphen. 

In $ 1 wird die Aufhebung des Salzmonopols und in $ 2 die Ein- 
führung der Salzabgabe ausgeſprochen. Die erjte Abtheilung, welche von der 
Abgabe (Steuer) von inländifchem Salze handelt, zerfällt in 3 Abjchnitte, 
von denen der erjte über die Anmeldung zur Verjtenerung ($$ 3—5), der 
zweite über die Stontrole ($$ 6—10) und der dritte über die Strafbeitim- 
mungen ($$ 11—18) nähere Anordnungen ertbeilt, die mit den erwähnten 
Vorſchriften in der Uebereinfunft vom 8. Mai 1867 im MWejentlichen überein: 
jtimmen. Der zweite Abfchnitt handelt in einem Paragraphen ($ 19) von 
der Abgabe (Zoll) vom ausländischen Salz, deſſen zollamtliche Abfertigung 
vollftändig nach den Beitimmungen der Bereinszollgefeßgebung zu erfolgen 
bat; und Abjchnitt III zählt die Fälle auf ($ 20), in welchen eine Befreiung 
von der Salzabgabe eintreten fann. Im — Paragraphen iſt der Termin 
für die Wirkſamkeit des Geſetzes (1. Jan. 1868) Feftgelebt. 

Die bereit3 erwähnte Verordnung zur Ausführung diefes Gefeßes®) zer: 
fällt in 2 Abjchnitte und 15 Paragraphen. Der erite, nur einen Paragraphen 
umfafjende Abjchnitt handelt von der Berechnung der Salzabgabe; der zweite 


1) 8 414 des Prot., j. Zentralblatt des Reichs 1878, ©. 425. 

?) Durch Mebenprot. vom 8. Mai 1867, 

2) Zentralblatt. 1867 ©. 434; Jahrbücher 1867 ©. 505, 

+) Zu $ 4 des Geſetzes fiehe Zentralblatt 1867 ©. 403; Jahrbücher 1867 ©. 478, 
5) Yentralblatt 1867 ©. 566; Jahrbücher 1867 ©. 536, 

*, Jahrbücher 1867 ©. 464. 
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Abfchnitt, welcher die übrigen Paragraphen enthält, von der Kontrole und 
Abfertigung des Salzes. 

In den 88 2—14 find die Beitimmungen für die Kontrole und Abfertig: 
ung") des inländischen, im $ 15 des ausländischen Salzes enthalten. 

Hiezu beftimmt ein Bundesrathsbeſchluß vom 5. Dezember 1881:?) 

„Die Ermittelung des Nettogewichts kann bei Salz in Säden in der 
Weiſe erfolgen, daß das Gewicht der zur Verpadung dienenden Säde ermittelt 
und von dem durch die Verwiegung der gefüllten Kolli fich ergebenden Brutto: 
gewichte abgefegt wird. Dabei ijt es jtatthaft, mehrere Salzſäcke von gleicher 
Größe und gleichem Stoffe zuſammenzuwiegen und hienach eine durchſchnittliche 
Tara zu ermitteln. 

Von der Ermittelung des Nettogewichtes durch Verwiegung kann Um: 
gang genommen werden, wenn der Steuerpflichtige fich mit einer Taraver— 
gütung von , Prozent begnügt. 

Die ziemlich gleihmäßig von allen Regierungen erlalfene, bereits erwähnte 
Snftruftion für die Staatsfalzmwerfe wegen Erhebung und Kontrolirung 
der Salzabgabe?) behandelt die bezüglichen Vorjchriften in 20 Paragraphen. 
Befonders hervorzuheben ift hier die angeordnete Errichtung von Salzſteuer— 
ämtern') auf den Staatsfalinen, welche den Zoll und Steuerbehörden unter: 
geordnet find, refp. die Beiordnung von fontrolirenden Zoll- und Steuer: 
beamten in den Fällen, wenn von der Salinenverwaltung im Namen der 
Steuerverwaltung die Erhebung der Salzjteuer bejorgt wird. 

Die bereits erwähnte Infjtruftion bezüglich der Erhebung und 
Sicherung der Salzabgabe auf den Privatfalinen,?) welche zu $ 4 
de3 Gefeßes erlafien wurde, zerfällt in 20 Paragraphen, in welchen die 
nötigen Kontrolmaßregeln ausführlich befannt gegeben find. 

Die Anleitung zur Erhebung der Salzabgabe bei den Zoll: 
jtellen, welche fih nicht an Salzwerksorten befinden, welche oben 
erwähnt worden iſt,“) zerfällt in 14 Paragraphen. Ein Theil der Beſtim— 
mungen, und zwar $ 3 Abf. 4, 5, 6, dann in Abſatz 7 der letzte Satz von 
„es wird alfo“ an, und die Worte in Abi. 8 „und dem Ausfertigunggamte 
zurücgegeben“, ſowie in $ 4 Abj. 2 find in Folge der neueren Zollgefeggebung?) 
außer Geltung gefommen, ebenfo $ 6 und im 5 9 der Abjag 2 wegen fpäterer 
Aufhebung diefer Niederlagen. 

Die fehr michtige und im Schlufprotofoll (A 5 a) zur Webereinkunft 
wegen Erhebung einer Abgabe von Salz vom 8. Mai 1867 vorbehaltene Ber: 
einbarung über die Art und Menge der zur Denaturirung von Galz 
wegen abgabefreier Ablafjung für Gewerbe und Landwirtbichaft zu verwenden: 
den Mittel wurde durch einen Bundesrathsbefhluß vom 8. Juni 1868 herbei: 
geführt und mit 1. Juli 1868 in Wirkſamkeit gejegt.) Sie enthält die Bes 
jtimmumgen über die Denaturirung des zur Viehfütterung oder Düngung und 





) Bezüglich der Kreditirung der Salziteuer ($ 12 der Verordnung) j. Abjchnitt VIII 
und bezüglich der Denaturirung des Salzes ($ 13 der Verordnung) j. unten. 

?) ©. Zentralbl. des Reiches von 1881 ©. 452. 

2) Zentralbl. 1867 ©. 435; Jahrbücher 1867 ©. 505; Appelt a. a. O. ©. 67 fi. 

) Siehe a. Nbichnitt VI. 


5) Bentralbl. 1867 ©. 408; Jahrbücher 1867 ©. 478; Appelt a. a. ©. S. 52 fi. 
0) Zentralbl. 1867 ©. 566: Jahrbücher 1867 ©. 536; Appelta. aD. ©. 8. 


?) Siehe $ 47 des Vereinäzollgejepes ; 88 37 und 38 des Begleiticheinregulativs; $ 8 
des Niederlageregulativs und $ 55 des Begleiticheinregulativs. . 
®), Bentralbl. 1868 ©, 347; Jahrbücher 1868 S. 526, 534; Appelt a. a. O. ©. 100 fi. 
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de zu gewerblichen Zweden bejtimmten und auf Vorrath für Gewerbe aller 
Art bereiteten, beziehungsweije bejtimmten, Salzes. 

Schon vor Ablauf eines Jahres hatten fich jedoch bei dem vorgejchriebenen 
Verfahren jo merklich bervortretende Mängel gezeigt, daß die Preußiſche Re: 
gierung am 1. Auguft 1869 durch einen Antrag den Bundesrath veranlaßte, 
eine Erörterung über das zwedmäßigite Verfahren der Salzdenaturirung durch 
Kommilfarien der, nach Maßgabe der in Betracht kommenden falinarifchen 
Intereſſen, vorzugsweiſe betheiligten Staaten eintreten zu laſſen. Dieje Kom— 
miffion, welche nur aus Beamten der Steuerverwaltung niedergejeßt werden 
jollte, ohne jedoch Beamte der Salzwerfsverwaltung zur Begutachtung tech: 
niſcher Fragen auszujchließen, jollte in Schönebek oder Staffurth zufammen- 
treten und Borjchläge darüber machen, wie die Denaturation ficher und gleich- 
mäßig für das ganze Zollvereinsgebiet zu bewirken und auf welche Weije die 
Kontrole ſowohl bei dem Verkauf auf Salzwerten, als bei dem Handel mit 
Salz, einjchließlich des Pfannenfteines, zu handhaben wäre. 

Nachdem der Bundesrath einen dahingehenden Beſchluß am 8. Mai 1869 
gefaßt hatte, trat am 23. August desjelben Jahres eine aus Preußiſchen, 
Bayerifchen, Württembergifchen, Badischen, Braunſchweigiſchen, Anhaltifchen 
und Großh. Heflischen Steuer: und Salinenbeamten verjchiedener Kategorien 
gebildete Kommiffion zu Schönebeck zufammen, welche einen jehr ausführlichen 
Bericht über das Nefultat ihrer Berathungen an den Bundesrath erjtattete, 
weldher am 25. Sept. von dem Vorſitzenden des Bundesrathes zur Beichluß- 
faflung in Vorlage gebracht wurde. 
dehi Die — —— des Bundesrathes vom 20. Dezember 1869 ging 
ahin: 

1. Daß eine Kommiſſion, wie die bereits im Laufe des Jahres 1869 
zuſammengetretene, zu bilden wäre, welche geeigneten Falls unter Zuziehung 
von Chemikern ſich über folgende Fragen zu äußern hätte: 

a) welche Mifchapparate zur Vermiſchung des Salzes mit Denaturir- 

mitteln, ſowie welche Berfahrungsweilen hiebei vorzujchreiben wären 


um 

b) ob es räthlich jei, die Bereitung von Düngfalz mit befonderen, von 
denjenigen für Viehſalz verfchiedenen Denaturirmitteln zuzulaſſen umd 
eventuell, welches Denaturirverfahren biefür vorzufchreiben wäre, 

c) welches Denaturirverfahren für das auf Vorrath bereitete Gewerbe- 
jalz, insbefondere auch mit Nücdficht auf die durch Verfuche im Großen 
in gewerblichen Anftalten zu Eonftatirende Anwendbarkeit in den Ge— 
werben fejtzufegen wäre, 

d) ob es im jteuerlichen Intereſſe wäre, nur feinförniges Siedefalz zur 
Denaturirung zuzulaſſen? 

2. Wurde zu umterfuchen befchloffen, ob die fernere Bereitung von Ge: 

werbejalz auf Vorrath im Bedürfnijie liege und 
3. wurde ein neues Verfahren fejtgejegt, nach welchem fortan unter Ab- 
änderung der vorjährigen Beitimmungen die Denaturirung des Vieh- und 
Gewerbejalzes vorgenommen werden jollte. 

Diejer Beichluß des Bundesrathes (Ziff. 3) wurde fofort im Januar 1870 
von allen Bereinsregierungen zur Darnachachtung bekannt gegeben!) und die 
Vorbereitung zur Ausführung der Beichlüffe Nr. 1 und 2 angebahnt. 


N, Jahrbücher 1870 ©. 286 ff.; Zentralbl. 1870 ©. 171 ff.; Appelt a. a. DO. 104. 
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Für die Denaturirung von Viehſalz war durch diefen Bundesrathsbeſchluß 
angeordnet worden, daß: 

a) das aus Siedejalz bereitete, mit "/s Prozent Eifenoryd und mit 

1 Prozent Pulver aus unvermifchtem Wermuthkraut, 
b) das aus Steinfalz bereitete, mit °/, Prozent Eiſenoxyd und 1 Prozent 
unvermiſchtem Wermuthsfrautpulver, denaturirt werden joll. 

Da fich nun herausftellte, daß jog. Viehſal z-Leckſteine aus technischen 
Gründen, mit Wermuthsfrautpulver vermijcht, nicht herzuftellen find, jo wurde 
nachträglich auf bejonderen Antrag am 23. Mai 1870 vom Bundesrathe der 
Beihluß gefaßt, für die Bereitung von Viehſalz-Leckſteinen bei Herjtellung aus 
Siedejalz '/,; Prozent Eifenoryd und "/,; Prozent Holzkohlenpulver und bei 
Heritellung aus Steinjalz °/; Prozent Eifenoryd und "/, Prozent Holzkohlen- 
pulver als Denaturirmittel bis auf Weiteres anzuordnen.') 

Ferner wurde vorgejchrieben, daß die jtenerfreie Ablafjung des noch auf 
Borrath nach den Beitimmungen des Bundesrathsbeſchluſſes vom 8. Juli 1868 
denaturirten Vieh- und Gewerbejalzes, falls es nicht nachträglich auf Die 
jpäter angeordnete Weiſe denaturirt werden follte, einzuftellen ſei. 

Endlich wurde bejchlofien, daß die nach dem Bundesrathsbeſchluſſe vom 
20. Dezember 1869 zu bildende Kommiffion auch mit einer nochmaligen 
Prüfung zur Ermittelung des zwedmäßigiten Verfahrens für die Denaturirung 
von Biehjalz zu beauftragen fei. | 

Dieje Kommiffion, welche auf den 18. Juli 1870 nah Schünebed ein- 
berufen worden war, ſah fich durch den Ausbruch des Krieges veranlaßt, 
ihre bereit begonnenen Berathungen bis auf Weiteres zu vertagen und trat 
erjt wieder auf Einladung des Neichsfanzleramtes am 11. März 1872 in 
Schönebef zuſammen. Diefelbe war wie im Jahre 1869 aus Steuer: und 
Salinen-Beamten verjchiedener Staaten zufammengejegt und legte auch dieſes 
Mal die Nejultate ihrer Berathungen in einem Berichte nieder, welcher am 
13. April 1872 vom Neichsfanzler dem Bundesrathe zur Beſchlußfaſſung 
vorgelegt wurde. 

1. Das Hauptrefultat des Bundesrathsbeichluffes vom 21. Juni 1872 
it in neuen Beftimmungen betreffend die Befreiung des zu landwirth— 
Ichaftlihen und gewerblichen Zweden bejtimmten Salzes von der Salzabgabe 
niedergelegt,?) welche mit 1. September 1872 ing Leben traten. 

2. Außerdem wurde befchloffen, das von Natur ftarf gefärbte und 
mit 5 bis 10 Proz. Gyps, Thonerde, Eifenoryd und Theilen von Kohlenstoff 
durchjegte Steinfalz der Saline Berchtesgaden ohne weitere künftliche 
Denaturirung in Stüden als Biehledjteine in den Bayerifchen Regierungs— 
bezirfen Oberbayern, Niederbayern, SchwabenNeuburg und Oberpfalz unter 
gewilien Stontrolen fteuerfrei abgeben zu Lafjen.?) 

3. Weiter ging der Beichluß dahin, für den Verfauf der nach den jeit- 
berigen Borjchriften denaturirten Salzvorräthe einen Termin bis 
1. Januar 1873 zu geben, außerdem aber zu bewilligen, daß ungefleinerter 
Pfannenjtein umter gewiljen Kontrolen undenaturirt an einzelne Fabrikanten 
und Landwirthe abgegeben werden könne und endlich, daß für Bejtelljalz 
(im Gegenſatz zu dem auf Vorrath denaturirten)‘) im Bedürfniffalle als 


) Zentralbl. 1870 ©. 173; Jahrbücher 1870 ©. 304; Appelt a. a. O. ©. 106. 

2) Abgedrudt im Zentralblatt 1872 ©. 318. 

) Abgedrucdt im Amtsblatt der Bayeriſchen General-Zolladminijtration 1872 ©. 274, 
+) ©. B. der Beitimmungen ı. 
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weitere Denaturirmittel durch Die Direktivbehörden zugelafien werden fünnen, 

, Proʒ. Mineralöl (Braunfohlenöl 2c.), "/s Proz. Eifenoryd in Verbindung 

mit O,95 Proz. Thieröl, 2 Proz. Schwefelfäure (v. 66° B, mit 3—4 Theilen 

Waſſer verdünnt), 2 Proz. ſtark rauchende Salzjäure, 2 Proz. Pinkſalz, 

1'/, Proz. Zinnchlorür. 

Hieran wurde Folgendes geändert: 

1. Nach Bundesrathsbefhluß vom 1. Dezember 1873") wurde es für 
unftatthaft erklärt, auch im Falle der Denaturirung, an Darmbändler 
zur Reinigung und Konfervirung der zur Wurjtfabrifation dienenden 
Därme Salz abgabenfrei zu geben. 

Durch Bundesrathsbeſchluß vom 29. April 1874?) murden die 

oberjten Landesfinanzbehörden ermächtigt, die Ausstellung von Bes 

Iheinigungen über die Berechtigung zum ** denaturirten 

Handelsſalzes von Seite der Salzhändler durch die Ortspolizei— 

behörden dann zu geſtatten, wenn dieſe Beſcheinigung nur für ein— 

zelne Fälle, nicht für das ganze Jahr nachgeſucht wird. Die Polizei— 
behörden haben jedoch hierüber ein Jahresverzeichniß zu führen.?) 

. Dur) Bundesrathsbefchluß vom 12. November 1874*) wurde ange: 
ordnet, daß fünftighin Petroleum nur bei Denaturirung desjenigen 
Gemwerbebejtellfalzes zugelafjen werde, welches in den Gewerberäumen 
des Empfängers unter amtlicher Aufficht hergejtellt wird. 

4. Nach dem Bundesrathsbefchluffe vom 13. November 1875°) fann 
zugelafjen werden, daß Beſtellſalz für zuverläffige Gemwerbtreibende 
mit Genehmigung der Direktivbehörde auf den Salzwerfen mit nur 
1°), Schwefelfäure und 1°), Waller denaturirt werde, wenn ein 
anderes Denaturirungsmittel als Schwefeljäure für das betreffende 
Gewerbe nicht zuläſſig ift.°) 

5. Nach einem weiteren Bejchlufje vom nämlichen Tage?) darf Kienöl 
zur Herſtellung desjenigen jog. Gewerbebeitelljalzes verwendet werden, 
welches in den Gewerberäumen des Empfängers denaturirt wird. 

6. Ein Bundesrathsbeihluß vom 18. Oktober 18769) genehmigt unter 
Erweiterung der unter lit. e und e aufgeführten Berhtüffe, daß die 
Denaturirung von Gewerbebeſtellſalz mit Petroleum, Kienöl oder 
derjenigen Denaturirungsmittel, welche nach den Beltimmungen von 
1872°) ausnahmsweife mit Genehmigung der Direftivbehörden ver- 
wendet werden dürfen, unter der Bedingung auf Salinen zugelalien 
werden, daß das auf diefe Weife denaturirte Gewerbebeftellfalz jchon 
auf der Saline amtlich verſchloſſen und mit einem won dem betreffen- 


0 





o 


) $ 580 des Prot. Jahrbücher j. 1873 ©. 516, 

?) $ 226 des Prot. 

?) Dieje Anordnung iſt in den meisten Staaten nicht für zweckmäßig erachtet worden 
und die Ausjtellung fragl. Beicheinigungen nur den Zoll. und Steuerbehörden übertragen. 

*) 8 476 des Prot. 

5) 8 438 des Prot. Abgedr. im Zentralbl. des Neiches 1875 ©. 749. 

6) Durch einen Bundesrathäbeihlui vom 23. Mai 1881 war Karboljäure rein waſſer— 
hell oder gereinigt zur Denaturirung als zuläffig erflärt worden; ein Bundesrathsbeichluß 
vom 29. Mai 1884 (Zentralblatt des Neiches 1884 ©. 178) erflärte aber Karboljäure 
als unzuläjjiges Denaturirungdmittel. 

) $ 440 des Prot. Abgdr. a. a. D. ©. 749. 

*\, $ 285 des Prot. 

) ©. oben und pr. Zentralbl. 1872 ©. 318, 
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den Salziteneramte auszufertigenden Transportfcheine mit möglichit 
kurzer Gejtellfrift unter Verſchluß abgelafjen und am Beltimmungs- 
orte unter Aufficht der Steuerbehörde in die Gewerberäume gebracht 
werde. 

Hiezu wurde durch einen Bundesrathsbeihluß vom 7. Juli 1885 
die Erleichterung gewährt, daß am Beitimmungsorte auf Antrag des 
Empfängers die amtliche Revijion der geöffneten Kolli in Bezug 
auf den Inhalt und die Denaturirung mittelft des Viſitireiſens 
vorgenommen werden darf.) 

7. Durch einen Bundesrathshejchluß vom 25. März 1378°) wurden die 
Borjchriften wegen der Denaturirung von Salz mit Wermuth— 
pulver geregelt und fejtgefeßt, daß nur Wermuthpulver verwendet 
werden dürfe, deſſen Bereitung ſteueramtlich überwacht wurde. °) 

8. In der Sikung vom 9. März 1880 wurde bejchlojjen, daß feines 
trodenes Seifenpulver nur nach vorgängiger Prüfung der Rein— 
heit zur Denaturirung von Beſtellſalz verwendet werden dürfe und 
jind bejtimmte Vorſchriften für die chemische Unterfuchung desjelben 
gegeben worden. *) 

9. Dur) einen Bundesrathsbefhluß vom 20. Mai 18815) wurde an— 
geordnet, daß den Landwirthen, welche unzerfleinerten undenaturirten 
Pfannenſtein beziehen, die Führung des vorgejchriebenen Kontrol= 
regijters über Zu: und Abgang desfelben erlajjen werde, außerdem 
joll die amtlihe Transportbezettelung über diefen Pfannen- 
ſtein wegfallen, endlich jolle bezüglich der Bejtellzettel der Lands 
wirthe über diefen Pfannenftein das Verfahren in Ziffer 20 und 21 
der Beitimmungen über die Befreiung des zu landwirthſchaftlichen 
und gewerblichen Zweden bejtimmten Salzes von der Salzabgabe 
zur Anwendung kommen. 

10. Ein Bundesrathsbefhluß vom 2. Juli 1881°) geht dahin, daß Ge— 
twerbetreibende bezw. Salzhändler, welche die in Ziffer 15 Ab— 
fa 1 der Beftimmungen vom 21. Junt 1872 wegen der Befreiung 
de3 zu landwirthichaftlichen und gewerblichen Zwecken bejtimmten 
Salzes von der Salzabgabe vorgejhriebene Form der Be 
ftellung beim Bezuge von denaturirtem Bejtellfalz bezw. Handels: 
ſalz nicht erfüllen, der Beitrafung nach $ 15 des Gejehes vom 
12. Dftober 1867, betreffend die Erhebung einer Abgabe von Salz 
(Bundes-Gejegblatt S. 41), unterliegen. 


5. Branitener, 


Nach Artikel 35 der Reichsverfaſſung hat das Reich ausſchließlich Die 
Gejeßgebung über die Beſteuerung des im Bundesgebiete gewonnenen Bieres 
mit Ausnahme von Bayern, Württemberg und Baden, wo diejelbe durch die 


1) ©. Zentralbl. ded Reiches 1885 S. 385. 

*, 8 197 des Prot. Abgedr. im Zentralbl. des Reiches von 1878 ©. 223 nebit den 
Beftimmungen über die Heritellung von Wermuthpulver. 

Die Fabriken find im Zentralbl. des Neiches von 1879 ©. 58, 124 und 132 

befannt gegeben. 

9ᷣ 8 163 des Brot. Abdr. im Zentralbl. des Neiches v. 1880 ©. 177. 

», S. Zentralbl. des Reiches 1881 ©. 231. 

6) a. a. D. 1881 ©. 279. 
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Landesgeſetzgebung geregelt wird. Die Reichsverfaſſung bemerkt hiezu weiter, 
daß die Bundesſtaaten ihr Bejtreben darauf richten wollen, daß eine Ueber: 
einftimmung der Gejeggebung auch biefür herbeigeführt werde. Für Elſaß— 
Lothringen bejteht zur Zeit auf Grund des Franzöſiſchen Geſetzes vom 
28. April 1816 die jogen. Keſſelſteuer für die Bierproduftion, über deren 
Abſchaffung zur Zeit noch nicht die möthigen Erhebungen gemacht find und 
die deßhalb noch als bejondere Steuer fortbejteht.) Dem Bayerifchen Steuer: 
jniteme find wegen ihrer Lage das Großh. Sachſen-Weimariſche Vordergericht 
Oſtheim und das Herzogl. Koburgijche Amt Königsberg mit befonderen Staats- 
verträgen?) angeichlofjen. 

Die Bejtenerung des Bieres war bis auf die neueſte Zeit in dem zur 
Steuergemeinschaft gehörigen Bundesgebiete folgendermaßen geregelt: 

In Preußen, Sachſen, den zum Thüringifchen Zolle und Handelsvereine 
gehörigen Staaten und Braunfchweig galten nach den Beltimmungen des Ver: 
trages vom 28. Juni 1864 die jeit dem Anſchluſſe dieſer Staaten an Die 
Preugiihe Bierjteuergemeinfchaft eingeführten Preußiſchen Geſetze und Ver: 
ordnungen.?) Nur Sachjen:Meiningen und Sachſen-Coburg hatten die höhere 
Braumalzfteuer beibehalten, verpflichteten fich jedoch, die Steuer nicht unter 
den den übrigen Staaten giltigen Betrag herabzuſetzen. 

Oldenburg war dem erwähnten Vertrage durch eine Lebereinfunft vom 
27. u. 30. April 1867 beigetreten.) Auf die im Jahre 1866 neu erworbenen 
Gebietötheile Preußens wurden durch Verordnung vom 11. Mai 1867°) die 
für diefe Beſteuerung giltigen Geſetze und Verordnungen ausgedehnt und dies 
jelben durch Gejeg vom 2. Auguſt 1867°) auch auf das Jahdegebiet erftredt. 
Für die beiden Medlenburg, das Herzogthum Lauenburg und die freie Hanſe— 
jtadt Lübeck nebjt Gebiet, jorwie für die nach dem 1. Jan. 1868 in die Zoll- 
linie des Deutjchen wu gezogenen und noch zu ziehenden Preußijchen 
und Hamburgijchen Gebietstheile wurde durch das Bundesgejeg vom 4. Juli 


") Siehe den Bericht des Reichsfanzlerd über die Gejeßgebung und Verwaltung des 
Reichslandes Eljah-Lothringen von 1871—72 in Hirth's „Annalen“ 1872 ©. 889. 

2) Verträge vom 25. Januar 1831, 24. Mai 1843, 22. März 1833 Sep.Art. I; vom 
4. April 1853 Sep-Art. 3; vom 14. Juni 1831, 22. März 1833 Sep.-Art. 1 und vom 
4. April 1853 Sep.Art. 3; fiehe a. Abichnitt XT. 

3) Das Preuß. Gejeß betr. die Bejteuerung des Braumalzes x. wurde am 8. Febr. 
1519 gegeben, zur Ausführung war eine Verordnung vom gleichen —* erlajjen; hiezu 
famen nach und nach eine Kabinetsordre dv. 10. Jan. 1824, dann dv. 17. Auguſt 1831 und 
mehrere Finanz-Minijterialrejtripte, welche in Dittmar’s Werkchen über die Preuß. Braumalz- 
iteuer (1852) im 2. Heft abgedrudt find. Hienach war es ein Hauptgrundjag, daß fein 
Malzihrot eingemaifcht werden durfte, für welchen nicht feinem Gewichte nah ein Braufchein 
gelöit und zugleich die Brauftener entrichtet worden war. Die Gebäude, in welchen Brauerei 
getrieben wurde, jtanden unter Kontrole und der Brauakt, d. 5. jede Einmaiſchung zum 
zwecle der Bierbereitung wurde bis zu dem Zeitpunkte amtlich fontrolirt, bis feine weitere 
Einmaiihung mehr möglid) war. Hiedurch unterjcheidet ſich die Preußiſche rejp. Norddeutiche 
Vierbejtenerung von der Bayerifchen, bei der das ungebrochene Malz Gegenjtand der Be- 
ftenerung in dem Augenblicke wird, wenn dasjelbe zum Zwede des Brechens (Schroten) auf 
die Mühle gebracht wird. SKontrolirt wird in Bayern nur das Bredien des Malzes, nicht 
das Einmaiichen; die Mühlen, nicht die Brauereien, find Gegenitand der Kontrole. Es darf 
deßhalb in Bayern fein Malz gebrochen werden, für das nicht vorher die jogen. Malzpolette 
gelöit und die Steuer nad) Re des Malzes fejtgejtellt worden iſt. (Siehe übrigens 
das Bayeriſche Gejeg- und Verordnungsblatt von 1879 ©. 844 ff.) Preußiſche Gejep- 
lammlung 1865 ©. 529. 

) Preuß. Gejepjammlung 1867 Seite 881. 

2) A. a. D. 1867 Seite 652. 

% A. a. D. 1867 Seite 1309. 
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1868!) und durch Verordnungen des Bundespräfidiums vom 29. Juli 1868,?) 
vom 19. Dftober 1868?) und vom 5. Juni 1869) eine gleichmäßige Geſetz— 
gebung gejchaffen. In der zum damaligen Norddeutichen Bunde gehörigen 
Provinz Oberhejien wurde die dortjelbjt in anderer Weiſe und etwas höher 
veranlagte Bierjteuer bis zum Erlaß eines allgemeinen Geſetzes belajjen. 
Ueber die jubfidiarische Haftung des Brauer für Zuwiderhandlungen gegen 
die Braumalziteuergefeße durch Verwalter, Gewerbsgehilfen und Hausgenojjen 
wurde durch das Bundesgejeg vom 8. Juli 1868 Näheres bejtimmt.°) 

Diejes war die Lage der Reichsgeſetzgebung bezüglich der Bierbejteuerung 
bis in die neuejte Zeit, ald am 13. Januar 1872 der Neichsfanzler den Ent: 
twurf eines Gejeges wegen Erhebung der Brauftener im Deutjchen Reiche 
nebjt Motiven dem Bundesrathe zur Beichlußfaffung vorlegte, der mit einigen 
Aenderungen nach erfolgter Zuftimmung des Bundesrathes und des Neichs- 
tages am 31. Mai 1872 als Reichsgeſetz publiziert wurde und mit 1. Januar 
1873 im Deutjchen Reiche mit Ausſchluß von Bayern, Württemberg, Baden,°) 
Eljaß- Lothringen‘) des Großherzoglihd Sächſiſchen Vordergerichts Djtheim 
und des Herzoglich Sachſen-Koburg-Gothaiſchen Amtes Königsberg”) in 
Kraft”) trat. 

Obgleich nämlich die Abgabe von Bier, wie oben näher auseinandergejeßt 
worden ift, innerhalb des früheren Norddeutfchen YBundesgebiets und nad) 
Art. 35 bis 38 der Neichsverfafjung im ganzen Gebiete des Reiches mit Aus- 
nahme der genannten Staaten zu den gemeinfchaftlichen Berbrauchsiteuern 
gehört, über welche dem Reiche verfafiungsmäßig ausfchließlich die Gejeßgebung 
zufteht und deren Neinertrag von den Einzeljtaaten an die Bundeskaſſe abzu= 
führen ift, jo fehlte es bisher doch an einem allgemein giltigen Reichsgeſetze 
über dieſe Beſteuerung. 

Das Geſetz vom 4. Juli 186810) war nur für einige, erſt nach der 
Errichtung des Norddeutjchen Bundes der Steuergemeinschaft neu hinzugetretene 
Staaten und Gebietstheile erlafien worden und das Geſetz vom 8. Juli 
1868") hatte fih nur darauf beſchränkt, die fubfidiarifche Haftung des 
BrauereisUnternehmers für Zumwiderhandlungen feiner Gewerbsgehilfen allgemein 
zu regeln. Aus diefem Mangel eines einheitlichen Gejeßes hatten fich natür— 
lid in mehrfacher Beziehung Uebeljtände ergeben, deren baldige Bejeitigung 
um jo wünfjchenswerther erjcheinen mußte, als die Abweichungen der ver— 
Ichiedenen Gejege von einander nicht nur formeller Natur oder nebenjächlich 
waren, ſondern in verjchiedenen Beſteuerungsſyſtemen (Großherzogthum Heſſen) 


N, Bundesgeſetzbl. 1868 S. 375. 

2) A. a. O. ©. 465. 

2) A. a. O. ©. 513. 

) A. a. O. S. 241. 

®) Bundesgeſetzbl. 1868 ©. 403; ſiehe auch Hirth's „Annalen“ 1868 ©. 689 fi. 

®) Art. 35 Abſ. 2 der Neichöverfaflung. 

) In Elaß-Lothringen beließ man wegen Mangeld der nöthigen Erhebungen die durch 
das Franzöſiſche Geſetz v. 28. April 1816 eingeführte jog. Kejielitener. 

*) Nach den bejunderen Staatöverträgen v. 25. Januar 1831, 24. Mai 1843, 22. März 
1833 Sep.-Art. 1; vom 4. April 1833 seq. Art. 3; vom 14. Juni 1831, 22. März 1833 
Sep.Art. 1 und vom 4. April 3853 Sep.-Art. 3 mit Bayern in Bezug auf die Bierjteuer 
vereinigt. 

*), Meichögejegbl. 1872 ©. 153 fi. 

0) Bundesgejepbl. 1868 ©. 375 ff. 

, Bundesgejepbl. 1868 ©. 408, 
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oder im verſchiedenen Steuerſätzen (wie Sachſen-Meiningen, Sachſen-Koburg— 
Gotha und Reuß ältere Linie) beſtanden. 

Zur Herſtellung einer einheitlichen Geſetzgebung war nun zwar bereits 
im Jahre 1869 von den verbündeten Regierungen dem Reichstage des Nord— 
deutſchen Bundes ein die Ausdehnung des Geſetzes vom 4. Juli 1868 auf 
das damalige übrige Bundesgebiet bezweckender Geſetzentwurf unterbreitet 
worden, welcher jedoch wegen der darin enthaltenen Steuererhöhung nicht die 
Zuſtimmung des Reichstages erhielt. 

Ein zweiter in der Sitzungsperiode 1869 aus der Initiative des Reichs— 
tags hervorgegangener + nn ‚ welcher wenigjten® das abweichende 
Spitem der Raumbejteuerung durch Ausdehnung des Gejeßes vom 4. Juli 
1868 auf die zum Norddeutichen Bunde gehörigen Theile de3 Großherzog: 
thums Heſſen befeitigen jollte, wurde zwar vom Neichstage und Bundesrathe 
angenommen, war aber vom Bundespräfidium, dem die Beitimmung des Ein- 
führungstermins überlafjen worden war, nach dem Wunfche der Heſſiſchen 
Regierung noch nicht in Wirffamfeit geſetzt worden. 

1. Das Geſetz vom 31. Mai 1872) ſoll nun theils die vorhandene 
Lüde in der Gejeggebung ausfüllen, theil® durch die Mitbejteuerung der 
jog. Malzfurrogate, deren Gebrauch nicht verboten war, eine vorhandene 
Ungleichheit bejeitigen, da bis jet nur das Bier aus Getreide einer Beſteuerung 
unterlegen war, während in neuerer Zeit große Maſſen von Surrogaten 
(Reis, Stärke, Stärfemehl, Zuder, Syrup zc.) für das Malz in Anwendung 
famen, deren Verwendung nicht verboten und deren Bejtenerung nicht gejeglic) 
angeordnet war. 

Da man das Verbot der Verwendung von Surrogaten, wie es in Bayern 
und Großbritannien bejteht, vom volfswirtbichaftlichen Standpunkte aus für 
verwerflich erachtete, diejelben aber verjchiedenen Werth für die Biergewinnung 
haben, jo wurden in $ 1 des Neichsgejeges vom 31. Mai 1872 für das Ge- 
treidemalz und die Malzjurrogate?) verjchiedene Steuerfäße, von 20 Sur. 
bis zu 1 Thlr. 10 Sgr. für 1 Zentner, feftgejegt, zugleich aber dem Bundes- 
rathe die Ermächtigung ertheilt, vorbehaltlich der nachträglichen Genehmigung 
des Neichstages, für andere als die unter Nr. 1-6 des $ 1 genannten Stoffe 
nah Maßgabe des Braumerthes den Steuerjag von 1 Thlr. 10 Sgr. zu 
ermäßigen. 

Wegen der Malzjurrogate find folgende Bundesrathöbefchlüfje erlafien: 

a) Bier: und Zuderfouleur joll nah Beihlug vom 27. Juni 

1873°) als Malzjurrogat angejehen und mit 4 .# verfteuert werden. 

b) Bei den auf Deklaration jteuernden Brauern, welche Zuder, Syrup 

oder nicht genannte Malzjurrogate zu dem bereits gefochten Bier, 


N) Neichsgejepbl. 1872 ©. 153. Die Ausführungsbejtimmungen zum Gejeg wurden 
am 18. Nov. 1872 ($ 464) vom Bundesrathe beichlojien, als Anlagen find ihnen beigegeben 
die Grumdjäge für die Fixation der Braujteuer, die Vorſchrift für die Rüchver— 
gütung der Braujteuer bei der Ausfuhr von Bier und Grundſätze über Die 
Bulafjung der Brauer zur Entrihtung der Steuer im Wege der Vermahlungsiteuer. 
(Abgedr. in den Jahrbüchern für Zollgeiepggebung von 1873 ©. 66 ff. u. Preuß. Bentral- 
blatt 1872 ©. 364.) 

?, Neis (gemahlen oder ungemahlen), grüne Stärke, d. h. folche, die mindeftens 30°, 
Waſſer enthält, Stärke, Stärkemehl (mit Einfchlu des Kartoffelmehls), Stärkegummi (Dextrin), 
Buder aller Art (Stärke und Traubenzucder ꝛc.), jowie Zuderauflöjungen; Syrup aller Urt, 
alle anderen Malzjurrogate. 

9 8 458 Ziff. 1 des Prot. Preuß. Bentralbl. 1873 ©. 131. 
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3. B. auf dem Kühlſchiffe ꝛc. zufeßen, kann von der Direftiv- 
‚behörde eine bejondere Fixation geftattet werden oder auch unter 
geeigneter Kontrole nachgelafien werden, innerhalb eines bejtimmten 
Zeitabſchnittes die auf Lagerfäller oder Flaſchen zuzufegende Menge 
von Malzfurroggten im Ganzen voraus zu deflariren. 

ce) Nach Bundesrathsbeſchluß vom 22. November 1877) kann og. 

Tiemann'ſches Färbebier amtlich verjchlojfen und mit Urſprungs— 
zeugmß verjehen bei der Verwendung von anderer Bierbereitung 
jteuerfrei gelafjen werden, wenn der empfangende Brauer über die 
Art und Weife der Verwendung eine Generaldeflaration abgibt und 
über Ab: und Zugang Buch führt, auch der amtliche Verſchluß nur 

° von Öteuerbeamten gelöft und bis zum völligen Verbrauch ſtets wieder 
angelegt wird. 

Nach Bundesrathsbeihluß vom 12. Dezember 1873 foll in allen Fällen, in 
welchen die Ejjigbereitung vorwiegend aus Branntwein erfolgt, ein weiterer 
Zuſatz der im $ 1 aufgeführten Brauftoffe feine Steuerpflicht begründen. 

Dagegen iſt die Stenerpflichtigkeit des Eſſigs nad) $ 2 des Brauftener: 
gejehes auch in dem Falle nach einem Yundesrathsbeichluffe vom 3. Mai 
1878?) begründet, wenn aus der zur Hefenbereitung desjelben dienenden Malz: 
würze zugleich flüjfige Hefe (jog. Kunjthefe) gewonnen wird. 

2. Die bisher fat allgemein durchgeführte Bejtenerung nad dem 
Gewichte des Materials wurde beibehalten,*) da fich diefelbe in lang— 
jähriger Praxis in dem größten Theile Dentjchlandg bewährt hatte ohne zu 
Klagen Anlaß zu geben und weil diefelbe das Steuerobjeft im Wejentlichen 
nad) jeiner Güte in Verbindung mit der Menge trifft. Es wurde jedoch 
abweichend von der früheren Gefeggebung dag Nettogewicht der Verſteuerung 
zu Grunde gelegt. Während früher ein Uebergewicht von "Jıs Zentner bei 
jeder Malzpoſt unberücfichtigt blieb, ſoll nach dem neuen Gefeß ein Leber: 
gewicht unberüdfichtigt bleiben an der für ein Gebräude bejtimmten Gejammt- 
menge, von welchem die Steuer weniger ala !/s Grojchen beträgt. 

Die og. Keſſel ſteuer, welche im Großherzogthum Heſſen befteht, wurde 
nicht für empfehlenswerth erachtet, weil fie das eigentliche Stenerobjeft, 
das Bier, nur jehr mittelbar und infofern ungleihmäßig trifit, als fie, den 
Maßſtab lediglich an das Bedürfniß des Kochraumes für die zu erzeugende 
Menge anlegend, Biere von dem verjchiedenften Gehalt und Werth mit gleich 
hoher Steuer belegt; weil fie ferner den Brauer zu irrationellen Braumethoden 
(3. B. mehrmaligem Nachfüllen, allzudidem Einkochen der Würzen 2c.) ver: 
leitet; weil fie ferner die freie Bewegung des Gewerbes auch inſofern ſtört, 
indem fie zur jedesmaligen vollen Ausnugung des einmal vorhandenen Keſſel— 
raumes oder zur Beichaffung von Kochpfannen von verjchiedenen Größen ver: 
anlaßt; und weil fie endlich zur Verhütung heimlichen Zwiſchenkochens eine 
fäftige und länger andauernde Kontrole des Brauaktes als die Materialfteuer 
erfordert 

3. Im Allgemeinen wurde in dem neuen Geſetze die bisherige Steuer: 
form fejtgehalten, wonach Deklaration und Gewichtsermittlung des ftenerpflich- 
tigen Materials ſich an den Akt der Einmaifchung anfchließt, und mur aus— 





"5 401 des Brot, ſ. Preuß. Zentralbl. 1877 ©. 268. Die gleiche Begünftigung 
genießt Tauzer’iches Färbebier nad) Preuß. Miniiterialrejkript, i. Preuß. Zentralbt. 1880 ©. 131. 
2) 8 284 des Prot., Zentralbl. des Neiches 1878 ©, 274, 
) 5 2 des Geſetzes v. 1872. 
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nahmsweiſe it in $ 22 des Gefeges von 1872 unter gewiſſen Bedingungen 
(Nr. 1-4) eine Erhebung der Braufteuer von der Vermahlung 
der Braujtoffe zugelafien und zwar: 

a) für die Brauer derjenigen Orte, wo zur Zeit nach den Landesgeſetzen 
die Braumalziteuer im Anſchluſſe an eine örtlich beftebende Mahl— 
jtener von dem für Brauzwede zur Mühle bejtimmten noch unge 
Ichroteten Malze erhoben wurde; 

b) außerdem aber mit Genehmigung der Direftivbehörde für folche 
Brauer, welche darauf antragen und ſich den Ddiejerhalb bejonders 
vorzufchreibenden Bedingungen unterwerfen. 

In Diejen Fällen joll der Brauer von der Anzeige der Braueinmaijch- 
ungen, welche außerdem nach $ 16 des Geſetzes von 1872 unerläßlich it, 
infoweit befreit fein, als er ftenerpflichtige Stoffe zum Brauen verwendet, die 
vorher einer Berarbeitung auf Mablwerfen unterlagen. 

Selbjtverjtändlich find die Surrogatitoffe von Ddiefer Vergünftigung aus: 
geſchloſſen, infoweit fie fich nicht zur” Vermahlung eignen.') 

Nach einem Bındesratbsbeichlufie vom 20. Febr. 1875 kann auch ein 
Kontobud im Sinne des $ 1 Nr. 2 der Grumdfäge jtatt Faufmännijcher 
Bücher zugelafjen werden, und ſoll nur eine Schriftliche Deklaration 
nad) einem von der Direftivbehörde vorzufchreibenden Mufter bei der Anmeldung 
nah $ 5 der Grundjäge zuläjfig jein.?) 

4. Nah 5 4 des Gefeges kann nach Uebereinfommen mit der Steuer: 
behörde unter den von derjelben feitgejegten Bedingungen durch Entrichtung einer 
Abfindungssfumme die Verjtenerung für einen bejtimmten Zeitraum erfolgen 
(Firation) Die näheren Beitimmungen bat der Bundesrath in den Grund: 
lägen für die Fixation der Braufteuer niedergelegt?) und hiezu noch 
folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

a) Nah Beichluß vom 29. April 1874*) kann verjuchsweije bis auf 
Weiteres firirten Brauern von den Hauptämtern auf Anfuchen gejtattet 
werden, Bier an nicht firirte Brauer abzulafjen. 

b) In der Sigung v. 23. Nov. 1876°) wurden bezüglich der Grundſätze 
für die Fixation der Brauftener folgende Aenderungen bejchlofien. 

Bu 1. 3. Die Firationsverträge (Mufter A) werden in der Regel 
längitens auf Jahresdauer abgeſchloſſen. Ausnahmsweiſe ift ein 
fürzerer Zeitraum hiefür zuläflig. 

Bu 11. 2. Die Firation fann fich auf je 5 Jahre erjtreden. 

Zu II. 4. zweiter Abſatz. Die Anträge auf Abſchluß von Fixa— 
tionsverträgen find jpäteftens 6 Wochen vor dem Zeitpunfte, mit 
welchem die Firation beginnen joll, vorzubringen. 

e) Durch Bundesrathsbeihluß vom 21. Juni 1878*%) wurde folgende 
Nenderung der Nr. 9 der Grundſätze über die Firation der Brau— 
iteuer angeordnet: 


+, ©. hiezu die vom Bundesrathe erlafienen Grundſätze über die Zulafiung der Brauer 
zur Entrihtung der Bierjteuer im Wege der Vermahlungsfteuer v. 18. Nov. 1572. Jahr— 
bücher 1973 ©. 115. 

2) S 157 des Prot., Preuß. Zentralbl. 1875 ©. 1875 ©. 91. 

” S. Jahrb. 1873 ©. 91 fi. 

*, 8 256 des Prot., Preuß. Jentralbl. 1874 ©. 163. 

s, & 374 u. 375 der Prot., Preuß. Zentralbl. 1877 ©. 5. 

5) 8 384 des Prot. Dieje Beitimmung qilt nach den Motiven in der Bundesrathsr 
drudichrift Nr. S6 v. 1878 nicht beim Vebergange zur Firation mit Nachverjteuerung. 
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„Diejenigen Brauer, welche ohne die Bedingung der Nachver— 
jteuerung firirt find, haben die Vorräthe von Bier und Würze beim 
Beginnen der Fixation und jobald fie aus dem VBerhältnifje der 
Fixation ohne Nachverſteuerung zur Einzelverfteuerung oder zur Ver: 
mahlungsjteuer übergehen, unaufgefordert vollitändig anzuzeigen und 
fi) demnächſt einer amtlichen Aufnahme diejer Vorräthe zu unter— 
werfen, deren Ergebniß auf dem Firationsvertrage unter ihrer Mit— 
unterfchrift amtlich zu vermerken ift. Findet fich zur Zeit des Leber: 
ganges von dem Firationsverhältnig ohne Nachverfteuerung zur 
Einzelverjtenerung oder Vermahlungsjtener mehr Bier oder Würze, 
als in der Firation übernommen war, vor, jo muß für den Mehr: 
befund die, von dem Hauptamte nach Maßgabe des durchjchnittlichen 
Verbrauches an Braujtoffen zu den Gebräuden während des lebten 
Fixationsjahres feitzujegende Steuer entrichtet werden 2c. 

d) Ein Bundesrathsbeihluß vom 29. Mai 1877") bejtimmt, daß, wenn 
die Aufhebung des Fixationsvertrages wegen verzögerter 
Zahlung der Abfindungsrate erfolgt, neben der etiwa rückjtändigen 
Steuer auch die für den Monat, in welchem der Vertrag erlifcht, zu 
zahlende Steuerrate nachzuzablen jei. 

e) Eine nahträglihe Ermäßigung der Firationsjumme it 
nach Bundesrathsbeihluß vom 29. Mai 1877) jedenfall dann 
unzuläſſig, wenn der Minderverbrauch von Brauftoffen gegen die 
der Abfindung zu Grunde gelegte Menge ausſchließlich durd) das 
Thun oder Unterlajjen des Betriebsinhabers bez. deſſen Gewerbe: 
gehilfen oder durch Ereigniffe, welche im gewöhnlichen Lauf der 
Dinge liegen, herbeigeführt wurde. 

5. Bezüglich des ſteuerfreien Haustrunkes enthält das Geſetz von 

1872 in $ 5 einige früher nicht vorhandene Beſtimmungen: 

a) daß nämlich jedes Ablafjen des Haustrunfes an nicht zum Haushalte 
gehörige Perjonen gegen Entgelt unterjagt ilt; 

b) daß Bierverfäufer auf die Bewilligung des freien Haustrunfes 
feinen Anjpruch haben, und 

c) daß bei wiederholter Verlegung der vorgejchriebenen Bedingungen ®) 
dem Schuldigen dieje Befugniß nach dem Ermeſſen der Steuerbehörde 
auf beſtimmte Zeit, oder für immer entzogen werden kann. 

6. Die vom Bundesrathe zu 8 6 des Geſetzes erlaſſenen Vorſchriften über 
die Rüdvergütung der Braufteuer bei der Ausfuhr von Bier) 
haben durch einen Bundesrathsbeichluß vom 17. März 1874°) infofern eine 
Venderung erfahren, als die in den SS 8 und 9 diefer Vorfchriften angeordnete 
Beicheinigung der wirklich erfolgten Ausfuhr und die Vorführung des Bieres 
beim Ausgangsamte in den Fällen des 8 9 nicht mehr erforderlich ift und 
daß die durch $ 8 Abſatz 2 vorgefchriebene Empfangsbefcheinigung , welche 
fih auch auf die Umverlegtheit des Verſchluſſes zu erjtreden hat, genüge, 


1) $ 295 des Prot., Preuß. Zentralbl. 1877 ©. 185 u. 237 u. 271 wegen Veriteuerung 
der Mehrvorräthe an Bier und Würze bei Löſung des Firationsvertrags. 

8 295 des Prot. 

ss 5 Abi. 1 u. 2. 

* Bom 18. Nov. 1872 abgedrudt in den Jahrbüchern 1873 ©. 106 und preußiichen 
Bentralblatt 1872 ©. 423. 

5) $ 170 des Brot. 
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wenn das Bier nach den rechts des Nheines gelegenen Theilen Bayerns, nad) 
Eljaß-Lothringen, Württemberg und Baden ausgeführt wird. 

7. In dem Geſetze von 1868 fehlte die Beſtimmung über die Erftattung 
der Steuer in den Fällen, wenn die Brauftoffe nach der Anmeldung, 
jedoh vor der Einmaiſchung zu Grunde gegangen waren, oder fonjt 
wegen unvorhergejehener Hindernifje die deflarirte Bierbereitung unmög- 
[ih geworden war. Nur das Getränkeſteuergeſetz des Königreiches Sachſen 
vom 4. Dezember 1833 enthielt in $ 30 eine ähnliche Beitimmung, wonach 
eine Rüderjtattung der erlegten Gefälle dann ftattfinden fann, wenn das Bier 
im Brauhauſe und jo lange es fich noch auf dem Bottiche befindet, ohne Ber: 
hulden des Brauers jo völlig verdorben ift, daß es als ungenießbar und 
auch zu anderen Zweden unbrauchbar betrachtet und weggelajien werden muß. 

Diefe Ungleichheit in der Gejeggebung ift durch eine Beſtimmung in $ 7 
des Gejeges von 1872 geändert und es fann bienach mit Genehmigung der 
Tireftivbehörde eine Erjtattung der Steuer dann jtattfinden, wenn der Anfpruch 
auf jolche binnen 24 Stunden nach der deflarirten Einmaifchungszeit bei der 
Hebeitelle angemeldet worden iſt, daß 

a) entiveder die zur Einmaiſchung beitimmten Brauitoffe vor der beab: 

fichtigten Verwendung durch Zufall vernichtet oder der Art bejchädigt 
worden jind, daß ihre Verwendung zur Bierbereitung nicht möglich 
iſt, oder 

b) jonft aus Anlaß unvorbergejehener Hindernijje die deflarirte Bier— 

bereitung nicht jtattfinden konnte. 

Ein Bundesrathsbeichluß vom 21. Dezember 1573!) ermächtigt die oberjten 
Yandesfinanzbehörden in Fällen, in welchen überwiegende Gründe Der 
Billigfeit für den Nachlaß einer nach dem Wortlaute des Brauſteuergeſetzes 
geihuldeten Abgabe fprechen, den Erlaß oder die Erjtattung der Steuer: 
beträge auf gemeinjchaftliche Nechnung unter der VBorausjegung zu geltatten, 
daß der treffende Neichsbevollmächtigte ſich damit einverjtanden erflärt hat. 
Dem Bundesrathe foll jährlich ein, jämmtliche Erlafje enthaltendes Verzeichniß 
vorgelegt werden. 

Nach Bundesrathsbeichluß vom 2. November 1876?) foll für umge— 
ihlagenes Bier ein Erlaß der Steuer auf gemeinjchaftliche Rechnung nicht 
zuläſſig fein. 

8. Die Vorfchriften in $ 9 des Geſetzes von 1872 weichen injofern von 
der früheren Gefeßgebung ab, als ein Termin von mindejtens act 
Tagen vor Anfang des Betriebes zur Anmeldung der Brauereiräume 
und Gefäße feitgejegt it und als diefe Anmeldung zum Zwecke einer wirk— 
jameren Kontrole des Bierzuges, welche fich bisher nur auf die unfichere Ver: 
mejjung des Bieres auf dem Kühlſchiffe bejchränfen mußte, auch auf die für 
die Gährung des Bieres bejtimmten Gefäße und Räume ausgedehnt 
wurde. 

9 Die Beitimmungen in 8 11 des Gejehes von 1872 über die Ber: 
mejjung, Bezeihnung und Verſchluß der Gefäße waren früber 
nicht in dem Geſetze, wohl aber in den Regulativen hiezu im Wejentlichen 
übereinftimmend vorhanden und wurden nunmehr in das Gele übernommen 
und auf die Gährungsgefähe ausgedehnt. 

!) $ 618 des Brot. pr. Zentralblatt 1874 S. 70. 

?) 8 336 des Brot. 
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10. In $ 12 des Gefeßes von 1872 ift die Beltimmung neu, daß der 
Aufitellungsort der Waage im Einvernehmen mit der Steuerbehörde 
zu beſtimmen ift. 

11. Durch die Beitimmungen in $ 13 Abſ. 2 und 4 und $ 14 des Ge- 
jeßes von 1872 find die nothwendigen Kontrolen für die Malz 
jurrogate angeordnet, welche in der Aufbewahrung derfelben in gejon- 
derten Räumen und in geeigneter Buhführung über foldhe zu be- 
ſtehen haben.') 

12. Neu ift ferner die Beitimmung des Abſ. 3, wonach der Vorrath an 
Malzichrot, jobald die Brau-Einmaiſchungen angemeldet find, die längſtens 
für den folgenden Tag deflarirte Menge nicht überjteigen darf. 

13. In $ 16 des Gefeßes von 1872 it die Bejtimmung neu, daß in 
der Brauanzeige auch anzugeben ift, wie viel Bier aus dem angegebenen 
Braumaterial gezogen werden foll. 

14. Die Beitimmungen in $ 18 des Gefeßes von 1872 find durch Die 
Zulaffung der Malzfurrogate zu Brauzmweden veranlaft und machen deren 
Gebrauch von der Einreihung einer Beſchreibung des, bis zur ab» 
ändernden Erklärung innezubaltenden, Verwendungsverfahrens, mit 
näherer Angabe desjenigen Aftes im Laufe des Brauprozelies, bei welchem 
die Verwendung der Surrogate ftattfinden joll, abhängig; außerdem beichränfen 
fie der Regel nad die Friſt für Verwendung der Zuderftoffe auf 
die Zeit von dem Beginn der erjten Einmaiſchung bis zur Beendigung des 
Würzefochens, verbieten alfo deren BZujegung während der Abkühlungs: und 
Gährungspertode. 

15. Bemerfenswerth find in $ 19 des Geſetzes von 1872 die neuen 
Beitimmungen des Ab. 2 und 3, wonah Ausnahmen von der gejeßlichen 
Einmaifhungszeit nad Bedürfniß bewilligt werden fünnen und bei fon= 
tinuirlihem Betriebe nicht verjagt werden dürfen; ferner daß als Schluß 
der Einmaifchung der Zeitpunkt gilt, mit welchem das Ablajjen der Würze 
zum Zwecke des Kochens begonnen wird. 

16. Die Beitimmung in Abjap 4 $ 20 des Gefepes von 1872, wonach 
die Malzjurrogate nicht früher als mit Beginn desjenigen Abjchnittes 
der Bierbereitung, bei welchem deflarationsmäßig ihre Verwendung jtattfinden 
joll, und in nicht größerer Menge als der für das betreffende Gebräude ver: 
jtenerten Menge in die Brauftätte gebracht werden jollen, hängt mit der noth— 
wendigen Kontrole dieſer Stoffe zuſammen. 

17. Der zweite Abjab des 8 20 enthält eine fchon bisher im Verwalt— 
ungswege gehandhabte, für Fälle mehrerer Einmaiſchungen an dem: 
j — Tage praktiſch bewährte Maßregel. 

. Die Beſtimmung in Abſatz 2 des $ 23 des Geſetzes von 1872 iſt 
——— neu, als ſie die Revifionsbefugniß der Beamten auch auf die 
an die Brauerei anjtoßenden und mit derjelben in Verbindung jtehenden Räume 
lichkeiten und im Falle der Steuererhebung von der Vermahlung der Brau— 
itoffe auch auf die zu dieſem Zwecke dienenden Räume ausdehnt. 

19. In der Beitimmung des lebten Abſatzes in $ 23 des Geſetzes von 
1872 wird feine materiell neue Anforderung an den Brauer gejtellt, wenn ihm 
verboten wird, innerhalb der, der Revifion unterliegenden, Räume feine Eins 


| * $ 13 Abi. 3 des Geſetzes ſ. das Nähere im pr. Zentralblatt 1875 ©. 167 u. a. 
1877 ©. 24. 
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richtungen zu treffen, welche die Ausübung der gejeglichen Anfficht hindern 
oder erichiweren, und wenn andererſeits der Steuerbehörde das Recht einge: 
räumt wird, die Deffnungen in der Brauftätte, welche zu unbemerften Zus 
maiſchungen benugt werden fünnen, während der Brauzeit unter Verſchluß 
ſetzen zu laſſen, ſondern es iſt hierdurch nur ein bisher ſchon geübtes und mit 
Recht in Anſpruch genommenes Verfahren geſetzlich feſtgeſtellt. 

20. Der $ 25 des Geſetzes von 1872 enthält inſofern eine neue Beſtim— 
mung, als denjenigen Brauern, bei denen amtlich revidirt wird, die Berpflicht: 
ung auferlegt iſt, die zu diefem Bwede erforderlichen Materialien zu 
beichaflen und für hinreichende Beleuchtu ng zu jorgen. 

21. Nach $ 26 des Geſetzes von 1872 ijt den früheren Beitimmungen 
entgegen die Gejchäftszeit der Beamten nicht mehr auf die Vormittags: 
jtunden bejchränft.’) 

22. Die Strafbejtim mungen find in dem Gejege von 1872 weſent— 

lih abweichend von den bisherigen gejeglichen Vorjchriften. 

a) Bor Allem ijt die Kaſuiſtik bejeitigt, wonach faſt jede Art der Ueber: 
tretung mit einem bejonderen Strafmaß bedroht war. 

b) Ferner iſt neben der Defra udationsitrafe ($$ 30—34 des 
Geſetzes von 1872) nur eine allgemeine Ordnungsijtrafe bis zu 
50 Thaler fejtgejtellt. 

c) Die Strafe der Konfisfation der Brauereigeräthe?) it abgejchafft, 
ebenjo ijt von der Niücdfallsjtrafe der zeitlichen und dauernden Ent: 
ziehung des Rechts zur ferneren Ausübung des Brauerei: 
gewerbes abgejehen,?) weil diefe Strafart fich in der Regel als zu 
hart erwiejen hat und deßhalb meiſtens auf dem Gnadenwege erlafjen 
wurde. 

d) Dagegen wurde für den erjten und zweiten Defraudations— 
fall ein gewiſſes Minimum von 10 reſp. 20 Thlr. der, im Uebrigen 
nach dem vierfachen reſp. achtfachen Betrage der defraudirten Steuer 
zu bemejjenden, Geldbuße angedroht,‘) für jeden ferneren Rück— 
Tall aber eine prinzipale Freibeitsitrafe bis zu 2 Jahren bejtimmt, 
jofern nicht befondere Milderungsgründe für eine Gelditrafe Sprechen, 
welche jedoch nicht weniger ald das Doppelte der für den erjten Rück— 
fall bejtimmten Geldjtrafe betragen ſoll.“) 

e) Aehnlich wie bei Zolldefraudationen tft nach $ 32 des Geſetzes von 
1872 dem Angefchuldigten nachzuweijen erlaubt, daß er eine Defrau— 
dation nicht habe verüben fünnen oder nicht beabfichtigt, in welchen 
Fällen nur eine Ordnungsitrafe ftattfinden joll. 

f) Nachdem in $ 27 derjenige als der Braujteuerdefraudation ſchuldig 
erklärt ijt, der die in $ 1 des Geſetzes von 1872 bezeichneten Stoffe 
zum Brauen verwendet (einmaischt, nachmaiſcht, zufeßt), ohne Die 
gejegliche Anmeldung zur Entrichtung der Braufteuer bewirkt zu haben, 
werden in $ 28 diejenigen Thatfachen aufgezählt, welche als voll: 
brachte Defraudation angefehen werden und in $ 29 diejenigen Hand» 
lungen, welche einer Defraudation gleichgeachtet werden. 


2, Abf. 2 $ 20 des Geſetzes von 1868, 
a) $ 27 des Geſetzes don 1868, 
. 8 26 a4. a. O. 
9 & 30 und 33 . 1 des Geſetzes von 1872. 
) S. 8 33 Abi. 2 
Ainnalen bes Deutichen a 1886. 9 
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g) Neu ift ferner die Beitimmung in $ 34, wonach die Straferhöß: 
ung wegen Nüdfalls dann ausgefchloffen fein joll, wenn 
feit der Verbüßung oder dem Erlaſſe der lebten Strafen bis zur 
Begehung der neuen Defraudation 3 Jahre verflojjen find. 

h) In den 88 35 und 36 find die Beitimmungen über die Ord nungs— 
trafen näher aufgeführt, welche in der Regel bis zu 50 Thlr., in 
7 Fällen aber nicht unter 5 Thlr. und bei Wiederholungen nicht 
unter 10 Thlr. erkannt werden dürfen. Die Uebertretung einzelner 
für die Sicherung der Steuer bejonders wichtiger VBorfchriften kann 
in dem alle mit einer Ordnungsitrafe bis zu 200 Thlr. belegt 
twerden, wenn Brauer, welche die Brauftener auf Grund bejonderer 
Bewilligung ala Mahlfteuer entrichten, die ihnen nach $ 22, Ziffer II 
Nr. 4, von der Berwaltungsbehörde auferlegten Pflichten verlegen. 
Bon weentlicher Bedeutung find die Beltimmungen in $ 36, wonach 
zwei bejondere Fälle für Ordnungsſtrafen fejtgejtellt werden: nicht 
erwiefene Beftechung eines Beamten und nicht erwieſene Widerſetzlich— 
feit gegen einen folchen. 

i) In den $ 38 des Geſetzes von 1872 find die wefentlichen Beſtim— 
mungen des Gefeges vom 8. Juli 1868, betreffend die Jubfidiariiche 
Haftung des Brauunternehmers für Zumiderhandlungen durch Ver— 
twalter 2c. aufgenommen. 

k) Neu find die Beitimmungen in $ 39 des Gejeßes von 1872 über 
die Umwandlung der Geld» und Freiheitsitrafen. 

1) Neu iſt ferner die ausdrücdliche Beltimmung in $ 40 des Geſetzes 
von 1872, daß Strafverfolgung von Defraudationen in drei Jahren 
und wegen Buwiderhandlungen, welche mit Ordnungsſtrafe belegt 
find, in einem Jahre verjähren. Ferner daß der Anſpruch auf Nach— 
zahlung der Gefälle in 3 Jahren erlicht.‘) 


N) Meben der Defraudationsftrafe kann auf Ordnungsftrafe erfannt werden. (S. Preuß. 
Bentralblatt 1876 ©. 178.}: 

1. Nach einem Erfenntniffe des Kgl. Preuß. Obertribunal® vom 15. Mai 1876 (abgedr. 
im Preuß. Zentralblatt 1876 ©. 234 ji.) ift jtrafbar, die Abweichung der zu einem Gebräu 
gehörigen Biermenge um mehr als 10°), von dem deflarirten VBierzuge, nicht nur wenn jie 
in einem ein Mehr, jondern auch wenn fie in einem Weniger befteht, ohne daß es auf die 
Feitftellung diefer Abweichung ankommt. 

2. Nach einem anderen Erkenntniſſe des Preuß. Obertribunal® dom 11. Mai 1876 
Preuß. Zentralblatt 1876 ©. 235 ff.) bildet die don dem Stewerpflichtigen nad $ 16 des 
Geſetzes über einen beabfichtigten Brauakt eritattete fchriftlihe Brauanzeige, nachdem jie 
bei der Steuerbehörde eingereicht, ſeitens derielben feitgejtellt und mit dem Quittungsvorweiſe 
der Hebebeamten verjehen iſt, in Betreff ded ganzen Inhaltes, insbefondere aud in Betreff 
der darin enthaltenen Deklaration des Bierzuges, eine öffentlihe Urkunde. 

Eine ſodann in rechtswidriger Abjicht zum Zwecke der Tüuſchung der Behörde einjeitig 
vorgenommene Abänderung desjelben, jpeziell der Deklarativu des Bierzuges, fällt unter den 
Thatbeftand der Urkfundenfälihung. 

Darin, dab der Steuerpflidtige die verfälichte Brauanzeige zur Einficht des revidiren: 
den Steuerbeamten bereit bält, kann ohne Rechtsirrthum ein Gebrauchmahen von bderjelben 
gefunden werden. 

Die Abweichung von dem deflarirten Bierbezuge um mehr al& 10%, bildet neben der 
Fäljchung der Deklaration eine befonders zu ahndende Ordnungswidrigkeit. 

Hat der Steuerpflichtige die beabiichtigte Abänderung des deflarirten Bierzuges zwar 
noch angemeldet, aber zu ſpät und wird deßhalb diefe Anmeldung nicht berüdjichtigt, er viels 
mehr wegen der Abweihung vom urjprünglich deflarirten Bierzuge beftraft, jo kann er nicht 
noch daneben, wegen nicht vechtzeitiger Anmeldung der Abänderung, bejtraft werden. 
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23. Nach $ 43 des Geſetzes hat der Bundesrath die zur Ausführung 
desjelben erforderlichen Bejtimmungen?) zu erlajien. 

Die Ausführungsbejtimmungen vom 18. November 1872 enthalten als 
Beilagen 

a) die Grundfäße für die Firation der Braufteuer, 

b) die Vorfchriften für die Nüdvergütung der Braufteuer bei 

der Ausfuhr von Bier, und 
ce) die Grundjäge über die Zulaſſung der Brauer zur Entrichtung der 
Steuer im Wege der Vermahlungsiteuer.‘) 

24. Schließlich erjcheint e8 bemerfenswerth, daß nach $ 44 Abi. 2 des 
Gejeges von 1872 in den Herzogthümern Sachjen-Meiningen, Sadjen- 
Coburg-Gotha und dem Fürjtenthum Neuß ältere Linie bis zum 
1. Januar 1876 von dem Zentner Malzichrot derjenige Betrag erhoben werden 
darf, um welchen die dort zur Zeit gejeglich bejtehende Braufteuer vom Malz: 
Ihrot den Sat von 20 Sgr. pro Zentner überjteigt. 

Abſatz 2 des S 44 des Geſetzes von 1872 wurde durch ein Geſetz vom 
26. Dezember 1875°) abgeändert und lautet nunmehr folgendermaßen: 

„In den Herzogthümern Sachjen-Meiningen und Sacıjen-Coburg- 
Gotha, jowie in dem Fürjtenthum Neuß ältere Yinie darf von dem 
Zentner Malzjchrot derjenige Betrag, um welchen die dort zur Zeit 
gejeßlich beitehende Braufteuer von Malzſchrot den Sat von 2 Mark 


3. Nach einem Erkenntniß des Kal. Preuß. Obertribunals dv. 22. Nov. 1876 (Preuß. 
entralblatt 1877 ©. 245) finden die Borjchriiten des $ 13 Abi. 4 und $ 29 Nr. 2 des 
aufterergejeges über die Aufbewahrung von nicht zur Bierbereitung bejtimmten 
Brauitoffen au dann Anwendung, wenn der Brauer mit der Steuerbehörde einen 
Fixationsvertrag über die Braufteuer abgeſchloſſen hat. 

4. Ein Erkenntniß des Preuß. Obertribunals vd. 28. Sept. 1876 (Preuß. Zentralblatt 
1877 ©. 250) jpricht aus, da ein Brauer, der unter Vorbehalt der Nachverſteuer— 
ung fixirt ift, fich durch faliche Eintragungen in das zur Ermittlung der Nachiteuer dienende 
—— nicht wegen einer Steuerdefraudation, wohl aber wegen eines Betruges ſtraf— 

rt madıt. 

Ein wegen Betrugs beitrafter Brauer ift mit einer Defraudationd- oder Ordnungs- 
ſtrafe außerdem nicht zu belegen, (Erkenntniß der vereinigten Strafienate des Reichsgerichts 
vom 4. April 1881; abgedr. im preuß. Zentralblatt 1881 ©. 187.) 

5. Wegen der Strafbarkeit der Aufbewahrung von Brauftoffen der in $ 1 unter 
Nr. 5—T des Gefepes genannten Malziurrogate außerhalb der bei der Steuerbehöcde 
angezeigten Orte find zwei Preußiiche Obertribunalerfenntnijie vom 8. Febr. und 25. Oft. 
ei ergangen, welche im Preuß. Zentralblatt für 1877 ©. 269 und 1878 ©. 280 abge 

t jind. 

6. Nach einem Erkenntniß des Preuß. Obertribunal® vom 11. April 1878 (Preuß. 
Zentralblatt 1879 ©. 170) trifft den VBorjtand der Brauerei die Ordnungsitrafe wegen Eins 
maifhung zu einer andern als der angezeigten Stunde, aud wenn derjelbe 
bei der Einmaifchung nicht zugegen war. 

Die geſchärfte Ordnungsitrafe des $ 35 Abſ. 2 Nr. 3 des Gefetes tritt aber nur dann 
ein, wenn ftatt um die angezeigte VWormittagsftunde, während der Nachmittagsſtunden ein- 
gemaiicht wird, oder umgefehrt. 

7. Da das Branjteuergejeß von 1872 unter Bereitung von Bier jede gewerbliche Her: 
ftellung eines Getränfes verjteht, welches in der Brauerei unter Verwendung der in $ 1 
genannten Stoffe hergeitellt wird, jo ift e8 hiebei unerheblich, ob das betreffende, hier Cofent 
Nachbier) bezeichnete Getränte auf kaltem Wege und mittels Selbitgährung und 
ob dasjelbe vom Brauer zum Zwede des Verkaufs oder für feine Dienjtleute bejtimmt iſt. 
Reichsger. Erkenntniß vom 19. Dezember 1884, preuß. Zentralblatt 1885 ©. 91.) 

1) Siehe die Beilage Nr. 25 des Zentralblatts von 1872, ©. 364. 

*) Beichlojien in der Bundesrathsjigung vom 18. Nov. 1872 ($ 464). Abgedr. in 
den Jahrbücdern von 1873 ©. 66. ©. a. die Erläuterungen im Pr. Zentralblatt 1875 ©. 131. 

) NReichögejegblatt von 1875 ©. 377. Das Gejeg trat mit 1. Januar 1876 in Kraft. 
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vom Zentner überjteigt bis zum 1. Januar 1877) jedoch nur inſo— 
weit, al3 die Steuerjäge dieſes Geſetzes Feine Veränderung erleiden, 
auf privative Nechnung diefer Staaten forterhoben werden. 

25. Endlich ift bejtimmt, daß hinsichtlich der Abgabenerhebung von Bier, 
Eifig und Malz für Nechnung von Kommunen und Korporationen die Be— 
ftimmungen in Art. 5 $ 7 des Zollvertrages vom 8. Juli 1867 in Kraft 
bleiben. Dieje Beftimmung trat jedoch durch das Reichsgeſetz vom 
27. Mai 1885 am 28. Mai 1855 außer Kraft.?) 

Im Sabre 1875 wurde dem Neichstage ein Gefegentwurf betreffend die 
Erhöhung der beitehenden PBrauftener auf die doppelten in $ 1 des Ge- 
Ka vom 31. Mai 1872 bejtimmten Sätze vorgelegt, fand aber feine Zus 
timmung. 

Dasſelbe Schickſal hatte ein gleicher Geſetzentwurf, welcher im Jahre 
1879 beim Neichstage in Vorlage gebracht wurde, und ein, die biäherige 
Beitenerungsweile nach Art der bayerischen Gefeßgebung umändernder Gejeß: 
entwurf, der zu gleicher Zeit dem Neichstage vorgelegt wurde. Nach leßterem 
jollten die Surrogate verboten werden und nur das Malz, das zu Bier: und 
Ejfigbereitung bejtimmt ift, der Brauftener unterliegen und zwar im Falle des 
Malzbruches innerhalb der Braufteuergemeinjchaft mit der Einbringung in Die 
Mühlenräume und im Falle der Einfuhr gebrochenen Malzes mit der Ueber: 
jchreitung der Grenze. 

Derjelbe Gejehentwurf wurde mit einigen Modifikationen im Frühjahre 
1880 dem Neichätage von der Neichsregierung wiederholt zur — EN 
vorgelegt, gelangte aber ebenjfowenig zur Annahme,’) wie ein im Jahre 188 
vorgelegter Entwurf.*) 


6. Branntweinitener. 


Bei der Beiprehung der Beitimmungen, welche für die Erhebung und 
Kontrole der Branntweinitener im Deutichen Neiche in Giltigkeit find, erjcheint 
e3 deßhalb von befonderem Werthe, die Entwidelung der bezüglichen Preußiſchen 
Geſetzgebung“) zu erörtern, weil aus ihr einerfeit3 die jegt giltige Reichs— 
gejeßgebung hervorgegangen it, und weil andererjeitS Ddiejelbe im größten 
Theile der Branntweinjtenergemeinichaft maßgebend erfcheint. 

Bis zum Jahre 1810 war die Branntweinbereitung in Preußen nur in 
den Städten,®) nicht auf dem flachen Lande, bejteuert. Der Branntwein durfte 
in die Städte nur gegen eine Eingangsfteuer eingeführt werden und mußte 
auf dem Lande zu feitgejetten Preifen (den Taren der nächſten Stadt) ver- 
fauft werden. Das Edikt vom 28. Oftober 1810 ftellte Stadt und Land in 
Bezug auf die Beiteuerung des Branntweins glei und hob die Eingangs: 
abgabe für die Städte auf. Durch das beigefügte Reglement vom nämlichen 


1) Wurde bi8 31. März 1878 verlängert durch Reichsgeſetz v. 23. Dez. 1876 (Reichs⸗ 
gejeßblatt 1876 ©. 237). 

2) Siehe Reichsgefetzblatt 1885 ©. 109, 

8) Weber die Bierbejtenerung in Deutichland gibt ein Aufſatz des ehemaligen Medlen- 
burgiihen Oberzollrathes Boccius in den Hirth’ihen „Annalen“ von 1876 ©. 52 
intereffante Aufichlüfie. 

9 ©. das Nähere in Hirth's Annalen 1881 ©. 838. 

5) Förjter, Praktiſche Anleitung zur Kenntniß der Gejeßgebung über die Befteuerung 
des Branntweine. Berlin 1830. W. Dittmar, „Handbuch über die Preuß. Branntwein- 
steuer”, Bofen 1865. 

9) 1 Grojchen 2 Piennige (alte Währung) vom Quart. 


‚er 
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Tage!) wurde unter Gleichitellung der Städte und des flachen Landes ein 
fog. Blajenzins feſtgeſetzt, d. h. es jollte für den 24 jtündigen Betrieb einer 
Blaje ein Steuerfat erhoben werden, der für die Fabrikation aus Getreide 
und für die Fabrikation aus Kartoffeln, Runfelrüben und anderen Stoffen 
verjchieden fejtgejegt war. Und zwar wurden bei der Fabrikation aus Getreide 
für 24 Stunden von 20 Duart Blajeninhalt 4 g. Gr. 2 Pf. (alter Währung) 
und bei der Fabrikation aus Kartoffeln u. dgl. für 24 Stunden von 20 Quart 
Blajeninhalt 5 g. Gr. (alter Währung) erhoben. Außerdem bejtand noch die 
Beitimmung, daß der Brenner das Getreide nach Scheffeln zur Mühle anzu— 
melden hatte, und daß er, wenn nach der Scheffelzahl für den Monat (der 
Sceffel Weizen zu 3 g. Gr., der Scheffel Roggen zu 2 g. Gr. 4 Pf. und 
der Scheffel Gerfte zu 2 g. Gr. gerechnet) mehr Steuer zu zahlen war, dieje 
Differenz nachbezahlt werden mußte. Außerdem war es den Brennern ver: 
boten, ſich untereinander Schrot oder Mehl zu verkaufen. 

Dieje Beiteuerungsart führte bald zu Klagen bejonder® von Seite der 
Landbevölferung, und hatte große Schwierigkeiten bezüglich der Kontrole. Das 
hierauf aus den Berathungen der deßhalb einberufenen Provinzial-Deputirten 
hervorgegangene Edikt vom 7. September 1811 behielt zwar in der Haupt- 
ſache den Blajenzins bei, ermäßigte denjelben jedoch für das platte Yand und 
modifizirte die Beitimmung über die Erhebung des Blajenzinjes nad) dem 
Inhalte der Brennblafen dahin, daß in jedem einzelnen Falle die Produktions» 
fähigfeit der Blaſen durch jachverjtändige Kommiljarien ermittelt und dieſe 
Ermittelung der Steuererhebung zu Grunde gelegt werden jolle. Es wurden 
auch Erleichterungen hinfichtlih der Benutzungszeit der Blajen eingeräumt, 
die Erhebung der jog. Nahjhuß-Accife wegen der läftigen Kontrole der 
0 — abgejchafft und der Gebraud; der Handmühlen wieder 
gejtattet. 

Dieſe gejeglichen Beitimmungen galten bis zum Jahre 1819, in welchem 
das Steuergefeß und die Steuerordnung vom 8. Februar 1819 erjchien, die 
zwar im Allgemeinen die frühere Beiteuerungsweije (den Blaſenzins) beibehielt, 
im Wejentlichen aber Folgendes beftimmte: 

1. Solite von jedem Quart Branntwein zu 50 Prozent Tralles eine Steuer 
von 15 Pfennigen, alfo 1 Sgr. 6°/, Pf. neuer Währung bezahlt werden; 

2. wurde als Regel angenommen, daß der in 24 Stunden erzeugte 
Branntwein von 50 Grad Alkohol fich zum Blajenraum wie 1 zu 4 verhalte, 
weßhalb 4 Duart Blafeninhalt für 24 Stunden mit 15 Pf. alter Währung 
bejteuert wurden; 

3. wurde bei Brennereien, welche auf einen jchnelleren Betrieb eingerichtet 
find, der Blaſenzins in Abftufungen um je ein Sedjtel erhöht; 

4. für jchon bejtehende Brennereien wurde in den erjten 2 Jahren eine 
Herabjegung der Steuer zu gewähren gejtattet und 

5. wurde bejtimmt, daß ſowohl die Erhöhung, als auch die Ermäßigung 
der Steuer auf Grund jachverjtändiger Gutachten durch die Verwaltungsbehörde 
zu erfolgen habe. 

Gegen diefe Gefeßgebung von 1819 entjtanden ebenfall® bald Klagen 
und ein Theil der Steuerpflichtigen wußte der Beſteuerungsweiſe die vortheils 
haften Seiten zum Nachtheil des Aerars abzugewinnen. Da nämlich die 
Berechnung der Steuer nach der Zeit des Betriebes der Blaſe jtattfand und 


*) Preuß. Geſetzſamml. v. 1810 ©. 40 fi. 
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nad) dem Branntiveingeiwinne während Diefer Zeit mittelſt eines gewiljen 
Blafeninhalts, jo richtete man Blaſen mit flachen Böden ein, um fo in für- 
zerer Zeit als außerdem die Maifche abjchwehlen zu fünnen. Außerdem 
maiſchte man Dicker und Eonnte befonders mit Dampfapparaten einen beſtimmten 
Spiritugertrag von einem geringeren Blaſenraum hervorbringen. 

Alles dieſes führte zu einem anderen Bejtenerungsmodus, der noch 
Geltung bat, zu der Beſteuerung des Bottich- oder Maiſchraumes. 

Da man nämlich annahm, daß der Bremer, wenn er zu dünn einmaiſcht, 
Ausbeute verliert und dasjelbe der Fall iſt, wenn er zu dick einmaijcht, weil 
fih die Maifche nicht gehörig entwideln kann, fo wurde durch ein, ſpäter 
mittels Kabinetsordre vom 20. Juni 1822 mit gefeglicher Kraft ausgeftattetes, 
Dinijterialregulativ vom 1. Dezember 1320 angeordnet, daß für Die jedes: 
malige Bemaifchung von 20 Quart Bottichraum eine Steuer von 1 Grojchen 
alter (1 Sgr. 3 Pf. neuer) Währung zu entrichten ift. Es war hiebei in 
Nehmung gezogen worden, daß der Brenner den Bottich niemals bis an 
den oberjten Rand bemaiſchen darf, vielmehr für die Gährung der Maiſche ein 
Steigeraum von einem Achtel des ganzen Bottich3 zu belafjen if. Da nur 
der Bottichranm nach Abzug dieſes Steigeranmes zur Verſteuerung gezogen 
war, jo waren eigentlich 22°/, Quart Bottichraum (nicht 20) mit der bezeich- 
neten Steuer belegt. 

Auch dieſe geieglichen Beltimmungen befriedigten nicht lange; denn. ein 
Theil der Brenner lernte bald durch Bereitung von guter Hefe dicker maiſchen 
und jo an der Steuer des Maijchraumes jparen, andererjeits war es aber 
den kleinen ländlichen Brennereien nicht möglich, mit den bejjer eingerichteten 
Brenmereien gleichen Schritt zu halten. 

Die Folge hiervon war, daß durch eine Kabinetsordre vom 10. Januar 
1824 die Breimereien in zwei Klaſſen getheilt wurden, von denen die länd— 
lichen, d. h. diejenigen, welche nur vom 1. November bis 1. Mai im Gange 
find, nur felbjt gewonnene Erzeugniſſe brennen und an einem Tage nicht mehr 
als 900 Duart maiſchen, 16 Pf., die übrigen aber 1 Syr. 6 Pf. Steuer für 
20 Quart Maifchraum entrichten follten. 

Ferner ift in der erwähnten Kabinetsordre die Beſtimmung getroffen, 
dab für die Branntiveinbereitung aus andern als mehligen Subjtanzen ftatt 
des Blaſenzinſes eine gleichmäßige Steuer von der zu bearbeitenden Subjtanz 
nach deren Quantität feitzufeßen und zu erheben fei, wozu der Finanzminifter 
die erforderlichen Einleitungen zu treffen habe. 

Hiernach wurde vom Finanzminijter das Negulativ zur Hebung und 
Kontrole der Steuer von der Pranntweinfabrifation aus Objt, Beeren, Wein 
und Abfällen vom 21. Auguſt 1825 erlafjen. 

Diefes war der Stand der Gefeggebung für die Branntweinjteuer, als 
Preußen im Sabre 1833 zur Bildung des Zollvereins ſchritt und am 22. 
März 1833 den Zollvereinigungsvertrag mit Bayern und Württemberg unter: 
zeichnete, worin eine gemeinfchaftliche und übereinftimmende Beſteuerung des 
Branntweins nicht ausgefprochen war, weil die Grundlagen der Bejteuerung 
in diefen Staaten und fonftige Verhältniſſe derjelben unüberwindliche und bis 
zum heutigen Tage nicht zu bejeitigende Hindernifje boten. 

Unter diefen Umständen mußte von Seiten Preußens, für das Die 
Branntweinftener nicht nur eine finanzielle, Jondern eine Lebensfrage der Land— 
wirthichaft und Induſtrie war, darnach getrachtet werden, mit den in gleichen 
finanziellen, landwirthichaftlichen und industriellen Verhältniſſen befindlichen 
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Ländern Norddeutſchlande eine Steuergemeinſchaft nicht nur im Intereſſe der 
Finanzen, der Landwirthſchaft und Induſtrie, ſondern auch in dem des freien 
Verkehrs anzubahnen. 

Das Nefultat dieſer Beſtrebungen waren damals die deßfallſigen Verträge 
zwiichen Preußen und dem Königreiche Sachſen vom 30. März 1833) umd 
zwijchen diejen beiden und dem, durch Vertrag vom 10. Mai 1833 gegrün— 
deten, Thüringiſchen Zoll und Handelswerein vom 11. Mai 1833,*) wodurch 
vom 1. Januar 1834 an eine gleiche Bejtenerung der Branutweinfabrifation 
nah den Preufiichen Geſetzen und eine Gemeinichaftlichfeit des Ertrages 
dieſer Steuer, zugleich aber ein freier Verkehr mit Branntwein zwiichen dieſen 
Yändern eingeführt wurde.?) 

Im Jahre 1838 trat Durch eine Preußiiche Kabinetsordre vom 16. Juni 
eine Menderung in der Gejeßgebung injofern ein, als die Steuer für Die 
ländlichen Wrenmereien von 16 Pf. auf 1 Sar. 8 Pf. und für die übrigen 
von 1 Sar. 6 Pf. auf 2 Sur. erhöht, und durch eine weitere Nabinetsordre 
vom 10. Auguſt 1835 für die ländlichen Brennereien die Betriebsfriit vom 
1. Mai auf den 16. Mai verlängert wurde. 

Nachdem durch die Verträge vom 8. Mai 1841) und 4. April 1853 °) 
zwijchen Preußen, Sachſen und dem Thüringiichen Handels: und Bollvereine 
die Bertragsbeitimmungen aus dem Jahre 1833 ermenert, Durch Die Ueber: 
einfunft vom 19. Oftober 1841°) und durch den Vertrag vom 4. April 1858?) 
das Herzogthum Braunfchweig, Durch den Vertrag vom 18. Oktober 1841 
das Fürſtenthum Lippe,d) durch die Verträge vom 7. September 1851) und 
4. April 1853'%) das ehemalige Königreich Hannover und durch Vertrag vom 
1. März; 1852 1) das Großherzogthum Oldenburg diefer Steuergemeinjchaft 
beigetreten waren, wurde durch ein Preuß. Gejeg vom 19. Aug. 1854") vom 
1. Auguſt 1854 bis 31. Juli 1855 die Steuer für die landwirtbichaftlichen 
Brennereien auf 2 Sar. 3 Pf., für die übrigen auf 2'/, Sar., vom 1. 
Augujt 1855 auf 2'/, Sgr. refp. 3 Sgr. erhöht, wie dieſelbe zur Zeit noch 
beiteht.'?) 

Durch eine Verordnung vom 11. Mai 1867 wurde die Beltenerung des 
Branntweins nad) den bereits in Preußen beitehenden Bejtimmungen in den 
anneftirten Ländern Hannover, Hellen, Naflau und Schleswig-Holftein ein: 
geführt und denjelben eine Inftruftion für die Erhebung und Kon— 
trolirung derfelben nebjt Anleitung zur Buchführung beigegeben.'*) 


) BB. I der Verträge ©. 112 ff., ſ. das Nähere über die Befteuerung ded Brannt- 
weind im Königreich Sadjien. Wahl, die Beſteuerung des Branntweins in Dresden 1870. 

2) Bd. I der Berträge ©. 171. 

) Geparatartifel zum Bertrage vom 11. Mai 1833 und Schlußprotokoll; Bd. I der 
Bertr. ©. 174 und 175. 

4 95. III der Verträge 

5) Bd. IV der Verträge 

*, Bd. III der Verträge 

7, 95. IV der Berträge 

) Bd. III der Verträge 

) Bd. III der Berträge 

ıo Bd. IV der Verträge 

11) Bd. 1II der Verträge 128. 

. Durh Preuß. Minijterialerlaß_ von 15. Oft. 1851 war für 20 Quart eingemaiſchten 
Runtelrübeniyrup eine Steuer von 2 Sgr. fejtgejept worden. 

ı8) Yundesgeieg dom 8. Juli 1868 $ 3; Bundesgejegblatt v. 1868 ©. 384 fi. 

14) Bentralblatt 1867 ©. 103. 129. 150. Die legteren beiden — A jetzt 
Gentralblatt 1870 ©. 245). 


148 ff. 

62 ji. 

270. 

67. 

199. 

409 Art. 3, 
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Nachdem nun durch den Artikel 38 der Verfaffung des Norddeutichen 
Bundes der Ertrag der Branntweinfteuer ein gemeinfchaftlicher geworden war, 
wurde durch ein Bundesgefeg vom 8. Juli 1868 die bisherige Beſteuerung 
auch in den übrigen Staaten des Norddeutfchen Bundes (in dem zum Nord: 
deutichen Bunde gehörigen Theile des Großherzogthums Heſſen,“) in den 
Großherzogthümern Medlenburg:Schwerin und Strelig, in dem Herzogthum 
Lauenburg, in der freien Hanfeftadt Lübeck und deren Gebiet und in den 
nad) dem 1. Januar 1868 in die Zolllinie gezogenen und noch zu ziehenden 
Preußifchen und Hamburgifchen Gebietstheilen?) eingeführt. 

Im Neichslande Elſaß-Lothringen wurde durch ein Neichsgejeg vom 
16. Mai 1873°) vom 1. Juli 1873 an die bisherige franzöfifche Gejeßgebung 
aufgehoben und das Neichsgeje vom 8. Juli 1868 eingeführt. 

Nah Art. 35 Abſ. 2 der Verfafjung des Deutjchen Reiches ift die Be— 
fteuerung des Branntweins in Bayern, Württemberg und Baden der Landes» 
gejeßgebung vorbehalten, für die Hohenzollern’schen Lande Hat aber ein bejon- 
deres Bundesgefeg vom 4. Mai 1868 Anwendung gefunden,*) es gilt aljo 
das Bundesgejeg vom 8. Juli 1868 für diefe Gebietstheile des Deutjchen 
Reiches nicht.?) 

Für die Staatsgebiete, in denen das Geſetz vom 8. Juli 1868 Geltung 
hat, find aber außerdem, da fie ſich dem Steuerſyſteme Preußens vertrags- 
mäßig angejchlofjen haben,®) die in Preußen bezüglich) der Branntweinfteuer 
erlajjenen Inftruftionen und Anleitungen zur Erhebung und Kontrole dieſer 
Steuer maßgebend, fonft aber jelbjtverftändfich auch alle jeit Erlaß diejes 
Geſetzes gefaßten Beichlüjfe des Bundesrathes.’) 

Da nun das bezeichnete Bundesgefeß eigentlich nur eine Zuſammen— 
jtellung der in Preußen und mit demfelben in der Branntweinjteuergemeinjchaft 
befindlichen Staaten giltigen Beftimmungen enthält,®) jo wird durch Erörterung 
der Vorſchriften dieſes Geſetzes und der einschlägigen Preußiſchen Geſetze nebit 
Snftruftionen, welche vom Preußischen Staatsminifterium bezw. vom Bundes: 
rathe erlajjen worden find, am beiten ein Bild von dieſer Verbrauchsſteuer 
gewonnen werden, welches ſich hiernach folgendermaßen darftellt: 

I. Allgemeine Beftimmungen: 

1. Begriff, Arten und Normalfaß der Branntweinfteuer, 
Die von der Fabrikation des Branntweins zu entrichtende Steuer heißt 
Branntweinfteuer; Ddiefelbe wird entweder als Maifchbottichiteuer (nad 
dem NRauminhalte der bei der Fabrikation aus Getreide oder anderen mehligen 
Stoffen zur Einmaifchung oder Gährung der Maifche benußten Gefäße)’) oder 


1) Mit dem 1. Juli 1869 durch $ TO des Geſetzes vom 8. Juli 1868 eingeführt. 

”) Mit 11. Kug. 1868 (Zentralblatt 1868 ©. 465). 

2) Reichsgeſetzblatt 1873 ©. 111, ſ. das Nähere in Leydſtecker, die Zölle und ins 
direften Steuern ©. 387 ff. 

) Bundesgejepblatt 1868 ©. 151. 

®) Auch! das zum Herzogthum Meiningen gehörige VBordergeriht Oſtheim und das 
Koburg’iche Amt Königsberg find ausgeſchloſſen und gehören zur Steuergemeinjchaft Bayerns. 

9) Siehe Abſchnitt X. 

?) Nach einer faiferlihen Verordnung dv. 16. Nov. 1874 (Reichsgeſetzbl. 1874 ©. 134) 
tritt in allen mit dem Tage der Einjhliegung in die Zollgrenze bisher ausgeſchloſſenen 
Gebietstheilen das Gejeß dv. 8. Juli 1868 in Kraft, wenn nicht verfafiungsmähig die Landes— 
gejeßgebung beizubehalten ijt. 

; j) v. Rönne, „Das Verfafjungsrecht des Deutfchen Reiches“ in Hirth's „Annalen* 
187 . 138. j 
9) $ 2 lit. a des Bundesgejeges vom 8. Juli 1868; j. a. Dittmar a. a. O. ©. 2. 
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als Materialjteuer (nach der Menge der bei der Bereitung des Brannt- 
weins aus nicht mehligen Stoffen verwendeten Materialien) erhoben.‘) Die 
Normaliteuer von dem im den genannten Staaten erzeugten Branntwein 
joll für zwei Preuß. Quart oder 1°*5/,,., Liter?) zu 50 Prozent Alkoholftärfe 
nad dem Alkoholometer nach Tralles 1°/,, Silbergrojchen betragen.?) 

2. Erhebungsſätze 

a) der Maifchbottichiteuer. 

Hier wird unterfchieden zwiſchen zwei Arten von Brennereien, von 
denen die jog. landwirthſchaftlichen, nämlich diejenigen, welche 
nur in dem Zeitraum vom 1. November bis 16. Mai’) (diejer 
Tag wird eingejchlojlen) im Betriebe find, in dem vorhergegangenen 
Sommerbalbjahre ganz geruht haben, nur jelbitgewonnene Produfte 
verwenden und in einem Tage nicht mehr ala 1030!/, Liter?) Bottich- 
raum bemaifchen, nur 25 Pf. für 22”/,, Liter‘) Maijchraum zu 
bezahlen haben; während die übrigen Brennereien für 22°/,, Liter 
nn der Bottiche und für jede Einmaiſchung 30 Bf. zu zahlen 

aben.”?) 
b) der Branntweinmaterialijtener. 

Dieje wird entrichtet entweder: 

a) im Betrag von 4O Pf. für je 687/,, Liter?) eingeftampfte Wein- 
treber, Kernobjt oder auch Treber von Kernobft und Beeren= 
früchten aller Art”) oder 

b) im Betrage von 80 Pf. für 68°/,, Liter Trauben oder Objtwein, 
Weinhefe oder Steinobit,!) 

ec) bei anderen nicht mehligen Stoffen, welche zur Branntwein— 
bereitung verwendet werden, wird die Steuer durch die oberjte Finanz- 
behörde des betreffenden Staates nach Verhältnig der Ausbeute und 
nad) dem Normaljage fejtgejeßt."") 

Hiernad) find bereits feſtgeſetzt: 

1. Für Runkelrüben und andere Rüben, ſowie Runfelrüben- 

ſyrup (Melajje) 30 Pf. Steuer für 22°/,, Liter Maijchraum.!?) 


9 $ 2 lit. b des Geſetzes von 1868. 

?) Preuß. Min.-Hejtript vom 8. Juni 1871 II. 8135; Zentralbl. 1871 ©. 397 ff. 
wonach vom 1. Januar 1872 die neuen Maße zur Anwendung au tommen haben. 

”) Br. wir v. 8. Febr. 1819 $ 2 (Dittmara. a. O. ©. 112); BundesGeſetz v. 

8. gu 1868 $ 1 

9 ®r. lab. Ordre v. 10. — 1838; Dittmar a. a. O. S. 216. 
s) — 1871 ©. 401 M. 
°, »Bentralbl. 1871 ©. 401 Nr. fi 

) Bundesgejeg dom 8, Juli 1868 $ 8; Geſetz vom 19. April 1854; Verordnung vom 
1. Juni 1854; Dittmara. a. O. ©. 248. 

8) Bentralbl. 1871 ©. 401 Wr. 3. 

9) Bundeögejep v. 8. Juli 1868 $ 4 lit. a; Preuß. Regulativ v. 21. Aug. 1825 $1 
lit, a; Dittmara. a. O. ©. 2 und 136, 

16) Bundesgeſetz v. 8. ge un 8 4 lit. b; Preuß. Regulativ v. 21. Aug. 1825 $ 1 
ht. db; Dittmar a. a. O. S 

in Bundesgeſetz v. 8. duti, 1668 8 4 lit. e; Preuß. Kab.Ordre vom 10. Jan. 1824 
84; ‚Dittmar a. a. O. ©. 18 

T, Preuß. MinReit. v. 20. "Sept. 1854 III. 23, 802; Zentralbl. 1854 ©. 349: über 

die — der zur Branntweinbereitung aus Buderfabrifen abgegebenen Melafie 
j. die Beftimmungen im Zentralbl. 1869 ©. 398, in Elſaß Lothringen nur 20 Bi. 


138 vd. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deutſchen Neiches. 


2. Für umgeſchlagenes Bier 60 Pf. Steuer für 68°/,, Liter Bier 
oder, wenn dies der Steuerpflichtige ablehnt, 18°/, Pfennige für das Quart 
Branntwein zu 50 Grad Tralles.') 

3. Für Honigwafjer wird der Blafenzins mit 1'/, Sgr. nur von fo 
viel Quart Blafenraum in 24 Stunden erhoben, als erforderlich ift, um aus 
demjelben von einer durch die Steuerkontrole zu bejtimmenden Dichtigfeit ein 
Quart Branntwein von 50 Grad zu erbalten.?) 

4. Für Zuderwafjer wird die Steuer in der Art erhoben, daß ohne 
Rückſicht auf die Dichtigfeit 15 Sgr. für das Oxhoft dieſes Waſſers zu 
bezahlen jind.®) 

5. Für Kartoffeliyrup foll der ſog. DBlafenzins (für die Benugung 
von 4 Quart Blafeninhalt für 24 Stunden der Normaljaß von 1 9. Gr. 
3 Bf. alter Währung) erhoben werden.*) 

6. Für Malzextrakt ſoll gleichfalls der Blaſenzins erhoben werden.?) 

7. Für Wahholderbeeren joll eine Materialjteuer von 8 Sgr. vom 
Eimer eingeftampfter (nicht gemahlener) Beeren zur Erhebung fommen.‘) 

3. Die Vergütung (Bonififation) der Steuer bei Berjend- 
ungen von inländifhem Branntmwein ins Ausland?) iſt auf 8 ME. 
0,58 Bf. für einen Hektoliter Branntwein zu 50 Proz. Alkohol nad) Tralfes 
bejtimmt. Sie kann nur gewährt werden, wenn auf einmal mindejtens 
68°/,, Liter oder darüber ausgeführt werden und der Branntwein mindejteng 
35° Grad Alkohol nad) Tralles enthält.*) 

Das Verfahren biefür ijt durch eine Zirfular- Verfügung des Preuß. 
Finanz Ministeriums vom 3. Juli 1867 geregelt, welche alle bisher giltigen 
Vorſchriften aufhob und mit 15. Juli 1867 in Kraft trat.) Derjelben ift 
eine Befanntmachung vom gleichen Datum!‘ und eine Anleitung zur 
Feftjtellung des Alkoholgehalts und der Menge des Branntweins, für 
welchen die Bonififation in Anfpruch genommen wird, vom 3. Juli 1867 bei- 
gefügt, durch welche die Beitimmungen in der bezüglichen Anleitung vom 
2, April 1852 aufgehoben und neue an deren Stelle gejegt werden.!!) 

Später erjchienen noch zwei Minifterial-Neffripte über die Unterjcheidung 
von Fufelöl und anderen ähnlichen Stoffen von Branntwein vom 24 Juli 
1867'?) und vom 31. Dez. 1868 ,'?) welche injofern von Wichtigkeit find, 
un eine Täufchung der Steuerbehörden durch derartige Stoffe man er tor: 

en war. 


1) Preuß. Miniſt-Reſkript v. 17. Juni 1867 III. 11, 185; Bentralbl. 1867 ©. 432. 

?) Preuß. Min.:Rejkript v. 17. April 1827; Dittmar a. 0. DO. ©. 154. 

2) Preuß. Min. Neitript v. 27. Oft. 1837 III. 24, 215; Dittmara. a. O. ©. 214. 

“ Preuß. Min. Reſkript v. 16. Mai 1827; Dittmara. a. DO. ©. 154. 

5, Preuß. Min :Rejtript v. 7. Juli 1829 III. 13,990; Dittmar a. a. DO. ©. 162. 

°) Preuß. Min.-Reitript v. 24. März 1869 III. 5781; Bentralbl. 1869 ©. 230. 

?) Als Ausland gelten hier auch die nicht zur Branntweiniteuergemeinichaft gehörigen 
Te und die amtlihen Niederlagen für ausländiihe Waaren (Zentralblatt 1870 
S. 312), 

®) Neichögejegbl. 1877 ©. 10, 

9) Zentralbl. 1867 ©. 245 ff. 

») Bentralbl. 1867 ©. 275 fi. 

1) AUbgedrudt in den Jahrbüchern 1867 ©. 383. 395. 409; Zentralbl. 1867 ©. 288 ff, 
fiehe auch wegen der, Anwendung der neuen Maß: und Gewichtsordnung 
(Jahrbücher 1871 ©. 451 ff. und 470 ff.). 

ie) Bentralbl. 1867 ©. 433 u. Jahrbücher 1867 ©. 631. 

13) Bentralbl. 1869 ©. 144, 


> ‚ig = © ein. — — 
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Durch ein auf Grund eines Bundesrathsbeſchluſſes vom 3. Juli 1869 
erlajienes Meinifterial-Rejfript vom 27. Auguft 1869') iſt eine Aenderung 
der Beltimmung in $ 8 lit. ce der obenerwähnten Bekanntmachung vom 3. Juli 
1867°) bezüglih der Auszahlung der Steuervergütung für aus— 
geführten Branntwein angeordnet. 

Außerdem find noch folgende Bundesratbsbeichlüffe zu erwähnen: 

a) Ein Beichluß v. 9. Mai 1873,°) wonach dei der Ausfuhr inländischen 
Branntiweins auch dann unter gewilien Borausjegungen *) eine Steuer: 
vergütung gewährt werden darf, wenn derjelbe parfiimirt ijt (tie 
Eau de Cologne ete.). 

b) Ein Bundesrathsbeihluß vom 25. Nov. 1873°) gibt jpezielle neue 
Borichriften für die Feititellung des Nettogewichtes beim 
Erport von Branntwein in Fällern.®) 

ec: Durch Bundesrathsbeſchluß vom 15. Febr. 185747) wurde bejtimmt, 
daß die Steuervergütung für ausgeführten Branntwein durch baare 
Auszahlung erjt dann erfolgen joll, wenn nach der Ausfuhr des 
Branntweins, für welche die Vergütung anerkannt ift, ein Zeitraum 
von mindeitens 7 Monaten verflofien ilt. 

d) Ein Bundesrathebeihluß vom 29. April 1874°) gejtattet, daß die 
Anerfenntnijfe über Branntweintenervergütungen nach den Bes 
jtimmungen in $ 291 des Prot. des Bundesrathes des Norddeutichen 
Bundes v. 1870 und Zahlung auf jchuldige Branntweinfteuer von 
den Bollbehörden angenommen werden können. 

e) Ein Bundesrathsbeichluß v. 28. Nov. 1874°) bejtimmt, daß in den= 
jenigen Fällen, in welchen bei der Ausgangsabfertigung des Brannt- 
weins eine nach ganzen und '/,, Kilogrammen fejtgeitellte Faßtara 
von dem ermittelten Bruttogewichte der Gebinde in Abzug gebracht 
wird, das Nettogewicht des Branntweins für die Berechnung der 
Litermenge dejjelben in der Weile abzurunden it, daß Bruchtheile 
unter '/, Pfund außer Anſatz, dagegen Bruchtheile von mehr als 
Y, Pfund für ein volles Pfund angenommen werden. 

f) Durch einen Bundesrathsbeſchluß vom 4. Juli 1884 wurde für zu= 
läſſig erflärt, daß Branntwein, für welchen Steuervergütung bean 
jprucht wird, nach amtlicher Feititellung der Gewichts: und Alkohol: 
jtüde in Baſſinwagen unter Wagenverfchluß über die Grenze der 
Branntweinftenergemeinjchaft ausgeführt werden darf; umd daß Brannt- 
wein, welcher von einem Inländer unter Anfpruchnahme der Steuer: 
vergütung nach einem Freihafengebiete ausgeführt werden foll, 
in Baffinwagen, welche entweder im Inlande unter amtlichen 
Berfchluß zu ſetzen oder von der legten inländischen Eijenbahnftation. 
ab amtlich zu begleiten find, über die Grenze gebracht, unter Auf: 


') Zentralbl. 1869 S. 400 ff.; Jahrb. 1869 ©. 609. 611. 

?) Bentralbl. 1867 ©. 275. 

” 8 249 des Prot. 

) ©. hierüber das Nähere im Preuß. Zentralbl. v. 1873 ©. 143. 

») & 562 des Prot. 

*) Abgedrudt in den Jahrbüchern für 1873 ©. 496. 

8 95 des Prot. 

*; 8 253 des Prot. Nach Bundesrathsbeſchluß vom 29. Febr. 1882 müjjen die Anz 
erfenntnifje bereits zur Zahlung fällig jein. 

) & 516 des Brot. S. a. Näheres über Ausfuhrvergütung im Abjchnitte X. 
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ficht der im Freihafengebiete befindlichen Amtsjtelle in Gebinde 
überführt und dann erjt von derjelben in Bezug auf Gewicht und 
Alkoholjtüde geprüft werden darf.') 

4. Außer der Steuervergütung für ausgeführten und in amtlichen 
Niederlagen niedergelegten inländiichen Branntwein fonnte eine jolche auf 
bejondere Genehmigung für denjenigen Branntwein ftattfinden, welcher 
unter beftimmten Kontrolen zu gewerblihen Zweden verwendet 
wird und zwar wurde in Preußen, Sachſen und den Thüringifchen Staaten 
verabredetermaßen nad) einem Minifterial:Rejfript vom 26. Juli 1840 unter 
gewiljen Bedingungen den Bleiweiß- und Bleizuderfabrifanten eine 
Steuervergütung vom 1. Dft. 1840 an gewährt.*) 

Außerdem wurden hin und wider den Efjigfabrifen Bonififationen 
für den in der Form von Eſſigſprit ausgeführten Branntwein unter jpeziell 
in jedem Falle vorgefchriebenen Bedingungen gewährt.?) 

Und nad) einem Bundesratbäbefchluffe v. 31. März 1870*) fonnte Die 
Steuer für den zur Gewinnung von Alfaloiden (Ehinin, Strychnin, 
Morphin 2c.) verwendeten Branntwein nach Maßgabe eines befonderen Regu— 
lativ3?) vergütet rejp. erlafjen werden. 

Durch das Neichsgejeb vom 19. Juli 1879 betr. die Steuerfreiheit des 
Branntweing zu geperblichen Zweden®) hat die Vergütung der Brannt- 
weinjteuer für denjenigen Branntwein, welcher im Bereiche der Brannt- 
weinftenergemeinfchaft zu gewerblihen Zwecken oder zur Ejfigbereit- 
ung verwendet wird, eine gejegliche Grundlage erhalten; da hienach der 
Bundesrath ermächtigt ift, für diefe Berwendung des Branntweins unter den 
von ihm vorzufchreibenden Bedingungen und Kontrolen die Vergütung der 
Steuer nad demjenigen Satze ($ 1) zu geftatten, welcher bei der Ausfuhr 
vergütet wird. Wegen der Verwendung des Branntweins zu Ejfig wurde Die 
entgegenftehende —— in Ziff. II $ 4 lit. d des Artikels 5 des Zoll— 
vereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 für aufgehoben erffärt. ($ 5.) 

In $ 2 des Geſetzes wird derjenige mit einer dem einfachen Betrage der 
zur Ungebühr beanjpruchten Vergütung gleich fommenden Gelditrafe bedroht: 

a) welcher die Nüdvergütung der Branntweinfteuer zu gewinnen unter 

nimmt, welche überhaupt nicht, oder nur zu einem geringeren Betrage 
zu beanjpruchen war, oder 

b) wer Branntwein, für welchen eine Rücdvergütung der Steuer zugefagt 

oder gewährt werden darf, zu einem andern, als dem gejtatteten 
Bwede verwendet 

Nach $ 3 verfällt derjenige in eine Gelditrafe biß zu 100 M, melcher 

den zur Ausführung des Geſetzes erlafjenen Beitimmungen zumiderhandelt. 


!) Zentralbl. des Reiches 1885 ©. 385. 

2, Siehe Dittmar a. a. DO. ©. 78 u, 224 u. Bundesrathsbeihluß v. 15. Juni 1875 
($ 247) Annalen v. 1876 ©. 795. 

2) Dittmar a. a. O. ©. 80. 

9 Zentralbl. 1870 ©. 810. 

®) Zentralbl. 1870 ©. 310 ff.; Jahrb. 1870 ©. 528; j. a. Bundesrathsbeſchluß vom 
20. Dez. 1875 ($ 584) und Annalen v. 1876 ©. 795 u. v. 5. Oft. 1876 (8 256). 

) Meichögejepbl. 1879, Alle älteren Bejtimmungen find durch dieje neuere Gejeßgebung 
aufgehoben. Nach einem auf Grund der Beitimmung in Art. 11 des Geſ. v. 25. Febr. 1880, 
betr. den Branntweinaufichlag, erlafienen Requlativ v. 17. Juni 1880 (Bayr. Gefeßs und 
Verordnungsblatt 1880 Nr. 38) wird auch in Bayern vom 1. Juli 1880 an für den zu 
gewerblichen Zweden verwendeten Branntwein Aufichlagfreiheit gewährt. 
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Im Uebrigen follen nach $ 4 bezüglich der Beltrafung, des Nücdfalles, der 
ſubſidiariſchen BVBertretungsverbindlichfeit für Geldjtrafen, der Strafverjährung, 
der Feſtſtellung, Unterfuchung und Entjcheidung der Zumwiderhandlungen gegen 
diefes Geſetz und die hiezu erlaſſene Verwaltungsvorichrift, die Strafmilderung 
und des Erlafjes im Gnadenwege die treffenden Vorſchriften in Bezug auf die 
Beftenerung des Branntweins finngemäße Anwendung finden. 

Der Bundesrath erließ zu Ddiefem Gejege vom 23. Dez. 1879 ein Re— 
gulativ,!) welches in 27 Paragraphen zerfällt und in $ 1—4 Allgemeine 
Beitimmungen gibt. Hienach wird (vom 1. Jan. 1880 an) für Branntwein, 
welcher innerhalb des Gebietes der Branntweinjteuergemeinichaft zu gewerb— 
lihen Zweden Verwendung findet, eine Vergütung der Steuer nach dem 
bei der Branntweinausfuhr geltenden Satze“) unter nachjtehenden Kontrolen 
und Bedingungen vergütet ($ 1). 

Ausgeſchloſſen von dieſer Begünstigung ift die Bereitung von 
Seifen, Parfümerien und alfoholhaltigen Fabrifaten, welche zum menjchlichen 
Genufje dienen oder dienen fünnen ($ 2). In einer Beilage (A) find die 
begünftigten und ausgejchloffenen Gewerbe näher aufgeführt. 

Hauptbedingungen für die Steuervergütung ijt, daß der Branntwein 
r — — Genuſſe unbrauchbar gemacht (denaturirt) wird ($ 3 

ab 1). 

Als hauptjächlichites Denaturirungsmittel ijt der Holzgeijt und 
zwar zu 10°/, anzuwenden, doch können auch fir bejtimmte Gewerbe die in 
$ 24 des Negulativs erwähnten Denaturirungsmittel angewendet werden und 
zwar Holzgeift mit 5°/o, Terpentinöl, Thieröl, Schwefeläther und fir Eſſig; 
Waſſer und Effig mit 6"/, Eſſigſäure. 

Die Fabrikation muß in getrennten Zofalitäten erfolgen, wenn ein 
Theil des Branntweins mit 10°/, Holzgeift und ein Theil mit anderen Mitteln 
denaturirt wurde ($ 3 Abf. 2). Die bejonderen Borjchriften bezüglich 
der Steuerfontrole für den mit 10°), Holzgeift denaturirten (methylirten) 
Branntwein find in den 88 5—23 des Negulativs niedergelegt. 

Die Zumwiderhandlungen gegen die VBorjchriften diejes Regulativs werden, 
joweit nicht dadurch eine andere Strafe verwirft ift, nach den Bejtimmungen 
in $ 3 umd 4 des Geſetzes vom 19. Juli 1879 zur Bejtrafung gezogen.?) 

Durch Bundesrathsbeihluß vom 19. Juni 1880) wurden — Be⸗ 
ſtimmungen nachträglich —— welche das Regulativ theilweiſe modifiziren. 

a) Den Bleiweißfabrikanten und ſolchen von eſſigſauren Salzen * 
zucker ꝛe.) kann die Steuervergütung für den zur ——— derſelben 
verwendeten Branntwein auch nach Vermiſchung desſelben mit 0,025 
Prozent Thieröl gewährt werden. 

b) Bon der Vorſchrift des $ 7 des Regulativs, wonach Branntwein in 
Gebinden mit eichamtlich eingebrannter Angabe des Taragewichts zur 
Denaturirung zu ftellen it, kann bei Ejfigfabrifanten bis auf Weiteres 
abgejehen werden, falls fie vollftändig gefüllte Fäſſer vorführen. 


1) Abgedr. im Zentralbl. d. Reiches v. 1879 ©. 782. 

*) Der Satz beträgt nad) rg des Reichskanzlers vom 25. Januar 1877 
a 1877, ©. 11) 8 A 0,58 für 1 Hektoliter Branntwein bei 50°), Alkohol 

ralles. 


nach 

2) Das Nähere über Geſetz und Regulativ iſt zu finden in dem hiezu erſchienenen 
Werkchen von Dr. 2, Löwenherz. Berlin 1880. Verlag von Jul. Springer. 

*) $ 451 des Prot. 
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c) Bei der Denaturirung von Branntwein zur Eſſigfabrikation kann für 
die vorgeſchriebene Verdünnung des Branntweins mit Waſſer und 
Eſſig, an Stelle des Waſſers auch Bier oder Hefenwaſſer zugelaſſen 
werden. 

d) Durch Bundesrathsbefhluß vom 26. Juni 1880) iſt nachgelafien, 
daß bei der vorjchriftsmäßigen Vermiſchung des zur Eſſigfabrikation zu 
berwendenden Branntweins mit Waſſer, auf Antrag die im Brannt- 
wein bereits enthaltene Wajjermenge auf die zur Bermifchung 
zu verwendende Wafjermenge eingerechnet werden könne. 

Findet hiebei jodann ein Waſſerzuſatz nicht jtatt, jo ift im Ab— 
fertigungspapier bierüber Notiz zu machen. (Spalte 21.) Enthält 
der Branntwein die zur Denaturirung erforderlihe Waljermenge 
nicht, jo ift in Spalte 21 (Formular D 2) die netto anzuwendende 
Wafjermenge anzujchreiben und in Spalte 16 unter der Linie die 
im Branntwein befindliche, in Spalte 18 aber diejenige Wallermenge, 
welche ji durch Abzug des im Branntwein enthaltenen Wafjers von 
der erforderlichen Waſſermenge ergibt. Literbrüche find biebei als 
volle Liter anzujchreiben. 


Außerdem wurden folgende Bundesrathsbejchlüfie gefaßt und zwar: 


. Ein Beſchluß vom 29 Februar 1881,°) wonach Eſſigfabriken, welche 


jchon vor dem 1. Januar 1880 im Beſitze eines in dem Gebäude, in 
welchem die Ejjigbereitung jtattfindet, oder in einem angrenzenden Raume 
aufgeftellten Dejtilliv- Apparates jich befunden haben, auf jederzeitigen 
Widerruf unter bejtimmten Kontrolen das Halten und die Benugung 
dieſes Apparates in den bezeichneten Lofalitäten geftattet werden darf. 


. Durch einen Beihluß vom 7. Juli 1881?) wurde zum Negulativ vom 


23. Dezember 1879 bejtimmt: 

a) daß an Stelle der in $ 3 des Regulativs vorgejchriebenen De⸗ 
naturirung mit 10°/, Holzgeiſt eine ſolche mit 5°/, zu treten habe; 

b) daß die Denaturirung des Branntweins zur Herjtellung von Farb— 
laden für Tapeten mit Y/, %, Terpentinöl und zur Heritellung von 
———— mit , Terpentinöl oder 0,025 "/, Thieröl erfolgen 
önne; 

ec) daß Holzgeiſt an Allylalkohol und Holzölen nicht mehr als das 
1'/,fache der vorgejchriebenen Mindejtmenge enthalten dürfe und deß— 
halb vom 1. Oftober 1881 an die Vorjchrift zu 5 in Anlage B ent: 
jprechend zu ändern jei. 


. Durch einen Bundesrathabejchluß vom 30. November 1881') ift genehmigt, 


daß Fabrikanten, welche Eſſig vorwiegend zu einem Gehalt von mindeſtens 
8 "/, an Ejjigläure bereiten, jeitens der Direftivbehörden geitattet werden 
fann, den Branntwein neben dem vorgefchriebenen Waſſerzuſatze (jtatt 
mit 100 °/, Eifig von 6°, Gehalt) mit 50/, Eſſig mit 12 °/, Gehalt 
an Eſſigſäure (Ejfigfäurehydrat) zu vermifchen. 


1) $ 483 des Prot. 
2) gentrtbt des Reichs 1881 ©. 84; ſ. das Nähere über die Kontrolen. 
n a. O. 1881 ©. 282; j. wegen der übrigen Anordnungen im Regulativ und 


) 
Beilagen das Mühere, 


2) Zentralbl. des Reichs 1881 ©. 452. 
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4. Außerdem beitimmt ein Bundesrathsbeſchluß vom 28. Mär; 1832), daß, 
wenn bei der Denaturirung von Branntwein zur Ejfigfabrifation 
eine größere, als die vorgejchriebene Menge Eſſig dem Branntwein zu: 
geiegt wird, der Mehrbetrag auf den erforderlichen Waſſerzuſatz in An— 
rechnung gebracht wird. 

. Durch Bundesrathsbeſchluß vom 20, Januar 1883 wurde für die Ejfig- 
fabrifanten unter Abänderung des Regulativs von 1879 die Begün: 
ftigung geichaffen, daß jowohl bei Bemeſſung der vorgeichriebenen pro= 
zentualen Menge des Denaturirungsmittels, als auch bei Berechnung der 
Stenervergütung in allen Fällen diejenige Menge abjoluten Alkohols zu 
Grunde zu legen ſei, welche bei der amtlichen Reviſion des zur De- 
naturirung beitimmten Branntweins vorgefunden werde. Ebenſo wurde 
den Eifigfabrifanten die Kontobuhführung erlafien.®) 

6. Durch Bundesrathsbeſchluß vom 19. März 1885 wurde beitimmt: 

a) Daß den Fabrifanten von Laden, welche alg Ueberzug für 
Deldrudbilder benutzt werden, geitattet werden kann, dem zur 
Herftellung Ddiefer Lade zu verwendenden Branntwein mittel® Y/, °/, 
Terpentinöl denaturiren zu laſſen; 

b) die Direktivbehörden zu ermächtigen, abweichend von den Bejtimm: 
ungen in $$ 10 und 15 des Negulativs von 1879, die Lagerung 
Des denaturirten Branntweins in amtlich identifizirten 
Reſervoirs unter der Bedingung widerruflich zu geitatten, daß von 
den treffenden Gewerbetreibenden oder Händlern jfalirte Maßſtäbe 
bejchafft werden, deren Nichtigkeit jteueramtlich feſtzuſtellen jei.?) 

1. Die Vorſchriften über die Kontrolirung und über den 
Betrieb der Brennereien find in den SS 6—11 und 16 — 42 des Ge— 
jeßes vom 8. Juli 1868 enthalten. 

1. Ueber die Aumeldung der Geräthe beitimmt $ 6 des Gejchest) 
inebejondere, daß Feder, der eine Brennerei einrichten oder einen Dejtillir- 
apparat anjchaffen will, gehalten iſt, ſolches vorher der betreffenden Steuer: 
ftelle anzuzeigen und derfelben mindeitens acht Tage vor Anfang des Betriebes 
eine Nachweifung nach einem bejonders vorzuichreibenden Mufter ?) einzu: 
reihen, worin die Räume zur Aufftellung der Gefäße und zum Betriebe der 
Brennerei, dann die Brenn: und Maiichgefäße und der nach dem Inhalt in 
Liter‘) ansgedrüdte Rauminhalt jedes einzelnen Gefäßes genau und voll: 
ftändig angegeben fein muß. Derjelben muß ein Grundriß in doppelter 
Fertigung ?) beigegeben fein über die Räume, in denen fich die bezeichneten 
Gefäße befinden und über die Stellung derjelben in diefen Räumen, welche fü 
lange einzuhalten ift, bis Aenderungen durch Einreichung eines anderen Grund» 
riſſes angezeigt worden find. 


ot 


%. a. O. 1882 ©. 171; 5. das Weitere wegen der geänderten Formulare. 

?, Bentralbl. de3 Reichs 1883 ©. 28. 

a. a. D. 1885 ©. 139. 

*) Eiche a. Preuß. Steuerordn. dv. 8, Febr. 1819 $ 16; Dittmara.a. D. ©. 116. 

5) Da ein ſolches Muſter zur Jeit noch nicht vorgeichrieben iſt, To gilt das in Bei: 
lage C zur Anleitung zur Buchführung bei Erhebung der Getränkeſteuer von 1567 (Zentral 
blatt 1867 S. 163) vorgejchriebene Muſter noch jegt als Norm. — Yentralbl. 1871 ©. 399, 

) Siehe $ 16 des Gef. dv. 8. Juli 1868 u. Preuß. Regul. v. 1. Dez. 1820 5 11, 

Für die Anfertigung diefes Grundriſſes gelten noch die Beſtimmungen des Preuß. 
Regulativs vom 1. Dez. 1820 (Dittmara. a. O. ©. 127). 
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Ueber die Anzeige jonftiger Menderungen in der Nachweiſung handelt 
Abſ. 2 und 3 des $ 6 des Gefehes von 1868 und Ziff. II Nr. 9 der An- 
leitung von 1867.') 

2. 8 7 des Geſetzes von 1868 gibt die Vorfchriften wegen Abmeldung 
der außer Gebrauch außerhalb der Brennerei gejegten Brennereigeräthe bei 
der Steuerbehörde; $ 9 jchreibt vor, daß die innerhalb der Brennerei 
während der Betriebzeinjtellung vorhandenen Gefäße von den Beamten ent: 
jprechend außer Gebrauch zu jeßen feien, wozu in $ 22 des Gejeges die 
näheren Borjchriften gegeben find. Diejelben werden durch $ 15 der In— 
Itruftion von 1867 entjprechend ergänzt.‘) 

3. Ueber die Vermeſſung und Bezeichnung der Geräthe, welche in 
den Brennereien vorhanden, find in S$ 8 und 17 des Geſetzes von 1868 und 
in Ziffer III der Anleitung von 1867°) die näheren Borjchriften enthalten.*) 

4. In 8 10 des Geſetzes von 1868 iſt beitimmt, daß wer eine 
Brennerei in Betrieb jeßen will, verpflichtet ift, vor dem Beginne desjelben 
einen Betriebsplan?) der Steuerbehörde zum Zwecke der Anmeldung in 
Doppelichrift in Vorlage zu bringen, von dem ein Eremplar in der Brennerei 
ausgehängt werden foll. 

Die näheren Beſtimmungen über die Anmeldung des Betriebs durch dieje 
Betriebspläne, jowie über die Anfertigung und das fonftige Verfahren mit 
denjelben find in den SS 24 und 25 des Gejebes von 1868 und in Ziff. IV 
Nr. 5 und 9 der Anleitung von 1867°) enthalten.”) 

5. Bei der Branntweinbereitung aus nicht mehligen Stoffen it 
nad) den 88 11 und 35 des Geſetzes von 1863 außer dem Betriebsplane 
auch nody ein Berzeihniß Jämmtlicher Materialvorräthe,”) welches 
zugleich den Aufbewahrungsort enthält, in doppelter Ausfertigung der Steuer: 
behörde in Borlage zu bringen. Dasjelbe ift nach Ziff. IV Nr. 11 der Ans 
leitung nach) Mufter K anzufertigen.”) Im Uebrigen gelten bezüglich) der 
Anfertigung und der übrigen Erfordernifje dieſes Verzeichniſſes die Beſtimm— 
ungen in $ 25 des Geſetzes von 1868.!°, 

6. Nach $ 12 des Gefehes von 1868 find die in den 88 6—11 ent- 
haltenen Kontrolvorfchriften und fonftigen darauf bezüglichen reglemen= 
tären Beitimmungen nicht nur von Demjenigen zu beobachten, der eine 


!) Zentralbl. 1867 ©. 151. 

?) Bentralbl. 1867 ©. 139 ff.; Preuß. Gef. dv. 8. Febr. 1819 $ 8; Negul. dv. 1. Dez. 
1820 8 10; Regul v 21. Aug. 1825 $ 13, 

®) Preuß. Steuerordn. v. 8. Febr. 1819 $ 18 u, 20: Zentralbl. 1867 ©. 151. 

) Sowohl über die Anmeldung als auch über die Vermeſſung und Bezeihnung der 
Gefäße wird nach $ 18 des Gejeßes von 1868 von der Steuerbehörde eine Beicheinigung 
ertheilt, welche in der Brennerei aufzubewahren iſt (j. a. Steuer-Ordn. v. 8. Dez. 1819 $ 20; 
Regul. v. 1. Dez. 1820 $ 11 u, v. 21, Aug. 1825 $ 13). 

5) Nach der Anleitung von 1867 Ziff. IV Nr. 4 it für Betriebspläne der Maiſch— 
brennereien Mujter H, für die Branntweinbereitung aus bit x. Muſter I anzuwenden 
(Zentralbl. 1867 ©. 152). Die Menge des Maijchmaterials ijt jeit 1. Januar 18830 nad) 
dem Gewichte einzufchreiben (j. Preuß. Zentralbl. 1880 ©. 131). 

°) Bentralbl. 1867 ©. 152 u. 153; Preuß. Geſ. v. 1819 88 15, 16 u. 17; Dittmar 
a. a. O. S. 116. 

) Preuß. Regul. v. 1. Dez. 1820 $ 3; Dittmar a. a. O. ©. 124. 

®) Siehe Regul. v. 21. Aug. 1825 $ 5; Dittmara.a. O. ©. 137. 

?) Bentralbl. 1867 ©. 153; Preuß. Regul. v. 21. Aug. 1825 $ 6 (Dittmara. a. 
D. ©. 137) u. Formular K zur Anleitung vd. 16. Dez. 1834; Dittmar a. a. O. ©. 201. 

») 8 25 Abſ. 2 des Geſetzes v. 1868. 
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Brennerei betreibt, jondern auch von Jedem, der in derjelben be— 
ihäftigt tft. 

7. In 88 19—21 des Geſetzes von 1868 find die näheren Vorſchriften 
über die Beauffihtigung der Brennereigeräthe gegeben.') 

8. Die Vorfhriften über die Benugung der Brennereien 
und Geräthe find verjchieden,‘) je nachdem fich dieſelben auf Maifch- 
brennereien oder auf Brennereien zur Bereitung von Branntwein 
aus nicht mehligen Stoffen beziehen. 

a) Für Maiichbrennereien find Die allgemeinen Regeln in den 

88 26-30 des Gefeßes von 1868 enthalten. Sie beziehen ſich auf 
die Befchränfung der Maijchbereitung in Bezug auf Raum und Zeit 
($ 26)°), auf die Negelmäßigfeit im Gebrauch der Maiſchbottiche 
($ 27), auf die Benugung jtenerfreier Nebengefäße ($ 28), wozu 
in $ 11 der Inſtruktion von 1867 nod nähere Vorjchriften ent= 
halten find.*) 


) Preuß. Steuerordn. $ 21 v. 1819, 

?) Bezüglich des Betriebsplanes ift, wie bereitS erörtert wurde, fein weientlicher Unter: 
ihied vorhanden, nur ift derjelbe nach $ 33 des Geſetzes von 1868 bezüglich der Brannt— 
weinbereitung aus nicht mehligen Stoffen an einige Beichräntungen gebunden, bezüglid) 
der Verwendung verichiedener Stoffe in einer Periode und Hinfichtlicd) der Brennzeit. Wegen 
Verehnung der Steuer bei Abgabe von Stüddellarationen j. Preuß. Zentralbl. 1872 
©. 171 u. v. 1873 ©. 17. 

’, Preuß. Regul. v. 1. Dez. 1820 $ 5 und Dientvorichriften; Steuer: Ordnung dom 
8. Febr. 1819 $ 32; Dittmara. a. ©. ©. 124 u. 117 u. ©. 46 ff. Wegen Beitimmung 
der Tage, an welchen das Wienen gejtattet iſt, j. Preuß. Zentralbl. 1879 ©. 371. 

+) Da in dem erwähnten $ 28 des Geſetzes von 1868 von der Hefenbereitung 
aus Maiſche die Rede ift, welche bei der Branntweinbereitung und deren Stontrole eine 
jebr wichtige Rolle jpielt, jo möchte es am Plage jein, hierüber Einiges in Kürze mitzus 
theilen. Die Hefe oder Bärme wird in den Branntweinbrennereien entweder nur als Neben- 
produft zu dem Zwecke bereitet, um als Gährungsmittel für die Maijche zu dienen, 
oder fie wird als Hauptproduft und Handelsartitel fabrizirt und nad) befonderer Zubereitung 
als Preis, Pfund- oder fünftliche Hefe in den Handel gebradıt. 

Je nachdem das eine oder das andere Produkt in den Brennereien gewonnen werden 
ſoll, das als ſolches einer Bejteuerung nicht unterliegt, jind bejondere Kontrolen zur Vers 
meidung von GSteuerdefrauden angeordnet. 

Die allgemeinen Bedingungen zur gewöhnlihen Hefenbereitung bejtehen 
darin, dab das Bedürfniß und der Gebrauch der zur Hefenbereitung nöthigen Gefähe nach— 
gewiejen, die Kontrole fichergejtellt und ein pünktlicher Betrieb nad) der Anmeldung einge 
balten wird. (Das Nähere in Dittmara. a. O. ©. 36 ff.) 

Bei der Preiheien=-Bereitung ijt zu untericheiden, ob diejelbe nad) der älteren 
(Holländifhen) Methode in der Art erfolgt, daß die glafige, durchfichtige Maifche im 
Gährbottich mittelft einer Vorrichtung in ein bejonderes Gefäß abgelajjen und in demijelben 
—— worauf der Bodenſatz durch Waſſer gereinigt und gepreßt wird, während der 

äcſtand in den Gährbottich zurückzubringen iſt; oder ob nad) der neueren (Deutſchen) 
Methode der im Gährbottich aufjteigende Schaum abgeihöpft und in bejonderen Gefäßen 
en aufgegofienes Wafjer gereinigt und dann durch Prejien von den Waſſertheilen be 
it wird. 

Da bei der eriten Methode, welche jedoch zur Seit — mehr in Anwendung kommt, 
das beſondere Gefäß, in welches die Oberfläche der Maiſche abgelaſſen wird, leicht zur uner— 
laubten Erweiterung des deklarirten Maiſchraumes benutzt werden kann, fo ſind für dieſes 
VLerfahren ſehr genaue Kontrolen angeordnet. (Preuß. Reſkript v. 28. Nov. 1821 und For— 
mularien zum Refkr. v. 16. Juni 1827 und Anleitung v. 16. Dez. 1834 III 5 1 und 
Preuß. Reife. v. 15. Nov. 1880 II 14881.) 

Bei der zweiten Bereitungsart find Steuerhinterziehungen nicht wohl zu befürchten, 
weil fich das abgeichöpfte Waſſer leicht von der Maiiche unterjcheiden läßt und fait gar feine 
Epiritustheile enthält. E3 können deßhalb hiebei Nebengefähe in beliebiger Zahl verwendet, 
reip. genehmigt werden, wenn das Bedürfniß hiezu nachgewieſen wird. 

Aunalen bes Deutſchen Reidys. 1886, 10 
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Sie beziehen fich ferner auf die Beichränfung des Abbrennens der 
Maifche auf bejtimmte Tage ($ 29 des Gejetes) und Stunden ($ 30). 

Nach den 88 4— 7 der Inſtruktion von 1867') fann unter Um— 
jtänden eine Verlängerung der gejeglihen Brennfrift von 
der Steuerbehörde genehmigt werden, auf welche jedoch ſolche Brenner 
feinen Anjpruch haben jollen, welche eine Steuer-Defraudationgftrafe 
verwirft haben. 

Ueber die Freimachung der Brennereigefäße zum Betriebe 
gibt $ 31 des Geſetzes von 1868 die näheren Beltimmungen. 

Für den gleichzeitigen Betrieb der Brauerei und Bren- 
nerei find die Vorfchriften in $ 32 des Geſetzes enthalten. Vor: 

. Schriften für die Steuer- Firation der Maifchbrennereien 
eriftiren weder in der älteren *) noch in der neueren Gejeßgebung. 
b) Die Beftimmungen für Brennereien zur Branntweinbereitung 

aus nicht mehligen Stoffen find enthalten in S$ 33— 42 des Ge— 
jeßes von 1868. 

Sie beziehen ich auf die Anmeldung des Betriebs ($ 33), 
welhe nah S$ 24 und 25 des Gejeßes von 1868 zu erfolgen hat. 
Der Betriebsplan ?) darf jedoch für die Periode, auf welche er lautet, 
nur auf Stoffe von einem und demjelben Steuerjage gerichtet fein. 
Nur wer den höheren Steuerfaß entrichtet, iſt feiner Beichränfung 
unterworfen. In Abſatz 2 des $ 33 it noch eine weitere Bejchränf: 
ung bezüglich der Zeit des Brennens enthalten.*) 

In 8 34 des Gejeßes von 1868 ijt eine Beftimmung bezüg- 
lich der Brennzeit enthalten, wonach zwar die Vorſchrift in 8 30 
des Geſetzes Plab greifen joll, aber unter gefeglich normirten Um— 
jtänden eine Verminderung der Brennzeit durch die Steuerbehörde 
erfolgen fan.) 

Ueber die Reviſion der Materialvorräthe find ausführ: 
* Vorſchriften in den SS 36 bis 39 des Geſetzes von 1868") ent— 

alten. 





Um den in Bottichen aufjteigenden Schaum bejier auffangen, reip. zufammenbalten zu 
können, ijt den Brennern unter gewiſſen Bedingungen gejtattet, bewegliche Aufſetzklötze und 
Aufjepfränze bis zu höchſtens 35 Gentimeter Höhe anzubringen. (Bundesrathsbeſchluß vom 
9. Mai 1872.) Außerdem iſt ihnen durch denjelben Bundesrathsbeſchluß geftattet worden, 
das rüdjtändige Hefenwaſſer ohne Beichränfung auf die in die abgeihöpften Maifchbottiche 
zurüdfüllbare Menge jteuerfrei unter der Bedingung abzubrennen, daß dasjelbe aus den 
Sammelgefähen entweder auf die abgejchöpften Maijchbottiche aufgefüllt oder unmittelbar 
auf den Deitillirapparat gebracht werde, außerdem aber dejien Abtrieb im Betriebsplane ange 
meldet werde. 

Außerdem find nad dieſem Bundesrathsbeichlufie den Brennern bei der Preßhefen— 
fabrifation nocd einige VBergünftigungen bezüglich der Betriebs- und Geräthe-Anmeldung 
gewährt. (Zentralbl. von 1872 ©. 270 ff. und Dittmara. a. O. S. 41 ff.); ſ. wegen der 
Kühlſchlangen pr. Zentralbl. 1881 ©. 107. 

!) Zentralbl. 1867 ©. 130 ff. 

2) Siche Dittmar a. a. D. ©. 55. 

3) Siehe oben II Nr. 4 und 8. 

*) Siehe a. Preuß. Regul. v. 21. Aug. 1825 $ 2; Dittmara. a. ©. ©. 136. 

5) Näheres ijt aud in $ 8 der Anftruftion v. 1867 (Zentralblatt 1867 ©. 133) vor- 
geſchrieben; fiehe a. Preuß. Negul. dv. 21. Aug. 1825 $ 4 und Anweiſung vd. 4. Dezember 
1825; Dittmara. a. O. ©. 148 fi. 

°) Siehe a. Preuß. Regul. v. 21. Aug. 1825 85 6 u. 7 und Anweifung v. 4. Dez. 
1825; Dittmara.a. O. ©. 145 fi. u. 137. 
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Das Berfahren für die Stenerbeamten, wenn das Material 
verdorben vorgefunden wird, iſt in $ 40 des Geſetzes vorgeichrieben.!) 

Für die Steuerfiration der Brennereien, welche nicht mehlige 
Stoffe verwenden, enthält der $ 41 des Geſetzes von 1868 die näheren 
Beitimmungen.‘) 

9. Bezüglich derjenigen Brennereien, welche außer den in $ 4 des Geſetzes 
von 1868 genannten Stoffen auch Getreide, Kartoffeln ꝛc. auf Branntwein 
verarbeiten, enthält der $ 42 des Gejeges von 1863 die Vorſchrift, daß Die: 
jelben in dieſer Hinficht ganz nach den für die Branntweinbereitung aus diejen 
Stoffen bejtehenden Beitimmungen zu behandeln jeien. 

II. Ueber die Erhebung der Branntmweinjteuer gelten folgende 
Beitimmungen: 

1. Die Steuer ift, ſofern nicht nach den bejtehenden Vorſchriften eine 
Stundung (Kreditirung)?) erfolgt, ſpäteſtens am legten Tage des Monats, ' 
in welchem ein Brennereibetrieb jtattgefunden bat, zu entrichten. Wer diefen 
Zahlungstermin einmal verfäumt, muß die Steuer bei jeder ferneren Ans 
meldung voraus entrichten.*) 

2. Bezüglich der Berehnung der Steuer durch die Behörde ift im 
Gelege von 1868 feine Beitimmung enthalten. Es geht übrigens aus den 
bereits erörterten Bejtimmungen hervor, daß Diefelbe theils nad) dem Be— 
triebsplane, theils (bei Fixation) nach der firirten Summe berechnet und 
erhoben wird.?) 

3. Ueber die Bezahlung der Steuer wird in einem befonders vorge: 
Ichriebenen Quittungsbuche?) quittirt. 

4. Die Borichriften für die Naherhebung zu wenig oder gar nicht 
erhobener und für die NRüderjtattung zu viel bezahlter Gefälle find in 
$5 des Geſetzes von 1868 enthalten. Es geht daraus hervor, daß Die 
Aniprüche des Steuerfistus und der Steuerpflichtigen innerhalb eines 
Jahres vom Tage der BZahlungsverpflichtung reſp. der Berjteuerung an 
verjähren.) 

5. Ein Erlaf der Steuer fann nach $ 14 des Geſetzes von 1863 in 
zwei ‚Fällen erfolgen und zwar: 

a) wenn durch außerordentliche Zufälle eine unvermeidliche 

Unterbrehung des Betriebes entiteht?) oder 

b) wenn die Maiſche eines verjteuerten unangebrochenen Bottichs 

gänzlih unbraudbar geworden ijt.”) 

In beiden Fällen hat der Brenner nad) $ 23 des Geſetzes von 1868 
jefort der Steuerbehörde Anzeige zu machen und von diejer ijt Die Nichtigkeit 
der Angabe an Ort und Stelle zu unterfuchen und die zu entrichtende Steuer 








) Siehe Preuß. Regul. v. 21. Aug. 1825 $ 8; Dittmar a. a. D. ©. 138 ff. 
2) Siehe preuß. Regul. dv. 21. Aug. 1825 $ 12 und Anweijung biezu; Dittmar 
a. a. O. S. 139 und 147. 
) Siehe den Abſchnitt Abrechnungsweſen. 
* 8 13 des Gef. v. 8. Juli 1868; Preuß. Geſetz vom 8. Febr. 1819 $ 10; Preuß. 
Regul. dv. 1. Dez. 1820 $ 10 (Dittmar a. a. ©. ©. 113 u. 125). 
5) Siehe übrigens Dittmar a. a. O. ©. 50 ff. über die in Preußen giltigen Vor— 
chriften. 
Siehe Preuß. Reſkript vom 19. September 1853: Dittmar a. a. O. 
", Siehe Preuß. Geſetz v. 18. Juni 1840 88 2, 3,4 u. 7. 
*, Siehe Preuß. Regul. v. 1. Dez. 1820 8 8; Reſtript v. 2. Dez. 1839. 
%, Rreuß. Regul. v. 1. Dez. 1820 $ 8. 


_ 


10* 





148 v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deutichen Reiches. 


feſtzuſetzen.) Ueber das Verfahren, wenn das Material bei Brennereien 
aus nicht mehligen Stoffen bei der Reviſion verdorben vorgefunden 
wird, enthält, wie bereit erörtert wurde, der $ 40 des Geſetzes von 1868 
die näheren VBorjchriften.?) 

Durch Bundesrathsbeichluß vom 21. Dezember 1873) wurden die oberjten 
Landes = Finanzbehörden ermächtigt, in Fällen, in welchen überwiegende 
Gründe der Billigkeit für den Nachlaß einer nad) dem Wortlaute 
der Branntweinfteuergejeggebung gejchuldeten Abgabe jprechen, den Erlaß oder 
die Erjtattung derjelben auf gemeinſchaftliche Rechnung bewilligen.*) 
Hiebei ijt zu beachten, daß in dem Berichte der Direktivbehörde die Zuftimmung 
der treffenden Neichsbevollmächtigten erwähnt und jährlich ein von der Direftiv- 
behörde aufzuftellendes und vom treffenden Neichsbevollmächtigten zu beur- 
fundendes Verzeichniß nach dem Kalenderjahre aufgeftellt und dem Weiche: 
fanzleramte des Innern zur Vorlage an den Bundesrath eingejendet werde. 

IV. Die Rechte und Pflihten der Steuerbeamten bei Au 
übung ihres Dienftes umd die der Steuerpflihtigen find in den 
88 43—49 des Geſetzes von 1868 näher bejtimmt. 

1. Die Revifionsbefugniß der Steuerbeamten erſtreckt ſich 

a) auf den Beſuch aller Gewerberäume, welche zur Brennerei 
gehören. In den 88 43—44 des Gejeßes von 1868 und in der 
Inſtruktion von 1867 88 13—26°) find die näheren VBorjchriften in 
diejer Beziehung niedergelegt.") 

b) Bezüglich etwa nmothwendig werdender Hausjuckhungen, in dem 
alle begründeten Verdachtes, daß Unterjchleife begangen worden find, 
um dem Staate die Schuldigen Gefälle zu Fürzen, enthält $ 45 des 
Geſetzes von 1868 die Beitimmung, daß folche nur unter Beachtung 
der für die Hausfuchungen im Allgemeinen vorgejchriebenen Formen 
und an ſolchen Orten ftattfinden dürfen, twelche zur Begehung eines 
Unterjchleifs oder zur Verheimlichung von Beſtänden jteuerpflichtiger 
Gegenftände geeignet find.?) 

2. Als Pflihten der Steuerbeamten find zu bezeichnen: 

a) das Einhalten der Dienjtjtunden; diejelben find für die Er- 
hebungsbeamten im $ 47 des Gejeges von 1868 feſtgeſetzt und iſt 
hierbei bejtimmt, daß, wenn es nötbig iſt, die Abfertigung des 
Steuerpflichtigen auch außer dieſen möglichjt zu bewirken jei, und 
daß Abweichungen an den Orten, wo fie ftattfinden, befannt zu 
machen find ;®) 


') Siehe über das Verfahren die Inſtruktion v. 1867 $ 10 (Zentralblatt 1867 ©. 134, 
außerdem Dittmara.a. O. ©. 5 u. 62 ff. 

2) Preuß. Regul. dv. 21. Aug. 1858 $ 8; fiche a. Dittmara. a. O. ©. 65 fi. 

2) $ 618 des Prot., pr. Zentralbl. 1874 ©. 70, 

*) Sollte die Bewilligung auf gemeinfcaftliche Nehnung vom Bundesrathe nicht ge 
nehmigt werden, jo kann fie auf privative Nechnung erfolgen. (Bundesrathsbeihlug vom 
2. November 1876 8 336). 

°) Bentralblatt 1867 ©. 138—145. 

®) Eiche a. Dittmar a. a. O. ©. 55 ff.; Reſkr. v. 1. Dez. 1832; Preuß. Reſtkr. v. 
81. Oft. 1837, 8. Dez. 1820; Reſkript v. 3. Mai 1847; Reſkr. v. 21. Augujt 1825 und 
Anleitung biezu. 

) Siehe Dittmar a. a. D. ©. 27. 

*) Siehe Preuß. Steuerordn. dv. 8. Febr. 1819 88 56, 50, 49, 24, 55 und Neftript 
v. 7, Sept. 1826; Dittmar a. a. O. ©. 16, 
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b) durch 8 48 des Gejeges von 1868 ift den Steuerbeamten ausdrüdlich 
das Berlangen und die Annahme von Entgelt oder Geſchenken 
irgend welcher Art für Dienjtgeichäfte verboten; ') 

ec) in $ 49 des Geſetzes von 1868 ift Die Unzuläffigfeit von Neben: 
erhebungen außer der Steuer ausdrücklich ausgefprochen.?) 

3. Den Steuerpflidhtigen und deren Gehilfen ift gejelich als 

Verpflichtung auferlegt: 

a) den revidirenden Beamten diejenigen Hilfsdienſte zu leiften oder 
Leijten zu laſſen, welche erforderlich find, um die ihnen obliegenden 
Geſchäfte, e8 mögen jolche in Nevifion des Betriebes, Nachmeffung 
der Geräthe, Anlegung des Verſchluſſes oder Feititellung des That: 
beitandes bei vorgefundenen Unrichtigfeiten bejtehen, in den vorge: 
jchriebenen Grenzen vollziehen zu fünnen; y) 

b) außerdem darf der Steuerpflichtige nach $ 48 des Geſetzes von 1868 
dem Beamten fein Entgelt oder Gefchent irgend welcher Art geben 
oder antragen.*) 


V. Bezügli der Strafen und des Strafverfahrens —— 
weinſteuerprozeſſen gelten folgende Beſtimmungen: *) 


1. Die Strafe der Defraudation beſteht 


a) im erjten Falle in einer Geldbuße, welche dem vierfachen Betrage 
der vorenthaltenen Steuer gleichfommt; dieſe Steuer ijt in allen 
Fällen außerdem noch zu entrichten ; ®) 


b) im erjten Rüdfalle nach vorbergegangener Beftrafung für den 
eriten Fall wird die Strafe auf den achtfachen Betrag der vorent- 
baltenen Steuer bejtimmt.’) Außerdem darf der Schuldige, wenn er 
Brenner it, das Recht zum Brennen in einem Zeitraum von drei 
Monaten weder jelbit ausüben, noch durch einen Anderen zu feinem 
Vortheil ausüben lafjen.?) 

ec) im zweiten Nüdfalle nad) vorheriger zweimaliger Beſtrafung it 
der zehnfache Betrag der nicht erlegten Steuer als Strafe verwirkt 
und der Schuldige, wenn er jelbjt Brenner ijt, darf weder ſelbſt 
noch durd einen Anderen jemals wieder das Gewerbe des Brenneng 
ausüben.®) 

2. Unter Defraudation?) wird im Allgemeinen jede Gewerbshandlung 

veritanden, von deren Ausübung die Entrichtung der Branntweinjteuer ab- 
bängig ift, die aber entweder in einem von der Steuerhebeitelle vollzogenen 





N, Preuß. Steuerordn. vd. 8. Febr. 1819 $ Fo Dittmar a. a. O. ©. 17. 

?) Preuß. Steuerordn. v. 8. Febr. 1819 $ 58; Dittmar a. a. O. ©. 17. 

8 46 des —— v. 1868; Preuß. — v. 8. Febr. 1819 88 55 und 24; 
Dittmar a. a. O. ©. 

+) Preuß. —— v. 8. Febr. 1819 8 58; Dittmar a. a. O. ©. 17 

) Siehe a. Dittmar a. a. O. ©. 17—28 und Röhr, „S Strafgejepgebung und Ber: 
fahren“, Breslau 1870 ©. 21 ff. 

°, 8 51 des Gejebes v. 1868 und Preuß. Steuerordn. vd. 1819 $ 61. 

?, 8 52 des Gefepes dv. 1868 und Preuß. Steuerordn. dv. 1819 N 62, 

s) $ 53 des Gejeges von 1868 und Preuß. Steuerordnung v. 1819 8 63. 

) Nad) Obertribunalerfenntnif v. 10. Oft. 1878 (pr. Bentralbl. 1879 S. 53) hat der 
Anjtifter einer Pefraude die Defraudationsitrafe verwirft, wenn gleich die Abjicht einer 
Steuerverfürzung nur dem ordentlichen Thäter gegenüber fejtgejtelft iſt. 
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Betriebsplane nicht angegeben ift oder von der Angabe dergeitalt ab: 
weicht, daß hieraus eine Verfürzung der Steuer folgt.') 


Außerdem tritt die Defraudationgitrafe nod ein: 

a) Wenn außer Gebrauch gejegte Maiſch- oder Deitillirgefäße unbefugter 
Weiſe benügt werden.“) 

b) Wenn den bei Fixationsbewilligungen feſtgeſtellten Be— 
dingungen zur Verkürzung der Steuer entgegengehandelt 
wird.?) 

c) Wenn heimlich oder anmeldungswidrig Maijche zubereitet 
oder aufbewahrt wurde und die Abſicht gu einer Verkürzung 
der Steuer nahgemwiejen wird.*) 


1) 8 50 des Geſetzes v. 1868. Die Preußifche Steuerordnung v. 1819 $ 60 und das 
Regul. v. 1. Dez. 1820 8 11 verjtehen unter Defrandation die unterlajfene oder uns 
richtige, Anzeige von Gewerbshandlungen (dur die Brennereibefiger), von deren Aus— 
übung in jedem einzelnen Falle oder in bejtimmten Fällen dem Staate eine Steuer zu ents 
richten iſt. Nah Erkenntniß des pr. Obertribunals v. 3. Sept. 1878 wird der Thatbeftand 
einer Defraude dadurd nicht bejeitigt, dah bei der Einmaifchung die Abjicht, einen höheren 
Spiritusertrag zu erzielen, nicht obgemwaltet hat (pr. Zentralblatt 1879 ©. 72). 

2) SS 54 u. 55 des Geſetzes v. 1868, Fit in der preuß. Gejeggebung nicht bejonders 
hervorgehoben. 

3) 8 56 des Geſetzes dv. 1863; Dittmara. a. D. ©. 17. 

* 8 57 des Geſetzes dv. 1868; außerdem tritt noch eine Geldbuße von 100 Thlrn. und 
Konfisfation der gebrauchten Seräthe hinzu; Preuß. Kabinetsordre v. 11, Januar 1824 Nr. 5. 

Als heimliche und anmeldungswidrige Zubereitung und Aufbewahrung von Maijche 
ift beſonders auch anzufjehen : 

a) Das Unjammeln der Maiihe auf dem Fußboden der Brennerei 
ohne Unterfchied, aus welchem Grunde es geihah, ob das Abzugsrohr durch Zus 
fall oder mit Abſicht verjtopft war und ob die Maiſche wirklic zum Abbrennen 
tauglich it. Es wird hierin eine widerrechtliche Erweiterung des Maiſchraumes 
gejehen und je nachdem die Abficht erwiejen ijt oder nicht, tritt die Defraudationde 
oder Kontraventionsitraie ein. Erkenntniſſe des Preuß. Ober: Tribunal® vom 
26. März 1858. Zentralblatt 1858 ©. 210; Erfenntni des Preuß. Ober -Trie 
bunal3 vom 1. Ottober 1858, Zentrafblatt 1859 Nr. 7); ebenjo gilt das An— 
fammeln von Maiiche in der Abzugsrinne als Defraudation nadı Ober: 
tribunalserfenntniß vom 20. März 1874, pr. Zentralblatt 1874, ©. 171, 

b) Das Ueberihöpfen ber Maiſche aus einem Bottid in einen an 
deren früber bemaifchten Bottich oder in ein anderes Gefäh ift ald Defraudation 
zu betrachten und die auf dem ganzen mißbrauchten Bottich oder Gefüß ruhende 
Steuer bei Bemeflung der Strafe zu Grunde zu legen. (Erfenntnii des Preuß. 
Ober-Tribunald vom 23. November 1860, Zentralblatt 1861 Nr. 10; Minijterial- 
Nejtript vom 30. November 1865 III 23201). 

Damit ftimmt überein ein veichögerichtliches Erkenniniß vom 1. Juli 1880 
(abgedrudt im preuß. Zentralblatt 1881 ©. 110) und ijt außerdem erkannt, daß 
der Rauminhalt der unbefugt benußten, nicht ermittelten, Bottihe nicht durch 
eine Durhihnittsberehnung aller vorhandenen Bottiche feftgeitellt werden 
kann. Da im Königreich Sachſen mur die Menge der wirklich als übergeihöpft 
ermittelten Maiiche der Steuer: und Strajberehnung zu Grunde gelegt wird, jo 
ift durd ein preuß. Miniiterial-Rejtript v. 22. Juni 1877 III 1117 zugelajien, 
aus Billigkeitägründen dieje Berechnung bei Steuernadjläifen eintreten zu lajien. 

e) Das Berdünnen derMaiihe im Gährbottich oder Reierpoir mitteljt 
eines Waſſerzuguſſes (nicht das ebenjall® befonders bewilligte Anfriſchen der Maiſche) 
ift al3 eine Einmaijchung zu betrachten. Die Kontraventionsitrafe iſt in dieſem 
Falle jedenfalls verwirkt, wenn auch feine jtrafbare Abſicht vorliegt und fein Gewinn 
an Spiritus jtattiand. (Erkenntniß des Ober-Tribunald® v. 11. April 1862, 
Bentralblatt 1862 Nr. 26.) ©. a. reidjsgerichtl. Erfenntniß v. 1. Juni 1880 
(abgedr. im preuß. Zentralblatt 1881 ©. 110), wonach das Anfriſchen der 
Maiiche mittelö Waſſer in einer, don der Steuerbehörde nicht genehmigten 
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d) wenn der Vorſchrift in $ 11 des Geſetzes vom 8. Juli 1868 entgegen 
ftenerpflihtige Materialien entweder gar nicht oder 
unrihtig angemeldet werden und die Abficht zu einer Steuer- 
verfürzung nachgewieſen twird.') 

3. Für folgende Uebertretungen find befondere Strafen feftgefeht, 

wenn auch feine Abficht zur Steuerdefraude vorliegt: 

a) für die heimliche oder anmeldungswidrige Zubereitung 
und Aufbewahrung der Maijche eine Geldbuße von 300 M. 
und Konfisfation der gebrauchten Geräthe;?) 

b) für unterlafjene oder unridtige Anmeldung fteuer: 
pflidhtiger Stoffe eine Geldbuße von 300 „4;°) 

e) für unterlajjene oder unrichtige Anzeige der Geräthe, 
Konfiskation der verfchtwiegenen, veränderten oder anderswohin gebrachten 
Geräthe eine Geldbuße von 75— 300 4.;*) 


Zeit in der Abficht, die Steuer zu verkürzen, ald Maijchiteuerdefraudation ftrafs 
bar ericheint. 

d) Die Bergrößerung des Rauminhaltes eines zur Bemaiſchung deflarirten 
Bottihes durd einen die übergährende Maiſche zurüdhaltenden Aufſatz ſtellt eine 
jtrafbare Einmaiſchung dar, weil der Nauminhalt der zur Einmaischung beftimmten 
Gefähe die Norm für die Beitenerung abgibt (pr. Obertribunal:Ertenntniß v. 17. 
Oft. 1878 pr. Zentralblatt 1879 ©. 333), 

e) Wenn einem in abnehmender Gährung befindlihen Bottich fogen. Glattwaſſer 
(ein aus Abfällen gewonnener Ertratt) zugegoſſen wird, jo kann ohne Rechts— 
irrthum eine jtrafbare Einmaiſchung darin aefehen werden und falld die Abficht 
der Steuerverfürzung fejtiteht, neben der Stontraventiond: eine Defraudationds 
ſtrafe fejtgefepgt werden. (Pr. Obertribunal-Erfenntnii v. 17. Oft. 1878, pr. 
Zentralblatt 1879 ©. 333), 

f) Nach einem reichsgerichti. Ertenntnifie v. 2. Mai 1884 kann in dem undellas 
rirten Zuführen von Spiritus zu der in Zubereitung befindlichen Maijche 
ein ftrafbarer Alt der Einmaifchung PR werden, wenngleich hiedurch ein 
neuer Gährungsprozeß nicht bewirkt wird. (Pr. Zentralblatt 1885 ©. 22). 

8 58 des Geſetzes von 1868, außerdem tritt noch eine Geldbuhe bis zu 300 M. 
binzu; pr. Regulat. v. 21. Auguft 1825 8 14 (Dittmara.ca. ©. ©. 25). 

2) 8 57 des Geſetzes von 1868. Ueber die bejonderen Fälle i. Röhbra.a.D 
©. 22 und 23 Sabinetsordre vom 10. an. 1824 Nr. 5. 

a) Die Benupung eines undellarirten Maiihraumes zieht die Steuer 
jtrafe nad jich, jobald die Abficht auf die Benugung gerichtet war. (Erfemutniß 
des Ober-Tribunald v. 2. November 1870.) Oppenhof, Rechtſprechung ꝛc. 
I, Band ©. 539. 

b) Haben ſich mehrere einer Branntweiniteuer-ontravention durch Benutzung 
eines undellarirten Maijchraumes fchuldig gemadıt, fo find fie in die Strafe zu 

leihen Theilen und mit fubfidiarischer Haftung zu verurtheilen. (Erkenntniß 
m Ober-Tribunald v. 2. Nov. 1872; Minijt.-Rejtript v. 23. Februar 1869 
I. 1509.) 

ec) Die Maijchiteuerfontraventionsjtrafe ijt verwirft, wenn ein einzelner Akt der Ein: 
maiichung oder Zubereitung von Maijche ohne Deklaration vorgenommen worden 
ift. (Erfenntnii des Ober:Tribunald v. 25. Januar 1865; Zentralblatt 1865 
Nr. 25.) ©. wegen des Verfahrens bei der Konfisfation der Gefähe 
pr. Bentralbl. 1875 ©. 155 u. wegen Haftung für die Unterjuhung & 
fo jten von Seite des Eigenthümers der konfiszirten Brennereigefähe. Br. Zentral- 
blatt 1880 ©. 221, a. a. ©. 1882 ©. 340. 

"8 58 des Geſetzes von 1868; pr. Regul. v. 21. Aug. 1825 $ 14, 

*, (8 59 des Gejeges v. 1868.) Pr. Steuerordnung v. 1819 $ 66, 

Ein, wenn aud früher zu winmatichungen benußter und aus der Brauerei entfernter 
Bottich ijt an und für ſich noch fein Brenngeräthe im Sinne des $ 66 der Steuerordnung 
von 1819, fo lange er nicht wieder in einer Brennerei Aufnahme gefunden und verwendet 
wird. Dasjelbe gilt aber nicht für fupfene Borwärmer (Preuß. Minift.:Reftript von 
15. Zuni 1870 1II. 8035.) 
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d) für die unterlafjene Anzeige beim Uebergang von Geräthen 
in andere Hände eine Geldbuße von 15—60 .#') und in Wieder: 
bolungsfällen 60—150 43;*) 

e) für unterlafiene Geräthebezeihnung (melde in $ 8 des 
Geſetzes von 1868 vorgejchrieben ift) tritt nebſt der Konfisfation der 
nicht bezeichneten Geräthe eine Gelditrafe von 75 —300 M ein ;?) 

f) für die Abweichung von der Maifch- und Brennzeit ilt 
eine Strafe von 6 M. und bei "Wiederholungen von 15—60 A. 
feftgefeßt ; *) 

g) die Strafe des ordnungswidrigen Verfahrens mit den 
Betriebsplänen?) und Material: Berzeichnijjen foll je nad) 
Umftänden 3—15 oder 6—150 . betragen ;®) 

h) für die Verlegung des amtlihen Berjchlufjes?) oder der 
Bezeihnung der Gefäße wird für den Fall, daß nicht ein zu: 
fälliges, unverjchuldetes Ereigniß als Urſache nachgewielen worden 
it und davon jofort Anzeige erjtattet wurde, eine Geldbuße von 
6—60 . bez. 75—300 .4 bejtimmt ;®) 

i) die Uebertretungen aller anderen gefeglichen oder regu— 
lativmäßigen und fonjtigen VBerwaltungsvorjchriften, 
auf welche feine befondere Strafe gelegt it, follen mit einer Geld: 
buße von 3—30 .# bejtraft werden.”) 

4. Die Bertretungs=Berbindlichfeit Ddesjenigen, welder 
Brennerei betreibt, für jeine Verwalter, Gewerbsgehilfen, ſowie für Die: 
jenigen Hausgenofjen, welche in der Yage find, auf den Gewerbebetrieb Einfluß 
zu üben, bezüglich verfügter Geldbußen!") ijt Durch $ 66 des Geſetzes v. 1868'') 
befonders ausgeiprochen. 

Die Beitimmungen der neueren Gejeggebung unterfcheiden fich wejentlich 
von den älteren. Während nämlich das Gejeg vom 21. September 1860 den 
Brennereibefiger rüdfichtli” der in Defrandationg: und Kontraventions— 
prozelien verhängten Geldbußen für jein Gefinde, feine Diener, Gewerbe» 
gehilfen und die in feinem Haufe befindliche Ehegattin, Kinder und Anverwandte 
ausnahmslos für haftbar erklärte und zwar jowohl für die Uebertretung 
jelbit, al® auch für die Bezahlung der Gefälle und Geldbußen, falld der 





!) Siehe a. pr. Steuerordnung vd. 8, Febr. 1819 8 73. 

?) (5 60 des Geſetzes v. 1868.) Pr. Steuerordnung v. 1819 & 66. 

) $ 61 des Geſetzes v. 1868, 

9 8 62 des Geſetzes v. 1868; pr. Regul. v. 1. Dez. 1820 $ 11; Steuerordnung v. 
1819 8 78. 

>) 8 63 des Geſetzes v. 1868. 

6) Siehe Pr. Steuer-Ordn. dv. 1819 $ 72; Megulativ dv. 1. Dez. 1820 $ 11; Regul. 
v. 21. Yug. 1825 $ 13. 

) Preuß. Steuer-Ördnung v. 1819 8 69; Nequl. v. 1820 $ 10 u. Regul. v. 
1825 8 13. 

®, $ 64 des Geſetzes v. 1868, 

) 8 65 des Geſetzes v. 1868; Br. Steuer-Ordnung d. 1819 8 90, 

Wird das Gebäude, in welchem Brennerei betrieben wird, den revidirenden Beamten 
auf ihr Verlangen nicht geöffnet, jo ift der Brennereibeliger, abgejehen davon, ob dieſes 
abfichtlih unterblieb oder nicht, wegen Webertretung in $ 49 der Steuerordnung von 1829 
nad) $ 90 der Steuerordnung ſtrafbar. (Erfenntnik des Ober-Tribunals v. 12. März 1858.) 

10) 88 51—65 incl. des Geſetzes dv. 1868. 

m Siehe a. Preuß. Geſetz v. 21. Sept. 1860 u. Bundesgeſetz v. 8. nn 1868 in diefem 
Betreff; Preuß. Verordnung v. 11. Mai 1867 $ 66; Bentralbl. 1867 ©. 114 
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Schuldige ſie nicht bezahlen kann, hat das Gefeß von 1868 diefe Haftbarfeit 
folgendermaßen bejchränft: 

1. Bei den nah SS 51—65 des Geſetzes verhängten Geldbußen Fann 
eine ſolche nur Hinfichtlich der Verwalter, Gewerbegehilfen, ſowie derjenigen 
Hausgenofjen, welche in der Lage find, auf den Gewerbebetrieb Einfluß zu 
üben, und auch nur dann eintreten, wenn dieſe Gelditrafen von dem eigent- 
lihen Schuldigen wegen Unvermögens nicht hergetrieben werden können 
und zugleih der Nachweis erbraht wird,') daß der Bennerei- 
betreibende bei der Auswahl und Anftellung der Verwalter, Gemwerbegebilfen 
oder bei der Beauffichtigung derjelben, jowie der erwähnten Hausgenofien 
fahrläſſig, d. h. nicht mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes 
zu Werke gegangen iſt. Als jolhe Nachläſſig keit gilt gefetlich ſchon die 
mwiljentliche Anſtellung, beziebentlic Beibehaltung eines wegen Branntwein- 
jteuer-Defraude bejtraften Berwalters oder Gehilfen, wenn nicht die Anftellung 
desjelben von der oberjten Finanzbehörde befonders genehmigt worden ift. Die 
gejegliche Bermuthung des fahrläfjigen Verhaltens fpricht auch jo lange 
gegen den wegen einer jelbjt begangenen Branntweinjtenerdefraudation beftraften 
Brennereitreibenden, bis er nachweilt, daß er die Sorgfalt eines ordentlichen 
Geihäftsmannes angewendet habe. 

2. Bemerfenswerth ift außerdem, daß der Brennereibetreibende Hinfichtlich 
der in ſolchen Fällen zu bezahlenden Steuer, wenn diejelbe nach SS 54 und 
55 des Geſetzes auf Grmnd der vorgejchriebenen VBermuthungen berechnet 
wird, nur dann verhaftet, wenn er nicht mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Geihäftsmannes verfahren ift,?) in den übrigen Fällen aber ohne Unter: 
Ichied, wenn die Steuer wegen Umvermögens vom Schuldigen nicht beizu= 
treiben tjt-°) 

3. Außerdem iſt befonders hervorzuheben, daß der Brennereibetreibende 
zur Erlegung diefer Geldftrafen auf Grund der jubjidiarischen Haftbarfeit 
in Gemäßheit der Vorjchriften zu Ziffer I in 8 66 des Geſetzes von 1868, 
jowie zur Erlegung der nah S 54 und 55 nad den gejeglichen Vermuth— 
ungen berechneten Steuer nur durch richterliches Erkenntniß verurtheilt 
werden fann.*) 


') Diefer Nachweis iſt von der Steuerbehörde zu führen. 

2 8 66 Ziffer I Nr. 2 des Geſetzes v. 1868. Nach einem Erfenntnifje des Pr. Ober: 
tribunal® vom 25. Sept. 1872 (Pr. Zentralbl. 1873 ©. 4) unterliegt die fjubfidiäre Haft— 
barfeit des Brennereibetreibenden für die Steuer dann nicht der richterlichen Entjcheidung, 
ſondern veriteht ji von ſelbſt aus dem Geſetze und ift von der Steuerbehörde zu realifiren, 
wenn die Berechnung der vorenthaltenen Steuer nad) dem von der Gejeggebung bejtimmten 
Berfahren und nicht lediglidh auf Grund der im Geſetze vorgejchriebenen Bermuthungen 
angelegt iſt. 

2) $ 66 Zifſer II. des Geſetzes von 1868, 

9 8 66 Ziffer III. des Geſetzes v. 1868. Nach einem weiteren Erkenntniſſe des preuß. 
Obertribunals dv. 10, März 1876 (Preuß. Zentralbl. 1876 S. 234) haftet der Inhaber der 
Brennerei für eine verwirkte Ordnungsijtrafe, wenn die Perion des Thäters nicht 
ermittelt werden fann, ohne daß er bei der Auswahl und Anftellung des Perjonals fahr- 
läſſig gehandelt hat. 

Nur eine durh Zufall herbeigeführte Ordnungswidrigkeit macht ihn nad Erkenntniß 
des Obertrib. v. 12. Juni 1877 frei. (Preuß. Zentralbl. 1877 ©. 276.) 

Nicht der Verwalter, jondern derjenige, welcher die Brennerei jelbjtändig treibt, ift ver: 
antwortlih, wenn auch erjterer die Betriebspläne unterjchreibt. (Erkenntniß des pr. Ober- 
tribunala v. 31. Dt. 1878. Pr. Zentralbl. 1879 ©. 353, Nach Erkenntniß des pr. Ober: 
tribunals v. 5. Febr. 1879 (pr. Zentralbl. 1880 ©. 602) haftet der Inhaber der Brennerei 


- 
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4. Uebrigens kann die Steuerbehörde unter Verzicht auf die fubfidiarifche 
Haftbarkeit in allen Fällen die an Stelle der Geldbuße tretende Freiheitsstrafe 
am Sculdigen jeder Zeit volljtreden Tafjen.') 

5. Bei dem Zufammentreffen mehrerer Zuwiderhandlungen 
wider die Geſetze iſt zu unterjcheiden 

a) ob Uebertretungen gegen die Gejege bezüglich der Branntweinfteuer 

mit Vergehen oder Verbrechen zufammentreffen. In dieſem Falle 
fommen die allgemeinen Strafgefege?) zur Anwendung; *) oder ob: 

b) eine Defraudation mit einer Verlegung bejonderer Vorjchriften ver: 

bunden war. Hier tritt die hierauf gejeßte Strafe der Defrau- 
dationsftrafe in der Negel Hinzu, *) oder endlich 

e) ob mehrere oder wiederholte Zuwiderhandlungen gegen die Brannt- 

weinjteuergefege vorliegen, welche nicht in Defraudationen beftehen. 
Hier joll, wenn die Kontraventionen derjelben Art find und gleich 
zeitig entdeckt werden, die Kontraventionsjtrafe von 300 4°) gegen 
den jubjidiarisch Werpflichteten, gleich wie gegen die eigentlichen 
Thäter und Theilnehmer nur in dem einmaligen Betrage feſtgeſetzt 
tverden.®) 

6. Die Beftimmungen des Zollſtrafgeſetzes und wenn jolche 
Ar vorhanden find, die Beftimmungen der allgemeinen Gejege 
follen zur Anwendung kommen ;?) 

a) in Bezug auf die Beitrafung der Beftehung von Beamten;?) 

b) wegen Widerjeglichfeit der Beamten, worunter auch die 

Berjagung der gejeglich vorgefchriebenen Hilfeleiftung für die Beamten?) 
zu verjtehen iſt; ?%) 

ce) in Bezug auf die Verwandlung der Geldbußen in Frei 

heitsjtrafen; '’) 


fir die in derjelben vorgefommenen Ordnungswidrigfeiten, ohne dab es eines Nachweiſes 
des dolus oder der culpa bedarf. Nur nachweisbarer Zufall ialieit feine Strafbarfeit aus. 

Nah Erkenntniß des pr. Obertrib. v. 11. Sept. 1879 (pr. Zentralbl. 1880 ©. 602) ijt 
ein Brennereinnternehmer, welcher wegen einer in jeiner Brennerei vorgefonmenen Mail 
fontradention als prinzipalverpflichtet verfolgt wird, freizufprechen, jobald der Richter den 
eigentlihen Thäter für ermittelt erachtet, wenn gegen legteren dieferhalb auch feine 
Verfolgung eingeleitet wird, 

S. a. die wichtige Erkenntniß des Reichsgerichtes v. 6. Febr. 1880 (preuß. 
Zentralblatt 1881 ©. 44) wegen Haftung des Gewerbetreibenden für die von einem Gehilfen 
verwirfte Geldſtrafe. 

Erfenntniß des pr. Obertrib. v. Juli 1879 (pr. Zentralbl. 1880 ©. 514), wonach ſich 
die wiijentliche Anitellung eines wegen Branntweinitener Defraudation  bejtraften 
Gehilfen nit nur auf die jpeziell von diejem, jondern auf alle während deſſen Beſchäftig— 
ung in der Brennerei vom Hilfsperjonal bewirften Defraudations- und Kontraventionde 
itrafen bezieht. 

) 8 66 Ziff. IV des Geſetzes v. 1868. 
= 2) ——— für das Deutſche Reich v. 15. Mai 1871; Reichsgeſetzbl. 1871 
S. 127 fi. 

2 8 67 Abi. I. des Geſetzes v. 1868 und $ 84 der preuß. Steuerordnnung v. 8. Aug. 1819. 
', 8 67 Abſ. 2 des Gejepes von 1868 und $ 85 der preuß. Steuerordnung vd. 1819. 
5) 88 57 u. 58 des Geſetzes v. 1868. 

9 8 67 Abſ. 3 des Geſetzes v. 1868. 

”, Siche auch Röhr, a. a. O. ©. 21 fi. 

°, 8 68 des Geſetzes v. 1868 und $ 88 der preuß. Eteuerordnung v. 1819. 

) $ 46 des Geſeßes dv. 1868 u. $ 89 der preuß. Steuerordmung vd. 1819. 

m, 8 68 des Geſehes v. 1868, 

1) 8 68 des Geſeßes v. 1868. 
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d) bezüglich des Verfahrens bei Verfolgung der Webertretungen der 
Steuergejeße; ’) 

e) bezüglich der Verjährung der Strafen?) 

VI. Die Beitimmung der Steuerjtellen und Beamten,?) melden 
die Erhebung der Branntweinftener und die Kontrole zukommt, fowie der 
Erlaß der hiezu nöthigen Borjchriften erfolgt Durch die oberjten Finanzbehörden, 
welche auch die eigentlichen Kontrolvorſchriften und Inftruftionen 
zu erlaſſen haben.*) 

Aus vorjtehenden Erörterungen ift zu erjehen, daß die Gefeßgebung 
Preußens und des Reiches in Bezug auf die Branntweinbefteuerung, troß der 
Fortſchritte der Technik, welche durch die verbeſſerten fog. kontinuirlichen 
Apparate und neue Gährmethoden eine bedeutend höhere Spiritusproduftion 
durh Ausnügung des Maifchmaterials zuläßt, noch auf den alten Grundfäßen 
von 1819 jteht. 

Die Agitation für eine jog. Fabrifatiteuer”) fcheiterte bisher an dem 
Mangel eines hinreichend ficheren SKontrolapparates für Die produgirte 
Spiritusmenge. 

In neuerer Zeit hat man in Bayern durch das am 1. Juli 1880 ins 
Leben tretende Geſetz vom 25. Februar 1880°) über den Branntweinauffchlag 
den Verſuch gemacht, außer der Maifchraum: und Meaterialfteuer den jog. 
Branntweinfabrifat-Auffhlag an Stelle des Maifchraum: und Material:Auf: 
ichlages dann zuzulafien, wenn in Brennereien die Brennvorrichtung mit einem 
bejonderen von der Staatsregierung genehmigten Apparate zum Mejien des 
Spiritus nach Vorjchrift der jog. Aufjchlagsverwaltung verfehen ift.’) (Art. 6 
des Geſ.) Bielleicht gewinnen die Reſultate diefer Geſetzgebung nad) und 
nach Einfluß auf die Reichsgefeßgebung in Bezug auf Einführung der Fabrikat— 
fteuer oder fonjtiger Menderungen, ehe eine Krifis eintritt. 


Abſchnitt VI. 


Befondere Vorſchriften für die Verwaltung und Erhebung 
der übrigen Reichsfteuern. 


Außer den Zöllen und Verbrauchsiteuern, welche nur im Deutfehen Boll: 
gebiete erhoben werden, beftehen aud) mehrere Neichsiteuern, deren Erhebung 
im ganzen Gebiete des Deutjchen Reiches jtattfindet, nämlich die Wechſel— 
ſtempel-, die Spielfartenftempel=-Steuer und die Reichsſtempel— 
Abgabe. 





) 8 68 des Gejepes v. 1868. 

*) $ 68 des Gejehes v. 1868, 

3) Siehe das Nähere in dem Abſchnitt VII. Organifation der Zoll- u. Steuerverwaltung. 

*) 8 69 des Gejepes v. 1868. 

) ©. hierüber u. a. dv. Salviati zur fFabrifatiteuerfrage. Berlin 1860. Janke, die 
Einfühlung der Fabrikatſteuer sc. Breslau 1863 und Janke, die direfte Beiteuerung des 
Spiritus. Berlin 1861. 

%) Bayer. Gelege und Verordnungsblatt 1880 ©. 37. 

?) Hiezu wurde der fog. Siemens’iche Apparat zugelafien. 
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1. Die Wedjelitempelitener. 

Das Geſetz über die Wechjelftenpelitener von 10. Juni 1869 war 
urjprünglich nur für den Norddeutichen Bund gegeben worden, wurde aber 
mit 1. San. 1871 in Württemberg,!) Baden und Helen ſüdlich des Mains,?) 
Hohenzollern,) am 1. Juli 1871 in Bayern‘) und am 15. Auguſt 1871 in 
Eljaß-Lothringen?) nachträglich eingeführt. 

Das im Bundesgefegblatt von 1869 (S. 193) abgedrudte Geſetz vom 
10. Juni 1869 wurde dur ein Geſetz vom 4. Juni 1879 abgeändert und 
zwar bezüglich der Beitimmungen in $ 2 und 3 wegen der Einführung der 
Marfrehnung im Deutjchen Reiche.®) 

Ebenjo erlitt die Bekanntmachung zur Ausführung des Gejeßes vom 
10. Juni 1869, welche am 12. Dez. 1869 erlajjen worden war,?) mehrere 
jehr wefentliche Menderungen. Die erſte Aenderung erfolgte durch die Be— 
fanntmachung vom 23. Juni 1871, welche die ältere Bekanntmachung erjeßte.°) 
Durch eine jpätere Bekanntmachung vom 11. Juli 1873°) wurde jodann Die 
Bekanntmachung von 1871 bezüglich der Art und Weiſe der Verwendung der 
Stempelmarfen ($ 13 Nr. 2 des Gef.) mwejentlich abgeändert. Lebtere wurde 
aber jchon wieder 1881 durd eine Bekanntmachung des Neichsfanzlers vom 
16. Zuli 1881 gemildert.!%) Außerdem wurde am 13. Dezember 1874 eine 
Bekanntmachung wegen der Ausgabe der auf Mark lautenden Wechjelitempels 
marfen!!) und am 12, Nov. 1879'2) eine die Berechnung der Wechjelitempele 
abgabe von den im außerdeutfchen Währungen ausgedrücdten Wechſelſummen 
erlafjen,'?) welche wieder durch eine Bekanntmachung des Neichsfanzlers vom 
1. Februar 1882 abgeändert wurde.“) 

Das Neichsgefeg über die Wechfelftempelftener nebjt den hiezu von reichswegen 
erlaffenen Ausführungsbeftimmungen lautet hienach zur Zeit folgendermaßen. "?) 


Reichs-Geſeh betreffend die Wechſelſtempelſteuer 
vom 10, Juni 1869 nebjt den Ausführungsbeftimmungen und den Aenderungen bis zum 
Sabre 1885. 


$ 1. Gezogene und eigene Wechjel unterliegen im Gebiete des Deutjchen 
Neichs einer nach Vorfchrift diefes Gefeges zu erhebenden, zur Reichskaſſe 
fließenden Abgabe. 

Bundesgeſetzbl. 1870 ©. 654, 657 u. a. 1871 ©. 63. 

2 Wundesgejepbl. 1870 ©, 627, 650, v. 1871 ©. 63. 

’) Bundesgejeßbl. 1870 ©. 606. 

) Bundesgejegbl. 1871 ©. 88. 

°) Sejepbl. f. Eſſaß-Lothringen 1871 ©. 175. 

©) Neichögefegbl. 1879 ©. 151. 

?, Bundesgejepbl. 1869 ©. 691. 

*) Reichsgeſetzbl. 1871 ©. 267. 

?) Neichögejepbl. 1873 ©. 295. 

‚0, Reichsgeſetzbl. 1881 ©. 245. 

) Reichsgeſetzbl. 1874 ©. 148. 

12) Bentralbl. des Reichs 1879 ©. 663. 

s) Die zu dem Gejepe dv. 10. Juni 1869 in den einzelnen Bundesſtaaten erlafjenen 
Ausführungsbejtimmungen insbejondere auch wegen des Verfahrens bei Uebertretungen hat 
Hoyer in feinem Kommentar vd. 1871 und Leydheder in jeinem Sammelwerfe über die 
Zölle und indirekten Steuern im Reichslande Eljah-Lothringen auf ©. 470 fi. ausführlich 
zuſammengeſtellt. 

19) Zentralbl. des Reiches 1852 ©. 26. 

5, S. a. hierüber in Hirth's „Annalen“ v. 1869 ©. 63, 1011; 1871 ©. 377; 1876 
©. 81 u. Laband in Hirth’s „Annalen“ v. 1873 ©. 467 und 497, 
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Bon der Stempelabgabe befreit bleiben: 

1. die vom Auslande auf das Ausland gezogenen, nur im Auslande 
zahlbaren Wechiel ; 

2. die vom Inlande auf das Ausland gezogenen, nur im Auslande und 
zwar auf Sicht oder ſpäteſtens innerhalb zehn Tagen nach dem Tage 
der Ausstellung zahlbaren Wechſel, ſofern ſie vom Ausſteller direkt 
in das Ausland remittirt werden. !) 

$ 2. Die Stempelabgabe beträgt: 

von einer Summe von 200 M und weniger 0,10 M. 
5 " „ über 200 „ bis 400 # 0,20 2 
" " " " 400 " " 600 " 0,30 " 
" " " " 600 " " 800 " 0, 40 " 
80 1000 „ 0, 50 
und von jedem ferneren 1000 A der Summa 0,50 Ne. mehr, dergeftalt, daß 
jedes angefangene Taufend für voll gerechnet wirb 

$ 3. Die zum Zwecke der Berechnung der Abgabe vorzunehmende Um— 

rechnung der in einer andern als der Neichswährung ausgedrüdten Summen 
erfolgt, joweit der Bundesrath nicht für gewiſſe Währungen allgemein zum 
Grunde zu legende Mittelwerthe feitfegt und befannt macht, — Maßgabe 
des laufenden Kurſes.?) 


Ausführungs-Beftimmung zu $ 8. 

Behufs Umrechnung der in einer anderen als der Reichswährung ausgedrüdten 

Summen zum Zwede der Berechnung der Wechjeljtempeliteuer bezw. der Reichsſtempelabgabe 

von ausländiihen Aktien, Renten- und Schuldverichreibungen werden für die nachſtehend 

bezeichneten Währungen die dabei bemerkten, allgemein zu Grunde zu legenden Mittelwerthe 
bis auf Weiteres feſtſetzt: 

1 jüddeuticher Gulden, jowie ein Gulden nichertänbtfeier —— Se 

1 


1 Mark Banko . . 0. ; 
1 öfterreichlicher Gulden (@iber oder Bapier) Dan a Vera MER 
1 Bund Sterling Se an EL 
1 Frank, Lira, finnifche wart, wanijche Veſeia Gold . .. 0,680 , 
1 ſpaniſcher Piaſter . . ten er A © 
100 fyantihe Slealen . . » > 2» =» 2 = 2 211,00, 
1 portugiefiiher Milreei.. 450, 
K TRIEBE Piaſte..618 
1 rumuniſcher Piaſteerr....ö080, 
rfe ee ee 
1 polniſcher Guldennnnn. 088, 
1 ruffifher Silberrubel - - > > 2 2 0 m en nn nn. 225 „ 
1 ruffiicher Goldrubel . ee Are a 
100 ſchwediſche, — oder bänifce Kronen er} 3 06 
: däniicher Riksdaler . re Bee TR 
1 ſchwediſcher Milabaler . - - > 2 2 2 0 0 nenne. 1125, 
1 Spezies Risbchr . - == sa 450 
1 amerifanijher Dollar . . . 4,25°) , 


541 Für die Entrichtung der Abgabe find der Reichstaſſe ſämmtliche 
Perſonen, welche an dem Umlaufe des Wechfels im Bundesgebiete Theil 
genommen haben, ſolidariſch verhaftet. 





S. Bundesgeſetzbl. 1869 ©. 193. 

S. Reichsgeſetz v. 4. Juni 1879. Reichsgeſetzbl. 1879 S. 151. 
2 5 Er des Reichs don 1882 ©. 26. Belanntmahung des Reichskanzlers 
om 188 

*) Die $$ 4—29 des Geſetzes v. 10. Juni 1869 find nicht geändert worden, ſ. Bunbdes- 
geiepbl. dv. 1869 S. 194—199. 
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8 5. Als Theilnehmer an dem Umlaufe eines Wechſels wird Hinfichtlich 
der Steuerpflichtigkeit angejehen: Der Ausfteller, jeder Unterzeichner oder Mit: 
unterzeichner eines Acceptes, eines Indoſſaments oder einer anderen Wechjel- 
erflärung, und Feder, der für eigene oder fremde Nechnung den Wechjel 
erwirbt, veräußert, verpfändet oder als Sicherheit annimmt, zur Zahlung 
präfentirt, Zahlung darauf empfängt oder leitet, oder Mangels Zahlung Pro— 
teft erheben läßt, ohne Unterjchied, ob der Name oder die Firma auf den 
Wechſel gejegt wird oder nicht. 

$ 6. Die Entrichtung der Stempelabgabe muß erfolgen, ehe ein inlän— 
difcher Wechjel von dem Aussteller, ein ausländifcher Wechjel von dem erjten 
inländischen Inhaber ($ 5) aus den Händen gegeben wird. 


8 7. Dem Ausfteller eines inländiichen Wechjeld und dem erjten inlän= 
difchen Inhaber eines ausländischen Wechjels iſt geitattet, den mit einem ins 
ländifchen Indofjament noch nicht verjehenen Wechjel vor Entrichtung der 
Stempelabgabe lediglich zum Zwecke der Annahme zu verjenden und zur Anz 
nahme zu präfentiren. Der Acceptaut eines umverjtenerten Wechſels iſt ver— 
pflichtet, vor der Rückgabe oder jeder anderweiten Aushändigung des Wechjels 
die Verfteuerung desjelben zu bewirken. 

Wird jedoch ein nicht zum Umlauf im Bundesgebiet beſtimmtes Exemplar 
eines, in mehreren Exemplaren ausgefertigten, Wechjels zur Einholung des 
Acceptes benußt, jo bleibt der Acceptant von der Verpflichtung zur Verſteuer— 
ung befreit, wenn die Nückjeite des acceptirten Exemplar vor der Rückgabe 
dergeftalt durchfreuzt wird, daß dadurch die weitere Benußung desfelben zum 
Indoſſiren ausgejchlofjen wird. 

8 8. Mird derfelbe Wechjel in mehreren, im Sonterte als Prima, Se- 
funda, Tertia u. ſ. w. bezeichneten Exemplaren ausgefertigt, Jo ift unter diefen 
dasjenige zu verjteuern, welches zum Umlaufe bejtimmt it. 


8 9. Außerdem unterliegt der Verſteuerung jedes Eremplar, auf welches 
eine Wechjelerflärung — mit Ausnahme des Acceptes und der Nothadrejjen 
— geſetzt ift, die nicht auf einem nach Vorſchrift dieſes Geſetzes verjteuerten 
Eremplare fich befindet. Die Verfteuerung muß erfolgen, ehe das betreffende 
Exemplar von dem Aussteller der, die Stempelpflichtigkeit begründenden, Wechjel« 
erflärung, oder, wenn leßtere im Auslande abgegeben ift, von dem erjten 
inländiichen Inhaber aus den Händen gegeben wird. 

Soll ein umverjtenertes Wechjelduplifat ohne Auslieferung eines ver— 
fteuerten Eremplars desjelben Wechſels bezahlt oder Mangels Zahlung protes 
jtirt werden, jo iſt die Beſteuerung desjelben zu bewirken, ehe die Zahlung 
oder Proteftaufnahme jtattfindet. 

Der Beweis des Vorhandenſeins eines verfteuerten Wechjelduplifats oder 
des Einwandes, daß die auf ein unverjteuertes Exemplar geſetzte Wechjel- 
erflärung auf einem verjteuerten Duplifate abgegeben jei, oder daß bei Bes 
zahlung eines unverjteuerten Duplifates auch ein verjtenertes Exemplar aus— 
geliefert fei, liegt Demjenigen ob, welcher wegen unterlafjener Berjtenerung 
eines Wechjeleremplars in Anjpruch genommen wird. 

$ 10. Die Beitimmungen im $ 9 finden gleichmäßig auf Wechjelab- 
Schriften Anwendung, welche mit einem Driginals$ndofjanente, oder mit einer 
anderen urjchriftlichen Wechjelerflärung verjehen find. Jede Solche Abjchrift 
wird Hinfichtlich der Beiteuerung einem Duplifate desjelben Wechjels gleich- 
geachtet. 
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$ 11. Iſt die in den SS 6 bis 10 vorgeichriebene Berfteuerung eines 
Wechſels, eines Wechjelduplifates oder einer Wechjelabjchrift —— ſo 
iſt der nächſte, und, ſo lange die Verſteuerung nicht bewirkt iſt, auch jeder 
fernere inländische Inhaber verpflichtet, den Wechſel zu verſteuern, ehe er den— 
jelben auf der Border: oder Rückſeite unterzeichnet, veräußert, verpfändet, zur 
Zahlung präjentirt, Zahlung darauf empfängt oder Teijtet, eine Quittung 
darauf jet, Mangels Zahlung Proteft erheben läßt oder den Wechiel aus 
den Händen gibt. Auf die von den Vordermännern verwirkten Strafen hat 
die Entrichtung der Abgabe durch einen fpäteren Inhaber keinen Einfluß. 
$ 12. Der Berwahrer eines zum Accepte verfandten unverſteuerten 
Bechieleremplars wird, wenn er dasjelbe gegen Vorlegung eines nicht ver: 
fteuerten Eremplars (oder einer wicht verjteuerten Kopie) desſelben Wechjels 
ausliefert, für die Stempelabgabe verhaftet und verfällt, wenn diefelbe nicht 
entrichtet wird, in die im $ 15 beftimmte Strafe. 
$ 13. Die Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe wird erfüllt: 
1. durch Ausstellung des Wechjels auf einem mit dem erforderlichen 
Neichsitenpel verjehenen Blanfet, oder 
2. durch Verwendung der erforderlichen Neichsitempelmarte auf dem 
Mechjel, wenn hierbei die von dem Bundesrathe erlaſſenen und be— 
fannt gemachten Vorjchriften über die Art und Weiſe der Verwendung 
beobachtet worden find. 


Ausführungsbeitimmung zu $ 18. 


In Bezug auf die Urt der Verwendung der RER TUN 
Wechſeln und den dem Wechfeljtempel unterworfenen Anweijungen u. j. w. ($ 24 des Ge 
ſetzes dom 10. Juni 1869) find nachfolgende Vorjchriiten zu beobachten: 

1. Die den erforderliden Steuerbetrag darftellenden Marten find auf der Rückſeite 
der Urkunde und zwar, wenn die Nücdjeite noch unbejchrieben ift, unmittelbar 
an einem Rande derjelben, andernfall® unmittelbar unter dem legten Bermerfe 
(Indoifament u. j. w.) auf einer mit Buchſtaben oder Ziffern nicht bejchriebenen 
oder bedrudten Stelle aufzufleben. 

Das erite inländische Indoſſament, welches nach der Kaflirung der Stempel: 
marfe auf die Rüdjeite des Wechſels gejept wird, beziehungsweije der erjte jonftige 
inländifche Vermerk iſt unterhalb der Marke niederzujchreiben, widrigenfalls die 
legtere dem Niederjchreiber diejes Indoſſaments, beziehungsweile Vermerks und 
deſſen Nachmännern gegenüber als nicht verwendet gilt. Es dürfen jedoch die 
Bermerfe „ohne Brotelt?, „ohne Koſten“ neben der Marke niedergeichrieben werden. 

Dem inländiihen Inhaber, weldher aus Berjehen jein Indoſſament auf den 
Vechjel gejegt hat, bevor er die Marke aufgellebt hatte, ijt geitattet, vor der 
Weitergabe des Wechſels unter Durdjitreihung diejes Indofjaments die Marke 
unter dem leßteren aufzufleben. 

2. In jeder der einzelnen der aufgeflebten Marken muß das Datum der Verwendung 
der Marte auf dem Wechjel, und zwar der Tag und das Jahr mit arabiichen 
Ziffern, der Monat mit Buchitaben mittels deutliher Schriftzeihen, ohne jede 
Raſur, Durdjtreihung oder Ueberjchrift, an der dur den VBordrud bezeichneten 
Stelle no. werden. Allgemein übliche und verjtändliche Abkürzungen 
der Monatöbegzeihnung mit Buchſtaben find zuläſſig. (z. B. 7. Sept. 1881, 
8. DOftbr. 1882.) 

3, Bei Ausjtellung des Wechſels auf einem gejtempelten Blanket fann der an dem 
vollen gejeglichen Betrage der Steuer etwa noch fehlende Theil durch vorſchrifts— 
mäßig zu verwendende Stempelmarten ergänzt werden. 

Stempelmarkten, welche nicht in der vorgeichriebenen Weiſe verwendet worden find, 

werden als nicht verwendet angejehen ($ 14 des Gejeges).') 





N) Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 16. Juli 1881, Reichsgeſetzbl. 1881 ©. 246. 


— — 
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$ 14 des Wechſelſtempelgeſetzes. Stempelmarfen, welche nicht in der 
vorgejchriebenen Weife vertwendet worden find, werden als nicht verwendet 
angejehen. 

$ 15. Die Nichterfüllung der Verpflichtung zur Entrichtung der Stempel: 
abgabe wird mit einer Geldbuße bejtraft, welche dem fünfzigfachen Betrage der 
binterzogenen Abgabe gleichtommt. 

Diefe Strafe ift befonder8 und ganz zu entrichten von Jedem, welcher 
der nach den 88 4—12 ihm obliegenden Verpflichtung zur Entrichtung der 
Stempelabgabe nicht rechtzeitig genügt hat, ingleichen von inländischen Maflern 
und Unterhändlern, welche wiljentlich unverjteuerte Wechjel verhandelt haben. 

Die Verwandlung einer Geldbuße, zu deren Zahlung der Berpflichtete 
unvermögend ift, in eine Freiheitsſtrafe findet nicht jtatt. Auch darf zur 
Beitreibung von Geldbußen ohne Zuftimmung des Berurtheilten, injofern 
diefer ein Inländer ift, fein Grundſtück jubhaftirt werden. 

$ 16. Der Acceptant eines gezogenen und der Ausjteller eines trodenen 
Mechjels fünnen daraus, daß der Wechjel zur Zeit der Annahme-Erflärung, 
beziehungsweife der Aushändigung, mangelhaft gewejen ſei, feinen Einwand 
gegen die gejeglichen Folgen der Nichtverjtenerung desjelben entnehmen. 

$ 17. Wechjelftempel-Hinterziehungen ($ 15) verjähren in fünf Jahren, 
bon dem Tage der Ausftellung des Wechjels an gerechnet. Die Verjährung 
wird durch jede auf Verfolgung der Hinterziehung gegen den Angejchuldigten 
gerichtliche amtliche Handlung unterbrochen. 

$ 18. In Betreff der Feſtſtellung, Unterfuchung und Enticheidung der 
Wechjelitempel:Hinterziehung und der Vollſtreckung der Strafe, ſowie in Be: 
treff der Strafmilderung und des Erlafjes der Strafe im Gnadenwege fommen 
die Vorjchriften zur Anwendung, nach welchen fich das Verfahren wegen 
Vergehen gegen die Zollgefege — in den von der gemeinschaftlichen Zollgrenze 
ausgejchlofienen Bezirken aber das Berfahren wegen Vergehen gegen Die 
Stempelgejege — bejtimmt. 

Die im $ 15 vorgejchriebenen Geldbußen fallen dem Fiskus desjenigen 
Staates zu, von dejjen Behörden die Strafentjcheidung erlaſſen ift. 

$ 19. Jede von einer nach $ 18 zuftändigen Behörde wegen Wechſel— 
ftempel-Hinterziehung einzuleitende Unterfuchung und zu erlajjende Strafent: 
Scheidung kann auch auf diejenigen Inhaber des Wechjels, welche anderen Bundes: 
jtaaten angehören, ausgedehnt werden. Die Strafvollitrekung iſt nöthigenfalls 
durch Requiſition der zuftändigen Behörden und Beamten des Staates zu 
bewirken, in deſſen Gebiete die Bollftrekungsmaßregel zur Ausführung 
fommen joll. 

Die Behörden und Beamten der Bundesstaaten jollen ſich gegenjeitig 
thätig und ohne Verzug den verlangten Beiltand in allen gejeglichen Maß- 
regeln leiten, welche zur Entdefung oder Beitrafung von Wechjeljtempel- 
Hinterziehungen dienlich find. 

$ 20. Die in den einzelnen Staaten des Bundes mit der Beauffichtigung 
des Stempelweſens beauftragten Behörden und Beamten!) haben die ihnen 
obliegenden Verpflichtungen mit gleichen Befugniſſen, wie fie ihnen binfichtlich 
der nach den Landesgejfegen zu entrichtenden Stempelabgaben zujtehen, auch 
hinfichtlich der Neichsjtempelabgabe wahrzunehmen. 





) In Bayern die Nentämter und Fiskalate der Kreisregierungen, in den andern Län— 
bern die Zolle und Steuerbehörden. 


2 2 
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$ 21. Außer den Steuerbehörden haben alle diejenigen Staats- oder 
Kommunalbehörden und Beamten, denen eine richterliche oder Polizeigewalt 
anvertraut ift, jowie die Notare und andere Beamte, welche Wechjelprotejte 
ansfertigen, die Verpflichtung, die Beſteuerung der bei ihnen vorkommenden 
Behiel und Anmweilungen von Amtswegen zu prüfen und die zu ihrer 
Kenntniß kommenden Zumiderhandlungen gegen diefes Geſetz bei der nach $ 18 
zuftändigen Behörde zur Anzeige zu bringen. Notare, Gerichtsperfonen und 
andere Beamte, welche Wechjelprotefte ausfertigen, find verbunden, ſowohl in 
dem Protejte, ala in dem über die Proteftatipn etwa aufzunehmenden Proto- 
folle ausdrüdlich zu bemerfen, mit welchem Stempel die proteftirte Urkunde 
verjeben, oder daß fie mit einem Reichsſtempel nicht verjehen ift. 

$ 22. Der Kaifer ift ermächtigt, wegen der Anfertigung und des Debitz 

der Reichsjtempelmarfen') und gejtempelten Blanfets, ſowie wegen der Be: 
dingungen, unter twelchen für verdorbene Stempelmarfen und Blankets Erjtattung 
zuläffig ift, die erforderlichen Anordnungen zu erlafjen. 

$ 23.?) Statt dejien 1. $ 275 des Neichsitrafgejeßbuche. 

Mit Gefängniß nicht unter drei Monaten wird beftraft, wer 

1. wiſſentlich von falfchem oder gefälfchtem Stempelpapier, von faljchen 
oder gefäljchten Stempelmarfen, Stempelblanfeten, Stempelabdrüden, 
Poſt- oder Telegraphen-Freimarken oder gejtempelten Brieffouverts 
Gebraudy macht, 

2. unechtes Stempelpapier, unechte Stempelmarfen, Stempelblanfete oder 
Stempelabdrüde für Spielfarten, Päſſe, oder jonjtige Drudjachen oder 
Schriftſtücke, ingleichen wer unechte Poſt- oder Telegraphen-Freimarken 
oder gejtempelte Brieffouverts in der Abjicht anfertigt, fie als echt zu 
periwenden, oder 

3. echtes Stempelpapier, echte Stempelmarfen, Stempelblanfete, Stempel- 
abdrüde, Bolt: oder Telegraphen-Freimarken oder gejtempelte Brief: 
fouvert3 in der Abficht verfälfcht, fie zu einem höheren Werthe zu 
verwenden. 

2. $ 276 des Neichsftrafgefegbuches. 

Wer wiljentlich jchon einmal zu jtempelpflichtigen Urkunden, Schrift: 
jtüden und Formularen vermwendetes Stempelpapier oder jchon ein= 
mal verwendete Stempelmarfen oder Stempelblanfete, ingleichen 
Stempelabdrüde, welche zum Zeichen ftattgehabter Berjteuerung gedient 
haben, zu jtempelpflichtigen Schriftjtüden verwendet, wird, außer Der 
Strafe, welche durch die Entziehung der Stempeljteuer begründet ift, 
mit Geldjtrafe bis zu jechshundert Mark beitraft. 

3. 8 364 des Neichsftrafgefeßbuches. 

Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Mark wird bejtraft, wer 
tijjentlich jchon einmal verwendetes Stempelpapier nach gänzlicher 
oder theilweijer Entfernung der darauf gejegten Schriftzeichen oder 
Schon einmal verwendete Stempelmarfen, Stempelblanfete oder aus: 
gejchnittene oder ſonſt abgetrennte Stempelabdrüde der im $ 276 
bezeichneten Art veräußert oder feilhält. 


—— 


!) Der Verlauf wird von den Pojtanftalten bejorgt. 

?) Diejer Baragraph des Gejeged vom 10. Juni 1869 ift durch den $ 2 des Einführ- 
ungägefeges zum Strafgejepbude vom 31. Mai 1870 (Bundesgejepblatt 1870 ©. 195) auf- 
gehoben und treten an Stelle desjelben die 88 275. 276 und 364 des Reichsſtrafgeſetzbuches 
don 1876. (Reichögejegbl. v. 1876 S. 92 ff.) 
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8 24 des Wechſelſtempelgeſetzes. Die Vorjchriften diefes Geſetzes kommen 
gleichmäßig zur Anwendung auf die an Ordre lautenden Zahlungsverjprechen 
(Billets à Ordre) und die von Kaufleuten oder auf Kaufleute ausgejtellten 
Anweifungen (Aifignationen) jeder Art auf Geldauszahlungen, Affreditive und 
Zahlungsaufträge, gegen deren Vorzeigung oder Auslieferung die Zahlung 
geleijtet werden joll, ohne Unterjchied, ob diefelben in Form von Briefen oder 
in anderer Form ausgejtellt werden. 

Befreit von der Stempelabgabe find: 

1. Die ftatt der Baarzahlung dienenden, auf Sicht zahlbaren Plab- 
anmweifungen und Checks {d. i. Anweifungen auf das Guthaben des 
Aussteller bei dem die Zahlungen desjelben bejorgenden Banfhaufe 
oder Geldinftitute), wenn fie ohne Accept bleiben; andernfall® muß die 
Berftenerung erfolgen, ehe der Acceptant die Platzanweiſung oder den 
Chef aus den Händen gibt. 

In welchen Fällen auch Anweifungen, die an einem Nachbarorte 
des Ausjtellungsortes zahlbar find, den Platzanweiſungen gleichgeachtet 
werden jollen, bejtimmt der Bundesrat nah Maßgabe der örtlichen 
Berbälinife. ; 

2. Afkreditive, durch welche Tediglich einer bejtimmten Perſon ein nur 
im Marimalbetrage begrenzter oder unbejchränfter, nach Belieben zu 
benußgender Kredit zur Verfügung gejtellt wird; 

3. Banfnoten und andere auf den Juhaber lautende, auf Sicht zahlbare 
Anweiſungen, welche der Ausjteller auf fich ſelbſt ausſtellt. 


Ausführungs-Beſtimmung zu $ 24.) Nr. 1. 


Die nachſtehend je unter einer Nummer aufgeführten Pläße werden injofern als ein 
Platz betrachtet, daß die an dem einen ausgejtellten und an dem anderen zahlbaren An— 
weilungen in Bezug auf die Wechielitempelabgabe als Platzanweiſungen zu betrachten find: 
. Hamburg und Altona, 

. Magdeburg, Sudenburg, Budau und Neujtadt, 
. Elberfeld und Barmen, 
. Machen und Burtjcheid, 
. Sranffurt a. M. und Bockenheim, 
. Saarbrüden und St. Johanı, 
. Ernittbal und Hohenſtein, 
. Annaberg und Buchholz, 
Bremerbhafen und Geeiteminde, 
10. Stuttgart und Nannjtadt, 
11. Ulm und Neu = Ulm, 
12. Mannheim und Ludwigshafen, 
13. Regensburg und Stadtambof, 
14, Nürnberg und Fürth, 
15. Mainz und Kaftel. 

Nach den Bundesrathäbeichlüfien vom 14. und 19. Juni 1871°) gelten auch Aſchaffen— 
burg und Damm, Ottenjen und Neuminfter mit Homburg und Altona, Mainz und Kaitel, 
Mainz und Zahlbach, Darmitadt und Beſſungen jelbjtverjtändlich je als ein Plap. 


S 25 des Wechfelitempelgefeges. Die in den Staaten des Norddeutichen 
Bundes beitehenden Stempelabgaben von Wechleln, Anweifungen und diefen 
gleichgeitellten Papieren (5 24) werden aufgehoben. Much von den auf 
Wechſel oder Anweifungen und diejen gleichgejtellte Papiere geſetzten Indoſſa— 
menten, Giros und anderen Wechjelerflärungen, Quittungen und jonftigen auf 
) Belanntmahung d. 23. Juni 1871. (Reichsgejegbl. 1871 ©. 269.) 

2) 8 328 u. 362 des Bundesrathsprot. v. 1871, 
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die Leiſtungen aus dem Wechſel bezüglichen Vermerken dürfen landesgeſetzliche 
Stempelabgaben nicht weiter erhoben werden. 

Ss 26. Subjektive Befreiungen von der Reichsſtempelabgabe finden 
nicht jtatt. 

Für die Aufhebung der in den einzelnen Staaten des Bundes bejtehenden 
jubjeftiven Befreiungen von der Wechjelftempeljteuer, welche auf läjtigen 
Privatrechtstiteln beruhen, wird, joweit dieſelben nach den Landesgejeßen 
nicht ohne Entjhädigung aufgehoben werden fünnen, aus der Reichskaſſe Ent: 
Ihädigung geleijtet. Sind in den der Befreiung zum runde liegenden Ber: 
trägen, Spezialprivilegien und jonjtigen Nechtstiteln Bejtimmungen über die 
Art und Höhe der Entjchädigung enthalten, jo behält es dabei jein Bewenden. 

Anderenfalls wird bis zum Erlöfchen der Befreiung dem Berechtigten der 
Stempelbetrag, welchen er nach Borjchrift dieſes Geſetzes entrichtet hat, auf 
Grund periodiicher Nachweifung aus der Reichskaſſe eritattet. Die Aufjtellung 
und Prüfung der periodiichen Nachweifungen erfolgt nach den von dem Bundes— 
rathe hierüber zu erlafjenden näheren Anordnungen. 

Für Stempelbeträge, deren Erjtattung der Bercchtigte von anderen Theil— 
nehmern am Umlaufe des Wechjeld oder von feinen Kommittenten zu fordern 
hat, wird in feinem Falle aus der Reichskaſſe Entjchädigung gewährt. 


Erläuterung zu $ 26.') 


Diejenigen, welche in Bayern von der Wechjeljtempelftener auf Grund läftiger Privats 
rechtätitel befreit und nad) a der Beitimmungen im $ 26 des Gejeges Eritattung der 
von ihnen fortan entrichteten Wechjelitempelbeträge aus der Bundesfalle in Anjpruch zu 
nehmen berechtigt find, haben zuerjt bi8 zum 15. Oktober d. J. und ferner für jedes Viertel: 
jahr bis zur Mitte des darauffolgenden Monats eine Nachweiſung der in den verfloffenen 
drei Monaten von ihnen entrichteten Wechjelitempelbeträge, deren Erjtattung acht wird, 
dem Reichstanzleramte einzureihen. Die Nachweiſung muß ein fpezielles Verzeichniß der zu 
eritattenden Abgabenbeträge, eine genaue Bezeichnung der Wechjel, wofür diejelben entrichtet 
find, und die Angabe der Eigenjchaft, in welcher der Antragiteller an dem Umlaufe derjelben 
im Bundesgebiete Theil genommen hat, ſowie die Verfiherung enthalten, daß der Antrag: 
iteller die Erjtattung des Stempelbetrages von anderen Theilnehmern am Umlaufe des 
Wechſels oder von Kommittenten nicht zu fordern babe. 

E3 wird vorbehalten, nad) Bewandtnig der Umftände andere Friſten zur Vorlegung 
der periodischeit Nachweiſungen zu bejtimmen. 

Der Antragiteller bleibt verpflichtet, jede weitere zur Prüfung und Nuftifizirung der 
in die Nacdyweijung aufgenommenen Beträge erforderliche Auskunft dem Bundesrathe oder 
den von demjelben beauftragten Behörden oder Beamten zu ertbeilen. 

Bei Einreichung der eriten Nachweiſung ift zugleich der Anfprucd auf Entihädigung 
ſelbſt durch Angabe des läjtigen Privatrechtstitels, worauf die bisherige ſubjektive Befreiung 
von der Wechjelitempelitener beruht, unter VBorlegung der Beweismittel zu begründen. 


$ 27. Jedem Bundesjtaate wird von der jährlichen Einnahme für die 
in jeinem Gebiete debitirten Wechjelitempelmarfen und gejtempelten Blanfets 
bis zum Schluife des Jahres 1871 der Betrag von 36 Prozent, bis zum 
Schlufje des Jahres 1873 der Betrag von 24 Prozent, bis zum Schlufje des 
Jahres 1875 der Betrag von 12 Prozent und von da ab dauernd der Be: 
trag von 2 Prozent aus der Neichsfajje gewährt. 

$ 28. Die zur Ausführung diefes Gejeges nöthigen Beſtimmungen wer: 
den vom Bundesrathe getroffen.) 

$ 29. Dies Gejeß tritt mit dem 1. Januar 1870 in Kraft. Inn Betreff 
aller vor dieſem Tage ausgejtellten inländischen oder von dem erjten inläns 


') Belanntmahung dv. 23. Juni 1871 GReichsgeſetzbl. 1871 ©. 269). 
”) Siehe die Erwähnung derjelben in der Einleitung. 
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diichen Inhaber aus den Händen gegebenen ausländifchen Wechjel kommen 
noch die bisherigen Tandesgejeglihen Vorjchriften zur Anwendung. 


2. Spielfartenftempel. 


Nach den früheren Zollvereinsverträgen (vom 22. März 1833’) Art. 7, 
9 20.) waren Spielkarten von dem freien Verkehre unter den Vereinsſtaaten 
ausgefchloffen. Im Schlußprotofoll Nr. 5 zum Vertrage vom 4. April 1853?) 
wurde den Staaten, in welchen Verbote und Beſchränkungen nicht beitanden, 
freigeftellt, jolche zu erlaflen. Der Vertrag vom 16. Mai 1865°) hält Diele 
Verbote und Beichränkungen in Art. 7 und 9 aufredht. In dem Bertrage 
vom 8. Juli 1867°) wurde das Verbot oder der Ausschluß vom freien Ver: 
fehre weggelaſſen und im Schlußprotofolle Hiezu unter Nr. 3 bejtimmt, daß 
der Wegfall des Verbote die Erhebung einer Stempelabgabe von den aus 
anderen Vereinsitaaten oder dem Vereinsauslande eingehenden Spielkarten 
ſeitens der Regierungen nicht ausſchließe, und daß bei dem Uebergange in 
Staaten, in denen folche bejtehen, die Uebergangsſcheinkontrole ftattfinde. In 
Preußen war die Spielfartenfabrifation längere Zeit Monopol, welches erjt 
durch eine Verordnung vom 16. Juni 1838°) aufgehoben, dagegen aber eine 
Kontrole der Fabriken und eine Stempelabgabe eingeführt wurde. Auf den 
nämlichen Grundjägen beruhte das Preußische Gefeß vom 23. Dezbr. 1867.°) 
Aber aud in allen übrigen Vereinsſtaaten Deutjchlands beftand eine Spiel: 
fartenjtempelabgabe, mit Ausnahme des im Jahre 1870 einverleibten Reiche: 
landes Elſaß-Lothringen. 

Am 4. Juni 1877 hatte nun Preußen beim Bundesrathe den Antrag 
auf Berufung einer Kommiſſion von Sacverjtändigen der Bundesjtaaten ges 
jtellt, um die Frage wegen Einführung einer Neichsftempel- und Erbſchafts— 
jteuer an Stelle der gleichartigen Abgaben der Bundesſtaaten zu erörtern.”) 
Nachdem am 25. Juni 1877 der Bundesrat einen entiprechenden Beichluß 
gefaßt hatte,?) trat die Kommilfion fofort zufammen und erjtattete am 4. Oft. 
1877 ausführlich Bericht.) Die Bundesrathsausſchüſſe bearbeiteten hienach 
einen Geſetzentwurf betreffend die Erhebung von Neichsjtempelabgaben und 
einen zweiten betreffend den Spielfartenjtempel und legten ihn am 1. Dezbr. 
1877 dem Bundesrathe zur Beſchlußfaſſung vor.) Am 2. Februar 1878 
wurde den beiden Gejegentwiürfen mit einigen Menderungen die Zuftimmung 
des Bundesrathes ertheilt!) und erfolgte deren Vorlage an den Neichstag- 
Nachdem bei diefem nur das Geſetz betreffend den Spielfartenjtempel die Ge: 
nehmigung erhalten hatte, wurde dasſelbe am 3. Juli 1378 publizirt und 
trat am 1. Januar 1879 in Kraft.“) 





1) Bd. I der Verträge ©. 3. 
2) Bd. IV a. a. O. ©. 39. 

9) Bd. V a. a. O. S. 48. 

BB. V a. a. O. ©. 104. 

ö) eb: Geſetzſammlung von 1838 ©. 370, 
9) A. a. O. 16568 ©. 19 u. 21. 

N) Nr. 91 der Bundesrathädrudjachen v. 1877. 
°) & 328 des Brot. 1877. 

9) Nr. 98 der Bundesrathsdrudjachen v. 1877. 
1) Mr. 117 der Bundesrathsdruckſachen v. 1877. 
m 8 82 des Prot. v. 1878, 

"2, Reichsgeſetzbl. 1878 ©. 133 ff. 
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Mit diefem Tage war der Verkehr mit Spielfarten im ganzen Reichs: 
gebiete frei und durften Landesſtempelabgaben von denfelben nicht mehr 
erhoben werden. 

Die Abgabe jelbit beträgt für jedes Kartenſpiel von 36 oder weniger 
Blättern 30 4, für jedes andere Spiel 50 4. 

Das Geſetz enthält Beltimmungen über die Ein: und Ausfuhr der Spiel: 
farten, über die Errichtung und Kontrole der Spielfartenfabriten, über die 
Bezahlung des Stempels durch diejelben, über die Kontrole des Handels mit 
Spielfarten, über die Beitrafung von Kontraventionen und Haftung des Ge: 
werbetreibenden für Diener und Gebilfen, über das Strafverfahren und Ber: 
jährung, über die Erhebung und Neichsfontrole, über den Antheil der Bundes: 
itaaten an den Einnahmen als Entjchädigung für die Erhebung der Abgabe, 
welcher auf 5 "/, mormirt ift, über die Erhebung der Nachjtener und über die 
Erhebungsart des Stempels in den Zollausſchüſſen. 

gut Ausführung des Geſetzes beichloß der Bundesrath folgende Borfchriften : 
. Eine Belanntmachung vom 6. Juli 1878") zu den einzelnen Para: 
grapben des Gejeges nebjt Beitimmungen über die Nachveritener: 
ung und einem Negulativ über die Kontrole und den Betrich 
der Spielfartenfabrifen. 

2. Eine Bekanntmachung vom 2. November 1878*) über die Form 
des SKartenitempels, die farben des Stempelabdruds, 
über das abzujtempelnde Kartenblatt und über die zu vernichtenden 
Ausjchußblätter; zugleich war ein Verzeichniß der zur Abjtempelung 
befugten Zolle und Steueritellen beigefügt.?) 

3. Eine Befanntmahung vom 11. November 1878*) bejtimmt, daß von 
dem in Süddeutjchland gebräuchlichen Gaigeljpiel jedes der in 
demſelben befindlichen beiden Herz-Aſſe mit dem 50 +: Stempel zu 
verjeben jet und die beiden Spiele von je 24 Starten, aus welchen 
das Gaigeljpiel zufammengefegt iſt, je für jich verpackt zur Abſtem— 
pelung vorzulegen jeien. 

4. Ferner iſt bejtimmt, daß Karten, welche nach dem Mufter der Yenor: 
mand'ſchen Wahrjagefarten Hergejtellt find, für jtempelpflichtig 
zu erachten find.?) 

5. Wurde angeordnet, daß die VBorfchrift in Abf. 4 Ziff. 6 der Beſtimm— 
ungen über die Nachverſteuerung der Spielkarten dahin zu 
erläutern jei, daß diejelbe nur für die Spielfartenhändler und In— 
haber öffentlicher Lokale gelte.“) 

6. Zu dem Regulative über den Betrieb der Spielkartenfabriken wurde 
der Zuſatz gemacht, daß die Spielkartenfabrikanten verpflichtet ſeien, 
dem zur Abſtempelung beſtimmten Kartenblatte ſowohl in der Zeich— 
nung als in der ſonſtigen Herſtellung diejenige Einrichtung zu geben, 
welche von der Steuerbehörde als für die Ausführung der Abſtem— 
pelung als erforderlich vorgeſchrieben merde.?) 


Zentralbl. des Reichs 1878 ©. 403. 
entralbl. des Reichs 1878 ©. 614. 
Aenderungen j. im Zentralbl. des Reichs 1879 ©. 339. 





Zentralbl. des Deutichen Reichs 1878 ©, 623. 
2; entralbl. des Reichs 1879 ©. 286, 
*, $ 557 des Prot. v. 1878, 


) 8 174 des ®rot. v. 1879. Bentralbl. des Reichs 1879 ©. 286. 
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11. 


12. 


13. 


14. 
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. Iſt angeordnet, daß die Herjtellung des Buntdrucks von Spielfarten- 


bogen in Drudereien außerhalb der Spielfartenfabrifen der Ge- 

nehmigung der in $ 1 Abf. 1 des Negulativs über den Betrieb der 

Spielfartenfabrifen bezeichneten Behörden bedürfe, welche nur zuver: 

läffigen Fabrifanten auf Widerruf und unter folgenden Bedingungen 

die Erlaubniß ertheilen fünnen:?) 

a) wenn der Spielfartenfabrifant die Bogen zum Buntdrude Liefert, 
fo finden die SS 4b umd ce des Negulativs finngemäße Anwend— 
ung, anderen Falles hat der Spielfartenfabrifant über Bezug und 
Borrath der Buntdrudboger nad) Vorſchrift der Steuerbehörde ein 
Kontobuch zu führen; 

b) der Spielfartenfabrifant iſt verpflichtet, den Buntdruck ausjchließ- 
lid) von dem der Stenerbehörde nad Namen und Wohnort zu 
bezeichnenden Steindruder fertigen zu laſſen und hat 

c) die Erklärung des Steindruders beizubringen, daß Derjelbe über 
die Herjtellung und Verſendung von Buntdrudbogen nad Ans 
weijung der Steuerbehörde Buch führen und der leßteren die Ein: 
fiht des Buches, der Beltände an Spielfarten= Drudbogen und 
der vorhandenen Formen und Platten jederzeit gewähren wolle. 


- Wurde beſtimmt, daß verſchiedene engliſche, von C. Goodall & Son 


in London gefertigte Kartenjpiele auf beitimmt bezeichneten Blättern 
abzuſtempeln feien,?) 


. daß ſog. Lenormand'ſche Wahrjagefarten und franzöfiiche 


jog. Kinderfpielfarten, welche fein Coeur-Aß, dagegen ein Pique— 
Aß enthalten, auf legterem abzujtempeln jeien,?) 

daß fog. Lenormand'ſche Wahrjagefarten auch ohne die Aſſe 
und nur mit fortlaufenden Nummern und ohne Kartenzeichen an den 
Figuren für ftempelpflichtig zu erachten jeien,*) 

daß alle jog. Wahrfagefarten, oder Karten ähnlicher Art, in 
welchen auch nur ein mit den üblichen Bildern oder Zeichen der 
gewöhnlichen franzöfiichen oder deutichen Karten verjehenes Karten— 
blatt enthalten fei, für jtempelpflichtig zu gelten haben,*) 

durch einen Bundesrathsbeſchluß vom 10. Januar 1881 iſt ausge⸗ 
ſprochen, daß loſe Spielkarten, ſowie ſolche, welche in ihrer 
vorliegenden äußerlichen Vereinigung nicht als Kartenſpiele anzu— 
ſehen ſind, bei der Einfuhr vom Auslande nicht in den freien Ver— 
kehr geſetzt werden dürfen,“) 

durch Bundesrathsbeſchluß vom 5. Juli 1882 wurde der Begriff 
von Spielkarten dahin feſtgeſtellt, daß es Karten ſeien, mit 
denen eines der gewöhnlichen Kartenſpiele geſpielt werden fönne, 2 
durch Bundesrathsbeichluß vom 8. November 1853 wurde beftimmt, daß 
die aus 48 Blättern bejtehenden jog. Widderfarten als doppelte Spiele 
anzufehen und mit je 30 Pf. Stempel für jede Hälfte zu belegen jeien.*) 


ı) $ 443 des Prot. dv. 1879. ————— des Reichs 1879 S. 516. 


) Zentralbl. des Reichs 1879 ©. 327. 
s A. a. D. 1879 ©. 489. 
e Bundesrathsbeihluß vom 30. Oft. 1879 $ 532, 
) Bundesrathsbeſchluß dv. 5. April 1880 (8 224 des Prot.). 


°, Zentralbl. des Reichs v. 1881 
’) Zentralbl. des Reichs v. 1882 


15. 
. 342. 


a —* 


9) a. a. O. 1833 ©. 333. 
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3. Die Reichsſtempelſteuern. 


Bereits im Jahre 1869 war dem Norddeutſchen Reichstage ein Geſetz— 
entwurf über die Befteuerung der Schlußjcheine, Schlußnoten, Rechnungen, 
Lombarddarlehen, ausländijchen Werthpapiere und Uebertragung inländifcher 
Aktien im Gebiete des Norddeutichen Bundes vorgelegt, aber von demjelben 
nicht angenommen worden. Sodann war von dem Deutjchen Reichstage zu 
dem Etat für das I. Quartal 1877 im Jahre 1876 ein Beichluß, betreffend 
eine ftatijtiiche Ueberficht über die Jahresbeträge der in den einzelnen Bundes- 
ftaaten zur Erhebung kommenden Stempeljtenern oder der Stempelftener gleich: 
zuachtenden Steuern gefaßt worden. Diejes veranlafte Preußen zu einem Antrag 
an den Bundesrath im Jahre 1877 auf Berufung einer Kommiffion zur 
Vorbereitung von Gefegentwürfen über eine für Nechnung der Reichskaſſe zu er— 
bebende Stempel» und Erbichaftsiteuer. Dieje Kommiſſion trat auch im Jahre 
1877 auf Grund eines Bundesrathsbejchluffes vom 25. Juni 1877 zufammen und 
eritattete noch in demfelben Jahre einen jehr intereffanten Bericht (Nr. 98 der 
Bundesrathsdrudjachen von 1877). Am 22. Januar 1878 bejichloß der 
Bundesrath einem Gejegentwurf betreffend den Spielfartenjtempel und am 
2. Februar 1878 einem Gejepentwurfe, betreffend die Neichsitempelabgaben 
zuzuftimmen. Aus verjchiedenen Gründen ruhte diefe Angelegenheit aber bis 
zum Jahre 1880, in welchem Jahre am 28. Februar eine neue etwas ver- 
änderte Vorlage erfolgte (Drudf. des Bundesraths Nr. 41), die jedoch jo viel 
Widerjpruch fand, daß fie, erft wiederholt vorgelegt, durch Bundesrathsbeſchluß 
vom 14. Februar 1881 zur Vorlage an den Neichstag gelangen fonnte. Man 
batte auf die urfprüngliche Jdee von Erbjchaftsjteuern und anderen Stempel- 
jtenern verzichtet und nur die Steuer auf die Emmiffion von Aktien und Ob: 
ligationen, dann auf den Börjenverfehr und Lotterieloofe feitgehalten, wodurch 
e3 möglich wurde, daß auch im Neichstage eine Majorität erreicht wurde. 
Das Geſetz vom 1. Juli 1881') über die Neichsjtempelabgaben wurde im 
Reichstage, nachdem derjelbe die Beftenerung der Chefs, Giroanweiſungen 
und Quittungen, ſowie die nad) dem Betrage fteigende Skala für Schluß: 
noten und Rechnungen abgelehnt hatte, mit großer Majorität angenommen 
und trat am 1. Dftober 1881 ins Leben. 

Wenn auch die I. und III. Abtheilung diefes Geſetzes betreffend Die Be— 
ſteuerung der Aktien, Nenten- und Schuldverjchreibungen, jowie der Lotterie 
looſe im Allgemeinen befriedigte, fo wurde von anderer Seite im NReichstage 
und in der Preſſe der Wunfch auf eine prozentuale Beiteuerung der Börjen- 
gejchäfte laut, der in einem Antrage des Abgeordneten v. Wedell in der 
ll. Seſſion 1882/83 zum Ausdrude fam, jedoch wegen Schluß der Seſſion 
nicht berathen wmwurde.?) 

Ein gleiches Schickſal hatte ein im der IV. Seſſion 1884 vorgelegter 
Gejegentiwurf der verbündeten NRegierungen,?) welcher eine prozentuale Be— 
fteuerung der Börfengefchäfte auf Grund von Steuerbüchern vorjchlug. 

In der I. Seffion de3 Neichstages von 1884/85 gingen aus der Initia— 
tive des Neichstages zwei Gejegentwürfe hervor (v. Wedell- Malchow und 

1) Reichsgeſetzblatt 1881 ©. 185; abgedrudt in Hirth's „Annalen“ v. 1881 ©. 768 
nebit den Ausführungsbeftimmungen; Ausführungsbeitimmung im Zentralbl. des Reichs 
1881 ©. 283; j. a. Gaupp's Kommentar zu diejem Geſetze, 2. Aufl. 1883. 

2) Drudi. des Reihstages Nr. 101. 

3, Drudi. des Reichstages Nr. 158. 
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Dr. Arnsperger und Genofjen), welche fich allerdings prinzipiell gegenüber 
ftanden, aus denen jedoch das in mamentlicher Abjtimmung mit 214 gegen 
41 Stimmen (Fortfchrittspartei und Sozialdemokraten) am 8. Mai 1885 
angenommene und am 29. Mai 1885 publizirte Gejeß, betreffend die Abänder- 
ung des Geſetzes wegen Erhebung der Neichsjtempelabgaben vom 1. Juli 1881 
hervorging.') 

Auf Grund einer in Artikel II diefes Geſetzes erhaltenen Ermächtigung 
wurde der Tert der beiden Geſetze von Seite der Neichsregierung zuſammen— 
gejtellt und als einheitliches Geje am 3. Juni 1885 vom Neichsfanzler unter 
der a, Geſetz betreffend die Erhebung von Reichsjtempelabgaben, 

ublizirt.” 

i E3 dürfte nunmehr dem Zwecke entfprechen, wenn nur diejes Geſetz erörtert 
wird und gelegentlich die Unterjchiede zwijchen ihm und dem Geſetz von 1881 
erwähnt werden. 

Abtheilung I bezw. die $$ 2—5 und der dazu gehörige Tarif Nr. 1—3 
find wörtlich” auß dem Gefege von 1881 übernommen und handeln von der 
Beftenerung der Aktien, Nenten und Schuldverjchreibungen. 
Ihre Beftenerung tft durchweg eine prozentuale und hat einzutreten, jobald 
Jemand Werthpapiere, welche in Nr. 1—3 des dem Gejete beigegebenen Tarifs 
bezeichnet find, ausgibt, veräußert, verpfändet, oder ein anderes Gejchäft unter 
Lebenden damit macht, oder Zahlung darauf leiſtet. ($ 3 Abj. 1.) 

Die Verpflihtung zur Entrichtung diefer Stempelabgabe wird erfüllt 
durch Zahlung des tarifmäßigen Abgabenbetrags an eine hiezu befugte Steuer- 
jtelle, welche die Bezahlung der Steuer entweder durch Aufdruck eines amt: 
lichen Stempel® oder durch Aufklebung der entjprechenden Stempelmarfen 
bekundet. ($ 2.)°) 

Perſönlich verpflichtet zur Steuerzahlung it Jeder, der als Kon— 
trahent oder in anderer Eigenfchaft an der Ausgabe, Veräußerung, Verpfänd— 
ung oder an dem jonjtigen Gejchäfte betheiligt iſt. Alle dieſe Perſonen haften 
folidarijch für die Entrichtung der Steuer ($ 3 Abſ. 2 und 3). 

Uebertretungen, welche durch Nicht-Bezahlung der Steuer oder Nicht: 
beachtung der Kontrolvorschriften des Bundesrathes zu Tarifnummer 2ce und 
3b begangen werden, find mit einer Geldftrafe zu ahnden, welche dem 25fachen 
Betrage der hinterzogenen Abgabe gleichfommt und mindejtens 20 Mark für 
jedes Werthpapier beträgt ($ 3 Abſ. 1). 

In 8 4 des Gejeges ift eine Vorjchrift für die fteneramtliche An- 
meldung der im Inlande zur Ausgabe kommenden inländischen, ſtempel— 
pflichtigen Werthpapiere vor der Zeichnung, jowie über die Ausgabe der 
vor dem 1. Oftober 1881 gezeichneten Werthpapiere enthalten, deren Leber: 
tretung mit einer Gelditrafe von 50—500 Mark geahndet werden joll. 
Nah 8 5 jollen die der Reichsſtempelſteuer unterworfenen Werthpapiere von 
den Zandesjtempelabgaben befreit fein, und ebenfo die Umſchreib— 
ungen jolcher Werthpapiere in den Büchern und Negiftern der Gejellichaften, 
oder Uebertretungsvermerfe auf den Werthpapieren felbit.*) 





i) Reichsgeſetzbl. 1885 S. 171; dasjelbe tritt nach Urt. II des Geſetzes vom 29. Mai 
1885 am 1. Oft. 1885 in Kraft; j. Neumann, Börjenfteuergejeß, Berlin 1885. 

% a. a. O. ©. 179 und die Ausführungsbejtimmungen hiezu v. 1885. Zentralbl. des 
Reichs 1885 ©. 41T. 

3), Siche Nr. 1—6 der Ausführungsbejtimmungen. 

*) Siehe Nr. 7 und 8 der Ausführungsbeftimmungen. 
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Nah Tarifnummer 1 find Gegenstand der Beitenerung mit 5 vom 
Zaufend inländifche und ausländijche Aktien und Aftienantheil- 
ſcheine, fowie Interimsjcheine über Einzahlungen auf diefe Werthpapiere, 
wenn fie im deutſchen Bundesgebiete ausgehändigt, veräußert, verpfändet oder 
wenn daſelbſt andere Gejchäfte unter Lebenden damit gemacht oder Zahlungen 
— geleiſtet werden. Die Abgabe iſt von jedem Stücke nur einmal zu 
erheben 

Befreiungen und Ausnahmen für die Uebergangszeit ſind im Tarif 
beſonders hervorgehoben. Bei Interimsſcheinen wird der Stempelbetrag nur 
für die wirklich einbezahlte Summe erhoben.) 

Unter Nr. 2 des Tarifs find mit 2 vom Tauſend als ſteuerpflichtig be— 
zeichnete inländische für den Handelsverfehr beftimmte Renten: und 
Schuldverjhreibungen (auch Partialobligationen), fofern fie nicht unter 
Nr. 3 des Tarifs fallen, und auch Interimsſcheine über Einzahlungen auf 
diefe Werthpapiere, ferner Renten: und Schuldverjchreibungen aus: 
ländiſcher Staaten, Korporationen, Aftiengejellichaften oder induftrieller 
Unternehmungen und jonftige für den Handeläverfehr bejtimmte Renten» und 
Schuldverjchreibungen, welche, wie unter Nr. 1 bejtimmt, innerhalb des Bundes- 
gebietes veräußert, verpfändet zc. werden, desgleichen unter derjelben Voraus— 
jegung Interimsjcheine diefer Werthpapiere bis auf den Betrag der Ein: 
zahlungen.?) 

Auch bier find die Befreiungen und Ausnahmen für die Ueber: 
gangszeit beim Eintritt der Giltigkeit des Geſetzes von 1881 im Tarif bejonders 
bervorgehoben.?) 

Eine bejondere Begünjtigung genießen nach Nr. 3 des Tarifs und werden 
nur mit 1 vom Tauſend bejteuert, inländijche, auf den Inhaber Tautende 
und auf Grumd ftaatlicher Genehmigung ausgegebene Renten und Schuldver: 
fchreibungen von Kommunalverbänden und Kommunen, der Kor: 
porationen ländlicher oder ftädtifcher Grundbeſitzer, der Grund— 
Kredit: ımd Hypothefenbanfen oder der Transportgejellichaften, 
jowie Interimsſcheine über Einzahlungen auf diefe Werthpapiere nad) 
den darauf gemachten Einzahlungen. 

Auch bier find die Befreiungen durch den Tarif bejonders bezeichnet.') 

Was nun den durch das Gejeg von 1885 neu gefchaffenen Abjchnitt II 
über die börjenmäßigen Kauf: und Anſchaffungsgeſchäfte betrifft, jo ift nad) 
z 6 des Geſetzes von 1885 die Neichsjtempelabgabe nur von den abge: 
Ihlojjenen Geſchäften zu erheben und iſt der Geichäftsabichluß als 
jolcher jtempelpflichtig. Der Ort des Abſchluſſes kann im Inlande oder 
Auslande fein. Wenn beide Kontrahenten Inländer find, ändert e8 am der 
vollen Steuerpflicht nichts. Iſt aber nur ein Kontrahent Inländer, jo iſt der 
halbe Steuerbetrag zu. entrichten. Bei faufmännifchen Firmen entjcheidet für 
den Wohnort der Sik der ae welche das Geſchäft abſchloß. 

Als im Ausland abgeichlojjen gelten auch jolche Gejchäfte, welche 
brieflich oder telegraphifch zwijchen einem Orte des Inlandes und einem Orte 
des Auslandes zu Stande gefommen ind. 





’) Siehe a. Nr. 3 der Ausführungsbeitimmungen. 

?, Siehe Nr. 3, 5 und 6 der Ausführungsbejtimmungen. 

9 Siehe a. Zirfer 4, 5 und 6 der Ausführungsbejtimmungen. 

*) Siehe Ziffer 6 der Ausführungäbeitimmungen und Nr, 1 des Bundesrathsbeſchluſſes 
vom 25. Sept. 1885. 
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Steuerpflichtig find mit '/,, vom Taufend des Werthes Kauf und Ans 
Ihaffungsgeichäfte) von ausländifchen Banknoten, ausländijchem 
Bapiergeld und ausländijchen Geldjorten. 

Die ausländiichen Wechſel, ſowie Auszahlungen an ausländiichen Pläßen 
in fremder Baluta, wurden wegen des Arbitragegefchäftes freigelajien.‘) Sodann 
find fteuerpflichtig Kauf: und Anfchaffungsgeichäfte über die in Nr. 1—3 des 
Stempeljteuertarif3 genannten Arten von Werthpapieren. 

Außer diefen Arten von Gefchäften unterliegen der Stempelpflicht Kauf: 
und jonftige Anfhaffungsgeichäfte, welche unter Zugrundelegung von 
Ufancen einer Börfe geſchloſſen werden (Loco-, Zeit, Fir, Termin-, Prä- 
mien= 2c. Gejchäfte) über Mengen von Waaren, die börjenmäßig ge- 
handelt werden. Ws börfenmäßig gehandelt gelten diejenigen 
Maaren, für welche an der Börfe, deren Ufancen für das Gejchäft maßgebend 
find, Terminpreife notirt werden.) Dieſe Gejchäfte werden mit ?/ıo vom 
Tauſend bejteuert. ' 

Bei jämmtlichen ftenerpflichtigen Kauf: und fonftigen Anfchaffungsgeichäften 
wird die Steuer vom Werthe des Gegenstandes des Geſchäftes 
berechnet und ic in Abjtufungen von vollen 2000 Mark, bei Gejchäften im 
Werthe von 10,000 Mark und mehr in Abftufungen von je vollen 10,000 
Mark. Bei Gejchäften unter 2000 Mark wird die Steuer von einem Werthe 
von 2000 Mearf berechnet.*) 

Der Werth des Gegenftandes wird nach dem vereinbarten Kauf: und 
Lieferungspreis, außerdem aber durch den mittleren Börjen- und Marktpreis 
vom Tage des Abjchluffes bejtimmt. Die zu den Werthpapieren gehörigen 


) ©. Bericht der Reichstagskommiſſion. Drudj. des Reichstages 286 S. 1227—1230. 
Es geſchah die Bezeichnung der Gejchäfte mit Rückſicht auf Art. 271 des Handelsgejepbuces. 
Die Kommiſſion war darüber einig, da; Kauf die regelmäßige Form des Umſaßes der 
Werthe und diejer Begriff im Handelsrechte und bei dem Handelsrechte ein durchaus geläufiger 
und unbegrenzter fei. Unter Anſchaffungsgeſchäft jei nach den Entjcheidungen des 
Neichegerichts jedes auf den Erwerb von Eigentyum an beweglichen Sachen gerichtetes ent- 
geltliches Vertragsgeſchäft zu verjtehen. Hieher gehören auch die jogen. unbenannten 

erträge, welche zwar nicht die Merkmale des KNaufes an ſich tragen, bei welchen aber 
auf der einen Seite die Verprlichtung zur Uebertragung beweglicher Gegenjtände, auf der 
andern diejenige zur Leiftung begründet werde. ‘Ferner gehören dahin der Tauſch und die 
freiwillige Annahme an Zahlungsſtatt. Dagegen fei die jogen. Stontirung 
kein Anſchaffungsgeſchäft; denn fie jei rechtlich dasjelbe, als wenn zwei Perjonen eine An— 
zahl Effekten in eine gemeinjchaftliche Kaſſe legen, aus der jeder jeinen Bedarf entnimmt 
und in derjelben Höhe zurüderitattet. Dasjelbe jei bei Uebertragung im Effelten- 
giro der Fall, diejelbe jei nicht fteuerpflichtig, wenn es auch die vorangehenden Geſchäfts— 
abjhlüjie wären. Auch der Chef jei feine Form des Anjchaffungsgeichäftes. Yombard 
und jonjtige Leihgeſchäfte jeien nur dann Anichaffungsgeihäfte, wenn die Veräußerung 
des Pfandes beim Abſchluſſe normirt jei. Das Tauſchgeſchäft von Effekten dagegen 
involvire ein ftenerpflichtiges Anichaffungsgeichäft. Aufträge zu einer jteuerpflichtigen 
Handlung dagegen jeien an fich nich jteuerpflichtig. Siehe biezu auch den Bundesraths— 
beiölub vom 25. September 1885 (preuß. Zentralbl. 1885 ©. 306) als bejonders ma 
gebend. 

?) ©. a. Erklärung des Neichöfanzler8 vom 4. Mai 1885. Stenogr. Bericht über die 
Verhandlungen des Reichsſtages S. 2521 fi. 

3) Tarif II Ziffer 4 B. Steuerfrei jind folde Kauf und Anſchaffungsgeſchäfte, 
über die im Inlande von einem Kontrahenten hergeftellte oder erzeugte Sachen oder Waaren. 
Ziffer 9 und 10 der Ausführungsbeitinmungen. 

9 Befreit jind Geſchäfte vom Werthe bis 600 Mark, dann fogen. K ontant-Geichäfte 
der Tarifnummer 4 A 1 ausländischer Gold: und Geldiwerthe, jowie über ungemünzteä 
Bold und Silber. Als Kontant-Geſchäfte gelten nur ſolche, bei denen die Lieferung am 
Tage des Geihäftsabichlufies zu erfolgen bat. 


een — — 
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a und Dividendencoupons bleiben bei der Berechnung außer 
nſatz. Ausländiſche Werthe jollen nah den Beitimmungen über die 
Rechjelftempelfteuer berechnet werden. (©. Diele.) 

Nah 8 7 follen bedingte Gejchäfte als unbedingte gelten und wird 
bei Wahlrecht oder Befugniß eines Kontrahenten, den Umfang der Lieferung 
innerhalb bejtimmter Grenzen zu bejtimmen, der höchjt möglichite Werth des 
Gegenstandes zu Grunde gelegt. 

Ferner ift beftimmt, daß jede Verabredung, durch welche die Erfüllung 
eines Gefchäftes unter veränderten Vertragsbeftimmungen oder gegen Entgelt 
verjchoben wird, als neues, ftenerpflichtiges Geſchäft gilt. 

Iſt das Gefchäft von einem Kommijfionär abgejchlojien, jo ift die 
Steuer ſowohl für das Geſchäft zwijchen Diefem und dem Dritten, ala auch 
das Abwidelungsgeichäft zwifchen dem Kommilfionär und dem Auftraggeber 
zu entrichten. Geſchäfte „an Aufgabe“ bezw. vorbehaltlih der 
Aufgabe abgefchlofjen find jtenerpflichtig, Die Bezeichnung des Gegenkontra- 
benten (die Aufgabe) ift nur frei, wenn fie am folgenden Werktage erfolgt, 
fonjt gilt fie als neues, jteuerpflichtiges Geichäft.’) 

ichtig -ift die Begünftigung in $ 8, wonach mehrere Gejchäfte, 
welche zwiſchen denjelben Kontrahenten an einem QTage zu gleichen Vertrags: 
beftimmungen, über Gegenjtände derjelben Art ohne oder durch denjelben Ver: 
mittler abgejchloffen werden, in Bezug auf die Beiteuernng als ein Geſchäft 
gelten, alfo nur einmal bejteuert werden.”) 

Während das abgejchloffene Gejchäft als folches jteuerpflichtig ericheint, 
ruht die Verpflichtung zur Entrichtung der Steuer auf verjchiedenen 
Perſonen nach $ 9 des Geſetzes und zwar ift vor Allem hiezu verpflichtet, der 
im Inlande wohnende Bermittler, welcher das Gefchäft abjchloß, außer: 
dem der im Inlande wohnende Kontrabent, wenn der andere Aus— 
länder ift. Iſt nur der im Inlande wohnende Kontrahent zur Führung 
faufmännifcher Bücher berechtigt, jo hat legterer die Steuerpflicht. Bei 
Abwicklungsgeſchäften zwiſchen Kommiffionär und Kommittent ift erjterer der 
Pflichtige, in allen übrigen Fällen der Beräußerer. 

Im Falle von einem Gejchäfte, bei dem der eine Kontrahent im Auslande 
wohnt, die halbe Abgabe zu entrichten it, haften die im Inlande 
wohnenden Vermittler und Kontrahenten als Gejammtjchuldner für 
die Abgabe. 

Noch ijt bejtimmt, daß der Vermittler den Erjag der entrichteten 
Abgabe von jedem pflichtigen Kontrahenten fordern kann. 

Die wichtigste Abweichung von den Beitimmungen des Gejees von 
1881, nach welchem außer Schlußnoten und Schlußzettel aller Art, ſowie 
Rechnungen, Briefe 2c. über das Börſengeſchäft mit einem Fixſtempel von 
1 Mark bezw. 20 Pig. belegt waren, ijt die Beitimmung in $ 10 des Gejehes 
von 1885, wonach bei Vermeidung einer durch $ 18 feitgejegten Geldjtrafe über 
jedes der bezeichneten Gejchäfte eine Schlußnote und zwar dop— 
pelt auszujtellen iſt, entweder auf geitempeltem, oder auf einem mit 
Stempelmarfen zu verjehenden Formulare. (Schlußnotenzwang.) Die Schluß: 


', Siehe Nr. 10 der Ausführungsbejtimmungen und Nr. 10 und 11 des Bundesraths— 
beſchluſſes vom 25. September 1885. 

2) Siehe Nr. I1 der Ansführungsbejtimmungen und Nr. 12 des Bnndesrathsbeichlu fies 
vom 25. September 1885. 
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note ift von dem Abgabepflichtigen ($ 9 des Gefeges) auszuftellen und hat 
Name und Wohnort des Vermittler, des Kontrahenten, den Gegenjtand 
und die Bedingungen des Geichäftes, ſowie Preis und Zeit der Liefer: 
ung zu enthalten. Nicht erforderlich ift die Unterfchrift des Ausſtellers. 

Neu ift, daß von der doppelt ausgeftellten Schlußnote jeder Kon— 
trabent ein Eremplar zu erhalten hat, daß der Vermittler diefelbe au 
die Kontrahenten binnen drei Tagen zu verjenden und die Abjendung nud den 
verwendeten Stempelbetrag in jeinen Gejchäftsbüchern zu vermerfen hat. 
($ 10 Abi. 2 und 3.) Selbjtwerjtändlich it da8 Verbot ungefjtempelter 
Schlußnoten durd die Verpflichteten ($ 10 Abj. 4) !) 

$ 11 enthält die Beftimmungen über zu gering geftempelte Schluß: 
noten, was innerhalb 14 Tagen vom Tage der Zuftellung an den Kontra— 
benten von diefem nachgeholt werden kann. Bezüglich) der Erjtattung zu 
viel bezahlter Steuer foll im Berwaltungswege entschieden werden.‘) 

Nach $ 12 darf eine Schlußnote mehrere abgabepflichtige Ge: 
Ihäfte nur dann enthalten, wenn diejelben dem nämlichen Steuerfage unter: 
liegen, alfo nicht Waarengeſchäfte vermiſcht mit anderen Gejchäften, und jodann 
an demjelben Tage die nämlichen Kontrahenten in gleicher Eigenfchaft gehandelt 
haben. Im diefem Falle ift die Abgabe vom Geſammtwerthe des Gejchäftes 
zu entrichten. 

Iſt die Schlußnote mit dem Zufa „in Kommiffion“ ausgejtellt, wenn 
für einen auswärtigen Kontrahenten abgejchlojfen wird, der jeinerjeits als 
Kommiſſionär eines Dritten handelt, jo bleibt das Abwidelungsgejchäft zwijchen 
ihm und jeinen Kontrahenten von der Abgabe frei für den Fall, daß Die 
Schlußnote jpätejtens am erjten Werftage nad) dem Empfang unter Beifügung 
des Namens feines Kommittenten an letzteren verjendet worden: ift.*) 

Neu und jehr wichtig für die Sontrole ijt die Bejtimmung in $ 13, 
dag Schlußnoten nach der Zeitfolge numerirt fünf Jahre lang anfzu 
jind. 

Da für die in Art. 28 des Handelsgeſetzbuches nicht bezeichneten Per: 
jonen die Führung von Handelsbüchern nicht vorgejchrieben ift, jo wird 
Nicht-Kaufleuten ze. auh die Ausstellung von Schlußfjcheinen, 
wenn fie miteinander abgabepflichtige Geſchäfte machen, nicht zugemuthet. 
Derartige Perjonen fünnen nah 8 14 von ihnen beiderjeits unterjchriebene 
Bertragsurfunden ausftellen, auf welche die Beitimmungen in den 88 9, 
10, 11, 12, 13 feine Anwendung finden follen. Dagegen find die Ausiteller 
verpflichtet, die Vertragsurfunde binnen 14 Tagen nach dem Abjchluß des 
Gejchäftes der Steuerbehörde zur Stempelung vorzulegen. Verwendung 
von Marken durch die Kontrahenten iſt ausgejchloffen. 

Bei Gejchäften, für welche nad $ 6 Abf. 2 mur der halbe Steuer: 
betrag erhoben wird, ſoll fich dieſe Verpflichtung meist auf den im Inlande 
wohnenden Kontrahenten erjtreden.*) 

Eine weitere Ausnahme ijt in $ 15 zugelaffen, wenn bei Gejchäften, 
3. B. wegen der Ungewißheit über den Umfang der Leitung, die recht: 
zeitige Berechnung der Steuer nicht möglich ift- Bier foll dem 
Bundesrath eine nähere Beltimmung über die eintretenden Maßnahmen über: 


N, Siehe Nr. 12a—g der Ausführungsbeftimmungen. 

2, Siehe Nr. 12a—g der Ausführungsbeitimmungen und Nr. 13 derjelben. 
9) Siehe Bundesrathsbeichluß dom 25. September 1885 Nr. 12. 

* Siehe Ausführungsbejtimmungen Nr. 14. 


* ie: * 
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laſſen ſein.) Dieje Vorſchrift hat deßhalb weniger Bedeutung, weil nur 
börſenmäßige Geſchäfte der Steuer unterliegen, bei denen der Umfang der 
Leiſtung meiſtens ſoſort beſtimmt werden kann. 

Außerdem hat der Bundesrath zu beſtimmen, innerhalb welcher längeren 
ch ver die im Auslande abgejchlojjenen Geſchäfte die Schlußnote auszu— 
tellen ſei.?) 

Vollftändig neu ijt auch die Beſtimmung in $ 16, daß Stempel- 
zeihen zu Tarifnummer 4 auf Kredit verabfolgt werden fünnen. 9 

Durch den erſten Satz des $ 17 iſt die Doppelbeſteuerung der 
Börſengeſchäfte und wirkliche Befreiung von jeder Abgabe bezüglich der „Be— 
freiungen“ beſonders ausgejprochen. 

Sat 2 läßt die landesgejeglihen Abgaben für gerichtliche und 
notarielle Akte zu. 

In 8 18 ift die Strafe für Hinterziehungen der in $ 10 Abjag 
1 und 2 und $ 11 vorgefchriebenen Abgabe feit. 

Durch $ 19 wird die Rüdfalljtrafe normirt und zugleich deren Weg- 
fall * fünfjährige Verjährung feſtgeſetzt. 

Nach $ 20 wird mit einer Strafe von 3--5000 Mark bedroht, wenn 
der Vermittler die Abjendung der Schlußnote und Verwendung des Stempel: 
betrages in feinen Gejchäftsbüchern nicht vermerkt ($ 10 Abi. 3) und wenn 
die Schlufnoten nicht fünf Jahre aufbewahrt worden find ($ 13). 

Abfchnitt IIT handelt nach den 88 21—29 von der Beſteuerung der 
Looſe öffentlicher Lotterien, ſowie der Spielausweife für öffentliche Aus» 
Ipielungen. Diejelben werden nach Biffer 5 des Tarifs mit 5 Prozent ver: 
fteuert umd zwar die inländiſchen Looje vom Nennwerthe jämmtlicher 
Looſe, die ausländijchen Looſe aber vom Preiſe der einzelnen Looſe in 
Abſtufungen von fünf Pfennigen für jede Mark oder einem Bruchtheil dieſes 
Betrages.*) 

Befreit find Loofe für die von den zuftändigen Behörden genehmigten 
Ausfpielungen und Lotterien zu mildthätigen Zweden. 

Während nad $ 27 die Stempeljteuer für die Staatölotterien 
der deutjchen Bundesſtaaten durch die Yotterieverwaltungen derjelben eingezogen 
und in einer Summe der Neichäfafje zugeführt wird, und eine Abjtempelung 
diefer Looſe nicht ftattfindet, find in den SS 21—26 Vorſchriften für die 
Anmeldung, Abftempelung der übrigen ftempelpflichtigen Looſe gegeben 
und enthält insbefondere $ 25 die Strajbejtimmungen für die Nicht- 
erfüllung der in den 88 21- — 24 bezeichneten Verpflichtungen und bejtimmt 
$ 26, daß die oberjte Landesfinangbehörde eine Rückerſtattung des ein: 
bezahlten Abgabebetrages nur dann gejtatten kann, wenn eine beabjichtigte 
Lotterie ausweislich nicht zu Stande fam.’) 

Nach einem YBundesrathsbefchluffe vom 22. November 1883 ijt bejtimmt :°) 

1. Der Reichsftempelabgabe nad) der Tarifnummer 5 des Gejeges vom 

1. Zuli 1881 unterliegen auch diejenigen Spielausmweije, melde 
bei den auf Jahrmärkten und bei Gelegenheit von Bolfsbelujtigungen 


1) Siehe Ausführungsbeitimmungen Nr. 15. 

2) Siehe Ausführungsbeitimmungen Nr. 15 und 16. 
—7 Siehe Ausführungsbeſtimmungen Nr. 17. 

* Siehe Ausführungsbeftimmungen Nr. 18. 

>; Siehe Ausführnungsbeitimmungen Nr. 192 —26. 

s Siehe Zentralblatt des Reiches 1883 ©. 347. 
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üblichen öffentlichen Ausipielungen geringwerthiger Gegenjtände aus: 
gegeben werden. 

2. In der Quittung über die für derartige Spielausweife entrichtete 
Neichsftempelabgabe find die verfteuerten Spielausweife nach ihren 
Nummern und eventuell auch nach ihrer Serienbezeichnung anzugeben. 
Findet Stundung der Abgabe ftatt, fo ift hierüber eine Bejcheinigung 
zu ertheilen, in welcher gleichfall3 die Nummern und enmventuell die 
Serienbezeichnung der Spielausweije erfichtlich zum machen find. 

Mit Genehmigung der zuftändigen Steuerbehörde dürfen die für 
unausgeführt gebliebene Ausjpielungen beftimmt gemwejenen Spielaus: 
weije zu einer anderen Zeit, bezw. bei einer anderen Gelegenheit zur 
Ausgabe gelangen, fofern bei der Steuerbehörde ein hierauf bezüg- 
licher Antrag unter Vorlegung der Spielausweife und der Quittung 
über die für diejelben gezahlte Abgabe, bezw. der Beicheinigung über 
die erfolgte Stundung Ddiefer Abgabe, mit der neuen Anmeldung 
gemäß der Ausführungsvorjchriften zu dem Geſetze gejtellt wird. 
Ueber die Genehmigung ift eine jchriftliche Beicheinigung zu ertheilen. 

5 28 enthält eine Uebergangsbeftimmung für das Gejeg von 1881 umd 
z 29 ſchließt eine weitere Beſteuerung in den einzelnen Bundesjtaaten aus. 

Im Abſchnitt IV des Gejeßes von 1885 find endlich mehrere Allge- 
meine Beltimmungen enthalten, welche theils neu, theils dem Gejeße von 
1881 entnommen find. Die 88 30 und 31, welche wörtlich) aus dem Geſetze 
von 1881 übernommen find, enthalten die Beitimmung, daß der Bundesrath 
die Borjchriften über die Anfertigung und den Bertrieb und die 
NRüderjtattung unbrauhbar gewordener Stempelmarfen und 
Formulare erläßt,') und daß nicht vorfchriftsmäßig verwendete Stempel: 
marfen als nicht verwendet anzujehen jeien. 

Neu ijt $ 32, welcher den Rechtsweg ausdrüdlich in Beziehung auf 
die Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgaben für zuläjfig erflärt, 
jedoch unter der Bedingung, daß die Klage bei Verluſt des Klagerechts 
binnen 6 Monaten nach erfolgter Beitreibung oder mit Vorbehalt geleijteter 
Zahlung zu erheben ift. Der übrige Theil des Paragraphen handelt über 
die Berechnung der Friſt und Die ‚zujtändigen Gerichte. 

Neu iſt auch Abſatz 2 des $ 33, welcher von der Beitrafung der Zus 
twiderhandlungen gegen das Gefeß, und die Ausführungsbejtimmungen, welche 
mit feiner befonderen Strafe belegt find, mit Ordnu ngsſtrafen von 3-30 
Mark zu ahnden anordnet und in dem entgegen einer älteren Beſtimmung dieje 
Drdnungsjtrafe ftatt der nad) den 88 3, 18 und 25 zu verhängenden höheren 
Strafen, dann, Statt Diefer, zugelafien wird, wenn ſich aus den Umständen 
ergibt, daß die Steuerhinterziehung nicht bat verübt werden fünnen oder beab- 
jichtigt war. 

z 34 enthält eine neue, eine Lücke des Gefees von 1881 ausfillende 
Beftimmung, wonach die auf Grund des Gejeges zu verhängenden Geldjtrafen 
nur in einmaligem Betrage, jedoch unter ſolidariſcher Haftung zu vers 
hängen find bei Genofjenichaften und Aftiengejellichaften gegen die Vorſtands— 

mitglieder, bei Kommanditgefellichaften gegen die perjönlich haftenden Geſell— 
Ichafter, bei offenen Handelsgejellichaften gegen die Geſellſchafter. Ebenſo ſoll 
in anderen Fällen zu verfahren ſein, in denen bei einem Geſchäfte mehrere 





S. Ausführungsbeſtimmungen Nr. 274. 
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Perjonen als Vertreter desjelben Kontrahenten oder als gemeinfchaftliche Kon- 
trahenten betheiligt find. Auf die in $ 19 vorgefchriebene Rückfallsſtrafe 
joll die Beitimmung feine Anwendung finden. 

$ 35 ijt wörtlich übernommen aus dem Geſetze von 1881 ($ 24) und 
handelt von dem ad miniftrativen Verfahren, auf das die Beitimmungen 
in $ 17 Sat 1 und $ 18 und 19 des Gejeges von 1869 über die Wedhiel, 
ftempeljteuer finngemäße Anwendung finden ſollen. (S. Abjchnitt VI Nr. 2.) 

Am Ende wird der bereit3 bei den Zöllen und Berbrauchsteuern be— 
ftehende Hauptgrundfag ausgefprochen, daß Gelditrafen dem Fiskus 
dDesjenigen Staates zufallen, deſſen Behörde die Strafertheil- 
ung erlaſſen hat.) 

$ 36 enthält den $ 25 des früheren Geſetzes über das Verbot der Straf: 
ummwandlung in Gefängnißftrafe und der Subhajtation an Grund: 
ftüden wegen Beitreibung von Geldftrafen. 

In $ 37 (im früheren Geſetz $ 26) ift von den zur Erhebung und Ber: 
— Stempelſteuer befugten Landesbehörden die Rede (ſ. Ab— 

nitt 

In $ 38 ($ 27 des früheren Geſetzes) find Beſtimmungen über die Kon- 
trole der Reichsſtempelſteuer durch die Landesbeamten der Bundes» 
ftaaten enthalten. Neu iſt bier, daß höhere Beamte zur periodischen Prüf: 
ung der Schriftitüce der öffentlichen und der von Aftiengefellichaften oder 
Kommanditgefellichaften auf Aktien betriebenen Bank-Kredit- oder Verſicherungs— 
anjtalten und Liquidationsbureaur 2c. abzuordnen find, daß den revidirenden 
Beamten alle bezüglihen Schriftjtüde und erforderlichen Falls 
auch die Gejhäftsbücker vorzulegen find. Im legten Abjag iſt der 
Steuerbehörde die Befugniß eingeräumt, auch von anderen als den im 
Abſatz 2 genannten Berfonen die Einreichung der auf bejtimmt zu bezeichnende 
abgabepflichtige Geſchäfte bezüglichen Schriftjtüde zu verlangen.’) 

$ 39 (8 28 des früheren Gejeges) fpricht die Verpflichtung ſämmt— 
licher Reichs- und Landesbehörden, der Kommunalbehörden, der von 
rag erh ler eingejegten Sachverftändigen-Kommiffion und Schiedsgerichte, 
owie der Notare zur Brüfung der ihnen vorfommenden jtempelpflichtigen 
Urfunden und zur Anzeige von Uebertretungen dieſes Geſetzes aus. 

Neu und jehr wichtig für die Durchführung des Gejehes find die 
Beitimmungen in $ 40, wonach der Bundesrath anordnen kann, in welchen 
ie bei adminijtrativen Straffeitfegungen Sachverjtändige zu hören 
ind, welche da, wo Handelsvorjtände beitehen, von diefen zu bezeichnen 
find. Zugleich wird den Handelsvorftänden die Befugniß eingeräumt, 
mit Zuftimmung der Landesregierungen veglementariihe Anordnungen 
zum Zwede der Durhführung des Gefeßes und Sicherung der 
AUbgabenentrihtung zu erlafjjen.?) 

Die in den SS 41—44 (SS 29—32 des früheren Gejetes) enthaltenen 
Borichriften beziehen fih auf die Vollſtreckbarkeit und das darauf bezüg: 
liche Berfahren, auf die Befreiung der Neichsfafjen von der Stempel: 
fteuer, auf den Ausschluß jubjeftiver Befreiungen, auf die Ent: 
Ihädigung für die Aufhebung von Befreiungen, die Erjtattung von 


', Siehe auch Abſchnitt IV. 
?, Siehe Ausführungsbeitimmungen Nr. 28. 
2) Siehe Ausführungsbejtimmungen Nr. 29. 
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Stempelbeträgen, auf die Entjhädigung der Bundesftaaten für die 
Erhebung und Verwaltung der Neichsftempelabgaben mit 2", 
aus der Einnahme mit Ausfchluß derjenigen aus Staatslotterieloofen, endlich 
von der Ueberweiſung des Neinertrages aus der Reichskaſſe an die Bundes— 
ftaaten nach dem Maßſtabe der Bevölkerung, mit welcher fie zu den Matri— 
fularbeiträgen herangezogen werden (j. a. Abjchnitt IX). 


VN. Abfchnitt. 
Drganifation der Zoll: und Steuerverwaltung. 


Es ift als ein (aus den früheren Bollvereinsverträgen entnommener) 
Hauptgrundjag der Neichsverfallung (Art. 36 Abi. 1) anzujehen, daß die Er— 
hbebung und Verwaltung der Zölle und Berbrauchsjteuern jedem 
Bundesjtaate, ſoweit derjelbe fie bisher ausgeübt hat, innerhalb feines 
Gebietes überlaſſen bleibt.') 

Ferner iſt in Artikel 3 $ 6 des Vertrages vom 8. Juli 1867 verabredet 
worden, daß die Verwaltung der Zölle, NRübenzuder:, Satz, und Taback— 
fteuer und die Organifation der dazu dienenden Behörden in allen 
Bereinsländern unter Berücdjichtigung der in denjelben beſtehenden eigenthüm— 
lichen Verhältniffe auf gleichen Fuß gebracht werden folle.”) 

Es wurden daher in jedem Staate und feit 1872 im Neichslande Elſaß— 
Lothringen mit Ausnahme des Thüringifchen Vereins, in welchem ein gemein 
ſchaftlicher General-Inſpektor vertragsmäßig aufgejtellt ift,’) eine oder mehrere 
Bolldireftionen mit Unterordnung unter das einjchlägige Minifterium der 
einzelnen Staaten, errichtet, denen die Leitung des Dienjtes der Lofal- und 
Bezirksbehörden, jowie die Bollziehung der gemeinschaftlichen Zoll und Steuer= 
gejeße übertragen wurde, errichtet. Die Bildung der Zolldireftionen, ſowie 
die Einrichtung des Gefchäftsganges derjelben blieb zwar den einzelnen Staaten 
überlajjen, e8 wurde jedoch verabredet, daß der Wirfungsfreis derjelben, ſoweit 
er nicht vertraggmäßig und gejeglich bejtimmt ift, durch eine vom Bundesrathe 
fejtzuftellende Inſtruktion bezeichnet werden fünne. *) 

Die Beamten und Diener der Zoll und Steuerverwaltung werden 
in jedem Staate von der Yandesregierung ernannt,’) weldhe aber 
auch für die Dienjttreue derjelben, jowie für die Sicherheit der Kaſſen— 
lofale und Geldtransporte in der Art zu haften hat, daß Ausfälle, 
welche an den Zoll» und Steuergefällen durch Dienftuntreue eines Angeftellten 
erfolgen oder aus der Entwendung bereits eingezahlter Gelder entjtehen, von 


) Zaband, Reichsfinanzrecht in Hirth's „Annalen“ 1873 ©. 471 ff. 

*) Siehe aud Art. 19 Ab. 2 des Vertrages vom 8. Juli 1867. 

) Siehe Urt. 17 des Vertrages vom 10. Mai 1833 und Schlußprot. hiezu Nr. 8 
(Band I der Verträge) ©. 159 und 166. 

*) Art. 19 Abſ. 3 und 4 des Vertrages vom 8. Juli 1867. Es ijt eine folde In— 
ftruftion * Zeit noch nicht erlaſſen worden. 

8) Urt. 19 Abſ. 2 des Vertrages vom 8. Juli 1867. 
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derjenigen Regierung, welche den Beamten angeſtellt hat, oder welche die ent— 
wendeten Beſtände erheben ließ, ganz allein zu vertreten find und ihr zur 
Laſt fallen. ') 

Es bleibt ferner in Anbetracht deſſen, daß die Kojten für die inneren 
Steuerämter und Padhöfe jedem Staate zur Lajt fallen, auch jedem der: 
jelben überlaffen, jolche Aemter innerhalb feines Gebietes in be- 
liebiger Zahl zu errichten,?) wobei in Bezug auf deren Befugnifje und 
Berjonalbeitellung nur diejenigen Bejchränfungen eintreten, welche aus den 
gefeglichen oder jonftigen Bejtimmungen hervorgehen.?) 

Nach Art. 16 Ziffer 4 des Vertrags von 1867 follte auch darauf Be— 
dacht genommen werden, die Bejoldungsverhältnijie der Beamten bei 
den Zollerhebungs- und Auffichtsbehörden, jowie bei den Zolldireftionen durch 
Feititellung allgemeiner Normen im möglichite Uebereinſtimmung zu 
bringen; man hat jedoch bis jeßt bievon Abjtand genommen und nur bezüg— 
lid des auf gemeinschaftliche Nechnung bezahlten Zollperfonal® im Grenz: 
bezirfe Normalfäße für die Befoldungen und Pferdegelder fejtgejeht.t) 

I. Bezüglich der Einrichtung auf gemeinjchaftliche Kojten im Grenz: 
bezirfe zu errichtender Zollämter und der Zollauffiht an den 
Grenzen können folgende Verabredungen noch jegt als maßgebend angejehen 
werden: 

1. Die Auswahl, fowie die Zahl der Hauptzollämter und Neben: 
zollämter I fol zunächſt unter Berückjichtigung der bisherigen Verhältniſſe 
und Erfahrungen, ſowie zugleich der durch die größere Zollverbindung ein— 
tretenden Veränderungen geicheben. 

2. Eine andere Einrichtung für den Fall, daß Ddiejes durch neue 
Ereignifje gerechtfertigt werden kann, ijt nicht allein nicht ausgejchlojjen, fon: 
dern ausdrüdlich vorbehalten. 

3. Unter gleichen Vorausjegungen bleibt die Befugniß vorbehalten, nad) 
Maßgabe der fich darbietenden Motive die Zahl der Haupt: und Nebenzoll: 
ämter I zu reduziren oder Hauptzollämter in Nebenzollämter I umzumans 
dein oder andy nach einem unbejtreitbaren Bedürfnijje die Erhebung einzelner 
Nebenzollämter I zu Hauptzollämtern zu beantragen, ſofern nicht durch Er: 
teilung erweiterter Befugnijje der Zweck zu erreichen wäre. 

4. Insbeſondere wird ſich jede Negierung zur Pflicht machen, da, wo 
Erſparniſſe in Beziehung auf Berfonalbeftellung und Amtsdotirung, 


i) Art. 16 Abi. 2 des Vertrages vom 8. Juli 1867, j. a. Abjchnitt IV. 

*) In den Hanjejtädten Lübed, Hamburg und Bremen wurden auf Koſten des 
Zollvereins und zwar in Bremen nad dem Vertrage vom 26. Januar 1856, am 1. Ja- 
nuar 1857 in über; welches feitdem zum Zollgebiete gehört, am 11. Auguſt 1868 (fiche 
Bd. V der Verträge S. 178 Prot. v. 14. Mai 1865) und in Hamburg mit 31. Oktober 
1868 (j. Bd. V der Berträge ©. 518 ff.) Hauptzollämter errichtet, von welchen Bremen 
der k. pr. Brovinzialjteuerdireftion zu Hannover, Yübel und Hamburg der f. pr. Provinzial- 
fteuerdireftion zu Altona (früher Gluckſtadt) unterjtellt wurden. Dieje Hauptzoflämter erhalten 
ihr Perſonal aus den Beamten verichiedener Bundesitaaten, führen den Titel „Zollvereins- 
indisch“, jeit 1872 aber: „kaiſerliche Hauptzollämter“ (j. Erlaß des Neichsfanzlers vom 26. 
Auguit 1872 Neichägejepblatt 1872 ©. 376). Mit 1. April 1853 wurden das kaiſerl Haupt— 
zollamt Hamburg in ein vereinsländijches, das kaiſerl. Hauptzollamt Lübeck in ein 
lübedijches und das fatjerl. Hauptzollamt Bremen in ein fal. preuß. Hauptzollamt ums 
gewandelt. (Zentralbl. des Reichs 1883 ©. 75.) 

# Art. 16 Abi. 3 des Vertrages v. 8. Juli 1867. 

* Siehe hierüber Abjchnitt IX. 

Aunelen des Deutichen Reichs. 1856. 12 
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ohne dem Zwede Abbruch zu thun, möglich werden, diefe zum Wortheile der 
Geſammtheit zu realifiren, jofern dereinſt Neduftionen eintreten.') 

5. Sollen die Nebenzollämter I in der Regel neben dem Verwalter noch 
mit einem Aſſiſtenten beſetzt jein.?) 

6. Hinfichtlich der Bildung von Nebenzollämtern II und Legi- 
timationsjfhein:Ausfertigungsjtellen iſt bejtimmt, daß Dieje jeder 
Landesregierung überlafjen bleibe. Bezüglich der legtgenannten Stellen wurde 
jedoch der Grundſatz ausgeiprochen, dab in Anjehung der Gejchäftsführung, 
der Ausfertigung der Legitimationsjcheine ꝛe. auch die Ortsobrigfeiten mitzu= 
wirfen hätten und daß es für jede Negierung die Aufgabe fei, durch geeignete 
Einleitungen eine ſolche Mitwirkung hberzuftellen.?) 

7. Was die wegen des Bojtverfehrs etwa erforderlichen außerordent- 
lihen Einrichtungen betrifft, jo ift vereinbart, daß dergleichen Einrichtungen 
ohne weitere Belaftung der Gemeinschaft zu treffen ſeien und falls 
nicht etwa den Grenzoberfontroleuren die dahin einschlägigen Gejchäfte 
aufgetragen werden fünnen, durch Abordnung der vorhandenen Aſſiſtenten 
oder durch Gründung eigener durch diefe Affiitenten zu verjehender Er- 
pofituren dem Bedürfnifie abzubelfen fein werde.*) 

8. Bezüglich der Regulirung der Zollaufjicht an den gegen das 
Ausland gelegenen Grenzen wird angenommen: daß die Zahl der berittenen 
Grenzaufjeber derjenigen der Oberinfpektoren und der Grenzoberfontroleure 
zufammengenommen gleich jein folle.‘) 

ferner haben die einzelnen Negierungen die Befugniß, in Fällen, in 
welchen eine Verminderung der Oberfontroleure oder berittenen Grenz— 
auffeher zuläflig und eine Vermehrung der Fußauffeber angemejjen erjcheint, 
Statt der erjteren Fußaufſeher anzujtellen und zwar jtatt eines Oberfontroleurs 
3 Fußaufſeher und ſtatt 3 berittener Aufſeher 5 Fußaufſeher.“) 

9. Bezüglich der Bildung des Grenzbezirfes ijt bejtimmt,?) daß 
alle Orte, welche als Punkte der Binnenlinie bezeichnet find, ald zum 
Srenzbezirke gehörig angejehen werden, diejes foll auch von Flüſſen, Bächen, 
Chauſſeen und Wegen gelten, durch welche der Yauf der Binnenlinie bejchrieben 
wird. Sind zur Kenntlihmachung der Binnenlinie Orte ꝛc. als Punkte der: 
jelben ohne nähere Angabe des Laufes der Linie angegeben, jo bildet jedes: 
mal der fürzeite Fahrweg von einem Punkte zum anderen oder in Ermangel- 
ung eines Fahrweges die Fürzejte Linie die Binnenlinie. Die Aenderung 
bes Grenzbezirfes kann nach Bedürfniß eintreten und ijt den Bundes: 


') Münchener Bollzugsprotoßoll v. 14. Febr. 1834 Beilage NXXVI $ 8 (Bd. Ip. 346 
der Verträge); Karlsruher Bollzugsprot. v. 5.—29. DOM. 1835 Beilage VIII $ 7 (Bd. II 
p. 137 der Verträge). Der Verjud) einer Uebernahme jämmtlicher Zoll- und Gteuerver- 
waltungsfojten auf das Neich reip. —* Zollgemeinſchaft bat bis jetzt zu feinem Reſultate 
geführt. (S. Drudj. des Bundesrathes Nr. 30 v. 1876 umd Nr. 120 v. 1878), 

2) Münchener Vollzugsprot. Beilage XXXVI $ 10 e (l. ec. p. 347). 

’ Münchener Vollzugsprot. a. a. O. $ 83—85 (a. a. O. ©. 361— 362); Karlsruher 
Vollzugsprot. a. a. ©. $ 36 u. 35 (a. a. O. ©. 144). 

) Münchener Bollzugsprot. a.a.d.$ 93 (a. a. ©. ©. 368); Karlsruher Bollzugs- 
protofoll a. a. © 8 46 (a. a. ©. ©. 149). 

°) Münchener Vollzugsprot. a. a. DO. $ 88; (a. a. D. ©. 365); Karleruher Vollzugs- 
protofoll a. a. O. $ 42 (a. a. ©. ©. 147); "Hauptpr. der 13. Gen.Konferenz $ 32 ©. 81. 

0) Bejonderes * d. d. Münden den d. September 1836 Ziff. IV (Anlage zum 
Hauptprot. der I. Gen.Bollkonf.). 

?) Bejonderes Brot. dv. 1534 Beil. XXXVI des Münchener Bollzugsprot. Bd. I der 
Verträge ©. 341. 
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regierungen vorbehalten. Die Aenderung ift auf geeignete Weife zur öffent» 
lichen Kenntniß zu bringen. 

10. Hinfichtlih der Veränderungen der Organijation ilt die Vor: 
ausfegung ausgefprochen worden, daß es jeder Regierung unbenommen fein 
werde, jolche Veränderungen, welche im Bedürfnif des Dienftes als noth- 
wendig und unaufchieblich fich herausstellen, unter den vertragsmäßigen Bor: 
ausfegungen eintreten zu lafjen.*) 

Allenfallfige Veränderungen in der Zahl und Kompetenz der Bollitellen 
theilen ich die Regierungen gegenfeitig mit.‘) 

I. Die Befugniſſe der Zolle und Steuerämter an der Grenze und 
im Innern des Neichs in Dezug auf die Zollabfertigung find durch die 
Beitimmungen in $ 128 und 131 des Bereinszollgejeges und Abtheilung III 
Nr. IV des Vereinszolltarifs im Allgemeinen geregelt. Hienach haben: 

A. Die Grenzämter im Allgemeinen folgende Berugnifje: 

a) Bei den Hauptzollämtermn ift jede Zollentrichtung und jede durch 
das Vereinszollgeſetz vorgejchriebene Zollabfertigung ohne Einſchränk— 
ung ſowohl bei der Einfuhr, als bei der Ausfuhr und Durchfuhr 
zuläjlig.®) 

b) Bei Nebenzollämtern 1. Klafje können Gegenftände, von welchen 
die Gefälle nicht über 60 A für 100 Kg. betragen oder welche * 
der Stückzahl zu verzollen ſind, in unbeſchränkter Menge eingehen.“ 

Höher belegte oder nach dem Werthe zu verzollende 
Gegenſtände dürfen nur dann über ſolche Aemter eingeführt werden, 
wenn die Gefälle von dergleichen auf einmal eingehenden Waaren 
den Betrag von 300 M nicht überfteigen.?) 

Zur Abfertigung der auf der Eifenbahn eingehenden Waaren 
mit Ladungsverzeichniß find Nebenzollämter 1. Ratte ohne Einjchränf: 
ung befugt.®) 

Ferner zur Abfertigung der mit der Poſt eingehenden Waaren 
ohne Bejchränfung.”) 

Auch können Nebenzollämter I innerhalb der vorjtehend bezeich- 
neten Befugnifje Waaren, welche mit der Berührung des Aus— 
landes aus einem Theile des Bereinsgebietes in den 
anderen verjendet werden, bei dem Aus- und Eingange ab- 
fertigen.?) 

ec) Ueber Nebenämter II. Klaſſe fünnen Waaren, melche nicht höher 
als mit 30 .# für 100 Kg. belegt find, oder welche nach der Stüd- 
zahl oder nach dem Werthe zu verzollen find, in Mengen eingeführt 
werden, von welchen die Gefälle für die ganze Ladung den Betrag 
von 75 „A nicht überfteigen. 


— — — 


!) Hauptprot. der 8. Gen-Zollkonf. $ 28 ©. 69. 
 .» Yauptprot. der 2. Gen.-Zollfonf. $ 19 ©. 76. Desgl. der 5. Gen.Zolltonf. $ 9 
©. 7. Dieje Menderungen werden im Zentralblatt des Deutjchen Neiches, im preußiichen 
Zentralblatt und in den Amtsblättern der einzelnen Staaten publizirt. 

’, 8 128 Abi. 2 des VB86. 

#8 128 Abi. 3 des B36. 

>) $ 128 Abi. 4 des VBZG. 

*) 8 63—69 u. 128 Abi. 5 des V86G. 

) $ 128 Abi. 8 des VZG. 

) $ 111 u. 128 Abi. 9 des VB86G. 
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Der Eingang von höher belegten Gegenständen ijt nur in Mengen 
von höchſtens 25 Kg. zuläffig. Zollpflichtiges Vieh kann in unbe: 
Ichränfter Menge eingehen. 

Bezüglich der Abfertigung von Waaren, welche mit der Poſt 
eingehen und Abfertigung des Verkehrs vom Inlande zum 
Inlande mit Berührung des Auslandes find die Nebenzollämter II 
ebenfo befugt zur Abfertigung wie Nebenzollämter 1.') 

B. Im Innern des Deutjchen Reichs find den Aemtern folgende Be: 
fugnifje beigelegt: 

a) Die Hauptzoll» und Hauptjtenerämter, mit denen eine amt— 
liche Niederlage zollpflichtiger Waaren verbunden ift, find zu jeder 
Bollerhebung und fonjtiger zollamtlicher Abfertigung ermächtigt, ſo— 
weit eine ſolche überhaupt gejeglich im Innern jtattfinden darf.*) 

Dergleichen Aemter ohne amtliche Niederlage fünnen gejeglich nur 
Eingangszollbeträge erheben, welche ihnen mit Begleiticheinen II 
überwieſen find.) Zur Abfertigung von Gegenftänden, welche mit 
HE Pojt vom Auslande eingegangen, find diefelben ohne Beſchränkung 

erugt. 

b) Die Nebenzoll: und Steuerämter im Innern find in der 
* nur zur Abfertigung mit der Poſt eingegangener Waaren 
efugt.“) 

Durch einen Bundesrathsbeſchluß vom 19. Mai 1869 wurde den Haupt— 
zoll- und Steuerämtern die bejondere Befugniß zur Ausjtellung von Frei— 
päſſen für Mujter, welche inländijche Neifende mit fich führen, ertheilt.”) 

Nach dem Bereinszollgefege und den Negulativen haben die Haupt: 
ämter außerdem im Allgemeinen folgende Befugnifje: 

1. Zum Bollerlaß: 

a) für Begleiticheingüter unter Verſchluß, welche verdorben oder 

zerbrochen anfonmen ($ 48 d. VZG.) Nr. 12 der Anweifung ; 

b) für Begleitiheingüter unter Verſchluß, wenn ein Theil der 
Waaren auf dem Transporte zu Grund gegangen ($ 48 VZO.) 
Ar. 12 der Anweifung ; 

e) für Niederlagegüter, bei welchen fich eine Gewichtsminder: 
ung berausjtellte durch introdnen, Einzehren, Verſtauben, Ber: 
dunſten, Lekkage; 

d) für Niederlagegüter, welche gänzlich verdorben und une 
brauchbar geworden find ($ 103 BZG.) Nr. 12 der Anweifung ; 

e) für gejtrandete Güter (ſ. $82 d. V8G. und Nr. 6 des Preuß. 
Reſkr. v. 23. Dez. 1869 III. 25102) ; 

f) wie a und b für Güter, welche mit Begleitzetteln abgefertigt 
worden find ($ 67 d. BZG. und $ 36 des Eifenbahnregul. Ziff. 12 
der Anmweijung) ; 


') 8 128 Ab. 6—9 des V86. 

2) 8 131 Abi. 2 des V36. 

9 $ 131 Abi. 3 des BY. 

*) 8 131 Abi. 4 des BIS. 

) $ 57 des Prot.; Jahrbücher 1869 ©. 185 ff. Nach Bundesrathsbeihlu vom 20. 
Januar 1883 (Zentralblatt des Neiches 1883 ©. 40) können auch Nebenzollämter I und 
Steuerämter Freipäſſe für Mujter ausjtellen. 
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1. Sonſtige Enticheidungen: 

a) wenn Waaren, deren Ausgang zu erweiſen it, bei dem Ausgangs— 

amte nicht geftellt oder aber der Ausgang von der Zollbehörde 

des Auslandes oder der Poſtbehörde amtlich befcheinigt wird ($ 56 

des BZ. Wr. 4; 

Abmweihungen von Gewichtsangaben bei den Seewärts 

eingegangenen Waaren, ; 

1. bei einem Eingangszoll bis 1'/, M. bis zu 15°/,} Er 
2. bei anderen Waaren bis zu 10"), 836. 8 81; 

bei Berihlußverlegungen von a el ee ($ 111 

des BZÖ. u. Ziff. 3 des Reſkr. v. 23. Dez. 1869) ; 

bet Gegenjtänden, welche zur ee ee und Ber: 

arbeitung nach ausgeſchloſſenen Gebietätheilen der Vereinsſtaaten 

gehen oder nach Verträgen behandelt werden (B3G. $ 112—-118); 

bei Friſtüberſchreitungen im Begleiticheinverfehr ($ 41 und 42 

des Begleitichein-Neg.); 

f) bei Vorführung der Waaren und Ablage der Begleiticheine bei 
dem unrichtigen Amte (8 41 und 42 des Begleitichein-Regul.); 

g) bei zufälligen Berfchlußverlegungen ($ 41 und 42 des Begleit 
ſchein-Reg.); 

h) nad) Beendigung des Strafverfahrens die Begleitſcheine zu er— 
ledigen, wenn bei dem Gefällepunft fein Zweifel beſteht (Begleit- 
ſchein-Reg. $ 45); 

i) Feitjegung von Friſten für die Abfertigung von Begleit: 
Iheingütern, Anfagegütern im Eijenbahnverfehr. V8G. $ 27 
6. Eijenbahn:Reg. $ 5 a. E.) u. $ 40, 30; 

k) wie bie. f.g im ” Eifenbahnverfehr bei Begleitzetteln (ſ. $ 34 
des Eijenbahn-Reg.); 

]) nd ai von Waaren im Freien ($ 4 des Niederlage: 

egul.); 

m) Frijtbeftimmungen für Br anngen zur Niederlage (Niederlage: 
Regul. $ 16, $ 62, V8G. 8 27); 

n) J gen für ——— zum Schiffsverkehr ($ 81 

36G.); 


b 


— 


c 


— 


q 


— 


— 


0) für Abfertigungen zum Begleiticheinverfehr 
(Begleitichein-Regul. $ 47).’) 

Auf Grund der Bejtimmung in $ 3 des Zolltarifgefeges vom 15. Juli 
1879 hat der Bundesrath beftimmte Boll: und Steuerjtellen zur Bollab: 
fertigung von Baummwoll: und Yeinengarnen und Yeinenwaaren 
ermächtigt, worüber im Zentralblatt von 1879 ©. 382 cin ausführliches 
Verzeichniß aufgejtellt ift.*) 

Ein Bundesrathsbeichluß vom 23. Dez. 1879 fchreibt vor,’) daß vom 
l. Januar 1880 ab zur zollamtlihen Schlußabfertigung von Mineral: 
ölen, welche nicht mehr als 700 oder mehr als 850, oder mehr ala 700 
aber weniger als 790 oder endlich mehr ala 630 aber höchitens 880 Dichtig- 
feitögrade haben, jobald für derartige Dele zollfreie Ablaſſung bezw. unter 


1,8. a. bayer. Entichließung v. 15. Juli I871 (Amtsbl. 1871 ©. 155 ff). 
) S. Nadhträge im en des Reichs 1880 ©. 725, 1881 ©. 27, 133, 
®), Zentralbl. des Reiches v. 1880 ©. 32. 


182 v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deuticen Reiches. 


Kontrole der Verwendung beantragt wird, nur die von den oberjten Landes: 
Finanzbehörden beſonders ermächtigten Amtstellen befugt find.') 

Diineralichmieröle fünnen von jeder Amtsitelle abgefertigt werden und 
über den Antrag auf Geftattung der zullfreien Verwendung von Mineralölen 
von mehr als 700 aber weniger ala 790 oder von mehr ala 830 aber höch— 
jtens 380 Dichtigfeitsgraden kann die vorgejegte Direktivbehörde der am Orte 
der Berwendung befindlichen Amtsftelle entjcheiden. 

Nach den zollgeleglichen Beitimmungen fünnen die oberiten Finanzbehör— 
den den Memtern an der Grenze und im Innern im Falle des Bedürfnijjes 
außerdem noch erhöhte Befugnitje beilegen.”) 

Um ſowohl den Stand jämmtlicher zur Zollabfertigung geſetzlich befugten 
Aemter als auch der ihnen durch die oberjten Finanzbehörden befonders bei- 
gelegten erweiterten Abfertigungsbefugnifie den Zollbeamten und dem Publikum 
a zu geben, werden von Zeit zu Zeit Verzeichnijfe angefertigt und 
publizirt. 

Die neuejten Verzeichniſſe find im Oftober 1884 und Mai 1885 
in zwei Theilen im Reichsichagantte herausgegeben worden und enthält Theil I 
die zur Erhebung der Zölle und NReihsiteuern und Theil II die zur 
Erhebung der Uebergangsabgaben für Bier und Branntwein, jo: 
wie bezüglich Badens und Elſaß-Lothringens die für die Erhebung der inneren 
Abgaben von eingehendem Weine befugten Steneritellen. 

II. Zur Kontrole, Erhebung und Streditirung der Rüben— 
zuderjteuer find in der Negel die Hauptzoll- oder Hauptiteuer- und Steuer: 
ämter des Bezirks, in dem die Fabriken liegen, befugt.) 

Die zur Abfertigung von Robzuder zum Sabe von 4 Thlr. per 
Zentner befugten Memter werden befonders vom Bundesrathe bejtimmt.*) 


IV. Die Erhebung und Kontrole der Tabadijteuer kommt gleich- 
falls den Zolle und Steuerämtern in ihren SHebebezirfen zu. In Bayern 
und im Großherzogthum Heſſen find dieſe Befugniſſe Tpeziellen Aemtern über: 
tragen und im erjtgenannten Staate zum Theil bejondere Steuerämter hiefür 
errichtet worden. ) 

In Bayern find befondere Beſtimmungen bezüglid) der Befugniß der 
Aemter bei der Ausfuhr von Tabad mit Anſpruch auf Zollvergüts- 
ung, Stenervergütung und Ausgangsabfertigung überhaupt ges 
trojfen.®) 

V. Für die tontrole und Erhebung der Salzfteuer, d. h. der Abgabe 
für das im Deutschen Reiche gewonnene Salz, ſowie für die Ausftellung und 
Erledigung der hierüber ausgeitellten Begleiticheine find nicht alle Aemter 
ermächtigt. Die biezu befugten, meiſt auf den Salzwerfen errichteten Salz- 
jteuerämter find aber in befonderen Verzeichniſſen befannt gegeben.?) 


J 


©. die Ueberſicht im Zentralbl. des Reiches vd. 1880 ©. 258, 1881 ©. 101 u. 121. 
»; 8 125 Abi. 10 u. 8 131 Abſ. 4 des RIO. 

) 83 4 u. 8 des Geſetzes v. 1846 über die Bejtenerung des Nübenzuders. 

u Sahrb. 1870 283 und die Bekanntmachungen im Yentralblatt des Reiches und 
auch 1881 S. 125. 

°; Jahrb. 1869 ©. 713 fi. u. 367. 

°) Nahrb. 1870 ©. 8319 N. Zentralbl. des Neiches 1882 ©. 387. 

) Abgedr. ohne Elſaß-Lothringen Zentralblatt 1871 S. 75 ff.; Jahrb. 1870 ©. 565 
wegen d Der zur Denaturirung von Salz befugten Memter in Heſſen. 


ng 
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Da fich die Badiſche Nemter-Organijation durch die Einverleibung 
von Elſaß-Lothringen geändert hat, jo wurden die Badischen Aemter in einem 
befonderen Verzeichniſſe neuerdings publizirt.') 

In Elſaß-Lothringen beftehen für die Erhebung dieſer Steuer auf 
den Ealzwerfen Salzjteuerämter.?) 

VI. Zur Kontrole und Erhebung der Branntwein: und Bierjtener 
find zunächit die Hauptzoll- und Steuerämter bezüglich der innerhalb ihres 
Bezirkes gelegenen Brennereien und Brauereien befugt. Es ift jedoch ein be— 
jonderes Verzeichniß für diejenigen Zoll- und Steuerftellen des Neiches auf: 
gejtellt, welche zur Erhebung der jog. Uebergangsabgaben für Bier und 
Branntwein, ſowie zur Ausstellung und Erledigung von Webergangs= reip. 
Ausfuhrfcheinen bei Verſendung diefer Artikel befugt find.?) 

Für Baden iſt ein folches Verzeichniß aus den bereits erörterten Grün— 
den neuerdings aufgejtellt und befannt gegeben worden.) 

Für Elfaß-Lothringen find bejondere Ginnehmereien der indirekten 
Steuern zu den vorftehend erwähnten Zweden außer den übrigen Zolle und 
Steuerämtern eingerichtet;?) für die Grenzabfertigung von Wein, Objtwein, 
Bier und Branntwein beim Uebergange aus Luxemburg, Bayern und Baden 
find bejondere Aemter errichtet und für die Aus- und Einfuhr bejtimmte Straßen 
vorgejchrieben,®) welche vom 1. Auguft 1872 an zu benügen find, rejp. ihre 
Thätigfeit begonnen haben.?) 

VO Die Erhebung und Berwaltung des Spielfartenjtempels it 
nad Ziffer I der Bekanntmachung zur Ausführung des Geſetzes vom 3. Juli 
1878 den Boll: und Steuerbehörden zugewiefen.*) 

VI. Bezüglich der Erhebung und Verwaltung der Wechjeljtempel: 
teuer ijt zu bemerken, daß die Stempelmarken von den Poftanftalten ver: 
fauft und die Einnahmen hieraus von Ddiefen auch verrechnet werden. Bei 
Uebertretungen find nach $ 18 des Geſetzes von 1869 in der Regel die Zoll- 
und Steuerbehörden zur Einleitung der an befugt. In Bayern ift 
dieſe Befugniß durch Kal. Verordnung v. 8. Mai 1871 den Rentämtern und 
Kreisfisfalaten übertragen. In Württemberg haben die Oberämter, Kameral— 
ämter und Umgeldfommijjariate nach Minifterialreftript vom 22. Dez. 1870 
diefe Befugniſſe erhalten. 

IX. Durch $ 26 und 27 des Geſetzes v. 1. Juli 1831 betr. die Reichs: 
ftempelabgaben ijt den Landesregierungen überlafien, die Zuftändigfeit der 
Erhebungs- und Kontrolbehörden für die Neichsftempelabgaben zu bejtimmen 
und nad) Nr. 20 der Ausführungsbeftimmungen hiezu wird der Neichsfanzler 





") Zentralblatt des Neiches v. 1880 ©. 583, 

?) Bericht des Reichskanzlers über die Verwaltung von Eljah-Lothringen i. J. 1871/72 
(Hirth’S „Annalen“ 1871 ©. 888). 

3) Abgedrudt im Pr. Zentralbl. 1871 ©. 148 ff. u. v. 1873 ©. 44 u. 1874 ©. 861 
fiehe auch Abfchnitt X. 

*) Zentralbl. 1872 ©. 216 fi. ©. Zentralbl. des Reiches 1880 S. 500 und 538. 

5) Siehe dad Verzeichniß der Jahrbücher 1871 ©, 68 ff. u. 81 ff.; ſiehe a. Bayer. 
Amtäblatt 1872 Nr. 27. 

= a. das Umtöblatt der Generaldir. für Zölle u. indirefte Steuern u. Br. Zentralbl. 
1873 ©. 104. 

) Erlaß des Steuerdireftors für Eljah-Lothringen v. 17. Juli 1872 (Amtsblatt des 
Stenerdireftor® v. 1873 ©. 273; Zentralbl v. 1872). 

° ©. d. Berzeihniß der zur Abjtempelung der Spielkarten befugten Aemter 
im Zentralbl. des Reichs. von 1880 ©. 669 und neuejtes Aemterverzeichniß v. 1884, 
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von * zu Zeit Verzeichniſſe dieſer Behörden und Beamten nebſt der denſelben 
vorgeſetzten Direktivbehörden bekanntmachen 

Das erſte Verzeichniß iſt im Zentralbl. des Reiches v. 1881 auf S. 387 
ff. publizirt und enthält ſämmtliche Direktiv- und Steuerbehörden, welche zur 
Erhebung und Verwaltung der Reichsſtempelabgaben, ſowie zur Abſtempelung 
der Papiere und Looſe befugt ſind. 

Es ſind dieſe in den meiſten Staaten die Zoll- und Steuerdirektionen und 
Haupiſteuerämter, aber in Bayern die Kreisregierungen, Kammern der Finanzen 
und Nentämter.') 

X. Für die Geihäftsführung der Zoll und Stenerämter find bejondere 
Anmweijungen?) erlafjen, die mit den durch die neuere Gejeggebung bedingten 
Uenderungen noch heute in Geltung jtehen. 


VIII. Abſchnitt. 


Statiftik der Zoll- und Steuerverwaltung und des 
Waarenverkehrs. 


Schon bei der Bildung des Zollvereind und während der ganzen Dauer 
desjelben jpielte die Statijtif der Zoll- und Steuerverwaltung eine nicht zu 
unterfchägende Rolle und war das Streben rege, dieſelbe auf alle mögliche 
Weiſe zu erweitern und zu verbeſſern. 

Die Begründung des Zollvereins kann daher mit Recht als ein wichtiger 
Fortjchritt in der bis dahin nur jehr mangelhaften Deutjchen Statijtif über: 
haupt betrachtet werden. 

Es entjtanden fofort durch das Nechnungswefen der gemeinschaftlichen 
Einnahmen und Ausgabender Zollverwaltung und durch die Feſt— 
jtellung der von 3 zu 3 Jahren vorzunehmenden Bevölkferungsaufnahmen, 
welche als Maßſtab der eg zu gelten hatten, zwei wichtige 
Zweige der Statijtif, zu denen ſich bald die Statiftif über den Waaren— 
handel des Zollvereins (Kommerzialſtatiſtik) gejellte. 

Wie im Abjchnitt IX näher erörtert werden wird, war jchon im erjten 
Bollvereinigungsvertrage vom 22. März 1833?) verabredet worden, daß die 
von den Zolldireftionen vierteljährig aufzuftellenden Einnahmeüberjichten 
einem, Speziell zu Ddiefem Zwecke in Berlin?) errichteten, Zentralbureau 
des Zollvereins zu überjenden jeien, damit von demjelben die proviforischen 
Abrechnungen zwijchen den Vereinsjtaaten angefertigt und die definitive Jahres» 
abrechnung vorbereitet twerden fünne. 

Bei Feititellung der vorläufigen Dienftordnung für das jog. 
Zentral: Red nungsbureau des Zollvereins im Juni 18345) war man 





1, Siehe bierüber auch das Aemterverzeichniß v. 1884. 

2) Siche Münchener Vollzugsprot. v. 1836 $ 25 Nr. 1 (Bd. I. der Verträge ©. 271) 
und un Bollzugsprot. $ 19 Nr. 1 (Bd. IV a. a. O. ©. 123). 

3) Art. 29 (Bd. I der Verträge S. 10). 
r es Schluhprot. zum Art. 29 des offenen Vertrages v. 22. März 1833 (Bd. I a. a. 
O. ©. 26), 

9 Art. VI zum Karlsruher VBollzugsprot. v. Oftober 1835 (Bd. II der Verträge ©. 118), 


er: 
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noh von der Vorausſetzung ausgegangen, daß Diefes Bureau nur das Ab— 
rehnungswejen zu beforgen habe. Es war die Aufſtellung der Kommer: 
zialnahmweijungen jeder einzelnen Negierung überlajjen, und die Mit— 
tbeilung derjelben an das genannte Bureau nicht angeordnet worden, obgleich 
nach einer allgemeinen Inſtruktion!) für die Aufftellung diefer Nachweilungen 
verfahren wurde. Erjt auf der I. General:Zolletonferenz des Jahres 1836?) war 
der Wunſch ausgejprocdhen worden, diefe Nachweifungen dem Zentralbureau zur 
Zuſammenſtellung mitzutheilen und auf der IL. General: Zollfonferenz wurde ein 
Beſchluß über die Beitimmungen zur Aufftellung der Nommerzialüberjichten vom 
Jahre 1837 an gefaßt.‘) Auf der IV. General:Zollfonferenz wurden weitere 
Beihlüfje über die Formulare, die Grundfäge bei Führung der Kommerzial: 
Regiſter und Aufjtellung der Ueberfichten, über die Vergleichung der Nejultate 
mit denen des Vorjahres und über den Niederlageverfehr gefaßt.*) 

Das Reſultat der V. und VI. General: Zollfonferenz bezüglich der 
Kommerzialüberfichten war der Beſchluß, diejelben vom Jahre 1842 an jähr- 
ih durch das Zentralbureau zufammenftellen und durch den Druck veröffent- 
lihen zu lajien.?) 

Seit dieſer Zeit erfchienen abwechjelnd in 20 bis 30 Heften die ſtatiſtiſchen, 
im Zentralbureau zufammengeftellten Ueberfichten über den Waarenverfehr und 
den Zollvertrag im Deutjchen Zollvereine mit einer vergleichenden Ueberficht, 
bis zum Jahre 1834 rückwärts, im Drude.‘) 

Diejelben enthielten im bejonders numerirten Abtheilungen folgende 
Ueberfichten: 

Die Ueberfiht des Waaren- Eingangs über die einzelnen Grenzitreden 
des Zollvereins; den Waaren-Eingang auf Nhein und Moſel; die Ueberjicht 
des Waaren:- Ausgangs über die einzelnen Grenzitreden; desgleichen des Waaren- 
Durchgangs; die Durchfuhr auf kurzen Straßenftreden; eine Hauptüberficht 
des Durchgangsverfehrs; eine vergleichende Ueberſicht des jährlichen Waaren— 
Eingangs und Ausgangs jeit 1836; die Waarenbejtände in den Niederlagen; 
den Meßverkehr mit ausländiichen Waaren; desgl. mit inländischen; den Zus 
jtand der laufenden Stonten der Großhandlungen; den Verkehr nach auslän- 
diihen Meilen; den Waarenverfehr an den Seegrenzen; die angefommenen 
und abgegangenen Seeſchiffe; die BZollerleichterungen für den Veredelungs— 
verfehr nach dem Inlande; desgl. nach dem Auslande; Zollbegünftigungen für 
gewerbliche Zwede; Zollerlafje für Metalle und Materialien zum Schiffbau; 
die provijoriiche Zollabrechnung; die Weberficht der Pauſchſummenbeträge der 
Zollverwaltungsfojten; Prämienzahlungen für Fahrten unter Schifisverichluß; 
die proviſoriſche Rübenzuderjteuer: Abrechnung; eine vergleichende Weberjicht 
der jeit 1845 an Nübenzuderjteuer 2c. aufgefommenen Beträge; vierteljährliche 
Verzollungs-Ueberſichten; vierteljährl: ZolleinnahmesBergleichungen ; außerdem 
jedes dritte Jahr eine Bevölkerungs-Ueberſicht und eine Uebersicht der Boll: 
ftraffälle.. In neueſter Zeit, ſeit Einführung des Salziteuer-Gefepes vom 


N) Die im $ 21 des Karlsruher Vollzugsprot. vom Oktober 1834 erwähnte Injtruftion 
it nicht befannt gemacht worden (Bd. Il. a. a. ©. ©. 94) 

) Hauptprot. der I. Gen.-Zolltonferenz vd. 12. Sept. 1836 $ 19 €. 63, 

s Hauptprot. der II. Sen.:Zollfonferenz v. 6. Auguſt 1838 $ ; 35 ©. 59. 

J Hauptprot. der IV. Gen-Zollkonferenz v. 6. Mai 1841 8 35 ©. 59. 

) Hauptprot. der V. Gen. Zolltonferenz v. 26. Sept. 1842 S 36 ©. 44 und der VI. 
Ben. «Zolltonferenz v. 11. Nov. 1843 $ 44 ©. 118, 

®) Berlin bei Reimer. Vorher waren diejelben nur als Manuſkript gedrudt worden. 
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9. August 1867 und des Tabaditener:Gejeges vom 26. Mai 1868 find noch 
provijorische Abrechnungen über dieſe Steuern binzugetreten. 

Unterdejjen wurden auf verichiedenen General=tonferenzen neue Berab- 
redungen zur Ergänzung und Verbeſſerung diejer Ueberfichten getroffen. Auf 
der VII. Generalsftonferenz ') faßte man Bejchlüjje über die Aufjtellung der 
Kommerzial-Nachmweijungen, auf der IX. General: Zollfonferenz?) vereinbarte 
man ein Formular über die Statijtif der Zollſtraffälle und traf Beſtimmungen 
wegen des Eiſenbahnverkehrs, auf der IX. und X. General-Zollkonferenz?) 
wurden Vorjchläge zur Vervollſtändigung und Bereinfahung der Kommerzial⸗ 
ftatiftit gemacht, ohme zu einem Beſchluſſe zu gelangen. Endlich auf der 
XII. General-Zollkonferenz“) gelang es, eine Vereinbarung über die vollftänbige 
Umgeitaltung der Kommerzialjtatiftif zu erzielen, welche bis zum Jahre 1872 
feine Veränderung erlitten bat. 

Bezüglich der Volkszählung wurde eine eigene Thätigkeit des Zoll- 
vereins nur inſoweit entwidelt, als gewiſſe Grundfäge für die periodiſchen Er: 
hebungen in den jämmtlichen Vereinsftaaten aufgeftellt wurden.?) Die Aus: 
führung jelbjt wurde den einzelnen Negierungen überlaffen und blieb joweit 
Sache derjelben, daß nur die Hauptergebnijje auf den Generalfonferenzen vor— 
gelegt und nach ertheilter Genehmigung vom Zentralbureau als Grundlage 
für die Abrechnungen benugt wurden. Die Hauptüberfichten befinden ſich 
deßhalb als Beilagen bei den Generalfonferenz-Brotofollen. Die ausgedehnteren 
Bearbeitungen der Bevölferungsstatitif lagen nicht im Interejje des Zollverein 
und waren den einzelnen Staaten vollftändig überlafjen. 

Außerdem ergaben ſich bald noch weitere Bedürfniffe zur Aufftellung von 
Statijtifen im Intereſſe des Zollvereind. Bor Allem betraf diejes die Ge— 
werbejtatiftif, welche auf der VI. General-Zollfonferenz angeregt worden, *) 
deren Ausführung aber erjt einem Beichluß der X. General-Zollfonferenz zu 
danfen war, nach welchem die nötbigen Tabellen hiezu entworfen und den 
Negierungen zur Benugung empfohlen worden waren. ‘) 

Auf der XIV. General: Zolltonferenz wurde der Beihluß gefaßt, auf 
Grund vereinbarter Mujftertabellen im Jahre 1861 eine Gewerbejtatijtif und 
im Jahre 1860 eine Bergwerksſtatiſtik des Zollvereins und zwar leßtere 
in jedem der folgenden 5 Jahre jo lange aufzuftellen, als nicht von der einen 
oder anderen Seite die Fortſetzung abgelehnt werde. ®) 

Die Reſultate dieſer jtatiftiichen Aufnahmen wurden vom Zentralbureau 
zujammengejtellt und veröffentlicht unter dem Titel: „Tabellen der Hand: 
werfer, der Fabriken, jowie der Handels: und Transportgewerbe im Sollverein 
nad den Aufnahmen im Fahre 1861”, jowie „Tabellen über die Produktion 
des Bergwerks-, Hütten: und Salinenbetriebes im Bollverein von 1861”, 
(Fortgeſetzt bis 1868.) 


) Hauptprot. der VII. General-Zolltonferenz vom 23. Oft. 1845 $ 54 ©. 89. 

N Dauptprot. der IX. General: ;jolltonferenz vom 23. Juni 1851 R 46 S. 159. 

s) Hauptprot. der X. Gen. Zolltonferenz v. 20. Febr. 1854 $ 53 ©. 151 und Beil. 
XVII ©. 303. 

*) Hauptprot. der XII. Gen.Zollkonferenz v. 17. Dez. 1856 $ 28 ©. z Beil. IX ©. 241. 

) Münchener Bollzugsprot, eil. XXIV (Bd. I der Verträge ©. 321 fi); Hauptprot. 
der VI. Gen.-Zolltonferenz $ 48 ©. 121; dann der VII. Gen. -Solltonferenz 8 32 ©. 35 u. 42. 

°, Hauptprot. der VI. Gen.: Zollfonferenz v. 11. Nov. 1843 8 46 ©. - 

) Dauptprot. der X. Gen.-Zolltonierenz vd. 20. Febr. 1854 $ 37 ws 3 fi. 

) Hauptprot der XIV. Sen.:Zolltonferenz dv. 17. Nov. 1859 $ 21 48, 
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Diejes war der Zuftand der Statijtif des Zollvereins im Jahre 1868, 
als von Seite eines Zollvereinsbevollmächtigten’) durch einen ausführlichen 
Beriht vom 25. November 1868 an den Borjigenden des Bundesrathes die 
Mängel der gegenwärtigen fogenannten Kommerzialitatijtif hervorgehoben und 
Vorichläge zur Verbeſſerung derjelben gemacht wurden. Hierdurch veranlaft, 
faßte der Bundesrath in der Sitzung vom 2. Juni 1869 den Beichluß, daß 
eine Kommiſſion von Sadiverjtändigen, Statiftifern und Zollbeamten gebildet 
werde mit der Aufgabe, VBorjchläge darüber zu machen, in welcher Weife 
den, der Zollvereinsſtatiſtik anklebenden Mängeln abzubelfen und in welchen 
Richtungen derjelben mit Einjchluß der Bolfszählungen eine weitere Ausbildung 
zu geben märe. 

Diefe, in Folge der Einladung vom 20. Dezember 1870 von den meijten 
Dereinsjtaaten beſchickte Kommiſſion trat erjtmal® am 12, Januar 1870 in 
Berlin und dann nad ihrer Bertagung (am 12. Februar) noch einmal am 
4. Juli 1870 während des Beſtehens des Zollvereins in Berlin zufammen, 
wo fie am 16. Juli 1870 wegen der Kriegsereignilje ihre Thätigkeit einzu: 
itellen gezwungen war, um fie erjt nach Errichtung des Deutichen Neiches am 
13. April 1871 in Berlin wieder aufzunehmen.) 

Obgleich derjelben nach der Reichsverfallung ein größeres Feld zugemiejen 
werden konnte, hatte fie dennoch nur ihre jpezielle Aufgabe aus der Zeit des 
Zollverein zu löſen. Das Reſultat ihrer Beratbungen ift in einer Weihe 
von 18 Berichten enthalten, in deren legteren der Vorjchlag zur Errichtung 
einer Neichsbehörde für Deutſche Statijtif gemacht und zugleich 
der Grund zur weiteren Entwidelung gelegt it. 

Diefe dem Bundesrathe im Jahre 1870 und 1871 zur Beichlußfaflung 
vorgelegten Berichte‘) betreffen: 

1. die Statijtif der Bevölkerung, 

2. die Statiftif der Erwerbsthätigfeit, 

3. die Statiftif der Güterbewegung, 

4. die Statiftif der gemeinschaftlihen Zölle und Steuern 
des Deutjchen Reiches, 

5. Die Statiftif der Organijation und Verwaltung dieſer 
gemeinjhaftlihen Einnahmen, 

6 die Gründung einer Reichsbehörde für Statiftif. 

Auf Grund einer Vorlage des VBorjigenden des Bundesraths vom 9. März 
1870 (Drudj. Nr. 12) wurde von dem Ausſchuſſe des Bundesrathes für 
Zoll-Steuerweſen und Handel und Verkehr, vor Allem über die Bevölferungs: 
ftatiftif berichtet (Drud). Nr. 44) und am 23. Mai 1870 (Brot. $ 91) vom 
Bundesrathe der Beichluß gefaßt: 

1. daß Berzeichnifje der in den einzelnen Zollvereinsſtaaten vorhandenen 
Gemeinden nad den einzelnen Landestheilen längjtens bis zum Jahre 1875 
veröffentlicht werden jollen mit alphabetischem Regiſter der Wohnpläße; 

daß die Allgemeinen Bejtimmungen über die Volfszählungen im 
Zollverein nach den Ausſchußanträgen zu genehmigen jeien; 

3. daß über die Zahl der Ehejchließungen, der Gejtorbenen und Geborenen 

und über die Auswandererbewegung jährlich Aufitellungen zu machen jeien. 


Fabricius zu Hannover. Bergl. Hirth's „Annalen“ 1870 ©. 21. 

2, Müberes in Bd. I der Statijtit des Deutichen Reiches. 

3) Drudjahen des Bundesrathes von 1870 Nr. 12; von 1871 Nr. 108 u. 170, Bergl. 
a. Hirth’s „Annalen“ 1872 ©. 1548, 
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Auf eine weitere Vorlage des Reichskanzlers vom 25. Juni 1871,') 
welche 7 Berichte der Kommiffion zur weiteren Ausbildung der Statijtif des 
Zollvereins enthielt,?) faßte der Bundesrath des Deutſchen Reichs auf Grund 
eines Berichtes feiner Ausjchüffe vom 14. November 1871°) am 7. Dezember 
1871 (Brot. $ 643) über nachjtehende Gegenftände Beſchlüſſe, welche zum 
Theile noch jegt die Grundlage für die Statiftit des Deutjchen Reichs bilden: 

1. bezüglich der Bepölferungsftatijtif und der Volfszählung, 
welche am 1. Dezember 1871 jtattfinden jollte ;*) 

2. bezüglich der bereits erwähnten Ortſchaftsverzeichniſſe, deren 
Einrichtung jedem einzelnen Bundesſtaate überlaflen werden jolle ;°) 

3. bezüglich des Waarenverfehrs des Zollgebiets des Deut: 
ihen Neihs mit dem Auslande und den Zollausjchlüjjen vom 
1. Januar 1872 ab;®) 

4, wegen der Statiftif der Seeſchiffe und fonftigen auf den Seever- 
fehr bezüglichen Verhältniſſe; 

5. bezüglich des Verkehrs auf den Deutichen Waſſerſtraßen; 

6. bezüglich der Einrihtung der Statiftif der gemeinschaft 
fihen Zölle und Steuern des Deutſchen Neiches; 

7. bezüglich der baldigen Heritellung eines alphabetiſchen Regiſters 
über die Verzeichnifje der einzelnen Zoll: und Steuerämter des Deutjchen 
Neihes nach ihren Befugnifjen; 

8. bezüglich einer Nachweifung über die Organijation der Ber: 
waltung der Zölle und Steuern des Deutjchen Reichs nach dem Stande 
des Jahres 1872; 

9. bezüglich einer fortlaufenden, von 1872 an beginnenden Gejchäfts- 
jtatijtik der Bulle und Steuerverwaltung des Deutjchen Reiches; 

10. bezüglich der Aufftellung einer Strafjtatijtif für Uebertretungen 
in Zolle und Steuerjachen und 

11. bezüglicd; der Errichtung eines das Zentralbureau des Zollvereins 
erjegenden ftatiftifchen Zentralorgans des Deutſchen Neiches?) zur 


) Drudjachen des Bundesraths v. 1871 Nr. 158. 

2) Dieje Berichte betrafen: 1. die Aufitellung der Ueberfichten über den Waarenvertehr 
des Deutichen Neichd mit dem Auslande; 2. die Statiftit der Seeſchifffahrt; 3 die Statijtik 
der gemeinjchaftlihen Zölle und Steuern des Deutichen Reiches: 4. die Statijtit der Straf- 
fälle in Bezug auf Zölle und Steuern des Deutſchen Neiches; 5. die Ermittelung der land— 
wirtbichaftlichen Bodenbenugung und der Ernteerträge, jowie der Viehhaltung im Deutichen 
Reiche; 6. die Statiftit des Verkehrs der Eifenbahnen und 7. die Gründung und Einricht- 
ung der Reichsbehörde für Deutiche Statiftik. 

2) Drudiachen von 1871 Nr. 170. Mit diefem Berichte famen auch noch jechd Berichte 
der Kommilfion für Statiftif zur Vertheilung und zwar 1. für den Erwerb und Verluſt 
der Staatdangehörigkeit; 2. iiber den Bergwerk, Hütten: und Salinenbetrieb; 3. über die 
Sewerbeftatijtit; 4. über die Schiffsunfälle an Deutſchen Küften; 5. über den Verkehr auf 
Deutſchen Waſſerſtraßen; 6. über die Organifation und Geſchäfte der Zoll und Steuerver: 
waltung des Deutichen Reiches. 

4, Siehe über dieje und die von 1875 Bd. 2, 14, 20, 25, 30, 37 der Statiſtik des 
Deutichen Reiches. Ueber die für 1880 Bundesrathsbeihluß v. 29. Mai 1880 S. 396. 

) Siche das Ortäverzeihnig nad der Zuiammenjtellung von 1875 in Band 5 der 
Statiftit des Neiches. 

°) Fit abgeändert durch das Geſetz vom 20. Juli 1879 und die hiezu erlaffenen Dienit: 
vorſchriften. 

?) Dieſes Reichsorgan trat unter dem Titel „Statiſtiſches Amt des Deutſchen 
Reiches“ mit 1. April 1872 ins Leben, da an diejem Tage das Zentralbureau feine Thätig- 
feit eingejtellt hatte. (Bundesrathsprot. vom 9. Februar 1872 $ 28 und Hirth's „Annalen“ 
1872 ©. 1547.) 
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technischen und millenfchaftlichen Verarbeitung des einlaufenden Material3 und 
zur Begutachtung ſtatiſtiſcher Fragen. 

Da es nicht die Abficht dieſer Bearbeitung fein fol, alle diefe Materien 
erihöpfend zu erörtern,') jondern nur die auf die Zoll- und Steuerverwalt: 
ung und den Waarenverfehr bezüglichen Statiftifen zu bejprechen, jo wird 
über diefe Folgendes bemerft: 

I. Die Statiftif über den Waarenverfehr des Zollgebietes des 
Deutihen Reiches mit dem Auslande und mit den Zollaus: 
Ihlüjjen, wie fie vom 1. Januar 1872 an aufgeftellt wurde, umfaßt den 
—* in viel mehr Beziehungen, als dieſes ſeit dem Jahre 1858 der 

war. 

Während nämlich bis dahin nur 

die Waaren-Ein-, Aus- und Durchfuhr, 

b) der Seeſchifffahrtsverkehr, 

c) der Verkehr in Niederlagen für unverzollte Gegenftände und 

d) die bei dem Verkehr mit dem Auslande gewährten Befreiungen und 

Erleichterungen 

Gegenstand der Statiſtik waren umd dieſe Aufitellungen nach dem Schema des 
Vereinszolltarif3 erfolgten, ſind dieſe Ueberfichten unter Zugrundlegung eines 
befonders aufgejtellten Statiftiichen Waarenverzeichnijjes, welches die 
fir den Verkehr und Handel wichtigen Gegenjtände befonders hervorhebt, die 
minder wichtigen aber in Sammelpofitionen zufammenfaßt, auf 14 für die 
Aufitellungen durch die Hauptzoll- und Steuerämter erhöht, von denen 
vierteljährig?) aufzujtellen waren: 

1. die Ueberfichten über die in den freien Verkehr getretenen und aus 

dem freien Verkehr in das Ausland ausgeführten Waaren ;*) 

2. die Ueberfichten über den Niederlageverfehr ?) 

Aus diefen beiden wurden vom Statiftijchen Amte vierteljährig 
5 Ueberjichten für das ganze Neich angefertigt‘) und zwar: 

1. eine UWeberficht der in den freien Verkehr des Reiches getretenen 

Waaren,?) 
2. eine Weberficht der aus dem freien Verkehr des Neiches ausgetretenen 
Waaren,) 

3. eine vergleichende Weberficht der in den freien Verkehr getretenen und 

aus dem freien Verkehr ausgeführten Waaren,’) 

4. eine vorläufige Ueberficht der bei den (24) bedeutenditen Hauptämtern 

in den freien Verkehr getretenen wichtigeren Waarenartifel ®) und 

5. eine Weberficht des Niederlageverfehrs mit den wichtigeren Niederlage: 

gütern.) 

Sährlih hatten die Hauptzoll» und Steuerämter folgende 
zwölf Ueberfichten aufzujtellen und in einfacher Ausfertigung bis zum 1. März 


1) Das Nähere enthalten die Veröffentlihungen des Statijtiihen Amtes Bd. 1, 8, 14, 
%, 25, 30 und 37. 

?, Bis zum 15. des auf den Quartalsſchluß folgenden Monats direkt in Abſchrift an 
das Statijtifche Ant und in Konzept an die Direftivbehörde einzufenden ($ 42 der Anleit- 
ung). Jahrbuch 1871 ©. 339. 300. 287; fiehe auch Preuß. Zentralblatt v. 1872 ©. 98. 

°, Fallen weg jeit 1. Jan. 1880. 

* Vorichriften für das Statiſtiſche Amt lit. b 1—5. 

5) Fallen weg vom 1. Jan. 1877 an nad) Bundesrathsbeihluß vom 6. Dezbr. 1876 
$ 399 des Prot. 





190 v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deutichen Neiches. 


des auf das treffende Jahr folgenden Jahres an ihre vorgejegten Direktiv— 

behörden einzufenden: 

. eine Ueberficht über die Waareneinfuhr,') 

. besgleichen über die Waarenausfuhr,!) 

. deögleichen über die Waarendurdfuhr,') 

. desgleichen über die Waaren=-Ein- und Ausfuhr in dem treffen 
den Hafen,?) 

. desgleichen über die Waaren-Ein- und Ausfuhr auf dem 
Haupt-Fluſſe des Bezirks, 

. desgleichen des Waarenverfehrs in den verjchiedenen —— 
lagen, ausgeſchieden nad Art derſelben (öffentliche, Privat-, 
Konto-, Kredit:, Theilungsniederlage) und nad) den Orten, wo fich 
diefelben befinden, und hiezu? 

7. eine fjummarifchelleberficht der im betreffenden Jahre vorhanden 
gewejenen Niederlagen,?) 

8. eine Ueberficht der auf Grund des $ 112 der Vereinszollgeſetze bet 
dem Meß: und Marktverkehre zugejtandenen Erleichterungen und 
Befreiungen, 

9. desgleihen der auf Grund der $$ 113 und 114 des Vereinszollge— 
jees bei dem Berfehr mit Netourwaaren zugeftandenen Erleich- 
terungen und Befreiungen, 

10. desgleichen der auf Grund der 88 115 und 116 des Bereinszollge- 
jeges bei dem Veredlungsverkehr (einschließlich des Fleinen 
Grenzverfehrs) zugejtandenen Erleichterungen und Befreiungen,?) 

11. desgleichen der auf Grund des $ 117 des BVereinszolfgejeges vom 
Eingangszolle freigelafienen inländijchen Strandgüter, 

12. desgleichen der auf Grund des $ 118 des PVereinszollgefeßes ges 
währten Zollerlafje aus VBilligfeitsrüdjichten. 

Dieje Ueberſichten find von den Direftivbehörden, gleich wie die viertel- 
jährigen, zu prüfen und vier Wochen nach der Vorlage durch die Hauptämter 
dem Statijtifchen Amte einzureichen.”) 

Das Statiftifhe Amt fertigte hieraus jährlich 23 Ueberfichten,*) 
und zwar: 

1. eine Hauptüberficht der Waareneinfuhr und der erhobenen 

Eingangszölle mit Schäßung des Werthes der Einfuhr,') 

2. eine Weberficht der Waareneinfuhr mit Unterfcheidung der Grenz: 
ſtrecken derjelben,) 

3. eine folche mit Unterfcheidung der Gebietstheile, in welchen die 
Ichliegliche Abfertigung zum Eingange auf Niederlagen oder im den 
freien Verkehr erfolgte,®) 

4. dergleichen mit Unterjcheidung der Gebietstheile und der wich: 
tigen Grenzitreden des Eingangs,?) 


[er] or =» om 





9 Fallen weg jeit 1. Januar 1880. 

) Bon 1880 an nur noch für 10 Häfen nad) Bundesrathsbeihlug vom 29. Januar 
1880 ($ 58 des Prot.). 

) Aufgehoben jeit 1880. 

+) Lit. a Abth. 1—3 der Vorichriften für das Statiftiiche Amt bezüglich der handels- 
ftatijtiichen Ueberſichten. 

) Geändert jeit 1880, 

) Aufgehoben jeit 1. Jan. 1877 durch ern v. 6. Dez. 1876 ($ 399). 

’) Aufgehoben durd) Bundesrathsbeſchluß v. 15. Juni 1875. 


Ki re 
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. einen Nachweis des Antheil® der bedeutendjten Hauptämter 
an der Einfuhr der hauptſächlichſten Artikel in den freien Verkehr 
(direft und von Niederlagen), 

. eine Hauptüberficht der Waarenausfuhr aus dem freien Verkehr 
mit Schäßung des Werthes derjelben,') 

. eine Ueberficht der Waarenausfuhr aus dem freien Verkehr mit 
Unterjcheidung der Grenzitreden,?) 

. eine Hauptüberficht der Waarendurhfuhr mit Shätung des 
Werthes derjelben,?) 

. eine Ueberfiht der Waarendurchfuhr mit Unterjcheidung der 
Grenzitreden des Einganges und Ausganges,*) 

10. eine vergleichende Weberficht der Waaren-Ein-, Aus: und 

Durchfuhr,*) 

11. eine Nachweiſung der in den einzelnen Quartalen in den freien 
Verkehr getretenen und aus dem freien Verkehr in das Ausland 
ausgeführten Mengen der hauptſächlichſten Waarenartikel 
nebſt Vergleichung mit dem Borjahre,®) 

12, eine Ueberficht der Ein- und Ausfuhr”) zollpflihtiger Artikel, 
jowie der erhobenen Zollbeträge nebit Vergleichung mit dem Borjahre, 

13. eine Hauptüberjicht der Waaren-Ein- und Ausfuhr zur See nad) 
Waarengattungen, 

14. eine Ueberjicht der Waareneinfuhr zur See nah Hafenpläßen, 

15. und eine gleiche über die Waarenausfubr, 

16. eine Ueberficht der Waaren-Ein- und Ausfuhr auf dem Bodenjee, 

17. eine Weberfiht der Waaren- Ein und Ausfuhr auf Strömen und 
den bedeutenderen Flüſſen und Stanälen, 

18. eine Ueberficht der Niederlagen nach dem Stand am Schlufjje des. 
Jahres,*) 

19. eine Ueberſicht des Waarenverkehrs inſämmtlichen Niederlagen,) 

20. eine Ueberſicht des Niederlageverkehrs an den wichtigeren Nieder— 
lageorten, 

21. eine Ueberſicht der Beſtände der wichtigeren Niederlage— 
güter in dem öffentlichen Niederlagen und Privatlagern am Schluſſe 
der einzelnen Quartale,'”) 

22. eine Ueberficht über die auf Grund des $ 115 reip. 116 des Vereins— 
zollgefeßes bei dem Beredlungsverfehr (mit Einfchluß des Kleinen 
Grenzverfehrs) zugeitandenen Erleichterungen und Berreiungen, 

23. eine Ueberficht der bei dem Meß- und Marftverfehr, dem Be— 

juche von Ausstellungen und dem Verkehr mit Netourwaaren, 


N Ansgefchieden: aus dem freien Verkehr, vor Niederlegung zur unmittelbaren Durd- 
fuhr, Gefammtmwaarenausgang nad) Bundesrathsbeichluß v. 15. Juni 1875. 

?, Geändert jeit 1880. 
} 9) Nur für wichtige internationale Handelsartifel nach Bundesrathsbeihlug dom 15. 
uni 1875, 

9 Aufgehoben durch Bundesrathöbeihlug dv. 15. Juni 1875. 

) Aufgehoben bezüglich der Durchfuhr durch Bundesrathsbeichluß v. 15. Juni 1875, 

Aufgehoben jeit 1. Januar 1877. 

) Fällt weg jeit Aufhebung der Ausgangszöfle. 

) Beändert jeit 1880, 

*, Aufgehoben jeit 1. Januar 1877. 

») Geändert jeit 1880. 
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jowie für zollfreie Strandgüter zugeitandenen Verfehrserleichter- 
ungen und Befreiungen. 

Das Verfahren, welches die Hauptämter, rejp. die Direftivbehörden und 
das ſtatiſtiſche Amt bei Aufjtellung dieſer Meberfichten zu beobachten haben, 
iſt durch Spezielle Inftruftionen ) und Negulative geregelt. 

Mit Bundesrathsbeihluß vom 6. Dezember 1576 $ 399 des Protokolls 
wurden vom 1. Januar 1877 an Monatsausmweije über die Ein- und 
Ausfuhr der wichtigeren Waarenartifel mit Unterfcheidung der Grenzitreden 
des Ein: und Ausganges eingeführt, welche vom Statiſtiſchen Amte aufgeitellt 
und im Zentralblatt für das Deutjche Reich und dem Neichsanzeiger zur Vers 
Öffentlichung gelangen jollten. Dagegen mußten die Hauptämter jtatt der vor— 
jtehend erwähnten Quartalsüberfichten monatliche UWeberfichten über die im 
ſtatiſtiſchen Waarenverzeichniffe aufgeführten, in den freien Verfehr gejegten 
oder aus dem freien Verkehr ausgeführten wichtigeren Waarenartifel aufjtellen 
und monatlich dem Statiftiichen Amte direkt einjenden. 

Dem Statiftischen Amte wurde außerdem die jährliche und quartalweiie 
Aufitellung von 8 Ueberfichten erlafjen.?) 

Bis zum Schlujje des Jahres 1879 wurde von allen Zoll- und Steuer: 
behörden, jowie von dem Statijtischen Amte) nach vorjtehenden Vorjchriften 
verfahren, von da an traten aber die durch das Reichsgeſetz vom 
20. Juli 1879,%) betreffend Statiftif des Waarenverfehrs des 
deutjchen Zollgebietes mit dem Auslande, gejchaffenen neuen 
Vorſchriften zum Theil an die Stelle der bisherigen, welche außer 
in dem Geſetze noch in den vom Bundesrathe bejchlojjenen Ausführungs— 
bejtimmungen vom 20. November 18795) und den Dienjtvorjchriften vom 
21. November 1879) nebjt dem neuen ſtatiſtiſchen Waarenverzeichnilje ent— 
halten jind.?) 

In dieſem Geſetze ($ 1) iſt der ganz neue Grundſatz ausgeiprochen, daß 
alle Waaren, welche über die Grenzen des deutichen Zollgebietes eins, aus— 
und durchgeführt werden, einjchließlich der Verjendungen aus dem BZollgebiete 
durch das Ausland nach dem Zollgebiete, bei den mit den Anjchreibungen für 
die VBerfehrsitatijtit beauftragten Amtsjtellen ($ 3 und 4) nach Gattung, Menge, 
Herkunfts- und Bejtimmungsland anzumelden feien. 

Befreit von der Anmeldung find nur 

1. die in $ 5 des Gejeges, betreffend den Zolltarif von 1879, und in 

N — Abtheilung des Zolltarifs aufgeführten zollfreien Gegen— 
tände; 

2. die Sendungen zollfreier Gegenſtände im Gewichte von 250 Gramm 

oder weniger ($ 1). 

In der Negel joll diefe Anmeldung durch den Waarenführer mitteljt 

Anmeldejchein erfolgen ($ 3), deſſen Austellung dem Verfender obliegt. ($ 5.) 


N) Bentralbl. 1872 ©. 98; Jahrbücher 1871 ©. 287, 331, 339, 301 u. 1872 ©. 385 fi. 

2 Das Nähere iſt bei den treffenden Ueberſichten bereits erwähnt. 

) Die Beröffentlihungen des Statiftiichen Amtes find in dem Druckwerke: „Statiftit 
des Deutichen Reiches“ niedergelegt. 

*) Neichegejegbl. 1879 ©. 261 ff. 

5), Zentralbl. f. d. Deutiche Reich 1879 S. 676. 

Ya. 0. ©. 687. 

”) Eine Handausgabe des Geſetzes nebſt VBollzugsvorfhriften mit Einſchluß des Statijt- 
iſchen Waarenverzeichniſſes, erjchienen 1885, herausgegeben vom Reichsamte des Innern. 
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Bet den unter Zollkontrole jtehenden Waaren vertritt das Bollabfertigungs- 
papier den Anmeldeichein. ($ 4.) Die Prüfung der Anmeldeicheine kann durch 
Belihtigung der Waaren erfolgen. ($ 8) Für den Poſt-, Eleinen Grenz— 
verfehr, Die Durchfuhr auf kurzen Straßen, Streden und den Verkehr vom 
Inland zum Inland durch das Ausland fünnen Erleichterungen eintreten. ($ 9.) 

Von den jchriftlich anzumeldenden Waaren ift eine in die Reichskaſſe 
fließende Gebühr (ſtatiſtiſche Gebühr) zu entrichten. 

Diejelbe beträgt für die in demjelben Anmeldejichein oder derjelben De: 
Haration aufgeführten Waaren : 

l. wenn diejelben ganz oder theilweile verpadt find, für je 500 Rilo- 
gramm 5 Brag.; 

2. wenn diejelben verpadt find, für je 1000 Ka. 5 Pfg.; 

3. bei Kohlen, Koaks, Torf, Holz, Getreide, Kartoffeln, Erzen, Steinen, 
Salz, Roheiſen, Zement, Düngungsmitteln, Rohſtoffen zum Ber: 
jpinnen umd anderen vom Bundesrathe zu bezeichnenden Maijengütern 
in Wagenladungen, Schiffen und Flößen, verpadt oder unverpadt, für 
je 10,000 Kg. 10 Bra. ;") 

4. bei Pferden, Maulthieren, Ejeln, Rindvieh, Schweinen, Schafen und 
Ziegen find für je 5 Stüd zu entrichten 5 Pfg. 

Bon anderen nicht in Umschliegungen verwahrten lebenden Thieren 
wird eine Gebühr nicht erhoben. 

Für Bruchtheile der Mengeeinheiten fommt die volle Gebühr zur Anz 
wendung. (8 11.) 

Befreit von der ſtatiſtiſchen Gebühr jind 

1. die Waaren, welche 
a) unter Zollkontrole verjendet, 

I) auf Niederlagen für unverzollte Gegenjtände gebracht, 

e) nah Entrihtung des Eingangszolles in den freien Verkehr ge: 
ſetzt oder 

d) zum Zwecke der Zurüdvergütung oder des Erlaljes der Abgaben 
unter amtlicher Kontrole ausgeführt werden; 

2. die Waaren, welche auf Grund direkter Begleitpapiere in freiem 
Berfehr 
a) durch das deutſche Bollgebiet durchgeführt oder 
b) aus demjelben durch das Ausland nad) dem Zollgebiete befördert 

werden; 

3. die Boitjendungen. 

Die Entrichtung der jtatijtischen Gebühr erfolgt durch Verwendung von 
Stempelmarfen in dem erforderlichen Werthbetrage auf dem Anmelde: 
Iheine oder dem die Stelle desjelben vertretenden Papiers vor der Uebergabe 
desjelben an die Anmeldeſtelle.?) 

1) Siehe das neuejte Verzeichniß der Maifengüter im Zentralblatt des Reich! v. 1884 
©. 319 Beil. Außerdem it für Mafiengüter, wenn fie in Mengen angemeldet werden, 
welche nach $ 11 Ziffer 1 und 2 des Geſeßes weniger als 10 Pig. zahlen, der niedrigere 
Saß anzumenden, und find unter Wagenladungen (5 11 Nr. 3 des Geſetzes) nit nur 
ran: Ilern auch andere Wagenladungen zu veritehen. Siehe Zentralbl. des Reichs 
f *) Weber die Zurüderjtattung und Hereimzahlung der zu viel bezahlten Gebühr 
ſ. Bundesrathsbeſchluß vom 26. April 1880, Zentralbl. d. Reichs 1880 ©. 278. Lieber die 
Entwerthung der Stempelmarten durch öffentlihe Transportanjtalten j. Bundes- 
rathsbeſchluß v. 13. Dez. 1883 (Zentralbl. d. R. 1884 ©. 2). 

Annalen bed Deutihen Reichs. 1886. 13 
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Durch Bundesrathabeihluß vom 8. Mai 1882') wurden bejondere Vor: 
jchriften in Betreff der Berechnung der ſtatiſtiſchen Gebühr für Maſſen— 
güter bei Verſendungen mit den Eiſenbahnen gegeben, wonach unter 
beſtimmten Bedingungen die nach $ 11 Abſatz 4 des Geſetzes vom 20. Mai 
1879 erforderliche Anrechnung der vollen ſtatiſtiſchen Gebühr für Bruchtheife 
der Mengeneinheiten auf die bei der Geſammtmenge fich ergebenden Bruch— 
theile bejchränft werden fann. Auch über die Anjchreibung in den Verkehrs— 
nachweifungen find VBorjchriften gegeben. 

Für die Entrichtung der Gebühr haftet der natürliche Befiger der Waare 
zur Beit der Anmeldepflichtigkeit (8 13). Auf die Verjährung der jtatijti- 
ſchen Gebühr findet $ 15 des Zollgefeges Anwendung. Die Ausführung und 
Kontrole der geſetzlichen Vorjchriften liegt den Organen der Bollverwaltung 
ob ($ 15 und 16). Die Beitrafung von Uebertretungen der Vorjchriften 
erfolgt mit einer Drdnungsitrafe bis zu 100 .% unbejchadet der in $ 275 
und 276 des Neichsitrafgejeges angedrohten Strafen. Das Strafverfahren 
richtet fich nach den. für die Beitrafung der Zollübertretungen gegebenen Bor: 
Ichriften ($ 17). Ueber die Statiftit des Waarenverfehrs werden nunmehr 
unter Wegfall der früher aufgestellten Nachmweifungen ſeit 1. Januar 1880 
auf Grund diefes Geſetzes und der hiezu erlaffenen Ausführungsbejtimmungen 
folgende ftatiftiiche Leberjichten ftatt der bisherigen aufgejtellt, und 
jwar: 

I. Bon den Zoll: und Steuerftellen nad vorgeichriebenen Muftern 
zweimal monatlich vom 1.—15. und 16. bis lebten des Monats durch 
tägliche Anjchreibungen ($ 11 und 17 der Dienjtanweilungen) 

. eine Nachweifung der Einfuhr in den freien Berfehr unmittelbar oder 
mit Begleitpapteren, 

2. eine Nachweifung der Einfuhr in den freien Verkehr von Niederlagen 

und Konten (Meß: oder laufenden Konten), 

3, eine Nachweifung des Eingangs auf Niederlagen und Konten, 

4, eine Nachweilung der Ausfuhr aus dem freien Verkehr, 

5. eine Nachweifung des Ausgangs von Niederlagen und Konten, 

6. eine Nachweilung der unmittelbaren Durchfuhr.?) 

Für jedes Kalenderjahr fertigen die Zoll und Steuerämter 

1. eine Nachweifung über die ausnahmsweile zu ermäßigten Zollfägen 

oder zollfrei abgelafjenen Waaren ($ 20 der Dienftanweifung),’) 

. eine Nachweifung über die Art und Zahl der am Schluffe des Kalen- 
derjahres vorhandenen Niederlagen ($ 33 der Dienftanweifung), 

. eine Nachweiſung über die auf die 88 115 und 116 des Vereins— 
zollgeſetzes in Bezug auf den Veredelungsverkehr gewährten Erleich— 
terungen ($ 34 der Dienſtanweiſungh.) 


> DW 


— Zentralbl. des Reichs 1882 S. 244. 

®, Für die Anſchreibung nach Örenzitreden und Ländern, der Herkunft und Beſtimm- 
ung find 11 Grenzitreden und 39 Länder in Anlage 8 zu den Dienjtvorjchriften angegeben. 

) Siche hierüber die Zirkularverfügung des f. preuß. Finanzminiſters vom 13. März 
1882, abaedrudt im preuß. Zentralbl. 1882 ©. 163. 

) Sämmtliche Nachweilungen werden zu weiterer Bearbeitung von den Hauptämtern 
nah Abſchluß jofort an das Statiftiihe Amt eingejendet. Durch einen Bundesrathsbeſchluß 
bom 24. April 1883 wurden die Beitimmungen der 88 34 — 38 der Dienftesvorichriften 
vom 21. November 1879 wejentlidh geändert. Siehe dieje Nenderungen im Bentralbl. des 
Reichs 1883 ©. 146 fi. 
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Aus diefen Nachweilungen fertigt das Statiſtiſche Amt folgende Ueber: 
jichten, welche möglichit bald in der Drudjchrift „Statiftif des Deutjchen 
Reichs veröffentlicht werden follen: 

I. Monatlich: Ueberfichten der in den freien Verkehr eingeführten und 
aus demjelben ausgeführten wichtigeren Waaren (mit Ausjchluß der unmittel- 
baren Durchfuhr) nach Ländern der Herkunft bezw. Beſtimmung. 

I. Jährlich: 

1. Eine Ueberfiht der Ein» und Ausfuhr (mit Ausjchluß der unmittel 
baren Durchfuhr) nach den Ländern der Herkunft bezw. Bejtimmung 
und Werth der Waaren. 

. Eine ſolche der unmittelbaren Durchfuhr, und zwar 

x nach den Ländern der Herkunft, 

b) nach den Ländern der Beltimmung, 
e) nach Grenzitreden des Ein- und Ausganges. 

. Eine Ueberficht des gefammten auswärtigen Waarenverfehrs nach den 
Grenzitreden des Ein- und Ausgangs, 

. Eine, joldhe über die Einfuhr zollpflichtiger Waaren und der hiezu 
berechneten Bollbeträge. 

5, Eine Ueberficht über den Stand der Niederlagen am Schlujje des 
Jahres nad) Berwaltungsbezirfen und Art der Niederlagen. 

6. Eine jolche über den Veredlungsverfehr nach Gegenjtänden und Art 
der Verarbeitung und Vervollkommnung, unterjchieden nach Ländern, 
mit denen diefer Verkehr jtattfand.!) 

Sämmtlichen Ueberfichten jowohl der Zoll-Aemter als des Statijtiichen 
Amtes ift das Ki Statiftiihe Waarenverzeichniß‘) zu Grunde zu 
legen, das in 931 Nummern die wichtigjten Gegenftände nach den einzelnen 
Pofitionen des Zolltarifs enthält. 

Alle jeit 1872 von Seiten der Zoll» und Steuerämter aufgeftellten viertel- 
jährigen und jährlichen Verkehrsnachweiſungen fommen hiemit in Wegfall ja 
weit jie die oben erwähnten Verkehrsverhältniſſe betreffen. 

Das Statiftische Amt hat mit 1880 hieraus nur die eben aufgezäblten 
Ueberfichten monatlich und jährlich aufzujtellen, wodurch einerjeit3 eine 
wünjchenswerthe Gejchäftserleichterung der Zollbehörden, andererjeit3 wohl aber 
eine größere Gefchäftslaft für das Statiftische Amt, für die Bearbeitung der 
Statiſtik aber mehr Einheitlichkeit und Sicherheit entjtanden: ift. 

Das Verfahren für diefe ſtatiſtiſchen Bearbeitungen iſt durch die bereits 
erwähnte Dienftinjtruftion zum Geſetze vom 20. Juli 1879 geregelt. 

Außerdem iſt zu erwähnen, daß die jährlich aufzuftellende Nahmweijung 
des Waarenverfehrs zur See über die Haupthäfen des deutjchen Zoll: 
gebiet3 durch Bundesrathsbefchluß vom 29. Januar 1880 auf die Häfen 
Memel, Pillan» Königsberg, Neufahrwafjer: Danzig, Swinemünde - Stettin, 
Travemünde-Lübeck und Kiel beſchränkt und das Verfahren für die Aufitellung 
der Nachweifung neu geregelt wurde.’) 


— — — 


t 


— 58 


') 88 40, 41 der Dienſtanweiſung. 

?) Abgedr. im Zentralbl. des Deutichen Reichs 1884 ©. 319. Wegen der Abänderungen 
des Zolltarifd im Jahre 1885 wurden die Menderungen des Waarenverzeichnijies umd der 
Naſſengüter neu zujammengejtellt und publizirt im Bentralbl. d. Reichs 1885 ©. 289 fi. 

5. die erite derartige Ueberficht für Januar bis Mai 1880 im 5. Heft der Statiſtik 
des Reiches, Bd. XLIII. 
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I, Bezüglich der Statiftif der gemeinfchaftlihen Zölle und Steuern 
des Deutjchen Neiches ift durch den erwähnten Bundesrathsbejchluß vom 
7. Dezember 1871 angeordnet, daß folgende 23 Ueberfichten nach bejtimmten 
Muftern gefertigt werden und zwar: Ä 

A. Bon den Hauptämtern, den Direftivbehörden und dem 
Statiftifchen Amte jährlich: 

1. eine Ueberficht der gewährten Zollnachläſſe, 

2. desgleichen über die den Weinhändlern gewährten Zollbegünjtig- 
ungen, 

. 3. desgleichen über die Broduftion und Besteuerung des inländi- 
jhen Rübenzuders,') 

4. eine vorläufige Ueberficht über die Ergebnifje der Nübenzuder- 
fabrifation, 

5, eine Ueberficht der verjteuerten NRübenmengen, 

6. desgleichen über die Ein= und Ausfuhr von Zuder,?) 

7. desgleichen über die Broduftion von Nübenzuder, 

8. desgleichen über die Produktion von Stärfezuder. 

Durch Bundesrathsbeihluß vom 9. Mai 18832?) wurde angeordnet, 
daß die Jahresüberfichten über die Produktion und Beiteuerung des inläns 
diſchen Nübenzuders (Mufter 3), über die Ein: und Ausfuhr von 
Zuder Muſter 6) und über die Produktion von Stärfezuder (Mujter 7) 
nad den Zeitabjchnitten vom 1. Auguſt des einen bis 31. Mai des anderen 
Jahres umd zwar für Mufter 3 und 6 vom Betriebsjahre 1881/82 an und 
für Mufter 7 vom Betriebsjahre 1882/83 an aufzuftellen feien. 

9. Desgleichen über die Produktion und den Abſatz der inländijchen 
Salzwerfe, 

10. desgleichen über die in Bezug auf die Salzabgaben gewährten 
Erleihterungen,*) 

11. desgleichen über die BProduftion und Beftenerung des inlän- 
diihen Tabads, 

12, eine vorläufige Ueberjicht des Betrags der feſtgeſetzten Tabad- 
teuer, 

13. eine Ueberficht der Ein: und Ausfuhr von Tabad. 

In der Sigung vom 7. Juni 18309) wurde eine Anleitung zur ander: 
weitigen Aufſtellung der ftatiftifchen Ueberjichten über die Bes 
jteuerung des Tabads nebjt Formularen zu derjelben im Anſchluß an 
die veränderte Gejeßgebung des Jahres 1879 beſchloſſen, welche erit für das 
Erntejahr 1880/81 Geltung hat. Hienach haben die Hauptämter jährlich 
folgende Ueberfichten aufzuftellen und an die Direktivbehörden einzufenden: 


') Außerdem werden monatlich die Nejultate der Rübenverftenerung und der Zuder- 
Ein und Ausfuhr von den Behörden und dem Statiftiihen Amt aufgejtellt und veröffent- 
licht und fallen die vierteljährigen Weberfichten weg. (S. Zentralbl. des Reichs 1876 ©. 554, 
un $ 273 v. 1876. Aufgehoben duch Bundesrathsbeſchluß vom 19. Febr. 

8 10. 

2) ©. Bundesrathsbeihluß v. 21. März 1882 (Bentralbl. des Reichs 1882), wonach 
en: Ueberfichten über die Zuderausfuhr mit Bonifitationsanjpruch aufzu« 
tellen jind. 

2) Bentralbl. des Reichs 1882 ©. 285. 

) Bom 1. Yan. 1877 Wenderungen bezüglich der Anfchreibung von Mutterlauge, 
Soole und Badejalz, nad) Bundesrathsbeſchluß dv. 8. Nov. 1876, 8 353 des Prot. 

) $ 418 des Brot. Abgedr. im Zentralbl. des Reichs v. 1880 ©. 420. 
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1. Eine Ueberfiht über die Zahl der Tabadpflanzer umd den 
Flächeninhalt der mit Tabad bepflanzten Grundſtücke bis 1. Ok— 
tober des Erntejahres. Zugleich it eine Abjchrift dem Statiftischen 
Amte direkt zuzufenden. 

2. Eine Ueberjicht über den Tabackbau und die Ergebnijfe der 
Tabadernte bis 1. Febr. des auf das Erntejahr folgenden Jahres. 

3. Eine jolche über die Bejtenerung des inländifchen Tabads 
bis 1. September des auf die Ernte folgenden Jahres. 

4. Eine weitere über die Ein- und Ausfuhr von Tabad bis 1. Sept. 
des auf die Ernte folgenden Jahres. 

5. Endlich eine jolche über die Einnahmen aus der Beiteuerung 
des Tabacks bis 1. September des auf die Ernte folgenden Jahres. 

Die Direftivbehörden fertigen nach Muſter 2—5 Ueberjichten von der: 
jelben Einrichtung für ihre Bezirke nach Hauptamtsbezirfen und jenden die: 
jelben innerhalb 4 Wochen nad) den Einjendefrijten der Hauptämter nebft 
einer Denkjchrift, weldhe die in $ 4 Nr. I—7 der Anleitung aufgeführten 
Bunfte erörtert, an das Statiftifche Amt ein. Den Ueberfichten Mufter 2 ijt 
je eine Abjchrift der hauptamtlichen Ueberfichten Nr. 2 beizulegen. 

14. Eine Ueberficht über die Branntweinbrennereien und Brannt— 
weinbeſteuerung, 

15. eine Nahweifung der Brennereien nach Maßgabe der Betriebs: 
einrichtung, ") 

16. eine Ueberficht der Brauereien und über die Bierbejtenerung, 

17. desgleichen über die Einnahmen von Zöllen und Verbrauchs— 
ſteuern. 

B. Außerdem jährlich nur von den Hauptämtern und Direktiv— 
bebörden allein 

1. eine Ueberficht über das in den freien Verkehr gejegte und aus 
geführte Salz, 

2. eine Nachweiſung der Einnahmen an Zöllen und gemein— 
ſchaftlichen Verbrauchsſteuern im der Zeit vom 1. Januar bis zum 
Schluſſe des betreffenden Jahres.?) 

C. Ferner monatlich von den Hauptämtern und Direftiv- 
behörden 

eine Nachweifung der Einnahmen an Zöllen und gemeinfchaftlichen 
Verbrauchsſteuern in der Zeit vom 1. Januar bis Ende des betreffenden 
Monats.?) 

D. Und vom Statiſtiſchen Amte allein 

1. halbmonatlich eine durch den Neichsanzeiger zu veröffentlichende 
Ueberficht über die mit Anſpruch auf Steuer» und Bollvergütung abge 
iertigten Zudermengen,*) 


1) Geändert durch Bundesratbsbeichluß v. 9. Febr. 1878 8 101 des Prot. Dur 
Bundesrathsbeſchluß v. 7. Juli 1881 (Bentralbl. d. Reichs 1581 S. 279) wurde für das 
Muſter 14 zum Bundesrathsbeihluß von 1878 ein neues Formular angeordnet und wurden 
neue Borjchriiten für den Jahresbericht gegeben. 

* 2 — weg nach Bundesrathsbeſchluß v. 28. Juni 1883. (Zentralblatt des Reichs 
553 S. 237.) 

’) Fällt weg nach Bundesrathsbeſchluß v. 7. Nov. 1875. Dagegen werden im Zentral. 
blatt des Reihs monatlich dieje Ueberſichten veröffentlicht. 

) Bundesrathsbeichlui v. 21. März 1882 (Zentralbl. des Reichs 1882 ©. 155). 
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2. jährlich eine Ueberficht über die Produktion, Ein: und Ausfuhr von 
Zuder, ſowie über die vom Zuder erhobenen Abgaben im Zollgebiete des 
Deutjchen Reiches in der Zeit vom 1. September bis 31. Auguſt des be- 
treffenden Jahres nach Ländern, 

3. eine Weberjicht des gegen Entrichtung der Abgaben im Zollgebiete des 
Deutjchen Neiches in den Verbrauch übergegangenen Salzes, nad Produf: 
tions: und Abfagbezirken, jowie nach der Art des Salzes, 

4. eine desgleichen über die Ausfuhr von Salz aus dem Bollgebiete 
des Deutſchen Reiches. 

Die Vorfchriften für die Anfertigung aller diefer Ueberjichten ergeben fich 
theil8 aus dem Nubrifenbau von jelbjt, theils find fie den Formularen vor: 
gedruckt.*) 

II. Bezüglich der ſtatiſtiſchen Nachweifung über die Organijation 
der Verwaltung für die Zölle und Steuern des Deutſchen Reiches 
iſt Folgendes durch den erwähnten Bundesrathsbeichluß vom 7. Dez. 1871 
angeordnet: 

1. Seitens der Direftivbehörden jollen dem Statiftiihen 
Amte topographijche Mittheilungen nach dem Stande des Jahres 1872 
gemacht werden über den Flächeninhalt und Einwohnerzahl der Hauptamts- 
bezirfe, über die Grenzen gegen das Ausland und gegen jolche Bıundesjtaaten, 
mit denen übergangsabgabenpflichtiger Verkehr beiteht. 

Ferner foll die Zahl der den einzelnen Hauptämtern untergeordneten 
Amtsjtellen nachgewiefen werden und endlich der Bejtand des Dienſt— 
perjonals in den einzelnen Hauptamtsbezirfen mit Unterjcheidung des Hebez, 
Abfertigungs: und Auffichtsdienites. 

Diefe tabellariichen Nachweilungen jollen von den Direktivbehörden 
mit einer erläuternden Denkſchrift begleitet werden, in welcher über die 
Drganifation und den PBerfonalitand der Direftivbehörden, über die in ihrem 
Bezirke vernvendeten fontrolirenden Neichsbeamten, über die Kombination des 
auf die Zölle und Neichsiteuern bezüglichen Dienftes der Amtsjtellen und 
fonjtigen ‚denjelben übertragenen Dienjte und dergleichen Auskunft zu geben iſt.!) 

2. Hieraus und aus ſonſtigen Quellen wurde von dem Statiſtiſchen Ale 
vor der Hand für 1872 eine Organijationzjtatijtif gefertigt.) 

IV. Außerdem wurde eine mit dem Jahre 1872 beginnende und all 
jährlich abzujchliegende Gejchäftsjtatiftit der Zoll: und Steuerver- 
waltung des Deutjchen Neiches vom Statiftiichen Amte auf Grund der 
Nachweiſungen der Direftivbehörden und nach fonjtigen Quellen angefertigt 
und veröffentlicht.?) 

V. Bezüglich der Aufftellung von Ueberfichten über die Straffälle in 
Betreff der Zölle und Steuern des Deutjchen Reiches waren all- 
gemeine Beſtimmungen durch den Bundesrathsbeihluß vom 7. Dez. 1871 nebjt 
4 Formularen zu Nachweifungen feitgejtellt tworden,*) diejelben find jedoch durch 
einen Bundesrathsbeichluß vom 26. Juni 1880 aufgehoben und werden 
vom Etatsjahr 1880/81 an von den Direftivbehörden bis zum 1. Juni des 
nächitfolgenden Etatsjahres nur noch aufgeftellt und mit Erläuterungen erforder: 
lichen Falls verjehen: 


) S. a. Jahrbücher v. 1872 ©. 385. 

9) Bd. VI der Statiſtik des Dentichen Neiches. 

>, Aufgehoben mit 1880 durch Bundesratbsbeihluß v. 29. Jan. 1880 ($ 57). 
4 ©. a. Jahrbücher von 1872 ©. 162 u. 206. 
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a) eine Nachweilung der auf die Zölle und Steuern des Reiches bezüg- 
lichen Prozeſſe (Meufter 1), und 
b) eine Nachweifung über Konfisfation von Waaren wegen Zolldefrau— 
dation (Mufter 2). 
Diefe Formulare find auch für die durch die Hauptämter den Direftiv: 
behörden einzureichenden Nachweiſungen maßgebend. 
Auf Grund der von den Direftivbehörden vorgelegten Nachweilungen 
werden vom Statiftiichen Amte die Zufammenftellungen für das ganze Reich 
periodiich angefertigt und veröffentlicht.) 


IX. Abſchnitt. 
Das Hbrehnungswefen der Zoll- und Steuerverwaltung. 


Wie bereit im IV. Abjchnitt näher erörtert wurde, iſt die Gemeinschaft: 
lichfeit der Erträgniſſe aus den Zöllen ein ebenfo alter Grundſatz des ehe: 
maligen Zollvereines als die Verpflichtung aller Bereinsitaaten, für gemifje 
Ausgaben der Zollverwaltung aus diefen gemeinjchaftlichen Einnahmen nad) 
der Zahl ihrer Bevölferung beizutragen, wogegen auch die reine Einnahme 
nach diefen, von 3 zu 3 Jahren feitzuftellenden, Maßſtabe zur VBertheilung 
fam.?) Schon bei Abjchluß der erjten Zollvereinigungsverträge wurde deßhalb 
die Einfegung einer Zentralbehörde, des jog. Zentralbureaus,?) des Boll: 
vereins verabredet, um dich dasjelbe auf Grund der, von den einzelnen 
Staaten eingefendeten, Einnahmeüberfichten und Rechnungen über die gemeinz 
ichaftlihen Verwaltungsausgaben die proviforischen Abrechnungen unter den 
Bereinsitaaten bewirken zu lafjen.*) 

Nachdem diefe Gemeinschaft der Einnahmen und Ausgaben durch Die 
Uebereinfunft vom 1. Sept. 1841 (vom 1. Sept. 1844 an) auch auf die Er- 
trägnifje aus der Rübenzuderjteuner?) ausgedehnt worden war, wurde Dies 
jelbe durch die Uebereinfunft vom 8 Mat 1867 und den Art. 10 des Boll 
vereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 vom 1. Januar 1868 an auch für 
die Salziteuer verabredet. Das auf Grumd der Verabredung in Art. 3 
$ 4 des Bollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 erlaſſene Bundesgeſetz 
vom 26. Mai 1868°%) machte auch die für den im Vereinsgebiete gebauten 
Zabad erhobene Steuer zu einer gemeinjchaftlichen und die Deutjche 
Reichsverfafjung, welche in Art. 35 die Gefepgebung über das gefammte Zoll» 
weſen, die Beſteuerung des im Bundesgebiete gewonnenen Salzes und Tabad3, 
des daſelbſt aus Rüben und anderen inländischen Erzeugnifjen gewonnenen 





8 482 des Brot. Zentralbl. des Reichs von 1889 ©. 49. 

2) Siehe Art. 22 der Yollvereinigungsverträge vom 22. März, 30. März und 11, Mai 
1833 (Bd. 1 der Verträge ©. 9, 112 und 177). 

2) Mit dem Sige in Berlin (Schlußprot. zum Art. 29 des offenen Vertrages vom 
22, März 1833, Bd. 1 der Verträge ©. 26). 

% Siehe Art. 29 der erwähnten Zollvereinigungsvertr. (Bd. I der Verträge S. 10). 

5) Siehe Abſchn. V Nr. 2 über die Rübenzuderjtener. 

) Bundesgejepbl. 1868 ©. 319. 
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BZuders und Syrups, ſowie des Branntweins und Bieres!) dem Neiche 
vorbehält, wies durch Art. 38 Abſ. 1 den Ertrag diefer Abgaben (fomit auch 
der Bier: und Branntweinjtener), joweit fie der Neichögejeßgebung unter: 
liegen,“ der Reichskaſſe zu. 

Mährend nad) den BZollvereinigungsverträgen?) der Ertrag der in die 
Gemeinschaft fallenden Abgaben zwischen den Vereinsſtaaten, einschließlich der 
durch Verträge einzelnen derjelben angeſchloſſenen Gebietstheile anderer Staaten 
nad dem Berhältniß der Bevölkerung ihrer, der gemeinschaftlichen Gefeggebung 
unterworfenen, Gebiete vierteljährig vertheilt wurde,*) bejtimmte der Art. 38 
der Reichsverfafjung, hievon abweichend, daß dieſer Ertrag in die Reiche: 
kaſſe Fließe, um nach Art. 70 derjelben zur Bejtreitung aller gemeinschaft: 
lichen Ausgaben des Neiches zu dienen. 

Es floſſen fomit früher diefe Beträge in die einzelnen Landeskaſſen zur 
freien Berfügung der Negierungen, während diefelben im Norddeutichen Bunde 
vom 1. Januar 1868, im Deutjchen Neiche vom 1. Januar 1872 an vorweg 
zu den Neichsausgaben nach dem NReichshaushaltsetat verwendet und den ein- 
zelnen Bundesstaaten bei der Ermittelung der nad) Art. 70 der Reichsver— 
faſſung zur Kompletirung der Neichseinnahmen feitzuftellenden Matrifular: 
beiträge nad der Bevölkerungszahl zu Gute gerechnet wurden.®) 

Nach der Beitimmung in Art. 38 der Neichsverfaffung befteht diefer reine 
Ertrag an Zöllen und Berbraudsfteuern in der gefammten Einnahme 
aus denjelben nach Abzug 

1. der auf Geſetzen oder allgemeinen Verwaltungsvorfchriften beruhenden 
Steuervergütungen und Ermäßigungen, 

2. der Nüderjtattungen für unrichtige Erhebungen und 

3. der Erbebungs: und Verwaltungskoſten, welche nach der Art 
der Einnahme verjchieden find und deßhalb einer jpäteren Erörterung vor: 
behalten werden. 

In fänmtlichen Zollvereinigungsverträgen vom Jahre 1833 an bis zum 
Sahre 1867 iſt die erwähnte, mit einigen Nenderungen in die Neichsverfaflung 
übernommene Beitimmung enthalten, jo daß in Folge hiervon viele Verab— 
redungen aus älterer Zeit, welche zum Zwecke der übereinftimmenden Aus: 
führung gemacht wurden, noch heute in Geltung bleiben fonnten. 

Um nun Die zur Zeit giltigen Beitimmungen über das Abrechnungsweſen 
der Zölle und Verbrauchsſteuern näher erörtern zu fünnen, erjcheint es am 
ziwedmäßigiten, die Beitimmungen itber die Berechnung der Einnahmen und 


ı) Mit Ausnahme des in Bayern, Württemberg und Baden bereiteten Branntweins 
und Bieres, und des in Elſaß-Lothringen gebrauten Bieres. 

?, Vom 1. Januar 1872 an. 

3) Siehe Art. 22 der Verträge v. 22. u. 30. März u. 11. Mai 1833 (Bd. I der Ver 
träge ©. 1, 122 und 177); Art. 7 des Vertrages v. 8. Mai 1841 (Bd, III der Verträge 
S. 7); Urt. 22 des Bertr. v. 4. April 1853 (Bd. IV der Verträge S. 11) und Art. 11 des 
Vertrages dv. 8. Juli 1867 (Bd. V der Verträge ©. 96). 

* Die jogen. Praecipua, welche Frankfurt a. M., Hannover und Oldenburg erbiclten, 
und die VBertheilung der Durchgangszölle zwiichen der öſtlichen und wejtlichen Vereinsgruppe 
gehören der Geſchichte an. (Siehe Weber, Geſchichte des Zollvereins 1871 ©. 470 und Ueber— 
einfunft v. 4. April 1858.) (Bd. IV der Vertr. ©, 60 ff.) 

°, Siehe v. Rönne's Verfajiungsiecht des Deutfchen Neichs in Hirth's „Annalen“ 
1871 ©. 144. Ueber die Ausnahmen und Averia fiche weiter unten. ©. a. Bundesraths— 
— von 26. Juni 1873 8 432. Laband's Reichsfinanzrecht in Hirth's „Annalen“ 
von 1873, 
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der Ausgaben geiondert zu erörtern, vorab aber noch von den Organen zu 
iprechen, durch welche dieſe Gejchäfte zu bejorgen find. 

A. Wie bereits erwähnt wurde, war duch die erjten Zollvereinigungs— 
verträge vom Jahre 1833 ein Zentralorgan zur Bejorgung der provijorischen 
Abrechnungen in dem Zentralbureau des Zollvereins mit dem Sihe 
in Berlin eingerichtet worden. An Ddiejes wurden die nach den Quartals: 
ertraften der Erhebungsbehörden gefertigten Hauptüberfichten der Direftiv- 
behörden zur proviforischen und die Finalabſchlüſſe zur Vorbereitung der 
definitiven Abrechnung in bejtimmten Terminen eingejendet, und demjelben 
jährlich Die Ueberficht der gemeinschaftlichen Verwaltungsausgaben zur Prüf: 
ung vorgelegt.') 

Außerdem war eine Dienftordnung für diefes Zentralbureau?) feſt— 
geitellt worden; e8 war jedem Staate?) das Recht zugejtanden 
worden, einen Beamten zu demfelben abzuordnen,!) und man 
batte jchließlich in einer Verabredung Näheres über die Art und Weije 
der Quartals und Jahres: Abrechnungen bejtimmt.?) 

Schon im Bertrage vom 8. Juli 1867 Art. 17 war jtatt des damals 
noch nicht aufgehobenen Zentralbureaus der Ausihuß des Bundesraths 
für Das Rechnungsweſen als diejenige Behörde bezeichnet, dem die früher 
dem Zentralbureau zugemwiejenen Abrechnungsgeichäfte zufallen jollten, und es 
war zugleich bejtimmt worden, daß dieſer Ausſchuß die definitiven Jahres: 
abrechnungen mit jeinen Bemerlungen dem Bundesrathe zur Beſchlußfaſſung 
vorzulegen babe. 

Hierdurch wäre eigentlich Ichen damals die Thätigkeit des Zentralbureaus 
geichloffen gewejen, da ihm jedoch noch die Gejchäfte der Kommerzialſtatiſtik 
zugewiejen waren®) und es außerdem noch manche Abrechnungsgeichäfte aus 
früheren Jahren zu bejorgen hatte, jo wurde dasjelbe vorläufig belafjen bis 
endlich am 9. Februar 1872 der Bundesrath den Beichluß fahte,”) daß die 
Bearbeitung der Handelsüberjichten des Zollvereins einftweilen an das Reichs— 
fanzleramt*) zu übertragen, das Perfonal des Zentralbureaus ebenfalls dem 
Neichskanzleramte zur Verfügung zu jtellen ſei und das Zentralbureau jelbit 
mit 31. März 1872 feine Thätigkeit einzustellen habe. 

Hiedurch erſt fam die Beitimmung in Art. 39 der Deutjchen Reichs: 
verfafjung, wonach die proviforische Abrechnung durch den Ausihuß des 
Bundesraths für das Nechnungsweien, die definitive Feſtſtellung durch den 
Bundesrath jelbit zu erfolgen hat, in volle Geltung.”) 





*) Siehe Art. 29 der Verträge vom 22. und 30. März und vom 11. Mai 1833 (Bd. I 
der Verträge S. 10, 124 und 188). 

2) Karlsruher Bollzugsprot. von 1835 $ 23 Beil. VI. (Bd. II der Verträge S. 95 
und 118), 

2) Bon diefem Nechte machte nur Preufen und Bayern Gebraud). 

Karlsruher Vollzugsprot. von 1835 $ 23 Ziffer 1 (Bd. II a. a. D. ©. 9%). 

5) Karlsruher VBollzugsprot. von 1835 Beil. VII (Bd. II a. a. ©. ©. 120). 

) Verabredung der 1. Sen.-Zolltonferenz ($ 19 des Hauptprot. der I. Gen.-Bolltuns 
ferenz), j. auch Abjchn. VIIL. 

’) $ 23 des Bundesrathsprot. von 1872, 

*) Die Anfertigung der Handelsüberfichten bejorgt vom 1. Januar 1872 an das ftatie 
ftifche Amt des Deutichen Neich® (Bundesrathäprot. von 1872 $ 57 und von 1871 5 6, 
43), j. a. Abſchn. VIII. 

9) Ueber die ftaatsrechtliche Stellung des Bundesrathes j. Laband's Staatsrecht Bd. I 
S. 258 und 263, 
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B. Nach dem Wortlaute des erwähnten Art. 39 follen nım die von den 
Erhebungsbehörden (Hauptzoll: und Hauptjtenerämtern) nach Ablauf eines jeden 
Vierteljahres aufzuftellenden Duartalsertrafte und die nach dem Jahres— 
und Bücherſchluſſe aufzuftellenden Finalabſchlüſſe über die im Laufe des 
BVierteljahres, beziehungsweife während des Nechnungsjahres fällig gewor— 
denen Einnahmen an Zöllen und nach Art. 38 zur Reichskaſſe fließenden 
Verbrauchsabgaben') von den Direftivbehörden der Bundesftaaten, nad) vor— 
gängiger Prüfung in Hauptüberjichten zufammengejtellt werden, in welchen 
jede Abgabe gefondert nachzuweiſen ift. Dieſe Ueberjichten jollen jodann dem 
Ausschulle des Bundesraths für das Rechnungsweſen eingejendet werden.?) 

Die Form refp. der Nubrifenbau diefer Ueberfichten hing weſentlich von 
dem Umjtande ab, ob die Zoll: und Steuerfredite, welche von Beginn 
des Zollverein an der Gejammtheit gegenüber als baare Geld» 
bejtände behandelt?) und ſomit in den Einnahme-Ueberſichten nicht berüd- 
fichtigt wurden, noch ferner als ſolche angejehen werden jollten. 

Hier trat durch die Beftimmuna in $ 3 des Geſetzes vom 4. Dez. 1871, 
betreffend die Feititellung des Haushaltes des Deutjchen Neiches für das Jahr 
1872,*) eine wejentliche Aenderung ein, welche auch für die Form der Ein— 
nahme-Ueberſichten von eingreifendem Einfluffe jein mußte. 

Da nämlih in $ 3 des erwähnten Gejeges, unter Aufhebung des 
erwähnten Grundjages, angeordnet wurde, daß die Bundesregierungen vom 
1. Januar 1872 ab den Ertrag der Zölle und der anderen, nad) Art. 38 der 
Neichsverfaflung zur Reichskaſſe fließenden Verbrauchsiteuern der leßteren zur 
Berfügung jtellen werden, jobald dieje Zölle und Abgaben nach den bejtehenden 
Gejegen und den über die Friſten der Zoll: und GSteuerfredite 
getroffenen Berabredungen fir ihre Hafen fällig geworden find, jo mußten 
die hiedurch bedingten Aenderungen bei Aufitellung der Ueberfichten ſofort 
vom Bundesrathe angeordnet werden. 

Bei Anordnung diefer neuen Formulare und bei der Beichlußfafjung 
hierüber am 7. Dez. 18715) war man von der Vorausjegung ausgegangen, 
daß vom 1. Januar 1872 an in den Quartals- und Jahres-Ueberſichten 
außer dem „Soll“ der Einnahmen auch die jofort, beziehungsweiſe noch vor 
Ablauf des betreffenden Quartal8 zur Einzahlung femmenden Be— 
träge, jowie die im Laufe jeden Vierteljahres gewährten Kredite nach— 
zuweiſen jeien. 

Außerdem waren aber folgende Gefichtspunfte maßgebend geweſen: 

a) daß die Kredite, welche vor Ablauf der dreis reſp jechsmonatlichen 
Kreditfriit von dem Steuerpflichtigen noch innerhalb des 
Duartals der Anfchreibung einbezahlt werden und demgemäß zur 
Abjchreibung gelangen, mit den Jit- Einnahmen des Quartals, wie 


') Einfchließlich der Uebergangsabgaben fir Bier und Branntwein (Abſchn. X). 

?) Die Ueberfichten für Bier und Branntiwein werden von den Staaten, welche jich 
* in der Steuergemeinſchaft befinden, nicht aufgeſtellt, ſiehe auch Jahrbücher 1872 

328 fi. 

Siehe Prot. vom 29. November 1833 zu Sep.:Art. 10a des Zollvereinigungsver— 
trages vom 22. März 1833 (Bd. I der Berträge S. 109); Münchener Rollzugsprot. $ 25 
Nr 8 (Bd. I a. a. ©. ©. 271); Karlsruher Vollzugsprototoll $ 19 Nr. 2 (Bd. Ha. a 
D. ©. 93). 

) Neichegejepblatt 1871 ©. 413; Hirth's „Annalen“ 1872 ©. 1481. Jahrbücher 
1872 ©. 328, 

5, Bundesrathsprot. vom 7. Dezember 1871 8 642. 
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die ſofort baar einbezahlten Sollbeträge an die Neichsfafje abzu— 
führen jeien, 

b) daß die Neichsitenern ohne Ausnahme in den Einnahme:Ueberfichten 
desjenigen Nehnungsjahres zum „Soll“ zu ftellen feien, für 
welches fie fällig find, fo daß 3 B. die Rübenzuckerſteuer für den 
Monat Dezember in der Einnahmeüberficht für das vierte Quartal 
des treffenden Kalenderjahres noh als Soll-Einnahme nachzumweifen 
wäre, obgleich fie im Heberegifter für das vierte Quartal erit zu 
Anfang Januar, alfo erſt nachträglich zur Anjchreibung kommen könne, 

e) dab die Verwaltungsfoftenvergütungen, welche ſich nad) 
Prozenten der Bruttoeinnahme berechnen, den Bundesitaaten ſofort 
bei Feititellung des „Soll“ der Einnahmen, aljo, was die Kredite 
betrifft, für deren Betrag, nicht erſt bei der Ablieferung der legteren 
an die Reichskaſſe zu gewähren jeien.') 

As Termine für die Vorlage der zum Zwecke der vorläufigen 
Einnahmefetitellungen anzufertigenden vierteljährigen Weberfichten beim Aus— 
Ichuffe des Bundesrathes für das Rechnungsweſen waren der 15. April, 15. Juli, 
15. Dftober und 10. Februar und für die definitiven Ueberſichten und 
die Dazu gehörigen a men der 1. Auguſt 
jeden Jahres feſtgeſetzt worden.?) 

Eine wichtige Aenderung trat hier durch das Reichsgeſetz dom 
29. Febr 1876°) ein, Durch welches der Anfang des Etatsjahres von 1877 
an auf den 1. April, das Ende auf den 31. März jedes Jahr verlegt wurde. 

Am 23. März 1878*) fahte daher mit Bezug hierauf der Bundesrath 
folgende Beichlüfie: 

1. Der Jahresabſchluß der Kafjenbücher bat ftattzufinden: 

a) bei den Unterämtern der Zoll: und Steuerverwaltung am 26. April, 

b) bei der Neichshauptfafje um 20. Juni. 

Fällt der Abſchlußtag auf einen Sonn: und Feiertag, fo find die Kaſſa— 
bücher an dem nächitfolgenden Werktage abzuſchließen. 

2. Das Betriebsjahr in Anfehung der Rübenzuderjteuer zerfällt in 
die Nechnungsperioden vom 1, September bis 31. März und 1. April bis 

3l. Auguft. 


2) Art. 33 Biff. 3 lie. a—d der Reichsverfaſſung. Bezüglich der Nejtitutionen 
und Vergütungen, welche bei der Regiſter-Reviſion fich herausitellen, gelten noch die Ver 
abredungen im $ 42 des Hauptprotokolls der I. General-ZolleXonferenz von 1836, wonad) 
Beträge von 10 5 (1 Groſchen) und darunter zwar im NevifionsPBrotofoll notirt, aber 
nicht zurüdvergütet werden jollen. Beträge über 10 Sr aber unter 3. (1 Thlr) ſollen 
jedesmal nacherhoben, aber nur auf ausdrückliches Verlangen des Betheiligten bei einer Jahres⸗ 
friſt vom Tage der Erhebung an zurückvergütet werden. Beträge von 3 M und darüber 
jollen nicht nur nadherhoben, jondern von amtsiwegen zurüdvergütet werden. Hat der Berechtigte 
jedoch, nachdem die Herauszahlung angewiejen war, ein Jahr verftreichen laflen, ohne das 
Geld zu erheben, jo ift die Summe der Staats- rejp. Reichskaſſe verfallen Bundesraths— 
beichluß v. 13. Nov. 1875 $ 436), Nach dem Bundesrathsbeſchluſſe dv. 13. Nov. 1875 (8 436 
des Prot., Preuß. Zentralbl. 1877 ©. 236) ſollen bei der Erhebung von den in die Reichs— 
SE itiehenden Zöllen und Steuern und bei Rüdvergütung derjelben Beträge unter 

5 5außer Betracht bleiben, höhere Piennigbeträge aber nur dann, joweit fie durd 5 ohne 
Reit theilbar ſind unter Weglaſſung der überſchießenden Pfennige erhoben und vergütet 
werden. Die vorſtehende Beſtimmung aus dem Jahre 1836 ſoll hiedurch nicht geändert 
werden. 

Bundesrathsprot. vom 7. Dez. 1871 8 642, Jahrb. 1872 ©. 328, 

) Reichögeiegbl. 1876 ©. 121. 

+, 8 222 des Prot. u. Wr. 61 der Drudj. v. 1878, 
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3. Das Erntejahr in Anſehung der Tabadjteuer in die Rechnungsperioden 

vom 1. Juli bis 31. März und 1. April bis 30. Juni. 

4. Bezüglich ſämmtlicher Einnahmen an Zöllen und Berbrauchsiteuern bei 
den Unterſteuer- 2c. Aemtern haben zu umfafien: 

a) der Nechnungsmonat April die Zeit vom 1. bis 26. April, 

b) die Monate Mai bis März, die Zeit vom 27. des vorhergegangenen 
bis zum 26. des betreffenden Monats, 

c) das 4. Quartal des Etatsjahres, die Zeit vom 27. Dez. bis 31. März 
und außerdem die Beträge für den Monat März, welche im April 
noch vor dem Finalabſchluſſe in den Einnahmejonrnalen (Heberegiitern) 
verrechnet werden. 

. Zur Vermeidung von Berwechslungen der Duartale des Etatsjahres 
mit denen des Kalenderjahres find die eriteren in allen Weberfichten, 
Abſchlüſſen und jonitigen Schriftjtücen jtet3 ald QDuartale des Etat: 
jahres zu bezeichnen. 

6. Die nach dem Bundesrathebejchluffe vom 7. Dez. 1871 zum Zwecke 
der vorläufigen Einnahmefeititellungen von den Direftivbehörden 
anzufertigenden vierteljährigen Einnahmeüberjichten über den Er— 
trag an Böllen und Berbrauchsiteuern find am 15. Juli, 15. Oftober, 
15. Januar und 15. Mai, die definitiven Jahresüberjichten 
und die dazır gehörigen Zollverwaltungsfojten=Liquidationen 

aber am 1. November jeden Jahres an den Bundesrathsausichuß für 

Nechnungsweien einzujenden. 

Durch Bundesrathsbeichluß vom 24. Februar 1877") wurde vom 1. April 
1877 an ein neues Formular für die Einnahmeüberfichten für Salzjteuer 
eingeführt. 

Diefe Kormularien der Einnabmeüberfichten für Zölle, Tabad: 
jteuer, Nübenzuderiteuer, Salz, Branntweinfteuer und Spielfartenjtempel wurden 
durch einen Bundesratbsbeichluß vom 20. Februar 1882 ($ 97 des Brot.) 
vom 1. Aprit 1882 deßhalb wiederholt geändert, weil wegen der Menderung 
der Kreditfrift für die Rübenzuckerſteuer durch Bundesrathsbeſchluß vom 2. Juli 
1881 ($ 422 des Brot.) und wegen des HinzutrittS der Neichsjtempelabgabe 
durch das Neichsgefeb vom 1. Juli 1881 die vorgefchriebenen Formularien 
entiprechende Spalteneinrichtungen erhalten mußten. 

Bezüglih der Einnahmeüberfichten über die Reichsſtempel— 
abgaben und der Abrechnung iiber Ddiejelben von Seite der Landeskaſſen mit 
der Neichsfafie find in den Beltimmungen B. zur Ausführung des Geſetzes 
von 1885, betr. die Erhebung der Reichsftempelabgaben unter Ziffer 11—14 
nähere Vorichriften gegeben.) 

Da nad) den vorjtehenden Grörterungen die Kreditirung der 
Zölle und Verbrauchsſteuern von wefentlichem Einflujfe auf die Reichs— 
einnahmen erjcheint, jo möchte e8 am Plage fein, bier über die Beitimme 
ungen, welche bei der Kreditertheilung in Anwendung zu fommen 
haben, Einiges zu bemerken. 

Dur; das Protokoll d. d. Berlin den 29. November 1833 zum Boll: 
PUR ale. vom 27. März 1833 war zu Art. 10a dieſes Vertrages 
anerkannt worden, daß die Frage, ob und in welchen Maße den Waaren— 


N $ 88 deö Brot. ſ. a. Zentralbl. des Reiches 1877 ©. 176. 
2: Siehe Zentralbl. des Reichs 1885 ©. 442, 


ot 
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empfängern für die bereits in ihren Privatgewahrfam ohne Mitverfchluß oder 
ſonſtige Aufſicht (Kontoführung) der Steuerbehörde übergangenen Gegenſtände 
ein Steuerkredit zu bewilligen ſei, lediglich dem Ermeſſen jeder 
Staatsregierung überlaſſen bleibe) Und im Hauptprotofoffe der 
Mindener Vollzugs-Kommiſſion d. d. München den 14. Februar 1834 war 
in $ 25 zu dem vereinbarten Sreditregulative bemerkt, daß der, nur in Bezug 
auf mögliche &leichförmigfeit der Behandlung, jtattgefundenen gemeinfamen 
Beratbung unerachtet, dennoch die Kreditbewilligungen jelbit, lediglich 
für Rechnung und Gefahr der treffenden Regierung laufen.) 
Hieraus folgte, daß die fälligen Kreditbeträge ohne Rüdjicht darauf, ob 
fie wirklich eingelöft worden, von dem freditirenden Staate in die gemeinfchaft: 
liche Kaffe einzuzablen waren. 
Die Vorſchriften für die Kreditbewilligung find nad) der Art der Ge- 
fälle jelbjt, wenn auch nicht im Wefentlichen, jo dod in einzelnen Bunften 
verichieden und ftellen ji folgendermaßen”) dar: 
1. Angeſeſſenen Kaufleuten, Fabrikanten und Gewerbetreibenden, welche 
kaufmänniſche Bücher führen, Gejchäfte von Bedeutung machen, in gutem Rufe 
ftehen und jonjt die Präſumtion binreichender Sicherheit für fich haben, können 
die Schuldigen Eingangszölle, Rübenzuderz, Salz und Branntwein 
teuer unter gewilien Vorausſetzungen von den Zoll und Steuerbehörden auf 
gewilie Zeit freditirt werden.*) 
2. Ginzelbeträge unter 15 4°) werden nicht als Kredit angeschrieben. 
3. Die Gewährung des Kredits iſt in der Negel von einer beſtimmten 
jährlichen Abgabenentrichtung abhängig. Diefelbe beträgt ald Minimum: 
a) beim Eingangszolle 3.8. in Preußen 6000 4, in Bayern 
3000 .#,) in Sachen für größere Orte 6000 M, für fleinere Orte 
3000 #4, in Württemberg 1500 fl.,) in Sachjen: Weimar 3000 „ib ) 
Hamburg 6000 HM 9 

b) bei der Salzitener 3000 M,'®) 

) Bd. 1 der Verträge S. 109, 

2, Bd. I der Verträge ©. 271. 

5) Siehe außerdem das Preuß. Zollkredit— Regulativ v. 29. April 1828; das Sächſiſche 
v. 30. Januar 1834 Pochhammer, Jahrbücher 1834 ©. 701); das vayerſche v. 24. Nov. 
1875 «Amt3bl. der General-Jol-Adm. Nr. 25) Jahrbücher v. 1875 ©. 297; das Württem- 
ersiiche Regul. für Zölle, Rübenzuckerſteuer umd Salzitener vd. 10. Dez. 1867 Jahrb. 1868 
S. 263); das I ldenburgiiche Kreditregulativ v. 8. Juli 1870 (Sammlung allgemeiner, die 
Zollverwaltung in Oldenburg betr. Verfügungen v. 1870 ©. 68); das Weimarifche Zoll: 
fredit-Requfl. v. 2. Eept. 1863 (Jahrb. 1863 ©. 552); die Preuß. gr wegen Kre— 
ditirung der Salzabgabe v. 14. Oft. 1867 (Jahrb. 1867 ©. 575 ff.); Yolltredit-Regulativ 
vom 11. Dez. 1871 für Hamburg (Jahrbücher 1872 ©. 383); Elſaßee !othringiiches Kredit— 
tegulativ v. 3. Juli 1873, 

Für die Kreditirung der Bierſteuer, Spielkartenſtempel und Wechſelſtempelſteuer be— 
ſtehen feine Beſtimmungen. 

a J nr hammer, Jahrbücher 1841 S. 701: Jahrbüder 1868 ©. 264; Jahrbücher 
84 = 

Zentralblatt 1867 
*) Jahrbücher 1867 

* Nahrbücher 1868 

Jahrbücher 1868 

Jahrbücher 1863 552. 

datebücher 1872 383. 

Nach $ 12 der vereinbarten Bekanntmachung betr. die Ausführung der Verordnung 
über die Erhebung einer Salzabgabe v, 19. Auguit 1567 (Zentralblatt 1567 ©. 392 und 
Jahrbücher 1867 ©. 469 und 572). 


. 628, 
616. 
. 301. 
264. 
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c) bei der Branntweinfteuer 1800 MD,) 

d) für die Nübenzuderjteuer war es nicht nothwendig einen folchen 
Betrag feitzujegen, weil Heine Abgabenbeträge bei dem nothwendiger— 
weile umfangreichen Betriebe nicht vorfommen können, 

e) bejonders eigenthümliche Beftimmungen enthält das Negulativ für 
die Kreditirung der Tabadgewichtsjtener, welches zur Auge 
führung des Geſetzes v. 16. Juli 1879 vom Bundesrathe erlajien 
wurde.“) Hiernach beträgt das Minimum 100 ,’) um deſſen Kre— 
ditirung jeder Tabadpflanzer, Käufer oder fonftige Erwerber von 
Taback nachſuchen kann. 

f) bei der Reichsſtempelſteuer Tarif Nr. 7 für Formulare beträgt 
der niedrigjte Betrag, welcher Ereditirt werden fann, 50 .Z und wird 
vorausgejegt, daß der Bedarf an SchInfnoten den jährlichen 
Steuerwerth von 1000 „4 erreicht.) Für Stempelmarfen wird die 
Steuer nicht Freditirt.”) 

4. Die Kreditfrijten find für die einzelnen Abgaben verjchieden be= 

jtimmt. 

a) Für die Eingangsabgaben war urjprünglich eine Kreditfrift von 
3—6 Monaten fejtgejegt. Einzelne Regierungen gewährten aber auch 
größeren Fabrifanten und Kaufleuten Frijten von 9 und 12 Monaien. 
Um nun eine Öleichmäßigfeit in dieſer Beziehung berbeizuführen, 
twaren jchon auf verjchiedenen General: Zollfonferenzen Unterhandlungen 
gepflogen worden, jedoch vergeblich, weil hervorgehoben wurde, daß 
diejes deßhalb Sache jeder einzelnen Regierung fei, weil die Kredit 
ertheilung dem Ermeſſen jeder Vereinsregierung überlaſſen jei.®) 
Schlieklid) wurde auf einen Antrag des Bundespräfidiums amt 
2. Juni 18697) vom. Zollbundesrathbe der Beichluß gefaßt, vom 
1. Oftober 1870 an als längfte Kreditfriitt 3 Monate feltzus 
jtellen und zugleich bejtimmt, daß die Kreditfriſt fiir die einzelnen 
Gefällebeträge mit dem Anfange desjenigen Monats beginnen jolle, 
welcher auf den Monat folgt, im dem jeder einzelne Gefällebetrag 
nad) dem Gejege fällig geworden tft. Die Abtragung jolle übrigens 
nach Ablauf der bewilligten Frift von Monat zu Monat ohne Rück— 
Rn auf den etwa in diejelbe fallenden Jahres: oder Kaſſenſchluß 
erfolgen. 

b) Für die Nübenzuderftener war in allen Staaten eine neun— 
monatliche Kreditfrift gewährt worden. Diejelbe begann nad dem 
Schluſſe desjenigen Kalendermonats, für welchen der fällige Steuer: 
betrag berechnet worden war; Dagegen wurden die innerhalb der 
Betriebsfriit vom 1. September des einen Jahres bis zu 31. Auguſt 


ı) Preuß. Bekanntmachung dv. 27. Sept. 1825 $ 1. 

> Abgedr. im Zentralbl. Te Neiches 1880 ©. 468, 

% Wurde durd Bundesrathsbeſchluß v. 1, Juli 1884 (Bentralbl. des Reichs v. 1884 
©. 191) auf 25 ME. herabgejept. 

*) Siehe $ 16 des Gejepes von 1885 und Biffer 17 der Ausführung en 
ſiehe auch preuß. M. ‚Reikt. vom 17. Sept. 1885; preuß. Bentralbl. 1885 ©. 250 u. bayer. 
Verordnung vom 21. Sept. 1885, Gel. u. V.O.«Bl. 1885 ©. 498. 

2 Siehe Mr. 17 der Ausführungsbeftimmungen. 

°) Siehe Hauptprot. der III. Gen.:Zolltonferenz $ 24; desgl. VII. Gen.-Zollkonf. 
8 19; deägl. der IN. Gen.Zollkonf. $ 40; desgl. der X. Gen. Zolltonf. $ 22. 

?, 8 79 des Bollbundesrathsprot. vb 1869; Jahrbücher 1869 ©. 556 und 558. 
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des folgenden Jahres fällig gewordenen Steuerbeträge über den Monat 
Dezember des zulegt gedachten Jahres hinaus nicht gejtundet. Auch 
bier trat durch einen, durch eine Präfidialvorlage veranlaßten Beichluß 
des Bundesrathes des Zollvereins vom 2. Juli 1869‘) eine Beſchränk— 
ung der Sreditfriit vom 1. September 1869 ab ein. Es mwurde 
nämlich bejtimmt, daß von dieſem Zeitpunkte an den Befitern von 
Nübenzuderfabrifen bis auf Weiteres nur eine ſechsmonatliche 
Kreditfrift mit der Mafgabe zu gewähren fei, daß diefelbe für 
die einzelnen Stenerbeträge mit dem Mnfange desjenigen Monats 
beginnt, welcher auf den Monat folgt, für welchen jeder einzelne 
Steuerbetrag nad dem —— fällig geworden iſt, und daß die 
Abtragung nach Ablauf der bewilligten Friſt von Monat zu Monat 
zu erfolgen habe, ohne Rückſicht auf den in dieſelbe fallenden Jahres— 
oder Kaſſenſchluß.) Der Bundesrath hat in der Sitzung vom 
2. Juli 1881 bezüglich der Friſten für die Kreditirung und. 
die Rücdvergütung der Rübenzuderiteur folgende Aenderung getroffen: 

1. Die Nübenzuderjtener für die während der Zeit von Anfang 
März bis Ende des Vetriebsjahres verarbeiteten Rüben darf 
nicht über den Monat Auguft hinaus freditirt werden. 

2. Kreditirte Nübenzuderfteuer ift bis zum 25. Tage des Monats, 
mit welchem die Kreditfriit abläuft (S 126 der Protofolle des. 
Bundesrathbs des Zollvereins für 1869 und Ziffer 1), ein: 
zuzahlen oder durch fällige Bonifitations- Anerfenntniffe 
abzulöjen. 

3 Für denvoml1.Auguft1881 ab zur Ausfuhr gelangenden oder- 
in Niederlagen aufzunehmenden Zuder darf die Baarzahlung 
der Steuervergütung oder deren AUnrehnung auf zu 
entrichtende Nübenzucderjtener, falls die Ausfuhr des Zuckers 
oder die Aufnahme Ddesjelben in die Niederlage während der 
Zeit vom 1. Auguſt bis Ende Februar erfolgt iſt, nicht vor dem 
25. Tage des jechiten Monats nach dem Monate der Ausfuhr 
oder Niederlegung, falls Ddiejelbe aber während der Zeit vom 
1. März bis zum 31. Juli ftattgefunden hat, nicht vor dem 
25. August jtattfinden.*) 

e) Bezüglich der Salz teuer war durch $ 12 der vereinbarten Bekannt: 
machung, betreffend die Ausführung der Verordnung über die 
Erhebung der Salzabgabe vom 19. Auguſt 1857,°) eine Kreditfriſt 
von 3— 5 Monaten fejtgejegt worden ; durch einen Bundesrathsbeichluß 
vom 28. Mai 1868°%) wurde jedoch für wünſchenswerth erachtet, 


nn 
') Brot. v. 2. Juli 1869 $ 126. 
8 4 des Gejepes über die Beitenerung des Nübenzuders von 1846, 
?) Jahrb. 1869 ©. 558 und 1870 ©. 185, 186 (25. Monatstag joll Zahltag fein); 
tralbl. 1869 ©. 403. Durch das Reichsgeſetz dv. 13. Mai 1885 (Meichögejegbl. 1885 
. 9) wurde der Bundesrath ermächtigt, die nach dem Inkrafttreten diejes Geſetzes, welches 
am 13, Mai 1885 in Kraft trat, fälligen Rübenzuderjtener$iredite aus dem Betriebsjahre- 
1884/85 um 3 Monate (aljo auf 9 Monate) gegen eine von dem Kreditnehmer zu entrichtende 
und zur Reichskaſſe fliehende natürliche Vergütung von 4 Prozent der Kreditſumme zu ver— 
gern. Siehe hiezu die Inftruftion des Bundesraths v. 15. Mai 1885, preuß. Zentralblatt 
1885 und bayer. —* und Verordungsblatt 1885. 
* Siehe Zentralbl. des d. Neiches für 1881 ©. 279. 
°) Bentralblatt 1867 ©. 392. 
®) $ 140 des Prot. v. 1868, 
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daß Tämmtliche Bundesjtaaten den Kredit fiir die Salzabgabe auf 
3 Monate bejhränfen, wenn nicht bejondere Umstände oder 
bereits bejtehende Kontrafte eine Ausdehnung deijelben auf 6 Monate 
rechtfertigen. In Folge deſſen beſchränkten faſt ſämmtliche Regierungen 
die Friſt auf drei Monate.') 

d) Die Kreditfrift für die Branntweinſteuer lief nach der Preußischen 
Bekanntmachung vom 27. September 1825 ($ 1) vom 1. Oftober 
des einen bis zum legten September des folgenden Jahres. Durd) 
einen Beichluß des Bundesrathes des Norddeutichen Bındes vom 
3. Juli 1869 wurde aber die längite Friſt, welche zur Berichtigung 
gejtundeter Branntweiniteuer den Brennereitreibenden gewährt werden 
darf, vom 1. September 1869 an auf 6 Monate mit der Maß— 
gabe fejtgefeßt, daß dieſelbe für die einzelnen Steuerbeträge mit dem 
Anfange desjenigen Monats beginnt, welcher auf den Monat folgt, 
für welchen jeder einzelne Steuerbetrag nach dem Gejege?) fällig 
geworden ijt und daß die Abtragung nach Ablauf der bewilligten Frift 
von Monat zu Monat erfolgt ohne Rückſicht auf den etwa in diejelbe 
fallenden Jahres: oder Kafjenichluß.?) 

e) Ueber die Streditfrift für die Tabadgemwichtjteuer gelten folgende 
Grundjäge: 

1. Die nad) $ 16 Mb. 2 des Geſetzes vom 16. Juli 1879 bei der 
eritmaligen Veräußerung oder jpätejtens bis 15. Juli des auf das 
Erntejahr folgenden Jahres fällige Steuer fann bis 15. Oftober 
Diejes Jahres freditirt werden.*) 


2. Demjenigen, welcher inländische Tabade aus Niederlagen zur Ver: 
jtenerung abmeldet, kann gejtattet werden, die Tabadgewichtsjteuer 
jtatt zu dem in $ 17 Abj. 1 des Gejeges bejtimmten Zeitpunfte 
erit am 25. des dritten darauffolgenden Monats zu entrichten.?) 

bei der Reichsſtempelſteuer (Ziffer 4 des Tarifs) kann für 
Schlußnotens Formulare eine dreimonatliche Kreditfriit gewährt 
werden und iſt dann die Steuer am fünfundzwanzigiten Tage des 
dritten auf den Monat der Anjchreibung folgenden Monats ein- 
zuzablen.") 

5. Die Höhe des Kredits richtet fich bei der Nübenzuder- und 
Branntmweinjteuer in der Negel nach der Höhe der jährlichen Produktion. 
Bezüglich der Zölle gilt bei völliger Sicherjtellung außerdem die Zollzahlung 
des Vorjahres als Maßſtab.“) Binfichtlih der Salz- und Tabadjteuer 
iſt nur die Höhe der Sicherheitsbejtellung für die Kreditſumme maßgebend.®) 


f 


— 


Jahrb. 1869 ©. 559 und die in der Anmerkung erwähnten Entſchließungen ©. 558 
a. a. O. 
812 des Bundesgeſetzes vom 8. Juli 1868 und $ 10 der Preuß. Steuerordnung 
von 1819; Dittmar a. a. O. S. 4. 
9) Zentralblatt 1869 ©. 400; Jahrbücher 1870 ©. 185 (der 25. Tag im Monat fol 
Sapungstag fein). 
% 8 1 Abi. 1 des Regulativs von 1880. 
»8 1 Abi, 2 a. a. O. 
9) Siehe Nr. 17 der Ausführungsbeſtimmungen und Nr. 9 der Bekanntmachung. 
) Bohhammer, Nahrbücher 1834 ©. 702 und 721. 
*) Zentralblatt 1867 ©. 632. 
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6. Die volle Sicherjtellung der freditirten Beträge iſt zwar Negel, 
fann jedoch unter Umjtänden zum Theil oder ganz erlajjen werden.') 

Die Sicherheit wird beſonders durch Wechjel und durch Staatspapiere, 
welche bei den Zoll: und Steuerbehörden deponirt werden, dann durch Hypo— 
tbefen und auf andere Weije bejtellt.?) 

7. Ueber die kreditirte Summe übergibt der Steuerpflichtige ein ſogen. 
Kredit: Anerfenntniß, worin er die Schuld anerkennt und innerhalb der 
beitimmten Kreditfriit gegen Rückgabe des Anerkenntniſſes zu zahlen verjpricht.?) 

8. Die Stenerbehörde führt über die freditirten Summen ein fogenanntes 
Kreditfonto und Kreditregiiter.') 

9. Ueber die Ablöjfung (Einzahlung ſämmtlicher Reichsſteuer-Kredite) it 
durch Bundesrathsbeihluß vom 20. Februar 1882 bejtimmt, daß alle dieſe 
Kredite am 25. Tage des Monats, an welchem die Kreditfriit abläuft und 
wenn dieſe auf einen Sonn: oder Feiertag fällt, am Tag vorher baar ein: 
zuzablen, bezw. durch fällige Bonififations-Anerfenntnijje abzulöjen.?) 

Il. Die vorjtehend unter B erörterten Beltunmungen bezüglich der Fa 
Art. 39 der Neichsverfajjung aufzujtellenden und an den Bnudesrathsausſchu 
für das Rechnungsweſen einzufendenden Einnahmeüberfichten beziehen ſich ſelbſt— 
verftändlich nicht auf die nach Art. 34 der Neichsverfaflung außerhalb der 
gemeinjchaftlichen Zollgrenze liegenden Gebiete der Hanejtädte Hamburg und 
Bremen oder fonjtige ausgeſchloſſene Gebietstheile, welche durdy Averja zu 
den Neichseinnahmen beizutragen haben, ebenjo nicht bezüglich der Brannt— 
weinſteuer und Bierjteuer auf Bayern, Württemberg, Baden, bezüglich 
der Bierſteuer nicht auf Elfaß-Lothringen. Durch $ 3 des Geſetzes vom 
4. Dezember 1871,°) die Feltitellung des Haushaltsetats des Deutjchen Reiches 
für 1872 betreffend, ijt beftimmt, daß die Averſen an den nämlichen Ter— 
minen zur Reichskaſſe abzuführen find, wie die Zölle und Berbrauchsjteuern, 
deren Stelle fie vertreten jollen. 

Die Berechnung der Averſa erfolgt nach dem Verhältniſſe der orts— 
anweſenden Bevölkerung zu den wirklichen Netto-Einnahmen an Zöllen 
und Berbrauchsiteuern.‘) 

Für die jtädtiiche Bevölferung der Zollausichlüffe find nach einem Be: 
Ihlufje des Bundesrathes des Norddeutichen Bundes von 1867) 3 :M ala 
Zuihlag zu dem Averjum wegen der höheren Konfumtion der jtädtiichen 
Bevölkerung zu zahlen. Diefer Zufchlag wurde duch Bundesrathsbeichluß 
vom 12. März 1880) für die jtädtiiche Bevölkerung Hamburgs und Bremens 
vom Etatsjahr 1880/81 an auf 5 .4 für den Kopf der Bevölkerung erhöht, 


!, Siehe hierüber die zitirten Nequlative, wonach e8 Sache der Landesverwaltung ift, 
die Normen für die Sicherjtellung zu een. 

?) Siehe Jahrbücher von 1868 ©. 280, 283 ff. 303 und 304 über die Württemb. 
Vorſchriften, ſowie a. a. D. ©. 301 über die Preuß. Vorichriften. Dittmar über die Brannt- 
weinjteuer S. 69; Appelt über die Salzabgabe, Berlin 1870 ©. 111 ff. 

) S. $ 7 des Tabaditener-Kreditregulativs. 

+ Siehe hierüber, ſowie über das den Aemtern vorgeichriebene Verfahren die zitirten 
Requlative und Dittmar a. a. D. ©. 70 ff. und die Beltimmungen des Tabaditeuer- 
freditregulativs. 

’) Zentralbl. des Neiches 1882 ©. 91. 

® Neichsgefepbl. 1871 ©. 413. 

) Bundesrathsbeſchluß vom 25. Mai 1878 $ 333 des Prot. 

7 8 66 des Brot. 

’) 8 176 des Brot. 

Annalen des Deutihen Reichs. 1886. 14 


— — 
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für Altona, Wandsbek, Bremerhafen, Geeftemünde und Brade aber mit 3 .# 
belajien. 

©. Was nun die Feftitellung der Erhebungs= und Berwalt- 
tungskoſten betrifft, welche nach Art. 38 Nr. 3 der Neichsverfaflung von 
den Einnahmen an Zöllen und Verbrauchsfteuern bei Ermittelung des zur 
Reichskaſſe fließenden Ertrages derjelben in Abzug zu bringen find, jo gelten 
hierüber nad) der Neichsverfaljung, den betreffenden Gejegen, nach Bundes: 
rathsbeſchlüſſen und ſonſtigen Werabredungen im Allgemeinen folgende Be- 
ſtimmungen: 

I. Bei den Zöllen find nach Art. 38 Nr. 2 lit. a der Reichsverfaſſung 
Diejenigen Koſten in Abzug zu bringen, welche an den gegen das Ausland 
gelegenen Grenzen für den eg: und die Erhebung derjelben erforderlich find." 

Wie bereits in Abjchnitt IV erörtert worden ift, wurden nach Art. 1 
Biffer 2 des Zollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 für den Bedarf, 
welcher zur Aufjtellung und zum Unterhalt der Zollerhebungs:, Auffichts- 
oder Kontrolbebörden im renzbezirfe nöthig ift, jedem Grenzitaate des 
Neiches Pauſchſummen gemährt.‘) 

Hiebei galt der Grundjaß, daß bei Ausmittelung dieſes Bedarfes da, 
two die Berzeption privativer Abgaben mit der Zollerhebung verbunden 
it, von den Gehältern und Amtsbedürfnijjen der Zollbeamten nur derjenige 
Theil in Anrechnung gebracht werden darf, welcher dem Verhältniſſe ihrer 
Geſchäfte für den Zolldienit zu den übrigen Amtsgejchäften entjpricht.?) 

Außerdem war es jedem Staate unbenommen, auch vor der Feitjegung 
nener Pauſchſummen jolche Veränderungen jofort unter den verabredeten 
Vorausſetzungen eintreten zu lajjen, welche im Intereſſe des Dienftes ſich als 
nothiwendig und unaufichieblich darjtellen und die Berichtigung und Ergänzung 
der Pauſchſuume, vorbehaltlich der definitiven Feitjegung, von dem Zeitpunfte 
der Veränderung an in Anja zu bringen.t) 

Die Bejtimmungen über die Normaljäße, nach welchen die Berechnung 
der Pauſchſummen ftattzufinden hat, wurden jelbitverjtändlich jogleich bei Kon— 
ſtituirung des Zollvereins feſtgeſetzt.) Diefelben haben jedoch im Laufe der 
Zeit mamnichfache Veränderungen erfahren, bis endlich auf einen durch Die 
veränderten Bejoldungs= und Geldverhältnilje begründeten Antrag der preuß. 
Negierung der Bundesrath am 28, Juni 1872 den Beichluß faßte, daß vom 
1. Jannar 1872°%) an für den größten Theil des Bedarfs neue umd zwar 
meiltens erhöhte Normalfäge zur Anwendung zu bringen jeien. 


') Eine Ausnahme bildet nur noch das jegt wieder jeit I. April 1883 zum vereins— 
ländiſchen Hauptzollamte umgewandelte Hauptzollamt Hamburg, dejien Perjonal und theil- 
weile Einrihtung aus der Reichskaſſe bezahlt wird, da die früheren faijerlihen Hauptzoll— 
ämter Kübel und Bremen am genannten Tage in ein lübediiches bezw. preußiſches Haupt— 
zullamt umgewandelt worden find. (©. REINE vom 25. November 1882 
SS 426 u. 427, Bentralbl. des Reichs v. 1883 ©. 8 

®) Bezüglich der Zuſchüſſe, welde an ae in "Baden, Luremburg und Eljah-Loth: 
ringen bezahlt werden, fiehe Näheres in Abjchnitt IV. 

3) Art. 38 Ziif. 3 des Vertra * vom 8. Juli 1867 und das Nähere im beſonderen 
Prototoll d. d. München den 12. Sept. 1836 Biffer 1, 2. (Anlage zum Hauptprotofoll der 
I. General:ßolltonferenz.) 

*) Hauptprot. der VIII. General-Zolltonjerenz $ 28 ©. 69. 

°) Siehe dad Münchener und Karlsruher ——— — v. 1833 u. 1885 (Band I 
der Verträge ©. 366 ff. und Band II a. a. O. ©. 147 ff... 

r 6) —— mag v. 28. Juni 1872 8 421, abgedruckt im preuß. Zentralblatt 
1872 ©. 340 ff. 
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Es waren biebei für die perfönlichen Ausgaben der Haupt und 
Nebenzollänter und des Grenzichugperfonals, ſowie für die Pferdeunterhalt- 
ungsgelder Normal: und Minimalbejoldungsfäße feſtgeſetzt, dagegen für das 
Averfum der Nebenzollämter II, welche nicht zugleich Anfagepoften find, 
nur Normalfäge nach der Meilenzahl der Grenze, umd ebenfo nur 
Normaljäße für Bureau: und Amtsunfoften bejtimmt worden. 
Ganz neu war hiebei die Aufitellung eines Normaljages nach der Meilenzahl 
der Zollgrenze zur Vergütung der höheren Ausgaben an Baukoſten, 
Umzugskojten und Unterjtügungen, Penfionen ꝛc. Für die Koften der Legiti— 
mationsschein » Ausfertigung wurden die früheren Normalfäge belaſſen und 
wiederholt der in $ 79 der Bundesrathsprotofolle von 1871 ausgeiprochene 
Grundſatz fFeitgehalten, daß nur die wirklichen Ausgaben bis zur Höhe der 
Normalfäge zu vergüten feien. 

Troß der erheblichen Mufbejjerungen erfuhr der Pauſchſummenetat 
des ganzen Reiches (ohne Luxemburg und ohne die in bejondere Auf: 
— kommenden extraordinären unvorhergeſehenen) Ausgaben) vom 1. Ja— 
nuar 1872 ab jährlich nur eine geringe Erhöhung und auch der neue Zoll— 
tarif von 1879 und die Errichtung der Zollgrenze an der Unterelbe verur— 
ſachten keine bedeutende Erhöhung. 

Seit dem Jahre 1871 war eine Aenderung des Syſtems der Pauſch— 
ſummen öfters deßhalb angeregt worden, um die außerordentlichen Zuſchüſſe, 
die Baden, Luxemburg, Oldenburg und Elſaß-Lothringen erhalten, zu be: 
jeitigen amd den Grenzitaaten nicht zu große Opfer fir dieſe Verwaltung 
ferner aufzulegen. Es wurden deßhalb durch einen Bundesrathsbeichluß vom 
6 Mai 1374 die Bundesregierungen zu Vorſchlägen bis 1. September 1874 
veranlaßt und auf Grund Dderjelben durch Bundesratbsbeichluß vom 2. Nov. 
1876 ($ 332) ein Programm aufgeitellt, nach dem die Erhebungen über die 
Vergütungen in den Grenzitaaten zu machen wären. Auf Grund eines An— 
trages des Neichsfanzlers vom 28. Febr. 18827) wurde mittels eines Bundes- 
rathäbejchluffes vom 30. Juni 1852 ($ 311 und Nr. 76 der Drudjachen) 
diefer ganze Pauſchſummenetat mit feinen fchrwierigen Berechnungen bejeitigt 
und unter Wegfall der bisherigen Zuſchüſſe der Pauſchſumme durch einen 
3ollverwaltungs-Etat erjeßt, für den vom l. April 1882 an folgende 
Grundſätze gelten: 

1. Bleiben in Kraft alle bisher giltigen Beftimmungen über Die 
Organifation der Nemter und Dienftesjtellen, über Organijationd- 
veränderungen, Vermehrung des Perjonalbeftandes, ſowie über Die 
Anrehnungstäbigfeit jolcher Stellen, welche zugleich für die Verwaltung 
indirefter Steuern bejteben.*) 

t Ar. 25 der Druckſ. 

2, 5. hierüber Abichnitt VII und folgende noch giltige Berabredungen: Münchener 
Tolzugsprot. Beil. XXXVI&$ 8 (Bd. I der Verträge ©. 346), $ 10 c (a. a. ©. ©. 347), 
883 u. 85 fa. a. D. ©. 361--362), $ 88 (a. a. ©. S. 365), Karlsruher Vollzugsprototoll 
Beil. VI $ 7 (Bd. II a. a. O. ©. 1371 und 8 36 u. 38 (a. a. D. ©. 144) und $ 42 
(l.e. S. 147}, Hauptprotofoll der 13 Generalfonferenz $ 32 ©. 81. Belonderes Protofoll 
d.d. Münden den 8. September 1836 Ziffer IV (Anlage zum Sauptprotofoll der 1. 
Seneraltonjerenz). Zollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867 Wrt. 16. NReichsverfaflung 
Art 38 Ziffer 3a und Urt. 40. Beionderes Protokoll, betr. die Etats über die gemeine 
ſchaftlichen Zollverwaltungsausgaben d. d. Münden den 12. September 1836 (Anl, zum 
Sauptprotofofl der I. Seneraltonferenz). Hauptprotofoll der 8. Generalfonferenz $ 28 ©. 69, 
Desgl. 8 26 Ziff. 1 u. 2 ©. 67 und Hauptprotofoll der 3. Generaltonferenz $ 39 ©. 110 
Ziffer III, 1. 
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2. Die durch die Bezüge der Beamten entjtehenden Kojten gelten 
infoweit als für die Grenzzollverwaltung erforderlich, als fie denjenigen Sätzen 
entfprechen, welche am 1. April 1882 in den einzelnen Bundesjtaaten bezw. 
Eljaß-Lothringen nach den Landesetats und den fonjtigen bezüglichen Be: 
ftimmungen bejtehen. Erhöhungen dieſer Sätze bedürfen, wenn fie erjtattet 
werden jollen, der Genehmigung des Bundesrathes. 

3. Für jeden Grenzſtaat jtellt der Bundesrath einen Zollverwaltung$: 
foften-Etat feit, welcher die Zahl der am 1. April 18852 für die Grenz— 
zollverwaltung erforderlichen Amts» und Beamtenſtellen enthält und die Ver: 
gütungen bejtimmt. Die bisherigen Zufhüjje zur Pauſchſumme 
fallen weg.!) Eine Erneuerung des Etats findet nur nach Bedürfniß ſtatt. 

4. Die Anrehnung der den Bundesjtaaten für jedes Etats: 
jahr zustehenden Bergütungen auf die Zolleinnahmen erfolgt auf Grund 
von Liquidationen der Direftivbehörden, welche der Neichsbepollmächtigte 
für Zölle und Steuern zu bejcheinigen,?) und der Ausſchuß des Bundesrathes 
für Rechnungsweſen zu prüfen und der Bundesrath fejtzuitellen hat. 

5. Alle Rüdeinnahmen auf die von der Bollgemeinjchaft mit den 
twirflich bezahlten Beträgen vergüteten Musgaben,?) desgleihen Gebühren umd 
Verwaltungskoftenbeiträge, welche von Zollpflichtigen, Eifenbahnverwaltungen, 
Schiffsführern 2c. für jolche Leiftungen der Zollbeamten zur Erhebung gelangen, 
deren Koſten (wie Diäten, Bewachungs: und Begleitungsgebühren 2c.) von der 
Bollgemeinschaft vergütet worden, find ald außerordentliche Einnahmen 
zu verrechnen und der Reichskaſſe mit den Zöllen zur Verfügung zu jtellen. *) 

6. Für die Aufftellung des Zollverwaltungsfojten-Etats, der 
in ſechs Titel (Bejoldungen, Pferdeunterhaltungsgelder, Umzugskoſten, Bureau: 
bedürfniffe, Baukosten, Miethen ꝛc. und Penſionen) zerfällt, gelten folgende 
Grundſätze: 

a) Das feſte Gehalt der Beamten der Grenzzollverwaltung, 
zu welchen auch die Oberinſpektoren der Hauptämter im Innern mit 
größerem Grenzbezirk,“) die Beamten auf den Wacht: und Kreuzer— 
ſchiffen, ſowie die Abfertigungs: und Begleitungsbeamten für den 
Schiffsverkehr auf den Fonventionellen Strömen‘) gerechnet werden, 
ijt für jede Beamtenfategorie mit dem Durchjchnittsfage, welcher fid) 


!) Hierdurd; famen alle Zuſchüſſe zur Pauſchſumme z., welche bisher an Oldenburg, 
Baden, Yuremburg und Eljah-Lothringen bezahlt wurden, in Wegfall (ſ. a. Abſchn. IV ©. 33). 

?) ©. Abſchnitt XI. 

,‚) 3-8. Erlös für alte Waffen, Waſſerfahrzeuge, Schiffsutenfilien, jowie Rechnungs- 
vergütungen. 

* Spalte 3 der Zolleinnahmen:lleberfiht. ©. hiezu auch Bundesrathsbeichl. v. 15. Sept. 
1885 $ 452 in Drudj. Wr. 117 ©. 43—44 u. 49. 

9, Noch giltig find die Vereinbarungen auf ©. 68--69 in $ 50 des Hauptproto- 
folld der 5. Generalfonferenz Ziffer J. Beſchluß des Bundesrathes vom 30. Juli 1868, 
$ 218 des Protokolls. Hauptprotofoll der 10. Generaltonjerenz $ 70 Nr. 11 ©. 207 fi. 
Bejonderes Prototoll d. d. München den 12. September 1836 Nr. 5 Beilage E (Anlage 
* Hauptprotokoll der I. Generalkonferenz). Bundesrathsdruckſ. Nr. SO von 1882 ©. 65. 
Beihlub des Bundesrathes vom 27. Juni 1868 $ 718, Wr. 86 der Drudi. (Bd. V der 
Verträge ©. 122), Beihluß des Bundesraths vom 17. Oktober 1875 $ 357 des Protokolls 
Ziffer 3 find noch giltig. 

6) Hauptprot. der 14. Generaltonferenz $ 30 ©. 89; Hauptprot. der 15. Generals 
fonferenz $ 41 ©. 67; Beſchluß des Bundesrathed vom 5. Juli 1873, $ 507 des Brot. 
Anl. A; Hauptprot. der 14. Generaltonferenz $ 29 ©. 79; Beſchluß des Bundesrathes vom 
6. Juli 1872, $ 452 des Prot. u. Nr. 112 der Drudj.; Beſchluß des Bundesrathes dom 
21. Februar 1877 $ 139 u. Nr. 3 der Drudj. S. 70 jind noch giltig. 
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aus dem Landes: Etat des betreffenden Staates am 1. April 1882 
für Diejelbe ergibt, einzujtellen. 

Wo aus dem Yandes-Etat dergleichen Durchichnittsfäge fich nicht 
ergeben, werden die Gehälter, welche den Beamten jeder Kategorie 
bei der gefammten Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern des 
betreffenden Staates am 1. April 1882 thatjächlich zuſtehen, ermittelt 
und danach die Durchichnittsbeträge berechnet. 

Sämmtliche Gehaltsbeträge fommen ohne Nüdficht auf etwaige 
Abzüge (Beiträge der Beamten zu Penſions-, Wittwen: und Waiſen— 
unteritügungsfonds 2c.) voll in Anſatz. 

b) Wohnungsgeldzuſchüſſe und Ortszulagen werden mit den 
Jahresbeträgen, welche die Beamten der Grenzzollverwaltung am 1. 
Aprit 1882 geſetzlich bezw. nach dem Landes-Etat zu beanipruchen 
haben, in den Etat eingeftellt. Für ſolche Stellen, mit welchen 
Dienjtwohnung verbunden it, deren Inhaber daher feinen Wohnungs: 
geldzuschuß 2c. bezieben, wird der letztere angejeßt. Die fo ermittelten 
Beträge find ſummariſch erfichtlich zu machen. 

Für die Gewährung freier Dienftwobhnungen, welche Be: 
amten etatsmäßig als Theil der Befoldung zuftehen, wird eine Ber: 
gütung von 7,5 Prozent des Durchichnittsgehaltes (Titel I A) der 
betreffenden Beamten angejegt. Der Anja erfolgt unter Titel IB 
jummarifch unter Angabe der Zahl der bei jeder Kategorie in Frage 
fommenden Beamten. 

e) Thenerungss, Funktions, Stellen: und Stativnszulagen, 
ſowie Bekleidungszufchüife 2c. kommen für jede Art diefer Ausgaben 
ſummariſch nach dem Durchichnitt der in den letzten beiden Etats— 
jahren thatfächlich geleifteten Zahlungen in Anſatz. 

Perſönliche Zulagen find nicht anrechnungsfähig. 

d) Die Pferdeunterhaltungsgelder werden für jede Kategorie der 
Grenzichugbeamten mit den aus den Landes: Etats fich ergebenden 
bezw. nach Analogie der Beitimmung der Durchichnittsjäge bei Be: 
joldungen feſtgeſetzt. 

Die Fuhrfoften der vom Halten von Dienitpferden dispenfirten 
Oberbeamten und die den Oberbeamten für Neifen im Dienftbezirke 
zu gewährenden Entjchädigungen (Tagegelder, Uebernachtungsgelder zc.) 
werden mit den in den lebten 3 Gtatsjahren den Beamten jeder 
Kategorie durchichnittlich bezahlten Beträgen eingeitellt. 

Bei der Ermittelung voritehender Beträge bleiben diejenigen 
Zahlungen außer Betracht, welche nicht ausschließlich im Intereſſe 
der Grenzzollverwaltung geleijtet worden find.) 


S. a. hierzu Hauptprot. der 14. Generalkonferenz $ 29 ©. 81. SHauptprot. der 5. 
Generalkonferenz ©. 68, $ 50 Ziff. I. Beihluß des Bundesrathes vom 30. Juli 1868 
5 218. Drudi. Nr. 67. Befonderes Protokoll d. d. Münden den 12. September 1836 
Rr. 5 Anl. E; Bundesrathedrudi. Nr. 80 für 1882 ©. 66; Beſchluß des Bundesrathes v. 
21. Juni 1868 $ 178, Nr. 86 der Drudi.; Beichlup des Bundesrathes v. 17. Oft. 1875 
$ 357 Ziff. 3. Beionderes Protokoll d. d. Münden den 12. September 1836 Beil. B, D 
und Bundesrathabeihluß vom 13. März 1877 Anl. A zu $ 128 des Protofolld; dann 
Beſchluß des Bundesrathes vom 23. Mai 1870 8 95 und Nr. 30 der Drudi.; ferner Be 
ihluk des Bundesrathes vom 16. März 1877 $ 139 und Nr. 3 der Drudi., jowie Drudi. 
Ar. 80 von 1882 ©, 61; Beichluß des Bundesrathes vom 8. Mai 1869 $ 26 und Bericht 
der Ausſchüſſe, Drudf. Nr. 101 dv. 1872 Nr. 6 und $ 421 des Prot., welche noch giltig find. 
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Die den berittenen und Fußgrenzauffehern zu gewährenden Reife: 
foftenentfhädigungen find bei den aufßerordentlichen Zollver— 
waltungsfojten zu liquidiren. 

e) Nur Diejenigen Umzugskoſten und Miethsentſchädigungen 
fallen der Grenzzollverwaltung zur Laſt, welche den im Grenzbezirke 
von einer Stelle zur anderen und den aus dem Binnenlande nad) 
dem Grenzbezirke verjeßten, auf dem Bollverwaltungsetat jtehenden 
Beamten gewährt worden find. Die in den lebten beiden Etatsjahren 
bezahlten Beträge werden ermittelt und mit der Durchjchnittsfumme 
in den Etat geſetzt Diefe Summe gilt jo fange als Fixum, bis der 
Bundesrathd auf Grund entjprechender jpäterer Ermittelungen ein 
anderes Fixum feſtſetzt. 

f) für Bureaubedürfniſſe wird eine Vergütung von 6 Prozent der 
unter Titel I A und B feitgetellten Ausgaben (für Gehalt und 
Wohnungsgeldzufchüffe) für das Perfonal der Haupt: und Nebenzoll: 
ämter I. und II. Klaſſe und Anjagepojten in Anſatz gebradıt. 

g) für die räumliche Unterbringung der Aemter, Anfagepojten 
und deren Ausſtattung mit Utenfilien werden 5 Prozent der Koſten 
in Titel I A und B vergütet. 

h) Als Vergütung für die aus der Grenzzollverwaltung entjtehende 
Penſionslaſt werden 15 Prozent von dem bei Titel I erjichtlich 
gemachten penfionsfähigen Einfommen der ſämmtlichen Beamten diejer 
Verwaltung gewährt, von der zugleich Unterftügungen für die Be— 
amten und deren Hinterbliebenen zu zahlen find. 

7, Die Entwürfe zu den Etats find von den Direftivbehörden mit 
den zur Prüfung erforderlichen Unterlagen vor der Einreihung an die vor= 
gejegte Behörde dem Neichsbevollmächtigten für Zölle und Steuern zur Bei- 
fügung ſeines Gutachtens vorzulegen. In dem Gutachten hat der Reichs— 
bevollmächtigte Dasjenige zu bezeichnen, was nach feiner Anficht der Be— 
rihtigung bedarf.!) Nach erfolgter Erledigung derjenigen Erinnerungen, welche 
die Landesfinanzbehörde als begründet anerfennt, find die Entwürfe mit den 
dazu gehörigen Gutachten durch Vermittelung des Reichskanzlers den Aus— 
Schüfjen des Bundesrathes für Zolle und Steuerwejen und für Nechnungswefen 
zur Herbeiführung der Feititellung der Etats vorzulegen. 

8. Treten Organijationsveränderungen bei den Zollitellen oder 
bei dem Grenzjchugperfonale ein, deren Nothwendigfeit der Reichsbevollmäch— 
tigte merkennt,?) jo fünnen die vom Bundesrath feitgeitellten Etats unter 
Titel TA und B, I umd IV bis VI von den Direktivbehörden entjprechend 
berichtigt werden. Dieſe Berichtigungen finden am Schluſſe jedes Etats— 
jahres jtatt. 

Im Uebrigen und insbefondere hinſichtlich der Vergütungsſätze erfolgen 
Berichtigungen der Etats nnr mit Genehmigung des Bundesrathe. 

Jeder Grenzſtaat ijt berechtigt, auf die in den einzelnen Monaten 
* Etatsjahres der Reichshauptkaſſe vorläufig zu überweiſenden Zollein— 
nahmen 

a) den entſprechenden Theil der Schlußſumme des letzten be— 
richtigten Etats und 

) S. a. Abſchnitt XI. 

) Hauptprotokoll der 8. Generalkonferenz $ 28 ©. 69 und Bundesrathsbeſchluß vom 

27. Juni 1873 $ 463 nod) giltig. 


> — a en — — — —— — — —— 
e Ei 


Abrechnungsweſen der Verwaltung. ! 215 


b) die Durch die Etatsfumme nicht gededten, bei der Jahresabrechnung 
ipeziell zu liquidirenden Ausgaben (fiehe nachitehend Ziffer 10), 
foweit fie in dem abgelaufenen Jahrestheil geleiftet worden find, 

in Anrehnung zu bringen. 

Behufs der vorläufigen Einnahmefeftitellung für das 1. bis 4. 
Onartal jedes Etatsjahres find auf der vierten Seite der nach dem Finals 
Ihluß (zum 15. Mai) an den Ausschuß des Bundesrathes für Rechnungs: 
weſen einzureichenden Zolleinnahme-Weberficht die für das ganze Etat 
jabr anrehnungsfähigen Zollverwaltungsfoften proviforifch 
nachzuweiſen. Diefe Nachweiſung hat ſich auf die vorläufige Berichtigung 
der Etatsſumme und die annähernde Angabe der durch den Etat nicht gededten, 
demnächit Tpeziell zu liquidirenden Ausgaben zu befchränfen. 

10. Den jährlichen definitiven Zolleinnahme-Ueberſichten ($ 222 der 
Protofolle und Nr. 61 Ziffer 6 der Drudjachen des Bundesrathes für 1878) 
it eine genaue Liquidation der auf die Zolleinnahme für das abgelaufene 
Etatsjahr anzurechnenden Erhbebungs- und Verwaltungskoſten nad) dem 
beionderen Muſter beizufügen. Diefe Liquidation ift von den Direktivbehörden 
mit einer Bejcheinigung dahin zu verjeben, „daß alle Stellen, für welche das 
etatsmäßige Durchichnittsgehalt in Anja gekommen, vorſchriftsmäßig verwaltet 
und die jpeziell Liquidirten Ausgaben mit den angejegten Beträgen wirklich 
geleiitet worden find.“ 

Ueber die Anrechnungsfähigkeit der angejegten Beträge haben die Reichs— 
bevollmächtigten ein der Liquidation beizufügendes Gutachten abzugeben, 
in welchem zugleich etwaige gegen die Höhe der geleiteten Zahlungen bejtehende 
Bedenken darzulegen find.') 

Die zum Zwecke diefer Begutachtung und Bejcheinigung erforderlichen 
rn haben die Direftivbehörden dem Neichsbevollmächtigten zu er— 
theilen. 

11. Für die Aufftellung der Liquidation gelten folgende 
Beitimmungen. 

a) Zu Titel I. Für die Stellen, welche während des ganzen Jahres 
bejtanden haben und von ihren Inhabern bezw. deren Vertretern vor: 
ſchriftsmäßig verwaltet worden find, wird der volle etatsmäßige 
Durhichnittsgehalt in Anſatz gebracht. Sind im Laufe des 
Sahres (vom 2. April ab) Stellen neu errichtet oder aufgehoben 
worden, jo ift das etat3mäßige Durchichnittsgehalt nur für die Zeit 
der Verwaltung derjelben zu berechnen.) Des Nachweijes der 
an die Beamten wirklich geleijteten Zahlungen bedarf 
es nicht. 

Eine Kürzung des Durhichnittsgehaltes findet ftatt, 
wenn im Falle der Beurlaubung nicht dienftunfähiger Beamten oder 
der Verwendung etatsmäßiger Beamten bei anderen Verwaltungen 


Münchener Bollzugsprotofoll Beil. XXXVI Art. 13 $5 (Bd. I ©. 419) noch giltig. 
©. auch Abſchnitt XL. 

?) Hiezu gelten noch Bundesrathsdrudjahen Nr. 73 von 1878 ©. 36, Bundesraths- 
beſchluß vom 25. Mai 1878 $ 332, Bundesrathsdrudi. v. 1877 Nr. 3 ©. 65 und $ 139 
des Prot. und Bundesrathädrudf. Nr. 167 von 1874 S. 27, 8 91 dei Prot. Bundesraths— 
dendi. Nr. 22 v. 1882 ©. 35 und Beſchluß v. 2. März 1882 $ 108. ©. zu Titel I. Abi. 
Inu. 3 auch nod die Bejtimmungen des Bundesrathöbeichl. vom 15. Sept. 1885 ($ 452 
de3 Brot.) in Drudj. Nr. 117 ©. 45 und 46. 
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(3. B. NRübenzuderjteuer, bei Aemtern im Innern, bei der Direftiv- 
behörde 20.) die Stellen derjelben im Laufe des Etatsjahres länger 
ala 2 Monate unverwaltet (d. h. nicht durch bejondere Beamte 
verwaltet) geblieben find, oder wenn erledigte Stellen länger als 
zwei Monate unbefegt oder unverwaltet gelajien worden jind.!) 
In jolchen Fällen hat die Zollgemeinichaft den Durchichnittsgehalt 
der betreffenden Stellen nur für die Zeit der Berwaltung der: 
ſelben zu tragen. Durch Todesfall erledigte Stellen werden während 
der Zeit, für welche den Hinterbliebenen des Beritorbenen die Gnaden— 
fompetenz zufteht, jedoch Höchitens für den Sterbemonat und die 
darauf folgenden drei Monate, den bejegten Stellen gleich) geachtet. 

Wohnungsgeldzuſchüſſe und Ortszulagen, desgleichen 
Theuerungs-, Funktions, Stellen: und Stationszulagen, jowie Bes 
fleidungszujchüfle 2c. find mit den den Inhabern der Stellen wirk— 
lich gezahlten Beträgen ſummariſch nach Anleitung des Etat? an 
zufegen. Die Vergütungen für freie Dienftwohnungen werden 
für jede der treffenden Beamtenfategorien unter Angabe der Zahl der 
in Frage kommenden Beamten jummarifch liquidirt. Für die Zeit, 
während welcher der Durchjchnittsgehalt der Stellen nicht Liquidirt 
werden darf, bleiben auch die Wohnungsgeldzuſchüſſe und Ortszu— 
“ER 2c., jowie die Entſchädigungen für freie Dienftwohnungen außer 
Unſatz.!) 

b) Zu Titel U. Die Pferdeunterhaltungsgelder des Grenz— 
Ihußperjonals, jowie die Fuhr- und NReifefoften-Ent- 
ſchädigungen der Dberbeamten werden nach der Zahl der Be— 
amten mit den Durch den Etat feitgeftellten Durchjchnittsbeträgen 
liquidirt. 

Sind von Beamten, welche Dienftpferde zu halten haben, folche 
länger ala 6 Wochen nicht gehalten worden, jo ijt für den treffenden 
Beitraum ftatt des Ddurchjchnittlichen Pferdeunterhaltungsgeldes nur 
die durchjchnittliche Vergütung für Fuhrkoſten anrechnungsfähig. Für 
die Zeit, in welcher das Durchichnittsgehalt der Stellen nicht Liquidirt 
werden darf, bleiben auch die Pierdeunterhaltungsgelder, Fuhrkoften 
und Neifefoftentichädigungen außer Anjab.?) 

c) Zu Titel II. As Vergütung für Umzugskoſten und Mieths— 
entfchädigungen bei Verfegungen iſt das durch den Etat feſt— 
gejtellte Firum zu liquidiren. Sollte die wirkliche Ausgabe in einem 
Etatsjahre aus befonderen, eventuell näher anzugebenden Gründen dag 
Fixum um mehr als 20 Prozent überfteigen, jo kann unter Vorleg— 
ung eines Verzeichnifjes der geleifteten Zahlungen die Vergütung der 
legteren beantragt werden. 

d) Zu Titel IV und V. Der Berechnung der unter diefen Titeln 
anzufegenden Vergütungen werden die für das Perſonal der Haupt: 
ämter, Nebenzollämter und Anfagepoften unter Titel [TA und B 
liquidirten Beträge zu Grunde gelegt. 


) Noch giltig find die Verabredungen der 6. Generaltonferenz, $ 57 des Hauptprot. 
©. 139 u. 140 und das Hauptprot. d. 9. Generaltonferenz $ 50 &. 170 IIL 

2) ©. hiezu auch Bundesrathsbeſchl. vom 15. Sept. 1885 ($ 452 des Prot.) in Drudf. 
Nr. 117 ©. 46 u. 47. 
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e) Zu Titel VI Als Grundlage für die Berehnung der Penſions— 
vergütung dienen die bei Titel I erfichtlich zu machenden Beträge des 
penjtonsfähigen Dienfteinfommens der ſämmtlichen Beamten der 
Srenzzollverwaltung. Kürzungen diefer Beträge wegen zeitweiliger 
Nichtverwaltung einzelner Stellen finden nicht ftatt. 

Alle im Etat nicht vorgejebenen, im Intereſſe der Boll: 
gemeinschaft geleiiteten Ausgaben find unter Titel VII bis XI mit 
den wirklich gezahlten Beträgen, bezw. mit den vom Bundesrath bemilligten 
Averfionalfummen zu Liquidiren. In Anſatz fommen: 

f) unter Titel VII die Koften der Legitimationsjchein- Aug 
fertigung, joweit fie durch Die unter Titel I bis VI Liquidirten 
Vergütungen nicht bereits eritattet werden; 

g) unter Titel VIII die Koſten der Waarenbegleitung, und 
zwar: 

a) für Begleitung der Schiffe auf den fonventionellen Strömen (dem 
Rhein und dejjen Nebenflüffen), ſowie von den Zollfreuzern und 
den als Anſagepoſten fungirenden Aıntsftellen bis zum Grenzzoll— 
amt, einichließlich der Sciifsbewachungsgebühren bei den Amts: 
jtellen im Grenzbezirk;) 

b) für Begleitung der Eifenbahnzüge von der Grenze bis zum erjten 
Abrertigungsamt und umgefehrt.*) 

(Wegen der Vereinnahmung der von den Schiffsführern ꝛc. zu 
zahlenden Gebühren fiebe oben Ziffer 5); 

h) unter Titel IX die Kojten der Bewaffnung des Grenz 
ſchutzperſonals; 

i) unter Titel X die Koſten der Anſchaffung und baulichen 
Unterhaltung der Bollfreuzer, Zollwadticdhiffe und 
Zollboote, einschließlich des zur Ausrüſtung derjelden erforderlichen 
Suventars.) 

Als Zollboote werden diejenigen Boote angefehen, welche Die 

Beitimmung der Zollkreuzer haben ;;*) 

k) unter Titel Xl die fonftigen anrehnungsfähigen Koften 
der Örenzzollverwaltung, als:?) 

Koften der Bertretung von Stellen, deren Inhaber 
erfranft oder verjtorben jind. 


1) Hiezu find noch in Geltung die Beitimmungen im befonderen Protokoll d. d. Mün— 
den den 8. September 1836 Ziffer V, dann im befonderen Protofoll d. d. Berlin den 
8. Mai 1841 Ziffer 25, 5 (Bd. III ©. 117). Die Bemerkungen des Bentralbureaus der 
Zolverwaltung vom 27. Februar 1846 zur definitiven Zollabrehnung für 1842 und ebenjo 
vom 18. November 1839 zur definitiven Zollabrechnung für 1838 Abjchnitt IL, 14, im 
Hauptprotofoll der 9. Generaltonferenz $ 18 ©. 51. Beſchluß des Bundesrathes vom 
21. Februar 1874 $ 114. Drudj. des Bundesrathes Nr. 167 für 1874 ©. 30. Drudi. 
des Bundesrathes Nr. 3 für 1877 ©. 69 u. 75. 

?, Hauptprotofoll der 9. Generaltonierenz $ 52 5. 173. $ 159 des Prot. d. Bundes 
rathes für 1869. Drudj. des Bundesrathes Nr. 50 für 1878 $ 3 und Bundesrathsbeichluß 
dv. 3, April 1878 $ 224. 

” Hannover'ſches Vollzugsprot. v. 3. März 1855 $ 22 (Bd. IV ©. 126). PDrudi. d. 
Bundesrathes v. 1868 Nr. 88 ©. 14. $ 179 des Brot. Drudi. des Bundesrathes Nr. 3 
v. 1877. 8 139 des Prot. 

9 Drudi. des Bundesrathes v. 1868 Nr. 88 ©. 16 $ 179 des Prot. 

5) Hauptprotofoll der 9. Öeneralfonferenz $ 50 ©. 171. ©, a. die Beſtimmungen des 
Bundesrathöbejchl. vom 15. Sept. 1885 ($ 452 des Prot.) in Drudi. Nr. 117 ©. 47—49. 
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Die Vertretung erfrankter Beamten auf gemeinschaftliche Rechnung 
darf im Laufe des Etatsjahres einen Zeitraum von drei Monaten 
und Die Vertretung der Stellen verjtorbener Beamten den Sterbe- 
monat umd die Darauf folgenden drei Monate nicht überjchreiten. Kann 
für die angegebene Zeit eine mit Koften verbundene Stellvertretung 
nicht vermieden werden, jo trägt die Zollgemeinschaft außer der Durch— 
jchnittsbefoldung der Stelle (Titel I) auch die durch die Verwaltung 
derjelben erwachjenden befonderen Koſten (Tagegelder, Remunerationen, 
Fuhrkoſten 2c.). 

An Neifekoften für kommiſſariſche Beamte ift für die Rückkehr, 
auch wenn die Beamten an einen entfernter gelegenen Ort fommittirt 
werden, nicht mehr als für die Hinreife anrechnungsfähig. 

Neifefoftenentfhädigungen der berittenen und Fuß— 
Grenzaufjeher, foweit fie nach den am 1. April 1882 giltigen 
Beitimmungen gezahlt find.') 

Pferdezufhußgelder der Beamten mit Dienftpferden für kom— 
miſſariſche Dienftleiftungen außerhalb ihres Bezirks, joweit die letzteren 
ausjchlieglich oder überwiegend im Intereſſe der Orenzzollverwaltung 
geleaen haben. 

Ausgaben für außerordentliche Berjtärfung des Zoll- 
perjonals bei den Amtsjtellen und des Grenzichugperjonals.*) 

Koften der Hafengendarmerie in Swinemünde.?) 

TZagegelder, Fuhrkoſten und Bureaufojten des Kreuz: 
zollinjpeftors, Amtsunfojten der Zollfreuzer, Zollboote und 
Wachtichiife. 

Bureaufoftenentfhädigung des Grenzſchutzperſonals. 

Tagegelder und Fubrkoften der Beamten in Strandung$- 
angelegenbheiten.*) 

Koſten der Ueberfahrt von Grenzbeamten nah Inſeln 
oder Halbinjeln, jowie über Flüſſe und fonftige Gemäjjer im 
Grenzbezirk (Neifefojtenvergütung, Fährgelder zc.’) 

i Koſten des Patrouillirens auf Gewäſſern im Grenz 
ezirk. 

Die Ausgaben für die beiden letztbezeichneten Aufwendungen ſind 
nur anrechnungsfähig, ſofern die Beförderung nicht durch eigene Fahr— 
zeuge der Zollverwaltung bewirkt werden konnte und inſoweit die 
Reiſekoſten nicht bereits durch die unter Titel 11 liquidirten Ver— 
gütungen gededt find. 


) Nach Bundesrathsbeichl. vom 15. Sept. 1885 ($ 452, Drudi. Nr. 117 ©. 49) fann 
einem berittenen Örenzaufieher, der durch bejonderes Dekret mit der Vertretung eines Ober: 
fontroleurs beauftragt ift, die Reiſekoſtenentſchädigung des Oberfontroleurs angerechnet werden. 

2) Hiezu gelten noch die Bejtimmungen in Bundesrathsdrudf. Nr. 88 vd. 1868 ©. 9, 
$ 179 des Brot. u. a. a. D. ©. 13, Münchener Vollzugsprototol Beil. XXXVI Art. 13 
83 (Bd. IE. 419). 

) Hauptprotofoll der 9. Generalfonferenz $ 52 ©, 174 Biffer 2. Druckſ. Nr. 88 des 
Bundesrathes von 1868 ©. 12. $ 179 des Prot. Beil. VI zur definitiven Zollabrehnung 
für 1850 B Tit. VII ®rot. 6 ©. 4. Drudj. des Bundesrathes Nr. 22 v. 1882 ©. 37, 
5 108 des Protofolls. 

) Hauptprotofoll der 9. Generalfonferenz $ 50 ©. 171. Drudj. des Bundesrathes 
Nr. 88 v. 1868 ©. 9. 

8, Drudj. Nr. 167 des Bundesrathes v. 1874 ©. 28, $ 91 des Protokolle. 
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Nemunerationen der Bifitirfrauen.!) 

Vergütungen für die bei den Provinzial-Steuerdirek: 
tionen zu Köln, Altona und Hannover mit der Nevilion der 
Negiiter des Hauptzollamts Luremburg und der Hauptzollämter in 
den Hanjejtädten bejchäftigten Beamten, fowie für einen Gehei— 
men erpedirenden Sefretär und Kalfulator im Finanz— 
minijterium zu Berlin.) 

Averjum zur Dedung der durch die Beauflichtigung der vorge: 
nannten Hauptämter dem Königreich Preußen erwachſenden Kojten.®) 

Vermiſchte Ausgaben.*) 

I) Unter Titel XII find die Koften der Mlimentirung der bei den 
Zollausfhüfjen außer Funktion getretenen Beamten 
anzujegen.?) 

Benjionen für derartige Beamte werden mit Rückſicht auf die 
Beltimmung zu Titel VI nicht mehr bejonders vergütet. 

Der Zollverwaltungs: Etat unterjcheidet jih hauptſächlich 
dadurdh von dem früheren Pauſchſummen-Etat, dah er die Beſold— 
ungen der Grenzzollverwaltungsbeamten nicht nach allgemeinen Durch: 
ichnittsfägen, fondern nad) den in den einzelnen Bundesstaaten in Amvendung 
fommenden Durchjchnittsfägen regelt, daß die Koften für Bureaubedürfnifie, 
für räumliche Unterbringung der Aemter und Beamten, ſowie für die Pen: 
fionirung der Grenzbeamten, wofür bisher feine Entfchädigungen aus der ge— 
meinschaftlichen Kaſſe geleiftet wurden, vergütet werden, daß außerdem Stellen: 
und Stationszulagen, Bekleidungszufchüfie, Wohnungsgeldzuſchüſſe, Theuerungss 
und Funktionszulagen der Beamten Berücfichtigung finden und daß endlich 
Umzugskoſten und Miethsentichädigungen, welche den Grenzbeamten bezahlt 
wurden, aufgerechnet werden können. Er fommt jomit dem wirklichen Auf: 
wande der einzelnen Grenzjtaaten für die Grenzzollverwaltung näher und macht 
die Beitimmung in Art. 38 Ziffer 3 lit. a erſt zur Wahrheit, wonach bei 


) Hiezu gelten noch die Beitimmungen in Bundesrathsdrudj. Nr. 17 v. 1874 ©. 28. 
$ 83 des Protokolls. 

?) Hiezu gelten nocd die Beitimmungen in $ 50 des Hauptprotofoll® der 5. General- 
fonferenz ©. 69. Bundesrathsbeſchluß vom 6. Juli 1873 $ 507. Bundesrathsbeihluß vom 
8. Mai 1869 $ 38. Bundesrathsbeihluß v. 19. Dezember 1881 $ 608. Bundesrathädrudi. 
Kr. 73 für 1878 ©. 36 und $ 332 des Prot. Bundesrathädrudj. Nr, 57 v. 1878 ©. 9 
und $ 253d d. Prot. 

’, ©. a. als noch giltig Bundesrathäbeihlug vom 6. Dezember 1872 $ 505. Drudi. 
Nr. 128. Bundesrathsbeſchluß vom 19. Dezember 1881 $ 608. 

9 Drudj. des Bundesrathes Nr. 17 von 1874, $ 83 des Brot. Bundesrathedrudj. 
Nr. 167 von 1874 ©. 28, $ 91 d. Prot. Zufammenjtellung der Beichlüffe der 15. General: 
tonferenz d. d. Berlin den 10. Oftober 1863 ©. 2. Ziffer 6a Bundesrathödrudi. Nr. 88 
von 1868 ©. 8, desgl. Nr. 167 von 1874 ©, 33, 8 91 des Prot, $ 38 des Prot. des 
Yundesrathes dv. 1874. ©. aud über Titel XI. die Beitimmungen in Drudj. Nr. 117 
©. 47—49 nad) Bundesrathäbeichl. vom 15. Sept. 1885 ($ 452 des Prot.) 

) Bundesrathöbeihlug vom 12. November 1871, $ 554, desgl. v. 27. Nov. 1872 
8 485, Drudj. des Bundesrathes Nr. 17 ©. 32 v. 1874, $ 83 des Prot., Drudi. des 
Bundesrathes Nr. 167 von 1874 €. 28, $ 91 des Prot., Drudj. des Bundesrathes Nr. 3 
von 1874, $ 139 des Prot. und Drudj. des Bundesrathes Nr. 73 von 1878 ©. 36, $ 332 
des Prot. Durch Bundesrathäbeihl. vom 15. Sept. 1885 ($ 452 des Prot. Drudj. Nr. 117 
©. 49) ift angeordnet, daß in den Beilagen B u. C der Zollverwaltungstojtenliquidationen 
bei jedem der Titel VIT—XII nadrichtlic anzugeben jei, welche ertraordinäre, der Reichs— 
faiie für das Etatsjahr mit den Zöllen zur Verfügung geftellte Einnahmen den liquidirten 
Ausgaben gegenüber jtehen. 
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den Zöllen diejenigen Koften in Abzug zu bringen find, welche an den gegen 
das Ausland gelegenen Grenzen und im Grenzbezirfe für den Schuß und die 
Erhebung der Zölle erforderlich find. 

1. Die Erhebungs: und Berwaltungsfoften bei der Salz 
fteuer beftehben nah Art. 38, Ziffer 3b der Reichsverfaſſung!) 
nur in dem Aufwande an Bejoldung der mit Kontrolirung und 
Erhebung diejer Steuer auf den Salzwerfen beauftragten Be- 
amten. Es wird zu dieſem Zwede der Einnahmeüberjicht über 
die Salzjteuer eine bejonders vorgejchriebene Beilage, in wel— 
cher dieſe Koften nahgewiejen find, in jedem Direftionsbezirfe 
beigegeben. 

Ebenfo wie die Grenz: Zollverwaltungsfojten wurden die Erhebungs— 
und Verwaltungsfoiten für die Salzjteuer durch den Bundesraths— 
beichluß vom 30, Juni 1852 ($ 112) und Nr. 67 der Drudjachen einer Aen— 
derung unterworfen, indem man aud) hier die ar ji Vergütung des wirf- 
lichen Aufwandes erjtrebte: hiernach gelten feit 1. April 1882 folgende Be— 
jtimmungen. 

1. Hinfichtlich der ausschließlich im Intereſſe der Salziteuerverwaltung 
angejtellten Beamten (Inhaber von Hauptitellen) find die Beſoldungen, d. h. 
Gehalt, Wohnungsgeldzuſchuß, Ortszulage, Theuerungs-, Funktions-, Stellen= 
und Stationgzulagen, Bekleidungszufchuß, desgl. die Entfhädigungen für freie 
Dienftwohnung, nach Maßgabe derjenigen Vorſchriften anrechnungsfähig, welche 
für die Vergütung der Bejoldungen der Grenzzollbeamten gelten. ?) 

Tür landesherrliche Beamte der Salzwerks-Steuer- oder anderen 
Verwaltung, welche die Erhebung oder Kontrolirung der Salzjtener auf den 
Salzwerfen nur neben ihrer ſonſtigen Hauptbefchäftigung bejorgen (In— 
haber von Nebenjtellen) wird die Vergütung bis zur Hälfte derjenigen Bes 
träge gewährt, welche für den Inhaber von Hauptitellen der entiprechenden 
Kategorie auf den betreffenden Salzwerken vergütet werden, als zu vergüten 
jein würden. Die Vergütung wird für jeden diefer Beamten nah Maßgabe 
der von demjelben auf die Erhebung und Kontrolirung der Salzjteuer zu ver: 
twendenden Zeit befonders feſtgeſtellt. Jedoch ſind diejenigen bisherigen Ver— 
gütungsbeträge, welche die Hälfte der Vergütungen der Hauptitellen nicht 
a ohne nähere Prüfung auch ferner anrechnungsfähig. 

2. Unrehnungsfäbig find ferner 

a) die Kojten der Hauptjtellen, deren Inhaber erkrankt oder ver- 

itorben find ;?) 

b) Tagegelder und Reiſekoſten 2c. der bei außergewöhnlichem Ge— 
Ihäftsandrange oder aus anderer Veranlafjung vorübergehend erfor: 
derlihen Hilfsbeamten; 

c) Tagegelder (Uebernachtungsgelder), Pferdegelder und Reife: 

koſten-Eutſchädigungen der Oberbeamten;) 


) Siehe a. Art, 3 der Uebereinkunft vom 8. Mai 1867 über die Beſteuerung des 
Salzes und Art. 11 Nr. 3b des Zollvertrages vom 8. Juli 1867 uud Schlußprotokoll zu 
Art. 3 der Uebereinkunft von 1867. 

) Werden auf einem Privatſalzwerke jährlich nicht wenigſtens 12,000 Zentner verſteuert, 
jo hat nach $ 5 des Salzſteuergeſetzes der Beſitzer die Steuerüberwahungstoften zu erjegen. 

’) Die Kojten der Vertretung von Nebenjtellen, deren Inhaber erfranft oder ver- 
jtorben find, werden nicht eritattet. 

Br * Bundesrathsbeſchluß vom 11. Juni 1868, 8 154 des Protokolls und Nr, 26 
der Drudi. 
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d) die Tagegelder (Mebernadhtungsgelder) und Fuhrfoften der mit 
der oberen Leitung der jtenerlichen Aufficht über die Salzwerfe 
beauftragten Hauptamtsmitglieder, ſowie der nicht lediglich für 
die Kontrolirung der Salzwerfe angeftellten Oberfontroleure.‘) 

3. Die nach Ziffer 1 und 2e jedem Bundesjtaate zu vergütenden Be— 
foldungen, Pferdegelder und Reifekoiten-Entfchädigungen werden vom Bundes: 
rath durch einen Etat fejtgeitellt. Für die Aufjtellung diejes Etats, 
fowie auch für die aus Anlaß von Organijationsveränderungen erforderlichen 
Berichtigungen desjelben gelten die bezüglichen Beitimmungen der Vorjchriften 
für die Vergütung der Zollverwaltungskojten. 

Eine Erneuerung des Etats findet nur nach Bedürfniß jtatt. Erhöhungen 
der duch denfelben bewilligten Vergütungsjäge bedürfen, um erjtattet zu wer: 
den, der Genehmigung des Bundesrathes. 

4. Für die vorläufige Anrechnung der Vergütungen auf die Salz: 
fteuer-Einnahme gelten die Beitimmungen der Vorjchriften für die Vergütung 
der Zollverwaltungsfoften nach bejonderem Muſter. 

5. Den jährlichen definitiven Leberjihhten der Einnahme an 
Salzjteuer für das abgelaufene Etatsjahr bezw. der Anzeige, daß die pro— 
viſoriſche Nachweiſung derjelben einer Berichtigung nicht bedarf, haben die 
betheiligten Direftivbehörden eine genaue Liquidation der auf diefe Einnahme 
anzurechnenden Koſten beizufügen. Auf dieſe Liquidation finden die unter 
Bitter 10 der Vorfchriften für die Vergütung der Zollverwaltungsfoften und 
insbefondere die dajelbjt zu Titel I, I und XI gegebenen bezüglichen Beſtimm— 
ungen entfprechende Anwendung. Einer Kürzung der Vergütungen für Neben: 
ftellen bedarf es nicht. 

III. Bezüglich der Koften für die Beauffihtigung der Rüben 
zuderfabrifation durch die Steuerbeamten war bis zum 1. September 1871 
der Grundſatz in Geltung, daß der wirkliche Aufwand hiefür der Gemeinjchaft 
in Aufrechnung gebracht werden könne und galten bejondere Berabredungen 
bezüglich der Höhe der Gehälter, bezüglich der Umzugs und Vertretungs— 
foiten.) Zur Vereinfachung des Verfahrens und um zugleich den einzelnen 
Staaten für die Erhebung diefer Steuer eine Entichädigung zu gewähren, 
wurde auf Preußens Antrag am 17. April 1871 vom Bundesrathe der Be: 
ihluß gefaßt,’) daß die jpezielle Liquidation der Beauffichtigungsfoften von 
Rübenzuderfabrifen vom 1. September 1871 ab einzuftellen jei, dagegen aber 
den Bundesftaaten vorbehaltlich anderweitiger Feititellung bei etwaiger Erhöh- 
ung der Steuer und unter Aufrechtbaltung der bejtehenden Beitimmungen 
bezüglich der Minimalgehalte der Oberfontroleure und Steuerauffeher bei den 
Rübenzuderfabrifen*) eine von der Einnahme in Abrechnung zu bringende 
Verwaltungsfoftenvergütung von 4 Prozent des erhobenen Bruttoertrags der 
Steuer gewährt werden folle.°) 


— —— — 


) Hiezu gelten noch die Beſtimmungen in der Druckſ. 40 von 1869 und Bundes— 
tathsbeſchluß vom 19. Mai 1869, $ 50 des Prot.; Hanptprotofoll der 10. Generaltonferenz 
$42 S. 99 und der 9. Generaltonferenz $ 59 ©. 190. 

) Bejondered Prot. vom 6, Nov. 1843; Beil. 5. Hauptprot. der VI. Gen.» Bollfonf. 
und Hauptprot. der IX. Gen.:Zolltonf. $ 59 ©. 188. 

’, $ 140 des Prot. v. 14. April 1871 und Jahrbücher 1871 ©. 517 ff. 

500 Thlr. (Hauptprot, der XIV. Gen.:Zolltonferenz $ 29) und 280 Thlr, (Bundes: 
tathäprot. vom 11. Juni 1868 $ 155). 

’) Eine Berüdjichtigung der kreditirten Beträge findet hiebei nicht ftatt. 
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IV. Bei der Bierjteuer werden nach Art. 38 Ziffer Hd der Reichs— 
verfaffung 15 Prozent der Gejammteinnahme als Vergütung für die Erhebung 
und Verwaltung jedem Bundesjtaate vergütet. 

V. Bei der Branntweinjteuer nach derjelben Beitimmung gleichfalls 
15 Prozent. 

VI. Für die Erhebung und Verwaltung der Tabadjteuer werden nad) 
Bundesrathsbeihluß vom 2. Juli 1869, vorbehaltlich weiterer Feftitellung im 
alle einer Steuererhöhung, jedem Bundesjtaate 15 Prozent der Bruttos 
Einnahme vergütet!) Durch Bundesratbsbefchluß vom 9. April 1881?) wurde 
jedoch abändernd bejtimmt, daß vom Erntejahr 1880/81 an für die Anbau— 
fontrole und Feititellung der Steuer jedem Bundesjtaate für jeden vollen Ar 
der mit Tabad bepflanzten Fläche 20  umd als Entjchädigung für die Er- 
hebung der Steuer 2 Prozent der Bruttoeinnahmen zu vergüten jeien. 

VO. Für die Erhebung der Wechſelſtempelſteuer wurden nach $ 27 
des Gejeges über die Wechjeljtempelftener jedem Bundesſtaate von den jähr- 
lihen Einnahmen für die im feinem Gebiete debitirten Stempelmarken und 
geftempelten Blanfets bis Ende 1871 36 Prozent, von Anfang 1872 bis 
Ende 1873 24 Prozent, von Anfang 1874 bis Ende 1875 12 Prozent und 
werden von da an dauernd 2 Prozent aus der Neichsfafje vergütet.®) 

VIH. Für die Erhebung des Spielfartenftempels werden nach $ 23 
des Gefeßes vom 3. Juli 1878 jedem Bundesjtaate 5 Prozent der in feinem 
Gebiete zur Erhebung gelangenden Stempelabgabe von Spielkarten vergütet.*) 

IX. Für die Erhebung der Neichsjtempelabgaben wird jedem 
Bundesjtaate nad) 8 43 des Geſetzes vom 3. Juni 1885 von der jährlichen 
Einnahme, weldye in jeinem Gebiete aus dem Berfaufe von Stempelmarfen 
oder gejtempelten Blanfets oder durch baare Einzahlung von Neichsitempel- 
abgaben erzielt wird, mit Ausnahme der Steuer von Loojen der Staats— 
lotterien, der Betrag von 2 Prozent aus der Reichskaſſe gewährt.?) 

X. Für die durch die Statijtif des auswärtigen Waarenver: 
kehrs den Bundesjtaaten eriwachjenden Koſten joll nach $ 14 des Geſetzes 
vom 20. Juli 1879 den Bundesstaaten aus dem Ertrage der ftatiftifchen Ge: 
bühr eine durch den Bundesrath fejtzujegende Vergütung gewährt werden, 
was bis jegt noch nicht geſchehen iſt. Es waren vierteljährig die wirklichen 
Ausgaben hiefür von Seite der Bundesjtaaten aufgerechnet und diejes Ver: 
fahren nachträglich durch Bundesrathsbeſchluß vom 19. Februar 1885 ($ 104 
des Protokolls) gutgeheißen worden. Die VBergütungen für die an der Grenze 
und im Grenzbezirfe mit der Verkehrsſtatiſtik beſchäftigten Beamten wurden 
von den Bundesregierungen bei den Zollverwaltungskoſten liquidirt und bei 
den Bolleinnahmen in Abrechnung gebracht. Aus der jtatiftiichen Gebühr 
twerden nur Nücvergütungen derfelben, dann Ausgaben für jtatijtiiche Anmelde— 
pojten und ſächliche Verwaltungskoſten beftritten. 

C. Schlieglih it noch zu erwähnen, daß nach einem Beſchluſſe des 
PN? vom 29. Dezember 1871°%) zur Regelung der Abrech— 


FJ 131 des Bundesrathsprot. vom 2, Juli 1869 und Art. 38 Ziff. 3c der Reichs- 
Verfafjung. 
$ 211 des Brot, 
9 8. Abſchnitt VI Nr. 1 und Hoyer's Kommentar S. 169 bezüglich der Motive. 
4 S. a. Abjchnitt VI Nr. 2. 
5, ©. auch Abichn. VI. Nr. 3. 
9 8 677 des Bundesrathsprot, von 1871 Preuß. Zentralbl. 1873 ©, 10 
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nungen zwijchen der Neichshauptfafie und den Landesfaffen, ſowie wegen 
der einzujendenden Kafjenüberfichten das Neichsfanzleramt im Einverftändniß 
mit dem Ausſchuſſe des Bundesraths am 13. Januar 1872 nähere Beſtimm— 
ungen erlajjen hat, welche mit 1. Januar 1872 zur Geltung famen.*) 

D. Mit den angeſchloſſenen Gebietstheilen fremder Staaten wird befonders 
abgerechnet und zwar wegen der Uebergangsabgaben mit Luxemburg am 
Schlujie des vierten Quartals, wegen der Zölle und Verbrauchsjteuern am 
Ende jedes Quartales. 


X. Abfchnitt. 
Hebergangsabgaben und Perbraucsfteuergruppen. 


Einer der jchmwierigjten Punkte bei der Errichtung und weiteren Aus— 
bildung des Bollvereins lag in der verfchiedenen Beitenerung des Weines, 
Tabads, des Bieres und Branntweins in den einzelnen Ländern. Da es 
nämlich aus finanziellen und wirthichaftlichen Gründen nicht möglich war, die 
auf die Hervorbringung und den Verbrauch der genannten Gegenjtände ges 
fegten Steuern auf eine gleiche Weiſe zu reguliren, jo wurde durch die Zoll: 
bereinigungsverträge vom 22. Mär; 1833, vom 30. Mär; 1833, vom 
11. Mai 1833, vom 12. Mai 1835 und in Art. 11 umd 12 umd Art. 8 
und 9 der Verträge vom 10. Dezember 1835 und vom 2. Januar 1838 
eine übereinftimmende Berabredung zur möglichen Ausgleichung getroffen. 

Hienach wurde vor Allen als wünſchenswerth anerkannt, daß bezüglich 
der Beitenerung der genannten Artikel eine möglichite Uebereinftimmung der 
Geſetzgebung und der Beſteuerungsſätze in den vereinten Staaten hergeftellt 
werde und die Abficht fund gegeben, diefem Ziele nachzujtreben. Bis dahin 
follten aber zur Vermeidung der Nachtheile, welche dem Produzenten des einen 
Staates im Verhälnijie zu dem des anderen Vereins: Staates aus der un— 
gleichen Bejteuerung erwachſen würden, jog. Ergänzung 8 oder Ausgleich 
ungsabgaben in dem einzelnen Staaten von den, der inneren Bejteuerung 
unterliegenden, Gegenftänden nach bejtimmten Steuerfägen erhoben werden. 

E3 galten in diefer Beziehung folgende Grundjäße: 

1. Die Ausgleichungsabgaben follten nach dem Abjtande (dev Diffe: 
renz zwiſchen) der gejeglichen Steuer in dem Lande der Beltimmung von der 
denjelben Gegenjtand treffenden Steuer im Lande der Herkunft bemeſſen 
umd daher im Verhältniß gegen denjenigen Vereinsſtaat gänzlich wegfallen, 
wo eine gleich hohe oder eine höhere Steuer auf dasjelbe Erzeugniß gelegt war, 

2. Veränderungen jollten gegenfeitig mitgetheilt werden, 

3. die damals in Preußen gejeglich bejtehenden Steuern für Traubenmoft, 
Bein, Tabak und Branntwein, ſowie die in Bayern beftehende Steuer für 
Malz und Bier follten als die höchſten Säbe der etwa in anderen Vereins— 
Staaten einzuführenden Steuern diefer Art angejehen werden, 





!) Diejelben find abgedrudt im Zentralblatt von 1872 ©. 54 ff. und in Hirth’s 
„Annalen“ 1872 ©. 1489 fi, ©. a. Bundesrathsbeihlug vom 29. Januar 1876 $ 44 des 
Frot. wegen Bereitjtellung der Geldmittel für die Reichsausgaben. 
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4. Rüdvergütungen diefer Steuern jollten bei der Ueberfuhr in ein 
anderes Vereinsland nicht gewährt werden, 

5. auf andere Gegenstände, als auf Bier, Malz, Branntwein, 
Tabadsblätter, Traubenmoft und Wein follten unter feinen Umftänden 
Ausgleichungsabgaben gelegt werden, 

6. auch follte eine weitere Abgabe von diefen Erzeugniſſen weder für 
Rechnung des Staates noch der Kommune erhoben werden, 

7. Ausländiſches Ein: oder Durchgangsgut follte diefer Abgabe 
unter gewillen Borausiegungen nicht unterliegen, 

3. die Ausgleichungsabgabe follte den Kaſſen desjenigen Staates zu Gute 
fommen, wohin die Verjendung erfolgt, 

9. zur Ausführung diefer Verabredungen follten jofort die nöthigen Ein: 
richtungen getroffen werden. ') 

Diejes Syſtem, welches fich mit der Zeit als verfehlt und mangelhaft 
zeigte, wurde durch den BZolleinigungsvertrag vom 8. Mai 1841 vollitändig 
umgeändert, indem in Art. 3 Ziff. II Nr. 3e bejtimmt wurde, Daß die— 
jenigen Staaten, weldye innere Stenern auf die Hervorbringung und Zube— 
reitung eines Konſumtions-Gegenſtandes gelegt haben, den geſetzlichen Be- 
trag derielben bei der Einfuhr des Gegenftandes aus anderen Ver: 
einsstaaten voll erheben und bei der Ausfuhr nach dieſen Staaten 
theilweife bi$ zum vollen Betrage zurüderitatten lallen fünnen.?) 

Ferner wurde durch eine proviforische Uebereinfunft vom 8. Mai 1841 
wegen Erhebung und Ktontrolirung der inneren, jegt als Uebergangsabgaben 
bezeichneten Steuern, von Branntwein, Bier, Wein, Objtwein und Tabad das 
Verfahren für Die Erhebung und Kontrolirung dieſer Steuer geregelt.?) 
Schließlich wurde bejchlojjen, daß die Beſtimmungen des BZollvertrags 
vom 11. Mai 1833 auch auf den Üchbergangsverfehr Anwendung 
finden jollen.*) 

In Folge hiervon wurden von jämmtlichen Vereinsitaaten, je nachdem 
jie für eigene Rechnung dieſe Stenern erhoben oder mit anderen Staaten in 
vertragsmäßiger Gemeinjchaft jtanden, die für den Uebergang der fraglichen 
Artikel bejtimmten Straßen bezeichnet, an denjelben rejp. an der Landes— 
grenze, die zur Kontrole, Abfertigung und Stenererhebung nöthigen Steuer: 
jtellen errichtet, die Befugniſſe der übrigen Aemter beitimmt und die Kontrol- 
vorschriften nebjt den Stenerjägen nach der Vereinbarung den Aemtern befannt 
gegeben, um diejelben vom 1. Januar 1842 an in Bollzug zu jegen.?) 

Die Grundſätze dieſer proviforischen Uebereinfunft vom 8. Mai 1841 
find in den Hauptpunkten noch jegt maßgebend, ſoweit fie nicht bezüglich der 


i) Bd. I der Verträge ©. 4. 116, 182, 
*, Bd. III der Verträge S. 5, Sep. »Art. 4 zu Art 3 des offenen Vertrages v. 1841 
(Bd. IH. ©. 13 ff.); Schlußprot. v. 8. Mai 1841 zu Urt. 3 (Bd. IH. aa. O. ©. 26), 

) Bd. III der Verträge ©. 81 fi. u. Pochhammer, Jahrb. 1841 ©. 1150, 

) Schlußprot. Nr. 4 Ziff. 6 zum Vertrag dv. 8. Mai 1841 (Bd. III S. 26). 

) ©. die Badiiche Verordnung dv. 9. Oft. 1841; Gejeg der den Thüringiichen Zoll 
und Handelöverein bildenden Staaten v. 1. Dez. 1841; Nequlativ hiezu v. 2. Dez. 1841; 
Inſtruktion zum Negulative v. 6. Dez. 1841; Bekanntmachung des Großherzogl. Heſſiſchen 
Finanz Minijteriums d. 9. Dez. 1841; Bekanntmachung des Preuß. Finanz Miniiteriums vom 
13. Dez. 1841; desgl. Zirkularverfügung v. 13. Dez. 1841; Bayerifche Verorduung dv. 16. Dez. 
1841; Allgem. Verfügung des Großh. Heifiihen Zolldiret. vom 16. Dez. 1841; Birkularver: 
fügung der Sen.-nipeltion des Thür. Zoll- u. Handelövereins v. 17. Dez. 1841; Sächſiſche 
Verordnung vom 27. Dez. 1841 x. fin Bohhammer, Jahrbücher, abgedrudt 1841 ©. 1064 
bis 1230, u. 1842 ©. 412 fj. big 488). 
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Beitimmungen in den 88 2 und 6 des Regulativs auf der V. General:Zoll- 
fonferenz modifizirt worden find.") 

Durch den Zollvereinigungsvertrag vom 4. April 1855 Art. 11 und 
den Separat= Artikel 10 Nr. 6—11 und das Schlußprotofoll Nr. 7 hiezu 
wurden die früheren Verabredungen bejtätigt,‘) der BZollvereinigungsvertrag 
vom 16. Mai 1865°) hat jedoch, wenn auch nicht die Kontrolmaßregeln, fo 
doch die Grundjäße der inneren Beſteuerung weſentlich modifizirt und in $ 3 
des Art. 11 Die Aufhebung der in Preußen, Hannover, Kurbeifen und in 
dem Thüringifchen Zoll: und Handelsvereine zur Erhebung fommenden Ueber: 
gangsiteuer von Wein und Traubenmojt von dem Zeitpunfte ab in Aussicht 
geitellt, in welchem der dem Art. 4 diefes Vertrages beigefügte Zolltarif ins 
Xeben treten ſollte. Diejer Termin war der 1. Juli 1865, an welchem in 
den genannten Staaten nicht nur die Erhebung der Abgabe von dem im 
Inlande erzeugten Weine und Traubenmoft, fondern auch die Erhebung 
der lebergangsabgabe biefür beim Eingange aus den füdlichen Vereins: 
ftaaten eingestellt und für den immeren Berfehr des Zollvereins ein weſent— 
liches Hinderniß befeitigt haben. *) 

Eine weitere ra des Berfehrs wurde dadurch herbeigeführt, 
daß nah Art. 11, 8 3, lit. f Diefes Vertrages’) Tabadproben von 
10 Bid. und weniger, welche mit der Poſt von einem Bereinsftaat in 
den anderen verjendet werden, von der Uebergangsabgabe und jomit auch von 
der vorgefchriebenen Kontrole befreit wurden.*) 

Der Zollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867”) brachte bezüglich der 
Berabredungen in Art. 11 des erwähnten Vertrages von 1865 feine wejent- 
liche Aenderung, jtellte aber eine jolche Dadurch in Ausficht, daß er in Art. 3 
$ 4 die Berabredung über die gleihmäßige Beiteuerung des im Gebiete 
des Zollvereins gewonnenen und zubereiteten Tabads enthielt.) Diele 
wurde durch das BZollvereinsgejeh vom 26. Mai 1868°) mit 1. Jamıar 1869 
im ganzen Bollvereine eingeführt und ermöglichte zugleich die Aufhebung der 
Uebergangsiteuer für die aus den füdlichen Vereinsjtaaten nach dem Nord» 
deutihen Bunde eingehenden inländischen Tabadblätter und Tabadfabrikate 
vom genannten Tage an.!”) 

Zur Zeit beitehen jomit nur noch die Uebergangsabgaben für Bier, 
geihrotetes Malz und Branntwein unter den verjchiedenen Staaten, 
bezw. VBerbrauchsjteuergruppen, deren Bejchreibung der Gegenſtand 
der weiteren Erörterung jein joll. 

Schon bei dem Abjchluffe der eriten Zollvereinigungsverträge im Jahre 
1833 war das Beitreben der Preußiichen Regierung, in deren Territorium 
verichiedene Kleinere Staaten eingejchlofien waren und an deren Landesgrenzen 
viele Heine und größere Deutjche Staaten mit verjchiedenen Steuerjyftemen 


— 





1, 8 26 des Hauptprot. der V. Gen.=Bolltonferenz; jiche auch Pochhammer, Jahrbücher 
v. 1843 ©. 324 fi. 

2Bd. IV der Berträge ©. 5. 26 ımd 40, 

% Art. 11 Bd. V der Verträge ©. 50 ff. 

*&. die bezüglichen Verfügungen in den Jabrbüdern 1865 ©. 59 ff. u. 522 ff. 

*) Bd. V der Verträge ©. 53, 

® Yahrbücer 1865 ©. 539 ff. 

) Art. 5 


SB. V der Verträge S. 84 u. 85. 

*) Yundesgefepbl. 1868 S. 319; Jahrb. 1868 ©. 535 ff. 

",&. Abicn. V Nr. 3 über die Tabaditeuer. 
Annalen des Deutſchen Reichs. 1886. 15 
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(bezüglich des im Inlande erzeugten Bieres, Branntweins, Tabads und Weines) 
fich befanden, darauf gerichtet, zur Erleichterung des Verkehrs zwiichen den 
verschiedenen Ländern, eine gleiche Beſteuerung diejer Artifel mit gemeinschaft: 
lichen Einnahmen herbeizuführen. 

Zu diefem Ende wurde vor Allem einerjeits im Intereſſe einer geord- 
neten Verwaltung und wegen des hiedurch erleichterten Verkehrs, anderjeits 
um dieſen Eleineren Staaten die handelspolitiiche Verbindung mit den übrigen 
Deutjchen Staaten zu erleichtern, die in der Mitte zwiſchen Nord: und Sid: 
deutichland liegende Gruppe der Thüringifchen Staaten (Sachen: Weimar, 
Sahjen-Meiningen, Sachſen-Altenburg, Sachſen-Koburg-Gotha, Schwarzburg- 
Sondershaufen, Schwarzburg-NRudoljtadt, Neuß-Schleiz, Reuß-Greiz, Reuß— 
Lobenjtein und Ebersdorf, jowie Kurhejien wegen Schmalkalden) durch einen 
Vertrag vom 11. Mai 1833!) zwifchen den Genannten und Preußen (bezüg: 
lic feiner im Gebiete diefer Länder liegenden Territorien) zu dem jog. Thü— 
ringiihen Zoll: und Handelsverein verbunden, der noch heute als be— 
jonderer Verein, mit eigener Verwaltung und einem General-Inſpek— 
tor (zu Erfurt) an der Spibe, im Deutjchen Neiche exijtirt.?) 

Diefer Verein, der fich durch Vertrag vom 11. Mai 1833°) dem durch 
die Zollvereinigungsverträge vom 22. und 30. März 1833 entjtandenen 
großen Zollverein (Preußen, Bayern, Württemberg, Sachſen und den beiden 
Helen) angejchlojien hatte, verband fi am nämlichen Tage durch einen 
weiteren Vertrag“) mit Preußen und dem Künigreiche Sachſen wegen einer 
gleihen Bejteuerung der inneren Erzeugnifje (Branntwein, 
Bier, Tabak und Wein) und machte hierdurch mit 1. Januar 18349) einen 
weiteren wichtigen Schritt zur Herjtellung eines freien Verkehrs im Innern 
Deutſchlands. 

Ein ähnlicher Vertrag war bezüglich des im Inlande erzeugten Brannt— 
weins und Bieres bereits am 30. März 1833) zwiſchen Preußen und 
Sachſen abgejchlojjen worden. 


Die erwähnten, nur bis 1. Januar 1842 giltigen, Verträge wurden 
durch einen neuen Bertrag vom 8. Mai 1841 bis Ende 1853,?) dann durch) 
Bertrag vom 4. April 1853°) bis Ende 1865 verlängert. 

Nachdem unterdejjen durch Vertrag vom 19. Oktober 1841°) Braun: 
ſchweig mit Preußen wegen der inneren Bejtenerung ſich auf 12 Sabre 
verbunden und dieſen Bertrag durch einen neuen vom 4. Aprit. 1853 '°) auch 
bis Ende 1865 verlängert hatte, wurde von dem obengenannten Verein und 


ı, Bd. I der Verträge ©. 155 ff. 

2) ©. die Verträge v. 8. Mai 1841 Bd. III ©. 1); v. 26, Nov. 1853 (Bd. II 
S. 431; Zollfartel v. 11. Mai 1833 (Bd. I ©. 218 und wegen des General-Inſpek— 
tors — v. 18 Mai 1833 Art. 17, Schlußprot. Nr. 8 (Bd. 1 ©. 159 u. 166); Port. 
wegen der Dienſtanweiſung Berlin dd, Y7 Nov. 1833 (Bd. I ©. 236), Etat x. (Bd. LS. 
251 u. 252); Podhammer, Jahrb. 1834 5. 41. 39 u. 41 und v. 1855 ©. 35, 

) Bd. I der Berträge ©. 177. 

* Berrrag v. 11. Mai 1833 (Bd. 1. * Verträge S. 171). 

5) Art. I u. 2 des Vertrages v. 11. Mai 1833, 

6) Bd. l a. a. O. S. 146 


', Bd. IT a. a. O. ©. 148 ji. 
°». IV a. a. O. ©. 62 u. 64. 
2) Bd. III a. a. ©. ©. 270 ff. 
10) Bd. IV a. a. O. S. 67. 75 
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von Preußen und Braunfchweig am 28. Juni 1864") eine weitere Verlänger: 
ung diejer Verträge bis Ende 1877 vereinbart. 

Unterdejien waren dem Preußischen Steuerjviteme und fomit der 
bezeichneten Steuergruppe noch beigetreten das Fürſtenthum Yippe durch 
Vertrag vom 18. Oftober 1841?) (verlängert durch Vertrag vom 31. Dez. 
1852),?) das Fürſtenthum Waldeck und Pyrmont durch Verträge vom 
31. April 1831, 22. März 1833, 9. Januar und 11. Dezember 1841*) 
(verlängert durch Verträge vom 3. September 18535) und Minijterial-Erklär: 
ung vom 24. November 1865).°) 

Ferner das Fürſtenthum Anhalt und zwar Köthen und Deſſau durch 
Verträge vom 17. Juli 1828, Bernburg durd Vertrag vom 17. Mai 1831.”) 

Mit dem ehemaligen Königreich; Hannover hatte Schaumburg-Lippe durch 
Vertrag vom 25. Sept. 1851°) und Oldenburg durch Vertrag vom 1. März 
1852 eine Verbindung wegen der inneren Bejtenerung des Bieres und Brannts 
weins eingegangen, welcher fich durch Uebereinfunft vom 26. Januar 1856") 
auch Bremen bezüglich einiger Gebietstheile angeſchloſſen hatte. 

Diefer Art waren die Verbindungen in Norddeutichland bezüglich der 
Verbrauchsitenern, als die Ereignijje der Jahre 1866 und 1867 eintraten. 

Durch die von Preußen vollzogenen Annerionen Hannovers, Schleswig» 
Holjteing, Naſſaus, Kurhejjens und Frankfurts a. M. und einiger Bayerijcher 
Gebietstheile und durch die Bildung des Norddeutichen Bundes entjtand Dig 
große, vom Main bis zur Nord» und Oſtſee fich erjtredende Verbrauchsiteuer- 
gruppe, welche den vier, nicht zum Bunde gehörigen, Süddeutjchen Staaten, 
die bezüglich der Bier: und Branntiweinbejtenerung in feiner Verbindung mit 
einander waren, gegenüberjtand. Dieje große Gruppe enthielt zwar bei Er- 
neuerung des Zollvereins im Jahre 1867 noch einige Lücken, diefelben wur— 
den aber bezüglich der Provinz Schleswig Holljtein mit 5 Yan. 1868,'9) 
bezüglich der Großberzogthüimer Medlenburg: Schwerin und Strelig, binfichtlich 
des Herzogthums Lauenburg und der dem Zollverein angejchlojjenen Gebiets: 
tbeile der freien und Hanjejtädte Yübek und Hamburg mit 11. Aug. 1868'') 
und binfichtlich des Großherzogthums Hefjen jüdlich des Mainz, durch Ver 
trag vom 9. April 1868'%) durch Herftellung eines völlig freien Verkehrs aus: 
gefüllt. 

Die Ereignijje der Jahre 1870/71 führten zur Bildung des Deutjchen 
Reiches und machten den Zollverein mit feinen Einrichtungen zu einem wich- 


83. Va.a.D. ©. 247 fi. 

2, Bd. III der eg ©. 199. 

Bd. IT aa. 3 212. 

Bd. La. a. O. 14 u. III S. 317. 

N Bd. Ill a. a. * S 353. 

2) Bd. V a. a. O. S. 481. 

) Bd. La. a. O. ©. 14 u. 15, 

“85. IH a. a. O. ©. 424. 

9 Bd. IV a. a. O. ©. 363. 

5. Bekanntmachung des Preuß. Finanz-Miniſt. v. 4. Nov. 1867 (Bd. V der Ver— 
träge ©. 458). 

m)». V a. a. O. S. 461 u. 521; Nahrb. 1868 ©. 539 ff, 

'T) Bezüglich des Branntweins vom 1. Juli 1868 an, bezüglich des Bieres nad 
dem Bulkanbefounment einer gemeinjamen Seiepgebung hierüber, aljo vom 1. Jan. 1873 an, 
an welhem - e das Be 2 31. Mai 1872 wegen Erhebung der Braujteuer in's 
Leben tritt, d. V a. a. O. 62 und Reichsgeſetzbl 1872 ©. 153.) 
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tigen Theile feiner Verfaſſung. Die derjelben zu Grunde liegenden Berträge') 
veranlaßten aber, daß den Süddeuticdyen Staaten Bayern, Württemberg und 
Baden die Gefeggebung über die innere Beiteuerung des Bieres und Brannt— 
wein vorbehalten blieb‘) und der freie Verkehr unter diejen Ländern und 
dem übrigen Neichögebiete bezüglich diefer Gegenftände noch immer den Be: 
ftimmungen wegen der Erhebung und Kontrole der Uebergangsiteuern unter: 
liegt. Ein Gleiches ijt bei dem Neichslande Elſaß-Lothringen, in welchem noch 
zur Zeit die Bierjtener nach der Franzöfischen Gejeßgebung von 1816 erhoben 
wird,’) während es feit 1. Juli 1873 der Branntweinftenergemeinjchaft ans 
gehört, der Fall. Auch das zu Preußen gehörige Fürftenthum Hohenzollern 
hat feine bejondere Steuergefeßgebung. 

Dagegen befindet fich in der Nordd. Verbrauchsjteuergemeinjchaft das 
zwar nicht zum Deutjchen Reiche, wohl aber zum Deutichen Zollgebiete 
gehörige Großherzogthum Luremburg,*) zwiſchen dem bezüglich des Bieres 
mit 1. Januar 1873°) und bezüglich des Branntweins feit 1. Januar 1869 
ein völlig freier Verkehr eintrat.") 

Das bezüglich des freien Verkehrs mit Branntwein jeit 1. Januar 
1869 beitandene Abfommen zwijchen Preußen und Luremburg vom 31. Dez. 
1868 wurde am 1. Juli 1875 gefündigt und biedurch Luxemburg mit 
1. Sanuar 1876 aus der Steuergemeinichaft Deutichlands bezüglich des 
Branntweins ausgejchlojien.”) Von diefem Tage an traten die VBerabredungen 
vom 31. März und 14. April 1858 und 20. und 25. Oftober 1865 wieder 
in Kraft.) Es werden jeitdem von dem aus Luxemburg nad der Brannt- 
weinftenergemeinjchaft eingehenden Branntwein nur. 4,5" M für den Heftoliter 
von 50”/ Alkohol nad) Tralles als Ausgleihungsabgabe erhoben, fofern die 
Verſender für den zu verjendenden Branntwein einen Uebergangsſchein erholen 
und die daraus erwachjenden Verpflichtungen übernehmen. Der ohne Ueber: 
gangsjchein in der bezeichneten Richtung verjendete Branntwein unterlag 
dagegen vom 1. Januar 1876 an einer Uebergangsabgabe von 13,1% M für 
den Heftoliter von 50% Alkohol nad Tralles. 


Dagegen wird von demjenigen Branntwein, welcher aus den in der 
Branntweintenergemeinjchaft ftehenden Staaten nach Luxemburg verjendet wird, 
eine Uebergangsabgabe nicht erhoben, wenn derjelbe mit Uebergangsjchein ver: 
ſendet wurde.”) 

Nach diefen Erörterungen ergeben fich für das Zoll und Handelsgebiet 
des Deutichen Reiches folgende Berbrauchsfteuergruppen bezüglich des 
im Inlande erzeugten Bieres und Branntweins, von denen jede ihre 


’) Neichögejegbl. 1871 ©. 9 und von 1870 ©. 650 u. 645. 

2) Art. 35 Abi. 2 der Neichsverfafiung, Reichsgeſetzbl. 1871 ©. 73 
?) ©. den Bericht des Reichskanzlers über die Gejepgebung und Verwaltung von Eljah: 
Lothringen für 1871/72 in Hirth's „Annalen“ 1872 ©. 889 
*) Hollverträge v. 8. Febr. 1842 (Bd. III der Verträge ©. 364 fi); v. 2. April 1847 
(Bd. III der Verträge ©. 393); v. 26./31. Dez. 1853 (Bd. III der Verträge ©. 399) und 
v. 20./25. Oft. 1865 (Bd. V ©. 417). 

) Braufteuergejep vom 31. Mai 1872. 

6) Verabredung zwijchen Preußen und Luxemburg v. 31. Dez. 1868 (Bd. V a. a. O. 
©. 428 und Jahrbücher 1869 ©. 573). 

7) Ueber die Gründe ſiehe Hirth's „Annalen“ 1876 ©, 785, 

) Bundesrathsbeſchluß v. 22. Dez. 1875 8 544. 

) Siche Reichsgeſetzbl. 1879 ©. 11. 
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eigene Geſetzgebung hat!) und bei dem llebergange der genannten vereins- 
ländiihen Erzeugniſſe ſog. Uebergangsiteuern?) erhebt. 

Die erite Gruppe bilden in Bezug auf Die Bierfteuer 22 Staaten mit 
34,761,000 Einwohnern, nämlich: Preußen mit Yauenburg, Sachen, die beiden 
Medlenburg, das Großherzogthum Sachſen-Weimar (ohne das Amt Oſtheim, 
das zur Bayeriſchen Gruppe gehört, jedoch einſchließlich des Ortes Melpers), 
Oldenburg, Braunfchweig, Sachſen-Meiningen, Sadjjen-Altenburg, Koburg— 
Gotha (ohne das Amt Königsberg, dag der Bayer. Gruppe zugehört), Anhalt, 
Schwarzburg:Rudolftadt und Sondershaufen, Walde, die beiden Reuß'ſchen 
Fürſtenthümer, Schaumburg-Lippe und Lippe, Lübeck, Gebietstheile von Bremen 
und Hamburg und das Großherzogthum Helen, Luxemburg. 

Bezüglihb des Branntweins fam jeit 1874 Elſaß-Lothringen Hinzu, 
jo daß dieje Gruppe jetzt 36,309,000 Einwohner umfaßt. 

In dieſen Gruppen werden an Uebergangsabgaben erhoben: 

1. vom Bier: 2 A von 1 SHeltoliter, 

2. vom Branntwein 13 4. 10.9 fir 1 Heftoliter bei 50% Alkohol 

nah Tralles.’) 

Bei der Ausfuhr werden vergütet: 

1. für Bier 1 6 für den Heftoliter, aber nur für Bier, zu deſſen Bes 
reitung mindeſtens 25 Kilogramm Getreidejchrut, Reis oder grüne 
Stärke und im Falle von Mitverwendung von höher ala mit 2 «M 
für den Zentner bejteuerter Malzjurrogate, mindeitens eine, dem 
Steuerwerthbe von 1 he entiprechende Menge von Brauftoffen auf 
jedes Heftoliter Bier verwendet worden ift. Das Bier muß in der 
Hegel in einer Menge von mindeitens 2 Heftoliter ausgehen ;*) 

2. für Branntwein werden (mit Ausschluß der Hohenzoller'ſchen 
Lande) vergütet 8 HM. 85 x) für 1 Heftoliter bei 50°» Alkohol nad) 
Tralles; aber nur für Mengen von mindeftens 68,’ Liter und bei 
einer Stärke von mindejtens 35% Alkohol nach Tralles. 

Im Verkehr mit Yuremburg wird eine Vergütung nicht gewährt. 

St der Branntwein bei der Berfendung nach Luxemburg mit einem 
Uebergangsjcheine verjehen, jo wird feine Uebergangsabgabe dort erhoben, 
außerdem aber 16 Frances 37°'/s Cent. vom Hektoliter zu 50% Alkohol nad) 
Tralles.’) 

Beiondere Erwähnung verdient hier eine Verabredung der Bundesregier— 
ungen, wonach vom 1. Juni 1885 ab die Erhebung einer Uebergangs— 
abgabe für Lade, Bolituren, Firnifje, Glaſuren oder ähnliche Fabrikate 
aus Harzen und Spiritus, ſowohl im Bereiche der ſogen. Branntweinſteuer— 


) Die Bejepgebung des Reiches in Bezug auf Branntwein und Bier ift in Abſchn. V 
näher erörtert. Diejenige der übrigen Länder, welde ihre eigene Gejepgebung nad) Art. 35 
der Reihöverfafiung haben, zu erörtern, kann nicht als Aufgabe diejer Bearbeitung angejehen 
werden. Dieje Staaten geben dem Neiche nur die allenfallfigen Nenderungen ihrer Geſetzgebung 
befannt. (Art. 5 $ 8 des Vertrages vom 8. Juli 1867.) 

) Nach Bundesrathsbeihlug vom 25. März 1874 ($ 191) joll vom 1. Auli 1974 
an die Uebergangsſteuer nad) dem Hohlmahe erhoben werden. S. preuß. Zentralbl. 1874 
E. 135, 

Mit Ausihluß von Hohenzollern bezüglich des Branntweines. 

* Für je 37 Yiter jog. Danziger Jopenbier fünnen 2 M vergütet werden. (©. Prot. 
v. 18, Nov. 1872 8 464 des Prot.) 

S. Reichsgeſetzbl. 1877 ©. 10 ff. u. a. 1884 ©. 4. 


/ 
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gemeinschaft (1. Gruppe), als in Bayern, Württemberg und Baden unter= 
bleiben joll. 

Die zweite Gruppe bildet Bayern rechts des Nheines') mit der 
Deiterreich. Gemeinde Jungbolz,’) dem Weimarifchen Amte Oft heim?) und 
dem Koburg-Gotha'ſchen Amte Königsberg‘) Hier wurden früher für 
1 Hektoliter Bier 25 Sgr. oder 1 Sid. 27% Sir. Uebergangsiteuer 
erhoben und bei der Ausfuhr von 60 Liter Bier und mehr in einer Send: 
ung 16 Sgr. 6% Bf. oder 58 Kr. für 1 Heftoliter vergütet. Für 1 Hekto— 
liter Branntwein wurden 1 Thlr. 13 Sar. 10° Pig. oder 2 Gulden 
33'/a Ar. Uebergangsiteuer erhoben, aber hiefür feine Bergütung 
bei der Ausfuhr gewährt. Außerdem wurden erhoben für 1 Hektoliter 
geichrotetes Malz 1 Thlr. 10 Sar. oder 2 Gld. 20 Kr., wobei ein 
Duantum, welches weniger als 4 Liter beträgt, außer Anja blieb.?) 

Seit 1. November 1879 find bier wejentliche Aenderungen eingetreten; 
denn es werden aus Beranlafiung des erhöhten Malzauffchlages vom 1. Nov. 
1879 bis auf Weiteres an Uebergangsabgaben erhoben: 

a) vom Bier 3 AM 25 Pig. vom Heftoliter und 

b) von dem zur Bierbereitung bejtimmten gejchroteten Malze 6 A. vom 

Heftoliter. Bon dem zur Ejjigbereitung bejtimmten 4M fir den 
Hektoliter. 
An Malzaufſchlagsrückvergütung werden bewilligt vom 1. er 
1880 für das in Flaſchen oder Gebinden ausgeführte Bier 2 A. 60 x 
vom SHeftoliter braunen und 1 #4 20 3 vom Heftoliter weißen Bieres. 
Die Beitimmungen gelten für ganz Bayern mit den angejchlojjenen 
Bezirfen.®) 
Durch die Einführung des ſog. Branntweinauffchlages mit Gefeg 
vom 25. Februar 1880 wurde eine anderweitige Negelung der Uebergangs- 
jteuer und Nüdvergütungsjäge für Branntwein nöthig, welche vom 1. Juli 
1880 durch Ef. Verordnung vom 29. Mai 1880 folgendermaßen gefchah.”) 
Die Uebergangsiteuer in Bayern beträgt: 
a) für 1 SHeftoliter Branntwein zu 50% Alkohol nah Tralles bei 
12! Reaumur (Normaltemperatur) 13 A 10 4, 

b) für Liqueure und andere mit Zuder verjegte geiftige Getränfe ohne 
Rückſicht auf die Alkoholftärfe für 1 Hektoliter 13 AM. 10 4. 

Die Ausfuhrvergütung beträgt: 

a) für Branntwein (Spiritus) zu 50% Alkohol nad Tralles bei 
Normaltemperatur 3 Me, 

b) für Liqueure ohne NRüdfiht auf den Stärfegrad 4 AM 80 4, für 

den Hektoliter. 


) In der Bayeriſchen Rheinpfalz wurden bis 1. Juli 1878 keine Verbrauchsſteuern 
erhoben. Durch das Finanzgeſetz vom 10. März 1878 $ 10 wurde von dieſem Tage an 
das Walzaufichlaggeieg vom 16. Mai 1868 eingeführt. Vom 1. Oftober 1878 wurden dort 
auch Ausfuhrvergütungen für Bier und Branntwein gewährt. 

I, Vertrag zwiſchen Dejterreih und Bayern vom 3. Mai 1868 (Bd. V der Verträge 
S. 478 fi). 

"| Verträge vom 25. Jan. 1531, 24. Mai 1843, 4. April 1853. 

*) Verträge dom 14. uni 1831, 2. Mürz 1833, 4. April 1835, 

®, Anlage zur Betanntmachung br Neinpstanzlers v. 18. Juli 1872 Ziff. I Nr. 23, 
II Nr. 24 und II Nr. 1. 

°) Reichägejepbl. ish S. 25. ©. a. Bayer. Geſetz⸗ und Verordnungsbl. von 1879 
S. 1487 if Neichsgeiepbl. 1884 S. 4. 

n, Siehe Bayer. Sejep: und Verordnungsbl. v. 1880 ©. 393 if. 
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Die Ausfuhrvergütung für Branntwein wird nur gewährt, wenn der 
Branntwein eine Stärke von 35% und darüber hat umd die auf einmal aus: 
geführte Menge mindejtens 50 Liter beträgt. 
Bei Liqueuren muß die auf einmal ausgeführte Menge mindeſtens auch 
50 Liter betragen. 
Diejelben Beträge werden auch für Branntwein bei der nach erfolgter 
Denaturirung erfolgten Verwendung zu gewerblichen Zwecken mit Einſchluß 
der Ejfigbereitung gewährt.') 
Die dritte Gruppe bildet Württemberg, welches früher für 1 Hekto— 
liter brauneg Bier 18 Sgr. 10°7 Pf oder 1 Cd. 6 Sir. und für 1 Hekto— 
liter weißes Bier 12 Sur. 6° Pf. oder 44 fir. Uebergangsiteuer 
erhob, bei der Ausfuhr aber nichts vergütete. Außerdem wurden bier für 
I Seftoliter Branntwein bei 50% Alkohol nad) Tralles bei 12,44° R. 
20 Sgr. 6% Pf. oder 1 GEld. 12 Sir. Uebergangsfteuer ohne Vergütung 
bei der Ausfuhr erhoben, außerdem aber von 1 Bir. gejchrotetem Darrmalz 
1 Thlr. 5 Sgr. 8% Pf. oder 2 Gld. 5 Str. und von 1 Ztr. gequeſchtem 
Grünmalz 20 Sgr. oder 1 Gld. 10 Kr.“) 
Nunmehr beträgt in Württemberg die Uebergangsſteuer: 
a) für braunes Bier 3 AM; wird jedoch bei jedem Gebräu nach der 
Menge des verbrauchten Malzes bemejjen. 

b) für weißes Bier 1.4 65 4 vom Seftoliter,?) 

e) für Branntwein bei 50° Alkohol nach Tralles bet 12,44° R. 13.4 
10 3 vom Hektoliter. Vom 1. Juli 1885 an. 

Eine Ausfuhrvergütung wird für Bier nicht gewährt, für Brannt— 
wein beträgt diejelbe feit 1. Juli 1885 8.4 für 1 Heftoliter zu 50% Alkohol 
und fir Liqueur ohne Nüdjicht auf den Stärkegrad 4 .# 80 4. Für Brennereien 
wird Diejelbe nur gewährt, wenn derjelbe mindeftens 35°/, Alkohol enthält 
und die auf einmal ausgeführte Menge mindeitens 20 Liter beträgt.‘) 

Die vierte Gruppe wird von Baden gebildet, welches früher für 
15 Liter Bier 3 Sgr. 1° Pf. oder 11 Sr. Uebergangsfteuer erhob, 
und für dieſe Quantität 2 Sgr. 6% Pr. oder 9 Kr. Steuer bei der Aus: 
fuhr vergütete.’) Für 1 Hektoliter Branntwein wurden bis 20. Dez. 1879 
18 Sgr. 10% Pf. oder 1 Gld. 6 Sr. Uebergangsitener erhoben und 
24 Sir. oder 6 Sgr. 10°: Pf. bei der Ausfuhr vergütet. Für 1 Hefto- 
Iter Weingeift dagegen wurden 1 Thlr. 4 Sgr. 3° Pf. oder 2 Gld. 
Uebergangsiteuer erhoben und bei der Ausfuhr 46 Sr. oder 13 Sur. 
1°: Bf. vergütet. 

Nachdem jedoch feit 20. Dezember 1879 die Branntweinjtener verdoppelt 
worden ift, jind folgende Aenderungen eingetreten. 

Die Uebergangsabgabe beträgt: 

a) für Branntwein von weniger ald 60% Alkohol nad) Tralles bei 

12° R.7 A 20 9, 


) Siehe a. die Verordnung vom 7. Juni 1880. Gejep- und Verordnungsbl. Nr. 40 
von 1880, 

2) Anlage zur Belanntmachung des Reichskanzlers dom 18. Juli 1872 Ziff. I Nr 24 
U Nr. 25 und II Ne. 2. 

) Neichögeiegbl. 1883 ©. 341 und 1884 ©. 6. 

* Württembergifches Gejeg vom 18 Mai 1885. 

3), S. Reichögejepbl. 1877 ©. 9. 
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b) für Weingeiſt (d. h. Branntwein von 60°%/ Alkohol oder mehr 
nach Tralles bei 122° R.) 12 .% vom SHeftoliter. 

An Steuer wird zurüdvergütet von dem in Mengen von mindejtens 

50 Liter unter Kontrole über die Landesgrenze ausgehenden Brauntwein und 
zwar unter Wegfall der früheren Beſchränkung auf den in Baden ſelbſt 
bereiteten Branntwein, 

a) für Branntwein 3 M 60 4, 

b) für Weingeiſt 6 46 vom SHeftoliter, wobei für Branntwein, deſſen 
Altoholgehalt weniger als 3590 nad) Tralles bei 12" R. beträgt, 
eine Rückvergütung nicht geleiitet wird.') 

Alle dieje Verhältnifje haben fich geändert, da feit 1881 zu 
Folge der Erhöhung der Brauftener für 1 Hektoliter Bier eine Ueber— 
——— von 3.7 20 H erhoben und eine Ausfuhrvergütung von 

A 50 bezahlt wird.”) 

Da die für die Bereitung von Branntmwein beitehenden Steuerjäße 
binfichtlich der Brenngefäße mit Vor: oder Maifchräumen, jomwie binfichtlich 
der Dampfbrennereien vom 1. Mai 1882 an eine Erhöhung von 33'/,", 
erfuhren, wurden die Uebergangsſteuer- und Steuervergütungsjäge folgender: 
maßen von dieſem Zeitpunfte an erhöht. 

Die Uebergangsiteuer beträgt daher: 

a) für Branntwein, bei welchem die Uebergangsiteuer nad) dem 
Alkoholgehalte zu berechnen ift, für jedes Liter Alkohol oder je 100 
Yiterprogente 18’, Pf., 

b) für Branntwein, bei welchem die Berechnung der Uebergangsiteuer 
unabhängig vom Alkoholgehalte erfolgt (Liqueur ꝛc.) vom Liter 
16 Big. 

Die Steuerrüdvergütung beträgt für den unter lit. a bezeichneten 
Branntwein 12 Bf. für jedes Liter Alkohol und 8 Pf. für den unter lit. b 
bezeichneten Branntwein.?) 

Die fünfte Gruppe bildet das Neichsland Elſaß— en 100 
jeit 27. November 1870 für 1 Hektoliter ftarfes Bier 2 Mk 88% 
(2,30 .#) und für 1 SHeftoliter Dünnbier 72 Gent. (0,68 .#) Neb er: 
gangsiteuer erhoben werden.*) 

Durch Verordnung vom 15. Januar 1877 find die Uebergangsfteuer 
für Starfoier auf 2 A. 30 , für Dünnbier auf 58 % feitgeitellt und die 
nämlichen Säße für die Ausfuhrvergütung bejtimmt.?) 

Als ſechſte Gruppe muß das Eleine, zu Preußen gehörige Fürftenthum 
Hohenzollern angejehen werden, das von Bayern und Württemberg ums» 
jchloflen ift. Hier wurden von 1 Heftoliter Branntwein bei einer Stärfe big 
zu 65%, Tralles 14 Sar. 1%, 9 oder 51 Kr., bei einer Stärke von mehr 
als 65%, Tralles 29 Sgr. 1°, 3 oder 1Gld. 42 Sir. Uebergangsziteuer 
erhoben. Bei der Ausfuhr von mindeltens 37 Liter wurde eine Vergüt— 
ung gewährt, deren — der Uebergangsſteuer gleichkam.“) 


J Veichsgeſebbl. 1880 S. 112. 

©. Reichsgeſetzbl. 1881 S. 116, 

2) a. a. D. 1883 ©. 72, 

Verordnung des General-Bouvernenrs vom 27, November 1870 (Amtsblatt für 
die Zölle und indireften Steuern in Eljah-Lothringen von 1871 ©. 37). Reichögejepblatt 
1884 ©, 4. 

6) Siehe Leydeder a. a ©. ©. 257 Bd. I und Reichsgeſetzbl. 1877 ©. 11. 

6 Anlage zur Bekanntmachung des Neichsfanzlers vom 18. Juli 1872 Ziff. I Nr. 23, 
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Seit Einführung des Neichsgeießes vom 15. November 1874) werden 
nad Bundesrathsbeſchluß vom 13. November 1875 als Lebergangsiteuer 
erhoben: 

a) * — bei einer Stärke von 65°, Alkohol nach Tralles 

MH 0 vr 
b) bei einer Stärfe iiber 65°, Alkohol nach Tralles 3 -% für den 
Heftoliter. 

Bei der Ausfuhr werden vergütet: 

a) für Branntwein bis zu 65%, Alkohol nach Tralles 1 .M 50 4, 

b) und bei einer höheren Stärfe 3 .Z vom Heltoliter.) 

Bezüglich des Bieres gehört Hohenzollern zur norddeutichen Steuer: 
gemeinichaft.?) 

Wie bereits oben erwähnt, gelten bezüglich des Verfahrens bei der 
Kontrole der Lebergangsabgaben hauptlächlich die in der Ueberein- 
funft vom 8. Mat 1841 vereinbarten Grundfäge,t) welche bis auf die nenere 
Zeit einige nicht wejentlihe Modifikationen erfahren haben, jo daß ſich das 
zur Zeit giltige Verfahren im Allgemeinen folgendermaßen darſtellt:“) 

1. Bor Allem ſteht es jedem Verſender frei, bei der Weberführung der 
einer Berbrauchsitener unterworfenen Gegenftände von einer Verbrauchsſteuer— 
gruppe in die andere, entweder die Waare beim Steueramte") an der 
Binnengrenze anzumelden oder diejelbe vom Beriendungsorte aus mit 
einer amtlichen Bezettelung verjeben zu laſſen, es find jedoch in jedem 
Falle die für den Uebergang bezeichneten Straßen (reſp. Eifenbahnen) einzuhalten. 

2. Wird die Anmeldung an der Binnengrenze gewählt, jo liegt 
dem Steuerpflichtigen die Vorführung und Deflaration der Waare wie bei 
zollpflichtigen Gegenjtänden ob, es ſteht ihm aber frei, die Verſteuerung 
oder fteueramtliche Bezettelung zum Weitertransport (Ein: oder Ansgang) 
zu beantragen. 

3. Se nad dem gejtellten Antrage it das Verfahren der Steuer: 
ämter ein verjchiedenes. Die Verſtenerung erfolgt auf Grund der vor: 
genommenen Reviſion nach den allgemeinen Borichriften. 

4. Die amtlichen Bezettelungen bejtehen bauptjächlich”) aus den ſogen. 
Uebergangsicheinen. 

Die Ausfertigung umd Erledigung der Uebergangsiceine 
erfolgt nach den Bejtimmungen des mit 1. Februar 1870 in Kraft getretenen 
Begleitichein-Nequlativs, foweit Ddiefelben zutreffen, wobei insbejondere der 
5 53 Diejes Regulativs injofern Anwendung findet, als der Nachweis der 
Erledigung durch Weberjendung von Erledigungsicheinen geführt wird.®) 


") Reichsgeſeßbl 1874 S. 133. 

3 Neichögejepbl. 1880 ©. 11. 1884 ©. 5 

5) S. aud die Ueberfich über die Uebergangsabgaben und Ausfuhrvergitungen von 
1883 im Reichsgeſetzbl. 1884 S. 4. 

*) Niedergelegt in den obenerwähnten Regulativen von 1841. 

) Siehe bejonderd die erwähnten Negulative von 1841 (in Pochhammer, Jahr 
bücher von 1841 und 1842) 

* Uebergangsſtelle (fiehe hierüber das Nähere in Abſchnitt VIT). 

) In Württemberg können bei dem Berfehr zwiichen Banern, Baden, Hohenzollern und 
der Entlave Wimpfen audy fog. Transportiheine angewendet werden (Verfügung des 
Bürttemberg. Finanz-Miniſt. vom 3. Juli 1868, Jahrb. 1868 ©. 46 ff.). Auch geſtempelte 
Frachtbriefe finden Anwendung Jahrb. 1854 S. 656 fi). 

) Bundesrathsbeſchluß v. 17. Mai 1871 8 246 (Zgentralbl. 1871 ©. 416, auch Jahrb. 
1871 ©. 446). 
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5. Wählt der Verjender den andern Weg und läßt die amtlihe Be: 
zettelung") über die Waare bereits bei dem zuftändigen Steueramte feines 
MWohnortes ausjtellen,:) jo gebt die Sendung nach erfolgter Reviſion und 
Berichlußanlage mit dem jteneramtlichen Abfertigungspapier bis zu dem darin 
bezeichneten Steneramte ihrer Beltimmung, wo nach erfolgter Ablage des 
Uebergangsjcheines 2c. und Gejtellung der Waare die tweitere amtliche Ab— 
fertigung nach dem Antrage des Empfängers erfolgt, welche in der Verſteuer— 
ung?) oder Weiterverjendung der Waare unter Kontrole bejtehen kann. Be— 
züglich der Unterfuhung und Beftrafung der Uebergangsiteuerdefraudationen 
und Kontraventionen findet der Zollfartell vom 11. Mai 1833 beziehungsweise 
die Beitimmungen des Bereinszollgefeges über die Beitrafung der Bollitraf: 
fälle Anmwendung.*) 

Das Nähere ift zu erjeben aus den bereits erwähnten Negulativen des 
Jahres 1841 und aus den NRegulativen und Inſtruktionen, welche im Jahre 
1854 von verjchiedenen Regierungen erlaſſen wurden.?) 

Erwähnenswerth find hier zwei Bundesrathsbejchlüjje vom 9. Dezember 
1879°) und vom 14. Februar 1882,°) durch welche Erleichterungen für den 
Eijenbahnverfehr mit übergangsjteuerpflichtigem Branntwein und 
Bier nah) Bayern, Württemberg, Baden und bezw. Elfaß-Lothringen unter 
gewijjen Bedingungen zugelajjen wurden. 

Schließlich ijt noch des Verfehres mit Spielfarten zu gedenken, der 
nad Ziffer 3 des Schlußprotofolls zum Art. 4 des Bertrages vom 8. Juli 
1867, dann der Uebergangsſcheinkontrole unterlag, wenn Spielkarten aus dem 
freien Verkehre eines Bundesſtaates nach einem anderen Bundesſtaate zum 
Verbleiben oder Durchgange abgefertigt werden, in welchem eine Stempel— 
abgabe hierfür erhoben wird.) Die Einfuhr derfelben vom Auslande war 
unter gewillen Kontrolen erlaubt, diejelben unterlagen aber nicht nur der 
Eingangsabgabe, jondern auch einer nach den gejeglichen Bejtimmungen der 
einzelnen Staaten verjchiedenen Stempelabgabe.?) Auf die Unterfuhung und 
Beitrafung desfallfiger Defraudationen und Kontraventionen fand der Zollfartell 
vom 11. Mai 183310) gleichfalls Anwendung. 

Durch das Neichsgeieg vom 3. Juli 1878 find alle diefe Verhältnifje 
geändert, da mit 1. Januar 1879 der Spielfartenjtempel ald Reichs— 
ſte eu er”) eingeführt wurde. 


!, Uebergangs=-Transportichein oder Frachtbrief. 

a) Die Ausjtellung von Uebergangsicheinen ſoll beim Verkehr auf Eijenbahnen in 
der Regel ftattfinden (Jahrb. 1859 ©. 186) aud) beim Durchgange der Waare durd) eine 
Verbrauchsſteuergruppe ($ 47 des Eiſenbahnregul.). 

2) Retourgehende übergangsſteuerpflichtige Gegenſtände können ſteuerfrei gelaſſen 
werden, wenn ihre Identität außer Zweifel ſteht a etc d. XIII. Gen.«Zolltonferen 
Sa 1859 ©. 187). Pr. Bentralbf. 1873 ©. 1. Nud fann nad Bundesrathäbeihluh 

T. Nov. 1874 ($ 459) ein Erhaß der N jtattfinden. Giehe 
Bierüber in Hirth's „Annalen“ 1875 ©. 893 u. pr. Bentralbl. 1875 ©. 27. 

* Siehe Hauptprot. der V. Gen.: Bolltonf s 27 5. 30, Schlußprot. Nr. 7 Ziff. 7 
zum Vertrage v. 4. April 1853 (Bd. IV der Verträge ©. 42 , Bauptprot. der VI. General: 
Zollkonferenz $ 38 ©. 107) und Abſchnitt V Ziffer 1. 

9) Eiche Jahrb. 1854 ©. 586 if. 635 ff. 556 fi. 659 fi. 664 fi. 

6) Bentralbl. des Reiche. 1880 ©. 810. 

")a. a. O. 1882 ©. 42, 

) Siehe Abſchn. IV. 

Siehe das Nähere Jahrb. 1868 ©. 399, 406, 408, 412, 416, 418, 421, 425, 427, 
429, 431, 437, 449, 455 ft. 

er Siche Art. 3 des Zolltartels, Hirth's „Annalen“ 1868 ©. 125. 

’) Siehe das Nähere in Abjchnitt VI. 





a Sue Zt na 
Zu 
* 


Reichskontrole der Verwaltung. 235 


XI. Abſchnitt. 


Reichskontrole der Zoll- und Steuerverwaltung 
(früher Zollvereinskontrole). 


Die ſogenannte Zollvereinskontrole beſteht ſo lange wie der Zoll— 
verein, denn ſchon im erſten Zollvereinigungsvertrage zwiſchen Preußen, Heſſen, 
Bayern und Württemberg vom 22. März 1833 iſt durch eine Verabredung 
in Artikel 31 und 32!) beſtimmt, daß die kontrahirenden Staaten ſich gegen— 
jeitig das Necht zugeftehen, den Hauptzollämtern an den Grenzen anderer 
Vereinsitaaten Kontroleure (Stationsfontroleure) und den Bolldireftionen der 
anderen Vereinsſtaaten Beamte (Bevollmäctigte) zu dem Zwecke beizuordnen, 
um von allen vertragsmäßigen Gejchäften Kenntniß zu nehmen und auf die 
Abjtellung etwa bervortretender Mängel binzumirfen. Sie wurde deßhalb 
nothwendig, weil die einzelnen Staaten für die Gemeinjchaft die Zölle und 
gemeinschaftlichen Steuern erhoben und. verwalteten. In Separatartifel 11 
Abi. 3 zu Art. 32 des offenen Vertrages vom 22. März 1833?) wurden fodann 
noh nähere Abreden bezüglich der Vertheilung der den Zolldireftionen bei: 
zuordnenden Beamten, über die Beglaubigung derjelben und deren Gehalt 
getroffen und im Sclußprotofolle zu Art. 32 des offenen Vertrags vom 
gleihen Datum?) eine Gejchäftsinftruftion für diefe Beamten und deren Ver— 
tbeilung an die verjchiedenen Zolldireftionen für die erjten drei Jahre feit- 
geſetzt, wonach Preußen jolche Abgeordnete in München und Kafjel, Bayern 
in Köln, Magdeburg oder Erfurt, Württemberg in Darmjtadt, Kurhejien in 
Münjter, Großherzogthum Heſſen in Stuttgart aufftellen konnte. 

Diefe mit dem Titel „Zollvereinsbevollmäcdtigte“ den Zoll: 
direftionen beigeordneten Beamten follten nach $ 31 des Münchener Vollzugs— 
protofollg vom 14. Februar 1834) als Kommiſſäre jämmtlicher 
Vereinsjtaaten mit Ausjchluß desjenigen, bei deſſen Behörde fie affreditirt 
find, fungiren und ihnen daher insbejondere die in ihrem Bezirke befindlichen 
Stationsfontroleure anderer Staaten in Bezug auf Berichterjtattung 
untergeordnet fein. Zugleich wurde bejtimmt, daß die Inſtruktion des 
Bevollmächtigten der Staatsregierung, bei deſſen Behörde derjelbe beglaubigt 
worden, zur Kenntnißnahme mitgetheilt werden folle. 

Die vorstehend erwähnten Bejtimmungen des Vertrages vom 22. März 1833 
und des Separatartifels hierzu gingen in die Art. 31 und 32 des Zoll: 
bereinigungsvertrages mit dem Königreiche Sachſen vom 30. März 1833°) 
und Separatartifel 9 Hiezu wörtlich über. Im Schlußprotofolle vom 30. März 
1833 wurde jedoch zu Artikel 32 des offenen Vertrages‘) noch) weiter be— 
ſtimmt, daß von Seite der königlich Sächſiſchen Regirung ein Bevollmächtigter 
an die Provinzialfteuerdireftion zu Magdeburg, von Seite Bayerns an die 
etwa zur Errichtung kommende Zolldireftion in Erfurt und von Geite 
Preußens an die Zolldireftion in Dresden abgeordnet werden fünne. 

Gleiche Beitimmungen bezüglich der Vereinsbevollmächtigten enthält der 
Zollvereinigungsvertrag mit dem Thüringifhen Zoll: und Handels: 


, Bd. I der Verträge ©. 11; Bohhammer, Jahrb. 1834 ©. 41. 
) Bd. I der Berträge ©. 19. 

BB. La, a. O. ©. 27. 

Bd. La. a O. S. 27. 

) Bd. Ia. a. O. ©. 124; Bohhammer, Jahrb. 1834 ©. 41. 
B. Ta. a. O. ©. 143. 
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vereine vom 11. Mai 1833 in Art. 31°) und das Schlußprotofoll hiezu 
vom nämlichen Tage, wogegen in Separatartifel 9 zu dieſem Artikel 31?) 
verabredet ijt, daß der Thitringische Verein nur bei befonderen Veranlafjungen 
Bevollmächtigte an die Zolldireftionen in Magdeburg, Kafjel und Dresden 
abordnen werde, im Webrigen aber die dort befindlichen Bevollmächtigten der 
anderen Staaten die Aufträge der Thüringiſchen Vereinsſtaaten zu über: 
nehmen hätten. 

In den Zollvereinigungsvertrag mit Baden vom 12. Mai 1835 wurden 
die Beitimmungen der Art. 31 und 32°) des Bollvereinigungsvertrags vom 
22. März 1833 und in den Separatartifel 12 zu dem Bertrage von 1835°) 
die Verabredung in Separatartifel 11 zum Art. 32 des Vertrages von 
1833 wörtlich übernommen. Auch die Ziffer I. des Schlußprotofolls vom 
22. März; 1833 zu Art. 32 des Vertrages erjcheint wörtlih im Schluß: 
protofolle vom 12. Mai 1835, nur iſt in Biffer II’) die Ernennung weiterer 
Bevollmächtigten der Generalverfammyung des Jahres 1836 vorbehalten. Das 
Hauptprotofoll der Karlsruher Vollzugstommiffion vom 5.--29. Oktober 1836 
enthält endlich in 5 26 und 27") noch bejondere Beltimmungen über Die 
Vertheilung der Stationsfontroleure auch bei den Hauptämtern 
im Innern des Vereins und die Aufzählung der hiezu bejtimmten Aemter, 
jowie Borjchriften über das dienstliche Verhältniß der Stationg: 
fontroleure, worin bejonders hervorgehoben iſt, daß diejelben, ohne jih zu 
Benforen der Yandesbeamten zu erheben, durch gegenjeitige Verſtändigung die 
richtige Anwendung der gegebenen VBorjchriften fichern und Mängeln und 
Gebrechen mit abbelfen jollen. 

Gleiche Berabredungen wurden bei dem Anfchluffe Najjaus an den 
Zollverein in Art. 27 und 28 des Vertrages vom 10. Dezember 1835”) in 
den Separatartifeln und im Schlußprotofolle vom gleichen Datum®), ſowie 
in 88 26 und 27 des Vollzugsprotofolls® vom Januar und März 183") 
gemacht, haben jedoch bei der veränderten Stellung und Organijation des 
Herzogthums Naſſau als Theil einer Preußischen Provinz feine Bedeutung mehr. 

Dasjelbe gilt von den VBerabredungen in Art. 25 des Zollvereinigungs— 
Vertrages vom 2. Januar 1836 über den Beitritt der freien Stadt 
Frankfurt a. M.') und den darauf bezüglichen —— in dem Se— 
parat-Artikel 12 Ziffer 131) und dem Schlußprotokolle vom 2. Januar 1836 
zu dieſem Separat-Artifel.'?) 

Durch den Bertrag vom 8 Mai 1841 über die Fortdauer des 
Deutſchen Zolle umd Handelsvereins'?) wurde an den vorjtehend erwähnten 
Berabredungen nichts geändert, in der zu Art. 4 dieſes Vertrages abgejchlofienen 
Uebereinfunft wegen Bejteuerung des Runfelrübenzuders vom 8. Mai 


e. Bd. Ia. a. O. S. 188; Pochhammer, Jahrb. 1834 ©. 41. 
Bd L a. a. O. ©. 196. 


5) Bd. IL a. a. ©. ©. 14, 
WB. II a. a. O. S. 23. 
>) Bd. IIL a. a. O. S. 47 fi. 
Br lI a. a. O. ©. 96. 
) Bd. II a. a. O. ©. 211. 
) Bd. lla. a. O. ©. 227. 
Bd. II a. a. O. ©. 251. 
io) Bd. II a. a. O. ©. 279. 
Bb. n a a S. S 29. 
Bd. II a. a O. ©. 305. 
9. iil a. a. 0. © 1 fi. 
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18541’) aber die Vereinsfontrole auch hierauf ausgedehnt. Auch durch den 
Zoll: und Handelsvertrag wegen des Anſchluſſes des Herzogthums Braun: 
ihweig an den Gejammtverein vom 19. Dftober 1541 wurde feine Aender: 
ung vorgenommen. Gin Gleiches war bei dem am 13. November 1841:) 
wegen des Anſchluſſes der Grafſchaft Shaumburg abgeichlojjenen Ber: 
trage der Fall. 

In den Vertrag über die Fortdauer des Deutjchen Zoll und Handels- 
vereins vom 4. April 1853°) und deſſen Schlußprotofoll vom gleichen 
Datum *) wurden die früheren VBerabredungen über die Vereinskontrole wört— 
ih übernommen. Auch bezüglich der Kontrole der Nübenzuderiteuer 
wurden die früberen Beltimmungen durch Art. 6 der Uebereinfunft vom 
4. April 1853 aufrecht erhalten. 

Ein Gleiches fand bei dem Abichluffe des Vertrages wegen Fortdauer 
des Deutichen Zoll- und Handelsvereines vom 16. Mai 1865°) (jiehe Art. 
3l und 32) und bei der Nedaftion des Schlußprotofolles biezu vom näm— 
lichen Datum (ſ. Ziff. 16)°) ftatt. Auch hiebei wurde durdy die Uebereinfunft 
vom 16. Mai 1865 Art 1 zu Art. 12 des Vertrages vom 18. Mai 1865 
die Bereinsfontrole über die Nunfelrübenjteuer‘) weiter aufrecht erhalten. 

Eine wichtige Thätigfeit wurde den Zollvereinsbevollmäcdtigten 
durch die Verabredungen bei der Münchener Vollzugs-Kommiſſion im Jahre 
1844 bezüglich des Abrehnungsmwejens des Zollvereines mit den ein- 
zelnen Regierungen zugewiejen, welche in der Anlage XIII zur Beilage XXXVI 
zum Hauptprotofolle der Münchener Vollzugs-Kommiſſion vom 14. Februar 
1534 von $ 2 bi 6 niedergelegt find.®) 

Hieran wurden auf der XV. General:Zollfonferenz einige Abänderungen 
dadurch gemacht, daß der $ 2 und Abſ. 1 des S 3 aufgehoben wurden. 

Eine fernere wichtige Verabredung bezüglich der Thätigkeit der Vereins: 
bevollmächtigten enthält die Beilage VII. zum Hauptprotofoll der Karlsruher 
Vollzugs-Kommiffion vom 5. bis 29. Oftober 1835 über die Quartals: 
und Jahresabrehnungen,‘) wo diejelbe Ziffer 1 bis 9 feitgejegt tft. 

Die III. General: Zollfonferenz jeßte in S 9 des Hauptprotofolls vom 
16. Sept. 1839 unter Ziff. I, II lit. 4 umd III bejondere Beltimmungen 
binzu, welche für die Thätigfeit der Vereinskontrolbeamten maßgebend jein jollten. 

Auf der XI. General: Zollfonferenz wurde nad $ 41 Seite 116 des 
Hauptprotofolles derjelben vom 18. Dezember 1854 ausdrüdlich bejtimmt, daß 
die Zollvereinsbevollmädhtigten und Stationsfontroleure berechtigt jein follen, 
den Aufnahmen der Lager von Meß- und laufenden Konten 
beizumohnen. 

Durch eine Bejtimmung im Sep.Art. 1. zu Art. 1 des offenen Vertrags 
vom 8. Mai 1841'%) über die gleiche Beitenerung innerer Erzeugnifje in 


', Bd. III a. a. ©. ©. 11 fi. 

2, Bd. Ill a. a. O. ©. 214 fi. 
,B. Tila. a. D. ©. 284 fi. 
BB. IV a. a. O. ©. 14 u. 43 
2) Bd. V a. a. O. S. 62. 
BB. V a. a. O. ©. 74. 

) Bd. V a. a. O. ©. 68 


Bd. La. a. O. S. 417 fi.; ſiehe auch den Abſchnitt über das Abrechnungsweſen der 
Zoll: u. Steuerverwaltung. 

BB. Ia.a. O. ©. 120 ff. 

, 95. III ©. 152. 
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Preußen, Sachſen und den zu dem Thüringifchen Zolle und Handelsvereine 
verbundenen Staaten war die Kontrole der inneren Steuern in diejen Län— 
dern den HZollvereinsbevollmächtigten zu Dresden und Magdeburg und befon- 
deren Stationsfontroleuren unter bejtimmten Meodififationen übertragen wor: 
den. Auch im Sep.Art. 1 zu Art. 1 des offenen Vertrags vom 19. Oft. 
1841?) zwijchen Preußen und Braunſchweig wegen gleicher Beiteuerung innerer 
Erzeugnifje wurde die Vereinsfontrole hierauf ausgedehnt, und wurden Dieje 
Beitimmungen in den Sep.:Art 1 zu Art. 1 des offenen Bertrages vom 
4. April 1853°) und in den Art. 9 des Vertrages vom 28. Juni 1864?) 
ohne Aenderung übernommen. 

In Sep.Art. 9 zum Art. 16 des offenen Vertrages vom 8. Febr. 1842 
wegen des Anjchlufjes des Großherzogthums Luremburg‘*) an das Boll 
ſyſtem Preußens und der anderen Staaten des Bollvereins ift es jedem der 
fontrahirenden Vereinsmitglieder freigeftellt, Namens des Vereins zeitweife oder 
dauernd einen Beamten bei der Bolldireftion in Luxemburg zu jtationiren, 
um alle Befugnijje eines Zollvereinsbevollmächtigten auszuüben. 

Durch Beichluß der V. General: Zolltonferenz vom Jahre 1842 ($ 55 
des Hauptprotofoll® der V. General» Zollfonferenz vom 26. Sept. ©. 87) 
wurde die Stelle des Zollvereinsbevollmäcdhtigten von Seite Bayerns bejeßt. 

Außerdem wurde verabredet, daß wenn ein jolcher Beamter von Seite 
Preußens abgeordnnet würde, demjelben auch zuſtehen ſolle, von der Ausführ— 
ung und Handhabung der Gefebe über die inneren Steuern von Branntwein, 
Bier, Wein und Tabad Kenntniß zu nehmen. 

Leptere Verabredung wurde im Sep Art. Ziff. V zu Art. 2 des offenen 
Vertrags vom 26. und 31. Dez. 1853°) über die Fortdauer des Anfchlujjes 
von Luxemburg an den Hollverein in der Art abgeändert, daß in dem Falle, 
wenn Preußen feinen Bollvereinsbevollmächtigten bei der Bolldireftion in 
Luremburg aufjtellen würde, dieje Stelle bezüglich der inneren Steuern durch 
einen bejonders dazu beauftragten Beamten bejegt werden fünne, welcher der 
Großherzoglichen Negierung ein für allemal bezeichnet wird und dem auch alle 
Scriftjtüde über die Volkszählung in Luxemburg vorzulegen find. Der Zoll 
bereinigungsvertrag mit Luxemburg vom 20./25. Oftober 1865,°) welcher auf 
weitere 12 Jahre, aljo bi8 Ende 1877 abgeſchloſſen wurde, hat daran nichts 
weiter geändert. 

Auf der X. General-Zollfonferenz war der Beichluß gefaßt worden, daß 
die Zollvereingbevollmächtigten und Stationskontroleure in dem Lande ihres 
Aufenthalts von den direkten Staats- und Kommunaljtenern befreit jein jollen.‘) 

Eine Ueberfiht der Zollvereing = Kontrolbeamten nach den einzelnen 
Staaten und Orten findet ſich beim Hauptprotofoll der XIV. General:Zoll- 
fonferenz vom 17. November 1859. 

Der BZollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867 änderte in Art. 20°) 
bie Örundjäge in zwei wejentlichen Punkten, indem er allein dem Präfidium 


9 B. Hl aa. ©. 
9. IVa.a 
»’ Bd. Va.a. 
Bd. IT a. a 
3) Bd. III a. a. O. 
YB. V a. a. O ©. 417. 
’) Dieje Beitimmung ift durch das Reihägeies vom 13, Mai 1870 und durch einen 
Bundesrathsbeſchluß vom 5. Juli 1872 ($ 449 des Frot.) abgeändert worden. 
3. V a. a. O. S. 100; Jahrb "Don 1868 ©. 28, 


en u — 
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des Bundesrathes des Zollvereins das Necht zur Abordnung diefer Beamten 
nah Bernehmung des Ausschufjes des Bundesraths für Zoll und Steuer: 
wejen einräumte und die Kojten für die Vereinsfontrole dem Bollvereine über: 
wies, während früher jeder einzelne Staat die Abordnung jolcher Beamten 
vernehmen fonnte, dafür aber auch die Koſten biefür allein zu tragen hatte. 

Unter Ziffer 1 in Nr. 15 des Schlußprotofolls vom 8. Juli 1867 zu 
Art. 20 des Vertrages’) wurde von Seite des Präjidiums (Preußen) auch 
die Verwendung von Beamten anderer Staaten auf bejonderen Wunſch aus: 
drücklich zugeſtanden. Ferner wurden als Grundlage der Juftruftion für den 
Zollvereinsbevollmächtigten unter Nr. 2 lit. a. bis f. Grundſätze aufgeftellt, 
welche mit Ausnahme der durch die veränderte Stellung diefer Beamten be: 
dingten Abänderungen und einer unter lit. d. der Verabredung in Ziffer I. 
des Separat-Artifels zu Art. 32 des offenen Vertrages vom 22. März 1833 
enthaltenen Beftimmung, welche ausgelafjen wurde, mit der erjten Verabredung 
vom Jahre 1833 wörtlich iübereinjtimmen. Es ijt biedurh die Vereins— 
fontrole auf die Verwaltung aller gemeinſchaftlichen Abgaben 
(Zölle, Salzabgabe, Rübenzuderjteuer und QTabadijteuer) aus: 
gedehnt und der Zollvereinsbevollmächtigte ermächtigt, bei Meinungsver: 
ihiedenheiten mit den HZolldireftivbehörden, welche nicht durch Meinifterialent- 
Iheidung endgiltig entjchieden worden find, an den Bundesrath des Zollvereins 
zu refurriren. 

Die Deutfche Neichsverfafjung hat in Art. 36 Abſ. 2 hierin nur infos 
ferne eine Aenderung gemacht, als fie bejtimmt, daß der Kaiſer die Einhalt: 
ung des gejeglichen Verfahrens bei Erhebung und Berwaltung der San, und 
Berbrauchsjteuern durch Reihsbeamte überwacht, welche er den Zoll: und 
Steuerämtern und den Direktivbehörden der einzelnen Staaten beiordnet. 

Durch einen Erlaß des Reichskanzlers vom 3. Februar 1874 wurde der 
Titel „BZollvereinsbevollmächtigter" in: „NReichsbevollmäcdtigter für 
Zölle und Steuern“ umgeändert. 

Ein Bundesrathsbejchluß vom 1. Dez. 1873?) hebt die Beltimmung auf, 
wonach die Neichsbevollmächtigten die vierteljährigen Einnahmeüberfichten zu 
prüfen und zu bejcheinigen haben und bejchränft diefes nur auf die jährlichen 
definitiven Einnahbmeüberjichten für Zölle und VBerbrauchsiteuern. 

Neu iſt, daß nach Bundesratbsbefhluß vom 21. Dez. 1873°) bei Er— 
lajfen von Branntwein und Bierjtener aus Billigfeitsgründen 
der Neichsbevollmächtigte mit jeinem Gutachten zu hören und dieſes im Bes 
richte zu erwähnen ijt, ebenfo, daß das jährlich von jeder Direftivbehörde an 
den Bundesrathsausjchuß einzujendende Verzeichniß über dieſe Nachläjje vom 
Reihsbevollmächtigten zu beſcheinigen iſt. 

Durch $ 22 des Gejeßes vom 3. Juli 18578 betr. den Spielfarten: 
ftempel und $ 25 des Gefeges vom 20. Juli 1879 betr. die Statiſtik des 
Baarenverfehrs wurde die Neichskontrole auch auf Ddiefe beiden Gegen: 
fände ausgedehnt. 

Die Bejoldungsverhältnijje der Neichsbevollmächtigten und Stations— 
fontroleure, die Reijefoften, Taggelder für Dienftreifen, Umzugs: 
fojten und Gnadenfompetenzen für deren Weliften wurde durch ver: 
Ihiedene Bundesrathsbeſchlüſſe geregelt, nämlich durch die Beſchlüſſe vom 


N. Va. a. O. ©. 107; Jahrb. 1868 ©. 37 fi. 
”, $ 581 des Prot., j. a. Preuß. Zentralbl. 1874 ©. 53. 
) 8 618 des Prot. und Preuß. Zentralbl. 1874 ©. 70, ſ. a. Abſchnitt V Nr. 5 u. 6. 
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14. Mai 1368 ($ 111 des Brot.), vom 8. Mai 1869 (5 40 des Prot.), vom 
17. April 1870 (8 30 des Prot.), vom 14. Mai 1870 ($ 73 des Prot.), 
vom 17. März 1871 ($S 80 des Prot.), vom 11. Mai 1871 ($ 221 des 
Prot.), vom 29. Sept. 1871 ($ 422 des Prot.), vom 27. Nov. 1872, vom 
15. Juli 1873 ($ 508 des Prot.), vom 21. Dez. 1874 (8 581 des Prot.), 
vom 13. Februar 1875 ($ 131 und 132 des Prot.), vom 6. März 1876 
($ 124 des Prot.). 

Nach Bundesrathsbeſchluß vom -5. Juli 1872 ($ 449 des Prot.) ift 
durch das Gefep vom 13. Mai 1870 die Befreiung der Reichsfontrolbeamten 
von den direkten Staats: und Kommunalfteuern ihres Wohnortes, 
wie fie bisher bejtand, in Wegfall gefommen. 

Aus vorftehenden Erörterungen ergeben ſich folgende zur Zeit giltige vers 
fafjungsmäßige, geießliche und ſonſt vereinbarte Beitimmungen für die Kon— 
trole der Zölle und Steuern des Deutichen Reichs. 

I. Die Einhaltung des gefeglichen Verfahrens bei Erhebung und Ver— 
waltung der Zölle und Verbrauchsſteuern und der ftatiftifchen Ge— 
bühr innerhalb der Zollgrenze des Neichs, ſowie bei den außerhalb der Zoll 
grenze des Reichs gelegenen, gemeinschaftlich errichteten Hauptzollämtern Ham— 
burg und Bremen, außerdem bei dem Oldenburgiſchen Hauptzollamte Brafe, 
bei dem Preußischen Hauptzollante Geeftemünde, dann bezüglich des Spiels- 
fartenftempels im ganzen Neichsgebiete läßt der Kaifer durch Reichsbeamte 
(zur Zeit noch im NReichsdienfte fommifjarifch‘) vertwendete Beamte) überwachen, 
die er aus allen Bundesjtaaten nach Bernehmung des Ausſchuſſes des Bundes- 
rathes für Zoll und Steuerweien entnehmen fan, und theils als Reichs— 
bevollmächtigte an die Zoll- und Steuerdireftionen, theils als Stationsfontro= 
leure an die Haupt: Zoll und Steuerämter abordnet.?) 

1. In den durch Zoll- und Handelsverträge dem Zollgebiete des 
Deutſchen Neiches angeſchloſſenen, außerhalb der Neichsgrenze liegenden aber 
zum deutichen BZollgebiete gehörigen Länder anderer Staaten (Yuremburg 
und Dejterreichiiche Gemeinde Jungholz an der Bahyeriſch-Vorarlbergiſchen 
Grenze) wird die Vereinskontrole durch die Reichsorgane ebenfalls vertragss 
mäßig ausgeübt. *) 

') Bundesrathsbeihluß v. 12. April 1872 $ 150 des Prot., ſ. a. Laband's Finany- 
recht des Reichs in Hirth's „Annalen“ 1873 ©. 474 u. 479 und deſſen Staatörecht des 
Deutihen Reichs Bd. I S. 258, 260, 321. 

N Die Beamtenstellen find nicht etalsmäßig und ericheinen im Reichshaushalt unter 
Reichskommiſſariate für die Kontrole für Zölle und Steuern. S. Bericht des Bundesraths- 
ausichufles v. 1. Mai 1868, Drudi. Nr. 59. 

»Bundes · veip. Neichägefepblatt v. 1868/1871 unter Zollvereinsbeamte — Art 36, 38 
und 34 der Neichöverfafiung Ziff. 1 in Mr. 15 des Schluhprot. zu Art. 20 des Zollvereinig- 
ungsvertrags v. 8. Juli 1867. — Siehe Abſchnitt I. Da in Art. 36 Abſ. 2 der Reiche: 
verfafjung nur von der Kontrole des gejeplichen Verfahrens bei Erhebung und Berwaltung 
der Zölle und VBerbraudsiteuern die Nede it, die Ueberwachung der Erhebung und 
Berwaltung des Spieltartenftempels durd die Reichsfontrole in 8 22 des Gejepes 
vom 3. Juli 1878 bejonders ausgeiproden ijt, dagegen aber darauf bezügliche Bejtimmungen 
im Gejege v. 10, Juni 1869 betr. die Wechjelitempelfteuer und in den Gejegen vom 
1. Juli 1881 und v. 3. Juni 1885 betr. die Neihsitempelabgaben fehlen, fo iſt e8 
mindejtens zweifelhaft, wie weit fich bei legteren die Reichskontrole zu erjtreden habe. Jeden— 
falls fann angenommen werden, dah eine Kenntnißnahme über die Erhebung und Ber: 
waltung diefer Reichsiteuern den Organen der Reichskontrole nicht verwehrt werden fan; 
ein Einfpruchsrecdht der Bevollmächtigten müßte wohl gqejeplich geregelt fein. 

) Siehe Verträge mit Luxemburg vom 8. Februar 1842 Art. 16 und Sep-Art. 9 
vom 26./31. Dezember 1853, Art. 2 und Sep.-Art. hierzu v. 20./25. Oft. 1865; Vertrag 
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II. Für die Gefhäftsführung diefer Beamten find folgende Bes 
ftimmungen maßgebend, und zwar 

A. Für die Reihsbevollmädtigten: 

I. Die Verabredung in Ziff. 2 Nr. 15 des Schlußprotofoll3 zum Boll- 
pereinigungsvertrage vom 8. Juli 1867, die Folgendes bejtimmt: 

As Grundlage der in diefem Artikel erwähnten Inftruftion,?) welche 
das Geſchäfts-Verhältniß der den Direktivbehörden der Vereinsſtaaten beizu- 
ordnenden Bevollmächtigten näher bejtimmen joll, iſt verabredet worden, daß 
ein folder Bevollmächtigter da, wo er feinen Sit erhalten hat, die nachſtehend 
beitimmte Wirffamfeit auszuüben berechtigt fein foll: 

a) Derjelbe kann allen Sigungen der Direftivbehörde beiwohnen. Eine 
jede Verfügung und Anweiſung, welche die lebtere oder deren Vor: 
ftand in Beziehung auf die Verwaltung der gemeinjchaftlichen Abgaben 
an die ihr untergeordneten Behörden ergehen läßt, muß vor der Aus— 
fertigung ihm, fofern er am Orte anweſend ift, zur Einfiht im Kon: 
zepte vorgelegt und darf nicht eher ausgefertigt werden, als nachdem 
er fein Viſa beigejegt hat. 

b) Diejes Viſa joll der VBevollmächtigte zwar weder verweigern, noch 
verzögern dürfen, bei Ertheilung desjelben ijt er jedoch berechtigt, 
wenn er befürchtet, daß aus dem Bollzuge der Verfügung oder An: 
weifung ein Nachtheil für den Zollverein entſtehen möchte, feine ab: 
weichende Anfiht motivirt auf dem Konzepte zu vermerken, 
und zu verlangen, daß die Direftivbehörde wenigitens gleichzeitig mit 
dem Erlafje der fraglichen Berfügung an das ihr vorgejegte Mini: 
jterium Bericht erftatte. 

e) Inſofern das letztere nicht rechtzeitig Abhilfe getroffen haben oder 
eine Berjtändigung mittel® Korrefpondenz der Minifterien oder der 
oberjten Zollbehörden der betreffenden Staaten nicht inzwijchen ein— 
getreten jein jollte, ift an den Bundesrat des Zollvereins zu rekur— 
riren, um die Differenz und den etwaigen Anfpruch auf Entjchädig- 
ung des Vereins gegen diejenige Regierung, deren Behörde dazu Ver- 
anlafjung gegeben hat, zur Entjcheidung zu bringen. 

d) Zu den Befugnifjen des Bevollmädhtigten gehört auch die 
Bilitation des Grenz: und Reviſionsdienſtes auf der Zolllinie und des 
Berfahrens bei der Zoll- und Steuererhebung in dem Gebiete, wo er 
beglaubigt ijt, wobei derfelbe ſich der Beihilfe der ihm hierzu ange— 
wiejenen Beamten bedienen fann. Er ijt jedoch nicht berechtigt, bei 
jolhen Revifionen Befehle an die Zolle oder Steuerbeamten zu 
ertheilen oder Anordnungen in der Verwaltung zu treffen, vielmehr 
fann er nur bei der betreffenden Direftivbehörde die jchleunige Ab- 
jtellung der von ihm etiwa entdedten Mängel in Antrag bringen. 

e) E3 jteht dem Bevollmächtigten wie jedem Mitgliede der Direftiv- 
behörde die Einjiht der Alten, Bücher, Rehnungen und 
Regiſter 2c. ſowohl diefer Behörde, als auch der Zoll- und Steuer: 
erhebungsbehörden zu. 





ie Dejterreih und Bayern wegen Anſchluß der Gemeinde Jungholz v. 3. Mai 1868 
13. 


N) Bd. V der Verträge ©. 107 ff.; Jahrb. 1868 ©. 37 fi. 
N Dieje Injtruftion ift noch nicht erlafien. 
Unnalen des Deutichen Reichs. 1896. 16 
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f) Er kann die Rechnungen über die gemeinjchaftlichen Abgaben prüfen 
und dagegen Erinnerungen machen, ohne jedoch die Führung und Ab: 
nahme derjelben, ingleichen die Entjcheidung der Erinnerungen durch die 
dem Rechnungsführer vorgejegte Dienjtbehörde aufzuhalten. Findet er 
die Entjcheidung dem Vereinsintereſſe nicht entfprechend, jo hat er den 
betreffenden Gegenjtand bei dem Bundesrathe zur Anzeige zu bringen. 

II. Gilt noch die Verabredung der III. Generalzollfonferenz, welche in 
$ 9 des Hauptprotofoll® vom 16. September 1839 unter Ziffer I näher feſt— 
gejtellt ift und durch welche Folgendes bejtimmt ijt: 

1. Die Thätigfeit der Reichsbevollmächtigten umfaßt alle Gegenstände 
der gemeinſchaftlichen Zollverwaltung. 

Unter diefer ift jedoch nicht blo8 die Zollverwaltung im engeren Sinne, 
ſondern Alles zu verstehen, was ſich auf den Vollzug der Vereinsverträge und der 
zu deren Ausbildung weiter getroffenen Vereinbarungen bezieht, inſoweit hierbei 
ein Intereſſe des Geſammtvereins oder anderer Vereinsſtaaten in Frage kömmt. 

Dahin gehören namentlich): " 

a) die Ausführungen der Vereinbarungen über die Uebergangsabgaben, 

b) die Zollbegünftigungen auf Vereins- und private Rechnung, 

ce) die Berhandlungen der Zollbehörde über gewerbliche und Berfehräver: 
hältnifje, bei welchen das Intereſſe anderer Vereinsftaaten berührt wird, 

d) das Perſonal der Zollverwaltungs- und Auffichtsbeamten, jofern es 
fih um deſſen Vermehrung, um dejjen Vertretung in Urlaubs: und 
Krankheitsfällen, um Abhilfe wahrgenommener Mängel, um Beitraf- 
ung vorgefommener Dienftnachläffigfeiten, Unordnungen und Pflicht: 
widrigfeiten, um Berjegung oder Entfernung einzelner Beamten vom 
Amte aus dienjtlichen Rückſichten handelt. 

2. Damit der Bevollmächtigte feiner Aufgabe genügen könne, hat derjelbe 

die Befugnig und Verpflichtung: 

a) den Situngen der Zolldireftionen, in welchen über dieſe Gegenftände 
verhandelt wird, beizumohnen ; 

b) den hierauf bezüglichen Verfügungen derjelben an die ihr unterges 
ordneten Behörden, mit Ausnahme der im Satze 3 bezeichneten Fälle, 
jein Bifa im Konzepte beizufeßen; 

ce) von den übrigen, nach Sat 1, die Thätigfeiten des Bevollmächtigten 
berührenden Schlußfafjungen der Zolldireftion, ausgenommen die im 
Satze 4 erwähnten, Kenntniß zu nehmen. 

3. Verfügungen der Zolldireftion an die ihr untergeordneten Behörden 

bedürfen des Viſas des Vereinsbevollmächtigten nicht: 

a) wenn fie die Auswahl, die Prüfung, die Gehalts, die Penſions- und 
andere perjünliche Verhältnifje der Beamten betreffen, 

b) wenn fie Straferfenntnifje find, welche die Zolldireftion (nach der 
Berfafjung einzelner VBereinsjtaaten) in adminiftrativrichterlicher Eigen: 
ſchaft zu erlafien hat. 

Bei brevi manu abgehenden Defreten, joweit fie bloße Rüdfragen ent 
halten oder informatorifcher Natur find, kann, wo es die VBeichleunigung des 
Sejichäftsganges erfordert, von Einholung des Viſas gleichfall® Umgang 
genommen werden. 

4. Der Kenntnißnahme des Bevollmächtigten können außer allen privas 
tiven Angelegenheiten des betheiligten Staates, wie ſich nach Sag 1 von jelbit 
verjteht, entzogen werden: 
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a) die Korreſpondenz der Zolldireftion mit anderen Vereinsbevoll— 
mächtigten und mit den Stationsfontrofeuren; 

b) ausnahmsweile die Meinifterialforrejpondenz und die Korrefpondenz 
mit foordinirten und fremden Behörden, fofern dieſe Korrefpondenzen 
nicht zu Ergebnijjen führen, welche zu den Gegenftänden gehören, 
= die ſich nah Satz 1 die Thätigfeit des Vereinsbevollmächtigten 
eritredt. 

5. Für münfchenswerth wird es erachtet, daß dann, wenn eine Korre— 
ſpondenz der Zolldireftion mit dem vorgejegten Minifterium der Kenntnißnahme 
des Vereinsbevollmächtigten nicht vorenthalten (fefretirt) werden will, ihm 
— mo immer möglich — gleich bei Erjtattung des Berichtes an das Mini- 
fterium von deifen Inhalt Kenntniß gegeben werde, damit feine etwaigen Be— 
denken zugleich mit dem Berichte der Zulldireftion zur Kunde des Miniſteriums 
gelangen fünnen und die Fälle, wo nad gefaßter Minifterialentfchliegung 
erft noch Bedenken bervortreten und nur eine Korreſpondenz unter den 
Minifterien verjchiedener Vereinsjtaaten eröffnet werden muß, thunlichjt ver— 
mieden werden. 

6. Dem Bevollmächtigten fteht die Einficht der Geihäftsjournale (Ein- 
und Auslaufjournale, Regijtranden) der auf feinen Wirfungsfreis bezüglichen 
Akten, Bücher, Regifter nnd Rechnungen, wie jedem Direftionsmitgliede zu. 
Er ſoll jedoch dabei die Dienftftunden einhalten, die Vorjchriften wie jedes 
Direftionsmitglied in gleichem Falle beobachten, auch darauf Bedacht nehmen, 
daß hierdurch der Geichäftsgang nicht geitört werde. 

7. Im Fall fi) der Bevollmäcdhtigte vom Orte der Direktion, bei welcher 
er fungirt, entfernt, hat derjelbe dieſer Behörde oder ihrem Vorſtande jedes- 
mal Nachricht von dem Zeitpunfte feiner Abreife und feiner Zurücdkunft zu— 
fommen zu lajien, damit Vorkehrungen zur Verhinderung von Gejchäftsver- 
zögerungen in folchen Fällen getroffen werden fünnen. 

II. Hat noch Geltung die Verordnung in $ 2 bis 6 der Unlage XIII 
zur Beilage XXXVI des Hauptprotofoll® der Münchener Bollzugstommiffion 
vom 14. Februar 1834, wonach 

a) Uebertragungen aus einem Gtatstitel zu dem anderen reſp. Beränder: 
ungen in der Organifation, wenn fie das Maß von fünf Prozent 
überfteigen, jedesmal der Zujtimmung des bei der betheiligten Zoll- 
direftion fungirenden Bevollmächtigten bedürfen.) Dieje fann nicht 
verjagt werden, foweit es fich dabei um eine im Ganzen zuläffige 
Erjparung, 3. B. bei der Berwandlung eines Hauptamtes in ein 
Nebenamt I. oder eines Nebenamts I. in ein jolches II. Klaſſe handelt. 
Sonſt ijt aber hiebei der Grundſatz zu beobachten, daß Lebertrag- 
ungen aus einer der jachlich begründeten Hauptabtheilungen des Etats 
in die andere, aljo namentlich aus den Koften für die Zollerhebung 
und Abfertigung in die Ausgaben für den eigentlichen Zollſchutz und 
umgelehrt aus leßterem zu erjterem, nicht vorfommen dürfen, und 
wo ausnahmsweiſe eine folche veränderte Beitimmung in Anſpruch 
genommen wird, dieſe der Zuftimmung des Bevollmächtigten, welche 
jedoch in dieſen Fällen nur unter Vorbehalt hiernächſtigen Beſchluſſes 


7, Bd. I der Berträge ©. 418 ff. 

?) Nah Bundesrathsbeihlug vom 27. Juni 1873 ($ 463 des Prot ) ijt bei nothwendigen 
Organifationsveränderungen, welche in der Grenzzoliverwaltung Mehrausgaben veranlaſſen, 
jedesmal der Reichsbevollmädtigte zu hören und im Einvernehmen mit denselben zu Handeln, 
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in der jährlichen Zuſammenkunft der jämmtlichen VBereinsbevollmäch- 
tigten, jeßt des Bundesraths, zu ertheilen ift, unterliegt.) 
Ueberfchreitungen der Etat3-Quanti, foweit fie dem Vereine in Rech— 
nung geitellt werden wollen, unterliegen jedesmal der Zuftimmung 
des Bevollmächtigten.?) 

c) Dem bei der Zolldireftion fungivenden Bevollmächtigten jteht es zu 
und liegt es ob, fi von der wirklichen Verwendung der in das 
Pauſchquantum (Zollverwaltungsetat) einzurechnenden Summen zu 
überzeugen. 

Ueber die dabei ftattgefundenen Mehrausgaben und Erjparnifje find 
demjelben die nöthigen Erläuterungen zu gewähren, auf deren Grund 
er jein Gutachten über die zu Laften des Vereins anzuerfennende 
Geſammtſumme abgibt, welches den, nad) Ablauf des Jahres an das 
Zentralbureau, jet Ausschuß des Bundesrathes für das Rechnungs» 
weſen, in Berlin einzufendenden Regiſterabſchlüſſen beigefügt wird.?) 

d) Die Befugniß und Verpflichtung des Bevollmächtigten befchränft fich 
hierbei nicht blos darauf, die Nichtigkeit der geleilteten Ausgaben zn 
prüfen, ſondern er bat zugleich auf den Grund feiner Wahrnehm: 
ungen im Laufe des Jahres, fich im Allgemeinen über die Zuläſſig— 
feit künftiger Erjparungen, nicht minder aber über die im allgemeinen 
Dienftinterejfe ziwedmäßigen Etatserhöhungen, im Hinblid auf Die 
Verwaltung in dem Geſammtbereich feines Wirfungsfreifes prüfend 
zu äußern, und durch folches Gutachten zur jachverjtändigen Vor: 
bereitung der anderweiten Feſtſtellung der Pauſchquanti, jetzt Zoll: 
verwaltungs-Etat3 (nad) Ablauf der erjten zweijährigen Periode) 
mitzutvirfen.*) 

IV. Sit bier anzuführen die Verabredung in Beilage VII zum Haupt— 
protofoll der Karlsruher Vollzugstommiffion vom 5.—29. Okt. 1835 über 
die Quartals- und FJahresabrechnungen Ziffer 4,°) wonach die von den Zoll: 
direffionen auf Grund hauptamtlicher Zufammenstellungen gefertigten Ein— 
nahmeüberjichten der Zollgefälle von dem bei der Direktion beglaubigten 
Bevollmächtigten auf Grund der hauptamtlichen Regiſterauszüge und Abſchlüſſe 
geprüft werden jollen und deren Richtigkeit zu beftätigen ift. Nach Bundes— 
rathsbeſchluß vom 1. Dezember 1873°) ift Ddiefe Prüfung und Betätigung 
vom Bevollmächtigten nur noch für die definitiven Einnahmeüberfichten der 
Zölle und Steuern abzugeben. 

V. Ueber die Mitwirkung des Bereinsbevollmächtigten bei Aufftellung des 
Baufhjummenetats (BZollverwaltungsetats) find noch nachjtehende Ver: 
abredungen der VIII. Generalzolltonferenz ) maßgebend: 


b 


— 


ijJ a. a. O. 82 Bd. J. 

2 a. a. O. 83. 

NRa. a. O. $ 4. Siehe auch Bundesrathsbeſchluß vom 28. Juni 1872 8 421 Ziff. II, 
wonach der Bevollmächtigte über die Anrehnungsjähigkeit der liquidirten Beträge ein den- 
jelben beizufügendes Gutachten abzugeben bat, in welchem zugleidy zu bejcheinigen ift, daß 
die nachgewieſenen wirklihen Musgaben mit den Unterlagen übereinjtimmen. Die zum Zwecke 
diefer Begutachtung und Beicheinigung erforderlichen Erläuterungen find dem Bevollmädtigten 
zu gewähren (jiehe auch Abjchnitt IX. 

Ya. a. O. 8 5 


s, Bd. II der Verträge S. 120 fi. 
° 8 581 des Brot, Kreuf. Bentralbl, 1874 S. 53 und Abichnitt IX, 
?) Hauptprot. vom 17. Auguſt 1846 $ 28 Nr. 1-4. ©. auch Abjchnitt IX. 
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a) Wenn es fih in einem Bundesjtaate um Aufjtellung neuer Paufch: 
jummenetat3 (BZollverwaltungsetats) handelt, wird dem Bevollmächtigten jeder: 
zeit Gelegenheit gegeben, fich über die durch den neuen Etat zu beantragenden 
Beränderungen gegen den bisherigen Zuſtand gutachtlich zu äußern. 

b) Zu dem Ende werden die Direftivbehörden, in gleicher Art, wie jolches 
ſchon jest hinfichtlich der Jahresüberfichten über die verwendeten Pauſchſummen 
geichieht, die Entwürfe zu neuen Pauſchſummenetats (Zollverwaltungsetats) 
nebjt den dazu gehörigen Unterlagen, bevor fie jolche ihrer vorgejegten Behörde 
zur Genehmigung und Feſtſtellung einreichen, dem Bevollmächtigten zu dem 
Zwecke mittheilen, um feine Bemerkungen darüber jchriftlich beizufügen, welche 
legtere demnächit bei Einreichung der Entwürfe ꝛc. an die vorgejegte Behörde 
mit vorzulegen find. 

c) Dieſe Bemerkungen werden hierauf dem der General-Zolltonferenz ') 
zur Prüfung und Anerkennung vorzulegenden neuen Paujchjummen-Etat (Zoll- 
vertvaltungsetat) beigefügt werden. 

d) Das vorstehend (unter a bis ce) bezeichnete Verfahren findet auch 
dann jtatt, wenn Veränderungen in den Pauſchſummen nicht durch Aufftellung 
neuer Pauſchſummenetats (BZollverwaltungsetats), jondern auf anderem Wege 
und in anderer Form beantragt werden. 

VI. Die Erlajje von Bier: und Branntmweinftener aus Billigfeits- 
gründen hat der Neichsbevollmächtigte zu begutachten und die jährlichen Weber: 
jichten zu bejtätigten.*) 

VI. Dienjtlid find die Bevollmächtigten dem Reichskanzler beziehungsweife 
dem Reichsſchatzamte untergeordnet, wohin ie auch ihre Berichte zu erftatten haben. *) 

B. Bezüglid) der Stationsfontroleure bei den Haupt-Zoll- und 
Steuerämtern gilt: 

1. Nach $ 26 Ziff. 1 des Protofolls der Karlsruher Vollzugs-Kommiſſion 
vom 5./29. DOftober 1835 der Grundſatz, daß diefelben ihren Beruf am Bejten 
erfüllen, wenn fie, durch lebendige Anfchauung geleitet, in offenem Zuſammen— 
wirfen Gleichförmigfeit der Behandlung herbeizuführen ftreben, auf dem Wege 
gegenjeitiger Verſtändigung die richtige Anwendung bejtehender Borjchriften 
ihern und Mängeln und Gebrechen mit abhelfen, ohne fich zu Zenforen der 
Landesbeamten zu erheben oder fich im Verhältniſſe zu dieſen die‘ Stellung 
von Dberbeamten anzumaßen. 

2. Sit ihnen nad) $ 9 Ziffer III des Hauptprotofolls der TII. General: 
Bollfonferenz vom 16. Sept. 1839 eingeräumt:*) 

a) die Einficht der Korrefpondenz- Journale (der Eingangs: und Abgangs— 
Regiftranden, Einlaufs- und Auslaufs-Journale), mit Einjchluß der befonderen 
über das Prozeßweſen, ſowie aller die gemeinjchaftliche Zollverwaltung be— 
treffender Akten, Bücher und Regifter, endlich auch der Prozeßakten derjenigen 
Haupt: und Nebenämter, denen fie beigeordnet find, unangejeben ob fie im 
Bezirke diefer Aemter ihren Wohnfig haben, oder nicht, im Gejchäftslofale der: 
jelben umd innerhalb der geſetzlichen Gejchäftsjtunden, wobei jich jedoch von 
jelbjt verjtehe, daß hierdurch der Gefchäfts-, namentlich der Prozeßgang, in 
feiner Beziehung gejtört oder aufgehalten werden dürfe; 


N Jet dem Bundesrathe. 

2, Bundesrathsbefhluß v. 21. Dez, 1873 8 681 Abichnitt V Nr. 5 u. 6. 

’, Nejfript des Vorfigenden des Bundesraths des Zollvereind vom 28, Dez, 1868 
‚Jahrbücher v. 1869 ©, 561; Hirth's „Annalen“ 1870 ©. 139), 

%) Jahrb, 1869 ©. 568. 
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b) jteht ihnen die Einficht der Ordre- und Tagebücher der Grenzaufjeher 
zu und ift ihnen auch nicht zu verjagen, erwünfchte Notizen zu gelegener Zeit 
aus den Tagebüchern der Obergrenz:Kontroleure zu entnehmen; 

c) wiederholt hat man ſich übrigens bei dieſer Gelegenheit dahin aus— 
gejprochen, daß die Abficht nicht dahin gehe, den Stationsfontroleuren in 
irgend einer Weiſe einen unmittelbaren Einfluß auf die Gejchäftsführung felbit 
zu verfchaffen, daß man vielmehr nur bezivede, diefe Beamten in den Stand 
zu jegen, überall diejenige Kenntniß von der Gejchäftsführung zu nehmen, 
deren fie zur Erfüllung ihrer Pflichten bedürfen. 

3. Dienjtlich find diefelben den Bevollmächtigten untergeordnet, an Die 
fie auch zu berichten haben.') Dieſelben fünnen ihnen auch einen 14-tägigen 
Urlaub ertheilen.?) 

IV. Bezüglich der Befoldungsverhältnijfe, der Reiſekoſten, Tage- 
gelder, Umzugskoſten, Bureaufojten diefer Beamten, ſowie bezüglich 
der Gnadenfompetenzen zc. für die Angehörigen der im NReichsdienjte 
verjtorbenen Kontrolbeamten gilt zur Zeit Folgendes: 

A. Die Reichsbevollmächtigten beziehen ohne Unterfchied 6000 .4 
Gehalt und 2400 M Stativnd=- Zulage, aus welcher die Amtsunkoſten 
zu bejtreiten ſind.“) Außerdem bezieht jeder Bevollmächtigte feit 1. Jan. 1873 
den gejeßmäßigen Wohnungsgeldzufhuß‘ Für Screibhilfe und 
Kalfulaturarbeiten, für Drudjahen und die hiefür verauslagten 
Buchbinderlühne werden die baaren Auslagen vierteljährlih auf Grund 
vorgelegter Liquidation vergiütet.?) 

Für Dienftreifen‘) erhalten diefe Beamten ein Tagegeld von 12 4, 
dann 3 .# für jeden Ab» und Zugang von und zur Eifenbahnjtation und 
Dampfichiff, ferner für jeden Kilometer, den fie auf der Eifenbahn oder Dampf: 
Ichiffen zurüclegen, 13%, und für Neifen, welche nicht auf Eifenbahnen oder 
Dampfichiffen zurückgelegt werden, 60 % für den Silometer.”?) 

Bei Umzügen werden die Reichsbevollmächtigten ala Beamte der Nr. IV 
ie $ 1 und der Wr. II in $ 10 des Neichsgejeges v. 21. Juni 1875 be- 
yandelt.*) 

Nach einem Bundesrathsbeſchluſſe v. 5. Juli 1873°) foll bei Vergütung 
der Umzugskoften der Wohnungsgeldzufchuß außer Anjag bleiben. 

B. Die Stationsfontroleure beziehen ohne Ausnahme einen jähr- 
lihen Gehalt von 2700 4 und eine Stationszulage von WO A, 
woraus fie die Amtsunkoften zu bejtreiten haben.'°) 


') Münchener VBollzugsprot. v. 14. Febr. 1834 $ 31 und Entjchliefung des Vorfigenden 
des Bundesraths des Zollvereind v. 28. Dez. 1868; Jahrbücher v. 1869 & 561; Hirth's 
„Annalen“ 1870 ©. 139, 

?, Nejtript des Vorjipenden des Bundesraths vom 19. Yuli 1869, N. K. U. Nr. 8086. 

) Bundesrathsbeſchluß v. 27. Nov. 1872 8 484. 

9) Bundesrathäbeihluß v. 5, Juni 1873 $ 508 des Prot. Nach der III. Stufe des 
Geſetzes v. 30. Juni 1873, Meichsgeiepbl. 1873 ©. 166 fi. 

5) Bundesrathsbeſchluß dv. 23. Febr. 1875 $ 132. 

6, Neichögejeg v. 21. Juni 1875; Reichsgeſetzbl. 1875 ©. 249 ff. und Bundesraths— 
beſchluß v. 6. März 1876 $ 124. 

?) Fir die Neihsbevollmächtigten in Altona und Hannover find die Diäten für Reifen 
nah Hamburg, übel und Travemünde auf 13 M 50 A erhöht nach Bundesrathsbeſchluß 
v. 14. April 1570 $ 30, 

9) Mach Bundesrathsbeihlug v. 6. Mürz 1876 $ 124. 

9 & 508 des Prot. 

10, Bundesrathsbeſchluß v. 11. Mai 1871 $ 211. 
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Außerdem erhalten diejelben feit 1. Jan. 1873 den gejegmäßigen Wohns 
ungsgeldzufhuß nad der V. Stufe des Gejehes dv. 30. Juni 1873 auf 
Grund des Bundesrathsbeichluffes v. 5. Juli 1873.') 

Berauslagte Buchbinderlöhne werden ihnen vierteljährig auf Grund ihrer 
Liquidationen vergütet. 

Für Dienftreijen erhalten diejelben an Tagegelder 9.4 bei Ueber: 
nahtung und 4 .# bei Reifen, ohne Uebernachtung, wenn die Abweſenheit 
vom Wohnſitze und die Dauer der dienjtlichen Bejchäftigung auswärts minde- 
ſtens 6 Stunden beträgt. 

Die Reijefojten werden ihnen nach dem wirklichen Aufwande erjeßt.?) 

Die Umzugsfoften werden den Stationsfontroleuren nach dem Geſetze 
v. 21. Juni 1875 vergütet und find diefelben bezüglich der Beſtimmungen in 
51 des Geſetzes v. 21. Juni 1875 der V. und bezüglich derjenigen in $ 10 
gleihfall3 der V. Beamtenfategorie zugewviejen.?) 

C. Bezüglich der im VBereinsdienfte verjtorbenen Bevollmächtigten 
und Staatsfontroleure gelten folgende Beſtimmungen: 

a) Die Wittwe und ehelihe Deszendenz eines während jeiner 
Verwendung im Dienjte des Vereines (Neiches) an jeinem Stations- 
orte verjtorbenen Beamten erhält für das auf den Sterbemonat fol- 
gende Quartal den Betrag des Gehalts und der Stationszulage des 
DVerjtorbenen als Gnadenfompetenz. 

b) Der Neichsfanzler ift ermächtigt, auch dann, wenn der Beamte in 
dem bezeichneten Falle ohne Hinterlafjung einer Wittwe 
oder ebelicher Deszendenz verjtirbt, nach Lage des Falles dieſe 
Gnadenfompetenz zu gewähren, wenn der Berjtorbene Eltern, 
Geſchwiſter, Geichwilterfinder oder Pflegefinder, deren Ernährer er 
war, in Bedürftigfeit hinterläßt oder wenn der Nachlaß nicht aus— 
reicht, um die Koſten der legten Krankheit oder des nothdürftigen 
Begräbniſſes zu beftreiten. 

ce) In Sterbefällen der bezeichneten Art find den Hinterbliebenen auch 
Umzugstoften nah Maßgabe der in Anjehung des Verſtorbenen 
anmwendbaren Grundjäße zu gewähren, fofern die Hinterbliebenen an 
dem Stationsorte des Verſtorbenen einen Hausjtand bilden.*) 

V. Die nachjtehende Leberficht der Neichsbevollmächtigten und Stations— 
tontroleure nach ihren Wohnfigen und den Behörden, denen fie beigegeben find, 
gibt ein Bild von der Vertheilung derjelben im Zollgebiete des Deutjchen 
Reiches. Es geht daraus hervor, daß 13 Bevollmächtigte bei 24 Direktiv- 
bebörden beglaubigt und 42 Stationskontroleure denjelben beigegeben find, 
welche die Neichsfontrole bei 235 Hauptämtern ausüben. Unter den Bevoll— 
mädtigten befinden fich 4 Preußische, 3 Bayerische, 2 Sächfische, 1 Württem- 
bergifcher, 1 Badischer, 1 Heffischer und 1 Eljaß-Lothringifcher Beamter, unter 
den Stationskontroleuren aber 19 Preußiſche, 3 Bayerifche, 4 Sächſiſche, 
3 Württembergiiche, 3 Badische, 2 Heffiihe, 1 Medlenburgifcher, 2 Eljaß- 
Lothringiſche Beamte. 


— 





N 8 508 des Brot. 

) Bundesrathsbeihluß v. 23. Febr. 1875 $ 131 und 6. März 1876 $ 124 des Prot. 
Vie Stationsfontroleure zu Hamburg und Berlin erhalten eine jährliche Entihädigung von 
HO A für dienftliche Fahrten im Stadtbezirte. Bundesrathäbeihlug v. 14. Mai 1870 8 73. 

%, a. a. D. $ 124 des Brot. 

) Bundesrathöbeihlug vom 8. Mai 1869 $ 40. 
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2leberficht 


der Neihsbevollmädhtigten für Zölfe und Steuern und der Stationsfontrolenre 
nad ihren Wohnfisen und Aufpektionsbezirken. 











I. Reichsbevollmächtiate U. Stationstontroleure 
2 j Direltivbehörden, | 

zZ Wohnſitze denen fie bei— 
geordnet 





Wohnfige Hauptämter, denen fie beigeordnet jind 


Nr. 








1. Tilfit Memel, Tilfit, Eydtfuhnen, Gum: 
| binnen, Friedland, 
2. Königsberg | Königsberg, Pillau, Projtten, Jo— 
| hannisburg, Neidenburg, Djterode, 
Braunsberg. 
Danzig Danzig, Elbing, Marienwerder, Pr. 
Stargardt, Thorn, Deutjch-ftrone. 
4. Stettin Stettin, Swinemünde, Kolbergers 
münde, Nügenwalde, Stolpmünde, 
| Schivelbein, Stargard. 
burgische Zoll- u.|| 5.) Roftod Roſtock, Schwerin, Güſtrow, Neu- 
Steuerdireftion brandenburg, Stralfund, Wolgait. 
8. Berlin Provinzialiteuer- ‚| 6. Berlin | Berlin, Potsdam, Brandenburg, Neu: 
direktion 3. Berlin Ruppin, Eberswalde Prenzlau, 
| und Poſen. 7. Sranffurta.D.: Franffurt a, O., Kottbus, Srofien, 
| Lüben, Landsberg a. W., Meſeritz. 
Poſen Poſen, Pogorzelice, Skalmierzyee, 
Strzalkowo, Bromberg, Liſſa. 
Provinzialſteuer-ſj 9] Breslau | Breslau, Neuftadt, Ratibor, Myslos 
\direftion zu Bres- wig, Oppeln, Landsberg, Dels. 
| (au. 10. Schweidnig | Echweidnip, Mittelwalde, Görlig, 
Liebau, Liegnig, Slogan. 
Magdeburg, Burg, Stendal, Salz 


1.) Königsberg Provinzialſteuer— 
direftion zu 
Königsberg und 
Danzig. 





2) Stettin Provinzialſteuer— 
direftion Stettin 
u. Grßh. Medlen: 


u 








8 





| 

I 

1 

4.) Breslau "| 
I 


5. Magdeburg | Brevinzialiteuer- 11. Magdeburg 


‚direftion zu Mag» | wedel, Halberjtadt, Deſſau. 

deburg, General-]f12.| Halle Halle, Wittenberg, Mühlberg, Nords 

‚infpeftor des Thü— hauſen, Langenſalza und Steuerbe— 
ringiſchen Zoll⸗ zirke Sondershauſen, Frankenhauſen, 
und Handels— Altſtedt, Oltisleben und Volkensrode. 


Erfurt, Naumburg, Altenburg, Gera, 

Gotha und die Steuerbezirke des 
Thüringiſchen Vereins. 

6. Altona ®sinenton zu | 14,| Hamburg Hamburg, Ottenfen, Wandöbed, Al 


vereins z. Erfurt. [[13. Erfurt 


direftion zu tona.') 
Altona. 15, Lübeck Lübeck, Lauenburg, Neuſtadt, Kiel, 
| | Heide, Itzehoe. 
16.| Flensburg | Flensburg, Dadersleben, Tondern, 
Tönning, Schleswig. 
7.) Hannover |Provinzialjteuer: ;[17.| Hannover | Braunichweig, Hildesheim, Celle, 
direftion zu Hans Minden. 
nover, Zolldire&)]18.| Harburg Harburg, Stade, Lüneburg, Hitzacker. 
tionen zu Olden:]]19.| Bremen Bremen, Geejtemünde, Sebaldöbrüd, 








burg und Braum-|| | Osnabrück. 
| ſchweig. 20. Oldenburg | Oldenburg, Bracke, Varel, Emden, 
| Leer, Nordhorn. 


©. Zentralbl. ded Reichs 1882 ©. 171. 
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L Reichbevollmächtigte. 





1. Stationstontroleure 








48 








Direktivbehörden,]| _ 
denen jie beir IS; Wohnfige Hauptämter, denen ſie beigeordnet find 
geordnet wi 
| 
Provinzialſteuer-ſſ121. Muüniter Münjter, Rheine, Vreden, Minden, 
direktion zu Cöln Lemgo, Lippjtadt, Dortmund, Arns— 
u. Münfter, Zoll» | 


' berg. 
direftion zu 22. Emmerih | Emmerich, Kleve, Kaldentirchen, Wefel, 
Luremburg. | Duisburg, Uerdingen, Kreield, Neuß. 
Machen, Malmedy, Köln, Düffeldorf, 
Elberfeld. 
Saarbrüden, Trier, Kreuznach, Cob— 
lenz, Neuwied, Luremburg. 
Frankfurt a, M., Kajlel, Marburg, 
Oberlahnitein, Bieberich, Hanau. 
Darmitadt, Ofſenbach, Mainz, Gießen, 
Worms, Bingen. 


23.) Maden 
24.) Saarbrüden 


Brovinzialiteuer: ‚25. Frankfurta. M. 
direktion zu Caſſel 
u. Abthef.Steuernyſ26. Darmſtadt 
i. Großh. Finanz⸗ 
Miniſterium zu 

Darmſtadt.) 


27. Hof | Hot, Banreuth, Bamberg, Waldſaſſen, 
| General:Diref- Agl. Sächſiſches Uebergangsamt zu 
tion der Zölle u. | Hof und Herzogl, Sadjien-Koburg. 

indireften Amt Königsberg. 
Steuern in 28.) Nürnberg | Nürnberg, Fürth, Würzburg, Schwein- 
Münden. furt. 


29.) Regensburg. | Regensburg, Waldmünden, Furth 
a. W., Pajlau, Simbad. 

30, Lindau | Lindau, Pfronten, Memmingen, Augs— 

burg. 

Münden, Rojenheim, Freilafling. 

Leipzig, Orimma, Glauchau, Zwidau, 

Plauen. 

Dresden, Meihen, Freiberg, Chemniß, 

Marienberg, Annaberg, Eibenjtod. 


. 31.0 München 
Kgl. Sächſ. Zoll-(]32.| Leipzig 
und Steuerdirel- 


tion in Dresden.’[33.| Dresden 


| 34. Zittau Bittau, Loebau, Bauen, Pirna, 
| "Schandau. 

| Grob. Badiihef]35.| Mannheim | Mannheim, Ludwigshafen, Kaiſers— 
| Zolldireftion zu lautern. 

Earlsruhe. Kal. |[36.| Carlerube Carlsruhe, Heidelberg, Baden und 
Würtbg. Steuer⸗ | Xahr.?) 


kollegium z. Stuit⸗ 
gart, Kal. Preuß. 
I Regierung zu 


| —* Heilbronn, Hall, Ludwigs⸗ 


burg, Cannſtadt, Ehlingen, Gmünd, 
Söppingen, Heidenheim, Reutlingen, 





—— —— — 4 rn nn, sn; 


Sigmaringen. Tübingen, Ulm, Sulz, Rottweil, 
Spaichingen, Waldiee, Salziteueramt 
Stetten. 
38. Conitanz Conſtanz, Friedrichshafen, Randegg, 
39. Baſel Saedingen, Lörrach, Freiburg, Stüh— 
lingen. 
| &en. Direkt. für i Met ' Meh, Diedenhofen, Saargemünbd, 
Ba — Saarburg. 
Steuern in 41.| Straßburg Straßburg, Colmar, Schirmeck, 
| Strahburg. ' _Hagenan. 
| 42.) Mülhauſen | Mülhausen, Altkirch, Münſter. 





— des Reichs 1880 S. 38. 
entralbl. des Reichs 1885 ©. 390. 
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XI. Abſchnitt. 


Zoll-, Bandels- und Schifffahrtsverträge des Deutſchen 
Reichs mit fremden Bfaaten. 


Bei dem großen Einfluffe, welchen Zoll, Handels und Scifffahrtsver- 
träge mit auswärtigen Staaten auf die Deutjche Zollgemeinfchaft von jeher 
ausübten, ift e8 von Intereſſe, über diefe zum Schlufje noch einige Be— 
merfungen beizufügen und zwar zuerſt im Allgemeinen über den Abſchluß der- 
jelben nah den Grundfägen des Reichs-Staatsrechts, dann über den Zweck 
und Inhalt derjelben im Allgemeinen und endlich über die einzelnen Verträge 
zu fprechen. 

Bereit3 in den erjten Zollvereinigungs-Verträgen vom Jahre 1834 
(Art. 38 und 39)') ift die Beitimmung enthalten, daß fich Die vertrag: 
chließenden Negierungen bemühen werden, durch Handelsverträge mit anderen 
Staaten dem Berfehre ihrer Angehörigen jede mögliche Erleichterung und Er: 
weiterung zu verschaffen. In den Separatartifeln 15 rejp. 13 zu den Art. 
39 refp. 38 der offenen Verträge vom 22./30. März und. 11. Mai 1833°) 
ift ferner ausdrüdlich anerfannt, daß den Fontrahirenden Staaten das Recht 
verbleibe, mit andern, außerhalb des Zollverbandes gelegenen Staaten auch 
nad) dem Abjchluffe der Zollvereinigungsverträge zur Erleichterung des yr 
dels und Verkehrs Verträge zu errichten. Es jollen jedody durch jolche Ber- 
träge die Beitimmungen der BZollvereinsverträge in feiner Art verlegt werden 
dürfen. Auch ſoll hiebei der Gefichtspunft feitgehalten werden, daß jowohl 
die Erleichterungen und Bortheile, welche auf der einen Seite ein außerhalb 
des Vereins gelegener Staat dem mit ihm fontrahirenden Staate zugeiteht, 
auch den Angehörigen und den Erzeugniljen der anderen Vereinsftaaten gefichert 
werden, als auch die dem fremden Staate auf der andern Seite gemachten 
Zugeftändniffe nicht blos in dem Berhältniffe zu dem einzelnen Eontrahirenden 
Bereinsjtaate, jondern auch in der Rüdwirfung auf den Verein überhaupt, 
durch die dem leßteren zugehenden Verkehrs: und Handelsvortheile möglichit 
aufgewogen werden. Deßhalb übernahmen für den Fall, daß von einem 
Vereinsſtaate die Errichtung von Zolle, Handels: und Scifffahrtsverträgen 
mit fremden Staaten beabjichtigt wird, die jänmtlichen Staaten des Vereins 
die Verbindlichkeit, nicht nur vor der Eröffnung der Verhandlungen die übrigen 
Mitglieder des Vereins zur Mittheilung der erforderlichen Notizen über ihre 
befonderen Intereſſen einzuladen, jondern auch vor der fürmlichen Ratififation 
den übrigen Bereinsjtaaten den vollftändigen Inhalt jolcher Verträge zum 
BZwede ihrer zuftimmenden Erklärung zu eröffnen.?) 

Der Zollvereinigungsvertrag vom 8. Juli 1867 hat in diefer Beziehung 
eine wejentliche Aenderung herbeigeführt, indem in $ 6 des Art. 8*) beſtimmt 
wurde, daß Preußen, dem das Präfidium des Bundesrathes zufteht, in Aus: 
übung desjelben berechtigt jei, im Namen der übrigen Bollvereinsftaaten 





1) Bd, I der Verträge ©. 12, 112 und 190. 

2) Bd. I der Verträge S. 21, 138 und 198. 

2) Nur bezüglid der Erridtung von Hanbelsverträgen mit Rußland wurde ber Preup. 
Regierung mit Rüdficht auf die befonderen Verhältnifie nach der Wiener Kongref-Atte völlig 
freie Hand gelaſſen und ihr nur die Verpflichtung auferlegt, die Intereſſen der andern Ber- 
einsjtaaten gleihmähig wahrzunehmen. (Urt. 15 zum Art. 39 des offenen Vertrags v. 22, 
März 1833, Bd. Ta. a. ©. ©. 21.) 

* Bd. V der Bertr. ©. 93; Jahrb. 1868 ©. 16 
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Handeld- und Scifffahrtsverträge einzugehen. Uebrigens joll zum Ab— 
ſchluß dieſer Verträge, durch welche die Beitimmungen des gegenwärtigen 
Vertrages in feiner Weife verlegt werden dürfen, die Zuftimmung des 
Bundesraths!) und zu ihrer Giltigfeit die Genehmigung des Zoll- 
parlaments erforderlich fein. 

In Ziffer 8 des Schlußprotofolfs zu der erwähnten Vertragsbeitimmung?) 
it weiter verabredet, daß Preußen, unbejchadet jeiner ausſchließlichen 
Berechtigung, im Namen des Vereins Handels: und Schifffahrtsver— 
träge mit fremden Staaten einzugeben, bei Verträgen mit Defterreich umd 
der Schweiz die angrenzenden Vereinzftaaten zur Theilnahme an den dem 
Abſchluſſe vorangehenden Verhandlungen einladen werde. Im Falle jedod) 
eine Uebereinftimmung nicht zu erzielen jei, werde e& demungeachtet bei der 
Beitimmung in $ 6 des Art 8 verbleiben. 

Der Art. 11 der Neichsverfaffung räumt nun aber dem Kaijer aus— 
Ihließlich das Necht ein, Namens des Neichs Verträge mit fremden Staaten 
einzugehen, macht jedoch den Abſchluß der Zoll, Handels: und Scifffahrts- 
verträge?) von der Zuftimmung des Bundesraths3 und die Giltigfeit 
derielben von der Genehmigung des Neihstages abhängig. Die 
Beitimmungen der Neichsverfafjung und des Vertrages von 1867 ſtimmen im 
Wefentlichen überein, nur ift an Stelle des Präſidiums des YBundesrathes des 
Zollvereins der Deutiche Kaifer, an die Stelle des Bundesraths des Yollver- 
eins der Bundesrath des Deutfchen Reichs und an die Stelle des Zollparla— 
ments der Reichstag getreten. 

Somit fann auch angenommen werden, daß nad Art. 40 der Reichs: 
verfaffung die erwähnte Verabredung in Ziff. 8 des Schlußprot. von 1867, 
welche den Beftimmungen der Reichsverfafjung nicht widerfpricht, noch jeßt 
in Geltung ift.*) 

Anders ift e3 freilich mit den Verabredungen aus dem Jahre 1833. 

Wenn auch angenommen werden muß,’) daß den einzelnen Bundegjtaaten 
durch die Reichsverfaſſung keines wegs unbedingt das Recht entzogen worden 
ift, internationale Verträge Namens des eigenen Staates unter Beacht— 
ung der in den Separat-Artifeln 13 refp. 15 der Zollvereinigungs-Verträge 
von 1833 verabredeten Mafgaben mit einem Bundesjtaate®) oder fremden 
Staaten?) einzugehen, jo kann diefe Berechtigung doch nicht weiter gehen ala 
die Intereffen der einzelnen Yundesftaaten, und hört fomit auf, fobald Reichs— 
intereffen in’s Spiel fommen, reſp. die in Artikel 4 der Neichsverfafjung 
bezeichneten Materien Gegenstand des Vertrages find oder wenn dieje Verträge 
der Berfafjung, den Gefegen oder Verträgen des Reiches überhaupt widerftreiten.?) 


2) Siehe au Art, 8 $ 12 Ziff. 1. 

2, 85. V der Verträge S. 105; Jahrb. 1868 ©. 35. 

s) Weil fie Gegenftände betreffen, die nad Art. 4 der Reichsverfaſſung in den Bereich 
der Reichsgeſetzgebung gehören. 

) Derjelben Anſicht ift auch Delbrüd in feiner Schrift über Art. 40 der Reichs- 
verfafiung ©. 50. ©. a. Pröbſt, der Abſchluß völferrechtlicher Verträge durd) das Reid) 
und die Einzeljtaaten in Hirth's „Annalen“ 1882 ©. 245 ff. 

* 5) Siehe Rönne's Verfaſſungsrecht des Deutſchen Reichs in Hirth's „Annalen“ 
71 S. 92. 

% 3. B. Bayern mit Baden oder Wüttemberg wegen der Bier: oder Branntweinitener. 
?) Bayern mit Defterreich wegen des Anjchluffes der Gemeinde Jungholz an das 
Bayeriihe Zoll- und Steuerjuftem (Vertrag vom 3. Mai 1868). 

*) Siehe Laband's Finanzreht des Deutichen Neihs in Hirth's „Annalen“ 1873 
©. 450 und Pröbſt a. a. O. 
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Uebrigeng möchte man aber zu der Annahme berechtigt fein, daß für 
das Bundespräfidium (dem Kaifer) bei Eingehbung von Handels- und Sciff- 
fahrtsverträgen im Allgemeinen noch die Abreden der Separat-Artifel 15 
rejp. 13 zu den Zollvereinigungsverträgen maßgebend find, wonad vor Er— 
Öffnung von Verhandlungen die übrigen Bundesmitglieder zur Meittheilung 
der erforderlichen Notizen über ihre bejonderen Interefjen einzuladen find. 

Nach erfolgter Zuftimmung des Bundesrathes, die fich der Kaifer wohl 
vor dem Abjchluffe des betreffenden Vertrages fichern wird!) und wobei jeder 
Bundesitaat noch feine Intereſſen befonders hervorheben kann, und nad) Ges 
nehmigung desjelben durch den Neichstag werden die Natififations-Urfunden 
ausgewechjelt und der Vertrag einfach, ohne weiteren Zuſatz,“) im Reichs— 
gejegblatt mit dem Bemerken publizirt, daß die Ratifikations-Urkunden an 
einem gewiljen Tage ausgewechjelt worden feien.?) Hiedurch nimmt der Ber: 
trag den Charakter eines Neichsgejeges an, aus dem Rechte und Pflichten 
für die Bundesregierungen und die Neichsangehörigen fließen. 

Was den Zwed der Handelsverträge betrifft, jo ift derjelbe offen- 
bar fein anderer, als für den gegenfeitigen Handel, Verkehr, Schifffahrts- und 
Gewerbebetrieb der Angehörigen der vertragichließenden Staaten bejtimmte Vor— 
Ichriften zu vereinbaren. 

Durch die Handelsverträge geben die Staaten autonome Rechte auf 
und übernehmen Verpflichtungen, welche durch die jelbjtändige Gejeßgebung 
nicht bedingt find. Einzelne in folchen Verträgen ftändig vorfommende Ver: 
abredungen erhalten die Natur internationaler Regeln Die Handel: und 
Bollverträge befommen jedoch durch die Beitimmungen über die Höhe gewiſſer 
Zölle keineswegs die Natur von finanziellen Verträgen. 

Die Beitimmungen der einzelnen Handelsverträge find je nach den jpeziellen 
Beziehungen und Verhältniffen der vertragfchließenden Staaten verjchiedenartig ; 
* ſind nachſtehende Verabredungen faſt gleichmäßig in allen enthalten, 
und zwar: 

Ueber die Befugniſſe der Angehörigen eines jeden der vertragſchließenden 
Theile in dem Gebiete der anderen in Bezug auf vorübergehenden Aufenthalt, 
dauernde Niederlafjung, Erwerb und Beſitz von beweglichem und unbeweglichen 
Eigenthum, Betrieb von Handel und Gewerben, Abgabenbelaftung, Verfolgung 
und Bertheidigung der Nechte und Intereſſen vor Behörden und Gerichten. 

Ferner über die Vorausfegungen für den Erlaß von Ein-, Aus: und 
Durchfuhrverboten und die Erhebung von Aus- und Durchfuhrzöllen. 

Sodann über die Bejchränfung des bei der Ausfuhr gewiſſer Erzeugnifje 
jtattfindenden Ausfuhrvergütungen, auf den Erſatz von Zöllen und inneren 
Steuern, welche von diejen Erzeugniffen oder deren Rohſtoffe erhoben werden. 

Ueber die Beichränfung der inneren Abgaben für die Erzeugnilje des 
Vertragsſtaates auf den Betrag, welche diejelben Erzeugnifje des eigenen 
Landes zu entrichten haben. 


') In der Regel wird dem Bundesrathe vor Beginn der Vertragsverhandlungen eine 
Borlage gemacht, um feine Anfichten kennen zu lernen. 

) Rönne a. a. D. hält es für einen Mangel, daß der Zuſtimmung des Bundes- 
raths und Genehmigung des Neihstages nicht gedadjt wird. Siehe auh Laband's Staats: 
recht des Deutichen Reiches Bd. 2 5. 159. 

°) Siehe u. a. den Handel und Scifffahrtsvertrag zwiſchen Deutichland und Portugal 
v. 2. Mär; 1872 (Meichsgejepblatt 1872 ©. 254 fi.). 
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Dann über die Regelung der Verhältniffe bezüglich der Erfindungspatente, 
der Fabrik- oder Handwerfs-Marfen, der gewerblichen Mufter oder Modelle. 

Endlich über die Ordnung der auf die Schifffahrt, bejonders aber der 
Küſtenſchifffahrt bezüglichen Verhältnifie. 

Von bejonderer Bedeutung find außerdem die Vereinbarungen in Bezug 
auf die Zölle, welche bei der Einfuhr von Waaren des einen vertrag: 
ihliegenden Theiles in das Gebiet des anderen Theiles erhoben werden fünnen. 

Außerdem aber bejteht jeit neuerer Zeit unter den europäifchen Staaten 
die Praris, fich vertragsmäßig das Necht auf Meiſtbegünſtigung in Bezug 
auf die Zölle (hauptſächlich Eingangszölle) einzuräumen. 

Durch die Einräumung diejes fait immer gegenfeitigen Nechtes entjteht 
für den zufichernden Theil die Verpflichtung, den andern Theil für die im 
Bertrage genannten und jonjtigen Gegenjtände unverzüglich und ohne Weiteres 
an jeder Begünftigung, jedem Borrechte und jeder Ermäßigung der Zölle 
Theil nehmen zu lafjen, welche einem dritten Staate eingeräumt oder autonom 
eingeführt wurden. 

Für die Entwidelung diefer europätfchen und deutſchen KHandelspolitif 
des legten Jahrzehntes war es von Wichtigkeit, daß in dem Friedensvertrage 
des Deutjchen Reiches mit Franfreih vom 10. Mai 1871 beide Staaten ſich 
ohne Beichränfung auf die Zeitdauer verpflichteten, den Grundjag der gegen= 
feitigen Behandlung auf dem Fuße der meijtbegünjtigten Nation ihre Handels- 
beziehungen zu Grunde zu legen. Hiedurch wurde einerjeit3 veranlaßt, daß 
diefe Klaufel in die Handelsverträge der europätjchen Staaten fajt immer 
Aufnahme fand und andererjeits, daß im Wejentlichen auch auf autonomem 
Wege vielfah eine gleichmäßige Behandlung der einzelnen Länder jtattfand. 

Bon den zahlreichen zur Zeit bejtehenden Handels: und Zollverträgen des 
Deutihen Neiches mit fremden Staaten enthalten nur diejenigen der Schweiz 
vom 23. Mai 1881, mit Italien vom 4. Mai 1883 und mit Spanien vom 
12, Juli 1883 gegenjeitige Tarifvereinbarungen, während in einigen anderen, 
z. B. in dem mit Rumänien vom 14. November 1877, mit Serbien vom 
6. Januar 1883 und Griechenland vom 9. Juli 1884 einjeitige Tarifver: 
pflihtungen diefer Länder vorfommen. Außerdem ift in den meiften deutjchen 
Handels: und Zollverträgen bezüglich der Zölle die gegenfeitige Behandlung 
auf dem Fuße der meijtbegünftigten Nation vereinbart.!) 

In den Handelöverträgen mit der Schweiz und Jtalien find einige Zoll 
ermäßigungen zugejtanden und außerdem war im Handelsvertrage mit Spanien 
der deutſche Roggenzoll auf 1. für 100 Kilogramm gebunden worden, was 
jedoch durch einen zweiten Vertrag vom 10. Mai 1885?) gegen einige Kon— 
jeffionen an Spanien wieder aufgehoben wurde. 

Als meiftbegünftigt in Bezug auf die Zölle gelten zur Beit in 
Deutihland folgende Staaten: die Argentinijhe Konföderation (Ver- 
trag vom 19. September 1857), Belgien (Vertrag vom 30. Mai 1881), 
Chile (Vertrag vom 1. Februar 1862), Coſtarica (Vertrag vom 18. Mai 
1875), Frankreich (Friedensvertrag vom 10. Mai 1871), Griehenland 
(Vertrag vom 9. Juli 1884), Großbritannien (Vertrag vom 30. Mai 1865), 
davaiſche Infeln (Vertrag vom 25. März 1879), Italien (Vertrag 


') ©. a. hierüber dad werthvolle Schrifthen von M. Shraut, dad Syſtem der 
dandelsverträge und die Meijtbegünjtigung. Berlin 1988. 
”) Reichegejegbl. 1885 ©. 247. 
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vom 4. Mai 1883), Korea (Vertrag vom 26. November 1883), Liberia 
(Bertrag vom 31. Dftober 1867), Mexiko (Vertrag vom 13. Juli 1881), 
Niederlande (Vertrag vom 31. Dezember 1851), Dejterreih:Ungarn 
(Bertrag vom 23. Mai 1881), Perſien (Vertrag vom 11. Juni 1873), 
Portugal (Vertrag vom 2. März 1872), Rumänien (Vertrag vom 14. Nov. 
1877), Schweiz (Vertrag vom 23. Mai 1831), Serbien (Bertrag vom 
6. Januar 1883), Spanien (Vertrag vom 12. Juli 1883), Türkei nebjt 
Bulgarien, DOftrumelien und Egypten als türkische Provinzen (Ber: 
trag vom 30. März 1862) und Friedensvertrag vom 13. Juli 1878 zwiſchen 
Deutſchland, Defterreih-Ungarn, Frankreich, Großbritannien, Rußland und 
der Türkei; Vereinigte Staaten von Nordamerika (Bertrag zwiſchen 
Preußen umd diefen Staaten und Nordamerifa vom 1. Mai 1828), abgedrudt 
in Beutner, Handels: und Scifffahrtsverträge der deutjchen Staaten von 
1881 ©. 385,?) Schweden und Norwegen (Verträge mit Hamburg und 
Bremen vom 1. Mai 1841, mit Oldenburg vom 1. April 1843, mit Mecklen— 
burg: Schwerin vom 10. Dftober 1846, mit Lübeck vom 14. September 1852)?) 
und Dänemark (Vertrag mit Preußen vom 26. Mai 1846 und Wiener 
Friedensvertrag von 1864).°) 

Nach der Zeit ihrer Entftehung geordnet find big jeßt folgende Berträge 
abgeichloffen worden:*) 

1. Der Handel3- und Schifffahrtsvertrag zwiſchen Preußen und 
den übrigen Staaten des Deutfchen Zoll- und Handelsvereins und den 
Niederlanden vom 31. Dezember 1851.) 

Nah Kündigung des älteren Vertrage® vom 21. Januar 1839 im 
Jahre 18419) waren mehrere Fahre verfloffen, ohne daß die Handelöverhält- 
nifje der Niederlande zu dem Zollvereine zu irgend welchen — 
Anlaß gaben. Nachdem jedoch die Niederländiſche Regierung im Jahre 1850 
dem Preußiſchen Miniſterium den Wunſch ausgeſprochen hatte, ſich bezüglich 
der kommerziellen Beziehungen mit dem Zollverein zu verſtändigen und durch 
eine Reihe von Geſetzen, welche am 1. Januar 1851 ins Leben traten, alle 
differentialen Rechte zur Begünſtigung der nationalen Schifffahrt, alle Durch— 
gangszölle und ſonſtige Abgaben auf dem Rheine und der Mſel, ſowie das 
Verbot der Ertheilung von Seebriefen an die nicht in Holland gebauten 
Schiffe aufgehoben hatte, ſo war ein günſtiger Ausgang der Verhandlungen 
zu erwarten. Dieſelben endeten auch mit der Unterzeichnung des genannten 
Handelsvertrags vom 31. Dezember 1851 zu Haag.’) 


y S. a. on des Reichs 1885 ©. 48. Bundesrathsbeihluß dv. 20. Febr. 1885. 
2) S. a. Zentralbl. des Reichs 1885 ©. 48. Bundesrathäbeihluß dv. 20. Febr. 1885. 

1 S. a. ca. D. 1885 ©. 190. Bundesrathsbeſchluß dv. 30, April 1885. 

* Die Zollanichluß-Verträge mit Luxemburg und Dejterreid) wegen der Gemeinde Jungs 
holz gehören nicht hieher und find bereits in Abſchnitt III und außerdem je nah Bedürfniß 
erörtert. 

5, Abgedrudt in der authentiihen Sammlung der Handel und Schifffahrtsverträge 
Deutichlands mit dem Auslande von 1851 bis 1872 (Anhang zu den Verträgen und Ber: 
bandlungen über die Bildung und Ausführung des Deutihen Zoll- und Handelsvereins, 
. 1872) ©. 338 ff; Preuß. Handeldardhiv 1852 Bd. I ©. 239; Zentralblatt 1852 

. 121. 

8% Weber's Gefhichte des Deutſchen Bollvereins ©. 163 fi. über die Gründe der 
Kündiqung. 

: . Schaumburg: Lippe und Oldenburg traten demjelben am 11, reſp. 19. Oftober 
854 bei. 
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In dem jehr umfangreichen!) und für beide Theile gleich vortheilhaften 
Bertrage wurden vor Allem die bereit3 von der Niederländiichen Regierung 
gejeglich gewährten Abgabenbefreiungen und Erleichterungen für den Rhein— 
verkehr und den Berfehr auf den Niederländiichen Gewäſſern vertragsmäßig 
feftgeftellt. Sodann die Erhebung des bisher noch für den unmittelbaren 
Tranfit vorbehaltenen droit fixe unbedingt bejeitigt; die Minderung der 
Niederländiichen Lootſen-, Brücken- und Schleußengelder auf 50 Prozent feſt— 
gejegt und alle Zugeſtändniſſe für die Schifffahrt auch auf die Niederländijchen 
Bafierfommunifationen mit dem Scheldegebiet ausgedehnt. Für Rotterdam 
die Errichtung eines freien Entrepots für den freien Güterverkehr der Vereins- 
lande, ſowohl nach den Niederlanden, als über die See verabredet. Wogegen 
der Zollverein theils verjchiedene Durchgangserleichterungen, theils die Theil: 
nahme der Niederländischen Flagge an den für die Zollvereinsſtaaten auf dem 
Rheine bejtehenden Scifffahrtserleichterungen und Abgabenermäßigungen den 
Niederlanden zugejtand. Außerdem geſtand man fich gegenfeitig die Rechte 
der meijtbegünftigten Nation zu. 

Diefer nur bis zum 1. Januar 1854 giltige Vertrag war, obgleich er 
jedes Jahr gekündigt werden fonnte, jeit dem Jahre 1852 ununterbrochen in 
Kraft?) und gilt noch jet. 

2. Der nächte Vertrag ift der am 23 Juni 1856°) zwiſchen den Zollvereing- 
ftaaten nebjt Luxemburg und der Republit Uruguay abgejchlofiene Freund— 
ſchafts-, Handels: und Schifffahrtsvertrag.*) Derjelbe iſt nad) erfolgter Kündig— 
ung von Seite Uruguay'3 am 15. Dftober 1874 außer Kraft getreten. 

3. Ferner iſt Hier zu erwähnen der am 25. Juni 1857 zu Paris 
zwifchen den SBollvereinsjtaaten und Luxemburg einerjeits und Perſien ans 
dererjeit3 abgejchlofjene Freundſchafts- und Handelsvertrag.?) 

Diefer Vertrag wurde am 11. Juni 1873 durch einen in Petersburg 
abgejchlojjenen Freundſchafts-, Handels: und Scifffahrtsvertrag erjegt.®) 

4. Der nächſte Vertrag ijt der am 19. Sept. 1857 zwijchen den Boll- 
vereinzjtaaten und der Argentinifchen Konföderation in der Stadt 
PBarana abgejchloffene FFreundichafts-, Handels» und Schifffahrtsvertrag.”) 
Derjelbe iſt dem Vertrage mit Uruguay?) faſt wörtlich nachgebildet und enthält 
im Wejentlichen Ddiejelben Beitimmungen, auch bezüglich der Zeitdauer und 
Kündigungsfrift- 


) Er enthält 36 Artikel und ein Separatprotofoll in 17 Paragraphen und ift nur in 
franzöfiicher Sprache abgeſchloſſen. 

2) ©. a. Weber a. a. O. ©. 

3) Jahrb. 1857 ©. 686. 

% Sammlung x. ©. 650 ff., Preuß. Handelsardiv 1856 Bd. II ©. 286. Derjelbe 
enthält 15 Paragraphen und ein Schlußprotofoll. Die Natififationen wurden am 8. April 
1857 in Montevideo ausgewecjelt. Er enthält einen deutjchen und einen jpanifchen Tert. 

s) Jahrb. 1858 ©. 340, 603 ff.; Zentralbl. 1858 ©. 158; Preuß. Handelsarchiv 1862 
Bd. I ©. 257; Sammlung x. ©. 575 ff. Derjelbe enthält 9 Artikel und iſt in franzöfiicher 
Sprache abgefaht. Die Katifitationen find am 31. März 1858 in Paris ausgewechjelt 
worden. 

©) Reichsgeſetzbl. 1873 ©. 351. Derjelbe ift in franzöfiicher Sprache mit deuticher 
Ueberjegung abgefaßt und enthält 21 Artikel. Nach einer Zuſatzakte v. 6. Juni 1873 (Meichs- 
peiepbI. 1873 ©. 363) verpflichteten ſich die Vertragichliependen, den Vertrag zehn Jahre 

ng nicht zu kündigen. 

) Zentralbl. 1858 ©. 176; Preuß. Handelsarhiv 1858 Bd. I S. 113; Sammlung ıc, 
©. 1 ff. Derjelbe ift im deuticher und jpanifcher Sprache abgefaßt und enthält 15 Artikel. 
Die Ratifitationen wurden am 3. Juni 1859 in Parand ausgewecjielt. 

9 Siehe oben Wr. 2. 
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5. Hierauf folgte der am 2. September 1861 mit China abgejchlofiene 
Freundfchafts-, Handels: und Scifffahrtsvertrag.") Es ijt dies der umfang- 
reichte, eigenthümlichjte und ausführlichjte Vertrag, der überhaupt abgejchlofien 
worden ift. Er enthält vor Allem in 5 Artifeln genaue Beitimmungen über 
die Aufftellung und Rechte der diplomatischen Vertreter und Konſuln.“) Ferner 
find 15 Städte und Häfen China's bezeichnet, in denen fich Deutjche nieder: 
lafjen, frei bewegen und Handel und Induftrie u. U. treiben dürfen (Art. 6). 
In Art. 7 find die Beitimmungen enthalten, welche Anwendung finden follen, 
wenn deutſche Handelsjchiffe andere Orte und Häfen als die bezeichneten 
bejuchen. Art. 8 befchränft den Verfehr der Deutichen beim Bejuche des Innern 
China's auf gewiſſe Entfernungen umd unterwirft fie bejtimmten Kontrolen, 
während in Art. 9 die perjönlichen Berhältniffe der Chinejen zu den Deutjchen 
in China in Bezug auf perfönliche Dienftleiftungen geregelt find. In Art. 10 
ift den Lehrern und Befennern der chriftlichen Religion volle Sicherheit für 
ihre Perſon, ihr Eigentum und die Ausübung ihrer Neligionsgebräuche 
beſonders garantirt. In den Artikeln 11 bis 29 find die befonderen Beftimm- 
ungen über den Schiffs: und Waarenverfehr, über die hiefür zu zahlenden 
Abgaben und Zölle und über die Zollabfertigung und den Tarif enthalten. 
Art. 30 enthält Beitimmungen über die Nechte und Pflichten der deutjchen 
Kriegsichiffe und Art. 31 über diejenigen der Kauffahrteifchiffe. In den Ar: 
tifeln 32 und 33 ift von der gegemjeitigen Hilfeleiftung bei Verfolgung und 
Ergreifung von Dejerteuren und Seeräubern die Rede. Die Art. 33 bis 39 
enthalten nähere Beitimmungen über die Jurisdiftion umd Rechte und Ber: 
pflichtungen der Konſuln und chinefiichen Behörden. Art. 40 beſtimmt die 
gegenfeitige Behandlung der beiderjeitigen Staatsangehörigen nad) dem Rechte 
der meijtbegünftigten Nation. 

Die Dauer des Vertrages ift auf 10 Jahre vom Tage der Natififation, 
aljo bis 14. Januar 1873, bejtimmt. Allenfalls gewünjchte Aenderungen 
müſſen 6 Monate vorher der chinefischen Regierung angezeigt werden, ſonſt 
bleibt der Vertrag weitere 10 Jahre in Kraft. 

Um 31. März 1880 wurde zu dieſem Bertrage eine Zuſatz-Kon— 
vention abgejchlojjen, welchem Spezialbeftimmungen zur größeren Deutlichkeit 
und Vollſtändigkeit beigegeben find.) Derjelbe zerfällt in 10 Artikel und 
betätigt in Art. 9 alle Beitimmungen des Vertrages vom 2. September 1861, 
ſoweit in der Zujagfonvention nicht Menderungen enthalten find. Die Rati- 
fifations= Urfunde wurde am 16. September 1881 ausgetauscht und trat die 
Konvention nad) Art. 10 an diefem Tage in Kraft. 

6. Als nächſter Vertrag iſt zu bejprechen der am 1. Februar 1862 
zwijchen den SBollvereinsjtaaten und Chili abgejchloffene Freundſchafts-, 
Handels: und Scifffahrts-Vertrag.*) 


’ 


') Jahrb. 1863 ©. 261; Preuß. Handelsarhiv 1863 Bd. I ©. 528; Sammlung x. 
©. 37 fi. Derjelbe ift im chinefijcher, deutfcher und franzöfiiher Sprache abgefaht und ent- 
hält 42 Artikel, 2 Sep.-Art., 2 Tarife für die Ein- und Ausfuhr China’s, 10 Handels 
bejtimmungen mit einer Zujagbeftimmung und einer Dellaration. Die Ratifikationsurkunde 
wurde erſt am 14. Januar 1863 in Schanghai ausgetauſcht. 

) Diplomatijche Vertreter fann für China nur der König von Preußen ernennen, 
Konſulu ſämmtliche Fürften und freie Städte Deutſchlands. 

) Siehe Reichögejepbl. 1881 ©. 261. 

*) Jahrb. 1864 ©, 225; Preuß. Handelsardhiv 1863 Bd. II ©. 505; Sammlung x. 
©. 21 ff. Derjelbe enthält 20 Artikel und eine Zufag- Verhandlung von 2 Artikeln vom 
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Auch in diefen Vertrag find im Allgemeinen die Beitimmungen des Ver: 
traged mit Uruguay aufgenommen. Neu find die Beitimmungen wegen der 
Eigentbumsverhältnifje von geitrandeten Kriegs: und Handelsſchiffen (Art. 17), 
wegen der Schließung der Häfen für den Kriegsfall (Art. 18) und wegen der 
Entihädigung der beiderjeitigen Unterthanen bei Eigenthumsverlegungen im 

ege. 

Die Dauer des Bertrages iſt bis 31. Dezember 1865 feftgefeßt umd 
außerdem eine 12 monatliche Kündigungsfriit von diefer Zeit an bejtimmt. Er 
gilt noch heute. 

7, Ferner ift zu erwähnen der am 7. Februar 1862 zwifchen den Boll 
vereinsftaaten und Siam abgejchloijene Freundſchafts-, Handels: und Schiff: 
fahrtsvertrag.') 

Derjelbe iit im Allgemeinen dem Vertrage mit Uruguay ähnlich, enthält 
aber jehr Spezielle Bejtimmungen wegen der Konſulate, dann wegen der Orte, 
an welhen Staatsangehörige der deutjchen Staaten ihre Wohnfige in Siam 
aufihlagen oder Häujer bauen dürfen. ‘Ferner berührt derfelbe die Verhält- 
niſſe der Siamefen, welche bei Deutichen in Dienfte getreten find, das Poſt— 
weien in Siam, das Recht, nach Minen zu fchürfen und folche zu eröffnen, 
das Verfahren, wenn deutiche Schiffe oder Unterthanen in der Nähe der Küſte 
oder in Siam beraubt worden find. Bezüglich der in einer Beilage aufge: 
Ir Zölle für Siam ift verabredet, daß Ddiefelben nicht erhöht werden 
ürfen. 

Die Dauer des Vertrages ift auf 12 Jahre jtipulirt und bezüglich der 
—— eine zwölfmonatliche Friſt für die Beantragung derſelben feſt— 
geſetzt. 

8. Weitere Erwähnung verdient der am 20. März 1862 zwiſchen dem 
Zollverein und der Ottomaniſchen Pforte abgeſchloſſene Handelsvertrag.‘) 

Diefem Bertrage waren drei frühere vom 22. März 1761, vom 31. Jan. 
179 zwifchen Preußen und der Pforte und vom 22. Oktober 1840 zwijchen 
dem Zollverein und der Pforte orausgegangen.?) 

Bor Allem ift auf den Vertrag vom 22. März 1761 ausdrüdlich in 
dem neueſten Bertrage von 1862*) Bezug genommen und find die Bejtunm- 
ungen desjelben inſoweit aufrecht erhalten, al3 fie nicht mit dem gegenwärtigen 
in Widerfpruch ftehen. Außerdem fichert derfelbe allen Unterthanen die Be— 
handlung nad) den Rechten der meijtbegünftigten Nation, gewährt gegenfeitige 
Handelsfreiheit bezüglich der Türkei, Numänien und der in Afrifa gelegenen 
türfiihen Staaten, jowie bezüglich) der Paffirung der Dardanellen und des 
Bosporus. Der Verkehr mit Waffen und Kriegsmaterial nach der Türfei wird 


14. Juli 1869 und ift in deutjcher und jpaniicher Sprache abgefaßt. Die Ratififationen 
find am 31. Juli 1863 rejp. am 7. April 1870 in Santjago ausgetaujcht worden. 

N Jahrb. 1864 ©. 444 ff.; Preuß. Handeldarhiv 1865 Bd. I ©. 1; Sammlung zc. 
©. 607. Derjelbe ift in deutjcher und fiamefiiher Sprache abgefaht und demſelben eine 
authentische englijche Ueberſetzung beigefügt. Er enthält 25 ——— und als Beilagen 
ſog. Handelsbeſtimmungen und einen Tarif für den Handel mit Siam. Die Ratifikationen 
wurden am 23. Mai 1864 in Bangkok ausgetauſcht. 

) Jahrb. 1863 ©. 212 ff.; — Handelsarchiv 1863 Bd. I ©. 284; Sammlung ꝛc. 
©. 511 ff. Derſelbe ift nur in franzöfiiher Sprache abgeſaßt und enthält 17 Artikel nebjt 
einem jehr ausführlichen Ein- und Ausfuhrtarif für den türfiihen Handel ald Beilage. Die 
Ratifitationsurfunden wurden am 29. Januar 1863 in Konjtantinopel ausgetaujcht. 

3) Siehe hierüber Weber, Geſchichte des Deutichen Zollvereind S. 175 ff. 

#) Derjelbe it abgedrudt in der erwähnten Sammlung der Verträge ©. 512 ff. 

Annalen des Deutſchen Reichs. 1836, 17 
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einer bejonderen Kontrole unterftellt. Die Dauer des Vertrages ijt auf 28 
Fahre feitgejegt, am Ende des 14. und 21. Jahres können Aenderungen in 
Vorſchlag gebracht werden. 

Der erwähnte Bertrag von 1761 enthält 8 Artikel, im welchen gegen- 
feitige Handelsfreiheit, da8 Necht zur Betellung von Gejandten und Konfuln, 
gleichmäßige Behandlung der Unterthanen der fontrahirenden Theile vor den 
beiderjeitigen Zolle, Berwaltungs: und Juftizbehörden, dann Freiheit von der 
Sklaverei für Deutjche in der Türkei, jowie die Herausgabe der Erbichaften 
von den in der Türkei verjtorbenen Deutjchen beſonders jtipulirt erjcheinen. 


9. Als nächſter Vertrag ift der am 22. Mai 1865 zwijchen dem Boll: 
vereine und Belgien abgejchloffene Handelsvertrag zu erwähnen,') nebſt 
einer Uebereinfunft vom 2. Januar 1855°) über die gegenfeitige Zulafjung 
von Handlungsreijenden, dann eine gleiche über die Behandlung der 
von denjelben mitgeführten Mufter vom 10. September 1868.°) 


Zwiſchen dem Zollverein und Belgien hatte jchon ein Handelsvertrag vom 
1. September 1844 beftanden, der aber mit Ende 1853, nach erfolgter Kün— 
digung, außer Kraft getreten war, jo daß jeitdem feine Bertragsbeziehungen 
zwijchen beiden Handelsgruppen bejtanden.‘) Der zur Zeit giltige Handels- 
vertrag vom 22. Mai 1865 hat dieſem Zuftande ein Ende gemacht und die 
Handelsbeziehungen neu belebt. Hienach jollen die beiderjeitigen Staats: 
angehörigen in Bezug auf den Handel gleich und auf dem Fuße der meijtbe- 
günftigten Nation behandelt werden. Die Erzeugnifje der Länder beider Kon— 
trahenten follen gleichmäßiger Behandlung in Bezug auf Zölle und Abgaben 
bei der Ein: und Ausfuhr unterliegen. Aus: und Einfuhrverbote follen nicht 
gegen einen der Kontrahenten einfeitig verfügt werden. ‘Ferner trat Belgien 
der am 2. Auguft 1862°) zwifchen dem Zollverein und Frankreich abge— 
jchlofjenen Uebereiufunft wegen der Zollabfertigung des internationalen Ver— 
kehrs auf den Eijenbahnen bei. Außerdem wurden für mehrere Waarenartifel 
bei der Einfuhr aus Belgien nad) dem Zollvereine umd umgekehrt Maximal: 
Zollſätze feſtgeſetzt. 

Die Dauer des Vertrages wurde bis 30. Juni 1875 ſtipulirt und von 
da eine zwölfmonatliche Kindigungsfrift. 

Im Sahre 1878 wurde feitens des Meiches diefer Vertrag gekündigt 
und follte am 1. Januar 1879 außer Wirkung treten. Durch eine zwijchen 
der deutfchen und belgischen Regierung getroffene Vereinbarung wurde aber 
der Vertrag bis zum 30 Juni 1880 mit der Maßgabe in Kraft belajien, 
daß die Artifel 7 und 8 des Vertrages von 1865, welche ſich auf gemilie 
Zollfäge für die Waareneinfuhr aus Deutjchland nad) Belgien und aus Bel- 
gien nach Deutjchland beziehen, mit 1. Januar 1880, als dem Zeitpunfte der 
Giltigkeit des deutjchen Zolltarif8 vom 15. Juli 1879, außer Kraft gejegt 
werden jollten.*) 


', Jahrb. 1865 ©. 301 fj.; Preuß. Handeldarhiv 1865 Bd. II S. 26; Sammlung ıc. 
©. 14 ff. Derjelbe ijt in deutjcher und franzöjiicher Sprache abgefaßt und enthält 9 Artikel. 
Die Ratififationsurfunden jind am 29. Juni 1865 in Berlin ausgetaujcdt worden. 

?) Sammlung x. ©. 11 ff. 

’) Sammlung x. ©. 20 ff. 

) S. a. Weber a. a. O. ©. 267 ff. 

) Sammlung der Verträge ©. 222 ff. 

“) Neichdgejepbl. 1880 ©. 20. 
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Nad) einer weiteren Webereinfunft vom 22. April 1880 joll der Vertrag 
von 1565 unter fernerer Außerfraftjegung der Art. 7 u. 8 bis 30. Juni 1881 
in Wirffamfeit belaſſen werden.') 

Am 30. Mai 1881 wurde eine weitere Uebereinfunft mit Belgien 
abgeichlojien,*) wonach der Handelsvertrag vom 22. Mai 1865, welcher big 
30, Juni durch Die Uebereinfunft vom 22. April 1880 in Straft erhalten 
wurde, bis zum Ablaufe eines Jahres in Geltung bleibt von dem Tage ab, 
an welchem der eine oder der andere der vertragichließenden Theile denjelben 
gefündigt hat. Artikel 7 und 8 des alten Vertrages bleiben außer Kraft. 


10. Der dem Alter nach nächite Vertrag ift der Handelsvertrag 
zwiichen dem BZollvereine und Großbritannien vom 30. Mai 1865) nebjt 
einer Deklaration über die Behandlung der Handlungsreifenden, welche Mufter 
bei jih führen, vom 1. April 1869*) und über den Beitritt der beiden 
Medienburg, Lauenburgs und Lübecks vom 9. Januar 1869.°) 

Diejem Bertrage war ein früherer vom 2. März 1941 vorangegangen, 
der jedoch im Jahre 1848 außer Kraft trat, jo daß ſeit diefer Zeit fein ver: 
traggmäßiges Verhältniß bezüglich des Handels mit Großbritannien beftand.®) 

In demjelben tjt für die handeltreibenden Staatsangehörigen, jowie für 
die Erzeugnilje der Gebiete und Beſitzungen beider Kontrahenten bei der Ein- 
und Ausfuhr gleiche Behandlung jtipulirt, die zollfreie Durchfuhr von Er: 
zeugnijjen, ſowie die gegenfeitige Behandlung auf dem Fuße der meiftbegün- 
itigten Nation zugejtanden. Für die Bezeichnung oder Ektiquettirung der 
Waaren oder deren Berpadung, für Mufter, Fabrik- und Handelszeichen ift 
gleiher Schuß gegenfeitig zugefichert. Schließlich ift verabredet, daß alle 
dieje Beitimmungen auch auf die Kolonieen und auswärtigen Beſitzungen Groß: 
britannieng Anwendung finden. Der Vertrag trat vom 1. Juli 1865 an in 
Kraft und gilt bis 30 Juni 1877. Zugleich iſt eine zwölfmonatliche Kün— 
digungsfriſt feitgejeßt. 

Der Art. 6 des Vertrages von 1865 wurde durch eine Deklaration vom 
14. April 1875 auf das ganze Neichsgebiet Deutfchlands ausgedehut, nad): 
dem er vorher nur für das Zollgebiet gegolten hatte.?) 


11. Weitere Verträge wurden von dem Zollvereine mit dem Königreiche 
Italien abgejchlojfen und zwar ein Handelsvertrag vom 31. Dezember 
1865 9) und em Schifffahrts-VBertrag vom 14. Oftober 1867.°) 


i) A. a. O. 1880 ©. 148. 

Reichsgeſetzbl. 1881 ©. 172. 

3) Jahrbücher 1865 ©. 307 ff.; Preuß. Handelsarchiv 1866 Bd. I S. 289; Samm— 
lung x. ©. 252. Derjelbe enthält 9 Artikel umd iſt deutich und engliſch abgefaht. Die 
Ratifntationsurkunden wurden am 30. Juni 1865 in Berlin ausgewechielt. 

! Sammlung x. ©. 259, 

) Sammlung x. ©. 258. 

*, Siehe Weber, Wejchichte des Zollvereins S. 169 ff. 

”, Derjelbe betrifft den gegenjeitigen Schuß für die Etiquettirung, Verpadung der 
Baaren, der Mujter oder Handelszeichen. S. Reichsgeſetzbl. von 1875 ©. 199. 

Jahrbuch 1866 ©. 256 ff.; Preuß. Dandelsarhiv 1866 Bd. I ©. 317; Samm- 
lung x. ©. 284. Derjelbe enthält 8 Artikel und ift nur in franzöfiiher Sprache abgefaht. 
Die Ratifilationsurkunden wurden am 12. März 1866 in Berlin ausgewechielt. 

9, Bundesgejepblatt 1867 ©. 317; Jahrb. 1868 ©. 496; Sammlung x. ©. 287. 
Derjelbe enthält 14 Artikel und ijt nur franzöjiich abgefaht. Die übrigen Zollvereinsjtaaten 
md demfelben nachträglich beigetreten. Der Austauſch der Natifitationsurktunden ericigie 
am 24. Oktober 1867 in Florenz. 


17* 
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Der Handelsvertrag ift demjenigen mit Großbritannien volljtändig 
nachgebildet und hatte Giltigkeit bis zum 30. Juni 1875. Die Kündigungss 
frift war eine zwölfmonatliche. Diefelbe wird nach dem Ablauf des Giltigfeits- 
termins von Jahr zu Jahr von jelbit verlängert. 

Der Schifffahrtsvertrag jtellte vor Allem die Schiffe der beiden 
Kontrahenten bezüglich der Tonnen-, Lootſen-, Hafen ꝛc. Abgaben gleich, 
ebenfo bezüglich der Förmlichkeiten beim Aufjtellen, Laden und Löjchen der 
Schiffe. Sodann wurde die gegenfeitige Anerkennung der Schiffspapiere in 
Bezug auf Nationalität und Tragfähigkeit ftipulirt. Bezüglich der Waaren— 
Ein: und Ausfuhr wurde gleiche Behandlung der beiderjeitigen Staatsanges 
hörigen zugefichert. Die Beitellung von Konſuln wurde als gegenfeitiges Necht 
zugejtanden und bezüglich der Befugniffe und Unterjtügung derjelben von Seite 
der Yandesregierungen Näheres feſtgeſetzt. Auch für den Fall eines Schiff: 
bruches waren nähere Verabredungen bezüglich der Nettung und jonftigen Bes 
handlung der Waaren und Seeleute gemacht. Außerdem hatte man fich gegen= 
feitig die Nechte der meijtbegünftigten Nationen jpeziell zugeftanden. Der Ver: 
trag trat am 1. Januar 1868 in Kraft und hat dieſelbe Dauer wie der erjt- 
erwähnte Handelsvertrag. 

Der Konſularvertrag jtellte jehr genau und ausführlicy die Nechte der 
Konfuln Feit.') 

Kurz vor Ablauf des Jahres 1877 hatte die italienische Negierung den 
Antrag bei der Deutjchen Regierung gejtellt, den Handelsvertrag vom 31. Dez. 
1865 und die Schifffahrts- Konvention vom 14. Oft. 1867, welche auf den 
1. Juli 1876 gefündigt, aber unterdejjen jchon bis 30. April 1877 und dann 
bis Ende 1877 verlängert worden waren, bis 1. April 18783 in Wirkſamkeit 
zu lajien. Nachdem hiezu die Genehmigung der Negierungen erfolgt war, 
wurde auf Antrag der italienischen Regierung bis Ende des Jahres 1878 Die 
Verlängerung vereinbart. Auch diefer Termin wurde durch eine Verlängerung 
bis 31. Dezember 1879 verjchoben und nach der legten Verſtändigung blieben 
beide Verträge bis Ende Dezember 1880 in Kraft.) Durch bejondere Ab» 
fommen mit Italien murde die Giltigfeit der alten Verträge ferner bis 
1. Juli 1881,°) dann bis 31. Dezember 1881*) und endlich bis 31. Mai 
1882 5) ausgedehnt. 

Am 4. Mai 1883 wurde ein neuer Handels- und Schifffahrts: 
Bertrag abgejchlojjen, der am 1. Juli 1883 in Wirkffamfeit trat und 
bis 1. Februar 1892 Geltung haben foll. Jeder Theil behielt ſich jedod) 
nach Art. 14 vor, denfelben jechs Monate vor dem 1. Februar 1888 zu 
fündigen ®) 


') Der Handelds und Schifffahrtävertrag mit dem Kirchenjtaate vom 8. Mai 1868 
(Sammlung x. ©. 308) ijt nad) der Annerion diejes Staates durd Italien wohl ohne 
Werth und Bedeutung. 

) ©. Bundesrathäprot. vd. 1876 $ 183, dv. 1877 $ 229 und 1878 88 29 und 205, 
v. 1879 88 624 und 642, 

3), Zentralbl. des Reiches 1881 ©. 1. 

*% A. a. O. 1881 ©. 251. 

53) A. a. O. 1881 ©, 474, 

6) Meichägejepbl. 1883 S. 109. Er ift deutich und italienisch abgefaßt und zerfällt in 
15 Artikel. Es jind abweichend don dem früheren Vertrage begünftigte Zolljäge fiir gewiſſe 
Waaren bei der Einfuhr in Deutichland und Jtalien beigefügt und enthält Artikel 7 die ſo— 
genannte Meiſtbegünſtigungsklauſel für die im Zolltarif begünftigten Gegenjtände. 

Da man mit Spanien wegen eines Handelsvertrages unterhandelte, jo wurde durch 
Bundesrathsbeihlug vom 28. Juni 1883 die ſpaniſchen Einfuhren von der Begüns 
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12. Als nächiter Vertrag ift der Freundſchafts- Handels und Schiff- 
fahrts- Vertrag des Norddeutichen Bundes mit der Nepublit Liberia vom 
3l. Oftober 1867 ') zu nennen. Derjelbe hat ähnliche Beſtimmungen wie 
die meiſten Diejer Verträge, ſtipulirt das gegenjeitige Necht, Konſulate zu 
errihten, jorwie das Zugeftändnig der Nechte der meiftbegünftigten Nation. 
Er gilt vom 1. Juli 1868 an auf 12 Jahre, wobei zwölfmonatliche Kün— 
digung verabredet iſt. 

13. Bon bejonderer Bedeutung ift der am 9. März 1868 mit Oeſter— 
reich abgeſchloſſene Zoll- und Handelsvertrag?) nebjt drei Anlagen, einem 
Schlußprotofoll und zwei Formularen. 

Diefem Bertrage find zwei ähnliche vom 19. Februar 1853 und vom 
11. April 1865 vorangegangen. Den wejentlichen Inhalt des leßteren repro— 
duzirt der Vertrag von 1868. Sein Schwerpunkt aber liegt in den den 
Zarif betreffenden Abreden, außerdem find aber die Beitimmungen über den 
Veredlungsverfehr, über die Zujammenlegung der Zollämter, über die gegen- 
jeitige Reſpektirung der Zollverſchlüſſe, den Eiſenbahnverkehr und den Zoll: 
fartell u. ſ. w aufrecht erhalten. 

Bei dem Umitande nun, daß eine nähere und ausführliche Erläuterung 
diefes Vertrages die Grenzen Diefer Bearbeitung weit überjchreiten würde, die 
beiten Aufklärungen aber der Bericht des Ausſchuſſes des Bundes 
rathes zu geben vermag, welcher am 6. April 1868 erftattet wurde, jo 
wird auf dieſen biermit ausdrüdlich Bezug genommen.*) 

Der Vertrag trat am 1. Juni 1868 in Kraft und jollte bis 31. Dezember 
1877 in Geltung bleiben. Außerdem war eine zwölfmonatliche Kündigungs— 
friſt ſtipulirt worden. 

Im Oktober 1876 hatte die k. f. öfterr.-ungar. Regierung dieſen Hans 
dels- und Zollvertrag mit der Wirkung gekündigt, daß derſelbe Ende 1877 
ſein Ende erreichen ſollte. Zugleich war die Bereitwilligkeit zum Abſchluſſe 
eines neuen Handelsvertrages erklärt worden. Es wurden hierauf im April 
1877 durch beiderſeitige Kommiſſarien zu Wien Verhandlungen gepflogen, 
welche jedoch zu feinem Reſultate führten,*) weßhalb der Vertrag won 1068 
bis Ende Juni 1875 und nachdem auch wiederholte Verhandlungen fein Ziel 
erreichten, bi8 Ende 1878 verlängert wurde. Erſt am 16. Dezember 1878 
fam ein neuer Handelsvertrag,?) aber fein Zollvertrag zu Stande, der zwar 
im Wejentlichen mit dem früheren VBertrage übereinjtimmte, jedoch mehrere 
Abweichungen von größerer Tragweite enthielt, wozu insbejondere der Mangel 
eines vereinbarten Zolltarifes gehörte. 


ſtigung des italienischen Handelövertrags: Tarif? vom 1. Juli 1883 an ausgeſchloſſen. 
S. Betanntmachung des Reichskanzlers vom 30. Juni 1883, Zentralbl. des ra 1883 
©. 221.) Geändert durd) Bekanntmachung vom 25. Oftober 1883 (Bentralbl. d. Reichs 
1883 ©. 295) vom 2. Rov. 1883 an. 

') Jahrb. 1869 ©. 662 ff.; Bundesgeſetzbl. 1868 ©. 197 ff.; ; Sammlung x. ©. 317 ff. 
Terjelbe enthält 10 Artitel und tit deutich und engliſch abgefaßt. Die Ratifilationen wurden 
in Hamburg am 23. April 1868 ausgetauſcht. ‚Später, im Sabre 1868 und 1869, traten 
die übrigen Zollvereinsitaaten demelben bei. (S. Zentralbl. des Reichs 1882 ©. 296). 

2) Jahrb. 1868 ©. 461, 554, 472, 481; Bundesgeießbl. 1868 ©. 239 ji. Samm— 
hung x. ©. 432 fi. Derielbe enihält 25 Artifel. Die Ratififationsurfunden wurden am 
30. Mai 1868 in Berlin ausgewecjelt; fiche ——— „Annalen“ 1868 ©. 539 fi. 

F Abgedrudt in Hirth's „Annalen“ 1868 ©, 545 ff. 

‘) Druckſachen des Bundesrathes von 1878 Ir. 81. 

) Reichsgeſetzbl. 1878 ©. 365. 
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Da diejer Vertrag nad) Art. 26 nur vom 1. Januar 1879 bis Ende 1879 
Giltigfeit hatte, während Ddiefer Zeit aber ein neuer Bertragsabichluß nicht 
möglich war, jo wurde durch eine jogenannte Erklärung betreffend den Hans 
dels-Vertrag zwilchen Deutichland und Dejterreich:Ungarn vom 16. Dezember 
1878, weldye von 31. Dezember 1879 datirt,') der Handelövertrag vom 
1. Januar 1880 bis 30. Juni 1880 mit folgenden Mafgaben verlängert: 

1. Die Beitimmungen in Art. 6 des Vertrages von 1878,?) dann im 

Schlußprotokoll zu dieſem Artikel, lit. A®) und B*), jowie mittelft 
Noten vom 16. Dez. 1878 gegenfeitig mitgetheilten Detailvorfchriften ?) 
werden außer Wirffamfeit gefegt 

2. Die Vereinbarungen im Abjag 1 und 2 des 10. Artikels des Ber: 
trages von 1878,° in dem dieſem Bertrage ala Anlage A beige- 
fügten BZollfartell?) in den hierauf bezüglichen Erklärungen des Schluß 
protofoll® follen auch während des Zeitraums bis zum 30. Juni 1830 
infoweit zur Ausführung gelangen, als die beitehenden Gejeße 
nicht entgegenjtehen. 

3. Die Beitimmungen im zweiten Abjage des Artifel 15 des Vertrags 
von 1878,°) betr. das Verbot und die Beitrafung der Anwendung 
nicht publizirter Tariffäge auf Eifenbahnen, wird unwirkſam. 

4. Der zweite Abſatz des Artikel 17 des Vertrages von 1878, betreffend 
das Verbot der Beichlagnahme von Eifenbahnbetriebsmitteln, tritt 
außer Kraft. 

Nachdem auch bis 1. Juni 1880 ein neuer Handelsvertrag nicht in 
Ausficht jtand, wurde am 11. April 1830 eine Uebereinkunft zwiſchen 
den Bevollmächtigten beider Staatsgebiete gejchloffen, twonad der Handele- 
vertrag vom 16. Dezember 1878 nebjt dem dazu gehörigen Schlußprotofolle 
mit den in der Erflärung vom 31. Dez. 1879 bejtimmten Maßgaben*, für die 
Zeit vom 30. Juni 1880 bis 30. Juni 1881 in Wirkſamkeit bleiben foll.') 

Am 23. Mai 1881 wurde endlih mit Defterreih-Ungarn ein 
neuer Handelsvertrag abgeichlojjen.") Derjelbe trat am 31 Juli 
1881 in Kraft und foll bis 31. Dezember 1887 in Wirkjamfeit bleiben. 
„Jedem vertragichließenden Theile foll jedoch das Necht zuftehen, vom 1. Jan. 
1883 an den Vertrag mit der Wirkung zu kündigen, daß er ein Jahr nad 
der Kimdigung außer Kraft tritt. Dem Vertrage ift eine Beilage über Die 
Entrichtungen im Grenzverfehre, ein Zollkartell“) und ein Schluß: 
protofoll beigefügt. 

Diejer Vertrag unterjcheidet fi) von dem von 1878, befonders in Bezug 
auf Art. 6 und das Schlußprotofoll zu diefem Artikel, da im neuen Vertrage 


N, Reichsgeſetzbl. 1880 ©, 9, 
2) A. a. O. v. 1878 ©. 365, 
>, A. a. O. v. 1878 ©. 380, 
) A. a. O. v. 1878 ©. 882, 
5), Zentralbl. des Reichs v. 1879 ©. 7. 
®, Reichsgeſetzbl. 1878 ©. 368, 
1%. a. O. v. 1878 ©. 374. 
*) Neichögejepbl 1878 ©. 369, 
Reichsgeſetzbl. 1878 ©, 370. 
', Reichsgeſetzbl. 1880 ©. 9. 
) S. Neichägejegbl. 1881 ©. 123 Fund Hirth's „Annalen“ 1881 ©. 518. 
N) S. hiezu das neue Reichsgeſetz v. 17. Juli 1891, betr. die Beitrafung von Zuwider— 
handlungen gegen die Öfterr.zungar. Zollgeiege. Neichögejegbl. 1881 ©. 247. 
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die fämmtlichen Begünftigungen für den Veredlungsverkehr, melde 
bereit3 durch die Erklärung vom 31. Dezember 1879 außer Wirkſamkeit 
gefeßt worden find (ſ. oben Ziffer 1), nicht wieder eingeführt wurden und im 
Artifel 6 nur von untergeordneten Begünftigungen im Orenzverfehre die 
Rede it. 

Bemerkenswerth ift eine Vereinbarung zwijchen Defterreih und Deutich- 
land wegen der Verzollung von Dberlaufiger und Bunzlauer Töpfer: 
geihirr in Defterreih und Znaimer Töpfergejhirr in Deutjchland 
und wegen der Durchfuhr von Kreuznaher Mutterlauge und Staß— 
furter Abraumſalz durd Dejterreid.') 

14. Ferner ift anzuführen der Handels- und Scifffahrtsvertrag mit 
Spanien vom 30. März 1868.’) Diejer Vertrag enthält mit zwei Aus— 
nahmen die Beftimmungen des mit Großbritannien abgejchlojienen. In Art. 16 
find namentlich bejtimmte Abreden bezüglich der Vorſchriften enthalten, welche 
bei Verzollungen der Waaren nad) dem Werthe in Spanien zu beobachten 
find und Artifel 17 bejtimmt ausdrüdlih, daß die Beitimmungen des Ber- 
trages auf die jpanifchen Kolonien ſich nicht beziehen und daß deutſche Schiffe 
dortielbjt nur wie diejenigen der meijtbegünftigten Nation zu behandeln jeien. 
Diefer Vorbehalt wurde jedoch auf Antrag des Bumdesrathes durch neue 
Unterhandlungen und einen Zufagartifel vom 24. Juni 1868 aufgehoben 
und dagegen verabredet, daß die deutichen Schiffe Hinfichtlih der Erhebung 
von Schifffahrts- und Hafenabgaben in Kuba, Portorico umd den Philippi- 
niſchen Inſeln den Spanischen Schiffen gleichgeitellt fein follen, und daß 
die ſämmtlichen Beftimmungen des Vertrages vom 30. März; 1868, unbe 
Ihadet der für die überfeeifchen Beligungen Spaniens bejtehenden Geſetze 
und Berwaltungsvorichriften, auf Kuba, Bortorico und die Philippiniſchen 
Inſeln auszudehnen jeien. 

Die Giltigkeit des gedachten Vertrages ijt bis 1. Jan. 1878 bejtimmt 
und außerdem eine zwölfmonatliche Kündigungsfrift verabredet. 

Am 18. Dftober 1881 wurde diefer Vertrag Seitens der ſpaniſchen Re- 
gierung für 18. Dftober 1882 gekündigt.) Dur eine Vereinbarung der 
deutihen und jpanifchen Negierung wurde die Giltigkeit des Vertrags vom 
30. März 1880 bis 15. Dezember 1882 hinausgejchoben.*) 

Am 12. Juli 1883 wurde ein neuer Handel und Schifffahrte- 
vertrag mit Spanien abgeichloffen, der am 22. Dftober 1883 ratifzırı 
und am 24. Dftober 1883 publizirt wurde und am 1. November 1883 in 
Wirkſamkeit fam.?) 

Nach einer Belanntmahung des Neichsfanzler® vom 9. Auguft 1883°) 
wurden die mit Spanien mehr Bi Bolljäge bereits mit 14. Auguſt 1833 
in Deutjchland ebenfo — eingeführt, wie die im italieniſchen Handels— 
vertrage vom 4. Mai 1 vereinbarten Zolljäge, von denen Spanien durch 





N), ©. Zentralbl. d. Reichs 1881 ©. 259. 

?) Neichögeiepblatt 1868 S. 146; Bundesgejepbl, 1868 ©. 322 ff.; Sammlung x. 
©. 629 ff.; Jahrb. 1868 ©. 508; Hirth's „Annalen“ 1868 ©. 670 ff. Derjelbe enthält 
19 —— und iſt nur franzöſiſch abgefaßt. Die Ratifikation erfolgte am 6. Juli 1868 
zu Madrid. 

S. Zentralbl. des Reihe 1881 ©. 431. 

‘)a.a. O. 1882 ©. 418, 

m Reichögeiepbt. 1883 ©. 307. 

9 Zentralbl. des Reichs 1883 ©. 243. 
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eine Bekanntmachung des Reichsfanzlers vom 30. Juni 1883°) ausgefchlofien 
tworden war. Spanien ließ dagegen vom 14. Auguft 1883 an aud) deutjche 
Waaren zu den vereinbarten Zollfägen ein. 

Beide Bekanntmachungen (vom 30. Juni 1883 und vom 9. Aug. 1883) 
erhielten eine wejentlihe Menderung durch eine Bekanntmachung vom 
23. DOftober 1883, welche mit 2. November 1883 in Wirkfamfeit trat.) 

Da durch den Spanischen Handelövertrag der deutſche Roggenzoll auf 
1 .# für 100 Kilogramm gebunden war, diefes aber für die Wirkung der 
Bollerhöhung für Roggen von wejentlichem Einfluß geweſen wäre, jo wurde 
durch einen Vertrag vom 10. Mai 1885 gegen einige Zugeſtändniſſe 
an Spanien Abhilfe geichaffen und die Bejtimmung wegen des Noggenzolles 
aufgehoben.?) 

15. Dem am 20. Febr. 1869 von den Bollvereinsjtaaten mit Japan 
abgeichlojjenen Handels: und Scifffabrtsvertrage war ein ähnlicher, aber nur 
von der Preußiſchen Regierung abgefchloifener, Vertrag v. 24. Januar 1861 
vorausgegangen. Da ſich jedodh das Bedürfniß zeigte, nach Bildung des 
Norddeutichen Bundes und Nekonftruirung des Zollvereins auf neuer Grund: 
lage, dieſe Beitimmung auch auf alle deutichen Staaten auszudehnen und 
manches zu verbeilern, jo wurde im Jahre 1869 der bezeichnete neue Vertrag 
abgeſchloſſen.) Derjelbe ift fait ganz dem mit China abgeſchloſſenen (umter 
Nr. 5 näher erörterten) Bertrage vom 2. September 18561 nachgebildet, ent: 
hält Beitimmungen über die Aufftellung und Rechte der diplomatischen Ber: 
treter und Konfuln, bezeichnet beitimmte Häfen und Städte (7 an der Zahl), 
welche den Deutſchen geöffnet fein jollen und die Bedingungen, unter denen 
diefelben dortjelbit jich aufhalten dürfen. Ein weiterer Artikel garantirt den 
Deutichen freie Religionsübung und geftattet denfelben die Errichtung von 
Gebäuden zu dieſem Zwede auf ihren Niederlafjungen. Ferner werden durd) 
denjelben die beiderjeitigen Jurisdiktionsverhältniſſe, die Zolle und Handels: 
verhältnijje in Japan,“) Die Nechte und Plichten der in Dienjte von Deutjchen 
tretenden Japaneſen geregelt: Es find Beltimmungen über die Münzverhält: 
nifje in Japan) getroffen, die Nechte und Pflichten jchiffbrüchiger deutſcher 
Schiffe normirt, den deutjchen Kriegsichiifen wird bejonders das Necht zur 
Ausſchiffung und Deponirung von Provifionen in japanefiichen Häfen zuge: 
ftanden. Endlich iſt beitimmt, daß man die Deutfchen von Seite der 
Japaneſiſchen Negierung wie die meiltbegünftigte Nation behandeln werde. 
Beſonders wichtig it die Beitimmung, daß alle amtlichen Meittheilungen des 
deutſchen diplomatischen oder Konſular-Agenten an die japanefiichen Behörden 
in deutjcher Sprache geichrieben, drei Jahre lang aber mit einer holländischen 
oder japanefischen Ueberſetzung begleitet fein ſollen. 

Ya.a. ©. 1883 ©. 221. 

!ıa.a.D. 1883 ©. 295, 

’, Neichsaciepbl. 1885 ©. 247, 

) Bundesgeſetzbl. 1870 ©. 1 fi.; Sammlung x. S. 262; Jahrb. 1870 ©. 238 u. 267. 
Derjelbe iſt in deutjcher und japanefiidher Sprache ausgefertigt und enthält 23 Artikel; dann 
Beitimmungen, unter welchen der Handel der Deutſchen in Japan betrieben werden joll, nebit 
einem Solltarife für Japan. Die Natififationsurfunden wurden am 15. Oft. 1869 in Meddo 
ausgewechſelt. 

) Das Nähere enthalten die dem Vertrage anliegenden Beſtimmungen und der Tarif. 
Jahrb. 1870 ©. 249 ff. und Sammlung der Verträge ©. 270 ff. 

*) Das Münzweſen in Japan liegt nämlich ehr im Argen, weil die Regierung jelbit 
zu geringhaltige Münzen prägen läßt. 
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Vom 1. Juli 1872 an können Aenderungen oder Verbeſſerungen des 
Vertrags beantragt werden, ein ſolcher Antrag muß aber mindeſtens ein Jahr 
vorher angefündigt werden!) 

16. Am 13. Mai 1869 wurde ein weiterer Handels- und Zollvertrag 
abgeichlojjen und zwar mit der Schweiz.) 

Bon derfelben waren früher, in der Zeit vor Errichtung des großen 
Bollvereing, einzelne Verträge mit Bayern, Württemberg und Baden abges 
ihlofjen worden, durch welche diefe Staaten ſich gegenfeitige Zoll: und Handels: 
begünftigungen zugeftanden hatten. Diejelben hörten jedoch im Jahre 1851 
auf, jo daß jeit dieſer Zeit fein vertragsmäßiges Verhältniß bejtand. Durd) 
den Abjchluß der Handelsverträge mit Frankreich und Dejterreich wurde aud) 
in der Schweiz der Wunſch nach einem ähnlichen Vertrage rege und es 
begannen bereit? am 4 April 1865 vesfallfige VBerbandungen zu Stuttgart, 
die jedoch nur dazu führten, daß man fich gegenfeitig zugeftand, daß die durch 
die neueren Verträge den anderen Staaten gewährten Tariffonzejftionen als 
modus vivendi auch fir den Verkehr zwijchen dem Zollverein und der Schweiz 
gelten jollen. 

Die erjt nach der NRefonftitwirung des Zollvereins wieder aufgenommenen 
Verhandlungen führten endlich am 13. Mai 1869 zu einem günftigen Re— 
jultate. 

Bor Allem it in diefem VBertrage von beiden Kontrahenten die Zuficher: 
ung gegeben, ihre Staatsangebörigen in Bezug auf Ein: und Ausgangs— 
abgaben und hinfichtlich des Schuges für Bezeihnung und Etiquettirung der 
Waaren gegenjeitig auf dem Fuße der meiitbegünftigten Nation behandeln zu 
wollen. Dann folgt ein Verzeichniß derjenigen Waaren, welche gegenfeitig 
zollfrei behandelt werden jollen. Sodann wird gegenjeitig die Freiheit von 
Durhgangsabgaben garantirt. Beilage B enthält bejondere Beltimmungen 
über begünftigte Behandlung des nachbarlichen Grenzverfehrs. Ferner jind 
befondere Vergünftigungen für den gegenfeitigen Markt: und Beredelungs- 
verkehr, ähnlich wie mit Dejterreich, verabredet. Beziiglich der inneren Abgaben 
it verabredet, daß diejelben, mit Ausnahme der im einzelnen Kantonen der 
Schweiz zur Erhebung kommenden Verbrauchsjteuern,?) welche aber nicht 
erhöht werden dürfen, die Erzeugniſſe des andern Kontrahenten nicht höher 
treffen dürfen als die eigenen. Ferner iſt für die ungejtörte Ausübung des 
Gewerbebetriebs der Kaufleute und Fabrifanten 2c. bei Aufjuchen von Bes 
ftellungen durch Gemwerb-Legitimationsfarten*) gejorgt. Genauere Verabred— 
ungen enthält noch das Schlußprotofoll mit feinen Beilagen. Der Vertrag 
trat am 1 Sept. 1869 in Kraft und Soll bis 31. Dez. 1877 gelten. Wird 
derjelbe nicht 12 Monate vor diefem Termin gekündigt, jo bleibt er in Geltung 
bis zum Ablaufe eines Jahres von dem Tage, an welchem eine allenfalljige 
Kündigung geichah.?) 

Diefer Vertrag war deutjcherfeits zu Anfang des Jahres 1879 mit der 
Wirkung gekündigt worden, daß er mit Ablauf des Jahres 1879 außer 
!) Siehe das Nähere in den Drudj. des Bundesraths don 1869 Wr. 27 u. 46. 

?) Bundeögejepbl. 1869 S. 603: Jahrb, 1869 ©. 615; Sammlung x. S. 581 ff. 
Terjelbe enthält 12 Artikel, zwei Beilagen, ein Schlußprotokoll mit 2 Beilagen und ijt nur 
in Deutiher Sprache abgefagt. Die Natififationsurfunden wurden am 7. Auguſt 1869 in 
Berlin ausgewechſelt. 

*) Siehe Anlage C. 

*) Siehe Anlage D. 

s) Siehe das Nähere in den Drudi. des Bundesraths don 1869 Nr, 65. 
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Kraft treten jollte. Zu Folge einer Verabredung zwiſchen der Deutjchen und 
Schweizerischen Regierung wurde er jedoch bis zum 30. Juni 1880 mit der 
Maßgabe in Kraft belajien, daß aus der Neihe derjenigen Artikel, für welche 
unter der Nummer 1 der Anlage A zu dem Vertrage die gänzliche Befreiung 
von Eingangs: und Ausgangsabgaben gegenjeitig zugefichert ift, der Artikel 
„von Salzjiedereien, die Mutterlauge* ausjcheidet.') Am 1. Mai 1880 wurde 
dann dieſe Verabredung durch eine neue Webereinfunft bis 30. Juni 1881 
verlängert.”) 

Am 23. Mai 1881 wurde mit der Schweiz ein neuer Handelsvertrag 
abgeichloffen, der am 1. Juli 1881 (Urt. 12) in Kraft trat.) Derjelbe 
unterjcheidet fi) von dem Vertrag von 18659 dadurch, daß in Artikel 5 die 
unter Ziffer 5—7 aufgeführten Begünjtigungen fehlen, dagegen find in einem 
neuen Artikel 6 für den WVeredlungsverfehr bejondere Grundſätze aufgejtellt. 
Neu iſt in demjelben, daß Seide zum Färben bejonders aufgeführt ijt und 
daß im vorleßten Abjate bejtimmt ijt, daß bei Sarnen und Geweben die Zoll 
freiheit von dem Nachweije der einheimischen Erzeugung der zur Veredlung 
ausgeführten Waaren abhängig gemacht werden fann. Ebenſo find in Art. 11 
(früher Art. 10) einige neue Beitimmungen wegen des Schutzes der Fabrik— 
und Handelsmarfen getroffen. Außerdem bejchloß der Bundesrath in der 
Sitzung vom 25. Juni, daß die am 27. Auguſt 1869 in Karlsruhe vereins 
barten Bejtimmungen zur Ausführung des Art. 5 Ziffer 2—7 des Vertrags 
von 1869*) und die Verabredung VB des Schlußprotofolls Hiezu, joweit der 
neue Vertrag nicht entgegenjtebt, ferner giltig fein follen, und daß nad) Maß: 
abe des $ 19 Diejer Verabredung die Theilung der zur Veredlung durd 
Färben und Bedruden verfandten Gewebe unter gewiſſen Kontrolen * 
ferner zugelaſſen werden.“) 

17. Am 28. Auguſt 1869 wurde ein Freundſchafts-, Handels: und 
Scifffahrtsvertrag mit Mexiko abgejchlofjen.) Nachdem der am 30. Juni 
1855 abgejchlojjene Vertrag jchon feit mehreren Jahren abgelaufen war, 
hatte jich das Bedürfnig zum Abſchluß eines neuen gezeigt, derjelbe it in 
den meijten Punkten dem am 23. Juni 1856 mit Uruguay abgejchlojjenen 
Vertrage nachgebildet. Neu und wichtig find in demjelben aber die Beſtimm— 
ungen: daß die Schiffe, welche eine regelmäßige Dampfichifffahrtsverbindung 
vermitteln, von beiden Kontrahenten auf dem Fuße der meift begünjtigten 
Nation zu behandeln jeien, ferner, daß Schiffe, welche wegen jchlechten Wetters, 
oder Berfolgung durch Biraten oder Feinde Schuß juchen, allerwärts im 
Gebiete der Bertragichliegenden mit Freundſchaft aufgenommen und behandelt 
werden jollen. Weiter ijt bejtimmt, daß für den Fall, daß einer der 
fontrahirenden Staaten ſich im Kriege befände, während der andere neutral 
bliebe, folgende völferrechtliche Grundjäge?) anerfannt und beobachtet werden 


) Siehe Reichsgeſetzbl. 1880 ©. 10. 

?) Siehe a. a. O. 1880 ©. 149, 

’) Reichögejegbl. 1881 ©. 155. 

*) Abgedr. in den Jahrbüchern von 1869 ©. 641. 

°) Zentralbl. des Reichs 1881 ©. 260. 

) Bundesgejegbl. 1870 ©. 525 fj.; Sammlung x. ©. 321 ff.; Jahrb. 1870 ©. 539 ff. 
Derjelbe enthält 26 Artikel und zwei Zujagprotofolle dv. 26. Nov. 1869 und v. 26. Aug. 1870 
und ijt im deutjcher und jpaniiher Sprade verfaßt. Die Natifilationen wurden am 
26. Auguſt 1870 in Merito ausgetauſcht. 

’, Diejelben wurden vom Parijer Kongreſſe im Jahre 1856 anfgeitellt und find bier 
zum eriten Male in einem Bertrage des Deutichen Reiches jpeziell enthalten. 
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jollen: Daß die neutrale Flagge Feindes Gut dedt und daß ebenjo neu— 
trales Gut, mit Ausnahme der Kriegsfontrebande, deren Artifel näher be: 
zeichnet find, von der Wegnahme und Konfizfation frei jein joll, jobald es 
in dem Kauffabrteifchiffe des feindlichen Landes verladen it. Ferner find 
Berabredungen über die Behandlung des Verkehrs mit den nicht zur Kriegs— 
fontrebande gehörigen Waaren während des Krieges, und über das Benehmen 
der Handelsjchiffe bei Viſitationen durch Kriegsschiffe oder bewaffnete Fahr: 
zeuge, fowie über die Verpflichtung der erjteren zur Führung von Seebriefen 
oder Päſſen getroffen. Bezüglich der Brifenfachen jollen nur die Gerichte 
desjenigen Staates entjcheiden, wohin die Priſen gebracht werden; dem Er— 
kennt find Entjcheidungsgründe beizufügen, und ſonſtige Abmachungen zu 
beobachten. Wichtig ift auch die Beitimmung, wonach bei Ausbruch eines 
Krieges zwijchen den Kontrahenten die Angehörigen derjelben, welche ſich in 
dem Gebiete des Andern aufhalten, das Necht haben follen, unter bejtimmten 
Borausjegungen dort zu bleiben und ihren Handel und Gejchäfte fortzujegen. 
Im Uebrigen find die Beitimmungen über die Rechte der Gejandten und 
Konſuln wie in den übrigen Verträgen feſtgeſetzt. 

Der Vertrag ift auf 8 Jahre vom Tag der Auswechslung der Rati— 
ug an giltig und von da an bejteht eine zwölfmonatliche Kündig- 
ungsfriſt. 

Die Protokolle vom 26. November 1869 und 26. Auguſt 1870 enthalten 
einige Erläuterungen und Ergänzungen des Vertrages. 

Am 13. Juli 1881 wurde mexikaniſcherſeits der Handelsver— 
trag mit der Wirkung vom 13. Juli 1882 gefündigt.') Durch Vereinbarung 
zwiichen beiden Theilen wurde die Giltigkeit des Vertrages bis 31. Dezember 
1882 verlängert.) Am 5. Dezember 1882 wurde ein neuer Freund: 
ſchafts- Handels und Schifffahrtsvertrag mit Mexiko abgejchlofien,?) 
deiien Ratififationsurfunden am 26. Juli 1883 ausgewechjelt worden waren. 
Während diefer Bertrag dem früheren ziemlich nachgebildet, ift in Art. 22 
für beide Theile neu, daß fie fich gegenfeitig in Handels, Scifffahrts- und 
Konjularfachen, jowie in Betreff der Behandlung der gegenfeitigen Angehörigen 
diefelben Rechte und Vortheile zugeitehen wollen, welche von beiden Theilen 
den meiftbegünftigten Nationen eingeräumt find. 

18. Mit Frankreich waren bereits am 2 Auguft 1862 mehrere Ver- 
träge abgejchlojien worden und zwar ein Handelsvertrag, ein Scifffahrtsver- 
trag, eine Uebereinfunft über die Zollabfertigung des internationalen Verkehrs 
auf den Eijenbahnen und Uebereinfünfte wegen des gegenfeitigen Schußes der 
Rechte an literarischen Kunfterzeugnifjen.*) 

Alle diefe Verträge waren durch den Krieg der Jahre 1870/71 aufge: 
boben worden. Durch den Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 zwijchen dem 
Deutichen Reiche und Frankreich?) wurden nur die Schifffahrtsverträge, 
die Uebereinfunft betr. die Zollabfertigung des internationalen 
Verkehrs auf den Eifenbahnen und diejenige wegen des gegenfeitigen 


') ©. Zentralbl. des Reichs 1881 ©. 419. 
9 —— des Reichs 1882 S. 340. 


Reichsgeſetzbl. 1883 ©. 247. 

Sammlung x. ©. 97 ff.; Jahrb. 1865 ©. 78, 161, 651, 172, 180, 193. Dieſelben 
traten nach den am 9. Mai 1865 ausgetaujchten Ratifitationen in Kraft. Siehe das Nähere 
über dieje Verträge in Weber's Geichichte des Deutichen Zollvereins ©. 356 ff. 

’) Reichögejegbl. 1871 ©. 223 fi. " 
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Schußes der Rechte an literarifhen Erzeugnifjen und Werfen 
der Kunſt wieder in Kraft gejegt, aber nicht der Handelsvertrag.!) Es 
wurde nur im Allgemeinen beitimmt, daß die beiden Kontrahenten den Grund: 
fat der gegenfeitigen Behandlung auf dem Fuße der meiftbegünjtigten 
Nation ihren Handelsbeziehungen zu Grunde legen wollen. Diefe Regel follte 
jedoch nur die Ein und Ausgangsabgaben, den Durcchgangsverfehr, die Zoll 
fürmlichkeiten, die Zulafjung und Behandlung der Angehörigen beider Nationen 
und der Vertreter derjelben, aber nicht diejenigen Begünftigungen umfailen, 
welche einer der vertragenden Theile durch Handelsverträge anderen Ländern 
gewähren wird, und zwar: England, Belgien, den Niederlanden, der Schweiz, 
Deiterreichh und Rußland. Außerdem behält fich Frankreich die Befugniß vor, 
von den deutſchen Schiffen und deren Ladungen Tonnen und Flaggengebühren 
zu erheben mit dem Vorbehalte, daß diefe Gebühren die von den Schiffen 
und Ladungen der erwähnten Nationen erhobenen nicht überjteigen.?) 

Weiter ijt bejtimmt, daß in Bezug auf die Schifffahrt auf der Moſel, 
dem Rhein-Marne-, Rhein-Rhone-, dem Saar-Kanal und den mit Diejen 
Wallerwegen in Verbindung ftehenden jchiffbaren Gewällern die Angehörigen 
beider Kontrahenten gleiche Behandlung genießen jollen und daß das Flößrecht 
beibehalten werde.“) 

In Urt. 11 der zufäßlichen Uebereintunft v. 12. Oft. 1871 zum Frie— 
densvertrage,) in welcher bejonders nähere Verabredungen über die Ein- und 
Ausfuhr aus und nach den von Frankreich abgetrennten Landestheilen von 
Elſaß-Lothringen umd bezüglich des Veredlungsverkehrs gemacht wurden, iſt 
auch bejtimmt, daß der Art. 28°) des am 2. Auguſt 1862 abgejchloffenen 
Handelsvertrages, die Handel und Fabrifzeichen betreffend, wieder 
in Kraft treten jolle. 

Und in einer weiteren Zufagsflonvention vom 11. Dez. 1871°) wurde 
auch Art. 23 des Handelävertrags vom 2. Auguſt 1862,°) welcher die Frei— 
heit der gegemfeitig ein» und ausgehenden Waaren von Durchgangsabgaben 
betrifft, für die in Art. 32 dieſes Vertrages feſtgeſetzte Zeitdauer twieder in 
Kraft geſetzt.*) 

19. Der nächite Vertrag ift der am 2. März 1872 abgejchlofiene und 
am 25. Juni 1872 ratifizirte Handels und Schififahrtsvertrag mit 
Portugal.) 

Nach diefem Vertrage follen die beiderfeitigen Angehörigen auf dem Fuße 
der meijtbegünftigten Nation behandelt werden in Bezug auf Privilegien, 
Immunitäten und Begünftigungen des Handels und der Anduftrie, in Bezug 
auf Waaren-Ein-,““) Aus: und Durchfuhr und in Bezug auf Tarifermäßig- 


') Ausgenommen Art. 26, 28 und 23 durch die Zufagfonventionen v. 12. OR. und 
11, Dez. 1871 f. u. 

?) Art, 11 des Friedensvertrages dv. 10. Mai 1871. 

) Art. 5 a. a. O. 

*) Reichsgeſetzbl. 1871 ©, 363; Sammlung x. ©. 670, ratifizirt am 81. Oft. 1871 zu 
Berjailles und die Denkſchrift hiezu in Hirth's „Annalen“ 1872 ©. 169 fi. 

5) Sammlung x. ©. 109: Reichägejegbl. 1871 ©. 368. 

®, Sammlung x. ©. 671; Reichsgeſetzbl. 1862 ©. 19. 

) Sammlung x. ©. 107. 

) Alſo bis 9. Juli 1877. 

9, Meichögejepbi. 1872 ©. 254 fi. Derjelbe enthält 23 Artikel und ift in franzöfticher 
Spradie abgefaßt. Die Ratififationen wurden am 26. Juni 1872 ausgetauſcht. 

) Musgenommen find die Zugeſtändniſſe, die Portugal an Brafilien machen follte. 


see 


Boll‘, Handels: und Schifffahrtsvertrüge mit fremden Staaten. 269 


ungen. Ebenſo jollen die deutichen Schiffe in Portugal und deſſen Kolonien 
auf dem Fuße der meijtbegünftigten Nation behandelt werden. Die weiteren 
Berabredungen beziehen fich auf die Sicherheit der Deutſchen umd ihres Ber: 
mögen vor perjönlihem Militärdienjte und Bejchlagnahme zu öffentlichen 
Zweden, auf die Erhebung von Erbichaften, auf die innere Beſteuerung im— 
portirter Waaren, auf die Abgabe von Urſprungszeugniſſen für deutiche 
Baaren bei den portugiefischen Zollbehörden, auf den Mufterihug und den 
Schus für Etiquettirung der Waaren ꝛc, auf die Verhältnifie der Handlungs- 
reifenden, auf Cabotage, Nationalität der Schiffe, die Aufitellung und Rechte 
der Konſuln und das Berfahren beim Scheitern von Schiffen. 

Schlieglih find die Beſtimmungen des Vertrages auf Madeira, Porto 
Santo umd die Azoren ohne Ausnahme ausgedehnt und ift die Anwendung 
— auf Luxemburg, ſo lange es zum Deutſchen Handelsſyſtem gehört, 
tipulirt 

Der Vertrag ſoll bis 1. Juli 1878 in Kraft bleiben und im Falle vor 
Ablauf dieſer Zeit kein Kontrahent die Abſicht zur Aufhebung kund gegeben 
hat, noch ein weiteres Jahr vom Anfange der Kündigung an gerechnet. 

20. Der nächſte ratifizirte Vertrag iſt der am 13. Juni 1870 mit der 
Zentral-Amerikaniſchen Republik San Salvador abgeſchloſſene Freund— 
ſchafts⸗ Handels: und Schifffahrtsvertrag.) Derſelbe iſt den mit Mexiko 
abgeſchloſſenen Verträgen nachgebildet und enthält auch, wie dieſe, die auf 
dem Pariſer Kongreſſe hinſichtlich des Handels der Neutralen angenommenen 
Grundſätze des Seerechtes (ſ. oben Nr. 17). 


21. Noch iſt zu erwähnen der am 18. Mai 1875 abgeſchloſſene und 
am 21. Nov. 1876 ratifizirte FFreundfchafts:, Handels- und Schifffahrtsver— 
trag mit dem Freiſtaate Eojta-Rica.?) 

22. Der nächſte Vertrag ift der am 25. März 1879 zu Berlin und am 
19. Sept. 1879 zu Honolulu abgejchloffene Freundichafts:, Handels:, Schiff: 
fahrts- und Konfular-Vertrag anlihen dem Deutjchen Reiche und dem Konig- 
teih der Hawaiiſchen Inſeln.) 

In einem bejonderen Artifel wird das Deutiche Neich von den bejonderen 
Begünjtigungen ausdrücklich ausgefchloffen, welche den Nordamerikanischen 
greiltaaten durch eine Uebereinfunft vom 30. Januar 1875 zugeftanden 
worden waren. 

23. Um 14. Nov. 1877 war mit Numänien eine Handelsfonvention 
abgeichlofjen worden, deren Natifitationgurfunden aber erſt am 10. Juli 1881 
ee wurden und die daher nad Art. 25 erjt von diefem Tage an 
in Kraft trat *) Diefer Komvention liegen zwei Zolltarife für die Einfuhr in 


— — 0. 


') Reichägejepbl. 1872 ©. 377. Derjelbe enthält 34 Artikel und ift deutich und 
panijch abgefaßt. Derjelbe wurde von San Salvador gekündigt und ift am 1. April 1881 
außer Kraft getreten. 

‚”) Reihsgejegbl. 1877 ©. 13. Derjelbe zerfällt in 38 Artikel, ift in ſpaniſcher Sprache 
abgefaht mit einer deutichen Weberjegung. 

’) Neichögejepbl. 1880 ©. 121. DPerjelbe zerfällt in 28 Artifel und ift in deutſcher 
und engliiher Sprache abgefaßt. 

* Reichögejegbl. 1881 ©. 199. Die Konvention enthält 26 Artikel und ijt für zehn 
Jahre vom Tage ded Austaufches der Ratifitationsurtunden abgeſchloſſen. Wird 12 Monate 
dor Ablauf diejer Zeit von keinem Theile gekündigt, fo joll diejelbe in Geltung bleiben bis 
zum Ablauf eines Jahres vom Tage einer allenfallfigen Kündigung. 
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Numänien und ein Zolltarif für die Ausfuhr aus Rumänien bei, welche bei 
der Ausfuhr aus oder bei der Einfuhr nach Deutichland maßgebend jein 
jollen. In Art. VI iſt die ſogen. Meiftbegünftigung für Zölle gegenfeitig 
zugejtanden. 

24. Am 24. Januar 1879 wurde mit der Regierung von Samoa ein 
Freundfchaftsvertrag abgejchlofjen, der am 26. Februar 1881 publizirt 
wurde.) In Art. 11 find gegenfeitig die Nechte der meijtbegünftigten Nationen 
eingeräumt, für Konjule und die Unterthanen beider Nationen. 

25. Ferner ijt noch zu erwähnen ein Handelsvertrag mit Serbien 
vom 6. Januar 1883, der am 4. Juni 1883 publizirt wurde.?) 

Demjelben iſt ein ziemlich umfangreiher Zolltarif für die Einfuhr 
von Deutjchland nach Serbien beigefügt, wodurch ein großer Theil der 
deutjchen Induſtrie begünjtigt wird. Ferner find befondere Bejtimmungen 
über die Berzollung der Waaren nad ihrem Werthe bei der Einfuhr in 
Serbien vereinbart. 

In Art. 8 ift die Meiftbegünftigungsflaufel für Zollfachen enthalten. 

26. Weiterd wurde am 26. November 1883 ein Handels-, Freund: 
Ihafts und Scifffahrtsvertrag mit dem Königreih Korea 
abgejchlofjen, der am 4. Dezember 1884 publizirt wurde.) Demjelben find 
Beitimmungen zur Regelung des Ddeutichen Handelsverfehrd mit Korea, dann 
ein Zolltarif für die Einfuhr aus Deufchland in Korea und für die Aus 
fuhr aus Korea beigegeben. In Art. 10 ift die gegenjeitige Meiftbegünftigung 
in Zollfachen zugeftanden. 

27. Am 9. Juli 1884 wurde mit Griechenland ein Handels: um 
Schifffahrtsvertrag abgejchlojfen, der am 28. Februar 1885 publizirt 
wurde.) In Art. 10 iſt die Meiftbegünftigung in Zollfachen zugejtanden. 
Dem Bertrage ift ein vereinbarter Zolltarif für die Einfuhr gewiſſer griechiicher 
Artikel in Deutjchland und ein Zolltarif für die Einfuhr deutjcher Artikel in 
Griechenland beigegeben, wodurch hauptjächlicy deutſche Induſtrieartikel bes 
günjtigt werden. 

28. Endlid) ift zu erwähnen eine am 15. Mai 1883 mit dem König: 
reihe Madagaskar abgejchlojiene Konvention, weldhe am 8. Juni 1885 
publizirt wurde und in drei Artifeln für alle diplomatischen, konſulariſchen, 
maritimen Vertreter, Agenten und Offiziere, ſowie für die Unterthanen umd 
Angehörigen beider Bertragsjtaaten die Nechte der meijtbegünftigten Nation 
einräumt.?) 


') Reichägejepbl. 1881 ©. 29. Derjelbe ift deutich abgefaht und enthält 13 Artikel. 

?) Meichögejegbl. 1883 ©. 41. Giltig für 10 Jahre. Bird derjelbe 12 Monate vor: 
her nicht gekündigt, jo bleibt er ein weiteres Jahr in Kraft von dem Tage allenfalljiger 
u eines Theile. Die NRatifitationsurfunden wurden am 25. Mai 1883 aud 
getaucht. 

®) Neichdgejeßbl. 1884 ©. 221. Derjelbe iſt deutich, chineſiſch und engliſch abgefaht 
und enthält 13 Artikel. Er ijt für 10 Jahre abgeichlofien vom Tage der Giltigkeit an. 
Ein Jahr vor Ablauf der 10 Jahre joll jeder Kontrahent des Recht haben, eine Revifion 
des Bertrages und Tarifes zu verlangen. 

*) Neichsgejegbl. 1885 ©. 23. Die Ratififationsurfunden waren am 20. Febr. 1885 
—— worden. Derſelbe zerfällt in 16 Artikel und ſoll 10 Tage nad) der Ratifitation 
in Wirkſamkeit treten und 10 Jahre Geltung haben. (Art. 16.) Außerdem find wegen der 
Fortdauer diejelben Vereinbarungen getroffen, wie im Serbiſchen Handelävertrage. 

5) Neichögejegbl. 1885 ©. 166. Diejelbe ijt im deuticher und madagajfiicher Sprache 
abgejaht und mit einer engliichen Weberjegung verjehen. 
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Ueberfchaut man dieje jtattliche Anzahl von 28 Freundſchafts-, Handels: 
und Scifffahrtöverträgen, von denen 26 zur Zeit gelten,') bei denen Die 
bedeutenditen Staaten aller Welttheile vertreten find, jo muß man einestheils 
die Thätigkeit unferer Diplomatie bewundern, andererjeits aber bedauern, daß 
es noch nicht gelungen ift, mit unferem größten Nachbarjtaate (Rußland) und 
den Nordamerifanijchen Freiſtaaten, die lange Zeit die en ge unjerer 
Fabrifate waren und zum Theil noch find und Die Deutjchland eine große 
Zahl ihrer Bevölferung zu danken haben, außerdem aber mit Norwegen und 
Schweden, ſowie mit Dänemark durch Handels: und Scifffahrtöverträge in 
nähere Verbindungen getreten zu fein. 


i Die jpeziellen Konjularverträge mit Jtalien (v. 21. Dez. 1868 rejp. 7. Febr. 
1872 Reichsgejegbl. 1872 ©. 134), mit Spanien (v. 22. Febr. 1870 Reichsgeſetzbl. 1870 
€. 99) und den vereinigten Areiftaaten Nordamerifa’8 (vom 11. Dez. 1871 Reichsgeſetzbl. 
1872 ©. 95) und andere gehören eigentlich nicht hieher (fiehe übrigens hierüber Hirth’s 
„Annalen“ 1872 u. 1880) jowie die Neichögejegblätter v. 1872 ©. 211 über die Konvention 
mit Spanien ©. 67, über die Konvention mit den Niederlanden S. 134, über den Vertrag 
mit Jtalien; dann Reichsgeſetzbl. v. 1873 ©. 353 über den Vertrag mit Perfien, Reichögejegbl. 
v. 1875 ©. 145 über den Vertrag mit Rußland, Reichsgeſetzbl. v. 1880 ©. 121 über den 
Vertrag mit den Havaiſchen Injeln, Reichsgeſetzbl. v. 1852 ©. 69 u. 101 über die Verträge 
mit —— und wriechenland und Reichsgeſetzbl. v. 1883 ©. 62 über den Konfularvertrag 
mit Serbien. 


Drudfehler-Berihtigungen. 


Auf S. 43 muß e8 in Ziffer 11 jtatt Strafperwaltungäsredht heißen: Strafver: 
wandlungsredt. 

Auf S. 87 muß in Note 3 jtatt „a. a. O.“ gejeßt werden „preuß. Zentralblatt“. 

Auf ©. 168 muß es auf der legten Zeile ftatt „Uebertretung& vermerle“ heißen „Ueber: 
tragungsvermerke. 

Auf S. 169 muß es in Zeile 2 des Abſatz 3 ftatt „bezeichnete“ heißen „bezeichnet“. 
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Bollgebietes 33. 

Errihtung von Boll und Steuerftellen 
durch die Bundesftaaten 177. 


Eijenbahnverfehr, zollpflihtiger (Regu- 
lativ) 61. 

Eijerner Zollkredit für Wein 71. 

Eijenzölle 17. 

Elbe, untere, Einverleibung in das Zoll: 
gebiet 23. 

Elſaß-Lothringen, Verhältniß z. Reiche 
31. 232, 


Eluſion bei der Rübenzuderfabrifation |. 
Nübenzuderjteuer. 

Enflaven ſ. Zolleinſchlüſſe. 

Enquéêten über Eijen, Baumwoll- und 
Leineninduftrie 18 fi. — über den Taback— 
bau, Fabrikation und Handel 19 fi. — 
über Rübenzuderjtener 24. 

Entrippen der Tabadsblätter auf Nieder- 
lagen 112, 

Equipagegelder f. Girenzbeamte 216. 218. 

Erhebungskoſten für Zölle und Steuern 
ſ. Abrechnungsweſen. 

Eſſigöprit ſ. Branntweinſteuer. 


3. 


Fabriffteuer für den Branntwein 155. 
— für Tabad 21. 

Fährgelder 45. 

Feuerihaden bei Tabad 109. . 
Finnifche Butter, Privattranfitlager für 
diefelbe 69. 
Finalabſchlüſſe für die gemeinſchaftlichen 
Einnahmen 202. nr 
Finanzreformpläne des Fürſten Bis— 

mard 19, 

Firation der Brauereien 125. 131. — der 
Brennereien 147. — der Rübenzuder- 
jabriten 9. j 

Floßverkehr, Zollabfertigung desjelb.57. 75. 

Flüſſe bezw. zollpflichtiger Verkehr auf den- 
jelben 59. 

Fortlaufende Konten j. Konten. 

Frachtbriefefürden Uebergangsverkehr 233. 

Frankfurt a. M., Berhältnifie zum Holl- 
verein 8. 77. 

Frankfurt a O. (Meßkonten) 77. 

Frankreichs, Verhältniß zum Zollvereine 
und Neich 13. 267, 

Freie Bolllager 68. 

Freihäfen am Rhein 59. 

Freipäſſe in Zoljachen 45. 

Fuhrfojtenaverfa für Ober-nipeftoren 
218 


Fuhrkoſten der Zollbeamten 213. — der 
Reichkontrolbeamten 246 fi. 
Funktionszulage der Örenzbeamten 213. 
— der Reichskontrolbeamten 246 ff. 
Fufelöl f. Branntweinfteuer. 


©. 


Gaupp, Kommentar zum Stempelftener- 
gejeß 31. 





Alphabetiiches Negifter. 


Gehaltsverhältniſſe der Reichskontrol— 
beamten 239. 246. 247. 

Geldtransporte bezw. Haftung für die 
jelben 44. 

Gemeindeabgaben 46 ff. 

Generalinjpeftor des thüringiichen Zoll: 
und Handelsvereins 176. 226. 

Generalzolltonferenzen 7—14. 28, 37. 

Generalregifter zu den Bundes und 
Reichsgeſetzblättern 28. 

Geiandte bezw. deren Hollfreiheit 44. 

Geihäftsanmweifungen der Zoll: 
Steuerämter 184. 

Gejegblätter 28. 

PURBIERRRETN der Zollbehörden 188, 
98 


Geſchichte des Zollvereins 4 ff. 

Getreidezoll 53. 55. 

Gewerbejalz ſ. Denaturirung von Galz. 

Gewerbejtatijtit 187. 

Gewidtiteuer für Tabad 106 fi. 

Bnadentompetenzen fir Hinterbliebene 
der Reihstontrolbeamten 247. 

Grenzaufjichtsbeamte, deren Rechte und 
Pilichten 86. 

Grenzaufjeher, deren Berwendung 178. 

Örenzbejegung 178. 

u und Kontrole in demjelben 
9. 178, 

Örenzverfehr, Meiner und deſſen Begünft: 
igungen 86. 

Grenzzollämter 177. 

Griehenlands Handelsverträge 9. 26. 270. 

Größe des Deutjchen Zollgebietes 33. 

MEORTHERNIENE Handelsverträge 9. 14. 
80. 


DB. 
Dafengelder 44. 
Dafengendarmerie, Kojten für diefelbe 218. 
Hafentegulative 68. 
Haftung der Gewerbtreibenden in Zolle und 
Steuerfahen (1. die einzelnen Gejeße) 152. 
— für die Dienittreue der Beamten 44.176. 
Hamburg, freie Hanjejtadt und Freibafen, 
deren Verhältniß zum deutjchen Jollgebiete 
23. 32, — Hauptjteueramt 177. 
Hannovers Verhältnii zum ollverein 11. 
Yandeläverträge mit fremden Staaten 
|. die einzelnen Staaten. 
‚baudelsargin, preußiſches, jet deutiches, 


und 


Dauptgrundjäge der Zoll- und Steuer: 
verwaltung 34 ff. 

Dauptzollämter 177 fi. 

Dauptüberjichten für das Abrechnungs- 
weſen 202, 

Haustrunf, freier, bei ber Bierbereitung 126. 

Ha vaiſche Infeln, Handelöverträge 22. 269. 

Hefenbereitung in den Branntweinbren- 
nereien 143. 

Heine Dr., Branntweinfteueriyiteme der 
europäiihen Länder 30. 
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Hering (Denaturirung auf Privatlagern) 70. 
Heſſen-Darmſtadts Verhältnik zum Zoll 
verein und Neich 4 fi. 33. 226. 229, 

HejjemHomburg 8. 

Hirth Dr., Annalen des Deutichen Reichs 29. 

Hofhaltungen, Zollfreiheit 44. 

Hohenzollern Hehingen und Sigmar 
ingen, Verhältniß zum Zollverein und 
Neid 6. 232, 

Honigwajier zur Branntweinbereitung 138. 

Hoyer, die Wechſelſtempelſteuergeſetzgebung 
30. 


J. 

Jahrbücher für Zollgeſetzgebung 29. 

Japan Gandelsverträge) 14. 264. 

Innere Steuern für die Hervorbringung, 
die Zubereitung oder unmittelbaren Ver— 
brauch von Gegenftänden 46 fi. 

Jopenbier, Danziger (Ausfuhrvergütung) 
229. 


Stalien (Handelöverträge) 14. 22. 26. 259. 
Jungholz, öjterr. Gemeinde, deren Zoll: 
anichluß an Bayern 32, 


8. 


Kanalgelder #4. 

Kaſſabücherabſchlüſſe 208. 

Kaſſenſicherheit und Haftung für Die: 
jelbe 44. 176. 

Kaufmann Dr. v., über die Rübenzuder: 
jteuer 30. 

Kejieliteuer für Bier 122. 124. 

Kirhenftaat, Handelövertrag 260, 

Kleinſchmidt's Beneralregifterzum Bundes- 
und Reichsgeſetzblatt 31. 

Kochſalz j. Salziteuer. 

Kommerzialjtatijtif j. 
Waarenverkehrs. 

Konfiskate in Zoll: und Steuerſtrafſachen 
fallen dem Landsfisfus zu 43. 

Konjuln ſ. Handelöverträge. 

Konfularverträge 271. 

Konten, fortlaufende 75. — Meßkonten 77. 

Kontradentionen gegen die Yoll- und 
Steuergejeße ſ. die einzelnen Stenerarten. 

Kontrebande 86. 

Kontrolgebühr für Salz 118, 

Korea (Handelävertrag) 26. 270. 

Koſten der Zoll- und Steuerverwaltung 43. 

Krabhnengelder 45. 

Kredit für Zölle, Verbraucht: und Reichs: 
jteuern 48. 204 fi. — Höhe desſelben 
205. — Sicherjtellung desjelben 203, 

Kreditanerfenntnijje 209. 

Kreditfriiten 205. 

Kreditfonto 209. 

Kreditlager 68. 

Kreditregulative 204, 

Ktreditregiiter 209. 

Kriegsfahrzeuge, deutiche, deren Zoll— 
abjertigung 64. — Fremde, deögleichen 64, 


Statiftit des 
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Kreuzzollinjpeftor, Koſten für den- 
jelben 218. 

Krödel, preuß.deutiches Zolltarifiyitem 30, 

Kurheſſen. Berhältnig zum Zollverein 6. 
227. 


8. 


Ladungsverzeihniffe j. Eifenbahnver- 
fehr, zollpflichtiger. 

Lauenburgs Verhältniß zum Zollverein 
und Neid) 15. 

Legitimationsjihein=-Kontrole im 
Grenzbezirfe 85. 

a Ad ⸗ ———— 
koſten 217 

Leinengarn (Bollabfertigung) 5. 

Leydheler, die Zölle und indirekten Steuern 
in Elſaß— Sothringen 30. 

Liberia Gandelsvertrag) 261. 

Lippes — zum Zollverein und 
Reich 4. 34. 

Literatur für Bol und Steuermweien 28 ff. 

Löbe Dr., deutiches Zollitrafrecht 31. 

Sotterieloosfteuer!. Reichsſtempelſteuer. 

Löwenherz Dr. über die Steuerfreiheit des 
Brauntweins zu gewerblichen Zwecken 30. 

Lübed, Hauptzollamt 177. 

Cübeda Verhältniß zum Bollverein und 
Reich 15. 81. 177. 

Lurembnrgs Verhältnig zum ——— 
und Deutſchen Reiche 9. 32. 229 


M. 


Madagaskar Gaudelsvertrag) 26. 270. 

Maiſchbreunereien 134. 

Maiſchraumſteuer 134 ff. 

Malzaufihlag, bayeriicher 121. 

Malzjurrogate, deren Beiteuerung und 
Kontrolirung 123. 

Markt: u. Meßverkehr, zollpflichtiger 78. 

Majhinenzölle können nidt erlaflen 
werden 44. 

Mafjjengüter (Statiftil) 193. 

Materialbranntweinjteuer 137. 

Matrilularbeiträge 200. 

Mehrgemwicht bei ſeewärts eingegangenen 
und bavarirten Waaren wird bei der Ver— 
zollung nicht berüdfichtigt 51. 

Mecklenburg-Schwerins Verhältniß zum 
Zollverein und Reich 4. 15. 34. 227. 

Meiitbegünjtigte Staaten 253. 

a a Verhältnis zum 
Bollverein 15. 834. 

—— im. 

Meßkommiſſionen 77. 

Meßkonten 77. 

Mehordnungen 77. 

Meßplätze — deren Begünſtigung 77. 

Meßrabat?7 

Meßverk er f. a. Marktverkehr) 79. 

Mexikos Handelsverträge 14. 26. 266, 


x 


v. Aufſeß: Die Zölle und Steuern des Deutſchen Reiches. 


a A An für Grenzbeamte 
214. 

gtinifierfonferen; zu Heidelberg 18. 

Mineralöl j. Zollabfertigung. 

Monatsausmeije für Starktir 92. 

Mühlenfabritate, Bollentrichtung für 
diejelben, 74. 

Münzfartell 10. 

Muſterpäſſe für Neifende 180. 


N. 


Nahpöfelung von — (iteuerfreie 
Ablafiung von Salz hierzu) 114. 

Nahihukaccije für Branntwein 133. 

"a jau, —— zum Zollverein und 


Rei 
— 
1885 168, 
Ri derlagen, amtliche und Regulative hier: 
ür 66, 
Niederlagegelder 44. 
Niederlande RO, 9. 254. 
—— sen. niß der Zolk 
und Steuerbehörden von Zuu und Steuer⸗ 
prozeſſen 92. 
NordamerikaniſcheFreiſtaaten, deren 
Verhältniß zum deutſchen Reich 254. 
Norddeutſcher Bund 144 ff. 
Normalitener für Branntwein 137. 
Normaljäge im Paufchjummenetat 210. 
Norwegen, ſ. Schweden. 


O. 


Ober-Grenzkontroleure, Bezüge der— 
ſelben 213 ff. 
DOber-Zollinfpeftoren, 
jelben 213 ff. 
Dejterreih-Ungarn (Zoll- und Handel 
verträge) 11. 13. 22. 26. 261—263. 
DOldenburgs Verhältnig zum Zollverein 
und Deutjchen Reich 11. 32. 227, 
DOrganijation der HZolle und Steuerver: 
waltung 176 ff. 
Organijationsstatijtif 198. 
Organijationdveränderungen 178. 
214. 


Ortihaftsverzeichnijje 188. 
Ortözulagen der Örenzbeamten 213. 216. 
Osmoſe-Verfahren j. Rübenzuderjteuer. 
DOjtrumelien, meijtbegünjtigt 254. 
Ottomanij he Pforte (Handelöverteäge) 
j. Türfei. 
P. 


Para gugi —— 14. 

Paſſirgüter über den denſee (Zollab: 
fertigung) ſ. Bodenſeeverkehr. 

Pauſchſummen und Pauſchſummen ⸗Etat 
für die Zollverwaltungskoſten 210. 

Pauſchſummenetat abgeſchafft 211. 

—— ür Grenzbeamte 
214. 216. 


das Börjenftenergejeg von 


Bezüge der— 


Alphabetifches Regiſter 


Petroleumtranjitlager 70. 
Letroleumfäſſer j. Tarabeftimmungen. 
Retroleumfäfjerlager 66. 
Plannenitein von Salz; 118. 

Perjien (Handelöverträge ıc.) 14. 22. 255. 
verſönliche Yulagen der Grenzbeamten 
fönnen nicht angerechnet werden 213. 
PlerdesUUnterbaltungäsgelder 213.216. 
Lferdezuſchußgel der f. Örenzbeamte 218. 

Pflaſtergelder 45. 

vochhammers Jahrbücher 29. 

Pölelung von Heringen (Abgabe von 
iteuerfreiem Salz hierzu) 114. 

Tolarijation des Zuckers 9. 

Bortofreiheit in Zollvereins- und Reichs— 
dienitiachen +1. 46. 

Bortugal (Handelövertrag x. 2.) 268. 

Poitgüter, ausländiiche und deren Zollab— 
iertigung und Negulativ hierfür 65. 

Poherp ojituren für die Zollabfertigung 
178. 


Präzipuum f. Zollpräzipunm. 

Preßhefe f. Hefe. 

Preußens Verhältniß zum Zollverein und 
Reich 9 fi. 32. 226 fi. 

Frivatlager j. Kredit-Tranfitlager-Theil- 
ungslager x. 

Rrivatjalinen 115, 

Prozeßſtatiſtik 198. 

Pyrmonts Verhältnig zum Zollverein und 
Reich 9. 227. 


O. 


Quartalsabrechnungen 202. 
Quartalsextrakte über Zölle und Steuern 


Reform der Grumdjäge für die Pollvers 
waltungstojten 25. 54 — des Zollabs 
fertigungsverfahrens 49 — des Zolltarifs 
19. 23 


Regulative, ſ. diejelben bei den einzelnen 
Materien. 

Reich, Deutſches 16. 

Reihsbevollmädtigte für Zölle und 
Steuern 235 ff. 

Reihskontrole für Zölle und Steuern 
39. 235 fi. 

Reihsgerihtlihe Erkenntniſſe in 
Zolljachen 86, in Braufteuerfadhen 180, 
in Branntweinftenerjachen 150. 

Reihsgeiegblatt 29. 

Reihshauptlajje und Abrehnung mit 
derjelben 222, 

Reihsjtempelabgabe 23. 25. 167 ff. — 
Berwaltungstojten 222. — Gegenjtände 
der Beſteuerung nad Tarifnummer 1—3 
168 fi. — Wer zur Zahlung verpflichtet 
ift 168. — Uebertretungen 168. — Un: 
meldung vor der Zeichnung von Werth- 
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papieren 168. — Befreiungen und Aus— 
nahmen 169. — Begünstigung der Tarif: 
nummer 3 169. — Einfluß des Orts des 
Abſchluſſes eines Böriengeichäftes auf dem 
Stempel 169. — Börjenmäßig gehandelte 
Waaren 170. — Befreiungen bei Ans 
ihaffungsgeichäften 170, — bei Lotterien 
173. — Berwaltungstoftenvergütung 176. 
222. 

Neihsverfajiung 27. 

Reis ſ. Zollbegünftigung u. Malzfurrogate. 

Reiſekoſten der Reichstontrolbeamten 246 
fi. — der Örenzbeamten 216. 218. 

Nepertorium zu den Hollverträgen und 
Klonferenzverhandlungen 28. 

NReititutionen aus eranlaffung der Ne 
gijterrevifion 203, 

Netourgüter, Zollfreigeit derjelben 79. 

Neuß, Ältere und jüngere Linie, deren Ver: 
hältnifie zum Zollverein und Reich 31. 
226 


Rheinp fa I3, bayerijche, Uebergangsverkehr 
230, 


Rheinverkehr, ſ. Waflerverfehr. 

Rheinſchifffahrtskonvention 59. 

Rübenzuckerſteuer 92 ff. — Deren Ber- 
waltungstojten 221. 

Rüdeinnahmen an Ausgaben für die Ge- 
meinjchaft 212, 

Nüdvergütung zuviel bezahlter Zölle u. 
Steuern 203. — Der innern Verbrauchs— 
jteuern (j. Uebergangsiteuer) der Stempels 
jteuer 174. 

Rüdvergütung der Nübenzuderjteuer 96. 
— der Tabadjteuer 105. 110. — der 
Branntweinjteuer, bei der Ausfuhr 139. 
— derjelb. zu gewerblichen Zwecken 140, 
— der Bierjtener 131. 

Rumänien, Handelävertrag 26. 269. 

Rußlands Verhältniß zum Reich 271. 


Sachſen-Altenburg, desgl. 4 fi. 226. 
Sadhjen:Koburg: Gotha 4 fi. 34. 226. 
Sadhjen-Meiningen, deögl. 4 ff. 34. 226, 
Sachſen-Weimar-Eiſenach, desgl. 4 fi. 
34. 226. 
Sachſens Verhältniß zum Bollverein und 
Reich 4 fi. 33. 226 ff. 
St. Salvator, Handelävertrag 269. 
Ben be ſ. Salziteuer. 
Salztreditlager 70. 
Salzdenaturirung 113. 116 ff. 
Salzabgabenftatittit 198, 
Salzledjteine für Vieh 118. 
Salzmonopol, Aufhebung dejielben 15, 
Salziteuer 112 fi. 
Salziteuerämter 115. 
Salziteuererlajje 113. 
Salzjteuer-Erhebungstojten 220 fi. 
Sammlung der Zoll und Handelsver— 
träge 28. 
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Samoa (Handelövertrag) 26. 270, Statiftiiche Kommiſſion 187 — Gebühr 192. 

San Salvador (Handelävertrag 269. Statiftijches Waarenverzeichni; 195. 

Sanct Bauli, Antrag Preußens auf Eine | Steigraum (j. Branntweinſteuer). 
verleibung in das Zollgebiet 22. Stellenzulagen der Grenzbeamten 213. 

Schanz Dr, Jahrbuch fir Finanzwillen- | Stellvertretungstoften der Grenz: 
ſchaft 29. beamten 217. 

Schaumburg-Lippe's Verhältniß zum | Stempelmarlen für Statiftit 193 — für 
Bollverein u. Reich, j. Yippe 4. 9. 31. 226. Wechſel 159 — für Börfeniteuer 174. 
Schiiffahrtsverträge j.Dandelsverträge. | Sterbequartale für die Hinterbliebenen 

Schiffsabfertigung, zollpflichtige i. Ver— der Reichskontrolbeamten 247. 
kehre zwiichen Medlenburg und Oſt- Steuerbeamte, deren Stellung, Rechte u. 
preußen 64, Pilichten, 1. die Kontrolvorſchriften bei den 
Schifisbau-Materialien ſ. Zollbe— einzelnen Steuerarten. 
günſtigung. Stenerämter im Innern 180. 
Schifjsbegleitung, Kojten 216. Stewerfredit j. Kredit. 
Schleswig-Holſteins Verhãltniß zum Steu ererlaß für ZTabadjtener 104. — bei 
Zollverein 15. der Brauerei 127 — bei der Branntmwein- 
Schlufnotenzwang 171. — Aufbewahr- brennerei 147, een 
ung der Schlujnoten 172, — Gteuer: Steuern, innere, Grundfäpe für diejelben, 
erjtattung für verdorbene oder zu body | die einzelnen Steuerarten. 
beiteuerte Schlußnoten 172. Steuerverein 8 Il. 2 
Schraut über Handelöverträge 31. Steuervergütung |. Rüdvergütung. 
Schleufengelder 44. Strafverfahren in Zoll: und Steuer 
Schmoller Dr., Jahrbud für Sejeggebung ſachen 88. 45. 112. 129. 149. 154. 161. 
u. Berwaltung 29. _ 165. 175. ul 
Schwarzburg:Rudoljtadt und Son- Strafen in Zoll: und Stenerübertretungen 
dershaujen, Verhältniß zum JZollverein 86. 95. 112, 129. 149, 154. 161. 165. 174. 
und Reich 4 ji. 31 ff. 226, Strafgelder und Confiskate verbleiben 
Schwedens Verhältniffe zum deutichen Reiche jedem Staate 43. 175. 
fi 254. 271. Strafſtatiſtik ſ. Prozeßſtatiſtik. 
Schweiz Gandelsverträge) 22. 26. 265. Strafverwandlu ngsredt in Zoll und 
Stontrirung 170. SEteuerſachen 43. 
Sechäfen, deutſche, gleiche Behandlung | Strandgiüter, Yollabjertigung 63. 
aller deutichen Schiffe in denjelben 45. Subjidiarijhe Haftung j. Haftung. 
Seeverkehr, Zollabfertigung f. Dafenregu: | Surrogate j. Malzjurrogate. 
lative, Syrup ſ. Rübenzuder u. Branntweinjteuer. 
Serbien (Dandelävertrag) 26. 270. 
Siam (Handeld: x. Vertrag) 14. T. 
Sideritellung der Zolle und Steuerkre— Tabadjabrifiteuer 103, 
_ dite 209. —— Tabachmonopol 108. 
Spanien (Handelsverträge) 26. 263. Tabadjurrogate 110, 
Spielausmweije bei Lotterien 173. Tabaditener 15, 24. 102 
Spielfarten, Begriff derjelben 166. Tabadjteuerverwaltungstoiten 222. 
Spiellartenverfehr 165. Talg Denaturirung 58. 


Spielfartenjtempel 23. 164. Kanaertchei Kärbebier 124. 
Spielfartenjtempel: Berwaltungs: een 58, 


Kojten 222, Tarif ſ. Zolltarif. 
Spirituoſen, Zollerleihterungen für den | Fan N Honpelbhidiig 170. 
Handel mit denjelben 71. Theilung zollpflichtiger Waaren 67. 72 ſ. 


Staatöfalzwerfe, deren Kontrole 115. 


Stapelredhte 44 a. Umfüllung u. Umpadung. 
u . 


Theilungslager im Allgemeinen 70 — 


Stationsfontrolfeure für die Reichs— für Wein und Spirituojen 71 — für 

_ tontrofe 235 ff. Taback 108, 

Stationäzulage d. Reichscontrolbeamten Theueru nasözulagen der Grenzbeamten 
246. — Der Grenzbeamten 213, 213. 


S tat i wild es Jahrbuch des ſtatiſt. Amtes 30. | Thor iperrgelder 45. 
Statiftif der Zolle und Steuerverwaltung | Thüring’icher Zoll- und Handelöverein 


185 fi. — der gemeinichaftliden Ein: 7. 226. 
nahmen 197 — des deutjchen Reiches 30 | Thüring'ſcher Seneralinjpettor 176, 227, 
— des Waarenverkehrs 184 FH. — der | Tiemann'iches Färbebier 124. 


_ Straffälle 198 — Koſten der Statiftif 222. | Tranjitlager im Allgemeinen 68. 
Statijtiihes Amt 188, Tranjitlager für Getreide 73 — für Pe— 





Alphabetiſches Regiiter. 


troleum 70 — für Heringe 70 — für | 
Seiamöl TO — für Seife und WRallroth 70 | 
— für Bau- und Nutzholz 75 — für Käſe 
in Laiben 70 — für finniſche Butter 69 
— für Eiſen 82 ff. 

Zransportfontrole im Örenzverfehr 85. 

Transportſcheine für den Uebergangs— 
werfehr 233, 

Türtei j. Ottomaniſche Pforte (Handelöver- 
träge) 9. 14. 257, 


u. 


Uebergangdabgaben 26. 44. 222. 
Uebergangsabgaben-Erlah 234. 
Uebergangsicdheine 233. 
Uebergangsſtellen 233. 
Uebergangsſtraßen 233, 
Umfang des Bollgebietes 33, 
Umfüllung — Umpadung zollpflichtiger 
Boaren auf Niederlagen 67. 
Umihlagredte 44. . 
Unterbringung, räumliche, der Grenz 
beamten und Koiten biefür 214. 
Umzugsfoften der Reichskontrolbeamten 
246. — der Grenzbeamten 214. 216. 
Unterelbe, Anichluß derjelben an das Zoll: 
gebiet 22. Zollverkehr auf derielben 60. 
Uruguay (Handelövertrag) 22. 255. 


®, 


Verbrauchfteuergruppen 229 fi. 

Veredelungspverfehr 80. 

Vereinsbevollmädtigte f. Reichsbe— 
vollmächtigte. 

Vereinskontrole ſ. Reichskontrole. 

Vereinsköontroleure j. Stationskon— 
troleure. 

Bergoldung, deren Unterjuchung 58. 

Vergünftigungen für Gemwerbtreibende 
in Zolliachen 44. 

Sergütungen für die Zoll- und Steuer 
verwaltung und deren Anrechnung 212. 
— aus Veranlaſſung der Regiſterreviſion 


Verhandlungen der General-Zoll Kon: 
ferenzen 7 fi. 28. 
Verjährung der Zoll: und Steuervergehend« | 
Strafen, j. Strafen, Strafverfahren. 
Vermahlungsjtener für Bier 125, 131, 
Vernihtung des Tabads vor der Ber: 
ſteuerung 109. 
Verordnungsblätter der Zolldirektiv— 
behörden ſ. Amtsblätter. 
erſendungsſcheinkontrole im Grenz— 
bezirke 85. 
Verſendungsſcheine für Taback 109. 
Lerſilberung, deren Unterſuchung 58. 
Vertretungsverbindlichkeit ſ Haftung. 
Verwaltungstojten, gemeinfchaftl., fir 
die Zolle und Steuerverwaltung 203. t 
Verzeihnifie der Zolle und Steuerbe | 
börden 31. 182, | 
Annalen bes Deutichen Reiche. 
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Berzeihniß der Reichskontrolbeamten— 
itellen 248, 

Veto des Prüfidiums im Bundesrathe 48. 

Bifitirfrauen, Bezahlung derjelben 219. 

Boltszählungen 43. 186. 

Vorgeihichte des Zollvereins 1 ff. 


W. 


Waagegebühren 44. 

Waarenverkehrsſtatiſtik 188 ff. 

Naarenverzeihnih zum Bolltarife 57. 
— Statiftiiches 189 fr. 


Waffengebrauchsrecht der Grenzaufe 
jeher 86, 

Wahl, die Branntweinbeitenerung in Sad): 
jen 31. 


Waldecks Verhältniß zum Zollverein und 
Reich 227. 

Walferverfehr auf Flüllen und Kanälen 
j. Statiitif 59. 

Waiferzölle 44. 

Wechfelitempeliteuer 23. 155 ff. — Ver 
waltungstojten für diejelben 222, 

Wechſel im Börjenverfehr 170, 

Weingroßhandel und deſſen Zollbegünitig- 
ungen 71 #. 

Beingerit f. Uebergangsabgaben. 

Veinzollrabatt 71, 

Weintbeiluugslager Tl. 

Weihbier j. Uebergangsabgaben. 

Wermutbhpulver j. Denaturirung v. Salz. 

Wohnungsgeldzuſchüſſe f. Grenzbeamte 
213. 216. 

Wohnungsgeldzuſchüſſe der Reichskon— 
trolbeamten 246. 

Wollwaaren, Tarifirung 23. 53. 

VW iürttembergs Verhältniß zum Zollverein 
und Reich 3. ff. 15. 33. 231. 


3. 


Sentralbureau des Yollvereind 184. 199, 

Zentralblatt, preußiſches 29, des Deutichen 
Reichs 29. 

Bollämter f. Organijations -Abrechnungs⸗ 
weſen. 

Zollabfertigungsvorſchriftenb7. 181. 

Bollabjertigung des Verkehrs durch das 
Ausland 78. 

Bollabfertigung der Flöfle von Baus 
und Nußbolz 75. " 

Zollanſchlüſſe 32. 

Zollausſchlüſſe 32. 

Zollauffiht an der Grenze 86, 

Zollbegünftigungen für Mafchinen 44, 
für Roh und Bruceifen und Brucdjtahl 
81, für den Seeihiffäbau 81, für Thee 
85, für Reis 84, für Futter und Weide: 
vieh 81, für Gewerbtreibende 44, für eins 
zeine Mekpläbe 46, für Mühlenfabrifate 
74, für Oelmuͤhlen 24. 85, für den Grenz 
verkehr mit Arbeitsvich 85, für Rohre 
zuder zur Herſtellung fondenfirter Milch 83. 
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282 vd. Aufſeß: 


Bollboote, Koſten für diejelben 217. 

Bollbundesrath j. Bundesrath. 

BZolldellaration 49 ji. 

Bolldefrandation und Kontrebande, Be: 
griff und Beitrafung 86 ff. 

Zolldireftivbehörden und deren Befug— 
niſſe 45. 51. 

Bollerleihterung ſ. Zollbegünftigungen. 

Zollerlaſſe 50. 

BZollfreiheit für Hofhaltungen und Ge 
ſandte 44. 

Bollfreie egenjtände, deren Zollabfertigung 
auf Begleitichein I 50. 

Bollgeieß 48. 

Zollgebiet (Größe, Umfang, Einwohner: 
zahl desfelben) 33. 

Bolltartell unter den Zollvereinsjtanten 
1. 89, — mit Dejterreih 59. 262. 

— IE I Mr bleiben jedem Staate 43. 

ollfredit j. Kredit. 

Bolltreuzer und Koften biefür 217. 

Zollordnung #9. 

Bollpa rlament 15. 

Yollpräzipua 11. 39. 

Zollrabatt für Wein ſ. Weinzollrabatt. 

Zollrehte und Entihädigung für diefelbe 44. 

Bollitrafen 51, 86. 


Die Zölle und Steuern des Deutſchen Reiches. 


Zollitrafgejeg 49 j. a. Zollgeſetz. 
3ollitcafredte, Dr. Löbe 31. 
Bollitrafverfabren 88, 

Zolltarife 30. 52 ff. 
3olltariffommiiiion 19. 
Zollvereinsgeihicdte 4—16. 

a dejien Hauptgrundjäße 


Bolipereinigungsverträge 6 ff, 
. 14 


Zoll. und Handelsverträge mit fremden 
Staaten ſ. dieje Staaten. 

Zollvermwaltungdetat 25. 41. 211. 218, 

gollverwaltungsfoften,Ziquidation 
203, 210. 215. 


Zollzuidhlag nachdem Geſetze von 1879 21. 


Zuderfouleur ſ. Malzjurrogate, 


Zuderjteterenguöte 100. 

Suderzoll 99. 

Zündhölzer (Schupgejep) 24. 

Zuſchläge zu den Averſen Hamburgs und 


Bremens 209, 


Zuihüjje zur Pauſchſumme für Baden, 


Oldenburg, Elſaß Lothringen und Luxem— 
burg 39 — Bremen 25. Abſchaffung der— 
jelben 212, 





Cinnahme vom Branuntwein im Beichsitener- 
gebietfür die Etntsjahre 1870 bis 188384.) 


(Bol. die geieplichen Bejtimmungen oben ©. 132 ff.) 


(Für die Jahre 1870 und 1871: Abrechnungen über die Ginnahmen an 
Branntweinftener und MWebergangsabgabe vom Branntwein, ſowie Sommerzial- 
Nahweilungen des vormaligen Zentralbureaus des Zollvereins ; für die folgenden 
Jahre: Statiftit des Deutichen Reichs Bd. VII. ©. 1. 58 und ©. IV. 28; Bd. 
XV, ©. IV. 15 Bd XX. ©. VI. 28; Bd. XXV. Juliheft 1877 S. 1*; 
Bd. XXX. Novemberheft 1878 ©. 47; Bd. XXXVII. Dezemberheft 1879 
S. 1; XLUl. ©. XI. 1; Bd. XLVII ©. Xl 1; Bd. LI. ©. X. 174; 
Bd. LIXN. ©. XI, 15 Monatöhefte zur Statiftif des Deutichen Neihs Jahrgang 
1884 ©. XI. 64.) 





un Nettovertrag 
R Zn f rückver— TE 
J ——— Eingangs-| Geſammt gütungen DE SERIE Un 
Etats⸗ trag der —— 3. des Zolls im 
: — Aus- Jzölle von | Brutto- ffür ausge] des „olls 
jahre?) BranntUeber— führten u 4 Reichsſteuer— 
— er ab. | G- | auständ. [ertrag der [IH TIC 
(deit 1877 weinſteuer JJangsab a: Steuerundl 54 techn. gebiet 
on gaben ungsab iichem Eteuer und Ameren — 
mit dem im t i ne ’ 
1. April Reiche: gaben | Brannt: [des Zolls] verwen: M im auf 
.& ® * 25 at u r 
En — wein Sp. 1 -5 deten ne den 
eginnend Iſteuergebiet Brannt-⸗1Ep. ». 


wein jminus 7.) Kopf 
1000 4 [1000 A 1000 A| 1000 A] 1000 46 | 1000 He | 1000 M 











1870 45,564, 76,» 1,085,? | 46,726,® 9,851, | 36, 1% 
1871 42,701,! 43° — 1,392,3 | 44,136,5 7,708,? | 36,428, | 1,1% 
1s72 45,095,® 46, — 12213,0 | 46,354,* 4,373,° I 41,981,* | 1,38 
1873 49 ,752,? 47,5 — 1461,2 151,261,* 8,472,°7 | 42, 788,0 1,33 
1874 54,521,* 104, _ 1,733,3 | 56,359,® 8,882,* | 47,977,* | 1, 
1875 56,873! 117,0 — 1,932,7 | 58,922,® 6,448,° | 52,474,° | 1,5% 
1876 53,408, 128,5 3, 1,931,° | 55,472? 6,402,3 | 49,069,° | 1,# 
187717 52,529, 110,9 2,8 1,621, | 54,264,® 9,061,° 1 45.203,° | 1,? 
1878/79 | 54,616,? 111,3 2,? 1,642,6 | 56,373,® 8,963,5 | 47,410,° | 1,% 
1379/80 | 53,398,’ 133, * 2, 2,0850,2 | 55,620,? 9,872,5 I 45,747,7 | 1,9 
1880/81 | 57,271,® 121, 2,? 1,751,° | 59,176,° | 12,077,* 1 47,098,% | 1,3% 
1881/82 | 64,002,? 120,5 2,° 1,917,% | 66,043,° | 17,533,5 ] 48,510, | 1,% 
1882/83 | 58,824 ,? 119,9 2,: 1,974,°7 | 60,921,° | 14,955,2 |] 45,966,8 | 1,9 
1883/54 | 61,176,® 114,° 2,5 2,101, | 63,395,* | 14,484,° | 48,911,* | 1,# 








....) Die Beitenerung des Branntweins im Meichsjteuergebiet gründet ſich auf die be: 
zügliche Geſetzgebung des Königreihs Preußen, mit dem fich bei und nach der Bildung des 
Holvereins verichiedene norddentiche Staaten durch Separatverträge zu einer Branntweiniteuer: 
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——— vereinigt hatten. Die hiernach in Preußen, Sachſen, Oldenburg, Braunſchweig. 
nhalt und dem thüringiihen Zoll- und Handelävereine giltige Beiteuerungsweije wurde 
durch Bundesgeieg vom 8. Juli 1868 (B.-G.:Bl. S. 384) audy in den übrigen dem Zoll- 
gebiete angehörigen Staaten des Norddeutichen Bundes, zu denen in Folge Bertragd vom 
9. April 1868 B.G.Bl. S. 466) der jüdliche Theil des Großherzogthums Hefien trat, 
eingeführt, und zwar zu verjhiedenen Terminen im Yaufe der Jahre 1868 und 1869. Ferner 
wurde die Wirkſamkeit des gedadjten Geieges durch Reichägeieg vom 16. Mai 1873 (R.-G.- 
BL ©. 111) vom 1. Juli 1873 ab auf das Reichsland Eljah-Lothringen ausgedehnt. Aus— 
gefhlofien von dem Reich&iteuergebiete jind Bayern, Württemberg und Baden Art. 35 Abj. 
der Reichöverfajlung), jodann das großherzoglich ſächſiſche Vordergericht Titheim und das 
jachien-coburgiihe Amt Königäberg, die zur bayeriichen Steuergemeinjchaft gehören. 

Tie Steuer wird bei Verwendung von Getreide und anderen mehligen Stoffen, jowie 
von Rüben und Rübeniyrup (Melafie) nah dem Maiſchraum -ald Maiihbottichiteuer, und 
* für ſog. landwirthſchaftlichen Brennereien, die nur in dem Zeitraum vom 1. November 

is 16. Mai im Betriebe find und in kleineren Quantitäten nur ſelbſt erzeugte Produkte von 
Getreide und anderen mehlartigen Subjtanzen verarbeiten, mit 25 Pf., für die anderen mit 30 Pf. 
auf je 22, 1 Maiichraum erhoben; bei Berwendung von andererem Material geihieht die 
Erhebung nad) der Menge des zur Branntweinbereitung verwendeten Materials ald Material- 
jteuer, welche je nad der Gattung des verwendeten Material® mit berichiedenen Sätzen 
normirt iſt. Der Zollfag für ausländiihen Branntwein (ohne Unterſcheidung des Stärke- 
rades betrug vom Jahre 1865 an für 100 kg 36 M und wurde durch Tariigeieg vom 15. 
Kur 1879 (R.G.Bl. ©. 207 fi.) auf 48 M erhöht. Die Uebergangsabgabe für den aus 
anderen Zollvereinsitaaten in das Neichsjteuergebiet eingehende Branntwein beträgt 26,29 MC, 
die vom 1. Januar 1876 erhobene Ausgleihungsabgabe für den aus Luremburg unter 
Uebergangsſcheinkontrole eintretenden Branntwein (vergl. Zentralblatt f. d. Deutiche Reich, 
Jahrg. 1875 S. 812, 8, A je für 1 hl à 100%, Alkohol nach Trallee. Bei der Ausfuhr 
aus dem Heichsjteuergebiet wird die Steuer mit 16,1% M für 1 hi zu 100%, Alkohol rüds 
vergütet, ebenjo bei der Verwendung des Altohols zu gewerblichen Zweden in der letztgedachten 
Weiſe wurde bis 1. Januar 1880 nur die Verwendung zur Bleizuder: und Bleiweißbereitung, 
jowie zur Gewinnung von Alfaloiden begünftigt; jeitdem ift durch das Gejeg vom 19. Juli 
1879 (R.G.Bl. S. 259) dieje Begünftigung wejentli ausgedehnt, u. a, auch auf den zur 
Eifigbereitung verwendeten Branntwein. 

Für die Hohenzollernihen Lande iſt durch die Geſetze vom 4. Mai 1868 (B.-G.:BI. 
S. 151) und 15. November 1874 (R.G.Bl. ©. 183) bejtimmt, dab die Abgabe bei einer 
Stärke bis zu 65°), nad) Tralles 1,° A&, bei höherem Altoholgehalt 3 & für 1 hl Branntwein 
betragen und für jede Betriebsanftalt auf 1 Kalenderjahr im Voraus geiegt werden joll. 

2) Bon 1874 an einihliehlih Elſaß-Lothringen. — Tas Vierteljahr 1. Januar bis 
31. März 1877 ift unberüdfichtigt geblieben. ergl. S. 46 ‚Techniſcher Betrieb der 
Branntweinbrennerei“. 











"Außerordentliche Preisermäbigung 


älteren Jahrgäuge von 1870 bis 1884 des. 
taatsrechtlichen, volkswirtbfehaftlichen und ſtatiſtiſchen Jahrbuches: 


Annalen des Deutſchen Reichs 


für Geſetzgebung, Verwaltung und Statiſtik. 
aatswiffenfhaftlide Beitfhrift und Materialienfammlung. 


Unter Mitwirkung von 


khr. von Auffeß, Dr. €. von Bilinski, F. Bocctus, R. Burkart, Paul Dein, Dr. A. 
Dr. W. Eudemann, Dr. €. Engel, Dr. X. Slärl, Dr. $. Frommelt, Dr. 8. £uld, 
Sareis, Dr. 9. Senfel, Dr. Rud. Gneif, Ph. Göring, Dr. F. Sortus, Eh. Grad, Dr. 
änel, Dr. Heine. Harburger, Dr. £. Get, M. Joel, Dr. Paul Laband, Dr. 3. Landgraf, 
&h. Landgraff, Dr. €. Laspeyres, Dr. &. €. Leuthold, Dr. 3. W. Lewis, Dr. €. Loening, 
v. Martit, Dr. Georg Meyer, Dr. £. A. v. Müller, Dr. €, Naffe, £. Perels, Dr. £. Perrot, 
Pröbſt, Dr. £. Begelsberger, 9. Rehm, Dr. 9. Rei, Dr, A. v. Riecke, Dr. ©. Frhr. v. 
hofen, Dr. Ludw. von Rönne, Dr. 9. Rösler, Dr. 9. Rofin, Dr. Paul von Roth, Dr. 9. 
feel, Dr. Bud. Schleiden, Jul. Schulze, Ch. Sendtner, F. K. Seyffardt, Dr. C. Slevogi, 
Ad. Soetbeer, 8. Sonnemann, Dr. £. v. Stein, A. Schr. v. Stengel, Dr. F. Thudichum, 
Dr. 9. Wefendonk, Dr. Ph. Born u. A. 


herausgegeben von 
Dr. Georg Hirth und Dr. Mar Seydel. 
Jährlich 12 ſtarke Monatöheite; vierteljährliger Abonnementspreis Marl 4.— 





















ei neuen Abonnements wird oft mit Bedauern bemerkt, daß 
Grwerbung der früheren Jahrgänge der „Annalen“ mit fo 
ben Koften (Milk. 236.—) verknüpft fei, und der Wunſch aus- 
Frochen, bei Bezug der volltändigen Serie eine Preisermäßigung 
treten zu laffen. Um nun derartigen Wünſchen entgegenzukommen, 
en wir nns entfchlofen, nen eintretenden Abonnenten die 
nplete Serie 1870 bis 1884 anftatt zu Milk. 236.— zu 
nur Mark 100.— 

lieferw. er Borrath diefer Iahraänge if nur Fehr, aering. 
£ bieten mit diefer Offerte öffentlichen und Privatbibliotheken, 
jats- und Gemeindebehörden, Anftalten und Vereinen die feltene 
sheit, ſich um einen enorm billigen Breis die ganze Serie 
nediegenen und werthuollen Quellenwerkes zu erwerben, 
‚Der Breis der einzelnen Bande refp. Iahraange bleibt wir 
v 2Ziik. 16.— Die Jahrgänge 1868/1869 find ganz verariffen. 


Rehtswiflenigaftlide Monographien, Kommentare zu Reichsſsgeſehen, Berichte über Gele: 
und Bermwaltung, volks⸗ und flaatöwirthihaftlihe Interfuhungen, amtliche Publikationen, 
ften, Handelskammerberichte, ſtatiſtiſche Neberfihten, bilden Das Programm der Zeit- 


* G. Sirth's Verlag in München & Leipzig. 28 


W. ©. a. u. 
& 





*— 


ſchrift, Die als praktiſch-wiſſenſchaftliches Quellenwert wichtig für Niniſte rien 
Bezirköregierungen, Geſandtſchaften und ſtonſulate, Gerichtsbbehörden, Advokaten, goflämter, 
Magiftrate, Kandratbgämter, Handels u > Gewerbefammern, für Reihdtagss und Landtags. 
abgeordnete u. ſ. w. if. 

Interefienten fteht ein vollſtändiges Inhaltsverzeichniß der Jahrgänge 1868—1884 oder auf 
ein completer Jahrgang zur Anfiht zu Dieniten. Abonnements werden jederzeit und bom jeder 
Buchhandlung oder Poflanflalt angenommen. 


Münden & Leipzig. 


&. Hirth's Verlag. 


In demfelben Verlage find erfhienen: 


dv. Aufſeß, ©. Freiherr, fal. bayr. Oberzollrath, Die Zölle und Steuern und bie vertrag 
mäßigen auswärtigen Handelöbeziehungen des Deutſchen Reich es. 1886. Dritte Auflage, 
gr. 80. Broſchirt Mi. 2.50. 


Debn, Paul, ZurEinführungderffeihspoft-Sparkaffen. 1884. 54 Seiten, gr. 8°, ME. 1.20, 
Der Verfafier hat in feiner neuen Schrift ein umfaſſendes Material zur Charafteriftil und 
Beurtheilung der Poſtſparkaſſen vom voltswirthichaftlihen Standpunkt aus zufammengetragen. 


Selfer, F., !gl. bayer. Oberrehnungsrath, Zur Tabakfteuerfrage. Abwehr gegen die kritiihen 
Nachtrüge zu den Dr. Mayr'ſchen Studien über das Tabatmonopol. 1878. Mi. 1.—. 


Göring, Philipp, Die Veterinär-Poligeiverwaltung nad) den reichsgeſetzlichen Beſtimmungen 
1882, 11'/, Bogen, gr. 8%. Brofdirt ME. 3.—. 


Senfel, Dr. Paul, Die Stellung des Reichskanzlers nad dem Staatsrechte des Deutichen Reichs. 
1882. 4 Bogen, gr. 89. M. 2.—. 


Birth, Dr. Georg, Freifinnige Anſichten der Vollswirthichaft und des Staats. 1876. 27 Bogen, 

ft. 8%, Broſchirt ME. 4.—. 
Inhalt: Vorwort. Familienbudget und Häusliche Buchführung. Die Löjung der fozialen 

Frage. Das Bolksbildungs oder Kulturpolizeireht. Die Nechtögleichheit. Das Deutiche Rei 
und die Schule Anhang: Petition an den Reichſstag. Das Deutjche Reid) und die Steue 
I. Matritularbeiträge oder Reichs-Erwerbſteuer? a) Einfommen mit feitem Steuerfuß. b) Eim 
kommen mit beweglichem Steuerfuß. Die Vertheilung der Güter und das fouderaine Gel 
ber Preisbildung. (Mit einer Tithogr. Tafel zur Darftellung der vier Grundtypen der 
fommensvertheilung.) Anmerkungen. Alphabetiſches Regifter. 


Birth, Dr. Georg, Unfere volkswirthſchaftliche Kriſis. Verſuch einer furzen vorurtheilsloſen 
Yuseinanderfegung. Mit einem Anhang: Ueberſicht der hauptjädhlichjten deutjchen Schuß 
zölle. 1876, Mt. 1.—. 


Hirth, Dr. Georg, Die Lebensbedingungen ber beutfhen Induftrie fonjt und jegh 
Eine Skizze. 1877 4 Bogen, kl. 8°, Broſchirt Mi. —.60. 


Parlaments-Almanad, Deutſcher. Begründet und Herausgegeben von Dr. Geng Birth. 15. Au 
gabe. — November 1884. 16 Bogen, kl. 8%. Broſchirt Mt. 2.—.; geb. ME. 3.—. 

Der „Barlament3-Almanach“ enthält die Verfafiungs- und Wahlgefepe des deutſchen Reicht) 

die Geichäftsordnung des Neichstages, das Verzeichniß der Mitglieder mit biographifchen 
Notizen, Ueberficht der Wahltreife und ihrer Abgeordneten, Zujammenfegung der Fraktionen 

und die Lifte der Bevollmächtigten zum Bundesrath. 


Sehdel, Dr. Mar, Das Gewerbe: Polizeirecht nad der Reichs Gewerbeordnung. Mit einen 
Anhang: Tert der Gewerbeordnung. 1881. 13 Bogen, gr. 8%. Mt. 3.—. | 


Thudichum, Dr. Fr., ord. Profejjor an der Univerfität Tübingen, Das Reichs-Beamtenrecht 
1876. 8%, Bogen, gr. 8°. Mt. 4.—. 








DE Zu beziehen Durd jede Buhbandinng EN 


Drud von Knorr & Girth, og 





Staatsrechtliches, voltswirthſchaftliches und — Jahrbuch. 


Annalen des Dentfhen Reid 


für Oefeßgebung, Verwaltung und Htatiftik. 
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R. Srhr. v. Stengel, Dr. F. Thudichum, Dr. 9. Wefendonk, Dr. 9b. Born u. I. 
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I Häfrlid 12 Sefte, — gefle werben nicht —— — 
j 1686. WUbonnementspreis: vierteljäßrlih 4 Mark. 12 Hefte bilden Nr. 4. 
1* ® einen Sand; dem 12. Hefte wird Bitel, Inhaft Ki. beigegeben. | 1 
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| Seite Seite 
— zur Lehre von der Preisbildung | 1. Erklärungen des Präfidenten der Bun— 
auf Grund einer ——— Betrachtung deskommiſſarien Grafen von Bismard- 
von Altienturfen. Bon Zrör. — Schönhauſen bei den Verhandlungen 
Finanzacceſſiſt in Darmjtadt . - . 285 de3 verfafiungberathenden ——— 
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der Gothik und Renaissance, 
des Barock-, Rococo- und Zopfstils. 


Anregungen zu häuslicher Kunstpflege von 


GEORG HIRTH. 
Dritte, stark vermehrte Auflage. 


450 Seiten hoch Quart mit ca. 400 Illustrationen. 
10 Lieferungen à ı M., elegant geb. M. 15.—. 


Dieses allgemein beliebte Prachtwerk bietet in 
Wort und Bild eine vollständige Anleitung zu stil- 
voller Innendekoration dar, ebenso wichtig für den 
Liebhaber, als unentbehrlich für den Fachmann 
(Architekten, Maler, Schreiner, Tapezierer, Dekora- 
teur a —* em 400 — instruktiven 

Abbildungen befinden sich Ansichten von ganzen 

en ee ee dekorativen Gruppen, in den — 

wie bescheidensten Verhältnissen. Bei der immer allgemeiner werdenden Vorliebe für behagliche 

und schöne Häuslichkeit empfiehlt sich das Werk insbesondere auch als passendes Geschenk für 

Verlobte und junge Eheleute, welchen dieser Rathgeber bei der ersten Einrichtung manche spätere 
Reue ersparen kann. 


„Nicht leicht hat ein Buch so viel zur Veredlung des Kunstgeschmackes bei- 
getragen, wie dieses, wo auch der Laie neben gediegener historischer Unterweisung 
über die Dekorations- und Kleinkunst zugleich praktische Fingerzeige dafür findet, wie 
%| die erworbenen Kenntnisse zu stilvoller Verschönerung der modernen Wohnhäuser, 
| der modernen Wohnung zu verwerthen sind.“ (Wiener Allgemeine Zeitung.) 
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| LIEBHABER-BIBLIOTHEK 
| ALTER ILLUSTRATOREN IN FACSIMILE-REPRODUKTION: 
| 


1. »Jost Amman’s Frauentrachtenbuch«, M. 4.—, — M. 6.40. 
II. »Jost Amman's Kartenspielbuch«e, M. 4.—, geb. M. 6.40, 
Ill. »Jost Amman’s Wappen- und Stammbuch«, M. 7.50, geb. 
M. 10.—. IV. »Tobias Stimmer’s Bibel vom —— 1576«, M. 7.50, 
eb. M. 10.—. V. »Virgil Solis Wappenbüchlein vom Jahre 1555«, 
. 5—, geb. M. 7.50. VI. »Lucas Cranach’s Wittemberger 
Heiligthumsbuch vom Jahre 1509«, M. 10.—, geb. M. 2 
VII. »Jost Amman’s Stände und Handwerker mit Versen von Hans 
Sachs vom Jahre 1568«, M. 7.50, geb. M. 10.—. VII. » Albrecht‘ 
Dürer’s Kleine Passion«e, M. 3.—, geb. M. 6.—. IX. »Hans 
Holbein’s Altes Testament«, M. 4.—, geb. M. .—. X. »Hans’ 
Holbein’s Todtentanz«, M. 5.—, geb. M.8.—. (Wird fortgesetzt.) 


»Die treffliche — — Reproduktion, 
sowie die sorgfältige stilgetreue Ausstattung de 
Bücher setzt das Publikum in den Stand, sich diese Kostbar- 
keiten der alten Xylographie, deren Originalausgaben bekanntlich 
Tausende werth sind, um den Preis von wenigen Mark 
anzuschaffen, ohne sich sagen zu müssen, dass darin doch nur ein a gender Ersatz geboter 
sei. Solche Nachbildungen, wie diese, können wirklich für den Mangel der Originale 
entschädigen und selbst dem strengen Sinn Freude machen.«e (Zeitschrift f. bildende Kunst.) 


»Der um die künstlerische Bildung des deutschen Volkes wohlverdiente Schriftsteller, 
Buchdrucker und Verlagsbuchhändler Dr. Georg Hirth in München, in den weitesten Kreisen b 
kannt als Herausgeber des »Formenschatzes«, hat sich die Aufgabe gestellt, in seiner »Liebhabe 
Bibliothek alter Illustratoren«, die beliebtesten und kunst- und kulturgeschichtlich we 
vollsten illustrirten Werke des 16. Jahrhunderts, deren Originaldrucke jetzt selten, aber sehr Srpresse 
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deshalb theuer sind, in getreuen Facsimile-Reproduktionen (hergestellt auf der Buchdruck 
mittelst zinkotypierter Platten) in Druck, Papier und Ausstattnng den alten Ausgaben getreu na 
gebildet, den — * um billigen Preis zugänglich zu machen.« (Prof. R. Bergau.) 
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Beiträge zur Lehre von der Preisbildung auf Grund 
einer. jtatiitiihen Betrachtung von Aktienkurſen. 


Bon 


Friedrich Gärtner, 
Finanzaceeſſiſt in Darmitadt. 
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Während beim Handel mit andauernd begehrten, beliebig vermehrbaren, ums 
laufenden Gütern die durchichnittlichen Produktionskoſten das Hauptfriterium der 
Preife bilden, richten fich diefe beim Handel in Effekten hauptſächlich nach dem 
Rentirungswerth der legteren. Ein Papier, auf das 3. B. in 4 Jahren ein 
Betrag ZK ausgezahlt würde, und das bis dorthin, bei einem landesüblichen 
Zinsfuß von Z%, alljährlich die Summe D einbrächte, müßte einen Preis haben von 
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Wie aus der Formel erfichtlich ift, find alſo der jährliche Ertrag, der 
landesüblihe Zinsfuß, der Betrag der Rüdzahlung und die Zeit derjelben von 
mweientlichem Einfluß auf die Preife der Papiere, und es ftehen dielelben um fo 
beſſer, je höher der jährliche Ertrag an Zinjen oder Dividenden, je bedeutender berjelbe 
im WBergleih zum landesüblihen Zinsfuß, je höher das etwaige NRüdzahlungs- 
fapital ift, je weiter entfernt der Zeitpunkt deilen Auszahlung, falls diejelbe im 
Bergleichh zu den biöherigen Zinien oder Dividenden klein, je früher die Rück— 
eritattung, falls diejelbe groß jein jollte, vermuthet werden darf. 

Als Objekte des Gffeftenhaudels figuriren namentlich Zahlungsanmweifungen 
und =Beriprehen, Schuldverichreibungen, jpeziell Staatöpapiere und Aktien. Da 
aber bei den legteren die jährlichen Erträge fortwährenden Schwankungen unters 
liegen, und die Höhe eines etwaigen Nüdzahlungstapitals nur ungenau geihäßt 
werden faun, jo richtet fih der Preis (Kurs — laufenden Stück-Zinſen) auch 
noch nad) den Anfichten des Publikums über ZA und die zukünftigen Dividenden, 
nah Muthmaßungen, die wejentlich beftimmt werden durch die betreffenden Vor— 
Dividenden und die allgemeine Geihäftsitimmung, die 3. B. im Jahr 1872 ver: 
hältnißmäßig viel höhere Kurfe verzeichnen ließen, ald nach dem alles Vertrauen 
der Gejchäftswelt erfchütternden Krach von 1873. 

In wie weit nun alle diefe Faktoren auf die Kurſe der Aktien von Einfluß 
find, Toll in Folgendem ftatiftiich unteriucht werden. 

Zu diefem Zmwede kann man nun entweder die Sursgeitaltungen durch 
eine längere Zeit hindurd, jo zu jagen im Fluſſe, verfolgen, um an ihren fort: 
wäbhrenden Aenderungen die Ginflüffe der preisbeitimmenden Faktoren zu 
erforichen, oder man fann die Notirungen zu einem beitimmten Zeitpunkt, oder 
die Durdichnittsangaben einer gewiſſen Periode, einem Momentbilde vergleichbar, 
erfaſſen und aus der Berjchiedenheit der Kursſtände auf die Urſachen derjelben 
ſchließen, wie e3 im weiteren Berlaufe geicheben ſoll. 

Die Notirungen, die dabei der Betrahtung zu Grunde gelegt werden, find 
den Werfen: van der Borght, „Studien über die Bewährung der Aftien- 

Unnalen des Deutihen Reichs. 1856, 19 
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geiellichaften”, auf deſſen Kurs: und Dividendenangaben Bezug genommen ift, 
Saling, Börienpapiere, Ehriftian, Börjenpapiere, und ben betreffenden Kurs: 
blättern der Nationalzeitung entnommen. Obgleich alle Angaben von Ultimo 
Dezember find, fo können fie doch, wie aus einer in der Zeitichrift des Königlich 
Preußischen Statiftiichen Bureaus veröffentlichten Arbeit Engels!) hervorgeht, der 
Unterfuhung zu Grunde gelegt werben. Die Notirungen aller dort verzeichneten 
Papiere von Gejellichaften, die am 31. Dezember?) ihren Rechnungsabſchluß auf: 
ftellen, zeigen nämlich für die Jahre 1870 bis 1875 excl. 73 durdichnittlich, dat 
bei einer im Berhältniß zun Vorjahr fteigenden Dividende der Kurs gegen Ende, 
bei fallender, zu Anfang des Jahres feinen höchiten Stand erreiht; daß bei 
gleichbleibender Dividende die höchiten Notirungen ungefähr am Ende des Jahres 
verzeichnet werden, wenn die Dividende größer iſt, als der Zins, zu dem das 
Papier gehandelt wird, dagegen am Anfang, wenn letterer größer ift als die 
Dividende. 

53 ergibt fih hieraus, daß die, wenn auch zur Zeit des 31. Dezember 

meift noch nicht genau feitgelegten Dividenden, von wejentlihem Cinfluß auf 
die Ultimofurfe find, was uns berechtigt, beide als korreſpondirend anzuſehen 
und der Betrachtung zu Grunde zu legen. Genauere Refultate würde man 
wahricheinlih noch dadurd erhalten, daß man anftatt der Ultimokurſe die Durd- 
Ichnitte jänmmtlicher Notirungen aus Dezember und Januar bilden würde, nad: 
dem die legteren um ZD—Z vermehrt beziv. vermindert wären, um das durch Los— 
löſen des Dividendenjcheines am 31. Dezember bewirkte allen oder Steigen der 
Kurfe am 1. Januar auszugleihen. Aus Mangel an weiterem Materiale aber 
müjlen wir und mit dem unjrigen begnügen. 
Mollte man nun zur Beantwortung der Frage, welcher Kursitand entipricht 
je einer gewiljen Dividende, 3. B. einer Aprozentigen, aus allen Notirumngen 
ſämmtliche 4°/, Dividenden herausnehmen, die zugehörigen Kurſe ſummiren und 
den Durhichnitt bilden, jo würde man zu feinen genauen Reſultaten gelangen, 
weil eben die Kurſe nicht allein von den Dividenden abhängen, fondern. nod 
von andern oben erwähnten Faktoren beeinflußt werden. Zur richtigen Beran: 
Ihaulihung der Einflüfle je eines diefer Momente müßten deßhalb alle übrigen 
in den zu vergleichenden Fällen möglichit gleich gemacht werden, um mit Be 
ftimmtheit jagen zu fönnen, die Differenzen der betreffenden Nefultate beruben 
auf der BVerjchiedenheit der einzig ungleichen Faktoren. 

In dem hier zu behandelnden Fall müßten alſo die einzelnen Notirungen 
oder die Summendurchichnitte derielben, die mit einander verglichen werden jollten, 
unabhängig von VBordividenden, gleich in Bezug auf das zu Hoffende Rüdzahlungs- 
(bier Liquidationss)Sapital fein und unter dem Einfluß desfelben Zinsfußes, 
der gleichen Geſchäftsſtimmung ftehen. 

In wie weit wir mit unferem Material den Anforderungen genügen fönnen, 
joll num gezeigt werden. 

Wie ſchon oben gefagt, würde es nicht zu vergleichbaren Rejultaten führen, 
wollte man aus dem gefammten Matertale alle 4°/, Dividenden mit ihren Kurſen 
ausscheiden, addiren, den Durchſchnitt bilden und denjelben demjenigen der gerade 


*) Die erwerbäthätigen juriſtiſchen Perſonen im preußischen Stante, insbeſonders die Aktien 
geiellih. Engel, Pr. jtatiit. Yeitichrift Jahrg. 15. 1875. 

2) Denn nur die am Ende des Jahres aufgeitellten Div. fünnen einen vorherrſchenden 
Einfluß auf die Ultimokurje ausüben, während die Ende Juni feitgejepten immer gleichweit 
von 31. XII. abjtehen, keine alio von vorherrichendem Einfluß auf die Kurſe diejes Tages 
jein dürfte. 





jo behandelten 5, 6, 7°/, Papiere gegenüberitellen. Das bei einer etwaigen 
Liquidation auf eine Aktie fallende Liquidationsfapital (ZA) bzw. der Verkaufs: 
werth der Unternehmung fönnte bei den verjchiedenen Dividenden als verichieden 
groß angejehen werden; die niedrigen Dividenden fielen vielleicht meiſtens zufällig 
in die Zeit eines niedrigen Zinsfußes, die fetteren in die eines höheren, die 
beilere Geihäftsitimmung und mit ihr eine verhältnigmäßige höhere Notirung 
fönnte mit vorzugsweile hohen Dividenden zufammtentreffen, alles Umſtände, die 
die Wirfung einer Dividendendifferenz an der betreffenden Hurspdifferenz nicht klar 
erfennen ließen. 

Würden wir die einzelnen Notirungen oder Eleinere Summendurchſchnitte 
aus der Reihe aller Papiere in einem beitimmten Jahre zur Vergleichung ziehen, 
jo erhielten wir felbit, abgeiehen von der geringen Anzahl von Angaben, die nun 
vorhanden find, Nelultate, bei denen nicht nur die Dividende, fondern auh ZA 
ungleich jein würde, die von ungleichen Vordividenden ungleich beeinflußt wären ; 
und es könnten deßhalb die Unterichiede in den Surfen, wenn auch die Notirungen 
unter dem Einfluß desjelben Zinsfußes, derielben Geſchäftsſtimmung ſtehen, doc 
niht ausichließlih auf Nehnung der Dividenden: Differenzen geſetzt werden. 

Die Vergleihung von fleineren Summendurhichnitten, die aus denselben 
Sahresnotirungen verichiedener Papiere gebildet wurden, mit den Durchichnitten 
anderer Jahresnotirungen andrer oder derjelben Papiere ruft ähnliche Bedenken 
hervor, wie die im eriten Falle erwähnten; und wenn alle Aktien im den 
Summendurhichnitt eines Jahres eingeichloffen find, und derſelbe mit denen 
anderer Jahre verglichen wird, fo iſt auch bier immer dabei zu berüdiichtigen, 
dag der Zinsfuß, die Geichäftslage, die Vordividenden, ja felbit unter Umſtänden 
LK in den einzelnen Jahren verichieden fein können. 

Dasjelbe gilt auch bei der Vergleihung verichiedener Jahresnotirungen eines 
und desjelben Papieres oder den aus diefen Jahresangaben gebildeten fleineren 
Periodendurchſchnittsreſultaten. Wollte man legtere noch mit denen anderer 
Papiere vergleichen, jo würde auch ZA in den einzelnen Fällen nicht als gleich 
angeiehen werden können. 

Takt man aber ſämmtliche Angaben eines jeden Papieres von einem gewiſſen 
Zeitpunkt an zufammen, bildet je den Durdichnitt von Kurs und Dividenden, fo 
erhält man Reſultate, die unter demselben Einfluß von Zins und Geichäftslage 
ftehen, die, wenn die Periode nicht zu kurz ift, von den Bordividenden nicht be: 
einflußt werden, bei denen nur je nach den einzelnen Papieren, ZA und Die 
Dividenden verjchieden fein fünnen. Da beide aber fih im Zulammenhang bes 
finden, fo ift dies für die Betrachtung wenig ftörend, ja die Nefultate entjprechen 
um jo mehr den faktiichen Verhältniſſen. Zur Bildung möglichit richtiger Durch— 
Ichnitte, die alle als unter demjelben Einfluß des Zinſes und der Geſchäftslage 
ftehend angeiehen werden fünnen, it es nöthig, nur möglichit vollitändige, durch 
alle Jahre notirte Papiere zu benugen. Um aber die Anzahl der zu verwendenden 
Aktien nicht allzufehr zu verringern, empfiehlt es fich, den Zeitraum wicht zu 
groß zu wählen, und da von 1872 ab die Kurſe und Dividenden der meilten 
Papiere verzeichnet find, jo wird fich die Periode 1872/84 zur Unterſuchung am 
beiten eignen. 

Was die Abjcheidung der einzelnen Arten der Papiere von einander ans 
langt, fo dürften dielelben ihrer charafteriftiichen Eigenthümlichkeiten nach in 
folgende drei Gruppen zerfallen : 

I. Aktien von: Banken, Baugewerbe, Chemiſche Induitrie, Maichinen, 
Werkzeuge, Papier und Leder, Steine und Erden und Verkehrsgew., 


19* 
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I. Montanaftien, 

III. Eijenbahnattien. 

Da aber dad Material für Banken jehr reichhaltig ift, jo empfiehlt es ich, 
aus denſelben eine bejondere Gruppe zu bilden und die übrigen unter I ge 
nannten Papiere zu einer anderen zu vereinigen, die die Bezeichnung „Diverje“ 
führen ſoll. 

Bilden wir nun zur Unterfuhung der Frage: 


MWelder Kursftand entipricht bei den Banfaftien je einer 
gewijien Höhe der Dividende? 


die Durchichnitte aus Kurſen und Dividenden der einzelnen Papiere für eine 
fünfjährige Periode, 3. B. diejenige von 1876 bi 1880, orbnen (Tafel la) 
ſodann nach fteigenden Dividenden und berechnen wieder Durchichnitte aus dem 
1. bis 4., 2. bis 5. Poſten!) der neuen Neihe, jo ergibt ſich, daß hierbei 
keineswegs immer einer höheren Dividende auch ein höherer Kurs entjprict. 
Selbit wenn wir immer je 10 Boten anftatt 4 zuſammennehmen, verichwinden 
diefe Inregelmäßigfeiten nit. Zu vergl. Tafel Ta. Bilden wir aus den dort 
aufgeführten Reſultaten die ganzen Dividenden 2, 3, 4 u. f. w. dur Abpition 
aller Dividenden von ungefähr 1,6 bis 2,5, 2,6 bis 3,6 u. ſ. w., und be 
rechnen wir die dazu gehörigen Kurſe, jo erhalten wir Folgendes : 








s | 9 10 
(2,95) | (8,98) | (10,29) 


4 5 6 7 
| 


ür die Dividende 
5 (4,08) J (5,05) | (5,96) : (7,08) 





J 
ergibt ſich ein Kurs von 70 * 19,59 90,77 06,54 112,08 120,32 120,93 ‚125,98 


| I | 

Wie aus Tafel Ia erfihtlih ift, wurde dabei 2,99 als Durchichnitts- 
Dividende von 4 Poſten erhalten, während 5,05 aus 16 berechnet wurde. 
Freilich find diefe 4 Poften aus 13 von einander verichiedenen Notirungen 
gebildet ; immerhin könnte aber der zur Dividende von 2,99 gehörende Kurs 
von 70,06 al3 ungenau berechnet und mit 90,77 nicht vergleichbar ericheinen. 
Um ihn deßhalb aus einer größeren Anzahl von Notirungen zu beftimmen, 
faflen wir im der uriprünglichen, fteigenden Reihe möglichſt viele Dividenden 
zufammen, deren Durchichnitte 3, dann 4, 5 u. ſ. w. geben, bilden Die zus 
gehörigen Kursdurchſchnitte und verfahren, der größeren Wollftändigfeit halber, 
ähnlich zur Berechnung der Dividende 3,5, 4,5 2c. und ihrer zugehörigen Kurſe. 
Wir erhalten dann die Zahlen der gegenüberftchenden Tabelle. 

Auch hier ift num die Anzahl der Poſten, aus denen die Neiultate gebildet 
wurden, ungleid) groß, dürfte aber bei allen, vielleicht mit Ausnahme des letzten 
Falles, zu einer hinreichend genauen Beltimmung genügen, da ja doch zur 
Bildung des legten Reſultates 60 Notirungen verwendet wurden. 

Berglihen mit den oben verzeichneten Kurshöhen ftehen Die hier be 
rechneten (mit 2 Ausnahmen) etwas weniger body. Bei der Steigung ber 
Dividende um 1 Prozent ergeben ſich meiſtens geringere Kuröfteigerungen, die 





I Die Methode der Durchſchnittsbildung aus dem 1. bis 4., 2. bis 5., oder 1. bis 
10., 2. bis 11, Boten u. j. w., Die ich in dem ſtatiſtiſchen Uebungen bei Prof. Laspeyres 
lenuen lernte, iſt hauptſächlich zur Berechnung einer ‚größeren Anzahl von Durdichnitise 
Refultaten geeignet, und liefert, da die Unterichiede je zweier benachbarten Rejultate nur 
ſehr Fein find, ein vorzügliches Material zur Konftruftion von Kurventafeln. 














Attienkurje und allgemeine Preisbildung. 


Bankpapiere von 1876 — 1880. 








Yus den ' . | | F — — 
Bien... ee einDibvi— — Divi. Preis⸗ Auf die Dividenden- 
* DIVE ) Mrd: | beudem Kurs: denden— änderung Nenderung von 
Zojel 1a dende | yon Differenz Differenz änderung * Bros. I Progeni fommt 
eroibt. fich von in Proz. Preis:Nenderung 
1-22 | 3,03 69,55 | ' 
1-30 | 3,54 7525 0,51 5,70 16,8 7,8 "0,46 
i-40 | 4,01 7951 | 047 | 426 ı 13,3 5,4 0,41 
1-52 | 4,51 83,71 05 420 12,5 5 0,4 
1-63 | 5,04 89,80 0,53 | 6,09 11,7 6,9 0,8 
1--70 5,48 93,01 0,44 3,21 8,7 3,4 0,39 
5-72 6,02 97,42 0,54 4,41 9,9 4,5 0,45 
14-72 6,51 | 101,79 0,49 437 | 81 45 | 0,53 
3-72 7 105,63 | 0,49 3,84 7,5 36 | 0,48 
35-72 7,5 109,84 | 0,5 4,21 | 7,1 88 | 0,54 
4372 113,68 ı 05 3,791: 67 8,3 0,49 
s-72| 848 | 1875| 048 | 512 | 6 44 0,73 
51-72 8,98 | 121,09 | 0,5 2,34 | 59 1,9 0,32 
58-72 | 9,51 | 128,42 | 0,58 2,33 | 5,9 1,9 0,21 
6-72 | 9,92 | 114,78 04 | —864 | 4,8 —6,8 —15 


12 | 5,73 | 94 | | | 
in minimo 0,21, in maximo 0,73 betragen, im Ganzen aber feine Geſetz— 
mäßigfeit erkennen laſſen; im letzten Falle berechnet fich fogar bei einem Steigen 
der Dividende von 9,51 auf 9,92 ein Stursrüdgang von 123,42 auf 114,78. 
63 mag ſich dies vielleicht dadurd erklären, dab die Dividenden der Periode 
1876/1880 wegen der Kürze des Zeitraumes nicht ausichließlich maßgebend für 
den Kursſtand jein dürften, und die betreffenden Vordividenden auf denjelben 
noh ihren Einfluß ausüben könnten. Um vdenjelben nun möglichſt zu ver: 
tingern, faflen wir die Notirungen (Tafel Ib) des ganzen Zeitraums von 1872 
bis 1884 zuſammen, abdiren ſämmtliche Kurie ebenſo die Dividenden eines jeden 
Papiers, bilden die Durchichnitte, ordnen nach fteigenden Dividenden und bilden 
aus der Neihe wieder Durhichnitte von 1 bis 10, 2 bis 11 u. ſ. w. Mir 
fünnten alsdann zur Beitimmung des der Dividende 2 3. B. entiprechenden 
Kursitandes wieder die Dividenden von ungefähr 1,5 bis 2,4 nebit den zu— 
gehörigen Kurſen addiren und die Durchichnitte bilden. Da aber dieies Verfahren, 
wie auf voriger Seite gezeigt wurde, zu weniger brauchbaren Nejultaten führt, 
io fallen wir gleich aus der zuletzt gebildeten Neihe möglichit viele Poften zu: 
ſammen, deren Durchſchnitt die gewünichte Dividende bezw. die zugehörigen Sturfe 














ergibt. Als Neiultat erhalten wir dann Folgendes: 
BE I 5 6, 7 
Der Dividende un | 6 4 — 
entſpricht ein Kurs 81,27 91,45 100,6 111,03 
| 
Zur Bildung der Dividendendurdichnitte 
4,024 5 6 7,06 mußten 
10 33 59 42 


I Die Einflüſſe der Dividenden-Nenderungen müſſen fi an den Aenderungen bes 
dollitändigen Preiſes (Kurs + Stüdzinfen) am beiten zeigen. 
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Poſten jummirt werden, und ba jeder derielben aus 10 Summanden gebildet ift, 
fo liegen unseren Berechnungen 


19 42 68 51 


bon einander verſchiedene Notirungen zu Grunde. 
Bilden wir aber unfere Dividenden aus der uriprünglichen fteigend ge 
ordneten Dividenden: und Kursreihe, fo fünnen wir, um die Dividenden 


4,03 5,02 5,97 7,03 zu erhalten, 
19 46 67 58 


bon einander verjchiedene Poſten zufanımenfaflen, 

Es dürfte deßhalb diefe Art der Berechnung (Berechn. II) der früheren vor: 
zuziehen jein, bei der man allerdings eine viel größere Anzahl Poiten zu Grunde 
legt; von welch' legteren aber nur eine geringere Anzahl als in Berechn. II ſich 
bon einander untericheiden. Das Material der eriten Berechnung ift einer 
Multiplikation, einer Erweiterung der in ihm enthaltenen, von einander diffe— 
rirenden Notirungen gleihzuachten, unterjcheidet fih aber noch zu feinen Un— 
gunften davon dadurch, daß die einzelnen Beitandtheile mit ungleichen Faktoren 
vervielfacht, d. h. ungleich ſtark berüdiichtigt find. 

Nach der Berechnung II erhalten wir: 


Banken von 1872— 1884, 








Auf die 








Aus den 2. Die Kurſe aunı. Divi— «a, ı Dividenden 
Roten’)... AN 0.5! find daß Divi- qurs⸗ denden⸗ Preis⸗ Aenderung 
Divi ein Murs |; denden- Ar, ! mim, | Diffes q 

dei — yon  tadhe der Diffes Diffe- Diffe | ven in von I Prozent 
Tafel zn; dende Diuvi⸗ renz renz in es t fommt eine 
ergibt ſich ach dende Prozent Prozen Preisanderung 

von 

5 | 308 | 6837 | 226 | | 

1-10 8,52 71,88 20,5 0,49 301 16,2 4,1 | 0,26 
1-19 | 4,08 80,87 20 0,51 8,99 | 14,5 11,9 | 0,82 
1-29 4,5 87,01 19,3 047 + 6,14 117 ı 72 0,61 
1-46 5,02 91,02 18 052 | 4,01 11,6 | 4,4 | 0,38 
1-58 5,49 95,50 17,4 047 | 448 | 94 4,7 0,5 
1—67 5,97 99,44 16,6 048 | 39 | 85 39 | 0,46 
3—72 6,52 | 104,87 16,3 0,55 543 | 92 | 52 | 0,57 
15-72 7,08 | 109,58 15,5 0,51 m | 78 | 48 | 0,55 

2u— 72 7,49 | 114,40 15,3 046 ! 482 | 65 4,2 | 0,65 
36—72 8,01 118,60 14,7 0,52: 420 | 69 | 3,6 | 0,52 
4372 8,49 | 122,74 14,5 0,48 4,14 6 3,4 0,57 
4972 9,05 | 127,12 | 141 0,56 4,38 66 1 835 0,53 
53— 72 9,48 | 130,29 13,7 0,43 83,17 4,8 2,4 0,5 
585—72 | 10,04 | 136,10 13,6 0,56 ı 5,81 59043 0,73 
1—12 | 6,40 | 103,46 | | | 











) Dah die ungleihe Poftenanzabl nidyt jtört bei der Vergleihung, beweilt der Um— 
itand, daß fich beinabe diejelben Kurſe für die betreffenden Dividenden ergeben, auch wenn 
dieſe aus gleider Poſtenzahl berechnet werden. 





Dividenden | 4,95 6,08 | 7,10 8,16 | 9,14 





Bojtenzahl 20 
furje | 91,84 | 101,43 111,37 118,58 1126,11 
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Hier entipriht nun durchweg den höheren Dividenden aucd ein höherer 
Kurs; aber eine beitimmt erkennbare Regelmäßigkeit in den Verhältniſſen von 
Kurs: zu Dividenden: Menderungen bei fteigender Dividende läßt ſich nicht nad: 
weilen, und e3 bieten dieſe Neiultate feinen Beleg dafür, daß die Kurs— 
Nenderungen am genaueiten mit den Dividenden = Menderungen übereinitimmen, 
wenn die Kurshöhe dem etwa zu erwartenden, auf einen Aktienantheil fallenden 
Theil des Liquidationsfapital® gleihfommt. Daß dieſer Sat aber theoretiich 
begründet ift, läßt Sich durch folgende Betrachtung beweiſen: 

Wir zerlegen den Preis () einer Aktie in zwei Theile, wovon der erfte 
als Entgelt de3 Rechts auf Dividendenbezug, der andere (ZA) als Nequivalent 
des zu erwartenden Liquidationskapitals angelehen werden kann. Wächſt der 
eite Theil P— LAM durd Steigen der Dividende um g Prozent, d. h. nimmt er 
um (?— LK) 0,0 9 zu, fo fanıı, da ZA unverändert bleibt, die Zunahme des 
Preiſes nur (\ — =) g Prozent betragen. 

Aus diefer Formel geht hervor, daß der Preis nur um ebeniopiel Prozent 
wie die Dividende ab- oder zunehmen fan, wenn ZA nicht berüdjichtigt wird.?) 
Dies iſt mun der Fall, wenn deſſen Jetztwerth O ift, oder wenn man erwarten 
darf, dereinit wieder ebenjoviel ald ZA” zurüdzuerhalten, als man eben für die 
Atte zahlt, d. h. wenn ZA” gleich dem Preiie ift. Iſt dagegen ZA größer 
oder Kleiner al$ der Preis, jo können die Preid: und Kursänderungen in Pro: 
zenten nur geringer fein als die der Divitenden, und zwar um jo geringer, 
je größer der Unterichied zwiichen ZA” und dem Preiſe it. Wir haben alio bei 
fteigender Dividende vom tiefiten Stursftande bi zu dem, wo ?= ZLÄ mird, 
eine immer größer werdende llebereinftimmung von Dividenden: und Preis— 
prozenten-Aenderungen zu erwarten; wachlen die Preife weiter, jo werden ihre 
Aenderungen in Prozenten im Bergleicye zu denjenigen der Dividenden wieder 
ftetig Heiner. Es ift natürlich das ZA” dabei als feit angenommen, was in 
der Tabelle S. 290, wo die verichiedeniten Papiere den Dividenden» und Kurs: 
berechnungen zu Grunde liegen, nicht der Fall fein dürfte, ein Umſtand, der zur 
Erklärung der Abweichung dienen mag. 

Eine bedeutend größere Mebereinftimmung in Bezug auf ZA” würde man 
wilden den zu den verichiedenen Dividenden gehörenden Kurſen dadurd erhalten, 
daß man, anftatt nach fteigender Dividende zu ordnen, auf das Papier mit 
bödjiter Dividende, das mit der niedrigiten, dann das mit zweithöchiter, darauf 
das mit zweitniedrigiter Dividende u. ſ. w. folgen ließe. Gin Uebelſtand bei 
der Sache wäre aber der, daß fich die Dividenden bei einer Addition gegenfeitig 
ausgleichen würden und nur eine Durdichnittsdividende aus dem ganzen Ma— 
tertale zu erhalten wäre. Drdnen wir dagegen die Durchichnittsnotirungen nad) 
alvhabetiiher Neihenfolge ihrer zugehörigen Papiere (Taf. Le), Bilden die Zehner: 
durchſchnitte, ordnen legtere fteigend an, und verfahren wir weiter nach Bee 
tehnung II, jo wird ebenfalls eine größere Uebereinſtimmung Hinsichtlich des ZA 
erzielt, und wir erhalten dann wenigitens für zwei Dividenden die entiprechenden 
Sturie; für die Dividende 6 einen Kurs von 100,50, für 7,02 einen folchen 
von 107,54. 

Auf S. 289, wo in derjelben Weile mit demielben Materiale verfahren 
wurde, nur mit dem Unterjchied, dal zuerst nad) fteigender Dividende geordnet 


', Da alſo auf die Pividenden:Menderung von 1 Prozent nur eine Preisänderung 
don höchſtens I Prozent erfolgen fann, fo folgt daraus, daß das Verhältniß von Nurs: zu 
Vividenden-Aenderung bei jteigender Dividende immer niedriger wird (zu vergl. Kolumne 4). 
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war, ergaben fich für die Dividenden 6 und 7,06 die Kurſe 100,60 und 111,03, 
Nefultate, welche eine Einwirkung von ZAT erkennen laſſen dürften; denn liegt 
allen Kurſen bezw. ihren Zehnerdurchichnitten durch die alphabetiihe Anordnung 
ein ziemlich gleihes ZA zu Grunde, jo müſſen die unter Dividendendurhichnitt 
jtehenden Papiere höher ftehen, als bei früherer Berechnung, wo zuerit nad) 
fteigender Dividende geordnet wurde; die durchichnittlichen gerade jo hoch (100,50, 
100,60), die über Durchſchnitt ftehenden aber niedriger (107,54 gegen 111,03). 

Die verfchiedene Größe von ZA und die Höhe der Dividende beitimmt alſo 
dad Verhältniß ziwiichen Dividenden: und Kurs-Aenderungen. Sit dasſelbe bei 
fteigender Dividende im Wachſen begriffen, ober bleibt es fich dabei gleih, fo 
läßt dies auf ein Steigen von ZA ſchließen; ift ed im Abnehmen begriffen, 
fo fann ZÄ dabei fid) vermindern, ſich gleich bleiben oder wachen, denn die 
Abnahnıe der Preisprozentenänderungen twegen der fteigenden Dividenden kann 
eine größere jein, als die durch Wachſen von ZA bewirkte Zunahme. In der 
vorlegten Kolunme der Tabellen folgt mun beinahe regelmäßig ein Sinfen der 
Verhältniffe auf ein Steigen, und ed kann deßhalb nur von Fall zu Fall ge 
fchloffen werden, während die Nejultate folgender Tabelle, die aus den möglichft 
vollftändigen Notirungen von 23 Papieren der Periode 1863/1884 (Taf. IV) 
auf ganz übereinftinmende Weiſe wie die der Tabelle S. 290 gebildet wurden, 
wenigitens drei Gruppen ſcharf umterfcheiden laſſen, die fi in Bezug auf ZA 
unterjcheiden bürften. 


Ueber Bankpapiere von 1863—1884 inkl. 























| | Auf die 
Aus den a | Die Kurſe Ari. | Divie | f Dividenden: 
- | * Dive 4 reis⸗ 
Boiten.... He ak una | Find das | .' Kurd-  denden: |, Aenderung 
der — ein Rund | Kine der —— Diffe- Aender— Fig von 1 Prozent 
Tafel IV Ba | Divis | in | ren; ung in Bro Rur kommt eine 
ergibt ſich dende 5 | Prozent; Prozent Preisänderung 
| | von 
1-8 | 508 | 9197 | 182 | | Ä 
ij 6,52 | 97,64 | 17,7 049 | 5,67 | 97 | 59 | 0,61 
1—19 606 108 | 17 0,54 | 5,36 98 | 58 | 0,54 
1-22 | 657 | 10623 | 182 | 051 | 328 | 84 | 3 0.36 
2—23 6,98 | 112,32 | 161 | 041 60 | 62 5,5 0,89 
7—23 7,92 117,83 | 156 | 0,54 | 5,51 T,7 4,8 0,62 
11—23 8,06 | 120,99 | 15 0,54 | 3,16 | 7,2 2,6 0,36 
14— 28 8,61 | 125,87 | 14,6 | 0,55 | 4,88 | 6,8 39 | 0,57 
16—23 908 | 130,80 | 14,3 | 047: 49 | 5,5 3,8 0,69 
1— 23 6,81 | 109,62 | | | | | 
| | | | 








Die Abnahme der Berhältniffe in den erften drei Fällen in letzter Kolumne 
wird wohl auf Nechnung der fteigenden Dividende bei wahricheinlich gleich» 
bleibendem ZA zu seen fein. Denn daß dasielbe abnehme, ift wohl bei 
wachjender Durchichmittsdividende nicht anzunehmen, und gegen eine bejondere 
Zunahme fpricht die ftarfe Abnahme der betreffenden Zahlen. Beim Webergang 
der Dividende von 6,5 auf 7 fcheint jedoch durd Hinzutreten der höchſt notirten 
Papiere (zu vergl. Tafel IV) das ZA gewachſen zu fein, um fid) wieder bis 
8,61 ziemlich gleich zu bfeiben und von dort an bis zum Ende zuzunehnen. 

Mit den Durhichnittsnotirungen von 1872— 1884 verglichen, erweiſen fich die— 
jenigen von 1863— 1884 als die höheren, was entiveder an der Verichiedenheit der 
Papiere oder der zeitlichen Umſtände liegen muß. 
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Berüdfichtigt man bei den Aktien der Periode 1863— 1884 nur die Notir— 
ungen von 1872 an (Taf. ITa), jo berechnen fich 





für die Dividende 5 6 7 8 
(4,98) 5,96 7,08 7,96 
ein Kurs bon 93,65 103,42 117,38 125,30 


und es ftehen mithin die Aktien derielben Gefellichaften in der Periode 1872 bis 
1884 im Verhältniß zu den Dividenden beifer, ald in 1863 — 1884, und mithin 
viel bejler ald in 1863—1871.') 

Verglichen mit den Nejultaten aller Papiere aus 1872 — 1884 zeigen jeßt 
die Ergebnifje der legten Tabelle, daß die derjelben zu Grunde liegenden Aktien 
beſſer notirt find, als die übrigen (alte Firmen) und eine Gegenüberftellung der 
Tabellen ©. 290, 292 u. 293 beweiit, daß der Interichied der Notirungen ver: 
ihiedener Papiere bei denjelben Dividenden um fo fleiner ausfällt, je größer bie 
Periode wird, durch die fi die Betrachtung eritredt. 

Durdichnittlich niedriger als die Bankpapiere ftehen die Aktien der 

Diverfen Gefellfchaften, 
von welcher Gruppe wir 44 Papiere aus den Jahren 1872-— 1884 der Betracht: 
ung zu Grunde legen können. (Taf. IIla). 

Verfahren wir mit dieſem Materiale ebenjo wie auf ©. 289 f. für Berech— 
nung II angegeben, jo erhalten wir folgende Rejultate: 


























Diverfe. 
e | Ri | A | | Rn. die 
Aus den ı 4 | Die Kurſe a:.:. | Divi⸗ — ividenden— 
Poſten ... Sivi ein Kurs find das | — Kurs- denden—⸗ De änderung 
der | N — * da * x⸗fache der Diffe⸗ Diffe we Ne yon Prozent 
Tafel ızz | dende 20 Divi: ia * renz renz in — je kommt eine 
ergibt ſich |. dende Be ‚Prog ent Frozen Preisänderung 
| von 
1-15 , 1,05 | 35,90 34 ! 
1-20 : 1,46 | 3956 , 27 ı 0,41 3,66 39 9,2 0,24 
1-26 | 2,08 | 45,13 | 21,7 | 0,62 5,57 42,5 12,8 0,3 
1-29 2,45 | 49,05 | 20,2 | 0837 | 3,92 | 178 8 0,45 
1-34 304 | 5640 ! 185 | 0,59 | 735 | 24,1 | 13,9 0,58 
1-38 3,56 | 6345 | 179 ! 052 | 705 |; 171 | 11,7 0,68 
1-41 4,08 69,17 | 17 | 052 | 572 | 146 | 85 0,58 
1-43 | 4,49 73,54 16,4 | 0,41 437 10 5,9 0,59 
4—44 5,03 | 78,70 | 15,6 | 054 | 516 | 12 6,7 0,56 
8-44 6,50 | 8342 | 15,1 047 | 4,72 9383| -57 0,61 
12-44 6,02 88,09 | 14,6 0,52 | 4,67 95 | 58 | 0,56 
15-44 6,45 93,85 | 14,5 0,43 | 5,26 a 517 0,80 
19-44 7,08 99,53 14,4 0,63 6,18 988 | 63 0,64 
22 —44 7,58 106 42 14 0,50 6,89 71166 0,93 
243—4 7,95 | 111,16 13,98 | 0,37 4,74 4,9 | 4,3 0,88 
27—44 8,51 | 117,96 13/8 0,56 | 6,30 7 5,9 | 0,54 
30—44 9,06 | 124,95 18,8 0,55 | 6,99 6,5 | 5,7 0,88 
32-44 9,52 | 128,69 13,4 0,46 | 3,74 5,1 2,9 0,57 
34-44 | 10,12 | 135,59 13,4 0,60 | 6,90 6,3 52 0,82 
— 
1-44 | 4,71 | 74,88 | 





N Erflärt fih dadurch, daß in der Periode 1872— 1884, in welche die ſehr hoben 
Kurfe des Jahres 1872 fielen, der Zinsfuß. wie aus den Kurſen der einen feſten jährlichen 
Ertrag gebenden Papiere hervorgeht, fortwährend fiel, während er in der Periode 1863 bis 
1871 im Steigen begriffen war. 
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Die Zahlen der legten Kolumne wachſen bis zum fechiten Gliede, von dort 
aber wechielt ziemlich regelmäßig Steigen und Fallen derjelben ab. Bilden wir 
aber die Kurſe nur für ganze Dividenden aus den O,5 niedriger und 0,5 höber 
ftehenden in legter Tabelle verzeichneten Dividenden, bezw. deren Kurien, 3. B. 


4 aus 6 ſo ergibt ſich Folgendes: 











eine ein Kurz | Die Kurſe find Dividenden- Preis. | Auf die Dividenden 
Dividende S das x-fahhe | Differenz ‚Differenz in! Änderung von 1 Prozent 

von * der Dividende in Prozent Prozent komnit eine Preis 

| änderung von 

1,05 3590 | 3 | 

1,96 4a 28,6 86,7 21,1 0,24 

3,01 | 56,45 18,82 3,6 25,1 0,47 

408 | 6850 | 17 33,9 19.1 0,59 

5 78.48 15,59 24,1 138 0,57 

5,98 | 88,39 14,73 19,6 ‚2 | 0,61 

7,02 99,89 14,23 | 17,4 24 | 0,71 

8.05 112,19 1394 | 147 11,8 0,80 

9.02 123,33 1367 |) 185 9,6 0,77 

10,12 | 135,59 13,40 | 12,2 9,6 0,79 





Diefe Reſulate laſſen nun ein ftetig wachſendes ZA erkennen, denn wenn 
auch 0,57 gegen 0,59, 0,77 gegen 0,80 etwas zurüditeht, jo find dieſe Inter: 
Ihiede dody nur gering und auf Nechnung der fteigenden Dividenden zu jegen, 
durch die wahrscheinlich die betreffenden Verhältniſſe ftärfer abnehmen, als fie 
des jteigenden ZA wegen wachſen. Daß Lestered Anfangs wenigitens ziemlich 
niedrig it, läßt eine Vergleihung der hier berechneten Kurſe mit denjenigen der 
Bankaktien gleicher Dividenden erfennen. 56,45 gegen 68,87, 68,50 gegen 
80,87 u. I. f. Der Umterichied wird jedoch mit fteigender Dividende immer 
geringer und beträgt jchließlich bei der Dividende 10 nur 0,51. Zur Erklärung 
der ungünstigen Kurſe fann der Umstand dienen, daß viele jehr niedrig notirte 
Aktien den eviten Reſultaten zu Grunde liegen, Papiere, deren niedrige ZA auch 
das durcdjichnittliche bedeutend niederdrüden mögen. Daß fih aber nad) beren 
Megfall jelbit für die Dividenden 8, 9 und 10 auch noc niedrigere Kurſe als 
bei den Bankaktien ergeben, dürfte ſich vielleicht dadurch begründen laſſen, daß 
bei den Banken das ZAT beffer erfichtlich, leichter ſchätzbar und leichter realifir: 
bar it, wie bei Baugelellichaften, Brauereien, Fabriken, wo es zum größten 
Theil in Mobilien und Immobilien angelegt ift, die weit jchwieriger zu ſchätzen 
und umzufegen find. 

Noch fomplizirter wird aber die Frage über diefen Punkt bei den 

Bergbau-Aktien. 

Das Material beiteht hier mır aus 25 Papieren, deren Notirungen wir bis 1872 
zurücdverfolgen können (Taf. Ib). Addiren wir die Kurſe und ebenjo die Dividenden 
einer jeden Aktie und bilden wir die Durchichnitte, fo ergeben fich neben manchen 
kleineren Ausnahmen namentlich zwei Fälle, in denen im Vergleich zu den übrigen 
die Kurſe den Dividenden nicht zu entiprechen jcheinen. Da dies bei den Aktien 
alter Unternehmungen der Fall iſt (Borufjia und Arenberg), jo liegt die Ber: 
muthung nahe, daß, obgleich wir einen dreizehnjährigen Zeitraum zu Grunde 
gelegt haben, hier dennoch Wordividenden ihren Cinfluß äußern; denn gerade 
bei den Bergwerksaktien kann der Zeitraum der Betrachtung leicht zu kurz gefaßt 
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werden. So ergibt fih 3. B., wenn wir nur die Notirungen der Jahre 1875 
bis 1884 benugen und wie auf ©. 289 f. nad Berechnung II verfahren: 











für die Dividende 2 3 4 5 6 7 
2,11 3,05 408 5,08 6,09 7,18 
ein Kurs bon 65,12 72,31 8820 93,14 105,10 109,25 


Reſultate, die, wie fich fpäter zeigen wird, viel zu hoch find, was aud von 
denen für Boruffia und Arenberger gefundenen zu fagen fein dürfte, für die fich 
nah den Notirungen der Periode 1867 —1884, bezw. 1865— 1884 im Ber: 
hältniß zu den Dividenden niedrigere Kurſe berechnen, die, wenn auch nicht aus 
derielben Zeit wie die übrigen, doch für die Betrachtung beiler geeignet fein 
dürften, als die gleichzeitigen anormalen. Verfahren wir mit dem fo verbefjerten 
Meateriale wie auf S. 289 f. nad) Berechnung II, fo erhalten wir: 


Bergbau-Aktien. 





























— a — | R | _ Auf die 
us den . Die Kurſe ic: wie | rsia. | Dividenden: 
Poſten ... a in Gun ſind das Divi- Kurs- | denden- Pre — Aenderung 
Divi- ein Kurs! denden= * | Diffe: | j 
d j ‚ xfache der er | Lille | Difie | don 1 Prozent 
an dende | von Im. | Diffe: - | renz im | 
Tafel IIb r Divie renz renz in 4 kommt eine 
ergibt ſich * dende Prozent Frozen ' Preisänderung 
| | | von 
| | | | 
1—13 | 3,03 59,19 19,5 | | 
1—16 355: 64,16 18,1, 0,52 | 4,97 17,1 | 7,9 0,46 
1—19 , 4,03 70,57 17,5 0448 | 6,41 13,5 94 0,7 
1—21 444 | 75,18 17 1041 | 4,61 10,2 6,2 0,61 
1—21,24,22| 4,94 | 82,38 16,7 | 050 | 720 | 11,8 | 9,1 0,81 
1—25 5,50 89 16,2 0,56 | 662 ; 11,83 7,7 0,68 
3—25 5,94 , 94,77 15,9 0,44 5,17 8 6,2 0,78 
6—25 6,56 103,25 15,7 0,62 5,48 10,4 86 0,82 
9—25 | 7,08 107,52 15,2 | 0,52 4,27 | 791 4 0,51 
1-25 | 747 118860 | 152 | 080 | 008 | 55 | 55 1 
13—25 | 7,94 | 118,98 15 0,47 538 | 6,3 | 46 | 0,7: 
15—25 | 842 | 126,67 15,1 0,48 7,69 6168 1,05 
17—25 | 896 | 134,82 5 !054 | 8:5| 64| 62 0,97 
19—25 | 948 | 145,14 15,3 0,52 | 10,32 58 | 74 1,25 
20—25 | 9,93 | 149,82 | 16 045 | 4681 47 | | 966 
I | | J 


J 


Hier zeigt ſich zum erſten Male, daß das Verhältniß von Kurs zu Dividende 
bei höherer Dividende auch größer ſein kann als bei niedriger; es ergeben ſich 
bei ſteigender Dividende durchſchnittlich immer größer werdende Verhältniſſe 
zwiſchen Preis- und Dividenden-Aenderung in Prozenten, im Einzelnen iſt jedoch 
eine beſtimmte Regelmäßigkeit noch nicht zu erkennen. 

Berechnen wir uns aber auf die S. 294 angegebene Weiſe die Kurſe nur 
für ganze Dividenden, jo erhalten wir die Nejultate umſtehender Tabelle. 

Die Posten der legten Kolumne steigen alſo hier von 0,52 bis 1,01 
(0,75 erfl) und nur 0,91 zeigt einen Heinen Nüdgang. LK ift deßhalb min: 
deitens bis zur vorlegten Notirung als fteigend zu betrachten. 1,01 zeigt aud), 
dab bier einmal eine höhere Dividende jo zu jagen zu einem geringeren Zinsfuß 
fapitalifirt ift, als die nächſt niedrige, was bei Banfen und den Diverjen nie 
der Fall war. Mit den Notirungen der eriten dieſer beiden Gruppen verglichen, 
erweiien fi die Bergwerfsaftien bis zu den Dividenden von 7 Prozent als 


— 


a 5 
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| Auf die 
| Die Kurſe Dive | | Dividenden. 
Divi⸗ | jind das Divi⸗ Surs- — Preis- Henderung 
herbei Kurfe xfache der | denden- Differenz | Differen Differenz | von 1 Prozent 
| Divi- | Differenz 8 |. } A iin Prozent; kommit eine 
denden in Prozent Preisänderung 
| von 
| 
3,083 59,19 19,5 | | | 
3,99 69,67 175 | 0,96 10,48 31,68 16,59 0:52 
4,97 82.09 16,5 0,98 | 12,42 24,56 16,86 0:69 
6,08 96,13 | 15,9 1,06 | 14,04 21,33 16,31 0,76 
7,02 108,43 | 15,4 0,99 12,30 16,42 12,30 0,75 
7,95 120,14 | 951 0,98 11,71 13,25 10,42 0,78 
8,95 | 135,91 | 15,2 1 15,77 12,58 12,70 1,01 
9938 ; 14982 | 15,1 | 
| 


| 0,98 13,91 10,95 9,94 0,91 
| 


weniger gut notirt, während fie von da ab beſſer ftehen. Zur Erklärung dieler 
Thatſache möge folgende Betradytung dienen: 

Die Bergbauaktien verdanken ihren Werth theils den gegenwärtigen Divi- 
denden, theil® dem muthmaßlichen Stapitalwerth des einer Aktie entiprechenden 
ideellen Theile des Bergwerks. Legterer ift nur zu fchägen und richtet ſich, 
wenn nicht aus beftimmten Ihatfahen eine andere Beitimmung geboten ericheint, 
nad) den vorhergehenden Dividenden, die auch wahrjcheinlich die zukünftigen jein 
werden. Würde der Betrieb ewig dauern können, jo würde fich der Stapital- 
werth als die fapitalifirte Duchichnittsdividende ergeben; da aber ein Ausbau 
in endlicher Ferne vorauszufehen ift, fo kann dies nicht der Fall fein, und ber 
Kapitalwerth ift deihalb geringer als die fapitalifirte Durchichnitt3dividende, und 
fteht deßhalb namentlich jehr tief, wenn letztere Elein ift. Niedrig ftehende Bank— 
papiere laflen meift immer noch ein Liquidationstapital von nahezu 100 erwarten, 
und ihr Kurs ift deihalb höher, als er fein würde, wenn ZÄ nur die fapitalis 
firte Dividende oder wie bei Bergwerken noch nicht einmal diefe wäre. Es jtehen 
deßhalb die Bankpapiere höher, als die Bergbauaktien von gleich niedriger 
Dividende. 

Da einer Dividende von 6 bei den Bankaktien ein ZA” von etwa 100 und 
auch ein Kurs von 100 entipricht, jo müßte, wenn ZA bei den Bergwerfen 
auch £onftant bliebe, bei den Bergbauaktien auch einer Durhichnittsdividende von 
6 ein Kurs von 100 entiprechen; da ſich aber durh Abbau ZA vermindert, 
jo kann der Kurs nur unter 100 ftehen (96). Bei höheren Dividenden iſt die 
Sache umgekehrt. Durdichnittlich hohe Dividenden lafjen auf einen hohen Ka— 
pitalwerth jchließen (der allerdina® noch höher wäre, wenn fein Abbau ftattfände). 
Bei Banken geht ZA durch Nefervefondsanfanmlung meist nur wenig über 100 
hinaus. Aus diefen Gründen können Bergmwerksattien, die durchweg beffer als 
die Diverfen notirt find, bei hohen Dividenden auch beifer ftehen als Banfaftien 
bei denjelben Dividenden, während fie (mit Ausnahme des legten Poſtens) weniger 
gut bezahlt werden, wie 


Eifenbahnaktien, 


die wir hier nur anhangswetie behandeln, weil für deren Umnterfuchung wegen 
der in den legten Jahren vorgenommenen Berltaatlichungen nur ein geringes 
Material aus der Periode 1863/1877 zur Verfügung ſteht. (Tafel IIIb). 
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Dasielbe führt, nach der gewöhnlichen Methode behandelt, zu Folgenden: 














| | al Bart 1% FrR Auf die Div.- 
Aus den j ' Die Kurſe | Dividenden: 
Boiten ... | m. | ein Kurs find das | Differenz Kurz Yenderung 
der Taf. IIIb Dividende | von xfache der | in Ai ee von 1° 
en a 8 in Prozent kommt eine 
ergibt ſich | | Dividenden | Prozenten Kursänd. von 
— 6 108,11 | 172 | 
1— 8 7,06 115,07 16,3 ' 17,7 11,2 0,63 
1—11 8,14 126,89 15,5 | 15,3 9,9 0,65 
1-12 | 89 | 137355 | 158 ' 10,4 7,9 0,76 
4—12 9,95 147,65 | 14,8 10,7 7:6 0,71 
7212 10,98 159,35 14,5 10,4 7,7 0,74 
| t 
i j 





Die Papiere diefer Gruppe ftehen alfo durchichnittlich beiler, als alle bisher 
unterjuchten ; zur Erklärung dieſes Umſtandes ift auf die S. 296 angeführten 
Betrachtungen zu verweilen, die (mit Ausſchluß jehr Kleiner Dividenden) des 
natürlichen und rechtlihen Monopols der Eijenbahnen wegen auch für deren 
Aktien gelten dürften, nur mit dem lnterfchied, daß hier ZA, in Anbetracht der 
voransfichtlic unbeichräntten Dauer ded Betriebes, mehr der fapitalifirten Divi— 
dende nahe kommt, weßhalb die Gifenbahnaftien auch durchichnittlich böher ftehen 
müſſen, als diejenigen von Bergwerken unter denjelben Umſtänden. 

Ein gutes Bild der inneren Verschiedenheit der betrachteten Gruppen bietet 
eine Zulammenftellung der bei denjelben unter verjchiedenen Dividenden -je auf 
die Dividendeneinheit fallenden Kursquoten. 





| 
Bei den Bi | Bei | 
Dividenden) Banken TDiverjen ' 








Bei Bei 
Bergbau | Eifenbahn 





2 — 21,7 — 
3 22,6 ! 185 19,5 _ 
4 20 17 17,5 — 
5 18 15,1 16,5 _ 
6 16,6 14,6 15,5 17,2 
7 15,5 |! 144 15,4 16,3 
8 147 |; 1 15,1 15,5 
9 14,1 13,8 15,2 15,2 

10 13,6 13,4 15,1 14,8 


Die Diverfe ftehen durchweg am niedrigiten, die Banken bis zur Dividende 7 
über den Bergwerfsaftien, von dort an unter denfelben, während die Eiſenbahn— 
papiere auch bei den höheren Dividenden durchichnittlih über den VBergbauaftien 
ftehen, wobei jebocd die betreffenden Differenzen bei fteigender Dividende immer 
geringer und jchließlich jogar negativ werden. Cine Sturve, welche die Zahl 15 
in jeder Kolumne obiger Tabelle trifft, berührt bei Diverjen die Dividende 5, 
bei Banken eine Dividende zwiichen 7 und 8, bei Bergbauaftien 8 und bei 
Giienbahnen jogar eine ſolche zwiichen 9 und 10. 
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leberbliden wir nocd einmal die gewonnenen Nefultate, To jehen wir, daß 
die Notirungen aller Papiere bei fteigender Dividende fteigen, daß die höheren 
Dividenden zu einem höheren Zinsfuß fapitalifirt find, daß die Aktien der ver- 
ichiedeuen Gruppen bei denjelben Dividenden meiſt verichieden hoch ftehen, daß 
jih fogar für die Papiere desſelben Produktionszweiges bei gleicher Dividende 
ungleiche Kurſe berechnen, je nach dem Material, aus dem diejelben gebildet find. 
(Zu vergl. ©. 291 f.) 

Diele Neiultate wurden aus den Durchichnittsangaben eines 13jährigen 
Zeitraums abgeleitet, die alle als unter dem Ginflufle desjelben Zinsfußes, 
einer gleihen Geihäftsitimmung stehend betrachtet werden founten. Für die 
einzelnen Jahre werden fich deßhalb manche Abweichungen von denjelben zeigen, da 
Zins wie Wirthichaftslage bedeutenden Schwankungen unterliegen, mithin auch zu 
verjchiedenen Zeiten verichiedene Wirkungen auf die Notirungen ausüben müſſen. 

Die betreffenden Einflüffe müſſen fich am beften durch eine 


Unterfuhung des Standes der Kurfe bei gleihen Dividenden zu verfdhiedenen 
3eiten (1872 bis 1884) 
erfichtlih machen laſſen, die den zweiten Theil diefer Arbeit bilden ſoll. 

Bergieihen wir die Summendurhichnittänotirungen derielben oder gleicher 
Papiere, die während des ganzen betrachteten Zeitraumes immer diejelbe Divi- 
dende ergaben und fih auch in Bezug auf ZÄ gleich blieben, für verfchiedene 
Jahre Hinsichtlich ihrer Höhe, jo find die ſich etwa ergebenden Unterſchiede nur 
auf Rechnung des veränderten landesüblichen Zinsfußes oder der veränderten 
Geſchäftslage zu fegen. 

Um unser Material den Bedingungen des Vorderfageö gemäß umazubilden, 
müffen wir zur Serftellung gleicher Dividenden für alle Jahre bei niedrigen 
Dividendeniummen hohe Dividenden zu: oder niedere abzählen; bei höheren 
niedrige zuthun, höhere wegnehmen oder beide Operationen zujammen ausüben. 
Um nun möglichft wenig zu- bezw. abziehen zu müflen, wählen wir, ohne 
Berüdiihtigung des wegen jeinen ausnahmsweiſe hohen Kurſen störenden 
Jahres 1872, als gleicdye Dividende das arithmetiiche Mittel der höchiten und 
niedrigiten der von 1873 bis 1884 verzeichneten Dividendenfunmen, nachdem es 
nöthigenfall3 etwwa® abgerundet ift, damit ſich daraus als Jahresdurchſchnitts— 
Dividende eine runde Zahl berechnet. 

Durch dieſe Additionen bezw, Subtraftionen Tiegen dann freilich nicht genau 
dieielben Papiere den Notirungen der verichiedenen Jahre zu Grunde, und es 
fönnten deihalb fich etwa ergebende Unterſchiede auf dieſen Umſtand zurüdgeführt, 
etivaige Aenderungen am Werthe des durchichnittlihen ZA und damit der Kurſe 
aus ihm vermuthet und begründet werden. 

Um nun das ZA der JahresdurchichnittSnotirungen nicht zu verändern, 
wählen wir als Sunmanden nur jolde Poſten, deren Periodendurhichnitts: 
Dividende (von 1872—1884) eine mittlere iſt (zu vergl. Taf. I, IL, IID, was 
zu der Annahme beredhtigt, daß auch ihr LK ein mittleres ift, und deßhalb bei 
unferen Mbditionen das durchichnittliche nicht verändert. Bilden wir nun so 
nad Ausicheidung dev Nationalbank Bremen und der Norddeutichen Grundfredit: 
banf, die allzu große Differenzen zwijchen den einzelnen Jahresdividenden zeigen, 
die Dividendenjummen aller Banfpapiere für die einzelnen Jahre 1873 bis 1884, 
berechnen wir uns hierauf aus den Neiultaten die pailendite Durchſchnitts— 
Dividende (6), und verfahren wir dann in der angegebenen Weile mit Addition 
bezw. Subtraftion, fo erhalten wir: 


nn aA TE Fr N TU — 


er ee NE 
’ Ze H 
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FIRE | | Ki | | 
re | 1873 |1874 11875 ‚1876 1877 11878 1879 1880 Eos 1882 | 1885 ' 1884 
| | i | — | J 








| 
6,02 | 6,03 | 6,01 | 6,02 | 6 ı 6 :6,02 ! 6,01 6,03 6,01 : 6,02 ! 6,01 
| | | | ' 


eine 
Dividende 
von 











einen Kurs 











Den 102,71: '9o, 69 92, 93 90,53 88,61:92,09 107, «010, 18: 102,99 104,20. 108, y2 111,17 
Die Kurie | | | | | | | 
find das | 17,3 | 16,5 15,4 15 14,8 15,4 17,8, 17,7 ° 17 [173 117,9 118,4 
xfache der | | ' | | | | 


Dividenden | | | 
welche Reiultate eine deutliche Abnahme der Notirungen bis 1878 erkennen laflen, 
wo dann ein Aufichwung eintritt, der in 1880 und 1881 vorübergehend einem 
unbedeutenden Rüdgang Platz macht. 

Bei der Gruppe „Diverſe“ haben wir zur IUnterfuchung der Frage zuerit 
alle Papiere geftrihen, die durchweg faſt nur die Dividende O ergaben, weil 
bet foldhen Aktien dad LK im Laufe der Zeit bedeutend finfen und zweitens, 
vieleicht angefichts einer baldigen Auflöfung der Geſellſchaft, für den Kurs allein 
maßgebend jein fann. Zur Unterfuchung des Einfluffes der Wirthichaftslage und 
des Zinsfußes auf den Stand der Kurſe könnten ſolche Papiere am Ende 
ſchlechtes Material liefern, und es iſt deihalb deren Ausscheidung vorzuziehen, 
wodurd freilich die Anzahl der Notirungen ziemlich ftark verringert wird, 

Verfahren wir dann, wie bei den Banken angegeben, jo erhalten wir: 











— mn 1878 1879 1880 — 1882 | 1883 1884 
entipricht bei Ra: —— | ES 
Richtbanten | 5 53 3 | le 655 | 646 | 65 652 ' 6,54 | 6,57 | 6,52 


einer Divi— 
dende von | 





ein Kurs von 32,19.20,89 84,66. 83,71 87,65 86,18 100,67'102,91.121,78.108,72|113,34 115,66 





Die Kurje find | | | | a 
das xfache der | 12,6 | 12,5 118,0! 12,9 13,6 13,2 15,6 15,9 ı 18,7 | 16,6 ! 17,2 | 17,7 
Dividende | | 











j 
N | j 
| 


Bringt man auch den NRefultaten fein allzu großes Vertrauen entgegen, To 
dürften fie doch immerhin zeigen, daß fich die Notirungen nach einen wahr: 
iheinfih jähen Sturz von 1872 auf 1873 bis 1878 ziemlich in gleicher Höhe 
gehalten- haben, von dort an aber im MWejentlichen bis zur Gegenwart ftiegen 
und namentlich in 1881 einen hohen Stand erreichten. 

Bei den Bergbauaktien müſſen wir die Jahre 1873 und 1874, in denen 
im Verhältni zu den übrigen jehr hohe Dividenden gezahlt wurden, außer Adi 
Iafien, um nicht bei Serftellung gleicher Jahresdurchſchnittsdividenden zu den 
niedrigen Dividendenfummen allzuviel hohe addiren, bezw. niedere Poiten ſub— 
trahiren zu müffen. Nach der gewöhnlichen Berechnung erhalten wir dam: 
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Für die Jahre | 1875 | 1876 | 1877 | 1878 | 1879 ı 1880 , 1881 | 1882 : 1883 1884 











bei einer 


| 567 = = 
Dividende von [| #01 | 401 4,01 | 4,08 | 4,02 | 4,08 3,98 | 4 4,03 | 4,01 








einen Kurs 
von 
Die Kurſe ſind 
das xfache der 
Dividende 


| | | 

Der ftarfe Aufihwung in 1879 dürfte wahricheinlih durch den nad) Geſetz 
bom 31. Mai 1879 auf eingehendes Noheilen gelegten Zoll von 1 M pro 
100 kg feine Erklärung finden, und der darauf folgende Rückgang big zur 
Gegenwart könnte Ächließen lafien, daß die damals gehegten Hoffnungen nicht 
ganz in Erfüllung gingen. 

Das Jahr 1879 bietet hier ein prägnantes Beiſpiel für den Einfluß, den 
die Geihäftsitimmung auf die Notirungen hat, den gegenüber die Bewegungen, 
welhe durch Zinsänderungen hervorgebracht werden, meiſt unbedeutend find, 
Die nad obigen Tabellen bei gleichen Dividenden fich zeigenden Unterſchiede der 
Sahresnotirungen find num auf Nehnung beider zu jegen, und nur bei den 
Banfpapieren dürfte es gelingen, die betreffenden Wirkungen einzeln zu ijoliven. 

Die Bankpapiere erfahren nämlich durch das Wacien und Abnehmen des 
landesüblichen Zinsfußes dieſelben Aenderungen in Prozenten, wie Die einen 
feiten Ertrag gebenden Piandbriefe und Staatspapiere. Um dies nachzuweiſen, 
fnüpfen wir wieder an die beiden Momente an, denen die Aktien ihren Werth 
verdanfen, dem Anſpruch auf Dividendenbezug, und auf ZA, den der NAtie 
entifprechenden Antheil am Gelammtvermögen der Gejellihaft zur Seit deren 
Liquidation beziv. einer Veräußerung des Unternehmens. Dieſes Vermögen 
beiteht nun theils in Grundftüden und Gebäuden, Betriebömobilien und Im— 
mobilien, theils in Borräthen, Waaren, in Forderungen und fonftigen Berech— 
tigungen, wie Stonzeilionen u. dal. m. Won allen Dielen Beltandtheilen fann 
nur der Werth des Grund und Bodens oder beionderer übertragbarer, nicht allen 
Produzenten theilhaftiger Broduktionsvortheile (Patent, Konzeſſionen) durch Zins: 
fußänderung beeinflußt werden, und wird unter ſonſt gleichen Umſtänden bei ſinkendem 
Zinsfuße fteigen, und umgekehrt bei fteigendem fallen. Da der Verkaufswerth der 
Häuser fih nadı den Produktionskoſten richtet, zu denen man eben bauen fann, 
und diefe iniofern vom Zinsfuße abhängen, als der Preis des Bauplatzes und 
der Zinsbetrag des in die Produktion verwendeten Kapitals von ihm beeinflußt 
werden, To ändert fich, falls letzteres das —8 fache vom Preiſe des Grund— 
ſtückes beträgt, und am Anfang der ein volles Jahr dauernden Bauaufführung 
verwendet wird, der Geſammtbetrag der Produktionskoſten durch Zinsfußänderungen 
nicht, weil die durch dieſelben bewirkte Werthänderung des Bauplatzes durch die— 
jenige des Zinſenbetrages ausgeglichen wird. 

Steigen Betriebsmobilien im Preiſe, ſo wird dies meiſtens nicht durch eine 
Aenderung des Zinsfußes bewirkt, ſondern durch anderweitige Erhöhung der 
Produftionskoften, durch Entwerthung des Geldes, die momentan vielleiht auch 
eine Nenderung des Zinsfuhes herbeiführen fann, wenn die Entwerthung auf 
plösliche Vermehrung des Geldvorrathes ꝛc. zurüdzuführen ift.?) 





2,03 | 09,0 71,55 71,44 1100,42 89,63 | 88,69 | 82,88 | 83,21 | 81,01 





Dr DIE PIE En DE 
20,5 | 174 | ıı8 175 | 25 | 222: 22,8 | 20,7 | 20,7 | 20,2 








.) Die Steigung der PK durd; Zinsmehrbetrag fünnte beim Wachien des landes- 
üblichen Zinsfußes von 4 auf 5 (25 Proz.) höchſtens 1 Prozent betragen. 


ee — 
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Vorräthe wie Forderungen werden ebenſowenig durch das Sinken oder 
Steigen des Zinsfußes berührt; und es ſind alſo nur Grund und Boden 
hauptſächlich ſeinem Einfluſſe unterworfen. Setzt man die durch denſelben be— 
wirkten Aenderungen gleich 4 Prozent, jo kann diejenige, welche der Zinsfuß 
an dem ganzen ZÄ hervorruft, nur weniger betragen, und zwar um fo weniger, 
einen je geringeren Theil Grund und Boden von ZÄ audmadt. Wenn man 
nun in Betracht zieht, daß der Zinsfuß in der Zeit unferer Unterfuhung vom 
Marimum 4,45 auf dad Minimum 4,11 gejunfen ift!), jo darf man überzeugt 
jein, daß die hierdurh an ZA bewirkte Werthänderung von nur jehr geringem 
Einfluß auf die Kursbewegung fein kann. Im diefer Beziehung gleichen alſo 
die Aktien den Staatöpapieren und Prandbriefen, bei denen das zur Rückzahlung 
beitimmte Kapital durch Zinsfußbetwegungen auch nicht geändert wird. 

Der Werth des Dividendenbezuges unterliegt nad) der Formel auf ©. 285 
genau ebenio dem Zingeinfluß bei Aktien wie bei Staatspapieren; man brauchte 
nur für Die verichiedenen Dividenden bei ben Aktien eine denjelben Gefammt: 
werth ergebende Durchſchnittsdividende zu jegen. 

Die Wirkungen, die ein Sinten des Zinsfußes auf die Kurſe von Staats- 
papieren, Prandbriefen und Aktien ausübt, muß nun Ähnlich derjenigen fein, 
die ein Steigen der Dividenden auf die Notirungen derfelben hat. Iſt alfo der 
Preid der Dividende: oder Zindberehtigung dem ZA gleich, fo gehen Zins- und 
Preisprozentenänderungen mit einander, ift er größer, dann betragen Teßtere 
weniger, als dad Sinken (Steigen) des Zinsfußes in Prozenten beträgt. Die 
durch denfelben bewirkten Aenderungen zweier verjchiedenen Papiere find einander 
alio nur gleichzufegen, wenn bei beiden ZA” gleich dem Preiſe ift. Bei Staats- 
papieren wie bei den 6proz. Aktien der Banken ift wohl ZK gleich 100 zu ſetzen, 
und da auch deren Kurſe um 100 herum notirt find, fo dürfen die durch Zins— 
fußbewegung bewirkten MWenderungen für beide Papiere als gleich angelehen 
werden.?) 

Für Bergbau: und Eiſenbahn-Aktien gilt dies dagegen nicht, da der Werth 
eines der Aktie entjprechenden Theiles der Unternehmung (ZK) dur den Zinsfuß 
weientlich beitimmt wird, und die durch denjelben hervorgerufenen Preisänderungen 
deshalb andere find, als die bei Staatspapieren. 

Beljer geeignet wären in diefer Beziehung die „Diverien Aktien“; da aber 
deren ©. 299 verzeichnete Durhichnittönotirungen für die Unterſuchung des Ein: 
fHufles der Wirthichaftslage bezw. der Geſchäftsſtimmung nicht hinreichend ver- 
bürgt find, To beichränfen wir die Betrachtung darüber auf die Bankaktien. 


ı) Berechnet aus den in „Kahn's Bejchichte des Zinsfußes“ angegebenen Daten als 
Durchſchnitte von: dem Hypothekenzinsfuß 40 deuticher Städte, den Nurjen von 5 Arten 
preußiicher Iandwirthichartlicher Biandbriefe und den Kuren von 3,5 und 4 Proz. bayerischer 
und preußiicher Staatspapiere. 

” Dies ijt für die Betrachtung um fo werthvoller, da die Iſolirung des Zinseinjluffes 
ou; einem anderen Wege kaum durchzuführen jein dürfte. Die Aenderungen des Hypotheken— 
Zinsfußes find z. B. wieder andere, als die Schwankungen desjenigen Zinjes, der ſich aus 
den Rotirungen feſter Papiere (Pfandbriefe, Staatspapiere) berechnet. So iſt, wie ich aus 
den Angaben über Hypothekenzinsfuß in Kahn a. a. DO. für Tjährige Perioden berechnete, 
der Hypothekenzins bis 1872 1878 im Steigen begriffen, während fid aus den Kurſen der 
Stantöpapiere und Pfandbriefe nur ein Steigen bis 1866/1872 ergab. Der viel weniger 
bewegliche Hypotheken-Jinsfuß dürfte aber bier mit weit geringerem Nechte zur Iſolirung 
des Einflufies der Wirthichaftslage benügt werden, ala der Zinsfuh, der fih aus Pfand— 
briefen und Staatspapieren berechnet, die am jelben Orte, unter gleihen Verhältniſſen, von 
demſelben Publikum umgejegt werden wie die Aktien. 

Annalen des Deutihen Weich. 1886. 20 
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Nehmen wir an, daß die Periodendurchſchnitts-Aenderungen der Pfandbriefe 
und Staatöpapiere nur durch Zinsbewegungen hervorgerufen werden,') daß bie 
Einflüffe derjelben bei Bankaktien und Staatspapieren diejelben find, jo können 
wir die auf Rechnung der Geihäftsftimmung zu fegenden Unterſchiede der No: 
tirungen der Bankpapiere aus folgender Tabelle ableſen. 





| Durch⸗ — 

Kurſe der Kurſe der Durch⸗ ſchnitts⸗ Gef ne 
Bank: Staats⸗ Periode ſchnitts⸗ | Preis: furie Preis— iin 
— kurſe ſteigerung der Staats ſteigen 


Jahr papiere papiere 7. . 
bei 6,02 und Pfand- Gjiührig) der Bank. in Proz. | papiere | in Proz. Fommende 




















„ 
‚Dividende Briefe ®) papiere und Pfand: Parse 
' | briefe pabiere®) 

1873| 102,71 91,92 | 73—78 | 94,96 93,25 
1874 | 99,52 94,16 | 74—79 | 92,91 | —2,07 93,68 0,44 — 2,51 
1875, 93,10 93,71 | 75-80 | 94,50 1,64 94,08 0,41 1,23 
1876| 90,53 | 9314 | 76-81 | 97,15 | 269 | 9489 | 081 1,88 
1877 | 88,95 93,36 | 77-82 | 99,61 | 2,45 95,97 1,08 1,37 
1878 | 92,43 94,03 | 78—83 | 102,69 | 2,97 96,95 0,98 1,99 
1879 | 107,49 96,18 | 79—84 | 105,99 | 3,09 97,92 0,96 2,13 
1880 | 106,36 97,75 | 80—85 | 106,76 | 0,70 98 73 0,79 —0,09 
1881| 102,82 98,54 | I 5 
1882| 104,37 98,24 j | | 
1883| 108,92 98,91 | | 
1884| 111,34 | 100,22 | | | | 

ı N 1 





Die durch Geſchäftsſtimmung hervorgebrachten Aenderungen ſind alſo in den 
hier betrachteten Perioden bedeutender, als die durch Zinsänderung bewirkten. 
Sie laſſen von 18373 —78 bis 1874— 79 einen ſtarken Rückgang, dann aber eine 
ftete Zunahme der Beliebtheit erkennen, die in 1879 —84 ihren Höhepunkt erreicht 
und dann ungeachtet ber höheren Notirungen in der Periode 8O—85 etwas 
zurüdgeht. 








!) Dies von den einzelnen Jahresnotirungen jagen zu wollen, wäre vielleicht etwas 
gewagt. WERTE . . 

* Bon 80 an find deren Kurſe auf Tafel V verzeichnet; für die vorhergehenden iſt 
auf Saling, Börjenpapiere, II, Theil zu verweijen. 

) Gleich dem Preisfteigen der Bankpapiere abzüglid) desjenigen der Staatöpapiere. 





e 


| 


OO 
‚008 


] by er 


ar 


uZt 


-quahanlum agaıl 1 Jaloz 


Jigl 


303 












































Ö 

Lr’z02| 26er Jarliesiecı| zıı ‚Frzzrforer (pr zn jorier sız| @ — er) xruui) inelagh zaoaihaog aabngagdrgg |gz 
ocIsT) oror I Etert Er Kealasizcıscor ſuotet jet forosıı 0] — | —| rt) 0 Aobꝛaquoaa Fr 

erisır | 966 199 alr.'ror| ar jazss/srıarion jas’zer seon 69 sports | grforias | er] 8 Prag ana er% 

mweor 306 zallrıeıt) 2 Kradra/rstozor |sg’srı laroı e9t| 9 121) —| z6ı| € ie 3 aibaog BIPNEIOPINK z* 
SLFeE, 68 Its 2286 9 IEETT 62'8 sl HJ ol. gar| ZI" Auapauuajag Ta 
sıerı) 628  losllizc’ee g ıgeenos’ı Jerizer iur fJoeies | 0 2zı| 9 Joros | Er qunmmag, villa lnz 
Far | ss Teellseisz Irß’e 103211 18'9 aıı)l Sf Ho | 2 er ee re aa (st 
rs’sor| ae’a  isrllerizs |sa'e 626 weg fortzoa Ci 2er sıfocisrr) of onog Bmangr: pulpyz ST 
& For! 829 erlFiart gin 0666 29 nr’Cor | 9 — ııl agutuvis“ Mi 
5 sosor| 229  |rrlorez 614 HLiec \seia Jocioor | a| For 9 #079 |°°°°° onnigug pllıtpg Ir 
| 2 zer else 601 wars Bee jonsz loetc| ſogtoös | 9 [° a Uwe aab2agj02 c1 
i = 0er | 8 jrelltHze jene iz or jnr’os 21 se | 3 Jason jeie | ponuvp2 u vinaagıd FI 
| w 0roor) 80 jeelas’cı 1067 BEL ists jonas | SI — | —frizor!l gs |' ER ei 
: R son) 20° |zeilre’zor \os‘z seHr tech Joc’ee lerlı I: | 2 [ea | e | — polig wg ZI 
u 88601 Fe ogllos'rc \cr’z ser ar — — — —1 zr |o1°° rouebugg uopojg |T1 
zw 609—  Isailiaeier lea’ 10'359 |E3°F 87 0 — 7-1 — | |" 90 uspgozunvag Inv puio ion 
E 0516 | ee  szallisı’se joa’ g.'19 r SE ı jorise | 0 fJocier ! o |’ mod anmaustuunk |6 
S 6rı6 | 16 isılllıs’eor | 8 80018 see 0F 0 jorse | 2 er er nung WwuHTag |& 
s wor | ırr  irillise’es 56/0 area |as'E 6r o| &s 0 os 0 j Avpolobeuaoaizaog LT 
218701 Er rENETLE s860 s6oL Fre as 29° Joc’ca | 0 3:69... 20. |. 727 euro 9 
6836 air 6 More 280 ozer |16% — I 09 de ea ee | re omtavuisaduuoqee 
2 ers 288 9 (esse |Br‘o eyes jr jeare | 1 foren er Hrn | © 99° ago aobiaphenungg | 
S susı | 095 Ir Iller/sce | T’o is'es Iırlı 08 0. portos | 0 ſot'ss oJ’ mllg ont bug 5 
= ie | 0 “E62 280 se joso | 02 | 0 Josisı | zn | enge Bbanggerg iz 
= 12'985 0 gs’os 0 — — ej|o|sse | of’. — E nvq — * I 






3 49uq20 6 wugacaß ua 
Kung 8 quaßyag] '8 ana — u — 
3 





a ons as [lang ang] lan "ag; 


abagh — 








Ba velsL Pnvarg abagh Felcz = Maguaag qui 
NE | ppm nn Ieno vialvulnaog; 'a org 'q 











TITKIT"" mg | piangfinlgugping| »vn | | rssi essi —X 
aod doch 9 
Suruog ng en (FB 2) uaııgunvgbrag uf (q Ä 


Feng — 






"1 PIvZ 3 








304 Altienkurje und allgemeine Preisbildung. 
Zu Banfen 
b 
i!l2 I58| € 
& 1882 1888 1884 le8:| 82 |ES| & 
E =-=| S= lö;:| s 
S 32] SA 1277| & 
& Div. | Kurje | Div. | Kurje | Div. | Kurſe [RE | © Rail 5 
1 | Rhein.» Weftph. Ge | 
nofj.-Bant..... 3 39 — — 14 62,601 1,73, 48,22 
2 | Bank für Rheinland 
und Weftphalen. .\ 4,50| 86,75| 4,50| sı |5 83,75] 2,69 | 59,64 
3 | Geraer Handeld- u. 
Kredit:Bant... .| 5,50| 89,75] 5,50 | 91,50] 5,50 | 91,80] 3,21| 69,11 
4|Weimariche Bant .|5 121,50] 5 123,60] 4 121 | 3,69| 78,73 
5 | Lübeder Bant. 6 | 99,25] 550/101 | 5,50/102 | 3,82| 88,64 
6 | Allgemeine deutfche 
Handelögef. ... . . |450| 72 |7 89 | 3,50| 82 3,87 | 52,93 
7 sun — 
2 2,50) 76 18 71,75| 0 65,25| 3,87 | 78,44 
8 | Norddeutiche Grund: 
Kredit:Bant....)o |42 10 36,70] 0 35,25| 4,04| 68 
9 | Meininger Kredit. „| 5,50| 94,30] 5,25 | 93,25] 5,25 | 91,90] 4,12 | 92,89 
10 | Oberlaufiger Bant . 6,50 102,50 | 6 100,75] 6 105 4,15| 82,19] 35,19 | 718,79 
11 | Schaaffhaujener 
Bankverein ....14 | 86,75] 4 90 14 87 14,28 102,811 37,60 | 773,38 
12 Chemnitzer Bankver. 0 82 0 81 5 90,75] 4,38 | 84,66 | 39,38, 798,40 
13 | Barmener Pr 6 104,30 | 6 106 5,50 | 106,10| 4,46 | 96,77 | 40,63 | 826,06 
14 | Magdeburger „ 5,25 | 96 6 106 6 107,75] 4,47| 90,31 | 41,41 | 837,64 
15 Braunſchweig.Kredit⸗ 
Anftalt -..... |6 106 | 6 105,50] 6 |105,50] 4,50) 85,12] 42,09 | 834,12 
16 —— ODER: 
theten:Bant ....| — — 6 98,501 6,33 | 100,40] 4,60 | 77,881 42,82 | 859,07 
17 | Breslauer Discont.| 5,25 | 90,10| 5 89,25] 5 84 | 4,63| 84,88 | 43,58 | 865,46 
18 | Roftoder Bant .. . | 5,67| 98 | 5,50 100,10] 4,50| 90 | 4,97| 97,39] 44,51 | 894,85 
19 | Bergiich-Märtifhe®. | 7,33 |115,10| 7,33 | 121,75| 7,50 | 123,50| 5,18 | 98,02| 45,52 | 899,98 
20 | Berliner Broduft.= u. 
Handeld-Bant. , . | 4,50 | 76 5,50 | 95,80] 4 83,75] 5,21| 81,58] 46,58 | 899,37 
21 | Königsberg. Bereins- 
JJ 6 96,3016 100, 601 5,50 | 101,75] 5,27| 90,98 | 47,62 887,54 
22 | Berliner Handeläge]. | 0 60 7 117,80] 9 153,50] 5,29 | 97,20 | 48,53 | 900,08 
23 | Cölner®echiler-Bant | 5,50 | 94,75 | 5,50] 93,50] 5,50 | 94,25] 5,34| 86,70] 49,41 | 890,01 
24 Braunid. » Dannöv.: 
Hnpotd.-Bant...\5 | 87,50| 4,33 | 86,75] 4 71,50| 5,35 | 86,14] 50,29 | 885,54 
25 | Leipzig. Discontogej.| 7 108,50] 7 108,50) 6 [110,25] 5,39 | 92,44] 51,18| 893,16 
26 BadiſcheBank Mann 
0 En 6,33 1119,50 | 5,50 | 118,50] 5 119,25] 5,46 | 1410,91 | 52,04 | 926,19 
27 | Bremer Bank... .) 5,42 108 4,87 | 109,50] 4,23 | 109 5,47 | 110,56 | 52,88 | 951,92 
28 | Sörgel u. Pariſius ® 
Ben =: 200 5 \92 16 9825| — — | 5,49| 84,56 | 53,40 | 939,09 
29 | Seraer Bant . .| 5 99,907 5 89,90] 5 90,5 | 5,50| 95,66 | 53,77 | 936,73 
30 Magdeburger Privat: 
Bu... 6 116,25] 508/115 14,90 111 5,64 | 109,88 | 54,20 | 965,03 
31 | Breslauer Wechslerb. | 6,66 ‚108, 25| 5,33| 99,90| 5,83 | 95,40] 5,65) 89,50| 54,58) 963,55 
32 Bank für Süddeutſchl. | 5,50 110 5,50 | 111,25| 4,70 | 112,50] 5,67 | 107,18 | 54,96 | 973,55 





Ä 


!) Für die Kurſe und Div. vor 1882 zu vergleichen 
Tafeln. — ?) Siehe ©. 304. 


van der Borgbt, 


Studien über die 





























Altienkurje und allgemeine Preisbildung. 305 
von 1872/84.') Tafel I. 
= i . c u a) Bankpapiere von 76/80 
FF — — — — 
335922 5252 $% © 5. I|#8 3 Teib t- 
83 88 [E11 32 | 88| 82 AIEFFART E11 181] 
So = al = 25 =5 lEjlsd43| $=2 “sl Es 
gae I | a 55 & |Ei8st| 3 |,“ |E,” 
a: ® Iä3 — s1% alas |® |33 &3 
5,69 | 95,67 | 110 80,76 
i 
3,87 | 52,98 | 2| 0,7 | 88,00 
| 
5,46 | 110,91 | | 31 46,49 
2,69 | 59,64 | 5| 1,65 | 61,55 
5,67 | 107,18 4| 2 56,06 
446 | 96,77 | 22| 2,10 | 76,71 
| | 
5,89 ı 112,45 | 9| 2,30 | 78,22 
518 | 98,02 11) 239 | 7222 
5,29 | 97,20 8) 2,6 | 68,45 
18,97 | 202,77 | 5,812 | 103,854 | 5,099 | 92,026 | 6| 28 | 39,86. | 17,54 | 558,32 
521 | 81,58 | 5,764 101,945 | 5,276 | 90,897 |22| 30 | 8055| 20,54 608,11 
| 


11,91 | 134,55 | 6,568 | 110,107 | 5,399 | 96,597 114 8,82 | 83,20 | 23,66 | 65831 
5,68 | 100,70 | 6,590 109,086 | 5,517 


| 96,536 |ı0| 3,83 | 69,15 | 26,49 | 680,97 
450 | 85,12 | 6,771 111,634 | 5,591 


100,804 134 4,04 | 77,77 | 28,88 | 697,19 
ua 86,14 | 6,739 | 109,530 | 5,627 | 98,603 119 4,15 | 69,69 | 31,08 | 710,82 
5,47 | 110,56 | 6,840 , 110,909 | 5,665 
453 | 84,83 | 6,714 | 108,147 | 5,678 
89,50 | 6,766 | 107,295 | 5,674 
84,66 | 6,675 106,041 | 5,708 


93,608 Jıs! 420 | 79,415 | 33,18 | 713,56 
94,120 |28| 4,27 | 77,95 | 835,10 | 718,29 
96,965 |20| 4,80 | 76,28 | 37,01 | 717,85 
97,145 111 4,33 | 8861 | 38,74 | 742,51 


m 
ws 
I 


534 | 86,70 | 5,678 94,120 | 5,768 
612 | 113,61 | 5,099 , 92,026 | 5,812 
146,41 | 5,399 96,597 | 5,861 


99,570 Jı8! 4,40 ! 77,85 | 41,67 | 784,88 
103,354 | 7! 4,54 !106,99 | 42,39 | 808,62 
100,235 |43! 4,64 108,70 | 43,20 | 844,17 


⸗ 





568 | 84,50 | 5,517 | 96,535 | 5,928 


90,164 |26| 4,80 | 91,25 | 43,96 | 857,65 
8,79 ; 123,14 | 5,861 | 100,235 | 5,978 


101,217 [13| 4,91 | 108,62 44,72 896,58 


‘38 , 119,27 | 6,052 | 101,106 | 6,052 | 101,106 |27| 4,91 | sı,87 | 45,43 | 899,00 
9,94 |, 122,85 | 6,588 | 104,908 | 6,065 | 98,728 |25| 4,998 | 79,57 | 4615 | 900,62 
5,77 | 93,33 | 6,595 | 105,291 | 6,115 | 102,957 |15| 5,00 | 93,19 | 46,85 | 917,58 


604 | 89,64 | 6,761 | 105,789 | 6,239 | 101,945 |49| 5,08 | 81,00 | 47,60 | 909,92 
104,183 |23| 5,18 | 86,45 | 48,40 | 910,97 
98,361 |35| 5,20 | 82,38 | 49,20 | 918,00 
103,250 |12| 5,27 | 88,85 | 49,93 | 897,86 


5,87 1 96,67 | 6,961 | 107,812 | 8,259 
9,35 | 93,82 | 7,362 | 108,324 | 8,316 
10,70 | 181,50 | 7,820 | 115,113 | 6,343 





387 | 78,44 | 5,665 . 93,608 | 5,764 101,945 |83| 4,33 | 85,38 | 40,27 | 788,03 


| 


Bewährung der Altiengefellihaften; Saling und Chriftian. — Dasfelbe gilt für alle anderen 


41 


42 
43 
44 
45 
46 
47 


48 
49 
50 
51 
52 
53 
54 
55 
56 
67 
58 
59 


60 
61 
62 


63 
64 


65 
66 
67 
68 
69 


To 
71 


72 





1882 


Div. | Kurſe Div. | Kurſe 


Braunſchweiger Bant | | 5,67 
Deffauer Kredit für | 
Handel u. Induſtrie 4 


Aachener Diöc.:Gej. | 7 
Deutiche Grund Krd. 

Bank Gotha... 4 
Deutſche Hypotheken— | 
Bank Meiningen . | 4,75 
Baieler B.Berein. . | 8 | 
Hannover'idie Bank || 5,80 

Hamburg.Commerz.- 
und Disconto:B, | 7,50 


Deutſche Hypotheken— 
Bank Berlin... 5 
Wejtphäliiche Bant . | — 
Danziger Privatbant || 6,66 
Schlejiiher B.:Berein || 6 





Poſener Provinzialb, | 7,2 
Niederlaufiger Bank || 5,50 
Preuß.Bodensftredit- | 
Altien-Gej. .... . | 6,60 
Gothaer Brivat-B, . | 7,67 


Niederjächfiihe Bank | 6 
GenoſſenſchaftSörgel 7,50 
Dresdener Banf .. || 8 
Deutſche Bant ... 1 
Sächſiſche B. Dresden || 5,83 
Lübeder&ommerz.-B. | 6 
Nürnberg. Bereinsb. 10,50 








Preuß. Hnp.-Act-B. | 5 
Südd. Boden-Kredit 6,50 
Württemb. Vereinsb. 7,50) 
Darmitädter B. für 
Dandelu.Anduftrie | 8,25 
Defiauische Yandesb. | — 
Leipziger Kredit. . . | 9,76 
Preuß. Hyp. Verſich.⸗ 
Geſellſchaft . . 4 
Hamburger Hyp⸗B. — 
Preuß. Central: Bo: 
denkredit⸗ Aklt⸗Geſ. | 8,75 
Deutihe Nationalb. 
Bremen .....» 7 
Hamburger®ereinsb. | — 
Norddeutiche Bank . || 8,50 
Deutiche Effekten: u. 
Wechjelbant . 10 
Dis. - Kommandit- | 
AUltien-Gej. . . . . 110,50 
Börjenhandelsverein 12 
OldenburgerSpar: u. 
Leip-Bant.... . 15 
Berliner Haffenverein 10 


9 Siehe Nummer ©. 306. 
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u A a un Aa 


99 


89,60 
108,25 


68,50 
91 
142,50 
110 
132,10 
87 


114 


109 


120 
91,50 


110,50 
122,40 
107 
129 
130 
146,10 
121,50 
92,80 
99,20 
82 
132,10 
134,6 


152 


157,25 


87,25 


124,10 


192 
156 


159 





















1883 





5 1103,50 
5 95,50 
7 108,50 
0 54,75 
4,75) 91,50 
7 1121 

5,50| 114 

6,67) 127,10 


89,25 
97,25 
118,50 
109,90 
119,31 
93,25 

















101,80 
125,25 
109,25 
126 
125,40 
148,40 
123,60 
106,75 
102,60 
90,25 
133 
128,30 


"Io © 








206,501 — _ 


Div. 


1884 









4,75) 103 


6 102,50 
7 110,50 


0 63,25 


4,75| 91,50 
8 |146 
5,33| 115,40 


126 


90 

102,75 

131,50 

102 

118 
93 






102,90 
119,60 
111,50 
137 
127 
157 
121 
105,75 
118 
90,50 
136,10 
124,90 


u 
< 


* 
© 






Da u 
oO .-1 


- 


Saum pam a 
a 


oo 


- 








Kurie I: 


2/54 


Div durchſchn 
fteig. geordnet 


aus 


5,68 


5,68 
5,69 


5,87 
5,89 


— 


5,92 


6,08 
6,04 
8,08 
6,12 
6,23 
6,25 
6,28 


6,39 
6,52 
6,68 


6,72 | 113,21 


6,88 
7,38 

7,58 
7,72 
7,73 
7,84 
7,91 
8,34 


8,68 
8,79 
8,96 


9,02 
9,13 


9,19 
9,35 


9,36 
9,37 


210,50]10,70 
11,91 


13,84 
13,97 


8,25| 155,10 

7 1117,50 

0 168,75 

5 93 5 93 

6 96,25] 6 [101,50 

8,75! 127,30] 8,75|127,75 

5 1111,70l 4,25| 93,90 

7 110800 — | = 

8,33] 151,50| 8 160 

7 130,20] 9 |123,90| 9,94 

10,501 198  Jıı 

10 | 150,25]11,501143 

7 151 9 149 
5,501133 


5,77 




































100,70 


84,50 
95,67 


93,33 


96,67 
112,45 
107,32 


110,81 


89,64 
95,40 
113,61 
106,08 
110,66 
90,31 


104,06 
106,84 
100,65 


112,04 
119,27 
125,77 

97,97 
106,22 
111,29 
122,94 
131,82 
146,41 
123,14 
154,78 


103,01 
106,77 


123,21 

93,82 
119,42 
153,12 
122,85 


181,50 
134,55 


144,44 
202,77 





geord. Bapiere 


Durch. Div. 
d.alphabet. ans 





Zugehörige 
Kurſe 


112,04 


9! 84,56 
2 | 113,21 


95,66 


69,11 
106,84 
106,77 


89,64 


. 119,42 
. 107,32 
90,98 
| 154,73 
92,44 
88,64 


97,97 
' 90,31 
109,88 
ı 77,88 
92,89 
90,31 


111,29 
103,01 


48,22 


97,39 
195,77 
102,81 
106,08 


122,94 
13,73 


95.40 
131,82 


2.—11l. 


Div.-Durdic. 
von 1.—10, 





Altienkurje und allgemeine Preisbildung. 


Bugehörige 
Kurie 


111,676 


111,682 
110,889 


100,328 
102,954 


104,305 
106,018 


105,315 


| 107,875 
| 100.457 


98,351 
105,368 


ı 103,291 


102,589 


105,475 
103,822 
104,138 
102,957 


. 100,304 


98,603 
99,570 
90,897 
96,965 
98,723 
97,145 

102,558 


102,636 
105,254 
108,286 


110,884 
110,620 


108,642 


103,069 


; 105,024 


107,086 
103,250 


104,478 
101,945 





99,184 
101,217 


Steigend 
angeordnet 











Zugehörige 
Kurje 


102,589 


100,457 
104,478 


103,291 


102,954 
110,107 
104,908 


109,086 


105,291 
103.822 
104,305 
105,368 
106,041 
102,558 


102,636 
108,147 
109,530 
105,789 
107,295 
111,634 
105,475 
110,909 
105,254 
106,018 
105,815 
107,875 
107,612 
105,024 
107,086 


103,069 
108,328 


108,324 
108,286 
110,689 
110,384 
108,642 


111,682 
111,676 


110,620 


.115,113 


Nummer!) 


Durchſchnitt. 





ſteig. 


—— —— — t — — —— — — — —— — — — — ——— — — — — — — — — — 
— — — 


Dividende 


5,33 


5,33 
5,40 


5,40 
5,44 
5,50 
5,65 
6,67 
5,84 


Zugehörige 
Kurfe 






102,84 


91,26 
93,30 


94,05 


89,52 
103,34 
85,52 


91,90 


109,25 
97,94 
83,29 
95,29 
86,57 
89,90 


98,25 
106,75 
112,96 
106,06 

97,35 

89,05 
143,00 
107,99 
109,27 
118,47 
113,73 
144,87 
124,15 

85,90 
118,90 


117,66 
120,58 


119,76 
146,05 
121,59 
158,65 
106,05 


80,40 
120,65 


140,68 
145,34 


Summe 
von 1.— 10, 


Div. 





2.—1l. 


50,62 


51,15 
51,64 


52,13 


52,58 
53,08 
53,63 


84,17 


54,81 
55,44 
56,02 
56,65 
57,25 
57,08 


58,79 
59,59 
60,27 
61,07 
61,73 
62,38 
63,59 
64,78 
65,93 
67,08 
68,28 
69,45 
70,78 
71,99 
73,39 


74,89 
75,99 


77,45 
79,31 
81,38 
83,22 
85,30 


87,84 
90,47 


95,67 


102,95 
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___®) Banfpapiere von 78/80 
e von 76/0 


2.—11. 


Kursſummen 
von 1.—10. 





896,00 


896,08 
880,71 


892,89 


902,84 
912,99 
917,51 


922,96 


949,83 
958,92 
939,37 
943,40 
935,67 
981,52 


940,25 
943,66 
971,10 
985,26 
973,36 
966,37 

1025,08 

1037,78 

1061,48 

1090,05 

1105,58 

1143,65 


1154,84 
1134,68 
1156,23 


| 1183,94 


1161,52 


1173,29 


1210,07 


‚1218,19 
1258,11 


1219,22 


1178,57 
‚1210,29 


1232,07 


1259,75 
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Tafel II. 

2.00.84) Diderje Zu Diverjen 
"> 
1882 1883 En 
= 
= 
; ER De 6-2 
Div. | Kurje | Div. | Kurfe 5 
| a; 





.| 
1) Bereinsbrauerei der Berliner | 
EEE — — |— — 1 0,09 | 21,13 
2| Baugej. f. Mittelmohnungen | 0 18,5 | 0 21381 — 0,26 | 34,27 
3| Unter d. Linden Bauverein. | 0 75] 0 63] 0 0,88 | 14,43 
4| Möbeltransportgeielliaft ... | 0 155 | o 20 0 0,62 | 23,25 
5| Lichterfelder Bauverein. ... | 0 36,75] 0 35,75] 0 0,69 | 32,33 
6 Berl. Gementbaugejellihaft . | 1 36 1,50) 43 1,50 0,75 | 33,48 
7 Berl.-Eharlottenb. Bauverein | O0 109,25] O J101,8 | 0 0,97 | 51,18 
8 Deutiche Spiegelglasgejellih. | 1 505 | ı 555 | 4 1 50,90 
9 Landerwerb: u. Bauverein. . | 1 4 |I— — I— 1,05 | 44,90 
10) Deutihe Baugejellihaft ..... | 0 56,4 | 1,67) 635 | 0 1,20 | 61,58 
11) Birkenwerder Bau-Mat.:&ej. | 0 16,71 0 14,75] 0 1,42 | 22,41 
12) AktiensBauverein Pafiage .. | 2,5 | 30,5 | 2,75) 54,50] 2,25 1,54 | 3481 
13] Schaafs Feilenfabrit..... 0 30,11 0 28,50] 0 1,80 | 41,24 
14| Neuß'ſche Wagenfabrit.... | ı | 28,1 | 1,25] 30,25] 1,50 1,83 | 30,20 
15) Norddeutiche Eiswerle.... | 5 64,25] 1,5 | 54,50] 0,50 2,12 | 42,41 
16) DOberjchlej. Eifenbahnbed.-Gej. | 3 64,50] 3 60,40] 1 2,15 | 56,78 
17| Zabad-Union......... 0 41 0 34,50] 0 2,45 | 46,58 
18) Kontinentalpferdebahn .... | # 96 4 99 4,50 2,96 | 67,29 
19) Land» u. Baugeſ. Lichterfeld. | 0 22 0 6,60] — 3 31,19 
20) Allgem. Häuferbaugejellihaft | 0 29,50] 0 32,60] 0 3,06 | 50,83 
21) Greppiner Werte. ...... 45 78,101 4,5 | 88,10] 4,5 3,42 | 57,87 
22) Pommerſche Maidh.:Baugei. . | 3,33 52,75] 0 54,401 6 3,70 | 49,90 
23) Nähmaich. Frifter u. Roßm. | 6 1065 | 4 99 4,50 3,71 | 68,47 
24) Gummifabrif Yonrob..... | 4 6 I— — 4,50 4,05 | 58,75 
25) Immobiliengeſellſchaft . . . . |— — |I— — 0 4,64 | 83,41 
26) Altiengej. f. Bauausführung | 4 58 2 67,101 4 5,10 | 68,90 
27) Magdeburger Baubant. ... | 6,33 77 8,33] 98,25] 8 5,51 | 80,43 
28) Nordhaujer Tapetenfabrit.. | 7 121 6,5 | 120 5,50 5,75 | 87,08 
29) Waggonfabrif Linke... .. 9,33 123,50 11 | 146,50] 8,50 5,96 | 81,40 
30) Nähmaſch. Löwe u. Comp. . [10 176 110 177,50] 10 6 112,63 
31) Ahlfeld Gronau Bapiersffabr. | 6 ;100 10 131,50] 10 6,17 | 88,68 
32 Chemiſche Fabrik Schering... [12 164 J12 163,75] 15 6,27 | 99,83 
33] Deutihe Gummifabrik Bolpi | 6,5 | 109 6,5 |119 9 627 | 81,72 
34) Magdeb. allgem. Gas. ... | 8,5 118 8,50! 126,75] 8,50 7,44 | 112,31 
35) Große Berliner Pierdebahn . | 8,5 | 180,25] 9,75! 193,60] 10,50 7,44 | 142,55 
36) Heinrihshal ....2.... 9 143 | 9 142,50] 10 7,96 | 112,85 
37 Berlin. Eichorienfabrif.... | 6 107,75] 6 110 5,50 8,08 | 115,49 
38| Allgem. Berlin. Omnibusgej. | 8 |142,25] 9,50) 174,50] 10 8,58 | 122,83 
39) Böhmijches Brauhaus.... | 9 148,50] 9 159,25] 10 9,54 | 126,25 
40 Berlin. Brodfabrit..... . — — Il— — 115,50 10,77 | 188,57 
41) Pferdebahn Charlottenburg . | — — 4 108 4,50 11,58 | 159,88 
42| Sudenburger Majcinenfabr. [20 233 |30 300 30 12,65 | 151,85 
43) Deutihe Continental» Gas: 
Aktien-ejellihaft - . . . - ı3 178 Jıs 187 Jıs 13,20 | 174,23 

44| Halleihe Maid. zabril... .. [20 288 |— | — [380 14,04 | 134,63 
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Freu. 
Preuß. 
Preuß. 


Staatsanlehen von 1850 
Staatsanlehen von 1852 
Staatsſchuldſcheine 
Kur und Neumärker Schuldverichreibung . 
Mecklenb. Eifenbahu-Schuldverfchreibung. . 
Badiiche Anleihe von 1866 
Badiihe Eijenbahnanleihe 
Berliner Stadtobligation 
Schuldverjchreibung d. Berliner Kaufm.. . 
Kur: und Neumärfer Bfandbriefe 
Kur: und Neumärter Rfandbriefe 
Dftpreuß. Pfandbriefe 
Pommerische Riandbriefe 
Bommeriiche Biandbriefe 
Poſenſche Pfandbriefe 
Sächſiſche Pfandbriefe 
Schleſiſche Altlandſch. ...... . ... 
Weſtpreuß. Pfandbriefe 
Weſtpreuß. Pfandbriefe 
Weſtpreuß. Pfandbriefe, neue 
Weſtpreuß. Pfandbriefe, neue 
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100,1 
100.1 
98,1 
98,5 
92,4 


Aktienkurſe und allgemeine Preisbildung. 


Einen jeiten Jahresertrag gebende Papiere. 








Tafel V. 








100,8 | 100,1 
100,8 | 100,1 
988 | 98,6 
99 98,6 
95 94,2 


102,19) 102,63 102,5 


100 
103,8 
101,4 
94,8 
100,10 
90,70 
90,10 
99,40 
99,4 
99,5 
91,6 
90,5 
99 
987 
102,4 


Die fettgedrudten Kurje find nach Analogie berechnet. 


100,5 | 101 

108 | 102,7 
101,25, 101,32 
95,75 96,25 
100,90 100,90 
90,50) 90,30 
90,2 | 0,10 
100,4 | 101 

100,3 | 100,10 
100,5 | 100,20 
93,3 | 93,2 
90,9 | 9,3 
101,10) 100,6 
100,1 | 100,2 


103,6 | 100,9 





100,7 | 101,50 
100,7 | 101,50 
99 99,80 
99 99 

94,6 | 97 

102,79| 104,11 
101,4 | 102,5 
103 | 104,33 
101,4 | 102 

96,8 | 98,50 
101,3 | 102 

91,75 95,20 
91,60 95,40 
101,40} 101,40 
100,80) 101,30 
101 | 101,% 
95 97,25 
91,3 | 95,20 
102,0 | 101,80 
100,75 101,80 
100,9 | 101,80 


Bemerkungen über das Preußiſche Verordnungsrecht, 


insbejondere in jeiner Einwirkung auf das Staatsrecht des 
Deutſchen Reiche. 
Bon 
Dr. A. Arndt 


in Halle a. S. 


— 


J. Es wird zur Zeit ein lebhafter Streit darüber geführt, ob die „hiſtoriſch— 
philoſophiſchen Erörterungen“ oder ob die „durch die Regelmäßigkeit der Er— 
fahrung motivirte logiſche Generaliſirung“ das primäre Element der publiziſt— 
iſchen Methode bilden ſollen. Hierüber ließe ſich vielleicht eine Einigung er— 
zielen, wenn die Philoſophie bei Seite bleiben und neben der logiſchen 
Generaliſirung nur die geſchichtliche Erörterung in Betracht kommen würde, 
weil aus der letzteren in der That häufig der Wille des Geſetzgebers und der 
Zweck ſeiner Willenserklärung erkannt werden kann. Die Philoſophie dagegen 
kann für das Staatsrecht zu ebenſo bedenklichen Ergebniſſen führen, wie die 
auf jich ſelbſt geftellte Logische Schlußfolgerung aus dem Wortlaut des Gejeges. 
Insbeſondere gilt dies für die Auslegung der Verfafjungsurfunden und nicht 
zum Mindeſten für diejenige der Preußischen. 

Wir finden in diefer letzteren Beitimmungen, welche von den entgegen: 
gejegteften Parteien bejchloffen und von verfchiedenen Parteien in verſchiedenem 
Sinne gemeint worden find. Wir finden ebenfo nicht wenige Verfaſſungsvor— 
ihriften, welche nach ihrem Wortlaute jagen, was fie nicht jagen wollen, und 
welche wollen, was fie nicht jagen. Ich erinnere hier, um nur ein Beifpiel 
berauszugreifen, an die Vorjchriften über das Unterrichtswejen, welche in 
einem Theile durch eine der ftaatlichen Ordnung des Schulwejens feindliche 
Koalition der demokratischen und Herifalen Kammermitglieder geichaffen und 
zum andern Theile durch diejer jtaatlichen Ordnung geneigte Elemente zunächjt 
„revidirt“ umd jchließlich bis auf Weiteres „juspendirt“ worden find. 

Art. 20 jagt: „Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ift frei." Die Ber: 
bandlungen in den Kammern und die nächiten Artikel der Verfaſſung ergeben 
aber, daß die Wiljenfchaft und ihre Lehre nicht frei fein fol Zunächſt 
nämlich, und dies wurde damals fonftatirt, jollen die allgemeinen Strafgejeße 
auch auf die Wiljenichaft und ihre Lehre Anwendung finden. Sodann aber 
jolen die Wiſſenſchaft und ihre Lehre „unter der Aufjicht vom Staate er: 
nannter Behörden“ ftehen (Art. 23), und den religiöfen Unterricht in der 
Volksſchule jollen die Religionsgefellichaften „Leiten“ (Art. 24). Und nod) 
weiter — die Wiſſenſchaft und ihre Lehre foll frei fein, jo fagt zwar Art. 20; 
Art. 22 aber bejagt, daß um dieje Freiheit auszuüben, zuvor die fittliche, 
wilienichaftliche und technifche Befähigung den betreffenden Staatsbehörden 
nachgewieſen werden foll, d. h. alfo, daß, um Unterricht zu ertheilen, eine ſtaat— 
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liche Approbation erforderlich ift. Die Wiſſenſchaft ift hiernach weder von 
Nepreffio noch von Präventivmaßnahmen frei. 

Endlich ift hier noch zu erwägen, daß diefe ganzen Verfafjungsvorjchriften 
durch Art. 112 der Verfaflung bis auf Weiteres juspendirt worden find — 
und trog alledem ift Art. 20 von der Lehrfreiheit feine bloße Phraſe; troß 
alledem iſt mit demfelben ein beftimmter Sinn verbunden worden. Umgekehrt 
aber würde es gewiß grundfalich fein, anzunehmen, daß man den Art. 20 in 
alle feine Logifchen und philofophiichen Conjequenzen verfolgen müſſe, um das 
geltende Recht aufzufinden. Es gilt der Ausſpruch Dahlmann's, daß die 
Beitimmungen der Berfaffungen oft zu allgemein feien, und Daß es ihrer 
Faſſung Häufig an Schärfe fehle, erjt recht von der Preußischen Verfaſſungs— 
Urkunde. 

Um das Preufiiche Staatsrecht richtig aufzufafien, ift daher neben der 
Kenntniß des Wortlautes und Wortfinnes noch diejenige der Entjtehungsgejchichte 
der Verfaffungsartifel erforderlich. Auch dies gemügt noch nicht; es ijt außer: 
dem nothtvendig, feitzuftellen, was war aktuelles Necht in Preußen vor der 
Verfaſſung und was blieb aftuelles Necht in Preußen alsbald nady der 
Verfaſſung und bis auf den heutigen Tag. 

I. Bon diefem Standpunkte aus ift auch die Frage des Preußischen Ber: 
ordnungsrechts zu löſen. Sie läßt fich dahin umjchreiben: Hat nach Wort: 
laut und Wortſinn, nach Entftehung und Intention die durch die Reviſions— 
fanımern aus der oftroyirten Verfaffung gebildete und von der Krone kraft 
Königlicher Prärogative acceptirte, demmächft verliehene und zum Staatsgrund:- 
geſetz erklärte Verfaſſungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 die aktuelle Be— 
deutung, daß der König von Preußen fortan mur noch ausschließlich die Rechte 
ausüben kann, welche ihm dieje Verfaſſung pofitiv und ausdrüdlid Zuges 
ſprochen hat? Diefe Frage glaube ich in Uebereinftimmung mit dem aktuellen 
Necht mit einem offenen Nein beantworten zu fünnen. Ich hege auch Feine 
Furcht, dadurch einer fchranfenlofen Despotie das Wort zu reden, und zwar aus 
dem Grunde nicht, weil die Berfafjung durch das, was fie der Krone ent: 
zogen hat, deren Macht negativ jehr erheblich und ausreichend eingejchränft hat. 
Zunächſt glaube ich nicht, daß Art. 62, indem er die gejeßgebende Gewalt 
der gemeinschaftlichen Ausübung der Krone mit den beiden Kammern unter: 
warf, damit ausdrüden wollte, daß feine Rechtsnorm fortan vom Könige allein 
erlajien werden dürfe. Bon Nechtsnormen, diefen „materiellen Gejegen“ im 
Gegenfage zu den formellen Gejegen, hat damals Niemand gejprochen; und 
als der füniglihen Macht durchaus freundliche Elemente die weitere Vor— 
ſchrift: „Die Uebereinftimmung des Königs und beider Kammern ijt zu jedem 
Geſetze erforderlih“, gegenüber einer dieſer Macht weniger geneigten Seite 
aufrecht erhielten, wollte man Lediglich das angefochtene abjolute Veto der 
Krone ficher Stellen. Wer die hierüber gepflogenen Verhandlungen verfolgt, 
wird Dies unſchwer ermitteln und finden müfjen, daß an ein Gebot, Rechts— 
normen, alfo 3. B. auch Prüfungsvorfchriften für Schüler, Lehrer, Beamte, 
nur noch mit Zuftimmung des Landtages zu erlajien, von feiner Seite gedacht 
wurde. 

Es ift mir num zugeftanden worden, (Dr. E. Mayer in der Kritiſchen 
Bierteljahresichrift 1875 Seite 134 ff.), daß allerdings weder in der Allgemeinheit 
noch insbejondere in Art 62 der Preußiſchen Verfaſſungs-Urkunde der von der 
herrichenden Lehre aufgeftellte Sa ausgeiprochen fei: Rechtsregeln dürfen nur 
noch auf dem formellen Gejeßgebungsmwege erlafjen werden. Allein e8 wird 
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mir eingewendet, daß die Verfaſſung dieſen Satz „aus praktiſchen Gründen 
caſuiſtiſch in den Artikeln 5, 8 und 9 ausgeführt habe und zwar in allen 
Konfequenzen“. 

Dem gegenüber joll die aktuelle Bedeutung der bezeichneten Verfaſſungs— 
artifel entwidelt und fejtgeftellt werden: 

III. Art. 5 lautet: 

„Die perfönliche Freiheit ijt gewährleiitet. Die Bedingungen 
und Formen, unter denen eine Beichränfung derfelben, insbejondere eine 
Verhaftung, zuläſſig iſt, werden durch das Geſetz beſtimmt.“ 

Mit dieſem Art. 5 find Sklaverei, Leibeigenſchaft und Hörigkeit unvereinbar. 
Auch lettres de cachet würden demjelben widerfprechen. In der Hauptfache 
wollte Art. 5, daß die Verhaftung und die Feitnahme zum Zwede der Ver: 
haftung wegen gerichtlich zu verfolgenden Handlungen nicht von dem arbiträren 
Ermeſſen der Polizeibehörden, ſondern nach Maßgabe geſetzlicher Normen 
erfolgen ſollten. Dieſe geſetzlichen Normen ſind enthalten im Geſetze zum Schutze 
der perſönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850 (G. ©. ©. 45), welches theil- 
weile durch die Reichsſtrafprozeßordnung erjeßt worden ift (ſ. Rechtiprechung 
des Aeichsgerichtes in Straffachen Bd. I ©. 502, IT ©. 234, a. a. D.). 

Aber außerhalb der Anwendbarkeit des Gejeßes vom 12. Februar 1850 
wie Der gg gibt es auch heute noch nicht jeltene Fälle, 
in denen trog Art. 5 der Verfafjung eine Bejchränfung der perjönlichen Freiheit 
itattfindet. 

a) Das Ober-Tribunal hat wiederholt angenommen (Erfenntniß vom 25. 
März und 20. Juni 1870, Goltdammer’s Archiv für Strafreht Bd. XVII 
©. 435 und 286 a. a. D.), daß das Gefeg vom 12. Februar 1850 nur auf 
BVerhaftungen und vorläufige Feſtnahmen als Vorbereitung der Verhaftung 
Anwendung finde, fich dagegen nicht auf den Zwang beziehe, welcher von den 
Bolizeibehörden zur Durchführung ihrer jonjtigen Aufgaben anzumenden iſt; 
daß insbeſondere die Polizeibehörden befugt ſeien, das perſönliche Ericheinen 
durh Sijtirung und Vorführung zu erzwingen. 

Alſo trog Art. 5 ijt die Beichränfung der perjönlichen Freiheit in Fällen 
ftatthaft, welche fich nicht auf ein Fonftitutionelles Geſetz, insbeſondere nicht auf 
das Gejeg vom 12. Februar 1850 zurückführen lajjen. 

Dies erflärt fi) daraus, daß Wortlaut und Sinn des Art. 5 fich nicht 
deden. Mean hat bei dem Art. 5 und feinem Ausführungsgejege an die Ver: 
baftung von Perſonen gedacht, welche einer gerichtlich jtrafbaren 
Handlung verdächtig find, nicht aber an die Verhaftung als ein poli- 
zeiliches Erefutionsmittel. Die Verhaftung als polizeiliches Erefutiong- 
mittel ijt ftatthaft geblieben auch nach und trotz Art. 5 der Verfaſſungsurkunde. 
Letzteres iſt aktuelles Recht in Preußen, wie dies u. A. ergeben. 

Die Reſtripte des Minijters des Innern vom 7. Juli 1850, betreffend 
das polizeiliche Verfahren gegen die der Broftitution ergebenen Frauengimmer, 
haft (Minifterialblatt für die geſammte innere Verwaltung 1850 Sei 247, 
1854 Seite 10), das Reſkript des Finanzminifters vom 14, Auguft 1850, 
betreffend das Verfahren bei Feititellung von Zolle und Steuervergehen durch 
ag: Hausfuchungen und VBerhaftungen (ebendajelbjt 1850 Seite 

ERW 

b) Das geſchlechtliche Zuſammenleben von Berjonen, welche nicht mit 
einander verheirathet find, ift durch fein Eonftitutionelles Gefeß verboten. Gleich: 
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wohl iſt die Polizei befugt, einem ſolchen Konkubinate, wenn es anſtößig wird, 
durch Beſchränkung der perſönlichen Freiheit entgegenzutreten und dasſelbe durch 
Zwang gegen die Perſon zu verhindern. (Erk. des Oberverwaltungsgerichts 
vom 16. März 1881. Entſcheidungen Band VII Seite 370.) 

c) Zu den Gegenjtänden der perjönlichen Freiheit gehört auch das Ber: 
jammlungsrecht. Die Verfaſſung bejtimmt hierüber in Art. 29: 

„Alle Preußen find berechtigt, fich ohne vorgängige obrigfeitliche 
Erlaubniß friedlih und ohne Waffen in gejchlofjenen Räumen zu 
verjammeln, * 

Zur Ausführung diefer Beftimmung dient die ein formelles Geſetz darjtellende 
Verordnung über die Verhütung eines die gefeßliche Freiheit und Ordnung 
gefährdenden Mißbrauches des Verſammlungs- und Vereinigungs-Rechtes vom 
11. März; 1850 (G. ©. ©. 277). Das Oberverwaltungsgeriht hat dem 
gegenüber fonform dem aktuellen Nechtszuftande in der Entjcheidung vom 
11. Oktober 1884 (Band XI Seite 332) anerkannt, die Befugniß der Polizei 
zum Verbote von Berfammlungen, in denen öffentliche Angelegenheiten erörtert 
werden, ſei nicht auf diejenigen Fälle beichränft, in denen die Verordnung 
vom 11. März 1850 die Auflöjung von Verfammlungen geitatte. 

Hierher ift auch noch zu ziehen das Zirkular-Reſkript der Miniſter der geiſt— 
lichen Angelegenheiten und des Innern vom 26. Auguft 1874 (Meinifterial-Blatt 
für die innere Verwaltung 1874 Seite 201) über das polizeiliche Einjchreiten 
gegen Hemmungen des Straßenverfehrs, gegen Beläftigung des Publikums 
u. J. w. 

d) Ein fernerer Gegenſtand der perſönlichen Freiheit iſt die Vereins— 
freiheit, welche Art. 30 noch beſonders garantirt, und welche unter den Schutz 
und die Schranken der Verordnung vom 11. März 1850 geſtellt iſt. Gleich— 
wohl hat ſich das Oberverwaltungsgericht in der Entſcheidung vom 19. Nov. 
1834 (Band XI Seite 339) dahin ausgefprochen, daß die Polizeibehörden, 
außerhalb der Anwendbarkeit der Verordnung vom 11. März 1850, auf Grund 
der ihnen im Allgemeinen Landrechte zugetheilten allgemeinen Gewalten das 
Net haben, in die Statuten und das Mitgliederverzeichniß auch folcher Vereine, 
die feine Einwirkung auf Öffentliche Angelegenheiten bezweden, Einficht zu nehmen, 
um jich zur Ueberwachung der öffentlichen Ordnung in den Stand zu jegen, und 
daß die Polizeibehörden dieſes Necht durch Zwangsverfügungen und bezw. 
Verordnungen ausüben dürfen. 

IV. Artifel 8 der Verfafjungs-Urkunde jchreibt allerdings vor: „Strafen 
fünnen nur in Gemäßheit des Geſetzes angedroht vder verhängt werden.“ 
Indeß diefe Vorfchrift bezieht Sich nur auf die den Gerichten obliegende 
ordentliche Strafredhtspflege und nicht, wie der Herr Nezenjent in der 
Kritiichen Vierteljahresjchrift meint, auch auf die adminiftrativen Erefutiv: 
trafen. Troß Artikel 3 find von Polizei und anderen Verwaltungsbehörden 
innerhalb ihrer allgemeinen Befugnifie, welche fich auch auf vorverfafjungs: 
mäßiges Necht jtügen, Erefutivftrafen angedroht, verhängt, beigetrieben und 
unter Ausſchluß des Nechtsweges für jtatthaft erflärt worden. (Nejkripte des 
Miniſters des Innern vom 14. Auguft 1849, 28. Juni 1850, 20. April 1854 
im Minifterial-Blatt für die gefanmte innere Verwaltung 1849, Seite 161, 
1850 ©. 212, 1854 ©. 10., Th. F. Oppenhoff, die preufifchen Geſetze 
über die Nejjortverhälnijje, Seite 181 Anmerkung 535, 536; vergl. ferner 
Erkenntniſſe des Gerichtshofes zur Entjcheidung der Kompetenzkonflikte vom 14. 
„Januar 1854 und 3. Mai 1856 im Juſtizminiſterialblatt 1854 Seite 164, 
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1856 ©. 206, endlich Erkenntniß des Oberverwaltungsgerichts vom 16. März 
1831. Entſch. Band VII. ©. 370). 

V. Urt. 9 der Preußiichen Verfaſſung jchreibt vor: 

„Das Eigenthum ift unverleglih. Es kann nur aus Gründen 
des öffentlichen Wohles gegen vorgängige, in dringenden Fällen 
wenigſtens vorläufig feftzuftellende Entihädigung nad) Maßgabe des 
Geſetzes entzogen oder bejchränft werden.“ 

Diefer Artikel bezieht fich indeß nur auf Erpropriationen des Eigen- 
thums zu allgemeinen Zmweden!) und jteht nicht im Wege, daß durch polizeiliche 
Verfügungen oder Verordnungen das Eigenthum bejchränft wird. Er jchließt 
nicht aus, daß die vollziehende Gewalt aus allgemein polizeilichen Gründen 
und gejtügt z. B. auf die ihr im Allgemeinen Landrecht übertragenen Funktionen 
„wie der natürlichen Handlungsfreiheit jo den Privatinterejien der Gejellichaft 
und des Staates recht oft fühlbare Schranken auferlegt” (Erf. des Oberver: 
waltungsgerichts3 vom 9. Januar 1884, Entſch. Band XI, Seite 365, Er: 
fenntniß des Kammergerichts Berlin, jogen. Kleinen Ober:Tribunals, vom 10. 
November 1881 und vom 3. DOftober 1881, Entjcheidungen diejes Gerichtshofes 
Band III Seite 301 und Band IV Seite 307; fiche auch Erfenntniß des 
Heichsgerichts vom 15. März 1884 in Gruchots Beiträgen 1884, Beilageheft 
Seite 97 und ff.) 

Alſo Berordnungen und Verfügungen find trog Art. 9 der Berfafjung 
jtatthaft, auch wenn fie die Freiheit des Privateigenthbums verlegen. Man 
fann biergegen nicht einwenden, daß ein Theil derjelben gemäß $ 6 des Ge— 
jeges vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung (G. ©. ©. 264) 
erlajjen it; denn dieſes Gefeß ift nicht als ein verfajfungsänderndes 
ergangen und kann die Berfaffung nicht aufheben. Würde Art. 9 den ihm 
von E. Mayer untergelegten Sinn haben, jo fünnten alfo auch auf Grund des 
Gejeges vom 11. März 1850 das Eigenthum bejchränfende Berordnungen 
rechtsgiltig nicht erlajien werden. 

Ueberdies gründen fich die bezüglichen Verordnungen häufig auf vorkon— 
ftitutionelles Recht, nämlich auf das Allgemeine Landrecht. Aber nod) 
weiter. Trotz Art. 9 wird, wenn ein Spezialgefeß nicht vorliegt, aljo der 
Regel nah, für Eingriffe in fremdes Privateigenthum feine Entſchädigung 
gezahlt, falls diefelben im polizeilichen Intereſſe erfolgt find. (Siehe Erf. des 
Ober-Tribunals vom 20. November 1871, Entjchdg. Bd. 67 ©. 216; ſ. auch 
G. Meyer, Lehrbuch des deutjchen Staatsrechts 2. Auflage S. 656, ©. 
Löning, Verwaltungsreht S. 254, 255, LYeuthold in den Annalen des 
Deutfchen Reichs 1884 ©. 265, Arndt, Kommentar zum Allgemeinen Berg: 
gejeg, Halle 1885, Anm. 1 zu $ 285 ©. 304 u. a. m.) 

Trotz Artikel 9 kann die Schulverwaltung auf Grund der ihr von der 
Berfajjung übertragenen Gewalten generaliter oder specialiter mit Koſten 
verfrüpfte neue Unterrichtsgegenftände einführen, die Bildung neuer Klaſſen an— 
ordnen, die Einfommen- und Penfionsverhältniife der Schullehrer regeln und 
die Koften hierfür im Verwaltungswege beitreiben (vergl. u. A. Erfenntnifje 
des Dberverwaltungsgerichts vom 29. September 1876, Entſch. Bd. I Seite 
173 ff, 30. April 1834, Bd. XI Seite 138 ff, bei. ©. 144. 

Es iſt hiergegen nicht einzumenden, daß die Schulverhältnijje außer Be: 
tracht bleiben müfjen, weil nach Art. 112 der Verfaſſung e8 bis zum Erlaß 


) Siehe noch v. Rönne, Preuß. Staatsrecht. 4. Aufl. $ 193 Seite 99. 
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des in Art. 26 vorgejehenen Unterrichtsgejeges Hinfichtlih des Schulweſens 
bei den bejtehenden gejeglichen Beltimmungen bemwenden fol. Denn es 
handelt fi) in den oben angegebenen Fällen nicht um die zur Zeit der Ver: 
faſſungs-Emanation vorhandenen, fondern um ganz neue Beitimmungen, 
welche die im Jahre 1850 gültig gewefenen im Verordnungswege abänderten. 

VI Auch daß das Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Zuli 1883 $ 132 nur den „Durch ihre gejeglihen Befugnifje ge 
rehtfertigten Anordnungen“ der dort genannten Behörden die Voll: 
jtre£barfeit beilegt, hat an dieſer Sachlage jelbjt für diefe Behörden nicht das 
Mindeite geändert. Nicht nur die Anordnungen und Berordnungen find voll- 
ſtreckbar, welche ſich unmittelbar oder mittelbar auf ein fonjtitutionelles Gejeß 
jtügen, jondern auch diejenigen, welche fich auf ein vorfonftitutionelle 8 
Geſetz jtügen, gleichviel ob diefelben unmittelbar in einem jolchen enthalten find 
oder ob diejelben, worauf es bier anfommt, nur mittelbar auf Grund der in 
einem jolchen Geſetze eingeräumten Generalvollmacht, 3. B. für die öffentliche 
Drdnung und Sicherheit zu jorgen, erlaſſen worden find. (Bergl. auch Er: 
fenntnifje des Oberverwaltungsgerichts vom 11. Oftober, 19. November, 13. 
Dezember 1884, Entſch. Bd. XI ©. 382, 389, 398. 

VII. Die Preußische Verfaſſungs-Urkunde bezwedte, joweit fie nad Wort— 
laut und Wortfinn den Gejegesweg pofitiv vorfchrieb, die Mitwirfung der Yandes= 
vertretung zum Erlaß Fünftiger Normen; fie bejtimmte, was für Normen 
in Zufunft unmittelbar oder mittelbar nur noch mit dem Willen der Landes— 
vertretung aufgejtellt werden dürfen. Someit die Verfaſſung den Geſetzesweg 
nicht vorjchreibt, find nicht nur die bisherigen Rechtsnormen beitehen 
geblieben, jondern auch die alten Funktionen der Exekutive aufrecht erhalten 
worden und joweit fann dieſe auch noch heute neue Normen aufs 
jtellen. Daß dieſe meine, in der Theorie jo ſtark bejtrittene Auffafjung ſich 
mit dem aktuellen Rechte deckt, zeigt namentlich noch das Preußiſche Unterrich ts— 
wejen. Die bejonderen Vorſchriften der Preußiſchen Verfaſſungs-Urkunde 
über das Unterrichtsmefen find durch Art. 112 bis auf Weiteres juspendirt, 
jie ftehen alfo der VBerordnungsgewalt der Exekutive nicht entgegen. Die all— 
gemeinen VBorjchriften aber, insbejondere die Vorjchrift des Art. 62, daß die 
gejeggebende Gewalt nur noch gemeinschaftlid” mit der Landesvertretung aus— 
zuüben jei, verbieten, richtig verjtanden, den Erlaß zufünftiger Rechtsſätze im 
Berordnungsiwege nicht, indem fie nur für den Fall, daß ein Gejeß erforderlich 
ift, anordnen, wie das Gejeß zu Stande gebracht werden müſſe. Daher hat 
ji bis auf den heutigen Tag das Preußiſche Unterrichtsweien durh Verord— 
nungen fortgebildet. ch erinnere an die Stiehl’fchen und die Falk'ſchen 
Negulative und hebe hervor, daß die zahllofen Nechtsnormen über Ausbildung, 
Befähigung und Anstellung der Lehrer, über Inhalt und Art des Unterrichts, 
über Einrichtung und Beichaffenheit der Schulklafjen, die Prüfungen der Schitler 
und Lehrer, die Statuten der Univerfitäten, die Annahme und Entlafjung der 
Studirenden, über Bejoldung und Penfionirung der Volksfchullehrer, obwohl 
fie tief in die perfönliche Freiheit eingreifen, obwohl fie dem Vermögen der 
Einzelnen Opfer auferlegen, obwohl fie dem Gebiete der „materiellen Geſetz— 
gebung“ angehören, trog Art. 62 der Preußischen Verfaſſung im Wege der 
Berordnung ergangen, von der Verwaltungs wie der Gerichtspraris an 
erkannt find und geltendes Recht daritellen.’) 

') Siehe z. B. Erkenntniß des Oberverwaltungerihts vom 29. September 1876. Entſch. 
Bd. I Seite 173 ff und zahlloje Andere. 
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Wer annimmt, daß Durch umd jeit Art. 62 der Preußischen Verfaſſungs— 
Urkunde Nechtsnormen nur noch mit Willen der Volksvertretung in Preußen 
aufgejtellt twerden, befindet ſich hiernach in Widerſpruch mit den Thatjachen 
und dem Landesrecht; denn er muß nahezu das geſammte Unterrichtsrecht als 
ungültig auffajien. 

VII. Was unterjcheidet nad dem Vorftehenden das Preußiſche 
Staatsrecht vom Belgijchen? Auch nach belgiſchem Nechte fünnen vor der 
belgijchen Berfajjung, 3. B. von der holländischen Gejeßgebung herrührende 
Verordnungsbefugniſſe angewendet werden; — aber nur wenn, weil und joweit 
diefe Anwendung ſich auf die belgische Verfaſſung oder ein belgiiches kon— 
ſtitutionelles Geſetz zurückführen läßt. In Preußen find dagegen Verord- 
nungsbefugnifje giltig, welche fich weder auf die Verfaſſung, noch auf ein 
tonjtituttonelles Geſetz ftügen. Soweit nämlich die Preußiſche Verfaſſung 
oder ein Eonjtitutionelles Gejeg nicht im Wege stehen, ift das alte Preuß— 
iſche Recht in Kraft geblieben — und zwar nicht blos im feinen 
unmittelbaren Saßgungen, jondern auch in feinen Delegationen 
der Normirungsbefugnig — und zwar in Kraft geblieben, nicht 
weil und joweit Solches die Berfajjung geboten, jondern 
weil und ſoweit Soldhes die Verfaſſung nicht verboten hat, und 
zwar in Kraft geblieben, niht aus einem von der Verfaſſung 
abgeleiteten Grunde, ſondern aus eigener Macht. Auch in Belgien 
hat die Krone eine umfangreiche Verordnungsbefugniß, aber nur, wenn, 
weil und foweit ihr diefe übertragen worden iſt. In Preußen hat die 
Krone neben der ihr übertragenen Verordnungsbefugnig aus eigener, 
ihr noch verbliebener Macht die Berechtigung, ſoweit die Verfaſſung 
und Die Gejege nicht entgegenjtehen, ') verbindliche Negeln aufzuftellen bezw. 
kraft Delegation durch ihre Organe aufftellen zu laſſen.“) Nach belgifchem 
Staatsrechte wären die Falk'ſchen Schulregulative ungiltig, weil fie fich ſelbſt 
mittelbar nicht auf ein fonititutionelles Geſetz zurückführen lajjen ; nach preußiſchem 
Staatsrecht ſind ſie giltig, weil ihr Gebiet, das Unterrichtswefen, durch die 
fonftitutionelle Gejeggebung noch nicht offupirt war. Unrichtig würde es fein, 
ihre Giltigfeit auf die Allerhöchite Verordnung vom 27. Oft. 1810 (G. ©. ©. 3) 
zu jtügen.?) Aus diejer Verordnung erklärt jich lediglich, wehalb der Minifter 
obne bejondere Königliche Genehmigung diefe Negulative erlaſſen durfte; nicht 
aber rechtfertigt fich durch diefe Verordnung, daß die Regulative überhaupt 
im Berordnungswege erlajjen worden find. 

Es mag gejtattet jein, hier über das Berordnungsrecht und Anordnungs- 
teht der Minifter, der Bezirksregierungen, Drtspolizeibehörden, überhaupt der 
Terwaltungsorgane zu bemerken, daß dieſe auch vor der Verfaſſung nicht 
Gejeggeber waren und nur injoweit gebieten oder verbieten fonnten, als ihnen 
die Befugniß hierzu vom Geſetzgeber, nämlich vom Könige, übertragen war. 
Daher haben diejelben heute wie vor der Verfaſſung die Pflicht, die beſondere 
Vorſchrift nachzuweiſen, auf welche fich ihr Necht, das Recht gerade der be- 
züglichen Behörde, zu gebieten oder zu verbieten, gründet. 





„) Dies ijt indeß in fehr weiten Umfange der Hall. 
?) ©. aud) Seydel, Bayeriſches Staatsrecht II S. 6 und das dort befindliche Zitat aus 
Batbie, droit public et administratif, Paris 1885 III p. 127. 
- ) Sal + 3. B. Erf. des Oberverwaltungsgeriht3 vom 29. Sept. 1876, Entſch. Bd. I 
173 ff. 
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IX. Was für das belgifche Verordnungsrecht ausgeführt iſt, gilt auch 
für das DVerordnungsrecht des Deutſchen Reichs. Die Reichsverfaflung bat 
auf großen Gebieten, im Poſt-, Telegraphen: und Militärwejen das Preußiſche 
Verordnungsrecht, das jelbjtitändige wie das unfelbitjtändige, als Neichsver: 
ordnnungsrecht herübergenommen. Allein auch ſoweit dies geſchehen iſt, erjcheint 
das jelbjtjtändige Preußische Verordnungsrecht im Reiche nur noch als unfelbit: 
ftändiges VBerordnungsrecht, weil e8 die Kraft einer Neichenorm nicht aus 
eigener Macht, jondern nur aus dem Willen der Neichsverfafjung erlangt bat. 

Die Berichiedenheit im Nechtszuftande des Preufifchen Staates vom 
Deutfchen Reiche läßt jich leicht an folgenden Beiſpielen Elarlegen: 

In Preußen fonnte die Exekutive ein Telegraphenreglement erlaljen, weil 
und joweit das Telegraphenwejen von der Gejeggebung frei geblieben war. 
Die Verordnungen des Deutſchen Neiches über das Telegraphenweſen gründen 
fih dagegen auf Art. 48 und 50 der Neichsverfajjung. Ohne eine folche 
verfafjungs: oder geſetzmäßige Vorſchrift wären fie unverbindlich geweſen. 

Alle VBorfchriften, welche das Neih über Prüfungen ausjtellt, 3. B. der 
Aerzte, Apothefer, gründen fich auf ein Gejeß, 3. B. die Gewerbeordnung. Die 
Prüfungsvorichriften, welche Preußen für Gymnaſial- oder Bolfsjchullehrer 
aufjtellt, Lafjen fich dagegen auf fein Geſetz zurückführen. Ebenſo verhält e3 
fi) mit den Eijenbahnbetriebsreglements, welche früher in Preußen und jetzt 
im Reiche ergangen find. 

X. Anlangend das Preußische unfelbitjtändige Verordnungsrecht, jo 
glaube ich in meinem Neichs:Verordnungsrecht, insbejondere auch aus der 
Bergleichung mit dem belgiſch-franzöſiſchen Recht, nachgewiejen zu haben, 
daß die Krone befugt ift, zur Ausführung der Gejege auch Nechtsnormen 
aufzuftellen. Die Unjtatthaftigfeit der Aufjtellung ſolcher Nechtsnormen folgt 
num nicht, wie der Herr Rezenſent in der Stritiichen Vierteljahresichrift meint, aus 
den Art. 5, 8 ımd 9 der Preußischen Verfaſſung; denn dieſe hat derjelbe, wie 
oben dargethan, nicht dem aktuellen Nechtszuftande entiprechend aufgefaßt Die 
Statthaftigkeit ergibt fich dagegen u. A. auch aus Art. 106 der Preußiſchen 
Verfaſſung. Allerdings der Umstand, daß dem Preußischen Richter die Prüfung 
gehörig verfündeter Königlicher Verordnungen entzogen iſt, beweilt an ſich 
Nichts dafür, daß folche Verordnungen ſtets giltige jeien. Indeß das Vor: 
bandenjein und die Motivirung dieſes Artikels zeigen evident, daß die Krone 
auch ohne Spezielle gejegliche Ermächtigung Ausführungsverordnungen und in 
dieſen Nechtsnormen erlaſſen kann. Thatſächlich werden folche Berordnungen 
meist von den Miniſtern erlafien auf Grund der Verordnung vom 27. Oktober 
1810 (8. ©. ©. 3) und der Kabinet3:Ordre dv. 4. Juli 1832 (©. ©. ©. 181).) 
Solche Verordnungen, auch diejenigen, welche Nechtsjäge aufjtellen, ſind troß 
des gegen minijterielle Verordnungen zuftebenden richterlichen Prüfungsrechts 
für jtatthaft und vechtsverbindlich erachtet worden. ”) 

XI. Genau dasjelbe muß für das (unfelbititändige) Verordnungsredt 
des Bundesraths gelten, da diefes auf den betreffenden Gebieten an die 


) Siebe hierüber Erf. des Überverwaltungsgerichts vom 29. September 1876, Entſch. 
Bd. IS. 173. 

2) Zu vergl. Th. F. Oppenhoff, Reſſortgeſetze S. 166, 167. Anm. 495, 495 bis 
495 ter, Erf. des Ober-Tribunals vom 22. Juli 1854, 26. Juni 1856, 7. Januar, 20. April 
und 30. Oftober 1857, 19, Mai 1850 in Goltdammer's Arch. für Strafrecht Bd. II S. 682, 
IV ©, 825, V ©. 267, 549, 848: VI S. 693. 
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Stelle des Landesverordnungsrechts getreten ift. Mein Herr Rezenſent in der 
Kritiichen Vierteljahresichrift gibt mir zu, daß der Ausſchluß von Rechtsverord— 
nungen ohne jpezielle gejegliche Delegation weder aus Artikel 5 noch aus 
Art. 7 Nr. 2 der Reichsverfaſſung folge, daß auch unter „Berwaltungs: 
vorſchriſten“ im Sinne der Reichsverfaffung nicht blos Vorichriften zu denken 
feien, welche nur die Verwaltung binden;") allein er beftreitet gleichwohl ein 
unfelbjtjtändiges Verordnungsrecht des Bundesraths ohne jpezielle Ermächtigung 
lediglich aus dem Grunde, weil ein jolches dem Preußischen Staatsrecht fremd 
fi. Diefer Grund iſt indeß im Vorjtehenden widerlegt worden. 

Ebenjowenig dürfte der Ausschluß der thatjächlich bejtehenden und durch 
zahlreiche Beilpiele von mir nachgewiejenen Befugniß, unfelbititändige Nechts- 
verordnungen zu erlaſſen, durch ein aus Urt. 43 der Neichsverfafjung herge- 
nonmene® argumentum e contrario dargethan werden. Zunächit nämlich 
bandelt Art. 48 gar nicht von der allgemeinen Verordnungsbefugnif des 
Bundesraths, jondern von der bejonderen des Kaifers, weßhalb die 
ausdrüdliche Erwähnung (bzw. die ausdrücdliche Uebertragung an den 
Kaijer) nothiwendig war Sodann betrifft Art. 48 überhaupt nicht Aus ührungs= 
Verordnungen, jondern folche Verordnungen (3. B. über die Höhe des Zeitungs: 
beitellgeldes, der Telegraphengebühren), welche nach ihrem Urſprunge ſich auch 
nicht einmal generell und überhaupt nicht auf ein Gejeß zurüds 
führen lajjen. 

XII. Der von mir begründete Sat, daß in Preußen der Krone die 
Organifationsgewalt zufteht, hat im Allgemeinen Zuftimmung gefunden. Die 
„Maßgabe“, mit welcher der Herr Rezenſent in der Kritiſchen Bierteljahres- 
Ihrift jeine Zuftimmung erklärte, — daß einer organifatorischen Verordnun 
weder die Verfaſſung noch ein Geſetz entgegenstehen dürfe — brauchte indeh 
wohl nicht erjt bejonders Hinzugefügt und hervorgehoben zu werden, da ich 
jelbjt fie Schon auf das Deutlichjte Seite 144—146 meines Buches aus- 
geiprochen hatte. 

Wenn gegen die Annahme einer generellen und jpeziellen Organijations- 
gewalt der Preußiſchen Krone neuerdings von Dernburg im preußiichen 
Herrenhaufe das Bedenken aufgeworfen iſt,“) daß bei Annahme einer jolchen 3. 
B. die Kreisordnung vom 13. Dez. 1872 im Verordnnungswege hätte erlafien 
werden fünnen, jo geitatte ich mir zum Schluß — zugleich auch zur Be— 
rubigung derer, welche durch meine Theorie den Abjolutismus in Preußen 
wieder hergeitellt jehen — Folgendes anzuführen: Die Kreisordnung vom 13. 
Dezember 1872 fonnte nur durch Gejet gegeben werden, außer aus anderen 
Gründen, hauptſächlich: 


) Der Ausdrud „Verwaltungsvorſchriften“ anitatt „Ausführungsverords 
nungen“ it in Preußen traditionell. Der Ausdrud „Berwaltungsnormen umfahte 
jogar auch jelbitjtändige Verordnungen: Allerh. Verordnung vom 27. Oftober 1810 
(8. ©. ©. 3): 

„Die Minifter verfügen in ihrer Verwaltung auf ihre Verantwortlichkeit, jedoch 
find folgende Gegenftände an Unjere Allerhöchite Genehmigung gebunden, die aljo ein- 
geholt werden muß: 

„Alle Geſetze, Verfaſſungs- und Berwaltungdnormen, e$ mag auf neue, 
auf Aufhebung oder Abänderung der vorhandenen antommen; der Untrag gelangt 
an Uns durd den Staatsrath.” 

Hier greift der Ausdrud „Verwaltungs normen“ weit über den heutigen Begriff 
einer unjelbititändigen Rechtsverordnung hinaus; vrgl. Erf. des Oberverwaltungsgeridts vom 
29. September 1876. Entich. Bd. I ©. 173 fi. 

”, Am 27. Februar 1885, Sten. Ber. ©. 89, 
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. weil fie zahlreiche Eonftitutionelfe Geſetze, z. B. das Geſetz über die 


Bolizeiverwaltung vom 11. März; 1850 (G. ©. ©. 265), das Geſetz 
vom 14. März 1852 wegen der — (G. ©. ©. 245), die 
Städteordnungen 3. B. vom 30. Mai 1853 (G. ©. ©. 261), das Geſetz 
betreffend Die Landgemeinde-Berfallung vom 14. April 1856 (G. ©. 
©. 359) in einzelnen Vorſchriften abänderte; 
weil nach Art. 8 der Berfaflung Strafen nur in Gemäßheit des Geſetzes 
angedroht oder verhängt werden dürfen, alſo eine Normirung, wie ſie die 
Kreisordnung trifft, darüber, wer Strafpolizeiverordnungen erlaſſen und 
wer verwirkte Strafen (vorläufig bzw. bedingt) feſtſetzen darf, nur durch 
Geſetz erfolgen konnte; 
weil Art. 105 der Vverfaſſung in ſeinem durch das Geſetz vom 24. Mai 
1854 (G. ©. ©. 288) feſtgeſetzten Wortlaute vorſchreibt: 
„Die Vertretung und Verwaltung der Gemeinden, Kreiſe und 
Provinzen des Preußifchen Staats wird durch befondere Geſetze 
näher beſtimmt.“ 


Reichskanzler, Reichsminiſterien, Reichs- 
Regierung“. 


Materialien zum Reichsverfaſſungsrechte. 


— — — 


1. Erklärungen des Präſidenten der Bundeskommiſſarien Grafen von Bismarck- 
Schönhaufen bei den Verhandlungen des verfallungberathenden Reichstages des 
Horddeutfchen Bundes.) 


Sten. Ber. S. 136. Es find Einwendungen bisher laut geworben und Wünſche 
geltend gemacht von zwei Seiten: id) möchte jagen von der unitarifchen und von 
der partifulariftiichen Seite; von der umitariichen dahin gehend, daß man aud) 
von dieſem Verfaſſungsentwurf, wie von dem früheren, die Heritellung eines 
fonititutionellen verantwortlichen Minifteriums erwartet hat. Wer jollte dieſes 
Minifterium ernennen? Einem Sonjortium von 22 Regierungen ift dieſe Auf: 
gabe nicht zuzumuthen; es würde fie nicht erfüllen können. Ausschließen können 
Sie aber 21 von 22 Regierungen von der Theilnahme an der Heritellung der 
Grefutive eben jo wenig. Es wäre der Anforderung nur dadurd) zu genügen 
geweien, daß eine einheitliche Spige mit monarchiichem Charakter geichaffen wäre. 
Dann aber, meine Herren, haben Sie fein Bundesverhältniß mehr, dann haben 
Cie die Mediatifirung derer, denen diefe monarchiſche Gewalt nicht übertragen 
wird. Dieje Mediatifirung ift von unjeren Bundesgenoſſen weder bewilligt, noch von 
uns erjtrebt worden. Es ijt hier angedeutet worden, man fönne jie mit Gewalt 
erzwingen; bon anderem: fie werde fich zum Theil von ſelbſt ergeben, und letzteres 
von einer mir naheftehenden Seite. Wir erwarten diejes nicht in dem Maße und 


) Vergl. hieher auch Sten.Ber. des Reichſstags 1878 Bd. I ©. 342 Neichsfanzler 
Fürſt von Bismard: 

Als der Verfaflungsentwurf für den Norddeutihen Bund zuerjt zur Nevifion gelangte, 
da war der Reichöfanzler durchaus nicht mit den bedeutenden Attributionen ausgejtattet, die 
ihm durch den einfachen Sag, der fich heute im Art. 17 der Berfafjung befindet — damals, 
glaube ich, Art. 18 — zugejhoben find. Er ijt damals durch eine Abjtimmung in das 
jepige Maß hineingewachſen, während er vorher einfach das war, was man in Frankfurt in 
bundestägliben Zeiten einen Präfidialgejandten nannte, der feine Inftruftionen von dem 
pteußiſchen Miniiter der auswärtigen Angelegenheiten zu empfangen hatte und der nebenher 
das Präjidium im Bundesrath hatte. Daß damals der Art. 15 mit jeiner Stellvertretungsflaujel 
das ganze Verhältnif des Reichskanzlers dedte, oder des Bundesfanzlers, wie es damals hieß, 
darüber war Niemand im Zweifel, am allerwenigjten diejenigen, welche den Verfaſſungsentwurf 
vorgelegt hatten. Nun wurde durch den rt. 17 die Bedeutung des Reichskanzlers plötzlich 
—— eines kontraſignirenden Miniſters und nad) der ganzen Stellung nicht mehr eines 

nterjtaatsjefretärs für deutiche Angelegeheiten im auswärtigen preußiſchen Minijterium, wie 
es uriprünglic) die Meinung war, fondern zu der eines leitenden Neich&minifters herauf: 
geihoben. Darauf trat auch die von mir fofort, bon meinem damaligen Vertreter Herrn 
von Savigny nicht mit derjelben Bereitwilligkeit anerfannte Nothwendigkeit ein, daß der 
Reichskanzier und der preußiſche Minifterpräfident ein und diefelbe Perſon fein müßten. Es 
bat mich dad, wie ich fürchte, einen Freund gekojtet, aber die Ueberzeugung war bei mir 
durchſchlagend. 
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glauben nicht, daß deutſche Fürſten in größerer Anzahl bereit ſein werden, ihre 
jegige Stellung mit der eines engliichen Pairs zu vertaufhen. Wir haben ihnen 
diefe Zumuthung niemals gemacht und beabfichtigen nicht, fie ihnen zu machen; 
noch weniger aber fann ich als unſere Mufgabe betrachten, etwa im Sinne des 
Herrn Vorredners, auf die Gewalt, auf die Uebermacht Preußens in diefem Bunde 
fih zu berufen, um eine Konzeſſion zu erzwingen, die nicht freiwillig entgegen 
getragen wird. 

Eine ſolche Gewalt konnten wir am allerwenigiten gegen Bundesgenoſſen 
anwenden, die im Augenblide der Gefahr treu zu uns geftanden haben, ebenjo wenig 
gegen die, mit denen wir foeben einen völferrechtlihen Frieden — auf ewig, 
wie wir hoffen, wie man dad MWort auf diefer Erde zu gebrauchen pflegt — be: 
fiegelt haben. Die Bafis dieſes Verhältniffes joll nicht die Gewalt fein, weder 
den Fürften noch dem Wolfe gegenüber. Die Bafis ſoll da Vertrauen zu der 
Bertragdtreue Preußen fein, und diefes Vertrauen darf nicht erfchüttert werden, 
jo lange man und die Vertragstreue hält. 

Sten. Ber. ©. 377. Ich hatte es allerdings fo verjtanden, daß mit Diejen 
Chefs der Verwaltungszweige preußiiche Mitglieder des Bundesraths gemeint jein 
follten, wie es denn im der Intention liegt, dieſe preußiichen Mitglieder des 
Bundesrathes, die man auf 17 treiben darf, aber nicht treiben wird, in den ber: 
ichiedenen Zweigen der Verwaltung zu wählen, und zwar in den höheren Stellungen, 
damit der Bundesrath in feinem Schooße mit den nothiwendigen technifchen Kennt— 
niffen ausgeftattet ift. Wenn dies aber nicht der Fall fein follte, wenn hiermit 
Beante gemeint find, die außerhalb des Bundesrathes ftehen, dann ſcheint mir 
der Antrag in fehr enger Verwandtichaft und fait Identität mit dem jchon abge: 
lehnten Antrage eines unitarischen Bundes:Minifterii zu ftehen, und dem ftehen 
alle die Bedenken entgegen, welche ſchon vorher erörtert find. Ich will nur Eins 
noch hervorheben, was noch nicht fo ſcharf hervorgehoben ift. Sie würden mit 
einem ſolchen Bundes: Finanzminifter. 3. B. den Königlich Sächſiſchen, den Groß— 
herzoglich Helfifchen u. ſ. w. Finanzminifter mediatifiren, und ihn zu einem Unter: 
beamten des Bundes Finanzminiiterd machen. Das thun die Regierungen nicht, 
meine Herren, und wir haben feine Nothivendigfeit, etwas von ihnen zu verlangen, 
wenn dadurd eher unfer ganzes Werk in Gefahr gerathen fünnte, als dat mir 
dieſe Konzeffion erreichen, welche zu fordern die Königlich preußiiche Negierung 
weder den Willen, noch die Berechtigung hat. 

Sten. Ber. ©. 388. ch wende mich vorzugsweiſe an Diejenigen unter 
und, die, wie der Herr Vorredner, den erniten Willen haben, auf der Baſis ber 
Vorlage etwas zu Stande zu bringen. Daß eö Deren unter uns gibt, die das 
nicht wollen, haben wir von der Tribiine gehört; ich verlegte dadurch Niemand, 
Die eritgenannten Herren möchte ich aber doch bitten, mir eine Aufllärung zu 
geben über die Motive ihres formalen Verhaltens. Anträge, die Sie ftellen im 
Intereffe der Erweiterung einer unitariſchen Herrſchaft, der Erweiterung bes 
präfidialen Einfluffes der preußiichen Monarchie können doch nur zwei Vorans— 
feßungen zum Grunde haben. Entweder find Sie der Meinung, daß wir — id) 
iprehe bier don der preußiichen Regierung — nit in der Lage oder nicht 
fähig geweien find, das richtige Maß deſſen, was wir erftreben fünnen, eritreben 
dürfen, erreichen können, zu beurtheilen, und daß Sie beffer in der Lage find, 
died zu beurtheilen, und hoffen, uns darüber zu belehren. Ich fann diefe Auf— 
ſaſſung mit dem Pertrauen, wa3 von fo vielen verichiedenen Seiten auf Die 
richtige Leitung der preußiichen auswärtigen Angelegenheiten bisher ausgeſprochen 
worden ift, nicht in Einklang bringen. Wir haben in jehr ernten Zeiten, unter 
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fchr ſchwierigen Verhältniſſen, unter gefahrvollen Kämpfen die Sache fo weit ges 
führt, bis zu einem Punkte, dem Sie Ihre volle Anerkennung gezollt haben. 
Nun Ipriht aus diefen Amendements aber doch die lleberzeugung, wir hätten 
das entweder nicht erftrebt oder (nicht) erreicht, was wir zur bejieren Konſolidirung 
hätten erftreben oder erreichen können. Oder es tft etwas Anderes, meine Herren! 
Sie halten uns für fchüichterne, verlegene Leute, die ermutbigt werden müſſen, 
deren man eine douce violence anthun müſſe, damit fie fich entichließen, das zu 
fordern, was fie im Grunde ihres Herzens eigentlich ſelbſt wünschen. Ich kann 
Ihnen auf das Beſtimmteſte erklären, daß dem nicht jo iſt. Wir haben ums Die 
Grenze unserer Ansprüche an die Opfer, die von den übrigen Negierungen zu 
bringen wären, darin geftellt, wo ich fie fchon öfter bezeichnet habe, in dem was 
uns unentbehrlich fhien zur Führung eines nationalen Gemeinwejens. Died 
glauben wir erreicyt zu haben, wir glauben, daß die Mittel dazu ausreichen. 
Der Herr Vorredner hat nun gelagt, da fein Amendement die Befugnifle der 
Preußen verbündeten Regierungen micht beeinträdhtige und nicht beeinträchtigen 
fönne. Zuerſt muß ich zu erwägen geben, dal; darüber die Negierungen ſelbſt 
die beiten Nichter find; zweitens, daß man ihnen, wenn fie eine Beeinträchtigung 
darin finden, doch nicht überzeugend wideriprechen kann. Sie jchaffen eine den 
Niniiterien und höchſten Negierungen der einzelnen Bundesländer vorgejegte 
Erige und Behörde auferhalb des Bundesraths. Innerhalb des Bundesraths 
findet die Souverainetät einer jeden Regierung ihren unbeftrittenen Ausdrud. Dort 
bat jede ihren Antheil an der Ernennung des gewiſſermaßen gemeinichaftlichen 
Miniſteriums, welches, neben anderen Funktionen, auch der Bundesrath bildet. 
Dieies Gefühl der umverlegten Souverainetät, welches dort jeine Anerkennung 
findet, kann nicht mehr beitehen neben einer fontrafignirenden Bundesbehörde, die 
ankerhalb des Bundesrathes aus Preußiichen oder anderen Beamten ernannt wird, 
und es it und bleibt eine capitis deminutio für die höchiten Behörden der 
übrigen Regierungen, wenn fie ſich als Organe, Gehorian leitende Organe einer 
vom Präfidium außerhalb des Bundesrathes ernannten höchſten Behörde in Zukunft 
anjehen jollten. Glauben Sie nicht, daß wir die Frage nicht erwogen haben, ob die 
übrigen Regierungen dieſen Anflug von einer Verminderung ihrer Souverainetät 
auf fih nehmen wollen? Wir haben über die Frage, ob die Minifterien der Einzel: 
ftaaten, namentlich die Kriegs: und Finanz Minifterien u. ſ. w. bleiben würden, 
Wochen lang verhandelt. Unſere Arbeit ift Feine leichte geweien und Sie fünnen 
leicht ermeilen, mit welchem Gindrud wir nach unſeren ſchweren und erichöpfenden 
Arbeiten hier Amendements hören, die von Allen, was wir gethan und geleiftet 
haben, abitrahiren, von dem in der Geichichte unerbörten Fall, daß die Regierungen 
von 30 Millionen Deutichen fich nicht blos dem Wortlaute nach mie bei der 
alten Bundesakte, jondern auch dem Geifte nach über einen ſolchen Entwurf ge 
einigt haben, feine Notiz nehmen. Ach möchte Sie doc bitten, den Einfluß der 
Regierungen, die Nothwendigfeit ihrer Mitwirfung beim Zuftandefommen de3 
Verkes, nicht zu unterfchägen. Wir fommen fonjt auf denielben Weg, den wir 
in den Jahren 1848— 1850 gewandelt find. 

Sten. Ber. ©. 397. Sie wollen . . . .. eine neue Verant— 
wortlichkeit Schaffen, die allerdings der Bundeskanzler, infoweit fie in dem Gegen 
zeichnen liegt, übernimmt, wie ich das jchon früher hervorgehoben habe, Sie 
wollen aber, daß Diele Rerantwortlichfeit nicht nur vom Bundesfanzler, von dem 
preukiichen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten und von deifen Stollegen 
getragen werde, fondern zu diefen noch eine andere Anzahl Organe ichaffen, die 
berantwortlich fein follen, und dem wideripreche ich im Namen der preußiichen 
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Regierung und im Namen der verbündeten Regierungen nochmals und wiederhole 
auf das Beſtimmteſte: was der Herr Vorredner verlangte, iſt nicht eine Ausbildung 
dieſer von uns gemachten, von den Regierungen vereinbarten Vorlage, ſondern 
ſeine Auffaſſung, wie ich aus ſeiner jetzigen Rede mit vollſtändiger Klarheit er— 
kenne, — ich habe früher das Gegentheil geglaubt — iſt im Widerſpruche mit 
den prinzipiellen Grundlagen der Bundesverfaſſung. Nun, ich kann das nicht ändern, 
er iſt vollkommen in ſeinem Rechte, wenn er dagegen ſtimmt, aber, wir haben den 
größten Theil des Werkes gethan, wir haben den Block nahe an den Gipfel 
gehoben und mit tiefem patriotiſchen Schmerze werde ich ihn wieder dem Abgrunde 
zurollen ſehen. Aber Deutſchland wird ſich dann ewig erinnern, wer bie Ber: 
antwortung für das Mißlingen trägt, wir nicht; wenn Sie auf Kleinliche unter 
geordnete Menderungen, nachdem fie fich für die Regierungen als unannehmbar 
erwieſen haben, feit bejtehen, jelbit auf die Gefahr Hin, dad Werk zum Scheitern 
zu bringen, dann wird fid) die Nation Ihrer Namen wohl erinnern, meine Herren! 


2. Antrag Tweſten- Münfter beim Beihstage des Horddeutfchen Bundes, 
Seffion 1869. | 
(Sigung dom 19. April 1869, Sten. Ber. ©. 389 ff.) 
Der Antrag lautet: den Bundeskanzler aufzufordern: 
für die zur Kompetenz des Bundes gehörigen Angelegenheiten eine ge 
ordnete Aufficht und Verwaltung durch verantwortliche Bundesminiiterien, 
namentlich für auswärtige Angelegenheiten, Finanzen, Krieg, Marine, 
Handel und Verkehrsweſen, im Wege der Geſetzgebung herbeizuführen. 


Angenommen mit 111 gegen 100 Stimmen, 


Sten. Ber. I S. 389. Abgeordneter Tweften: Meine Herren! Als die 
Bundesverfaſſung ins Leben gerufen wurde, glaubte Niemand, daß ein Werk für 
die Gwigfeit vollendet wäre. Sch meine das nicht blos in dem Sinne, tie 
überhaupt in dem ſchwankenden Zuftande, den rafchen Imgeftaltungen der politifchen 
und ſozialen Werhältniffe in unſerem Zeitalter der Nevolutionen faum irgend 
Jemand erwarten twird, Formen jchaffen zu können, in denen ſich das öffentliche 
Leben der Nation durch Generationen hindurch in ruhigen Fluffe bewegen fönnte, 
ſondern ich meine, wir ſahen in dieler Verfaffung auch nicht die relativ fefte 
Form, welche ſonſt ſelbſt in unferen raſch lebenden Zeiten Verfaſſungsgeſetzen, 
anderen Geſetzen gegenüber, zugefchrieben wird, feinen Abichluß, Tondern einen 
Anfang, ein begonnenes Werk, welches nach allen Richtungen hin der Fortbildung 
harrte, einen Nothbehelf für den Augenblid. Dielen Charakter des lUnfertigen, 
Proviloriichen tragen ganz bejonderd die Beltimmungen über die Regierungsge— 
walt. Im diefe drehte fich bei der Berathung der Verſaſſung ein wejentlicher Theil 
der Debatten. Es wurde von allen Seiten auf das Unzureichende, Unzulängliche 
diefer Beſtimmungen hingewieſen; aber die Verfuche', fie volfftändiger und aus— 
reichender zu geftalten, ftießen auf lebhaften Widerſpruch, und es gelang nicht, 
eine feiter geregelte Form zu ſchaffen. Es wurden bereit3 bei der Berathung der 
Verfaſſung Anträge geitellt auf verantwortliche Vorſtände der einzelnen Ber: 
twaltungszweige, welche zur Kompetenz des Bundes gehören; aber dieſe Anträge 
wurden abgelehnt. Seitdem ift die Frage bei den verichiedenften Gelegenheiten 
wieder angeregt worden. Ich meine, es ift Zeit, fie ernftlich und gründlich und 
in ihrem ganzen Zufammenhange zu erwägen. Die Bundesgewalt umfaßt zwar 
nicht alle Ziele des Staatözwedes, aber eine Neihe der wichtigften Hoheitsrechte 
übt die Bundesgewalt felbititändig und aus eigenem Rechte. Nach dem Ber: 
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faſſungsrecht, wie es bereit3 feitfteht, beruht der Bund nicht mehr auf dem freien 
Rillen der einzelnen urjprünglichen Stontrahenten, jondern er bildet ein wirkliches 
Staatsweſen. Die erfte Grundlage jedes Staatsweiens ift eine geordnete Regie— 
rungsgewalt, und dieje gerade ift bei uns durchaus fragmentariich geblieben. Ich 
gebe zu, daß anfänglid die Zweifel einigermaßen gerechtfertigt ſein konnten, ob 
der Verwaltungsapparat in der Form eines einzelftaatlihen Minifteriums anzu— 
ftreben, oder ob andere Auswege zu fuchen feien. ch meine aber, ein ſolcher 
Zweifel ift jeßt nicht mehr gerechtfertigt. Ach werde auf die Haupteinwendungen 
eingehen, welche bei der Berathung der Verfaflung gegen die Konſtituirung vers 
antwortlicher Minifterien erhoben wurden. Bon einigen Mitgliedern des kon— 
ftitnirenden Neichötages wurde auf den Bundesrath und jeine Ausſchüſſe hinge- 
wielen, um daneben die Verantwortlichkeit von Verwaltungschefs für die einzelnen 
Zweige für unmöglich zu erflären. Meines Grachtens war das eine irrige Auf— 
faſſung der Bundesverfaffung. ES wurde jchon damals aus den einzelnen Ver— 
faſſungsartikeln nachgewieſen, und ich fann es nur wiederholen, der Bundesrath 
iit feine Grekutivbehörde, ſondern weientlich ein Faktor der Geſetzgebung. Nur 
in wenigen bejtimmten Fällen ift die Grefutive verpflichtet, den Bunbedrath und 
feine Ausſchüſſe vor ihrer Enticheidung zu hören. In noch wenigeren einzelnen 
ällen ift fie an die Zuftimmung des Bundesrathes gebunden, ich meine in weit 
geringerem Maße, als etwa in den Bereinigten Staaten Amerifad der Präfident 
an die Zuftimmung oder Genehmigung des Senats gebunden ift. Die Stellung 
des Bundesraths, die auf ihn bezüglichen Beltimmungen der Berfaflung werden 
durh die Einführung von verantwortlichen Miniftern neben dem Bundeskanzler 
in feiner Weiſe berührt. Unſer Antrag ift nicht dahin gerichtet, fundamentale 
Berfaffungsverhältniffe des Bundes zu ändern. Er bezwedt nicht eine Erweiterung 
der Stompetenz des Bundes, er beichränft ſich ausdrüdlich auf diejenigen An— 
gelegenheiten, welche bereit3 nach dem beitehenden Berfaflungsrechte in den Bereich) 
der Bundesgewalt gehören. Er will nur Ordnung und Stetigfeit in der Ver: 
waltung herbeiführen. 

Bon einem Mitgliede des Bundesraths wurde erinnert, gerade das Wölfer: 
tehtliche, Vertragsmäßige in der Bundesverfaffung jei die Brüde nad) dem Süden. 
Meine Herren, damals fonnte es fraglich fein, ob mehr ertenjiv die Erweiterung 
des Bundes oder mehr intenfiv feine innere Stonjolidation anzuitreben jet; aber 
ih meine, auch diefer Zweifel kann jest nicht mehr Platz greifen. Nach Außen 
find wir nicht vorwärts gekommen; e3 ift auch feine nahe Ausficht dazu vorhanden, 
Die Hoffnungen, welche man früher an das Zollparlament fmüpfen mochte, ſind 
abgeichnitten, als gerade die Partei der preußiichen Regierung im Verein mit 
den grunbjäglichen Gegnern des neuen Deutichlands über eine vorgeichlagene 
politiiche Kundgebung zur Tagesordnung überging und damit die politiihe Be— 
deutung deö Zollparlaments unwiderruflich vernichtete. Mleine Herren, ich geitehe 
übrigend, ich habe auch früher bezweifelt, ob es möglich fein würde, aus dem 
Zollvereinsvertrage eine wirkliche Staatsgewalt herauszubilden, und ich für meine 
Berjon, ich ziehe ein feites organtiches Staatswejen mit Wenigen einem lodern 
äußeren Verbande mit Vielen vor. Mber je geringer für den Augenblick die 
Ausficht auf die Ausdehnung des Bundes ift, deſto entichiedener muß der andere 
Weg verfolgt werden, die innere Konſolidation. Und, meine Herren, wer nicht 
auf Gewalt und Zwang rechnet, um die Mainlinie zu überjchreiten, wer auf 
einen freiwilligen Eintritt der Siüddeutichen hofft, wer überzeugt iſt, dab die 
Nationalität, die Gemeinichaft der Nace, des Geiftes und des Gemüthes, uns 
widerftehlih auf den nationalen Staat hindrängt, der muß auch erfennen, daß 
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kein anderer Weg gegeben iſt, als die Entwickelung des bereits vorhandenen Kerns, 
die Ausbildung unſerer Staatsverhältniſſe, um die getrennten Glieder zu vereinigen 
und zum Ziele des ganzen Deutſchen Staates zu gelangen. 

Das Jahr 1866 hat die alten Formen zertrünmert, aber noch feine neue Organi— 
fation geihaffen. Gewiß war ohne die Zerftörung fein Aufbau möglich; aber wir 
dürfen nicht in der Auflöfung beharren. Ich meine, der verlängerte Stillitand wäre 
gefährlich, auch für das bereit? Gewonnene. Es handelt ſich hier nicht um bie 
Segenjäge von liberal und fonfervativ, von Einheitäftaat und Bundesſtaat, jondern 
es handelt fi) um dad Fundament jedes geordneten Staatsweſens, um eine regel- 
mäßige Negierungögewalt, und für die modernen Staaten ift bisher feine andere 
Form der Regierung gefunden, die fich auf die Dauer bewährt hätte, als bie 
Form eines verantwortlichen Minifteriums. 

Der Herr Bundeskanzler wendete im Jahre 1867 ein: „der Bundeskanzler 
als preußischer Minifter könne die Verantwortlichfeit nicht mit einem zweiten 
Minifterium theilen; er fei der Träger der miniiteriellen Verantwortlichkeit für 
den ganzen Umfang der Geichäfte, und Eonftitutionell ſei es gleichgiltig, ob die 
Berantwortlichkeit von Einem oder Mehreren getragen werde,” Meine Herren, 
das Lebtere wäre doch nur in einer abitraften konftitutionellen Theorie richtig ; in 
Wahrheit wird bei einem einzigen Träger der Staatögewalt die Verantwortung 
eine blos nominelle, denn feines Ginzelnen Kraft kann für eine ſolche Stellung 
ausreihen. Es ift nicht möglich, daß Ein Staatsmann Alles verjehe, er kann 
unmöglid; alle Verwwaltungsdepartements des Bundes felbit leiten; er kann feine 
wirkſame Verantwortung für die Verfügungen der einzelnen Departements über: 
nehmen; er kann unmöglich gleihmäßig die äußeren Angelegenheiten und die 
umfaffenden Arbeiten der großen Gefeggebung im Bunde leiten; er kann nicht 
Finanzen und Zollweien, Milttär und Marine, Poſt und Telegraphenverwaltung, 
Handelsweſen und Eiſenbahnen jelbit überwachen. Dieſe praktiſche Nothwendigfeit 
hat alle zivilifirten Staaten zu einem Kollegium von gleich berechtigten Miniftern 
geführt. Es kommt nicht auf den Namen, fondern auf die Stellung der Ver— 
waltungschef3 an; iſt nur Einer verantwortlich, fo find die übrigen in der That 
fubalternifirt, fie müſſen fih der Enticheidung des Einen fügen, welcher die Laft und 
die Ehre der PVerantwortlichkeit allein zu tragen hat. Ohne den Widerſpruch 
gleichberechtigter Kollegen, ohne die Abgrenzung der Gewalten und Stompetenzen 
wird immer die Gefahr einer einieitigen Geichäftsleitung, eines gelegentlichen Ein— 
greifens, der Unftetigkeit und der Widerfprüche nahe liegen. ine joldye perſön— 
lihe Diktatur kann feine dauernde Einrichtung werden. In den Augenbliden 
großer Enticheidung, in großen Komplikationen der Staatengeihichte, da mag 
Alles der auswärtigen Politik untergeordnet werden, wie im Kriege die militärischen 
Gefichtöpunfte ausschließlich emticheiden müffen; aber da8 Auswärtige und der 
Krieg find ihrer Natur nad) auf das Zweckmäßige des Augenblicks gerichtet, und 
daneben muß in einem geordneten Staatöwefen das Glement des Stetigen, des 
Negelmäßigen gleichberechtiat vertreten werden. Die dauernden Intereſſen des 
Staates dürfen auf die Länge nicht den Nüdfichten de Moments untergeordnet, 
nicht als Mittel für augenblidliche politische Zwede verwendet werden. Ginzelne 
materielle Gejege und Cinrichtungen können bei aller ihrer Wichtigfeit für das 
bürgerliche Leben nicht ausreichen, um ein Staatswefen zu gründen und zu erhalten; 
dazu gehören haltbare, politische Inſtitutionen. 

Meine Herren, wir wünſchen mit unierm Antrage feine Zufunftspolitif zu 
treiben, wir ergehen uns nicht in Träumen von einem Deutichen Reiche, wie es 
fich künftig geftalten möge, fondern wir halten uns an das Praftijche, wir ver: 
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langen etwas, was jett gejchehen kann und nad unſerm Dafürhalten geichehen 
muß. Denn das Unfertige und Schwanfende, was ſich in lebergangsperioden 
niemal® vermeiden läßt, kann nicht unabiehbar verlängert werden, ohne überall 
Mißſtimmung und Unzufriedenheit in gefährlibem Maße zu fteigern. Wir laufen 
in der That Gefahr, in chaotische Zuftände zu gerathen. Die meiften Arbeiten 
der Gefeggebung und der Verwaltung im Bunde werden bis jest und müſſen 
bis jegt in den preußischen Fachminifterien vorbereitet werden, aber die Chefs und 
Näthe diefer Minifterien find nicht im Stande, ihre Werke vor Bundesrath und 
Neihsrath zu vertreten, fie werden ihnen von Anderen forrigirt, fie werden von 
Anderen gehandhabt; es wird auch bald Diejes bald Jenes den einzelnen 
preußiihen Verwaltungszweigen von dem Bundeskanzleramt zugemuthet, vors 
geihrieben, aus dem alten Gejchäftsfreiie entzogen. Ich glaube nicht, weine 
Herren, daß ſchon innerhalb des preußiichen Staates die Dinge auf die Länge 
in diefer Weiſe fortgehen können. Aber ebenfo, meine ich, wäre es völlig falich, 
wenn man annehmen wollte, daß eine regelmäßige Ordnung der Verwaltung be 
drohlicher für die anderen Staaten und ihre Selbitftändigfeit werden fönnte, ſoweit 
dieje nad) der Bundesverfaffung gewahrt ift; denn, meine Herren, es kann auch 
jest in jedem Augenblid von den Verfaffungsbeitimmungen in ihren vollen 
Umfange Gebrauch gemacht werden. Deßhalb iſt es in meinen Augen feine Bes 
drohung, jondern ein Schuß für die einzelnen Staaten, wenn diefe Gewalt feiter 
beſtimmt, wenn fie regelmäßiger gemacht, wenn ihre Hebung von dem Zuſammen— 
wirken mehrerer Staatömänner jtatt von der alleinigen Enticheidung eines Einzelnen 
abhängig wird. 

Meine Herren, ich erlaube mir nun, auf die einzelnen Minifterien einzugehen, 
deren Einrichtung in unferem Antrage beantragt it. 

Das auswärtige Minifterium wird jest bereit auf den Bund übernommen. 
Ih kann in diefer Uebernahme unmöglich eine bloße Geldfrage erbliden, jondern 
ich jehe darin, und wie ich glaube in Webereinftimmung mit Allen, die fi für 
diefe Uebernahme enticheiden werden, einen wichtigen politijchen Fortichritt. Sollte 
über kurz oder lang die Leitung des Details der auswärtigen Geichäfte unvereinbar 
gefunden werden mit der Minifter-Präfidentichaft und mit dem Amte des Bundes— 
fanzlerö, welches an ſich unbedingt mit den auswärtigen Angelegenheiten gar nichts 
zu thun hat, dann meine ich, meine Herren, würden wir unter allen Umſtänden 
darauf dringen müflen, daß dann aucd die Verantwortlichkeit eines bejonderen 
Minifters der auswärtigen Angelegenheiten feitgeitellt würde. 

Dem Krieg: und Marineminifter fehlt meines Erachtens ſchon jest nur 
nominell die gleichberechtigte Stellung, welche er ohne Zweifel an der Spite jeiner 
Departements thatjächlich neben dem Bundestanzler einnimmt. Bei einer früheren 
Gelegenheit bemerkte der Herr Bundestanzler: ein kollegialiſches Minifterium dürfe 
jedenfalls nicht in den Bundesrath hineingetragen werden. Ich halte dies aud) 
für ganz richtig. Da nur ein preußifcher Minifter die preußiihen Stimmen 
führt, fo würde es meines Grachtens nicht zwedmäßig fein, wenn die übrigen 
NMinifter neben dem jtimmführenden Minijter jelbit als Mitglieder in den Bundes» 
tath eintreten, fjondern ich würde es für zwedmäßig halten, wenn fie dort ihre 
Departements durch deren Chefs vertreten laſſen. Ich möchte aber hier hervor: 
heben, daß gerade der einzige Minifter, welcher an der Spige einer Bundesver— 
waltung fteht, jest in den Bundesrath eingetreten ift. 

Für Handel und Verkehrsweſen ift ein bejonderer Minifter ohne Zweifel 
nothwendig, wenn die beitehenden Beitimmungen der Xerfaffung zur Wahrheit 
werden umd wirklich zur Ausführung gelangen follen. Die einheitlihe Leitung 
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dieſer Verhältniſſe auf dem ganzen Bundesgebiete wird manche Reſte alter Wider— 
ſprüche wegräumen, und namentlich wird die wirkliche Uebertragung der Aufſicht 
über das Eiſenbahnweſen auf den Bund allein im Stande ſein, die Widerſprüche zu 
löfen, welche fich jegt ans der Stonfurrenz der Verwaltung der Staatöbahnen und 
der Nufficht über die Brivatbahnen vielfach heraußitellen. 

Meine Herren, es ift uns fraglich geweſen, ob nicht auch ein beionderer 
Yuftizminifter im Bunde wünjchenswerth jei, in ähnlichem Maße wie die andern 
bon uns aufgeführten Minifter. Ich glaube allerdings, künftig wird ein ſolcher 
faum zu entbehren jein, wenn es ſich um die weitere Fortbildung des Bundes: 
reht3, um gleihmäßige Auftizorganifationen, um gemeinfame Gerichtähöfe für 
das ganze Bundesgebiet handelt; aber wir wollten uns an das augenblicklich 
Nothwendige halten und waren der Anficht, dag für den Augenblid ein Juſtiz— 
minifter wohl noch zu entbehren fei, daß gerade die Sorge für die Gejeggebung 
des Bundes auch auf dem juriftiichen Gebiete und die Aufficht über die Durd- 
führung der Geleggebung des Bundes das eigentliche Gebiet, der eigentliche 
Wirkungskreis für das Bundesfanzler-Amt bilde, 

Bor allen Dingen wichtig und unentbehrlich erichien und aber ein voll 
berechtigter Bundesfinanzminifter. Die Anfrehthaltung der Ordnung in der Finanz: 
verwaltung jcheint mir auf die Länge völlig undenkbar, wenn nicht auf dieſem Gebiete 
eine jelbitftändige Verwaltung und Sontrole geihaffen wird. Es ift unhaltbar, 
wenn bier bald durd), bald ohne, gelegentlich auch gegen den preußifchen Finanz. 
minifter gehandelt werden fanı. Je umfaflender die Verwaltung des Bundes 
wird, je mehr auf ein eigenes Finanzweſen und auf eigene Hilfsmittel für den 
Bund gedrungen wird, um jo nothwendiger ift die einheitliche, planmäßige Leitung 
des Finanzweſens durch einen Staatsmann, deilen ganze Kraft diefer Thätigfeit ge: 
widmet iſt. Ich möchte in der That fragen, wohin wäre wohl die gerühmte Finanz: 
ordunng deö preußiichen Staats lange vor dieſen Zeiten gerathen, wenn immer 
ber Minifter der auswärtigen Angelegenheiten und der Minifter des Strieges 
ausichließlich über die Ausgaben des Staats verfügt hätten, wenn ihnen nicht 
ein gleihberechtigter Finanzminifter dad Gegengewicht gehalten hätte. Der Herr 
Bundeskanzler meinte bei einer früheren Verhandlung, durch einen Finanzminifter 
des Bundes würden die Finanzminifter der einzelnen Staaten mediatifirt und 
zu deſſen Interbeamten gemadt werden. Ich kann auch diefen Cinwand nicht 
als richtig anerkennen; denn joweit die Finanzgewalt des Bundes reicht, find 
ihr die Regierungen der einzelnen Staaten fchon jest unterworfen und ich meine, 
in dieſer Beziehung kann es völlig gleichgiltig fein, ob von dem Bundesfanzler: 
Amte oder von einem Bundes = Finanzminifterium veifribirt wird. Aber im 
Intereffe Aller Liegt eine ftetige, ſelbſtſtändige Kontrole, ein Schuß gegen über: 
triebene Anforderungen und gegen augenblidlihe Mafregeln. Daß die Einführung 
anderer verantivortlicher Verwaltungschef® — die Uebertragung der Verantwortung 
auf jolhe — neben dem Bundeskanzler nur durch ein die Verfaffung änderndes 
Geſetz herbeigeführt werden fann, das verfteht fich von felbit; und da große Orga: 
nifationen nur von der Negierung ausgehen können, fo haben wir nicht einen 
Gejegentwurf über die Einführung von Bundesminiftern formulirt, jondern nur einen 
Antrag auf die Vorlegung eines folchen Geſetzes. Ob und wieweit die Bundes: 
minifterien mit einzelnen preußiichen Miniiterien zu verbinden oder von ihnen 
getrennt zu halten, das, meine ic), ift eine Frage, welche nicht durch die Geſetz— 
gebung zu reguliren sein wird; es wird died mehr eine Perfonenfrage fein und 
felbjtverftändlich werden die Minifterien auch den Staatsmännern der übrigen 
Bundesstaaten außer Preußen offen ſtehen. 


Materialien zum Reichsverfaſſungsrechte. 329 


Nach allen Anzeichen, meine Herren, glaube ich, dak wir darauf gefaßt fein 
müſſen, Widerfpruch gegen unsern Antrag zu erfahren; ich bin auch völlig darauf 
vorbereitet, daß Gründe der zeitigen Lage, der augenblidlichen Konjunfturen nicht 
blos gegen die wirflihe Einführung, fondern ſchon gegen die Annahme unferes 
vorläufigen Antrages geltend gemacht werden. Sollten andere Möglichkeiten der 
Entwicklung aufgejtellt werden, andere Möglichkeiten, die Verwaltung im Bunde 
auf geregelte, feitgeordnete Grundlagen zu ftellen, fo würden wir bereitwilligit 
auf deren Prüfung eingehen, wenn wir auch bisher nicht vermocht haben, andere 
Auswege zu entdeden, um eine verfaffungsmäßige Negierungsgewalt zu fonftituiren. 
Aber, meine Herren, ein dauernder, grundfäglicher Widerſpruch gegen die Sache 
jelbit, gegen eine geregelte Ordnung der Bundesregierung kann meines Erachtens 
nur von ſolchen ausgehen, die dem neuen Staatöwejen und feiner Konfolidation 
überhaupt feindlich entgegenftehen, von jolchen vor Allen, die da wähnen, der Tag 
von KHöniggräg wäre ein zufälliges, beflagenswerthes Greigniß geweſen, welches 
durch andere Enticheidungen wieder aufgewogen werden fünnt, Denn, meine 
Herren, eine geregelte, ftetige Negierungsgewalt liegt unbedingt in dem Intereſſe 
Aller, welche auf den gelegten Fundamenten weiter bauen wollen, wenn fie aud) 
über die Zeit und die Mittel einer folchen Negierung verfchiedener Anſicht fein 
mögen. Für uns tritt das andere Intereſſe hinzu: das Intereſſe des konftitutionellen 
Rechts, welches wir einmal von der nationalen Entwidelung nicht zu trennen willen. 
Wir, meine Herren, glauben, daß jest die Zeit gekommen ift, um vorwärts zu 
geben; der Stillftand fördert die partifulariftiichen Beitrebungen und die Hoffnungen 
des Auslandes. Noch in diefen Tagen hat ein berühmter franzöfticher Staatsmann 
feine Freude darüber ausgeſprochen, daß Deutjchland in dem unfertigen unbehaglichen 
liebergangsitadiunt bleibe, und daß der Einheitögedanfe nicht von der Stelle rüde. 
Gr fnüpfte diefe Hoffnung daran, dab die Deutichen auch jetzt das Handeln nicht 
veritehen würden, daß das begonnene Werk wieder zerfallen würde. Meine Herren, 
ih glaube, die innere Feſtigung, die Konfolidation unſeres Staatsweſens wird 
überall die Ueberzeugung hervorrufen, daß nichts mehr zu ftören, nichts mehr 
rüfgängig zu machen ift, und das wird die beite Sicherung des Friedens und 
der friedlichen Entwidlung in Deutichland fein. 

Ich Hoffe, meine Herren, dab wenigitens die Mehrheit dieſes Hauſes unſerem 
Antrage beiftimmen wird; der weitere Erfolg hängt freilich nicht von uns ab. 
Die tief erichütterten, gewaltfam geipannten Verhältniffe in Europa find dem 
parlamentartschen Einfluß ohne Zweifel nicht günftig ; aber man follte Doch nirgends 
handeln, als ob man gewillt fei, dauernd Alles auf die Gewalt zu itellen, man 
follte fih der Warnung erinnern, daß man fich wohl auf Bajonette ftügen, aber 
nicht auf Bajonette fegen fan. Meine Herren! Als die Aufgabe einer verfaſſungs— 
mäßigen Volkövertretung betrachte ich es, in den politiihen Dingen vor Allen 
das Dauernde und Nothwendige im Staatsleben feit im Auge zu halten, aud) 
über die linruhe und die Störungen des Augenblids hinaus an das zu mahnen, 
was die Zukunft vorbereiten und fichern kann. In diefem Sinne, meine Herren, 
haben wir unſern Antrag geitellt. 

Sten. Ber. I S. 392. Abgeordneter Graf zu Münfter: Meine Herren! 
Wenn ich nad) der gründlichen Begründung des Antrages durch meinen Herrn Mit: 
antragfteller doch aucd das Wort als Antragiteller mir erbeten habe, um den Antrag 
zu begründen, jo habe ich es deßhalb gethan, weil ich in mancher Beziehung weiter 
gebe, wie mein Herr Mitantragfteller,; mir wäre ein Antrag lieber geweſen, der auf 
die Nevifion der Bundesverfaffung im Allgemeinen gerichtet geiveien wäre. Wenn ich 
nun diefen Antrag dennoch geitellt Habe, jo habe ich es deßhalb gethan, weil ic) die 
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Hoffnung habe, daß er zu demielben Neiultat führen wird, nämlich zur Revifion 
der Berfaflung; denn ich glaube, daß, wenn diejer Antrag hier angenommen wird, 
wie er dem Bundesrath vorliegt, wenn der Bundesrath und die Fürsten Deutſch— 
lands ſich mit diefem Antrage beichäftigen, wenn fie der Frage der Grefutive 
näher treten, fie einjehen werden, daß gründliche Neformen durchaus nothmwendig 
find, daß eine füderative Verfaſſung, wie die unfrige, in dad monarhiiche Staaten= 
ſyſtem nicht paßt, dat die Spite jo vieler monardiicher Staaten eine monarchiiche 
fein muß, daß daraus nachher die Bundesminifterien und alles Uebrige von jetbit 
folgt. Ich halte es für ganz unmöglich, daß die jegige Verfaflung von irgend 
Jemandem in und außerhalb Deutichlands als etwas Abgeſchloſſenes betrachtet 
werde. Ich wüuſche, daß Tie ausgebaut werde in verhältnigmäßig ruhigen Zeiten, 
und ich wünſche vor Allem, dat fie ausgebaut werde durch den großen Staats 
mann bier unter uns, den Grafen Bismard, und deßhalb bitte ich den Herrn 
Grafen Bismard, den verehrten Bundeskanzler, diefen unſern Antrag als ein Ber: 
trauenspotum anzuſehen, er ift als ſolcher gemeint. 

Meine Herren, ganz ruhige Zeiten und einen dauernden Frieden werben wir 
überhaupt nur dann haben, wenn uniere deutichen WBerhältniffe auf einer feiten 
Baſis Stehen. Ach weiß jehr wohl, daß unſer jetziger Reichstag nicht mehr ein 
fonftituirender Neichstag iſt. In mancher Beziehung ſehe ich ihn aber noch als 
Eonftituirenden Reichstag an. Der fonftituirende Reichstag hatte in erregten Zeiten 
und in einer verhältnikmäßig kurz bemeifenen Zeit hier große Aufgaben zu löſen, 
und er hat fie gut gelöft. Er hatte die MWehrfraft Deutichlands feitzulegen auf 
feften Grundlagen, und er hatte die Grundzüge zu unferer Verfaflung niederzu: 
legen. Dadurch, daß er unſere Armee auf fefte Grundlagen itellte, daß er Die 
Bewilligungen auf längere Jahre gefichert hatte, daß er die’"Bewilligungen auf 
längere Jahre ausgeiprocen hat, hat er uns den feiten Nahmen gegeben, innerhalb 
deilen wir das vaterländiiche Gemälde ausmalen können und ein Bild muß man 
nicht unfertig Stehen laſſen, fonft verwijchen fich die Conturen, und es wird ein 
ganz anderes Bild, als wie der Künſtler uriprünglich gewollt hat. Die Opfer, 
die wir unserer Wehrfraft bringen, find jehr groß, und fie find viel zu groß, 
wenn wir fie nicht benugen, um unjern Staat auf eine feite nationale Baſis zu 
ftellen. Stein Politiker, der die Zuftände Europas fennt, der da ſieht, in welcher 
Bewegung die Nomanischen Völker find, in welcher Bewegung die Staviichen 
Völker find, der wird daran zweifeln, daß es jest Zeit ift, Deutichland gerüftet 
binzuftellen, dal; aber auch auf der anderen Seite wir Deutichland in nationaler 
Beziehung einigen müſſen. Durd die Eiſenbahnen, durch die Telegraphen, find 
uns alle unjere Nachbarn näher gerückt. Deutichland ift gewiſſermaßen der Central: 
bahııhof von ganz Europa, ja von der ganzen Welt geworden; daß aber auf einem 
Zentraldahnhofe nur ein Direktor Ordnung halten fann, daß ſonſt die Züge in 
einander fahren, das werden Sie, meine Herren, willen. Ebenſo geht es in Deutich- 
fand. Das Deutiche Neich muß aus dem Anfognito, in dem es ſich jegt bewegt, 
heraustreten, und um das zu fönnen, müſſen wir unfere Bundesverfaſſung revis 
diren. Unſere Bundesverfaflung it eine Miſchung von Staatöverfaflung und 
Vertrag. Es iſt ebenio falſch, fie ein Staatsgrundgeieg zu nennen, als es 
unwahr iſt, von einem bloßen Vertrage unter gleichberechtigten fouveränen Staaten 
zu fprechen. Unſere Verfaſſung greift tief ein in die Souveränitätsrechte der 
einzelnen Souveräne; fie hat aber auch einen großen Theil der Nechte der Ber: 
tretungen der einzelnen Staaten genommen, fie hat dabei aber die Wertrerungen 
beſtehen laſſen und hat einen Mechanismus geichaffen, der jo fomplizirt ift, daß 
er ganz unmöglich beitehen fann, und den Jeder als einen proviloriichen Zuitand 
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anſieht. Ich erinnere da nur an die finanzielle Seite der Trage: das Boll: 
parlament bewilligt Cinnahmen und befümmert ſich nicyt um die Musgaben, der 
Neihstag bewilligt Ausgaben in reichlichem Maße, aber jehr wenig Einnahmen, 
und die Einzelvertretungen, die zu dieſen Ausgaben nichts zu jagen haben, müſſen 
nachher für den Riß ftehen. Das find proviforiiche Zuftände, die unmöglich 
beitehen bleiben fünnen. 

Das Jahr 1866 betrachte ich als den wichtigſten Abichnitt der deutichen 
Geihichte, als einen Abichnitt, viel wichtiger als der Abichnitt von 1815. Aber 
unſere jegigen Zuftände erinnern mich in mancher Beziehung an die Zustände von 
1815 und der eriten Jahre nad 1815. Nm Jahre 1815, als die Bundesver— 
faffung für Deutichland gegeben wurde, haben die Männer, die fie zu beratbhen 
hatten — und ich weiß das von vielen der Männer jelbit — die haben die 
damalige Bundesverfaflung auch als ein Propilorium angeiehen, fie haben sie 
ausbilden wollen, fie haben geglaubt, daß fie ausgebildet werden müßte, und 
es iit das Jahr 1817 gefommen und Sie willen Alle, was aus der Bundes: 
verfallung geworden iſt, wie lange fie beitanden hat. Der Unterichied, der zwitchen 
dem Jahre 1866 und dem Jahre 1815 beiteht, beruht aber noch in einer ganz 
anderen und woichtigeren Thatiahe. Er beruht darin, das das Haus Hohen 
zollern das Haus Habsburg aus Deutichland verdrängt und damit die Verpflichtung 
übernommen bat, das Deutiche Neich zu begründen. Die Sonne von Königgrätz 
it die untergehende Sonne der Habsburger , die aufgehende Sonne der Hohen— 
zollern in Deutichland geweien, und wenn jet auch noc einige Nebel vor der 
deutichen Sonne lagern, jo wiſſen Sie, meine Herren, daß ein Yuftitrom die 
Wolken vericheuchen kann, und eine nationale Strömung fönnen wir haben, ſo 
wie wir ed wollen, jo wie es Graf Bismard will, und daß wir es wollen, joll unjer 
Antrag ihm jagen und weiter nichts. Ich Bitte, meine Herren, nehmen Sie den 
Antrag an, 

Sten. Ber. IS. 397. Königlich ſächſiſcher Bundesbevollmächtigter Staats— 
minister Freiherr von Frieien: Meine Herren! Sch halte es im politiichen 
Leben allemal für einen großen Vortheil, wenn eine gegneriiche Anficht To 
Har und unummunden ausgeivroden wird, daß man auch nicht im mine 
beiten zweifelhaft hierüber fein fan, welche Poſition man dagegen einzunehmen 
hat. Ich bin daher dem zweiten geehrten Redner, der heute hier geiprocen 
hat, dankbar dafür, daß er und ganz offen und unumwunden ausgeiprochen hat, 
was eigentlich jeine Abficht ift. Ich werde mir erlauben, mit derjelben Offen: 
heit meine ganz entjchieden entgegengeiegte Anficht hier auszuiprehen. Ich thue 
das, und indem ich es thue, erfülle ich eine Pflicht, die mir obliegt, eine heilige 
Pflicht, denn ich Habe dem, was durd Dielen Antrag aus der Welt geichafft 
werden joll, meinen Aufenthalt in diefem Hauſe überhaupt zu danken, und ich 
werde diefe Prlicht in jeder Weile zu erfüllen fuchen. 

Der erite Herr Nedner, der geiprochen bat, hat dem Antrage nicht dieje weit: 
gehende Bedeutung beigelegt, hat ihn mehr von einer Seite dargeitellt, die ſich 
auf das Geichäftliche bezieht, auf die Heritellung einer ftrengern Erekutive u, ſ. w. 

Indeſſen ich kann alle die Deduftionen, die der erite Herr Redner uns ge: 
geben hat, hier füglich bei Seite laſſen, fie ſcheinen mir durch die Nede des 
zweiten Herrn Redners eigentlich bejeitigt zu fein, wir willen num, mit was wir es 
bier eigentlih zu thun haben. 

Ih will daher hier nur einige wenige Bemerkungen in Bezug auf bie 
Aeußerung des Abgeordneten Tweſten beifügen. Derjelbe hat zunächſt gelagt oder 
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wenigſtens angedeutet, daß auch für die Einzelſtaaten in ſeinem Antrage keine 
Gefahr läge, es werde im Gegentheil die Sicherheit der Einzelſtaaten, es werde 
inöbeiondere die Sicherheit derjelben gegen die Eingriffe der Bundesgewalt dadurch 
vergrößert werden, das fünftighin nach feiner Anficht ein Kollegium von Miniftern 
über dergleichen Dinge zu entjcheiden habe, und nicht ein Einzelner. Der Herr 
Abgeordnete hat Necht, in einzelnen Beziehungen bejtehen Unſicherheiten über Die 
Kompetenzgrenzen, und es ift möglih, daß hie und da ſogar Kleine Konflikte 
entitehen, die man gerne bejeitigen möchte; aber daß das Mittel, welches er vor: 
geichlagen hat, irgend dazu führen könnte, dieje Stonflifte zu bejeitigen, das kann 
ich in feiner Weile anertennen, — wie dadurd) die Ginzeljtaaten in der Verwaltung, 
in der Erfüllung der ihnen nach der Verfaſſung obliegenden Pflicyten eine größere 
Sicherheit erlangen follten, das, ih muß es geitehen, ift mir micht recht klar; ic) 
veritehe das nicht. Wenn es aber eine folche Unficherheit gibt, und zwar eine 
Unficherheit, die, wie mir fcheinen will, in allen Staaten gleihmäßig ſich zeigen 
muß, nicht blos in den Heinen, fondern auch in den größten Staaten, jo ift es 
die Umficherheit, die dadurch entfteht, daß jo oft an der Bali der Verfaffung bier 
gerüttelt wird, fo iſt es die Unſicherheit, die darin befteht, daß fortwährend Anträge 
auf Erweiterung der Kompetenz geitellt werden — die linficherheit, die dadurch 
entiteht, da ſchließlich fein einzelner Staat mehr recht weiß, ob er nod an irgend 
einen Gegenitand der Geſetzgebung die Hand anlegen, ob er Gejeßvorichläge an— 
taften und ausführen kann, und ob nicht der Reichſtag auf dem Wege eines 
einfachen Antrages einiger Mitglieder ihm die Kompetenz entzieht. Wäre das 
wirklich die Abficht des Herrn Abgeordneten geweien, den Einzeljtaaten eine größere 
Sicherheit in der Entwidelung der eigenen Kraft und Thätigfeit zu geben, To 
wird er diejen Zweck gewiß beifer erreichen, wenn er von dergleichen weiteren 
Anträgen Abſtand nimmt, als durch die Ernennung von Bundesminiftern. Ferner 
hat der Herr Abgeordnete eine Aeußerung gethan, die ſchon der Herr Vorrebner 
erwähnt hat, daß nämlich — ich habe es wenigftens jo verftanden — nur Die 
Feinde des Bundes überhaupt fich gegen feinen Antrag erklären könnten. Nun, 
meine Herren, ich kann nicht Anipruch darauf machen, daß die Hohe Verfammlung 
mich vollftändig fennt, wer mich aber feunt, der wird wiſſen, daß ich fein Feind 
des Bundes bin, daß ich im Gegentheil Dasjenige thue und gethan habe, was 
in meinen Berhältniffen möglid) war, was dazu geeignet ift, dem Bunde feine 
Aufgaben zu erleichtern und im Sinne des Bundes zu wirken. Deilenohngeachtet 
muß ich mich diefem Antrage ganz entichteden entgegenftellen, und ich laſſe mich 
darin durch die Bemerkung nicht einihüchtern, daß das nur ein Feind des Bundes 
thun könnte. 

Wenn ich nun entichieden gegen den vorliegenden Antrag mich erkläre, To 
glaube ich nicht, dabei ausichlieglich den Standpunkt eines Cinzelftaates einnehmen 
zu müſſen, obgleich ich mich nicht davor zu fürchten brauchte, denn die Eriftenz 
der Einzelitaaten ilt eine auf Grund der Verfaſſung vollkommen beredtigte: fie 
haben ebenjogut das Net, ihre Intereſſen in eine Wagichale zu legen und ſich 
gegen Eingriffe der Gefammtheit, des Ganzen, zu vertheidigen, wie das Ganze 
das Necht hat, Meberichreitungen der Cinzelitaaten zu verhindern und ihnen ents 
gegenzutreten. Wenn man eine ſolche Stellung mit den Worte „Partikularismus“ 
abfertigen will, nun, meine Herren, ein jolches Wort will ich Jedem laſſen, der 
es brauchen will, es ift dann aber ein verfaflungsmäßig vollkommen berechtigter 
Bartifularismus, ein Bartikularismus, von dem ich mich nicht trennen und dem 
ich ftet3 huldigen werde, Ach glaube aber, meine Herren, nunmehr auf eine nähere 
Beleuchtung dieſes Gegenjtandes eingehen zu follen. 
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Ih halte den Antrag für einen höchſt gefährlichen, und zwar deßwegen für 
höchſt gefährlich, weil er in eine Grundbedingung unserer Verfaffung eingreift, weil 
er wiederum einen Paragraphen unferer Verfaffung in Zweifel ftellen und ab: 
ändern und dadurch wiederum Ungewißheiten verbreiten will. Wohin das am 
Ende führen will? darüber ift wohl, — wenn ich ed ganz ehrlich fagen joll, — 
feine Ungewißheit mehr vorhanden, fondern wir haben es aus der zweiten Rede 
unzweifelhaft gehört, wohin es führen foll. 

Sch halte es für höchſt wünjchenswerth, dab in Deutichland — und darin 
befinde ich mich im prinzipiellen Gegenjag gegen die bisherigen Nedner — einmal 
eine Zeit lang ein Gefühl der Sicherheit eintritt, nicht blos ein Gefühl der 
Sicherheit nah Außen, fondern ein Gefühl der Sicherheit nad) Innen. Wir 
haben innerhalb des Bundes noch jehr viel zu thun, der Bund hat ſehr viel zu 
thbun, auf der ihm bereit3 gegebenen und beitehenden Baſis feine Snftitutionen 
auszubilden, und die Einzeljtaaten haben noch ſehr viel zu thun, ihre Inſtitu— 
tionen dem Mllgemeinen anzupafien und fich zu lebendigen und felbitthätigen 
Mitgliedern des Ganzen heranzubilden. 

Meine Herren, durd ein ewiges Rütteln an den Fundamenten der Verfaffung, 
durh ein ewiges Infrageitellen aller der Grundfäge, auf denen die Verfaffung 
beruht, befördern Sie diefe Entwidelung nicht; dadurch werden Sie im Gegentheil 
immer mehr und mehr Unruhe, immer mehr und mehr Mißverftändniffe, immer 
mehr und mehr Mißtrauen erregen — von den Wirkungen nah Außen Hin will 
ih gar nicht ſprechen. Aber das kann ich offen ausiprehen, — es ift ja eine 
befannte Thatſache, — der Bund, die Einigung des nördlichen Deutichlands im 
Bunde, hat jeine prinzipiellen Gegner; mit ihnen wird überhaupt nicht viel zu 
verhandeln fein. Ich glaube aber nicht, daß wir fie zu unfern Freunden machen, 
wenn wir aud Bundesminister ernennen. Aber wir haben außerdem noch eine 
große Maſſe, die nad) Taufenden zählt und zwar gebildete Männer — ich rede 
niht von den Ungebildeten — gebildete intelligente Männer, die fih noch mit 
einem gewiſſen Mißtrauen, mit einer gewiſſen Unbehaglichkeit innerhalb des neu— 
geihaftenen Bundes erhalten. Es find wohl, jo viel ich beurtheilen kann, in 
allen Staaten Männer vorhanden, die noch mißtrauiſch find, weil fie nicht recht 
willen, was jchließlih das Ende fein Soll; ich mache auch in diejer Beziehung 
feinen Unterichied zwiichen Preußen und den anderen Staaten, denn wenn gleic 
die großen und umfänglichen Präſidialbefugniſſe verfaffungsmäßig mit der Krone 
Breußen verbunden find, To ift doch der Staat Preußen als eine politische und 
ftaatsrechtliche Individualität noch ein neben dem Wunde beftehendes Ganzes, 
was nad) feinen eigenen Gejegen, was nach feiner eigenen Verfaſſung beiteht und 
regiert wird. Und auch für diefen großen Staat kann e8 nicht gleichgiltig fein, 
wenn die Verfaſſung des Bundes, die immer rückwirkt auf feine eigene, in einem 
ewigen Wechiel, in eiwiger Unruhe, in ewiger Bewegung begriffen iſt. Ich glaube 
Ales, was wir jegt wünjchen können, ift, daß Sie eine Zeit lang die Verfaflung 
in Ruhe laſſen und die verfallungsmäßigen Organe des Bundes fi) damit be— 
gnügen, die gegebenen Grundlagen der Verfaſſung auszubilden und nicht immer 
wieder daran zu rütteln und daran zu ſtoßen. 

Gehen Sie, meine Herren, über dieje Verhältniſſe nicht leicht hinweg. Wir 
haben in der jeßigen Zeit viele Männer, die ſich die Mühe geben, die nod 
wideritrebenden inneren Fluktuationen innerhalb des Bundes in das rechte Geleiſe 
zu leiten, viele Männer, die es fih zu ihrer Aufgabe und zur mühevollen Auf: 
gabe ihres Leben3 machen, der Idee des Bundes in den verschiedenen Kreiſen 
mehr Eingang zu ſchaffen. Rufen Sie nicht, ich bitte Sie, meine Herren, in 
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dem Gewiſſen dieſer Männer Konflikte hervor, die ſie dahin führen müßten, zu 
ſagen: „Nein! Bis hieher und nicht weiter! Jetzt hört es auf!“ Durch ſolche 
Anträge und ſolche Erklärungen der Anträge, wie wir ſie heute gehört haben, 
werden wir den Feinden des Bundes neue Waffen in die Hand geben. 

Damit werden wir die Mißtrauiſchen, Zweifelhaften und Unſicheren nicht 
gewinnen, damit werden wir den beiten Freunden des Bundes die Waffen aus 
der Hand nehmen, mit denen fie auf Andere einwirken und im Intereſſe des 
Bundes wirken können. Meine Herren, es iſt nicht blos ein partifulare® In— 


tereſſe der Einzelftaaten, wenn man jich gegen diejen Antrag erklärt. Es ge 


jchieht im wahren Intereffe des Bundes und der Entwidelung feiner Intereflen. 
Ich verjtehe freilich den Bund, wie er befteht, wie er in unferer Verfaſſungs— 
urkunde vorgezeichnet ift und wie wir ihn heilig halten müflen, nicht einen 
folhen Bund oder „Nichtbund”, wie man ihn etwa für die Zukunft fih denken 
will. Man hat dagegen gelagt und ich habe das auch vielfach gelejen und auch 
gehört: „Ja, der Bund joll nicht ftille ſtehen.“ 

Der Bund fjoll nicht ftille ſtehen, er ſoll immer weiter fortichreiten ; ein 
verehrter Redner von heute hat fogar den jegigen Zeitraum mit dem Zeitraum 
nach 1815 verglichen : auch damals wäre anftatt des Aufſchwunges eine gewiſſe 
Stagnation eingetreten, man wäre nicht vorwärts gekommen, man hätte ge- 
glaubt und allgemein angenommen, es wäre Alles nur etwas Proviloriiches und 
e3 hätte doch fo noch jehr lange gedauert. Nun, meine Herren, ich glaube, es 
ift ein ungerechter Vorwurf, den man dem Bunde maht, daß er in der Beit, 
zu welcher er beiteht, zu wenig gethan habe. Bedenken Sie, der Bund beiteht 
noch nicht feit ganz zwei Jahren, und was ift in dieſen zwei Jahren nicht ſchon 
geihehen! Welche wichtigen und zum Theil fehr heilſamen, nüglichen Gejege 
find in dieſer Zeit gefchaffen worden ! 

Können Sie wirklich annehmen und glauben, daß das ein Stillitand ift ? 
Und wenn der erſte Herr Redner geiprocden hat vom Ausbau der Verfaſſung: — 
ja mein Gott, man baut do ein Haus nicht dadurd aus, daß man fort: 
während an feinen Fundamenten rüttelt. Man macht doch dad Haus für Die, 
die darin wohnen, und denen, die etwa noch einziehen wollen, nicht angenehmer, 
wenn man ihmen beitändig jagt und zeigt, wie leicht da ganze Haus über ihnen 
zufammenbrechen und fie dabei die Hälfe brechen können. 

Man jagt uns ferner: in Bezug auf das Materielle hat der Bund vielleicht 
das Seinige gethan, aber die politiichen Ideen, der allgemeine Fortichritt, darin 
ift gar nichts geichehen, und da müſſen eben auch die einzelnen Staaten etwas 
von ihren Nechten abgeben, es muß die Verfaffung des Bundes in dieſer Be— 
ziehung abgeändert werden. Nun, meine Herren, die Frage nach dem Fortſchritt, 
das ift etwas jehr Zweifelhaftes, je nachdem man das Wort verjteht. Ih muß 
fagen, ich halte es in den Intereſſen, die wir Alle hier vertreten, doch für einen 
bedeutenden Fortichritt, der jeit dem Anfange des Bundes wirklich ſchon gemacht 
worden ift: bliden Sie doch um fich in diefem Saale, wo Sie die Vertreter der 
verichiedensten Parteien des Landes jehen, auc der extremſten auf beiden Seiten, 
jehen Sie hier jo viele Männer vereinigt aus den einzelnen Staaten, die noch 
vor wenigen Jahren zum Theil ſtündlich mit Mißtrauen einander gegenüber 
geftanden haben, jehen Sie fie friedlich ihre Meinungen austaufchen felbit über 
fo ſchwierige und tief in die Verhältniffe einichneidende Anträge, wie der vor— 
liegende ilt. Halten Sie das nicht für einen Fortſchritt? 

Iſt da das Nationalgefühl nicht bereits ſehr weit, und zwar in einer 
Weiſe fortgeichritten, wie wir ed nur wünſchen können? Und nun möchte ich 
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zum Schluß den Herren nur noch ins fagen: ein weit größerer Fortichritt 
würde bevorjtehen, wenn Sie ed, meine Herren, über fich gewinnen fönnten, 
iolhe Anträge künftig nicht wieder zu ftelfen, wenn Sie e& über ſich gewinnen 
fönnten, nicht ewig an der Verfaflung zu rütteln, nicht ewig den Ginzelftaaten, 
die gern fich am Bunde betheiligen und daran mitwirken, das Bild vorzuhalten, 
wie unficher die ganzen Verhältniſſe find, indem die Majorität diefer Verſamm— 
lung im Stande fein möchte, die ganzen WVerhältniffe umzufehren. Meine Herren, 
damit werden Sie nicht® erreichen, damit werden Sie Niemandem den Aufenthalt 
in biefem Haufe angenehmer machen und feinen Fremden einladen, in dieſes Haus 
zu ziehen. Damit werden Sie nur das Gegentheil von dem erreihen, was Sie 
wollen; Sie werden nicht Ihre Ideen ausführen, Sie werden die Idee bes 
Bundes ichädigen. Auf dieſe Weiſe geht es nicht. 

Sten. Ber. 15.401. Bundesfanzler Graf von Bismard-Schönhaufen: 
Der Herr Vorredner und mehrere vor ihm haben eine Anzahl von Uebelſtänden 
geichildert, welche unferem jegigen politiichen Leben ankleben, und welde ja von 
Anderen, als von den Nednern, auch wohl noch empfunden Werden; nur ben 
Zuſammenhang ſehe ich nicht, wie alle dieſe Uebelſtände, unter welche auch die 
Stodung der Geſetzgebung zuleßt noch gerechnet wurde, dadurch befeitigt werben 
iolfen, daß man dem vielfachen Räderwerk, welches unfere Maſchine bewegt, nod) 
ein fünftes Nad am Wagen hinzufügt, in Geftalt eines verantwortlichen kolle— 
gialtihen Bundesminifteriums, mit welchem der Kanzler über jeden Schritt, den 
er thut, ſich zu einigen hätte. 

Ich habe, als ich Dielen Antrag zuerit geleien, einige Schwierigfeiten 
empfunden, mir ein Bild von feiner Tragweite zu machen. Der erfte Eindrud, 
den ih davon hatte, war der eines ganz entichiedenen Miktrauenspotums gegen 
ſämmtliche Organe des Norddeutihen Bundes — mit alleiniger Ausnahme des 
Neihstages ; wenn ich die Unterichriften aber lad, jo war e3 mir bei manchem 
Namen doc Schwer, zu glauben, daß dieſes Mißtrauen, fei es mir gegenüber, 
ſei e$ dem Prälidium, ſei es dem Bundesrath gegenüber, alle die Herren Unter: 
zeihner bejeelt haben Sollte. Ich fand Viele darunter, mit denen ich mir bewußt 
geweien bin, in volfer Webereinitimmung an dem Werfe der Verfaſſung gearbeitet 
zu haben, Viele, deren Vertrauen nicht nur perjönlich, fondern auch als Träger 
einer der bundeöverfalfungsmäßigen Inftitutionen, de3 Bundeskanzleramtes, zn 
befigen ich mir jchmeichelte. Auf der anderen Seite wiederum fonnte ich mir 
doh nicht denfen, daß ein Antrag, ber in vier Zeilen, ohne alle Motive, jo 
weientlihe und tiefgreifende Weränderungen des Bundes erftrebte, aus etwas 
Anderen hervorgegangen jein fünnte, als aus einem ftarfen Gefühle der Unzu— 
friedenheit mit dem, was befteht, dem Gefühle der Unzufriedenheit mit den bis— 
herigen Leiftungen, welche die vor zwei Jahren vereinbarten Inftitutionen ges 
ihaffen haben, namentlih aus dem Gefühle der Unzufriedenheit auc mit der 
Thätigfeit des Bundeskanzler, weil ich ſonſt wohl hätte vorausiegen dürfen, 
daß unter den 102 Ilnterzeichnern doch vielleicht Einer fich gefunden hätte, der 
mid) der Ehre werth gehalten hätte, meine Anficht in der Sache zu erforichen, 
da es fih um die theilweiie Vernichtung eines Werfes handelte, an deilen Her: 
ftellung ih mit jo vielen diefer Herren gemeinschaftlich gearbeitet hatte, und ba 
ih von vielen der Herren glaubte, mich ihres periönlichen Vertrauens erfreuen 
zu dürfen. Der Tert des Antrages, der ja für jo einleuchtend gehalten worden 
it, für ein jo natürliches Ergebniß der allgemeinen Stimmung, daß ihm eine 


Motivirung gar nicht beigefügt worden ift — der Tert des Antrages brachte 
mih doch immer wieder auf das Gefühl des Mihtrauens, der Unzufriedenheit, 
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welches die Antragſteller beſeelte, zurück, und auch ſelbſt die heutigen Vertraueus— 
voten, die ich von der Tribüne gehört habe, haben mich kalt gelaſſen, da ich ſie 
mit der Tendenz des Antrages nicht zu vereinbaren vermag. Aus dem Antrage 
tönt immer wieder das furze und emergiiche Votum (welches ich als ein Ber: 
trauensvotum doc nicht charakterifiren fonnte) eines unjerer Mitarbeiter, des 
damaligen Abgeordneten für Hagen, hervor: Fort mit diefem Minifterium! Fort 
mit diefem Kanzler! — nicht mit mir als Fleiſch und Bein, ich will es jo nicht 
auffallen, aber als AInftitution. Diefe Tendenz des Antraged vermag feine Ber: 
fiherung,, die mir gegeben werben könnte, wegzuwaſchen. 

Sch war zweifelhaft, wie weit die politiiche Bedeutung des Antrages jid) 
erftreden jollte; ich hätte deihalb gern geiehen, wenn die Herren Antragiteller 
die Mühe, diefen Antrag in ein Gejeß zu formuliren, wicht dem Bundeskanzler 
überlaffen, fondern ſelbſt die Verfaffungsänderungen gefennzeichnet und gelagt 
hätten: wir beantragen, daß die VBerfaffung dahin abgeändert werde, daß Artikel 
jo und jo fünftig fo und fo laute, daß der Mrtifel, welcher die Verantwort— 
lichkeit des Bundestanzlers beitimmt, aufgehoben werde. Eine jolche Formulirung 
würde bon Haufe aus einen flareren Einblid in die Tendenz des Antrages ge 
währt haben, und es würde dann, wenn auch vielleicht eine Minderzahl von 
Unterichriften auf diefe Weiſe erreicht worden wäre, dem Antrage an Sid) das 
Verdienſt der Klarheit doch nicht abzuiprechen jein. Ich habe ausdrücklich ge 
wartet, bis die Herren Antragsteller und einige andere Herren geiprochen hatten, 
um mir darüber flar zu werden, bis wie weit die politische Tendenz geht. Es 
ift dies aud mad den Nebnern, die wir heute gehört haben, außerordentlich 
ihwierig zu erfennen, und jelbit wenn das Publikum die Neben der Herren 
Antragiteller, die heute geſprochen haben, Lieft, jo glaube ich, daß jelbit Kenner 
der Bundedverfailung nicht mit voller Sicherheit jagen fünnen, was die Herren 
wollen und wie weit fie gehen. Der erite Nedner, der Abgeordnete Tiveiten, hat 
die MWichtigfeit des Antrages äußerlich im Vergleich mit feinem Nachredner, dem 
Grafen Münſter, erheblich abzuſchwächen geſucht, ich glaube aber doch, daß fie 
in ihrer Auffaffung auf dasselbe hinausfommen. Der Abgeorduete Tweiten hat 
die Umerträglichfeit des jegigen Zuftandes in beſonders ftarfen Farben geichildert 
und deßhalb meine ich, daß er den Charakter des Mißtrauensvotums gegen den 
gegenwärtigen Zuftand durchaus aufrecht erhalten hat. Er ſprach von einen 
Chaos, in dem wir lebten, von chaotiichen Zuftänden, deren üble Folgen, wie er 
anzunehmen jchien, mit Mühe niedergehalten würden, durch eine Diktatur, in der 
wir lebten. Der glüdliche Träger dieler Diktatur jcheine ich zu fein. Ach habe 
mich über den Vorwurf, der darin Liegen könnte, ſchon etwas beruhigt durd) 
eine Meußerung ded Herrn don Unruh, der mir empfahl, die Parlamente, weldıe 
der Diktatur nicht folgten, nicht als Solche zu beurtheilen, die nicht mit mir 
denjelben Zweden folgten. Ich bin weit entfernt davon, ich) gebe das zurüd. 
Beurteilen Sie den Bundeskanzler, der nicht mit Ihnen einverftanden ift, nicht 
al3 das Gegentheil wollend von dem, was Sie wollen, jondern er will es nur 
auf einem anderen Wege, und wenn ich aufhören wollte, gegen Ihren Wider: 
ſpruch in irgend einer Weile ermitlih zu reagiren, jo müßten Sie daraus 
ſchließen, daß er mir gleichgiltig wäre, und ich glaube, Sie follten es günitig 
aufnehmen, weın er das niemals ift. 

Zur Beleitigung dieles Chaos, zur Abſchaffung der Diktatur hat and) der 
Abgeordnete Tiweiten, jo jehr er den Stachel des Antrages zu verhüllen fuchte, 
fein andere® Mittel als verantwortliche Minifterien. Verantwortlich blos für 
dasjenige, wofür der Bundeskanzler bisher verantwortlich ift, für die Hands 
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lungen des Präſidiums: das würde jchwerlich ausreichen. Der Abgeordnete von 
Blandenburg hat ſchon auseinandergejekt, daß es fih dod wohl um die Ver: 
antwortlichkeit für die Geichäfte des Bundesrathes handelt, indem ſonſt eine nur 
ihmale Bafis für die Stellung de3 verantwortlichen Bundesminiſteriums übrig 
bleibt; ein weiteres Gebiet, auf dem dieſe Verantwortlichkeit praftiich geiibt werden 
fann, wäre nur durch Einſchränkung des Gebiete des Bundesraths herzuftellen. 
Bisher wird die Stelle ſolcher Bundesntinifter nicht, wie man fälſchlich gewöhn— 
ih aunimmt, vom Bundeskanzler veriehen, fondern von den Ausſchüſſen des 
Bundesraths. Unſer Finanzminifter ift der Finanzausihuß des Bundesraths; 
nach Anleitung dieſes Ausſchuſſes übt der Bundesrath die Kontrole über Die 
finanzielle Gebahrung und übt fie, wie ich glaube, mit voller Sicherheit. Wenn 
der Antrag in feiner Faſſung glauben laſſen könnte, daß geordnete Zuftände der 
Verwaltung jest nicht beitehen (e3 heißt in dem Antrage: „den Bundeskanzler 
aufzufordern, eine geordnete Auffiht und PBerwaltung auf geleßlihen Wege 
herbeizuführen“), jo möchte ich die Herren einladen, ſich durch Reviſion aller 
Kaſſen, Bücher, Bureaur davon zu überzeugen, und Sie würden die Gewißheit 
erlangen, dab Sie in dem geordnetiten Zuftande von der Welt leben, in einem 
Zuftande, nicht blos fontrolirt durch die Preußiiche Ober-Rechenfammer, jondern 
fontrolirt dur die Vertreter ſämmtlicher 21 Regierungen, die außer Preußen 
den Bund bilden, und durch fehr wohl berathene Vertreter. Im gleicher Weile 
wird die friegäminifterielle Thätigkeit durch den Militärausihuß des Bundesraths 
geübt, an deſſen Spige fid) der Preußiſche Kriegsminifter befindet, und der feine 
bundesfriegsminifteriellen Verfügungen, abgejehen von den Preußiichen, nicht in der 
Gigenichaft des Kriegsminiſters, fondern in der Gigenichaft des Vorfigenden diejes 
Ausſchuſſes zeichnet und an die Bundesgenoffen abgehen läßt. Sp haben wir 
unfern Nehnungsausihuß, unfern Handelsausſchuß. Alle diefe Organe, Die 
dadurch) hergeitellt worden find, daß den Negierungen eine ihrer Souveränetät 
und ihren vertragsmäßigen Nechten entiprechende Stellung und Mitwirkung im 
Bundesrathe angewieien ift, würden nad) dieſem Antrage bei feiner Durchführung 
überflüffig werden, ebenjo überflüflig würde das ganze Bundesfanzler - Amt 
werden, was einem follegialiichen Mlinifterium doc nicht untergeben gedadıt 
werden könnte; ich entnehme aus dem Antrage, Sie wollen dasjelbe in jeine 
einzelnen Beitandtheile zerlegen und diefe einzelnen Bureaur zu mit dem Stanzler 
gleihberechtigten Meinifterien mahen. Ich fomme auf diefe Frage und meine 
Stellung dazu nachher ; einftweilen möchte ich doch nur gegen das allgemeine 
Mißtrauensvotum, welches im Antrage liegt, die Bundesregierungen in Schuß 
nehmen ; nicht blos vom vertragsmäßigen Standpunkte, obwohl auch der geltend 
gemacht zu werden verdient, indem die Bundesverfaſſung in ihrer eriten Baſis 
auf Staatöverträgen beruht, von deren Geiſt man geglaubt hat, daß fie durch— 
drungen bleiben würde. Nun ift zwar diefer Antrag (und felbft wenn er noch 
weiter ginge) ein formell verfaffungsmäßiger, das beftreite ich ihm nicht; es 
würde auch ein formal verfaflungsmäßiger Antrag fein, wenn beiipielaweile im 
Amerikanischen Kongreß der Antrag geftellt würde, den Senat abzufchaffen, die 
einzelnen Staaten in ihrer Stellung zur Union zu beſchränken und den Prä— 
fidenten zum erblihen Monarchen zu erklären; es würde auch ein verfaſſungs— 
mäßiger Antrag fein, wenn im Preußiſchen Landtage der umgekehrte Antrag auf 
verfaffungsmäßige Abihaffung der erblihen Monarchie, Aenderung der Ber: 
faſſung nach diefer Nichtung, geftellt würde ; nichtödeftoweniger würden beide 
Anträge in den Verfammlungen, in denen fie geitellt würden, ein gewiſſes Bes 
fremden der Betheiligten erregen, und man würde fie mit dem Geijte der Vers 


338 Reichskanzler, Neihsminifterien, „Reichsregierung“. 


faſſung wohl ſchwerlich verträglich finden. Ich will dieſen Antrag nicht auf 
gleiche Linie ſtellen; er geht nicht ſo weit, ich führe nur die Analogie an, wie 
weit man auf dieſem verfaſſungsmäßigen Wege kommen kann — vielleicht ja auch 
kommt, denn Alles iſt proviſoriſch in der Welt. Die Frage drängt ſich mir nur 
auf: wodurch haben die Bundesregierungen dieſes Todesurtheil für ihre berechtigte, 
vertragsmäßige Mitwirkung im Bunde verdient? Haben ſie etwa ihre Stellung 
partikulariſtiſch gemißbraucht? Haben ſie ſich der Mitwirkung entzogen? Haben 
fie einen unberechtigten Widerſpruch hartnädig geübt? — Haben fie nicht im 
Segentheil fi mit voller Hingebung, mit patriotifcher Hingebung an dem gemein: 
ſamen Werfe betheiligt? Sollen fie dafür gejtraft werden, indem man ihnen die 
Beredhtigung, die fie zwei Jahre hindurd zum Vortheil des Bundes und alle 
Anerkennung verdienend geübt haben, nunmehr fchmälert und entzieht ?! — 
Meine Herren, dazu verlangen Sie nicht, daß id als Bundeskanzler jemals die 
Hand biete! Sie find gewiß eiferfüchtig auf ihre verfaffungsmäßigen Rechte, 
und ein ähnlicher Antrag auf Schmälerung der Rechte des Reichstages, wie fie 
bier in Bezug auf die Rechte des Bundesrathes beablihtigt wird, würde einen 
Sturm der Entrüftung erregen, gegen die die jchüchterne Abwehr der Mitglieder 
des Bundesrathed gar feinen Vergleich aushalten würde. Seien Sie gegen die 
Rechte Anderer, die mit Ihnen zu wirken berufen find, ebenio gewiflenhaft: 
gegen die Rechte des Bundesrathed, gegen die Rechte des Präfidiums und jeines 
Kanzler! Das allgemeine Mißtrauen, welches dieſen Antrag durchweht, beichräntt 
fih nicht auf Norbdeutichland, es iſt mit einer ganz ſcharfen Spige gegen bie 
ſüddeutſchen Regierungen gerichtet; es bedeutet nah Süddeutichland Hin jo viel, 
al3 wenn man jagen wollte: auf Euch rechnen wir fo wie jo nicht mehr, mir 
ichließen unfer norddeutſches Staatsweſen ab, ohne weiter auf Euren Beitritt zu 
warten. Denn es kann dody Niemandem entgehen, wie entgegengefeßt die Ström: 
ungen im Süden und im Norden fließen: der Süden iſt vermöge feiner Stan: 
deseigenthümlichkeiten, vermöge jeiner Stellung in der früheren Reichsverfaſſung 
dur und durch partifulariftiih und fonjervativ, wir find ihm micht nur zu 
liberal, wir find ihm zu national, alfo im Ganzen zu nationalzliberal. Unter: 
fuhen Sie die Eigenthümlichkeiten der Süddeutihen: als Bayer, ald Württem— 
berger, als Schwabe, als Bajuvare, als Franke will er fich fonierviren, das ſteht 
an der Spige aller jüddeutichen KHundgebungen. Der norddeutihe Bund ift ihm 
ſchon viel zu eng geeinigt; einem viel loderen Verbande, der die beredhtigten und 
unberechtigten Cigenthümlichleiten in jehr viel höherem Maaße ſchonte, würde er 
ſich vielleicht entichließen fünnen, näher zu treten. Das miffen Sie Alle — und 
jchlagen ihnen nun die Thür vor der Nafe zu. Der Antrag ift eine zweifelloſe 
Vertiefung des Maind, ald Grenze, das ift gar feine Frage: mit der Annahıne 
dieied Antrages wäre an den Beitritt der ſüddeutſchen Regierungen nicht mehr 
zu denfen. Daß wir auf eine jelbftthätige Vermittlung und Betheiligung des 
füddentichen Volkes rechnen, — ja, meine Herren, dazu gehörten Deutiche, To, 
wie man 1848 fie fid an die Wand gemalt dachte, wenn man der liberalen 
Partei angehörte, aber nicht fo, wie fie wirflidy find. Der Süddeutſche madıt 
feine VBolfsbewegung und übt feinen nationalen Drud auf feine eigene Negierung, 
auf feine eigene Dynaftie — mit der Gefahr von Haut und Knochen, er könnte 
dabei zu Schaden fommen. Wenn er da fteht, wo das Gejek ihn hinftellt, dann 
ift er gleichgiltig gegen die Gefahr, dann jchlägt er ſich als braver Soldat; 
muß er fich aber jagen, daß er fi die Knochen auf eigene perjönliche Ber: 
antwortung zerichießen läßt, da befinnt fi) der Deutſche jehr lange, ehe er 
das thut. 
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Meine Herren! Nach meinem Gefühle ichärfen Sie diefen Gegenſatz ber 
Strömungen in Sübdeutjchland und Norddeutichland. In Süddeutſchland ift der 
Einheitädrang To Ihwah, daß die Leute, die offen um die Hilfe des Auslands 
bublen, um dasjenige an Einheit, was wir erworben haben, wieder zu zer— 
ichlagen, — daß diejenigen Leute, die den augenblidlihen Zug des Friedens, 
der durch die Welt geht, höchlich bedauern, weil dadurch der Moment hinaus: 
geihoben wird, fremde fiegreihe Bajonnette mit dem Blut ihrer norddeutichen 
Brüder gefärbt zu jehen, — daß dieſe Leyte nicht etwa mit der fittlihen Ent— 
rüftung ihrer Landsleute bedroht, nicht ald Landesverräther offen gekennzeichnet 
und gebrandmarft werden, jondern daß man ſich um ihre Unterftügung bei den 
Wahlen bewirbt, daß man mit ihnen fapitulirt, daB fie geachtet neben ihren 
Mitbürgern figuriren. Den Norddeutichen geht die unifizirende Thätigkeit des 
Bundes zu langjam; was man in Süddeutichland als übertriebene Beichleunigung, 
ald NRaichmacherarbeit betrachtet, heißt hier Stagnation. Und dieſen Gegenjag zu 
vermitteln, Süddeutichland nicht aus den Augen zu verlieren, den Gang Nord: 
deutichlands zu beichleunigen, dabei aber Fühlung zu behalten mit ſämmtlichen 
Yundesfürften, mit dem Bundesrath, mit dem Bundespräfibium und vor Allem 
mit diefem Reichstag: — das ift die Aufgabe, die Sie dem Bundeskanzler ftellen, 
er möge fie im Wege der Gejeggebung löſen. Um ihm nun diefe Aufgabe zu 
erleihtern, — wenn Sie ihn zum wirklichen Diktator ernennten, jo fünnte man 
an einen Jolchen erhebliche Ansprüche ftellen, aber um ihm die Aufgabe zu er: 
leihtern, wollen Sie ihm Hände und Füße binden und ihn durch ein Kollegium 
an dad Gängelband nehmen laffen. Es foll eine ftarke, gewandte, freibewegliche 
Regierung fein, aber fie folf bei Allem, was fie thut, von vier oder fünf mit 
ihm gleichberedhtigten Kollegen, durch deren Ernennung Sie alle Schäben ber 
Welt geheilt glauben, die Zuftimmung einholen. Meine Herren! Wer einmal 
Minifter gewejen iſt, und an der Spite eines Miniſteriums geitanden hat, und 
gezwungen geweien iſt, auf eigene Verantwortung Entichließungen zu finden, 
ihredt zulegt vor diejer Verantwortung nicht mehr zurüd, aber er fchredt zurüd 
vor der Nothwendigfeit, fieben Leute zu überzeugen, daß dasjenige, was er will, 
wirflic das Richtige ift. Das ift eine ganz andere Arbeit, als einen Staat zu 
regieren. Alle Mitglieder eines Miniſteriums haben ihre ehrliche, feite Ueber— 
zeugung, und je ehrlicher und tüchtiger fie im ihrer Thätigfeit find, um fo 
jchwerer werden fie fich fügen. Jeder ift umgeben von einer Neihe Itreitbarer 
Räthe, die auch jeder ihre Ueberzeugung haben, und ein Minifter- Präfident muß, 
wenn er Zeit dazu hat — und idy würde mich dem auch nicht entziehen, — den 
einzelnen Rath, der in einer Sache dad Ohr feines Chefs hat, zu überzeugen 
verjuchen. Ginen Menjchen zu überzeugen ift an und für fich ſehr jchwierig, 
man überredet Manchen, man gewinnt ihn, vielleicht durch den äußerſten Auf: 
wand derjenigen perjönfichen Liebenswürdigfeit, die man etwa befigen mag, und 
man hat dieſe Anftrengungen fieben Mal oder öfter zu wiederholen. Ich halte 
on und für fih — und darin umnterjcheide ich mic von denen, die bisher heute 
ſprachen, und bin feſt überzeugt aus meiner eigenen Erfahrung für mein lrtheil 
einjtehen zu können — eine follegialiihe Minifter-Verfaffung für einen ſtaats— 
rehtlihen Mißgriff und Fehler, von dem jeder Staat jobald als möglid) 
loszukommen ſuchen follte, — und ih bin ſoweit entfernt, die Hand dazu 
zu bieten, daß Diele fehlerhafte Einrichtung auf den Bund übertragen werde, 
daß ich vielmehr glaube, Preußen würde einen immensen Fortichritt machen, 
wenn es den Bundesſatz acceptirte und nur einen einzigen verantwortlichen 
Minifter Hätte. 
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Worin beſteht denn dieſe Verantwortlichkeit, meine Herren? Es iſt hier 
geſagt worden, fie ſolle geſchaffen werden durch Kollegien; ich ſage, fie ver: 
ſchwindet mit Einführung des Kollegiums, ſie iſt vorhanden für den Einzelnen, 
der muß mit ſeiner Perſon für etwaige Mißgriffe einſtehen; aber als Mitglied 
des Kollegiums jagt er: wie können Sie willen, ob ich nicht überftimmt bin, 
und? — er braudt nicht einmal überftinmt zu fein — ob die Schwierigkeiten, 
die Friftionen, die ih auf meinem Wege gefunden habe, nicht unüberwindlid 
waren, ob nicht Geſetze fieben Jahre. lang deßhalb in Rückſtand geblieben find, 
weil fieben ehrliche Lente fich nicht darüber haben verftändigen fönnen, wie ber 
Tert Tauten ſoll. Es entitehet in jedem Stollegium, wenn eine Sache zu Ende 
fommen foll, mitunter gewifjermaßen die Nothwendigfeit, zulegt Kopf oder Schrift 
darüber zu Äpielen, wie es fein ſoll, fo nothiwendig ift eine Entſcheidung, To 
nothwendig ift e3, daß Einer da ift — es braucht gar nicht der flügfte zu fein — 
der ichließlich jagt: fo Toll e3 fein, und damit hat der Streit ein Ende, damit 
es zu etwas fommt. Je tüchtiger die einzelnen Charaktere find, um jo ſchwie— 
tiger ift natürlich die Ginigung unter ihnen: zwei harte Steine mahlen ichlecht, 
das iſt ein befanntes Sprichwort, aber acht harte Steine noch viel ſchwerer. 

Ih glaube, der ganze Antrag hat bei vielen jeiner Unterzeichner feinen 
Urfprung in dem Mißverftändniffe von der Stellung des Bundeskanzlers über: 
haupt. Die Herren nehmen den Bundeskanzler für einen Bundesminifter. Der 
Bundeskanzler iſt nur Präfidialbeamter ; ich glaube es ift der Artifel 17 oder 18, 
wo jeine Befugniffe und Berechtigungen definirt find; er hat die Verantwortung 
für alle Handlungen bes Präfidiums. Seine Mitwirkung bei der Legislative iſt, 
wie Schon früher bemerkt und durch ftaatsrechtliche Zeugniſſe belegt worden ift, 
gleih Null. In der Legislative wirfe ich nur als preußiicher Bevollmächtigter 
zum Bundesrathe mit und führe dort die preußiichen Stimmen; das könnte 
aber ebenjogut in der Hand eines Anderen liegen, ald in der Hand des Bundes: 
fanzlerd ; e8 wäre das vielleicht zweckmäßiger, um die Stellung des Bundes 
fanzler® reiner abzugrenzen. Diele preußifchen Stimmen werden unter Berant- 
wortung des preußiichen Minifteriums abgegeben. Die Inftruttion des preuß— 
iichen Bevollmächtigten wird beichloffen in dem preußiſchen Minifteriun, ebenio 
wie die des ſächſiſchen Bevollmächtigten im ſächſiſchen Minifterium; letztere geht 
aus von Seiner Majeftät dem Könige von Sachſen, und die meinige in letter 
Inſtanz nit von dem Präfidium des Bundes, fondern von Seiner Majeftät dem 
Könige von Preußen. Die fchmale Bafis der Verantwortlichkeit für die Hands 
lungen des Präſidiums foll ic, wenn ich mir den Antrag im Sinne des Herrn 
Tweſten, im unfchuldigeren und geichäftlicheren Sinne, wobei der Bundesrath das 
Seinige behielte, auslege, — die foll ich theilen mit jo und jo vielen Miniftern, 
und zwar zunächſt aus dem Grunde — den ich vollfommen anerfenne: daß ich 
nicht Alles verftehe, wa3 unter meiner Verantwortung vorgeht. Meine Herren, 
fommen toir nicht Alle mehr oder weniger in dieſe Lage, namentlicd die Herren 
Abgeordneten? müſſen Sie fich nicht über den ganzen Bereich aller Ministerien 
und der ganzen preußiſchen Verwaltung ein Urtheil bilden, weldes gewöhnlid) 
mit einer größeren Schnelligkeit und Sicherheit abzugeben tft als dasjenige eines 
Miniſteriums? Sind Sie nicht bei dem Budget, bei der forgfältigen Repifion 
nnd Erwägung des Gewerbegeieges, bei der Prüfung aller Ausgaben und Gelege 
genöthigt, eigentlich Alles zu miflen ? 

Nun, meine Herren, ich will gar nicht darauf Rüdficht nehmen, daß ich jeit 
fieben Jahren an der Spige einer großen Staatöverwaltung stehe und daß ich 
da allerding& Manches aus der Hebung lernte, was ich früher nicht wußte, und 
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daß ich da jedenfall$ geziwungen bin, ein Urtheil über alle Vorkommniſſe jedes 
einzelnen Reſſorts mir zu bilden — Sondern ich will nur darauf Bezug nehmen, 
daß ih den Vorzug habe, jeit 22 Jahren Mitglied aller preußiichen Landes— 
vertretungen geweſen zu fein und darin nach Maßgabe meiner natürlichen Fähig— 
keiten und Anlagen jo viel gelernt habe, wie Abgeordnete im Allgemeinen lernen, 
wenn fie über alle Dinge ein Urtheil mit verantwortlicher Sicherheit abgeben. 
Diefed und dann die Wahrnehmung muß ich hervorheben, daß auch meine preuß— 
iihen Kollegen, wie das ſchon der Abgeordnete von Blandenburg bemerkt hat, 
außer Stande find, Alles zu beurtheilen, was in ihren engeren Reſſorts, wo ja 
die Berantwortlichkeit eine ſchärfer gedachte ift, vorgeht. Wie faun von dem 
Finanzminiſter verlangt werden, daß er Forftmann jei, daß er Domainen und 
Sandwirthichaft unter fich verwalte (dad könnte man weit eher von dem lands 
wirthihaftlichen Minifter verlangen); wie ſoll der Handeläminifter alle techniichen 
Detail3 feiner riefenhaften Verwaltung jo genau fennen, dab er die Richtigkeit 
jedes Urtheils und jeder Handlung, die unter feiner Verantwortung vorgeht, ver= 
bürgen fönnte? Da hilft nichts als Vertrauen auf diejenigen Perſonen, die das 
Einzelne veritehen und für deren Handlungen und deren Anftellung der Minifter 
veranttoortlich bleibt. Ich glaube kaum, daß es überhaupt einen Minifter in 
größeren Staaten gibt, der im Stande ift, die Hälfte, ein Viertel von dem zu 
leſen, was er zu unterfchreiben gejeglich genöthigt ift; ich würde den für einen 
beneidenswerth geichäftälofen Stollegen halten, der ein Viertel von dem lejen 
fönnte, was er zu unterjchreiben hat. 

Grleichtern würden Sie mir das Geſchäft durd ein Kollegium nicht, und 
Sie haben in mir feinen Bundeskanzler, der einen Kollegen acceptirt. Ich Ttüge 
mih auf mein verfallungsmäßiges Neht. Wie das Bundeöfanzler-Amt aus» 
geftattet ift, To habe ich e8 übernommen, — ein Kollege würde an demſelben Tage, 
wo er es wird, mein Nachfolger„ werden müſſen. Ach hoffe, Sie thun mir die 
Ehre an, zu glauben, daß ich eben jo ſehr nad Konfolidation der deutichen Ber: 
hältniffe ftrebe wie Sie. Ich habe Gelegenheit gehabt, ſeit langen Jahren zu 
bethätigen, daß mein Streben nad diefer Richtung hin aufrichtig und ehrlich ift. 
Es fann fein, daß Sie die deutiche Bewegung in der Art, wie fie zu behandeln 
ift, richtiger und fachveritändiger beurtheilen als ich, ich kann aber nur nad) 
meinen eigenen Urtheil gehen, und das berubt auf der Ueberzeugung, daß dieſer 
Antrag für Die Entwidelung der deutichen Bewegung ein nachtheiliger iſt, daß 
ih jchon, wenn er mit großer Majorität Annahme findet, das Gefühl des Miß— 
trauens, der Nechtöunficherheit bedauern würde, welches fich dadurch unter den 
verfaffungsmäßig berechtigten Faktoren in Dentichland verbreiten würde, und daß 
es mir am allerliebften geiwejen wäre, er wäre gar nicht geitellt worden und ich 
wäre nicht in die unbehagliche Nothwendigfeit veriegt worden, mich darüber zu 
äußern und ihm in einer Weiſe entgegenzutreten, die vielleicht meine Stellung bei 
Leuten, welche die Dinge weniger kennen wie wir Alle, in ein faliches Licht fette, 
als wäre ich irgend ein Partifularift und als wollte ich den Bund zu irgend 
welchen Nebenzweden als allein zu denen der volliten breiteiten Entwidelung 
deuticher Wohlfahrt und Macht benugen. St denn überhaupt der Unitarismus 
die nützlichſte und bejte politiiche Geſtaltung? Iſt er es namentlich für Deutich- 
land? Iſt er Hiftorifch in Deutichland? Daß er es nicht ift, beweilen ja gerade 
die partifulariftiihen Bildungen, die Deutichland nad allen Richtungen hin — 
nicht blos räumlich — durchjegen. Sie haben nicht blos einen Dorfpatriotismus 
und einen Stadtpatriotiämus, von einer Ausbildung twie ihn Nomanen und Slaven 
gar nicht kennen, Sie haben einen Fraftionspatriotismus, Sie haben "einen 
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Reſſortpatriotismus, der Alles außerhalb des eigenen Reſſorts als Ausland be— 
trachtet, dem man jeden Schaden zufügen kann, wenn das eigene Reſſort Vortheil 
dabei hat, der natürlich nicht in den höchſten Spitzen der Miniſterien vertreten iſt, 
denn die Miniſter ſind Staatsminiſter; aber ein Poſtbeamter, der nicht auf der 
Höhe ſteht, von wo ihm ein ſtaatliches Urtheil geziemt, der wird alles Andere 
wie Feindesland betrachten, was nicht poftaliihen Intereffen dient, und er wird 
jeden Gewinn, auch jelbft mit Schaden für die anderen Departements, mit gutem 
Gewiflen nad Haus tragen. So etwas ift nur dem deutſchen Charakter möglich. 


Das hat auch dahin geführt, daß der Deutſche ſich nur in einem kleineren Gebiete 


vollftändig behaglich fühlt und daß man nicht wohl thut, ihm von jeinem häus- 
lihen Behagen mehr zu nehmen, als abjolut zum Zujammenhalten des Ganzen, 
als zur Wirkung nah Außen, erforderlih ift. Dieſer Partitularismus ift Die 
Bafis der Schwäche, aber auch nach einer Richtung hin die Baſis der Blüthe 
Deutichlands. Die kleinen Zentren haben ein Gemeingut von Bildung und Wohl- 
ftand in allen Theilen Deutichlands verbreitet, wie man e3 in centraliftiich orga= 
nilirten großen Ländern ſchwer findet. Die muß man bereift haben, civilifirte und 
unzivilifirte, um zu erfennen, wie dort die Provinzen gegen das allgemeine 
Zentrum um Jahrhunderte im Nüdftand bleiben. Die Fehler des Partikularis- 
mus, die Schwäche nah Außen, die Zerriffenheit im Innern, die Hemmiftride für 
die Entwidelung von Handel und Verkehr, die hat der Bund im Prinzip voll— 
ftändig durchſchnitten, und fie vollftändig zu befeitigen ift feine Aufgabe. Laſſen 
Sie ihm Zeit dazu. Er ift noch jung, er wird ed zu Stande bringen und wir 
werden dabei einträchtig zujammenwirfen zu einem pofitiven und von der ganzen 
Nation, wenn es erreicht wird, dankend anerkannten Ziele. Betrachten Sie Die 
Staatenbildungen, welche eine große Entwidelung im Bergleich mit ihren phyſi— 
ſchen Kräften erreicht haben, ohne daß die innere Freiheit darunter gelitten hätte, 
— und ich denfe, auf dieſe legen Sie einen Wertbp — fo werden Sie finden, 
daß diefe Bildungen vorzugsweiſe auf dem germanifchen Boden der Geichichte 
wachen und daß fie mehr oder weniger, ich will nicht jagen föderaliftifcher, aber 
doc) decentralifirender Natur find. Ich führe Ihnen als erftes fchlagendes Bei— 
fpiel England an, wo der PBartikularismus fih nur im Schatten des Dorfes 
und der Grafichaft in einer Weife verbirgt, daß er für die geographiichen Linien 
der Karte nicht erfennbar wird. Aber England ift ein dezentralifirtes® Land, das 
in diefer Beziehung nachzuahmen wir in Preußen. lebhaft beitrebt find. Sehen 
Sie die große, reihe und mächtige Ericheinung der nordamerifanijchen Freiftaaten, 
ob man dort den Cinheitöftaat als das Palladium der Freiheit, ald die Baſis 
geiunder Ausbildung betradtet! Sehen Sie die Schweiz mit ihrer Stantonal- 
Verfaſſung! Sehen Sie ein Gebilde, welches, wenn ich mich nicht täufche, am 
meilten Analogie mit dem unjfrigen hat, die alte Verfaſſung der vereinigten 
Niederlande, der Generalitaaten, wo die Selbitjtändigfeit der Provinzen in jehr 
hohem Grade gewahrt war! Ich kenne fie nicht fo genau, um zu willen, ob 
der dortige Kanzler oder Großpenfionär verantwortliche Minifter neben fich hatte, 
oder ob ihm nur der Bundesfeldherr und Statthalter aus dem Haufe Oranien 
mit dem Kriegsſtaate zur Seite ftand. Ich glaube, e8 wird hier Jedem, der fid) 
dafür interejfirt, und der mehr Zeit hat als ich, lehrreich fein, dieſen Vergleich 
weiter durchzuführen und die bewundernäwerthen politiichen Leiftungen, die und 
die Geichichte von der Republik der vereinigten Niederlande erzählt, zufammenzus 
halten mit dem hohen Grade perjönlicher Freiheit, der unter dem Schuge dieſes 
Negimes gedieh. Die Zentralifation ift mehr oder weniger eine Gewaltthat und 
ift ohne einen — wenigftend am Geifte der Verfaffung ſich verfündigenden Bruch 
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faum durchzuführen, und ein folder Bruch, mag er aud in ber Form gebedt 
oder gerechtfertigt erjcheinen, hinterläßt Stellen, die innerlich bluten, und mie 
lange fie nachbluten, das weiß fein Menſch und fann feiner fontroliren; e& wird 
dann vielleicht auch dem Bundeskanzler überlafjen jein, im Wege der Gejeßgebung 
ſolche Schäden wieder auözubejlern. Ich glaube, man ſoll fi in den germanis 
ihen Staaten nicht fragen, wenn man es der Bevölkerung recht machen will: 
was kann gemeinfam fein, wie weit fanı der große Mund des Gemeinwejens 
hineinbeißen in den Apfel? — fondern man muß fich fragen, was muß abjolut 
gemeinlam fein? und dasjenige, was nicht gemeinfam zu fein braudt, das ſoll 
man der fpeziellen Entwidelung überlaffen. Damit dient man der Freiheit, damit 
dient man der Wohlfahrt. Ich erinnere an die Zeit, fie ift nicht lange ber, 
wo — es follte mich verwundern, wenn nicht Vertreter diefer Richtung in dieſem 
Saale ſäßen — als Bafis einer einheitlihen und freiheitlichen Geſtaltung Deutich- 
lands die Zerlegung Preußens in Kleinere Beftandtheile betrachtet wurde. Ic 
jehe ein Kopfihütteln, was ich auf einen Mangel an Studium der älteren Zeit: 
geihichte zurüdführe. 

Ich erinnere aber nur an die Beſtrebungen, denen wir augenblidlih in 
Preußen buldigen. Wir fuchen zu bezentralifiren, wir fuchen provinzielle und 
lokale Selbitftändigfeiten zu ſchaffen: warum follten wir denn hier im Bunde 
gerade das Gegentheil davon thun? hier, wo wir, ich will nicht Tagen pro= 
vinzielle, aber lokale Selbftitändigkeiten haben, und Selbftitändigfeiten, Die 
Deutichland zu großem Nuten geworden find. Wir haben von Sachſen beifpiels- 
weile Vieles Iernen können für unfere Verwaltung; wir haben ähnliche Er— 
fahrungen in Hannover gemacht, und ich freue mich dabei über einen Fortſchritt 
in Preußen, über den, daß der Fluch der „hohen Meinung, womit der Menich 
ſich ſelbſt betrügt“, bei unserer näheren Bekanntſchaft mit der Verwaltung ber 
tleineren Staaten allmählih von uns abgenommen wird, und ich hoffe, wir 
werben ihn mit der Zeit ganz verlieren. Aber das find Vortheile, die eben aus 
dem jelbititändigen Leben der fleinen Staaten hervorgehen, und uns um jo weniger 
berechtigen, dieſen ſelbſtſtändig gewachſenen Staatsweſen den ihnen verfaflungs: 
mäßig zugeficherten Einfluß auf die Allgemeinheit gegen das Recht und gegen 
unſer Intereſſe zu verfümmern. Sch gebe gern zu, dab die Bundesverfaflung 
eine fehr unvollfommene ift; fie ift nicht blo8 in der Eile zu Stande gefommen, 
fondern fie ift auch unter Verhältniffen zu Stande gefommen, in denen der Bau: 
grund ein fehr jchwieriger war wegen ber Unebenheiten des Terrains, aber ber 
doch abjolut benugt werden mußte. Wir können die Gejchichte der Vergangenheit 
weder ignoriren, noch fünnen wir, meine Herren, die Zukunft machen, und das 
ift ein Mißverftändniß, vor dem ich auch hier warnen möchte, daß wir uns 
nidt einbilden, wir können den Lauf der Zeit dadurch bejchleunigen, daß wir 
unjere lihren vorftellen. Mein Einfluß auf die Ereigniffe, die mid) getragen haben, 
wird zwar wejentlich überihägt, aber doch wird mir gewiß Keiner zumuthen, 
Geihichte zu mahen; das, meine Herren, könnte ich felbft in Gemeinſchaft mit 
Ihnen nicht, eine Gemeinjchaft, in der wir doc fo ftarf find, daß mir einer 
Welt in Waffen trogen könnten, aber die Geſchichte fünnen wir nicht machen, 
fondern nur abwarten, daß fie fich vollzieht. Wir können das Reifen der Früchte 
nicht dadurch beichleunigen, daß wir eine Lampe darunter halten, und wenn wir 
nad) unreifen Früchten jchlagen, fo werden wir nur ihr Wahsthum hindern und 
fie verderben. Ich möchte deßhalb Ihnen doc; mehr Geduld empfehlen, der Ent: 
widelung Deutichlands mehr Zeit zu laſſen. Daß gerade die Frucht, die Sie 
heute eritreben, Ihnen jemals reif in den Schooß falle, hoffe ich nicht, denn die 
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Geſchäfte des Landes würden viel ſchlechter gehen, wie ich glaube, ſobald Sie ein 
Kollegium an die Stelle der einheitlichen Spitze ſetzen. 

Sie haben vorhin auf den Mißſtand aufmerkſam gemacht, daß preußiſche 
Miniſter die Geſetze für den Bund entwerfen, und nachher nicht im Stande ſind, 
fie hier als Miniſter zu vertheidigen. Ich könnte darauf aufmerkſam machen, 
daß auch im preußiſchen Landtage die Geſetze ſehr häufig durch Kommiſſare der— 
ſelben Miniſter vertheidigt werden, die ſie gemacht haben, vielleicht auch durch 
dieſelben Kommiſſare, die dieſe Geſetze redigirt haben. Aber, meine Herren, iſt 
denn das ein Uebelſtand? Die Geſetze für den preußiſchen Landtag werden ja 
auch von preußiſchen Miniſtern gemacht, — werden ſie denn nun mit der preuß— 
iſchen kollegialen Miniſter-Einrichtung beſſer oder raſcher gefördert? Hat denn 
die preußiſche Geſetzgebung etwa einen uneinholbaren Vorſprung vor der des 
Bundes? Arbeitet ſie auch nur mit derſelben Schnelligkeit wie der Bund? 
Ich ſollte denken, dieſe Maſchine hier, an der wir ſitzen, hat zwei Jahre 
lang recht gut und recht förderlich gearbeitet — ſo gut, daß es Sie faſt ſchon 
langweilt, daß es ſo gut geht. Sie fühlen das Bedürfniß, die Uhr einmal 
aufzumachen, ein Rad herauszuholen und zu ſehen, ob es dann vielleicht nicht 
noch beſſer geht. 

Ich fürchte, ich habe ſchon zu lange Ihre Geduld ermüdet; ich bitte, nun 
noch eine Berjicherung von mir entgegennehmen zu wollen, daß jede perjönlidhe 
Empfindlichkeit über die Stellung des Antrages, gegen deſſen Unterzeichner oder 
gegen die Tend.nz des Antrages mir abjolut fremd ift, und daß, wenn ich mich 
über Einzelheiten des Antrages mit einer gewilfen Schärfe etwa ausgedrückt habe, 
die mehr eine üble Gewohnheit von mir ift, als ein Zeichen einer Erregtheit 
über die Tendenz des Antrages. Ich bin mir vollftändig bewußt, mit faft allen, 
vielleicht mit allen Antragftellern über das Ziel, das wir verfolgen, ganz einig 
zu fein; wir wollen Deutjchland diejenige Geftaltung geben — im Norden und 
im Süden, wenn wir können — in der ed am ftärfften und am einigften tft, 
und in der es die meiften Bedingungen feiner Wohlfahrt vereinigt. Ueber die 
Wege, die dazu führen, über die Mittel dazu fönnen wir fehr verichiedener 
Meinung fein. Bewahren wir uns aber das Bewußtſein, daß wir dieſem gemein— 
ſchaftlichen Ziele mit gleicher Treue und mit gleicher Hingebung hüben wie drüben 
zuftreben, und machen wir aus Meinungsverichiedenheiten über die zu ergreifenden 
Mittel und Wege feine perjönlichen Vorwürfe; verfallen wir nicht in den Fehler, 
bei jedem Andersmeinenden entweder an feinem Verſtändniß oder an feinem guten 
Willen zu zweifeln! 

Sten. Ber. IS. 408. Großherzoglih Sachſen-Weimariſcher Bundesbevollmäch- 
tigter Staatöminifter Freiherr von Watdorff: Ich darf annehmen, meine Herren, 
daß das Hohe Haus vielleicht auch gern die Anficht eines der Vertreter der Klein— 
ftaaten über die vorliegende Frage Hört, und habe deihalb um das Wort gebeten. 
Meine Herren, der Antrag ſelbſt ift, wie Ihnen bekannt, im Jahre 1867 hier 
und auch außerhalb des Haujes inmitten der damals vereinigten Bevollmächtigten 
der befreundeten Regierungen diskutirt und verneint worden. Darauf hin ift die 
Bundesverfaffung zu Stande gekommen, und ich verhehle nicht, es muß, wie 
auch Thon von Seiten des Negierungstifches ausgeſprochen ift, einen ſchmerzlichen 
Eindrud machen, wenn diefe hochwichtige Frage jest nach zwei Jahren ſchon 
wieder auf dad Tapet gebracht und dadurch die Stellung der einzelnen Staaten 
bedroht wird. Indeſſen ich laſſe das auf fich beruhen und ftelle mir die Frage, 
was hat die Veranlaflung zu dem Antrage jelbft gegeben, und wie weit ilt er 
gerechtfertigt auf dem Standpunkte von heute gegenüber dem vom Jahre 1867. 
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Meine Herren! Als wir im Jahre 1867 die Verfaffung hier vereinbarten, hat 
wahricheinlich Niemand in dem Hohen Haufe und Niemand außerhalb desjelben 
gemeint, es ſei ein deal zu Stande gefommen. Wir find Alle darüber einig 
geweſen, dab dieſe Verfaſſung einer fräftigen Entwidelung bebürftig, aber aud) 
fähig fei, und, meine Herren, ich habe in deutichenationalen Angelegenheiten in 
früheren Zeiten in Idealen gelebt und vielfach, ſoweit id) gekonnt habe, dieſe 
zu realifiren gefucht. Dem entſprach die Verfaffung nicht, und ich habe fie deß— 
halb doch mit großer Freude begrüßt, weil fie ein feſtes Fundament legte, auf 
dem wir weiter fortfommen fonnten. Die Frage, meine Herren, in welcher 
Rihtung wir zu bauen haben, die iſt freilich beſtimmt nirgends ausgeſprochen 
worden; aber ich jollte meinen, es dürfte Jedermann die Heberzeugung gehabt 
haben, e3 fönnte das nur auf dem Wege geichehen, daß wir im Sinne der 
vereinbarten Verfaſſung nun thätig wären. Ich glaube, es hat, wie mein 
jähfitcher Herr Kollege bereit3 hervorgehoben hat, bei einer Mehrzahl der Abs 
geordneten des damaligen Reichstag jedenfall auch die Weberzeugung vor— 
geihwebt, es müſſe zunähft — und das halte ich für eine der wicdtigiten Aufs 
gaben, die wir zur Gntwidelung unſeres Bundesverhältniffes nöthig Haben — 
3 müſſe zunächſt in den einzelnen Staaten das Nöthige geichehen, um auch fie 
zu einem wirklich lebensfräftigen und lebensfähigen Organismus des großen 
norddeutschen Bundesftaates zu machen. Meine Herren, in diefer Beziehung find 
die norddeutichen Staaten — ic) glaube aud) Preußen nicht ausnehmen zu 
dürfen — alle noch zurüd, und die Arbeit, die da zu machen ift, mag Icheinbar 
im nationalen Intereſſe nicht jo lohnend fein, wie es vielleicht zu wünſchen wäre, 
aber in der Wirklichkeit ift fie don der höchiten Bedeutung. Abgejehen davon 
aber, meine Herren, die eigentliche Thätigkeit des Bundes, der Bundesorgane, die 
wir jegt geichaffen haben, iſt — darüber ift ja gewiß nirgend ein Zweifel — 
im Laufe der legten zwei Jahre in einer Weiſe lebhaft geweſen, daß man jeden: 
fall den Vorwurf, fie hätten zu wenig gethan, ihnen nicht machen fann. Aber, 
meine Herren, die Geſetzgebung ift es nicht allein, mit der man es zu thun hat, 
3 muß auch die Durchführung der Gelege erfolgen, und dieſe iſt ganz natur— 
gemäß in dem Maaße noch nicht möglich geweien, wie es behufs eined guten 
Erfolges erforderlich ift. Meine Herren, täufchen wir uns nicht: ein jehr großer 
Theil der Gelege, die die Bundesgeleggebung zu Stande gebracht hat, iſt von 
den allerwerthvolliten nationalen Folgen, aber, wie alles Neue, berührt es 
manches Alte in unangenehmer Weile, und neue Freunde hat es in der großen 
Maſſe der Bevölkerung noch nicht in dem Maaße gewonnen, wie es zu wünſchen 
iſt. Ich glaube, dafür haben wir noch eine lange Zeit in Anipruch zu nehmen, 
noch lange Zeit thätig zu fein, und ich möchte meinen, daß die Herren Abgeord- 
neten, die aus der Mitte der Bevölkerung kommen, mir beftätigen werden, daß 
das oder jenes, was der Bund gethan hat, auc bei denen, die ganz gut deutich 
gefinnt find, einen vollen Anklang noch nicht gefunden hat. Kurz, wir bedürfen 
dazu auch einer Zeit. Und, meine Herren, ich lege auf diefe Entwidelung von 
unten — id habe mir damals, als ich die Ehre hatte, Mitglied des Hohen 
Hauſes zu fein, das auch zu fagen erlaubt — ich lege ein viel größeres Gewicht 
darauf, daß diefe Thätigkeit in der Bevölferung entwidelt wird, als daß wir 
Drgane Ichaffen, die bei der tüchtigen Beitrebung der Bundesregierung ja ent- 
behrlich jein werden und ohne eine jolche wahricheinlicherweiie Nachtheile ſchaffen 
würden, ch iwiederhole, meine Herren, die Inätigfeit der Bundesgejeßgebung 
muß erſt noch im ihren Folgen in die unteren Schichten der Bevölkerung fommen, 
um als das Band zu gelten, was wir vor allen Dingen brauchen. 
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Die deutſche Geſchichte hat eine Reihe von Jahrhunderten hindurch falſche Wege 
gemacht; wir find im Stande, ihr einen richtigen Weg zu geben. Das Jahr 1866 
hat dies gethan, aber nimmermehr jind wir im Stande, in zwei bis drei Jahren 
fie an das Ziel zu führen, und aus diefem Grunde glaube ih, man foll das 
Vorichreiten auf dem Wege ded Antrags mit äußeriter Vorſicht erſt dann ein 
treten laflen, wenn überhaupt der Zeitpunkt da ift, dab das geſammte Volk dafür 
aud die rechte Empfänglichfeit hat. Meine Herren, es ift erwähnt worden, daß 
die deutſchen Stleinftaaten — id rechne hierzu bejonders die Staaten, die auf 
diejer Seite des Haufes (links) vertreten find — daß dieje durchaus fein Intereſſe 
hätten, dem Antrage entgegen zu fein. Meine Herren, wenn diefe Staaten lediglich 
ihr individuelles Intereife im Auge behalten wollten, fo möchte das vielleicht wahr 
fein: die Aufgabe der Hleinftaaten ift nach einer Richtung Hin jegt und von jeher 
geweien, mit dem Bundesminifterium in feine Sollifion zu fommen. Daß die 
fleinen Staaten aljo nad) diefer Seite hin Zuftimmung geben könnten, würde ja 
denkbar fein, aber, wie der Herr Staatsminiiter Freiherr von Frieſen bereit3 erwähnt 
hat, es wird tier eimmwirfen auf größere und, wie ich mich nicht enthalten kann 
auszuſprechen, e3 wird jehr tief eingehende Einwirkungen auf Preußen haben 
und möglicherweife die Nüdwirkungen herbeiführen, die wir einem Großitaat wie 
Preußen, mit einer ſolchen Geihichte wie Preußen gegenüber, auf das Neußerite 
vermeiden müflen, jo lange wir nicht willen, daß das deutiche Element auch in 
diefer Beziehung empfänglich in Preußen geworden ift. 

Ich erlaube mir nur noch eine Aeußerung auf die Bemerkungen des Herrn 
Abgeordneten Grafen zu Münfter. Wenn diefer jagte, es möchte vielleicht im 
Jahre 1866 jo gehen, wie es im Jahre 1815 mit der Bundesverfalfung gegangen 
ift: meine Herren, diefe Beiorgniß scheint mir nach verjchiedenen Seiten voll: 
fommen ungerechtfertigt.: Vor allen Dingen ift die Bundesverfallung von 1867 
ein ganz anderes Werk als die Bundesverfaſſung, die im Jahre 1815 gegeben 
wurde. Aber, was ich dem Herrn Grafen zu beachten gebe und Jeden, der einen 
hoben Werth auf die organische Ginrichtung legt: meine Herren, ivenn wir von 
1815 bis 1866 nicht die Erfahrungen gemadıt hätten, jo hätten wir unſere 
Berfaffung von heute auch nicht; Erfahrungen müffen wir machen, und zu den 
idealeren Zielen, die in Ausſicht find, werden wir erit danı kommen, wenn wir 
das Fundament dazu gelegt haben. Ih kann jest den Antrag für irgendwie 
annehmbar durdhaus nicht halten. 


3. Aus den Berathungen über das Stellvertretungsgefeb. 
(Verhandlungen des Reichstags 1878.) 


Sten. Ber. I ©. 326 f. Bevollmädtigter zum Bundesrath für das Königs 
reih Bayern, Staatöminiiter des fönigliden Haufes und des Aeußern von 
Pfretzſchner: Meine Herren, ich habe mir jofort nad der Nede, welche wir 
aus dem Munde des Herrn Abgeordneten Hänel vernommen haben, das Wort 
erbeten, feinesiwegs zu dem Zweck, um in eine ausführlicde Erörterung aller der 
Fragen einzutreten, twelche der Herr Vorredner in den Bereich feiner Darlegung 
gezogen bat; umgekehrt, mir ift es daran gelegen, ſofort eine Frage aus dem 
Bereich der Berathung herauszufchälen, auf deren Bedeutſamkeit ich ein beionderes 
Gewicht aus meinem Standpunkt legen zu müſſen glaube. 

Der Herr Vorredner hat nicht ohne Betonung davon geiproden, daß das 
bejtehende Verordnungsrecht des Bundesraths als einer unverantwortlichen Körper— 
ſchaft für die Dauer nicht haltbar, ja jogar bis zu einem gewiffen Grad etwas 
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Unerträgliches jei. Diefer Sag enthält nun in nuce, und das ift, was ich, 
wie ich erwähnte, herausichälen will, nichts anderes, als ein Plaidoyer für ver: 
antwortlihe Reichsminiſterien. Ich glaube mic zu diefer Annahme nicht nur 
aus dem ganzen Gang der Rede des Herrn Abgeordneten Hänel berechtigt halten 
zu dürfen, fondern ich glaube auch dieſe Muthmaßung ganz befonder® aus den 
Schlugworten des Herrn Vorredners deduziren zu fünnen. Nun ift die Frage 
der Reihöminiiterien in diefem Haufe, in den willenichaftlichen Streifen, im großen 
politiihen Publikum fo viel beiprochen und bereits To ſcharf betont worden, daß 
ih es als eine willtommene Gelegenheit erachte, durch den Mund des Vertreters 
eines Mittelftaats einmal den Standpunkt bezeichnen zu können, welchen feine 
Regierung in diefer Frage einnimmt, 

Der Herr Reichskanzler hat in feinen früheren Neben niemals eine Sympathie 
für das Inſtitut der Neichöminiiterten erkennen laſſen, daß aber wir, die wir 
freudig in das Neich eingetreten find, unfere Abneigung gegen das Juftitut einmal 
befennen müflen, das halte ich für eine Nothwendigfeit, und idy halte mich für 
verpflichtet, die Stellung der bayeriichen Regierung zu dieſer Frage bier zu 
präzifiren, einerjeit3 damit jeder Zweifel in diefer Beziehung von vorn herein 
abgeihnitten fei, dann aber auch, weil ich die Weberzeugung hege, daß gerade 
dadurch die Haltung der bayeriſchen Negierung gegenüber dem vorliegenden Geſetz— 
entwurf ihre nothwendige Hlarftellung erhalten wird. Die Verfaffung, meine 
Herren, hat die verjchiedenen Gewalten im Neich und fie hat die Stellung und 
die Rechte der Bundesitaaten feit und unzweifelhaft beitimmt. Die Berfaffung 
fennt aber feine Regierungsgewalt, welche in Reihöminijterien beruhen joll; die 
Verfaſſung hat die minifteriellen Befugniffe inı Neich dem Bundesrath mit feinen 
Ausihüflen und dem Reichskanzler übertragen. 

Da nun eine Fürſorge für die ununterbrochene Geihäftsführung des Reichs— 
fanzler® in VBerhinderungsfällen und ebenjo die Fürſorge für eine entipredhende 
Entlaftung desielben ein unzweifelhaftes Gebot der Nothivendigkfeit und eine uns: 
beitreitbare Thatſache ift, fo fann meines Erachtens dieje Fürſorge nur auf dem 
Wege der Stellvertretung gefunden werden, welche der vorliegende Gejegentwurf 
ins Auge gefaßt hat. Der Grundgedanke dieies Geſetzes iſt aber der, dab Die 
Zeitung der Neichsangelegenheiten und insbejondere die Wahrnehmung der Auflicht 
des Reichs gegenüber den Ginzelitaaten dem Reichskanzler vorbehalten fein ſoll. 
Dagegen, meine Herren, müffen wir uns ganz entichieden gegen eine Theilung 
der Gewalten in dem Sinn ausfprechen, wie diefe Theilung bei der Einführung 
don Reichsminifterien ins Auge zu fallen wäre und in Frage käme. Die königlich 
bayeriiche Regierung würde in der Einführung des Initituts der Neichöminiiterien 
eine Inſtitution erbliden, welche nur geeignet wäre, die Nechte und die Stellung 
des Bundesraths, wie jolche in der Verfaſſung verbürgt find, abzuſchwächen und 
allmählich inner mehr in den Hintergrund zu drüden; fie würde, meine Herren, 
in dem Inftitut verantwortlicher NReihsminifterien eine Schöpfung ſehen, welche 
die gewährleiiteten Nechte der Einzelitaaten, deren Ausdrud allein im Bundesrath 
und in deſſen Getwalten möglich iſt, nahezu verfünmern müßte; fie würde darin 
eine Institution jehen, welche mit den Berugniffen der Ginzelregierungen und des 
Bundesraths nicht in Einklang zu bringen wäre, die ja gerade dem Bunbesrath 
in Art. 7 der Berfaflung in ausdrüdlicher Weile zugeftanden find. Sturz gelagt, 
dad Vorwärtäfchreiten mit den Neichöminiiterien würde identiich Tein mit dem 
Zurücddrängen des Bundesrathd. Daß aber diejenigen Regierungen, welche bie 
Reihöverfaffung auf Grund der Verträge angenommen haben, feithalten wollen 
und feithalten müflen an denjenigen Inſtitutionen, welche gerade ihnen ihre 
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Nechte und ihre Stellung gewährleiften, das ift nicht nur ein Necht, ſondern das 
iſt eine Pflicht. 

Ich muß mich daher, meine Herren, veranlaßt jehen, jest jchon zu erflären, 
dab wir die nöthige Hilfe gegenüber den dermaligen Gejhäftsverhältniffen in dem 
vorliegenden Geſetzentwurf finden, daß wir unſererſeits aber nicht in der Lage 
jein würden, dem erlangen nad der Inftitution der Reichsminiſterien unſere 
Zuftimmung zu .ertheilen. 

Ach will darauf nicht eingehen, was der Herr Vorredner von Föderalismus 
geiprohen hat. Allein, meine Herren, daß durch eine Zeriplitterung der Gewalten, 
wie fie auf jener Seite wohl im Auge gehabt wird, dem füderativen Syitem nicht 
genügt würde, meine Herren, darüber wollen wir und gar nicht auseinanderjegen ; 
dus liegt auf der glatten Hand. 

Sten. Ber. J S. 335 f. Bevollmädtigter zum Bundesrath für das König— 
reih Württemberg Staatöminifter der Juftiz und der auswärtigen Angelegenheiten 
Dr. von Mittnadt: M. 9., der geehrte Herr Vorredner, v. Bennigfen, dem mir 
für feinen maßvollen Vortrag zu wirklichem Danf verpflichtet find, hat die Ver— 
muthung ausgefprochen, daß noch andere deutiche Negierungen, als die königlich 
bayeriiche, der Einrichtung jelbitftändiger und verantwortlicher Reichsminiſterien 
widerftreben. Ich habe diefe Vermuthung als zutreffend zu bezeichnen und Ipreche 
aus, daß auc die württembergiihe Stimme gegen die Vorlage abgegeben worden 
wäre und hätte abgegeben werden müffen, wenn dieſe Vorlage jelbitftändige ver— 
antwortlihe Neihsminiiter in der gewöhnlichen üblichen Bedentung des Worte 
enthielt, Darüber, daß das nicht der Fall ift, war man im Bundesrath ein: 
veritanden, und e8 kann die Thatſache fonitatirt werden, daß feine Regierung den 
Verſuch gemacht hat, eine Amendirung der Vorlage in diefer Richtung in Anregung 
zu bringen. 

Srlauben Sie mir, meine Herren, das württembergiihe Votum nur ganz 
kurz zu begründen. Ich glaube mich dabei enthalten zu dürfen, auf die Frage 
der jelbftitändigen verantwortlichen Reihsminifterien materiell in eingehender Weile 
mic) einzulaffen. Nur ein paar gelegentlihe Worte möchte ich darüber jagen. 
Für eine Banacee gegen alles llebel, was man der Neichöregierung derzeit nachſagt, 
vermöchte ich doch wirklich die Einrichtung verantwortlicher Reihsminifterien nicht 
zu halten. Wir haben ja doc überall in den Einzelftaaten felbititändige ver- 
antwortliche Mintiterien, — und wie viele deutiche Regierungen find es, mit deren 
Yeiltungen Jedermann zufrieden ift, welchen nicht und zwar gerade auf dem Gebiet 
der Steuerreform und auf dem wirthichaftlichen Gebiet, ob mit Recht oder Un— 
recht, Mangel an Initiative und Leiftungsfähigfeit vorgeworfen würde? Man 
jagt, man bebürfe der felbjtitändigen Neichsminifterien für die Gejeßgebungs: 
initiative. Sa, meine Herren, den Vorwurf der Sterilität in der Gefeßgebung 
kann man, meine ich, dem Neich mit Necht nicht machen, und wenn es jo jehr 
eriprießlich erachtet wird — und ich gebe das gern bis zu einem gewillen Grade 
zu —, daß bier eine nähere Verbindung ftattfindet zwiſchen der Reichöregierung 
und der preußiichen Negierung: ja, wie ftehen denn die Verhältniſſe in dieſer 
Beziehung? wie werden denn die Neichögefege gemacht? wie kommen fie denn 
zuſtande? Sie werden entworfen in den vreußiichen Mlinifterien entweder oder 
in den Neichdämtern, und von Dielen nur im Benehmen mit ber preußiichen 
Regierung und nad oft langen Verhandlungen mit den preußiichen Minifterien, 
deren Ausgang wir andern ruhig abwarten. Ind, meine Herren, wie werben 
denn Diefe Borlagen im Bundesrath behandelt? pflegt denn der Bundesrath große 
prinzipielle Schwierigkeiten zu machen? Im Gegentheil, der Bundesrat gibt 
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in ber Regel und zwar oft in unglaublich kurzer Zeit feine Zuftimmung zu den 
Borlagen, ohne daß er wejentlihe prinzipielle Aenderungen an denſelben vor— 
zunehmen für angemeffen hält. Und wie werden dann dieſe Vorlagen hier 
vertreten? Sie werden vertreten von den preußiichen Herren Miniftern, von dem 
Herrn Juftizminifter, von dem Herrn Finanzminifter und von preußiichen 
Kommiffarien, oder fie werben vertreten von den Vorftänden ber Reichsämter, bie 
zugleich preußiſche Bundesbevollmädtigte find, und ihren Kommifjarien. Und 
mit der Verantwortlichkeit, meine Herren, fteht es doch auch nicht jo, dak Jemand, 
der in Neichdangelegenheiten thätig ift, glauben würde, ihn treffe feine Verant— 
wortlichkeit; es trifft ihn eine folche, und wir alle find uns dieſer Verantiworts 
fichkeit bewußt, wenn fie auch feine juriftiiche oder formale Verantwortlichkeit ift. 

Daß in allen diejen Dingen eine plögliche Wendung zu ungeahntem Beiferen 
eintreten würde, wenn man ſelbſtändige berantwortliche Neichdminifterien einführen 
würde, fann ich faum glauben. Ich halte dieſe Reichsminiſterien nicht für ein 
Zaubermittel, welches, wenn man fih nur entichließen könnte es anzumenden, 
alles andere von jelbit mit ſich brächte, Initiative, fchöpferiiche Gedanken, große 
Reformen, Harmonie mit der Volkövertretung, eine kompakte, zuverläffige, parlas 
nıentariihe Majorität und alle® dad, was man fonft von biefer Einrichtung 
erwartet. 

Nun erlauben Sie mir, meine Herren, zur Begründung des württembergiichen 
Votums zurüdzufehren. Diejeibe beiteht einfah darin, daß nad Anficht der 
württembergiihen Regierung der Bundesrat niemals einer Borlage wird zus 
ftimmen fönnen, die fih auf die Organifation von felbitändigen verantwortlichen 
Reihsminifterien beſchränkt, ohne zugleih die Necdte der im Bundesrath ver: 
tretenen Regierungen in ausreichender Weiſe zu verbriefen. Es ift in dieſem 
Haufe von jeher und heute von dem geehrten Herren Worrebner in der eins 
leuchtenditen Weile dargelegt worden, wie die Organifation der Neichöregierung 
in einem unlösbaren inneren Zuſammenhang fteht mit der ganzen Stellung des 
Bundesraths und feinen Rechten und Befugnifien. Man fann nun doc nicht 
wohl erwarten, daß die deutichen Regierungen zunächſt einmal zu der Organifation von 
NReihsminifterien die Hand bieten und im Uebrigen die Rechte und Befugniffe, 
die ganze Eriftenz des Bundesraths einer ungewiflen Zufunft vorbehalten würden. 
Diefe Dinge müßten wenigftens zufammen behandelt werden und darauf, meine 
Herren, werben die beutichen Regierungen unter allen Umftänden beitehen müſſen; 
würden fie das nicht thun, jo würden fie einfach den Bundesrath auf Gnade 
und Ungnade ausliefern, und wenn wir das erit einmal gethan haben, dann 
wären wir nicht einmal vor dem Spott ob unserer Kurzſichtigkeit ficher. 

Nun, meine Herren, wie der Bundesrath felbitändigen verantwortlichen 
Reichsminiſtern gegemüberitehen würde, das erlauben fie mir durch ein Beiſpiel 
aus meiner Heimat zu ilfuftriren. Ginem MWürttemberger wird das Verhältniß 
fofort klar, wenn er an den königlich mwürttembergiichen geheimen Rath denkt. 
An diefen geheimen Rath, meine Herren, der zuſammengeſetzt ift aus nichtvers 
antwortlihen hohen Veamten und aus den verantwortlichen Miniftern, werden 
alle Entwürfe der veranttwwortlihen Minifter in wichtigen Dingen in Hinficht 
auf Gejeßgebung und Verordnung geleitet; der geheime Nath beichließt darüber 
bis in die legten Einzelheiten, und dann nad) erfolgter Genehmigung de Staats— 
oberhauptes befommt der verantwortliche Minister feine Vorlagen aus dem geheimen 
Rath zurüd, wobei er zu gewärtigen hat, unter Umſtänden entweder etwas ganz 
anderes, als was er im Auge hatte, vor ben Ständen bes Landes zu vertreten, 
oder aber jeinen NRüdtritt zu nehmen. 

Annalen bes Deutihen Reihe. 1886. 23 
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Ein ſolches Verhältniß iſt nur möglich, wenn das betreffende Kollegium 
die äußerſte Reſignation übt und von Anfang an davon abſteht, irgendwie 
prinzipielle Schwierigkeiten zu machen. Wir können und in dieſer Beziehung in 
Württemberg gar nicht beichtweren, und dennoh hat die württembergiiche Ab- 
georbnetenfanmer feit Dezennien dieſe Einrichtung des geheimen Raths befämpft 
und angegriffen als infonftitutionell, weil nämlih die Verantwortlichkeit der 
Miniiter verdunfelnd und beeinträchtigend. Dabei beiteht noch ein zweifacher 
Unterichied. Die württembergiichen Geheimrathsmitglieder können vom württem— 
bergiichen Staatsoberhaupt jederzeit entlaffen werben wie die Minifter, während 
das im Neich bezüglich der nichtpreußifchen Bundesrathsmitglieder für ben Sailer 
ander3 liegt. Dann ift in Württemberg — und das liegt im Neich wieder 
anders — dad Staatsoberhaupt auch nicht gehalten, die Beſchlüſſe des geheimen 
Raths, fo wie fie ausgefallen find, an die Stände zu bringen. Das Staatd: 
oberhaupt kann auch die entgegenftehenden Anträge der Minifter genehmigen. 

Meine Herren, wenn Sie in den Bundesrath felbititändige, verantwortliche 
Minifter bringen, dann, glaube id, muß entweder der Bundesrath ſich bequemen, 
überall, oder wenigſtens öfter als e3 feiner Ueberzeugung entipricht, ja zu jagen, 
ober aber es wird die Minifterkrifis eine permanente. Der Hohe Reichätag, 
meine Herren, wird fih ganz natürlih auf die Seite der ihm verantwortlichen 
Reichsminiſter ftellen, und dann beginnt ber Krieg mit dem Bundesrath, zunächſt 
auf dem Weg des Verlangen? einer Erweiterung der Rechte des Bundespräſidiums 
unter Abänderung des Art. 16 der Verfaffung, und von da konſequent immer 
weiter und weiter in berjelben Richtung. 


Deshalb, meine Herren, müſſen Sie e8 nur ganz natürlih finden, wenn 
die Negierungen jagen: feine verantwortlichen und felbitftändigen Reichsminiſterien, 
wofern nicht ihr Verhältniß zum YBundesrath gleichzeitig Elargelegt wird, und 
wofern nicht die Nechte der im Bundesrath vertretenen Negierungen in einer 
durchaus befriedigenden und fihernden Weiſe verbürgt find. 

Ob, meine Herren, überhaupt Bundesrath und felbitftändige verantwortliche 
Reichsminiſter neben einander beftehen können, darüber will ich jet nicht abipreden, 
es fünnte ja von Jemand eine Löfung gefunden werden, bie ich vergeblich ſuche. 
Ich möchte bezweifeln, daß ein ſolches Nebeneinanderbejtehen je möglich fein kann; 
jedenfalls find wir noch weit von einer Löfung, und deshalb, meine Herren, 
möchte id glauben, man follte fich zufammenfinden auf dem Boden des gegen» 
wärtigen Entwurfs, der allerdings fein eigentliche® Organifationsgefeg iſt, der 
aber dem hervorgetretenen praktiſchen Bedürfniß in einer praftifchen Weife abhilft, 
und in einer Weife, bei der, wie ich glaube, auch diejenigen Negierungen beftehen 
fönnen, welche an den Rechten fefthalten, welche die gegenwärtige Verfaſſung 
ihnen gewährt. 


4, Erklärungen im Bundesrathe von 1884 gegen das Programm der deutfdh- 
freifinnigen Partei. 
(Deutiher Neichd: und königl. preußifcher StaatSanzeiger 1884 Nr. 883.) 


Das im Jahre 1884 veröffentlichte Wahlprogramm ber deutfch = freifinnigen 
Partei, welches unter Anderm „die gejegliche Organifation eines verantwortlihen 
Reichsminiſteriums“ verlangt, gab der königlich jächfifhen Negierung Anlaß, in 
der Bundesrathöfigung vom 24. März 1884 eine Stellungnahme der verbündeten 
Regierungen gegen biefe Forderung anzuregen. 
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Darauf hin wurde in der Sigung des Bundesrathes vom 5. April 1884 
folgende Erklärung Preußens abgegeben, der alle Bundesregierungen fi ans 
ihlofien : 

„Indem die königlich preußiiche Regierung auf den bon der königlich ſäch— 
fiihen Regierung unterm 24. vor. Mts. angeregten Meinungsaustauſch eintritt, 
theilt fie den prinzipiellen Standpunkt ber königlich ſächſiſchen Regierung dahin, 
daß e3 ich empfiehlt, keine Zweifel darüber aufkommen zu laffen, daß die ver— 
bündeten Regierungen ohne Ausnahme entichloffen find, Die Verträge, auf welden 
unjere Reihsinftitutionen beruhen, in unverbrüchlicher Treue aufrecht zu erhalten 
und fie in dem Geifte zu handhaben, in welchem fie nach den Worten der Reichs— 
verfaflung „zum Schuße des innerhalb des Bunbesgebieted giltigen Rechtes“ ab» 
geichloffen find. Jede Verminderung der Zuverficht, mit welcher die verbündeten 
Regierungen auf die Teltigfeit der unter ihnen geichloffenen Verträge bauen, 
würde Zweifel über die Zuverläffigfeit der Verträge herbeiführen, auf denen der 
Bund der beutihen Staaten beruht. Wenn ſolche Zweifel auch unter friedlichen 
Berhältniffen vielleicht feine für Jedermann erfennbaren Gefahren im Gefolge haben, 
jo würde doch in Zeiten politiicher Krien jede Abſchwächung des Vertrauens auf 
die Sicherheit der Bundeöverträge von bedenfliher Wirkung fein können. 

Je mehr die Regierung Seiner Majeftät des Königs ſich bewußt ift, unter 
ihweren Kämpfen und Gefahren erfolgreich dafür eingetreten zu fein, daß dem 
deutihen Volke das für feine nationale Geltung erforderliche Maß von Einheit 
gewonnen wurde, um jo forgfältiger ift fie darauf bedacht, zu verhüten, daß 
diefer Gewinn durch politiihe Mißgriffe wieder in Frage geftellt werde. Einen 
ſolchen Mißgriff würde fie in jeder Ueberſchreitung der Bedürfnißgrenze in uni: 
tarifcher Richtung erbliden. 

Die Einrihtung verantwortlicher Minifterien im Deutfchen Reiche ift nicht 
ander8 möglih als auf Stoften der Summe von vertragsmäßigen Rechten, 
welde die verbündeten Negierungen gegemwärtig im Bunbesrathe üben. Die 
weientlichiten Regierungsrechte der Bundesftaaten würden von einem Reichsmini— 
fterium abjorbirt werden, deſſen Thätigfeit durch die Art der ihm auferlegten 
Berantwortlichfeit dem maßgebenden Einfluffe der jebesmaligen Majorität des 
Reihdtages unterliegen müßte. Man wird nicht fehl gehen, wenn man in ber 
von der neuen fortichrittlichen Partei erftrebten Einrichtung eines folhen Minis 
ſteriums ein Mittel zur Unterwerfung der Negierungsgewalt im Neich unter die 
Mehrheitöbeichlüffe des Reichstags erblidt. Die königlich preußiiche Regierung 
würde in einer derartigen Verichiebung des Schwerpunftes der Negierungsgewalt 
eine große Gefahr für die Dauer der neugeborenen Einheit Deutichlands erbliden. 
Selbit wenn e3 gelänge, feite Majoritäten aus den heute im Reichstage vor— 
handenen Parteien zu bilden, würde die königliche Negierung doch die Herftellung 
eines parlamentariihen Regiments für eine fichere Einleitung zum Verfall und 
zur Wiederauflöfung des Deutichen Neiches halten. Die Regierung eines großen 
Volkes durch die Mehrheit einer gewählten Verſammlung ift untrennbar von all 
den Schäden und Gefahren, an welchen ein jedes Wahlreich nach den Erfahrungen 
der Geichichte zu Grunde geht. Die Negierungsgewalt, gebt von Parlamenten, 
welhe aus allgemeinen Wahlen hervorgehen, unterliegt derjelben Gefahr, die Be: 
dürfniffe des Landes dem Bedürfniffe des Gewähltwerdens unterzuorbnen, durch) 
welhe bisher jedes Wahlreich feinem Verfalle und feinem Intergange entgegen- 
geführt worden ift. 

Der Gedanke an die Errihtung eines verantwortlichen Neihaminiiteriums, 
wie er nicht blos in Geftalt eine Programms, fondern in den Berhandlungen 
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des Reichstags von den Jahren 1869 und 1878 zu Tage getreten, ift deßhalb 
nad) der Leberzeugung der königlichen Regierung überall da, wo er im Reichs— 
tage und bei den Wahlen geltend gemacht wird, im Intereffe des Neiches, feiner Ver: 
faſſung und der Sicherheit feines TFortbeitandes zu bekämpfen, einmal, weil er 
fi) nicht verwirklichen läßt, ohne die vertragsmäßigen Rechte der Neichöglieder 
und das Vertrauen auf die Sicherheit der Bundesverträge zu Tchädigen, dann 
aber auch, weil er eines von den Mitteln bildet, durch welche der Schwerpunft 
ber Reichäregierung in die wechielnden Majoritäten des Neichätages hinübergeleitet 
werden joll, und weil dieſe Leberleitung, wenn fie gelänge, die MWiederauflöfung 
der beutjchen Einheit nach der Ueberzeugung der Regierung im Gefolge haben würde.“ 


Erklärung Bayern? : 


„Die königlich bayerifche Negierung ift zu tätiger Mitwirkung an ber 
nationalen Entwidelung auf föderativer Grundlage jeder Zeit bereit; eine Fort: 
bildung der Reihöverhältniffe in unitarifcher Richtung aber wird fie jtet3 mit 
Nahdrud bekämpfen. Aus diefem Grunde fteht fie dem Gedanken der Errichtung 
eines verantwortlichen Reichsminiſteriums durhaus ablehnend gegenüber, und 
zwar ſowohl mit Nüdficht auf die Stellung des Bundesrathes und die durch bie 
Grundverträge gewährleifteten Rechte der Cinzelftaaten, als auch mit Rückſicht 
auf die zukünftige Entwidelung und den gelicherten Fortbeſtand des Reiches.“ 


d. Botfchaft des Deutfchen Kaifers, Königs von Preufen an den Reichstag, 
vom 30. November 1885. 
(Berlefen in der Neichstagsfigung vom 1. Dezember 1885, Sten. Ber. ©. 130 f.) 


Wir Wilhelm, von Gotte8 Gnaden Deutiher Kaifer, König von 
Preußen 2c., thun fund und fügen hiermit zu wiljen: 

Den Verhandlungen des Reichstags mit Aufmerkſamkeit folgend, haben Wir 
aus der Tagesordnung des 1. Dezember erjehen, daß eine Interpellation in 
Aussicht fteht, welcher die Rechtsauffaſſung zu Grunde Tiegt, ald ob in Deutſch— 
land eine Neichöregierung beitände, die verfallungsmäßig in der Lage wäre, 
Schritte zu thun, um die Durchführung von Maßregeln zu hindern, welche von 
Uns in Unſerem Königreich Preußen bezüglid; der Ausweifung ausländischer 
Unterthanen angeordnet worden find. Die Thatſache, daß diefe rechtliche Vorauss 
fegung nad Ausweis der Unterfchriften der Interpellation von der Mehrzahl 
der bisher anmwejenden Mitglieder des Reichstags für richtig gehalten wird, legt 
Uns die Verpflichtung auf, derielben gegenüber Unſere Rechte im Königreich 
Preußen und die Nechte eines Jeden Unſerer Bundesgenofien in Betreff ber 
Landeshoheit ausdrüdli zu wahren. 

Wir haben gleich Jeden der verbündeten Fürſten wmefentlihe und unbe 
ftrittene Hoheitörechte der Einheit der deutichen Nation willig geopfert und dem 
Neichötage bezüglich Unſerer Staaten weitgehende Nechte eingeräumt. Wir bereuen 
die von Uns gebrachten Opfer nicht. Wir haben die dadurd geichaffenen Rechte 
und Prärogative des Reichstags ſtets unverbrüchlich geachtet und Unſere gegen 
das Reich übernommenen Pflichten jederzeit bereitwillig erfüllt, au den Frieden 
des Reihe mit Erfolg gewahrt und feine Wohlfahrt nad) Kräften gefördert. 
Aber mit gleicher Gewiffenhaftigfeit find Wir auch entichlofien, die Rechte 
Unferer angeltammten Strone fo, wie fie nad) den Bundesverträgen zweifellos 
in Geltung ftehen, nicht minder wie die eines Jeden Unferer Bundesgenofien, 
unverdunfelt und unvermindert zu erhalten und fie zu jchügen. 
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Die in der gedachten nterpellation vertretene NRechtsauffaffung findet in 
feiner Beitimmung der Bunbesverträge, ber Verfaſſung oder der Gejege bes 
Neihs einen Anhalt. Es gibt feine Neichöregierung, welde berufen wäre, 
unter der Sontrole des Reichsſstags, wie fie durch jene Imterpellation verjucht 
wird, die Auffiht über die Handhabung der Landeshoheitsrechte der einzelnen 
Bundesftaaten zu führen, ſoweit das Recht dazu nicht ausdrüdlic dem Neiche 
übertragen worden ift. Wir dürfen das Zeugniß der durch Uns und Unſere 
Bundesgenoffen geeinigten Nation dafür anrufen, daß die verfaſſungsmäßigen 
Rechte der Volfövertretung von Uns und von den verbündeten Regierungen 
jederzeit jorgfältig geachtet worden find; aber wir dürfen aud erwarten, daß 
der Reihötag mit gleicher Gewiflenhaftigkeit die Rechte eines Jeden der ver: 
bündeten Fürften und Freien Städte achten werde. Auf diefer Gegenfeitigfeit 
beruht das Vertrauen, welches die deutichen Stämme und ihre Fürften und 
Obrigkeiten der Neich3verfaffung enrgegenbringen. Es ift Unſer ernſtes Bemühen, 
dieſes Vertrauen allerjeit3 ungeihwädht zu erhalten, und deßhalb fühlen Wir 
Ins bewogen, dem Neichdtage Unſere Weberzeugung fund zu thun, daß Die 
Rehtsauffaflung, zu welcher die Mehrzahl der anmweienden Abgeordneten durd) 
ihre Unterftügung der gedachten Jnterpellation fich befannt hat, im Widerſpruch 
mit dem beutichen Verfaflungsrechte fteht, und daß Wir etwaigen Verſuchen einer 
Dethätigung derfelben nicht nur Unfere Mitwirkung verjagen, Sondern denjelben 
gegenüber die Rechte einer Jeden der verbündeten Regierungen nad) Maßgabe 
des Bundesvertrags vertreten und fchügen werden. 


Gegeben Berlin den 30. November 1885. 
(gez.) Wilhelm. 
(gegenggz.) von Bismarck. 


6. Das „Beto* des Reichskanzlers. 


Aus A. Hänel, die organifatorifche Entwidlung der deutſchen Reichsverfaſſung. 
Leipzig 1880. ©. 49, 


Als der Bundesrath am 3. April 1880 den Entſchluß gefaht hatte, die faijerliche Vorlage 
über die Erhebung von Reichsitempelabgaben dahin abzuändern, dab Quittungen über Poſt— 
anweilungen und Bojtvorfchußiendungen jteuerfrei bleiben jollten, forderte der Reichskanzler 
unter dem 6. April jeine Entlafjung mit der Motivirung, „daß er einen gegen Preußen, 
Bayern und Sachſen gefahten Majoritätsbeichluß weder vertreten, nod in jeiner Stellung 
als Reichskanzler von dem Benefizium Gebrauch machen fünne, weldes Art. 9 der Reiche- 
berfafiung der Minorität gewährt“. Der Kaifer beantwortete das Entlaſſungsgeſuch des 
Reichstanzlerd mit folgender, am 8. April veröffentlichter Kabinetsordre: 

„Auf Ihr Geſuch vom 6. ds. Mts. erwidere ich Ihnen, daß Ic die Schwierig: 
feiten zwar nicht verfenne, in welche der Konflikt der Pilichten, welche Ihnen die 
Reichöverfafiung auferlegt, Sie mit der Ihnen obliegenden Berantwortlichfeit bringen 
fann, Jh Mich aber dadurd nicht bewogen finde, Sie Jhres Amtes um deßhalb 
zu entheben, weil Sie glauben, den Jhnen durd Artikel 16 und 17 der Reichsver— 
faflung zugemwiefenen Aufgaben in einem beftimmten alle nicht entiprechen zu 
können. Ich muß ed Ihnen vielmehr überlajien, bei Mir und demnächſt beim 
Bundesrathe diejenigen Anträge zu jtellen, welche die verfafiungsmähige Löſung 
eines derartigen Konjliftes der Pflichten herbeizuführen geeignet find.“ 


Verhandlungen des Reichstags 1881. Sihung vom 24. Februar. 


Reichskanzler Fürft von Bismard: „Die Verfaffung des Deutichen Reiches 
fennt feinen anderen verantwortlichen Beamten wie den Reichskanzler. Ich könnte 
behaupten, daß meine verfafjungsmäßige Verantwortlichkeit lange nicht jo weit 
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geht wie diejenige, die mir faktiſch aufgelegt wird, ich könnte mich vielmehr 
zurüdziehen und jagen: Die Reichspolitif geht mich in inneren Beziehungen gar 
nichts an, id bin nur bes Kaiſers Exekutivbeamter. Ich will das aber nicht 
thun, ich habe die Verantwortlichkeit von Anfang an übernommen, ich habe die 
Verpflichtung übernommen, die Beſchlüſſe des Bundesrathes, obſchon ich in ihm 
in ber Minorität fein kann, zu vertreten, nur muß ich dad mit meiner Verant- 
wortlichkeit verträglich finden. ch will fie annehmen, wie fie liegt in der öffent: 
lihen Meinung. E3 kann aber Jedermann Doch vur für feine eigenen Ent 
Ichliegungen und Handlungen verantwortlich fein, es fann Niemand eine Ber: 
antwortlichkeit auferlegt werden — und auch die Neichöverfaflung hat dies nicht 
thun wollen — für Handlungen, welche von feinem freien Willen nicht abhängen, 
zu denen er gezivungen werden fann. Es muß daher der Verantiwortende inner: 
halb des Rayons feiner Verantwortlichkeit einer vollftändigen Unabhängigkeit und 
Freiheit genießen, fonft hört die Verantwortlichkeit auf, und wer fie dann im 
Neiche trägt, das weiß ich nicht, fie fchwindet gänzlich). 

So lange Herr Richter alfo die Reichsverfaſſung nicht ändert, müfjen Sie 
jelbft darauf beftehen, daß Sie einen in feinen Entſchließungen vollitändig freien 
und jelbftftändigen Kanzler haben, denn für alles Das, worin er nicht frei und 
ſelbſtſtändig fich hat entichließen können, kann ihn fein Menſch verantwortlid 
machen. 

Herr Nichter hat nun dem Wunsch Ausdruck gegeben, dieje verfaffungsmäßige 
Selbftftändigfeit des Stanzlerd nach mehreren Seiten hin einzufchränfen; einmal 
nad) einer Seite hin, wo fie ja ſchon eine beichräntte ift, wo er fie aber voll: 
ftändig verfhwinden laſſen will: das ift gegenüber den Beichlüffen des Bundes: 
raths und des Reichstags die Verantwortlichkeit für die Thätigkeit, die die Ver: 
faffung dem Kaiſer in unferem Staatöleben beilegt. Es fteht in der Berfaff: 
ung, daß die Anordnung des Kaiſers ihre Giltigfeit durch die Unterzeichnung 
bed Reichskanzlers erlangt, welcher damit die Verantwortlichkeit übernimmt. Zu 
biejen Anordnungen des Kaiſers find doch ohne Zweifel auch die Akte zu rechnen, 
von denen die Verfaffung jagt, daß fie im Namen des Kaiſers zu geichehen 
haben, alfo beifpielöweife die Vorlage eines bundesräthlichen Beichluffes vor den 
Reichſstag, wie Herr Richter nad) der „Norbdeutichen Zeitung“ eine Thatſache 
ganz richtig angeführt hat, über die Unfallitatiftit, über welche Beſchlüſſe vor: 
lagen, die weiter zu befördern im Namen des Kaiſers ich mit meiner Verant— 
wortlichfeit nicht verträglich gefunden habe. Ach Habe deßhalb diefe Handlung 
unterlaffen. Man fann nun das Verfaffungsreht fragen: war ich berechtigt, 
diefe Handlung zu unterlaffen? war ber Kaiſer berechtigt, die Handlung au 
unterlafien? oder war Seine Majeftät der Kaiſer verfaliungsmäßig verpflichtet, 
den Beichluß des Bundesrathes vorzulegen? 

Ih Habe diefe Frage einmal bei Herftellung der Verfafjung mit einem jehr 
Icharfen Juriften erörtert, der lange in einer hohen juristischen Stellung bei und 
war und noch ift, Herrn Pape. Der fagte mir: Der Kaifer hat fein Veto. Ih 
jagte: verfaffungsmäßig hat er e8 nicht, aber denken Sie fi) den Fall, daß dem 
Kaijer eine Maßregel zugemuthet wird, die er nicht glaubt erfüllen zu können, 
oder eine jolche, die er glaubt erfüllen zu können, fein zeitiger Kanzler warnt 
ihn aber und jagt: Hierzu fann ich nicht rathen, das fontrafignire ich nicht. 

Gut nun, ift der Kaiſer denn dann in dieſem Falle verpflichtet, einen anderen 
Kanzler zu fuchen, feinen Widerftreber zu entlaſſen? Iſt er verpflichtet, einen 
Jeden zum Kanzler zu nehmen, der ihm etwa von anderer Seite vorgeichlagen 
wird? Wird er fi den zweiten, dritten juchen, die beide jagen: Die Verant- 
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mwortlichkeit hierfür, für diefen Gefegentwurf, können wir nicht durch die Vorlage 
im Reihötag übernehmen? Darauf hat mir Herr Pape geantwortet: Sie haben 
Recht, der Kaiſer hat ein indirekte’ und faktiſches Veto. 

Ih gehe jo weit nicht einmal, fondern alle diefe Sachen werben nicht fo 
baarfharf durchgedrückt. Nehmen Sie alſo einen konkreten Fall, an bem fich 
ſolche Sahen am beiten erläutern, nehmen Sie an, daß die Majorität des Bundes— 
rath3 mit Zuftimmung Preußens dieſes Geſetz beichloffen hat, und mobei in 
Preußen der Formfehler gemacht worden ift, daß der zur Inftruftion der Ber: 
tretung im Bundesrath berufene preußiiche Minifter der auswärtigen Angelegen— 
heiten nicht zugezogen worden ift, um die Imftruftion zur Zuftimmung zu 
ertbeilen; aber ich nehme an, Preußen hat zugeftimmt, dieſer Minifter wäre zus 
gezogen und wäre aud im preußiihen Minifterium in der Minorität geblieben, 
und der Kaiſer trägt ihm auf, nun dieſe Beichlüffe dem Bundesrath und dem 
Reihötage vorzulegen, der Kanzler jagt: das glaube ich nicht verantworten, nicht 
verantwortlich vollziehen zu können, dann ift die erite Möglichkeit, daß Seine 
Majeftät der Kaiſer jagt: dann muß ich mir einen anderen Stanzler ſuchen, — 
die ift nicht eingetreten, die zweite ift eingetreten, daß die Vorlage unterblieben 
iſt. Dadurch ift nun die Situation geihaffen, in der, wenn es einen Klage— 
berechtigten gibt, ein folcher nur in der Majorität der Negierungen, im Bundes: 
tath, die diefen Beihluß gefaßt haben, gejucht werden kann. 

Es iſt nun der weitere Weg gegeben — id) glaube auch, dat folder Weg 
in ſchweren Fragen bis ans Ende gegangen werben würde, aber wenn man 
jegt die thatjächliche Probe machen wollte, was fchließlich Nechtens wird, dann 
müßte in dieſem vorliegenden Falle die Majorität des Bundesraths Seiner 
Majeftät dem Kaifer erflären: Hier haben wir Beichlüffe gefaßt, unfer verfaflungs- 
mäßige Recht ift, daß der Kaiſer fie dem Neichötag vorlegt, und wir fordern 
das. Der Kaiſer könnte darauf antworten: Ich will den Rechtspunkt nicht unter— 
fuhen, ob ich dazu verpflichtet bin, ich will annehmen, ich wäre es, ich weigere 
mih nicht, aber ich habe augenblidlich feinen Kanzler, der bereit ift, das zu 
unterihreiben, — kann dann dem Sanzler befohlen werden: du follft und mußt 
das unterfchreiben!? Kann er mit Gefängniß wie bei Zeugenzwang bebroht 
werden? Mo bliebe da die Verantwortung? Bleibt alfo der Kanzler bei feiner 
Beigerung, jo kann die Majorität des Bundesraths dem Kaifer jagen: Du mußt 
dir einen Kanzler ſchaffen, diefen entlaffen, mir verlangen, daß unfer Beſchluß 
vor den Reichstag gebracht werde, und die Verfaflung iſt gebrochen, wenn das 
niht geihieht. Nun, meine Herren, warten wir doch ab, ob der Fall eintritt, 
ob der Klageberechtigte diefen Weg verfolgen will, und wenn er ihn verfolgt, ob 
Seine Majeftät ber Kaifer dann nicht doch bereit ift, zu fagen: Gut, ich werde 
fuhen, einen Kanzler zu befommen, der bereit ift, den Beſchluß weiter zu 
befördern. — Ich will hier natürlich in eine Kritif der Gründe nicht eingehen, 
die mich im konkreten Fall abgehalten haben, es waren eben Gründe, die Sie, 
niht am grünen Tiſch, fondern im grünen Lande draußen finden, die mich ver— 
anlaßt Haben, die Durhführung dieſes Gejeges für unthunlich zu halten, ic) 
hatte nicht die Sicherheit, daß diefe Unmöglichkeit der Durchführung aud von 
der Majorität diefes Haufes angenommen würde, wollte aber das Land der Ge- 
fahr nicht ausjegen, — Gefahr war es meines Erachtens — dieſes Geſetz zu 
betommen ; der Moment, wo ich diefe Gefahr verhüten konnte, war einzig und 
allein der der Vorlage im Namen des Kaiſers. Das verfafjungsmäßige Neme- 
dium gegen diefe Benugung liegt im Wechſel der Perſon des Kanzlers; ein 
anderes ſehe ich nicht. 
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Ich komme dabei, da ich eben ben Reichstag berührte, auf mein Zuſammen— 
wirken mit dem Reichſstage. Das Ideal des Herrn Nichter ſcheint zu fein ein 
ſchüchterner, vorſichtiger Kanzler, der ſorgfältig hinhorcht: kann ich hier anſtoßen, 
wenn ich dieſes thue, kann ich da anſtoßen, der einen ablehnenden Beſchluß des 
Reichstags nicht abwartet, ſondern, wie ich häufig bei Kollegen erlebt habe, auf: 
geregt nah Haufe kommt und jagt: mein Gott, das Geſetz ift verloren, der und 
ber ift Dagegen, — und nad drei Wochen ift es durchgegangen. Auf folde 
Konjekturalpolitit, auf joldhe Indizienbeweife über dad, was im Reichstag etwa 
beichloffen werden fann, weil die Stellung von Denen, die am lauteſten ſprechen, 
aber nicht immer das entjcheidende Gewicht haben, dagegen ift, auf die fanıı id) 
mich nicht einfaffen, und ich würde Ihnen wirklich rathen, einen ſolchen ängftlid 
und bejorgt nad) jedem Wink hinhörenden Stanzler, wenn es dem Herrn Richter 
möglich ift, fich einen ſolchen zu verichafften, auf dieſer Stelle möglichit kurze 
Zeit zu dulden. Denn wenn ein leitender Minifter — und ein jolcher iſt er 
im Reich — feine eigene Meinung hat und fie erit von Anderen hören muß, 
was er glauben und thun ſoll, dann brauchen Sie ihn gar niht. Was Herr 
Richter dabei vorichlägt, ijt die Regierung des Landes durch den Reichstag, die 
Regierung des Landes durch fich jelbit, wie man das in Frankreich genannt hat, 
und durd feine gewählten Vertreter. Ein Stanzler, ein Minifter, der nicht wagt, 
etivad einzubringen, wovon er nicht ficher weiß, daß er es durchbringt, der iſt 
eben Fein Minifter, der könnte ebenſo gut mit dem weißen Zeichen hier unter 
und herumgehen und fich erkundigen, ob Sie erlauben, daß er Diejes oder Jenes 
einbringen will. Dazu bin ich nicht gemacht. 

In wie weit ich die Unterordnung unter ben Bundesrath annehme, das habe 
ich vorher auseinanderzufegen verlucht, ich habe aber zugleich damit geichlofien, 
daß noch sub judice lis est, der Prozeß ift micht geſchloſſen. Ob id nad 
meiner verfaffungsmäßigen Weberzeugung der Mehrheit des Bundesrathes mid 
fügen würde, wenn fie es verlangte, darüber habe ich mich nicht auszuſprechen, 
das iſt eine Frage, die bisher nicht vorliegt; die Mehrheit hat es nicht verlangt. 
Ob ich bei Durchſetzung der Forderung beredhtigt bin, meinen Widerfprud auf: 
recht zu erhalten, darüber ſage ih: non liquet, wir werden es künftig fehen. 
Dergleichen enticheidet ſich ſchließlich durch das uralte Recht, was ſchon bie 
Römer bei den Deutichen zu ihrem Grftaunen fanden, wovon fie fagten: „Der: 
fommen vocant.“ Dieſes Herfommen hat ſich bezüglich” der Handhabung der 
Berfallung nod nicht ausgebildet.” 


—— 
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(I. Theil: Frührenaissance, 80 Seiten Text und 108 Tafeln. 
Klein Folio. Preis M. 40.—. Ist momentan vergriffen.) 


\ (II. Theil: Hoch- und Spät-Renaissance.) 
24 64 Seiten Text und 118 Tafeln. Klein-Folio. Preis M. 28.—. 


Die zwei Bände enthalten im Ganzen 226 Tafeln, welche 
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wickelung der Iypographischen Ornamentik der Renaissance, 
von ihren Anfängen in Italien bis zu ihrem Verfall, als der 
Kupferstich die Oberhand über den Holzschnitt gewann. 
Die reiche Fülle des dargebotenen Materials, die geschickte 
Auswahl daraus, sowie der das Ganze begleitende Text 

einerseits Zeugniss von dem grossen Reichthum der Sammlung, andererseits von der 
ausserordentlichen Sachkenntniss des Verfassers. (W. Lübke.) 
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enthalten auf ca. 5000 Seiten Nachrichten über etwa 15,000 Monogrammistea vom Mittelalter 
bis auf die neuesten Zeiten. Ein Registerband ist in Vorbereitung begriffen. 
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Das Honorar für Originalbeiträge der 


„Annalen des Deutschen Reiches‘ 


beläuft fich wie bisher auf Mk. 64 für jeden erften, auf Mk. 48 
für jeden folgenden Druckbogen einer Abhandlung (platzraubende 
Abdrücke von Materialien werden abgerechnet). 

Abhandlungen volks- und finanzwirthfchaftlichen Inhaltes 
wollen an Herrn Dr. Georg Hirth, München, Abhandlungen ftaats- 
und verwaltungsrechtlichen Inhaltes entweder an den Genannten 
oder an Herrn Profefsor Dr. Max Seydel, München, Therefienflrafse 5/1 
eingefandt werden. 

Die Beantwortung der an die Herausgeber gerichteten Zu- 
fchriften wird mit thunlicher Befchleunigung erfolgen. 

Im Intereffe der von der Redaktion zu treffenden Dispo- 
fitionen erfuchen wir, gröfsere Beiträge wenn möglich einige Zeit 
vor der Einfendung anmelden zu wollen. 


MÜNCHEN, April 1886. 


Die Verlagshandlung von G. Hirth 
in München & Leipzig. 
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Das öffentliche Intereſſe 
mit Bezug auf das Gebühren- und Steuerweſen, die Expropriation 
und die Scheidung von Privat- und öffentlichem Recht.!) 


Von 


sr. 3. Ueumann, 





1. Einleitung. Die Gebühren und die jogenannten öffentlich-wirthſchaftlichen 
Staats: und Gemeindeeinnahmen, 


Ob es fih empfiehlt, bei der Gliederung der Staat: und Gemeinde: 
einnahmen jene zwei großen Kategorien: die der öffentlich-wirthichaftlichen 
oder Öffentlicherechtlichen Einnahmen (T) und die der privatiwirthichaftlichen 
oder pripatrechtlichen Einnahmen (IT) auseinanderzubalten und nur innerhalb 
der erjteren Gebühren, Steuern u. j. w. zu fondern, oder ob e3 vielleicht 
vorzuziehen jein möchte, wie es auch in den Etats zu geichehen pflegt, ohne 
eine ſolche Zweitheilung, inmerhalb der Staats- oder Gemeindeeinnahmen 
unmittelbar drei Gruppen: 

I. direfte Steuern, 
II. indirefte Steuern und Gebühren, 

und III. andere Einnahmen 
zu unterjcheiden, it eine Frage, deren Beantwortung an diefer Stelle nicht 
verfucht werden fol. Wie die Dinge thatjächlich Tiegen, ift jene Zweitheilung 
nun einmal hergebradht. Und ohne fie einer Kritif zu unterziehen fragen wir, 
indem wir an diefer Stelle nur einen kleinen Beitrag zu der Lehre von dem Weſen 
der Gebühr und der Steuer bieten wollen, wie denn in dem ‘alle, daß 
an jolcher Zweitheilung fejtgehalten wird, der eine jener beiden Theile: 
die jogenannten öffentlich = wirthichaftlichen oder öffentlich = rechtlichen Staats- 
und Gemeindeeinnahmen am bejten weiter zu gliedern fein möchte. 

Dieje Frage jcheint Leicht zu beantworten und ijt doch im Grunde eine 
ſchwierige. 

Die bisher übliche Gliederung dieſer Einnahmekategorie iſt, wie bekannt, 
die in Steuern und Gebühren geweſen. Aber es iſt leicht zu zeigen, daß 
hiemit die Geſammtheit jener Einnahmen, mag man letztere nun ſo oder ſo 
charakteriſiren,“) noch nicht erſchöpft iſt. 


1) Das Folgende iſt Theil einer noch unvollendeten Arbeit über den Begriff der Steuern 
und die Gliederung der Staats und Gemeindeeinnahmen. 

) Da an dieier Stelle nicht eine Kritik jener hergebrachten Zweitheilung gegeben werden 
fol, muß ih mich auch enthalten, auf das Weſen der öffentlich-wirthſchaftlichen reſp. 
Öffentlich» rechtlichen Staatd: und Gemeindeeinnahmen nad der m. D. beiten Auffaſſung 
derjelben näher einzugehen. Um was es fih ungefähr hiebei handelt, darüber gibt jedes 
Handbuch Auskunft. 
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So verfchieden nämlich auch die Definitionen von Steuern und Gebühren 
im Allgemeinen bisher lauteten), jo hat man darunter doch regelmäßig nur 
Zahlungen reſp. joweit auch die Hingabe von Naturalien in's Auge gefaßt 
wurde, Zahlungen und Lieferungen veritanden. An fich gehören nun 
aber zu denjenigen Staats und Gemeindeeinnahmen, bezüglich deren die 
Staats-, rejp. Gemeindeverwaltung Vorzüge der Art genießt, daß die Bezeich— 
nung: öffentlich-vechtliche oder üffentlich-wirthichaftliche Einnahmen in dem 
bisher üblichen Sinne diefer Worte gerechtfertigt erjcheint, auch mancherlei 
Dinge, die Zahlungen oder Lieferungen nicht find. 

Man denke in Ddiejer Beziehung, um von außerordentlichen Einnahme: 
quellen wie Papiergeldemijjion ꝛc. ganz abzuſehen,“) nur 3. B. am jene 
Gewinne, die der Staat aus der Prägung von Scheidemünzen, oder Staat 
und Gemeinde aus dem Betriebe jolcher ihnen hie und da ausschließlich vor: 
behaltenen Einrichtungen wie Staats: und Gemeinde-Zettelbanten, -Sparkaſſen, 
Pfandbrief-Inftituten u. ſ. mw. ziehen, oder denfe auch an das, was dem 
Staat oder der Gemeinde aus der Herausgabe privilegirter öffentlicher An- 
zeiger, Staats, Gemeinde, Neichsanzeiger u. j. w., oder aus verfallenen 
Depofiten, „gefundenen Sachen, erblichen Berlaffenichaften u. j. mw. zufällt, 
Sicherlich find alles das öffentlich-mwirtbichaftliche und zum großen Theil 
auch öffentlich «rechtliche Einnahmen nach den üblichen Auffafjungen 
diefer Ausdrüce, ?) infofern dem Staate refp. der Gemeinde erhebliche that 
fächlihe und rejp. auch rechtliche Vorzüge bezüglich diefer Einnahmen zur 
Seite ftehen. Aber Zahlungen oder Lieferungen, alfo Gebühren oder 
Steuern in der hergebrachten Bedeutung dieſer Ausdrüde find es nicht. Was 
der Staat z. B. durch Ausgabe unterwerthig ausgeprägter Scheidemüngze 
gewinnt, gewinnt er nicht durch Anderen zugemuthete ee und ebenjo: 
wenig gewinnt die Gemeinde oder der Kanton auf diefem Wege, mas ihnen 
3. B. aus ihren öffentlichen Sparfajien oder aus Kantonalzettelbanfen zufällt 
u. j. w. Eher dürfte in Fällen diefer Art von einem bevorzugten Unter: 
nehmer= oder Erwerbsgewinn die Rede fein. Und falls alfo an jenen Scheid- 
ungen von öffentlich und privatwirthichaftlichen Staats- und Gemeinde: 
einnahmen ꝛc. überhaupt feitgehalten werden ſoll, dürfte es geboten fein, 
innerhalb der öffentlich = wirthichaftlichen Cinnahmen wieder zwei große 
Kategorien zu jondern, von denen die eine (A) Zahlungen und Liefer 
ungen, die andere (B) aber den nach Ausjcheidung dieſes Theiles ver: 
bleibenden Reſt umſchlöſſe, für welchen leßteren ſich, joweit eine poſitive 
Bezeichnung überhaupt Bedürfnig mwäre,*) am ehejten vielleicht folche Be 


1) Bol. hierüber 3. B. Bejobrafoff: Etudes sur les revenus publies. 1872. 

?, Es empfiehlt ſich das aus mandherlei hier nicht weiter zu erörternden Gründen. Was deu 
Begriff der Staats- und Gemeindeeinnahmen betrifft, jo jei bemerkt, daß diejer letztere Aus— 
druck bier nicht etwa als identijch mit Einnahmen des Staates oder der Gemeinde, jondern 
in erheblich engerem Sinne gebraucht wird, wie dies jowohl dem amtlichen wie dem willen: 
ichaftlichen Sprachgebrauch entſpricht. Bei der Gliederung der öffentlichen oder der Staat 
und Gemeinde-Einnahmen hat man nad diesfeitiger Auffafjung davon auszugeben, daß 
Staat3- und Gemeindeeinnahmen (im engeren oder eigentlihen Sinne) find: 

der Inbegriff derjenigen Sachen und auf Sachen oder Leijtungen bezüglichen Rechte, 
welche zur Dedung des eigentlichen Staats- reſp. Gemeindebedarf3 in das rechtliche 
Vermögen des Staates reip. der Gemeinde übergehen. 

3) Vgl. Anm. 2 p. 357. 

9) Läßt man die Scheidung von privat und öffentlich wirthichaftlihen Einnahmen 
überhaupt fallen, jo müſſen ich dieſe Dinge allerdings anders gejtalten. Und das dürfte, 
wie an anderem Orte zu zeigen ijt, allerdings vorzuziehen fein. 
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nenmungen wie Öffentlichewirthichaftliche „Erwerbseinfünfte* oder „Erwerbs: 
einfünfte öffentlich-wirthichaftlichen Charakters“ 2c. empfehlen möchten. 

Bejonders jchwierig geftaltet fich num aber die weitere Frage, wie jener 
eritere Theil: die Zahlungen oder Lieferungen öffentlich-wirthichaftlichen 
Charakters (A) zu gliedern fein möchte. 

Auch innerhalb diefer Einnahmen würde nämlich jene hergebrachte Scheid— 
ung von Gebühren und Steuern noch feineswegs ausreichen. Vielmehr dürfte 
ed, immer vorausgefeßt, daß man an Scheidungen der in Rede jtehenden Art 
überhaupt feitbalten will, zunächſt geboten fein, als bejondere Einnahmen 
neben Gebühren und Steuern noch die Strafen, inkl. der Ordnungsitrafen, 
Exekutivſtrafen, Konfisfationen 2c. binzuftellen, da alle diefe im Grunde nur 
duch jehr gewundene und unzureichende Erklärungen der Kategorie der Ge— 
bühren eingefügt werden konnten. ’) 

So verjchieden nämlich auch die bisherigen Definitionen letzterer lauteten, 
jo hat man darumter doch regelmäßig nur Entgelte, oder genauer gejagt: 
„Ipezielle* oder „bejendere Entgelte“ für gewiſſe „Gegenleiſtungen“ des Staates 
oder der Gemeinde verjtanden. Und man hat auch, wie jpäter gezeigt werden 
jol, gerade nach manchen aus Entgelts: oder Preisverhältniſſen fich 
ergebenden Eigenthümlichkeiten der bezüglichen Zahlungen durchaus Grund, 
an dieſer Auffaſſung feitzubalten. Strafen find mun aber offenbar weder 
Preife noch Entgelte, jondern durchaus anderen Charakters. Ja, fie ericheinen 
von jo eigenthümlichem Wejen, daß man faft verfucht fein fünnte, fie als 
einen bejonderen Theil der bier in Rede ftebenden Zahlungen oder Liefer— 
ungen (A) allen anderen Kategorien gegenüberzuftellen. Indeſſen hieße das 
wieder zu weit gehen, und es würde biebei namentlich das eigentliche Weſen 
derjenigen Gattung von Staats: und Gemeindeeinnahmen, zu denen Ges 
bühren und Steuern zu rechnen find, nicht beitimmt genug bervortreten. Unter 
diefem Gejichtspunfte iſt vielmehr in Nechnung zu ziehen, daß ſich auch unter 
denjenigen Öffentlich-wirthichaftlichen Zahlungen und Yieferungen (A), welche 
Strafen ꝛc. nicht find, manche befinden, die ihrem Wejen nach den Strafen 
in vieler Hinficht näher ſtehen als den Gebühren und Steuern. 

Man denfe in diefer Beziehung nur an jene Zahlungen, Durch deren 
Anordnung ähnlich wie durch die Feſtſetzung von Strafen die Sicherung 
gewiſſer Berwaltungsmaßnahmen, polizeilicher Vorjchriften u. ſ. mw. erreicht 
werden joll, alfo 3. B. an jene Zahlungen, welche nach dem Reichsbankgeſetz 
vom 14. März 1875 allen denjenigen deutſchen Zettelbanfen auferlegt find, 
welche ihren Notenumlauf über den „Baarvorrath“ und einen bejtimmten, 
ihnen „zugewiejenen“ Betrag hinaus geiteigert haben. Allerdings find nach 
diefer Beitimmung dem Reiche thatfächlih wie befannt bereits nicht unerheb— 
lihe Beträge zugeführt worden. Aber bezweckt waren ſolche Einnahmen im 
Grunde nicht. Im Gegentheil, man hat jene Abgabe in mancher Beziehung 


) Eine eigenthümliche Bertheidigung folder Einfügung Hat den treffenden Bemerk— 
ungen von Laspeyres gegenüber („Staatswirtbihaft” im Staatswörterbud von Bluntichli 
und Brater) 3. B. noch Beſobraſoff a. a. O. p. 23 verfucht: Quant aux amendes 
fiscales — jo fagt er z.B. in Anm. 54 a.a. O. — elles figurent dans leurs branches 
respectives de revenns...,. Les individus sonmis aux amendes, beneficient evidernment 
(quoigque sous une forme negative) tant des institutions, qui les condamnent que 
de l'activit& gönerale de l’Etat, dans une proportion superieure a celle des 
autres eitoyens; l’infraction aux lois qu'ils ont commise accroit les frais de ces 
institutions... . . Ces motifs suflisent pour ranger les amendes parmi les taxes, dont le 
systeme entier est base sur ces deux principes. 

24* 
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äbhnlih wie Strafen allein zu dem Zwecke angeordnet, um in anges 
mejjener Form Ueberjchreitungen der gedachten Art zu begegnen. Und ähnlich 
verhält es fi” mit manchen „PBrohibitivgöllen”, ähnlih auch mit manchen 
bejonders hohen Luxus- und Berfehrsabgaben, 3. B. mit den von der Ber: 
anftaltung „öffentlicher Luſtbarkeiten“ zu zahlenden Gebühren vder jener 
Liegenfchaftsaccife, die 3.B. zur Abwehr hofmetzgeriſcher Vorgänge in be: 
fonders großem Betrage in Württemberg früher von gewiljen Gutsveräußerungen 
erhoben wurde u. j. w. ?) 

Im Einzelnen wird es natürlich oft ſchwer fein, hienach von den eigent- 
lihen Steuern und Gebühren die anderen Abgaben zu fcheiden, zumal in 
derjelben Zahlung nicht felten Abgaben verjchiedener Gattung zugleich ent— 
halten find. Aber ein gewiſſer Gegenjag in den leitenden Grundgedanken ijt 
jedenfalls vorhanden. Und Ddiefer dürfte am beften dahin zu formuliren jein, 
daß Steuern und Gebühren ihrem Hauptcharafter nach finanzielle d. h. 
ſolche Einrichtungen find, deren wejentliche oder eigentliche Beitimmung es ift, 
dem Staat rejp. der Gemeinde wirthichaftlihe Mittel zuzuführen, während 
ſowohl die Strafen als auch jene ihnen verwandte Abgaben, deren joeben 
gedacht iſt, ihrem eigentlichen Charakter nach dieſe Beitimmung nicht haben. 

Hiegegen fünnte freilich geltend gemacht werden, daß aud) 3. B. folche 
Einrichtungen wie Gerichte und Bolizeiverwaltungen, desgleichen öffentliche 
Unterrichtsanftalten u. j. w., aus deren Benügung dem Staate rejp. der 
Gemeinde Einnahmen zufließen, die man zweifellog Gebühren zu nennen 
bat, ihrem eigentlichen Charakter nach nicht finanzielle Einrichtungen in 
diefem Sinne, d. 5. nicht bejtimmt find, dem Staate rejp. der Gemeinde 
wirthichaftliche Mittel zuzuführen, vielmehr ganz anderen Zwecken dienen 
jollen. Indeſſen wäre das Fein erheblicher Einwand gegen das Gejagte. 
Denn das Entjcheidende in dieſen Dingen joll ja, wie bemerkt, nicht Zweck 
und Charakter der Anſtalt jein, aus welcher die bezüglichen Einnahmen 
fließen, jondern Zwed und Charakter dieſer legteren, der Einnahmen felber. 
Und der Zwed, den zu erreichen man Gerichts-, Polizei und Schulgelder 
oder Kanal» und Straßengefälle zc. erhebt, ift ganz unabhängig von den 
Aufgaben der bezüglichen Anftalten oder Einrichtungen — jedenfall3 vorzugs— 
weile der, dem Staate rejp. der Gemeinde wirthichaftliche Mittel zuzuführen, 
ihre Bejtimmung alfo in der That eine finanzielle im oben berührten Sinne. 

Sceidet man nun aber nad alledem innerhalb jener öffentlich = wirth- 
Ihaftlichen Zahlungen oder Lieferungen (A) einerjeitS (1) folche, deren eigent— 
liche oder wejentliche Aufgabe es iſt, dem Staate oder der Gemeinde wirth— 
Ichaftliche Mittel zuzuführen, und andererjeits (2) jolche, die, wie z. B. Strafen 
und die erwähnten anderen Zahlungen, diejen Charafter nicht haben, ?) fo 


) Vgl. das Gejeg vom 18. September 1852 (Reg-Bl. 1852 p. 244). 

2) Bon manchem Regal oder Monopol ift freilich aud) behauptet worden, daß fie nicht 
allein finanziellen Zweden dienen, jondern zugleich beftimmt jeien, den Preis eines wichtigen 
Konjumtionsartiteld für alle Gebiete des bezüglichen Yandes, jelbjt für die verfehräärmiten 
Gegenden desjelben x. aufgleidher Höhe zu halten. Man hat das früher 3. B. vom Salzmonopol 
ebenjo für die in legterer Beziehung ungünjtig ſituirten maſuriſchen Landestheile Preußens wie 
für abgelegene Gebirgägegenden Graubündens und Bernd behauptet. Ja es wird Aehn— 
liches in leßteren Gebieten wohl noc für die Gegenwart angenommen. Immerhin find das 
Geſichtspunkte, die den finanziellen gegenüber namentlich bei Salzabgaben in den Hinter: 
grund treten. Und deihalb dürfte in der hier in Rede ftehenden Beziehung davon ebenjo 
abzujehen fein wie davon, daß man ja auch manche Gebühren wie z. B. Schulgelder nicht 
allein als finanzielle Einrihtungen, jondern auch unter anderen Geſichtspunkten vertheidigen 
kann. An jcharfen Grenzen fehlt es in diejen Dingen befanntlic; regelmäßig. 
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hätte man nunmehr — fünnte es jcheinen — wenigſtens innerhalb jener erften 
Gruppe (1) allein Gebühren und Steuern zu trennen, Gebühren (a) nämlich 
als ſolche Zahlungen, welchen „ipezielle Gegenleijtungen“ des Staates oder 
der Gemeinde entjprechen, und Steuern (b) als jolche, bei denen dieſe 
Borausjegung nicht zutrifft, wonach denn auch der Begriff der Steuer endlich ge- 
funden wäre. Im Grunde empfiehlt fich jedoch auch ſolche Scheidung nicht 
und zwar unter mehreren Gefichtspunften nicht: zuerjt nämlich injofern nicht, 
als es vorzuziehen jein möchte, ala Gebühren nur Entgelte für folche jpezielle 
Gegenleiftungen anzujehen, bei welchen ein „öffentliches Intereſſe“ 
betheiligt ift, jodann infofern man auch Entgelte letterer Art nicht in3- 
gejammt als Gebühren anzujehen, fondern entiprechend einer jchon an anderem 
Orte behandelten ') Theilung der Steuern in direkte, d. h. im Anſchluß an 
zuftändliche Berhältnije erhobene Katafterfteuern, umd indirekte d. h. im 
Anſchluß an Vorgänge erhobne Tariffteuern — in zwei Gruppen: Gebühren 
und Beiträge zu jondern hat, und drittens endlich, infofern man neben 
allen jo zu jcheidenden Zahlungen innerhalb der bier in Rede ftehenden 
Kategorie öffentlicher Einnahmen (1) namentlich für Staatsgebiete wie Deutjch- 
land, Holland, Belgien, die Schweiz u. j. w. noch eine andere Kategorie zu 
beachten Hat: ſolche Zahlungen nämlich, die auf Grund befonderer öffentlich: 
rechtlicher Verpflichtung von einem öffentlichen Verbande (Staate- oder 
Gemeindeverband) an einen anderen derartigen Verband zu leiften find, alfo 
> B. Zahlungen von Meatrifularbeiträgen Seitens der deutſchen Eingeljtaaten 
an das Deutjche Reich, ſowie umgekehrt Zahlungen von Zoll- und Stempel: 
Einkünften 2c. Seitens des Reiches an jene Staaten, desgleichen die Ähnlichen 
Auszahlungen 3. B von belgischen und holländiichen Poſt- reip. Steuer: 
Einfünften an belgische und holländische Gemeinden u. j. w. 
Die Definitionen von Steuer, Gebühr und Beitrag hätten alſo — 
wie hier freilich nur angedeutet werden kann — etwa jo zu lauten, daf 
Steuern: zur Gewinnung von Staats- oder Gemeindeeinnahmen 
(im engeren Sinne) *) angeordnete Zahlungen oder Lieferungen find, 
joweit diejelben weder Entgelte für fpezielle Gegenleiftungen des 
Staat rejp. der Gemeinde, noch von den den leßteren über: oder 
untergeordneten öffentlichen Verbänden als folchen zu leiſten find, 
daß ferner 
Beiträge: zur Gewinnung von Staats- oder Gemeindeeinnahmen 
(i. e. S.)) nah Maßgabe zuftändliher Verhältnifje an- 
geordnete Zahlungen oder Lieferungen find, ſoweit dieſelben Ent- 
gelte für jpezielle Gegenleiftungen des Staates reſp. der Gemeinde 
von Öffentlihem Intereſſe find, und daß endlich 
Gebühren: zur Gewinnung von Staats- oder Gemeindeeinnahmen 
(i. e. ©.’) nad) Maßgabe von Vorgängen angeordnete Zahl: 
ungen oder Lieferungen find, ſoweit dieſelben Entgelte für jpezielle 
Gegenleiftungen des Staates rejp. der Gemeinde von öffentlichem 
Intereſſe find. 
Bei folcher Definition dürfte fich dann auch zugleich die Entbehrlichkeit 
der oben im Frage geftellten, aber dem Herkommen entiprechend bisher hier 


Vgl.: Schwebende Finanzfragen (Kritit von Schaeffle's Steuerlehre) in Bren- 
tano:Schmoller Jahrbuch 1882, 
7) Bol. oben, Anm. 2 pag. 358. 
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zu Grunde gelegten Gliederung aller Staats- und Gemeindeeinnahmen in privat: 
und öffentlich- wirthichaftliche erweifen Lafjen. Indeſſen ſoll hierauf und 
auf jene beiden Scheidungen von Gebühren und Beiträgen refp. von Steuern 
und Zahlungen über- oder untergeordneter öffentlicher Verbände als folcher an 
anderem Drte eingegangen werden. Hier faljen wir allein jenes Andere, die 
aus der Betheiligung reſp. Nichtbetheiligung öffentlicher Interefjen fid 
ergebende Scheidung vou Gebühren und Beiträgen einerfeits und den übrigen 
Einfünften der hier in Rede jtehenden Art (1), alſo den Steuern, „bevor: 
zugten Ermwerbseinfünften“ u. ſ. w. andererfeits in’S Auge, und das giebt 
ung Veranlafjung dem Begriff des öffentlichen Intereſſes hier näher 
zu treten. 

Es ſei vorzuziehen, ift nämlich gejagt, als Gebühren, reſp. Gebühren 
und Beiträge nur Entgelte für jolche jpezielle Gegenleiftungen des Staates 
oder der Gemeinde anzufehen, bei welchen eine Betheiligung öffentlicher 
Intereſſen vorliegt. Und danach fragt ſich erſtens, was mit Diejer Be 
fchränfung gemeint ift, und jodann, aus welchen Gründen fie fich empfiehlt. 

Was gemeint ift, ſei zunächſt an einigen Beilpielen erläutert. 

Entgegen manchen anderen Annahmen follte alfo gejagt jein, daß 3. B. 
ſolche Zahlungen wie Bahnfahr: und Frachtgelder, Kanalgebühren, Tele 
graphen= und Telephongefälle, Chauſſee-, Pflafter- und Brüdengelder u. j. w. 
um jener NRüdfichten auf das öffentliche Intereſſe willen, welche bezüglich des 
Verkehrs auf Bahnen, Straßen ꝛc regelmäßig zu beachten find, im runde 
nicht minder als Gebühren anzujehen wären, als 3. B. Gerichts- oder Polizei 
Iporteln, Konſulats- und Paßgebühren, Schulgelder und SKollegienhonorare, 
Taren für die Benugung von Öffentlichen fanitären Anftalten, Bädern, Wajler: 
leitungen u. j.w.; daß vom Begriff der Gebühr dagegen auszujchließen 
wären erjtens die für Monopolgegenjtände wie Tabaf, Salz, Pulver u. ſ. w. 
zu erzielenden Erlöje, welche nach dem Gejagten jedenfalls auch öffentlich: 
wirthichaftliche Eınnahmen, desgl. auch Entgelte für jpezielle Gegenleijtungen 
des Staates 2c., dagegen nicht Entgelte für ſolche Gegenleiftungen find, bei 
deren Regelung ein öffentliches Interejje betheiligt ift; daß ebenfo von den 
Gebühren auszujchließen wären 3. B. jene Strafanitaltserlöje und ähnliche 
Intraden, Die zwar aus Anjtalten von öffentlichem Intereſſe hervorgeben, 
die fih aber nicht auf Gegenleiftungen von öffentlihem Intereſſe 
beziehen ; und desgleichen auszujchließen wären drittens die Einnahmen aus 
jolchen dem Staate noch vielfach zujtehenden, aber im Allgemeinen nicht mehr 
um öffentlicher Intereſſen willen fejtgehaltenen Vorrechten, — wie 3.8. dem 
Perlen-, Bernfteine und Flußgoldregal, gewilien VBorrechten bezüglich des 
Meühlenbetriebes in ſchiffbaren Gewäſſern, ähnlichen Vorrechten bezüglich der 
Küftenanfchtvemmungen und der insulae in flamine natae ı. j. w. 

Indeſſen find das Alles eben nur Beiſpiele. Sehen wir von folchen ab, 
und fragen direkt, was denn eigentlich öffentliche Intereffen in dem hier feit- 
zubaltenden Sinne dieſes Ausdrucdes find, und unter welchen Vorausfegungen 
ein öffentliches Intereſſe dieſer Art als zutreffend anzunehmen ift, jo berühren 
wir biermit eine Frage, die bejonders jchiwieriger Natur, aber auch von 
jo hervorragender Bedeutung ift, daß es vielleicht gerechtfertigt ericheint, wenn 
hier länger bei ihr vermweilt wird. 

Bon Bedeutung ift jene Frage nämlich nicht allein für die Lehre von 
dem Wejen und der beiten Geftaltung der Gebühr jondern auch 3. B. für 
wichtige Theile der Lehre von der Steuer, jo insbefondere für die Frage, 
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wie weit es gerechtfertigt ift, Steuern ohne Rüdjicht auf das Intereſſe des 
Zahlenden zu fordern, wie weit man mit der Ausdehnung der im Wege 
der Bejteuerung zu dedenden Staats- und Gemeindeausgaben, wie weit 
zugleich in der Steuerprogrejjion und höheren Belaftung fundirter Bezüge 
vorzugehen habe u. j. w. Bon Bedeutung ijt jene Frage ferner aber au 
wie wir jehen werden, für die Lehre von den Gründen und Grenzen bere 
tigter Erpropriation, ſowie berechtigter Zwangsablöfung, berechtigter 
Zwangsafjoziation und Zwangsdeihung u. ſ. w., ſowie endlich 
auh für die ganz allgemeinen ragen nad) dem Weſen des Staates und 
der Gemeinde, nach der beiten Scheidung von Privat: und öffentlichem 
Rechte, dem entiprechender Beitimmung der Kompetenz der Zivil- und der 
Verwaltungsgerichte u. ſ. w. | 

Auch darf vielleicht behauptet werden, daß die Bedeutung jener Frage 
in der Zufunft fich noch erheblich jteigern wird, injofern mit der Steigerung 
des Gegenjages von Arm und Neich und der der Zunahme der allgemeinen 
Bildung und Gefittung parallel gehenden gleichzeitigen Steigerung der jozialen 
Anfprüche der unteren Klaſſen das Gebiet der Aufgaben, für die man Die 
Steuerkraft des Landes in Anſpruch nehmen zu fünnen meint, fich immer 
mehr vergrößern und um jo erniter deßhalb die Frage fich geitalten wird, 
was num in diefen Dingen das öffentliche Interejie und was das zu jchüßende 
Intereſſe der Einzelnen verlangt. Und jo mag es aljo nicht ganz unangezeigt 
ericheinen, daß bier bei jenem in der Literatur bisher nur wenig behandelten 
Begriffe des öffentlichen Intereſſes etwas länger verweilt wird. Um fejteren 
Boden unter den Füßen zu haben, müfjen wir dabei freilich, bevor zum Begriff 
des öffentlichen Intereſſes übergegangen wird, zunächft der Frage näher treten, 
was denn Intereſſe an ſich in den bier in Rede ftehenden Bedeutungen 
dieſes Wortes ift. 


- 
= 


2. Die mit dem Ausdrucke Intereſſe zu verbindenden Begriffe. 


In Anbetracht der ſehr vielfältigen und umfajjenden Verwendung, die der 
Ausdruck Intereſſe im wiſſenſchaftlichen wie im allgemeinen Sprachgebrauch 
findet, fünnte e8 Manchem als eine ganz müßige Frage erjcheinen, was unter 
Intereſſe zu verſtehen ſei. In Wahrheit handelt es fich biebei indejlen um 
ſchwierige Dinge, die vielleicht eben deshalb weil man fie für hinreichend feit- 
geitellt und deghalb weiterer Bemühung unwerth erachtete, jchon zu manchem 
Irrthum, auch den hier in Rede jtehenden Fragen gegenüber, Anlaß gegeben 
haben. Im Grunde pflegen wir nämlich mit dem Worte Interejje nicht eine, 
ſondern recht verichiedene, wenn auch natürlich in mancher Beziehung einander 
berührende und jo zu jagen in einander greifende, zum Theil einander deckende 
Bedeutungen zu verbinden, die nicht immer Leicht zu jondern find und Demjenigen, 
der fich über diefe Mühe hinwegiegen zu können meint, manche Sindernilie 
bereiten. Iſt doch jelbjt Jhering noch fürzlich in dieſen Dingen ein Miß— 
veritändniß paſſirt, auf das, da es jich dabei um Grund legende Dinge handelt, 
auf die unten noch zurüczufommen jein wird, jchon bier mit wenigen Worten 
verwwiejen jein mag. 

Wer wie Fhering davon ausgeht, daß Nechte „nicht dazu da find, Die 
dee des abjtraften Rechtswillens zu verwirklichen,“ jondern um den Intereſſen, 
Zweden, Bedürfnifjen des Verkehrs zu dienen, daß Nechte überhaupt nur „rechtlich 
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geſchützte Intereſſen“ find u. j. w.,.) — für den ijt die Bedeutung des 
Begriffs Intereſſe natürlich eine große, und er hat auch mit jenem Fategorijchen 
Imperativ Kants abzurechnen, der „die Beimijchung irgend eines Intereſſes 
als Triebfeder ausjchließt”, an den Willen die Zumuthung richtet, „lich ohne 
alles Interefje in Bewegung zu jeßen“?) u. j. w. Fragen wir aber, wie Ihering 
die hierauf bezügliche Polemik gelungen ift und mit welchem Erfolge er namentlich 
jeinerjeit3 nachzuteilen verfucht hat, daß „auch die Selbitverläugnung unter 
den Gefichtspunft des Handelns für fich fallen muß“, da jede Handlung ein In— 
terrefje vorausjege und es überhaupt „fein Handeln für Andere gibt, bei denen 
das Subjekt nicht zugleich etwas für fich will" u. j. w., jo dürfen wir allerdings 
nicht unbeachtet Lafjen, daß Jherin gs Unterfuchungen über dieſe Dinge noch nicht 
abgejchlofjen find, daß er jich weitere Begründung derjelben vielmehr ausdrücklich 
vorbehalten hat. Indeſſen feſtzuſtehen ſcheint, daß das, was Jhering ung in 
dieſen Dingen bisher geboten hat, auf einer Verwechfelung mehrerer mit demjelben 
Ausdrud verbundenen Begriffe beruht. Und gerade infofern ift jchon an diejer 
Stelle darauf einzugehen. 

„Ein Interejje”, jo führt Ihering in jeinen mannigfach anregenden Aus: 
führungen über das „Problem der Selbftverläugnung“ aus (Zweck im Recht 
Bd. I p. 53 ff.), „it die umerläßliche Vorausfegung einer jeden Handlung — 
ein Handeln ohne Intereſſe ift ein eben jolches Unding, als ein Handeln ohne 
Zweck; es iſt eine pſychologiſche Unmöglichkeit. Mag das Intereſſe noch jo 
gering jein, aber irgend eines Jnterejjes bedarf es jtets, wenn der 
Zwed Macht haben joll über den Willen“ u. ſ. w. Sicherlich ift das 
Alles auch zuzugeben, zuzugeben nämlich unter der VBorausjegung, Daß der 
Ausdruck Interefie hiebei in jenem neueren, wie wir jogleich jehen werden, 
erit jeit dem vorigen Jahrhundert bei uns eingebürgten Sinne aufgefaßt 
wird, auf den auch Jhering unter Bezugnahme auf Schopenhauer'ſche 
Worte („ein Wollen ohne Intereſſe ift ein Wollen ohne Motiv“) bei diejer 
Gelegenheit verweist und wonach Intereſſe etwa gleichbedeutend ift mit Motiv 
oder Reiz zum Handeln, den Willen beftimmende Urſache ꝛc. Jedenfalls 
ift Dies aber nicht die einzige und auch nicht die vorzugsweiſe gebräuchliche 
Auffaffung des Wortes Intereſſe. Nach üblicher Auffaſſung ift Intereſſe 
vielmehr, wie wir jogleich jehen werden, etwa gleichbedeutend mit Betheiligt- 
jein, Betheiligung reſp. Antheil haben, Bortheil haben u. j. w. Und nur 
ein Handeln aus Interefje in diefem Sinne bildet den Gegenſatz zu jenem 
fategorischen Jmperative Kants, dem Jhering entgegentritt. Auch fann nur 
ein jolches Handeln als Gegenjat von Selbjtverläugnung, Selbitlofigfeit x. 
aufgefaßt werden. Wenn alfo $hering im unmittelbaren Anjchluß an die jo: 
eben wiedergegebenen Worte fortfährt: „Sit das Intereſſe die Beziehung des 
Zweds auf den Handelnden, und iſt fein Handeln denkbar ohne Intereſſe, jo 
muß auc die Selbjtverläugnung unter den Gefichtspunft des Handelns für 
jich fallen“; nicht jede Handlung fei egoiftiich, aber ein Intereſſe ſetze auch 
die Selbjtverläugnung voraus (p. 59), man wolle bei dem Afte der Selbjtver- 
läugnung „Tr jich vielleicht nur das Gefühl, einem Anderen in der Noth ge: 





1) Val. Zweck im Recht J, namentlih Kap. IV, as Problem der Selbjtverläugnung 
auch deine des römijchen Rechts II. 1.? 1877 p. 

?) Bgl.ZwedimRecdtl,pag.53 ff. Jhering übrigens wiederholt darauf, daß 
erjt die folgenden Bünde, in denen namentlicdy der Nachweis des „Grundgedankens“ verjucht 
werben job, „Dah der Awed der Schöpfer des gefammten Rechts iſt“ (p. VI a. a. O.), den 

Leſer in den Stand ſetzen werden, die Gedanken Jherings volljtändig zu erfaflen. 
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bolfen, ihm einen Dienjt erwiejen, eine Freude gemacht zu haben“ u. ſ. w., 
aber ein Minimum des Antheils jtehe doch auch hier in Frage (p. 60.), jo 
fünnen dieſe Folgerungen nicht als ganz tichhaltige anerkannt werden. Wenn 
ein Handeln ohne Motiv (Intereſſe in diefem Sinne) nicht — iſt, ſo gilt 
dasſelbe nicht auch von einem Handeln ohne Betheiligung im andern Sinne, 
ohne Antheil haben, Vortheil haben oder Vortheil gewärtigen u. ſ. w. Und 
wie man gleichzeitig von Jemand ſagen kann, er ſei zu wenig und ſei zu ſehr 
intereſſirt, gleichzeitig auch behaupten kann, Jemand ſei frei von Intereſſe und 
ſei voll von Intereſſen, habe Intereſſen und habe feine Intereſſen ꝛc., je nach— 
dem man eben unter Intereſſe das eine Mal dies, das andere Mal jenes ver: 
fteht, — ebenjo fann man mit gutem Nechte auch zu gleicher Zeit behaupten 
und bejtreiten, daß im bejtimmten Falle Jemand aus Jutereſſe handle — 
behaupten, indem man Interejje eben gleich Motiv, Willensbeftimmungsreiz u. |. w. 
auffaßt, bejtreiten, indem man dasjelbe Wort in jenem üblicheren anderen 
Sinne vermwendet.') 

Das Alles find im Grunde auch leicht verjtändliche Dinge. Schwierig- 
feiten entjtehen indejien, jobald man verjucht, die jchon nach dem Gejagten 
überaus mannigfaltigen und vielgeftaltigen Auffaſſungen von Intereſſe im Ein- 
zelnen zu prüfen und fie namentlich der Art zu Eaffitiziren, daß in Anlehnung 
daran zum Begriff des öffentlichen Intereljes übergegangen werden fann. 

Zu Ddiefem Behufe wollen wir von jener aus fremdem Sprachgebraud) 
übernommenen, vorhin al3 neuere charafterifirten bejonderen Auffafjung des 
Ausdruds Intereſſe einftweilen abjehen, und allein bei den hienach noch ver: 
bleibenden anderen Bedeutungen diefes Wortes verweilen und wollen auch 
beachten, daß dieſe Bedeutungen fich, wie hier jogleich bemerkt jein mag, regel: 
mäßig entweder direft auf das Verhältniß von Dingen zu Perſonen oder 
aber — direkt wenigſtens — nur auf das Verhältniß von Dingen zu andern 
Dingen, d. h. zu gewiljen Angelegenheiten, Zielen oder Zweden als jolden 
beziehen, wonach wir aljo ähnlich wie wir z. B. jubjektiven und objektiven 
Werth und jubjektives und objeftives Recht auseinander halten, im Grunde auch 
zwiſchen Interejje im jubjektiven und Intereſſe im objektiven Sinne unterjcheiden 
müflen.?) Es wird das freilich, wie wir fogleich ſehen werden, jelbit von 

1) Auch die Beilpiele, die Jhering a. a. O. bringt, können mich nicht zu anderer 
Anficht beitimmen. Er jagt: „Für meine Kinder bringe ich Opfer, für meine Freunde, für 
einen gemeinnüßigen Zwed, aber nicht für den Schah von Perfien, nicht für einen Tempel- 
bau in Indien... . . Die (Zwede) müjjen eine gewiſſe Beziehung zu mir haben. Der 
Protejtant ſteuert nicht bei zum Piusverein. . . Dieſe Beziehung bezeichnet die Sprache be 
tanntlid mit dem Ausdrud: „Tich für etwas interejjiren* ꝛc. — — Üllerdings „blindlings“ 
(p. 58) fährt auch die Selbjtverleugnung „nicht ins Geſchirre“; gerade, da ſie der Pflicht 
folgt, jol fie erwägen, was Pflicht ijt und was dieſe gebietet, und deßhalb wird der Chriſt 
freilich regelmäßig nicht für einen indischen Tempelbau, der Proteftant nicht zum Piusverein, 
der Katholit nicht zum Guſtav Adolfs-Verein beitragen u. ſ. w. Auch ift zuzugeben, dab 
man ſich für mehrere Aufgaben, die als pflihtmähig ericheinen, je nachdem fie uns gegenüber 
mehr oder weniger zur Geltung gebracht werden und je nachdem man hoffen fann, ihnen 
mehr oder weniger zu entjprechen, den Erfolg mehr oder weniger zu fontroliren u. j. w. — 
auh mehr ober weniger zu „intereifiren“ pflegt. Aber ein derartiges Intereſſiren und ein 
Handeln aus Intereſſe im andern üblihen Sinne — find eben verichiedene Dinge. 

?, Uebrigens iſt es bei der großen Mannigfaltigkeit der überhaupt in Betracht fommenden 
Bedeutungen von Intereſſe und der nahen Verwandtichaft, in der manche nad) dem Geſagten 
ala „Iubjektiv“ zu bezeichnende Auffafiungen zu „objektiven“ Auffafiungen desjelben Aus: 
druds jtehen, nicht zu empfehlen, der Art wie es z. B. bei den Werthbegriffen geichieht, von 
— 5* zwei * Klaſſen: Intereſſe im objektiven und Intereſſe im ſubjektiven Sinne 
zu 
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Denjenigen, die fich etwas eingehender mit diefen Dingen bejchäftigt haben, über: 
jehen, indem man es gewiljermaßen fir jelbjtverjtändlich hält, daß jenes 
namentlich in Nechtserörterungen in neuerer Zeit jo vielfach herangezogene 
Wort Interejfe nur eine Beziehung zwifchen einem Subjeft und einem Objeft 
zum Ausdruck bringt, wonach) das letere für das erſtere Werth habe!) u. j. w. 
Indeſſen gerade hierin dürfte Die Urfache manchen Mifverjtändnifjes und manchen 
Irrthums zu finden fein. Und jo halten wir alfo vorbehaltlich ſpäteren Erweiſes 
zunächſt daran feit, daß die nun im Einzelnen in Betracht zu ziehenden 
Bedeutungen von Intereſſe theils jubjektiver, theils objeftiver Art im joeben 
berührten Sinne find und beginnen mit dem Hinweis auf Bedeutungen, die in 
gewillem Sinne befonders nahe gelegen erjcheinen, Diejenigen nämlid), wonad) 
der Infinitivform des lateinischen inter-esse entiprechend Intereſſe ung als ein 
Dazwiſchenſein, Dabeijein oder Betheiligtjein erjcheint. 

Ob dieſe Auffafjung nach der Entwidelung des Sprachgebrauchs die 
ältejte ift, kann dahingejtellt bleiben.?) Manche behaupten, manche bejtreiten e8. 
Uns genügt e3 darauf zu verweilen, daß wir thatfächlich auch heute noch vielfach 
von Intereſſe in diefem Sinne jprechen und das Betheiligtiein dann direkt theilg 
auf ein Verhältniß zu Perſonen, theils aber auch auf ein Berhältniß zu Angelegen= 
heiten, Zwecken oder Zielen als jolchen beziehen.) Im erjteren Sinne behaupten 
oder bejtreiten wir 3. B., daß ein Imterejje oder Betheiligtjein Jemandes 
an dem Blühen oder Darniederliegen dieſes oder jenes Gejchäfts oder dem 


ı) Worte von Gareis im Allg. Staatsrecht 1885 p. 9. Vgl. aud) 3. B. Ihering: 
„Der Werthbegriff enthält den Maßſtab zur Beitimmung der Tauglichkeit eines Guts, der 
Interejien begriff erfaßt dieje a le in bejonderer Beriebung auf die Berhältnifie 
und Zwede des Subjekts (Geift d. r. R. III 1 p 329 $ 60). Auch Leuthold (vgl. die jolg. 
Ann.) neigt diejer Auffafjung zu, womit es zuſammenhängt, daß nad) jeiner Auffafiung 
„jedes öffentliche Intereiie jich aus einer Mehrheit von Einzelinterefjen räumlich verbundener 
Menichen zufammeniepgt.“ (p. 232 a. a. D. vgl. auch p. 334, p. 336, p. 853 u. p. 412), — 
eine Auffafjung, auf deren Konſequenzen unten zurüczutommen jein wird. Übrigens jdeint 
fih Leuthold nicht ganz frei von Widerſprüchen zu halten. „Das wahre Subjekt des 
Intereſſes — jo jagt er z. B. an einer Stelle (p. 323) — bleibt für menſchliches Denken und Anſchauen 
immer der Menſch jelbit. — Einen andern Interejienten kennt jelbjtveritändlih aud das 
pojitive Necht nicht.“ Und wenn in der Gejepgebung . . . Ausdrüde wie z. B. „das In— 
terejie der Geſundheit“ . . . vorkämen, jo hänge das lediglich damit zujammen, dab das 
Intereſſe der Einzelnen wie das der Gejammtheit ich in einer Mehrheit verjchiedener Richtungen 
zu bewegen vermag, und legtere zwar nad) unjerem Sprachgebrauche perionifizirt werden 
fünnen, nicht aber im Recht u. ſ. w. Richtiger heißt es dagegen p. 322: „In Diejer 
weiteren Bedeutung,“ d. h. als Antheil, Vortheil u. j. w., werde Intereſſe theils perjönlich, 
theils unperjönlih (— 3. B. „Interefje für Schifffahrt“ nad) Reichsgeſetz vom 6. Jan. 1875 
s 1)... im öffentlihen Necht oft verwendet“ x. 

2) Vgl. biezu und zum Folgenden auch M. Heyne in Grimm Deutjchem Wörter: 
buch u. Weigand Deutſches Wörterbuch ſ. v. Intereſſe. Heyne unterjcheidet ſechs verichiedene 
Bedeutungen diejes Worts, ohne übrigens Intereſſe als Betheiligtiein und Intereſſe als 
Antbheil, Vortheil ꝛc. zu jcheiden, auch ohne Interefie als Antheil überhaupt von 
Intereſſe im Sinne von Nachtheil reip. Bortheil auseinander zu halten und in&bejondere 
ohne der Bedeutung von Intereflen als Dingen, jür die man fid) interejjirt (vgl. unten 
y. 369) zu erwähnen. Den Unterjchied von Intereſſe im jnbj. und Intereſſe im obj. 
Sinne zu berühren, batte ebenfalls Henne feine Veranlajjiung. — Außer auf die Genannten jei 
auf Littre Diet. de la langue francaise T II 1869 s. v. interet (wo neun verichiedene 
Bedeutungen dieſes Worts hervorgehoben werden) und ſchon an diejer Stelle auf Leut— 
holds auf ein bejonders reiches Material geitüpte und in vielen Beziehungen auch jehr 
belehrende Ausführungen in Hirth's Annalen 1884 p. 321 ff. (Deffentl. Anterefie und 
öffentliche Stlage im Verw.-Recht) verwiejen. 

3, So unterfcheidet auch Littre& z.B. alddritte Bedeutung von interöt: ce qui importe 
aux personnes en quelque maniere que ce soit. als fünfte aber: ce qui importe aux 
choses ce qui leur est avantageux (3. B. l'intret de votre sante). 
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Fortjchreiten oder Nichtfortichreiten diejer oder jener wiſſenſchaftlichen Unter: 
ſuchung Plab greife u. j. w. Im andern (objektiven) Sinne aber behaupten 
wir 3. B., daß ein wijjenjchaftliches oder ein Kunftintereffe in diefem 
oder jenem Fall vorliege, oder bejtreiten 3. B., daß bei dieſem Landes: 
meliorationg= oder Kanalprojekt zugleich ein Schifffahrts- oder ein Wege: 
interejje oder ein Interejje der Landesvertheidigung anzunehmen fei u. ſ. w. 

Unmittelbar an dieſe erite Auffaljung von „Intereſſe“ als einem Be: 
tbeiligtjein überhaupt jchließt fich num aber eine zweite, wonach nicht 
jedes Betheiligtjein, jondern nur ein folches von gewijjer Art uns als In— 
terefie erjcheint, dasjenige Betheiligtfein nämlich, bei welchem ein Gewinn, Vor: 
theil, Nußen oder ein Genuß u. j. mw. in Ausjicht fteht, mit einem Worte aljo 
ein Betheiligtfein in einer für den Betreffenden erwünfchten oder!) erjtrebens- 
werthen Beziehung. 

In dieſem leßteren Sinne jagen wir 3. B., dieſer oder jener Vorgang 
entjpreche dem Intereſſe Jemandes (jubjektiv) oder einer Angelegenheit (objektiv), 
oder 3. B. es harmonire oder disharmonire etwas mit dem Intereſſe Jemandes 
oder einer Angelegenheit, jagen auch, Jemand ſei in feinem Intereſſe geichädigt, 
Jemand habe nad) Maßgabe feines Intereſſes Beiträge zu leiften, Jemand 
babe wegen jeines Intereſſes auch für den etwa zu gewärtigenden bezüglichen 
Schaden einzuftehen u. ſ. w., wobei wir, wie leicht erfichtlich, überall nicht 
ein Betheiligtjein an fich, ein Betheiligtjein überhaupt, jondern eben ein Betheiligt- 
fein in jener bejonderen Richtung im Auge haben, die vorhin charakterifirt 
wurde: Soll man nad) Maßgabe des Intereſſes zahlen, jo joll man eben nicht 
nah Maßgabe des Betheiligtjeins an fich, jondern nach Maßgabe des in Aus— 
ficht ftehenden Gemwinnes oder Vortheils zahlen. Entſpricht m. D. etwas 
meinem Intereſſe, jo entjpricht es, meine ich, nicht einer Betheiligung meinerjeits 
an fih, jondern meinem Gewinn oder Genuß. Soll ich wegen meines 
Snterejies und nach Maßgabe diefes auch für den Schaden einjtehen, jo joll 
ih wegen und nach dem Maß meiner Gemwinnchancen einjtehen ꝛc. Aber 
auch jo gebrauchen wir den Ausdruck Interefje, wie in diefen Beifpielen ſchon 
angedeutet ijt, im ziwiefacher Weife, einmal in jenem jubjeftiven Sinne, 
bei dem wir an das direkte Betheiligtfein von Berjonen denken, und ſodann 
objektiv, indem wir 3. B. jagen: Dies oder jenes liegt im Meliorations: 
oder im Schifffahrts= oder im Yandesvertheidigunmgsinterefle 2c, oder 
3. B. es entipricht diejes oder jenes Vorgehen mehr dem Intereſſe der einen 
als der andern Angelegenheit, 3. B dieſe oder jene ftatiftiiche Aufnahme mehr 
dem Intereſſe der Wiſſenſchaft als dem der Verwaltung oder weniger 
dem Intereſſe der Verwaltung al3 dem Intereſſe der Lebens-Verſicherung 
u. ſ. w. — wobei wir zwar an ein Betheiligtiein bezüglicher Angelegenheiten, 
aber eben nur an ein Betheiligtfein derjelben im oben berührten bejonderen 
Simme, m. a. W., an ein Bortheilen, Gewinnen u. f. w. der bezüglichen An— 
gelegenheiten denfen. 

An alle dieſe Auffaflungen von „Intereſſe“ schließen fich dann aber noch 
einige andere, in denen diefes Wort überhaupt nicht jener Infinitivform 
entjprechend gebraucht wird, alfo überhaupt nicht ein Betheiligtjein im diejer 
oder jener Richtung bezeichnet, jondern vielmehr den bezüglichen Ant heil jelbit, 
und das wieder in verjchiedener Weile: einmal nämlich Yo, daß Intereſſe gleich 

ı) Wollten wir nur den Forderungen der Logik und nicht denen unjerer Wiſſen— 
ſchaft entiprechend definiren, jo hätten wir hier natürlich abermals zu dijtinguiren. 
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Antheil überhaupt, Antheil ſchlechtweg, Antheil in diefer oder jener Richtung 
ift, jodann jo, daß es einen Antheil in der vorhin berührten bejonderen 
Richtung alfo etwa fo viel wie Gewinn, Bortheil, Nußen u. j. w., und 
endlich jo, daß es umgekehrt etwa jo viel wie Schaden, Nachtheil u. j. mw. 
bedeutet. 

Antheil überhaupt ift ung Intereſſe 3. B. dann wenn wir jagen (jubjeftiv) : 
Jemand hat ein Intereſſe an dem Ausfall diefes Prozefies vder hat fein 
Intereſſe daran, reſp. (objektiv): die Landesvertheidigung hat fein Interejje an 
dem Scidjal dieſes Gejegenttwurfs oder dem Ausbau diefer Bahn oder dieſes 
Kanals, dagegen der Verkehr hat ein Interejje daran u. . w. Wie nämlich 
Schon der Ausdrud: Haben, Intereſſe haben ꝛc. in diefen Fällen verweift, iſt 
da nicht wie in den vorhin gegebenen Beifpielen von einem Dabeijein, Betheiligt- 
fein 2zc., jondern in der That von einem Antheil und zwar davon die Rede, 
daß ein Antheil überhaupt, em Antheil jei e8 im dieſer oder jener 
Richtung Platz greift oder nicht. 

Ebenfalls nicht als ein Betheiligtjein, jondern vielmehr als ein Antheil, 
aber als ein Antheil in der zweiten der vorhin berührten Bedeutungen, d. 5. 
als ein VBortheil, Gewinn u. f. w.) erjcheint uns Intereſſe jodann, 
wenn wir 3. B. jagen das Interejje Jemandes („ſubjektiv“) oder das Intereſſe 
irgend einer Angelegenheit („objektiv“), 3. B. der LYandesvertheidigung oder der 
Schifffahrt oder der allgemeinen Sicherheit u. ſ. w., werde durch Dieje oder 
jene Maßnahme entweder beeinträchtigt, gefhädigt, bedroht u. j. w., 
oder aber begünstigt, gefördert oder gehoben x. Und endlich it uns 
Intereſſe joviel wie Nachtheil, Schaden x. in den meilten der auf 
Entihädigung bezüglichen Wendungen des allgemeinen Sprachgebrauchs und 
namentlich auch in den diefe Dinge regelnden Nechtsbejtimmungen, jo daß in 
manchen Theilen der Jurisprudenz Intereſſe wohl überhaupt geradezu als 
identijch mit Schaden aufgefaßt wird.?) 

Aller Nachtheil, — jagt 3. B. das Allgemeine Preußiſche Landrecht von 
1794 — welcher für Jemand daraus entjtanden ift, daß der Andere feinen 
Pflichten nicht nachgefommen ift, wird unter dem Intereſſe begriffen. Und 
zur Yeiltung des Intereſſes verpflichtet fein — lautet es in neueren Lehr: 
büchern des gemeinen Rechts — beißt: verpflichtet fein zum Erſatz des Nach— 
theils, welcher in der VBermögenslage einer Perſon in Folge einer pojitiven 
und negativen Thatjache eingetreten it u. ſ. mw.?) 

Leider ijt nun aber auch mit alledem die Zahl der zunächit hier in Be: 
tracht zu ziehenden älteren Bedeutungen von Intereſſe noch nicht ganz erichöpft. 
An die joeben berührten Bedeutungen fnüpfen fich vielmehr noc) zwei weitere, 
nämlich) an die zulegt erwähnte: die engere Bedeutung von Intereſſe als 
Berzugszinjen reip. von Zinjen überhaupt,*) — eine Auffafjung, die für 
das Folgende allerdings von jo geringer Erheblichkeit ift, daß es genügt, fie 


) Bgl. auch z. B. Henne a. a. O. sub. 2: im gemeinen Gebrauch ift Interefie „Vor: 
theil“ . . . 3. B. „das liegt ganz gegen mein Intereſſe“ ac. 

) Wie denn aud) fon ein mittelalterliches Gloßar des 15. Jahrhunderts Intereſſe 
geradezu durd; Schaden verdeutiht (Heyne a. a. D.). Leuthold meint unter Bezugnahme 
auf Du Fresne (Glossar III p. 863 ff.), daß im mittelalterlihen Latein interesse überhaupt 
nur in der Bedeutung von Schaden vder Zinſen gebraucht jei (p. 821). 

3 Val. z. B. Windicheid Pandekten Bd. U. 

YNad Weigand a. a, D. jeit dem 16. Jahrhundert jo gebraucht, vgl. aud Anm. 2 
©. 368 bier, dazu das alte Sprichwort, dad Simrod erwähnt „interejlen: täglich mit ung 
aus der Schüjjel eſſen“ (Heyne sub 3). 





ee 
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bier berührt zu haben. Und an jene andere Bedeutung, wonach Intereſſe 
etwa gleichbedeutend ijt mit Wortheil, Gewinn ꝛc., knüpft fich die gerade 
hier vorzugsweife zu beachtende weitere, nach der Intereſſe dasjenige jelber 
it, was eben dem Vortheil, Nuben, Gewinn ꝛc. Jemandes (jubjektiv) oder 
aber dem Bortheil, Nuten oder Gewinn einer Angelegenheit, einer Unter: 
nehmung 2c. entjpricht.*) 

In diefer legteren Auffafjung jprechen wir z. B. von der Stollifion oder 
der Uebereinjtimmung der Interefjen mehrerer Berfonen, von dem Intereſſen— 
fampf als Preisregulator, von der Förderung rejp. Vernachläſſigung der 
Intereſſen der Urproduftion oder des Handels oder der materiellen Intereſſen 
eines Landes überhaupt u. ſ. w., und denfen 3. B. im legteren Falle weder 
an die Vernahjläffigung oder Förderung eines Betheiligtjeins, oder der 
Nachtheile oder Bortheile gewiſſer Angelegenheiten u. j. w., jondern eben 
nur an die Vernadhläffigung oder Förderung jolcher Dinge jelber, die für die 
materielle Wohlfahrt oder für die Urproduftion oder den Handel u. j. w. von 
Bortheil, Gewinn oder Nuten jind.?) 

Daß zmwijchen manchen diefer und der vorhin berührten Auffafjungen von 
Intereſſe, wie auch oben jchon angedeutet wurde, Uebergänge Pla greifen, Die 
den bezüglichen Gegenfag verjchleiern und es hie und da jogar gejtatten, bei 
dem Gebrauch jenes Ausdruds in einem und demjelben alle mehrere der 
erwähnten Auffafjungen zugleich gelten zu laſſen, joll durchaus nicht bejtritten 
werden.) Es entſpricht das — wie Jeder weiß, der über diefe Dinge ein 
wenig nachgedacht hat — nur den allgemeinen Erjcheinungen in der Fortent— 
widelung unſerer Sprache und iſt namentlich leicht daraus zu erklären, daß ſich 
der an fich bejchränfte Wortſchatz unferer Sprache regelmäßig nicht ausreichend 
erweilt, der Fülle und PVielgejtaltigfeit der in ung fich entwidelnden Vor— 
itellungen gerecht zu werden, und wir aus diefem Grunde genöthigt find, an 
fich ähnliche, namentlich aus einander hervorgegangene, aber im Grunde doch 
verichiedene VBorftellungen mit demjelben Ausdrud zu „überdeden”, was dann 
wieder die Sonderung ſolcher an fich verschiedenen Vorftellungen erjchwert und 
auch den Trieb, jolche Sonderung ins Werk zu jegen und fich über die einzelnen 
Borftellungen Har zu werden mindert. Cine gewilje Verſchwommenheit des 
allgemeinen Sprachgebrauch® und ein gewifjes Ueber: und Ineinandergreifen 
der bezüglichen Vorjtellungen ift alfo auch auf dem bier in Rede jtehenden 
Gebiete leicht zu erflären. Indeſſen zeigt geringes Nachdenken, daß wir jchon 
nach allgemeinem Sprachgebrauche die hier berührten mehreren Bedeutungen von 
Interejjen, wenn auch vielfach unbewußt, im Grunde auseinander halten und 
dazu nach der unferen Vorftellungen bisher zu Theil gewordenen Entwidelung 
auch ausreichend Veranlaffung haben. Die Sprache der Wiſſenſchaft aber darf 
in diefen Beziehungen hinter den Forderungen des allgemeinen Sprachgebrauchs 
natürlich nicht zurückſtehen. 


') Diefe Bedeutung hat man oft überjehen. Bal. 3. B. Anm. 2 p. 366 hier. 

*) In diefem Sinne jagen wir ja aud 3. B.: Jemand widmet fid den Intereſſen 
Jemandes oder widmet ſich den Intereſſen des Staatsdienjtes oder der Wiſſenſchaft oder jeines 
Vaterlandes u. ſ. w. oder er bejhäftigt fi) mit diefen Intereſſen, hat Sinn oder nicht 
Sinn für diefe Interefien, hat zwar Sinn aber nicht Muße für öffentliche Jnterefien u. j. w. 

) Man jajie nur einige der in der legten Anm. gegebenen Beijpiele ins Auge oder jene bei 
deyne zu 2) gegebenen Zitate: „Mein Herz wird das Opfer eines elenden Staatsinterejjes“ 
Leßing) reip. „jie juchte.... . . die Interefien der Krone zu untergraben“ (Heyne), ꝛc. und 
man wird ſich überzeugen, daß Interefie dort ſowohl im jveben berührten Sinne als aud) 
in einem anderen * d. h. als Vortheil ꝛc. aufgefaßt werden könnte. 
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Uebrigens haben wir bisher, worauf jchon verwieſen wurde, immer mur 
jene älteren Auffaſſungen von Intereſſe in’3 Auge gefaßt, und haben num nod) 
einiger neuerer zu gedenken, wonach ſich dieſes Wort überhaupt nicht auf 
Beziehungen, Berhältnifje, Vorgänge u. j. w., jondern vielmehr auf Emp find: 
und Gefühle bezieht, die mit Diefen Dingen in Zufammenhang 
tehen. 

In dieſen nachweislich etwa ſeit dem Anfang vorigen Jahrhunderts aus dem 
franzöſiſchen Sprachgebrauch übernommenen Auffaſſungen!) ſprechen wir ſtatt 
von einem Intereſſe an etwas oder einem Intereſſirtſein bei etwas, regel— 
mäßig vielmehr von einem Intereſſe für etwas, alſo z. B. von einem Intereſſe— 
haben für etwas oder einem ſich intereſſiren für etwas indem wir z. B. ſagen 
Jemand habe ein recht lebhaftes, großes oder aber ein wenig entwickeltes, 
geringes Intereſſe für Jemand oder für etwas, oder er habe z. B. ein ge— 
ringeres Intereſſe für die Kunſt, als für die Wiſſenſchaft oder ein größeres 
Intereſſe für gelehrte Studien als für ſein Amt, auch z. B. ſagen, Jemand ſei 
voll von Intereſſen oder ohne Intereſſen u. ſ. w. Auch reihen ſich gerade 
an diefe neueren Bedeutungen von Intereſſe (bei denen von einer „objektiven“ 
Erfaflung im oben berührten Sinne natürlich nicht die Rede jein kann) noch 
manche andere Auffafjungen, wonach wir Intereſſe, wie oben ſchon bemerkt 
ift, etwa gleichbedeutend mit Motiv, Neiz zum Handeln u. j. w. ge 
brauchen („ein Wollen ohne Intereſſe ift ein Wollen ohne Motiv”), desgleichen 
jene weiteren Muffafjungen, wonach wir dem Intereſſe im Allgemeinen das 
Selbjt: oder Eigeninterefje entgegenhalten oder aber Intereſſe und Selbjtinterefie 
als gleichbedeutend anfehen?) u. j. w. Indeſſen find alle diefe Auffafjungen, jo 
wichtig fie für andere Theile unjerer Wiſſenſchaft fein mögen, hier, wo es gilt 
das Verſtändniß der mit dem Ausdrud „öffentliches Intereſſe“ zu ver: 
bindenden Begriffe vorzubereiten, nur von geringer Bedeutung. Es genügt 
daher, hier ihrer gedacht und namentlich auf den Gegenſatz verwiejen zu haben, 
der zwijchen ihnen und jenen älteren Auffafjungen bejteht. Eines Weiteren 
bedarf es nicht. Und unter demjelben Gefichtspunfte jollen von der Betrachtung 
fortan auch einige jener älteren Auffalfungen ausgeſchloſſen werden, die zur 
bejjeren Slarlegung der bier in Betracht zu ziehenden Bedeutungen von 
Intereſſe oben herangezogen find, deren es aber zum Berjtändniß- des Aug: 
druds öffentliches Intereſſe fortan nicht bedürfen wird. Es find das die— 
jenigen Auffafjungen, wonach unter Interefje einerſeits Nachtheil, Schaden | 
u. ſ. w., und andererjeits ar oder Verzugszins verjtanden wird. 

Als im Folgenden bejonders zu beachtende Auffafjungen jenes Wortes 
behalten wir danach aljo zurück: Intereſſe als Betheiligtfen überhaupt 
(A), oder in jener erwünſchten oder erjtrebenswerthen Beziehung (B), ferner 
Intereſſe als Antheil überhaupt (C) reip. als Vortheil, Gewinn u. j. w. (D), 
und endlich Intereſſen als Dinge, bei welchen jolcher Antheil, fei es überhaupt, 
jei es in jener befonderen Richtung Platz greift (E), wobei aber im Einzelnen 


!) Vgl. Weigand und Heyne a. a. D., auch Littr& am angef. DO. (Bedeutung 6—9.) 

2) 3.8. „Er handelt jo aus Intereſſe, nicht aus Liebe“ ꝛe. (Vgl. auh HeyneNr. 4. a. a. 
D.) Nad) Weigand wäre Intereſſe in diefer Bedeutung jogar mit Eigennuß gleichbedeutend, 
was aber nicht zu foncediren ift. Eigennuß ift wie jchon an andern Orten zu zeigen verjucht 
if, dad mit dem Intereſſe Anderer follidirende Selbitintereffe. Bol. aud Littre a. 
a. D. sub Nr. 6 interöt: sentiment egoiste, dagegen unter Nr. 7 sentiment oppose & 
Vinteröt &goiste et qui nous inspire souci d'une personne ou d'une chose (p. e.: et ce 
grand interöt que vous prenez pour eux etc.) 
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— mas abweichenden Anfichten gegenüber hier nochmals betont jei!) — regel: 
mäßig zwijchen Intereſſe im „jubjektiven“ Sinne, d. h. Interefje mit Bezug auf 
die direkte Antheilnahme oder die Bortheile, den Gewinn u. ſ. w. gewiſſer 
Perjonen und Intereſſe im „objektiven“ Sinne, d. h. Intereſſe mit Bezug auf 
die direkte Betheiligung oder den Nugen u. ſ. mw. gewiljer Angelegenheiten, 
Zwede oder Ziele als jolcher zu unterjcheiden ift. Und jo glauben wir denn den 
Boden bereitet zu haben, von dem aus nun zur Behandlung der jchtwierigeren 
Frage übergegangen werden kann, was unter „öffentlichem Intereſſe“ reip. 
„Öffentlichen Intereſſen“ zu verjtehen ift. 


3. Tas öffentlide Intereſſe im Allgemeinen. 


Nach dem jveben Gejagten wäre unter „öffentlihem Intereſſe“ 
zunächjt entweder ein Betheiligtjein und zwar ein Betheiligtfein in den beiden 
angedeuteten Richtungen (A u. B), oder aber ein bezüglicher Antheil (C) reip. 
Bortheil, Nugen u. j. w. (D), oder endlich ein ſolches Ding zu verjtehen, 
bei dem ein Antheil diefer oder jener Art Pla greift (E). Und in der That 
verwenden wir, wie man jich leicht überzeugen kann, den Ausdruck öffent: 
liches Intereſſe in Ddiefen an fich jedenfalls recht verjchiedenen Bedeutungen, 
ohne uns freilich deilen immer bewußt zu werden. 

Wir behaupten oder bejtreiten 3. B., daß bei Diefer oder jener Ange— 
legenheit, Ddiefem oder jenem VBorgehen u. j. mw. ein öffentliches Intereſſe 
überhaupt vorliege, Plaß greife u. ſ. w., wobei wir ein Betheiligtfein 
gewiſſer Dinge oder gewiljer Perſonen reſp. Berfonenmengen oder Perſonen— 
fallen an jolchem Vorgehen u. j. w. überhaupt im Auge haben (A). 
Außerdem behaupten oder bejtreiten wir aber auch 3. B., daß ein gemilies 
Vorgehen oder ein gewiljes Ereigniß dem öffentlichen Intereſſe entiprecde, 
dem öffentlichen Intereſſe FÖrderlich oder nachtheilig jei u. j. w., wobei 
wir nicht an ein Betheiligtjein jener gewilien Dinge oder Perſonenmengen 
u. j. w. an ſolchem Borgehen überhaupt, jondern vielmehr an ihr Be: 
tbeiligtjein in der oben angedeuteten, bejonderen Richtung denfen (B). Das 
neben bejtreiten oder behaupten wir 3. B., daß dieje oder jene Angelegenheit 
ein öffentliches Intereſſe bat, von öffentlichem Intereſſe ift u. ſ. w., wobei 
uns Intereſſe natürlich überhaupt nicht als ein Sein jener Art, jondern 
vielmehr als ein Antheil erjcheint, den jene gewiljen Dinge ꝛc. an der 
bezüglichen Angelegenheit haben oder nicht haben (C). Im Anfchluß bieran 
gebrauchen wir jenen Ausdruck ferner aber auch geradezu für Vortheil, 
Gewinn, Nugen u. j. w., nämlich für denjenigen Bortheil, Gewinn u. j. w., 
welchen jene gewilien Dinge oder WPerfonenmengen u. j. w. aus einer 
Angelegenheit oder einem Vorgehen ꝛc. haben (D), indem wir 3. B. jagen: 
der Zufchuß, den der Staat zur Gerichtspflege leiſtet, entjpricht oder jollte 
entjprechen der Größe des öffentlichen Intereſſes, welches im Staat an 
geordnetem Gerichtswejen bejteht — oder aber z. B. behaupten, daß ein 
Staatäbeitrag zur Unterhaltung dieſes oder jenes Bades in Harmonie oder 


N) Vgl. oben p. 366. Wer darauf einmwenden wollte (wie Aehnliche® ja auch gegen die 
von mir befürwortete Scheidung von jubjeftivem und objeftivem Werth vorgebradht if), daß 
ohne Beziehung zu Individuen oder Subjeften Interefien überhaupt nicht denfbar, mithin 
alle Interejien jubjeftive wären, der beachte, da der Nachdruck oben auf direkt und in— 
direft gelegt ift, und der analoge Einwand aud) gegen die Unterjceidung von jubjeftivem 
und objeftivem Recht erhoben werden fünnte, 
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Disharmonie zu der Größe des an diefe Anjtalt fich Fnüpfenden öffentlichen 
Intereſſes iſt u. ſ. w. Und endlich find uns öffentliche Intereſſen auch 
„gewiſſe Dinge“ jelber, bezüglich deren eine Betheiligung der erwähnten 
Art Pla greift (E), in welchem Sinne wir, wie oben jchon berührt wurde, 
3. B. jagen: Jemand widmet feine Zeit den öffentlichen Interejien, oder bat 
feine Muße für öffentliche Interejfen, er wird zu viel von den öffentlichen 
Intereſſen in Anſpruch genommen oder befümmert jich zu wenig um dieje u. ſ. w. 
Alles dies find im Grunde auch einfache und Faum zu bejtreitende Dinge. 
Dagegen entjtehen Schwierigkeiten, jobald wir nun dazu übergehen, jene oft 
zitirten „gewilien Dinge“ rejp. „gewillen Dinge und Berfonenmengen“ ꝛc. 
genauer in's Auge zu fallen, mit anderen Worten alſo, wenn wir fejtitellen 
wollen, um welcherlei Betheiligungen, Antheile, Vortheile u. j. mw. es ſich 
denn eigentlich handelt, wenn uns der Ausdrud „öffentliches Intereſſe“ 
gerechtfertigt erfcheint. Dieje an ſich jehr Schwierige Frage zu enticheiden, Fann 
es matürlich nicht genügen, allein auf den Sinn des Wortes „öffentlich“ 
zurüdzugehen und auf dieſer Bafis etwa den Gegenjag von Privat: und 
öffentlichen Intereſſen feitzuftellen. Denn mit zufammengejegten rejp. jo eng 
verbundenen Worten wie jenen werden regelmäßig Begriffe verfnüpft, die ſich 
nicht allein aus der Bedeutung der bezüglichen Theil: oder Einzelmworte 
ergeben. Und jo jteht es auch bier. Was „öffentliches Intereſſe“ ift, erfennt 
man feinesiwegs, wenn man weiß, was „Intereſſe“ und was „öffentlich“ iſt. 
Es gilt vielmehr, direkt zu ermitteln, was „öffentliches Intereſſe“ iſt. Indeſſen 
bietet der Ausdrud „öffentlich“‘' an fich hiezu immerhin einige Stüße. Und 
jo joll bei ihm noch mit wenigen Worten verweilt werden. 
Nach allgemeinem wie nach wiljenjchaftlichem Sprachgebrauch bezeichnen 
wir mit „Öffentlich“ mamentlic) zwei wohl von einander zu trennende Slate: 
gorien von Dingen: einmal nämlich jene, welche jo zu jagen geöffnet, offen, 
Allen oder Vielen zugänglich, mit anderen Worten nicht geheim, nicht Ein- 
zelnen vorbehalten, nicht Sache Eines oder mehrerer Einzelner find u. ſ. w.,') 
daneben zweitens aber auch jolche Dinge, die zum Staat3- rejp. Gemeinde: 
verbande in bejonders naher Beziehung ſtehen, alſo z. B. in dem Eigenthum 
jolcher Verbände ſtehen oder doch von jolchen eingerichtet und unterhalten 
werden, oder mit befonderen, regelmäßig nur dem Staate oder der Gemeinde 
zufommenden Privilegien ausgejtattet jind u. ſ. w.*) In jenem erjteren Sinne 
Iprechen wir in jtaatswiljenichaftlichen Dingen 3. B. von öffentlicher Meinung, 
öffentlichen Blättern, öffentlicher Achtung, öffentlicher Beleidigung, öffentlichem 
Gericht, öffentlichen Luftbarkeiten ze. In dem anderen Sinne aber, der, wie 
leicht erfichtlich, mit dem erjteren infofern in Zufammenhang fteht, als gerade 
durch jene befonderen Beziehungen zum Staats: oder Gemeindeverbande 
die bezüglichen Dinge eben aufhören, Sache Einzelner zu fein, Einzelnen als 
Solchen zur Dispofition zu ftehen u. ſ. w. — fprechen wir 3. B. von öffent: 


) Weitere Spezialifirungen diejer im Einzelnen natürlich ſehr verjchiedenen Bedeut— 
ungen vgl. 3. B. bei Littr& Diet. II (1869), wo auch darauf vermwiejen wird. daß im der 
franzöfiihen Sprache publie für interet public gebraucht wird, 3. B. bei Balzac (liv. VIII 
lettre 45): „le peuple laissera entre les mains de ses sup£rieurs la liberte, la religion 
le public.“ 

2) Yeutbold unterjcheidet im Anſchluß namentlih an jtrafgefegliche Motive: a) Jeder 
mann zugänglid, Jedermann angehend u. j. w., und b) „um Jedermanns willen beitehende 
oder getroffene Einrichtung oder Thätigkeit“ (p. 328 a. a. O.). Uebrigens bietet 2. aud in 
diefer Frage dankenswerthes, reiches Material. 


Der 
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lihen Einrichtungen, öffentlichen Bauten, öffentlichen Beamten, öffentlichen 
Schulden, öffentlichen Einnahmen und Ausgaben u. j. w. Und in manchen 
Fällen, 3. B. wenn wir von öffentlichen Straßen, öffentlichen Anlagen, öffent: 
lihen Wegen, öffentlichen Flüfjen, öffentlichen Brunnen, öffentlichen Mühlen 
u. ſ. w. jprechen, kann es jogar zweifelhaft und nur nach dem bezüglichen 
Zufammenhang zu entjcheiden fin, ob dabei an ein „öffentlich“ in der einen 
oder aber in der anderen der foeben unterjchiedenen Auffafjungen zu denken iſt.!) 

Nach alledem könnte es denn auch rathſam erjcheinen, für den hier zu 
prüfenden Ausdrud „öffentliches Intereſſe“ von vornherein zwei Kategorien 
von Bedeutungen auseinander zu halten — eine, wonach öffentliches Intereſſe 
etiva jo viel wäre wie ein Intereſſe, welches nicht das Intereſſe Einzelner, 
jondern eben das Intereſſe Mehrerer oder Vieler ꝛc. ift, und eine zweite, 
wonach öffentliches Interefje nur das Intereſſe des Staates oder der 
Gemeinde als folder bedeutet, in welchem letteren Sinne dann auch 3. B 
das „fiskaliſche“ Intereſſe zugleich als öffentliches Intereſſe zu bezeichnen 
wäre. Indeſſen find Auffafjungen dieſer leßteren Art nicht jehr gebräuchlich. 
Regelmäßig ſetzen wir vielmehr fisfalische und öffentliche Intereſſen einander 
entgegen, Klagen z. B., daß die öffentlichen Intereſſen bie und da unter den 
fiskaliſchen Intereſſen [eiden, daß bei der Wegeunterhaltung in Staatsforjten 
3. B. Die öffentlichen Intereſſen den fisfaliichen häufig nachgeftellt würden, 
oder zwiſchen dieſen umd jenen Intereſſen doch vielfach Konflikte Platz greifen 
u. ſ. w. Und jedenfalls iſt für die hier zu unterfuchenden Dinge jene an 
fich jeltene Auffafjung von öffentlichem Interejje von Feiner Bedeutung. Es 
joll daher von ihr wie auch von der in gewillem Sinne an fie fich 
ihließenden anderen Auffaſſung, wonach als öffentliche Intereſſen noch 
ipezieller: Staats- oder Gemeindejchuldzinjen erjcheinen, im Folgenden 
abgejehen und nur Eines in dieſer Beziehung jchon hier vorweg bemerkt 
werden, worauf unten noch zurüdzufommen jein wird, daß nämlich Ausdrücke 
wie Staat3= und Gemeinde-Intereſſe, und ebenjo die verwandten: 
Staatsbedürfniß, Staatszwed u. j. w. im Grunde nicht allein für 
Interefie, Bedürfniffe 2c. des Staates oder der Gemeinde als folder, jondern 
namentlich in früherer Zeit vielfach auch für üffentliches Intereſſe gerade in 
jenem bier zu erörternden anderen Sinne gebraucht worden find, und zwar 
wie e3 jcheint defhalb, weil Staat und Gemeinde vorzugsweile die Organe 
find, durch die den öffentlichen Interefjen in diefem Sinne entjprochen wird, 
und die an jich jchwierige Charaterifirung von öffentlichem Interejje in dieſem 
legteren Sinne erleichtert, ja gewiſſermaßen erſpart wird, wenn man, ſtatt 
dieſes ſelbſt zu ſchildern, vorzugsweiſe eben jener Organe gedentt, welche die 
Pflicht haben, dasjelbe zu vertreten. 

E3 war das ein Ausweg, dejien fich früher namentlid) unfere deutſchen 
Verfaſſungsurkunden bedient haben‘) und der wohl hie und da auch verleitet 


ı, Damit in Zujammenbang jteht ja aud) der oft geführte Streit über den Charafter 
und das Rechtsverhältniß als öffentlich bezeichneter Straßen, Anlagen, Waſſerbauten 
u. ſ. w. Dal. hierüber aus neuerer Yeit namentlich Eiſele: Ueber das Rechtsverhältniß 
der res publicae in publico uso 1873, und jene reiche Literatur, die fich an den zwiichen 
den Kantonen Bajel Stadt und Baiel Land geführten Streit über die Eigenthumsverhält— 
niſſe an früberen Bafeler Feſtungsterrains fnüpften, ie zwei Gutachten von Keller und 
Jhering (1861—62), eines von D — ſ. w.; Literatur hierüber und über ver— 
wandte waſſerrechtliche Streitfragen auch z. B. bei Vilbſaee Pandekten I. $ 145 ff. 

N Auch in der Wijlenichaft ift noch heute ſolcher Gebrauch nicht ganz ſelten. Ich 
erinnere nur z. B. an ſolche Worte, wie die von G. Meyer bei Behandlung der Expro— 
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hat, öffentliches Intereſſe in jenem eigentlichen Sinne und Staats- und Ge 
meindeinterejje geradezu zu identifiziren. 

Statt z. B. in den auf Zwangsenteignung bezüglichen Beitimmungen 
dDireft von einer Forderung öffentlichen Intereſſes oder öffentlichen 
Nutzens 2c. zu fprechen, — wie es in den älteren hierauf bezüglichen geſetz— 
lichen Beitimmungen über Erpropriation u. ſ. w. 3.8. jenen der franzöfiichen 
Berfaflungsurfunden von 1793, 1795, 1814 ꝛc. geſchah,“) — zeugen es 
namentlich) deutſche Verfafjungsurfunden hie und da vor, Ausdrücke wie: 
nothivendig für „allgemeine Staats: oder Korporationszmwede* (Würt— 
tembergijche Verf.-Urfunde v. 1819), oder: nothiwendig „für weſentliche Zwecke 
des Staates oder einer Gemeinde” (Braunjchtweigische Neue Landjchafts: 
ordnung dv. 1832), oder: nothwendig für „weientlihe Staats oder Kom: 
munalzwede (Sachjen-Altenburgifche Verf. v. 1831) u. ſ. w. zu gebrauchen.?) 
Und diefer Ausdrucksweiſe haben fich dann auch einige der jpäter in Deutjch: 
land zahlreich erlajjenen Erpropriationsgejege angejchlojien. Ja, man hat dort 
in jolchen Wendungen wohl zugleich eine Erläuterung jenes an fich wie 
bemerkt jchtwer zu bejtimmenden Ausdrudes öffentliches Intereſſe oder öffentlicher 
Nutzen zu geben verjucht, wie es z. B. im badijchen Geſetz von 1835 
($ 1 u. 2) heißt,) daß als „üffentlicher Nutzen“ derjenige Nutzen gelten jolle, 


priation im Deutjch. Verw-Recht I (1883) p. 266 gebrauchten: „In jolhen Fällen mus 
das Privatrecht dem Staatsbedürfnii (!) weichen, der Einzelne ijt verpflichtet, jeine Sadıe 
oder jein Recht . . . im öffentlichen Intereſſe (!) abzutreten. Da aber zur Realifirung des 
fraglichen Staatözwedes u. j. w.” ch komme hierauf und auf die Auffafiung G. Mener’s 
über denjelben Gegenjtand in jeinem Grpropriationsreht (1868) p. 255 ff. unten zurüd. 
Bal. Abjchnitt 7 hier. Huch steht es wohl hiemit in Zuſammenhang, dab jomohl 
Pölitz (Europ. Verf. Bd. II 1833) als auch ein jo jorgfältiger Forſcher wie Schubert 
die bezügliden franzöfiichen Geſetzesworte: pour cause d’interöt publique (Berf. v. 1814 
u. 1830) wiederholt mit „Staats(HYintereſſe“ überjegten. Bal. Schubert, Verf.-Urfunden Bd. I 
1848 p. 352 u. 365. Anders heißt es bei Schubert jreilid im jpäter erichienenen Bd. II 
(1850) in der Ueberjegung der ähnl. Beitimmungen der belg. Berfafjung p. 316: „aus Rüd: 
jihten des öffentlichen Nutzens“. 

) Eine gute Ueberjicht diejer Entwidelung, außer bei Block Diet., namentlich bei 
Rene Bauny de Rö&cy: theorie de l’expropriation, Paris 1871 p. 69 ff. und aud bei 
de Fooz droit administratif Belge T. II 1861 p. 611 fi. Beachtenswerth ift jene im 
Laufe der Zeit fih Bahn bredende Minderung in den bezügliden Anforderungen reip. 
Borausjegungen der Erpropriation, auf die auch unten Bezug zu nehmen jein wird: 

Die Declaration des droits de l’homme, die auch in die Berf.slirfunde von 1791 
überging, jagte: lorsque la necessit& publique legalement constatee l’exige &vi- 
demment,. Schon in der Berf. von 1793 war dies &videmment dann gejtrichen ; ähnlich 
in der Verf.-Urkunde von 1795, der niederländiichen Verfaſſung von 1798 (Art. 40) u. ſ. w. 
Noch jpäter ſprach der code civile nur nod von utilit& (!) publique; ähnlich die fran- 
zöſiſche Verfafiung von 1815 und das bejondere franzöfiiche Erpropriationsgejeß von 1841. 
Endlich gehen das Gejeg vom 26. Juni 1865 über die associations syndicales und ind« 
bejondere die Gejege vom 13. April 1850 und 26. Februar 1852, betreffend die jogenannte 
Zonenerpropriation, auch darüber wieder hinaus. Vgl. auch: Bulletin de la sociöte de 
legislation comparice,. T. VI (1877) mit der Etude de M.le Loup de Saucy relative 
à l’expropriation pour cause d’utilit® publique dans divers pays, und unten Abjchnitt 6. 

2) Dieje Beitimmungen gelten noch heute. Dagegen jprehen, ähnlich wie frühere 
franzöfiihe Verfaſſungsurkunden (vgl. legte Anm.) von „dringender Nothwendigkeit', 
3. B. die ſächſiſche Verf.-Urktunde von 1831, von „öffentlichem Wohl“ die preufifce, 
von „öffentlihen Zweden“ die bayerische, badiiche und heſſiſche, vom „gemeinen 
Beten“ die Verf.-Urkunde von Neuß u. ſ. w. VBgl. die bezüglichen Stellen in jett giltiger 
Faſſung bei Störd, Handbuch der deutich. Verf. Urkunde, 1884. 

®) Neg.-Blatt 1835 u. 1879 (auch Bad. Bürgerbuch, 4. Aufl., 1883, p. 119), Aus der 
großen deutichen Literatur über Erproprietion vgl. namentlih G. Meyer, Erpropriation 
1868, Grünbut, Enteignungsredt 1873, Rohland, Das Enteignungsreht 1875, und 
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welcher „dem Staate unmittelbar” oder wenn diefem nur mittelbar doc) unmittelbar 
einer „Staatsanjtalt oder einer oder mehreren Gemeinden zu Gute 
kommt“; ähnlih in den Ungariſchen Erpropriationsgejegen von 1868, von 
denen das eine bejtimmt, daß Erpropriationen in Ungarn aus „Rüdjichten 
des allgemeinen Wohles“ ftatthaft jein follten, während das andere, jpeziell 
für die Städte Ofen: Belt erlafien, als enticheidend das „Lande sintereſſe 
oder das öffentliche Interefie der Städte (!) Belt und Ofen“ binftellte, 
u. ſ. m.?) 

Durch derartige Umfchreibungen darf man fich indejjen nicht irre machen 
laſſen. Im Grunde ift, wie ſchon der Hinweis auf bezügliche fiskaliſche oder 
Finanzintereſſen des Staates oder der Gemeinde erweift, ein Intereſſe jolcher 
Körperichaften an fich und „öffentliches Intereſſe“ nicht ein und dasselbe. 
Und daher find auch 3. B. die oben zitirten Verfaſſungsbeſtimmungen regel: 
mäßig nicht wörtlich, aljo etwa jo auszulegen, daß über die Zuläfjigfeit oder 
Unzuläfjigfeit einer Erpropriation das Vorhandenfein eine Bedürfnijies für 
Staats oder Ktorporationszwede überhaupt oder für „allgemeine Staats- 
oder Korporationgzwede” überhaupt entjcheidet, jondern vielmehr jo, daß 
maßgebend ijt, ob ein Bedürfniß vorliegt, deſſen Erreihung in der öffent: 
lihen oder „publiziftiichen” Aufgabe des Staates oder der Gemeinde begründet 
iſt.) wobei dann freilich die Entjcheidung der Frage, was „publiziftiiche” oder 
öffentliche Aufgabe des Staates ꝛc. ift, etwa diejelben Schwierigfeiten bietet, 
wie anderen Ort3 die Entjcheidung der Frage, was „Öffentliches Intereſſe“ 
im eigentlichen Sinne tjt.?) 

ragen wir nad) alledem aber direft, was denn nun „öffentliches 
Interejje* in diefem eigentlichen Sinne ift, wonach alſo die Bedeutung 
diefes Wortes nicht der Bedeutung von Staat: oder Gemeindesuterejje 
gleich zu jtellen ift, jondern mit jener anderen Auffafjung von „öffentlich“ 
in Zufammenhang jteht, deren oben gedacht ift, jo haben wir im Anſchluß 
an die oben jchon berührten Unterfcheidungen vor Allem zwei Kategorien von 
„öffentlichem Intereſſe“ (im diefem Sinne) aus einander zu halten, die hier 
fortan als öffentliches Intereffe im fjubjektiven und öffentliches Intereſſe im 
objektiven Sinne bezeichnet werden jollen. 








Prazad, Recht der Enteignung 1877, aus der italienischen Literatur das ganz bejonder® 
reihhaltige Wert von Sabattini: legge sulle espropriazioni I 1882, Torino. 

N Bgl. beide Gejege in der deutihen Ausgabe „Landesgejepfammlung für die Jahre 
1865/66 bis 1868“, zweite amtl. Ausgabe Peſt 1872 p. 460 u. 468; inzwiſchen find dieje 
Sejege durch) das unten (Abſchnitt 6) noc zu erwähnende gemeinjame Gejeg vom 29./31. 
Mai 1881 erjegt: Landesgejepfammlung Buda-Peſt 1881. 

?) Zu der erwähnten württembergiichen Verfafiungsbejtimmung ($ 30: „Niemand 
fann gezwungen werden, jein Eigenthum und andere Rechte für allgemeine Staatös oder 
Korporationszwede abzutreten, als nachdem der Geheime Rath über die Nothwendigfeit 
entihieden“ u. j. mw.) vgl. 3. B. Sarwey: zur Lehre von der Bwangdenteignung in 
Bürttemberg. Archiv für Neht und Nectsverwaltung Bd. 21 1880, insbeſ. p. 196 ff.: 
„Diefer Nugen muß fich zugleih als ein Staats- oder Korporationszweck darjtellen, d. h. 
die Erreihung derjelben muß in der publiziftiihen Aufgabe des Staates oder der 
Korporation begründet jein. * 

9 — auch die ähnlichen Konſequenzen hier und dort. Vgl. z. B. bei Sarwey 
a. a. O. „Nur wenn die Abtretung zu Erreichung eines — zum Nutzen eines unbeſtimmten, 
fubjeftiv nicht abgeichlofienen Kreiſes von Einzelnen oder der Erhaltung der Unabhängigkeit 
und Eriftenz des Staates dienenden — Zwedes in dem Sinne nothiwendig it, daß dieſer 
Zwei außerdem nicht oder nicht ohne unverhältnikmäßige Schwierigkeiten erreicht werden 
tönnte, kann enteignet werden.“ (p. 196.) Bezüglich der gegen jolde Annahmen zu er: 
bebenden Einwendungen vgl. freilih unten Abjchnitt 6 und p. 385 und Anm. 3 dort. 


25* 


ee; I5- ar Eee > 2 
z ww. 
. 
5 


376 Neumann: Das öffentliche Intereſſe mit Bezug auf Gebühren: u. Steuerwejen, 


Bon öffentlichem Intereſſe in jener eriteren, jedenfall näher Liegenden 
und regelmäßig ganz allein in’3 Auge gefaßten Bedeutung jprechen wir, wo es 
fich um das direfte Betheiligtjein reſp. den Ddireften Antheil, Bortheil u. ſ. w. 
gewiljer Perſonen rejp. Berjonenmengen handelt, dagegen von einem öffent 
lichen Intereſſe in jenem anderen („objektiven“) Sinne, der hier vorzugsweile 
von Bedeutung erjcheint, da, wo von einem Betheiligtjein oder einem Antheil, 
Bortheil, Nugen u. j. w. gewiſſer Angelegenheiten, Ziele, Zwede u. j. w. 
ala folcher die Rede ift. 


4. Das öffentlide Intereſſe im jubjektiven Sinne. 


Um zunächjt nur der eriteren jener beiden Auffaſſungen zu gedenken, 
fo jprechen wir von öffentlichen Intereſſen in dieſem jubjektiven Sinne in 
vielen Fällen, in denen wir auch von „gemeinjamen“, „gemeinschaftlichen“, 
„Semein- oder Gejammtinterefjen‘ jprechen fünnten, d. h. wir verjtehen unter 
öffentlichen Intereſſen in dieſem Sinne im Gegenjat etwa zu Einzel-, 
Sonder: oder partifulären Intereſſen ꝛc. das Betheiligtjein, den Antheil, 
Vortheil u. j. w.!) einer Mehrzahl oder beijer: einer größeren Zahl von 
Perſonen. ber es find uns öffentliche Intereſſen (in Diefem in Rede 
jtehenden Sinne) und gemeinjame, Gemein oder gemeinschaftliche Intereſſen 
durchaus nicht Dasjelbe. Vielmehr erjcheinen uns Intereſſen leßterer Art 
nur dann als öffentliche Intereſſen (in dem hier in Rede ftehenden Sinne), 
wenn noch gewiſſe befondere Vorausjegungen zutreffen, unter denen vor Allem 
wichtig iſt,) erjtens, daß jene Zahl nach den Umjtänden in der That als 
eine vecht beträchtliche, bedeutende erjcheint, zweitens und namentlich, 
daß es fich dabei nicht etwa um eine Mehrzahl beftimmter Individuen, 
fondern um an fich jchwanfende, nicht genau zu überblidende oder doch nicht 
genau zu bezeichnende Kreife von Perfonen handelt, und drittens endlich, 
daß die bezüglichen Individuen nicht ala Angehörige einer und derjelben 
Kategorie, derjelben Partei, derjelben fozialen atie. desjelben Standes, 
desjelben Berufes, desjelben Ortes u. ſ. w. in Betracht fommen. 

Indeſſen wird über alle diefe Dinge jelbit von den Wenigen, die fie 
eingehender Prüfung werth gehalten haben, verſchieden gedacht, und es ift aud 
gar nicht zu bezweifeln, daß fie manchem Bedenfen Raum geben, weßhalb wir 
hierbei noch mit einigen Worten verweilen mollen, und zwar zumächjt bei 
der zulett erwähnten Vorausjegung, die im gemiljen Sinne ganz bejonders 
anfechtbar erjcheint. 

Nach allgemeinem Sprachgebrauch unterliegt es freilich feinem Zweifel, 
daß uns der Ausdrucd öffentliches Intereſſe da nicht angezeigt erjcheint, wo 
von den Intereſſen der Angehörigen desfelben Standes, desjelben Berufes, 
derfelben Bartei, derjelben Dertlichfeit u. j. w. die Rede it. 

Statt von öffentlichen Intereſſen jprechen wir in allen dieſen Fällen 
vielmehr von Berufs-, von Partei-, von Ortsintereffen u. ſ. m, 
wenn auch im Uebrigen jene vorhin berührten Borausfegungen für den Gebraud 
des Ausdrudes öffentliches Intereſſe zutreffen, d. h. es fih um unbeftimmte 
Mengen, eine befonders große Zahl Betheiligter u. j. w. Handelt. Im amt: 
lihen Sprachgebrauch und nad gewiljen in der Wiljenfchaft vertretenen neus 


!) Bezüglich diefer Unterjheidungen vergl. oben p. 363 ff. 
2) Auf weitere VBorausjegungen, die ji) namentlih auf den Gegenfag von Natur 
und Kulturverhältnifien beziehen, fomme id) jpäter zurüd p. 381. 
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eren Annahmen indefjen jcheinen fich diefe Dinge anders zu verhalten. Zwar 
wo von den Intereſſen der Angehörigen gewiljer Berufe oder Parteien die 
Rede iſt, find der amtliche und der allgemeine Sprachgebrauch regelmäßig in 
Harmonie. Und wenn 3. B. jolche Gejehe mie das preußiiche Handels: 
fammergejeg von 1870 oder das Reichsgeſetz vom 18. Juli 1871 nur von zu 
vertretenden Gejammtinterejjen der Handels- und Gewerbetreibenden, rejp. 
von der Bereinigung jelbjtitändiger Gemwerbetreibenden behufs Förderung der 
gemeinjamen gewerblichen Intereſſen 2c., und nicht „von Förderung oder 
Vertretung öffentlicher Intereſſen“ ꝛc. jprechen, jo erjcheint uns das auch 
mit dem allgemeinen Sprachgebrauch ganz in Harmonie.') Anders jteht es 
jedocdy mit den Intereſſen der Angehörigen bejtimmter Dertlichfeiten. 
Bezüglich dieſer Intereſſen iſt zugegeben, daß der Ausdruck Drts- 
interejje in der That verjchieden aufgefaßt werden kann, umd bei dieſem Aus— 
drude jenes Relative und Schwanfende, das den hier in Nede ftehenden Bor: 
ftellungen im Allgemeinen eigen ift, befonders deutlich zu Tage tritt. Einer: 
ſeits jegt man nämlich Ortsintereſſe oder Intereffe der Angehörigen einer 
gewiſſen Dertlichkeit im amtlichen Gebrauch dem öffentlichen Intereſſe entgegen. 
Andererjeit3 aber jtellt man Orts- und öffentliches Interejje auch wieder ein— 
ander gleich) und bafirt ſozuſagen das öffentliche Interejje unter Umſtänden 
auf die Vorausfegung bejtimmter örtlicher Unterlage, was dann auch in 
der Wifjenfchaft zu manchen irethümlichen Folgerungen Anlaß gegeben bat. 
So bejtimmen, wie wir jogleich jehen werden, manche Gejege, daß ein 
öffentliches Interefje da anzunehmen fei, wo das Intereſſe einer oder mehrerer 
Urtögemeinden oder der in jolchen Angeſeſſenen vorliege.*) Und in der 
Literatur bat 3. B. Leuthold noch Fürzlich ein „räumliches Band“ als eine 
der mwejentlichiten Vorausfegungen bezeichnet, von deren Zutreffen der Begriff 
des öffentlichen Interejjes überhaupt abhängig fei. Ein öffentliches Intereſſe, 
meint er, jei da anzunehmen, wo die Gejellichaft des betreffenden räumlichen 
Gebiets ein gewiljes Intereſſe hege und jo beginne alſo mit der Stufe der 
Interefjenbeziehungen der Ortsnachbarn zu einander auch diejenige Intereſſen— 
beziehung, welche man als öffentliches Intereſſe zu bezeichnen pflege u. j. mw.®) 
Indeſſen dürfte gerade hierin Leuthold nicht das Richtige getroffen haben. 
Einerjeit3 haben ihn nämlich, jo jcheint e8, die ſoeben erwähnten gejeglichen 
Beitimmungen auf faljche Bahn geleitet. Sodann lag es Leuthold aber 
auh daran aufzuklären, weßhalb uns gewilje gemeinfame oder Ge: 


) Val. auch Leuthold a.a.D. p. 329 ff I, der freilich in einer Beziehuiig anderer Ans 
ficht ift. Er meint nämlich bez. der zuerſt zitirten Gefegesitelle des Gejepes vom 24. Februar 
1870, daß durch den dort gebrauchten „weiteren“ Ausdruck „Geſammtintereſſe“ auch der „engere“ 
Begriff öffentliches Intereſſe „gededt“ ericheine (p. 332 Anm. 3), während nach dießſeitiger 
Auffaſſung in jenem falle ein Öffentliches Interefie überhaupt nicht anzunehmen ift. Anlaß 
jener abweichenden Auffaſſung WS dürfte die jogleich zu berührende Annahme Leuthold’3 
jein, daß Öffentliches Interejie das nterejje einer Mehrzahl räumlid verbundener 
Menichen jei. 

*) Val. unten Abjchnitt 6 p. 399 ff., übrigens auch das oben jchon zitirte badiſche 
Geſetz von 1835. 

) P, 329 ff. Vgl. auch p. 331: „Gejammmtintereffen, welche an ſich nicht ala öffent: 
liche Interejien gelten können, find aljo Intereſſen ſolcher Mehrheiten von Menichen, welchen 
eine territorial umfajjende Grundlage abgeht.“ Leuthold’S Ausführungen bat ſich dann 
in neuejter Zeit auch z. B. Rehm angeſchloſſen, dejien „nähere Formulirung“ dahin geht, 
dab „öffentliches Intereſſe das Intereſſe einer Gejammtheit, d. h. aller auf einem bejtimmten 
Theil der Erdoberfläche beiiammen wohnenden Menichen ſei“ (Hirth's Annalen 1885 p. 90), 
was indeſſen faum als eine ganz ausreichende Auffaſſung anzujehen jein müchte. 
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ſammtintereſſen wie 3. B. die der Handels: und Gewerbetreibenden eines 
Landes nicht als öffentliche Intereſſe erjcheinen,!) und er glaubte den Grund 
diefer Thatjache gerade in dem Mangel bezüglicher räumlicher Unterlage finden 
zu können. Jedoch ift der Grund, wie wir jchon jahen, ein anderer. Er it 
in dem Umftand zu finden, daß uns derartige Intereſſen wie Die von 
Gewerbe: oder Handeltreibenden ꝛc. in Fällen jener Art eben als Sonder: 
interejjen gewiljer Klaſſen erjcheinen. Und jedenfalls ift es, wie man ſich 
leicht überzeugen kann, nach allgemeinem wie nach wiſſenſchaftlichem Sprach— 
gebrauch durchaus herkömmlich, als öffentliches Interefje auch ſolche Intereſſen 
zu bezeichnen, denen ein räumliches Band mangelt: Man denfe mur z. B. 
an jene „öffentlichen Intereſſen“, die fih an die Nugbarmachung meteorolo- 
giicher Beobachtungen für den landwirthichaftlichen Betrieb eines Landes vder 
an internationale Bot: und Telegraphenverträge oder an einheitliche Regulirung 
der Bahntarife in verjchiedenen Ländern oder an international zu regelnde 
Bekämpfung folcher allgemeinen Kalamitäten wie Cholera, Belt u. ſ. w. 
knüpfen. Zweifellos ift allen diefen Dingen gegenüber der Ausdrud „üffent 
liches Intereſſe“ berechtigt und doch ijt dabei von einem „räumlichen Bande“ 
oder einem „örtlichen Zufammenleben der Betheiligten ꝛc.“ nicht die Rede, es 
jei denn, daß man Alle, die in Europa oder auf dem ganzen Erdball über: 
haupt gleichzeitig ihr Leben frijten, als örtlich Zufammenlebende bezeichnen 
wollte. *) Und wie aljo die Gründe Hinfällig find, welhe Leuthold 
bejtimmten, Ortsintereſſen als öffentliche Intereſſen zu bezeichnen, jo jcheint 
diefe Annahme auch überhaupt viel zu weit zu greifen. Unter Umftänden 
können Ortsinterejlen als öffentliche Intereſſen erfcheinen, inſofern die Orts: 
bewohner jelber al3 jene ungewiſſe oder unbejtimmte größere Berjonenmenge 
erjcheinen, deren Intereſſirtſein eben die Borausjegung des Begriffes des öffent: 
lichen Intereſſes ift.) Sehr vielfach ift das aber auch nicht der Fall. Ya 
regelmäßig jtellen wir das nterejje der Angehörigen eines Ortes gerade als 
Sonder-, Lokal- oder Kirchthurmsinterefje u. ſ. w. dem öffentlichen Intereſſe 
entgegen. Und danach möchte alfo die dritte jener hier hervorgehobenen 
Borausfegungen des Begriffes „öffentliches Interejje* (in dem in Rede jteb: 
enden Sinne) gerechtfertigt ericheinen. 

Was die anderen betrifft, jo bedarf nur noch jenes Erforderniß der 
Betheiligung an fih unbejtimmter, ſchwankender oder doch nicht genau 
zu bezeichnender Perjonenkreife *) einiger Worte der Erläuterung, zumal die 


’) Vgl. die oben zitirten Stellen der Gejege vom 18. Juli 1871 u. ſ. w. 

®) Richtiger daher 3. B. Sarmwey (vgl. Öffentliches Recht 1880 p. 65, 347, 372, 573 
u. ſ. w.), der „üffentlihes Intereſſe“ und „Anterejie des Vollsganzen oder einzelner Theile 
desjelben“, einer Mehrheit „voraus nicht beitimmbarer Einzelner* gleichjtellt, ahne der Bor- 
ausjegung vorhandenen „räumlichen Bandes“ zu gedenten. Aehnlich derjelbe im Archiv für 
Redit und Reditöverwaltung Jahrgang 1880 p. 196 (zur Lehre von der Zmwangsvereinigung). 

?), Ich erinnere nur an jene Beitimmungen, 3. B. des badifchen Geſetzes, mwonad als 
Bedingung des Borhandenieins öffentlichen Intereſſes das Intereſſe des Staates ꝛc. oder 
einer oder mehrerer Gemeinden bingeftellt iit (Anm. 3 p. 374), und an jene Vorſchrift des 
Erpropriationsgeießes für die Städte Buda und Peſth, wonach die „Nothwendigfeit oder 
Nüplichkeit des Unternehmens, welches die Erpropriation erfordert — dom Standpunkte der 
Landes oder (!) der üffentlihen Intereſſen der Städte Peſth und Ofen zu beurtheilen it 
gr I VI Gejeg Urt. vom 9. Dezember 1868, Landesgeſetzſammlung für 1865 —1868 p. 486 

eith 1872). 

+ Diejes Moment wird bei der Definition von öffentl. Intereſſe Seitens Yeuthold's 
wohl zu wenig gewürdigt, vgl. $6: Das öffentliche Interefie, Begriff ꝛc. (p. 328—331), 
wo jenes Moments überhaupt nicht gedacht wird, indeſſen finden ſich Hinweiſe auf das Richtige 
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nicht ganz offen zu Tage liegende Begründung diejer VBorausfegung zum 
Beritändniß des Folgenden von Wichtigkeit fein möchte. 

Zunächſt mag in diefer Hinficht aber auf die kaum zu bejtreitende That: 
jache vertiefen werden, dab wir, jobald eine Mehrzahl bejtimmt zu be- 
zeichnender Perſonen an einer Angelegenheit ein Intereſſe hat, regelmäßig 
nicht geneigt find, dieſes Interejje ein öffentliches zu nennen, jelbjt wenn im 
Uebrigen die Borausfeßungen für den Gebrauch jenes Ausdrudes vorlägen, 
aljo der Gebrauch des Wortes Intereſſe an fich berechtigt wäre, es ſich aud) 
dabei um viele Perfonen handelt und das bezügliche Intereſſe uns nicht 
als Sonderinterejie diefer erjcheint. Andererſeits jteht nicht minder feit, daß 
wir feinen Anjtand nehmen von öffentlichem Intereſſe dann zu jprechen, wenn 
es ſich um das Intereſſe von Individuen handelt, deren Perjönlichkeit 
mwechjelt oder aus anderen Gründen nicht bejtimmt zu bezeichnen ift, wenn auch 
ihre Zahl an ſich vielleicht eine nicht bejonders große it Das Intereſſe der 
Adjazenten einer Straße 3. B. erjcheint uns nicht als öffentliches, das Intereſſe 
der die Straße Paſſirenden dagegen erjcheint uns jo; das Intereſſe der vielen 
Inhaber von Aktien des Norddeutichen Lloyd erjcheint uns nicht als öffent: 
lihes Intereſſe, das Intereſſe der mit den Schiffen des Lloyd Fahrenden 
erjcheint uns in manchen Beziehungen als öffentliches Intereſſe u. j. w. 

Natürlich ift das auch nicht zufällig, jondern muß auf bejtimmte Gründe 
zurückzuführen fein. Und unter diefen möchten Verjchiedenheiten der Ver— 
—— und Wahrnehmung der bezüglichen Intereſſen eine Hauptrolle 
pielen. 

Beſtimmte Individuen jelbit in größerer Zahl fünnen fich nämlich in den 
üblichen Formen des Privatrechtes, durch Mandatare, Nepräfentanten u. j. w. 
ähnlich wie Einzelne vertreten laſſen. Es bedarf da gar feiner bejonderen 
Art der Interefienwahrung und namentlich nicht jolcher, die über das privat: 
rechtliche Gebiet hinausgreift. Sind die bezüglichen Betheiligten aber nicht 
beftimmt, der Kreis derjelben vielmehr ſchwankend, wechjelnd, vielleicht abhängig 
von Umständen, deren Eintreten zum Voraus gar nicht überblidt werden kann, 
jo verhält e3 ſich hiermit natürlich ganz und gar andere. Man erwäge nur, 
auf welche Weile z. B. für das Intereſſe derjenigen Perjonen, die jetzt oder 
fünftig eine Straße oder Brüde pajliren oder jet oder Finftig als Aus— 
mwanderer oder aus anderen Gründen zur See gehen oder jegt oder fünftig 
eine Eifenbahn benügen u. ſ. w. u. ſ. w., gejorgt werden fann; oder denke 
auch 3 B. an die Wahrung der Intereſſen Solcher, die jegt oder Fünftig 
durch lärmende Gewerbebetriebe beeinträchtigt oder jebt oder Finftig von 
gewilien Feuers-, Waſſers-, Seuchen oder Aufrubrgefahren bedroht jein 
möchten u. j. w.! Allen derartigen Intereſſen gegenüber find die privatrecht- 
lihen Wege des Mandats zc. eben verjchlojien, und es macht jich da alſo das 
dringende Bedürfniß befonderer, eigenthümlicher Wahrung von der Art 
allgemeiner oder allgemeineren Interejien geltend. Dieje aber kann, da Die 
Betheiligten felber eben nicht in der Lage find, für fich zu jorgen, im 
3 8. p. 349 (8 12): „Sit aber entweder ein Intereſſe in Frage, welches für die Geſammtheit 
der zujammenlebenden Menſchen oder doch für eine größere, insbejondere nicht geichlojiene 
überjehbare Anzahl von ihnen gleihmähig beitegt, jo empfiehlt ſich die Zuweiſung der 
Berechtigung in das Gebiet des öffentlihen Rechts“ u. j. w, und ähnlich p. 413: „Es wird 
übrigens zunächit eine größere oder eine nicht fejt begrenzbare Zahl von Betheiligten jein, 
welchen der verwaltungsrechtlihe Schug unter dem Titel des öffentlichen nterefies zu Gute 
fommt.” Bezüglid Sarwey's vgl. Anm. 2 p. 378 und Anm. 3 p. 375. 
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Grunde nur fo in's Werk geſetzt werden, daß durch Geſetz, Verordnung oder 
auf anderm amtlichen Wege fpezielle Vertreter für der Art allgemeine 
Intereſſen beftellt, vefp. fchon bejtehende Behörden mit der bejonderen Aufgabe 
folcher Vertretung betraut werden. Als ſolche Behörden bieten fich dann, da 
der in der Regel nur auf Ancufung und nad) den Normen des Privatrechtes 
entjcheidende Richter hiezu im Allgemeinen wenig geeignet erfcheint, namentlich 
die Polizeis und andere fogenannte Verwaltungsbehörden. Und die dieſen 
Behörden hiernach eingeräumte Kompetenz hat dann wohl ihrerfeit3 wieder 
beigetragen, dem Begriff der öffentlichen Interefjen (in Ddiefem Sinne) jeine 
beitimmte Geftalt zu geben reſp. dieſe zu befejtigen. 

Allerdings boten fich, wie hier noch bemerkt fein mag, für denjelben 
Begriff auch andere Ausdrüde, wie namentlich die nach allgemeinem Sprad): 
gebrauch jehr verbreitete und auch im amtlichen Sprachgebrauch nicht unge- 
bräuchliche Bezeihnung: „Publikum“, Intereſſen, Bedürfniſſe, Schaden, Vortheil 
u. ſ. mw. „des Publifums“. So finden wir 3. B. in manchen neueren 
Gewerbeordnungen, deßgleichen in andern Geſetzen, jowie in Bolizeiverord- 
nungen, Baus und Sanitätsordnungen u. ſ. w. vielfach zwiſchen den dem 
Richterſchutz unterjtellten Intereſſen Einzelner und den der Polizei anver: 
trauten „Intereſſen des Publikums“ oder „öffentlichen Intereſſen“ unterjchieden, 
obwohl an ſich natürlich auch Intereſſen Teßterer Art im Grunde Intereſſen 
Einzelner find. Ich erinnere nur 3. B. an jene Vorſchrift des preußiichen 
Allgemeinen Landrechts von 1794, wonach es Aufgabe der Polizei ijt, die 
nöthigen Anstalten zur Abwendung der „dem Publifo oder einzelnen Mit- 
gliedern desjelben bevorjtehenden Gefahr zu treffen“, deßgleichen z. B. an jene 
Beitimmungen der deutjchen Gewerbeordnung von 1869, wonach zur Errichtung 
von Anlagen die „für die Befiger oder Bewohner der benachbarten Grund= 
jtüde oder (!) für das Publikum“ erhebliche Nachtheile, Gefahren 2c. herbei— 
führen fünnen, bejondere Genehmigung erforderlich ift, vor deren Ertheilung 
außer den Einwendungen Einzelner auch zu prüfen ijt, ob „für das Publikum 
erhebliche Beläftigungen“ zu erwarten ftehen u. ſ. w., durch welche Beſtim— 
mungen eben, wie 3 B. noch fürzlich der bayerische Verwaltungsgerichtshof 
ausgeführt Hat, zugleich „der Schuß öffentlicher Intereſſen“ gejichert werden 
jollte. Auf ganz Aehnliches kommt es ja hinaus, wenn es im preußijchen 
Waſſergeſetz vom 28. Februar 1843 Heißt, daß ſelbſt Privatflüffen das zum 
Betriebe von Färbereien, Gerbereien u. j. mw. bemüßte Waſſer dann nicht 
zugeleitet werden darf, wenn dadurch eine „erhebliche Beläjtigung des Pub— 
lifums“ herbeigeführt werden follte, worüber die „Bolizeibehörde* zu 
enticheiden habe; auf Aehnliches auch, wenn es in neueren Entjcheidungen 
3: B. des preußifchen Oberverwaltungsgerichts Heißt, daß in Sanitäts- und 
Wirtbichaftsangelegenheiten die Polizei „die öffentlichen oder (!) die Inter— 
ejlen des Publikums“ zu wahren habe, welche Intereſſen nicht gleichbedeutend 
jeien mit den PBrivatinterefjen der Perſonen, aus denen das beteiligte Publikum 
zufällig bejteht u. j. w.) 

1) Entich. Bd. VI p.359 (nad) Leuthold p. 354). Bol. aud) das Erf. des ſächſiſchen 
Oberlandesgeriht3 vom 16. Januar 1880, wonadh „Eine geihlojjene Gejellichaft kein 
Publikum ift“ (Leuthold p. 332). Uebrigens wird für öffentliche Intereſſen in diefem Sinne 
insbejondere wohl im Gegenja zu Öffentlihem Intereſſe im ſogleich zu berübrenden eigent» 
lien Sinn in der amtliden Sprade auch der Ausdrud „öffentliche allgemeine 
Intereſſen“ gebraucht. Vgl. z. B. Entſch. d. pr. O.-Verw.⸗G. II p. 54: — Der Dritte, der 
Nichteigenthümer, kann zwar unter Umſtänden ein. . . Intereſſe daran haben, daß der Bau— 
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In der amtlichen Sprade ijt überhaupt der Gebrauch des Ausdrudes 
„Intereile des Publikums“ für „öffentliches Intereffe“ in dem bier in Rede 
ftehenden Sinne durchaus nicht jelten. Im wiſſenſchaftlichen Gebrauch hingegen 
ift derfelbe — aus welchen Gründen, ob vielleicht, weil er zu vulgär klingt 
oder zu Mißverſtändniſſen Veranlaſſung geben fünnte u. ſ. w., bleibe hier 
dahin geftelt — ſehr wenig beliebt. Und fo wird denn dort, wo jene 
drei Vorausſetzungen zutreffen, vorzugsweile ja faſt allein von „öffentlichen 
Intereſſen“ gejprochen. 

Bliden wir nach alledem auf die bisherigen Ausführungen zurüd, fo 
hätten wir als Reſultat derjelben zu verzeichnen, daß öffentliches Intereſſe in 
der hier zunächſt ausschließlich in’3 Auge gefaßten jubjektiven Bedeutung diejes 
Ausdrudes : 

das Intereſſe einer unbejtimmten größeren Berfonenmenge it, das nicht 
als Sonderinterejie leßterer erjcheint, oder — fürzer gejagt — daß 

öffentliches Interejje das nicht als Sonderinterejje erfcheinende Intereſſe 
einer unbejtimmten größeren Perfonenmenge ift. 

Dazu ift num nur noch Weniges nachzutragen. 

Statt von unbeftimmter Perjonenmenge, von unbejtimmter Berjonenzahl 
zu jprechen, jcheint nahe zu liegen, iſt ab deßhalb nicht angezeigt, weil ja 
„unbeftimmt” im vorliegenden Fall nicht allein die Zahl der betheiligten 
Berfonen ijt, jondern auch die Zugehörigkeit zur bezüglichen Perſonenmenge, 
an fich, der Bejtand bei beftimmter gleicher Zahl u. ſ. w. Und auch die 
ebenfalla nahe liegende andere Korrektur, wonach man, um dem Begriff des 
öffentlichen Intereſſes gerecht zu werden, diefem nicht Sonderinterejjen, jondern 
etwa Klaſſenintereſſen gegemüberzuftellen hätte, erjcheint nicht empfehlens— 
werth, da wir gewöhnt find, den Ausdrud Klaſſenintereſſe vorzugsweile für 
das Intereſſe von wirthichaftlichen, fozialen oder Berufsflafien zu verwenden 
und nicht 3. B. auch für PVarteiintereflen oder Ortsinterejjen u. j. w., 
welche nach dem Gejagten doch nicht minder als jene Klaſſenintereſſen vom 
Gebiet der öffentlichen Intereſſen auszuſchließen find. 

Dagegen bedarf das Gejagte allerdings nach in einer Hinficht der Kor: 
reftur und im einer anderen der Erläuterung. 

Zunächſt wird nämlich), wie jchon angedeutet ift, öffentliches Intereſſe 
nicht jedes Intereſſe einer unbeftimmten größeren Berfonenmenge genannt, das 
ung nicht als Sonderinterefje dieſer Perſonen erfcheint, jondern nur ein jolches 
Intereſſe diefer Art, das fich auf gewiſſe Dinge bezieht. 

Sp bezeichnen wir 3. B. das Intereſſe einer unbejtimmten Berjonenmenge 
an größerer oder geringerer Menge atmosphäriicher Niederihläge, an 
größerer oder geringerer Quftbewegung, an intenfiverem oder wenig inten= 
wen Sonnenjchein u. ſ. w. jedenfalls nicht als ein öffentliches Intereſſe. 
Wir jagen auch nicht z. B.: dieſe oder jene Bejonderheit menſchlichen Körper: 
baus entjpricht oder entjpricht nicht dem öffentlichen Intereſſe, oder diefes Erd— 
beben ijt dem öffentlichen Intereſſe 3. B. nachtheiliger gewejen als jener Orkan 
oder andere Naturereignijje u. f. wm. Mit einem Worte: wir beziehen, — ob viel- 
leicht in Folge jenes oben berührten Zufammenhangs zwifchen unferen Bor: 


toniens . . . ertheilt oder nicht ertheilt werde. Ein jubj. Recht hierauf aber hat er..... 
felbit dann nicht, wenn etwa die einzelne baupolizeiliche Beitimmung . . . . neben den zu— 
nähit maßgebenden öffentlichen allgemeinen Intereſſen ... .. . auch die bejonderen Intereſſen 
der Nachbarn zu jchügen bejtimmt jein mag“ vgl. auch Leuthold p. 354). 


r 
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jtellungen von öffentlichem Intereſſe und von der eigenthümlichen Bertretung 

jolcher Intereſſen durch die Polizei 2c., bleibe hier ganz dahingeftellt — den 

Ausdrnd öffentliches Intereſſe (im Gegenſatz zu Bezeichnungen wie allgemeines 

oder gemeinſames Intereſſe u. ſ. w.) regelmäßig nicht auf Elementarerſchein⸗ 

ungen, ſondern auf Menſchenwerk, nicht auf Natur-, ſondern auf Kultur: 
vorgänge reſp. -Verhältniſſe. Und danach müßte alfo das über den Begriff 
des öffentlichen Intereſſes oben Geſagte im Grunde noch dahin modifizirt 
werden, daß öffentliches Intereſſe (in dem bier noch immer ausschließlich 
in Betracht gezogenen „Jubjektiven Sinne“) 
ein auf Kulturverhältniſſe fich beziehendes Intereſſe einer unbe— 
ftimmten größeren Berjonenmenge ift, das nicht ala Sonder: 
interejle leßterer ericheint. 

Was aber die oben angedeutete Erläuterung betrifft, jo ijt bier nur 
noch darauf zu verweilen, daß bei der Vieldeutigfeit des Wortes Intereſſe 
auch die ſoeben verjuchte Definition im Grunde ja eine Mehrzahl von Be— 
Deutungen in fich jchließt. Allerdings ift jene VBieldeutigfeit, twie wir ſahen, 
gerade in der hier in Rede ſtehenden Berbindung des Ausdruds') nicht jo 
groß als im Webrigen. 

Immerhin umschließt der Ausdruck Intereſſe doch auch in diefer Verbindung. 
wie zu zeigen verjucht wurde, eine ganze Reihe von Bedeutungen. 

F ie demnach: 

ein Betheiligtſein überhaupt, 

. ein Betheiligtjein in gewiſſer (erwünſchter oder erſtrebenswerther) Richtung, 

. einen Antheil überhaupt, 

einen Antheil in jener bejonderen Richtung, alfo etwa Bortheil, Ge— 

winn u, ſ. w., endlic) 

. einen Inbegriff von ſolchen Dingen, bei welchen ein derartiges 
Betheiligtjein, rejp. ein derartiger Antheil, Bortheil u. ſ. w. Plaß 
greift oder anzunehmen ift. 

Und fomit wäre alfo unter „öffentlichem Intereſſe“, refp. „öffentlichen 
Intereſſen“ (im fubjektiven Sinne) zu verjtehen: 

1. ein auf Kulturverhältnifie fich beziehendes Betheiligtjein einer 
unbejtimmten größeren Berfonenmenge, das nicht ala Sonderbetheiligt= 
jein (oben berührter Art) ericheint; 

2. ein auf Kulturverhältnifje fich beziehender Antheil einer unbejtimmten 
größeren Perfonenmenge, ſoweit derjelbe nicht al8 Sonderantheil 
leßterer erjcheint. Auch können öffentliche Interefjen 

3. Dinge fein, an denen ein Antheil diefer Art jtattfindet oder anzu— 
nehmen ift u. ſ. w. u. ſ. mw. 

Indeſſen bedarf es einer volljtändigen Aufzählung der hienach mit dem 
Ausdruck „öffentliche Intereſſen“ zu verbindenden Begriffe an dieſer Stelle 
nicht. Aus dem, was oben auszuführen verjucht ift, ergeben fich diefe, falls jene 
Ausführungen jelber richtig find, von jelbit. 

Und jo kann nunmehr dazn übergegangen werden, neben dem bisher be- 
handelten „öffentlichen Intereſſe“ im fubektiven Sinne, wonach diefer Ausdrud | 
die Bezeichnung für die direfte Betheiligung, den Antheil, Vortheil ꝛc. von 1 
PBerjonen mit Bezug auf diefe oder jene Dinge ift, das öffentliche Interejje 2 
in jenem objeftiven Sinne ins Auge zu faſſen, wonach derjelbe Ausdrud | 


= var 


N Vgl. oben pag. 370 f. 
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die Bezeichnung für die (direkte) Betheiligung, den (direkten) Antheil, Vor— 
theil u. j. w. von gewilien Dingen, Zielen oder Zweden u. ſ. mw. als ſolchen 
mit Bezug auf andere Dinge ift. 


5. Der Gegenjag von öffentlichen Jutereſſen im jnbjeftiven Sinne und öffent: 
lichen Jutereſſe im objektiven Sinne. 


Allerdings wird man, wie oben jchon berührt wurde, zweifeln, ob Auf: 
faſſungen leßterer Art überhaupt berechtigt find. Und denjenigen, die jolchen 
Zweifel erheben, dürfte auch Manches zu foncediren fein: fo zuerft, daß Ähnlich 
wie 3.3. bei der Auffaſſung von Recht oder Werth in objeftivem Sinme auch bei dem 
Begriffe Intereſſe in objeftiver Erfaflung Beziehungen zu ‚Individuen, Subjekten 
nicht ganz außer Betracht bleiben fünnen, da es fich im Grunde bei allen 
Borftellungen von diefen Dingen immer um Borjtellungen von fozialen Ber: 
hältnifien, alfo von Berhältnifjien von Menjchen zu Menschen ꝛc. handelt. Der 
Gegenſatz zwiſchen den in Rede jtebenden jubjeftiven und objektiven Auffaljungen 
liegt alfo, wie nochmals betont jei, nur darin, daß in dem einen Falle Subjefte 
direft in Frage fommen, im andern nur indirekt, joweit fich ihre Betheiligung 
nämlich aus der Betheiligung an den bezüglichen Zielen, Zweden u. ſ. w. ergibt.') 

Daneben ift zweitens zu foniediren, daß ähnlich wie nach allgemeinem 
Sprachgebrauh auch im gejeglichen der Unterjchied zwiichen den bier als 
„objektiv" und „jubjektiv” charakterifirten Auffaſſungen von öffentlichem Intereſſe 
oft verichleiert erjcheint, ja manche Geſetze beide Auffaſſungen gewiſſermaßen 
zu identifiziren jcheinen. 

Sp handelt es ſich 3. B. bei Zwangsenteignungen, Zwangsablöfungen, 
Zwangsfonjolidationen, Zwangsdeichungen u. ſ. w., wie ſogleich gezeigt werden 
joll,?) jedenfalla nicht um öffentliche Intereſſen der bisher behandelten Art, 
d. h. nicht allein um Intereſſen größerer oder unbejtimmter Berjonenmengen zc., 
jondern um ganz und gar andere Dinge. ber der Wortlaut der be- 
züglichen Gejege gibt hie ımd da auch anderer Deutung Raum. So jpricht 
e8 3. B. das Sahjen-Meiningen’fche Gejeg von 1845 geradezu aus, daß 
als öffentlicher Zwed, der zur Erpropriation berechtige, jede umfaſſende Kultur: 
verbejlerung anzujehen jei, bei der entweder eine ganze Flurgemeinde oder 
nah Mafgabe der Grundfläche ein größerer Theil der Grunmdbefiger be— 
theiligt iſt.“ Es wird dort alfo öffentlicher Zweck reſp. öffentliches Intereſſe und 
Interelle einer größeren Perſonenzahl gewiſſermaßen gleichgeftellt. Auf 
Aehnliches jcheinen auch die Schon mehrfach Bezug genommenen Beitimmungen des 


N Logiich würde man in diejen Dingen jo gliedern können, daß man übnlid wie 
ed an anderem Orte für die Gliederung der Werthbegriffe empfohlen iſt, jcheidet: 
1. Intereſſe mit Bezug auf die direkte Betheiligung, den Antheil, Vortheil u. ſ. m. 
von Berjonen, als jolden, und zwar: 
a) mit Bezug auf die Betheiligung, den Antbeil, Vortbeil u. ſ. w. von Perjonen (als 
joldhen) überhaupt, 
b) mit Bezug auf die Betheiligung, den Antheil, Bortheil u. ſ. w. don Perſonen 
(ala folden) an gewijien Angelegenheiten, in weldem Sinne man 3. 
B. jagt: im Änterefje meiner Geſundheit, im Intereſſe deines guten Rufs, 
im Intereſſe deines Fortkommens, im Intereſſe deiner Ausbildung ꝛc., daneben: 
2. Intereſſe mit Bezug auf die direfte Betheiligung, den — Vortheil u.j w. 
nicht von Perjonen, ſondern von Anderem, von gewiſſen D ingen, gewiſſen An— 
gelegenheiten, gewiſſen Zielen, Zwecken u. ſ. w. 
NNVBgl. Abſchnitt 6 p. 399 ir. 
) Dal, Neubauer a. a. DO. p. 395 Anm. 2 hier und G. Meyer a. a. O. 





384 Neumann: Das öffentliche Interejje mit Bezug auf Gebühren u. Steuerweien, 


badijchen Gejeßes von 1835 zu zielen, wonach als zur Erpropriation bes 
rechtigender „Öffentlicher Nußen" der Nugen derjenigen Unternehmungen gelten 
jolle, welcher entweder dem Staate rejp. einer Staatsanjtalt oder „einer oder 
mehreren Gemeinden” zu gute fomme; auf Aehnliches die Beitimmungen der 
früheren Kurheſſiſchen und mancher Schweizer Verfafjungsbejtimmungen, wonach 
Erpropration für Zwecke des Staat? „oder einer Gemeinde“ jtattfinden 
darf ’); auf Mehnliches namentlich auch jene Beftimmung des ſächſiſchen 
Berggejeßes von 1868, wonach in Fällen der Kollifion von Bergbauinterejien 
und ſolchen volfswirtbichaftlichen Interefien, die mit Fabriken oder anderen 
gewerblichen Unternehmungen verknüpft find, entjcheidend fein joll, „welche der 
follidvirenden Unternehmungen den größeren volfswirthichaftlichen Vortheil für 
ar größere Anzahl oder auf einen längeren Zeitraum erwarten läßt“ 
u. ſ. w.*) 

Wie in diefer Weiſe — anjcheinend wenigſtens — manche Gejeße, To 
neigt aber auch, was drittens zu foncediren ift, die amtliche Praxis in mander 
Beziehung dahin, die Bedeutung von „öffentlichem Intereſſe“ in jenem ſub— 
jeftiven Sinne voranzuftellen und dies da entjcheiden zu laſſen, wo im Grunde 
Öffentliche Intereſſen ganz anderer Art in Frage jtehen. 

Hat doch 3. B. der Provinzialausfchuß für Helen noch fürzlich entjchieden, 
daß eim Öffentliches Intereſſe im Sinne des Art. 48 der heſſiſchen Kreisordnung 
dann vorliege, wenn das Intereſſe einer „anjehnlichen Zahl von Gemeinde: 
angebörigen“ gefördert werde.) Und fo jehr jolche Entjcheidung auch, wie 
wir jogleich jehen werden, zu Mißverſtändniſſen Veranlaſſung geben kann, auffällig 
iſt ein jolches Voranftellen der Interefjen von Perjonen in Fällen diejer 
Art im Grunde nicht. Die Praxis geht namentlich) in Landesmeliorationg- 
jachen, wie Berfaffer aus Erfahrung berichten kann, vielfah von ganz ähn— 
lichen Erwägungen aus, und das jchon deßhalb, weil es, um das Vorhandenfein 
eines öffentlichen oder allgemeinen Landeskulturintereſſes ꝛc. (im fogleich zu 
berührenden eigentlichen Sinne) zu erweiſen, regelmäßig feinen leichter zu 
erfaljenden Anhalt gibt, als eben den der betheiligten Perfonenmengen, reip. 
ihres Befiges. Handelt es ſich alſo 3 B. darum, behufs zmangsweiler 
Durchführung eines Entwäljerungsfanals durch fremdes Terrain oder zwangs— 
weiſer Herbeiführung des Beitritts Jemandes zu Deich oder Ent: oder Be— 
wäjjerungsverbänden u. ſ. w. den Nachweis zu führen, daß die Durchführung 
des bezüglichen Unternehmens im öffentlichen oder allgemeinen Landeskultur— 
interefje (in jenem eigentlichen Sinne) liegt, jo müßte an fich neben der 
Zahl der Betheiligten und neben dem Umfange des interefjirenden Beliges, 
wie wir fogleich jehen werden, noch eine Reihe anderer Momente in Betracht 
gezogen werden, die fich namentli auf den von dem Unternehmen für Die 
Landesfultur im Allgemeinen zu erwartenden Nußen beziehen, desgl. auf den 
Bedarf der Gegend an den in Folge der bez. Melioration vorausfichtlich in 
größerem Umfange zu produzirenden Dingen, auf die zu erwartende Quantität und 
Güte diejer legteren, auf die Möglichkeit einer Beſchaffung derartiger Produkte auf 


') Vgl. zu diefen Beijpielen Treichler über Erpropriation in der Zeitſchrift ſ. D. R. 
1848, Bd. XI p. 130. Jnterejie der Gemeinde darf hiebei freilich nicht als gleichbedeutend 
mit Intereſſe der jeweiligen Bewohner oder Befiger im bezüglichen Gemeindebezirk angefehen 
werden. Und injofern it e8 eben nur Schein, wovon hier die Nede ift. 

2) Val. Leuthold a. a. O. 

2) a. a. O. 
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anderem Wege, aus anderen Gegenden u. ſ. w.') Indeſſen von bejonderer 
Bedeutung bleibt jene Zahl und jener Befigesumfang immerhin, und jedenfalls 
find dieſe Dinge, wie bemerkt, am leichteften zu erfalien. Es fann alſo gar 
nicht Wunder nehmen, daß in der Praxis die Neigung berricht, gerade fie 
in den Vordergrund zu jtellen und demzufolge auch da, wo die bezüglichen 
gejeglichen Vorjchriften ein jolches Vorgehen im Grunde nicht un‘erjtüßen,?) 
den Begriff des öffentlichen Intereſſes vorzugsweile in jenem jubjeftiven Sinne 
aufzufajjen, von dem vorhin die Nede war. Leider haben ſich ähnliche Auf: 
fajjungen aber auch in der Wiſſenſchaft befeftigt, ja fie find in manchen 
Theilen derjelben jet wohl geradezu als die herrichenden anzufehen. 

Am wenigjten vielleicht in der viel behandelten Lehre von der Entziehung 
oder Beichränfung des Eigenthums im öffentlichen Intereſſe dur Expro— 
priation, in welcher Lehre man zwar auch bie und da durch die vorhin 
berührten Auffafjungen vom öffentlichen Interefje als dem nterefje des „Pub: 
likums“ oder unbejtimmter Perfonenmengen ꝛc. vom richtigen Wege abge— 
lenkt wurde,?) in der man im Allgemeinen aber in forgfältig ausgebildeten Rechts— 
normen eine Stüße hatte, die derartige Abwege vermeiden ließ. Insbeſondere 
die Beitimmungen jener Berfaljungsurfunden, deren oben gedacht ift, jcheinen 
in diefer Beziehung vor manchem andern Orts nicht vermiedenen Irrthum 
bewahrt zu haben. Und jo finden wir thatjächlich troß einzelner Abweichungen doch 
gerade in der auf die Zwangsenteignung bezüglichen Literatur im Allgemeinen 


') Eine vorzügliche Injtruftion darüber, worauf die Behörden bei Nachweiſen öffent: 
lihen Intereſſes des bez. Unternehmens („ojere dipubblica utilitä““ . . . . „neli' interesso 
pubbico‘) zu achten haben, ijt die italienische, urjprünglic ſardiniſche Miniſterialanweiſung 
von 1839, in der es 3. B. heißt: gli Intendanti nelie loro relazioni sopra le demande dirette 
ad ottenere dichiarazioni (di pubblica utilitä) dovranno particolarmente aver cura di far 
noto il grado d’importanza dei lavori che si divisano di eseguire sotto il rap- 
porto della loro estensione, della durata degli stabilimenti, delle probabilitä della loro 
riuscita, della loro azirne piü o meno diretta sulla prosperitä delle populazioni, sul 
miglioramento dell’ agricoltura, sui progressi dell’ industria et sulle sviluppo delle relä- 
zioni commerciali etc., vgl. Sabattini, legge sulle espropriazioni per causa d’utilita 
pubblica I Torino 1882). 

2), Bol. unten Abichnitt 6. 

2) Zu diejen Ausnahmen find m. D. auch die Ausführungen in dem viel zitirten 
Aufjape von Häberlin zu rechnen. (Die Lehre von der Ziwangsenteignung im Archiv 
für zivilift. Rrari® Bd. 39 1856.) Häberlin verweilt eingehender als die meisten Bearbeiter 
diejer Lehre bei dem Begriff des öffentlichen Intereſſes, kommt aber nidt dariiber hinaus, 
dab „unter öffentlichen Sntereffen die Interejien des Staates, einer Gemeinde und des Pub- 
likums“ zu veritehen jeien, welche leßteren, wie er bemerkt, als die Intereſſen einer unbe— 
jtimmten und unbejtimmbaren Menge von Menjchen entihieden den öffentlichen Intereſſen 
ugezählt werden müſſen. An ſich ijt nad) dem Gejagten das ja auch nicht unrichtig. Es 
Fragt jih nur, ob es ausreichend ijt. Und die Verneinung legterer Frage möchte ſich ſchon 
aus den den mitgetheilten Worten direkt ſich anſchließenden Ausführungen von 9. jelbit 
ergeben: „Unter öffentlichen Interejien,“ jo jagt H. nämlich, „it das zu verjtehen, was zum 
Nugen oder Bortheil des Staates, einer Gemeinde oder des Publitums gereicht — was 
diejer Nupen, was das allgemeine Wohl gebieteriic verlangt." Offenbar bejteht aber zwiſchen 
diejen beiden hier durch Gedankenftrich getrennten Süßen wenig Harmonie. Was das „allge: 
meine Wohl gebieterijch erheiicht,“ das ijt — jo fann zugegeben werden — Grund der Erpro= 
priation oder fann doch Grund derjelben jein. Aber ijt, „was das allgemeine Wohl gebiets 
eriſch erheiſcht“ — dasjelbe, was überhaupt „zum Nutzen“ „unbejtimmter oder unbejtimme 
barer Mengen“ gereicht? und iſt das, wooon lepteres gilt, hiernach auch Erpropriationsgrund ? 
— offenbar nicht. Und daher ift, jo berechtigt auch —* Polemik gegen Treichler iſt (vgl. 
p. 393 Anm.), doch die eigene Ausführung von H. über den Grund der Erpropriation kaum 
als ftichhaltig anzujehen. Insbeſondere iſt nicht erfichtlih, weihalb denn das Intereſſe 
beitimmter Perſonen oder Perjonenmengen, als jog. Rrivatinterefie, dem Intereſſe unbe 
jtimmter Berjonenmengen als jog. öffentliches Interejie zu weichen haben jollte. 
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den richtigen Gedanken fejtgehalten, daß es in dieſen Dingen nicht auf das 
Intereſſe bejtimmter oder unbejtimmter, mehr oder minder großen Perſonen— 
mengen 2c., jondern auf die Bedeutung und Dringlichkeit des bezüglichen 
Unternehmens an jih anfomme, und darauf aud) der Ausdrud öffentliches 
Intereſſe zu beziehen ji. In Worten, Die vielleicht mehr Beachtung verdient 
hätten, al3 fie gefunden zu haben jcheinen, ſagte bei Behandlung Ddiejer Dinge 
3: B. ſchon Carpzow in feiner Jurisprudentia Forensis Romano Saxonica 
von 1721 (II const. 33 def. 16), daß von der allgemeinen Freiheit, die 
beit Kauf und Berfauf Plab greife, ausgenommen jei nicht nur casus neces- 
sitatis, jondern auch causa boni publiei, aber nur folchen boni publiei 
quod tanti aestimandum, ut subditus quivis illud potius promovere quam 
lucrum quaerere debeat Enticheiden follte alfo ob das Beabfichtigte von 
fo großer Bedeutung jei, daß der Einzelne die Pflicht Habe dem gegenüber 
fein Intereſſe zurüdtreten zu laſſen.!) 

Auch hatten offenbar Aehnliches Diejenigen im Auge, welde ala Be: 
Dingung der Erpropriation den Worten der franzöfiichen Verfaſſung von 1791 
und mancher ähnlich lautenden deutschen und jchweizeriichen Verfaſſung folgend 
eine als „Nothwendigkeit“ zu bezeichnende Dringlichfeit der bezüg- 
lichen Unternehmung binftellten, wie 3. B. Romagnoſi und Klüber?) oder 
die als jolche VBorausjegung das Walten von Zweden von der Bedeutung von 
Staats- oder Bolizeizweden bezeichneten, wie das Leßtere z. B. ſchon 
von Berg geichah (im deutschen Polizeirecht von 1802),3) jpäter von Mauren: 
breder (d. Staatärecht 3. Aufl. 1843 ff.), “ dann von Stahl,?) der in 
dieſem bejonderen Sinne von „öffentlicher Nothwendigkeit“ ſprach, in der 
neuejten Zeit von BPrazadt) und von Grünhut, nach deijen Ausführung es 


) WBgl. auh Prazack: Enteignungsreht) 9. Grothius, mit dem die wifjenichafts 
lihe Behandlung dieſer Lehren gewiſſermaßen beginnt, dacte anders. Er glaubte aud) 
diejen Dingen gegenüber fih auf den der Staatsbegründung überhaupt nach jeiner Anficht 
vorausgegangenen Vertrag ftüben zu fönnen und meinte: — ob publicam utilitatem, cui 
privatas cedere illi ipsi voluiss- (!) censendi sunt, qui in civilem coetum coierunt. Lib, Ul. 
cap. XX. 57 de jure belli et paeis.) 

?) Bgl. Klüber Def. R. d. deutich. Länder 1831 p. 761 und Romagnoji: Öpere 
compt. T. VI. p. 199: nel contlitto del diritto sociale con la proprietä privata non si 
puo far valere mai tuorche la necessita (!) ete., darauf Hinweis auf die Mihbräuche, die aus 
dem Gebrauch del nome vago di utilita jtatt de nome preeisco et giuridico di necessitä 
entjtehen könnten. Dagegen mit Reht Sabattini p. 107 f.a. a. 0. 

% „Huch wohlerworbene Rechte müſſen biöweilen der Polizei zum Opfer gebradt 
werden; aber nur, wenn ſonſt ihr (I) Zweck nicht erreicht werden kann.“ D. Bolizei- 
recht 1802 p. 90, 

) — „aus dem Begriffe und Zwed des Staates ergeben ſich einige Rechte der Staats: 
gewalt als ſolcher . . . . 3) Das Recht, den Privatbefiger zur Abtretung jeines Grundftüdes 
gegen . . . . Entihädigung zu zwingen, wenn fie defien zur Förderung des Staat 
zwedeä bedarf” ($ 60). 

») Bd. II Abth 1 (1854) p. 343 ff. — Prinzip der Erpropriation fei nur die öffent. 
liche Nothwendigfeit (!) im Unterichiede der bloßen — ——— aber doch 
in der Auffaſſung, daß auch z. B. eine Entwickelung des allgemeinen Landesverkehrs, „der 
.B. die Eiſenbahnen erfordert,“ eine unabweisbare Noth für das Land tft; wie zu 
Bahıren joll denn auch zu Landſtraßen, Deichen, Schulen u. j. tw. erpropriirt werden dürfen. 
„Brinzip der Enteignung“ jei nämlich, beit ed dann zum Schluß, nicht der Vortheil der 
Mehrzahl oder auch des Staates, jondern die nothwendige -organiihe yortentwidlung 
des Gemeinzujtandes und die nothwendige Theilnahme, daher Mitleidenfchaft des 
Einzelnen an denjelben. 

6) Recht der Enteignung (1877) p.4 — mir pflichten der Anficht bei, dab der Recht: 
fertigungägrund . ... . . darin liege, daß dieje Einſchränkungen ein nothwendiges Mittel zur 
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Vorausiegung der Erpropriation iſt, daß diefelbe eine Bedingung für die volle 
Entwidelung der zur Gefammtindividualität gegliederten Einzelnen angejehen 
werden muß u. j. w.!) 

Bon Anſchauungen dDiefer Art bis zur Ausfcheidung eines „öffentlichen 
Intereſſes“ im fogleich zu erörternden „objektiven Sinne“ (gegenüber dem 
öffentlichen Interefie ala dem Interejje des Publikums oder ungemwiljer größerer 
Perjonenmengen) war nur noch ein Heiner Schritt. Und diejer Schritt wäre 
wahrſcheinlich auch trog Häberlin und mancher Anderen‘) gethan, wenn in 
jener Erpropriations=Literatur der Ausdrud „öffentliches Interefje* in erheblichem 
Umfange Verwendung gefunden hätte und wenn man dort zugleich das Bedürfniß 
empfunden hätte, das öffentliche Intereſſe in dieſem Sinne dem öffentlichen 
Interejje in jenem anderen Sinne, von dem vorhin die Rede war, entgegen= 
zuftellen. Indeſſen war das im jener Literatur nicht der Fall. Der Ausdrud 
öffentliches Interefje ift an fich ja ein neuerer. Darauf verwies ſchon Mauren— 
brecher.”) Und die deutjchen Verfaſſungsurkunden, von denen noch zur Zeit 
faum eine jich diejes Ausdruds bedient, bejtätigen das. Statt von öffentlichen 
Intereſſen Sprechen fie regelmäßig von öffentlichen Zweden, Rückſichten des 
gemeinen Bejten, wejentlichen Staats: oder Gemeindezweden u. j. w.*) Und 
jene Literatur jchloß jich num in großem Umfange dieſem Gebrauche an. So 
weit ſie fich aber auch des Ausdruds „öffentliches Intereſſe“ bediente, lag für 
fie Doch feine Veranlajiung vor, daneben zugleich des öffentlichen Intereſſes in 
jenem anderen Sinne zu gedenken, der, wie wir oben jahen, 3. B. bei Be- 
ſtimmung des Begriffs der Polizei, bei Abgrenzung der Kompetenz der Zivil: 
gerichte von der der Polizei: und der Berwaltungsgerichte u. ſ. w. eine große 
Rolle jpielt.?, 

Weiter von der Erfenntniß des Richtigen ift man in der auf eben Dieje 
legteren Dinge bezüglichen ftaatsSrechtlichen Literatur geblieben. Indem 
man die eingehendere Behandlung der Lehren von der Zmwangsenteignung 
u. j. tw. der Privatrechtsdoftrin überließ, entbehrte man der joeben berührten 
Hülfe und richtete bei Behandlung des Begriffes des öffentlichen Interejjes das 
Augenmerk fait ausjchlieglich auf das was oben als öffentliches Intereſſe im 
jubjeftiven Sinne bezeichnet ift. 

So wird um nur einiger Beifpiele zu denken, in Sarwey's Deffentlichem 

Recht und PVerwaltungsrechtspflege (1880), troßdem dort eingehender und 
wohl auch verdientlicher ald an irgend einem anderen Orte auf den Zuſammen— 
bang zwiſchen öffentlichem Intereſſe und öffentlichem Nechte, hierauf zu bes 
gründenden Kompetenz der Verwaltungsrechtspflege im Gegenſatze zur bürger: 
lien u. ſ. mw. vermiejen wird, *) doch der Begriff des öffentlichen Intereſſes 
anfcheinend ausjchließlich im jenem jubjeftiven Sinne erfaßt. 
Erreihung des Staatszweckes jind..... Das wird auch von den meijten Schrift: 
itellern theils ausdrüdlich, theils fomplizirt dahin ausgeſprochen, dab die Aufhebung oder 
Beihränfung ... . . eine durch das öffentliche Interejie, die gemeine Wohlfahrt gebotene 
Maßregel jei. 

’) Enteignungäreht (1873) p. 82. 

2) Val. oben Anm. 3 p. 385, aud) 4 p. 378 und 3 p. 375. 

)a.a.D. 8152 — „der moderne Ausdrud öffentliches Intereſſe würde freilich 
früher nicht verjtanden jein, jondern man hörte nur von Privilegien, Rechten oder Gerecht— 
famen“, wie das natürlich; auch dem Wejen des patrimonialen Staats im Gegenfage zum 
beweglicheren, in Zwed und Ziel „elaftiicheren“, modernen Staate entiprad). 

9 Bal. Anm. 2 p. 374. 

’d) Ausnahmen vgl. oben in Anm. 3 p. 385. 

) Bgl. unten Abichnitt 7. 
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„Die Aufgabe des öffentlichen Dienſtes“, heißt e8 dort 3. B. an einer 
Stelle, „it ſtets die Verwirklichung eines öffentlichen Intereſſes, eines 
Intereſſes des Volksganzen oder einzelner Theile desjelben, einer Mehrheit 
voraus nicht bejtimmbarer Ginzelner,“ und im ähnlicher Weife wird an 
anderen Stellen das für den öffentlichrechtlichen Charakter einer Einrichtung 
maßgebende „öffentliche Intereſſe“ mit dem „Intereſſe Aller oder einer unbe— 
ſtimmten Mehrheit” (p. 347) reſp. dem „allgemeinen Intereſſe Aller oder einer 
unbeftimmten Zahl Einzelner” (p. 573) u. ſ. w. identifizirt. 

Bon ähnlichen Annahmen jcheint danı auch Merkel auszugehen?) 
Auch er jtügt — worauf unten zurüdzufommen iſt — die Scheidung von 
Privat: und öffentlichem Recht auf den Gegenjag von Privat: umd öffent: 
lihen Intereſſen. Aber was er hienach einerjeit3 als „öffentliche Inter— 
eſſen“ bezeichnet,°) charafterifirt er an anderen Orten als „öffentliche und 
gemeinfame Intereſſen“ (3. B. a. a. O. 88 87 ff.) reip. als „öffentliche oder 
gemeinfame Intereſſen“ (3. B. $ 287) und vielfach fogar ala „gemeinjame 
Intereſſen“ ſchlechtweg (3. B. in $ 93, $ 95 2c.), womit doch im Grunde eben 
nur jener jubjeftiven Auffafiung dieſes Ausdrudes Rechnung getragen wird, 
deren auch Sarwey anjcheinend allein gedenft. 

Namentlich aber wird nicht nur anjcheinend, jondern direft ausgejprochen 
eben dieſelbe Auffaſſung und jie allein von Demjenigen vertreten, der den 
Begriff des öffentlichen Intereſſes in ſeinem Zufammenhange mit dem Begriff 
des öffentlichen Rechtes im meuejter Zeit zum Gegenftand spezieller und 
bejonders eingehender Ausführungen gemacht hat, nämlih von Leuthold in 
feiner Schon oft in Bezug genommenen, in vieler Beziehung anregenden und 
belehrenden Arbeit über: Das öffentliche Interejje und die öffentliche Klage 
im Berwaltungsreht (Hirth’3 „Annalen“ 1884). 

Leuthold jpridt es geradezu aus, daß jedes öffentliche Intereſſe ein 
„gemeinfames oder Geſammtintereſſe“ jei, das fich „aus einer Mehrheit von 
Einzelninterejien räumlich verbundener Menſchen zujammenjege”.*) a, 
Leuthold legt gerade auf diefe Auffafjung bei Abgrenzung des Gebietes 
des öffentlichen Nechtes von dem des Privatrechtes und dementiprechender 
Beitimmung der Kompetenz der PVerwaltungsgerichte ein großes Gewicht, 
indem er hierauf 3. B. jeine Polemik gegen die übliche Annahme von einem 
Vorzug der öffentlichen vor den Privatinterejien und von dem Webergewicht 
des öffentlichen über das Privatrecht ſtützt. Da es — fo führt er aus — 


) p.65. Mehnlih bei Häberlin (vgl. p. 385 Anm.) Mit diejer Aufſaſſung 
vom öftentlichen Intereſſe ſteht es dann anjheinend auch in Zujammenbang, daß Sarmwey 
da, two er der Beſchränkung der Einzelinterejien aus Gründen öffentlichen Intereſſes gedentt, 
ftatt des legteren Ausdruckes vielfach andere gebraucht, vgl. 3. B. p- 21: „Ueber allen 
Einzelinterefien, über dem Wohl, ja der Eriftenzberechtigung der Einzelnen steht im Staate 
das Bolf il) in feiner Einheit. Suprema lex salus reipublicae esto .... dieſes Geſetz 
wirft wie ein Naturgeiep mit unmiderjteblicher Gewalt 2c.“, oder p. 33: „Die bierauf gebaute 
Rechtsordnung beruht auf dem Ariom, daß der Volkswillen (!), ohne welchen überhaupt 
feine ReditSordnung denkbar ijt, über den Einzelnen und ihren Jutereſſen ſteht ꝛc.“; desgl. 
p. 39, wo von dem Kampfe die Rede iſt, in welchem „das Interejie des Volksganzen (!) 
und der Einzelnen einander feindlich gegemüberftehen“ u. j. w. Andererſeits vgl. biezu 3. B. 
p. 66, 70, 108 u. j. w., wo von der Beugung der Einzelinterefien unter das öffentliche 
Intereije die Rede iſt. 

) Bal. Juriftiihe Encyklopädie (1885) 88 81 ff., und Rechtsnorm und jubj. Recht in 
Grünbut's Beitichr. Bd. VI 1879 p. 392 fi. vgl. auch hier p. 417 Anm. 3. 

3, Mal. 3. B. Eneyklopädie ss 85, 88, 89, 93, 94, 271, 285, 301 u. ſ. w. 

) Rul. oben p. 366. Arm. 
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fein öffentliches twie überhaupt fein Gejammtinterefje gebe, das „von den 
Interejien der dem betreffenden Verbande angehörigen Einzelnen volljtändig 
verichieden iſt (p.332), es für den Begriff des öffentlichen Interefjes vielmehr 
Borausjegung bleibe, daß das bezügliche Intereſſe das Durchſchnitts— 
interejje der Gejammtheit der Angehörigen eines beitimmten Naumgebietes 
jei” (p. 336), fo jei auch der Schuß der öffentlichen Intereſſen gleich- 
bedeutend mit dem Schuß des durchjchnittlichen Interejjes der Einzelnen im 
Rechtsgebiete, es ſchütze alfo „auch das öffentliche Recht, weil es öffent: 
lihe Intereſſen jchügt, Privatintereſſen“, und daraus ergebe ſich dann, 
daß ein Unterjchied zwiſchen Brivat- und öffentlichem Recht aus der 
Art des Snterejles, welches in dem einen und dem andern Nechtägebiete 
Schub findet, gar nicht berzuleiten jei, vielmehr Privat: und öffentliches 
Recht vollkommen gleichwerthig jeien, fo daß man alſo nicht annehmen dürfe, 
daß das Privatrecht dem öffentlichen Intereſſe zu weichen habe u. ſ. w. u. j. w. 
(p. 350 u. 349). 

Und endlich ift, um noch eines letzten Beiſpiels zu gedenken, zu ähn— 
lihen Refultaten auch Thon in feinen Unterfuchungen über Rechtsnorm und 
jubjeftives Necht gelangt (1878), was um jo beachtenswerther ift, als gerade 
er. ähnlich wie in neuefter Zeit Leuthold zu den Wenigen gehört, die ſich 
überhaupt eingehender mit Diejen Dingen bejchäftigt haben. Auh Thon 
ſpricht es ganz offen aus, daß der Verſuch, öffentliches und Privatrecht 
derart zu jcheiden, daß jenes „zum Schutze der öffentlichen Intereſſen“, diejes 
„zu dem der Einzelnen bejtimmt ſei“ — näherer Prüfung deßhalb nicht 
Stand halte, weil es überhaupt nicht möglich jei, die Intereſſen des Gemein- 
mwejens nnd die der Einzelnen in dieſer Weile einander gegenüber zu tellen. 
Das Intereſſe des Gemeinweſens — fo meint auch er — falle mit den 
wahren Intereſſen der Einzelnen zufammen, da die Gemeinschaft eben aus 
den Einzelnen bejtehe, deßhalb jeien auch alle Rechtsſätze im Intereſſe der 
Einzelnen aufgeitellt u. ſ. w.’) 


Gehen wir nach alledem num aber zur Kritik diefer Anfchauungen über, 
jo haben wir um gerecht zu fein freilich noch Eines nicht ganz unbeachtet zu 
laſſen, was hier bisher noch nicht Erwähnung fand, daß nämlich alle dieſe 
bis zur Gegenwart jo vielfach vertretenen *) Auffafjungen bis vor nicht Langer 
Beit eine Stüge in gewiſſen allgemeinen Anfchauungen hatten, die, wie jie 
überhaupt von großem Einfluß waren, jo auch in den hier in Rede ftehenden 
Dingen für Manchen bejtimmend geweſen find, ohne daß er fich Dejien 
vielleicht bewußt gewejen wäre — in der Annahme nämlich von dem Walten 
fogenannter Intereſſen-Harmonie und von der Angemefjenheit und Gerechtigkeit 
des laissez - faire - Prinzips. 

Bon den VBertheidigern diefer Lehre iſt es ja oft ausgefprochen, daß 
Vinteret public nicht® Anderes fei als l’interet des tous und l’interet 
des tous le m&me que l’inter&t de chacun 2c.?) Und in der That, wer 


2) Bol. p. 110 ff. 

2) ch erinnere außer an die Genannten bier nur noh an Rehm a.a.d. Girth's 
Annalen 1885 p. 90): „Deffentlich ijt, was Jedermann angeht... .. Demnad) it öffent: 
liches Intereſſe ein Interefie Jedermanns .... oder Intereſſe einer Geſammtheit, d. h. aller 
auf einem bejtimmten Theil der Erdoberfläche beifammen wohnenden Menſchen. . . . » Das 
Geſammtintereſſe (jet fich) aus den Intereſſen der Einzelnen zufammen“ u. j. mw. 

2) Val. Roſcher, Geſch. d. Staatsökonomie p. 484 u. Yeuthold a.a. O. p. 338, 

Annalen bed Deutſchen Reiche, 1836, 26 


den Grundjfaß des laissez faire vertheidigend vom Staate Enthaltung allen 
Eingreifens in mirthichaftliche Dinge verlangt, Fann Das Faum anders, 
als auf Grund jener Anjchauung, daß das freie Walten der Einzel- 
Interejlen zu gutem Ziele führe, mit andern Worten, daß ſolches Walten 
der Einzelinterefien auch dem gemeinen oder öffentlichen Intereſſe entjpreche, 
leßteres Intereſſe alfo gewiſſermaßen das Intereſſe Aller oder doch der großen 
Mehrzahl u. ſ. w. jei. Und fo wird auch von LZeuthold gelegentlich ganz 
richtig bemerkt, daß feine Anfchauungen vom öffentlichen Intereſſe jenen 
Betrachtungen entiprächen, die von der Annahme einer Harmonie der Inter: 
efien ausgehen — „dem höchiten (wie er Hinzufügt) irdiſcher Verwirklichung 
entrücten Gedanken des Menſchengeiſtes“. 

Indeſſen gerade mit Annahmen diefer Art dürfte über jene Ausführungen 
von Leuthold, Thon, Nehm u. f. w. aud das Urtheil geiprochen fein. 
Mer zugibt, wie e8 Leuthold thut, daß es fich bei der Annahme einer 
Harmonie der Einzelintereffen um Dinge handelt, die der Wirklichkeit entrüdt | 
find, daß im Allgemeinen aljo die Einzelinterefjen mit einander follidiren und 
daß es im öffentlichen Intereſſe hienach einer Negelung und Bejchränfung 
derjelben bedarf, der gibt im Grunde auch zu, daß es im öffentlichen Intereſſe 
eines Eingreifens in die Einzelintereffen unter Auferlegung bezüglicher Opfer 
bedarf, und ift dann vor die Alternative gejtellt, jenes „Öffentliche Intereſſe“ 
entweder nur als Intereſſe einer Mehrheit aufzufallen, dem ſich das 
Sntereffe der Minderheit zu beugen hätte, oder aber anzuerkennen, daß es 
unabhängig von den Intereſſen von Mehrheiten oder Minderheiten, von bejtimmten 
oder unbejtimmten Perfonenmengen ꝛc. noch Interejjen anderer Art gibt, die ung 
als folche über den Einzelinterefien zu ſtehen jcheinen !) und für die ung Der 
Ausdrud „öffentliches Intereffe” im Grunde nicht minder geläufig ift, als 
für die Intereſſen unbeftimmter Perfonenmengen, von denen bisher die Rede 
war. Auch kann es im Grunde nicht zweifelhaft fein, für welche diejer 
Alternativen man fich zu entjcheiden hat. 

BVerlangt man im öffentlichen Interefje geordnete Armenpflege umd unent— 
geltlihen Schulunterricht, jo muß man ja zugeben, daß dieſe Dinge auch 
dem Intereſſe großer Perſonenkreiſe, gewiſſer unbeftimmter größerer Perjonen- 
mengen u. j. mw. entjprechen. Was indejjen jene Einrichtungen in's Leben 
ruft und gerufen bat, iſt ficherlich etwas Anderes ala der Inbegriff von 
Snterefien Einzelner oder Bieler. Es ift das Intereſſe an geordneter Pflicht: 
erfüllung, an geordneter, pflihtmäßiger Leiftung jenes Beiſtandes, den Die 
Vermögenderen nad) Ehriftene und Menfchenpflicht den Unvermögenden und 
Hilfsbedürftigen jchuldig find. Und es ift auch, was man wohl zu beachten 
hat — keineswegs ausgejchloffen, daß ein öffentliches Intereſſe die ſer Art 
dem Einzelinterejie der meiften, ja aller Betheiligten entgegeniteht. 

Kann es doch 3. B. im Einzelinterefje Aller liegen, daß Friegeriiche Ber- 
widelungen jeweilig vermieden werden, während das öffentliche Intereſſe, 
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) So in mancher Beziehung trefflih Häberlin a. a. O. — (troß jener einſeitigen 
Definition, von der oben p. 385 Anm. die Rede war), namentlich aber Albrecht: „Wir denten 
uns heutzutage (wenigjtens läßt ſich dieſes als eine überwiegend herrichende Anſicht betrachten) 
den Staat nicht als eine Berbindung von Menſchen, die lediglih und unmittelbar für 
individuelle Zwede und nterefien derjelben berechnet ift, jondern als ein Gemeinmejen, als 
eine Anjtalt, die, über (!) den Einzelnen ftehend, zunächit Zwecken gewidmet ift, die feines- 
wegs bloß die Summe individueller Intereſſen des Herrſchers und der Unterthanen, jondern 
ein höheres (!), allgemeines Gejammtinterefje bilden u. f. w. (Kritit von Maurenbreder: 
Deutih. Staatsrecht, Gött. Gel. Anzeigen 1837, Bd. II, p. 1492 fi.). 
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das Intereſſe an der Wahrung des Ruhmes, der Ehre, der Unabhängigkeit 
und des guten Namens des Vaterlandes das Gegentheil erheiſcht! Kann es 
doch ebenſo, um ein anderes Gebiet zu berühren, z. B. in fabrikgeſetzlichen 
Dingen im Intereſſe ſämmtlicher direkt Betheiligten: Fabrikanten, Fabrik— 
arbeiter, beſchäftigten Kinder, Eltern der letzteren u. ſ. w. liegen, daß die der 
Kinderarbeit geſetzten Schranken jeweilig nicht beachtet werden, während das 
öffentliche Intereſſe, das Intereſſe an pflichtmäßiger Durchführung gegebener 
Beitimmungen wie das Intereſſe an der Erhaltung guter fittlicher Zuftände 
und janitärer Berhältnifje für Gegenwart und Zukunft das Gegentheil ver- 
langt! Kann e8 doch ebenjo im Intereſſe aller Betheiligten: Wirthe, Gäjte 
u. ſ. w. liegen, daß von den Vorjchriften über Sonntagsheiligung jeweilig 
abgejehen wird, während das öffentliche Intereſſe wieder die Beachtung diefer 
Vorschriften erheifcht ! u. ſ. m. 

Auch beruhen ja, wie Jeder zugeben muß, gerade auf der Annahme eines 
jolhen Gegenſatzes von öffentlichen und Einzelinterefjen die Hauptgrund: 
läge der Belteuerung. 

Wer dieſen Gegenſatz leugnet, der wird mit Nothwendigkeit zu jener 
wenigſtens in der deutjchen Literatur als überwunden anzufehenden Annahme 
gedrängt, daß die Steuer lediglih ein Preis für empfangene oder zu 
empfangende Leijtung ift, daß aljo Feder im Grunde nur nach Maßgabe ge: 
botener „Gegenleiftung“ zu fteuern habe und Steuern im eigentlichen Sinne 
d. h. folche, (bei denen von jenem Verhältniß abgefehen wird, wie man früher 
nicht jelten behauptet hat) „gegen die Natur einer Staatsgeſellſchaft“ feien, da 
man fich „nur in der Hoffnung, jeine Sachen zu bewahren, in bürgerliche 
Verbindungen eingelafjen“ habe u. ſ. w.,') oder — wie dasjelbe am ſchlagendſten 
vielleicht einft Schlözer zum Ausdruck brachte — daß geforderte Staats» 
opfer „Banditenforderungen“ find.?) 

Wer aber nicht auf diefem Standpunfte fteht, wer Preis und Steuer 
iheidet und von dem Steuerpflichtigen Leiftung nach der Leiftungsfähigfeit 
auch da?) verlangt, wo dies feinem Eigeninterejje nicht entjpricht, und wer dann 
auf diefem Boden fortbauend die Forderung grundſätzlicher Steuerprogreffion, 
grundjäßlich höherer Belaftung fundirten Einfommens u. ſ. w. erhebt, ja 
wer überhaupt fejthält an der Scheidung von fommutativer und diftributiver 


) Dft zitirte Worte von Braunihweig:Wolfenbüttel auf dem Reichstage von 
1654: „Es wäre ein unbeweglihes Prinzip, daß Steuern und Auflagen im Grunde gegen 
die Natur einer Staatögejellihaft jeien. Denn man habe ſich bloß in der Hoffnung, 
jeine Sadıen zu bewahren, in bürgerliche Verbindungen eingelafien..... (man) werde 
gerade deßwegen ein Bürger, damit man das Seinige in Ruh und Frieden behalte.“ 
v. Meiern, Regensburg. Reihstagsverjammi. I p. 429. Vgl. Lang, Hiftor. Entwidelung 
der deutjchen Steuerverf. 1793 p. 2UT. 

?) Abſchnitt IV der Metapolitit $ 18 (im Allg. Staatöredht von 1793 p. 64 c. IV Homo 
eivis): — „Salus publica — ijt das Agregat der Vortheile aller und jeder Individuen. 
Jeder agirt entweder mit Anderen, um jelbft dabei fogleich zu profitiren, oder er 
thbut etwas für den Andern, aber nur vorfhußmeije, in Erwartung ähnlicher 
Gegendienjte. In diejer Abſicht jchliehen fie den contrat social“ u. j. w. (p. 65), und 
damit ganz in Harmonie heißt es dann p. 93 (über Wejen und Zwed des Staats): „der 
einzige Zwed dieſes Vereins salus publica, d. i. Glüd Aller, nicht der Mehreren“ („ge- 
forderte Staatsopfer jind Banditenforderungen“) u. j. w. Weiteres, inäbes 
iondere über den in mander Beziehung ähnlichen Standpunkt manchejterlicher deuticher und 
franzöfischer Literatur, vgl. aud in meinem es Die Steuer nad) der Steuerfähigkeit. 
Jahrb. f. Nationalötonomie und Stat. 1880 I p. 1 ff. 

3) Val. unten Abjchnitt 8 diefes Aufjages p. 420. 
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Gerechtigkeit, von Araov 7d Avmmenovdös im Privat: und ölxarov 16 Grave 
piſtexcv im Öffentlichen Leben und dem entjprechend mit Ariftoteles annimmt, 
daß der Staat nicht allein ift eine Verkehrs: oder Rechtsichuggemeinjchaft, 
fondern darüber hinaus — eine xowvwovi« Lufs terelas nal altkproug' ToDto 
Storivrh Tv ebdaı pövos xal rarög!), der muß auch zugeben, daß es eben einen 
Gegenfaß zwifchen dem „öffentlichen Interefje“ und dem Intereſſe Der Staat: 
glieder als Einzelner oder Vieler gibt, d. h. daß das öffentliche Intereſſe 
nicht nur ift das Intereſſe großer Perfonenmengen 2c. (wovon vorhin die 
Rede war), fondern etwas hievon wohl zu jcheidendes Anderes. ?) 


Auch gelangt man, wie vorhin ſchon angedeutet wurde, zu derjelben Auf: 
fafjung bei J— über die Berechtigung aller ſolcher Maßnahmen wie 

wangsenteignung, Zwangsablöſung, Zwangskonſolidation, Zwangsregulirung, 
Be Zwangsafjociation u. j. w.?) 

Ein Recht der Majorität als folder, ihren Intereſſen vor jenen der 
Minorität Geltung zu verschaffen, wird in allen diefen Dingen von feiner 
Seite zugegeben und darf natürlich auch nicht zugegeben werden, da man in 
diefem Fall zu den bedenflichjten Konfequenzen gelangen würde. Ebenjo wenig 
aber kann, wie ſchon berührt wurde, davon die Nede fein, daß bei ſolchem 
Zwang das Einzelinterefje etwa nur dem Intereſſe des Staats reip. der Ge: 
meinde oder gar dem Intereſſe der Gefammtheit oder des „Volksganzen“ ꝛc. 
zu weichen habe, obwohl Nedeweijen diejer Art bis zur Gegenwart recht beliebte 
jind.*) Denn was zunächſt die leßteren Ausdrücke betrifft, jo liegt ja ein In— 
terejle der Gejammtheit, d. h. des Inbegriff aller Staats: oder aud 
nur aller Gemeindeangehörigen 2c. thatfächlich regelmäßig nicht vor, wo Er: 
propriation verlangt und bewilligt wird.) Faßt man den Ausdrud Geſammt— 
heit oder Volksganzes aber in anderem als wörtlihem Sinne auf, jo kann 
er nur entweder das Intereſſe Vieler refp. der Mehrheit, großen Mehrheit ꝛc. 
bezeichnen (mas nach dem foeben Bemerften abzumeifen wäre), oder aber etwas, 
was das Intereſſe Aller oder Vieler oder Einzelner nicht it. Und damit 
wäre ja gerade der hier behauptete Gegenſatz zwijchen dem öffentlichen In— 
terejje und dem Intereſſe Aller, Vieler oder der Mehrheit 2c. zugegeben. 
Sprit man aber von Erpropriation oder ähnlichem er zu Staat: 
oder zu Staats- und Gemeindezmweden rejp. zu twejentlichen Staats- und 


’) Vgl. a. a. DO. Jahrb. 1880 I, jowie über den Gegenjag von Preis und Steuer, 
aud Tübinger Zeitichr. f. Staatswiſſ. Jahrg. 1880 p. 2755. („Die Geftaltung des Preijes 
unter dem Einflup des Eigennußes“) und Allgemeine Xehre von der Preiögejtaltung in Schönberg. 
Handb. d. polit. Oekonomie p. 263 ff. 2. Aufl. 1885. 

2) So vortrefflih ia auch Albrecht in der Kritif des Maurenbreder'ihen Staat 
rechts. Gött. Gel.-Anz. 1837. Vgl. hier Anm. p. 390, 

2) Val. Abjchnitt 6 hier. 

9 Vgl. oben. 

) Daher auch die anjcheinenden oder thatfächlichen Widerfprüche, denen Manche ver 
fallen find, wenn fie, nachdem fie im Prinzip das Intereſſe des „Volksganzen“ oder der ganzen 
Geſellſchaft als Bedingung der Erpropriation Hingejtellt haben, jpäter der thatjächlich bes 
jtehenden Geſetzgebung zu gedenfen hatten. Val. z. ®. de Fooz, Le droit administratif 
belge II (1861) p. 620: „lexpropriation a lieu pour cause d’utilit@ publique. Lutilite 
est publique, quand les services ou les avantages profitent a la societe toute entiere“, 
dagegen zwei Seiten fpäter p. 622: l'utilité publique s’applique non seulement a des 
besoins, qui interessent l'universalité des citoyens, mais encore & des besoins, qui 
n’effectent que certaines localites etc. Borfichtiger 3. B. Giron, Le droit adın. de la 
Belgique (1881) p. 395.) 
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Gemeindezweden ꝛc., jo ilt das, mie oben jchon auszuführen verfucht wurde, 
eben nur eine bejondere Ausdrudsweife für Erpropriation ꝛc. im öffent- 
lihen Intereſſe und zwar, wie dort jchon bemerkt wurde, feine befonders 
empfehlenswertbe.. Denn an ich find natürlic” nicht alle Staats- refp. 
Staats- und Gemeindezwede jolche, die eine Erpropriation oder Zwangsablöſ— 
ung, Zwangsdeichung 2c. rechtfertigen würden, jondern manche z. B. allein 
finanzieller reſp. fisfalifcher Natur, in welchem Falle man eine Erpropriation 
zu ihren Gunsten regelmäßig vermwirft.") Auch wird ja nicht allein vom Staat 
oder für den Staat rejp. von der Gemeinde oder für die Gemeinde, fondern 
auch zu Gunften von Unternehmungen Anderer erpropriirt.?) Was man alfo 
Erpropriation zu Staats: und Gemeindezweden nennt, ijt, wie ſchon ange- 
deutet wurde, im Grunde nur Erpropriation zu Gunſten folcher Ziwede, deren 
Berfolgung nach ihrer Bedeutung Staats: refp. Staats- oder Gemeindezived 
fein könnte oder unter Umständen fein follte?) u. j. w., und zwar natürlich 
„twejentlicher“ oder „üflentlicher“ Staats: und Gemeindezwef (im Gegenſatz 
zu jenen Zwecken rein finanzieller Art), jo daß alſo immer in Frage bleibt, 
was denn im Grunde „wejentlicher“ oder „üffentlicher” Staatszweck ift — eine 
Frage, die faum eine andere und jedenfall® feine leichter zu beantwortende 
jein möchte als die, was Verfolgung öffentliher Intereſſen durch den 
Staat, reip. die Gemeinde ilt. 


Man mag fi alfo drehen und wenden wie man will — immer zeigt 
jih dem hier in Rede jtehenden Zwange zur Eigenthumsabtretung, Ablöjung, 
Konfolidation u. j. mw. gegenüber ebenjo wie in Fragen der Beitenerung, der 
fabrifgejeglichen Bejtimmungen, der Regelung der Sonntagsheiligung u. ſ. w. 
das Bedürfniß, neben dem öffentlichen Intereſſe in den vorhin berührten fub- 
jectiven Auffafjungen, wonach diefer Ausdrud nur die Bezeichnung für das 
Intereſſe unbejtimmter größerer Berjonenmengen ift, noch ein öffentliches In— 
terefje im andern Sinne anzuerfennen, das überhaupt nicht iſt eim Intereſſe 
von Individuen als jolchen,*) jondern etwas hievon VBerjchiedenes, und dem 
ſich ſowohl Einzelinterejjen wie unter Umftänden auch öffentliche Intereſſen in 
jenem Sinne zu beugen haben. 

E3 fragt ſich nur, wie dieſes andere Intereſſe zu charakterifiren ift. Und 
damit gelangen wir nun zum jchwierigjten Theil der hier in Rede jtehenden 
Unterfuchungen. 


N) Bol. unten Abjchnitt 6 und über Ausnahmen z. B. nad) öſterreichiſchem und 
italieniſchem Recht Prazack a. a. O. p. 39 und Sabattini a.a. O. p. 111f. bezüglich 
der Gebäude x. z. B. kommunaler oder ſtaatlicher Steuer reſp. Monopolverwaltung. 

?) Bejonders deutlich jpricht ſich über dieje nicht unbeftrittene Frage Art. 2 des italienischen 
Geſetzes von 1865 aus: possono essere dichiarate di publica utilitä non solo le opere, 
che si debbono eseguire per conto dello Stato, delle Provincie o dei Communi, nell’ 
interesse publica, ma anche quelle, che allo stesso scopo intraprendano Corpi morali, 
societä private o partieulari individui(!). Weiteres im Abjchnitt 6 diejes Aufjapes. 

5) Dal. auch z. B. Treichler a. a. D., der eine direfte Bezugnahme auf Staatsziwede 
in diefen Dingen verwirft und die prinzipielle Löjung darin findet, daß „die Ausführung 
der Unternehmung, für welche das Erpropriationsrecht in Anipruch genommen wird, der 
adminijtrativen Gewalt durd) Geſetz direft oder Ce zur Pflicht gemacht jein“ muß. 
(Zeitjchrift j. d. R. Bd. 12 1°48: „Zwangsabtretung“ . 137.) Daß dieſe Formulirung feine 
glückliche iſt, zeigt gut Häberlin (p. 158 im Archiv, für cioilitifche Praxis Bd. 39 1856). 
Ueber die Jdentifizirung von Staatszweck und öffentliches Interefle vgl. namentlih Prazad 
a. a. O. p. 4 und die dort angeführte Literatur. 

* Soll heißen nicht direft auf Jndividuen ala joldye bezogen. Vgl. oben. 
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6. Das öffentlihe Intereſſe im objektiven Sinne mit Bezug auf die Lehre 
von der Beitenerung und der Erpropriation, 


Bezüglich des Begriffs des öffentlichen Intereſſes in der hier zu erörternden 
„objektiven“ Erfafjung dieſes Ausdruds möchte zweierlei jich bereit3 aus dem 
Gejagten ergeben, einmal nämlih, daß es ſich hiebei nicht um Intereſſen in 
jenem Sinne handelt, nach wel em wir öffentliche Intereſſen und Intereſſen 
des Bublifums etwa gleichitellen fünnen, jondern um Intereſſen an gemilien 
Ungelegenheiten, Zmweden oder Zielen als folchen und ſodann, daß 
dieje Angelegenheiten, gwoecke oder Ziele jedenfalls Dinge von beſonders großer, 
hervorragender Bedeutung ſein müſſen, da man andernfalls um ihretwillen 
z. B. Eingriffe in das Privateigenthum nicht für berechtigt halten würde. 
Demnach fünnte man alfo verjucht fein, öffentliche Interefjen in dem bier in 
Nede jtehenden Sinne etwa einfach dahin zu definiven, daß diejelben find 

Intereſſen an Zielen oder Zweden von bejonder® großer oder 
bejonder8 hervorragender Bedeutung. 

Und eine Auffaſſung diefer Art möchte auch nicht ganz von der Hand zu 
weiſen jein. In vielen Fällen, in denen von öffentlichem Intereſſe Die Rede 
ift, Steht in der That faum etwas Anderes, ald das Intereſſe an Zielen oder 
Zwecken jolcher Art in Frage. Man denfe nur an den Fall, daß im „öffent 
lichen Intereſſe“ z. B. Strafantrag gejtellt oder Strafe fejtgejegt wird, oder 
im „Öffentlichen Interefje“ dieſe oder jene Bekanntmachung erfolgt, im „öffent: 
lichen Interefje“ diefe oder jene PVolizeiverordnung erlafien, im „Öffentlichen 
Intereſſe“ dieſes oder jenes Verkehrsmittel hergeitellt, verbefiert oder Fontrolirt 
wird u. ſ. w. u. ſ. w. — in allen ſolchen Dingen handelt es ſich in der 
That kaum um etwas Anderes ala um Intereſſen der joeben gejchilderten Art, 
und es jcheint jene Definition da faum noch der Korreftur zu bedürfen. 
Höchſtens könnte es vielleicht empfehlenswerth erjcheinen, noch den Zuſatz zu 
machen, daß, um als öffentliche Intereſſen zu erfcheinen, die bezüglichen Inter— 
ejjen von jo großer Bedeutung fein müſſen, daß man es für angezeigt hält, 
ihre Wahrung Staat3- und Gemeindebehörden anzuvertrauen. Indeſſen würde 
durch ſolchen Zuſatz jene Definition ſchwerlich verbefiert; denn Staats und 
Gemeindebehörden haben es ja, wie jchon oft berührt ijt, auch mit anderen 
als öffentlichen Intereſſen zu thun, (3. B. fisfalifchen u. . w.) und es gibt 
andererjeitS zweifellos auch manche öffentliche Intereſſen, welche andere Ber: 
treter als jene Behörden finden,') jodaß es des Eingreifens Leßterer gar nicht 
bedarf. Noch weniger aber möchte ein etwa hie und da erhobener anderer 
Einwand berechtigt fein, daß jener Definition nämlich ähnlich wie der oben 
bier gegebenen von öffentlichem Intereſſe im jubjeftiven Sinne die Be— 
Ichränfung anzufügen fein möchte, daß auf Kulturverhältnifje bezügliche 
Intereſſen in Frage ſtehen müſſen, wo wir von öffentlichem Intereſſe jprechen. 
Solchen Zufages bedarf es hier ſchon deshalb nicht, weil fih Beſchränkungen 
diejer Urt bereits aus der Betonung bezüglicher Ziele oder Zwede ergeben, 
an deren Erreichung ſich das Intereſſe Fnüpft. 

Andererjeit3 aber liegt nach dem Gejagten das Elar zu Tage, daß jene 
Definition von „öffentlichem Intereſſe“ im objeftiven Sinne, wie fie joeben zu 
geben verjucht ift, durchaus nicht für alle und namentlich nicht für jene hier 
vorzugsweiſe in Frage kommenden Fälle genügt, in denen es fich einerjeits 





') Innungen, Organe von Deicverbänden oder öffentlich-rehtlihen Krankenverſicher— 
ungsverbänden. 
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um Die Lehre von der Zmwangsenteignung, Zwangsablöfung, Zwangs— 
aljoziation u. ſ. w., andererfeits um den Begriff von Gebühr und Steuer, um 
die Gliederung der Staat3: und Gemeindeeinnahmen, um die Scheidung von 
Privat: und öffentlichem Rechte u. ſ. w. handelt. 

In Fällen dieſer Art jteht, wo von öffentlichem Intereſſe die Nede ift, 
jedenfalls etwas Anderes in Frage als Lediglich 

ein Intereſſe an Zielen oder Zweden von jehr großer Bedeutung. 

Denn um Intereſſen diejer letzteren Art kann es fich ja auch 3. B. bei 
der Bewältigung von künſtleriſchen oder wiljenschaftlichen Aufgaben handeln, 
desgleichen 3. B. bei Unternehmungen folcher Aktiengefellichaften, die einen 
bejonders großen und zugleich einer großen Zahl von Aktionären zufließenden 
Gewinn in Ausficht jtellen u. j. w. Und doch wird man um folcher Juter: 
elien willen im Allgemeinen weder Erpropriationen noch Zwangsablöfungen 
für berechtigt halten, noch würde es thunlich fein, 3. B. den Gegenſatz zwiſchen 
den Intereſſen jolcher Aktiengejellichaften und den Intereſſen Anderer mit dem 
— von Privat- und öffentlihem Recht in Zuſammenhang zu bringen 
u. j. w. 

Es bedarf aljo für Fälle jener Art, die hier vorzugsweife in Frage 
ftehen, jedenfall noch einer Ergänzung der oben verfuchten Begriffsbe- 
ftimmung. Und e3 fragt ſich nur, wie dieje zu geben fein möchte. 

Darauf fünnte nun freilich zunächjt eingewandt werden, daß fich Diele 
Frage überhaupt nicht beantworten laſſe, da die hier in Nede ftehenden Dinge 
in dem Maße von den fie begleitenden Umjtänden abhängen oder, wie man 
auch wohl zu jagen pflegt, der Art im Fluſſe der Zeiten ſtehen, daß fich 
Generelles über fie überhaupt nicht beibringen laſſe.) Es wäre das ein Ein- 
wand, den man anjcheinend auch namentlich auf jene Erfahrungen jtügen 
könnte, die in der Erpropriationsgejeggebung in diefen Dingen gemacht find. 
In der That ift es dort in früheren Zeiten mehrfach verjucht worden, die 
Fälle, in denen auf Grund anzunehmenden „öffentlichen Intereſſes“ zur Zwangs— 
enteignung gejchritten werden dürfe, jpeziell zu firiren. Und die Erfahrung 
bat dann gezeigt, daß ſich von Ort zu Ort, wie von Zeit zu Zeit jene Fälle 
jo verfchieden gejtalten, daß ſolche Firirung feineswegs rathſam ift.?) In— 
deſſen für die hier in Rede ftehenden Dinge möchte dieje Erfahrung kaum 
von Bedeutung fein. Denn mag auch der Inbegriff deſſen jchwanfen, 
was innerhalb gewiſſer Kreife gelegen, gewiljen Bedingungen oder Voraus— 
jegungen entjprechend erjcheint, daraus folgt noch feineswegs, daß aud) 
diefe Bedingungen oder Vorausſetzungen jelber der Art jchwanfen, daß jie ſich 


) Relativ gute Ausführungen über das Verhältniß der Erpropriation ꝛc. zur bezüglichen 
öfonomijhen Entwidelungsjtufe bei Stein: Berw.ehr. Bd. VII und b. Wagner: 
Lehrbuch d. pol. Det. I (1879) p. 791 fi. Bal. auch hier p. 406 Anm. u. 417 Anm. 

2) Verjucht find derartige Firirungen a) in Dentſchland außer für Bayern (im Gejek 
von 1837) auch 53. B. für Sadhjen-Meiningen im Gejeß vom 28. Juni 1845 und in 
einer Reihe anderer Heiner Staaten, &.:Gotha, S.Koburg, Anhalt x., (vgl. Neu: 
bauer, Zuſammenſtellungen des in Deutichland geltenden Rechts betr. Erpropriation 1880 
p. 30 und auch &. Meyer, d. Berw.:R. Bd. 11883 p. 266), b) außerhalb Deutichlands aber 
3. B. für mande Schweizer Kantone (Luzern, St. Gallen u. j. w.) und für Ungarn im 
Gejege vom 9. Dezember 1868 (LV Gef. Art. 51), und jpezieller noch im jegt geltenden Geſetz 
vom 9. Mai 1881 (XLI Geſ. Art. 51), wobei aber ad 13 weitere gej. Bejtimmungen vorbe— 
halten find. Für ſolche Firirung trat früher Mittermaier (allerdings unter Bezugnahme 
auf die namentlich in Meineren Staaten gebotene Mäglichleit raſcher Gejepesänderung) im 
Staatsleriton, Brinz im Staatöwörterbud, beide mit bejonderer Bezugnahme auf das bayer. 
Gejeg ein; heute folgt ihnen kaum nod Jemand. 
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unferer Erfafjung entziehen. Im Gegentheil, wenn wir an das Zutreffen jener 
Borausjegungen in folder Weiſe gewilje Folgerungen fnüpfen, müjjen jene 
Borausfegungen felber uns auch als an fich bejtimmte, faßbare Dinge vor— 
ichweben und müſſen fich als ſolche auch bezeichnen und charafterifiren Lajjen. 
Daraus aber ergibt ſich dann zugleich, daß wir uns über den Begriff des öffent- 
lichen Interejjes (in dem in Rede ftehenden Sinn) am beiten jo zu unterrichten 
vermögen, daß wir eben diefen Zuſammenhang von Borausjegun 
und Folge in den berührten Dingen im Auge halten, m. a. ®., 9 
wir ſpeziell mit Bezug auf die Steuer und das Steuerweſen, ſodann mit Bezug 
auf Zwangsenteignung, Zwangsablöſung u. ſ. w. und endlich auch mit Bezug 
auf die Auffaſſung des Begriffs des öffentlichen Rechts und die Scheidung 
von privatem und öffentlichem Recht prüfen, von welchen Vorausſetzungen 
denn die Annahme des Vorhandenſeins „öffentlichen Intereſſes“ in dieſen Dingen 
überhaupt abhängig erſcheint. 

Verfolgen wir dieſen Weg in der That, ſo überzeugen wir uns zunächſt, daß 
um zum Begriff des öffentlichen Intereſſes (im bier in Rede ſtehenden 
Sinn) zu gelangen, jedenfalls nicht nach der Gattung der bezüglichen Intereſſen 
zu unterjcheiden ift, der Art, daß man alfo 3. B. Intereſſen, die ſich auf joge- 
nannte höhere, ideelle oder geijtige Dinge beziehen, als Objekte öffent- 
lichen Intereſſes anzuſehen hätte, während z. B. die materiellen Intereijen als 
nicht öffentliche jenen unterzuordnen wären. So nahe es an fich läge, unter 
diefem Gefichtspunfte z. B. die Gewährung ausreichenden Rechtsſchutzes und 
geordneten SchulumterrichtS, desgleichen die Vertheidigung der Sicherheit oder 
Ehre des Baterlandes u. ſ. w. als Zwede oder Ziele hinzuftellen, an die fich 
„öffentliche Intereſſen“ knüpfen, dagegen 3. B. die auf die Fürſorge für 
Nahrung und Kleidung der Bevölkerung bezüglichen Dinge hievon auszu— 
ichließen, jo wäre das doch, wie jchon ein Blick 3. B. auf die Lehre vom 
Steuerweien und die Lehre von der Erpropriation zeigt, ganz und gar ver= 
fehrt. Denn gerade auch Ziele und Zmwede materieller, wirthichaftlicher Art 
pflegen hienach innerhalb des Kreiſes der öffentlichen Interejien (in dem in Rede 
jtehenden Sinne) eine bedeutende Rolle zu fpielen. Man denfe nur an 
die öffentlichen Intereſſen, die fich 3. B. auf geordnete öffentliche Armen und 
Krankenpflege beziehen, oder an das öffentliche Interejje an guten Verkehrs— 
anftalten, zwedmäßigen Sonjolidationen, ausreichenden Deich und Sielan— 
lagen zc., welchen Intereſſen jich 3. B. das der Erpropriaten reip. der Deich— 
und Sielgenofjen u. j. mw. zu beugen hat. Man denfe auch an jenes üffent- 
liche Intereſſe, das ſich zur Zeit z. B. an allgemeine Verſicherung gegen Unfall, 
Krankheit u. ſ. mw. knüpft, und das es bewirkt hat, daß die zu dieſem Zwecke 
gebildeten Genofjenschaften gleich den Gemeinden als Verbände öffentlich recht: 
lichen Charakters betrachtet werden, ') in naher Zeit vielleicht beträchtliche 
Zuſchüſſe aus Staatskaſſen erhalten u. ſ. w.?) Ueberall da handelt es fich ja 
gerade um materielle Dinge. 

Die Gattung der bezüglichen Objekte an fich ift es alfo jedenfalls nicht, 
wonach zwijchen öffentlichen und nicht öffentlichen Intereffen zu jcheiden wäre. 


') Vgl. darüber z. B. bezüglid) der Unfallverfiherungsgenofienihaften von Wödtke, 
Unf.-Berj.-G. 1884 p. 96. Das Verf von Rofin: Die Genojjenihaft nad öffentlichem 
Recht (1886) ging dem Berfajier erjt nadı Vollendung und während des Druds diejer Arbeit 
zu, es konnte daher nur noch zu einigen Nachträgen benugt werden. 

?) Vgl. auch unten p. 398 f. 
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Es muß etwas Anderes in den Vordergrund gejtellt werden. Aber was ijt 
dieg nun? Was jcheidet innerhalb jener Angelegenheiten von beſonders her— 
borragender allgemeinerer Bedeutung, die überhaupt hier in Frage jtehen, 
diejenigen, welche als Angelegenheiten öffentlichen Interejies zu charafterifiren 
wären, von jenen, bei denen dies nicht zutrifft? 

Offenbar kann dies nur die Größe diefer Bedeutung, die Tragweite der 
bezüglichen Zwede oder Ziele fein. Und ſonach gilt es alſo hiefür ein 
Map oder doch einen allgemeinen Anhalt zu gewinnen, und es fragt fich, wie 
dies zu erreichen jei. 

Die Löjung erjcheint ſchwierig. Aber im Grunde dürfte fie auch wieder 
eine einfache jein. Faſt erinnert fie — mie das bei Behandlung wirtbichaft- 
liher Dinge ja nicht jelten ift — an das Ei des Columbus. 

Allerdings müſſen wir ung, indem wir die Löfung juchen, wie bemerkt, 
auf jene bejtimmten Probleme jtügen und bejchränfen, die nach dem 
Bemerkten vorzugsweije in Betracht fommen und die unter fich auch manches 
Gemeinjame bieten: das Problem der Befteuerung und der Erpropriation 
aus öffentlichem Intereſſe, das Problem der Scheidung von Privat: und 
öffentlichem Rechte mit Rückſicht auf das öffentliche Interefie u. j. w. Halten 
wir dieje Ziele aber feſt im Auge, jo liegt die Löſung nicht jehr fern. 

Wenn wir 3. B. im Gebühren: und Steuerwejen unterfcheiden zwiſchen 
Abgaben, die nad) Maßgabe des Selbjtinterefjes, oder wie man herge: 
brachtermaßen zu jagen pflegt, nach dem Verhältnig von „Leiftung und Gegen: 
leistung“ umzulegen find, und Steuern im engeren und eigentlichen Sinne 
d. 5. jolchen Abgaben, bei deren Normirung jenes Selbftinterejje zurück- und 
dagegen das öffentliche Interejje und die aus ihm fich ergebende Forderung 
der Belajtung nad der Leiftungsfähigkeit u. f. w. in den Vordergrund zu 
treten hat, und wenn wir dann weiter nach prinzipielle Bejtimmung der 
Grenze fragen, welche die diefer und jener Art der Abgaben zu über: 
weijenden Gebiete jcheidet, nach jener Grenze alfo, durch die ſich bejtimmt, 
mit Beziehung auf welche Dinge, welche Aufgaben, welche Zwede und Ziele 
u. ſ. w. dem einen oder dem anderen der angedeuteten Bejteuerungsgrundjäße 
Rechnung zu tragen ift, jo erjcheinen uns als dem Gebiet der Steuern in 
jenem eigentlichen Sinne angehörig jedenfalls nicht Aufgaben, Die es mit den 
Intereſſen unbejtimmter großer Berfonenmengen, alfo mit „öffentlichen Interejjen“ 
in diefem oben erörterten Sinn zu thun haben, fondern Mufgaben, bei denen 
„Öffentliche Intereſſen“ ganz anderer Art in Frage jtehen. 

Und verjuchen wir nun dem Wejen der öffentlichen Intereſſen in diejem 
Sinne gerecht zu werden, jo überzeugen wir ums zunächjt wieder, daß dieje 
Intereſſen jedenfalls Intereſſen an beſonders hoch geftellten, beſonders wichtig 
erachteten Zielen oder Zweden find. Aber wir erfennen auch ein Zweites, 
was noch wichtiger ift: Wir erfennen, daß jene Intereſſen Intereſſen an 
Zielen oder Zweden von jo großer Bedeutung fein müſſen, daß es uns 
eben angezeigt erjcheint, zu ihren Gunſten jenem im MUebrigen, im 
geichäftlichen Verkehr 2c. gerechtfertigten Prinzipe der Leiltung nach der Gegen— 
leijtung entgegenzuhandeln und dem Eigenintereile Opfer aufzuerlegen. 
Und fo find uns alfo öffentliche Intereſſen in dem hier in Nede ftehenden 
Sinne, wie er für die Bejteuerung von Wichtigkeit iſt: 

Interejjen an Zielen oder Zweden von fo großer, jo hervorragender 
— daß ihnen gegenüber die Auferlegung von Opfern gerechtfertigt 
erſcheint. 


— / 
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MWelcherlei Ziele oder Zwede dann im Einzelnen hiezu zu rechnen find 
— das wechjelt natürlich, hängt nicht nur von dem Stande der Wohlhabenheit, 
der Bildung, der fozialen Anfprüche der unteren Klaſſen u. ſ. w., ſondern 
namentlich auch von der Höhe des öffentlichen Bedarfes an fi und von dem 
Gegenjag von Arm und Reich im Lande ab. Hit diefer Gegenja fein großer, 
herrſcht, wie man zu jagen pflegt, mittleres Auskommen vor, jo iſt Bedürfniß 
wie Thunlichkeit interejjenlojer Hilfegewährung bejchräntt. Mit der Steigerung 
jenes Gegenjages aber, mit der Zunahme bejonders großer Vermögen einer 
ſeits und bejonderer Dürftigfeit andererfeit3 wächſt ſowohl das Bedürfniß nad) 
einer Hilfe jener Art ala auch die Thunlichkeit und Leichtigkeit der Gewährung 
jolcher Seitens der Vermögenderen. Und fo fehen wir mit jener Zunahme des 
Gegenjages von Arm und Weich, die ja, was man auch dagegen jagen mag, 
den Fortgang der Kultur zu begleiten pflegt und mit der gleichzeitigen Steigerung 
der foztalen Anjprüche der unteren Klaſſen in Folge fortfchreitender Bildung, 
größerer politischer Berechtigung u. j. mw. auch immer neue Aufgaben an den 
Staat und die Gemeinde, bejjer gejagt: an die Staats- und Gemeindejteuer- 
fajje herantreten, und jehen unter diefen Aufgaben gerade die auf materielle 
Fürſorge bezüglichen mehr und mehr an Bedeutung gewinnen. Es findet das 
freilih, wie wiederholt zu zeigen verjucht iſt,) in mancher Beziehung jeine 
Ausgleihung dadurch, daß in einer Reihe außerhalb des jtaatlichen und kom— 
munalen Organismus jtehenden Einrichtungen der Entwidelungsgang der umge: 
fehrte iſt, d. h. dort zum Theil aus wohlberechtigter Veranlaſſung — das 
Prinzip interejjenlofer Hilfe im Nüdgange begriffen ift und immer mehr durch 
das Prinzip der Leiſtung „nach Gegenleiftung“ verdrängt mwird.?) 

Fragen wir indejlen, abgejehen hievon, wo denn nun Die Grenze der 
jog. Berjtaatlihung in jenem Sinne, mit anderen Worten, wo die Grenze 
für die Uebernahme immer weiterer Aufgaben auf die Staats- reſp. Gemeinde: 
ſteuerkaſſe zu finden ift, ob man 3. B ähnlich wie man unentgeltlichen 
Volksſchul unterricht und Einrichtungen janitärer Fürſorge mancherlei 
Art aus öffentlichen Mitteln verlangt, jo aud z. B. jene namentlich) in der 
Schweiz heute vielfach erhobenen Forderungen unentgeltlich gebotener Schul— 
bücher, unentgeltlich gewährter höherer Bildung, umentgeltlicher ärztlicher 
Fürſorge, unentgeltlichen Begräbnijjes, erheblichen Staatszufchuffes zu allge: 
meinen Kranken und Alteröverficherungen u. ſ. w. u. ſ. w. berechtigt find, °) 

) Vgl. meine Allg. Preislehre a. a. DO. 2. Aufl. (1885) p. 273 ff. u. m. Aufſatz: Ge 
jtaltung des Preiſes, Tüb. Zeitichr. 1880 fi. 

?) Bezüglich der Brandfafjenbeiträge, Wittwen- und Waijenkajjenbeiträge, des ärztliden 
Honorard, der Innungsbeiträge gegenüber den Zahlungen zu den jog. Hilfskaſſen u. ſ. w. 
Bol. Tüb. Zeitichr. j. Staatöw. a. a. D. 

3, Bei Bekämpfung unentgeltlichen Elementarjchulunterrichtes ift man wie bekannt im 
Heranziehn angeblicher Konſequenzen vielfach noc weiter gegangen und hat gefragt: „Wenn 
der Staat zur Erleichterung der unteren Klaſſen unentgeltlid Unterricht gewährt, warum 
nicht umentgeltlih auch ſolche Dinge, die jedenfalls noch viel wichtiger jind und die 
erfolgreihen Schulbefud in der That erit möglich machen, wie ausreichende Kleider und 
Schuhe, gute Nahrung u. j. w.“ Und ähnlich jagten die Sozialiften: „Wenn Unterricht 
unentgeltlich, Wafler theils unentgeltlich, theild nach dem gemeinnügigen Prinzip der Leijtung 
nad) der Leiſtungsfähigkeit (4. B. bei Erhebung kommunalen Waſſerzinſes in der Form eines 
Zuichlages zum Wohnungsmierhzins) u. j. w. geboten wird — warum joll das Gleiche 
nicht aud 3. B. bei der Gewährung von Dingen gerecht jein, die noch viel dringlichere 
Bedürfniſſe befriedigen wie Eſſen und Kleidung ?” Dder: „Wehhalb ſoll der Staat 
den Armen nur nothbdürftigen Unterhalt geben, feinem Vieh und jeinen Hunden, 
Pferden xc. aber austömmlichen?“ u. j. w. Auf alle ſolche Fragen dürfte nicht anders zu 
antworten jein als dur Hinweis darauf, daß in diefen Dingen eben jene (im Terte 


— 77 J — — 
2 


Expropriation und Scheidung von Privat- und öffentlichem Recht. 399 


ſo iſt die Antwort nicht anders zu geben, als indem man einerſeits auf 
die aus ſolchen Gewährungen hervorgehenden Nachtheile und Gefahren: 
die Bedrohung des wohl Erworbenen durch immer höhere Abgaben, und die 
Unterbindung des Sporns zur eigenen Fürſorge und eigenen Vorſicht u. ſ. w. 
bei den Empfängern, andrerſeits und namentlich aber auf die Bedeutung 
des an Einrichtungen jener Art ſich knüpfenden Intereſſes verweiſt.) 

Erjcheint dieſes Intereſſe nach den zu erreichenden Zielen jo groß, jo 
hervorragend, daß ihm gegenüber namentlich bei großem Gegenfag von Arm 
und Reich, hieraus hervorgehendem verfchärftem Drud des „Lohngeſetzes“ 
u. ſ. w. ein Zurüddrängen des Eigenintereiies bei den Vermögenderen gerecht 
fertigt erjcheint, und find nach der Natur der in Frage ftehenden Einrichtung, 
die eben „Staatsfache“ werden joll, Gefahren jener Art wie: Schwächung 
des Triebes zur eigenen Fürſorge für fich und die Seinigen, Minderung der 
Borficht bei Begründung eigenen Hausjtandes u. ſ. w. nicht zu befürchten, ?) 
— dann gejtaltet ſich ung ein der Art allgemeines Intereſſe (an der Sicher: 
ftellung der arbeitenden Klaſſen vor mancherlei Wechjelfällen des Berufs 
an der Erhöhung ihres Lohnes durch Verficherungszwang u. ſ. w.) zu einem 
Öffentlichen Intereffe, d. h. eben zu einem folchen, zu dejien Gunften 
e3 uns angezeigt erjcheint, den Einzelinterefjen Opfer aufzuerlegen und 
die nach dem Grundſatz interejjelojer Hilfe gefüllten Steuerfajjen in 
Anſpruch zu nehmen.”) 

Zu Refultaten ganz ähnlicher Art gelangen wir aber auch bei Prüfung 
Deiten, was Vorausjegung der Erpropriation umd jener anderen um Des 
Öffentlichen Intereſſes willen vielfach Blat greifenden Eigenthumsbeſchränkungen, 
wie Zwangsablöſung, Zwangskonſolidation, —— — Zwangs⸗ 
deichung u. ſ. w. iſt. Und zwar tritt Dies beſonders deutlich da zu Tage, 
wo folhem Zwange eine an gewilje VBorausjegungen und ein gewiſſes Ver— 
fahren gebundene amtliche „Erklärung obwaltenden öffentlichen Intereſſes“, 
declaration d’utilit& publique, dichiarazione di pubblica utilitä zc. voraus- 
zugehen hat. 

Letzteres ift 3. B. in der franzöfiichen und belgischen Gejeßgebung, außer: 
dem aber auch in der früher fardinischen, jegigen italienischen, *) desgleichen 


berügrte) Bermittelung zwiſchen an ſich fog. entgegenjtehenden Forderungen rejp. ſich 
entgegenitehenden Gefahren geboten ift. Was das Thatjähliche in diejen Dingen betrifft, jo 
jei hier nur erinnert, daß — abgejehen vom unentgeltlihen Volksſchulunterricht, der ja 
immer weitere Berbreitung gewinnt — umentgeltlihes Begräbnih auf öffentliche Kojten 
heute 3. B. im Kanton Glarus, desgleichen in Bajel-Stadt, in manden Gemeinden des 
Kantons Zürich u. j. w. zu finden ift, unentgeltliche (kommunale) ärztliche Fürforge aber 
. B. im Stanton Tefiin, unentgeltlih gewährte Schulbücher in ſehr vielen Orten der 
deutſchen —— u. ſ. w. 

1) Bol. m. Aufſatz: Steuer nach der Steuerfähigkeit in Hild. u. Conrad's Jahrbüch. 
1880 am Schluß, und: Progreji. Einkommenſt. (1874) p. 46 ff, insbejondere am Schluß: 
„Steuern* und „Beiträge* und Grenze zwiichen dieſen und jenen. 

7, In dieier Bezieyung möchte 3. B. die Gewährung des Begräbnifies auf allgemeine 
Koiten (interefjante Verhandlungen hierüber 1885 im Großen Rath von Bajel) bejonders 
ungefäbrlid jein, weßhalb auch diejer Einrichtung, die für die unteren Klaſſen von nicht 
zu unterjhägender Bedeutung ift, noch an manchem Orte die Zufunjt gehören möchte!!! 

3 Nur durch Hinweis auf Vermittelung zwiſchen ſich entgegenitehenden Forderungen 
diefer Art ijt ja aud, wie an anderem Orte jchon gezeigt ift, die jchwierige Frage nad) 
den berechtigten Srenzen der Stenerprogrejjion, höherer Belajtung fundirten Ems 
!ommens u. j. ww. zu löfen. 

) Bgl. namentlih Sabattinia.a. DO. p. 105 ff. 
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in der ſpaniſchen Gefeßgebung u. f. w. vorgejchrieben.") Und namentlich in 
Stalien ift diefe Einrichtung auch noch derart ausgedehnt, daß auf Grund 
jolcher vorgängiger dichiarazione di pubblica utilità außer Eigenthums— 
Entäußerungen und dauernden oder vorübergehenden Eigenthumsbeichränfungen, 
3. B. zu Gunſten von Straßen: und Eifenbahnbauten u. ſ. w. auch Ber: 
pflichtungen zur Zahlung von Beiträgen zu den im Öffentlichen Intereſſe 
durchzuführenden Unternehmungen ausgeſprochen werden fünnen. 

Fragen wir aber, was denn nun „öffentliches Intereſſe“ im Sinne 
jolher Erklärung nach franzöſiſchem, befgischem und italienifchem Rechte it, 
jo ift die Antwort zwar in der Negative wieder leicht zu geben. Deffentliches 
Intereſſe ift bienach jedenfalls weder eine „offen zu Tage liegende Noth— 
wendigfeit“ im Sinne der Deklaration der Menjchenrechte und der franzö— 
fiichen Verfaſſung von 1791) noch auch eine „Nothwendigkeit“ überhaupt im 
Sinne der franzöfiichen Verfaſſung von 1793 und 1795,%) noch auch jo viel 
twie „allgemeine Nützlichkeit'“ oder ‚„Nüslichkeit für Jedermann‘ u. ſ. w. Denn, 
um nur des Letzteren bier noch zu gedenfen, „allgemein niüßliche” Unter: 
nehmungen in diefem Sinne (ordinate nell’interesse generale) ?) fönnen, 
wie man ganz richtig bemerkt hat, auch 3. B. finanzielle Unternehmungen 
des Staates fein und würden in Ddiefem Falle jene „Erklärung öffentlichen 
Intereſſes“ offenbar nicht rechtfertigen, während andererjeits Unternehmungen, 
für die folche Erklärungen gerechtfertigt find, wie oben jchon berührt wurde, 
vielfach nur dem Intereſſe gewiſſer Gegenden, Landestheile u. j. w. dienen. 
Ebenjo unzweifelhaft ift dann aber auch, daß bei jener Erflärung „öffent 
lichen Intereſſes“ nicht an ein öffentliches Intereſſe im oben behandelten 
fubjeftiven Sinne d. h. an Intereſſen ungewiljer größerer Perfonenmengen ꝛc. 
zu denken iſt. Denn das Intereſſe ſolcher Perfonenmengen z. B. von wech: 
jelnden Mitgliedern großer Aftiengefellichaften kann nicht minder als jenes 
interesse generale 3. B. ausjchließlich finanzieller Natur fein, auch it ja 
gar nicht abzujehen, weßhalb das Intereſſe unbejtimmter Perjonenmengen 
eher zu Eingriffen in das Cigenthum berechtigen foll, ala das Intereſſe 
bejtimmter Perfonenzahl u. ſ. w. Und endlich ift ganz und gar ausge 
Ichlolien, daß es fich bei jenen Erflärungen von obmwaltendem öffentlichen 
SIuterejle etwa um Erklärung obwaltenden Staatäs= oder obmwaltenden 
Gemeindeinterefies handelt, wie dies in einzelnen jener Geſetzgebungen auch 
ausdrücdlich ausgeiprochen ift. Ich gedenfe nur jenes Artilels 2 des italie- 
nijchen Gejebes von 1865, in dem es beißt, daß zu Unternehmungen üffent- 
lichen Intereſſes auch erklärt werden können: opere che intraprendono 
corpi morali, societä private o particolari individui.*) 

Verlaſſen wir nun aber die Negative und jehen uns nad) einer poſi— 
tiven Antwort auf die Frage um, was es denn beißt, zu erklären, 
daß etiwas von „öffentlichem Intereſſe“ (in dem bier in Rede jtehenden Sinne) 
jei, jo bleibt, wie man fich auch bemühen mag bejtimmtere Auskunft zu geben, 
doch faum etwas Anderes übrig, als in direftem Anschluß an die von ſolcher 
Erklärung zu erwartenden Folgen etwa jo zu jagen: Erflären, daß eine 
Unternehmung von öffentlichem Intereſſe ſei, beißt eben erflären, daß das 
bezügliche Unternehmen von jo großer allgemeiner Bedentung ift, daß es 





', ®gl. Bulletin de la soci6t« de legislation comparde. T. VI 1877 p. 91 fi. 
) Vgl. oben Anm. 1 p. 374, 

2) Bol. Sabattini aa. O. 

Vgl. oben. 


Erpropriation und Scheidung von Brivat- und öffentlihem Recht. 401 


gerechtfertigt erjcheint zu jeinen Gunjten im Wege des Zwanges Eigenthums— 
Entziehungen oder Eigenthumsbeichränfungen durchzuführen, reſp. (3. B. nad) 
italieniſchein Gejeg) Verpflichtungen zur Zahlung bezüglicher Beiträge aufzu— 
legen u. j. w., mit einem Worte: heißt erflären, da jene Bedeutung jo groß 
iſt, daß es gerechtfertigt erjcheint, zu Gunsten des bezüglichen Unternehmens 
dem Intereſſe Anderer Opfer aufzuerlegen. Und damit wären wir auf 
demjelben Boden angelangt, den wir im Steuerwejen gewonnen haben. 

Indeſſen ijt es vielleicht nicht überflüijig, bei diejen Dingen noch mit 
einigen Worten zu verweilen und eine jpeziellere Nechtfertigung des ſoeben 
Gejagten zu verfuchen. 

Allerdings liegt e8 nämlich nahe anzunehmen, daß es möglich jei, mit 
Bezug auf die Erpropriation und jene diefer verwandten Dinge etwas Be— 
jtimmteres als das Gejagte darüber beizubringen, was öffentliches Intereſſe 
und Erklärung öffentlichen Intereſſes 2c. iſt. Indeſſen erweiſt fich bei näherer 
Prüfung ſolche Annahme als eine irrige. Läge jene Möglichkeit in der That 
bor, jo wäre in Anbetracht der großen Gefahr des Mißbrauchs, der wie 
leicht erjichtlich mit der „Erklärung öffentlichen Intereſſes““ getrieben werden 
fann und vielfach auch mit ihr getrieben worden ift, *) in der Expropriations— 
gejeggebung wie im der auf dieſe bezüglichen, an fich jehr umfangreichen 
Literatur Jicherlich fchon der bezügliche Verſuch mit Erfolg gemacht worden. 
Thatjählih hat man fich aber in den erwähnten Gejeßgebungen überall 
genöthigt gejehen, von pofitiven Beftimmungen darüber, unter welchen Bor: 
ausſetzungen ein öffentliches Interejje anzunehmen fei, abzufehen und es bei 
der Statuirung formeller Schranfen, d. h. folcher bewenden zu laſſen, 
die fi auf die zur Abgabe folcher Erklärung berechtigten Organe und das 
von diejen zu beobachtende Verfahren, insbejondere die von ihnen anzu— 
jtellenden Unterfuchungen, die von ihnen zu etwaigen Einfprachen zu gebende 
Gelegenheit u. j. mw. beziehen.) Und auch die in der Literatur von manchen 
Seiten gemachten Berfuche, jene Erklärung vom Zutreffen gewiſſer pofitiver 
Borausjegungen materieller Art abhängig zu machen, find faum anders denn 
als ganz vergebliche zu bezeichnen. 


) Ueber dieje Gefahren wird in neuerer Zeit viel geflagt, jo in einer der beiten 
Monographien über das jranzöfiiche Erpropriationsweien, der Arbeit von Ren& Bauny 
de Recy (th£orie de l’expropriation pour cause d’utilit& publique, Paris 1871), vgl. 
dajelbit z. B. p.85: Nous ne pouvons nous empächer de protester contre ces extensions 
journalieres d'une mesure aussi grave, et nous craignons qu'elles n’aboutissent à de 
grands dösordres, si l’on continue à envisager l’utilit& publique sous un aspect si 
large. En y regardant de pres, l’on trouve l’Etat interesse dans la plupart des actes 
du citoyen; l’utilite pablique autoriserait donc l'ingerence perpötuelle.... et pour 
ne parler que de la propriété, on arriverait bientöt à l’enlever & l’individu dans 
l’interöt de l’agriculture, sous prötexte qu’attribuse a un autre elle produirait davan- 
tage etc. — wobei auch eine Reihe von Beijpielen über Erpropriation zu Verſchönerungs— 
zweden 2c. gegeben wird. Vgl. dazu auch Le Loup de Sancy im Bull. de la societe 
de legislation comparee, T. VI 1877 p. 39 ff. (Nous ne devons pas terminer sans dire 
un mot dene extension fort grave que le droit d’expropriation a reque de nos 
jours etc.) 

”) Das ijt denn aud) .das regelmähige Raiionnement über diefe Dinge in der bezüg- 
lihen Literatur ; vgl. z. B. Block a. a. DO. s. v. expropriation: „Mais si l’utilit& publique 
ne se pröte ni a une döfinition lögale ni à un debat juridique, le lögislateur peut 
regler les formes* etc.; ähnlich Pisanelli: „a far si che il privato sappia quando 
deve per pubblica causa cedere i suoi diritti, & utile e giusto che con atto esplicito 
sia fatto certo che l’autoritä competente ha riconosciuto il bisogno“ etc. p. 119 a.a. 0. 
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Was heißt es 3. B., wenn zur Charakteriftit der utilit& publique von 
de Fooz (Le droit administr. Belge Il. p. 620 ff.) gejagt wird: L’utilite 
est privee, quand ils profitent a un individu ou à quelques individus. 
Elle est publique quand ils profitent à la societe tout entiere etc. — 
wenn jogleich darauf zugegeben werden muß, einerfeits, daß aud Staat und 
Gemeinde Privatinterejien haben (l’Etat lui-m&eme ne peut exproprier en 
vue d’un inter&t prive ete.), und andererjeits, daß öffentliche Intereſſen 
auch die Intereſſen von Individuen geringer Zahl ſind, z. B. die Intereſſen 
Derjenigen, welche gewiſſe Oertlichkeiten bewohnen ('utilité publique 
s'applique nonseulement à des besoins qui interessent l’universalite 
des citoyens mais encore ete.) ? Oder was heißt es. wenn wir ‚ähnlich 
jelbjt bei Sabattini leſen, daß !’utilitä privata di uno o di piü indi- 
vidui non potrebbe mai valere a legittimare l’espropriazione, während 
es andererjeit3 zur Charafteriftif des die Expropriation rechtfertigenden „in- 
teresse pubblico“ ebenda heißt: Poco importa che ‚siano piü o meno, 
molti o pochi coloro que in fatto potranno usare dell’opera che 
voolsi eseguire ete.!)?? Wodurch unterjcheidet fich denn — jo bleibt 
dabei doc immer in Frage — das Intereſſe jolcher „Weniger“, welches die 
Erpropriation rechtfertigt, von dem Privatintereſſe derjelben oder anderer 
Weniger, die fie nicht rechtfertigen ? 

Und Einwendungen derjelben Art find auch gegenüber manden Aus— 
führungen in der deutfchen Literatur zu erheben. Ich erinnere nur an joldhe 
dort nicht jeltene Bemerkungen wie z. B.: Ein Unternehmen muß ſchon 
dann als ein öffentliches angejehen werden, wenn ein Theil (der Staats— 
bürger) aus der Anlage unmittelbar Bortheil zieht. Denn die Theile des 
Staates tehen, wie bei jedem Organismus, in engem Zuſammenhang ꝛc. ... 
Für eine Unternehmung dagegen, welche nur Privatzweden dient, darf feine 
Enteignung jtattfinden. Baugeſellſchaften haben daher an und für ſich feinen 
Anſpruch darauf, daß der Staat zu ihren Gunften enteigne u. |. w.) 
Im Grunde drängen fih auch allen ſolchen Ausführungen gegenüber ähnliche 
ragen wie die vorhin berührten auf. Sind denn — jo hat man da zu 
fragen — Baugejellichaften nicht auch Theile der Gefammtheit der Staats: 
angehörigen und mit Ddiefer organisch verwachſen? Und was unterfcheidet 
denn dieſe Theile des Staatsorganismus, zu deren Gunſten man nicht 
expropriiren darf, von jenen, deren Intereſſen auf dieſem Wege gefördert 
werden dürfen??! „Privatzwecke“ und Zwecke von Theilen des Staats— 
organismus — das ſind an ſich offenbar nicht Gegenſätze. Indeſſen wenn 
Worte dieſer Art keine Grenzlinie bieten, wo iſt nun dieſe zu finden? 

Wie man ſich leicht überzeugt, kommt es auf die Zahl der Bethei— 
ligten auch in diefen Dingen nicht an. Und daher find Worte wie jene: 
Y'utilitE est privee quand ils profitent ä un individu ou & quelques 
etc. — obwohl die Behandlung diefer Materie mit jolhen Ausführungen nicht 
jelten eingeleitet wird, doch im Grunde gegenſtandslos. Was allein ent- 
fcheidet, das ift (mie übrigens auch von de Fooz und Sabattini gelegent- 
” — ee wird) die Bedeutung des bezüglichen Unternehmens 


) Der Schluß, daß es allein darauf ankomme, daß tutti possano in egual modo 
fruirne etc. jcheint wenig begründet. 

) Bol. Robland a. a. O. p. 23 und (vorfihtiger) Grünhut a. a. O. p. 34, 
auf den R. Hier Bezug nimmt. 
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an jih (il ne faut tenir compte que de la nature des travaux et de 
leur but; peu importe qui les entreprend ete.; cf. 3. B. de Fooz 
a.a. D. pag. 622). Und danach fragt es fih alfo, ob nicht vielleicht 
mit Bezug auf diefe Bedeutung, auf den in Rede jtehenden Zwed und 
feine Tragweite über den Begriff des öffentlichen Interejjes in Erpropriationg= 
jahen Bejtimmteres beigebracht werden fünnte, als es vorher bier gejchehen 
it. Indeſſen auch hierauf bezügliche Verſuche, wie fie in der die Expro— 
priation betreffenden Literatur in der That oft gemacht worden find, jind 
im Grunde nicht geglüdt. 

So hat man befanntlich oft gemeint in diefer Beziehung 3. B. zwijchen 
Luxus- und nicht Lurus-Bedürfniffen, materiellen und höheren Intereſſen, 
Sahen des Nubens und Sadhen bloßer Annehmlichfeit oder Ver: 
ihönerung u. ſ. w. unterjcheiden zu können.“) Und vor Allem in der 
deutichen Literatur wird auf Unterfcheidungen dieſer Art noch heute regel- 
mäßig ein großes Gewicht gelegt und z. B. bejtritten, daß zu Zwecken 
„bloßer Annehmlichkeit" oder zu Stadtverjchönerungen u. ſ. w. expropriirt 
werden dürfe. Indeſſen halten der großen Mannigfaltigkeit der in Betracht 
zu ziehenden Momente gegenüber alle ſolche Scheidungen nicht Stand. 





2) Darüber am eingehenditen Sabattini a. a. ©. In der deutichen Literatur 
werden in der Frage, welche Momente als ausreichend zur Begründung einer Erpropriation 
anzujehen jeien, regelmäßig ähnliche Unteriheidungen gemacht. Vgl. 3. B. ©. Meyer: 
Recht der Erpropriation (1868) p. 176: Zur Anwendung des Erpropriationsrechtes werde 
„entichiedene Nüglichkeit“ der bezüglihen Anlage erfordert. „Das bloße Vergnügen ſelbſt 
des Publitums, ferner bloße Verſchönerung können niemal® als Erpropriationsgründe 
anerfannt werden.” Aehnlich Häberlin (1856) a. a. ©. p. 161: „Dagegen kann das 
bloße Vergnügen jelbjt des Publitums, ferner bloße Verſchönerung, aud) wenn dadurch 
eine Stadt in ihrem Äußeren Anjehen viel gewinnen jollte, als Erpropriationsgrund niemals 
anerfannt werden.” Mehnlich in früherer Zeit auh Mittermaier a.a. O., jpäter wenn— 
feih etwas vorjichtiger Stahl, Grünhut p. 82 und Rohland p. 23 a. a. D.; ja 
ce a. a. ©. p. 86 meint jogar, daß man in der Theorie darüber „einig“ jei, daß 
„bloße Verjhönerung®-.... srüdjichten die Erpropriation ebenjowenig rechtfertigen, als das 
bloße perjünliche Intereſſe des Landesfürjten“. An der ausländiihen Literatur haben 
ſich freilich mande Stimmen auch im entgegengejegten Sinne vernehmen laſſen. So in der 
franzöjtichen Literatur jhon Gand (trait& general de l’expropriation,. Paris 1842, p. 103): 
Est-il ailleurs bien exactement vrai que des travaux de simple embellissement ne 
puissent pas avoir un’utilit© publique reelle? C’est l& une question ,.... dont, en 
l'etat actuel et progressif de la civilisation, la solution ne nous parait plus pouvoir 
supporter de doute.“ Entſchiedener in der italienischen Literatur 3. B. bezüglich der Theater: 
bauten Sabattini a.a. D., desgl. früher de Bojio (dell’espropriazione. Venezia 1856) 
u... w. vgl. Sabattini. Was von Theaterbauten gilt, joll nah Sabattini aber aud) 
in weiterer it: Platz greifen: lo stesso si dica per quanto si attiene al publico 
ornato ; anche considerato in se stesso, esso pud costituere un legittimo motivo di 
espropriazione. Conviene per altro che le opere relative siano richieste dal decoro 
di una cospicua eittä etc. Und diejer Anjchauung hat jich denn aud) die Praris in 
alien wie in Frankreich vielfach angeichlofien (vgl. eine Reihe von Erkenntniſſen höchſter 
Gerichtshöfe für Jtalien bei Sabattini a. a. 8 und für Franfreih bei Bauny de 
Recya.a.D.). Auch ijt dies in Jtalien alte Praris, vgl. 3. B. jhon Statuto di Parma 
von 1259 No. 98: Si vieini... voluerint facere porticum, sub quo conveniant homines, 
potestas teneatur cogere illum cujus fuerit domus, in qua voluerint facere porticum, 
dare vicinis illam domum, justo pretio, facto exestimatione per duos bonos homines etc. 
Beiterö bei Bertile: storia del diritto italiano. Padova 1874, und bei Sabattini 
a. a. O. Insbeſondere Hat die belgiſche und ungariſche Geſetzgebung ſich diefen Au— 
ſhauungen angeſchloſſen. Vgl. p. 404 ff hier. — Auf den Wandel, den dieſe Dinge im römiſchen 
Recht ferfahren, verwies Piccinelli vgl. auch Cod. Theod. c, 50. XV. 1; Cujus decus 
ewifier öffentlicher Gebäude) tantum ‚ut privata juste negligeretur utilitas. (Piccinelli 

eila espropriazione nel diritto Romano. Firenze 1882 p. 52.) vgl. auch Steier a. a. O. und 
Bagnera. a. O.; (Unm. 1 p. 395 hier). 
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Ortsverjchönerungen 3. B. auszujchließen, da8 mag für deutſche Bro: 
vinzialjtädte oder für das Stadt: und Landgebiet Hamburg 2c.') richtig jein. 
Für manche Hauptjtädte aber, 3. B. für die Hauptjtädte von derart 
aufjtrebenden und fich entwidelnden Nationen, wie der ungarijchen der 
Gegenwart Fünnen fich diefe Dinge auch ganz anders gejtalten. In Buda— 
Veit 3. B. können zur Kräftigung nationalen Bewußtjeins, Befriedigung 
nationalen Stolzes, Hebung des Anſehens Ungarns ſowohl Eisleithanien 
wie dem eiferjüchtigen Kroatien gegenüber u. ſ. w. jene umfajjenden Pracht: 
bauten und Stadtverfchönerungen, welche dieſe Stadt zu einer der jchöniten 
Europa® gemacht haben, von jo großer, derart hervorragender nationaler 
Bedeutung jein, daß e3 Niemand tadeln darf, wenn zu ihren Gunften nad 
ungariichem Geſetz Erpropriationen als berechtigt anerfannt find. *) Hat 
andererjeits ein Land jo viel Veranlafjung, feiner ruhmvollen Bergangenbeit 
eingedenf zu fein und gerade in der Erinnerung an diefe Halt und Stütze 
für die fünftige nationale Entwidelung zu juchen wie Italien und Grie— 
henland, jo kann es wohl gerechtfertigt erjcheinen dort auch 3. B. Alter: 
thümer als folche, ja „ogni monumento storico o di antichitä nazio- 





) Nah $ 1 des jept in Hamburg geltenden revidirten Erpropriationggejeges vom 
14. Juli 1879 fann Zwangsenteignung verlangt werden für Straßen, Bahnen, Deiche u. ſ. w., 
aber nicht für bloße Verſchönerungen; vgl. Neubauer a. a. O. p. 38 (1880). Aehnliches 
gilt natürlid) aud) da, wo, wie 3. B. in Bayern (vgl. p. 395 Anm. 2), die Gründe, aus 
denen überhaupt erpropriirt werden darf, in dem Erpropriationggejep oder den diejes ergän: 
enden geſetzlichen Beſtimmungen jpeziell aufgeführt find, ohne daß der Herbeiführung von 
zerſchönerungen u. j. w. hiebei gedacht iſt. ar. für Bayern: Roth, Bayr. Zivilredt. II. 
p. 172 ff. (1872). 

2) In dem jet geltenden ungarischen Erpropriationsgejeg vom 29. Mai 1881 
(XLI. Gejegartifel von 1881. Off. deutjche Ausgabe: Landesgejegfammlung, Budapejt 1881, 
p. 423 ff.) werden in $$ 1 ff. ähnlich wie im bayr. Gejege von 1837 jpeziell die Fälle 
genannt, in denen „im — Intereſſe“ in Ungarn erpropriirt werden darf. In $ 4 
aber heißt ed: „Auf dem Gebiete der Hauptitadt Budapejt kann außer den in den 88 1—3 
genannten Fällen die Enteignung im öffentlichen ntereffe noch Statt haben behufs Er- 
rihtung von den allgemeinen Kultur: und VBerfhönerungd- oder anderen 
öffentlihen Zweden dienenden öffentlihen Gebäuden und Anftalten, 
oder behuis deren Vergrößerung oder zwedmähigeren Einrihtung.” Zur Ausführung kommt 
Aehnliches auf Grund der Gejege vom 13. April 1850 und 26. Februar 1852, die fi im 
Grunde freilih auf Umbauten aus janitären Gründen beziehen jollten (vgl. außer 
Block a. a. ©. namentlid au) Le Loup de Sancy im Bulletin de la societe de 
lögislation comparte, Paris 1877, p. 23 ff), thatſächlich heute auch in den größeren 
Städten Frankreichs, obwohl die bezüglichen Inſtruktionen jolhem Vorgehen nicht zur Seite 
jtehen. Nach unzweifelhafter gejeglicher Beitimmung aber geichieht Dasjelbe in Belgien. 
Vgl. Le Loup de Sancy a.a.D.: „...l’emulation de voisins était excit&e par les 
travaux qui avaient transforme& plusieurs de nos grandes villes,* und demzufolge hätte 
man zwar im Gejepe vom 1. Juli 1858 nur dem franzöſiſchen Rechte nachgebildete Ber 
jtimmungen eingeführt, demnächſt aber jene Beſchränkung, die fich auf Verfolgen janitärer 
Zwecke bezog, fallen gelajien : Cette restriction a paru g@nante, et une loi posterieure 
da 11 novembre 1867 est venue rendre les dispositions ..... applicables aux travaux 
de simple amelioration ou m&me d’embellissement (p. 41). Näheres über das belgiſche 
Geſetz und die dort janktionirte Zonenerpropriation bei Giron im Droit admin. de la 
Belgique I (1881) No. 452 ff., in&bej. p. 39, wo der Wortlaut des Gejeges vom 15. Nov. 
1867 abgedrudt ift (vgl. auch hier Anm. p. 405), und Giron, Le droit publique de la 
Belgique (1854) p. 375 ff. Eine gewilie Berwandtichaft mit diejen Beftimmungen zeigen 
übrigens nicht nur die Shon in Anın. p. 403 erwähnten älteren italien. Bejtimmungen, jondern 
auch die älteren deutichen über jfog. Bauloojung, von denen ſich Reſte hie und da noch 
heute erhalten haben. Ueber Württemberg vgl. Reyſcher: Gem. u. württ. Privatrecht U. 
8 293, und über die Entwidelung diejer Dinge im älteren deutſchen Recht Stobbe, 
Deutſches Privatrecht TI (1875) p. 155 ff., und Bejeler, Deutfches Privatrecht I (1873) 
p. 353 ff. und Anm. 11, 
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nale“ und mögen e3 auch nur zerbrödelnde Mauerrejte alter Thürme oder 
Raubſchlöſſer fein, zu den Gegenständen berechtigter Erpropriation zu zählen, ') 
während man in anderen Yändern hievon natürlich weit entfernt zu jein pflegt. 
Dagegen kann in diejen wieder die Hebung der Bodenmelioration oder der 
Induftrie jo dringlich erjcheinen, daß man es für berechtigt hält, Unter: 
nehmungen wie See-Entwäjjerungen, Bergwerfe, Waldanpflanzungen u. ſ. w., 
aud wenn fie von Einzelnen ausgehen, dadurch zu fürdern, daß fie zu 
Dingen von „öffentlichem Interejje* in dem Sinne erhoben werden, wonach 
um ihretwillen Eigenthumsbejchränfungen Anderer u. j. tw. jtatthaft erjcheinen. *) 
Ja es mag, um an ſich in befonders hohem Maße wünjchenswerthe Unter: 
nehmungen in's Leben rufen zu fünnen, unter Umjtänden jogar gerechtfertigt 
fein, eine Vereinigung von Erpropriation und Bejteuerung derart 
eintreten zu lajjen, daß man 3. B. zur SHerftellung neuer Stadtviertel in 
großen Städten auch jogenannte Zonen-Erpropriationen, d. h. foldhe 
Zwangsenteignungen für berechtigt erflärt, bei denen nicht nur die zum 
bezüglichen Unternehmen direkt zu verwendenden Flächen, fjondern zur Er: 
leihterung der Steuerfajje auch diejenigen Terrains erproprirt werden, 
welche in gewiljen Grenzen von den neuen Straßenanlagen Gewinn haben, 
dementfprechend jpäter mit Bortheil veräußert werden fönnten?) u. ſ. w. 
Geht man doch in einigen Staaten, wie ſchon berührt, in gewiſſer Beziehung 


') Art. 83 des ital. Geſetzes vom 25. Juni 1865 lautet: Ogni monumento storico 
o di antichitä nazionale che abbia natura d’immobile, e la cui conservazione peri- 
colasse continuando ad essere posseduto da qualche corpo morale, o da un privato 
eittadino, puö essere acquistato dallo Stato, dalle provincie e dai communi in via 
d’espropriazione per causa di pubblica utilitä. Wgl. über die Ausdehnung, die diejen 
Beitimmungen in einzelnen Fällen, 3. B. bezüglid) des castello degli Scaligeri sul lago 
di Garda, bezüglich des torrione di Porta San Gervasio in Lucca u. j. mw. gegeben ijt, 
Sabattinia. a. O. p. 109. 

?), Wie weit ein ſolches Begünjtigen einzelner Unternehmungen berechtigt jei, iſt freilich 
viel bejtritten ; vgl. 3. B. de Fooz und Bauny de Recy a. a. O., aud Sabattini. 

2) Weber die in der deutichen Literatur im Allgemeinen bejtrittene Berechtigung joldher 
Zonenerpropriation (vgl. 3. B. Grünhut a. a. ©. p. 83 und Rohland a. a. DO. p. 22) 
bat ih mit Bezugnahme auf die Analogie zwiihen Erpropriation und Steuerwejen vor: 
trefflich namentlid Giron a.a.D. geäußert. (Bgl. Anm. p. 404 hier.) In der italienischen 
Literatur vgl. Sabattini und in der franzöfiichen mit Bezug auf franzöjiiche, belgiſche und 
italienische Verhältniſſe namentlid Ze Youp de Sancy a. a. O. (1877). In der Gejep- 
gebung ift übrigens außer auf die franzöfiichen Gejege vom 13. April 1850 und 26. Febr. 
1852 (Meglements vom 29. Dez. 1858 u. 14. Juni 1876) und jene belgiichen Geſetze vom 
1. Juli 1858 u. 11. Nov. 1867 (vgl. Anm. p. 404) auch auf Ähnliche ungarische und jchweizer 
Beitimmungen zu verweifen. Das beigijche Gejep lautet an der bezüglichen Stelle: „que 
lorsqu'il s’agit d’un ensemble de travaux ayant pour objet d’assainir ou d’am&liorer (!) 
en totalit& ou en partie, un ancien quartier, ou de construire un quartier nouveau, 
le gouvernement peut, ä la demande du conseil communal, autoriser l’expropriation 
de tous les terrains destinees aux voies de communication et à d’autres usages ou 
services publies (!) etc. Nicht jo weit gehend jind nad der Anſicht mander Kommen: 
tatoren (4. B. Sabattini a. a. D.) die analogen Beitimmungen des italieniſchen Geſetzes 
vom 25. Juni 1865 Art. 22. (Possono comprehendersi nella espropriazione non solo 
i beni indispensabili all’esecuzione dell'’opera pubblica, ma anche quelli attigui in 
una determinata zona, l’occupazione dei quali conferisca direttamente allo scopo 
prineipale dell'’opera predetta.) Auf die bezügliden Beitimmungen des ungariſchen 
Geſetzes von 1881 iſt oben ſchon verwieſen ($$ 22 fi.) Unter den Schweizer Geſetzen 
beitimmt z. B. das Genfer Geſetz vom 11. Juli 1867 Art. 2: „S’il s'agit d’ouvrir ou 
d'élargir une rue ou une place .... l’expropriation peat comprendre, outre le terrain 
de la rue ou de la place projetöe, un espace de 15 mötres de chaque cöt& de cette 
rue etc.“ (Bulletin de la soci&t& de legisl. comp. Paris 1877. T. VI p. 41.) 
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auch hierüber noch hinaus, indem man zur Berbejjerung der Lage Anderer 
3. B. in Landesmeliorationsfahen dem Eigenthümer benachbarter Grundijtüde 
nicht nur Landabtretungen und Nugungsbejchränfungen zu Gunften der Her: 
jtellung bezüglicher Gräben zc., jondern daneben auch jogar Beiträge zur 
Unterhaltung jolcyer Anlagen nad) Maßgabe etwaigen eigenen Vortheils zus 
muthet. ') j * 
Wir ſehen alſo: ob blos des „Nutzens“ halber oder auch zur Erzielung 
von Annehmlichkeiten, ob nur zur Erreichung materieller Vortheile oder auch mit 
Rückſicht auf zu erzielende Verſchönerungen und Kunſtgenüſſe ꝛc. expropriirt 
werden darf, das Alles ſind ſo allgemein geſtellt im Grunde müſſige, nicht 
zu beantwortende Fragen. Worauf es allein ankommt — das iſt (ſo möchte 
durch die bisherigen Ausführungen beſtätigt fein): ob nach den einſchlagenden 
Verhältniſſen der Zwed, dem die bezügliche Unternehmung dienen joll, an 
ſich von jo hervorragender Bedeutung ijt, daB es angezeigt erjcheint, um 
jeinetwillen den Eigeninterejien Anderer?) Opfer aufzuerlegen. Und wenn 
3. B. in der franzöfiichen Gejeggebung in diejen Dingen, wie oben angedeutet 
wurde, die ganze Skala von „zweifellos zu Tage liegender Nothwen— 
digfeit“ zur „Nothwendigfeit”, jodann zum „allgemeinen Intereſſe“, zur 
„Nüglichkeit‘ 2c. durchgemacht iſt,“ bis man jchließlich jogar jene zum Theil 
nur duch finanzielle Erwägungen zu rechtfertigende Zonenerpropriation 
gejtattete, jo dürfte auch darin eine Bekräftigung der Annahme zu finden fein, 
daß es gar nicht möglich iſt, Die hier im Rede ftehenden Dinge generell 


— 


ı) Ich erinnere nur an $$ 106 ff. Tit. 8 Th. I des preuß. allg. Landrechts, an $ 39 
des jteiermärt. Wajlergejepes vom 18. Januar 1872 und auch an die jchon berührte Be 
ftimmung des italien. Erpropriationsgejeges Att. 77: Qualora in una legge che dichiara 
un’opera di pubblica utilitä sia imposto ai proprietari di beni confinantiti o contigul 
alla medesima l’obbligo di contribuire all’esecuzione in ragione del maggior valore 
che vengono ad acquistare le loro proprietä .... debbono osservarsi le disposizioni 
seguenti etc, — Bejtimmungen, die übrigens dem franzöfiichen Erpropriationsgejeg vou 
3. 1807 nachgebilder jind. (Bol. Sabattini a. a. D.) Analogien bieten ja auch manche 
neueren Geſetze über Straßenregulirung, zu denen die Adjazenten auch als Erpropriürte nod 
Beiträge zu leijten hätten; cf. 3. B. das preußiiche Gejeg vom 2. Juli 1875 $ 15 (über 
hierauf bezügliche zu erlafjende Ortsjtatuten), auch Rönne, Preuß. Staatöreht, Bd. IV 
(1884) p. 307, und das badijche, dem preußiichen ähnliche Gejeg vom 20. Febr. 1868, 
Art. 9 u. ſ. w. Auf den Zujammenhang zwiſchen Bejtimmungen diejer Art und der oben 
berührten Zonen-Erpropriatton verweiit treffend auh Girona. a. ©. (Le droit public de 
la Belgique 1884) p. 377 unter Bezugnahme auf bez. jtädtijche Ortsjtatute (r&glements 
commanaux) in belgiihen Städten. Aucd hat auf manche zwijchen Erpropriation und 
Steuer im Allgemeinen obwaltende Beziehungen richtig A. Wagner a. a. O. vermieien. 

2) Natürlich find diefe der Erpropriation gegenüber in ähnlicher Weije zu beachten 
wie der Steuer gegenüber, vgl. oben p. 398. Aehnlih auh Wagner a.a.D. $ 374: „Ein 
joldyes Prinzip für die Begründung und Begrenzung der Zwangsenteignung) muB notb 
wendig aus der Beziehung der Privateigenthumsordnung und der Vertheilung der Eigen 
thumsobjette zur Volkswirthſchaft und Geſellſchaft und deren beider geichichtl. Entwidelung ab 
geleitet werden.“ Doc jcheint mir wenig annehmbar, was W. weiter behauptet ı$ 375): 
„Erweiit jich eine Veränderung diejer Organifation (der V. W.) und diejer Gejtaltung der 
Technik und des Betriebes .... als eine wejentlice Bedingung der Fortentwidelung des 
Boltslebens; fann jene Veränderung aber nur durch eine veränderte Vertheilung des Eigen- 
thums- und Berfügungsrechtes an individuellen Produftionsmitteln erreicht werden .....: 
dann, aber aud nur dann muß das Rrivateigenthum dem ... . öffentlichen Intereſſe 
weichen und darf die Enteignung Play greifen.” Das heißt m. D. an ſich Richtiges 
übertreiben. Vgl. auch unten p. 417 Anm. 

9) Bgl. oben Anm. p. 374, gute Weberficht außer bei Blod namentlich aud bei 
de Fooz a. a. O. 





glei 
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anders zu charakterifiren, als durch Bezugnahme auf das öffentliche Interejje 
im joeben berührten Sinne. 

Zugleich ergibt ſich aus dem Gejagten übrigens, daß fich die Art und 
das Maß der auf Grund folchen öffentlichen Intereſſes dem Einzelinterejje 
zugemutbheten Opfer von Fall zu Fall ſehr verichieden gejtalten muß, jo daß 
man fat verjucht fein könnte, jtatt zwijchen Dingen von öffentlichem Intereſſe 
und ohne ſolches — vielmehr zwijchen Dingen von mehr und weniger 
öffentlichem Intereſſe zu unterjcheiden. Jene Opfer fünnen 3. B. in einem, 
dem Eigeninterejje gegenüber ausgeübten Zwange mit oder ohne Vermögens: 
beeinträchtigung bejtehen, fünnen im erjteren ‘alle wieder entweder auf Ver: 
mögensminderung oder — bei Gewährung vollen Erjaßes — nur auf 
unfreimwillige Bermögensänderung hinauslaufen und im Falle der Vermögens: 
minderung wieder Beeinträchtigungen jehr verjchiedener Art in fich fchließen, 
indem die auferlegten Opfer zu den bezüglichen VBortheilen 3. B. im Steuer: 
und Gebührenmejen entweder gar nicht oder mehr oder weniger in Ver: 
hältniß gejegt werden u. j. w. Auch find derartige Opfer zur Erreichung 
des bezügliche® Zwedes in manchen Fällen in Frage kommenden öffentlichen 
Intereſſes unter allen Umftänden geboten, in anderen nur fubfidiär, d. 6. 
wen ſich die Wirkſamkeit der betheiligten eigenen Intereſſen nicht ausreichend 
erweilt, dem erjtrebten Zmwede im gebotenen Umfange gerecht zu werden u. |. w. 
Immer aber dürfte feitzuhalten jein, daß wenigſtens die Eventualität irgend 
eines, im irgend welchem Umfange aufzuerlegenden Opfers in Frage ftehen 
muß, wenn von einem Obwalten öffentlichen Intereſſes in den hier in Rede 
jtehenden Dingen die Nede fein foll. 

Und wie in diefen Dingen jcheint dasjelbe endlich) auch Pla zu greifen, 
wenn bei der Scheidung von Privat- und Öffentlihem Recht und der 
bierauf zu bafirenden Charakteriſtik des öffentlichen Nechtes als ſolchen auf 
ein Obmwalten oder Nichtobwalten von öffentlichem Interejie Bezug genommen 
wird. Es joll daher zur Unterftügung des Gejagten auch hierauf noch mit 
einigen Worten eingegangen werden. 


7. Das öffentliche Intereſſe und die Scheidung von Privat: 
und öffentlichem Rechte. 


Wie die Scheidung von Privat» und öffentlichem Rechte am beften durch- 
zuführen jet, ijt befanntlich eine bis zur Gegenwart bejtrittene Frage. Und 
unzweifelhaft handelt es fich hiebei auch um jehr jchwierige Dinge. Hat man 
es doch — worauf mit Recht noch fürzlich 3. B. von Sarmwey hingewieſen 
iſt) — gerade wegen Mangels an Uebereinjtimmung der Anfichten über den 
Begriff des Privatrechtes jelbjt noch im deutſchen Gerichtäverfafjungsgejeg von 
1877 bei Regelung der Kompetenz der Zivilgerichte bei der an fich jedenfalls 
nur wenig jagenden Beitimmung bewenden lafjen, „daß vor die ordentlichen 
Gerichte alle bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten gehören, für welche nicht 
die Zuftändigfeit von Verwaltungsbehörden oder Berwaltungsgerichten begründet 
üt u. f. w.“ — ohne zu bezeichnen, was denn nun eigentlich „bürgerliche 
Rechtsftreitigkeiten“ find. Immerhin ift namentlich in Folge jener vielfachen 
Erörterungen, welche diefen Dingen aus Anlaß der neueren Einführung von 
Verwaltungsgerichten in vielen deutfchen Staaten zu Theil geworden find, in 
neuerer Zeit eine gemwilje Konvergenz der Anfichten infofern eingetreten, als 


') Bgl. Deffentl. Recht p. 287. 
27° 
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man ſich über das Fundament, auf dem jene Scheidung aufzubauen jein 
möchte, mehr und mehr geeinigt hat. 

Sudte man diefe Bafis vor nicht langer Zeit vielfach in der Ber: 
Ichiedenheit der bezüglichen Subjefte,') indem man im Wefentlichen Brivat- 
recht und Recht der Privaten ſowie andererjeits Staatsreht und Recht 
des Staates identifizirte, jo it man in neuejter Zeit immer mehr dahin über: 
eingefommen,?) als entjcheidend in dieſen Dingen allein den bezüglichen „Recht: 
jtoff“, das betheiligte „LXebensgebiet“ oder „die Natur der im Streite liegenden 
Berhältnijje u. ſ. w.“ — mit einem Worte die Natur derjenigen Intereſſen 
anzujehen, auf die fich die bezügliche Nechtsnorm bezieht. Und danach jteht 
alfo heute im Allgemeinen nur in Frage, welcher Art denn die durch Normen 
des öffentlichen und refp. des Privatrechts gefchügten Intereſſen find. Gerade 
diefe Frage aber dürfte faum anders zu entjcheiden fein, al3 indem man auf 
den Begriff des öffentlichen Intereſſes in dem hier in Nede jtehenden Sinne 
zurückgeht. 

Allerdings liegt es ja nahe auch in dieſer Beziehung den Intereſſen der 
Einzelnen, mit denen es das Privatrecht zu thun habe, nichtsdas öffentliche 
SInterejje, jondern die Intereſſen des Staates (rejp. der Gemeinde) gegenüber: 
zuftellen. Und das ijt auch insbefondere in der ziviliftiichen Literatur im 
Anschluß an die oft zitirten und noch in neueſter Zeit von angejehener Seite 
als „völlig re bezeichnete Charafteriftit Ulpians®) (publicum jus 
est quod ad statum rei Romanae spectat, privatum quod ad singu- 
lorum utilitatem: sunt enim quaedam publice utilia, quaedam privatim) 
nicht ſelten gejchehen. 

Es jei in diefer Beziehung — außer an Savigny*) (das Staatsredht 
habe zum Gegenjtand den Staat, d. h. die organische Erjcheinung des Volks, 
das Privatreht die Gefammtheit der Nechtsverhältnifje, welche den einzelnen 
Menjchen umgeben u. j. w.) — nur 3. B. an Puchta,“) Dernburg und 
Bierling erinnert. Das öffentliche Recht — jagt 3. B. Dernburg‘) — 
ijt einzig durch die Beltimmungen des Staats gegeben, das Privatrecht hin: 
gegen wurzelt in dem Gedanken, daß dem Individuum als ſolchem Kraft feiner 
Perſönlichkeit unmittelbar Nechte zukommen. Und ähnlich Bierling:?) das 
Öffentliche Recht bezeichne das Verhältnig der Staatsgenofjen zur Staat 
gejammtheit, das Privatrecht aber den Inbegriff der Verhältniſſe aller 
einzelnen Staatsgenofjen zu einander. Aehnlich desgleichen Stobbe (Deutjches 
Privatreht):*) das Privatrecht fei der Inbegriff derjenigen Rechtsſätze, welche 


) Eine Vorftellung, die noh Wächter in Bd. I des Würt. Privatrechtes (1839) p. 4 ff. 
eingebenderer Behandlung werth erachtete, und der auch noch Unger (Syitem des öjterr. 
allg. Privatrechts I 1876 Einleitung) mit dem Hinweis darauf entgegentrat, daß aud dem 
— manche Privatrechte, wie umgekehrt dem Privatmanne mancherlei öffentliche Rechte 
zuſtehen. 

2) Bgl. hierüber namentlich die Ueberſichten bei Thon, Rechtsnorm und ſubj. Recht 
1879 p. 108 ff. auch Anm. bier, und bei Störck: Zur Methodik d. öffentl. Rechts 1885 p. 1Iff. 

») L1$2 Dig de justitia et jare 1, 1. Bal. dazu Bruns in Holpendorfjs Rechts⸗ 
encyklopäbdie. 

*) Syſt. des röm. Rechts B. I p. 22. 

°) Vgl. Puchta, Kurjus der Inſtit. IS 21. Im Privatrecht erjcheint der Menſch als 
Einzelner und in feiner Beziehung auf andere Einzelne, im öffentlihen Rechte als Glied 
der Bolfsverbindung als Ganzen u. ſ. w. 

® Preußiſches Privatredht I (1879) p. 64. 

) Zur Kritik der jurijt. Grundbegriffe Th. II 1883 p. 162, 

9) P. 52 Th. I (Nusgabe von 1871). 
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die Rechtsverhältnijje der Privatperjonen, d. h. der Nechtsfubjekte in ihrer vom 
Staate abgejonderten Stellung (yphyſiſche. juriftiiche Perſonen, der Staat 
in jeinen vermögensrechtlichen Beziehungen) betreffen. 

Wie in der ziviliftiichen Literatur begegnet man derartigen Bezugnahmen 
auf den Staat und jeine Intereſſen bei der Charafterijtif des öffentlichen Rechts 
aber auch in jtaatsrechtlichen Ausführungen. Ja, vor nicht langer Zeit 
konnten Auffaſſungen diefer Art auch dort geradezu als die herrichenden bezeichnet 
werden. 

Wie es bei Maurenbreder einjt hieß:') „Das öffentliche Recht ift der 
Inbegriff derjenigen Rechtsnormen, welche auf das Verhältniß zwifchen der 
höchſten Gewalt und den Unterthanen eines Staates Bezug haben. Das 
Privatrecht bezieht ſich nur auf die rechtlichen Verhältniſſe der Unterthanen 
unter einander“ 2c. und ähnlich auch bei H. A. Zachariä: Alle Rechtsnormen, 
welche die Staaten als jolche, ihren Organismus und ihre Berhältnilje nad) 
Außen und Innen zum Gegenjtande haben, bilden das öffentliche Necht,"*) 
desgleichen ähnlich bei Pözl in der Einleitung des bayerischen Verfaſſungs— 
rechts u. j. w. — jo finden wir derartige Bezugnahmen auf den Staat ala 
ſolchen bei der Scheidung von Privat: und öffentlichem Rechte, auch in neuefter 
Zeit noch 3. B. bei Schulze,?) bei Rönne, deßgleichen bei Roſin u ſ. w. 
Das Öffentliche Recht, heißt es z. B. bei Eriterem, gehe „vom Staate 
aus, in dem das Volk eine höhere Gejammtperjönlichkeit gefunden“ habe, 
Das Privatrecht dagegen vom Verfügungsreht des Einzelnen über einen 
bejtimmten Theil der irdiichen Giüterwelt u. j. w. Und ähnlich bei Nönne:') 
das öffentliche oder das Staatsrecht im engeren und eigentlichen Sinne, °) fei 
der Inbegriff derjenigen Rechtsnormen, welche ſich auf das Verhältniß zwischen 
der höchſten Gewalt (Staatsgewalt, Obrigkeit, Regierung) und den Unter: 
thanen oder den Negierten in einem Staate bezögen, während den Gegenjtand 
des Brivatrehts die zur ausschließlichen Nechtsiphäre bejtimmter (phyſiſcher 
und moraliicher) Berjonen gehörigen Verhältniſſe bilden.®) 


!) Grundzüge des deutjch. Staatärechts, 2. Aufl. 1843, Einleitung. 

2) Dt. St. u. Bundesr. 1 (1853), Einleitung. Biel vorfichtiger und richtiger urtbeilt vgl. 
E. ©. Zahariä (Vierzig Bücher I 1839 p. 172): „Nach einer in Deutſchland allgemein 
angenommenen Eintheilung“ unterfcheide man Privat- und öffentliches Recht. Das laſſe 
ſich „allerdings in dem Sinne vertheidigen, daß die Geſetze des Staates bald das Beſte der 
Geſammtheit, (!) bald das der einzelnen Gemeindeglieder unmittelbar bezweden“ u. j.w. Bor: 
fichtiger deigleihen Stahl, der aut „Lehre vom Staat” und demgemäß aud) zum Gebiete 
des öffentlihen Rechts auch die „Lehre von der Gejellihaft“_ rechnete II 2 (1856) p. 16, 
und ähnlich früher jhon Klüber: Deffentl. Net d. d. Bd. ©. 3. Aufl. p. 536: „Das 
Weſentliche des Unterſchieds zwiichen Juſtiz- und Polizeiiahen liegt darin, daß jene das 
unmittelbare Jnterejie einzelner Unterthanen, dieje aud) das unmittelbare Interefie des Staats 
oder der allgemeinen Geſellſchaft () der Einwohner in dem Staate angehen.“ 

2 Deutiches Staatsredht 1 (680) Einleitung, und ähnlid in dem Aufjage: Prinzip 
und Syſtem des d. Staatsrechts Aegidi's Zeitſchr. f. d. Staatsr. I p. 417 ff.). 

*) Preuß. Staatsrecht Bd. I Einleitung. 

s) D. b. abgejehen v. Völkerrecht. 

s) Auch Roſin in jeinen Unterſuchungen über das Recht der öffentlichen Senofjenichaft 
(1886 p. 17 fi.) ſtützt auf eine derartige Charatteriſtit des Begriffs des öffentlichen Rechts 
ſeine eigene Auffaſſung vom Begriffe der öffentlichen Genoſſenſchaften überhaupt (Gemeinden, 
Innungen, Sinappicaftsvereine, Kranken- und Unfallverfiherungs=Genofienihaften u. |. m.). 

„Während im Privatrecht, jagt Rofin, nad jener alten Legaldefinition (Ulpians) die In: 
terejien der einzelnen Jndividuen das Entjceidende find, wird das öffentliche Recht in allen 
feinen Zweigen vom Staate, jeinen Intereſſen und jeinen Verhältniiien beherricht“ 
und daber bezeichne auch die Zugehörigkeit zum öffentlihen Nechte 5. B. für die Genoſſen— 
ſchaft: „eine bejondere über das Privatrecht hinausgehende Beziehung derjelben auf den 
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Indeſſen ergeben fich gerade gegen derartige Bezugnahmen auf den Staat 
oder die Staatsgewalt bei Scheidung von Privat: und öffentlichem Rechte 
jehr erhebliche Bedenken, die in mancher Beziehung jenen ähneln, welche oben 
bezüglich der Charakterifirung der öffentlichen Intereſſen durch Bezug: 
nahme auf Staats: oder Staatd- und emeindeinterefjen zur Sprache ge- 
bracht jind. 

Zunächft ift nämlich Beziehung zur Staatsgewalt oder zum Staate rejp. zu 
Staat und Gemeinde einerjeitS und Beziehung zu Einzelnen oder einzelnen Indi— 
viduen u. ſ. w. andererjeits überhaupt fein Gegenjaß, auf Grund dejjen eine einiger: 
maßen volljtändige Gliederung der bier in Rede jtehenden Dinge möglich wäre. 
Gibt es doch viele an fich jehr wichtige Beziehungen der hier in Rede jtehenden 
Art, welche durchaus nicht Beziehungen zu Staat oder Gemeinde find, ohne daß 
man fie deßhalb dem Privatrechte überweijen dürfte. Mean denfe nur 3. B. an die 
Beziehungen zu jolchen Vereinigungen wie Innungen, Meliorations- und Deich 
verbänden, Snappichaftsfajjen oder anderen jolchen Verficherungsverbänden auf 
Gegenjeitigfeit, wie es die neueren Berufsgenofjenichaften und Hilfsfaljenvereine 
find u. j. w. Sind das mach jener Scheidung nun privat: oder öffentlich 
rechtliche Beziehungen? Und wenn fie ettwa theils Privat: theils öffentlich: 
rechtlichen Charakters wären, wo wäre nach jener Scheidung Die Grenze zu 
ziehen? Darauf gibt uns Ddieje feine Antwort.) Aber auch) ganz abgejehen 
von den Beziehungen zu ſolchen Vereinen zc. ift es an fich gar nicht zus 
treffend, daß durch das öffentliche Recht nur Beziehungen zum Staate reip. 
zur Gemeinde und durch das Privatrecht nur Beziehungen „der Einzelnen“ 
oder der einzelnen Individuen, Staatsgenofjen u. j. w. zu einander geregelt 
werden. Nein. Geregelt werden ja gerade auch Beziehungen zum Staate 
(3. B. zum Staat als Fisfus) Durch das Privatrecht, und Beziehungen Ein: 
zelner zu einander 3. B. durch ſolche Beitimmungen öffentlichsrechtlicher 
Art wie jene vorhin berührten,?) welche die Interejien des „Publikums“ zu wahren 
haben, aljo 3. B. durch manche Vorichriften allgemeiner Gewerbeordnungen, 
polizeiliher Bauordnungen, janitärer Verordnungen 2c., und das im Einzelnen 
oft jo ähnlich wie durch Privatrechtsnormen, daß in manchen Fällen der 
Betheiligte geradezu die Wahl hat,?) ob er zur Erreichung desjelben Zweckes 
auf privatrechtliche oder aber auf öffentliche Normen von Bauordnnungen 2. 
Bezug nehmen will. Ebenjo it auch, wie jchon oft hervorgehoben worden 
it, ein großer Theil des gerade die Verhältniſſe Einzelner zu einander 
regelnden Familienrechts nicht privat, jondern öffentlich= rechtlichen Cha: 
rafters (worauf jchon die viel zitirte Stelle der Dig. 1. 2 de jure dotium 23. 


Staat und das jtaatlihe Intereſſe“ u. j.w. Und ähnlich p. 167: Ausſchließlich dem 
öffentlichen Rechte gehören nur die Beziehungen öffentlicher Genoſſenſchaften als ſolcher zum 
217 DER EE „die innern Verhältniſſe“ (derjelben) dagegen, „laſſen eine Betrachtung 
an umd für jich, d. h. abgejehen vom Staate, zu und jtellen jich unter diefem Gefichtspuntte 
als privatredhtlicde, d. h. von der Organijation des Staates losgelöſte Nechtsbeziehungen 
dar“ u. j. w. Ein Eingehen auf dieje Vorjtellungen war im Terte ausgeſchloſſen, da 
Roſins Werk mir erjt während des Druds diejer Arbeit zuging. Es konnte, wie ſchon bemerkt 
it, fajt nur noch in den Anmerkungen auf dasjelbe hie und da Bezug genommen werden. Bgl. 
übrigens auch die unten folgenden Anm. wonach die Anfichten Roſins vielleicht anders auf 
zufallen find als nadı den jveben gegebenen Zitaten anzunehmen wäre. 

1) Roſin verjucht joldhe Antwort zu geben, ſtützt jich hiebei aber wieder auf den Be 
griff des öffentlichen Nechts (p. 18 ff.), val. bier p. 412. Anm. 

?) Wal. oben. 

j Bal. 3. B. Sarmwen a. a. D., auch Leuthold a. a. ©. (Hirth’s Ann. 1884.) 
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30 verweilt: rei publicae interest dotes salvas habere). Und nament- 
lich werden ja durch alle folche zweifellos öffentlich rechtliche Vorgänge wie 
Gemeinheitstheilungen und Separationen, öffentliche Grundſtückszuſammen— 
legungen, ?Feldwegsregulirungen u. ſ. mw. vorzugsweije Beziehungen und Ber: 
bältnijje Einzelner zu einander und nicht Verhältniſſe diefer zum Staate 
geregelt.) Allerdings könnte hiegegen nun eingewandt werden, daß es ſich 
auch bei dieſen Dingen infofern immerhin um „Beziehungen zum Staat“ 
handele, als der Staat rejp. die Staatsbehörden die bezüglichen Maßnahmen 
einzuleiten und in's Werf zu jegen haben. Indeſſen wäre jolcher Einwand jehr 
wenig erheblih. Denn wenn man den Ausdruck „Beziehungen zum Staat” 
oder „Stellung zum Staat“ rejp. zur Staatögewalt ac. in jo weitem Sinne 
auffajjen wollte, wie es hienach gejchieht, jo wiirde es überhaupt fein Necht geben, 
Das nicht öffentliches Necht wäre. Auch was wir Privatrecht nennen, wird 
ja vorzugsweile vom Staat reip. feinen Behörden in's Leben gerufen. Im 
ihrer „vom Staate abgejonderten Stellung” haben Jndividuen über: 
baupt faum ein Recht in dem bier in Rede jtehenden Sinne diefes Wortes, 
wonach man Privat: und öffentliches Recht jcheidet. 

Wir jehen alfo: Was diefer Scheidung zu Grunde liegt, ift nicht der 
SGegenjag von Beziehungen zum Staate reip. zur Staatsgewalt und 
Beziehungen zu Einzelnen, jondern etwas Anderes. M. a. W. es muß ein 
Gegenjag in Art und Weſen der in Rede jtehenden Beziehungen an fich fein, 
worauf e3 anfommt, mögen dieje Beziehungen nun Beziehungen zum Staat 
oder Beziehungen zu Einzelnen u. j. w. fein. Und die zu Löfende Aufgabe 
bejteht aljo darin, eben dies nach Art und Weſen Unterjcheidende zu finden 
und zu bezeichnen. Gerade das aber dürfte ohne Bezugnahme auf den Begriff 
des öffentlichen Interejjes in dem hier in Rede jtehenden Sinne faum aus 
führbar jein. 

Allerdings Hat man gerade in neuerer Zeit bie und da wohl auch 
andere Löſungen verjucht und hat fich hiebei nach dem Vorgange Bährs 
namentlich auf den Begriff der Genojjenjchaft und des Genofjenjchaftsrechts 
jtügen zu können gemeint. 

So finden fich 3. B. ſelbſt in jenem in jo vielen Beziehungen beſonders 
verdienten Werfe von Sarmwey über das öffentliche Recht, auf das hier nod) 
mehrfach zurü — ſein wird (das öffentliche Recht und die Verwaltungs— 
rechtspflege 1880), manche Ausführungen ſolcher Art wie z. B., daß Ver— 
mögensrechte dann nicht Privat-, ſondern öffentliche Rechte ſeien, wenn der 
bezügliche vermögensrechtliche Anſpruch „die Verwirklichung genoſſenſchaft— 
licher Beziehungen“ iſt, in welchen der Staat und die vom Staate aner— 
kannten Korporationen zu den Einzelnen und zu einander ſtehen (p. 107) oder, 
daß ein Vermögensrecht, welches ohne jede Beziehung auf das Genoſſen— 
ſchaftsverhältniß des Staats oder der öffentlichen Korporation gedacht werden 
fann, fein öffentliches Recht ſei ip. 298 ff.), daß Vorausſetzung öffentlichen 
Rechts vielmehr ei, daß „die äußeren thatjächlichen Verhältniſſe, von welchen 
ein beitimmtes Handeln oder Verlangen zur Abwendung eines Vermögens: 
nachtheils oder zur Erreichung eines Vermögensvortbeils bedingt iſt“ — „in 


') Bezüglich des Handels: und Seerechts vgl. auch z. B. Entiheidung des Reichen. 
j. Zivilg. VI 177: „die für die handelsrechtlihen Beitimmungen über Seeverlicherung maß— 
gebend geweſenen Gefichtspuntte fünnen zum Theil ganz außerhalb des ziviliſtiſchen Gebiets 
liegen und — auf Gründen des öffentlichen Wohls beruhen“. Keuthold a. a. O. p. 347). 
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dem Genoſſenſchaftsverbande oder durch denjelben gegeben iſt“ u. j. w 
(p. 499). Indeſſen fünnen uns auch Auffafjungen diefer Art nicht zum Biele 
rühren. 

Der an ſich vieldeutige Ausdrud Genoſſenſchaft bezieht ſich nämlich nad 
überliefertem und auch jet noch jehr verbreitetem, ja wohl allgemein aner: 
fanntem Sprachgebrauch an fich nicht minder auf privat, wie auf öffentlich: 
rechtliche Verhältniffe. Man denke nur an folche namentlich in unferer Geſetz— 
gebung durchaus herkömmliche en wie Ent: und Bewäſſerungsge— 
noſſenſchaften, Waldgenoſſenſchaften, Fiſchereigenoſſenſchaften, ferner an jene 
mannigfaltigen Wirthſchafts genoſſenſchaften nach dem „Genoſſenſchaftsgeſetz 
von 1868: Kreditgenoſſenſchaften, Produktivgenoſſenſchaften u. ſ. w.) Mit 
einer Bezugnahme auf Genoſſenſchaften oder genoſſenſchaftliche Verhältniſſe 
oder Beziehungen an ſich iſt alſo zur Charakteriſtik des öffentlichen Rechts 
noch nichts erreicht. Es kommt allein auf den ſpeziellen Charakter der— 
jenigen unter dieſen Beziehungen an, auf die man ſich durch Hinweiſe wie 
die erwähnten ſtützen zu können meint. Und dieſer ſpezielle Charafter 
muß eben beſtimmt und bezeichnet werden. Das aber geſchieht natürlich nicht 
etwa ſchon dadurch, daß man von genoſſenſchaftlichen Beziehungen des Staats 
oder der Gemeinde u. ſ. w. ſpricht. Denn auch dieſen Gemeinweſen gegen— 
über gibt es ja genoſſenſchaftliche Beziehungen der verſchiedenſten Art, öffent— 
u wie auch zweifellos privatrechtliche — injofern Staat und Gemeinde 

B. auch an den joeben genannten Wirthſchafts- oder Ent oder Bewäſſer— 
ng8genoffenfchaften u. j. w. betheiligt jein fünnen. Es bleibt aljo Jenen, 
die durch Bezugnahmen auf genofjenjchaftliche Verhältniſſe das öffentliche Recht 
vom Privatrecht jcheiden zu können meinen, in der That nicht? Anderes übrig, 
als wieder darauf zurüdzugreifen, was denn innerhalb der genojjenichaft: 
lichen Beziehungen an fich öffentlichen und was privaten Charakters ift, und 
dieje Scheidung zu vollziehen dürfte nicht leichter jein als direft zu bejtimmen, 
was öffentliches und was privates Recht ift. 

Als ein anderer und anjcheinend richtigerer Weg zu demjelben Ziele ift 
dann jener zu erwähnen, dem in neuerer Beit z. B. ©. Meyer und Löning 
folgen, indem fie da8 Moment der Unterwerfung rejp. der Herrj haft 
voranjtellen. „Das öffentliche Neht — fo führt 3. B. Löning aus?) — 
bat zu feinem Inhalt die öffentliche Gewalt,“ es „enthält die Normen über 
Organijation und die Ausübung der öffentlichen Gewalt, jowie die Normen 
über das Verhältniß der Beherrichten zu dem herrichenden Staate und feinen 
Organen.“ Und ähnlih G. Meyer: Während im Privatreht gleichbe- 
rechtigte Subjefte einander gegenüberſtehen, befinde ſich der Einzelne zu 
dem Staate im Berhältniß der Unterwerfung u. ſ. w.?) 


) Auch Rojin erſcheinen Genoſſenſchaften, wie die angeführten, theils als öffentlich, 
theils als privatrechtliche. Seiner Annahme über die zwijchen beiden feitzuhaltende Grenze 
fann ich mich freilich nicht anschließen. Aus dem Begriffe des öffentlichen Rechtes an ſich 
dürfte jich eine andere Scheidung als mehr berechtigt oder doch bedeutjamer ergeben. 

?) Lehrbuch d. d. Verwaltungsrechts (1884) p. 9. Eher dürfte dem Folgenden beizu: 
ftimmen jein: „Sofern der Staat mit anderen Perfonen ..... nicht als herrſchende 
Gewalt in Rechtsverhältniiie tritt, gehören dieje Verhältniffe nicht dem öffentlichen, jondern 
dem Privatrechte an.“ 

*) Vgl. auch. d. Staatsreht 2. Aufl. (1885) p. 35 ff., wonad) das Staatsrecht i. e. ©. 
(d. h. Staatsreht mit Ausſchluß von Zivil-Strafprozeh 2c.) die allgemeinen Rechtsgrund 
jäße Über Organijation und Ausübung jtaatliher Herrſchaft behandelt, das Privatrecht 
aber: das Recht, welches die Beziehungen der einzelnen Perjonen zu einander ordnet. 
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Durch jolche Auffaſſung, der fih auch Roſin anzuschließen jcheint,') wird 
allerdings dem vorhin berührten Einwande nicht erichöpfender Öliederung, jowie 
auch jenem anderen Einwande begegnet, daß der Einzelne zum Staate nicht 
nur in öffentlicherechtlichem, jondern auch privatrechtlichem Verhältniß stehen 
fünne. Dagegen bleiben unerledigt auch bei Auffaſſungen dieſer Art die beiden 
Einwände, erjtens, daß nicht mur im Berhältniß zum Staat, jondern auch 
im Berhältniß zur Gemeinde (joweit diefe nicht Staatsorgan iſt),“) öffent: 
lich-rechtliche Normen Br greifen, und zweitens und namentlih, daß es 
öffentliche Rechte und Beſchränkungen durch öffentliche Rechte gibt, die 
keineswegs auf Herrſchafts- oder Unterwerfungs » Berhältnijien dem Staate 
gegenüber beruhen. Ich denke was jene Rechte betrifft nur 3. B. an das 
Recht auf Benugung jolcher öffentlichen Anjtalten wie Poſt, Telegraph, Eijen: 
bahn 2c., Ddefgleichen an ſolche Gemeinderechte wie 3. B. das Recht auf All: 
mendnußung oder auf jogenanntes Bürgerholz u. j. w.; in der anderen Be: 
ziehung aber, was die Beihränfungen durch Beitimmungen öffentlichen 
Rechts betrifft, 3. B. an jene bier Schon mehrfach berührten Schranken, die im 
Intereſſe des jogenannten Publikums („öffentliche Intereſſen“ im oben behandelten 
jubjeftiven Sinne)?) 3. B. in Bauordnnungen, Gewerbeordnungen, janitären Polizei: 
verordnnungen u. ſ. tw. dem Einzelwillen gejeßt find. Offenbar find alle jolche 
Schranken, auch joweit jie das Verhältnig des Einzelnen zum Einzelnen regeln, 
ebenjo wie jene Borfchriften der deutjchen Gewerbeordnung, deren oben gedacht 
iſt,) öffentlich-rechtliher Natur. Aber find fie auch „Normen über ein 
Unterwerfungs= reſp. Herrſchaftsverhältniß“ der erwähnten Art, oder — mit 
Löning zu jpredhen — find fie auch Normen über das Verhältnif der Be 
errichten zu dem herrichenden Staate und feinen Organen? — — Ja und 
nein. 3a, injofern man — in oben jchon berührter Weile — auf den 
Urſprung fieht, in welchem Falle aber, wie dort bemerkt wurde, auch das 
ganze Privatrecht zum öffentlichen Recht zu zählen wäre; nein, im andern 
Falle, der nach dem Gejagten bier den Ausſchlag gibt. 

So icheint es alſo geboten, bei Scheidungen der hier in Rede tehenden 
Art jowohl von Bezugnahmen auf Staat rejp. Staats: oder Gemeindegewalt 
(Dinge die übrigens jelbjt nur mit Beziehung auf öffentliche Intereſſen, 
öffentliche Zwede u. ſ. w. definirt werden fünnten) als auch von einer Bezug: 
nahme auf Herrichafts: und Unterwerfungs: oder gar auf Genoſſenſchaftsver— 
hältnijje 2c. abzujehen und als Kern der Scheidung die Betheiligung und reip. 
Nichtbetheiligung „Öffentlicher Intereſſen“ an jich binzuftellen. Und das ijt 
denn auch im neuerer Zeit in immer größerem Umfange in den Schriften 3. B. 
von Sarwey, Merkel, Seydel und Stengel, jowie in gewiſſem Sinne 


1) So heit es gelegentlich bei Roſin p- 20 a. a. O.: „Die Pflicht der öffentlichen 
Genoflenichaft dem Staate gegenüber it eine öffentlich-rechtliche. Nicht um einzelne Leijtungen 
obligatoriiher Natur handelt es ſich . . . · .. ſondern um eine Unterſtellung der ganzen 
Beriönlicykeit der Genoſſenſchaft unter das ſtaatliche Herrſchaftsrecht“. 

?) Soweit fie Staatsorgan ift, gilt diejer Einwand z. B. der Löning'ſchen Ausführuug 
gegenüber natürlich nicht. Innerhalb der Aufgaben, Ziele und Zwede der Gemeinden find 
ja aber immer dieje drei Kategorien zu jcheiden: Aufgaben der Gemeinde als privatwirth- 
ſchaftlicher Verband, Aufgaben x. der Gemeinde als Staatsorgan und Aufgabe x. der 
Gemeinde als öffentlicher Verband, abgejehen von der Eigenichaft der Gemeinde als 
Staatsorgan. 

*) Ball, oben p. 379 ff. 

9 Val. oben p. 380. Diefe zulegt berührten ‚Einwendungen dürften namentlich auch 
den Ausführungen Rojins gegenüber zu beachten jein. (Bol. oben Anm.) 


— 
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auch in jenem von Bruns, Gareis und Anderen geſchehen,) jo daß man es 
wohl geradezu ala das „praftiiche Reſultat der neueren Staatsrechtslehre“ 
bezeichnet hat, daß ein Rechtsſatz als öffentlicherechtlicher gilt, wenn er zunächſt 
ein öffentliches Intereſſe anerkennt und jchüßt; als privatrechtlicher 
dagegen, wenn feine Aufitellung in erjter Linie ber Anerkennung und dem 
Schuhe eines privaten Intereſſes gilt.?) 

Indeſſen find wir von einer Harmonie der Anfichten in diefen Dingen 
‚noch weit entfernt. Denn einerjeits jtehen, was dem joeben Gejagten anzufügen 
iſt, noch Manche auf dem Standpunkt, daß fie eine Bezugnahme auf das 
öffentliche Intereſſe bei der hier in Rede jtehenden Scheidung geradezu verwerfen, 
ja Einige verlangen in gewiſſem Sinne jogar NRüdfehr zur oben berührten 
Scheidung nach den bezüglichen Subjeften, weil ihnen der Begriff des 
öffentlichen Intereſſes nicht ausreichend erjcheint, jene Scheidung zu begründen. 
Andrerjeits und namentlich aber fehlt e3 da, wo man diefen Scheidungsgrund 
gelten läßt, doch an Uebereinſtimmung der Anfichten darüber, was nun unter 
öffentlichem Interejje in diefem Sinne zu verjtehen jei. 

In jener erjteren Beziehung fei hier nur auf die wenigitens in der Ne— 
gative und ihrer Begründung übereinftimmenden Anfichten von Thon, 
Bierling’) und Leuthold vertiefen, denen fich jet auch G. Meyer in 
gewiſſem Fa angejchlojjen hat.*) Jene drei ftimmen nämlich, obwohl im 
Einzelnen zu verjchiedenen Nefultaten gelangend, doch darin überein, daß eine 
Gegenüberjtellung von Privat: und öffentlichem Recht auf der Baſis, daß erjteres 
vorzugsweiſe durch Einzelinterefjen, letzteres durch das öffentliche Intereſſe oder 
das Intereſſe des Gemeinmwejens u. ſ. w. bejtimmt werde, jchon deßhalb nicht 
möglich jei, weil auch PBrivatrechtsnormen auf Grund öffentlichen Intereſſes 


) Brunsa. a. D. ftellt, wenn er auch den Ausdrud öffentlihes Intereſſe 
in diejem Zujammenhange vermeidet, doc die Intereſſen der Einzelnen den „Intereffen des 
Staates und der Gejammtheit” einander gegenüber. Und Gareis hat Aehnliches im Auge, 
wenn er bei Abgrenzung der Gebiete des Privat- und des öffentlichen Rechts Intereſſen der 
Einzelnen und Intereſſen „des oder der Gemeinwejen“ unterjcheidet. Val. Gareis Allge 
meines Staatörecht (in Marquardſen's Deffentliches Recht I) 1885 p. 7: „Diejenigen Rechts— 
normen, durch welche Interejjen des oder der Gemeinweſen zu rechtlich geichüßten 
Interejien, Güter des oder der Gemeinweſen als Rechtsgüter anvertraut und rechtlich geſchützt 
werden, heißen in ihrer Zufammenfajjung: öffentlihes Recht. Den Gegenjag hiezu 
bildet das Privat: oder bürgerlihe Recht als Inbegriff derjenigen Rechtsnormen, durch wel 
gewilje Interefien der Einzelnen als joldher zu rechtlich geihügten Intereſſen. . .... 
erhoben und durch Abgrängung der Willensmacht geihügt werden” — und an anderer Stelle: 
„Die thatfächliche Abgrenzung des Gebiets des Privatrecht3 vom öffentlichen Rechte ift nichts 
anderes als die Beantwortung der Frage, wejjen Interejje geichügt werden joll“. 

*) Worte von Rehm: Die rechtl. Natur des d. Staatsdienjtes (Hirth's Annalen 1885 
p. 91), der fich für jeine Behauptung freilid auch auf G. Meyer, Leuthold, ja jogar 
auf Schulze und Löning bezieht, auf deren abweichende Anfichten im Terte hier näher 
eingegangen iſt. Berechtigter war die Bezugnahme auf Roſin: „Souveränität, Staat, Ge: 
meinde” in Hirth's Annalen 1883, vgl. namentlich p. 290 f. 

’) Vergl. oben 

) Bezüglih Yeuthold'S vergl. a. a. ©. auch p. 346: („Dagegen läht ſich ein Unter- 
ſchied zwijchen beiden nicht aus der Art des Intereſſes herleiten, welches in dem einen und 
in dem andern Nechtögebiete Schub findet“), und anderntheil® p. 361, wonach „Rechtäver: 
hältniffe, in denen ein Gemeinwejen jteht, dann . . . . als privafrecdhtlich anzuſehen find, 
wenn diejelben inhaltlich jo beichaffen find, daß fie an ſich . . . . auch zwifchen PBrivatper- 
fonen bejtehen fünnten.“ Mit Bezug auf Leuthold, Rofin und Bierling tritt nun 
auch G. Meyer in der 2. Aufl. ſeines Deutichen Staatörechtö p. 36 dem hier im Tert 
vertretenen Standpunkt und insbefondere den Ausführungen von Gareis entgegen: „Die Ber- 
ichiedenheit von Staat: und Privatreht — heißt e8 da — beruht nicht auf der Verichieden- 
beit der Interefjen, jondern auf der Berjchiedenheit der Subjekte.“ 
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feftgelegt würden und andererfeits öffentliche Intereffen oder Intereſſen der 
Gemeinwejen überhaupt nicht Dinge feien, die man den Intereſſen der Ein- 
zelmen als etwas von diejen VBerjchiedenes gegenüberjtellen dürfe. 

Jede Norm — meint 3. B. Thon — bezwede ja, das Wohl der Ge- 
meinjchaft zu fördern, werde „im Intereſſe des Gemeinweſens“ erlafjen, gleich: 
giltig, ob fie ſich nun auf den Staat oder das Eigenthum oder die Familie 
u. j. iv. beziehe. Und andererjeits falle das Intereſſe des Gemeinweſens mit den 
wahren Intereſſen der Einzelnen zufammen: „Denn die Gemeinjchaft beſteht 
aus den Einzelmen; fie ift nicht etwas von diefen Verfchiedenes." Inſofern 
jeien aljo alle Rechtsfäge im Grunde „im Intereſſe“ der Einzelnen aufgejtellt, 
ohne Unterfchied zwiſchen öffentlichem und Privatrecht‘ u. j. w. Und dieſer 
Anficht hat jich dann außer Yeutbold, auf deſſen bezügliche Ausführungen 
oben ſchon!) verwiejen wurde, auch Bierling angejchlojjen, der es ebenjo wie 
Thou für unleugbar hält, daß alle oder doch fait alle jtaatlichen Rechtsnormen 
das Intereſſe des Ganzen im Auge haben, während andererjeit3 diejes Ganze 
jelbjt nur um lebendiger, fühlender Wejen willen da ift, wie dies allein die 
Einzelnen find?) u. j. mw. 

Alle diefe Ausführungen bafiren aber auf Fdentifizirung oder doch auf 
der Annahme einer Harmonie von öffentlichem Intereſſe und Mehrheits: oder 
Durdhjchnittsinterefje der Angehörigen der bezüglichen Gemeinmwejen und wären 
wie jchon bemerft wurde, zutreffend, wenn diefe Annahme eine richtige ist, hinfällig 
im andern Falle. Und ſonach muß man troß mancher im Einzelnen zu er: 
hebenden Einwendungen im Grunde doch Jenen Recht geben, die wie die anderen 
vorhin Genannten: Merkel, Sarwey, Seydel, v. Stengel, Gareisu.j.w. 
am öffentlichen Intereſſe als dem wichtigjten Momente bei der Scheidung von 
Privat: und öffentlichem Necht feithalten. Nur hat man dann eben erntlich 
zu prüfen, was öffentliches Intereſſe in diefem Sinne ift, muß namentlich be= 
achten, daß dasjelbe nicht allein ijt das Intereſſe Vieler, bejtimmter oder unbe- 
jtimmter Berfonenmengen u. f. w., und hat ſich daher auch wohl zu hüten, 
öffentliches und gemeinjames oder gemeinjchaftliches Intereſſe zu identifiziven. 

Es iſt ficherlich zuzugeben, was z. B. Merfel jagt,?) daß das Privatrecht 
„Privatverhältniſſe“, d. h. jolche Verhältnijje zum Gegenjtande hat, bei denen 
„individuelle Interejien und Machtgebiete eben jolchen gegemüberjtehen‘‘, dagegen 
das öffentliche Recht: „öffentliche Verhältniſſe“, d. h. jolche, bei denen „öffentliche 
Intereſſen“ entweder wiederum öffentlichen Intereſſen oder aber individuellen 
Intereſſen gegenüberjtehen. Nicht minder iſt Sarwey beizupflichten, wenn 
er hervorhebt, daß die Scheidung von Privat: und öffentlichem Recht nur 
nach dem von dieſem und jenem zu ordnenden Nechtsitoff‘‘, d. h. nach dem 
Unterjchiede der von ihnen zu regelnden Intereſſen und Beziehungen möglich) 
jei (p. 293 und 344), daß hienach die privatrechtliche Norm den Schuß des 
Einzelinterejjeg bezweat, das öffentliche Recht aber den „durch das öffent— 
liche Intereſſe und die Inſtruktion beſtimmten Willen“ der Staatsorgane 
beſchränkt, ſo daß z. B. ſelbſt vermögensrechtliche Normen inſoweit öffentlich— 
rechtlichen Charakter gewinnen, als Vermögensrechte aus Gründen „öffent— 
lichen Intereſſes““ beſchränkt oder geregelt werden u. ſ. w. Und es dürfte 
dies namentlich auch der geeignete Boden ſein, um zu einer Definition des 
in Rede ſtehenden Begriffs des öffentlichen Rechts zu gelangen, wenn man 

Vergl. p. 388 und p. 366 Anm. 1. 


”) Beral. p. 151 ff. (Zur Kritik der jurijt. Grundbegr. II. 1853). 
3) Vergl. aud oben p. 388, 


TER 
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daneben nur erwägt, daß jenes öffentliche Interefje für das Necht regelmäßig 
in zwei Richtungen bejtimmend it, einmal nämlich (wovon hier bisher vor- 
zugsweife die Nede war) in der Richtung, daß es die Rechtsſphäre des Ein- 
zelnen beſchränkt, ſodann aber auch der Art, daß es dieſelbe erweitert, und 
zwar erweitert in zwei Beziehungen: erſtens bezüglich der Betheiligung an 
allgemeinen öffentlichen Einrichtungen (Wahlrecht, Gemeindebürgerrecht, Recht 
auf Benügung Öffentlicher Verfehrsanftalten ꝛc.) und zweitens bezüglich mancher 
Sonderredhte, wie der der Beamten, Abgeordneten, Schöffen, Geſchwornen 
u. ſ. w. Danach würde man dann (mas hier freilich nur angedeutet werden 
fann), indem man die Begriffe des Rechts im objektiven Sinne und der 
Rechtsnormen, aus denen dieſes Recht beiteht, zu Grunde legt, etwa zu 
folgender Auffaſſung des Begriffs des Öffentlichen Rechts gelangen. 

Deffentlicherechtlichen Charakter wären danach Nechtsnormen, infomweit 
fie fi) entweder auf im öffentlichen Intereſſe getroffene Einrichtungen oder 
auf durch das öffentliche Interejje begründete Nechtsbeichränfungen beziehen, 
womit denn auch der Begriff des Privatrechts gegeben wäre. 

Indeſſen gerade allen derartigen Deftnitionen gegenüber — und damit 
fomme ich zum Ausgangspunfte zurück — ift zu betonen, daß fie unhaltbar, ja 
durchaus verfehrt find, wenn man „öffentliches Interejie‘ dabei in üblicher 
Weiſe etwa allein mit gemeinfamen oder Gejanmtintereffen, oder gar allein mit 
Intereſſen des Bublifums im oben berührten Sinne u. | mw. identifiziren wollte. 
Jene Definitionen find vielmehr nur unter der Vorausjegung gerechtfertigt, daß 
mit dem Ausdrud öffentliches Intereſſe jene beiden Begriffe zugleich verbunden 
werden, die oben als die wichtigjten hingeftellt find, wonach alfo: 

1. öffentliches Interefje im jubjeftiven Sinne it: 
das auf Kulturverhältnifje fich beziehende Intereſſe einer unbeſtimmten 
größeren Perfonenmenge, das nicht als Sonderintereſſe legterer er: 
ſcheint; und 

2. öffentliches Interefle im eigentlichen oder objektiven Sinne tft: 

das Intereſſe an Zielen oder Ziweden von fo großer Bedeutung, daß 
e3 gerechtfertigt ericheint, um ihretwillen den Eigenintereflen Opfer 
aufzuerlegen. 

Wiirde man, diefe Auffaflungen zur Seite ſetzend, unter öffentlichem In— 
terefie 3. B. nur joviel wie Geſammtintereſſen oder gemeinfame Intereſſen 
u. ſ. w. verjteben, jo bliebe auch der zuleßt verjuchten Definition gegen- 
über immer der Einwand bejtehen, daß im öffentlichen Intereſſe (in Diejem 
Sinne) ja aucd das Privatrecht normirt, alfo gar nicht abzujehen jei, weßhalb 
durch das öffentliche Intereſſe begründete Nechtsbeichränfungen nur dem öffent: 
lichen Rechte zu überweilen feien, Desgleichen nicht abzujehen ſei, warum Rechte, 
die ji) auf eine Theilmahme an im öffentlichen Intereſſe getroffenen Ein— 
richtungen beziehen, nur dem öffentlichen Rechte angehören follen, da doch auch 
das Privatrecht es mit Gefammtintereijen (3. B. von Gejellichaften) zu thun 
habe u. ſ. w. Ebenſo bliebe in jenem Falle aber auch der Einwand, dan 
gar fein Grund vorliege, weßhalb das jo charakterifirte öffentliche Necht den: 
Privatrecht „überlegen“ jein jolle, Tetteres fich unter Umftänden jenem zu 
„beugen“ habe u. j. w., da doch beide eben den Intereſſen der Volksange— 
hörigen zu dienen hätten.?) 








', Ich erinnere bier nur z.B. an Leuthold's Worte (a. a. O. p. 350): „Die Mein 
ung, dab das Privatrecht nur Privatinterejjen ſchütze, hat dem Sage vielfach Anjehen ver: 
ihafft, dab das Privatrecht dem öffentlichen Intereſſe weichen müſſe. Diejer Sa iſt aber 
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Läßt man jene einjeitige Auffaſſung aber fallen und adoptirt die hier 
befürmworteten mehreren Auffaſſungen dieſes Ausdruds, dann erledigen ſich alle 
derartige Einwendungen leicht. Dann it z. B. dem zulegt Gejagten gegenüber 
zu bemerfen, daß, wenn eine Angelegenheit im öffentlichen Intereſſe im zuleßt 
erörterten Sinne liegt, hieraus bereits folgt, daß zu ihren Gunſten das 
Eigen-Intereſſe zurücdzuftehen hat, alſo folgt, daß die auf legteres bezügliche 
Rechtsnorm ſich derjenigen Norm — zu beugen hat, die um öffentlichen 
Intereſſes willen erlaſſen wird u. ſ. w. w. 

Im Einzelnen ſind natürlich auch "bei ſolcher Auffafjung noch manche 
Schwierigkeiten zu überwinden. Im Prinzipe aber dürfte auf diefer Baſis 
die Scheidung von privatem und öffentlichem Nechte durchführbar und em— 
piehlenswerth fein. Und daran wird jelbjtverjtändlich auch dadurch nichts ge— 
ändert, daß im Einzelnen die dem öffentlichen Intereſſe gegemüber zu über: 
nehmenden Opfer fich, wie bemerkt, jehr verjchieden geitalten, im Einzelnen 
auch das Maß der dem öffentlichen Intereſſe gegenüber auf das Eigen: 
Intereſſe zu nehmenden Rückſichten von Fall zu Fall ein anderes ift‘) 
u. j. w. Desgleichen dürfte e3 dem Gejagten gegenüber ganz unerheblich fein, 
ob es ich 3. B. zu Lehrzwecken, behufs vollitändigerer Erfafjung der bezüglichen 
Objekte empfehlen mag, in manchen Theilen des jogenannten PBrivatrechts, wie 
Eherecht, Bormundjchaftsrecht, Jmimobiliarrecht zc. Dinge vorzutragen, die im 
Grunde öffentlich-rechtlichen Charakters find, und umgekehrt im öffentlichen 
Rechte auch Materien zu behandeln, die nach dem Gejagten privatrechtlichen 
Charafters jind (3.8. die Lehre von den Privilegien des Fiskus). Berechtigter wäre 
Die andere Frage, ob aus jener Verwendung des einen Ausdruds öffentliches 
Intereſſe in einem zwiefachen Sinne, wie jie für die Definition von öffentlichem 
Recht bier empfohlen werden mußte, nicht vielleicht Mißverſtändniſſe hervor: 
gehen fünnten, und ob e3 deßhalb nicht zu empfehlen wäre, jenen zwei Begriffen 
auch in zweierlei Ausdrücen gerecht zu werden, jo daß man in jener Definition 
aljo 3. B. jtatt allein von öffentlichem Intereſſe etwa von öffentlichem und 
gemeinem oder von öffentlichem rejp. gemeinem Intereſſe 2c. zu jprechen hätte.?) 
Indeſſen iſt an diefer Stelle hierauf nicht näher einzugehen. Hier genügt es, 


unridhtig“ . (e8) ijt das Privatreht wie alles Recht um des öffentlichen Jnterejjes 
willen gegeben. Privatrecht und öffentliches Recht müſſen, weil beide Recht ſind, . . . . .. 
gleichwerthig ſein u. ſ. w. Aehnlich m. auch Ad. Wagner an der von !. herange- 
zogenen Stelle (a. a. ©. I. p. 797): „Die bloße Hinweifung auf das „öffentliche Intereſſe“ 
erflärt nicht, warum bier (sc. bei der Enteignung) das Privateigenthbum weichen joll, das 
fajt vor Allem auf das öffentliche Interejje gejtügt wird.“ Im Zufammenhange ericheint das 
von ®. hier Bemerfte allerdings in etwas anderem Lichte. „Ein jolhes Prinzip (sc. für Be: 
gründung und Begrenzung der Zwangsenteignung) muß nothwendig — heit es da — 
aus der Beziehung der Privateigenthumsordnung und der Vertheilung der Eigenthums— 
objelte zur Voltkswirthſchaft und Geſellſchaft und zu deren beider geſchichtlicher Entwidelung 
abaeleitet werden“ u. j. w. Wie bemerft (vergl. oben p. 406 Anm.) ift auch das freilich ein— 
feitig, und leidet dazu, bei der Verſchwommenheit der mannigfachen mit ſolchen Ausdrücken wie 
Geſellſchaft“ und „Volkswirthſchaft“ noch immer verbundenen Vorſtellungen, an Unbe— 
ſtimmtheit. Sind nach dem Geſagten nun z. B. Expropriationsbeſtimmungen wie jene auf 
Alterthümer oder ——ãã bezüglichen des ital. u. ungar. Geſetzes (vergl. oben 
p. 404) berechtigt oder nicht? Das wäre an der Hand des W'ſchen „Prinzips“ ſchwer zu 
entſcheiden. 

) Daß auch die andere Bedeutung von öffentlichem Intereſſe hier nicht zu entbehren 
ift, erhellt auß p. 410 und 413. 

?) Bergl. oben p. 398 ff. und p. 406 f. 

2) Injofern könnte auch jene wechielnde Ausdrudsweie Merkels, p. 388, wenn fie 
fih auf beftimmte mehrere Begriffe bezöge, in Schug genommen werden. 
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darauf verwiejen zu haben, daß es aud für die Scheidung von Privat: umd 
öffentlichem Necht faum zu umgehen fein möchte, den Ausdruck „öffentliches 
Intereſſe“ außer in jenem jubjeftiven Sinne, von dem in früheren Abjchnitten 
diejer Arbeit die Rede war, in jenem audern Sinne aufzufaljen, wonach öffent: 
liches Intereſſe das Intereſſe an Zielen oder Zweden von jo großer Bedeutung 
it, daß es gerechtfertigt ericheint, um ihretwillen den Eigeninterejjen Opfer 
aufzuerlegen. 


8: Das öffentlide Intereſſe und die Gebühr. 

Die zulegt berührte Auffaſſung von öffentlichem Intereſſe ift e8 num aber 
auch, die es rechtfertigen möchte, daß man als Gebühren nur Entgelte für 
jolche jpezielle Gegenleiftungen des Staats oder der Gemeinde anfieht, bei 
welchen öffentliche Intereſſen betheiligt find. 

Inſofern Gebühren nämlich Entgelte oder Preiſe find, würde es angezeigt 
fein, bei Beitimmung ihrer Höhe, joweit öffentliche Intereſſen nicht betheiligt 
find, jene allgemeinen E rſcheinungen der Preisgeſtaltung Platz greifen zu laſſen, 
die wie an andern Orten zu zeigen verſucht iſt nach berechtigtem Eigenintereſſe 
der kontrahirenden Theile an ſich zu billigen ſind. Und danach hätte in Fällen 
dieſer Art, alſo innerhalb geſchloſſener Perſonenkreiſe, vorzugsweiſe Werth 
und Koſten über die Entgeltshöhe zu entſcheiden, und das in dem Verhältniß 
beider Momente zu einander, daß ſoweit Seitens Einzelner nicht beſonders 
große Koſten provocirt werden, der ſubjective Werth des Gebotenen maßgebend 
wäre, andernfalls auch der Größe jener Koſten Rechnung zu tragen bliebe. 
Außerhalb ſolcher geſchloſſener Kreiſe aber würde hienach, von gewiſſen 
Rückſichten der Humanität oder der Nächſtenliebe, überkommener Standespflichten 
u. ſ. w. abgeſehen, für jene Entgeltshöhe vorzugsweiſe das Beſtreben ent— 
ſcheidend ſein, für die Betheiligten, in dieſem Fall den Staat reſp. die Ge— 
meinde, den größten Gewinn, den größten Reinertrag zu erzielen, zu welchem 
Zwecke das Verhältniß zwiſchen der gebotenen Leiſtung und dem verlangten 
Preiſe einerſeits im Intereſſe der bezüglichen Staats- reſp. Gemeindekaſſe 
natürlich thunlichſt hoch, andererſeits aber auch wieder der Art zu geſtalten 
wäre, daß dadurch nicht dem Zuſtandekommen der bezüglichen Geſchäfte Hinder— 
niſſe bereitet, ſondern im Gegentheil dieſes und auch die thunlichſte Erweiterung 
und Ausdehnung der bezüglichen Unternehmung begünſtigt würde.) Und danach 
würden in Fällen dieſer Art, alſo neben Werth und Koſten, ja hie und da 
vielleicht im direkten Widerſpruche mit dieſen Faktoren und den aus ihnen ſich 
ergebenden Forderungen für jene Entgeltshöhe andere Momente beſtimmend 
fein müſſen, die ſich eben auf die thunlichſte Förderung von Geſchäftsabſchlüſſen ec. 
durch die Preisgejtaltung beziehen, und unter welchen neben Rückſichten auf die 
fogenannte „Preis: oder Tragfähigkeit‘ der Waare auch 3. B. Rüdfichten auf 
die Zahlungs= oder Leiftungsfähigkeit der betheiligten Perjonen von hervor: 
ragender Bedeutung find, — alles das aber eben nur unter jenem Geſichts— 
punkte thunlichiter Förderung bezüglicher Geſchäftsabſchlüſſe 2c. im Eigeninterefje 
des Staat oder der Gemeinde und ſoweit es dieſes Intereſſe erheitht 

Dagegen müſſen fi) im andern Falle, d. h. bei erheblicher Betheiligung 
öffentlicher Interejjen (in dem hier in Nede ftehenden eigentlichen Sinne), 
diefe Dinge natürlich ganz und gar anders gejtalten. 


9 dia und zum Folgenden darf ich wohl auf meine Lehre von der Preidgejtaltung 
a. a. D. (2. Aufl. 1885) und auch auf den oben erwähnten Aufiag der Tübing. Beiticr. 
Se 1880 Bezug nehmen. 
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Wenn ein Engelt an fich angezeigt ift, jedoch gegenüber der diefem Ent: 
gelt entjprechenden Leiſtung öffentliche Interejjen (in jenem Sinne) zu beachten 
jind, wie 3. B. bei Maßnahmen janitärer Fürjorge, bei Gewährung öffent: 
lichen Rechtsſchutzes oder öffentlichen Unterrichts, bei Herjtellung und Benügung 
wichtiger Kommunifationsmittel u. ſ. w. — fo ift zwar, wie nur zu oft über: 
jehen wird, jenen unter der Herrjchaft des Eigennußes fich vollziehenden Ge— 
jegen und den hienach berechtigt erjcheinenden Momenten, von denen joeben 
die Rede war, ebenfalls Nechnung zu tragen. Mit andern Worten aljo, es 
iſt auch im folchen Fällen keineswegs allein der bezügliche Koftenbetrag zu 
beachten, der Manchen noch immer als der an fih angemefjenjte, ges 
rechtejte Preis erjcheint, auch nicht, wie dies z. B. bei VBertheidigung jogenannter 
Werthklaffifitationstarife (gegemüber den „natürlichen‘‘ oder „Kojtentarifen‘‘) 
in Eijenbahn- und Stanaljachen vielfach angenommen ift, allein Werth und 
Koften etwa im oben berührten Verhältniſſe beider Momente zu einander. 
Nein, neben alledem ift in jolchem Falle jedenfalls auch jenen mannigfachen 
anderen Momenten Nechnung zu tragen, durch deren Beachtung, wie wir ſo— 
eben jahen, das Zuſtandekommen der bezüglichen Gejchäfte und ihre weitere 
Ausdehnung unter dem Gefichtspunfte des Eigennutzes des Staats rejp. der 
Gemeinde gefördert werden fünnte. In allen dieſen Beziehungen hat ſich alſo 
der Finanzpolitiker auch den Gebühren gegemüber ähnlidy wie ein Gewerbe— 
treibender vor Allem als guter Geſchäftsmann zu erweifen. Und wie es hie— 
nach 3. B. auf der Eijenbahn oder Ehaufjee angezeigt fein fann, Unbemittelten, 
reſp. gewillen Fuhrwerfsgattungen Erleichterungen jchon unter dem Geſichts— 
punfte zu gewähren, daß hiedurd die bezügliche Frequenz gehoben und jo 
auch aus der Taſche Unbemittelter ein Gewinn gezogen werden kann, Der 
andernfalls vielleicht entbehrt werden müßte, unter demjelben Gefichtspunft 
fih jchon aus Gründen des Eigennußes auch z. B. die Einführung von Fahr: 
abonnement3 oder billigen Retour: oder Rundreijebillets auf Eifenbahnen 2c. em— 
pfehlen mag; aus gleichen Gründen es ebenfalls angezeigt jein kann, diejenigen 
Waaren 3. B. auf der Bahn bejonders billig zu befördern, welche bei billigem 
Satze das Entjtehen jtärferen Anreizes zur Waarenjpedition erwarten lajien; 
unter demfelben Gefichtspunfte es nicht minder gerechtfertigt erjcheint, Waaren— 
proben und Drudjahen auf der Bolt billiger ala Briefe oder Starten zu be: 
fördern, weil bei gleichem Gntgegenfommen der Pojt für den Umjag der 
mechanijch zu vervielfältigender Dinge eine erheblichere Steigerung zu erwarten 
iſt als für die Beförderung von Briefen u. j. w. — jo kann es ſich auch allein 
aus der Art eigennügigen oder jozufagen fiskaliſch-geſchäftlhichen Gründen 
empfehlen 3. B. die Benügung wichtiger fanitärer Einrichtungen, öffentlicher 
Bäder, Wajjerleitungen ꝛc. oder den Bejuch öffentlicher Bildungsanjtalten, Samm— 
lungen, Mufeen, Bildergalerien, zoologijcher Gärten 2c. dadurch zu fürdern, daß 
man Familien und Unbemittelten, die als ſolche jo oder fo zu erfennen find 
(Kindern, Schülern, Soldaten und Unteroffizieren, Mitgliedern gewiſſer Arbeiters 
vereinigungen, 2c.) Preisermäßigungen gewährt, oder daß man z. B. zwiſchen 
theueren Saifon= und billigeren Nichtfaifonpreifen, höheren Wochentags: und 
niedrigeren Sonntagspreifen, „Groſchentagen“ und Marktagen u. ſ. w. unterfcheidet. 

Aber jo wichtig alles das an fich ift — daneben iſt in Fällen diefer Art, 
bei denen eben Öffentliche Intereſſen betheiligt find, zugleid zu beachten, 
daß jolhem Vorgehen eigenthümliche Schranken gejegt find, die ji) aus den 
an jene Öffentliche Interejjen fich fnüpfenden Forderungen ergeben. Und gerade 
hieraus refultirt dann die Sondernatur der Gebühren. 


— — — — —— 
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Zunächſt darf nemlich die Wahrung diefer betheiligten öffentlichen In— 
terefjen Durch jene aus dem Eigennuß ſich ergebenden Forderungen natürlich 
nicht beeinträchtigt oder gar in Frage gejtellt werden, weßhalb die Beachtung 
gewijjer maxima bei Bejtimmung der bezüglichen Entgeltshöhe geboten fein 
fann, um 3. B. den Beſuch der bezüglichen öffentlichen Anftalt nicht in nach: 
theiliger Weife zu bejchränfen. Daneben und insbejondere liegt e3 aber, wie 
ſich aus dem über das öffentliche Intereſſe (in dem bier in Rede ſtehenden 
Sinne) oben Geſagten ergibt, an fich auch in der Natur diefer Intereſſen, daß, 
jomweit e8 zur Wahrung und Förderung derjelben geboten ift, dem Eigennuß 
und der aus diefem fich ergebenden Willensherrichaft Opfer aufzuerlegen find. 
Und daraus folgt dann weiter, daß in Fällen dieſer Art bei Beitimmung der 
Entgeltshöhe neben allen vorhin berührten ſich aus dem Eigennuß ergebenden 
Faktoren auch jenen Momenten Nechnung zu tragen ift, die fich eben auf Die 
geredhtejte Bertheilung diefer Opfer, mit andern Worten auf die Mittel 
und Wege beziehen, den bezüglichen Betheiligten etwa gleich ſchwer wiegende 
Opfer, gleich ſchwer empfundene Beeinträchtigungen  2c. zuzumuthen, wonach 
denn Die Leijtungsfähigkeit der Betheiligten in Fällen diejer Art für Die 
Entgeltshöhe jelbjt dann bejtimmend jein muß, wenn daraus eine Förderung 
bezüglicher Gejchäftsabfchlüfjfe 2c. in der oben berührten Weife nicht zu er- 
warten jteht, und zwar bejtimmend, wie fich leicht ergibt, in zwei Richtungen, 
einmal jo, daß ihr innerhalb des Kreiſes derjenigen, welche die bezüglichen 
Gegenleiltungen empfangen, Rechnung getragen wird, jodann aber auch der 
Art, daß hienach das Verhältniß zwiſchen den von den Betheiligten und refp. 
nicht Betheiligten zu tragenden Laftenquoten geregelt und demgemäß aljo 
auch außerhalb jenes Kreiſes zum bezüglichen Aufwande nach der Leiſtungs— 
fähigkeit beigetragen wird.!) Allerdings jtellen fich der Erreichung beider Ziele, 
wie an anderem Orte zu zeigen ift, nicht unerhebliche Schwierigkeiten entgegen, 
Schwierigkeiten, die fich theils auf die Mittel der Durchführung, theils und 
ingbejondere auf die genauere Beſtimmung der nad) dei Geſagten maßgebenden 
Grundjäße beziehen. Indeſſen find die hieraus fich ergebenden Bedenken, wie 
gleichfalls zu zeigen verjucht werden foll, nicht der Art, daß fie es rathjam 
erjcheinen ließen, den öffentlichen Intereſſen die foeben berührte Beachtung zu 
verfagen und danach über die Beziehungen zwijchen Gebühr und öffentlichem 
Intereſſe ganz und gar Hinmwegzujehen. — Daß alles dies übrigens auch der 
hergebrachten Auffafjung vom Wejen der Gebühr im Allgemeinen entipricht, ſoll 
bei der Kritik anderer Auffaffungen über das Wejen der Gebühr und die beite 
Gliederung ber Staats- und Gemeindeeinnahmen an anderem Ort gezeigt werden. 


1) D. h. daß, wie man zu ſagen pflegt, ein Theil der bezüglichen Koſten nicht durch 


Gebühren gedeckt, ſondern aus der Steuerkaſſe beſtritten wird, was wie oft gezeigt iſt, bei 
Gebühreneinrichtungen gerechtfertigt ſein kann, keineswegs aber regelmäßig geboten iſt. 
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Das Branntweinmonopol. 
Gejegentwurf vom Yebruar 1886. 


— — — 


I. Allgemeine Grundlagen. 


1. Umfang des Branntweinmonopols. $ 1. Die Heritellung rohen Brannt- 
weins bleibt der privaten Gewerbsthätigfeit überlajfen, unterliegt aber der in 
diejem Gejeb bejtimmten Ordnung. 

8 2. Der Bezug ſämmtlichen inländischen vohen Branntweins don den Her— 
jtellern, der Bezug von Branntiweinen aller Art aus dem Auslande, die Reinig- 
ung des Branntweins und deſſen weitere Verarbeitung zu alkoholiſchen Geträufen, 
jowie der weitere Verfauf von Branntweinen aller Art jtehen mit den in diefem 
Gejege gemachten Ausnahmen ausihließlich dem Neich zu und werden für Ned): 
nung desjelben betrieben (Branntweinmonopof). 

2, Berwaltung des Branntweinmonopols. $3. Die Verwaltung des Brannt- 
weinmonopols führt das dem Reichskanzler unteritellte Monopolamt, deſſen Vor— 
itand vom Kaifer auf Vorfchlag des Bundesraths ernannt wird. 

Für den Abjah im Großen werden von dem Monopolamt im Emvernehmen 
mit den Landesregierungen Agenten, für den Abjab im Kleinen von den Landes- 
regierungen Verjchleißer beitellt. Die Agenten und Verſchleißer werden von den 
Organen fowohl der Monopolverwaltung als auch der Zolle und Steuerverwaltung 
beaufjichtigt und fontrolirt. 

Die Kontrolirung der zur Branntweinbereitung bejtimmten gewerblichen An- 
jtalten, ſowie aller nad) den Vorſchriften dieſes Geſetzes einer Kontrole unters 
liegenden Perfonen, die Abfertigung und Klontrolirung der Einfuhr, Ausfuhr und 
Durchfuhr, jowie die Bewachung der Grenzen gegen die umerlaubte Einfuhr von 
Branntweinen aller Art erfolgen durch die mit der Verwaltung der Zölle und 
Verbrauchsitenern des Reichs beauftragten Landesbehörden, welche auch - im 
Uebrigen bei allen Mafregeln zur Sicherung des Branntweinmonpols vorzugs- 
were mitzuwirken haben (vgl. Abſchnitt V). Die hiernach den Zolle und Steuer- 
behörden zugewiejene Amtsthätigfeit unterliegt der Ueberwachung durch die Organe 
der Reichskontrole fir Zölle und Verbrauchsitenern. Für die durch den bezeichneten 
Dienſt den Bundesjtaaten erwachjenden Koſten wird nah Maßgabe der vom 
Bundesrath zu erlafjenden Beitimmungen Vergütung aus der Reichskaſſe gewährt. 

Die Beamten der Monopolverwaltung find befugt, den auf die lontrole der 
Brennereien bezüglichen Dienftverrichtungen beizumohnen beziehungsweife von den 
jelben Kenntniß zu nehmen. 


II. Vorſchriften, betreffend die Heritellung des rohen Branntweins, 


1. Befugnig zur Branntweinbereitung. $ 4. Alle Brennereien, welche am 

1. Oftober 1885 vorhanden waren, dirfen in Zukunft jährlich jo viel rohen 

Branntwein bereiten, als fie vorher regelmäßig bergeitellt haben. Für die ein: 

jeinen Brennereien werden die Branntweinmengen, welche ſie hiernach zu bereiten 
Annalen bed Deutſchen Reicht. 1386. 98 
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befugt jein follen, jeitens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Monopol- 
verwaltung und nad Anhörung des Gutachtens einer aus einem höheren Ber: 
waltungsbeamten als Worfißenden, zwei Oberbeamten der Steuerverwaltung und 
drei Sachverſtändigen zufammengejeßten Kommiffion unter billiger Berüdjichtigung 
der wirthſchaftlichen Verhältniſſe feitgefeßt. Die Kommiffion kann zum Zwecke 
ihrer gutachtlichen Aeußerung Einfiht in die über den Brennereibetrieb geführten 
Bücher nehmen. 

Brennereien, welche am 1. Oftober 1885 zwar vorhanden waren, aber einen 
regelmäßigen Betrieb nicht gehabt haben, oder weldhe am 1. Dftober 1885 erit 
in der Herjtellung begriffen waren, ſollen künftig in derjelben Weiſe und unter 
gleicher Berüdjichtigung der wirthichaftlihen Verhältnijje zur Branntweinbereitung 
verjtattet werden. 

Für feine Brennereien ($ 17), welche feinen regelmäßigen Betrieb gehabt 
haben, wird die Menge rohen Branntweins, welde jie bereiten dürfen, unter 
billiger Berüdjichtigung der wirthichaftlihen Verhältniſſe, feitens der Landes- 
regierung fejtgejeßt. 

$ 5. Zur fpäteren Anlegung neuer, jowie zur Erweiterung bejtehender 
Brennereien bedarf es bejonderer Erlaubniß. Sofern das Bedürfniß dazu im 
landwirtbichaftlichen Intereſſe nachgewieſen ijt, kann die Erlaubniß durch die 
Landesregierung im Einvernehmen mit der Monopolverwaltung und unter Feit- 
feßung der Branntweinmenge, deren Bereitung der einzelnen Anjtalt andauernd 
jährlich gejtattet fein joll, ertheilt werden. 

Sleicherweije kann einer Brennerei in einzelnen Jahren die Bereitung einer 
größeren Branntweinmenge, al3 für die betreffende Anftalt ein= für allemal feit- 
geſetzt ift, geitattet werden. 


2. Borfhriften für die Einrichtung und den Betrieb der Brennereien. 
a. Siherung gegen hbeimlidhe Ableitung oder Entnahme von 
alfoholhaltigen Dämpfen, Zutter oder Branntwein. 86. In den 
Brennereien find nach näherer Anordnung der Steuerbehörde mit dem Deſtillir— 
apparat in fejter Verbindung jtehende Sammelgefäße aufzujtellen, in welche der 
gefammte gewonnene Branntwein geleitet wird, jowie alle jonjtigen Einrichtungen 
zu treffen, welde die Steuerbehörde zur Sicherung gegen heimliche Ableitung 
oder Entnahme von alfoholhaltigen Dämpfen, Lutter oder Branntwein für er: 
forderlich erachtet. 


Der Deftillirapparat, die Sammelgefäße und die diejelben verbindenden 
Nöhrenleitungen find in der Regel dergejtalt unter amtlichen Verſchluß zu nehmen, 
dat eine heimliche Ableitung oder Entnahme von alkoholhaltigen Dämpfen, Lutter 
oder Branntwein aus denjelben nur mitteljt einer äußere Spuren hinterlafjenden 
Gewalt erfolgen kann. Die Räume, in welden die Sammelgefäße Aufitellung 
finden, müſſen den Anforderungen der Steuerbehörde entſprechen und find er- 
forderlihen Falle von derjelben unter Mitverfchluß zu jepen. 

87. In Fällen, in welden die Einrichtung geeigneter Räume zur Auf: 
jtellung von Sammelgefäßen nicht oder nur mit unverhältnigmäßig hohen Koften 
möglich iſt, kann die Steuerbehörde an Stelle der Sammelgefäße die Benußung 
eines zuverläfligen, in feiter Verbindung mit dem Deitillirapparat und unter 
jiherndem amtlichen Verſchluß jtehenden Meßapparates gejtatten, welcher die 
Menge und Stärke des aus dem Dejtillirapparat fließenden Branntweins fort- 
laufend anzeigt oder die jpätere amtliche Ermittelung der Stärke durch Zurück— 
behaltung von Proben ermöglicht. 





Gejepentwurf vom Februar 1886. 423 


$ 8. Der Steuerbehörde bleibt vorbehalten, in bejonderen Fällen die Auf- 
ttellung eines Meßapparat3 neben Beibehaltung der Sammelgefäße anzuordnen, 
oder die Mindejtmenge des zu ziehenden reinen Alkohol im Voraus bindend 
fejtzufeßen, oder eine Brennerei unter dauernde amtliche Ueberwachung zır jtellen. 

8 9. So lange den Anforderungen der Steuerbehörde in Bezug auf die in 
den S$ 6 bis 8 bezeichneten Einrichtungen nicht Genüge geleistet worden, kann 
die Steuerbehörde den Betrieb der Brennerei unterjagen. 

$ 10. Die Kojten für die Anſchaffung der Sammelgefäße, der Mehapparate, 
der Ueberrohre und der nothiwendig werdenden Kunſtſchlöſſer trägt die Monopol- 
verwaltung. 

b. Anmeldung der Brennereiräume und Geräthe. $11. Späteftens 
eine Woche vor der erjten nad) Inkrafttreten dieſes Gejeßes in einer Brennerei 
ftattfindenden Betriebshandlung find, joweit dies nicht jchon auf Grund der bis— 
berigen gejetlichen Borjchriften gejchehen, der Steuerbehörde die Näume der 
Brennerei einjchließlich der mit derjelben in Verbindung jtehenden oder unmittelbar 
an diejelbe angrenzenden Räume, jowie die Brennereigeräthe, leßtere unter An— 
gabe ihrer Stellung und in der Regel des NRauminhalt3 nad Litern, einzeln 
Ihriftlich anzumelden. 

e. Beränderung der Brennereiräume und Geräthe $ 12. 
Veränderungen bezüglich derjenigen Theile der Brennereigeräthe, einjchließlich der 
Sammelgefäße und des Meßapparates, aus welchen eine heimliche Ableitung oder 
Entnahme von alfoholhaltigen Dämpfen, Lutter oder Branntwein möglich it, 
ſowie bezüglich; des Aufjtellungsraumes der Sammelgefäße dürfen nur nad) zu= 
voriger Genehmigung der Steuerbehörde vorgenommen werden. Die Vornahme 
anderer Veränderungen in Bezug auf die Räume oder Geräthe der Brennerei 
üt innerhalb drei Tagen nad der Vornahme der Steuerbehörde anzuzeigen. 

d. Amtlihe Geräthvermejjung und Stempelung. $13. Die 
Geräthe können ſteueramtlich nachvermeſſen und gejtempelt werden. Diejelben 
find nad; näherer Anordnung der Steuerbehörde mit einer Nummer und der 
Angabe des Rauminhalts zu verjehen. 

e. Betriebsplan. $ 14. Der Betrieb ift der Steuerbehörde in der 
Regel nad) Kalendermonaten mitteljt eines, mindejtens drei Tage dor der erjten 
Einmaiſchung einzureichenden Betriebsplans zu deflariren. 

Vor ertheilter fteweramtlicher Genehmigung des Betriebsplans darf der 
Betrieb nicht begonnen werden. Abänderungen des angemeldeten Betriebs find 
mit der Maßgabe zuläffig, daß Abweichung vorher im Betriebsplan bemerkt und 
binnen 24 Stunden der Steuerbehörde angezeigt werden muß. 

$ 15. Der Betriebsplan muß insbejondere auch die Art und Menge der 
zur Branntweinbereitung zu verwendenden Stoffe angeben. 

Der Steuerbehörde bleibt vorbehalten, die Verwendung jolder Stoffe, welche 
auf die Bejchaffenheit des Branntweins nachtheilig zu wirken geeignet find, zu 
unterjagen. 

f.Einmaifhung, Brennzeit, Offenhaltungder®Brennerei. $ 16. 
Die Einmaifhung und der Betrieb der Branntweinblafen ijt in der Regel nur 
mit folgenden zeitlichen Beſchränkungen zuläffig: 

a) die Einmaifchung in den Monaten Oftober bis einjchließlih März von 

Morgens 5 bis Abends 10, in den übrigen Monaten von Morgens 4 
bis Abends 10, 

b) der Blafenbetrieb in den Monaten Oftober bi8 März von Morgens, 5 

bis Abends 7, in den übrigen Monaten von Morgens 4 bis Abends 


28% 


En 


7 Uhr. Die Brennzeit kann von der Steuerbehörde dem wirklichen 
Bedürfniß entipredyend verfürzt werden. 

Die an einem Tage bereitete Maifhe muß in der Negel auch an einem 
Brenntage vollitändig abgeluttert werden. 

Der Zugang zur Brennerei muß, jo lange darin gearbeitet wird, ſtets un— 
verſchloſſen fein. 

g. Vergünftigungen für fleine Brennereien. $ 17. Denjenigen 
Brennereien, welche in einem Betriebsjahre aus mehligen Stoffen höchſtens eine 
Branntiweinmenge von 100 Seftoliter reinen Altohols heritellen und eine Brenn: 
vorrichtung mit unmittelbarer Feuerung bemußen, oder welche nur Abfälle der 
eigenen Biererzeugung verwenden, oder welche in einem Betriebsjahre höchitens 
70 Heftoliter anderer nicht mehliger Stoffe verarbeiten, it unter Nachlaß der in 
den SS 6 bis 9 und 14 bis 16 angeordneten Betriebseinrihtungen und Kontrolen 
der Betrieb bei Einhaltung der hierüber zu erlaſſenden Verwaltungsvorſchriften 
nit der Mafgabe zu geitatten, daß die Mindejtmenge des zu ziehenden reinen 
Alkohols im Voraus von der Steuerbehörde bindend feitgeiebt wird. In Fällen, 
in welchen es ſich örtlicher oder zeitlicher Verhältnifje wegen, insbejondere wegen 
günstigen Ausfalls der Ernte, als Bedürfniß erweiit, können fleine Brennereien nicht 
mehliger Stoffe nad) den vorjtchenden Vorjchriften behandelt werden, auch wenn 
jie mehr als 70 Seftoliter dergleichen Stoffe verarbeiten. 

bh. Betriebsunterbredung, Verſchluß- und Gerätheverlegung. 
8 18. Wenn der Brennereibetrieb unterbrochen oder ein amtlicher Verſchluß 
oder einer derjenigen Theile der Brennereigeräthe einschließlich der Sammelgefähe 
und des Mehapparates, aus welchen eine heimliche Ableitung oder Entnahme von 
altoholhaltigen Dämpfen, Yutter oder Branntwein möglich ift, verlegt wird, fo üt 
dies mit Beachtung der dieferhalb zu erlaffenden näheren Anordnungen ſogleich 
der Steuerbehörde anzuzeigen. 

Falls in Folge einer jolchen Verlegung ein Zugang zu dem Alkohol geichaffen 
oder cin Ausitrömen dejjelben herbeigeführt wird, oder die Möglichkeit, die regel: 
mäßige Ihätigfeit des Mefapparates zu beeinjluffen, entiteht, jo it gleichzeitig der 
Betrieb einzuftellen. Das Öleiche gilt bei jeder in der regelmäßigen Thätigfeit 
des Mefapparates eintretenden Störung. 

Die Stenerbehörde nimmt nad) Befinden eine Unterfuchung vor und ordnet 
die zur Sicherheit des Monopolinterejjes erforderlihen Maßnahmen an. 

i. Beſißwechſel. 819. Jeder Wechſel im Beſitz einer Brennerei ift der 
Steuerbehörde binnen einer Woche feitens des neuen und in den Fällen frei: 
williger Beitgübertragung aud) jeitens des bisherigen Beſitzers jchriftlich anzuzeigen, 

k. Brennereileiter. $ 20. Brennereibeliger, welche den Betrieb nicht 
jelbit Leiten, haben der Steuerbehörde diejenige Perſon zu bezeichnen, welche als 
Brennereileiter in ihrem Namen und Auftrage handelt. 

3. Verpflihtung zur Ablieferung des gewonnenen Branntweins. 8 21. 
Der Brennereibeliger bat den gejfammten gewonnenen Branntiwein an die Monopol: 
verwaltung abzuliefern. 

Bleibt in den Fällen, in welchen ein Mehapparat benußt wird oder die 
Mindeitmenge des zu ziehenden reinen Alfohols amtlich feitgejeßt worden iſt 
(SS 7, 8 und 17), die der Monppolverwaltung zur Uebernahme geitellte Menge 
reinen Alkohols hinter dem auf Grund der Anzeige des Mehapparates oder der 
amtlichen Feitiegung ermittelten Sollbeitand zurüd, ohne da der Brennereibefiter 
der Steuerbehörde einen genügenden Grund hiefür glaubhaft nachweiſen fanı, 
jo hat er, umbejchadet der etwaigen Ginleitung des Strafverfahrens, zum Erſatz 
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der Fehlmenge den vierfadhen Betrag des Verfaufspreiies der Monopolverwaltung 
für die gleiche Menge des billigiten Trinfbranntweins der betreffenden Art zu 
erlegen. Der unter gewöhnlichen Verhältniſſen durch Verdunſtung entjtehende 
Abgang an Alfohol it von dem Sollbejtand in Abrechnung zu bringen. Die 
Einziehung des gejchuldeten Betrages gejhieht in dem Verfahren für die Bei- 
treibung von Yollgefällen und mit den Vorzugsrechten der lebteren. 

Den Belibern der nad) Maßgabe des $ 17 betriebenen Heinen Brennereien, 
jowie denjenigen Perſonen, welche jelbiterzeugte nicht mehlige Stoffe durch Dritte zu 
Branntwein verarbeiten lafjen, kann von der Steuerbehörde die Erlaubnif ertheilt 
werden, den gewonnenen Branntivein ganz oder theilweije zum eigenen Haus— 
bedarf gegen Erlegung eines vom Bundesrath zu bejtimmenden, den Verfaufs- 
preijen der Monopolverwaltung gegenüber ermäßigten Preijes zu behalten. Eine 
Ueberlaſſung diejes Branntweins an andere Perſonen ift verboten. 


II. Vorſchriften, betreffend den Betrieb des Branntweinmonopols. 


1. Abnahme des Branntweins durd die Monopolverwaltung. $ 22. Die 
Monopolverwaltung übernimmt nad Maßgabe der hierfür zu erlaffenden Kontrol— 
vorichriften den gejammten gewonnenen Branntwein in der Brennerei unter 
Heititellung jeiner Menge, Stärfe und Bejchaffenheit und gegen Ertheilung einer 
Empfangsbejcheinigung an den Brennereibejiger. Letzterer ijt zur Betheiligung 
bei der Abnahme aufzufordern. 

Der Brennereibefiter iſt verpflichtet, nad) näherer Anordnung der Steuer- 
behörde alle zur ordnungsmäßigen Abnahme des Branntweins erforderlidien Ein— 
rihtungen zu treffen, die dabei nöthigen Hilfsleiftungen zu gewähren, jowie den 
Transport des Branntweins bis zur nächſten Eifenbahnjtation oder Verſchiffungs— 
itelle oder zu dem ihm angewiefenen Branntweinmagazin auszuführen. 

Soweit die Herjtellung der zur ordnungsmäßigen Abnahme des Brannt-= 
weins erforderlichen Einrichtungen in einer Brennerei nicht oder nur mit unver— 
hältnigmäßig hohen Kojten erfolgen fann, hat der Brennereibejiger den gewon— 
nenen Branntwein unter Beobachtung der vorzujchreibenden Kontrolen in das 
ihm angewiejene Branntweinmagazin überzuführen und dort die Abnahme zu 
erwirken. 

Für Transporte über 15 Kilometer Entfernung, bei kleinen Brennereien 
($ 17) ſchon bei Entfernungen über 5 Kilometer hinaus werden von der 
Monopolverwaltung Frachtbeiträge gezahlt. 

2. Ankaufspreife des Branntweins. 8 23. Der den Brennereibejigern 
für den abgelieferten Branntwein zu zahlende Preis wird durd einen von dem 
Vundesrath feitzufeßenden Tarif bejtimmt. 

Für die Gejtaltung diejes Tarifs joll bis auf Weiteres die Maßgabe gelten, 
daß bei Nartoffelbranntwein ein Preis von mindejtens 30 und hüchitens 40 Mark 
für das Heftoliter reinen Alkohol, bei anderen Branntweinarten aber ein auf 
der Grundlage des Tarifjages für Kartoffelbranntwein angemejjen berechneter 
Preis zu bejtimmen ift. Für Trinfbranntwein, welcher aus Getreide, Kern- oder 
Steinobit, Beerenfrüchten, Wurzeln, Weinhefe, Trejtern und dergleichen bereitet 
it, wird jedoch unter billiger Berücichtigung der jeitherigen Preife Ddiejer 
Branntweingattungen ein dem höheren Werth derjelden entjprechender Preis feit- 
geſetzt. Der Bundesrath ijt ermächtigt, bei Nartoffelbranntwein, welcher von einer 
täglich nicht mehr als 10'/, Heftoliter Bottigraum bemaifchenden Brennerei ab- 
geliefert wird, einen Zujchlag bis zu 2 Mark für das Hektoliter reinen Altohols 
zu gewähren. 
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Soweit der an die Monopolverwaltung abgelieferte Branntwein die für die 
Brennerei feitgejehte Menge (58 4 und 5) überjchreitet, bleibt die überjchießende 
Menge bei der Berechnung des Preijes außer Betracht. 

Für Branntwein, welcher ji in Folge eines hohen Maßes von Unreinigfeit 
oder aus jonftigen Gründen zur Herſtellung alkoholischer Getränfe nicht eignet, 
find in dem Tarif abgeminderte Preife anzufjeken. 

Sollte Branntwein unter Verwendung verbotener Stoffe hergeitellt ($ 15), 
oder don ſolcher Beſchaffenheit fein, daß er vorausſichtlich auch durch itattfindende 
Neinigung nicht gebrauchsfähig gemacht werden kann, jo ijt er ohne Gewährung 
eines Erjaßes unter amtlicher Aufficht zu vernichten. 

8 24. Dem Brennereibejiger wird über das Guthaben für abgelieferten 
Branntivein, fowie an etwaigen Frachtbeiträgen nad Ankunft des Branntiweins 
im Branntweinmagazin jeitend der Monopolverwaltung ein Anerkenntniß ertheilt. 
Unrichtige Feitftellungen, welche Hinfichtlich der Menge, Stärke oder Beichaffenheit 
des Branntweins bei der Abnahme in der Brennerei jtattgefunden haben follten, 
find in dem Anerfenntniß zu berichtigen. 

Das Guthaben kann von dem Berechtigten jofort bei der zuftändigen Zahl- 
jtelle erhoben werden. Anſprüche Dritter an dasjelbe dürfen nur auf ridhter- 
liches Erſuchen berücdjichtigt werden. 

3. Weiterer Betrieb. $ 25. Die Monopolverwaltung jtellt aus dem ihr 
gelieferten rohen Branntwein gereinigten Branutwein, fowie die dem Bedürfniß 
der inländifchen Konſumtion entfprechenden alfoholischen Getränfe her und führt 
ansländiiche Branntiweine, joweit ein Bedürfniß dazu beiteht, ein. 

Zu Ddiefem Zweck werden feitens der Monopolverwaltung Branntwein- 
magazine und Anjtalten zur Neinigung und zur weiteren Zubereitung des 
Branntweins errichtet. Die Errichtung don Branntweinmagazinen erfolgt im 
Einvernehmen mit der Landesregierung. 

4. Berkaufspreife des Branntweins. 8 26. Der von der Monopol- 
verwaltung beim Verkauf von Branntwein im Snlande zu erhebende Preis wird 
dur einen vom Bundesrath jejtzufeßenden Tarıf mit der Maßgabe bejtimmt, 
daß bei ordinärem Trinkbranntwein ein Preis von mindeitens 2 Mark und 
höchſtens 3 Mark für das Liter reinen Altohol3 anzuſetzen it. 

Zur Heritellung von Genußmitteln, welche nicht als alkoholische Getränfe 
anzujehen find, wird Brauntwein zu don dem Bundesrath feitzufeßenden abge: 
minderten PBreifen abgegeben. 

Für gewerbliche Zwede, einſchließlich der Ejjigbereitung, für wiffenjchaftliche, 
für Heizungs- und Beleuchtungszwede verabfolgt die Monopolverwaltung Brannt= 
wein zu den Ankaufspreiſen (S$ 23 Abi. 2). 

Für Branntwein, welcher zur SBeritellung von zum Export gelangenden 
Fabrikaten Verwendung findet, kann nad) Maßgabe der Beitimmungen des Bundes- 
rathes eine noch weitergehende Preisermäßigung bewilligt werden. 

5. Berkauf des Branntweins, 8 27. Der Verkauf von Branntiweinen 
aller Art zum inländischen Verbrauch erfolgt für Rechnung der Monopolver— 
waltung ausſchließlich durch die Branntweinagenten und Verſchleißer. Diefelben 
werden widerruflich und für beftimmte Dertlichkeiten bejtellt, fie jollen jtets Die 
dem lokalen Bedürfniß entiprechenden Sorten vorräthig haben, dürfen die Brannt- 
weine nur von der Monopolverwaltung beziehen und müſſen die VBorfchriften der 
leßteren, namentlid in Bezug auf die Verfaufspreije, die Maßſtäbe des Verkaufs 
und die Lieferung der Waare in der Driginalverpadung an die Käufer, genau 
befolgen. 
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Die Feilhaltung darf jeitend des Berjchleißers nur in dem der Steuerbehörde 
zuvor angemeldeten Berfaufslofale erfolgen; dasjelbe muß durch ein vorjchrifts- 
mäßiges Schild kenntlich gemacht fein, auch müfjen in demfelbeu die Ermächtigungs— 
urkunde des Inhabers und ein amtlicher Verjchleigtarif ausliegen. 

Der zum Abſatz im Auslande bejtimmte Branntwein wird in der Regel, 
und zwar im rohen Zuftande, durch die Monopolverwaltung im Wege der öffent: 
lihen Berjteigerung an den Plägen und in den Zwiſchenräumen, welche vom 
Bundesrath bejtimmt werden, zum Verkauf gebradt. 


IV. Ausnahmebeftimmungen. 


1. Bergünfigungen für Apotheker. $ 28. Den Apothefern bleibt zu Heil- 
zweden die Heritellimg und der Verkauf von Alkohol, jowie von alkoholiſchen 
Getränken gejtattet. 

2. Verkauf von Brauntwein durch Gaftwirthe und dergleihen und 
Raufleute, fowie Herflellung von Branntweinmifhungen. $ 29. Gajtwirthen, 
Rejtaurateuren, Inhabern von Cafes und Konditoreien, Vorjtänden von Kaſinos, 
Reſſourcen und dergleichen kann nad den von der Landesregierung im Einver— 
nehmen mit der Monopolverwaltung zu treffenden Bejtimmungen die Erlaubniß 
zum Ausichanf von Brantwein ohne Beijhränfung auf die von den Ber: 
ihleißern inne zu haltenden Breije ertheilt werden. Diefelben dürfen 
ihren Bedarf nur von den von der Monopolverwaltung bejtellten Agenten und 
Verſchleißern beziehen. 

Mit denjelben Maßgaben kann Kaufleuten die Erlaubniß zum flafchenweijen 
Verlauf von Trinfbranntwein in unverlegter Driginalverpadung der Monopol: 
verwaltung und zum Verfaufe denaturirten Branntiweins ertheilt werden. 

Den Berjchleißern und denjenigen anderen Perjonen, welchen die Erlaubniß 
zum Branntweinausichant ertheilt worden, iſt es geitattet, auf Verlangen von 
Konfumenten Trinfbranntweine aller Art zum Zwecke des jofortigen Genuſſes 
untereinander oder mit anderen Stoffen zu mifchen und zu verabfolgen. 

3. Einfuhr von Branntwein zum eigenen Berbraud. 5 30. Von Reijenden 
dürfen zum eigenen Verbrauch mitgebracdhte Branntweine bis zu 1 Kilogramm 
einschließlich des Gewichtes der unmittelbaren Umjchließungen abgabenfrei, im 
größerer Menge bis zu 5 Kilogramm einſchließlich des Gewichtes der unmittel- 
baren Umjchließungen gegen einen Zoll von 10 Mark für 1 Kilogramm eingeführt 
werden. 

Anderen Perjonen, mit Ausnahme der Branntweinagenten, Verſchleißer und 
der jonjtigen im 8 29 bezeichneten Perjonen, fann die Monopolverwaltung die 
Einfuhr von Brannntweinen für den eigenen Berbraud bis zu einer Jahresmenge 
von 50 Kilogramm einschließlich des Gewichtes der unmittelbaren Umſchließungen 
gegen einen Zoll von 15 Mark für 1 Kilogramm geitatten. 

4. Veinigung von Branntwein und Herfiellung alkoholifher Getränke zur 
Ausfuhr. $ 31. Die Reinigung des fir das Ausland bejtimmten Branntiveins 
und die Heritellung von alkoholischen Getränken aus demjelben zum Abjat im 
Auslande fann in dazu geeigneten Privatanitalten bewerkitelligt werden. 


V. Schugbeitimmungen. 


1. Auffihtsperfonal. 8 32. Neben den Beamten der Monopolverwaltung 
und der Zolle und Steuerverwaltung (vergl. 5 3) liegt allen Polizeibeamten 
die Verpflichtung ob, zum Schuße des Branntweinmonopols3 mitzinvirfen. Alle 
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übrigen Reichs- und Landesbeamten, fowie alle Kommunalbeamten haben, wenn 
bei Ausübung ihres Dienjtes Zumwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz zu ihrer 
Kenntniß fommen, diejelben möglichit zu hindern und jedenfalls zur näheren Unter— 
ſuchung jofort anzuzeigen. 

2. Amtliche Revifionen. $ 33. Die amtliche Revision der zur Branntwein- 
bereitung bejtimmten gewerblichen Anstalten ift zu jeder Zeit, die der Verfaufs- 
und Yagerräume der Branntweinverjchleißer, jowie der Betriebs-, Verkaufs: und 
Lagerräume derjenigen Gewerb- und Handeltreibenden, welde einer in dieſem 
Sejeße vorgejehenen Kontrole unterliegen, von Morgens 6 bis Abends 9 Uhr 
zuläſſig. In allen vorbezeidjneten Betriebsanitalten darf außerdem, jo lange 
darin gearbeitet wird, und in den Verfaufsläden der Verjchleiger während der 
ganzen Dauer der Dffenhaltung revidirt werden. Jede Zeitbejchränfung Fällt 
fort, jobald Gefahr im Verzug liegt. Die Befugniß zur Nevifion der Betriebs- 
anjtalten und der Verkaufstäden der Verſchleißer eritredt ſich auch auf alle damit 
in Verbindung jtehenden oder unmittelbar daran grenzenden Näumlichfeiten des— 
jelben Grundſtücks. 

Die Gewerb- und Bandeltreibenden, fowie die Branntweinverichleißer müſſen 
den revidirenden Beamten die Hilfsleiftungen gewähren, welche erforderlich find, 
um die Nevijion in den vorgeichriebenen Grenzen zu vollziehen, auch die Entnahme 
von Proben der vorhandenen Waaren gejtatten. 

3. Hausſuchungen und körperliche Vifitationen. $ 34. In Bezug auf Haus- 
juchungen und fürperliche Viſitationen in Fällen des Verdachts einer Zuwider— 
handlung gegen dieſes Geſetz finden die SS 126 und 127 des Vereinszollgejeßes 
entfprechende Anwendung. 

4. Geräthekontrole 835. Bon der Anfertigung, dem Erwerb und dem Beſitz 
von Deltillirgeräthen einjchließlich der Kühlgeräthe it der Steuerbehörde Anzeige 
zu machen, joweit dies nicht ſchon auf Grund der bisherigen gejeglichen Vorſchriften 
geichehen iſt. 

Die Beſitzer ſolcher Geräthe dürfen Diejelben weder ganz noch theilweiſe 
aus ihren Händen geben, bevor fie der Steuerbehörde unter genauer Bezeichnung 
des Geräths oder des Theiles des Beräths den Namen und Wohnort des Empfängers 
angezeigt und eine Bejcheinigung hierüber erhalten haben. 

S 36. Maiſch- und Deitillirgeräthe jtehen ohne Rückſicht darauf, in weiten 
Beſitz fie ſich befinden, dergejtalt unter Aufficht der Steuerbehörde, daß fie den 
Steuerbeamten auf Erfordern vorzuzeigen find und ihre Benußung nur auf vor— 
gängige Anmeldung unter den don der Stenerbehörde anzuordnenden Sicherheits- 
maßregeln erfolgen darf. 

Die Steuerbehörde it befugt, Maiſch- und Dejtillivgeräthe für die Zeit, 
während diejelben im Betriebe feine Verwendung finden, unter Verſchluß zu 
jegen, oder jonjt geeignete Anordnungen zur Verhinderung der Benugung zu 
treffen. 

Der Beſitzer iſt verpflichtet, die zur Herſtellung des Verſchluſſes erforder: 
lihen Materialien zu liefern und die getroffenen Anordnungen zu befolgen. 

Verlebungen des Verjchluffes ſind längſtens 12 Stunden nad) der Wahr: 
nehmung bei der Stenerbehörde anzuzeigen. 

Unter amtlichen Berjchluß gejette Geräthe dürfen erjt nad Entfernung des 
Berichluffes dich einen Steuerbeamten in Betrieb genommen werden. Nur wenn 
der Bejiker bei der Stenerbehörde den Antrag auf Abnahme des Verſchluſſes 
gejtellt hat, darf derjelbe eine Stunde nach Ablauf der von der Behörde für die 
amtliche Abnahme des Verichluffes beitimmten Zeit in Gegenwart eines befannten 


Gejepentwurf vom Februar 1886. 429 


und glaubwürdigen Mannes, wenn diefer den Verſchluß als unverletzt anerkannt 
bat, jelbit den Verſchluß entfernen. 

3. Lransportkontrole. $ 37. Jeder Transport von Branntwein in Mengen 
von mehr als drei Liter muß von einer vorjchriftsmäßigen Bezettelung begleitet 
jein. Diefe Vorschrift findet indejlen auf Mengen bis zu 10 Liter feine An— 
wendung, wenn der Branntwein ſich im unverleßter Drigmalverpadung der 
Monopolverwaltung befindet. 

Die Transporte von Branntwein unterliegen der Reviſion durd die Zoll- 
und Stenerbeamten und die fonjtigen nad) $ 32 mit dem Schuße des Brannt- 
weinmonopols beauftragten Beamten. Werden Transporte der bezeichneten Art, 
für welche es einer amtlichen Bezettelung bedarf, von den Auflichtsbeamten ohne 
die erforderliche Legitimation betroffen, oder ergibt ſich ungeachtet deren Vor— 
handenjeins der Verdacht einer in Bezug auf die Ladung verübten oder beab- 
ſichtigten Zuwiderhandlung gegen dieſes Geſetz, jo find die Transportführer ver— 
pflichtet, mit der Ladung den Auffichtsbeamten zu der auf dem Wege zum Be— 
ftimmungsorte zumächit gelegenen Steuerbehörde, oder, wenn folche über 4 Kilo— 
meter von dem Orte entfernt liegt, wo der verdächtige Transport angetroffen 
worden, zu der nächiten Polizeibehörde zwecks näherer Unterjuchung der Ladung 
und Feititellung des Ihatbeitandes zu folgen. 

6. Kontrole der Durchſuhr. $S 38. Die Durchfuhr von Branntwein it 
unter den vom Bundesrath anzuordnenden Kontrolen gejtattet. 

7. Höchſtbetrag der geftatteten Branntweinvorräthe. $ 39. Außer den Bramnt- 
weinagenten und Berjchleigern darf ohne befondere Erlaubniß der Steuerbehörde 
Niemand mehr als 50 Yiter Branntwein befigen, fofern nicht die dieſes Maß 
überjteigende Menge fich in unverlegter Originalverpadung der Monopoflverwaltung 
befindet. 

Auf den im $ 26 Abjab 2 bis 4 bezeichneten Branntwein findet dieſe 
Beltimmung feine Anwendung. 

8. Kontrole des zu gewerblichen u. f. w. Zwecken beflimmten Brannt- 
weins. 8 40. Die Verabfolgung von Branntwein zu ermäßigten Preifen ($ 26 
Abi. 2 His 4), ſowie zur Neinigung und Verarbeitung in Privatanitalten ($ 31) 
geihieht nad) Maßgabe der hierfür zu erlaflenden Kontrolvorſchriften. 

9. Ausfhluß fremder Anfprüde auf den für die Monopolverwaltung 
bereiteten Branntwein. $ 41. Muf für die Monopolverwaltung bereiteten 
Branntwein können Anjprüce irgend welcher Art, durch welche die Ablieferung 
an die Monopolverwaltung verhindert oder beeinträchtigt werden würde, mit 
rechtlicher Wirkung nicht erhoben werden, auch nicht aus einem vor dem Inkraft— 
treten diejes Geſetzes entjtandenen Nechtstitel. 


VI. Strafbeitimmungen. 


1. Begriff der Branntweinkontrebande. $ 42. Wer es unternimmt, Brannt= 
* einzuführen oder durchzuführen, macht ſich einer Branntweinfontrebande 
Huldig. 

Eine Branntweinfontrebande it nicht vorhanden, wenn die Einfuhr oder 
Durchfuhr im Auftrage der Monopolverwaltung oder auf Grund der Beitimmungen 
der SS 30 und 38 unter Beobachtung der vorgefchriebenen Nontrofen und gegen 
Entrihtung der vorgeidriebenen Abgaben erfolgt. 

$ 43. Auf die Branntweinfontrebande finden die Beitimmungen des 8 136 
Ziffer 1a und b, 2, 3a unde, 5a bis oe und 6, fowie des $ 139 des Vereins— 
zollgefeges entsprechende Anwendung. 
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S 44. Der Branntweinkontrebande wird gleichgeachtet, wenn Jemand Brannt- 
wein, von dem er weiß oder den Umständen nad annehmen muß, daß derjelbe 
verbotswidrig eingeführt it, erwirbt oder in Umſatz bringt. 

2. Begriff der Branntweinhinterziehung. $ 45. Wer es unternimmt, durd) 
eine Zumiderhandlung gegen die Beitimmungen diejes Gejehes über die Bereitung 
und Verarbeitung, den Erwerb und die Veräußerung von Branntwein die Monopol- 
rechte des Reichs zu jchädigen oder dem Neid) eine Einnahme aus dem Brannt- 
weinmonopol zu entziehen, macht jich einer Branntweinhinterziehung fchuldig. 

$ 46. Cine Branntweinhinterziehung wird insbejondere dann al3 vollbracht 
angenommen: 


1. wenn ohne den vorgejchriebenen, von der Steuerbehörde genehmigten 
Betriebsplan oder an anderen Tagen, in anderen Räumen oder unter 
Benußung don anderen Dejtillirgeräthen, als den in dem genehmigten 
Betriebsplan angemeldeten, Branntwein bereitet wird; 

2. wenn für Eleine Brennereien ($ 17) durch Verwaltungsvorfchrift ange— 
ordnete Betriebserflärungen nicht oder unrichtig abgegeben werden, 
beziehungsweije wenn vorgejchriebene Brennereiregiiter nicht oder un— 
rihtig geführt werden ; 

3. wenn alfoholhaltige Dämpfe, Lutter oder Branntwein unbefugterweije 
abgeleitet oder entnommen tverden ; 

4. wenn roher oder ſchon bearbeiteter Branntwein zu alkoholiſchen Getränfen 
unbefugterweije weiter verarbeitet wird; 

5. wenn Branntwein, welcher von der Monopolverwaltung auf Grund des 
$ 26 zu geringeren al3 den tarifmäßigen Preiſen abgelafjen worden ift, 
zu Zweden verwendet wird, für welche er nicht verabfolgt ift; 

6. wenn Jemand Branntwein verkauft, zu deſſen Verkauf er nicht berechtigt 
ift, oder Brauntwein von einer zu deſſen Verkauf nicht beredtigten 
Perſon anfauft. 

5 47. Der Branntweinhinterziehung wird gleichgeadhtet: 

1. wenn ohne den vorgejchriebenen, von der Steuerbehörde genehmigten 
Betriebsplan oder an anderen Tagen, in anderen Räumen oder unter 
Benugung don anderen Geräthen, als den in dem genehmigten Betriebs- 
plan angemeldeten, oder unter Verwendung nicht angemeldeter Stoffe 
eine Einmaifhung, Zubereitung oder Aufbewahrung von Maiſche vor— 
genommen wird; 

2. wenn Jemand Deitillirgeräthe ($ 35) anfertigt, erwirbt oder an andere 
Perjonen überläßt, ohne zuvor der Steuerbehörde die vorgejchriebene 
Anzeige gemacht zu haben; 

3. wenn Maiſch- oder Dejtillivgerätbe, welche durch Anlegung eines amt- 
lichen Berichluffes oder in anderer Weife durch Anordnungen der Steuer- 
behörde der Benußung entzogen worden find, unbefugterweije wieder in 
Betrieb genommen werden ; 

4. wenn ein auf Grund der Beitimmungen diefes Geſetzes oder der in 
Gemäßheit desfelben erlaffenen Verwaltungsvorichriften angelegter amt— 
fiher Verſchluß oder einer derjenigen Theile der Brennereigeräthe, ein— 
jchließlih der Branntweinfammelgefäße und des Mehapparates, aus 
welchen eine Ableitung oder Entnahme von alktoholhaltigen Dämpfen, 
Lutter oder Branntwein möglich it, unbefugterweife verlegt wird; 

5. wenn in einer Brennerei, in welcher ein Meßapparat .aufgeftellt ift, 
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Handlungen vorgenommen werden, welche die regelmäßige Thätigkeit 
desſelben zu jtören geeignet find; 

6. wenn Branntwein dem $ 37 zuwider ohne vorjchriftsmäßige Bezettelung 

transportirt wird; 

7. wenn Jemand den Beitimmungen des 8 39 zumider Branntweinvorräthe 

beſitzt. 

8 48. Das Daſein der in Rede ſtehenden Zuwiderhandlungen wird in den 
duch die SS 43, 46 und 47 angegebenen Fällen lediglich durch die dajelbit 
bezeichneten Thatjachen begründet. 

Wird jedoch in diejen Fällen fejtgeitellt, daß der Beichuldigte eine Brannt- 
weinfontrebande oder Branntweinhinterziehung nicht habe verüben fünnen, oder 
da eine ſolche von Feiner Seite beabfichtigt gemwejen jei, jo findet nur eine 
Ordnungsſtrafe nah Maßgabe des $ 55 ſtatt. 

Auch die Ordnungsitrafe fommt im Falle des $ 47 Ziffer 4 in Wegfall, 
wenn die Verlegung durch Zufall erfolgt und Anzeige hierüber binnen zwölf 
Stunden nad) der Wahrnehmung bei der Steuerbehörde gemacht worden iſt. 


3. Strafen der Branntweinkontrebande und der Branntweinhintersiehung. 
$ 49. Wer eine Branntweinfontrebande begeht, hat eine Gelditrafe verwirkt, 
welche fir je ein Kilogramm des ein- oder durchgeführten Branntweins einſchließlich 
des Gewicht der unmittelbaren Umſchließung oder den Bruchtheil eines Kilo- 
gramm fünfundzwanzig Mark beträgt. 

Kann die Geldjtrafe in der vorbezeichneten Weije nicht bejtimmt werden, jo 
it auf eine Geldjtrafe von fünfundzwanzig bi! zu fünftaufend Mark zu erkennen. 

8 50. Mer eine Branntweinhinterziehung begeht, hat eine Gelditrafe ver- 
wirft, welche für je ein Liter ded in dem Branntwein, hinſichtlich deſſen die 
Zuwiderhandlung verübt worden ift, enthaltenen reinen Alkohols oder den Bruch— 
theil eines Liter zehn Mark beträgt. 

Iſt ein Deftillirgeräth unbefugterweiie zur Branntweinbereitung benußt 
worden, jo wird die Strafe nad) derjenigen Menge reinen Altohols berechnet, 
welche damit innerhalb drei Monaten bei unausgeſetztem Betriebe gewonnen werden 
fonnte, fofern nicht daS Geräth zu einem näherliegenden Zeitpunft amtlich noch 
unter Verſchluß gefunden worden ift, oder fonjt eine andere Zeitdauer für die 
unbefugte Benutzung nachgewiejen werden fann. 

Hat eine umbefugte Ableitung oder Entnahme von altoholhaltigen Dämpfen, 
Sutter oder Branntwein jtattgefunden, jo wird die Strafe in der Art berechnet, 
daß für die dem Zeitpunfte der Entdedung vorhergehenden drei Monate die 
ununterbrochene Vornahme der Ableitung oder Entnahme angenommen wird, 
ſoſern nicht eine andere Dauer derſelben nachgewieſen werden kann. 

Kann die Geldſtrafe in der vorbezeichneten Weiſe nicht beſtimmt werden, ſo 
iſt auf eine Geldſtrafe von zehn bis zu fünftauſend Mark zu erkennen. 


4. Straferhöhung bei Branntweinkontrebande und Branntweinhinter- 
jiehung unter erfchwerenden Umfänden und im Rücfall. $ 51. In den Fällen 
der Branntweinfontrebande unter den in den 88 144 und 146 bis 148 des 
Vereinszollgejeßes bezeichneten erjchiwerenden Umftänden treten die dajelbit vor— 
geihriebenen Strafihärfungen mit der ARADBAbE ein, daß in den im $ 144 be— 
zeichneten Fällen die Freiheitsſtrafe das im 8 66 diejes Geſetzes feſtgeſetzte höchſte 
Maß nicht überſchreiten darf, und daß in Sn im $ 146 Abjab 3 bezeichneten 
Tale die Vorausſetzungen des Rückfalls nad) den Vorfchriften in den SS 52 und 
53 dieſes Geſetzes ſich bejtimmen. 
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In Fällen der Branntweinhinterziehung durch unbefugte Ableitung oder 
Entnahme von altoholhaltigen Dämpfen, Lutter oder Branntiwein wird die Strafe 
des Thäters und der Theilnehmer ſtets durch eine Gefängnißſtrafe nicht unter 
einer Woche gejchärft. 

8 52. Im Falle der Wiederholung der Branntweinfontrebande oder Brannt- 
weinhinterziehung nach vorhergegangener Beitrafung werden die in den 88 49 
und 50 angedrohten Geldjtrafen verdoppelt. 

Jeder fernere Rückfall zieht Gefängnißſtrafe bis zu drei Jahren nad id. 
Doch kann, unbejchadet der Vorſchriften des 8 51, nach richterlihem Ermeſſen 
mit Berücjichtigung aller Umjtände der Zuwiderhandlung und der vorausgegangenen 
Fälle auf Haft oder auf Geldjtrafe im doppelten Betrage der für den erjten 
Rückfall angedrohten Gelditrafe erfannt werden. 

$ 53. Die Straferhöhung wegen Nüdfalls tritt ein, ohne Rückſicht darauf, 
ob die frühere Beftrafung in demjelben oder einem anderen Bundesitaate und 
ob fie wegen Branntweinfontrebande oder Branntweinhinterziehung erfolgt üt. 

Sie ift verwirft, auch wenn die frühere Strafe nur theilweiſe verbüßt oder 
ganz oder theilweije erlajfen it, bleibt dagegen ausgejchlofien, wenn jeit der Ver— 
büßung oder dem Erfah der früheren Strafe bis zur Begehung der neuen Straf- 
that drei Jahre verflojjen ind. 

$ 54. Der $ 143 des Vereinszollgejeges findet auf die Branntweinfontres 
bande entiprechende Anwendung. 

5. Ardnungsftrafen. $ 55. BZuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen 
diejes Gejeges, ſowie die in Gemäßheit desjelben erlajjenen Verwaltungsvor- 
Schriften werden, jofern nicht die Strafe der Branntmweinfontrebande oder Brannt- 
weinhinterziehung verwirkt iſt, mit einer Ordnungsitrafe bis zu fünfhundert Marf 
geahndet. 

8 56. Mit Ordnnungsitrafe gemäß $ 55 wird auch belegt: 

1. wer einem zur Mitwirkung beim Schutze des Branntiveinmonopols ver— 
pflichteten Beamten oder deſſen Angehörigen wegen einer auf das Brannt- 
weinmonopol bezüglichen amtlichen Handlung oder der Unterlafjung einer 
jolchen Geſchenke oder andere Vortheile anbietet, verjpricht oder gewährt, 
jofern nicht der Thatbejtand des 8 333 des Strafgeſetzbuchs vorliegt; 

2. wer ſich Handlungen oder Unterlaffungen zu Schulden fommen läßt, 
durch welche ein jolcher Beamter an der rechtmäßigen Ausübung der 
zum Schuße des Branntweinmonopols ihm obliegenden amtlichen Thätigkeit 
verhindert wird, jofern nicht der Thatbeitand der 88 113 oder 114 
des Strafgejeßbuchs vorliegt. 

6. Strafen für Brennereibefiter und Brennereileiter. $ 57. Der Befiger 
einer Brennerei, in welcher eine unbefugte Ableitung oder Entnahme von alkohol: 
haltigen Dämpfen, Yutter oder Branntwein ermittelt wird, iſt als ſolcher, unab- 
hängig von der Verfolgung der eigentlichen Thäter, mit Gelditrafe von fünfzig 
bis zu fünfhundert Marf zu bejtrafen. 

Werden in einer Brennerei aus bejonderen Anlagen bejtehende heimliche 
Vorrichtungen zum Zwecke der Ableitung oder Entnahme von alktoholhaltigen 
Dämpfen, Yutter oder Branntiwein ermittelt, fo verfällt der Brennereibefiger als 
folher in eine Geldjtrafe von fünfhnndert bis zu fünftaufend Mark. 

Wird in einer Brennerei ein amtlicher Verjchluß oder einer derjenigen Theile 
der Brennereigeräthe ($ 47 Ziff. 4), aus welchen eine Ableitung der Entnahme 
von alkoholhaltigen Dämpfen, Lutter oder Branntwein möglich ijt, verletzt, jo 
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trifft den Brennereibejiger als ſolchen eine Selditrafe von fündundzwanzig bis zu 
dreihundert Marf. 

Weiſt der Brennereibeliger in den Fällen des Abjab 1 bis 3 nad), daß die 
Zuwiderhandlung ohme jein Willen oder wider feinen Willen verübt worden tft, 
jo bleibt er jtraflos. 

S 58. Der Brennereibejiger kann die Uebertragung der ihm gemäß $ 57 
obliegenden jtrafrechtlichen Verantwortlichkeit auf den angemeldeten Brennereileiter 
(S 20) bei der Steuerbehörde in Antrag bringen. „Falls der Antrag genehmigt 
wird, geht die strafrechtliche Verantwortlichkeit, unbeſchadet der jubjidiarischen 
Bertretungsverbindlichfeit des Brennereibefigers gemäß $ 61, auf den Brennerei: 
leiter über. Die Genehmigung it jederzeit widerruflid). 

S 59. Werden Brennereibefißer wegen Branntweinhinterziehung durd un— 
befugte Branntweinbereitung, MWbleitung oder Entnahme von alfoholhaltigen 
Dämpfen, Yutter oder Branntwein (5 46 Ziff. 1 bis 3) im wiederholten Rück— 
fall verurtheilt, jo fann neben der Strafe auf Zuläfftigfeit der Ausſchließung vom 
Brennereibetriebe erfaunt werden. 

Die Steuerbehörde kann die fir zuläffig erklärte Mahregel binnen der 
nädjten drei auf die Rechtskraft des Urtheils folgenden Monate für eine beitimmte 
Zeitdauer oder auf unbeſtimmte ‚Zeit verfügen. 

Tie Verfügung der Steuerbehörde hat die Wirkung, daß der Verurtheilte 
in der betreffenden Zeit das Brennereigewerbe weder jelbit ausüben, noch durch 
Andere zu jenem Bortheile ausüben lajlen darf. 

7. Erekutivifche Mafregeln. S$ 60. Unbejchadet der verwirften Ordnungs— 
jtrafen fann die Steuerbehörde die Beobachtung der auf Grund Diefes Geſetzes 
und der in Gemäßheit desielben erlafjenen Verwaltungsporichriften angeordneten 
Ktontrolen durch Androhung und Einziehung exekutiviſcher Gelditrafen bis zu 
fünfhundert Mark erzwingen, auch, wenn die Pilichtigen die zum Zweck der 
Ntontrolirung vorgeichriebenen Einrichtungen zu treffen unterlajjen, dieje auf Kosten 
der Pilichtigen herſtellen laſſen. Die Einziehung der hierdurch erwachjenen Aus— 
lagen erfolgt nad) Mafgabe des Schlußjages im zweiten Abjab des $ 21. 

8. Subfidiarifhe Bertretungsverbindlidhkeiten dritter Perſonen. $ 61. 

Subjidiariich haften 

1. Gewerb- und Handeltreibende, einjchließlid aller Brennereibeliger, ſowie 
Branntweinagenten und Berjchleißer für ihre Ehegatten, Kinder, Gewerbs— 
gehilfen, Geſinde und die ſonſt in ihrem Dienſt oder Tagelohn jtehenden 
oder ſich gewöhnlich bei der Familie aufhaltenden PBerjonen, 

2. Eifenbahnverwaltungen, Dampfichifffahrtsgeiellicheften, und andere Trans 

portgejellichaften für ihre Angeitellten und Bevollmächtigten, 

3. andere nicht zur gewerb= und handeltreibenden Klaſſe gehörenden Per— 

jonen nur für ihre Ehegatten und Rinder, 
rüdjichtlid der Gelditrafen, des Wertherjaßes der etwa der Einziehung unter— 
liegenden Gegenjtände (S 63) und der Prozeffojten, in weiche die jolchergeitalt 
zu vertretenden PBerjonen wegen Verlegung der Vorjchriften dieſes Geſetzes und 
der in Gemäßheit desfelben erlaflenen Verwaltungsvorjchriften bei Ausführung 
der ihnen von den Vertretungspflichtigen übertragenen oder ein= für allemal über: 
lafjenen Gewerbs-, Handels- und anderen Verrichtungen verurtheilt worden find. 

Der Steuerbehörde bleibt in dem Fall, wenn die Gelditrafe von dem Ber: 
urtheilten nicht beigetrieben werden fann, vorbehalten, Ddiejelbe von dem Ber: 
tretungspflichtigen einzuziehen, oder jtatt deſſen und mit Verzicht hierauf Die im 
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Unvermögensfalle an die Stelle der Gelditrafe tretende Freiheitsitrafe jogleih an 
dem Berurtheilten vollitveden zu lafjen. 

Weijen indejjen die unter 1 und 3 bezeichneten Wertretungspflichtigen nad, 
daß die Zumiderhandlung ohne ihr Wiffen verübt worden, jo haften fie nur für 
den Wertherſatz von etiwa der Einziehung unterliegenden Gegenjtänden. Die vor— 
ftehende Beichränfung der Haftpflicht tritt jedoch zu Gunſten von Brennereibefigern 
nicht ein, wenn der Berurtheilte wegen Branntweinfontrebande, Branntweinhinter: 
ziehung oder Defraudation der früheren Branntweinjteuer bereit3 vorbejtraft war 
und der Brennereibefiger ihn, troßdem er hiervon Kenntniß befaß, ohne Erlaubnig 
der oberjten Landes-Finanzbehörde angeftellt beziehungsweife in der betreffenden 
Dienftitellung beibehalten hat, oder wenn der Brennereibefiger wegen Branntweins 
fontrebande, Branntweinhinterziehung oder Defraudation der früheren Branntwein- 
ftener bereit vorbejtraft war und nicht jeinerjeit3 nachweiſen fann, daß er bei 
Auswahl, Anjtellung und Beauffichtigung feines oben bezeichneten Hilfsperjonals 
die Sorgfalt eines ordentlidyen Gejchäftsmannes angemendet hat. 

9. Belimmungen wegen der Einziehung. 8 62. Bei der Verurtheilung 
wegen Branntweinkontrebande oder Branntweinhinterziehung iſt neben der Strafe 
auf Einziehung derjenigen Gegenſtände zu erkennen, in Bezug auf welde Die 
Buwiderhandlung verübt worden it, ohne Unterjchied, ob jie dem Verurtheilten 
gehören oder nicht. 

Auf Einziehung it jedoch nicht zu erkennen, wenn die Zuwiderhandlung 
ohne Theilnahme oder Mitwifien des Eigenthümers begangen worden it und leßterer 
nicht auf Grund des S 61 jubjidiarisch für den Thäter haftet. 

Iſt die Verfolgung oder die Verurtheilung einer bejtimmten Perſon nicht 
ausführbar, jo kann auf die Einziehung felbitändig erfannt werden. 

S 63. In allen Fällen, in welcden die Einziehung jelbjt nit ausgeführt 
werden fann, jowie im Falle des 8 62 Abſatz 2 it, jtatt derjelben auf Erlegung 
des Werthes der Gegenstände, welcher, joweit es fih um Branntwein handelt, 
mindeſtens nad) dem amtlichen Detailpreife für die geringite Sorte Trink— 
branntwein der betreffenden Art zu bemeſſen it, zu erfennen. Kann der Werth 
nicht ermittelt werden, jo it auf Zahlung einer Geldfumme von fünfundziwanzig 
bis zu fünftaufend Mark zu erkennen. 

S 64. Branntwein und Brennereigeräthe, welche innerhalb des Monopol» 
gebietes gefunden werden, unterliegen, jofern deren Eigenthum von Niemand in 
Anſpruch genommen wird, der Beſchlagnahme durch die Steuerbehörden. 

Auf das Verfahren mit den in Bejchlag genommenen Gegenjtänden finden 
die Beitimmungen im $ 104 Abſatz 1 des Vereinszollgefepes entipredhende An: 
wendung. 

10. Aufammentreffen mehrerer Arafbarer Handlungen. $ 65. Im Falle 
mehrerer oder wiederholter Zumiderhandlungen gegen dieſes Gejeß, welche nur 
mit Ordnungsitrafe bedroht find, foll, wenn die Zumiderhandlungen derfelben 
Art find und gleichzeitig emtdedt werden, die Ordnungsitrafe gegen denjelben 
Thäter, ſowie gegen mehrere Theilnehmer zufammen nur im einmaligen Betrage 
feitgejeßt werden. 

11. Umwandlung der Geldflrafe in Sreiheitsfirafe.. 8 66. Die Um— 
wandlung der nicht beizutreibenden Geldtrafen in Freiheitsitrafen erfolgt gemäß 
88 28 und 29 des Strafgejeßbuches. 

Der Hödjtbetrag der Freiheitsjtrafe iſt jedoch bei einer Branntwein- 
fontrebande oder Branntweinhinterziefung im wiederholten Rückfall zwei Jahre, 
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bei einer mit Drdnungsitrafe bedrohten Zuwiderhandlung jowie in den Fällen 
des 5 60 drei Monate Gefängniß. 

12. Verjährung. $ 67. Die Branntweinfontrebande und Branntwein= 
hinterziehung verjähren in drei Nahren, Zuwiderhandlungen, welche mit Ord— 
nungsitrafe bedroht find, in einem Jahre. 

Die Strafverfolgung auf Grund der Beitimmungen der 88 57 und 58 
verjährt zugleich mit dem Eintritt der Verjährung gegen den eigentlichen Thäter. 

13. Strafverfahren. $ 68. In Betreff der Feititellung, Unterfuchung und 
Enticheidung der Zumwiderhandlungen gegen die Beitimmungen diejes Geſetzes und 
die in Gemäßheit desjelben erlaflenen Verwaltungsvorjchriften, in Betreff der 
Strafmilderung und des Erlaffes der Strafe im Gnadenmwege fommen die Vor— 
ihriften zur Anwendung, nad) welchen ſich das erfahren wegen Zuwider— 
handlungen gegen die Zollgeſetze bejtimmt. 

8 69. Die nad) den Borjchriften diefes Geſetzes verwirkten Gelditrafen 
ſowie die .eingezogenen Gegenftände und der Wertherſatz ($ 63) fallen dem 
Fiskus desjenigen Staates zu, von deſſen Behörden die Strafenticheidung erlafien 
worden ilt. 

$ 70. Jede von einer nah 8 68 zuftändigen Behörde wegen einer Zus 
widerhandlung gegen die Beitimmungen diefes Geſetzes und die in Gemäßheit 
desjelben erlafjenen Berwaltungsvorichriften einzuleitende Unterfuchung und zu 
verhängende Strafentiheidung kann aud auf diejenigen Theilnehmer, welde 
anderen Bundesjtaaten angehören, ausgedehnt werden. 

Die Strafvollitredung iſt nöthigenfall® durch Erjuchen der zujtändigen Be— 
börden und Beamten desjenigen Staates zu bewirken, in deſſen Gebiete die 
Vollfitredungsmahregel zur Ausführung fommen foll. 

Die Behörden und Beamten der Bundesjtaaten jollen ſich gegenjeitig thätig 
und ohne Berzug den verlangten Beiltand in allen gejehlichen Maßregeln leijten, 
welche fih auf die Verfolgung von Zumiderhandlungen gegen dieſes Geſetz 
beziehen. 


VO. Einführungs: und UÜebergangsbeitimmungen. 
A. Einführungdbejtimmungen. 


1. Einführungstermine.. $ 71. Die Beitimmungen in den $$ 1 bis 70 

treten am 1. Auguſt 1888, jedoch mit folgenden Maßgaben in Kraft: 

1) das im 8 3 bezeichnete Monopolamt fann alsbald nad der Publifation 
dieſes Geſetzes errichtet werden ; 

2) don dem nämlichen Zeitpuntte ab können die $ 4 Abſatz 1 bezeichneten 
Kommiffionen in Thätigfeit geſetzt werden ; 

3) Gewerbtreibenden, welche altoholische Getränke aus Branntwein herjtellen, 
fann erlaubt werden, die Fabrifate aus dem am 1. Auguit 1888 in der 
Bearbeitung befindlichen Material fertig zu jtellen. 

Die Beitimmungen in den 88 71 bis 89 treten mit dem Tage der Publi- 

fation in Kraft. 

Mit dem 1. Auguft 1888 find alle diefem Gejeb entgegenjtehenden Vor— 

Ihriften der Reichs- und Landesgejege, insbefondere 
alle Reichd- und Landesgefege, betreffend die Beſteuerung der Brannt— 
weinbereitung, das Neichsgefeh vom 19. Juli 1879, betreffend Die 
Steuerfreiheit des Branntweins zu gewerblichen Ziveden (Reichsgeſetzbl. 
©. 259), jowie 
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die Vorſchrift des Holltarii3 vom 15. Juli 1879 unter 25b Meichs— 
gejehbl. S. 232) und die diejelbe abändernde Beitimmung im $ 2 
Ziffer 14a des Neichögejeßes vom 22. Mai 1885, betreffend die Ab— 
ünderung des Zolltariigefeges vom 15. Juli 1879 (NReichögejegbl. für 
1885 ©. 100), aufgehoben. 


B. Uebergangsbejtimmungen. 


2. Beginn des Betriebes auf Keichsrechnung. $ 72. Der Neichöfanzler 
it ermächtigt, alsbald nach der Publikation diejes Gejekes den Ankauf und Die 
Einfuhr von Branntwein, die Reinigung von Branntwein und Herſtellung alto- 
holijcher Getränfe aus Branntwein, jowie den weiteren Verkauf von Branntwein 
aller Art für Rechnung des Reichs betreiben zu laſſen. 

Zu diefen Zwecken fünnen insbejondere Branntiveinmagazine und Anjtaften 
zur Reinigung umd zur weiteren Zubereitung des Branntweins neu angelegt 
oder fauf> oder miethweiſe erworben werden. Neuanlage wie Ankauf derjelben 
bedürfen der Genehmigung des Bundesraths. 

3. Anmeldung der Privatbetriebe. 8 73. Wer am Tage der Publikation 
dieſes Geſetzes Handel mit Branntwein, oder die Reinigung von Branntiwein, 
oder die Herjtellung alkoholischer Getränfe aus Branntwein betreibt, bat bis zu 
einem von dem Bundesrath zu bejtimmenden Termin der Steuerbehörde jchrift- 
liche Anzeige zu machen. 

In derfelben find insbejondere die Gebäude und Näume, in welchen die 
im freien Verkehr befindlichen Borräthe an Branntwein aufbewahrt oder ber: 
arbeitet werden, nach ihrer örtlichen Lage und der Art ihrer Benußung einzeln 
anzumelden. 

Die Einjtellung des vorbezeichneten Handels- oder Gemwerbebetriebes, ſowie 
jeder Wechjel in Bezug auf die vorbezeichneten Räumlichkeiten it innerhalb act 
Tagen anzuzeigen. 

"Die vorbezeichneten Näumlichfeiten unterliegen von dem gemäß Abjab 1 
vom Bundesrath beitimmten Termin an der Reviſion der Steuerbehörde. Die 
Inhaber oder deren Vertreter jind insbefondere verpflichtet, den oberen Steuer: 
beamten die jämmtlichen auf den Betrieb bezüglichen Regiſter und Bücher zur 
Einficht vorzulegen. Auch it die Steuerbehörde ermächtigt, die betreffenden 
gewerblichen Anstalten unter eine jtändige Kontrole zu ftellen. 

4. Anmeldung und Ablieferung der Branntweinnorräthe. 8 74. Sämmt— 
fiher am 1. Auguſt 1888 im Inlande lagernde Branntwein aller Art, welcher 
nicht erweislich von der Monopolverwaltung bezogen worden, iſt an die Monopol: 
verwaltung abzuliefern, falls er nicht binnen einer von der Stenerbehörde zu 
bejtimmenden Friſt ausgeführt wird. 

Zum eigenen Verbrauch der Beier bejtimmte Mengen von Branntwein 
fünnen, jofern ſie nicht mehr als 5 Liter betragen, ohne Weiteres, anderenfalls 
gegen Erlegung von 5 Mark für jedes weitere Liter — über 50 Liter hinaus 
jedody nur, ſoweit fie ih in umverlegter Originalverpadung der Monopol: 
verwaltung befinden — zurücbehalten werden. Auf die Beſitzer fleiner Bren- 
nereien ($ 17) findet die Beitimmung des 8 21 Abjah 3 mit der Maßgabe 
Anwendung, daß Branntweinmengen von nicht mehr als 5 Liter ohne Weiteres 
zum eigenen Hausbedarf zurüdbehalten werden dürfen. 

Der bei Gewerbtreibenden zur Verwendung in ihrem Betriebe lagernde, 
unter amtlicher Kontrole denaturirte Branntwein verbleibt denfelben zur Ber: 
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fügung, ohne daß jie einen Preis dafür an die Monopolverwaltung zu ent: 
richten haben. 

Bei der Ausfuhr von Branntwein findet Rückvergütung der Steuer nad) 
Maßgabe der am 31. Juli 1888 geltenden Bejtimmungen jtatt. 

Aller Branntivein, mit Ausnahme der zum eigenen Verbrauch der Inhaber 
beitimmten Vorräthe bis zu 5 Liter, ijt bis zum 4. Auguſt 1888 der Steuer- 
behörde jchriftlich anzumelden und kann vom 1. Auguſt 1888 an eimjtweilen 
unter amtlichen Verſchluß genommen werden. 

9. Berfahren in erfler Inſtanz. 8 75. Behufs Uebernahme des Brannt- 
weins für die Monopolverwaltung berufen die Yandesregierungen nad) Maßgabe 
der näheren Bejtimmungen des Bundesraths Bezirfsfonmiffionen, welche aufer 
einem bon der Monopolverwaltung bezeichneten Mitgliede aus einem Yandes= 
beamten als Vorſitzenden und Drei vereideten Sadpverjtändigen aus den bezüg— 
lichen Kreiſen des Handels und der Induſtrie beitehen. 

Den Bezirkskommiſſionen liegt insbeſondere ob, bei der Abnahme die Menge 
und Art des Branntiweins durch geeignete Reviſionen zu ermitteln, ſowie die von 
der Monopolverwaltung zu zahlenden PBreife zu bejtimmen. 

Der Beſitzer des zu enteignenden Branntweins it von den Bezirks— 
fommifjionen zur Betheiligung an dem Abnahmegejichäft aufzufordern. Falls er 
weder perjönlich erjcheint, noch einen Vertreter jendet, ijt ihm ein jolcher von 
der Kommiſſion zu bejtellen. 

Zu der Reviſion muß derjenige, bei welchem revidirt wird, die nöthigen 
Hilfsdienſte leijten oder leiten laſſen. 

$ 76. Die Preife des von der Monopolverwaltung zu übernehmenden 
Branntiweins werden durch Abſchätzung jeines Werthes unter Berücfichtigung des 
bisherigen Marktpreiſes feitgeitellt. 

Die betheiligten Gewerb- und Handeltreibenden haben den Bezirktstommiffionen 
auf Erfordern jede entiprechende Auskunft über den Geſchäftsbetrieb wahrheits- 
gemäß zu ertheilen, auch die Gejchäftsbiücher vorzulegen. 

Die nähere Anweifung bezüglic) des Verfahrens der Bezirkskommiſſionen 
wird vom Bundesrath erlajien. 

6. Berfahren in der Berufungsinftann. 8 77. Gegen die Preisfetitellung 
der Bezirkskommiſſion jteht dem Bejiger des abgejchäßten Branntweins beziehungs- 
weiſe jeinem Vertreter, jowie den Bertreter der Monopolverwaltung Einipruc 
zu, welcher ſofort erhoben und binnen einer vierzehntägigen Friſt, unter Angabe 
der geforderten Preiserhöhung oder Preisermäßjigung, begründet werden muß. 

Ueber den Einspruch enticheidet endgiltig und mit Ausichluß des Nechts- 
weges eine Zentraltommiflion, welche aus einem Borfißenden, zwei höheren 
Beamten der Monopolverwaltung, vier höheren Yandesbeanten und bier ver: 
eideten Sadjverjtändigen aus den bezüglichen Nreifen des Handels und der In— 
duſtrie bejteht. Zu der Kommiſſion werden der Vorfigende und die Beamten 
der Monopolverwaltung vom Reichskanzler ernannt, die übrigen Mitglieder von 
demjelben anf Vorſchlag der ſeitens des Bımdesraths bezeichneten Yandes- 
regierungen berufen. 

Bis zur Entjcheidung der Zentralkommiſſion und weiter innerhalb einer 
Fräflufivfrift von zehn Tagen nach dem Empfange diefer Entjcheidung jteht dem 
Inhaber des abgejchäßten Branntweins das Necht zu, den lepteren unter Steuer: 
fontrole in das Ausland auszuführen. 

7. Entfhädigung kleiner Brennereien wegen Vornahme baulider Ein- 
rihlungen. 5 78. Denjenigen Brennereien, welche am 1. Oftober 1885 vorhanden 
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waren und an einem Tage nicht über 10, Hektoliter Bottigraum bemaitcht 
haben, jowie den nicht unter die Beitimmungen des $ 17 fallenden Brennereien 
nicht mehliger Stoffe ijt, falls die dermaligen Einrihtungen dieſer Brennereien 
die Aufftellung von Sammelgefäßen oder von Meßapparaten (88 6 und 7) nicht 
gejtatten, zu den behufs Aufitellung folcher Gefäße oder Apparate erforderlichen 
baulichen Vorkehrungen ein Beitrag zu gewähren. 

8. Entfhädigung wegen Aufhebung oder Befchränkung der Privatbetriebe 
im Allgemeinen. $ 79. Die Perſonen, welde in Folge des Verbots des 
Handel3 mit Branntwein, der Neinigung von Branntwein und der Heritellung 
alkoholiſcher Getränke au Branntwein eine Verminderung ihres Vermögens: 
itandes oder ihres Erwerbes erleiden, erhalten Entjchädigungen oder Unter: 
jtügungen nah Maßgabe der Beitimmungen in den 88 80 bis 82. 

9. Realentſchädigung. $ 80. Die Branntweinhändler und die mit der 
Reinigung von Branntwein und SHerftellung alkoholiſcher Getränfe aus Brannt- 
wein bejchäftigten Gewerbtreibenden, deren eigene Magazin oder YFabrifations- 
gebäude oder Geräthe in Folge der durh die Einführung des Branntmwein- 
monopol3 bedingten Aufgabe oder Einſchränkung des Gejchäftsbetriebes im Werthe 
vermindert jind, erhalten, jofern nicht die betreffenden Gebäude oder Geräthe 
von der Monopolverwaltung erworben werden, eine der Wertminderung ent: 
iprechende Entjhädigung im Kapital (Realentihädigung). 

Eine bezüglihe Anmeldung, welche insbejondere eine Beſchreibung der Ge: 
bäude unter Angabe der Größenverhältniffe, eine Nachmweifung des bisherigen 
Werthes und eine Berechnung der eingetretenen Werthminderung enthalten muß, 
iit bis zum 15. Auguſt 1888 der Steuerbehörde, in deren Bezirk die Gebäude 
liegen, einzureichen. 

Don der Realentſchädigung bleiben ſolche Betriebe der oben bezeichneten 
Dandel- und Gewerbtreibenden ausgejchloffen, welche erſt nad) der Publikation 
diejes Geſetzes neu angelegt worden ſind. 

10. Perfonalentfhädigung. 8 81. 

1. Die mit der Neinigung von Branntwein und Herſtellung alkoholiſcher 
Setränfe aus Branntwein beichäftigten Gemerbtreibenden, welche ihre 
gewerblichen Anftalten nicht an die Monopolvermwaltung verfaufen, 

2. die Branntweinhändler einſchließlich der Schanfwirthe, 

3. das für die unter Yiffer 1 bezeichneten Arten der Verarbeitung von 
Branntwein techniſch ausgebildete Hilfsperfonal (Fabrikdireftoren, Inſpek— 
toren, Aufjeher u. j. w.), 

4. die für diefelben Zwecke technijch gebildeten Arbeiter, welche bei Publi- 
fation diejes Geſetzes das zwanzigite Lebensjahr bereit vollendet haben, 

5. das für den Handel mit Branntwein techniſch ausgebildete Hilfsperfonal 
(Agenten, Makler, Reifende u. ſ. m.) 

erhalten in Rückſicht auf den Verluſt oder die Schmälerung ihrer bisherigen 
Ermwerbsthätigfeit eine Perjonalentjchädigung, unter der Vorausfegung, dab das 
Geſchäft der zu 1 und 2 Genannten mindejtens während zwei Jahren, vom 
Tage der Publikation diejes Geſetzes rückwärts gerechnet, unausgejegt betrieben 
it und die Bedeutung einer jelbjtändigen Nahrungsquelle gehabt hat, oder daß 
die unter Ziffer 3 bis 5 bezeichneten Perjonen die betreffende Erwerbsthätigfeit 
mindejtens während zwei Jahren, vom Tage der Publikation dieſes Geſetzes 
rückwärts gerechnet, unausgejcht ausgeübt und ausjchließlich oder überwiegend 
daraus ihren Erwerb gezogen haben. 
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Der Anfprud auf Perjonalentihädigung ift bis zum 31. Auguſt 1888 bei 
der Steuerbehörde anzubringen. 

Der Berechnung der Perfonalentihädigung wird bezüglich der unter Biffer 
1 und 2 Genannten der gejchäftliche Neingewinn, bezüglich der unter Ziffer 3 
bis 5 Genannten das Gehalt oder Arbeitsverdienit im Durchichnitt derjenigen 
in den Zeitraum vom 1. Januar 1880 bis 31. Dezember 1885 fallenden Jahre 
zu Grunde gelegt, während welder das betreffende Geſchäft betrieben oder die 
betreffende Erwerbsthätigfeit ausgeübt worden iſt, jedody mit Ausschluß des beiten 
und des jchlechtejten Jahres. 

Die Perjonalentjchädigung Dejteht, wenn das Gejchäft betrieben oder die 
Erwerbsthätigfeit ausgeübt worden it: 

für die zu 1,3 und 4 für die zu 2 und 5 
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des durchichnittlichen jährlichen Reingewinns oder Gehalts oder Arbeitsperdienites. 

Als Reingewinn gilt die Bruttoeinnahme aus dem Geſchäft, nach Abzug der 
Geſchäftskoſten und Fünfprozentiger Zinfen des Anlage- und Betriebstapitals. 
Soweit buchmäßige Nachweiſe hierüber nicht vorliegen, tritt jachverftändige 
Schäßung ein. 

Mehrere Gejchäftsinhaber gelten als cin Inhaber, mehrere Fabrit- oder 
Handelsbetriebe desjelben Inhabers als ein Betrieb. Die außerhalb des Monopol- 
gebietes belegenen Geſchäftsetabliſſements bleiben außer Berücjichtigung. 

Die unter Ziffer 3 bis 5 genannten, ſowie von den unter Ziffer 2 bezeich- 
neten Berfonen, die Schanfwirthe und die Kleinhändler mit Branntiwein find von 
der Perſonalentſchädigung ausgejhloffen, wenn fie eine Stelle im Dienjte der 
Monopolverwaltung oder als Branntweinverjchleiger erhalten, vder die Annahme 
eines ihrer bisherigen Lebensjtellung angemejjenen Poſtens der bezeichneten Art 
ohne ausreichenden Grund ablehnen. Haben jie eine Stelle im Dienjte der 
Monopolverwaltung oder als Branntweinverichleiger erhalten, werden jedoch aus 
derjelben innerhalb der nächſten fünf Jahre ohne ihr VBerichulden wieder entlafjen, 
jo empfangen dieſe Perfonen eine Perſonalentſchädigung von zwei Drittel des- 
jenigen Betrages, welder ihnen zu gewähren gewejen fein würde, wenn jie 
die Stelle nicht erhalten hätten. 

Iſt mit dem Antritt einer Stelle in Dienſt der Monopolverwaltung ein 
Wechſel des Wohnort verbunden, jo findet Erjab der Umzugskoſten jtatt. 

Für Perfonen, welche den Branntweinhandel neben der Reinigung bon 
Branntwein oder der Herftellung alkoholiſcher Setränfe aus Branntwein betreiben, 
wird die Entihädigung nad) Maßgabe dev vorjtehenden Bejtimmungen für jeden 
Erwerbszweig befonders berechnet. 

11. Unterflügungen. $ 82. Mus bejonderen Billigfeitsgründen können 
Unterftügungen mit Nücjicht auf. den durch die Einführung des Branntwein- 
monopol3 entzugenen oder gejchmälerten Erwerb gewährt werden: 
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1. an Berjonen, welche in die Klaſſen dev nah $ 81 zu einer Entichädigung 
berechtigten Perſonen nicht fallen, 

2. am Perjonen der im $ 81 bezeichneten Klaſſen beim Mangel der daſelbſt 
angegebenen Borausjeßungen der Entichädigung. 

12. Verfahren. 8 83. Ueber die Zuläſſigkeit der Anträge auf Neal umd 
Perſonalentſchädigung (SS 80 und 81), ſowie über die Höhe der zu gewährenden 
Beträge wird, unter Ausſchluß des Nechtsweges, durch die im $ 75 bezeichneten 
Bezirkskommiſſionen umd in höherer Initanz durch die im 8 77 bezeichnete Zen— 
tralfommiflion, welchen für die Anträge auf Realentſchädigung je zwei vereidete 
Sachverſtändige vom Baufach hinzutveten, Enticheidung getroffen. Zum Einſpruch 
gegen die Enticheidung der Bezirkskommiſſion tft derjenige, um deſſen Schadlos: 
haltung es ſich Handelt, jowie der WBertreter der Monopolverwaltung befugt. 
Der Einſpruch muß bei der Bezirkskommiſſion innerhalb drei Tagen nach dem 
Empfang der Enticheidung eingelegt und innerhalb vierzehn Tagen begründet 
werden, wobei, jofern die Höhe des zuerfannten Betrages angefochten wird, die 
verlangte Mehrung oder Minderung bejtimmt anzugeben it. 

Die Geſuche um Unteritüßung ($ 82) werden zumädit von der Bezirks— 
kommiſſion, ſodann von der Zentraltommiffion begutachtet, worauf die Enticheidung 
durch den Neichsfanzler erfolgt. 

In Bezug auf die vorbezeichneten Geſchäfte der Bezirkskommiſſion ergeht 
eine Inſtruktion des Bundesraths. 

Die Ortsbehörden jind verpflichtet, den Bezirkskommiſſionen zwecks Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten jede gewünſchte Auskunft über örtliche und perjünliche Ver— 
hältnifje thumlichit zu ertheilen, and die Auszahlung der Entichädigungen und 
Unteritügungen zu vermitteln. 

13. Strafbefimmungen. $ 84. Zuwiderhandlungen gegen die Vorjchriften 
des 8 73 werden mit Crdmmgsitrafe bis zu finfhundert Mark beitraft. 

Wer die im 8 74 vorgeichriebenen Anmeldungen innerhalb der feitgeichten 
Friſt gar nicht oder umrichtig abgibt, oder über die angemeldeten Gegenjtände 
in unzuläfliger Weife verfügt, unterliegt den in den 88 45 ff. diejes Geſetzes für 
die Branntweinhinterzichung feſtgeſetzten Strafbeſtimmungen. 


VIII. Schlußbeſtimmungen. 


1. Ausſchluß einzelner Theile des Reichsgebiets. 8 85. Ausgeſchloſſen 
aus dem Monopolgebiet bleiben das Freihafengebiet in Hamburg und die für 
Bremen und Bremerhaven zugeltandenen Freibezirke. 

Ter Bundesrath iſt befugt, die Beſtimmungen dieſes Geſetzes Für einzelne 
andere an oder außerhalb der Jollgrenze belegene Theile des Neichsgebiets zeit: 
weilig oder dauernd außer Kraft zu jeßen. Werden folche Theile nad) dem 
1. Auguſt 1888 den Beſtimmungen dieſes Geſetzes unterworfen, jo finden auf 
dDiefelben die in den SS 72 bis 84 enthaltenen Uebergangsbeſtimmungen ſinn— 
gemähe Anwendung und bat der Bundesrat) die in diefen Uebergangsbeſtimm— 
ungen bezeichneten Termine und Friften im Einvernehmen mit der betreffenden 
Yandesregierung feitzuitellen. 

2, Vertheilung der Einnahmen aus dem Branntweinmonopol. 8 86. Ter 
Neimertrag des Branntweinmonopofs ijt den einzelnen Bundesjtaaten nad Maß— 
gabe der matrifularmäßigen Bevölkerung, mit welcher fie zum Monopolgebiete 
gehören, zu überweiſen. 

3. Bufchläge für die Gemeinden. $ 87. Die Gemeinden find befugt, im 
Falle des VBedürfniffes mit Genehmigung der Auffichtsbehörde für die innerhalb 
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ihres Bezirks zum Konſum gelangenden alkoholiſchen Getränke Zufchläge bis 50 
Prozent des Monopol-Berfaufspreijes (3 26 Abj. 1) nad) den vom Bundesrath 
zu beſtimmenden Normen zu erheben. 

Soweit bisher von den Kommunen Abgaben von Branntwein erhoben worden 
ind, kommen diefelben mit dem 1. Auguſt 1888 in Wegfall. 

4. Ausflug einer Beftenerung der Monopolverwaltung. $ 88. Der 
gejanmte Betrieb der Monopolverwaltung iſt von der Beſteuerung durch die 
Bundesitaaten und durch Kommunalverbände ausgejchlofjen. 

9. Einführung des Gefebes in Bayern, Württemberg und Baden. $ 89. 
Gegenwärtiges Geſetz tritt in Bayern, Württemberg und Baden nad erfolgter 
Zuftimmung von Seiten diejer Staaten mit dev Maßgabe in Kraft, daß Die 
Bejtimmmmgen im 8 3 Abſatz 2 und 3, $ 5 und $ 86 gegenüber einem dieſer 
Staaten nur mit deſſen Zuſtimmung abgeändert werden fünnen. 

Für das Gebiet des zuftimmenden Bundesjtants wird das Geſetz Durch 
Karjerlihe Verordnung in Wirkiamfeit gejeßt. 


Begründung. 


Ber der dor nunmehr acht Jahren begonnenen NReichsitenerreforn haben die 
verbündeten Regierungen ſich von vornherein die Aufgabe gejtellt, aus den der 
Geſetzgebung des Reichs vorbehaltenen, ohne jeden ‚Zweifel noch größerer Leift: 
ungen fühigen und in den anderen Kulturſtaaten auch weit ergiebiger gejtalteten 
Einnahmequellen die ausreichenden Mittel zu gewinnen, um die finanziellen Bedürf— 
niſſe des Reichs zu befriedigen und darüber hinaus den Einzeljtaaten diejenigen 
Einnahmen zu überweifen, die ſie zur Erhaltung ihrer finanziellen Selbjtändigfeit 
und zur Erfüllung ihrer eigenen Aufgaben bedürfen, aber aus den ihnen ver— 
biiebenen Einnahmequellen nicht zu gewinnen vermögen. Diefer Zweck ijt feit 
Dem unabläfjig verfolgt, auch mancher Schwierigkeiten und Hemmniſſe ungeachtet 
ihon zu einem guten Theile erreicht worden. Die unjer Zollweien, die Tabad- 
jteuer, die Stempeljtener betreffenden Geſetze und deren Erfolge in den Haus: 
baltsetat3 jowohl des Reichs als aud der Einzeljtaaten geben hiervon Zeugniß. 
Mancher andere Schritt auf demjelben Wege aber it bisher vergeblich gethan 
worden, das große und weit gejtedte Ziel alfo auch um jo weniger fchon voll: 
ſtändig zu erreichen gewejen. Dies darf bei der Natur der Sache und den ob— 
waltenden politiichen Parteiverhältniffen im Reich nicyt Wunder nehmen, geichtweige 
entmuthigen und zu zeitweiligem oder dauerndem Berlaffen des begonnenen Unter: 
nehmens führen. Das bezeichnete Ziel iſt ein durd die Exiſtenz des Reichs ſelbſt 
dergeitalt unmittelbar gegebene, nothwendiges, feine Erreichung ein jo eminentes 
und umnerjeßliches Mittel zur Feſtigung des Reichs gegen alle Gefahren und zur 
dauernden Zuſammenhaltung aller feiner Glieder, dab die verbündeten Negierungen 
von demjelben nicht ablaffen können und dürfen, daß ſie vielmehr, bis es endlid) 
ganz und voll erreicht fein wird, immer erneute Bemühungen, dahin zu gelangen, 
werden machen müſſen. 

In dieſer Ueberzeugung und im Hinblick auf die theils ſchon anerkannten, 
theils nicht länger zurückzudrängenden Mehrbedürfniſſe des Reichs ſelbſt, ſowie 
auf die notoriſch weit größeren Bedürfniſſe der meiſten Einzelſtaaten, unter denen 
die umfaſſende und nachhaltige Erleichterung des Drucks der Kommunal- und theil— 
weiſe auch der Schullaſten obenan ſteht, haben die verbündeten Regierungen ſich 
angelegen ſein laſſen, die Weiterführung der Reichsſteuerreform jetzt auf einem 





442 Das Branniweinmonepol. 


Gebiete vorzubereiten, auf dem es wohl möglich und unbedenklich erfcheint, einen 
großen Schritt zu dem gejtedten Ziele hin zu machen, auf den Gebiete der Brannt- 
weinbejteuerung. 

Daß der Branntwein ein vorzügliches Objeft der Beſteuerung bildet und 
ſehr hohe, dem Maße der zu befriedigenden dringenden Bedürfniſſe des Reichs 
und der Einzeljtaaten annähernd entiprechende Erträge zu liefern vermag, wird 
faſt allfeitig anerfannt und ift angefichts des thatfächlichen Ergebniffes feiner 
Beiteuerung in anderen Ländern nicht zu beftreiten (vergl. Anlage A). 

Neben der verjtärkten Heranziehung des Branntweins zur Tragung der 
Staatslaften wird aber bei einer Reform der Branntweinſteuer ald zweites nicht 
minder wichtiges Ziel die Bekämpfung der allgemein beklagten und verurtheilten 
Branntweinpeft ins Auge zu faffen fein. Welchen Einfluß der übermäßige Brannt- 
weingenuß auf die Eittlichleit und die wirthichaftlichen Verhältniſſe der Trinfer 
hat, wie dadurch der Wohlitand zahlreicher Familien untergraben und die Ber: 
derbniß der nachwachſenden Generation vorbereitet wird, iſt allgemein befannt. 
Die raſche Zunahme der verheerden Wirkungen des Altoholismus veranschaulicht 
die Anlage B. 

Danad) hat die Zahl der in den allgemeinen Krankfenhäufern wegen chronischen 
Alkoholismus und Säuferwahnfinnd neu aufgenommenen Kranken feit dem Jahre 
1881 in ganz außer Verhältniß zur Zunahme der Bevölferung jtehender Weife 
ih vermehrt. Während ihre Zahl in jenem Jahre für das Deutſche Reid) 4144 
(oder 9,? auf 100,000 Einwohner) betrug, war fie im Jahre 1884 auf 8954 
(oder 19,° auf 100,000 Einwohner) geitiegen. Sie hat fi demnad im Laufe 
vou drei Kahren mehr als verdoppelt. Die Zunahme vertheilt ſich zwar nicht 
gleihmäßig über das ganze Neid, vielmehr hat den bei Weitem größten Antheil daran 
Preußen, wo die Zahl der Fälle von 2821 im Jahre 1881 auf 7001 im Jahre 
1884 gejtiegen ift; aber auch in den meiften anderen Bundesitaaten ift die Zahl 
der Fälle während des gleichen Zeitraums gewachfen. Auch bei der Zahl der 
in den Irrenanſtalten des Deutjchen Neid an „delirium potatorum“ behandelten 
Kranken ift eine im Wefentlihen auf die Irrenanſtalten Preußens entfallende 
Zunahme erlichtlih. Dieſem die einzelnen Familien ſowohl als auch Die Gemeinden 
und den Staat ernſtlich bedrohenden Nothitande entgegenzwvirfen, erjcheint 
dringend geboten. 

Weitgehende Meinungsverfchiedenheiten beftehen freilich über den Weg, welder 
bei uns zur Neform der Branntweinbefteuerung einzufchlagen fei, und den ein: 
ander gegenfeitig derwerfenden Urtheilen wird man dahin zuftimmen müſſen, 
daß in keinem der Diejerhalb bisher gemachten Borfchläge eine annehmbare 
Löſung der Aufgabe zu finden it, weil fie ſämmtlich unter den bei uns ob: 
waltenden Berhältniffen überhaupt nicht oder nur mit offenbar überwiegenden 
Nachtheilen und Gefahren zur Erreichung der vorbezeichneten Ziele führen würden. 

Zunächſt könnte eine Erhöhung der Maifchraumftener in Betracht kommen. 
Diefe Steuer, die fir Preußen bereits feit dem Jahre 1820 in Wirkfamfeit ift, 
in der Folgezeit in dem gefammten Gebiete der norddeutichen Branntweinftener: 
gemeinschaft Eingang gefunden hat, aud in Belgien, Dänemark, Württemberg, 
jowie in beſchränktem Maße in Bayern befteht, hat durch den ihr innewohnenden 
Antrieb, aus einem möglichit Heinen Maifchraum die größtmögliche Ausbeute an 
Alkohol zu erzielen, in dem Gebiete der Branntweinſteunergemeinſchaft eine außer: 
ordentliche Ausbildung des techniſchen Betriebes der Branntweinindustrie bewirkt. 
Auch hat fie den Anbau der Kartoffel, welche zur Gewinnung der höchſten Aus: 
beute an Alkohol aus einem möglichht Heinen Maifchraume am meiften geeignet 
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it, in hohem Grade gefördert umd hiermit auf die Landwirthichaft und die ge- 
jammte ländliche Bevölkerung, namentlich in den fandigen, für feine andere Frucht— 
art eine lohnende Kultur bietenden Bodenflähen der öjtlichen Provinzen Preußens 
auf das jegensreichite eingewirkt. 

Andererjeits find die mit der Maifchraumfteuer verbundenen Nachtheile 
nicht zu verfennen. Vor Allem hat fie eine erhebliche Ungleichheit der Beſteuerung 
zu Folge, da das Maß der auf dem Branntwein lajtenden Steuer von der Aus- 
beute an Alkohol abhängt, welche aus dem Maifchraume erzielt wird. Diefe 
Ausbeute aber ſchwankt je nach Material und Betriebseinrichtungen zwifchen 3'/, 
bis 11 Prozent und in demjelben Maße verſchieden it daher auch die Steuer: 
belaftung des Branntweind. Die Folge davon ift eine bedeutende Beeinträchtigung der 
Heineren, mit unvollfommenen technischen Betriebseinrichtungen verfehenen Brennereien. 
Einen Belag dafür gewährt die Anlage C. Diefelbe bezieht fi) zwar nur auf 
die jieben öftlihen Provinzen Preußens. Da indeh die in letteren auflommende 
Maifhraumfteuer mehr als zwei Drittel der gefammten deutfchen Bruttoeinnahmen 
an Branntweinjteuer ausmacht (vgl. Anlage D), jo gemügen die Daten, um eine 
Ueberficht darüber zu gewinnen, welche Folgen die Maifchraumbejteuerung für die 
Heineren Brennereien gehabt hat. Hiernach find feit dem Jahre 1845, während 
fi) die Bruttoeinnahme von 13,527,398 A auf 44,803,787 M. hob, die unter 
150 .# jährlid Steuer zahlenden Brennereien von 591 auf 50, die von 150 
bis 1500 .M jteuernden von 2185 auf 393 und die von 1500 bis 15,000 4 
jteuernden von 1887 auf 1699 zurüdgegangen. Nur die mehr als 15,000 .# 
Steuer zahlenden Brennereien haben ji von 115 auf 1209 vermehrt. Im 
Ganzen hat alfo in diefen befonders auf die Branntmweinproduftion angewiejenen 
Provinzen die Zahl der Brennereien um 1427 abgenommen. Gleichzeitig iſt die 
Steuereinnahme aus den als „landwirthſchaftliche“ jteuernden Brennereien von 
593,217 .# auf 386,331 «4 herabgegangen, die durchweg Hleineren (nicht über 
1030'/, Liter Bottichraum pro Tag bemaifchenden) Brennereien, welde unter 
dieje Kategorie fallen, haben mithin troß des ihnen gewährten Steuernadhlajjes 
der Konkurrenz der großen Betriebe gegenüber nicht ihre volle Produktion auf- 
reht erhalten können. Aehnliche Erjcheinungen find auch anderwärts hervor- 
getreten. 

Ferner führt der im Maifchraumfteuerfyiten liegende Antrieb, aus dem 
Maiſchraum eine möglichit hohe Alkoholausbeute zu eritreben, vielfah zu einem 
irrationellen Didmaifchverfahren, welches das Zurüdbleiben eines Theiles des 
Altohols in der Schlempe bedingt. Die durch diefe Materialverſchwendung jährlich 
entftehenden Verluſte belaufen ſich auf Millionen. 

Sodann bereitet dieje Beiteuerungsart große Schwierigkeiten in Bezug auf 
eine gerechte Regelung der Ausfuhrvergütung, da bei der Verjchiedenheit der aus 
dem Maifchraum gewonnenen Altoholausbente und fomit auch der in Wirklichkeit 
auf dem Branntwein ruhenden Steuer die Ausfuhrvergütung ſich häufig entweder 
zu Ungunjten des Erportirenden zu niedrig oder zum Nachtheil des Fiskus zu 
hoch geitaltet und im letzteren Falle zu einer Ausfuhrprämie wird. 

Endlih find mit diefem Bejtenerungsmodus gewiſſe behufs Berhütung von 
unerlaubten Vergrößerungen des Maifchraumes unerläßliche Kontrolen verbunden, 
durch welche die Freiheit des Betriebes erheblich bejchränft wird. 

Diefe Nachtheile aber würden ſich offenbar in noch weit ftärferem Mae 
fühlbar machen, wenn eine Erhöhung der Maiſchraumſteuer einträte, 

Von vielen Seiten ijt ferner zur Erzielung höherer Einnahmen vom Brannte 
wein die Einführung einer Fabrikatſteuer in Vorſchlag gebradt. 
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Der charakteriſtiſche Unterfchied diefer Belteuerungsform von der Maifchraum- 
jteuer befteht darin, daß fie eine gleichmäßige Steuerbelaftung de3 gewonnenen 
Branntweind ohne Rückſicht auf die Menge und Art des verwendeten Nohmaterials 
und die Größe des Betriebes herbeiführt; bei den eigenartigen Produftions- 
bedingungen Deutjchlands jtehen der Fabrikatſteuer aber gerade mit Rückſicht auf 
die vorbezeichnete Wirkung jo ernite Bedenken entgegen, auch würden jich die 
durch den vorliegenden Geſetzentwurf angejtrebten Ziele mit ihr jo wenig erreichen 
laffen, daß fie als für deutjche Verhältniffe durchaus ungeeignet zu bezeichnen it. 

Unter der Herrſchaft der Maifchraumjteuer hat ſich die Brennereiinduftrie in 
ihrem Haupttheile (ef. Anlage B), wie jchon oben erwähnt, in den humusarmen 
fandigen Gegenden des Ditens und Nordoftens Deutjchlands als wichtigites land— 
wirthichaftliches Nebengewerbe angefiedelt, diefen ganz vorzugsweije auf den Anbau 
der Kartoffel angewiejenen Gegenden die Möglichkeit gewährend, ihr Hauptproduft 
nugbringend zu verwenden, mit Hilfe der Brennereirüdjtände einen vermehrten 
Viehbejtand zu unterhalten und durch diefen wiederum reichlicheren Dünger zur Be- 
jtellung der Felder zu gewinnen. Mit Einführung der Fabrifatjteuer würde der 
in dem Prinzip der Maifchraumbefteuerung liegende Antrieb, die Kartoffel als 
vortheilhaftejtes Maifchmaterial zu verwenden, in Fortfall fommen, mit geringeren 
Koſten würde aus anderen Fruchtforten, namentlich aus Rüben, Branntwein her— 
gejtellt werden können, YZuderfabrifen würden in Jahren, in welchen die Brannt- 
weinbereitung vortheilhafter als die Zuderfabrifation erjchiene, ihre Rüben auf 
Alkohol jtatt auf Zuder zu verarbeiten in der Lage fein, wie dies in Frankreich 
bereits vielfach gefchieht, und der Brennereibetrieb würde nicht mehr ein den 
Sweden der Landwirthichaft dienende Nebengewerbe bleiben, fjondern unter 
völliger Loslöfung von dieſer ſich zu einzelnen jelbjtändigen Großbetrieben mit 
bedeutendem Kapital Fonzentriren, wie dies das Beiſpiel des die Fabrifatjteuer 
befigenden England beweilt, in weldem im Jahre 1882/83 nur noch 13 
Brennereien erijtirten, welche durchſchnittlich jährlich je 7,500,000 M. Steuer 
zahlten. Die Brennereien der auf den Kartoffelbau angewiefenen Gegenden 
würden ſich diefer Konkurrenz gegenüber nicht halten künnen, jondern ihren Be- 
trieb erheblich bejchränfen, wo nicht ganz einjtellen müfjen, der Preis der Kar— 

-toffeln würde beträchtlic finfen und hierdurch in den weiten auf den Kartoffel- 
bau angewiefenen Gegenden nicht nur der Brennereibejiter, fondern jeder an die 
Brennereien Kartoffeln verfaufende Landwirth ſchwer gejchädigt werden, eine Ver— 
ringerung des mit Hilfe der Schlempe erhaltenen Viehſtandes und folglich auch 
der Düngergewinnung müßte eintreten, das Sinken der Löhne für die ländlichen 
Arbeiter, welche, heut ganz bejonders in Folge des gewinnbringenden Baues der 
Hackfrucht, Lohnende Bejchäftigung finden, wäre unvdermeidlih. Die gefammten 
Erijtenzbedingungen fehr großer und wichtiger Volksfchichten in jenen Gegenden 
würden jomit empfindlich gejchädigt, ihre Kaufkraft bedeutend verringert und bier- 
durch wiederum alle diejenigen Gejchäfts- und Induftriezweige in wejentlihe Mit- 
leidenfchaft gezogen werden, deren Abnehmer jene Bevölkerungsklaſſen find. 

Dieſen verderblihen Wirkungen der Fabrifatiteuer liege fi nur durch Kon— 
tingentirung der bejtehenden und Konzeſſionszwang für neu zu errichtende 
Brennereien entgegenwirken ; die gleichen Mittel, welche die SS 4 und 5 des vor— 
liegenden Monopolgejeßentwurfs vorſchlagen, wirden aljo auch bei der Fabrifat- 
jteuer nothwendig werden, oder es mühte die VBranntweinbereitung aus den der 
Kartoffel mit einer gefährlichen Konkurrenz drohenden Stoffen überhaupt ver- 
hindert und jomit über das Maß der durch das Monopol gebotenen Eingriffe in 
die wirthichaftlichen Verhältniſſe noch hinausgegangen werden. 
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Jedoch auch diefe Mittel würden den beabfichtigten Erfolg nur theilweije 
haben, vollends aber würde die Fabrifatiteuer ſich unfähig erweifen, die mit der 
Reform der Branntweinteuer zu erjtrebenden Ziele zu erreichen. 

Um mit der Fabrifatjteuer eine der Steuerfähigfeit des Branntweins einiger= 
mahen entjprechende Einnahme zu eritreben, müßte die jebt 16 bis 17. pro 
Heftoliter reinen Alkohols betragende Steuer mindejtend verachtfacht werden. Den 
Produzenten gegenüber würde dies troß Kontingentirung, Konzeſſionszwang und 
Ausſchließung einzelner Stoffe von der Branntweinbereitung, gleichbedeutend mit 
der Schließung fait aller Fleineren Brennereien jein, da weitaus die Mehrzahl 
ihrer Bejiger nicht die Mittel beſäße, jo bedeutende Summen zu verauslagen. 
Daß insbejondere die in Bayern, Württemberg und Baden zu Taufenden vor— 
handenen Kartoffelbrennereien Eleinjter Art unter ſolchen Verhältniffen nicht fort- 
beitehen könnten, ijt zweifellos. Die Höhe der Steuer würde alfo einen ähnlichen 
Erfolg wie ohne Kontingentirung und dergleichen die übermächtige Konkurrenz 
haben: Loslöjfung des Brennereibetriebes von der Landwirthichaft und Konzen— 
tration desjelben in wenigen großen und fapitalfräftigen Fabriken. 

Eine entjprechende Wirkung wäre den mit dem Branntweinhandel bejchäf- 
tigten Gewerben gegenüber unvermeidlich, auch hier würden die mit geringeren 
Mitteln ausgejtatteten Betriebe den gejteigerten Anforderungen an das Kapital 
nicht entjprechen fünnen und ſich, ohne auf eine Entjchädigung von Geiten des 
Reiches rechnen zu dürfen, zur Aufgabe ihrer Thätigfeit gezwungen fehen. Die 
übrigen würden fich für die ihnen erwachjenden größeren Auslagen durch be— 
deutend erhöhte Preife entjchädigen müffen. Den Konfumenten gegenüber würde 
dies eine über diejenige Preisjteigerung, welche im Intereſſe der Bekämpfung der 
Trunffucht gerechtfertigt und geboten erjcheint und in dem Monopolpreife zum 
Ausdrud gelangt, erheblich hinausgehende Vertheuerung des ſich in berechtigten 
Grenzen haltenden Branntweingenufjes bedeuten, hierdurch aber würde ein jo er- 
heblicher Konfumrüdgang eintreten, daß der finanzielle Erfolg der Fabrifatjteuer 
ernitlich gefährdet erjchiene. 

Ebenjowenig bietet die Fabrikatſteuer die Mittel, um den jchädlichen Folgen 
des übermäßigen Branntweingenuffes mit genügender Sicherheit entgegentreten zu 
fünnen. Denn ein ebenfo großes Gewicht wie auf die Verminderung der Quan— 
tität ift im fanitären Intereſſe auf die Verbefjerung der Qualität des zum Konſum 
gelangenden Branntweins zu legen. Es fommen in allen aus mehligen Sub- 
ftanzen hergeitellten Branntweinen, bejonders dem Wartoffelbranntwein, neben dem 
Hauptproduft des Gährungsprozefjes, dem Aethylaltohol, die fogenannten jchweren 
Afohole vor. Dieje Stoffe, von weldhen die Amylaltohole unter dem Namen 
der Fuſelſtoffe am befanntejten find, wirken ganz befonders verderblid und in- 
tenfivd auf die Funktionen des menſchlichen Organismus und find die vornehm— 
lihiten Urfachen der nachhaltigen Säuferleiden. Sie laſſen ſich nur durch eine 
äußerjt forgfältige Neinigung entfernen, alsdann ift aber die Schädlichfeit des 
Kartoffelbranntweingd nicht größer wie die des von vornherein fufelfreien Wein- 
geites. Der jet zum Konſum gelangende billigere Branntwein ijt jedocd zu 
einem außerordentlid großen Theile — die Schäbungen Sachverſtändiger gehen 
bis zu zwei Dritteln des ganzen Konſums — ungenügend oder gar nicht ges 
reinigt, oder bejteht gar aus den billigiten, an jenen giftigen Stoffen bejonders 
reichen Anfangs= und Endproduften des Deitillationsprozeiles. Häufig werden jeht 
dem Branntwein auch andere jchädliche Subjtanzen zugeſetzt, um ihn beraufchender 
und ftärker zu machen. Die Fernhaltung folder Stoffe von dem Trinfbrannt- 
wein ijt danach eines der wichtigiten Erfordernifje, um den verderblidhen Wirk— 
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ungen der Trunffucht Einhalt zu thun. Dies zu erreichen würde es, jo lange 
die Trinfbranntweinfabrifation der Privatthätigfeit überlaffen bliebe, rigoroſer 
Strafbejtimmungen und tief in den Gewerbebetrieb eingreifender polizeilicher Vor— 
jchriften bedürfen, ihr Erfolg würde aber unter einer hohen Steuer nur ein 
äußerſt geringer fein, denn es liegt auf der Hand, daß mit der Steigerung des 
Alkoholpreifes aucd; der Antrieb zur gewinnbringenden Vermiſchung des Trink— 
branntweins mit Fufelitoffen und anderen fchädlichen oder beraujchenden und den 
Geſchmack des Trinkers reizenden Stoffen von geringerem Werthe wädjlt. 

Ganz ähnlich wie Hinfichtlih der Fabrifatitener liegen die Berhältniffe be— 
züglih einer Konfumtionsftener vom Branntwein, wie fie in Franfreich beiteht. 
Denn da auch diefe Steuer auf dem Fabrikate nah Maßgabe feiner Menge und 
Stärke ruht, fo gleicht fie nach Wejen und Wirkungen der Fabrifatitener und 
unterfcheidet ſich von der letzteren nur infofern, als fie nicht an der Produftions- 
jtätte, jondern erft beim Webergang des Branntiweins in den Konſum erhoben 
wird. Faſt alle Gründe, welche gegen die Einführung der Fabrifatitener fprechen, 
fommen daher in gleicher Weife der Konfumtionssteuer gegenüber zur Geltung, 
da bei ihr aber eine Ueberwahung des fämmtlichen Branntweins bis zu feiner 
Konfumtion erforderlich wäre, fo würde außerdem der gejammte Handel und 
Verkehr mit Brauntwein den einschneidenditen Kontrolen zu unterwerfen fein, welche 
in Deutjchland bei Weiten läftiger empfunden werden und jchwieriger durchführbar 
jein würden, als in dem von Alters her an Oktrois gewöhnten Frankreich. 

Sämmtliche oben erörterte Bejtenerungsarten find hiernach durchaus unge: 
eignet, die bei einer Neform in der Beitenerung des Branntweind ind Auge zu 
fafienden Ziele zu erreichen. Das einzige Mittel hierzu bietet bei forgfältiger Er- 
wägung aller in Betracht fommenden Verhältniſſe ein den Grundſätzen des vor— 
liegenden Entwurfes folgendes Branntweinmonopol. 

Der Entwurf überläßt die Heritellung rohen Branntweins der privaten 
Sewerböthätigfeit ($ 1). Eine Eimvirfung der Monopolverwaltung auf die Pro: 
duftion ift nur infoweit vorgejehen, als unbedingt nothwendig erfcheint, um einer 
übermäßigen Produktion entgegen zu wirken ($$ 4 und 5). 

Dagegen joll der Bezug ſämmtlichen inländiichen rohen Branntweins von 
den Seritellern, der Bezug don Branntiweinen aller Art aus dem NAuslande, die 
Neinigung des Branntweins und deſſen weitere Verarbeitung zu alkoholischen 
Setränfen für den inländischen Bedarf, ſowie der weitere Berfauf von Brannt- 
weinen aller Art, ausschließlich dem Reiche zuitehen und für Rechnung desjelben 
betrieben werden. Der Abſatz in Großen wird durch Agenten, der Abſatz im 
Kleinen durch Verfchleißer erfolgen (SS 2 und 3). Wichtige Ausnahmen find im 
Intereſſe der privaten Erwerbsthätigfeit zugeitanden, inden Gaſtwirthen, Kauf: 
leuten u. dgl. der Verkauf von Brauntiwein geltattet werden kann ($ 29), und 
indem die Neiniqung des fir ausländische Märkte bejtimmten Branntweins und 
die Herſtellung alkoholischer Getränfe zur Ausfuhr der Privatinduftrie überlaffen 
bleibt ($ 31). 

Der Brennereibefißer hat den gefammten gewonnenen Branntwein an Die 
Monopolverwaltung abzuliefern ($ 21), auf diefe gehen mit der Abnahme Eigen- 
thbum und Gefahr iiber ($ 22). 

Um die Monopolverwaltung zu fichern, daß in der That der gefammte im 
Inlande produzirte Branntwein in ihre Hände gelangt, haben gewilje Betriebs: 
einrichtumgen und Kontrolen vorgeſchrieben werden müflen (55 6 bis 16). Für 
die feinen Brennereien find indeſſen ſehr wejentliche Erleichterungen zuges 
itanden (6 17). 
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Die Ankaufspreife des Branntweins werden innerhalb gejeglich bemefjener 
Grenzen vom Bundesrath bejtimmt ($ 23). Ebenſo wird von dem Bundesrath 
innerhalb gejelich bemeſſener Grenzen der Tarif feitgefebt, nad welchem der 
Preis beim Verkauf altoholifcher Getränfe im Inlande von der Monopolverwalt: 
ung zu erheben it. Zu anderen Zweden, als zur Herſtellung altoholifcher Ge— 
tränfe wird der Branntwein zu ermäßigten Preifen abgegeben ($ 26). 

Zum Schuß gegen die Gefahr von Defrauden dienen amtliche Nevifionen, 
ferner eine Geräthe- und Transportkontrole (88 32 bis 37). Privatperſonen, 
welde nicht als Agenten oder Verſchleißer der Monopolverwaltung fungiren, 
dürfen nur eine bejtimmte Menge von Branntwein in ihrem Beſitz haben ($ 39). 
Fremde Anfprüce auf den für die Monopolverwaltung bereiteten Branntivein 
find ausgeſchloſſen ($ 41). 

Die erforderlichen Strafbeftimmungen enthalten die 88 42 bis 70. 

Die Hauptbejtimmungen des Geſetzes follen mit dem 1. Auguft 1888 in 
Kraft treten. 

Sn den UWebergangsbeftimmungen ($8$ 72 bis 84) find wejentliche Vor— 
ihriften über die Behandlung des am 1. Auguft 1888 im Inlande lagernden 
Branntweins, ferner über die zu zahlenden Entſchädigungen getroffen. 

Die Schlußbeftimmungen (88 85 bis 89) beziehen fi) auf den Ausſchluß 
einzelner Theile des Reichsgebiets von den Beltimmungen des Geſetzes, auf den 
Mapitab für die Vertheilung der Einnahmen unter die Bundesjtaaten, auf das 
Berhältniß zu den Kommunen, fowie auf die Einführung des Gejehes in den zur 
Branntweinftenergemeinjchaft nicht gehörenden Staaten. 

Die beigefügte Ertragsberehnung fließt mit einem Neinertrage des Mono- 
pol3 von rumd 303,000,000 .# ab. Eine angemefjene Einnahme aus dem Brannt- 
wein wird daher auf dem eingejchlagenen Wege erreicht. 

Daneben bietet das Monopol und nur das Monopol die wirkfamften Waffen 
zum Kampfe gegen den Alkoholismus. Nicht nur tritt mit dem in dem Entwurf 
angejegten Verkaufspreis von 2 bis 3 .A für das Liter reinen Alkohols bei 
ordinärem Trinfbranntwein eine erhebliche Vertheuerung des Branntweins ein, 
jondern es ift auch eine bedeutende Verminderung der Branntweinjchänfen dabei 
möglich und in Ausficht genommen. Zugleich bedeutet das Monopol allen anderen 
Beitenerungsformen gegenüber einen wichtigen fanitären Fortjchritt, indem nur 
bei ihm volle Sicherheit gegen giftige und verfälichte Fabrifate geboten werden kann. 

Gemwährt daher das Monopol dem Konſumenten fchon nad) diefer Richtung 
bin wefentliche Vortheile, fo belaſtet e3 ihn auch nicht in dem Maße, wie jede 
andere Steuer, welche einen gleich hohen Ertrag abzuwerfen bejtimmt it. Denn 
das Monopol ift die einzige Verbrauchsfteuerform, welche den Konſumenten, aljo 
denjenigen, der nach der Abficht des Gefebes befteuert werden joll, unmittelbar 
trifft. Es bedarf alſo nicht, wie bei den anderen Verbrauchsiteuern einer Ueber— 
wälzung der Steuer vom Produzenten oder Händler auf den Konſumenten, letzterer 
jpart daher den hierbei unvdermeidlichen und mit der Höhe der Steuer wachjenden 
Breisaufjchlag. 

Keine der übrigen Steuerformen bietet ferner die Möglichkeit, mit der 
jteigenden Güte des Steuerobjeftes die Stenerbelaftung entiprechend zu erhöhen, 
die Monopolverwaltung dagegen hat e8 in der Hand, die Preiſe jo zu normiren, 
daß in dem Preiſe der geringeren Waare ein niedrigerer Steueraufichlag, als in 
demjenigen der befjeren Fabrifate enthalten ift, umd hierdurd den Konſumenten 
auch nad) dem größeren oder geringeren Grade von Lurus, welcher in jeinem 
Konfum Tiegt, zu befteuern. Wie aus der beigefügten Berechnung näher erjichtlich 
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(ef. „Einnahme“ Nr. I), Tiegt es in dev Abficht, von diefer Möglichkeit einen 
ausgedehnten Gebrauch zu machen. 

In der vorliegenden Form vereinigt ferner das Monopol die Vorzüge der 
Maifchraumfteuer mit denjenigen der Fabrifatiteuer: einerfeits ſchützt es Die 
Brennereiindujtrie in ihren bisherigen Produftionsgebieten und Bedingungen unter 
Ausſchluß jeder Konkurrenz, andererfeit3 gewährt es ihr die Freiheit zur Benutz— 
ung eines beliebig großen Maifchraumes und ermöglicht damit die volljtändige 
Ausbeutung des Maijchmaterials und die Gewinnung einer bejjeren, altoholfreien 
Schlempe. Wenn der Entwurf fi mit verhältnigmäßig leichten Kontrolen be— 
gnügen zu können glaubt, fo darf hieraus nicht gefolgert werden, daß bei Ein- 
führung einer Fabrifatiteuer die gleichen Kontrolen als ausreichend zu erachten 
jein würden, denn das Monopol bietet durch die Konzentration des gejammten 
Branntweinhandels in der Hand des Neiches den zuvderläfiigiten Schuß gegen ums 
fafjendere Hinterzicehungen, namentlich gewerbsmähiger Art, unter der Herrſchaft 
einer Fabrikatſteuer würde dagegen der Mangel jenes Schußes durdy ganz 
wejentlich verschärfte, den Betrieb erheblich erfchwerende Kontrolen erjeßt werden 
müſſen. 

Endlich führt das Monopol zwar zur Unterdrückung einer großen Zahl ſelb— 
ſtändiger Handels: und Gewerbebetriebe, allein der vorliegende Entwurf gemährt 
den Betroffenen eine Entichädigung. Die übrigen Steuerformen jchließen Die 
Privatinduftrie prinzipiell nicht aus, jobald fie aber einen hohen Ertrag abwerfen 
jollen, ijt die nothivendige Folge die Vernichtung zahlreicher, namentlich fleiner 
Erijtenzen, ohne daß denjelben eine Entjchädigung zu Theil wird. Der Eingriff 
in das Erwerbsfeben diefer Berjonen ijt daher bei Einführung des Monopols 
der weniger gewaltjame. Daß bei Mafregeln von jo hoher Wichtigkeit die Ver: 
feßung von Sonderintereffen ſich völlig vermeiden ließe, it undenkbar. 


Zu den einzelnen Beſtimmungen it noch Folgendes zu Demerfen: 

Zu 81. Unter „rohem“ Branntivein ift der Branntwein zu berftehen, 
wie er aus der eriten Produftionsjtätte hervorgeht. Namentlich fällt hierunter 
der Branntwein, wie er in vielen Heinen, nicht mehlige Subjtanzen, jondern 
Obſt, insbefondere Kirſchen, Zwetſchen, Mepfel, Birnen, Heidelbeeren, auch Wein: 
trejter verarbeitenden Brennereien als Endprodukt in einem zum fofortigen menſch— 
lichen Genuß geeigneten Zuſtand hergejtellt wird. 

Bu 83. Die Beamten und Agenten der Monopolverwaltung werden in 
der Negel aus den Angehörigen derjenigen Staaten entnommen werden, in Denen 
fie ihre Thätigfeit auszuüben haben. Weder den Agenten noch den Verjchleigern 
fommt die Eigenschaft von Beamten zur. 

Wenn auch die Ktontrolirung der zur Branntweinbereitung beſtimmten ge: 
werblihen Anjtalten, ſowie die ſonſt auszuübenden Nontrolen den Organen der 
Landesbehörden zu überlaffen fein werden, jo erjcheint es doch zur gleichmäßigen 
Berückſichtigung der Intereffen der Monopolverwaltung nothwendig, den Beamten 
der Monopolverwaltung die Befugniß vorzubehalten, daß fie den auf die Kon— 
trole der Brennereien bezüglichen Dienjtverrichtungen der Landesbeamten  beis 
wohnen oder doch von denjelben Kenntniß nehmen. 

Zu 88 4 und 5. Eine Beichränfing der Vermehrung der Spiritusproduk: 
tion erſcheint zur Sicherung der finanziellen Erfolge des Monopols unerläßlid). 
Es mul verhindert werden, daß in der Aussicht, an der Monopolverwaltung 
einen ficheren Abnehmer und guten Zahler zu erhalten, aus Spekulation neue 
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große gewerbliche Brennereien entjtehen und die Branntweinproduftion ins Maß- 
loſe gejteigert wird. 

Schon jett überfteigt die deutſche Branntweinproduftion den inländijchen 
Bedarf um 800,000 bis 1 Million Heftoliter reinen Alkohols, welche daher auf 
den Abjah im Auslande angewiejen find. ES wird allen billigen Anfprüchen 
genügt fein, wenn die am 1. Oftober 1885 vorhanden, d. h. einer fortlaufenden 
iteneramtlichen Kontrofe unterworfen gewejenen Brennereien auch ferner zur Pro— 
duftion derjenigen Branntweinmenge, welche von ihnen bisher regelmäßig ber- 
gejtellt worden iſt, oder, ſoweit fie einen regelmäßigen Betrieb bisher nicht ge- 
habt haben, ebenjo wie diejenigen Brennereien, welche am 1. Oftober 1885 erit 
in der Errichtung begriffen gewejen find, zur Produftion einer Branntweinmenge 
zugelafjen werden, welche bei Berücjichtigung aller einfchlägigen Verhältniſſe der- 
jenigen entjpricht, deren Erzeugung ihnen bei regelmäßigen oder früher begonnenen 
Betriebe zuzugeitehen gewejen fein würde. Wenn die Branntweinmengen, zu 
deren Herjtellung die einzelnen Brennereien befugt fein follen, durch Kommiſſionen 
ermittelt werden, deren von der Landesregierung zu erneımende Mitglieder zur 
Hälfte aus den Kreifen der betheiligten Gewerbetreibenden entnommen find, dürfte 
hinreichende Gewähr dafür geboten fein, daß die Interefjen der Produftion jede 
zuläſſige Berüdjichtigung erfahren. 

Bei der Bedeutung der Frage für die Monopolverwaltung mußte aber der 
feßteren fowohl bezüglich der Feſtſetzung der don den einzelnen Brennereien zu 
produzivenden Branntiweinmenge als bezüglich der Genehmigung neuer und der 
Erweiterung bejtehender Anlagen eine Mitwirkung vorbehalten werden. Ueber 
die Frage, immwieweit ein landwirtbichaftliches Bedürfniß zur Anlegung neuer 
Brennereien anzuerkennen ift, entjcheidet die Landesregierung. Die Anlage neuer 
oder die Erweiterung bejtehender Breimereien einjchließlih der Preßhefenfabriken 
aus einem anderen als dem vorerwähnten Grunde bleibt der Entſcheidung des 
Bundesrath3 vorbehalten. 

Für die im $ 17 näher bezeichneten Heinen Brennereien, deren Betrieb fein 
regelmäßiger it, war eine Ausnahme geboten. Bei der verhältniiimäßig geringen 
Produktion dieſer Brennereien erjchien es zuläſſig, die Entſcheidung über das 
ihnen zu verjtattende Produftionsquantum, foweit es fich um bereits bejtehende 
Anlagen handelt, lediglich von dem Ermefjen der Landesregierung abhängig zu 
machen. Aus derjelben Erwägung wird die Monopolverwaltung der Neuanleg- 
ung derartiger Brennereien fein Hinderniß bereiten, fofern nicht jpezielle Inter— 
ejlen der Monopolverwaltung entgegenstehen 

Zu 8$ 6 bis 10. Zur Eicherung des Erwerbes der gefammten inländijchen 
Branntweinprodultion für die Monopolverwaltung bedarf es bejonderer Vor— 
Ihriften für die Einrichtung und den Betrieb, fowie zur Kontrolivung der 
Vrennereien. 

Eine dauernde Ueberwachung der Brennereien erjcheint bei der großen Zahl 
der Brennereien in Deutfchland nicht wohl ausführbar. Zur Verhinderung von 
Defrauden durch heimliche Altohofentziehung dürften auch die für alle größeren 
Brennereien al3 Regel vorgejchriebene Aufitellung von eifernen Sammelgefähen, 
in welche der gefammte gewonnene Branntwein zu leiten ift, und die unter amt— 
lichem Verſchluß ftehen, ferner die ſonſt von der Steuerbehörde für erforderlid) 
eradhteten Einrichtungen genügen. Zum größeren Schuß werden thunlichſt aud) 
die Räume, in denen die Sammelgefäße aufgejtellt find, unter amtlihen Mit- 
verichluß zu nehmen fein. Die Sammelgefähe werden zur Vereinfachung des Dienites 
der die Abnahme des Branntweins bejorgenden Beamten und zur Erjparung bon 
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Beamtenfräften in der Negel fo groß angelegt werden müffen, daB fie eine 8— 
bis 10tägige Branntweinausbeute aufnehmen fünnen. Zur Erleichterung in Fällen, 
in denen die Einrichtung geeigneter Räume zur Aufitellung don Sammelgejähen 
nicht oder nur mit unverhältnißmäßig hohen Koſten möglich ist, kann an Stelle 
der Sammelgefäße die Benutzung zuverläfiiger Meßapparate gejtattet werden. 
Die Entſcheidung hierüber ſteht ausichließlih der Steuerbehörde zu. Der 
Siemens’she Mefapparat, welcher für diefe Fälle in Ausficht genommen worden 
ift, befindet fich zur Zeit in Bayern, Italien, Nufland und Schweden im Ge— 
brauch und hat im Allgemeinen befriedigende Nefultate ergeben. Es wird aller: 
dings weiterer Erfahrungen und forgfältiger Prüfung bedürfen, ob der gedachte 
Apparat feine Aufgabe volljtändig erfüllt, auch die Gefahr äußerer Einwirkungen 
auf die Nefultate desſelben ausgeſchloſſen ift. 

Um den Gebrauc) der Dejtillivapparate zu anderen Zweden, als zur Brannt- 
weinbereitung, wie insbefondere zur Benupung behufs Bereitung don BViehfutter 
nicht völlig auszuſchließen, ſoll von der Anlegung des amtlichen Verſchluſſes, vor: 
behaltlich der etwa erforderlichen Kontrolen, abgejehen werden können. 

Von der im $ 8 der Steuerbehörde vorbehaltenen Befugniß zur Verſchärfung 
der Stontrolen wird nur Gebrauch zu machen fein, wenn Brennereien ſich eines 
unredlichen Betriebes verdächtig gemacht haben. 

Daß die Koften für die Anschaffung von Sammelgefähen, Meßapparaten, 
leberrohren und Nunjtichlöffern von der Monopolverwaltung getragen werden, 
erjcheint billig, da dieſe Vorrichtungen lediglich ftenerlichen Zweden dienen. Da— 
gegen hat der Brennereibejiger die Koften für die Herrichtung der zur Aufitellung 
der Sammtelgefäße und Abnahme des Branntweins ($ 22) erforderlihen Räume 
zu fragen. 

Zu $$ 11 bis 16. Die in den $S 11 bis 16 enthaltenen Betrieb3vor: 
ſchriften fchließen fi im Allgemeinen den im Gebiete der norddeutichen Brannt- 
weinjteuergemeinjchaft in Geltung jtehenden Beltimmungen an. Da ji) jedoch 
das wejentliche Intereſſe des Fisfus in Zukunft nicht mehr, wie bei der Maid: 
vaumfteuer, auf den Akt der Einmaiſchung, fondern auf den der Dejtillation 
richtet und dasſelbe in diefer Dinficht durch die SS 6 ff. hinreichend gefichert 
erjcheint, jo kann fi die Steuerbehörde damit begnügen, die vorangehenden 
Betriebshandlungen nur infoweit zu überwachen, als nöthig ift, um einen Ueber— 
blid über den Betrieb der Brennerei, namentlich aber über die zu erwartende 
Alkoholausbeute zu gewinnen. Es wird daher möglidy fein, für diefe Betriebs: 
handlungen eine freiere Bewegung, wie bisher, zuzulaffen. So kann in Folge 
der Aufgabe des Prinzips dev Raumbeſteuerung das Erfordernig einer amtlichen 
Erlaubniß zur Benutzung don Nebengefäßen fortfallen und den Brennereibefigern 
geitattet werden, in dem Betriebsplan nad Belieben Aenderungen eintreten zu 
laſſen. Die PBroduftionsbedingungen, wie fie gegenwärtig bejtehen, follen durd) 
die Vorſchrift des $ 15 Abſatz 2 feine Menderung erfahren. Unter den Stoffen, 
deren Berwendung in fanitärem ntereffe unterſagt werden foll, ſind lediglich 
giftige und fonftige der Geſundheit ſchädliche Stoffe zu verſtehen. 

Der kontinnirliche Betrieb, wie folder namentlich auch in Hefefabrifen jtatt- 
findet, foll durch die Beitimmung des 8 16 nicht ausgeſchloſſen fein. 

Zu $ 17. Ju Bayern, Württemberg und Baden, in Eljaß-Lothringen, in 
den Hohenzollernfchen Landen, zum Theil auch in der Nheinprovinz bejteht eine 
große Anzahl Heiner und kleinſter Brennereien, welche feinen regelmäßigen Betrieb 
haben, meiſtens in den Küchenräumen oder in Ähnlichen beſchränkten Lofalitäten 
untergebracht jind und fo primitive Einrichtungen (kleine Brennblafen und offene 
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Kühlwannen mit Stihrohr) bejigen, daß ihre Leijtungsfähigkeit eine äußerſt 
geringe it. Hierher gehören hauptfächlich die — wegen der Schwankungen der 
Obſt- und Weinernten ohnehin nicht jedes Jahr in Betrieb ſtehenden — Bren- 
nereien nicht mehliger Stoffe einjchließlich derjenigen Brennereien, in welchen nur 
Abfälle der eigenen Biererzeugung verarbeitet werden. Aber auch viele Brennereien 
mebliger Stoffe mit ähnlichen Einrichtungen find zu diejen Betrieben zu rechnen. 

In dem vorliegenden Gejegentwurf findet das Intereſſe der kleinen Brennereien 
jorgfältige Berüdfichtigung. Wie fon im $ 4 eine Ausnahme zu ihren Gunſten 
genzacht ijt, indem die Menge rohen Branntweins, welche fie bereiten dürfen, 
unter billiger Berüdjichtigung der wirthichaftlihen Verhältniſſe lediglich von der 
Landesregierung feitgejegt wird, gewährt ihnen der $ 17 ſehr weit gehende 
Befreiungen von den im Allgemeinen angeordneten Kontrolen. Der Erla der 
lediglich zum Schutze gegen Defrauden erforderlichen bejonderen Verwaltungs— 
vorjchriften wird der Bundesrath in der Hauptjache den Yandesregierungen anheim— 
geben, melde ihr Bejtreben dahin richten werden, die den kleinen Brennereien 
nad der bisherigen Geſetzgebung in den einzelnen Staaten gewährten Erleidhter- 
ungen auch fernerhin aufrecht zu erhalten. Hiernach werden die Kleinen Bren- 
nereien insbeſondere an Stelle des in SS 14 und 15 vorgejchriebenen Betriebs- 
plans eine Anmeldung über Gattung umd beiläufige Menge der im Laufe des 
Betriebsjahres zu verarbeitenden Nohmaterialien einzureichen und über jeden 
einzelnen Brand eine Betriebserklärung in einem fortlaufend zu führenden Regiſter 
abzugeben haben, welde den Tag der Benußung der Brennblafe, die Gattung 
des verwendeten Nohmaterials, den Yeitpunkt des Beginns und der Beendigung 
jedes Rauh- und Feinbrands, ſowie die Menge des gewonnenen Yutters und 
Branntweins enthält. 

Eine weitere Vergünftigung iſt den Kleinen Brennereien nicht mehliger Stoffe 
injofern eingeräumt, als die Landesregierungen die erleichterten Kontrolen des 
$ 17 auf fie auch dann in Anwendung bringen fünnen, wenn fie ausnahmsweije 
ihren Betrieb zu veritärfen gezwungen find. Wegen der befonderen Zugejtändnifie, 
welde den Heinen Brennereien bezüglid) der Frachtbeiträge für den Transport 
des an die Monopolverwaltung abzuliefernden Branntweins gemacht find, wird 
auf die Erläuterungen des $ 22 Bezug genommen. 

3u $ 18. In Brennereien, in welchen zugleich Hefe (Preßhefe, flüffige 
Hefe) erzeugt wird, hat ſich die Betriebseinitellung nur auf den Betrieb der 
Örennerei, nicht auch auf die Bereitung der Hefe zu erjtreden. 

3u $ 21. Der Verpflichtung des Brennereibejigerd zur Ablieferung der 
gefammten Branntweinausbeute an die Monopolverwaltung entſpricht die Pflicht 
der leiteren, den gefammten gewonnenen Branntwein zu übernehmen. Selbjt- 
tedend bejteht dieſe Pflicht nur gegemüber der fih in den Grenzen der SS 4 
und 5 haltenden Produktion. 

Durch) die Ausdehnung der in Abjah 3 zugeitandenen Preisermäßigung auf 
diejenigen Perjonen, welche ihre jelbjterzeugten nichtmehligen Stoffe durch Dritte 
zu Branntwein verarbeiten laſſen, ſoll bejtehenden Gewohnheiten Rechnung ge— 
tragen werden. 

Zu $ 22. Der Regel nach ſoll die Uebernahme des Branntweins durch 
die Monopolverwaltung in der Brennerei ſelbſt erfolgen. Ein hierzu geeigneter, 
genügend heller Raum wird ſich in den meiſten Fällen beſchaffen laſſen, ſo daß 
die Beſtimmung im Abſatz 3 vorausſichtlich nur ſelten praktiſch werden wird. 
Eigenthum und Gefahr gehen mit der vollzogenen Abnahme auf das Reich über, 
für die Anſprüche des Brennereibeſitzers an die Monopolverwaltung aus der 
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Branntweinlieferung it daher — vorbehaltlih der jpäteren Berichtigung von 
Irrthümern ($ 24 Ab}. 1) — der in der Brennerei aufgenommene Befund maß 
gebend. Soweit der Brennereibefiger nachher nod den Transport des Brannt- 
weins ausführt, handelt er als Beauftragter dev Monopolverwaltung. Für den 
Beliger einer mit Sammelgefähen verjehenen, alfo nicht unbedeutenden Brennerei 
wird die Verpflichtung, den Transport des Branntweins bis auf 15 km unent— 
geltlich zu leijten, keine drüdende fein, ebenjo wenig, wie die Verpflichtung in bes 
jchränttem Maße den weiteren Transport gegen eine nad) feiten Sägen geregelte 
Vergütung zu übernehmen. Wäre die Monopolverwaltung genöthigt, im Wege 
freier Vereinbarung Transportmittel und Perjonal zu bejchaffen, jo würde fie 
vorausjichtlic häufig übertriebenen Forderungen vder jonjtigen Schwierigfeiten 
begegnen. Für fleine Brennereien im Sinne des $ 17 it die Verpflichtung zum 
unentgeltlichen Transport des Branntweins auf eine Entfernung von 5 km ein- 
gejchränft worden, weil für die meilt in ärmlichen Berhältniffen befindlichen Be— 
jißer derartiger Brennereien eine weitergehende Verpflichtung eine zu große Be- 
faftung mit jich führen würde. 

Zu 823. Die Fejtjebung des den Brennereibejißern für ihren Branntwein 
zu zahlenden Preiſes wird in der Negel nicht für eim einzelnes Betriebsjahr, 
jondern für längere Zeitabjchnitte im Voraus und jo zeitig zu erfolgen haben, 
daß die Brennereien ihre Vorkehrungen danach zu treffen in der Lage find. 

Sm Gebiet der Branntweinjtenergemeinschaft hat im Jahre 1883/84 Die 
Branntweiniteuereinnahme aus der Verarbeitung nicht mehliger Stoffe 653,565 Mb, 
die aus der Verarbeitung mehliger Stoffe 60,523,252 M. betragen. Bon letzterer 
Summe entfallen */, auf die Brennereien, welde Kartoffeln und nur */, auf 
Diejenigen, weldye Getreide, Melaſſe u. dergl. verarbeiten. 

Da der Nartoffelbranntwein hiernac in Deutjchland bei Weitem die wichtigite 
Nolle jpielt, jo find nur die für ihm zu zahlenden Preife in das Geſetz aufge- 
nommen worden. 

Bei der Feſtſetzung des Anfaufspreifes für Nartoffelipivitus werden die 
augenblicklich jehr gedrücten PBreife desfelben nicht maßgebend jein fünnen. Biel- 
mehr werden die Durchjchnittspreije zu berückſichtigen ſein, welche der Spiritus 
in einer Neihe von Jahren gehabt Hat. 

Die Anlage E gibt die Durchichnittspreiie des Nartoffeljpiritus für die lebten 
10 Jahre einzeln an. Läßt man zur Berechnung des 10 jährigen Durchſchnitts— 
preijes die höchſte (1880/81) und die geringite (1884/85) Notirung außer Betradıt, 
jo ergibt jich aus den übrigen 8 Jahren ein mittlerer Preis von 51,3° M. pro 
Hektoliter reinen Alkohols. 

Im Gebiete der norddeutſchen Branntweinſteunergemeinſchaft iſt im Etatsjahr 
1883/84 Maiſchraumſteuer bezahlt worden: 

a) zum Sage von 0,5% A. für 22,° Liter Maiſchraum: 59,037,712 Mb. 

welde 45065 453 SHeftolitern Maijchraum entiprechen, 
b) zum Satze von 0,25 M. für 22,° Liter Maiſchraum: 1,485,540 Mb, 
welche 1,360,754 Hektolitern Maiſchraum entiprechen. 

Im Ganzen find aljo 46,426,207 Heftoliter Maifchraum verjtenert worden. 
Im Durchichnitt kann man annehmen, dab die Alfoholausbente 8 Prozent des 
verjtenerten Maifchraums ausmadt. Diejelbe beträgt demnach für das Gebiet 
der Branntweinjtenergemeinschaft im Jahre 1883/84 3,714,096 Heftoliter reinen 
Altohols. Hierfür jind 60,523,252 M. Steuer gezahlt worden, auf das Heftoliter 
veinen Altohols entfällt jomit ein Stenerbetrag von 16,9" AM. Dieſen Betrag 
von dem obigen zehnjährigen Durdichnittspreife der 51,°° M. in Abrechnung 
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gebracht, ift alfo dem Brennereibejiker aus dem hergeitellten Branntwein ein 
Qurhichnittsertrag von 35 A. pro Heftoliter reinen Altohol3 erwacjen. Der 
Entwurf geht deßhalb von dem Preife von 35 AM. als dem durchjchnittlich zu 
zahlenden Preife aus, es wird aber, um den Veränderungen der Verhältniſſe 
Rehnung tragen zu fünnen, für die Tarifbildung nad) oben wie nad) unten ein 
mäßiger Spielraum gewährt. ine Aenderung diejer Tarifbildung über den in 
dem Entwurfe gewährten Spielraum hinaus kann felbjtredend nur im Wege der 
Geſetzgebung erfolgen. 

Nach den bisherigen Preisverhältniffen von Kartoffelbranntwein zu anderen 
niht Höherwerthigen Branntweinjorten wird fich auch für diefe ein angemeffener 
Tarifjab leicht bejtinmen lafjen. Dagegen wird der Tarifjah für die aus Getreide, 
Obſt und Ddergl. bereiteten Trinfhranntweine nidyt von dem Ankaufspreife des 
Kartoffelbranntweins abhängig zu machen, fondern unter billiger Berüdjichtigung 
der jeitherigen Preije diefer Branntiweingattungen und ihres höheren Werths, foweit 
thunlic; nad) Anhörung von Sachverſtändigen, befonders zu normiren fein. Es 
erihien aber bei der Mannigfaltigfeit der hier in Betracht fommenden Brannt- 
weinjorten nicht angängig, aud) nur den Minimal» oder Marimalpreis gejehlich 
feitzuitellen. 

Die Beitimmung am Schluß des Abjates 2, wonach der Bundesrath zur 
Gewährung eines Zuſchlags bis zu 2 M. für das Heftoliter reinen Alkohols für 
jolhen Kartoffelbranntwein ermächtigt iſt, welcher von einer täglich nicht mehr 
als 10'/, Heftoliter Bottigraum bemaiichenden Brennerei abgeliefert wird, geht 
davon aus, daß die vielfach in Norddeutichland, namentlich aber in Bayern umd 
Württemberg bejtehenden fleinen Kartoffelbrennereien, welche wegen Kapitalmangels 
nur mit jehr mangelhaften Betriebseinrichtungen ausgerüjtet find, bei Weiten 
geringere Alfoholausbeuten erzielen, als die mit den vorzüglichiten Apparaten der 
Nenzeit ausgejtatteten großen Brennereien. Für derartige Feine Brennereien 
jtellen jich danad) auch die Kojten für den von ihnen bereiteten Branntwein nicht 
unbedeutend höher, al3 die großen Brennereien und es erjcheint daher billig, 
dieje Ungleihmäßigfeit durch Bewilligung eines etwas höheren Kaufpreifes für 
dieje Heinen Brennereien einigermaßen auszugleichen, wie diejelben bisher ſchon 
zum größten Theil, als unter die Kategorie der landwirthichaftlihen Brennereien 
fallend, dur; Gewährung von Steuerermäßigungen eine für ihre Exiſtenz noth— 
wendige Berücdjichtigung gefunden haben. Selbitverjtändlich bleibt es übrigens 
den Landesregierungen unbenommen, den Brennereibeftgern behufs Ausgleihung 
der verichiedenen Produftionsverhältniffe aus Landesmitteln einen Zufchlag zu 
den Anfaufspreifen der Monopolverwaltung zu gewähren. 

Die Beitimmungen im Abſatz 4 und 5 erfcheinen zum Schuß des Reichs 
gegen pefuniäre Nachtheile, ſowie im janitären Intereſſe nothiwendig. 

Zu $ 25. Die Aufgabe der Monopolverwaltung bejchränft ſich auf Die 
Reinigung des rohen VBranntweins und die Herſtellung alkoholiſcher Getränke. 
Die Verarbeitung von Branntwein zu anderen Fabrifaten, beifpielsweije zu Eſſig, 
Lad, Parfümerien, jowie zu ſolchen Genußmitteln, welche zwar einen geringen 
Zuſatz von Branntwein erhalten, aber als alkoholische Getränfe nicht anzujehen 
md, wie z. B. Schaummeine, Objtweine und dergl., bleibt dem privaten Ge— 
werbebetriebe überlafjen, wie aud die Einfuhr derartiger Fabrifate nach wie vor 
geitattet iſt. 

Die Einfuhr von Branntwein aus dem Wuslande darf, wie in der Natur 
des Monopols liegt, nur für Rechnung der Monopolverwaltung erfolgen, joweit 
das Geſetz nicht Ausnahmen zugeiteht. Vorausfichtlid wird ſich die Einfuhr auf 
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die feineren Branntweinſorten beſchränken, da das inländiſche Bedürfniß an ge— 
wöhnlichem Branntwein durch die inländiſche Produktion jederzeit gedeckt ſein 
wird. Auch bisher iſt die Einfuhr unerheblich geweſen. Sie betrug im Jahre 1884 
nur etwas mehr als 75,000 Doppelzentner (Anlage F). 

Die Ausfuhr von Branntwein aus dem deutjchen Zollgebiete Hat, wie die 
Anlage F ergibt, in den 10 Jahren 1875 bis 1884 erheblich geihwanft, iſt aber 
beträdhtlih. Sie betrug im Jahr 1875 251,479 Doppelzentner, jtieg im Jahr 1882 
auf 917,108 und belief ich, nachdem fie im Jahr 1883 auf 650,376 gejunfen, 
im Jahr 1884 auf 751,336 Doppelzentner. 

Es iſt nicht zu bezweifeln, da die Produktion an inländischen Branntwein 
auch Fünftig die Konſumtion nicht unerheblich überfteigen wird. Hinſichtlich der 
Verwerthung dieſes Branntweinüberjchuffes durch die Monopolverwaltung wird 
auf die SS 26 und 27 und deren Begründung Bezug genommen. 

Die Anlage G weijt die Branntiweinmengen nad), welche in den Jahren 1875 
bis 1884 in dem Gebiete der Branntweinitenergemeinschaft zur Einfuhr und zur 
Ausfuhr gelangt find, ferner die Menge des zu gewerblichen Zwecken verivendeten 
Branntweind, jowie die Höhe der gewährten Steuervergütungen, endlich Die 
Netto-Steuereinnahme einschließlich der erhobenen Webergangsabgabe. 

Zu 8 26. Die Anlage H macht erfichtlid, wie fich nach den angejtellten 
Erörterungen zur Zeit in dem Bundesjtaate Preußen die Detailpreife für Trink— 
branntwein geltalten. Danach befteht ein twejentlicher Unterjchied zwiichen Dem 
bei glasweilem Verſchank und dem bei fonftigem Kleinverfauf zır zahlenden Breite. 
Ein folder Unterjchied wird künftig fortfallen und der gejamnte Branntwein= 
verfauf der für die Monopolverwaltung anzunehmenden Verſchleißer — gleichviel 
in welcher Form er gejchieht — zu dem gleichen im Tarif feitzufegenden Preiſe 
erfolgen. Dabei it ein Preis von mindeitens 2 AM. und höchſtens 3 A. fiir das 
Liter reinen Altohols in Ausficht genommen. Wird der Preis auf das Mittel von 
2,°° A, normirt, fo würde das Liter ordinären Trinfbranntweins bei 33!/, Prozent 
Alkoholgehalt 83'/, 9 und bei 40 Prozent Alkoholgehalt 1.4. foiten. Gegenüber 
den jebigen Preijen des Branntweins liegt hierin für die meiften preußijchen 
Provinzen eine nicht unerhebliche Preiserhöhung, in den anderen fann eine eben— 
jolche auf dem im 8 87 vorgejehenen Wege erfolgen; in denjenigen Provinzen, 
in welchen jchon jeßt theuerer Branntwein genoſſen zu werden pflegt, wird jid) 
vorausfichtlich auch fünftig der Geſchmack den etwas befjeren und fojtbilligeren 
Sorten zuwenden, jo daß im Erfolge auch dort eine entjprechende Preisiteigerung 
eintreten wird. Cine derartige Preiserhöhung kann aber nicht al$ eine unver— 
hältnigmäßig hohe Belaftung des innerhalb beredtigter Grenzen ſich haltenden 
Branntweinfonfumsd bezeichnet werden, auch darf nicht überjehen werden, dab in 
Folge der forgfältigen Reinigung des rohen Branntweins und der Fernhaltung 
aller gejundheitsjchädlichen Ingredienzien die Qualität des Trinkbranntweins ich 
wejentlich verbejfern wird. Für andere Bundesitaaten liegen eingehende Erörter— 
ungen über dieſe Frage nicht vor. 

Für alle bejjeren Sorten von Trintbranntwein wird der Tarif don vorn— 
herein angemejjen höhere Preife in Anja bringen müfjen. 

Für den zu gewerblichen Zwecken, einjchließlih der Effigbereitung beitimmten 
Branntwein konnte Schon bisher die Steuer vergütet werden. Da nur derjenige 
Branntwein mit dem vollen Monopolpreije getroffen werden joll, welcher in der 
Form alkoholischer Getränfe zur Konfumtion gelangt, jo erjcheint e8 zuläflig, nicht 
nur die dem Gewerbebetriebe jeither gewährte Vergünitigung fortbeitehen zu 
lajjen, jondern ſie auch auf weitere Kireife auszudehnen. ES joll daher Brannt— 
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wein zu Preiſen, welche ſich zwiſchen den Selbitfoiten und den Verfaufspreijen 
bewegen, abgelajjen werden zur Beritellung von Genußmitteln, welche nicht als 
alkoholiſche Getränke anzujehen find; es ſoll Branntwein zu den Anfaufspreifen 
verabfolgt werden für andere gewerbliche Zwede einjchließlich der Effigbereitung 
und der SHeritellung von Heilmitteln, für wifjenichaftliche, für Heizungs- und 
Beleuchtungszwede und es joll noch unter die Anfaufspreije herabgegangen werden 
fönnen zu Gunſten ſolcher Induſtrien, welche größerer Mengen von Branntwein 
bedürfen zur Heritellung von Fabrikaten, mit welchen jte auf ausländischen Märkten 
fonkurriren wollen. Nen find danach die VBergünjtigungen für Seifen und Parfü- 
merien, für wiljenjchaftliche, Heizungs und Beleuchtungszwede, für Fruchtfäfte u. dal. 
Tas Nähere hierüber wird der Bundesrath zu beitimmen haben. Soweit thunlid), 
wird der zu ermäßigten Preijen abzulaffende Branntwein einer forgfältigen De— 
naturirung zu unterwerfen jein. Inſoweit lebtere mit Rückſicht auf den Zweck, 
zu welchem der Branntwein verwendet werden joll, nicht ausführbar erfcheint, 
werden an deren Stelle andere Kontrolen zu treten haben. Dabei wird es nicht 
ausgeichlofjen jein, den Zabrifanten die Wiederverwendung des bei ihrem Fabrifations- 
betriebe zurüdgewonnenen Branntweins zu ermöglichen. Es iſt zu hoffen, dat 
dem Branntwein durch alle dieſe Vergünjtigungen ein umfaſſendes Abſatzgebiet 
im Inlande neu erjchlojjen werden wird. 

Zu $ 27. Der Verlauf des Branntweins im Inlande joll der Monopol- 
verwaltung derartig vorbehalten bleiben, dat neben den von ihr zu diefem Zwed 
beitellten Verſchleißern ein eine jelbjtändige Nahrungsquelle bildender Branntwein- 
vertrieb durch andere Perſonen nicht geduldet wird. Nicht gewerbsmäßige Verkäufe 
von Branntwein, wie 3. B. jolde aus Verlaſſenſchafts- oder Konkursmaſſen, 
werden durch das Geſetz nicht ausgeſchloſſen. ES beiteht die Abficht, die Ver— 
ſchleißer, ſoweit thunlic, aus dem reife der Wirthe und Krämer u. dgl. Perſonen 
zu beitellen. Den Landesregierungen bleibt anheimgeitellt, die Zahl der Ber: 
ſchleißer und die Orte zu bejtimmen, in welchen diefelben zu bejtellen find. 

Bei ihrer Bejtellung wird neben dem Geſichtspunkt, dat die Zahl derjelben 
groß genug bemeijen jein muß, um Jedermann den Bezug von Branntwein 
ohne bejondere Schwierigkeiten zu ermöglichen, wejentlid; eine Verminderung der 
Schanfitätten ind Auge zu faſſen fein. Durd die Beitellung feitens der Landes— 
behörden erhält der Berjchleiger volle Legitimation zum Verkaufe des Brannt— 
meins, jo daß er einer Konzeſſion im Sinne der Gewerbeordnung nicht bedarf. 
Die Vorfchriften der Lebteren über die Bejchaffenheit der Schanflofale u. j. w. 
werden hierdurch nicht berührt. 

Ein unmittelbarer Verkehr zwijchen der immerhin großen Zahl der Ber: 
fchleiger und den in thunlichjt geringer Anzahl anzulegenden Magazinen und 
Fabriken der Monopolverwaltung würde unzwedmäßig fein, daher ijt al$ ver- 
bindendes Mittelglied das Inſtitut der Agenten in Ausficht genommen. Jedem 
von ihnen wird ein bejtimmtes Gebiet anzuweiſen fein, innerhalb dejjen es ihm 
obliegt, die jämmtlihen Verſchleißer mit dem erforderlichen Branntwein aller 
Art zu verforgen. Es Liegt eine wefentliche Gejchäftserleichterung für die Mo— 
nopolverwaltung darin, daß Diejelbe zu den einzelnen Berjchleißern in feine 
pefuniären Beziehungen tritt, fondern den gefammten für den Bezirk eines Agenten 
bejtimmten Branntwein aucd von dem Mgenten bezahlt erhält und es dieſem 
überläßt, an die Verichleißer den Branntwein zu liefern. 

Die Agenten und Berjchleißer dürfen niemals zu anderen als den vom 
Bundesrath tarifmähßig fejtgefepten Preifen verkaufen. Um einerjeitS die Kon— 
jumenten in die Lage zu fegen, durch eigene Prüfung fi) vor Uebervortheilungen 
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durch die Verjchleiger zu ſchützen und andererjeits zugleich auch die jtaatlichen 
Interefien zu wahren, muß der Tarif ſtets im Verkaufslokal zur Einſicht bereit 
liegen und ſoll der glasweiſe Ausſchank in geaichten Gläſern, der flaſchenweiſe 


Verkauf in nad) Viertel-, Halben u. ſ. w. Litern abgeſtuften Semäßen erfolgen, 
welche nach Raumgehalt, Inhalt und Preis bezeichnet und mit einem die Echtheit 
des Monopolfabrifats gewährleiitenden Driginalverjchluß verjehen werden. 

Die den Agenten und Berjchleigern jeitens der Monopolverwaltung zu ges 
währenden Entjchädigungen werden in der Negel in Prozenten der Bruttoeinnahme 
des einzelnen Verkäufers, ausnahmsweiſe in feiten Summen bejtehen. Für die 
Verjchleiger werden fie verjchieden zu bemejjen fein. Von den im Deutjchen 
Reich die Gaſt- oder Schanfwirtbichaft als Haupt- oder Nebenberuf treibenden 
Berjonen find 157,000 zugleich jelbjtändige Landwirthe; darunter bewirthichaften 
116,000 ein Heftar oder mehr, 59,000 5 Hektar oder mehr und 30,000 10 Hektar 
oder mehr. Auf dem Lande wird vorausfichtlicd eine große Anzahl von Perſonen 
bereit jein, die Stellung eines Verſchleißers neben ihrer jonjtigen Beihäftigung 
gegen eine mäßigere Vergütung zu übernehmen, während in den größeren Städten 
der Aufwand der Berjchleißer für Lokal u. j. w. erheblichere Entſchädigungen 
erfordern wird. 

Für die Agenten ijt in Anbetracht der großen von ihnen zu leijtenden Baar— 
zahlungen bezw. Stautionen und des ihnen aus dem Verhältnig zu den Ber: 
ichleißern zweifellos in vielen Fällen erwachſenden Rififos eine höhere Vergütung 
in Ausjicht zu nehmen. 

Der ſchon bisher auf den Abſatz in das Ausland angewiejene Theil der 
deutichen Branntweinproduftion wird fich, joweit er nicht anderweitige Verwendung 
im Inlande findet, um den Betrag vermehren, welcher durd) Einjchränfung des 
Verbrauchs von Trinkbranntwein im Inlande entbehrlih wird. Um auch für 
die vergrößerte Ausfuhrmenge thunlichjt hohe Preife auf dem Weltmarfte zu er- 
zielen, empfiehlt es jid), die bisher bei dem Export von Branntwein bejchäftigten 
Kräfte auch ferner dem Abſatz derjelben dadurch dienjtbar zu erhalten, daß ihnen 
die Möglichleit gewährt wird, ihren Betrieb fortzuführen und entjprechend zu 
erweitern. Aus diefem Grunde wird die Monopolverwaltung auf den direkten 
Verkauf von Branntwein in das Ausland im Allgemeinen zu verzichten und die 
öffentliche Verfteigerung desjelben im Inlande in gewiſſen vorher zu bejtimmenden 
Zwiſchenräumen in Ausficht zu nehmen haben. Bei der Aufnahme der bezüg- 
lihen Bejtimmung in das Geſetz mußte aber ſelbſtverſtändlich die Befugniß zu 
anderweitigen Verkäufen ausdrüdli vorbehalten werden, da die Bermwaltung 
anderenfalls etwaigen Soalitionen der Bieter preißgegeben fein würde. Dies ift 
die Bedeutung der Bejtimmung, mad welcher der zur Ausfuhr bejtimmte Brannt- 
wein nur „in der Negel“ zur öffentlichen Verjteigerung zu bringen it. 

Zu $ 28. Die Beitimmung im $ 28 rechtfertigt fi) durd das Bedürfniß, 
den Vertrieb von Heilmitteln durch die Apotheker nicht zu beeinträchtigen. 

3u 88 29 und 30. Es entſpricht dem Bedürfniß der Konſumenten, daf 
Gajtwirthe, Nejtaurateure, Inhaber von Cafes und Konditoreien u. ſ. w. die 
Erlaubniß erhalten, außer anderen Genußmitteln auch Branntwein zu verabfolgen. 
Diejelben werden dabei an die von den Verjchleigern innezuhaltenden Preife nicht 
zu binden fein. Das Intereſſe der Monopolverwaltung ift dadurd) gewahrt, daß 
die bezeichneten Perfonen ihren Bedarf nur von den von der Monopolvermwaltung 
bejtellten Agenten und Verſchleißern beziehen dürfen. 

Die Gejtattung des Verkaufs von denaturirtem Branntwein durch Kauf: 
leute —— dem Publikum die Verwendung des Branntweins zu Heizungs— 
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und ähnlichen Zwecken zu erleichtern und den Verbrauch auf diefem Gebiet 
zu heben. 

Um dem verjchiedenen Geſchmack der Konfumenten gerecht zu werden, erjchien 
es nothwendig, aber auch unbedenklich, den Verkäufern die Hertellung von Brannt- 
weinmifchungen zum Zwecke des jofortigen Genufjes zu gejtatten. Selbſtverſtändlich 
joll es den Konſumenten unbenommen bleiben, mit dem von ihnen erfauften 
Branntwein Mifchungen beliebiger Art zum eigenen Gebrauche vorzunehmen. 

Die Ertheilung der GErlaubniß wird durdy allgemeine, von der Landes- 
regierung im Einvernehmen mit der Monopolverwaltung zu treffende Bejtimm- 
ungen zu regeln jein. 

Dem Bedürfniß der Reijenden und einzelner an ausländiiche Fabrikate ge— 
wöhnter inländijcher Konfumenten war injoweit entgegenzufommen, daß man ihnen 
die Einfuhr Heinerer Duantitäten geftattet. Die Höhe der gewählten Zollfäße 
rechtfertigt fi) daraus, daß vorausfichtlid nur feine Branntweine oder Liqueure 
zur Einfuhr gelangen werden. 

Bu $ 31. Um die freie Erwerbsthätigfeit auf dem hier in Rede jtehenden 
Gebiete joweit ungejchmälert zu erhalten, als es mit dem Zwecke des Monopols 
irgend vereinbar erjcheint, liegt es in der Abficht, die Nektififation des Roh— 
branntiweins und die Heritellung alkoholischer Getränfe aus demfelben für das 
Ausland der Privatinduftrie auch ferner zu überlaffen. Ueberdies ijt diejelbe zur 
Bermittelung des Abſatzes wegen der dazu erforderlichen genauen Kenntniß der ver- 
ſchiedenen Bedürfniſſeu nd Anfprüche der überjeeiihen Märkte vorzugsweije geeignet. 

Zu 88 32 bis 41. Die Beitimmungen zum Schuß des Monopols werden 
feiner bejonderen Erläuterung bedürfen. Sie gehen nicht weiter, als zur Sicherung 
der Monopolinterejjen nothwendig erjcheint. 

Die Borjchriften bezüglich der Geräthefuntrole lehnen fi an die Beſtimm— 
ungen der jeßigen Branntiweinjteuergejeßgebung an. 

Die Bezettelungen, $ 37, werden unentgeltlih und zwar in der Regel durd) 
die Verkäufer des Branntweins ausgejtellt werden. 

Im Anschluß an die jeitherige Gejebgebung werden die in den Laboratorien 
der Apotheker, jowie der Lehranjtalten befindlichen Brennblafen im Nauminhalt 
von nicht mehr als 20 Liter von der Aufficht der Steuerbehörde ausgenommen 
werden können. 

Zu 8$ 42 bis 70. Der im $ 45 feitgeitellte Begriff der Branntwein- 
hinterziehung jchließt jih an die im $ 2 dem Reich ausschließlich vorbehaltenen 
Rechte an. Er umfaßt danad) jedes Unternehmen, das auf eine Beeinträchtigung 
diefer Rechte und auf die Entziehung der aus leßteren dem Reich zufließenden 
Einnahmen gerichtet iſt. Die Feititellung der Kontrebande als einer bejonderen 
Zuwiderhandlung erjcheint durch das im Allgemeinen gegebene Verbot der Ein 
fuhr von Branntwein aus dem Auslande im Zufammenhange mit der Bejtimmung 
im $ 134 des Vereinszollgefeßes geboten. 

Die Feitfeßung verhältnigmäßig hoher Strafen rechtfertigt fih durch die 
Gefahren, welche dem Reich durch die Beeinträchtigung der Monopolrechte er— 
wahjen. Die Strafverihärfung in dem $ 51 durch eine Gefängnißitrafe nicht 
unter einer Woche im Falle die Branntweinhinterziehfung durch Ableitung oder 
Entnahme von alfoholhaltigen Dämpfen, Lutter oder Branntwein jtattfindet, hat 
darin ihren Grund, daß eine derartige Manipulation bejonders gefährlid und 
ihwer zu entdeden ift. Dem entiprechen aud) die im $ 57 im Fällen der Art 
gegen den Brennereibejiger als jolchen angedrohten bejonderen Strafen, wobei 
angenommen it, daß die gedachte Ableitung von Branntwein, fowie die Anbringung 
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beſonderer zu dieſem Zwecke dienender Anlagen und Vorrichtungen ohne Vor— 
wiſſen des Brennereibeſitzers kaum vorgenommen werden kann. Dagegen iſt in 
dem 8 58 dem Brennereibeſitzer ein Schutz gegen dieſe Strafbeſtimmungen da— 
durch geboten, daß es ihm mit Genehmigung der Steuerbehörde geſtattet iſt, ſeine 
ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit auf den von ihm beſtellten Brennereileiter ($ 20) 
zu übertragen. Eine ſolche Genehmigung iſt ſeitens der Steuerbehörde nicht zu 
verſagen, ſofern gegen die Perſon des angemeldeten Brennereileiters keine be— 
gründeten Bedenken vorliegen. 

Im Uebrigen jind die Beitimmungen zum großen Theil im Anjchluß an die 
Strafbeitimmungen des Vereinszollgeſetzes getroffen. 

Zu 88 71 und 72. Als Termin zur Einführung des Monopols ift der 
1. Auguſt 1888 in Ausficht genommen, da ein längerer Zeitraum nothwendig 
jein wird, um die für den Betrieb des Monopols erforderlichen Vorkehrungen 
zu treffen. Um hierin unbehindert vorgehen zu fünnen, bedarf es aber Der im 
8 72 ausgejprochenen Ermächtigung für den Reichskanzler, ſchon alsbald nad) 
Bublifation des Geſetzes den Ankauf, die Verarbeitung und den Berfauf des 
Branntweins für Rechnung des Reichs betreiben zu laſſen, namentlich auch zu 
dem Zwecke, um bei dem nslebentreten des Monopols den für den allgemeinen 
Dedarf benöthigten Vorrath an Branntwein und alkoholiſchen Getränfen zur Ber: 
fügung zu haben. 

Andererfeit3 liegt auch für die Brennereibeſitzer, ſowie für die bei der 
weiteren Verarbeitung des Branntweind und bei dem Handel mit demjelben 
gegenwärtig betheiligten Gewerbetreibenden die längere Hinausjchiebung des Ter— 
mind für das Inkrafttreten des Monopol infofern im Bedürfniß, als ihnen 
dadurd die Möglichkeit gegeben wird, in der Zwiſchenzeit ihren Gejchäftsbetrieb 
den durch das Monopol veränderten Gejchäftsverhältnifjen entjprechend zu regeln. 

Zu 8 73. Der Beitimmung liegt die Abficht zu Grunde, von fämmtlichen 
in Bezug auf den Handel mit Branntwein, dejjen weitere Verarbeitung und die 
Herjtellung alkoholiſcher Getränke zur Zeit bejtehenden Betrieben, von ihrem 
Umfange, ihren Betriebseinrichtungen und Erträgen fihere Kenntniß zu erlangen, 
und dadurch einen Anhalt zu gewinnen für die jeitens der Monopolverwaltung 
für den Betrieb des Monopols zu treffenden Einrichtungen, namentlich auch für 
Die Anzahl und Auswahl der von ihr zu errichtenden bezw. von den Gewerbe: 
treibenden zu übernehmenden Magazine und Deftillationsanftalten, für die Anzahl 
der von ihr anzuftellenden Agenten und Verſchleißer, für die Menge des von ihr 
beim Beginn des Monopols zu übernehmenden Branntweins und für die Höhe 
der von ihr zu gewährenden Neal- und Perjonalentihädigungen. 

Zu 8 74 Da mit dem Anslebentreten des Monopol, ſoweit das Geſetz 
nicht Ausnahmen gejtattet, dem Neid) allein das Necht zur Reinigung, zur Ver: 
arbeitung und zum weiteren Verkauf des Branntweins zuiteht, jo ift grundſätzlich 
der am 1. Augujt 1888 im Inlande lagernde Branntwein an die Monopol- 
verwaltung abzuliefern oder auszuführen. Im Intereſſe der Vereinfachung der 
Verwaltung iſt jedoch die AZurüdbehaltung des Branntweins bis zu 5 Liter 
fojtenfvei und darüber hinaus gegen Erlegung von 5.M für 1 Liter geftattet. 
Den Beſitzern Kleiner Brennereien foll überdies die im $ 21 Abſatz 3 erwähnte 
Preisermäßigung zugeitanden werden fünnen. Die im Abſatz 4 erwähnte Aus- 
fuhrvergütung der Steuer iſt nicht für Rechnung des Neichs, fjondern für Ned): 
nung derjenigen Steuergebiete zu gewähren, welche die Steuer vereinnahmt haben. 

3u 8 78. Da die im $ 78 bezeichneten Brennereien jih in der Regel 
in ſehr bejchränften Räumlichkeiten befinden, welche die Aufjtellung von Sammel: 
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gefäßen oder Meßapparaten ohne bauliche Aenderungen nicht zulajfen, und da 
die Vermögensverhältnifje ihrer Beier großentheil$ wenig günjtig jind, fo 
entjpricht es der Billigfeit, den Brennereibeſitzern die vorgejchlagenen Beiträge zu 
gewähren. 

Zu 88 79 bis 83. Obwohl es überall die Aufgabe und das Bejtreben 
jein wird, möglichjt viele der jebt bei der Fabrikation und dem Verkauf des 
Branntweins betheiligten oder verwendeten Perſonen demnächſt in entjprechenden 
Stellungen beim Monopolbetriebe unterzubringen, wird es doch unvermeidlich fein, 
daß zahlreiche jolhe Perſonen unberüdjichtigt bleiben und duch die Einführung 
des Monopol in ihrem Vermögensitande oder in ihrer Erwerbsthätigfeit eine 
Beeinträchtigung erfahren. Es entjpricht der Billigkeit, daß fie vom Neid) ent— 
ihädigt werden. Dabei iſt indeß als Grundjah feitzuhalten, daß die Entſchädigung 
in feinem Falle dazu führen joll, ihnen eine Bereicherung zu ſchaffen. Im 
Wejentlihen wird es für die Bemeſſung der Entjchädigung darauf ankommen, 
den nterefjenten den Uebergang zu einer anderen Erwerbsthätigfeit zu erleichtern, 
ohne ihnen Opfer an ihrem eigenen Vermögen aufzuerlegen. Die Entihädigung 
joll eine Reale und eine Berjonalentihädigung fein. Erſtere bejteht in dem Erjaß 
der Werthsverminderung, welde die den Branntweinhändlern, ſowie den mit der 
Reinigung des Branntweind und der SHeritellung alkoholiſcher Getränfe aus 
Branntwein bejchäftigten Gewerbetreibenden eigenthümlich gehörigen und bisher 
von ihnen in ihrem Gejchäftsbetriebe benußten Magazine, Fabrifationsgebäude 
und Geräthe aus Anlaß der durch das Monopol bedingten Aufgabe oder Ein- 
ihränfung des Gejchäftsbetriebes erfahren. Der Erſatz muß jelbjtverjtändlich fort- 
fallen, wenn die gedachten Gebäude und Geräthe von der Monopolverwaltung 
angefauft werden, weil der Preis nad demjenigen Werthe zu bemefjen iſt, den 
die Gebäude und Geräthe vor dem Eintritt ihrer Werthöverminderung dur) das 
Monopol gehabt haben. Die Perjonalentihädigung wird gewährt als Erſatz für 
den Berlujt oder die Schmälerung der bisherigen Erwerbsthätigfeit der im $ 81 
unter Ziffer 1 bis 5 aufgeführten Perſonen. Dieſer Erjaß wird infoweit als 
gerechtfertigt anzuerkennen fein, als die Handels- und Fabrifationsgejchäfte der 
im 8 81 unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Gewerbetreibenden ſich durch einen 
längere Zeit hindurch fortgeſetzten Betrieb als beitandsfähig, jowie als eine jelbit- 
ſtändige Nahrungsquelle erwiejen haben, desgleichen hinſichtlich des unter Ziffer 
3 bis 5 erwähnten Hilfs- und Arbeiterperjonals injoweit, als dasjelbe die be— 
treffende Erwerbsthätigfeit al3 einen dauernden und hauptjächlichen Lebensberuf 
ausgeübt hat. Auch läßt fi) im Allgemeinen annehmen, daß mit der Länge der 
Zeit, während deren ein Handels- oder Fabrifgejchäft betrieben, bezw. eine Er— 
werbsthätigfeit des in demjelben bejchäftigten Hilfs und Arbeiterperjonals aus- 
geübt wird, die Beſtands- und Ertragsfähigfeit derartiger Gejchäfte und Erwerbs: 
thätigfeiten jich fteigert. Dieſen Erwägungen entjprechend find in dem $ 81 die 
Beitimmungen über die Berechtigung zum Bezuge von Entſchädigungen, über die 
Höhe derjelben, jowie über die Steigerung getroffen, welche fie je nad) dem 
fürzeren oder längeren Bejtande der betreffenden Gewerbebetriebe bezw. Erwerbs- 
thätigfeit erfahren. 

Die für das Hilfs» und Arbeiterperjonal Hinfichtlidy feiner Berechtigung zum 
Bezuge einer Entjchädigung beigefügte Beichränfung auf techniſch ausgebildete 
Rerjonen gründet fi darauf, daß nur für ſolche Perfonen in Folge der Auf: 
gabe ihrer bisherigen Thätigfeit eine von ihnen mit Opfern an Zeit und Mühe 
erworbene Fertigkeit verloren geht. Dabei bleibt nicht ausgejchlojjen, den nicht 
technisch gebildeten Perfonen, deren Verhältniffe den Webergang zu einer neuen 
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Gejchäftsthätigkeit befonders ſchwierig maden, gemäß $ 82 Unterjtüßungen zu 
gewähren. 

Für die mit der Reinigung von Branntwein und Heritellung alkoholischer 
Setränfe bejchäftigten Gewerbetreibenden, welche ihre Gewerbsanftalten an die 
Monopolverwaltung verfaufen, iſt die Gewährung einer Perjonalentihädigung 
aus dem Grunde nicht für zuläfjig erachtet worden, weil der vereinbarte Kauf: 
preis, wie bei jonjtigen freihändigen Verfäufen, zugleich die Schadloshaltung wegen 
des aus dem Betriebe der Anjtalt künftig fortfallenden Geſchäftsgewinnes enthält. 

Bei der Prüfung und Feititellung der zu gewährenden Entichädigungen joll 
nad; $ 83 in gleicher Weije verfahren werden, wie dies hinfichtlih der Preis— 
jejtitellung der von der Monopolverwaltung zu übernehmenden Branntweinvorräthe 
in den 88 75 bis 77 vorgejchrieben iſt. Die Zuziehung von vereideten Sach— 
verjtändigen aus den Kreiſen der nterejjenten bietet auch hier die Gewähr für 
eine volle Berückſichtigung aller billigen Anſprüche der letzteren. 

Außerdem ijt in dem $ 82 durd die daſelbſt vorgejehene Bewilligung von 
Unterjtüßungen für die Abwendung einer jeden Benachtheiligung der nterejjenten, 
jo insbejondere älterer nicht technisch gebildeter Arbeiter nad) Möglichkeit Sorge 
getragen. 

Zu $ 84. Die bier getroffene Strafbejtimmung erjcheint behufs Aufredt- 
erhaltung der in den SS 73 und 74 getroffenen Anordnungen geboten. 

Zu $ 85. Durch Abjag 1 jollen die beitehenden Rechtsverhältniſſe in feiner 
Weije alterirt werden. Der Ausſchluß auch aus dem Monopolgebiete ergibt ſich 
für das Hamburgiſche Freihafengebiet aus der verfafjungsmäßigen Stellung des— 
jelben. In Betreff der für Bremen und Bremerhaven zugejtandenen Freigebiete 
machen praftijche Erwägungen die gleiche Bejtimmung nothiwendig. 

Durch Abjag 2 joll dem Bundesrathe überlafjen bleiben, die Stellung einzelner 
Fleinerer Theile des Reichsgebiets zu dem Geſetze bei und nad) dem Inkrafttreten 
desjelben zu regeln. Namentlic werden die im Abja 1 genannten Städte jelbit, 
jowie das gleichzeitig mit denjelben dem Zollgebiete anzufchließende preußiſche 
Staatögebiet erjt mit oder nad) dem Zeitpunkte des Zollanjchluffes, aljo erjt nad) 
dem 1. Augujt 1888 dem Monopolgebiete einverleibt werden können, wobei über: 
dies die in Hamburg belegenen Spritfabrifen, welchen der Fortbetrieb ihrer 
Fabrikation für einen längeren Zeitraum in Ausjicht gejtellt iſt, auch ferner für 
den Export im Betriebe zu belafjen fein, fofern fie nicht etwa wegen des Weg— 
falls des Platzabſatzes zur Einjtellung desſelben ſich entſchließen jollten. 

Zu $ 86. Die Ueberweifung des NReinertrags des Branntweinmonopol® an 
die einzelnen Bundesjtaaten nad) Maßgabe der matritularmäßigen Bevölkerung, 
mit welder jie zum Monopolgebiete gehören, entjpricht dem Maßjtabe, welcher 
grundjäglich aud bei den anderen auf Grund von Reichsgeſetzen zur Erhebung 
und Vertheilung gelangenden Einnahmen Anwendung findet. 

Zu 5 87. Während e8 Sache der einzelnen Bundesitaaten fein wird, die 
ihnen aus dem Monopolvertrage zu überweifenden Einnahmen, ſoweit erforderlich, 
zu einer allgemeinen und ausreichenden Erleichterung des Druds der Kommunallajten 
zu berwenden, ijt es daneben unbedenklich angängig und in ziwiefacher Hinficht 
räthlich erjchienen, fogleih in diefem Geſetz felbjt den Gemeinden die Befugniß 
zur Erhebung von Zujchlägen zu dem Monopolverkaufspreife für die innerhalb 
ihres Bezirks zum Konſum gelangenden alkoholischen Getränke einzuräumen. Denn 
von diejer Befugniß, von welder unter den im Gejeß zugleich vorgejehenen Kautelen 
ein bedenkliher Gebraucd überhaupt nicht zu beforgen ift, werden zahlreiche Ge— 
meinden mit dem bejten Erfolg Gebraudy machen fünnen, ſei es, um zu verhüten, 
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daß bei Einführung der überall gleichen Monopolverfaufspreije feine gemügende 
Erhöhung oder gar eine Ermäßigung der bisher in ihrem Bezirk ſchon höher 
gewejenen Branntweinpreije eintrete, ſei es um für befonderd drücdende Lajten 
oder dringende Bedürfniſſe Abhilfe oder Mittel der Befriedigung zu gewinnen. 

Den Landesregierungen bleibt überlafjen, zu bejtimmen, welche Behörde in 
jedem Bundesitaate unter der Bezeichnung „Aufjichtsbehörde* zu verftehen jei. 

Zu $ 88. Unter „Rommunalverbände*“ find nicht blos die Gemeinden im 
engeren Sinne, jondern auch alle übrigen fommunalen Verbände (Diſtrilts-, Kreis: 
gemeinden 2c.) zu verſtehen. 

Zu $ 89. Der Entwurf geht davon aus und iſt auch in den bisherigen 
Berathungen jo geitaltet, daß der Geltungsbereich des Geſetzes ſich mit dem 
Bundesgebiete Dede. 

Bayern, Württemberg und Baden behalten ſich die Entjchliegung über den 
Beitritt zu dem Gejehe vor. In diefem Sinne begründet ſich $ 89 durch die 
jeitherige Rechtsſtellung diefer Staaten. 


Ertragsberechnung. 


Eine Berechnung des Ertrages des Branntweinmonopols fann der Natur 
der Sache nad) in vielen Punkten nur auf Schäßung beruhen, doc läßt ſich bei 
einem möglichjt vorfichtigen Anſatz der einzelnen Posten mit gemügender Sicher: 
heit feititellen, welcher Minimalertrag von dem Monopol erwartet werden darf. 

Dem entjprechend ſetzen ſich 

A. die Ausgaben 
folgendermaßen zuſammen. 

I. Die Branntweinmenge, zu deren jährlichen Ankauf die Monopolverwaltung 
ſich künftig wird bereit halten müſſen, und die hiefür zu zahlenden Preife fallen 
fih an der Hand der bisherigen Verhältniſſe berechnen. 

a) Die Produktion der norddeutichen Branntweinſteuergemeinſchaft ergibt ſich 
aus der folgenden Berechnung. 





1880/81 1881/82 | 1882/88 | 1883/84 | 1884/85 
Heltoliter | Seftoliter | Hektoliter | Hektoliter | Heftoliter 











Bemaischter Raum zum Steuer- 
fage von 30 für 22,91, 

Bemaiſchter Raum zum Steuer: 
jage von 25 % für 22,1. 

Summa 

Hieraus berechnet fi) die Ge- 
fammtausbeute an reinem Al- 
kohol, wenn man als durch— 
Ichnittliche Ausbeute den feines- 
wegs zu hoch gegriffenen Saß 
von 8 Prozent des verjteuerten 
Maifchraumes annimmt, zu 

Hierzu die AUlloholausbeute der 
Brennereien, welche nicht mehl⸗ 
ige Stoffe verwenden . 


Geſammtproduktion der Brannt- 
weinfteıtergemeinichaft . 


42,356,233|47,257,285]43,541,991]45,065,034|46,197,653 
1,325,740] 1,471,159]| 1,275,018| 1,360,754| 1,309,785 


13,681,973[48,728,444]44,817,009[46,425,788]47,507,465 





3,494,558| 3,898,276| 3,585,361| 3,714,063| 3,800,597 


14,900 


8,504,558]| 8,913,176| 8,597,361| 8,783,068| 8,815,497 
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angejett werden. 


Hierzu die Produktion derjenigen Brenner: 


eien, welche in dem vorbezeichneten Jahre geruht 


haben, aber auf Grund des $ 4 des Geſetzes 

zur Produktion zuzulaſſen jind, oder welde in 

den Zollausihlüfien liegen. . . ’ 86,824 
Die durchſchnittliche Branntweinprodultion 

Bayerns beträgt jährlich. 2 202. 150,000 

diejenige Württembergggg. 25,000 

und diejenige Badens . . ; 25,000 


Die Monopol- Verwaltung wird. alſo mit 
einer künftigen Geſammtbranntweinproduktion von 


zu rechnen haben. 


Abſatz * zu zahlenden Zuſchläge. 


. für Branntwein aus Brennereien, welche täglich nicht 
mehr als 10%; hl Bottigraum bemaifchen. Die Pro— 
duftion der Branntweinjteuergemeinjchaft an ſolchem 
Branntwein beträgt, eine Ausbeute von 8 Prozent 
aud) hier zu Grunde gelegt, etwa 100,000 hl, diejenige 
Siüddeutichlands 50,000 hl, die Gejammtproduftion 
mithin 150,000 hl und bei einem Zuſchlage von 
2 Me pro Heftoliter die Mehrausgabe er 


. für Qualitätsbranntweine: 


x) die jährliche Produktion an Getreidebranntwein, 
welcher ſeiner höheren Güte wegen einen erheblich 
höheren Preis erfordert, berechnet ſich rund auf 
150,000 hl und bei einem durchſchnittlichen Zus 
ſchlag von 30 «#4, d. h. einem Geſammtpreiſe 
von 65 M, pro Hektoliter, die Mehrausgabe auf 
die jährliche Produktion der Branntiweinjteuer- 
gemeinschaft: an Branntwein aus Trejtern und 
gleihwerthigen Stoffen berechnet ſich bei der geringen 
Ausbeute, welche dieje Stoffe liefern, auf 7,200 hl 
reinen Alkohols, die Produktion der anderen Bundes- 
itaaten auf 9,500 hl, Summa 16,700 hi. Dem 
jegigen Werthe diefer Branntweine wird ein Zus 
Ichlag von durchichnittlih 100 Me pro Hektoliter 
zu dem Grundpreis von 35 Mb. entiprecdhen, jo daß 
der Ankaufspreis diefer Branntweine Durchjchnittlich 
135 M pro Heftoliter und die Mehrausgabe 
betragen wird. 
7) Die jährlihe Produktion der Branntweinjteuer- 
gemeinjchaft an den höchſt geichäßten, nämlich den 


3 


” 


” 


” 


” 


AS künftig abzunehmendes Duantum möge die höchſte Produktionsziffer, 


nämlich die de3 Jahres 1881/82 mit 3,913,176 hl reinen Alkohols 


" ” 


” ” 


” ” 


4,200,000 hl reinen Alkohols 


Bei einem durchſchnittlichen Grundpreije von 35 Me. ($ 23) wird die jährliche 
Ausgabe für diefes Branntweinguantum . 
betragen. 

b) Hierzu treten aber alö weitere Ausgaben die gemäß $ 23 


. 147,000,000 M. 


300,000 „ 


4,500,000 „ 


1,670,000 „ 


153,470,000 M 


Seite 


nn = 
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Uebertrag 153,470,000 M. 
aus Kern» und Steinobit, Beerenfrüchten, gewiffen 
Burzeln u. dergl. bergeitellten Branntweinen be= 
rechnet jih auf 7,700 hl reinen Alfohols, die 
Produktion der anderen Bundesitaaten auf 9,500 hl, 
Summa 17,200 hl. Den jebt dafür gezahlten 
Preiſen entjprechend wird ein durchichnittlicher Zu— 
ſchlag von 365 Ab. pro Heltoliter, mithin ein durch— 
Ichnittlicher Ankaufsprei von 400 M. in Aussicht 
zu nehmen jein und die Mehrausgabe — 6,278,000 „ 
betragen. 
e) Die Menge der nad) Deutjchland eingeführten auslän- 
diihen Branntweine aller Art beträgt im Jahre durchſchnittlich 
50,000 Doppelzentner (die bedeutende Steigerung der Einfuhr 
don Branntwein im Etatsjahre 1884/85 iſt auf das Beitreben 
zurüdzuführen, die inländischen Vorräthe vor Eintritt der in 
diejem Jahre in Kraft getretenen Zollerhöhungen noch zu ver- 
mehren, und kann daher für die Durchſchnittsberechnung nicht 
in Betracht kommen), ihr Werth 6,000,000 Mb. Da der Kon— 
jum an dieſen Spirituofen fi unter dem Monopol voraus- 
ſichtlich nicht erheblich ändern wird, ni m für den — der⸗ 
ſelben ein Poſten von . . i 6,000,000 „ 
in Ausgabe zu jtellen. 





Summa .  .....165,748,000 M. 


Die Alfoholitärfe der Spirituofen wird bei der Einfuhr nicht ermittelt, 
jondern nur ihr Gewicht ; da jedoch meift nur bejjere Trinfbranntweine, feine 
Liquenre, Arrak, Rum u. dgl. zur Einfuhr gelangen, jo kann angenommen 
werden, daß der Alkoholgehalt der eingeführten Waare durchſchnittlich 50 Prozent 
des Gewichte ausmacht. Hiernach beläuft ſich die jährliche Einfuhr auf 25,000 hi 
reinen Alkohols. 

II. a) Die den Landesbeamten zugewiefene Brennereifontrofe verurſacht zur 
Zeit rund 8,000,000 Ab. Kojten. Nach Einführung des Monopol wird die 
Abnahme des Branntweins in den Brennereien befonders viel Zeit in Anſpruch 
nehmen, und werden diejelben Beamten dies Gejchäft an einem Tage in nicht 
mehr al3 2 größeren Brennereien verjehen können. Nach den angeitellten Ermits 
telungen wird die Zahl der oberen Beamten im ganzen Weichigebiet um etwa 
350 und die der unteren Steuerauffihtsbeamten um 700 zu vermehren jein. 

Eine Verjtärkung der Grenzbewachung wird, abgejehen von einigen Küjten- 
pläßen, nur gegenüber denjenigen Nachbarſtaaten nothwendig werden, in melden 
ih, der Branntweinpreis nicht höher als der Monopolpreis jtellt, und für das 
ganze Reich die Neuanitellung von etwa 300 Grenzaufjehern erforderlich werden. 

Die Kojten für die Vermehrung der Landesbeamten werden hiernach jährlich 
rund 3,000,000 Ab. und die Geſammtkoſten der von Landesbeamten im Intereſſe 
des Monopol3 zu übenden Kontrolen .  . >... 11,000,000 M 
betragen. 


b) Die Kojten der in den Brennereien nothwendig werdenden Sammel- 
gefühe, Mefapparate, Ueberrohre und Kunſtſchlöſſer iind nad $ 10 des Ent- 
wurjs Seitens der Monopolverwaltung zu bejtreiten. 


-M Wenn angenommen wird, daß die gefammte Branntweinproduftion im Laufe 
% von 7 Monaten jtattfindet und die Entnahme des Branntweins Seitens der 
Monopolverwaltung aus den Sammelgefäßen der Brennereien alle 10 Tage 
erfolgt, jo finden im Ganzen etwa 20 Abnahmeakte in einer Brennerei jtatt. 
Die Sammelgefäße müfjen demnach fähig fein, den zwanzigiten Theil der ganzen 
Produftion, d. h. unter Annahme einer Gejfammtproduftion von 4,200,000 hi 
reinen Alfohols in Deutjchland und Abrechnung des von den Eleinen Brennereien 
hergeitellten Altohols, ungefähr 200,000 hl reinen Alkohol oder, unter Berüd- 
fihtigung der damit verbundenen wäſſerigen Bejtandtheile, ein Volumen von 
etwa 300,000 hl in ſich zu fallen. Diejelben würden fi) in dem gedachten 
Umfange mit einem Kojtenaufwande von höchſtens 4,000,000 M herſtellen laſſen. 
Die wirklichen Kojten werden aber hinter diefem Anſchlag nicht unerheblich zurüd- 
bleiben, da ein bedeutender Theil der großen Brennereien jchon jet eijerne 
Sammelgefäße befigt. 

Die Ausgaben für die vorausfichtlicd nur in befchränfter Menge nothwendig 
werdenden Mefapparate und für etwaige Ueberrohre und Kunſtſchlöſſer, jowie an 
Beiträgen für die im $ 78 bezeichneten baulichen Veränderungen find auf 
2,000,000 .M, der gefjammte in Rede jtehende Poſten demnach auf 6,000,000 M 
zu veranjchlagen. Die Verzinfung ſämmtlicher zu einmaligen Ausgaben erforder: 
lichen Summen joll einjchlieglih der Amortijation auf 4!s Prozent berechnet 
werden. Der einmaligen Ausgabe von 6,000,000 Me. entipricht daher ein 
laufender Ausgabepoiten von 270,000 M. 


II. Die Nothwendigfeit des Vorhandenſeins von Lagerräumen, Fabriken 

und Geräthen zur Aufnahme und Verarbeitung des der Monopolverwaltung ab— 
gelieferten Branntweins wird neben den einmaligen Koſten ihrer Anſchaffung 
dauernde Ausgaben für ihre Unterhaltung und Erneuerung ſowie für die Ber: 
zinfung und Amortijation des Anlagefapitals erfordern. 
8 a) Für das gleiche Volumen, welchem die vorbezeichneten Sammelgefäße 
genügen müſſen (300,000 hl), werden Seitens der Monopolverwaltung zum 
Transporte des Branntweinsd von den Brennereien nad) ihren Magazinen Behält- 
niſſe zu bejchaffen fein, deren Anjchaffung einen Koſtenaufwand von 2,500,000 Ma 
erfordern wird. 

b) Das zum inländischen Konſum bejtimmte Branntweinguantum wird Räume 
zu feiner Lagerung, ſowohl im rohen als im verarbeiteten Zuftande erfordern. 
Den zur Ausfuhr bejtimmten Branntwein, dejjen weitere Bearbeitung der Ent: 
wurf der Privatinduftrie überläßt, ſowie denjenigen Branntwein, welcher gewerb- 
lihen Zweden dienen fol, wird die Monopolverwaltung zumeift nur im rohen 
Zuſtande zu lagern haben. 

Die Frage, wie hoch der inländische Branntweinfonfum unter dem Monopol 
zu veranjchlagen ift, wird ſich durd eine Vergleichung mit den bisherigen Ver: 
hältnijjen beantworten laſſen. Der jährlihe Konſum Deutjchlands an im Wege 
der Branntweinbereitung gewonnenem, zu Genußmitteln verarbeitetem Alkohol 
läßt ji für den Durchſchnitt der legten 5 Jahre folgendermaßen berechnen: 
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1880/81| 1881/82] 1882/83 | 1883/84] 1884/85 










Gejammtprodultion der Branntiwein- 

jteuergemeinjchaft (efr. Ia) i 
Hierzu Einfuhr vom Auslande . . 
” gegen Uebergangs— 


3,913,176 | 3,597,361 | 3,733,063 | 3,815,497 


62,819 


abgabe 4,945 


3,762,924 | 3,883,261 









Summa .|3,532,374 3,627,634 


Davon ab Ausfuhr . 683,275 820,731 766,218 
PP || gewerblichen Bieten 


























verwendet . .| 93,242 129,982 144,078 
— | 776,517 |1,111,834 | 950,718] 947,699] 910,296 

Somit bleibt für en — 
Konſum . .|2,755,857 | 2,830,915 | 2,676,921 | 2,815,225 | 2,972,965 


zufammen: 14,051,883 hl, und 
im Durchichnitt jährlich: 2,810,376 hl reiner Alkohol. 
Hiervon fommen jedoch die durch Schwindung des Branntiweins während 
feiner Behandlung verloren gehenden ſowie die ohne Anmeldung und Steuer: 
vergütung zu gewerblichen Sweden verwendeten oder ausgeführten Branntwein- 





mengen mit etwa 12 Prozent des Gejammtquantums, rund . 330,000 hl 

in Abzug, jo daß für den wirklichen — der Branntwein— 

ſteuergemeinſchaft und . j j 2,480,000 „ 

verbleiben. Der Konſum der außer der Branntweinſteuer— 

gemeinſchaft ſtehenden Theile Deutſchlands beläuft ſich auf rund 320,000 „ 
Der jährlihe Konfum im ganzen en Neich beträgt 

demnad) 5 2,800,000 hl 


Der Absicht des Geſetzes entſpricht ein erheblicher Konſum⸗ 
rückgang unter dem Monopol, welcher a bis zu 20 — 


zent des Konſums. . . 560,000, 
betragen wird, ſo daß ein künftiger Bonfum DB 5 oe .% 2,240,000 hl 
in Ausficht zu nehmen ift. 

In diefer Menge jind etwa . ‚ 25,000 „ 
enthalten, welche vom Auslande eingeführt werden. (ofr. 19) 
Von den im Inlande produzirten . .  . Or: 4,200,000 „ 
gelangen demnach fünftig Ä 2,215,000 „ 


in den Konſum. Außerdem tritt bei der Verarbeitung des 
lezteren Quantums, welches faſt durchgehends einer jorgfältigen 
Reinigung zu unterwerfen ſein wird, ein Schwund- und Fabri— 


dationsverluſt von 8 bis 10 Prozent, rund a A 200,000 „ 
ein. Nach Abzug diefer beiden Summen bleibt — ein 
jährlicher Ueberſchuß an inländiſchem Branntwein von . — 1,785,000 hi 


zu gewerblichen, Heiz: und Brennzwecken, jowie zum Gxport. 

1: Die Lagerräume für den zum inländifchen Konſum bejtimmten Branntwein 
betreffend, ift nun in Erwägung zu ziehen, dab der Zugang des rohen Brannt— 
weins zu denfelben in der Hauptſache während der 7 Monate erfolgen wird, 
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während welcher die Brennereien ihre Hauptthätigfeit entfalten, dat dagegen das 
Interefie eined geordneten Betriebes der Monopolanftalten einen gleichmäßigen 
Umfang ihrer Thätigfeit während de3 ganzen Jahres wünjchenswerth mad. 
Während der Hauptbrennzeit wird daher die der Monopolverwaltung zufließende 
Menge rohen Branntweins nicht mit entjprechender Gejchwindigfeit werarbeitet 
werden, fondern der Lagerbeitand jtetig wachen und am Ende jener 7 Monate 
feine hödhjite Höhe, nämlicd) das zur Verarbeitung während der übrigen 5 Monate 
beitimmte Quantum, rund 900,000 hi reinen Alfohols, erreichen. Unter Berüd- 
fihtigung der hiermit verbundenen wäfjerigen Bejtandtheile, umd des Umſtandes, 
daß der Branntwein häufig auch nad) der Reinigung nod; einige Zeit lagern 
wird, ehe er zu weiterer Verwendung gelangt, wird im Ganzen Platz für ein 
Volumen von etwa 2,000,000 hl zu bejchaffen fein. Der Preis eines Lager— 
haujes it nach jachverjtändiger Auskunft auf höchſtens 10 M. pro SHeftoliter 
Lagerraum, der gefammte Kojtenbetrag demnah auf. .  . 20,000,000 I. 
zu veranjchlagen. 

2. Fir den zum inländiichen Konſum bereits fertig ge— 
jtellten Trinfbranntwein (in Fäſſern, Flajchen 2c.) werden gleich- 
falls Lagerräume, welche ein Volumen von 2,000,000 hl auf- 
zunehmen vermögen, herzuftellen jein und einen Koſtenaufwand 
DO u: TE ee ee et un DEREN <= 
erfordern. 

3. Für den zu gewerblichen ꝛc. Zweden und zur Ausfuhr 
bejtimmten Branntwein werden höchſtens Lagerräume, welde 
ein Volumen von 1,000,000 hl zu fallen vermögen, mit einem 
Kojtenaufwande von. >. 2 nn. 41090,000,000 
zu beichaffen fein. 

ce) Bon den zum inländischen Konſum bejtimmten 2,240, 000 hl 
reinen Alkohols werden rund 2,200,000 hi noch eine Rekti— 
filation Seitens der Monopolverwaltung nöthig machen. Unter 
der durch Erfahrungen bejtätigten Annahme, daß die Koften 
einer Reftififationsanftalt höchitens 15 M pro Heftoliter ihrer 
Leijtungsfähigfeit betragen, wird daher die Gefammtausgabe 
für Nektifitationsanftalten, fei es, daß diefelben im Wege des 
Ankaufs bejtehender Anjtalten, jei es, daß fie durch Neu— 
errichtung beichafft werden, affff433,000,000 
zu veranichlagen fein. 


d) Die gleihe Menge wird einer Bearbeitung in den 
Trinfbranntweinfabrifen der Monopolverwaltung bedürfen, deren 
Kojten durchichnittlih auf 10 M. pro Ba —— 
keit, im Ganzen daher uf . . . 22,000,000 „” 
zu veranjchlagen ſind. 


e) Die Geſammtkoſten der vorjtehend unter a bi d be— 
fprochenen Einrichtungen betragen . .  . 2.0. 97,500.000 Me. 


Die Koften für die Unterhaltung der darin — Immobilien ſind 
auf höchſtens 8 Prozent einſchließlich der Realſteuern, diejenigen für die Unter— 
haltung der Mobilten (Refervoire, Mafchinen 2c.) auf 10 Prozent des Werthed 
zu veranfchlagen. Unter der Annahme, daß nur 50 Prozent des Geſammtwerthes 
gleich 48,750,000 4 auf die Immobilien und gleichfalls volle 50 Prozent auf 
die Mobilien entfallen, berechnen ſich die jährlichen Unterhaltungstoften 
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1. für die Smmobilen uf. oo 0 nenn 1,462,500 fe. 
2. für die Mobilien uf . . ir % 4,875,000 
Hierzu behufs Verzinfung u. Ymetifation d der 97, 500, 0004 
41/, Prozent dieſer Summe . . . 4387,500 „ 
ergibt ſich sub III eine jährliche Ausgabe bon 2 20.20.20. ..10,725,000 Mb. 


IV. Die Betriebsfojten ſetzen fich folgendermaßen zujammen. 

a) Perjonalausgaben. 

1. Die Bejoldung für die Mitglieder des Monopolamtes und deſſen Unter— 
perfonal jowie Die — ODER für die ae, 
find auf . . . 300,000 M 
die Gehälter und Löhne. für die in den Magazinen, Rekti— 
fikationsanſtalten und Trinkbranntweinfabriken angeſtellten Be— 
amten und Arbeiter nach Verhältniß der jetzt in — 
hierfür verwendeten Summen auf etwa . . . 7,700,000 


zu veranjchlagen. Die Gejammtausgabe beträgt Beni. 8,000,000 Ab. 


2. Innerhalb des Monopolgebiet3 werden höchſtens 600 
Agenten anzujtellen jein, deren jeder ſomit einen Wirkungskreis 
von durchichnittlich mindejtens 16 bis 17 Quadratmeilen erhält. 
Bei der erheblichen Zahl von Verichleigern, welche durch einen 
Agenten zu verforgen jind, wird derjelbe ein nicht unbedeuten- 
de3 Lager zu halten, und an Gejchäftsunfoiten jährlich etwa 
5,000 #6. aufzumenden genöthigt fein. Er wird ferner eines 
Betriebsfapitald® von etwa 50,000 M bedürfen. 5 Prozent 
Zinjen von lehterem zu den Geſchäftsunkoſten hinzugerechnet, 
ergiebt ich ein Gefammtaufwand von 7,500 A für den Agenten. 
In Anbetracht des nicht unerheblichen Riſikos, weldes der 
Agent zu übernehmen gezwungen fein wird, erjcheint es gerecht— 
fertigt, demjelben neben der Eritattung der Unfojten eine dieſen 
gleichtommende Vergütung zu gewähren, jo daß für jeden Agenten 
jährlich ein Betrag don 15,000 Mb. — die EN an 
ein folder von . . i ; 9,000,000 „ 
in —— zu ſtellen it. 

3. Die Zahl der Berfchleißer wird nach den angeitellten 
Ermittlungen auf etwa 70,000 zu bemefjen fein, fo daß auf 
je 650 Einwohner etwa ein Verichleißer entfällt. Die Zahl 
der letzteren erjcheint auch infofern angemeſſen, als in Deutichland 

58,843 Landgemeinden und 

2,352 Stadtgemeinden, 
zufammen 61,195 jelbjtändige Gemeinden beitehen. Diejen 
Zahlen entiprechend werden ungefähr 8,000 Verſchleißer in den 
Stadtgemeinden, 62,000 in den Landgemeinden bejchäftigt 
werden. Die Provifion für die erjteren war mit Nüdjicht auf 
die höheren Miethen, wie überhaupt die größeren Koſten der 
gefammten Gejhäftsführung, fowie darauf, daß der Branntwein- 
verichleiß in den Städten nur felten als Nebenbefchäftigung 
wird betrieben werden können, auf durchſchnittlich 3,000 Ab, 
im Ganzen demnadh auf . . 24,000,000 „ 
zu veranschlagen. Für die unter weſentlich anderen Bedingungen 
thätigen Verſchleißer auf dem Lande erſchien eine durchſchnittliche 
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Vergütung von 500 M. gerigend, welcher eine Geſammtaus— 
gabe von. — ———— 
entſpricht. 

b) Die Ausgaben für die bei der Fabrikation der Trink— 
branntweine erforderlichen Zuthaten, für Korke, Etiquettes und 
ſonſtige Unkoſten, können durchſchnittlich auf 9 A. pro Hekto— 
liter, für die — zum Konſum gelangende Menge dem— 
nach auf . de an de rn re Be ar 
veranjchlagt werden. Soweit es ſich um ordinäre Trinkbrannts 
weine handelt, und Feine ?slajchenverpadung eintritt, werden 
die Koſten hinter dem Durchſchnittsſatz nicht unbedeutend zurück— 
bleiben. 

e) Fir die Beichaffung von Fäſſern und Flaſchen zum 
Verſandt des fertig gejtellten Branntweins an die Agenten und 
Verjchleiger ijt eine einmalige Ausgabe von . 
und zu deren Verzinjung jowie zur Bejtreitung der auf 20 Pro⸗ 
zent des Werthes zu — — — — eine 
laufende Ausgabe von . i ii 
beziehungsweije A 
in Rechnung zu stellen. 

d) Eine eingehende Berechnung der Koſten des Transportes 
des Branntweind aus den Brennereien nad den Etablifjements 
der Monopolverwaltung und von dort zu den Agenten und 
Verjchleigern würde erjt nad) Aufjtellung eines Ddetaillirten 
Organifationsplanes der Monopolverwaltung möglich fein, an 
dieſer Stelle auc zu weit führen. Für die Zwede dieſer Be— 
rechnung werden die folgenden Erwägungen gemügen. 

1. Den Transport aus den Brennereien nad) den Monopol- 
anjtalten anlangend, it für weitaus den meisten Branntwein 
feitens der Brennereien der Transport bis zu 15 km ohne 
Vergütung zu leilten, ein jehr großer Theil der Brennereien 
liegt von der nächſten Eifenbahnjtation nicht weiter al$ 15 km 
entfernt, daher trifft die Monopolverwaltung in vielen Fällen 
gar feine Landfradht. Mit Nücdjicht hierauf ijt der Landtrans— 
port des Branntweins auf Koſten der Monopolverwaltung 
durchjchnittlich auf höchſtens 8 km zu veranjchlagen. Bei einem 
jpezififchen Gewicht von 0,7748 wiegt ein Heftoliter reinen Alkohols 
79, kg. Unter Hinzurechnung der Umjchließungen und des 
Zuſatzes von Wafjer oder fonjtigen Beimifchungen wird jic fein 
Gewicht auf durchjchnittlich höchitens 150 kg annehmen lafjen 
und werden „die ducchichnittlichen Koſten des Yandtransportes 
pro Heftoliter und Kilometer — 5 a für 4,200,000 hi 
und 8 km demnad) 
betragen. 

Die Eifenbahnfracht wird jich pro Heftoliter und Kilometer 
auf etwa einen Pfennig berechnen. Um den ſchwer ins Gewicht 
fallenden Rohſpiritus nur möglichjt kurze Streden transportiren 
zu müſſen, wird die Monopolverwaltung vornehmlid in den 
brennereireihen Gegenden Neftififationsanftalten anlegen bezw. 
erwerben, jo daß der Eijenbahntransport bis zu ihnen durch— 


31,000,000 M 


20,160,000 „ 


10,000,000 


450,000 
2,000,000 


5,040,000 


” 
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ichnittlih nicht mehr als 150 km betragen wird. Es wird 
jedod; auch fünftig, wie fchon jebt nicht der gefammte Brannt— 
wein auf der Eifenbahn jeinem Beltimmungsorte zugehen müſſen, 
jondern ein großer Theil desjelben, namentlich der für das 
Ausland bejtimmte, den Auktionsplägen zuzuführende Brannt: 
wein, den erheblich billigeren Waſſerweg wählen können. Unter 
der Annahme, daß auf beiden Wegen gleid große Branntwein— 
mengen Beförderung finden werden, berechnen ſich die Koſten 
für den Erjenbahntransport von 2,100,000 hi a 1,50 Ab. auf 3,150,000 Mb 
und für den Waflertransport von 2,100,000 hi a 0,°° A. auf 1,050,000 , 

2. Den Weg von den Monopolanjtalten zu den Agenten 
und Berjchleigern machen die zum inländischen Konſum gelangenden 
2,240,000 hl reinen Alkahols im Zuſtande bereits fertig geitellten 
Irinfbranntweins. Bei einer durchichnittlichen Alkoholſtärke des 
Iepteren von 33?/, Prozent entiprechen fie daher nunmehr einen 
Volumen von 6,720,000 bl. Man wird nicht zu niedrig greifen, 
wenn man bei gleichen Preisſätzen, wie oben, durchſchnittlich 
vro Deftoliter einen Eifenbahntransport von 300 Kilometer ſo— 
wie — mit Rückſicht auf die auf dem Lande zeritreuten Ver— 
ſchleißger — einen Landtransport von 20 Kilometern annimmt, 
und unter Berückiichtigung der Nothiwendigfeit einer Rückſendung 
von Faſtagen die Geſammtkoſten diejes Transportes pro Seftoliter 
auf 7 Me, Für 6,720,000 hi alſo auf .. 2 2020202 47040,000 „ 
anjept. 

Auch dieje Koſten werden fich vorausjichtlich noch wejent- 
li vermindern laffen, wenn man den Branntwein in demjenigen 
Zuſtande, in welchem ev das geringite Volumen einnimmt, näm— 
lid unmittelbar nad) der Neinigung, aus den vorzugsweiſe in 
den Produftionsbezirten anzulegenden Nektififationsanftalten in 
diejenigen Gebiete, für deren Konſum er beitimmt it, über— 
führt und erſt hier feine Verarbeitung zu alkoholiſchen Getränfen 
vornimmt. 

e) Unter der Vorausſetzung, daß die Einnahmen aus dem 
Monopol erſt ein Vierteljahr nach ſeinem Inslebentreten in 
ihrem vollen Umfange zu fließen beginnen, bedarf die Monopol— 
verwaltung eines den laufenden Ausgaben des vorhergehenden 
Vierteljahres entjprechenden Betriebsfonds. Die in Betracht 
kommenden Ausgaben jind die folgenden: 

Koiten für den Anfauf von Branntwein * I der Aus— 


gaben) . . . 165,748,000 „ 
Vergütung an die Bundesſtaaten für Beamte Mr. 11 a der 

Ausgaben)... . . . ..11,000,000 „ 
Unterhaltung der GSeräthe, Lagerraume und Fabriten 

(Xr. 1I1IIé der Ausgaben) er ci j 6,337,500 , 
Gehälter und Löhne für im Dienjte der M onopolverwaltung 

jtehende Perfonen (Nr. IVa der Ausgaben)  . . - 8,000,000 


(Die den Agenten und Verſchleißern gebührenden 
Vergütungen werden in Form don Ermäßigungen der 
Seite 191,085,500 M. 
Annalen dei Deutſchen Reicht. 1836, 31 
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Uebertrug 191,085,500 M. 
von ihnen für den Branntwein zu zahlenden Preiſe 
gewährt werden und kommen daher hier nicht al3 baare 
Auslagen in Betradt.) 
Sächliche Ausgaben — den Betrieb — IV b bis d der 


Ausgaben) . .. . + 78,440,000 „ 
Summa . . . 269,525,500 M. 
Hiervon ein Viertel als Betriebsfonds rund . . . .  67,000,000 


deren Verzinfung und Amortifation eine dauernde Ausgabe von 3,015,000 , 
erfordert. 

V. Bon den bejtehenden Nektififations-, Deftilations- uud Lageranitalten, 
welche die Monopolverwaltung nicht ankauft, werden diejenigen, welche auch in 
Zukunft, wie bisher, für den Erport weiter arbeiten wollen, eine Neal: und 
Berjonalentjchädigung injoweit beanjpruchen fünnen, als diejelbe durd; den Weg— 
fall ihres Abſatzes nach dem Inlande begründet wird, allen übrigen von der 
Monopolverwaltung nicht anzulaufenden Anjtalten wird volle Real- und Perſonal— 
entjchädigung gemäß SS SO und 81 des Entwurfes zu gewähren jein. 

a) Die hiernad) zu gewährenden Nealentichädigungen jind mit  60,000,000 M 
reichlid) veranſchlagt. 

e An Berjonalentichädigungen wird: 

. den Befigern nicht angefaufter Nektififationsanftalten, 
da bisher bei Weiten nicht aller in den Konſum über- 
gegangene Branntwein vorher reftifizirt worden ijt, 
höchſtens ein jährliher Neingewinn von 4,000,000 Mb. 
in Anrechnung zu bringen jein. Das Fünffache als 
Rozimalentfhäbigung ergibt den Betrag von . 20,000,000 
. Der jährlidie Reingewinn der Peitilations-Anjtalten 
it auf 10,000,000 Mb, die EA — 
daher auf . ; 50,000,000 
veranfchlagt worden. 
3. Der im Großhandel jährlich erzielte Reingewinn läßt 
ich nicht mit Sicherheit ermitteln, es ift fir denjelben 
ein gleicher nr ee wie für die Rekti— 
fifationsanjtalten Bi. 5... . 20,000,000 „ 
in Ausſicht genommen worden. 
4. Der Kleinhandel und Ausſchank Hat fein Verdienſt 
bisher aus den zum inländischen Konſum verwandten 
2,800,000 Heftolitern gezogen. Der inländische Durch— 
Idnittspreis des Nohbranntweins hat in den der Ent- 
Ihädigungsberedinung zu Grunde zu legenden Jahren 
1880 bis 1885 rund 52 4. pro Hektoliter betragen, 
vechnet man hierzu den Aufſchlag des Großhandel, fowie 
der Nektififations> und Deitillationsanjtalten, die Ge— 
ihäftsunfojten und die Verzinſung des Betriebstapitals, 
und jtellt dem die in Anlage G der Begründung für 
große und bejonders viel Branntwein konſumirende 
Theile des Neichsgebietes angegebenen Detailpreije des 
Branntiweins gegenüber, jo erjcheint die Annahme be- 
rechtigt, daß im Kleinhandel und Ausſchank durd)- 
Ichnittlich ein Neingewinn von etwa TO Ab am Hefto- 


to 
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liter reinen Alkohols erzielt wird. Der jährliche 
Gewinn an 2,800,000 Heftolitern beträgt demmad) 
196,000,000 Ab und das Zweifache als Marimal- 
entjehädigung eo . 392,000,000 M 
Da aber der weitaus größte Theil ber 70, 000 
Verſchleißer aus der Zahl der Schanfwirthe entnommen 
werden wird und hierdurch die für die betreffenden 
Perſonen voritehend mitberechnete PBerfonalentichädi- 
gung in Fortfall kommt, jo wird hierfür von dev obigen 
Geſammtſumme ein Betrag von mindeiten® . . .  62,000,000 
in Abzug gebracht werden fünnen, jo daß für Klein— 
handel und Ausſchank als — zu 
nehmen ſind. . . 3430,000,000, 
5. Für techniſches und taufmänniſches Hiljs⸗ und Arbeits: 
perfonal, ſoweit dasjelbe nicht in den Dienſt der 
Monopolverwaltung übergeht oder im Privatbetriebe 
für den Grport thätig bleibt, wird eine Perſonal— 
entjchädigung Bon... = =. ‘s .. 1690,000,000, 
in Rechnung geſtellt. 
An Perſonalentſchädigungen * * hiernach 


eine Geſammtſumme von. 3. 430,000,000, 
und für Verzinſung und Amortiſation eine laufende 
Ausgabe von . . . ... 19,350,000 


e. Um bei der Sewährung don Unterftüßungen (S 82 
des Entwurfs) allen Anforderungen der Billigfeit hinreichend 
entiprechen zu können, it hierfür ein Nusgabepoiten von . .  50,000,000 
mit einer Berzinfung vnonn. 2,250,000 „ 
borgejehen worden. 

Die Geſammtſumme aller Entihädigungen und Unter: 


ſtüßungen wird ſich hiernach auf ..  . .540,000,000 
die Geſammtſumme der einmaligen Ausgaben auf — . 720,500,000 
und die der laufenden Ausgaben, einschließlich der Verzinfung 

und Amortiſation der eriteren, auf. . . 2.0. 3465, 948, 000, 
belaufen. 


B. Die Einnahmen. 


werden ſich in folgender Weiſe zuſammenſetzen: 
I. Bei einem inländiſchen Konſum von 2,240,000 hl reinen Alkohols 
werden neben 
150,000 hl reinen Alkohols an Dualitätsbranntwein aus Getreide, 
16,700 „ reinen Alfohols an Dualttätsbranntwein aus Weintrebern ꝛc., 
17,200 „ reinen Alkohols an Dualitätsbranntwein aus Obit, 
25,000 „ reinen Alkohols an XLualitätsbranntwein aus ausländischen 
Epirituofen (vergl. Nr. Ib und e der Ausgaben) und etwa 
15,000 „ reinen Alkohols an Qualitätsbranntwein aus inländischen 
Liqueuren 
Ca. 223,900 hl reinen Alkohols noch 
2,016,100 „ r a an ordinärem Trinfbranntwein Verwend— 
ung finden. 
31* 
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Hinsichtlich der Verfaufspreife des Trinkbranntweins ift in Ausficht genommen, 
von der einzig in der Beitenerungsform des Monopols gegebenen Möglichkeit, Die 
Ntonjumartifel mit einer nach Verhältniß ihres höheren Werthes fonjequent jteigenden 
Stenerbelajtung zu treffen, ausgiebigen Gebrauch zu machen. Bon dem Verkaufs— 
preife von 250 4. pro Hektoliter veinen Alkohols beim ordinären Trinfbranntiwein 
ausgehend, ericheinen hiernady für die befjeren Branntweinforten die in nach— 
folgender Tabelle angejebten Preiſe als angemeſſen und ergibt ſich die wachſende 
Steuerbelaitung aus der jteigenden Differenz zwijchen BAND und Verfaufspreis: 





| Pro Heftoliter reinen NAltohols durchſchnitiliche 


Stenerbelajtung 





N i fg⸗ J 7 = 
Branntweinarten. ai a (einfhfiehlich der Un- 
toiten) 
MM A SM: 

1, Ordinärer Trinfbranntwein . . | 3 250 215 

2. Qualitätbranntwein aus Setreide,. . 65 360 295 

3, " „ Weintrebern . | 135 510 375 
4. „ Kernobit, 

Steinobft, " Beerenfrüchten x. —4 400 1000 600 

5. Inländiſche Liqueure höchſtens ee 400 1200 800 

6. Ausländische Spirituofen — 4 240 1250 | 1010 





| 
In der diefer Berechnung angeſchloſſenen Ueberſicht des Ertrages it bei der 
Preisnotirung in der Spalte „Berfaufspreis pro Yiter Trinfbranntwein“ im All— 
gemeinen ein Alkoholgehalt von 337/, Prozent und nur bei ausländiichen und 
Opjtbranntiveinen ein höherer Atoholgehatt angenommen worden. 
Die Bruttveinnahne aus dem inländischen Branntiweinfonfum beträgt unter 
Zugrundelegung der vorjtehenden Zahlen . j i . 632,992,000 Mk. 
II. Wie umter Nr. Ib der Ausgaben bereits erörtert, 
verbleibt der Monopolverwaltung nad) Abzug der inländischen 
Konſumtion umd der auf 200,000 hl veranſchlagten Schwindung 
ein jährliches Quantum von 1,785,000 hl reinen Alkohols, 
welches in der Negel im rohen Zuſtande zu erportiven fein wird, 
joweit es nicht zu willenichaftlichen, gewerblichen, Heizungs-, 
Beleuchtungs- und ähnlichen Zwecken im Inlande Verwendung 
findet. Ber einem Durchſchnittspreiſe von 20 A. pro Hektoliter 


ergibt ſich aus demfelben ein Erlös von .  . . 4,700,000, 
Die Geſammtbruttoeinnahme beträgt demnach  .  .668,692,000 „Ab. 
Hiervon abgezogen die laufenden Ausgaben von  . . 365,948,000 „ 


verbleibt ein jührlicher Neinertvag des Monopols von vumd . 303,000,000 „is. 
welcher mit Amortifation der zu einmaligen Ausgaben aufzu— 

nehmenden 720,500,000 Fb. allmälig um deren Zinſen rund 

32,000,000 Ab, alſo bis auf ’ ; i F ; ; . 355,000,000 „ 
ſteigt. 

Da die deutſche Geſammteinnahme an Branntweinſteuer und Zoll jetzt rund 
52,000,000 Ab. jährlich beträgt, jo erwächſt aus dem Monopol eine Mechr- 
einnahme von augenbliklih und . . . 242351,000,000 M. 
und fpater und. . +. 283,000,000 AM, 
ſelbſt wenn mit der Bermehrung der Bevölferung eine entſprechende Zunahme 
des Nonjums nicht eintritt. 
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neberſicht 


zur Berechnung des Ertrages eines deutſchen Vranntweinmonopols. 


A. Ausgaben. 











Einmalige 
Ausgaben 
Verzinſung u. Laufende 


Amortifation ö 
zu 4%, Prozent Ausgaben 
angenommen) 
fe A 
I. Ankauf von Branntwein. 
a) Kür die im Inlande erzeugte Branntiweinmenge 
von 4,200,000 ze reinen — zu 35 4 
pro Hettoliter j — 147,000,000 
b) Zuſchläge: 
1. für Heine Brennereien: 
150,000 Heftoliter reinen Alkohol A 2 AM . — 300,000 
2. für Dualitätöbranntweine: 
x) aus Getreide 150,000 Heftoliter reinen Alkohols 
ASOM . — 4,500,000 
8) aus Beintrebern und dal. 16 ‚700 Hettoliter reinen 
Altohols A 100 M . . 1,670,000 
7) aus Gtein- und Kernobit, Beerenfrüchten x. 
17,200 Heftoliter reinen Alkohols A 365 M — 6,278,000 
c) für ausländiſche Branntweine aller Art . _ 6,000,000 
Summa I — 165,748,000 
II. Aontrole der Brennereien. (8 3.) | 
) Bergütung der den Bundesſtaaten erwachſenden Kojten _ | 11,000,000 


b) Sammelgefähe, Mehapparate, Ueberrohre und Kunit- 
ichlöfjer in den Brennereien ($ 10), Beiträge zu Bauten 


'$ 78) 


111. Geräthe, Lagerräume und Fabriken. 


a) Füſſer für den Transport des Nohbranntweins von 
den — in die Lagerräume der Monopol: 
ea ür etwa der Produktion = 300,000 


6,000,000 (4"/,9],) 270,009 








Heftoliter Bolumen 2,500,000 — 
b) Lagerräume: 
1. fir rohen und rektifizirten Branntwein zum inlän— 
a Konjum für 2,000,000 Hektoliter Volumen 
10 M. 20,000,000 _ 
. für fertigen Trintbranntwein ſum inländiichen 8 vn: 
Si für 2,000,000 Hektoliter Volumen a5 M. . 10,000,000 _ 
3. für rohen "Branntwein zum Export für 1,000,000 
Heftoliter Volumen & 10 M : 10,000,000 = 
c) Neftififationsanitalten für eine "jährliche Leiftungs- 
jähigfeit zum Belaufe von 2,200,000 Heftoliter reinen 
Alkohols A 15 M 33,000,000 — 
d) Fabriken von Trintbranntwein für diefelbe Menge 
A 10 M z Ak 5 22,000,000 _ 
Summa la bis ä a 37 500, 000 7 4,337,500 
Seite . . 103,500,000 181,405,500 
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Uebertrag 
e) Unterhaltung: 
1, von Immobilien, 3 Prozent von 48,750,000 sb. 
2. von Mobilien, 10 Prozent von 48,750,000 Mk. 


Summe Ile . 6,337,500 Ak 


IV. Betriebskoften. 


a) Berfonalausgaben : 
1. Gehalte und Löhne für — RN und 
Fabrikation . . 
2. Brovifion für 600 Agenten a 15, ‚000 s. 
3. Brovifion für 70,000 Berichleißer: 
x) in Stadtgemeinden 8000 à 3000 M 
ß) in Landgemeinden 62,000 & 500 Ak 


Summa IVa 72,000,000 Mb 


b) Fabrifations- und jonjtige Unfojten für den Betra 
des inländiichen Konſums von 2,240,000 Hektoliter A 9 


c) Fäſſer und Flafchen zum Verſandt des Trinkbrannt- 
weind an die Agenten und anne ur 
Unterhaltung 20 Brozent ; 


Transportkojten: 

1. Fracht von den Brennereien bis zu den Rektififations- 
anitalten bezw. bis zu den NAultionspläßen für den 
Erport, für die Broduftionsmenge von 4,200,000 
Heltoliter reinen Alkohols: 

Sradıtbeträge für Wagentransport bis zur Bahn 
& 1,20 A pro SHeltoliter : 
Eifenbahnfradht fiir 2,100,000 Hettoliter ů 1, so se 
pro Beftoliter . 

Waſſerfracht für 2 
pro Beftoliter . 

2. Fracht don den Monopolanftalten für. den Trint⸗ 
zu den Agenten Ibranntwein zum 

„Agenten zu benlinländiichen ton: 
Verſchleißern . ſum: 6,720,000 

„ Für Rüdtransport der Ge⸗Hektoliter Volu— 

räthe Imen a TM. 
Summe IVd 56,280,000 4 

Betriebsfonde: 

Jahresausgaben zu I eg 165,748,000 M 

r „Ua .. 0... ...11,000,000 

Unterhaltungsfoften zu Ile . 6,337,500 

Gehalte und Löhne zu IVa . . 8,000,000 

Sächliche Husgaben zur IVb bis d. 78,440,000 „ 

269,525,500 — 
Hiervon "/, rund 


. Entfhädigungen ($ 81) und Unterſtühzungen ($ 82), 


Realentſchädigung für Rektiſikations-, Deitillations- und 
Lager-Anftalten, foweit fie nicht angefauft werden und 
deßhalb unter 3 mit enthalten imd . S 3% 


di 


— 


2,100, 000 Heftofiter a 0,0 Me 


” ” 





a 
— 


* 
u * 


Seite 


Einmalige 
Ausgaben 


103,500,000 


67,000,000 


60,000,000 


240,500,000 





344,348,000 


Laufende 


Ausgaben 


A. 


181,405,500 


1,462,500 
4,875,000 


8,000,000 
9,000,000 


24,000,000 
31,000,000 


20,160,000 


450,000 
2,000,000 


5,040,000 
3,150,000 


1,050,000 


47,040,000 


3,015,000 


2,700,000 
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Einmalige Laufende 
Ausgaben Ausgaben 
Me 








Uebertrag 240,500,000 | 344,348,000 


b) Verſonalentſchädigung: 


1, für Rettifilation 20,000,000 — 
2, „ Deitillation 50,000,000 _ 
3. „ Großhandel . . 20,000,000 _ 
4. „ Kleinhandel und Ausſchant — 330,000,000 — 
5. „techniſches und — Site und Ar— 

beitsperſonal 10,000,000 — 





— 19,350,000 
50,000,000 2,250,000 
20,500,000 | 365,948,000 


Sunma Y b 130 00 "000 7 


c) für Unterſtützungen 


















Geſammtſumme 
Rekapitulation der Ausgaben. 

I. Anlauf von Branntwein 

II. Kontrole der Brennereien i 

II. Geräthe, Qagerräume und Fabriten . 

IV. Betrieböfoften . . 

V. Entjhädigungen und Unterftügungen 

Geſammtſumme 


= 165,748,000 
6,000,000 |  11,270,000 
97,500,000 |  10,725,000 
77,000,000 | 153,905,000 

540,000,000 | 24,300,000 
720,500,000 | 365,948,000 






B. Einnahmen. 








Menge Berfaujspreis 
Heftoliter PER ER | Den SurE Einnahmen 





reinen Trink 
reinen . 
Altohols Alkohol | branntwein 
sb 
I. Verkauf von Zrinkbranntwein. 
a) Gewöhnlicher Branntwein . . 504,025,000 
b) Qualitätsbranntwein aus Getreide . 54,000,000 
= aus Weintrebern ıc. 8,517,000 
aus Obſt 17,200,000 
c) Liqueure "aller Art 18,000,000 
Summa 2,215,000 Seffofiter 


d) Verkauf von ausländiſchen Spirituofen 
aller Art (Rum, Arrac, Cognac, Li— 
aueure) ca. 50,000 Doppelzentner 


Summa I 632,992,000 Mk 


31,250,000 


U. Verkauf anderen Branntweins. 


Zum Erport zu verfaufender Rohbrannt- 
wein und zu gewerblichen, willenichait- 
lihen, Heizung® und Beleuchtungss 
zweden im Inlande abzufegender rekti— 
fsirter oder roher Branntwein . . . | 1,785,000 3 35,700,000 

Demnach Bruttoeinnahme 668,692,000 
Hiervon ab die Ausgabe 365,948,000 


Reinertrag des Monopolä rund: » » > 2 2 2 2 200000. | 3083,000,000 
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Anlage B. Tabellariſche 


der in den Jahren 1877 bis 1884 in den allgemeinen Krankenhäuſern bezw. den Irren— 
Sanferwahnfinn“ bezw. an „Delirium 











1. Allgemeine Krankenbänfer. 


Es kamen in Zugang Bon je 100,000 Einw. famen 


Pr n 
Staaten, bezw. Kandestheile. an „hroniihem Alkoholismus und Säuferwahn 





im Sabre 


im Jahre 
1877|1878|1879| 1880|1881|1882|1883|1884 


1877|1878|1879|1880]1881 


















































Preußen. | | | | | 
Dftpreußen . 2... | 808) 177, 203] 173 142) 165 290 347 j 10, 8, 73 
Weitpreußen . . 115 148: 128| 110, 145 155 272 6935| 8 9, 7,8 102 
Brandenburg int. Bein 742 486, 668] 598 667, 795 1026 1345| 23,7 | 21,# 17* 19,’ 
Berlin... — , 337 468] 400. 465 560; 590 681 34," 48,3 35,% 41, 

2 [Bommern . 2 2 2.0. ] 147 201) 203° 166 160 220] 342) 528 2 13,7] 13, 10, 10,: 
Sl Boien . - 2... . | 178) 183) 341, 218 250, 313) 353) 458 | 21,2] 12, 14, 
= 1 Sclefien . 2.2... [434] 461 523 475 450, 5401107111451 13,8 11,8 11, 
= | Sadien . . >... | 120 151) 217 190. 163) 196° 234| 312 ; 10”) 8 7 
= | Schleswig. Holftein . ...1 247 186: 130 156) 221: 202) 2791 371] 2: aa 13,8 19, 
Hannover. » » » . . | 202) 135. 119, 134) 158, 181! 345| 334 6 52 7 
Weitfalen . . 2 2... 2 127 137| 152) 126] 155) 276) 269| 3, 72 776 
Heſſen Naflau . ... | 98 116 84! 109) 73) 102] 123 125] 6 ze 
Rheinlad . .... 281! 339) 291| 265! 362] 588: 820 N 7 68 
Dazu Hohenzollern . . . . ı—-|-— 2 | 2 5 3 | — | 3" 1% 
1. Preußen » 2. . j29251265513092,2774'2821'3388'5204|7001 | 11,*] 10,#) 12,°) 10,0 10* 
MH. Bayern . 2... | 2856| 266| 253) 183] 150) 191! 197) 232] 5,1 5,5] 5,0 35 27 
1. Sadien . . . . . | 235) 2591 255: 2 274| 332| 3181 8 9,* 9% 97 8 
IV. Württemberg. . . . 481 601 31] 55! 501 60) 70) 62] 2 3: 1% 2. 22 
V. Baden. » » 2.0.7] 82 60 25 s2l sel 58 68 weh 
VI. Hefien . . 69 5 53 80 46 68 za ee 
VII Medtenburg- Schwerin . 64 72 61 44 4 35 43 67 |, 1a 7, 5 
VIII. Sachjen-Weimar . . 13 14 ı8| 19 18] 21] 21] 17] 4 1 6, 6, 5, 
IX, Medlenburg: Streliß . se 2 6 7 6 6 5 11] 8,4 122 16,7 7% 6, 
x. Ofdenburg . . . . | 27 20 24 ı7) 221 27) 832 191 83 6» 73 5% 6 
XI. Braunihweig . - . 8 1) 1283 9 13) 20) 21] 47] 5 31) ei an 3, 
X. Sadien Meiningen . ee bene. ah zn ze 
XIII. Sadjen-Altenburg . . s mw 10 7 10 13) 18 9] 59 6. 6% 4% 6° 
XIV, Sachſen-Coburg⸗ Sotha 21 19 14 9 7 10 19 9] 115 10, 771 46 3° 
XV. Anhalt. . . 261 20 26 25 23 17 25) 32] 12 9] 12, 107, 9° 
XVI. Schwarzburg® Sonders- | | | I 41 
bauien . . 2 5 3] I 4 bb 3 7 7 N 
XVII Schwarzburg— Rudoiſtadt 4 3 5 ii 2 6 4 55 391 63 235 2, 
XVII. Waldel . — 1. 2 4 - u Else a 
XIX. Ru... l 1 | 4 1 —- I 1— 23, 20 641 2%, 
XX. Reuß j.. . —F 3 23 6 10 6 11 211 6| 321 2: 6* gm 5, 
XXl. Schaumburg: Lippe .:1-1-1|1-ji-|1 U) 1 -|- |- |-|1- —2 
XXIL Kippe . . . Er 2 5 —| 3 4 4 10) 4] 1) 4 — | 2# 34 
XXI. Lübet. . .... 0. [| 410 ı8l al 49) 39) 46 56) 41] 72,0] 31,6 72, 77361; 
XXIV. Bremen © 0... hal ad 5 20 ee i 
XXV. Hamburg . - 2. . 1257| 363 418! 493! 422] 641) 693) 787 | 70. 98,51107.° 108% 93/ 
XXVIL. Elfah:Lotbringen . . Br 73 94 81 99 881 ße 
Deutſches Neid) . 4272|4051/4540|4200|4143'5003|7040 8954 | 10,0 9,5 108 9, ®) 





') Anmerkung: Der Berechnung der Verhältnißzahlen ift für die Jahre 1877 bis infl. 1879 das 
von 1880 zu Grunde gelegt. 
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272 
Darunter weibliche Perſonen | — 


— | 276 204 372 511 678 0,8 0," 0, 


Geſetzentwurf vom Februar 1886, 477 


Ueherſicht 


anſtalten des Deutſchen Reiches in Zugang gekommenen, an „Alkoholismus und 
potatorum““ leidenden Kranken. 


























II. Frrenmauen. 








in Zugang ') | Es famen in Zugang | Von je 100,000 Einw. kamen in Zugang I 
iinn an „Delirium potatorum“* 





im Jahre 


im Jahre 
541111877|1878 1879]1880 1881 1882 1883 1884 


1877|1878 1879|1880|18s1|1882| 


















lee a u 34 95 114 140] — | 8, 61 43 43 4% 59 72 





8 15,0] 17,9 

10193 4583| 35 39 34 Wa 72 77 ze ee es ae ge 
235 30,51 39,#|| 356! 325. 407! 372) 382 510: 507 492] 11% 10° 13% 11° 113 150 15,0 14,5 
19,5 52,5 60,7 — | 298| 378 3553| 354 472, 4583| 450] — | Bu,* 39,0, 31,5 31,5! 42,1 43,0 40,' 





Ba KM 5835 02 05 03 0, 














18,4 207 261 18 15 8 212 45 35 251 1 0. 0. VE Te AR P 

13, 26,7 36,24} 137] 127! 103 1331 180: 224! 207. 1538|] 3, 33 2 3: A» ne 52 3,9 

510,1 13,5 51 150 dh a 28 37 5 07 0 ee le 

179 24,1 32,9 ' 56| zw ol 95l 98, 109 1836| 0% 58 62 6% 84 87 9717, 
— a 


J 6 4 ii —-|ı 2 — 41 0% 03 08% 0/3 
165 11) 14° 21 16 155 9 24] 1, 0, 

57 58 52 3 59 61 79 61 d 
| | U- 


u 
2 8, | 
3 39 29 59 68] 62 69 65) 0 1 1 2 2 2 3 3, 
5 | Ba nal 
1 
1 











12,4, 19,1) 967 1222 1248 1198 47 4° 
se 3% 241 43 27) 38 30, 3483030) 26 v0” 05 08 08% 05 0% 0% 05 
eo 43 53) 4263| 51, 51) 7 67 enge 232 
3 34 31 11 3» BI 6 14 17 151 0% 0% 15 0% 0% 0" 09] 0? 





4 
8 

2 49 4 6 5 9 10 
11: . 





ir 6 55 1 17%. 3108 10 25° 01,9 7° 
6, 3,9 11, \ u 4,®. 3,1 1, v * — — — 
s 9,5, 5, —1-| 04 08, 02 — 1 0, 0 
3, 65, 13,5] — ee = | — 
33 43 48 s 1,8 10 19% 1% 1,0 2,” 1, 
8% 11,0 5,6 2 1 25 06 Br 24 
5,1 90 46 -I|- I 15, — | ı9 10) 08 
13, 10,1 13,9 — | — 0 0, 0,8 09 0, -- 




















IL RL, Ber 5, | 8234 JREBe) DEE Kerl, Fa BE 95 
1a a rl =] ET Rh DR, DRERE GERA. TEN = 
= 3, 9 _ — — BE: — — os ls — — MR — un J — — — 
10, 20, Aug! : J EEE —— —— —— = 
u 8,3 3,’ VE ee U — — Be — on = — a: — — — 
— — | ee ee ——— fs — 
8° 10,2] 17 J 34 30 30 48 49 34 54 26,7] 23,2] 24,°| 24,9 30,0] 31,3] 21,7) 34,5 
1412152231173, “ 3 6 10 6 3 1 5I 0 08 13 2% Ru : a Re 36, 
seo el em Tee | 0 05 ee 























11, 15,° 19,*|| 813110041039] 1008 1148 1418:1484 1447 | 1,9 23) 2 28 2 3,1 3] 32 
vr 1, — | — 0) 70) 66 72 8% 3 — — 0% 0" 0, 02 0, 0, 
\ . ) | i 











Ergebnik der Volkszählung von 1875, für die Jahre 1880 bis intl. 1884 dasjenige der Volkszählung 
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Veberjidt sa 


der in Frankreich, England, Aufland, den Vereinigten Staaten von Word- 
amerika, Belgien, den Niederlanden und Schweden im Ganzen und pro Kopf 
der Bevölkerung aufkommenden Steuerbeträge aus dem Branntwein. 

















Netto-Einnahme aus dem Branntiwein 







Einwohner: 
and 5 








zahl im Ganzen pro Kopf 










Frankreich. 4137,600,000 | 237,500,000 Franes 6,2 Franc 
































England . » 2 136,000, 000 15,000,000 0, 2 
Ruhland » » 2 2 2.202. ] 86,000,000 | 250,000,000 Rubel 8 Rubel 
Vereinigte Staaten von Nord» 

Amerila. 2 2 220 0.0.f 50,000,000 | 74,500,000 Dollars | 1," Dollar 
Belgien. 45500,000 | 27,000,000 Franes 4,* Franes 
Niederlandee.. 2 2. 4,500,000 | 22,000,000 Gulden | 4,’ Gulden 
Schweden » 2 2 2 2 2 0. 4,500,000 19,500,000 Kronen | 4, Kronen 

: ec. 
Ueberſicht “nlap 


der Brennereiverhältnilfe in den fieben öflidhen Provinzen Preußens in dem 
Beitraum von 1845 bis 1884. 





nn 


Zahl der im Betrieb gewejenen Bren: 





nereien in den öſtlichen Provinzen Sefanumt: Davon 
Preußens, welche an Maiſchraumſteuer aus 
jährlich entrichtet haben zahl der | Belammt-|. 2; * 
Jahr T* F in Betrieb] Brutto— fi 
von | von A geiwejenen | Einnahme ichaftlichen 
unter De | über Bren- Brens 
50 m | 150 Bis [1500 BIBI. | nern nereien 
{9} . A 3 
1500 M 115,000 „A — 
| | Me sk 





RT a 593,217 
18...» 389 | 1,173 | 2,036 123 





465,558 
1.7 N 112 615 | 2,160 529 970,989 
18714...» 69 402 | 1815 | 1,011 593,775 
1883/84... 50 398 | 1,699 | 1,209 386,331 
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Anlage D. 
Ueberſicht 
der deutſchen Branntweinbrennerei im Jahre 1883/54. 
Davon haben 
* Im Bruue⸗ 
— Betrieb vetarbeitet Einnahme an 
Berwaltungsbezirte gewejene E nicht | Branntweins 
Bren⸗ | "Ben: | mehlige i teuer 
nereien St meplige 
nereien pre Stoffe Me 
Oftpreußen . . 2.2». 395 364 364 — 2,289,908 
Weitpreufen . 22.2. 270 264 263 1 3,621,211 
Brandenburg . . . ... 646 621 619 2 10,393,185 
Bommen . ». 2 2 20. 366 357 357 — 5,263,489 
Poſen. Re 441 433 432 1 8,803,660 
Shlein. . > 2 2 20. 1,073 963 957 6 9,407,462 
Sadjen . . en 379 357 347 10 | 5,024,872 
Schleswig-gatftein — 79 61 61 — 1,054,754 
Hanover. . a ER 417 396 394 2 2,990,675 
Wefalen . . .. : ... 743 692 678 14 2,152,198 
HefienNafiaun . . . 2. . 526 457 359 98 583,270 
Roeinland -. -. - . ».. 2,721 2,072 767 1,305 2,098,020 
Hohenzollern . . . — 493 446 383 | 63 2,861 
Summe Breufen TF 8,549 7,483 5,981 1,502 | 53,685,565 
Shin - - > 2 2 20. 633 647 641 6 3,748,761 
DE. u 703 435 259 176 459,140 
Medlendbua . . 2.2... 50 47 47 — 703,101 
Thüringen.. 86 72 72 _ 229,820 
Dldenburg -. - . 2... 43 38 38 — 209,622 
Braunihweig . » 2: 2... 43 39 87 2 649,783 
BRBRU: er. 5,0 an rıe 44 41 38 3 923,202 
Lübel . EN 2 2 2 37,095 


Elijah: Lothringen ER 30,008 23,714 126 | 23,588 530,728 
Ueberhaupt 1883/84 . . 40,211 32,518 7,241 25,277 | 61,176,817 


Außerdem: 
Suremburg . . 2,154 1,598 780 818 118,462 
Bayern (im Kalenderjahre 1853) ) _ 5,742 2,009 3,733 2,317,944 
Württemberg (1. April 1883 
bis 31. März 1884). . . | 14,430 | 10,278 _ — 284,004 
darunter 
219 Mal: 
Baden (1. April 1882 bis verfteiternde 


31. März 1883) . . . . 27,731 — — 
Sieuer zahl: 
ende Brenn: 


gefäße 


u 176,084 


— 
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Aulage E. 
Ueberſicht 
der inländiſchen Spirituspreife in den lebten 10 Jahren. 
Die Durchſchnittspreiſe für 10,000 Literprozente Kartoffeljpiritus haben betragen: 








| | 

im Jahre Sb. | Bemerkungen 
VOTE 2: DD 2; 51,2% 
18716. 2.2200 47,0 Nach den Berliner und Breslauer 
11) A u RE 51,9 Notirungen berechnet, 
UI 20 0 rare 51,6 
187000 2. 26 54,” 
1 31 ! - . 
aut EB a ES — Nach den monatlihen Notirungen des 
TI 6667? 50.00 ftatijtiichen Amts aus den Haupthandelspläßen 
Tr Ve 59 06 | des Reichs beredinet, 
BB. 45,% 





mithin bei Weglaſſung des günftigen (1880/81) und ungünſtigen (1884/85) Jahres im 


3 
Geſammtdurchſchnitt —= 51,9 M 


411, 
8 


Anlage F. 
Ueberſicht 


der Aus- und Einfuhr von Branntwein aller Art (Arac, Rum, Franzbrannt- 
wein, verfeßter Branntwein und anderer Branntwein) aus und nad) dem deutfchen 
Bollgebiet in den Jahren: 











Ausfuhr li Einfuhr 
in Mengen | in Mengen 


% 
| 
| 
BR k 100 ke 


Jahr bon von 

100 kg | 

— — — 

IB an Aare BEER 92,620 | 

BT 22a. | 279,811 61.600 | 
BIT u te la ER 50,062 
RE a a ee 1 BR 48.327 
189 02 een. | 898,818 | 58,554 
1... BEE u.” 2 |, 5 44,456 
nn] 8437 | 46,188 
DER u er 2 Se a 917,108 | „45.169 

IB ee ae ORTE 48,554 | 

iss..275814336 75,895 | 


43] 





are t16'srlage'sız’z [aos’zed/arlisr'6g>5/1 0% Fıssnjiıs/grrira] Loser | erascı | ocH/ss! rs/esst 
sır'gue'chlasH'960'g [HEL'EISErJE6F zes’ Terzarerloce'rar'se| Fio'er | aesiszı | 182/028 88.5881 

uoapoauſt vocpuiqaoait 
nt sunammug 0 Fror/org’srisos’oro’z Jört’sar'grjsortonr't |1ra’reo'gılass'zoo'ra| ots“t otisot | Far’zoofı &8, 1881 


HAHN YD oare quoloaaioq 


68Un gr non sd Iser’sso’rrliis’ros'ı [ire/gsr'erissr'gcrt 





err 12601 





sa tel 120‘ Fr 34386 —VV 


Sp Sal lv) usg (pınq , , 
pi zanyaa ıs/ossı ↄ2aquut fesotıpr'crliorızes ſtas azgeroco'ast Lö8'soe'es] ——— E99 IL 268009 086281 
57075) uo ꝛia uranuuuvag 
(ualaianiwuae uaiquvataaa [oss’'sor'irlesr'oct' FB0 891  jecglone's [rzr/sıg're 161’01 LET’O8E Gı/siST 
* wpaat ueipuqaaauaöß mt 
8 ani vunmbaagaaoanad 120 Ires’anz'erloas'rer’t Bvorleeterot \osg/zes’s s12'01 oag'9sS gLilısı 
* oduigvun ooquamoögoq aag 
u ı88’soonr | [60a Lrlirger HIE'ROF'EC ihr’ FLL’LGE 9281 
— 
cos'rir'zelierisro‘z — 66/0688 Jono’ELs’ne Lar'c gLL'66E “cast 
en 
5 W y 3— 3— v | 33 oı 
= uidat AT ut 
= VIER urazun Di vagh 001 I 
= uoa \ yuaforzk 
Pi umge] Kg bvanoq | or ne 2 
Bj udvbunzaountog oa ga) Aa any MAMMDU uazıgınlab anal N loquaaiaoa namonog 1608 
» omg ꝛ : pr upoai 
\ gugdun NG u (er aunag u 
eo) : | uarpı R 
, Mmmng -piapdengg ——— — 7 Jſ aunlsng 
qun ⸗sbuvv qaoatab n 
saagan Bunyndaax 














uzageg ug un ugijuurag mag sme Jugeumz 299 qun suaaı 
-Juura unjaquaataaa uappoaig nalpıygaaasd ni saq amoj *yjelpjusmsßronsyusayuurig 130 NagıQ mag peu gun snv (man 
-JunPIg aaaaqur qun upaijuurag aajgajıra “uraatzuuraqturag way Heaay) Jay asp umayuurıg von agnjuın qun -eny a9q 


| ypılaagon 


7 aBuyugg 





482 Das Branntweinmonopol. 


Anlage H. 
Veberjidt 


der Detailpreife des Trinkbranntweins in Preußen. 








Demnad koftet 1 Liter 


1 Liter ordinärer Trintbranntwein koſtet durchichnittlich: reiner Alkohol durd- 
ſchnittlich: 
u nm £ im E | im | 
bei einem um + fonjtigen m ; jonjtigen | 







Alkohol⸗ glasweiſen Kein glasweiſen Hein: 
gehalt von! Verſchank verkauf | Beridanf | vertauf 


| 
Me 


in der Provinz 


Prozent 












1.| Oftpreußen . 39 09% | 0,8 1, 0,” 
2.) Wejtpreußen 40 0,% 0, 1,35 0,» | 
3. Bojen 39 0,0 0,% 1,02 0,” | 
4. Pommern 31 0,6 0,5 1,# 1,3 
5. | Schleſien 26 0,9 0,3 gs 1,18 
6.! Brandenburg 30 0, 0,9 1,0 1,97 
7. Sadien . . . . 40 0,# 0, 2° 1,9% 
8.) Schleswig-Holſtein 38 1,97 0,9 5,18 1,” 
9.| Hannover i 39 1,# 0,53 8,53 1,% 
10. Weitfalen 40 1,46 0,8% 3, 2," 
11°| Rheinlande . 38 1,3 0,6 3,* 1,71 
12.) Hellen-Waflau . ” | 1% 0,5 a Er ".. 
| 


Denkfcrift über die deutſchen Schutzgebiete. 


(Bon Reichskanzler dem Neichetage unterm 2, Dezember 1885 iüberjandt.) 


Der Grundgedanke der deutichen Stolonialpolitif, daß der Schuß und die 
Aufficht des Neiches den deutichen Handelsunternehmumngen in überjeeiichen Län: 
dern zu folgen und joweit einzutreten haben, als ſich für diefelben ein Bedürfniß 
geltend macht, ift auch bei der vorläufigen Negelung der inneren Verhältniſſe der 
Schußgebiete maßgebend geblieben. 

Bezüglich des umfangreichiten Theiles der deutichen Schußgebiete, nämlich 
der Erwerbungen der Neu: Guinea Hompagnie und der deutichen Oftafrikaniichen 
Geſellſchaft, konnte fih das Reich eines unmittelbaren Eingreifend in die Ge— 
ftaltung der inneren Berhältniffe bisher enthalten. Hier fcheint es von Haufe 
aus thunlich, die Korporationen der Unternehmer ſelbſt mit der politiichen und 
adminiftrativen Organilation der Schutzgebiete nad) den vorhandenen Bedürfniſſen 
und, wenn auch unter Staiferlicher Aufliht, doch nach eigenem Ermeſſen vorgeben 
zu laſſen. Bon diejer Aufficht einen ſparſamen und zurücdhaltenden Gebrauch zu 
machen, liegt in der Abjicht der Behörden. 

Was fodann dad Scyußgebiet in Südweltafrifa anbetrifft, To liegen die Ver— 
hältniſſe dort bisher derartig, daß fie für ein unmittelbares Eingreifen amtlicher 
Art feinen Anlaß geben. 

Die Thätigfeit des Kaiſerlichen Kommiffars wird fich einftweilen darauf be— 
ihränfen können, friedlihe Zuftände unter den zu Deutichland in ein Schub: 
verhältnii getretenen Häuptlingen zu erhalten und dafür zn forgen, daß den 
deutichen Unternehmungen fein Hinderniß in der Verwerthung der ihnen über: 
tragenen Konzeſſionen und Bewirthichaftung der von ihnen erworbenen Gebiete 
geſchaffen werde. 

Es bleibt demgemäß nur das Kamerun- und Togogebiet übrig, nachdem 
die Bemühungen des Reichskauzlers, die dort interefjirten Handelshäuſer zur 
Bildung einer mit der lofalen Verwaltung zu betrauenden Storporation zu be= 
wegen, bisher den gewünjchten Grfolg nicht gehabt haben, und aljo die dorthin 
gelandten Kaiferlihen Beamten unmittelbarer in die Negelung der Werhältnifie 
eingreifen müſſen. Aber aud hier wird die Bildung eines bureaufratiichen Re— 
giment3 forgfältig vermieden. Der Gouverneur ift, wie Died weiter unten näher 
auseinandergeiegt wird, jchon jest bemüht, fi in allen Verwaltungsangelegen- 
heiten des Beirath3 der in Kamerun anſäſſigen Stauflente zu verfichern, und 
werden dem Syndikat für Weitafrifa in Hamburg, die für Kamerun und das 
Togogebiet zu erlaflenden Verordnungen, joweit Entfernung und Zeit es möglich 
machen, regelmäßig zur gutachtlichen Aeußerung vorgelegt. 


l. Kamerun und Togo. 


In der Dentichrift zu Kap. 2 Tit. 4 des Etats des Auswärtigen Amtes 
pro 1885/86 — Ausgaben zur Ginleitung derjenigen Maßregeln, welche zur 
Durchführung der dem Reich in den Schußgebieten von Kamerun, Togo und 
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Angra Pequena aufallenden Aufgaben nothiwendig find — ift bemerkt, daß ein 
Gonverneur ſowie zwei Nailerlihe Kommiflarien nad) Kamerun, Togo und 
Angra Pequena geſchickt worden find; es ift der Inhalt der ihnen ertheilten 
Anftruftion und Vollmacht angegeben und es find namentlich die von dem Staifer: 
lichen Gouverneur in Kamerun, Freiherrn von Soden, erlaflenen Verordnungen 
furz erwähnt worden. 

Um eine genanere Anſchauung über die getroffenen Anordnungen zu geben, 
ift den Ausführungen der dortigen Denkichrift noch Folgendes hinzuzufügen: 

Der Gouverneur hat zunächſt Vorforge für die Bekanntmachung feiner Ver: 
ordnungen getroffen, und ſich ſodann bemüht, ſoweit es angängig war, das 
enropäiiche Element bei dev Verwaltung ſelbſt zu betheiligen. 

1. Der von dem Gouverneur durch Verordnung vom 10. Juli 1885 ein: 
geſetzte Verwaltungsrath beiteht aus drei alljährlich vom Gouverneur zu er: 
nennenden, in der Stolonie anſäſſigen Mitgliedern, deren Zahl mit der Zeit ver: 
mehrt werden kann. Die Mitgliedichaft ift obligatorisch, den Vorſitz führt der 
Gouverneur, als Protofollführer wird eine von ihm zu ernennende Perſönlichkeit 
zugezogen. Im einzelnen Fällen, wo es fich um Verhältniffe der Eingeborenen 
handelt, faun der Gouverneur einen oder mehrere Häuptlinge den Berathungen 
des Verwaltungsrathes beiwohnen laſſen. 

Der Gouverneur wird vor dem Grlaß der von ihm beabfichtigten Verord— 
nungen, joweit fie fi auf die Verwaltung der Kolonie beziehen, das Gutachten 
des Vertvaltungsraths einfordern. Wird von bemfelben gegen eine Verordnung 
einstimmig Beſchwerde erhoben, jo muß darüber auf Antrag eines Mitgliedes 
die Enticheidung des Reichskanzlers eingeholt werden ; die Beſchwerde hält jedod) 
die Ausführung der Verordnung nicht auf. 

2, Das durch) Verordnung vom 20. Juli 1885 eingelegte „Schiedsgericht“ 
beiteht aus dem Gouverneur oder deſſen Stellvertreter als Worligendem, einem 
Brotofollführer und zwei europäischen Beifigern, welche ebenfalls vom Gouverneur 
beftimmt werden. Ihre Ernennung erfolgt auf ein Jahr. Für die Recht— 
ſprechung des Gerichts ſollen in eriter Linie die lokalen Gebräuche und Gewohn— 
heiten, im zweiter Linie die „in Deutichland geltenden bürgerlichen Gejege“ maß— 
gebend jein. Die Gerichtsiprache ift die deutſche, doch wird auf Antrag einer 
Bartei eine Ueberſetzung beigegeben. 

Vor dem Gerichtshof werden alle Streitigkeiten zwiichen Europäern unter 
einander und im zweiter Inſtanz alle Streitigfeiten ziwiichen Guropäern und 
Eingeborenen entichieden. 

Streitigkeiten der leßteren Arten in eriter Inſtanz, ſowie Streitigfeiten 
zwiichen Eingeborenen unter einander werden von Einzelrichtern, welche der Gou— 
verneur ernennt, unter Zuziehung eines Dolmetichers erledigt. 

Streitigkeiten zwiichen Gingeborenen fönnen in beſonders wichtigen Fällen 
unter Zuftinmung des Gouverneurs vom Einzelrichter dem Sciedsgeridt über: 
wieſen werden. 

Sn ſolchen Fällen muß eim Dolmeticher der Sigung des Schiedsgerichts 
beiwohnen ; auch können nach dem Ermeſſen des Gouverneurs ein oder mehrere 
Häuptlinge zugezogen werden. 

Am Sitz des Goupernements wird das Anıt eines Einzelrichters von einem 
der tolonialbeamten wahrgenommen; an anderen Plägen wird es einer anderen 
geeigneten Perjönlichkeit iibertragen. 

Die Gerichtsbarkeit in Straflacdhen bleibt dem Gouverneur und deſſen Stell: 
vertreter vorbehalten. 
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3. Cine Verordnung vom 20. Juli 1885 beftimmt, daß vom 1. September 
d. J. an im Stamerungebiet von jeder ausgehenden Tonne Palmöl ein Ausfuhr: 
zoll von 5 M., und von jeder Tonne Palmferne ein folcher von 2,5, M. erhoben 
wird. Der Zoll muß fpäteitens einen Monat nad) der Ausfuhr gezahlt werden. 
Zolldefraudationen werden durch Gelditrafe im jechsfachen Betrage des hinter: 
zogenen Zolles beftraft. 

4. Nach einer Verordnung vom gleichen Tage hat jedes im Stamerungebiet 
beitehende Geihäftshaus, welches mit Spirituofen irgend welcher Art handelt, 
hierfür eine jährliche Licenzabgabe von 2000 M zu entrichten. 

Zweigniederlaffungen haben eine beiondere Abgabe nicht zu zahlen, es fei 
denn, dab ih die Hauptniederlaffung außerhalb des Kamerungebietes befindet. 

liebertretungen werden mit dem dreifachen Betrag der Abgabe geahndet; 
aud kann dem Zuwiderhandelnden das Necht zum Berfauf von Spirituofen im 
Kamerungebiet entzogen werden. 

5. Am 1. April d. 3. hatte der Admiral Knorr eine Lootjenordnung er: 
laffen, wonach jedes bon der Rhede nadı dem Hafen in Kamerun oder ums 
gekehrt fahrende Schiff verpflichtet wurde, einen Lootjen zu nehmen, und bafür 
je nah) dem Tiefgang und Tonnengeld eine beitinmte Gebühr zu bezahlen. 
Außerdem mußten noch verhältnigmäßige Betonnungsgelder gezahlt werden. Als 
Kaiferlihes Hafenamt fungirte die Faltorei von C. MWoermann in Samerun. 

Am 15. September 1885 änderte der Staiferliche Gouverneur diefe Per: 
ordnung ab, indem er die LZootjengebühren ermäßigte. 

Gr ftationirte den einen der beiden Lootſen, welche bisher beide in Kamerun 
ihren Sitz gehabt hatten, in Suellaba, welches näher an der Rhede liegt, jo daß 
ber Lootſe billiger arbeiten kann. 

Fahrzeuge von weniger ald zwei Meter Tiefgang und die im Beſitze ber 
Kamerunfirmen befindlichen Küſtendampfer find dem Lootienzwang nicht unterworfen. 

6. Durch Verordnung vom 20. Juli 1885 iſt beftimmt, daß vom 1. Sep: 
tember ab jeder Führer eines in Kamerun einlaufenden Schiffes, mit Ausnahme 
ber Fluß: und Küftenfahrzeuge, binnen 24 Stunden jeine Sciffdpapiere und 
Abſchrift jeined Manifeftes auf dem Gouvernement abzugeben hat. Nedhtzeitig 
vor der Abfahrt hat der Schiffsführer ein Manifeſt über die eingeladenen Pro— 
dukte, ſowie eine Quittung über die Lootſen- und Betonnungsgebühren vorzus 
legen, worauf ihm die Schiff3papiere wieder ausgehändigt werden. 

7. Der Kaiſerliche Kommiffar für das Togogebiet ift angewieſen worden, 
für feinen Bezirk auch die Einfegung eined Verwaltungsrathes nad dem Mufter 
des in Kamerun beitehenden zu veranlaflen, foweit dies mit Rückſicht auf die 
dortigen VBerhältniffe ſchon jest angängig ericheint. 

8. Derjelbe hat am 12. September d. 3. für den Handelsplatz Bagida 
(Strand) eine Verordnung erlaffen, wonach bei dem Cinfauf von Del in den 
Faktoreien nur geaichte Maße angewendet werden dürfen. 

(3 ift bereitö in der erwähnten Denkichrift zum tat bemerkt worden, daß 
diefe Verordnungen und Einrichtungen einen propiloriichen Charakter tragen und 
noch der Prüfung durch dad Auswärtige Amt, unter Zuziehung des Syndikats 
für Weftafrifa, unterliegen. Es läßt fih zur Zeit noch fein Urtheil über die 
etwaigen finanziellen Erträgniſſe aus dem Scusgebiete gewinnen und deßhalb 
feine Meinung über die etiwaige Verwendung diefer Gelder abgeben. 

Aus der Denkſchrift iſt ferner erfichtlich, weswegen in dem Togogebiet 
und in Angra Pequena mit ähnlichen Maßregeln noch nicht hat vorgegangen 
werden fünnen. 

Anmalen det Deutichen Reidie, 1886. 32 
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I. Deutſche Oſtafrikaniſche Gejellihaft. 


Im Namen der Gefellihaft für deutiche Kolonifation ſchloß eine unter der 
Führung de Dr. Karl Peterd audgefandte Erpedition mit unabhängigen Herr: 
jchern im Innern de Zanzibar gegenüber liegenden oſtafrikaniſchen Stüftenlandes 
im November und Dezember 1884 Verträge ab, durch welche die Länder Uſuguhu, 
Nauru, Ujagara und Ukami, ein Gebiet von angebli 2500—3000 Quadrat: 
meilen, ſammt allen Hoheitörechten für die genannte Gejellihaft erworben worden 
find. Eine genaue Feititellung der Grenzen des Landes hat noch nicht jtattfinden 
fönnen. Die erworbenen Gebiete liegen etwa zwifchen dem 5. und 9. Grade 
füdlicher Breite und dem 38. und 35. Grade öftlicher Länge. 


Die Geſellſchaft beabfichtigt, nach dem Vorbild anderer europäiicher Geſell— 
ſchaften, aus eigener Kraft in den erworbenen Gebieten eine geordnete Verwaltung 
herzustellen, für den Nechtsihug und das Wohl der Bewohner zu jorgen und 
die Hilfsquellen deö Landes auf eigene Rechnung zu entwideln. 

Zur Erreichung diefer Ziele bat die Gejellihaft um das Kaiſerliche Pro— 
teftorat über ihre Erwerbungen und um Verleihung eine Schußbriefed. Ferner 
bat fie um vorläufige Ermächtigung des einen Leiter ihres Unternehmens, 
Dr. jur. Zühlfe, zur Ausübung der Gerichtöbarkeit und um Unterftügung ihrer 
Bemühungen dem Sultan von Zanzibar gegenüber zur Sicherung der freien 
Durhfuhr des Waarenverkehrs von und nach der Küſte. 


Am 27. Februar 1885 wurde der Gejellichaft der in Nr. 53 deö Reichs: 
anzeiger3 vom 3. März 1885 veröffentlichte Kaiſerliche Schußbrief verliehen und 
von der Uebernahme des Proteftorats in Gemäßheit der Kongo-Akte den übrigen 
Mächten und dem Sultan von Zanzibar Mittheilung gemadt. Auch wurde dem 
weiteren Erſuchen der gedachten Gejellichaft injofern entiproden, ald in Folge 
Kaiferliher Anordnung der Dr. jur. Jühlke einftweilen mit der Ausübung der 
Gerichtöbarfeit in den von der Gejellihaft erworbenen Gebieten durch den Reichs— 
fanzler betraut und dem Kaiſerlichen General-Konſul in Zanzibar unterftellt wurde. 
Dieje Gejellichaft, welcher der Kaiſerliche Schußbrief verliehen worden ift, hat fich 
demnächſt in das Handelöregifter de Amtögerichts I in Berlin unter der Firma 
„Deutſch-Oſtafrikaniſche Gelellihaft Karl Peters und Genofjen“ als eine Kom— 
manditgejellichaft eintragen laſſen, deren Geichäfte darin beftehen jollen, ihr in 
Ditafrifa bereit3 erworbened und noc zu erwerbendes Gebiet theils zu veräußern, 
theils jelbit zu bewirthichaften. 

Am 27. April 1885 proteftirte der Sultan von Zanzibar gegen das deutſche 
Proteftorat über die Befigungen der Geiellihaft, indem er ſelbſt Eigenthums— 
Anſprüche auf die von ihr erworbenen Gebiete geltend machte. Da diejer Proteft 
einer rechtlichen Grundlage entbehrte, jo wurde er im Auftrage des Reichs— 
fanzlers durd den Saiferlichen General-Konſul in Zanzibar zurücdgewiejen und 
gegen jeden beabjichtigten Eingriff auf das deutſche Schußgebiet Einjpruch er— 
hoben. In Folge hiervon Hat fi) der Sultan Said Bargaſch feindliher Maß— 
regeln bezüglich des erwähnten Gebietes enthalten und, nachdem am 7. Auguft 
ein deutſches Geſchwader vor Zanzibar erjchienen war, am 13. Auguft die 
Schutzherrſchaft St. Majeftät über die deutſchen Schußgebiete anerfannt. 

Bei Gelegenheit der Verhandlungen über den Abſchluß eines Freundichafts-, 
Schifffahrtö- und Handelövertrages zwijchen dem Reich und Zanzibar, welde ein 
baldiges günftiges Ende erhoffen lafien, hat der Sultan ferner dem Deutihen 
Neid) das freie Gebrauhsreht an dem Hafen Dar-es-Salam eingeräumt. 
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Die Deutſch-Oſtafrikaniſche Gejellichaft hat inzwijchen die Anzeige von neuen 
Landerwerbungen auf dem oftafrifaniichen Feitlande an den Reichskanzler gelangen 
laffen und die Erſtreckung des Kaiſerlichen Schutzbriefes auf dieſelben beantragt. 
Diefent Antrage ift bisher noch nicht entiprochen worden, weil die Prüfung bes 
Erwerbs nicht beendet ift und insbeiondere über die Feitftellung der Grenzen des 
Sultanats von Zanzibar noch Verhandlungen fchweben, welche in Gemeinſchaft 
mit England und Frankreich geführt werden. Dit beiden legigenannten Mächten 
haben wir zur Vermeidung künftiger Grenzitreitigfeiten eine Vereinbarung dahin 
getroffen, die Gebiet3anfprüce des Sultans Said Bargaſch auf dem FFeitlande 
von Afrika durd eine gemeinichaftlihe Kommillion prüfen zu laſſen. 

Dieielbe wird inzwiſchen in Zanzibar zufanmengetreten fein. 


II. Sidweitafrifa. 


Das ausweislih der dem Neichstag am 11. Dezember 1884 gemachten 
Borlagen unter deutihen Schuß geitellte Territorium an der Südweſtküſte von 
Afrika war theild von der Firma %. A. E. Lüderitz in Bremen, theild von 
einem Verein, an deilen Spige die Berliner Disktontogefellihaft ftand, auf den 
Namen der Direktion diefer Gejellichaft, theild von den Reichsangehörigen Hafen: 
clever und Scheidweiler erworben worden. 

Letztere betheiligten fich demnädhit an dem vorerwähnten Verein und traten 
demjelben ihre Rechte ab. 

Die Firma F. A. E. Lüderig hatte durch Kaufverträge vom 1. Mai und 
25. Auguft 1883 die Küfte vom Orange Fluß nordwärts bi zum 26. Grad 
füdl. Breite in einer Ausdehnung von 26 geographiihen Meilen landeinwärts 
von dem Stapitän Joſeph Frederid®, dem unabhängigen Beherriher von Bes 
thanien in Großnamaqualand, erworben und das ausſchließliche Recht ein: 
geräumt erhalten, in deilen übrigem Lande Bergmwerfe anzulegen, Wege, Eifen- 
bahnen zu bauen und zu verwalten, überhaupt alle öffentlichen Arbeiten aus: 
zuführen. 

Mit demjelben Joſeph Frederids ſchloß der Generalkonſul Dr. Nachtigal 
am 28. Oftober 1884 im Namen des Deutichen Reiches einen Schuß: und 
Freundichaftövertrag, wonach S. M. der Kaiſer die Schußherrlichkeit über das 
Gebiet diejes Kapitäns übernimmt. Dieſer Toll weber in der Erhebung der ihm 
zustehenden Cinnahmen, noch in der Ausübung der Gerichtöbarfeit über feine 
Unterthanen beeinträchtigt werden. Dagegen verpflichtet er ſich, ohme Geneh— 
migung des Deutichen Kaiſers feine Verträge mit anderen Staaten oder Staats— 
angehörigen abzufchließen, den deutschen Reichsangehörigen vollitändigen Schuß, 
volle Handels- und PVerfehröfreiheit in feinem Gebiete zu gewähren, feinem An— 
gehörigen einer anderen Nation größere Rechte zuzugeitehen als den Deutichen, 
bei Streitigkeiten mit anderen Häuptlingen zunächſt die Enticheidung der deutſchen 
Regierung anzurufen. 

Die Jurisdiktion über die Deutichen in Bethanien geht auf dad Deutiche 
Reich über. Eine Vereinbarung über die Entiheidung von Streitigfeiten zwijchen 
Deutihen und Eingeborenen bleibt vorbehalten; einjtweilen enticheidet der deutiche 
Kommiffar in Gemeinihaft mit einem Mitglied des Nathes von Bethanien. 

Am 19. Auguft 1884 verkaufte der Topnaar= Häuptling Piet Haibib in 
Scheppmannsborf an die Firma F. A. E. Lüderitz die Hoheitörechte über fein 
Gebiet vom 26. bis 22. Grad ſüdl. Breite, mit Ausschluß des engliihen Ter- 
ritoriums der Walfifch-Bai. Am 23. November 1884 erkannte der Generalfonjul 
Dr. Nahtigal im Namen des Deutichen Reiches diefe Abtretung an, vorbehaltlich 
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wohlerworbener Nechte Dritter, und ftellte daS dementiprehend von F. U. E. 
Liüderig erworbene Land unter den Schuß des Deutjchen Reiches. 

Das Gebiet des Piet Haibib erftredt ſich nach jeiner Erklärung von 
Sandwih Harbour über Hudaob am KHuifib-Fluß, Goagas, Onanis, die Dorfte: 
Mündung in den Tfoafnoub: Fluß, bis Ameib; die Nordgrenze läuft von da 
biö zur Mündung de Omaruru-Fluſſes; die Wejtgrenze bildet das Meer. 

Bon demielben Piet Haibib hatten auc die Herren Haienclever und Scheid- 
weiler Land und Bergwerke erworben. Diefelben haben außerdem noch von dem 
Häuptling der Zmwaartbooi =» Hottentotten, in deflen Gebiet vom Tſoa-Xaub-Fluß 
bis Staofoveld und von dem Häuptling Jan Jonker Afrikander in feinem Gebiet 
von der Walfiih-Bai und dem füblichen Ufer des Tſoa-Xaub-Fluſſes unterhalb 
Sandwich-Hafen an der Weſtküſte bis zum Diten von Windhoof, Land und 
Bergwerke fich abtreten laſſen. Am 11. Oftober 1884 ſchloß Dr. Hoepfner für 
die Firma F. A. ©. Lüberig mit Hermanıd von Wyf, dem Häuptling der 
Baftards von Rehoboth, einen Vertrag über deren öftlih von Walfiſch-Bai 
zwiichen dem 23. und 24. Grab füdl. Breite gelegenes Land ab. Sowohl der 
Kapitän Hermanus von Wyk, ald auch Manafje Narefib, der Häuptling des 
rothen Volkes in Hoahanad, deſſen Gebiet jih im Süden bi zum Chambo- 
Fluß, im Often bis Betichuanaland, im Nordoften bis zum Mojami-See, im 
Norden bis zum Dfawango, im Nordweiten bid zum Owamboland eritredt, und 
welcher bereit3 im November 1884 Minenrechte in diefem Lande der Firma 
F. N. E. Lüderig verliehen hatte, haben an Se. Majeität den Staifer Gefuche 
um Uebernahme des Proteftorat3 gerichtet. Dielen Gejuchen wurde am 9. April 
1885 ftattgegeben. 

Ebenjo wie Manaffe Narefib von Hoahanad, der Kapitän de rothen 
Volkes, haben aud die Häuptlinge Jakobus Izaak von Berfeba, Kornelius 
Zwaartbooi von Otyitambi, und Jan Ui Xamab von den Topnaar in Zesfontain, 
im Januar und März 1885 ic jchriftlich verpflichtet, mit dem Deutichen. Meich 
Schub: und Freundichaftsverträge zu Schließen. Von ihnen ſowohl als aud 
von Jan Jonker Afrifander und Abraham Zmwaartibooi hat die Firma F. A. ©. 
Lüderitz und ihr Rechtsnachfolger Kändergebiete und Bergbaufonzeflionen ertvorben. 

Am 28. Juli 1885 ift mit Jacobus Izaak in Berjeba ein Schu: und 
Sreundichaftsvertrag geichloffen und fein Land unter deutiches Protektorat geftellt 
worden. Nad Angabe des Kapitäns ift die Südgrenze feines Gebietes der Zamob 
(Löwenfluß); die Dftgrenze liegt zwifchen Khons und Daberas, die Nordgrenze 
zwiichen Kavieis und Gibeon, die Weitgrenze gegen Bethanien bin ift unbeftimmt. 

Durh Vertrag vom 3. April 1885 kaufte eine Anzahl deuticher Reichs: 
angehöriger die von der Yirma %. A. E. Lüderitz in Südweſtafrika erworbenen, 
unter den Schuß bes Reiches geitellten Beligungen und übertrug diejelben einer 
unter dem Namen „Deutiche Ktolonial-Gefellihaft für Südweſtafrika“ errichteten 
Gejellihaft, welcher durch Allerhöchſte Ordre vom 13. April 1885. die Rechte 
einer juriftiichen Perſon verliehen wurden. 

Die Gefellihaft hat den Zwed, die von F. A. €. Lüderig gefauften Be- 
figungen durch andere Erwerbungen zu erweitern, die Grundbefigungen und 
Bergwerksberechtigungen durch Expeditionen und Unterfuchungen zu erforichen, 
für induftrielle und Handeldunternehmungen, ſowie deutiche Anfiedelnngen vor— 
zubereiten, geeignete gewerbliche Anlagen dortjelbit zu machen und zu betreiben 
oder durch Andere betreiben zu laſſen und das Privateigenthum zu vermwerthen, 
fowie endlih die Ausübung staatlicher Hoheitärechte zu übernehmen, „Toweit 
jolche der Gejellihaft für ihre Gebiete übertragen werben“. 
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Wie bereit früher mitgetheilt ift, waren die deutſche und die englifche 
Regierung übereingefommen, in Kapftadt eine gemifchte Stommiffion zur Prüfung 
der Rechte englifcher Unterthanen in dem deutichen Schubgebiet in Südweſtafrika 
zufammentreten zu laffen. Zum deutichen Kommiffar war der General-Konſul 
Dr. Bieber in Kapſtadt ernannt worden. Die engliiche Negierung ernannte den 
Richter am oberiten Gerichtshof für das Kapland, Mr. Sidney Godolphin 
Shippard, zu ihrem Kommilfar. 

Nach längeren Verhandlungen willigte die engliſche Regierung ein, dab die 
Kommilfion ihre Berathungen auf diejenigen Injeln bei Angra Bequena, ein- 
ihließlih Shark Island, ausdehne, die nicht bereit3 als engliiches Territorium 
proflamirt jeien. 

Demnach ftand außerhalb der Diskuſſion einerfeitö die deutſche Schußherr- 
lichkeit über den Küſtenſtrich zwiſchen der Mündung des Drange: Fluffes und 
dem Kap Frio, mit Ausnahme der Walfiſch-Bai und des umliegenden Eleinen 
Territoriums, anbererfeit3 die engliihe Oberhoheit über die Walfiſch-Bai und 
die in ber Beligergreifungsurfunde vom 27. Februar 1867 aufgeführten Infeln. 

Aufgabe der Kommiſſion war, die Ansprüche auf Privateigenthum und 
Nugungsrehte zu prüfen und zu begutachten, welche Angehörige des einen 
Reiches in dem Gebiet des anderen vor der deutichen Schugerflärung erworben 
zu haben behaupteten, und zwar insbefondere die Anfprüche, welche englifche 
Unterthanen auf Grund der von Sir B. Wodehoufe im Jahre 1869 ertheilten 
lease mit Bezug auf Inſeln, Klippen und Niffe erhoben, welche nicht in der 
Urkunde vom 27. Februar 1867 genannt find. 

Eine Notiz über die gemifchte Kommiſſion ift in Nr. 61 des Neichdanzeigers 
vom 12. März 1885 veröffentlicht worden. Die Kommiſſion begann ihre Situngen 
am 14. März 1885 und beendete diejelben nach eingehender Prüfung der ihr 
borgetragenen Anſprüche am 4. September 1885. 

Die Ausdehnung des deutichen Schußgebiete® nah dem, Innern läßt fich 
zunächſt dadurch feftitellen, daß fich nach einer Mittheilung der engliichen Re— 
gierung die Grenzen des unter ihre Schußherrlichteit geftellten BetichnanasLandes 
nah Weiten bis zum 20. Grad öſtl. Länge (Greenwich) und nad Norden bis 
zum 22. Grad füdl. Breite eritreden. Außerdem hat fich die englifche Negierung 
der deutichen gegenüber verpflichtet, ihren Einfluß nad Weſten bin nicht über 
den 20. Grad öftl. Länge auszudehnen, und einer Entwidelung des bdeutichen 
ProteftoratS bis zu diefem Längengrade nicht entgegenzuwirfen. Endlich hat die 
gedachte Regierung auch die englischen Beamten der Kapfolonie angewieſen, fich 
jeder Einwirkung auf die Häuptlinge de Großnamaquas und Herero-Landes zu 
enthalten, und den Häuptling Samaherero und andere benachbarte Herricher davon 
verftändigen laflen, daß England nicht beabfichtigt, jein Protektorat über das 
Gebiet der Walfiſch-Bai hinaus zu erweitern. 

Wie bereits in der Denkichrift zum Etat bemerkt worden ift, hat die Ab— 
ordnung eines Kaijerlihen Kommiſſars nah Angra Pequena ftattgefunden. Der: 
jelbe — Landgerichtsrath Dr. Göhring aus Meg — ift auch bereits in feinem 
Amtöbezirfe angekommen, dod find, abgeſehen von einem gleich nad) feiner An— 
funft erftatteten Bericht, ausführlichere Mittheilungen desielben in Folge der 
unregelmäßigen jeltenen Poftverbindung bis jest nicht eingegangen. 


IV. Witu (Snaheli:?and). 


Bereitö im Jahre 1867 lieh der Sultan der Suaheli Achmed ben Fümo Lutui 
ben Schech Nabahani, genannt Zimba (Löwe) von Witu, durch den Reiſenden 
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Nihard Brenner um den Schuß und die Freundichaft der Königlich preußiichen 
Negierung bitten. Wenn auch damal3 dieſem Geſuche feine weitere Folge ge: 
geben wurde, jo zeigte fih doch auch ſpäter in der freundlihen Behandlung 
deuticher Reiſenden, daß der gedachte Sultan auf ein gutes PVerhältniß zum 
Deutſchen Reihe Werth legte. 
Im Jahre 1878 trat der Mirikareifende Klemens Denhardt allein und 
fpäter in Gemeinſchaft mit feinem Bruder Guſtav in engere Beziehungen zu 
dem Sultan Achmed, deſſen Geſchlecht jeit Jahrhunderten an der oftafrifaniichen 
Ktüfte das herrichende geweſen war, bis ihm in den legten Menichenaltern Theile 
des Gebiet3 von dem Sultan von Zanzibar ftreitig gemadht wurden. Die Fehde 
zwiſchen den Suaheli und Zanzibar hat einen Abſchluß noch nicht gefunden. 
Am 8. April 1885 verkaufte Sultan Achmed einen etwa 20 bis 25 deutſche 
Duadratmeilen betragenden Theil feines Landes mit allen ihm daran zuftehenden 
Hoheit3: und Privatrehten an Klemens Denhardt Die Grenzen diejes Gebietes 
werden gebildet durch eine gerade Linie zwiſchen Witu und Fungalombo, Funga— 
fombo und Mkonumbi, dann durh den Flug Mfonumbi bis zum Indiſchen 
Ozean, ferner durch den Indiſchen Ozean zwiichen der Mündung des Mkonumbi— 
Fluſſes und der Mündung des Fluſſes Ofi, ſodann durd den Fluß Dit bis au, 
den Fluß Magogoni und durch eine gerade Linie, welche den fernjten nach dem 
Inland hin belegenen Punkt dieſes Fluſſes mit Witu verbindet. 
Gleichzeitig und in beſonders ausgefertigter Urkunde beauftragte der Sultan 
Ahmed am 8. April 1885 die Gebrüder Denhardt, dem Staiferlichen General: 
Stonful in Zanzibar gegenüber, feinen, des Sultans Wunſch, 
zu Seiner Majejtät dem Deutjchen Kaiſer in ein aufrichtig freund: 
ſchaftliches Verhältniß und unter Allerhöchitdeffen mächtigen Schutz 
zu treten, 

Ausdrud zu geben. 

Diejes Geſuch wurde am 24. April 1885 telegraphiih an das Auswärtige 
Amt übermittelt und darauf hin am 27. Mai der General-Konſul in Zanzibar 
angemiejen, 

dad Anerbieten des Sultan? von MWitu vorbehaltlih der Rechte 
Dritter anzunehmen. 

Inzwiſchen hatten die Gebrüder Denhardt, melde von dem Sultan Achmed 
zu Verhandlungen jeglicher Art und insbejondere mit dem Sultan Said Bargaſch 
von Zanzibar bevollmächtigt worden waren, den legteren zur Einftellung der von 
ihm gegen das Gebiet von Witu unternommenen Feindfeligfeiten zu beivegen 
gejuht. Namentlich proteftirten fie Namens des Sultand von Witu gegen 
Befigergreifungen und Webergriffe, welche in neuerer Zeit auf der Hüfte und den 
Inſeln Oftafritas zwiichen Mogdiihu (etwa in 2° 10° nörbl. Breite) und 
Zangata (etwa in 5° 20° ſüdl. Breite) zunächſt von Said Bargaſch erfolgten 
und etwa von europäischen Negierungen erfolgen möchten. Sie erklärten, daß 
der Sultan Achmed alle Hoheitsrechte auf der oben bezeichneten Küſtenſtrecke und 
den vor ihr liegenden Inſeln für fich und feine Nachfolger in Anſpruch nimmt. 

Der Sultan Said Bargaſch ließ jedoch diefen Proteſt unbeachtet und begann 
ih von dem Hafen Lamu aus zum Einmarih in Witu zu rüſten. Nachdem der 
Kaiſerliche General-Konſul auf erhaltenen Auftrag gegen jede Vergewaltigung des 
Sultans von Witu Einspruch erhoben hatte, wurden die in Bewegung geiegten 
feindlichen Streitkräfte wieder zurüdgezogen. 

Eine endgiltige Beilegung der Feindfeligkeiten erfolgte mit dem Gintreffen 
des deutichen Geichwaders vor Zanzibar, indem Sultan Said Bargafh am 
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13. Auguft 1885 dem Gefchwaderchef gegenüber die Schußherrihaft des Deutichen 
Kaiſers über das Feitlandgebiet de8 Sultans Achmed bedingungslos anerkannte. 

Der Kapitän zur See Balois, Kommandant S. M. Schiff „Gneijenau“, 
bat fürzlic” mit einem Gefolge von 2 Dffizieten und circa 30 Mann eine 
Erpedition nah Witu unternommen, um dem Sultan einen offiziellen Beſuch 
zu machen und über die dortigen Verhältniffe Erkundigungen einzuziehen. Nach 
feinen Berichten ift die Gegend von der Küſte bis zu der Nefidenz des Sultans 
jehr fruchtbar, dad Terrain fait unausgejegt mit Negerforn, Bohnen, Delfrucht 
und Tabak angebaut. Der Sultan Achmed, welcher unter den Bewohnern der 
Küftengegend eine jehr geachtete Stellung einnimmt, hat dem bdeutichen Kom— 
mando einen wohlwollenden Empfang bereitet. 


V. Neu-Guinea-⸗Kompagnie. 


Nachdem die Grenzen zwijchen dem deutſchen Schußgebiete und den englischen 
Beligungen auf Neu-Guinea (Kaiſer Wilhelms:Land, und im Bismard-Archipel 
durch Notenaustauich der beiden Regierungen unter dem 25. bezw. 29. April 1885 
feitgeftellt waren — vergl. Nr. 144 des NeichSanzeigerö vom 23. Juni 1885 —, 
war für die deutichen Kolonialunternehmungen in dieſen Gebieten freie Bahn 
geihaffen. Die Genoſſenſchaft deutſcher Neichsangehöriger, welche die Land: 
erwerbungen in Neu-Guinea veranlaßte, hatte bereits am 26. Mai 1884 unter 
dem Namen „Neu-Guinea-Kompagnie“ fih nach den Beitimmungen des preis 
ßiſchen Landrechts als eine Geſellſchaft Eonitituirt, mit dem Zwed, in dem 
deutſchen Schußgebiet aus eigener Kraft ein -Staatswejen aufzurichten. Während 
fie jelbft nicht beabfichtigt, Handel zu treiben, will fie Angehörige aller Nationen 
unter gleichen Bedingungen zum Handel, zur Anfiedelung und zum Betriebe 
irgend welcher Gewerbe zulaflen. Die „Deutiche Handels- und Plantagengejellichaft 
der Südſee-Inſeln“ und die Firma Nobertion & Hernsheim, welche ſchon ſeit 
längerer Zeit in dem gedachten Archipel Faktoreien und jeit einiger Zeit aud) 
Grundeigenthum befiten, traten vertragsmäßig der Neu-Guinea-Kompagnie bei, 
indem fie für die Zukunft auf die Abichliegung von Verträgen mit den Ein- 
geborenen über Land und Grundberehtigungen auf eigene Rechnung innerhalb 
des Schußgebietes, im Uebrigen unter Wahrung der vorher erworbenen Eigen: 
thumsrechte, verzichteten. 

Auf ihr Erfuhen wurde der Neu:Guineasftompagnie am 17. Mai 1885 
ein Kaijerliher Schußbrief verliehen (vergl. Nr. 117 des Deutichen Reichsanzeigers 
vom 21. Mai 1885). 

Dieſer Schußbrief entipricht im Allgemeinen demjenigen, welcher am 27. Fe— 
bruar 1885 der Deutih-DOftafrifaniichen Gefellihaft (abgedrudt im Reichsanzeiger 
vom 3. März 1885) ertheilt wurde und fchließt fich den Royal Charters an, 
wie fie auf Grund vieljeitiger Erfahrung noch bis in die jüngite Zeit in Eng: 
land in Uebung find. Ein wejentlicher Unterjchied beiteht jedoch in den Be: 
ftimmungen über das Grundeigenthum. Der Landerwerb feitend der Neu-Guinea— 
Kompagnie kann nur allmählih vor fich gehen, weil es auf Neu-Guinea feine 
Häuptlinge gibt, von denen das Eigenthum über größere Länderftreden zu er: 
werben gemwejen wäre. Um die SHeritellung geordneter Zuſtände nicht zu er- 
ihweren und die Kompagnie nicht der Möglichkeit zu berauben, durch allmähliche 
und rationelle Verwerthung des Bodens einen Gewinn zu erzielen, mußte ber 
Kompagnie das ausſchließliche Necht verliehen werden, in dem Scutgebiet Ber: 
träge mit den Eingeborenen über Land und Grundberehtigungen abzuſchließen, 
ſowie herrenlojes Land in Belig zu nehmen und darüber zu verfügen. 
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Dementiprechend wurde der Kaiſerliche Kommiffar für die Südſee auf wei— 
teres Anfuchen der Geſellſchaft angewielen, für das deutihe Schußgebiet anzuordnen, 
dak neue Landerwerbungen ohne Genehmigung der deutichen Behörde ungiltig find 
und nur ältere Rechte geſchützt werben. 

Auch wurde zur ferneren Förderung des von der Kompagnie angejtrebten 
Zieled Seitens des Kommiſſars die Anlegung eine einfachen Grundbuches vor— 
geihhrieben, in welches alle die, welhe Land innerhalb des Schutzgebietes er— 
worben zu haben behaupten, innerhalb einer von dem Kaiſerlichen Kommiſſar 
feftzufegenden Frift ihre Erwerbstitel und den Umfang ihres Beſitzes eintragen 
laſſen müflen. 

Endlih wurde durch den Sailerlichen Kommifjfar verordnet, dat Maffen, 
Munition und Sprengftoffe, jowie Spirituojen bis auf Weiteres an Gingeborene 
nicht verabfolgt werden dürfen. ngleichen wurde ed verboten, Eingeborene zur 
Verwendung als Wrbeiter aus dem deutſchen Schußgebiete wegzuführen, aus: 
genommen unter Stontrole deutſcher Beamten für deutihe Plantagen aus den 
jenigen Theilen des Neu-Britannijchen Archipel®, in welchen dies bisher üblich war. 

Die Thätigfeit der Neu-Guineg-Kompagnie in ihrem Gebiet ergibt fih aus 
den in ihrem Auftrage veröffentlichten periodiihen „Nachrichten für und über 
Kaiſer Wilhelms-Land und den Bismarck-Archipel“. 
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Zur ECheorie und Praris des Arbeiterſchutzes. 
Bon 
Paul Dehn. 


Wie jedes hellere Licht dunklere Schatten wirft, jo bringt jeder neue Kultur- 
Fortichritt feine bejonderen Gefahren mit ſich. Indeſſen überwiegt das Yicht 
jtet3 den Schatten, und jo ift jeder Fortſchritt allezeit gern übernommen worden. 
Vor Erfindung der Nähnadeln fonnte ſich Niemand in den Finger ftehen, es 
vermochte aber auch Niemand fein und raſch zu nähen. Dampffeffel-Erplofionen 
find auch erjt mit den Dampffeffeln jelbft möglich geworden, in welden nun jo 
gewaltige Kraft entwicelt wird. Nähnadel und Dampffeffel find unentbehrlich 
geworden und dem Menſchen bleibt nichts übrig, als ſich davor zu ſchützen, daß 
fie ihm durch Stehen und Erplodiren gefährlic; werden. Juſt jo geht es mit 
viel taujend Werkzeugen und Hilfsmitteln des gewerblichen Yebens, und was 
darüber Erfahrung und Wifjenjchaft lehren, faßt die Gewerbe-HYgiene zujammen. 
Diefes nen entdedte und doch alt vorhandene Gebiet des Wiſſens ift jo groß 
und jo mannigfaltig als das gewerbliche Leben jelbft, und es hat ſich mit dem— 
jelben in der neueren Zeit, mit dem Emporfommen der Induſtrie, vertieft und 
erweitert. Was früher durch allerlei Hausmittel gegen Unfälle und Krankheiten 
und zugleid durd gelegentliche Verordnungen örtlicher Behörden unzulänglich 
geübt wurde, die gewerbliche Gefundheitspflege, fie ift jett bewußt zugleich von 
zwei Seiten, von der Heilfunde und von der Staatsgewalt, zu einer jelbit- 
ftäudigen Wiffenihaft ausgebildet worden. Wer den Anfängen der modernen 
gewerblichen Gejundheitspflege nachſpüren will, wird nad) England und rauf: 
reih zu gehen haben. Bei Beginn diejes Jahrhunderts hat die Staatsgewalt 
in England zu Gunften des Scuges der Arbeiter, in Frankreich zu Guniten 
der Sicherung des Publifums eingegriffen, und Gejeggebung und Verwaltung 
haben ſich daran weiterentwicelt. An früheren ähnlichen Verordnungen zu Gunften 
der gewerblichen Gejundheitspflege fehlt es indejien nicht. Auch Deutſchland hat 
deren aufzuweilen. So wurde im Jahre 1348 den Zwickauer Metallarbeitern 
verboten, wegen des Rauches Steinfohlen bei ihren zyeuerarbeiten zu verwenden, 
und wie Popper in feinem populären und anregenden „Lehrbud der Arbeiter: 
franfheiten und Gewerbehygiene* (Stuttgart 1832) mittheilt, war im Jahre 1364 
zu Prag die Peſt die Urſache, daß der Stadtrath den Weißgerbern das Ablagern 
der Felle am Moldauufer und das Waſchen derjelben in der Ufernähe bei Strafe 
verbot und einige Jahre jpäter es ihmen auch unterfagte, ftinfende Felle aufzu— 
bewahren und die übelriechenden Abwäffer der Gerbereien auf die Straße abzu— 
lafjen. In Frankfurt a. M. wurde 1577 verfügt, daß die Fleiſcher-, Gerber-, 
Fiſcher- und Kürjchnerwerkftätten rein gehalten werden jollten ꝛc. Auch die alten 
Zünfte hatten ihre Gejundheitspflege. 

Wie ſchon angedeutet, it die moderne Gewerbehygiene eimerjeitS von der 
Gejundheitslehre, amdererjeits vom Staate ausgebildet worden, deren verjdieden- 
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artige Forderungen fie zujammenfaßt. Wenn die Heilfunde gewiffe Hilfsstoffe 
der Färberei für geſundheitsſchädlich erklärt, jo wird der Staat, will er dieje 
Gefahren wirkfjam befämpfen, von verjchiedenen Seiten vorgehen müſſen. Er wird 
die Anlage der Färberei prüfen, damit fie nicht den Nachbarn ſchädlich werde, 
jodann den Betrieb derjelben im ntereffe der Gefundheit der Arbeiter, und 
äulett ihre Erzeugniffe zum Schutze des Publifums vor Gefahren. Hiemit ift 
zugleich das Syſtem der modernen Gewerbehygiene gegeben. Dieje Eintheilung 
ftimmt zwar nicht ganz mit derjenigen überein, welche Lorenz von Stein im 
dritten Theile jeiner Verwaltungslehre unter dem Titel „Das Gefundheitswejen“ 
zuerſt gegeben, lehnt fid) aber an diejelbe an, wie denn auch nad) diefer Nichtung 
hin Lorenz von Stein zuerjt klärende Definitionen aufgeitellt Hat. 


Das Geſundheitsrecht der gewerbliden Anlagen. 


Zuerft in Frankreich (1806) auf Grund des Begriffs der Utilite publique 
praftifch gehandhabt und ebenda am meiften entwidelt, hat das Geſundheitsrecht 
der gewerblichen Anlagen für Deutſchland in den 88 16—28 der Reichsgewerbe— 
Ordnung feinen Ausdrud gefunden, wonach für jolhe Anlagen, welche durch 
die örtliche Lage oder durch die Beichaffenheit der Betriebsftätte für die Befiger 
oder Bewohner der benachbarten Grundftüde oder für das Publilum überhaupt 
erhebliche Nachtheile, Gefahren oder Beläftigungen herbeiführen können, ferner 
auch für die Aufftellung von Dampffeffeln die Genehmigung der zuftändigen 
Behörde erforderlih if. Dieſe genehmigungspflictigen Anlagen — darunter 
Pulver- und Feuerwerks-Fabriken, Gasanftalten, Theer:, Stärfe-, Knochen» und 
Leimfabrifen, alle chemiſchen Fabriken, Seifenfiedereien, Schlächtereien, Gerbereien, 
Abdedereien u. A. m. — find geeignet, ihre Umgebung vermöge ihres Betriebes 
wirthichaftlid und gejundheitlich zu jchädigen. Um nun diefer Schädigung vor- 
zubeugen, werden derartige Anlagen mit Nüdficht auf die Intereffen der Nach— 
barſchaft als öffentliche Angelegenheiten betrachtet und erft nad Abhaltung eines 
öffentlichen Verfahrens geftattet, indem von jedem der einzeln bezeichneten geneh— 
migungspflichtigen Gewerbe vor Errichtung derjelben Geſuche, Prüfungen und 
Genehmigungen gefordert und dabei die anderen Intereſſenten gehört werden 
und auch die Berufung geftattet ift Speziell in Frankreich wird die Frage nad) 
der Zuläffigfeit folder Anlagen auf Grundlage eines formell ftreng ſyſtematiſchen 
Sejetes und einer Öffentlichen Verhandlung durd die Ortsobrigfeit entjchieden. 
In Deutſchland und Defterreih werden aud die Betheiligten gehört, aber bie 
wirkliche Anlage von dem Ermefjen der Ortsobrigfeit als Konzeſſion betrachtet. 
In England dagegen fcheint es Sache der Einzelnen zu jein, gegen eine ſolche 
Anlage eine Privatklage zu erheben und die richterlihe Entſcheidung herbeizu- 
führen. Inſoweit nicht die Anlage jelbft, fondern ihre Folgen, wie Abflüffe, 
Safe, Rauch x., für Werth oder Gefundheit Nachtheile bringen, fann Die 
Sejundheitspolizei einjchreiten, in England auf Grund beftimmter Geſetze, in 
Frankreich und Deutſchland nad) Ermefjen, welches in einigen deutjhen Staaten 
den Gemeindebehörden unterliegt. So werden 3. B. in Baden-Baden und 
einigen anderen Kurorten raucherzeugende Anlagen grundſätzlich nicht geftattet. 
Ob zum Scuge der beiden großen Faktoren der Öffentlihen Gejundheit, zum 
Schutze von Luft und Waſſer, die bloße Verwaltungspraris auf Grund allges 
meiner Gejege genügt oder ob eine Spezialgefetgebung erforderlid ift — darüber 
ift man noch nicht einig. Lorenz von Stein verlangt fpezielle gejeglihe Beftim- 
mungen insbefondere gegen Rauch, Ausdünftung und Abflüffe, wie deren in 
England bereits zu Recht beftehen, und erachtet das in Deutjchland nad) diejer 
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Richtung gehandhabte einfache Konzeffionsprinzip für durchaus unzureichend. Bisher 
hat in Deutjchland zur Durchführung der Intentionen des Gejetgebers in erfter 
Reihe die Fabrikinſpektion wirkſam mitgeholfen. 

Das Geſundheitsrecht der gewerblichen Anlagen umfaßt weite Gebiete wirth— 
ſchaftlicher Thätigkeit, welche auf der Berliner Ausstellung von 1883 leidlich vertreten 
waren und zwar hauptjächlich durch die Pläne, Modelle und Reliefs folder genehmig- 
ungspflichtigen Anlagen, jo unter Anderm durd) die Reliefdarftellung einer Dynamit: 
fabrif, ferner durd die Pläne von chemiſchen Fabriken aller Art, welche entweder 
die Luft verpejten oder das Waſſer verunreinigen oder meift nad beiden Richt: 
ungen zugleich jchädlih wirken. Hieher gehört Alles, was die Unſchädlich- und 
Nußbarmahung von Abzugsgafen, vorzüglih die Rauchverbrennung, die Uns 
ihädlich- und Nutzbarmachung von Fabrikabfällen und Fabrikabwäſſern, die Schuß- 
maßnahmen bei Behandlung exploſiver Stoffe, gegen Feuersgefahr ꝛc. umfaßt. 

Nicht gering waren die Uebeljtände, welche ehedem aus den unreinen und 
gejnndheitsgefährlihen Abflüffen gewiffer Fabrifen entjprangen. So find im 
Lennegebiet große Mengen Schwefeljäure Jahrzehnte lang unbeanftandet der Lenne 
zugeführt worden. In Lüdenjcheid war viele Jahre Hindurd) die abgängige, 
jalpeter- und ſchwefelſaure Salze enthaltende Beize ohne Weiteres in den nächſten 
Bad geleitet worden. Durch derlei Abflüffe find früher in der Nähe von 
Buder-, Papier- und anderen Fabrifen Heine Gewäffer zu fauligen Gräben um: 
gewandelt, größere Flüffe verumreinigt und an Fiſchen entvölfert worden, bis 
endlich nad) den Forderungen der Gewerbehygiene die Staatsgewalt einfchritt. 

Zu den genehmigungspflichtigen Anlagen gehören auch die Sclädtereien, 
in welden nad den Berichten der deutjchen Fabrikinipeftoren namentlich da, wo 
der Schlachthauszwang noch nicht eingeführt ift, bedenkliche Zuftände herrichen, 
und es befunden fich dieje Uebelftände nad) außen in jchädlichen Abflüffen und 
Gerühen. Wie aus den Berichten der deutihen Fabrikinſpektoren zu erjehen, 
mußten nach den erjten Revifionen der Schlachtjtätten zahlreiche Beitrafungen 
erfolgen, ehe die gröbften Verletzungen der Hygiene in denjelben befeitigt werden 
konnten. „Daß in Sclädhtereien Herde für Typhusfranfheiten in dem fonft jo 
gejunden und epidemiefreien Thüringen entjtanden find, läßt ji nicht weg» 
läugnen,” berichtete der Thüringer Fabrifinfpeftor, und noch bedenflicher Elingt, 
was der Fabrifinfpeftor von Berlin über die Werhältniffe der dortigen Schlacht— 
jtätten mitgetheilt hat. 

Keiner Genehmigung und daher aud) feiner Aufficht unterliegen die Bädereien. 
Zwar fallen fie der Umgebung nicht läftig, allein bei der Herftellung des wid) 
tigiten Verbraudsartifels, des Brodes, jollte durch vorherige Genchmigung der 
Anlagen von Bädereien jedwede Neinlichkeit fichergeftellt werden. Es ift nicht 
zuläffig, was ein Arzt in Berlin vielfach beobachtet hat, daß die Badjtuben meift 
in Kellerräumlichkeiten untergebracht und häufig jo vernadläffigt find, daß fie 
wohl zu einem Aufbewahrungsort für Yumpen und Eiſentrödel dienen fünnten, 
für die Bereitung von Brod aber vollftändig unpaffend jind. Wo Naum, Licht 
und Luft genügend vorhanden, wird es danı nicht mehr vorfommen, daß ab- 
brödelnde Deden, Spinnengewebe, Schaben ꝛc. fi mit Mehl und Zeig ver- 
mifchen, daß der Arbeiter in übermäßigen Schweiß geräth und nad) Bearbeitung 
des Teigs jeine Arme mit Mehl „abſtreicht“, welches dann mit verbaden wird 
u. dgl. m. Mean wird fidh entichließen müffen, jchon bei der Anlage von 
Bädereien die nothwendigen hygienischen Forderungen zu ftellen, da weder die 
einzelnen Betriebe überwacht noch die Erzeugniffe derjelben in Bezug auf ihre 
Geſundheitsſchädlichkeit unterfucht werden können. 
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Seit dem Anwachſen der Induſtrie nnd der Zunahme ihrer Schornfteine 
ift über die jchädlichen Wirkungen des Rauches immer lebhafter Klage geführt 
worden und es hat ſich denn auch zunäcdft die Verwaltung veranlagt gejehen, 
den Schornfteinen der Großinduftrie auf den Leib zu rüden, während es dod) 
auf der Hand liegt und namentlih in England bereits crfannt worden ilt, 
dat ſämmtliche Schornfteine und diejenigen der Privathäuſer, da fie ja in 
erdrüdender Mehrheit vorhanden, ganz bejonder8 und hauptjählid zur er: 
ichlechterung der Yuft beitragen. So bezog ſich die internationale Ausftellung 
von Apparaten und Einrichtungen zur Vermeidung des Rauches in Yondon 
vom Jahre 1880 mehr auf FFeuerungsanlagen fir Haushaltungszwede, als 
auf jolche für gewerbliche oder techniſche Betriebe, an welche man in Deutſch— 
land bei Klagen über die Hauchverpeftungen der Stadtluft zunädft zu denfen 
ſich gewöhnt hat. 

Rauch wirft zweifach ſchädlich, einmal durch feine Beitandtheile chemiſcher 
Natur, durch ſaure Gaſe, und jodann durch jeine Beftandtheile mechanischer 
Natur, dur den Ruß, das Produkt ungenügender Verbrennung. Letzterer 
beläftigt unmittelbar und wird am meiften bemerft, objchon er keineswegs jo 
ihädlich ift wie die Safe des Nauches, welche — wie Schröder und Reuß in 
ihrem großen Werf „Die Beichädigung der Vegetation durch Raud und die 
Dberharzer Hüttenrauchſchäden“ (Berlin 1883) auf Grund eingehender Forſchungen 
feftgeftellt haben — namentli wegen ihres Gehaltes von jchwefeliger Säure 
große und nachweisbare Schäden in weitem Umfange der Begetation, vor Allem 
den Bäumen, zufügen. So ift dur die Gaſe des Rauches der Objtbau im 
Plauen’ihen Grunde bei Dresden faft vernichtet worden. Nach den Berfiherungen 
von Sachverſtändigen ift e8 den Bemühungen der neueren Technik noch nicht 
gelungen, die Frage der Nauchverbrennung vollfommen zu löjen, d. h. die bei 
Feuerungen jeder Art erzeugten Mengen von Ruß und Gajen durch Verbrennung 
zu bejeitigen. Das ſchließt nun freifid nit aus, daß einzelne Syſteme der 
Rauchverbrennung ſich bereit durch mehr oder minder merfjame Abhilfe bewährt 
haben umd zur Einführung anzuempfehlen find. Allein jo lange die Technik 
nicht die fogenannte Rauchfrage befriedigend gelöft hat, wird man mit der An 
ordnung obligatoriicher Maßnahmen zurüdhaltend jein müffen. Da der Rauch 
in feiner gegemmwärtigen Zufammenjegung micht nur gejundheitlich gejährlich, 
jondern auch wirthichaftlich jchädlich ift, indem er eine große Brennmaterial- 
Verſchwendung bedeutet, jo winkt der Polytechnik, wenn fie ihre Aufgabe gegen: 
über dem Rauche löft, ein doppelter Erfolg. 

Im Kampfe gegen den Hauch wird auf England zu blicten fein, wo von 
einer fürmlihen Antirauchbewegung geiprodhen wird. In der legten Jahres: 
verſammlung des Londoner „Vereins für Rauchvertilgung“ vom Herbſt 1883 
wurde der Rauch als der größte Fluch Yondons und anderer Großftädte bezeichnet, 
und allein für Einrichtung einer Anftalt, wo alle Vorjchläge und Apparate zur 
Naudwerminderung oder Rauchvertilgung geprüft werden follten, wurden vo: 
einzelnen Mitgliedern Summen von 500 Pfd. Sterl., 100 Pfd. Sterl. ıc. ge 
zeichnet. In den Streifen dieſes Vereins ift berechnet worden, daß in London 
der Naud allein an dem Parlamentsgebände eine jährliche Ausbefjerung im 
Betrage von 50,000 sb. nothwendig macht. Sachverſtändige verjichern, was 
allerdings andererjeit3 beftritten worden tft, daß die in einem Wintertage über 
London hängende Rußdecke 50 Tonnen Kohle gleichkommt, und daß der Betrag 
von Kohlenoryd, dieſem giftigen Material, welches von der unvollfommenen Ver— 
brennung der Kohle ſtammt, wenigjtens fünfmal jo groß ift. 
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Ohne Zweifel wird die Zufunjt dem Rauche erfolgreich beitommen, jei es 
durch technische Vervollkommnungen in größeren Anlagen, jei es durch verbejferte 
raudjloje Motoren, ſei es durd eine zweckmäßige Organijation der bisherigen 
Heizungsverhältniffe, d. i. durd Verſorgung der Städte mit Heizgas von einer 
Sentralftelle aus nad dem Vorbilde der Yeuchtgasanftalten. Siemens in Yondon 
hat wiederholt die Anficht ausgejprochen, daß nad) der allgemeinen Einführung 
des elektriſchen Lichtes für Beleuchtungszwede e8 die Hauptaufgabe des Gaſes 
ſein wird, für die Heizung unjerer Wohnungen und unferer Herde zu forgen 
an Stelle der direkten Verwendung des Brennmaterials, welche einer Verwüſtung 
desjelben gleihfommt. Belanntlich fommen bei den Dampfmafchinen gegenwärtig 
nur 10 Brozent des Stoffes der Kohle zum Nußeffett, 9 Zehntel verpuffen als 
Rauch in der Yuft und verpeften die Atmojphäre. Die Frage der Verbrennung 
des Mauches wird vorausſichtlich dadurd gelöft jein, daß ſämmtliche Kohlen erft 
duch die Gasöfen ihren Weg nehmen, wodurd eine Menge foitbarer Neben- 
produfte (FFarbftoff, Sulfat von Ammoniaf, Pech, Kreojot, Kokes 2c.) gewonnen 
wird, welche jet nicht blos in Verluſt geriethen, jondern wefentlid) den Rauch— 
ſchaden hervorriefen. 


Das Geſundheitsrecht dei gewerblichen Betriebes. 


Unter Betrieb begreift Lorenz von Stein die Gejfammtheit der Herftellungen 
und Thätigkeiten, durch welche das bereit3 angelegte Unternehmen nunmehr feine 
wirfliche Produktion in's Werk jet und demnach unter dem Gefundheitsrecht des 
Betriebes die Geſammtheit derjenigen Beftimmungen, durd welche Leben und 
Geſundheit gegen die Gefährdungen desjelben gefhütt werden. In Abweichung 
von Lorenz von Stein jei es indeſſen geftattet, das Gefundheitsrecht des gewerb- 
lihen Betriebes auf ein einziges, freilich großes Gebiet, auf die innere Betriebs- 
polizei in Bezug auf die Gefährdungen innerhalb der Fabrik d. i. auf den 
eigentlichen Arbeiterihug zu bejchränten. Das Gefundheitsreht des gewerblichen 
Betriebes foll einmal Leben und Gejundheit gegen die bewegende Kraft (der 
Maſchinen) hüten und jodann die Gefährdungen der Geſundheit durch ſchlechte 
und unreinlihe Räumlichkeiten, durd den Verderb der Luft umd durch jchädliche 
Rohſtoffe befeitigen. Vielleicht erfüllt fih tm Yaufe der Zeit, was Yorenz von 
Stein verlangt hat, daß im diejer Hinficht die Geſetzgebung nad drei jelbft: 
ftändigen Richtungen hin thätig fein fol. 

1. Die Mafchinenpolizei für alle Mafchinen, nicht nur für Dampffejjel, wie 
auf dem Kontinent, durch Feſtſtellung minimaler Raummaaße für Majchinen, 
Transimiffionen zc. auf Grund hygieniſcher Forderungen. 

2. Die Raumpolizei für die Bemefjung der Räume nad) ihren gejundheit- 
lichen Dimenfionen, nebenher auch für die Ueberwahung von Neinlichkeit und 
Ordnung im Betriebe, auf Grund gejeglicher Beitimmungen des minimalen 
Raumes für jeden Kopf der Arbeiter etwa durch Heranziehung der Schulhygiene 
oder nad) Englands Vorbild. 

3. Die Polizei der Nohftoffe für die Ventilation im Allgemeinen und des 
Beionderen durch Erlaß einer eigenen Betriebsgejeßgebung für jede einzelne Art 
der Produktion aus gefährlichen Stoffen, wie es in England unternommen 
worden, auf Grundlage der Verordnungen zu $ 120, Abj. 3 der Gewerbe: 
ordnung nad Art der Bergwerks- und Dampfkeſſelgeſetzgebung. 

Vorerſt hat es in Deutjchland der deutiche Geſetzgeber bei einer allgemeinen 
Beitimmung bewenden laffen, indem er in Abſ. 3 des S 120 der Reichsgewerbe— 
ordnung die Gewerbeunternehmer nur verpflichtete, „alle diejenigen Einrichtungen 
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herzuftellen und zu unterhalten, welche mit Rückſicht auf die befondere Be: 
ſchaffenheit des Gewerbebetriebe und der Betriebsftätte zu thunfichjter Sicherheit 
gegen Gefahr für Leben und Gejundheit mothwendig find.“ Hiebei wurde dem 
Bundesrath vorbehalten, im Verordnungswege Vorjchriften darüber zu erlaflen, 
welde Einrichtungen für alle Anlagen einer beftimmten Art herzuftellen find, 
was bisher troß wiederholter Anläufe und Entwürfe nod nicht erfolgt ift. 
In der Praxis indeß wird immer ausgiebiger für die Bethätigung und Erwei— 
terung des Arbeiterfchuges geforgt und zwar auf Grund einer fehr großen Anzahl 
landespolizeilicher Verordnungen für einzelne Bezirke, Gewerbe, Betriebe ꝛc. durch 
die Thätigfeit der deutjchen Fabrikinſpektoren, welche nicht felten da, wo die vor: 
handenen Berordnungen nicht ausreichen, ihre bisfretionären Befugniffe, ihre 
ſachverſtändigen Warnungen mit dem Hinweis auf die gejegliche Haftpflicht erfolg: 
reich mitheranziehen und in den legten Jahren nad) diefer Nichtung Hin den 
Schwerpunkt ihres Wirfens verlegt haben. 

Wenn auf dem Gebiete des engeren Arbeiterfchuges im praftifchen Leben 
Achtbares geleiftet worden ift, jo hat man dieſe erfreulichen Ergebniffe aud in 
Deutjchland jener Einrichtung zu verdanken, welche einft von liberaler Seite jo 
lebhaft angefeindet wurde: der FFabrifinfpektion des modernen Staates. Wie aus 
den Berichten diefer gemeinnügigen AuffichtSbeamten zu erjehen, machen fie ebenfo 
unermüdlich als erfolgreid; Propaganda für die befte Verwirklichung des Arbeiter: 
ſchutzes, hier in gütlichen Vorftellungen, dort in warnenden Mahnungen, und 
überall mit ſichtlichem Erfolge. Es ift ihnen vorzugsweile zu danken, wenn in 
weiteren Kreifen der Arbeitgeber allmählig begriffen wird, daß eine nicht geringe 
Zahl der angeordneten, ungern ausgeführten und oft Foftjpieligen Schugmaßregeln 
der Letzteren Intereſſe wiederum mittelbar fördert, jei es durch geringere Ab- 
nügung der Majchinen oder beifere Verwerthung der Abfälle, ſei es durd 
erfprießlicheres Einvernehmen mit den williger werdenden Arbeitern. Aus einer 
nad) mehr als einer Richtung Hin verwahrloften Zeit, als Unfälle und Krank— 
heiten überhand genommen und über weite Arbeiterfreife Not und Mißmuth 
gebracht hatten, war es der Fabrifinfpeftion beſchieden, in unmittelbarem perjön- 
lichen Wirken fast unmerklid in erfreulichere Zuftände überzuführen, den Leicht: 
finn der Betheiligten wie die Mängel der Geſetzgebung minder fühlbar geftaltend. 

Auf dem Gebiete des Arbeiterihutes gegen Unfälle an Maſchinen ift Herr 
Friedrich Engel-Dollfus zu Dornach bei Mülhaufen im Elſaß (F 1883), der 
Begründer und vieljährige Vorftand des Miülhaufener Unfallverhütungspereines 
(Association pour pr&venir les accidents de machines), einer der that- 
fräftigiten und unermüdlichjten Vorkämpfer gewejen. Unabläffig hat fich Diejer 
edle Mann, deffen Name in der Gefchhichte des Arbeiterfchußes an erfter Stelle 
zu nennen ift, mit der Förderung desjelben beſchäftigt. In jedem der von ihm 
eingeleiteten Jahresberichte de8 Miülhaufener Unfallverhütungsvereines hat er den- 
jelben Gedanken erörtert und humanen Geiftes und beredten Mundes betont, 
Während man ſich unausgeſetzt mit der Vervollkommnung und Verbefferung der 
Majhinen wie der Fabrifationsmweije überhaupt in Spinnereien und anderen 
Induſtrien bejchäftigt und darüber mit großem Aufwand von Arbeit und Koften 
zahlreiche Berichte veröffentlicht hat, ſagte er einmal, ift e8 bisher nody Niemandem 
beigefommen, auch die gefährlichen Seiten und Eigenſchaften gewifjfer Maſchinen 
zum Gegenstand gleichen Studiums zu machen und nad Mitteln zur Verhütung 
der am häufigjten vorfommenden Unfälle zu juchen. ALS er das erfte Handbud) 
zur Verhütung von Unfällen, das erfte in feiner Art und vom Verein heraus: 
gegeben, anfündigte, rief er aus: Welche Dienfte hätte es Teiften, wie viele 
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Unpäffe verhüten Fönnen, wenn ein derartiges Handbuch früher erfchienen wäre? 
Nun erfcheint e3 als eine Neuheit, doch als eine recht verjpätete Neuheit, ein 
Jahrhundert nad der Erfindung Arkwright's, nachdem beinahe 80 Millionen 
Spindeln auf der Erde allein für die Baumwolle vorhanden find. Hat das 
Leben der Mafchinenarbeiter, frägt Herr Engel-Dollius, etwa weniger Werth als 
die Vervollkommnung diefer Mafchinen oder die Güte ihrer Erzeugniffe? und 
er fonnte, wie er hinzufügte, die überrafchende Gleichgiltigkeit nicht begreifen, 
welche in diefem Punkte bisher zu beobachten war. Ich erinnere mid), erzählte 
er, noch immer eines jonderbaren Vorfommmiffes auf der Parifer Weltausftellung 
vom Jahre 1878. Ein junger Mann wurde erfaßt umd getödtet, al3 er ver: 
fuchte, während des Ganges der Transmijfion die Riemen aufzulegen, und nur 
wenige Schritte davon waren die Vorrichtungen ausgeftellt, durch welche ein 
derartiger Unfall unbedingt verhütet werden fonnte! 

Unzweifelhaft wirken alle diefe Forderungen des Gejundheitsrechtes des Be— 
triebes erſchwerend und vertheuernd. Allein injoweit fie von der Wiſſenſchaft und 
Hygiene als nothwendig erfannt worden find, fönnen fie nicht dem guten Willen 
des einzelnen Unternehmers überlaffen bleiben, jondern müſſen durch Gejeßgebung 
und Verwaltung für Alle gleihmäfige Geltung erhalten. Das Recht zum Ein: 
jchreiten der Staatsgewalt läßt fid) alfo auch in diefem Falle aus den Forderungen 
der Wiffenfchaft herleiten. Nicht jelten nun erweilt ji, was da von Wiſſen— 
ihaft und Staat gefordert wird, auch wirthichaftlic als höchft vortheilhaft, wie 
denn liberale Humanität ji meift in der einen oder anderen Art bezahlt madht. 
Unmittelbar ift diefe Erfahrung in gewiſſen ftauberzeugenden Betrieben gemacht 
worden, wo nad Ableitung des jchädlichen ftarfen Staubes durch zweckmäßige 
Erhauftoren in Flugſtaubkammern nicht nur eine erheblich geringere Abnügung 
der Majchinen und Wellenleitungen beobachtet wurde, jondern aud) pofitive wirth- 
Schaftliche Vortheile entiprangen, wie unter Anderm in BZementfabrifen, wo der 
an den Flugfammern gewonnene, außerordentlich feine Staub zu Zementguß— 
waaren benützt wird und um ein Viertel höher im Preife fteht, fo daß ſich 
vielfah in Zementfabriken die ganze Ventilations- und Erhanftoren-Anlage in 
Jahresfriſt bezahlt machte. 

Zu dem weitgehenden Eingreifen der Gewerbehygiene auf dem Gebiete des 
Gejundheitsredhtes der gewerblichen Betriebe hat nur die unabweisliche Noth- 
wendigfeit gedrängt. Wie bekannt find nah den Erhebungen des Deutichen 
Neiches in der Zeit vom Auguft bis November 1881 in den induftrielfen Ans 
lagen Deutjchlands in Folge von Unfällen 662 Arbeiter gejtorben, 560 ſchwer 
und 28,352 minder jchwer verlegt worden. Leider ift die deutſche Unfallſtatiſtik 
noch jehr mangelhaft — immerhin fprechen diefe Zahlen deutlich genug. Wie es 
vielfach; mit Luft und Licht beftellt ift, darüber haben die Fabrikinfpektoren 
namentlid) aus deutjchen Tabads- und Zigarrenfabrifen betrübende Schilderungen 
veröffentlicht. Und was in Bezug auf die Rohſtoffpolizei geleiftet werden kann 
und foll, das hat unter Anderm die Altiengejellichaft der Farbwerke von 
Meifter, Lucius & Brüning zu Höchſt a. M. bewieſen, indem fie durch eine 
zweckentſprechende Organifation einer befonderen Betriebshygiene die Zahl der 
Kranfheitstage für Kopf und Yahr von 7,,, im fahre 1874 auf 3,5, im Jahre 
1878 vermindert hat. Bei der Aufnahme muß fi dort der Arbeiter in der 
Regel einer ärztlihen Unterfuhung unterziehen, welche feitftellt, ob durch die 
Fabrikation fein Nachtheil für die Gejundheit des Arbeiter zu befürchten ift. 
Dabei wird auf kleine förperlihe Gebrehen weniger Werth als auf intafte 
Bruftorgane gelegt. Bon der Aufnahme ausgeſchloſſen find alle, bei welchen 
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Verdadhtsgründe oder Zeichen der Trunkſucht vorliegen ; leidet der Arbeitjuchende 
an Erkrankungen der Augen oder der Haut, fo gebieten die im dem einzelnen 
Fabrifräumen nicht zu vermeidenden Ausdünftungen, denjelben nicht anzunehmen. 
Unrichtige Angaben über hereditäre Verhältuiffe, Militärpfliht, frühere Erfranf- 
ungen x. haben die Entlaffung zur Folge. 

Nicht leicht läßt ſich ohne die Hilfe der angedeuteten Gruppirung — für 
das Geſundheitsrecht des gewerblichen Betriebes in die Mafjchinen-, Raun- md 
Nohftoffpolizei — eine überfichtliche Kenntniß dev zahlreihen Maßnahmen und 
Vorkehrungen für den Arbeiterichug gewinnen, zumal bei Ausitellungen in jedem 
einzelnen Falle immer noch zu prüfen bieibt, ob es fih um Vorrichtungen 
handelt, welche ein Arbeitgeber bei ſich eingeführt und bewährt gefunden, oder 
um folde, welche ein Gejhäftsmann gewerbsmäßtg angeboten hat. Auſ der 
Berliner Dugiene-Ansftetlung 1883 durfte zum großen Theil von diejer Unter: 
Scheidung Abftand genommen werden, da das preußiſche Meinifterium für Handel 
und Gewerbe in einer eigenen Koflektivansfteltung , worüber ein Sonderfatalog 
vorhanden war, in einer frattlichen Anzahl von Driginalen, Modellen, Zeich— 
nungen, Plänen und Schriften die wejentlichjten Verwirklichungen der Forderungen 
der Gewerbehygiene zur Veranſchaulichung gebradjt hatte. 

Mit der Fortentwiclung der Gewerbehngiene, insbefondere des Gejundheits- 
rechtes der gewerblichen Betriebe, werden immer höhere Ziele zu fteden ſein. 
Nahe ſchon ift die Zeit, da der ernfte Sozialpolitifer erfennt, daß er in der 
Gewerbehygiene feine befte Stüte und Verbündete befigt. Wenn die Gewerbe- 
hygiene einmal die möglichft vollfommenfie Handhabung des Gejundheitsrechtes 
der gewerblichen Betriebe durchgejegt und fomit die Arbeit felbft von allen 
Gefahren befreit haben wird, wenn fie alsdann daran geht, die Dauer ber 
täglichen Arbeit und das Maß der Arbeitskraft gegenüber diefer Arbeitsdauer 
zu unterfuchen, wenn fie darnad) zu beftimmten Forderungen in Bezug auf die 
Bemeffung der täglichen Arbeitszeit gelangt, fo wird jie mit ihren ‘Forderungen 
in allen wohlmeinenden Kreijen Unterftügung finden. Für weibliche und jugend- 
liche Arbeiter find erhebliche Beihränfungen der Arbeitszeit auf Grund hygie— 
niſcher Erfahrungen bereits durchgeführt worden. Mit Hilfe der Gewerbehngiene 
wird aber aud das Problem des Norinalarbeitstages gelöft werden Tönnen. 
Zunächſt wird feftzuftellen jein, bei weldyer Grenze der Ausnützung der vollen 
Arbeitsfraft die Ueberarbeit für den gefunden Mann anfängt, wobei zu berüd» 
fihtigen wäre, daß da, wo die volle Arbeitskraft fich überarbeitet, die Folgen 
der Ueberarbeit niemals unmittelbar zur Erſcheinung gelangen. Wie Lorenz von 
Stein ausführt, verhäft ſich eine ſolche Ueberarbeit zur Arbeitsfraft des Mannes 
wie eine Wirthichaft, welche neben ihrem regelmäßigen Einkommen zugleich 
langjam ihr Kapital verzehrt. Zuerſt entjtehen Krankheiten, welche nicht auf 
jpezielle Ueberanftrengung, fondern anf die regelmäßige zu große Dauer der 
regelmäßigen Arbeit zurüdgeführt werden müſſen. Sodann wird die Arbeits- 
unfähigfeit (Alter) in dem Grade rajcher eintreten mäfjen, als die Ueberarbeitung 
regelmäßiger ftattfindet. In Bezug auf erfteren Punkt hätte die Gewerbehygiene 
etwa durch Unterfuhungen über Inhalationskrankheiten, über die Folgen der 
Ueberarbeit auf Muskeln und Herz, in Bezug auf den zweiten Punft die 
Gejundheitsftatiftit als Imvaliditätsſtatiſtik vorbereitend einzuwirfen. Ständen 
ſolche Unterjuchungen in ihren Ergebniffen feft, jo würde man im Stande fein, 
behufs Weiterbildung des Rechtes den PVortheil, den die UWeberarbeit auch bri 
voller Arbeitskraft bringt, mit dem nicht etwa ethifchen, fondern öffentlich recht— 
lihen und volkswirthſchaftlichen Nachtheil zu vergleichen, den die Krankheiten und 
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die zu frühe Invalidität der Ueberarbeit unabweisbar hervorbringen, um dann 
erft im Namen des öffentlichen Intereſſes einjchreiten zu fönnen. Jene wiffen- 
ihaftlichen Thatjahen würden die Weberzeugung von der Nothwendigfeit eines 
europäifchen Normalarbeitstages hervorrufen und die Geſetzgebung würde diefelbe 
zum geltenden Recht zu gejtalten wiſſen. 


Das Gejundheitsreht der gewerbliden Erzeugnijie. 


Was fjih in der Praris des täglichen Lebens unter tauſendfach veränder« 
lichen Formen zeigt, ift nicht leicht zu veranfhaulichen und zujammenzufaffen. 
Es ließe ſich nöthigenfalls unter das Gejundheitsrecht der gewerblichen Erzeug- 
nifje die ganze fogenannte bürgerliche Hygiene einreihen, infoweit fie fi auf 
Erzeugniffe des privaten Gewerbebetriebes bezieht, jelbjt das Wohnungsweien, 
beſonders aber die Marftpolizei für Nahrungsmittel und Getränke. Die Marft- 
polizei richtet fid) gegen verdorbene oder verfälfchte Erzeugniffe des Gewerbes 
oder Handels. Da diefelben überaus mannigfaltig, veränderlid) und vielfach erft 
im Augenblide des Verbrauches prüfbar find, fo ift die Aufgabe der Marktpolizei 
eine jchwierige, zugleich aber eine aufßerordentlic) wichtige, denn der Einzelne ift 
in der Megel nicht im Stande, bei dem Ankauf der ihm unentbehrlicden Lebens— 
bedürfniffe fi die Gewähr dafür zu verjchaffen, daß diefelben nicht gejundheits- 
ihädlid find. In Folge deffen muß die öffentliche Gewalt eintreten, und fie 
ift in der That gegen den Verkauf verdorbener oder gefälichter Nahrungsmittel 
mit den verjchiedenften Anordnungen und Maßregeln vorgegangen. Die Voraus: 
ſetzung für diefes Vorgehen ift nun, wie Lorenz von Stein ausgeführt hat, die 
Gewißheit darüber, ob und wann ein im Verkehr als Waare auftretendes 
Nahrungsmittel ſchädlich ift oder nit. Die blos finnliche Gewißheit ift dabei 
nicht ausreichend. Je weiter das wirthichaftliche Intereſſe reiht, um durch Ver— 
heimlihung des Verderb8 oder der Verfälihung den Abſatz troß feiner gejund- 
heitsihädlihen Folgen dennoch zu ermöglichen, deſto nothwendiger wird eine 
wifjenjchaftlihe Unterfudung über die geſundheitlichen Eigenſchaften derfelben. 
Dieſe Unterfuhung ift Aufgabe der Hygiene der Nahrungsmittel, und was die 
Hygiene der Nahrungsmittel im öffentlichen Intereſſe für erforderlich erachtet, 
wird der Staat mit Hilfe feiner Organe zu verwirklichen haben. 


Zu dem Gejundheitsrecht der gewerblichen Erzeugniffe gehört aud der 
Vertrieb exrplofiver Stoffe, ferner der Verkauf gifthaltiger Tapeten, Kleiderftoffe, 
Slafuren ꝛc. In Bezug auf gewiffe gejundheitsihädlihe Farben auf Kinder: 
ipielwaaren find fogar bereit internationale Verhandlungen gepflogen worden, 
welche nur auf Grund der Gewerbehygiene und ihrer Forſchungen einem  befrie- 
digenden Austrag werden zugeführt werden Fönnen. 


Aus diefer Darftellung geht hervor, daß das, was gemeinhin als Gewerbe- 
hygiene bezeichnet wird, ein überaus umfangreiches, ein bereits ſelbſtſtändiges 
Gebiet des Wifjens bildet, welches für ſich erforfht und bebaut zu werden 
verlangt. Zu diefer Erfenntniß werden längft alle Diejenigen geführt worden fein, 
welche fich theoretifch oder praftijc damit bejchäftigten; die Mediziner namentlic) 
bei dem Studium der Arbeiterfrankheiten, die Techniker vorzugsweife bei der 
Unterfuhung der Maſchinen und ihrer Gefahren, die Fabrikinſpektoren wejentlid) 
auch bei Erörterung der rechts- und verwaltungspolitiichen Seite der Sadıe. 
Im eigenften Intereſſe aller Polytechnifer und ihrer zufünftigen Aufgabe follte 
diefe Disziplin längft an allen techniſchen Hochſchulen gelehrt werden. Allein 
nahdem man in der Zeit des fogenannten wirthichaftlichen Aufſchwunges Lehr: 
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ftühle über Lehrftühle für ein halbes Dutend maſchinentechniſche Spezialitäten 
geihaffen und überreidy ausgeftattet hat, ſcheint man das einftige Zuviel wett: 
machen zu wollen durd ein jetziges Zuwenig, indem man es verabfäumt, der 
neuen wiffenjchaftlihen Disziplin der Gewerbehygiene im Unterridhtsplan der 
techniſchen Hochſchulen die erforderlihe Berückſichtigung angedeihen zu laſſen. 
Einzig und allein an der technischen Hochſchule zu Aachen hat e8 Herr Gewerbe: 
rath Reichel übernommen, Vorleſungen zu halten über gewerbliche Gejundheits- 
pflege mit Demonstrationen an Skizzen und Modellen und verbunden mit 
Erkurfionen zur Kenntnißnahme mufterhafter Einrihtungen. Das Programm 
diefer Vorlefungen, wie e8 Herr Gewerberath Reichel entworfen, bekundet den 
weiten Umfang und die abgejchloffene Selbitftändigfeit der neuen wiffenfchaftlichen 
Disziplin, welche in ihren letten Schlüffen zu der Erfenntniß führt, daß ihre 
vom Staate durchzuführenden Forderungen an Gewerbe und Induſtrie in gleicher 
Weife den öffentlichen wie den Intereſſen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
entjprechen. Die Verbreitung diefer Erfenntniß bietet die befte Gewähr für die 
weiteren Fortfchritte der Gewerbehygiene. Biel ift bereits gefchehen, aber viel 
bleibt nod immer zu thun. 


Arbeiterwohlfahrtsanitalten, 


Arbeiterwohlfahrt und Arbeiterihuß werden oft identifizirt und jcheinen in 
der That vielfach) zufammenzufalfen, und doc find fie nicht nur ſcharf zu ſcheiden, 
fondern beeinträchtigen fogar gelegentlid) einander. Arbeiterwohlfahrtsanftalten 
entfpringen dem Wohlwollen, der Humanität, der Klugheit der Arbeitgeber und 
bethätigen eine freie Fürforge für die Arbeiter. Daneben befteht durch Gefekes- 
zwang der Arbeiterſchutz nad; verjchiedenen Richtungen Hin, für Minderjährige, 
gegen mißbräucliche Ausbeutung und Ueberanftrengung, gegen unftatthafte Sonn- 
tagsarbeit, Lohnabzüge ꝛc. 2c., vor Allem gegen Unfalls: und Krankheitsgefahren, 
feitdem aus den Bedürfniffen des praftiichen Lebens heraus die SFabrikgejek- 
gebung ſich entwidelt hat. Wenn es jcheint, als hätte die Bedeutung, ja vielleicht 
die Fortentwicklung der Arbeiterwohlfahrtsanftalten abgenommen, als lohne es 
nit mehr der Mühe, feit die WMeichsregierung die Neuregelung der Unfall— 
verfiherung und die Organijation des Hilfskaffen- und Amvalidenwejens in die 
Hand genommen, an der Aus: oder Neubildung von Wohlfahrtseinrichtungen 
weiterzuarbeiten, jo läßt ſich ſolche Stimmung erklären, doch ernftli nicht be- 
gründen. Was der Staat thun kann, wird fid) immer nur auf das Noth- 
dürftigfte zu befchränfen haben, wird ſich zunächſt auf Diejenigen beziehen, welche 
gewiffen, allmählig als unabweisbar erfannten Forderungen gegenüber in einer 
die gemeinfame Wohlfahrt ftörenden Indolenz verharren. Darüber hinaus bleibt 
nod) immer Spielraum genug für die Bethätigung arbeiterfreundlicher Fürſorge. 

Es gibt Arbeitgeber, welche fih — ſei es aus Prinzip, fei e8 aus 
Indolenz — um ihre Arbeiter außerhalb der Werkftätte gar nicht fümmern, 
welche fi mit der mehr oder minder prompten und coulanten Lohnzahlung 
begnügen und damit vollauf ihre Pflicht gethan zu haben glauben ; und anderer: 
ſeits gibt es Arbeitgeber, welche fid) des Arbeiter auch außerhalb der Werkftätte 
annehmen, ihm menjchlic näher treten, ihm durd allerlei Hilfe und Förderung 
in den Wechjelfällen des Lebens durch möglichfte Sicherung feiner Eriftenz an 
fi) feffeln umd zu diefem Behufe Arbeiterwohlfahrtsanftalten der verjchiedenften 
Art errihten. Bekanntlich haben fic) gerade in Gegenden bezw. Städten, wo 
der Arbeitgeber das Prinzip des Laisser faire — Laisser passer aufrecht 
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erhalten, die jozialen und Arbeiterverhältniffe weit weniger glücklich und befrie- 
digend entwidelt, al3 da, wo der Arbeitgeber mit der werfthätigen Fürſorge für 
jeine Arbeiter gelegentlih auch in die privaten Verhältniffe derjelben einzugreifen 
nicht unterließ und ein in der Theorie mehr oder minder anfehtbares und an— 
gefochtenes, in der Praris des Lebens aber mwohlthätiges und wohlbewährtes 
patriarchaliſches Regiment ausübte. 

Das find abftrafte Säte, welche indeffen fogleich mit fonfreten Thatſachen 
ausgefüllt werden jollen. 

Da beginnt in einer rheinischen Meittelftadt unter günftigen Zeitläuften eine 
Fabrik aufzublühen. In der Zeit von 1861 bis 1873 vermehrt ſich ihre Arbeiter: 
zahl von 2082 auf 11671. Was waren nun die Folgen diejes ftarfen An— 
wachſens und Zufammenftrömens von Meenfchen ? 

Erftens eine große Wohnungsnoth mit Wohnungsverthenerung, gejundheit« 
lihen und fittlihen Schäden im Gefolge. 

Zweitens eine allgemeine Preisfteigerung der Lebensbedürfniffe, trotzdem die 
Zahl der zugezogenen Handeltreibenden weit jtärker als die Seelenzahl der Stadt 
ſelbſt gewadjen war, e8 an Konkurrenz alfo durchaus nicht fehlte. Allein der 
größte Theil der neuentjtandenen Kaufgeichäfte beftand aus kleinen fogenannten 
Winfelgefhäften, von denen fid) die meiften an den Wegen anfiedelten, welde 
der Arbeiter zwijchen feiner Wohnung und der Arbeitsftelle zu gehen hatte. 
Gewiſſenloſes Kreditgeben diente dazu, den Arbeiter anzuloden, der nicht bedachte, 
daß er oft nur fchlechte und immer thenre Waare erhielt; war er erjt einmal 
dem Schuldbuch des Winfeliers verfallen, jo war es ſchwer, ſich aus dejjen 
Banden zu befreien. Die drohenden Schuldflagen hielten ihn beim Gläubiger 
feft, dem cr oft Wucherzinfen zahlen mußte. Viele diefer Heinen Gejchäfte 
erhielten die Konzeflion, Branntwein jchenfen zu dürfen; während nod im Jahre 
1860 feine einzige ſolche Konzeſſion beitand, jchenften 1865 43 und 1870 
71 Kleinhändler Schnaps an ihre Kunden aus. 

Unter ſolchen Umftänden fanden denn auch die jozialdemofratifchen Agitatoren 
mit Hinweis auf diefe und andere daraus entjtandene Uebeljtände empfänglichen 
Boden und der Arbeiter bemächtigte ſich eine ſtets zunehmende Unzufriedenheit, 
zunäcdjt ganz ohne DVerjchulden des Arbeitgebers, welcher prompt und coulant 
die mehr oder minder hohen Löhne hatte ausbezahlen laffen. In Volksverfamme 
lungen, Vereinen und Wirthshäufern, in Reden und Zeitungsblättern wurde 
agitirt. Arbeitseinftellungen führten zu bedenflihen Kriſen. Arbeitgeber wie 
Arbeitnehmer jahen ſich mehr und mehr im ihren wichtigften Yebensinterefjen 
gefhädigt, in dem Enſemble ihrer Thätigfeit geftört. 

Iſt es da zu verwundern, wenn der Fabrifherr, obwohl er mit der 
Führung feines Werkes gewiß vollauf befchäftigt war, fi gezwungen ſah, in 
die Verhältniffe feiner Arbeiter aud; außerhalb der Werkftätte und zwar zunächſt 
im Intereſſe derjelben einzugreifen? Wie würde es wohl heute in Eſſen aus» 
hauen, wenn Herr Krupp zu feinem Wahlfpruche das engliihe „Laisser faire — 
laisser passer !” erwählt haben würde? In der Praxis hatte ſich die Privats 
Induſtrie der Arbeiterwohnungsnoth gegenüber vollftändig unzulänglid; bewiejen, 
war bei Beihaffung der Yebensbedürfniffe des Arbeiter die freie Konkurrenz 
geradezu als ein Uebel erfannt worden. An beiden Punkten mußte der Hebel 
zur Befferung der Lage der Arbeiter angejett werden, und zwar dur eine 
fräftigere Hand, durd eine höhere Macht, als fie Selbjthilfe oder Ajfoziation, 
woran e3 gänzlich fehlte, gewähren fonnte. Soldye Intervention mußte von dem 
Arbeitgeber fommen, welcher in jeinem Bereiche im Gegenſatz zu der dort vor- 
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handenen kleinen Privatinduftrie die Staatsgewalt handhabte und Fürft, Negierung 
und Verwaltung in feiner PBerjon vereinigte. Was die Faiferliche Botſchaft vom 
17. November 1881 als erftrebenswerthe Ziele Hinftellte, das hat in der That 
Krupp in feinem Neiche nicht allein in befriedigender Art und mit dem bejten 
Erfolge durchgeführt, fondern er hat, was nicht minder wichtig ift, die Vor— 
bedingungen jedweder Arbeiterverfiherung gejchaffen, indem er jeinen Arbeitern 
die Möglichkeit eröffnete, gute, gejunde und billige Wohnungen zu beziehen, und 
indem er fie zugleih aus den Händen der Wucherer und Spekulanten, wie fie 
die freie Konkurrenz hervorgebracht, befreite. 

Ende der Fünfziger-ahre begann Krupp mit der Erbauung von Wohn: 
häufern für feine Arbeiter und im Jahre 1863 war die Kolonie Weftend mit 
40 Wohnhäufern und 140 Wohnungen fertig geftellt worden. Im Jahre 1870 
befanden ſich bereitS 500 Arbeiterwohnungen im Befige der Firma, welche jett 
3208 Arbeiterfamilienwohnungen erbaut hat, worin 16,200 Menſchen leben. 

Ebenfo wurde für die ledigen oder fonft einzelftehenden Arbeiter gejorgt, 
und zwar ſchon 1856 durd) die Einrichtung einer Menage, vorerft für 200 Mann, 
und diefe Einrichtung fpäter derart ausgedehnt, daß die Fabrik im Jahre 1873 
1800 Einzelarbeiter in Koft und Logis verpflegen konnte und zeitweilig verpflegte. 
In den letzten Jahren machten durchſchnittlich 5300 Arbeiter davon Gebraud). 

In dem Beftreben, die wirthichaftlihe Eriftenz des Arbeiterd nad) der 
Beihaffung von Wohnungen. auch durch Bejorgung guter und billiger Lebens- 
bedürfniffe auf eine möglichjt folide Grundlage zu ftellen, tritt die ſozuſagen 
ftaatsfozialiftiiche Tendenz der Krupp'ſchen wie aller übrigen Wohlfahrtsanftalten, 
vollends ganz nadt zu Tage. Friedrich Krupp eröffnet mit feinen überlegenen 
Mitteln einen zielbewußten Kampf gegen die freie Konkurrenz; er begründete 
mit jeinem Kapitale eine großartige Konjumanftalt und ſchuf mit derjelben ein 
faktiſches Monopol. Nah und nad) monopolifirt er in feinem großen Reiche 
das Brodgeihäft (jeit 1858), den Verkauf von Kolonial- und Spezereimaaren 
(jeit 1868), den Verfauf von Schuhwaaren (jeit 1871), den Vertrieb von Manu— 
fafturwaaren (feit 1872); er gründet eine Schneiderei, Selterwwafferanftalt, einen 
Gafthof, verfchiedene Bierwirthichaften; er vertreibt Eifenwaaren und Haus— 
geräthe; er wird Fleiſcher und Selcher und überläßt feinen Arbeitern aus feinem 
Geſchäfte alle diefe umentbehrlichiten Lebensbedürfniffe. Und er lähmt und tödtet 
in feinem Bereiche alle Konkurrenz, indem er zu den Selbftfoften und ohne 
Gewinn, gelegentlich vielleicht jogar mit Zubußen, verkauf. Ohne Zweifel 
werden es die Geſchäftsleute von Eſſen empfindlich gefpürt haben, daß der 
Waarenumjchlag aller unter Verwaltung der Krupp’ihen Konjumanftalt zu Eiffen 
ftehenden Zweige im Jahre 1882 ſich auf 3,430,000 A. belief, umgerechnet 
den Umfchlag der auswärtigen, der Hüttenverwaltung Sayn und Bergverwaltung 
Kirchen umterftellten Konfumanftalten mit 351,000 HM. Vom Standpunft der 
Krämer von Eſſen und gewifjer Doftrinäre von Mancheſter hat Herr Krupp 
gewiß jehr unrecht getyan — Deutſchland aber ift ftolz auf diejen jeinen Sohn. 

Mit der Ausstellung von Arbeiterwohlfahrt3-Einrichtungen ift es eine eigene 
Sade. Ihrem innerften Weſen widerftrebt ein Hervortreten an die Oeffentlich— 
feit, und wenn diejes Widerftreben überwunden wird und dieje oder jene Wohl: 
fahrtseinrichtung wirklich veranfchaulicht werden joll, jo zeigt es ſich, daß beften 
Falles nur Skelette vorgeführt werden können, zu denen ſich der Beſchauer Fleiſch 
und Blut, Form und Leben hinzudenfen muß, was in der Regel gar nicht oder nur 
unzulänglid möglich ift. Inmitten der reichhaltigen, an ſchönen und anziehenden 
Dingen überfüllten Berliner Ausstellung von 1883 bemerkte der ermüdete Beſucher 
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auch die Pläne von Arbeiterfolonien, die Modelle von Arbeiterwohnhäufern, die 
Berichte von Arbeiterhilfsfaffen u. ſ. f., doc ungefeffelt jchweiften Blicke und 
Gedanken darüber hin. Unmöglich konnte dadurd der unmittelbaren Anſchauung 
zugeführt werden, wie der Arbeiter lebt und wie er [eben follte, was er entbehrt 
und was er bedarf, an welchem Punfte er am Meiften leidet und vor Allem 
zu unterftügen ift, durch welche Mittel ihm Lebenskraft und Lebensmuth gefichert 
werden könnten. Daß die handarbeitende Bevölkerung vielfache und beredtigte 
Klagen über allerlei Mängel ihrer Lage zu führen und dat man unter Andern 
auch durch Wohlfahrtsanftalten diefen Klagen einige Abhilfe zu fchaffen verjucht 
hat, weiß alle Welt. Eine Ausftellung von Wohlfahrtseinrichtungen foll nun 
aber diejes allgemeine Wiffen, welches ojt mit Nichtswiffen identisch ift, durch 
Einführung in die lebendigen Einzelheiten der Arbeiterwohlfahrtsbeftrebungen 
fördern, begründen, feſſeln und an die Stelle allgemeiner Gedanken und Redens- 
arten etwas Konfretes jeßen. Das war nur vereinzelt geglüdt. Ueberdies hatte 
jih das außerpreußiſche Deutſchland faft ganz zurüdgehalten, was in Anbetracht 
der Bedeutung der ſächſiſchen, fränfiichen, ſchwäbiſchen und oberrheinischen In— 
duftriebezirfe und in Erinnerung des erfolgreihen Schaffens namentlich aud) der 
oberelfäjfiihen Amduftriellen auf dem Gebiete von Arbeiterwohlfahrt und Arbeiter- 
ſchutz lebhaft zu bedauern bleibt. Aus dem Elſaß hätte eine neue Wohlfahrts- 
Einrihtung mitgetheilt werden fünnen, das Vermächtniß des Herrn F. Engel: 
Dollfus, eine Wohlfahrtsanftalt in des Wortes tieffter Bedentung in Geitalt 
einer. großartigen und umfafjenden Polyklinif für Arbeiter (dispensaire), wie fie 
noch nirgend anderwärts befteht. Ferner fehlten auch preußifche Behörden und 
Korporationen, welde, wie 3. B. das Reichspoſtamt in Berlin, gerade mit 
Wohlfahrtseinrichtungen bedeutende Erfolge errungen haben, wogegen anzuerfennen 
war, daß einzelne preußifche Bergverwaltungen und Fabrifinfpeftoren Berichte und 
Broſchüren über Wohlfahrtsanftalten ihrer Bezirke theilweife recht reichhaltig ein- 
gejendet hatten. 

Es wäre unftatthaft, lediglich auf Grund der Hygiene-Ausſtellung und mit 
Nüdjiht auf das, was dort vertreten war, einen Bericht zu geben über den 
Stand der Arbeiterwohlfahrtsanftalten im Deutſchland. Was des Einzelnen 
darüber mitgetheilt wird, ift nicht geeignet, Schlüffe auf das Ganze zu gejtatten. 
Wenn die Berichte über die ausgejtellten Pläne, Modelle, Abbildungen und 
Berichte von Arbeiterverfammlungen, Arbeitertolonien, Sparfafjfen, Konſum— 
vereinen, Badeeinrichtungen, Schulen u. ſ. w. in ihrer Unvolfftändigfeit, Zuſammen— 
banglofigfeit und Wilffürlichkeit nicht befriedigten, fo hinterließen fie durchaus 
den Eindrud, welchen der kundige und ſchauende Bejucher der gewerbe-hygieni— 
jhen Abtheilung mit ſich nahm. Weldy eine jchöne Gelegenheit war da geboten, 
dur ein irgendwie angeordnetes Enjemble der bejtehenden Arbeiterwohlfahrts- 
Einrichtungen die läjfigeren Arbeitgeber zur Nadeiferung zu ermuntern, den 
mißvergnügten Arbeitern den vielfach bethätigten guten Willen der Fabrikanten 
vorzuführen, dazu das große Publikum für die feines Intereſſes, Schuges und 
Anerfenntniffes bedürftigen und würdigen Beftrebungen auf diefem Gebiete zu 
erwärmen! Diefer allerdings jchwierigen Aufgabe hätte fid) unter Anderm die 
Industrielle Gejellihaft zu Mülhauſen im Elſaß gewadjen und auch vielfad) 
geneigt gezeigt, hier mit ihren Werfen einzudringen und jo lebendig und an— 
ſchaulich als möglich alle die Einrichtungen vorzuführen, welche zum Wohle der 
arbeitenden Bevölkerung gejchaffen worden find und gejchaffen werden können: 
wie der arbeiterfreundliche Fabrikherr praftifches Chriſtenthum übt, wie er für das 
Arbeiterfind, da es noch nicht geboren ift, jhon Sorge tragen läßt, durd Pflege 
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der angehenden Mutter, wie im gegebenen Augenblide die Vereine für Wöd)- 
nerinnen eintreten, wie ſich daran die Krippen-, Kleinkinderbewahranftalten und 
Kindergärten reihen, Unterricht und Erziehung gewährend, wie Abend- und Fort: 
bildungsihulen, Handarbeitsſchulen, Lehrlingswerfftätten 2c. zu weiterer Aus— 
bildung führen, wie in Erfranfungs: und Unglüdsfällen Vorſorge, Sicherung 
und Pflege beichafft wird, wie zu Gunften der Arbeiter Wohnungen, Speijefäle, 
Schlafſäle, Bäder und Waſchanſtalten errichtet, wie für möglichſt billigen Verkauf 
aller zur Lebensführung gehörigen Bedürfniffe gejorgt, wie die Sparjamfeit 
ermuntert wird, wie für die Hilfsbedürftigen jeden Alters Vereine bejtehen, wie 
e8 um Alters- und mvalidenverforgung beſtellt ift, wie endlih Begräbniß— 
Sejellichaften dem Gejchiedenen in würdiger Weife die lette Nuheftätte bereiten, 
bis zu welchem Grade und mit weldhem Erfolge hierbei Arbeitgeber und Arbeit: 
nehmer, Verwaltung und Gejeßgebung zujammenwirfen u. j. w. 

Es iſt durchaus zutreffend, wenn die „Chemiſche Fabrik Griesheim“ am 
Schluſſe der Beſchreibung ihrer Arbeiterwohlfahrtseinrihtungen den Grund 
gedanfen derjelben dahin prägifirt: „Der Arbeiter ſoll an ſich jelbft wahrnehmen, 
daß man fi um ihn befümmert und ibm, rejp. feiner Stellung und jeiner 
Lebensführung, mehr Theilnahme und Aufmerkſamkeit entgegenbringt und widmet, 
als er in der Regel vorausſetzt. . . . Gewinnt der Arbeiter das Verſtändniß und 
die Ueberzeugung dafür, daß es nicht auf die Ausmugung feiner intellektuellen 
und perjönlichen Fähigkeiten abgejehen ift, fondern daß feine Leiftungen auch ihm 
Nuten und Verbefjerung feiner Lebenslage bringen, daß überhaupt die Fürſorge 
feines Arbeitgebers etwas weiter reicht, und daß man ihm durch die verjchiedenen 
Wohlfahrtseimrichtungen die Gelegenheit bietet, an den Errungenjcdaften der 
Kultur» Entwidelung den gebührenden Antheil zu nehmen, wird von ihm 
empfunden, daß dem Arbeitgeber ernſtlich feine wirthfchaftlihe Kräftigung, feine 
geiftige und fittlihe Hebung am Herzen liegt und er dafür jelbft größere Opfer 
nicht ſcheut“ . . . Dann ift zwar nod bei Weiten nicht, wie die humanen Leiter 
der „Chemiſchen Fabrif Griesheim" annehmen möchten, die foziale Frage zum 
größten Theile gelöft, vielleicht nicht einmal für diefe arbeiterfürjorgliche Fabrik; 
wohl aber werden dur jolhe Einrichtungen, da wo fie glücklich durchgeführt 
find, dem Yeben und Kämpfen der arbeitenden Bevölkerung jene Härten und 
Epiten genommen, welde verlegen und erbittern, und ftatt deffen eine freund— 
fihere Stimmung hervorgerufen, welde jedem Menjchen urſprünglich innewohnt 
und ihm das Dajein hier im irdiichen Jammerthal ſchließlich noch immer 
erträglich erjcheinen läßt. 

An der Hebung des Urbeiterftandes wird unabläffig zu arbeiten jein. 
Tagtäglich erweitert ji die Induſtrie, wächſt die Fabrikbevölkerung. Mehr und 
mehr wird von ihrer Wohlfahrt diejenige der Geſammtheit abhängig. Letztere 
muß daher eintreten, wo die ſchwache Selbſthilfe verfagt und infomweit der Arbeit: 
geber jelbjt ſich nicht beftrebt zeigt, die Lage feiner Arbeiter über die Sicherung 
des Eriftenzminimums hinaus durch Gewährung und Erleichterung von höheren 
Lebensbedürfniffen zu verbeffern. Auf den Arbeitgeber kommt Alles an; er ift 
die erjte und befte aller Arbeiterwohlfahrtsanftalten, welde nur da erjprießlich 
und gedeihlich wirfen fünnen, wo fie vom rechten Geifte, von demjenigen des 
praktiſchen Chriftenthums, durhdrungen werden. In einer feiner Schriften hat 
der alte trefflihe Roſcher einmal das Charafterbild eines hriftlichen Fabrikherrn, 
wie er jeim follte, im Relief eines undriftlihen entworfen. „Iſt der Fabrikherr 
ein gewiffenlofer Menſch, der ſich um jeine Arbeiter nur in ökonomiſcher Hinficht 
fümmert, der übrigens wie Kain denkt: ‚Soll id) meines Bruders Hüter fein ?, 
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der wohl gar jeinen Einfluß auf die Arbeiterfamilien zur Befriedigung ſchänd— 
licher Lüſte mißbraudt, jo iſt das Verderben, das ein folder ftiftet, unabjehbar. 
Von ihm gilt recht eigentlich das jchwere Wort des Heilandes: ‚Wehe Dem, 
welcher die Kleinen ärgert!’ Dagegen vermag ein wahrhaft chriftliher Fabrik— 
herr auf diefem Gebiete unendlich viel Segen zu ftiften. Nimmt er nur Arbeiter 
mit guten Zeugniſſen an, hält er ftreng auf die fittlihe Ordnung in feinen 
Verkftätten, fo daß Zotenreißer und Trunfenbolde rückſichtslos entfernt werden, 
bejhäftigt er in demjelben Raume nur Berjonen desjelben Geſchlechtes, aljo 
namentlid die Weiber nur unter weiblicher Aufjiht, überwadt er in Städten 
mit gebührender Sorgfalt die Schlafftellen der Arbeiterinnen, die jo leicht zur 
Proftitution gemißbraucht werden, befördert er die Einlagen in Sparfaffen, gibt 
er jeinen religiöfen Ermahnungen die unentbehrlihe Folie des eigenen Beijpiels, 
unterftütt ihn feine Familie durch warme Fürforge für die Arbeiterfamilien, 
etwa bei Krankheiten, jo geht Alles vortrefflih und die Fabrik wird ſogar 
ökonomiſch auf die Dauer davon Vortheil haben.“ 


Das Projekt eines öfterreichifch -dentfchen 


Zollvereins. 
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Das Projekt eines öſterreichiſch-deutſchen Zollvereins, welches bekanntlich 
von 1849 bis zum preußiſch-franzöſiſchen Handelsvertrage (1862) in der 
Geſchichte des deutſchen Zollvereins eine ſo bedeutſame Rolle geſpielt hat, iſt 
in den letzten Jahren Gegenſtand vielfacher Erörterungen geweſen. So plaidirt 
fein Geringerer als Lujo Brentano!) für „eine zollpolitiſche Einigung mit 
Defterreich-Ungarn und den chriftlichen Balkanftaaten und Abſchließung diejes 
Zollgebiets duch hohe Schußzölle auf Landwirthfchaftliche und imduftrielle 
Produkte.“ Er fährt fort: „Ein ſolches Bündniß würde von den größten 
Vortheilen für alle VBetheiligte fein. Ich will gar nicht reden von den Aus— 
fichten, über Salonifi einen neuen Zugang zum Handel mit Afien zu erlangen. 
Denn das Wichtigfte it: neben der deutſchen Landwirthſchaft würde alsdann 
die Rohproduftion Ungarns und der übrigen Donauländer, in diefer ihr Reich 
thum und damit die Grundlage ihrer politifchen Selbſtändigkeit gejchüßt; für 
Deutjchland und Deutjch-Defterreich aber würde dies den Schuß ihrer Induſtrie 
bedeuten, auf deren Blüthe immer mehr ihr Nationalreichthum und vor allem 
deſſen Wachsthum beruht.“ 

Berfafjer diejes behauptet dagegen: ein öſterreichiſch-deutſcher Zollverein, 
mworunter man bisher doch immer einheitliche Tarifgejeggebung, gemeinfchaft- 
liche Zolleinfünfte u. ſ. w. verjtanden hat, ift aus allgemein politischen, finanz: 
politiihen und volfswirthichaftlichen Gründen deutjcherfeit3 in der Gegenwart 
entjchieden zu verwerfen. 

Die allgemein politiichen Bedenfen, welche in Deutjchland gegen das 
Projekt geltend gemacht werden fünnen, zu erörtern, fann der Nationalöfonom 
dem Bolitifer überlafjen. Nur auf die Worte von Schulze-Delitzſch?) möchte 
ich beijtimmend hinweiſen, welcher jagte, daß „nur jolche Länder fich zu einer 
Zolleinigung eignen, zwifchen denen ein politifcher und wirthichaftlicher Anta— 
gonismus nicht wohl möglich ift, wo vielmehr die politischen und wirthichaft- 
lihen Intereſſen dauernd ineinander laufen.“ Wer joll 3. B. mit fremden 
Staaten Handelsverträge abjchließen? „Was foll aus der einheitlichen Handels: 
politit werden, wenn 3. B. Preußen mit England im beiten Vernehmen ſteht, 
während Dejterreich ſich mit ihm in der orientalischen Frage entzweit? Weß— 
halb jollte der Verkehr der Ditjeeftaaten mit England alle Folgen eines 


') „Ueber eine zukünftige Sandelspolitif des Deutihen Reiches“ in Schmoller's 
Jahrbuch (1885) ©. 1 fi, 
?) Verhandlungen des V. Kongreſſes deuticher Volkswirthe (1862), 
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Handelsfrieges tragen, den etwa die Grenzverhältnijje in Italien oder politische 
Urſachen zwiſchen Defterreich und England entzünden?“ fragte im Berichte für 
1358 die Handelsfammer für Elberfeld und Barmen. Dieje Frage it man 
mutatis mutandis noch heute zu stellen berechtigt. 

Eine Bekräftigung diefer Anfichten kann unleugbar in der Aeußerung 
Fiſcher's), des gründlichen Kenners der Gefchichte des deutſchen Zoll: 
vereins, erblidt werden: „SZollvereine find eine Erjcheinung des neunzehnten 
Jahrhunderts und bis jetzt nur unter deutihen Staaten zu Stande 
gefommen.“ 

Die Zollpolitif ift in jedem Staate von großer Bedeutung für die Finanz: 
politif. Nun bat leßtere gerade in der Gegenwart und wohl auch in der 
Zukunft in Deutjchland die Aufgabe, die direkte Beſteuerung der Einzeljtaaten 
zu ergänzen und theilweife zu erjegen. „Kann es ſich da empfehlen, daß das 
deutſche Reich mit einem wefentlichen Theile feiner wirtbichaftlichen Gejeß- 
gebung an den Bund mit Deftereich-Ungarn gefejjelt jei? Der Staat, den 
wir Dejterreich-Ungarn nennen, ift in jeinem Zollweſen gar fein einheitlicher 
Staatsförper, er bafirt auf einer Zollunion zwijchen Oeſterreich und Ungarn; 
die Gefeggebungen beider Länder müſſen fich immer erjt einigen, wenn eine 
Aenderung des Zollwefens vorgenommen werden joll. Das würde nicht mehr 
ein Dualismus, jondern ein Pluralismus jein.“?) 

Zwiſchen dem Zollweſen und der inneren Verbrauchsbejtenerung bejteht 
ein enger Zufammenhang. Defterreich- Ungarn hat das Tabad» und Galz- 
monopol, Deutjchland nicht. Die Anhänger der Zolleinigung verweilen auf 
die noch im deutjchen Reich bejtehenden Uebergangsabgaben und die jehr 
geringe Beläftigung des Verkehrs durch diejelben; fie jchlagen Uebergangs— 
abgaben für Tabak, Salz, Bier u. ſ. w. auch für dem neuen öfterreichiich- 
deutjchen Zollverein vor. Allein man bedenke, daß bei dem Syſtem der 

wijchenzölle jede Aenderung der Eingangsabgaben in einem Staate auf Die 

wijchenzölle einwirkt! Ferner fcheint mir bezüglich des Tabads doch eine 
weit jchärfere Grenzüberwachung nöthig zu fein, als bei dem weit jchiwieriger 
zu verheimlichenden, in Fäſſern transportirten Bier oder Branntwein. Müßte 
aber auch jpäter eine jcharfe Grenzüberwahung ftattfinden, jo würde ein 
wejentlicher Vorzug der Zolleinigung wegfallen. 

Eine weitere Schwierigkeit bejteht in der Vertheilung der Zolleinfünfte. 
„Dieſe fonnte Schon,“ bemerkt felbit ein Vertheidiger der Zollunion,“) „unter 
den auf ziemlich gleicher Kultur- und Konfumtionsitufe ftehenden Ländern des 
deutjchen Zollvereing nicht einfach nach der Kopfzahl bewirkt werden, jondern 
machte die Zulafjung von Präzipuen nöthig. Die Vertheilung macht noch viel 
größeres Kopfzerbrechen, wenn Gebiete wie das Deutſche Reich einerjeit3 und 
die öfterreichiich-ungarifche Monarchie andererſeits in Frage fommen, von denen 
jenes im Jahre 1830 auf 44°/, Millionen Bewohner des Zullgebietes 167 Milli- 
onen Mark, diefe hingegen auf 38 Millionen Menjchen nur 26 Millionen 
Gulden Gold an Zöllen vereinnahmte. Die Durchjchnittseinnahme auf den 
Kopf betrug mithin im deutjchen Neiche 3%/, Mark, in der öſterreichiſch-ungariſchen 
Monarchie nur 1'/, Mark auf den Kopf. Das Verhältnif ändert fi) einiger: 
maßen bei Berüdjichtigung des Umſtandes, daß die Einnahme von Tabad, 


NHildebrand's Jahrbücher I ©. 318, 
2), Brömel auf dem XIX. Kongreſſe deuticher Volfswirtbe (1880). 
) Th. Betermann im Handeläberichte von Gehe u. Comp. (1882). 
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welche den gefammten Zollertrag überjteigt, bier faft ganz in der Form der 
inneren Bejtenerung (Tabadmonopol) aufgebracht wird. Befürworter der Zoll- 
einigung haben deßhalb vorgejchlagen, auf beiden Seiten die eigentlichen 
Finanzartikel (Bier, Branntwein, Wein, Zuder, Salz, Petroleum, Kaffee x.) 
von der Gemeinschaft auszujcheiden, dann finfe die zur Theilung verbleibende 
Summe beiderjeit3 auf ungefähr die Hälfte der Gejammtzolleinnahme. Für 
diefe verminderte Quote würde leichter ein Theilungsmaßitab zu vereinbaren 
jein.“ Leichter wäre die Theilung zweifellos, aber deßwegen noch lange 
nicht leicht! 

Ein anderes Hemmniß für die Zollunion ift die Verjchiedenheit der 
Währung. „So lange,“ jagt Fiicher,!) „ein gleiches Münzſyſtem (Fiſcher 
Ipriht au) vom Maß: und Gewichtsſyſtem, was wir hier außer Acht laſſen 
fönnen) noch nicht erreicht ift, muß man fich wenigjtens über ein gleichmäßiges 
Verfahren bei der Annahme verschiedener Münzen vereinigen. Dann find 
Reduktions- und Balvations-Tabellen zum Gebrauche fowohl der Zollämter 
als des handeltreibenden Publikums öffentlich befannt zu machen.“ Deutjchland 
wird fich bei dem Schwanfen des Kurſes der öfterreichiichen PBapiergulden 
jchwerlich dazu verftehen, leßtere an feinen Zollftätten anzunehmen, — aud) 
die Furcht, ihre Zirkulation dadurch in Deutichland zu erleichtern, wäre nicht 
unbegründet. 

Als ein ungleich wichtigere Bedenken erjcheint es mir, daß bei hohem 
Silberagio in Dejterreich und entjprechend niedrigem Stande der öfterreichijchen 
Noten in Deutjchland die preußiiche Provinz Schlefien, das Königreich Sachſen 
und ein Theil Süddeutjchlands, welche insgeſammt mit Defterreich in den leb— 
baftejten Handelsbeziehungen ftehen, mit öfterreichiichen Waaren wahrhaft über: 
Ihwemmt werden würden, während allerdings im umgefehrten, aber unwahr— 
Icheinlicheren Falle ein Uebergewicht der deutjchen über die öſterreichiſche Induſtrie 
auf dem jenjeitigen Marfte vorhanden wäre. Derartige Verjchiebungen der 
Konfurrenzbedingungen fommen ja innerhalb eines Staates oftmals vor; man 
jegt jich aber über fie hinweg, weil der Vorteil des Ganzen über den der 
Theile geht. Kaum anzunehmen aber ift e8, daß man es in Deutjchland oder 
Dejterreih erträglich finden wird, zeitweilig zu Gunften der Induſtrie des 
anderen Staates jchwerwiegende Opfer zu bringen. So wäre jchon die Ber: 
jchiedenheit der Währung geeignet, die Sprengung einer öfterreichifch-deutjchen 
Bollunion herbeizuführen. 

Ich halte daher wirflich gleihe Tarifjäße nur dam für möglich, 
wenn zwei zollvereinte Länder das gleihe Währungsmetall haben. 

Brentano's Anficht, daß durch hohe Zölle für Landwirtbichaftliche 
Produfte in dem neuen Zollverein die Rohproduftion Ungarns und der übrigen 
Donauländer gejchügt würde, ift gewiß richtig. Was hilft dies aber der 
deutjchen Landwirthichaft? Geſetzt, man errichtete gegen Rußlands Getreide 
eine unüberſteigliche Zollbarriere und ließe, wie Brentano es will, Die 
Getreideeinfuhr aus Dejterreich-Ungarn und den Donauländern frei, jo würde 
fi, zwar nicht gleich, aber vielleicht jchon in 1L— 2 Jahren, jeitens jener 
Länder für den deutjchen Getreidebau eine Konkurrenz erheben, welche meines 
Erachtens die deutjche Landwirthſchaft mindeſtens ebenjo bedrängen würde, wie 
gegenwärtig die ruſſiſche und amerifanische Konkurrenz. Ja, die Lage Der 
deutjchen Landwirthſchaft würde jchließlich infofern noch jchlimmer, als Die 
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zunächſt allerdings eintretende Steigerung des Getreidepreiſes in 
Deutſchland viele deutſche Landwirthe abhalten würde, zur intenſiveren Be— 
wirthſchaftung ihrer Güter überzugehen. 

Die Verhinderung des ruſſiſchen Getreideimports würde aber auch für 
den deutſchen Handel und die deutſche Induſtrie große Nachtheile haben. Daß 
unſere Oſtſeeſtädte dadurch unendlich leiden würden, wäre zwar ſchlimm genug, 
aber lange noch nicht das größte Uebel. Viel wichtiger erſcheint mir Folgendes: 
Die völlige Verhinderung des ruſſiſchen Getreideimports nach Deutſchland würde 
das ruſſiſche Getreide noch mehr als jetzt auf den engliſchen Markt führen, 
dort die Getreidepreiſe verbilligen und die engliſche Induſtrie auf dem Welt— 
markte fonfurrenzfähiger als die deutfche machen; fie wiirde Neprejjalien Ruß— 
lands durch Erhöhung feiner Schußzölle für Fabrikate, ſowie ein beträchtliches 
Sinken des Kurjes der rufjischen Wechjel und Noten auf deutjchen Plätzen 
hervorrufen. Das Lebtere aber würde den Verdienft unferer nach Rußland 
erportirenden Fabrikanten außerordentlich vermindern, ja viele würden den 
ruſſiſchen Markt ganz verlieren. Nun betrug im Jahre 1883 (die direft durch— 
geführten, jowie im Veredlungsverfehr über die Grenze geführten Waaren im 
Folgenden ſtets außer Acht gelafjen) der Export nad) Rußland’) von 


Tonnen zu Werth 
1000 kg netto. 
I. Vieh und andere lebende Thiere . - . 2... 321 376,000 M 
11. Nahrungs» und Genußmittel . » 2 2 2.2. 69,850 18,373,000 „ 
III. Säümereien u. Gewächſe nicht zur menſchl. Nabrung 7,643 2,778,000 „ 
IV. Düngungsmittel und Abfälle - 2: 2 2... 3,699 315,000 „ 
V. Brennſtoffe . . 451,686 3,662,000 „ 


VI. Rohſtoſſe und Fabrifate der chemiſchen Induſirie, 


MEER a ee Se men Dr 34,088 22,372,000 „ 

VIL Rohſtoffe und Fabrifate der Stein, Thon- und 
Sladindufttie. - = > 2 2 0 er ne nen 103,069 4,998,000 „ 
VIII. Robitoffe und Fabrikate der Metallinduftrie . . 125,391 40,719,000 „ 

IX- Rohſtoffe und Fabrikate der Holze, Schnig: und 
Flechtinduſtrie as er en a Re ie rar NE 8,244 2,640,000 „ 
X. Robitoffe und Fabritate der Papierinduftrie . . 3,844 1,959,000 

XI. Robjtoffe und Fabrikate der Leder: u. Rauhmwaaren- 
VER ee 2,189 15,097,000 , 

XI. Robftoffe und Fabrikate der Textil- und Filz— 
industrie; Kleider - >» > > 2 0 ne ren 11,361 46,339,000 „ 

XIII. Rohſtoffe und Fabrikate der Kautihuk: und Wade: 
tuchinduſtrie... ee weh 279 1,961,000 „ 
XIV. Eijenbahnfahrzeuge, gepoliterte Wagen u. Möbel 27 62,000 „ 
XV. Majchinen, Injtrumente und Apparate . . . . 16,433 18,206,000 , 
XVI. Surzwaaren und Shuud . 2. 2 2 22 e a 257 5,105,000 „ 
XVII. Gegenjtände der Literatur und bildenden Kunit . 981 4,445,000 „ 


189,997,000 4 


Das Aufhören oder wenigftens die Verminderung des Erport3 nad) Ruf: 
land, jo jehr derfelbe auch gegenüber dem Erport Deutſchlands nach anderen 
Ländern zurücktritt, würde immerhin bei der noch auf der deutjchen Induſtrie 
lajtenden Deprefiion für manche Gemwerbzweige jehr empfindlich fein. 

Für den Verluſt des ruffischen Marktes hätte der öſterreichiſche Markt 
der deutjchen Induftrie Erja zu bieten (jo meinen die Anhänger der Zoll: 


!) Statiftiiches Jahrbuch für das Deutſche Reich (Jahrgang 1886). 
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union). — Ob dies wahrjcheinlich ift, joll weiter unten in anderem Zuſammen— 
hange erörtert werden. — 

Daß die öfterreihiihen Induftriellen in ihrer Mehrzahl damit einver: 
jtanden jein werden, ihre Zölle der deutjchen Induſtrie gegenüber zu bejeitigen, 
wird Jeder, dem die langwierigen Verhandlungen vor Abſchluß der neueren 
öſterreichiſch-deutſchen Handelsverträge bekannt find, billig bezweifeln. Indeß 
ic) will e8 einmal annehmen. 

Zweifellog würde aber die öfterreichiich- ungarische Regierung darauf 
beitehben, daß Deutjchland den öfterreihifchen Tarif annimmt, welcher 
gegenwärtig nur in ganz wenigen Pofitionen niedriger, in den meiften Dagegen 
nicht unmejentlich höher ift, als der deutſche. Es hieße dies die Fortführung 
und Erweiterung unjerer Schußzollpolitif, und auch Brentano fpricht fi 
ja dafür aus. 

Die Erhöhung unferer Schußzölle würde bejonders den Import aus 
den wejtlichen Yändern, aber auch den Erport nad) ihnen vermindern. Eine 
Minderung der Einfuhr muß bei Hochentwidelter, erportfähiger In 
dujtrie eine Minderung der Ausfuhr ergeben, wie die Lehre von der Handels: 
bilanz, von den Wechjelfurfen und der Zahlungsbilanz darthut.’) Die hohe 
Entwidelung und Erportfähigfeit der deutjchen Induftrie in der überwiegenden 
Mehrzahl ihrer Zweige kann ſchwerlich noch bejtritten werden. „Die zus 
nehmende Würdigung der deutjchen Imduftrieprodufte im fernften Muslande 
berechtigt zu dem Schluffe, daß unfere gewerblichen Leiftungen im Ganzen und 
Großen doch die Konkurrenz mit den erjten Induftrieftaaten dauernd zu beftehen 
in der Lage find. 

Die Qualität und Preiswürdigfeit der getverblichen Leiftungen hat unbe- 
ftritten in den legten Jahren der franzöfifchen und englischen Konkurrenz ver» 
jchiedene ihrer früheren Domänen abgerungen.?) 

Nicht jelten hat man behauptet, daß wir in Deutjchland gar nicht eine 
jo große Einfuhr aus den mweftlichen Ländern brauchten. Die Nothwendigkeit 
des Erport3 dagegen wird jet von allen Dächern gepredigt. Es hätte viel- 
leicht eine Berechtigung, die Einfuhr fcheel anzufehen, wenn es fich dabei um 
Fabrikate handelte. Diejes ift aber nicht der Fall. Naſſe, in einer ausge— 
zeichneten Abhandlung?) betont, „daß es für Deutfchland eine ganz unabweis— 
bare Nothwendigfeit ei, durch zunehmende Ausfuhr induftrieller Erzeugniſſe 
eine raſch wachjende Bevölkerung mit den unentbehrlichen Nahrungsmitteln und 
Rohſtoffen zu verjorgen.“ 

Nach den vom ftatiftiichen Amt berechneten Werthen betrug im Jahre 
1830 der Ueberfchuß der Einfuhr über die Ausfuhr bei Nahrungs: und Genuß: 
mitteln 232,207,000 M, bei Rohjftoffen der Induſtrie 474,685,000 «4, 
dagegen der Ueberſchuß der Ausfuhr über die Einfuhr bei Fabrifaten 
317,456,000 M. Nun unterliegt e8 gewiß feiner frage, daß der Export von 
Fabrikaten durch fremde Zölle viel mehr benachtheiligt oder verhindert wird, 
als der von Rohſtoffen und Nahrungsmitteln. Denn es iſt in einem größeren 
HBollgebiete von einiger wirtbihaftliher Kultur viel leichter möglich, 


) Bal. z. B. J. S. Mill: Of International Values (Principles of Political Eco- 
nomy B. III C. XVII) 

*) „Das deutiche Wirthſchaftsjahr“ (Herausgegeben vom deutichen Handelstage) 1883 ©. 63. 

») „Der Eobdenklub und die deutiche Waarenausfuhr” (Konrad's Jahrbücher N. F- 
B. 4 (38) 1882 ©. 422 fi). 
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durch Einfuhrbejchränfungen die eigene Produktion von Fabrifaten als die von 
Rohproduften bis auf das Maß des eigenen Bedürfnifjes zu fteigern. Länder 
wie die Vereinigten Staaten, Rußland und ſelbſt Dejterreich-Ungarn können 
die fortichreitende Betvegung zu allgemeiner Erhöhung der Grenzzölle mit viel 
größerem Gleichmuth anfehen als Deutjchland. Sie würden nicht entfernt jo 
jehr leiden wie unſer Vaterland. Auch Dejterreich-Ungarn gehört doch zur 
Zeit noch zu den Ländern, welche einen bedeutenden Ueberfchuß der Ausfuhr 
über die Einfubr von Getreide, olz, Wein, den meilten Produkten der Vieh: 
zucht u. j. w. haben. Die wachjende Volkszahl bedarf auch einer Menge von 
Artikeln in immer vermehrtem Maße, die unfere inländifche Landwirtbichaft 
gar nicht herjtellen fann. Baumwolle, Rohſeide, Jute, Kaffee, Thee und 
Gewürze, ausländiiche Robftoffe der mannigfachiten Art find fchlechterdings 
unentbehrliche Artikel, die in jedem Jahre in größeren Quantitäten eingeführt 
werden müljen. Für alle diefe Güter fan der Gegenwart nur in Produkten 
unjerer ftoffveredelnden Gewerbe gewährt werden. Für Deutjchland bleibt 
feine andere Wahl als die zwifchen einem raſchen Wachjen feiner Erport: 
industrie und einer bejtändigen Ausdehnung des Marktes fiir diefelbe einerjeits, 
und einen Verzicht auf Die bisherige Volksvermehrung andererjeitt. Das legtere 
aber könnte nur die Folge der furchtbarjten Kriſen fein und müßte Die 
Wirfung haben, daß Deutjichland gegenüber anderen fortichreitenden Nationen 
germanischen und jlaviichen Stammes raſch an Bedeutung verlöre“. Soweit 
Naſſe, vorurtheilsfrei, befonnen und maßvoll wie immer. 

Kann. unferer Imduftrie die Gewinnung des öfterreichifch = ungarischen 
Marktes wirklich Erſatz bieten, wenn unjer Erport über die deutjchen Zollaus— 
Ihlüffe, nach Frankreich, Großbritannien, Belgien, den Niederlanden wirklich 
litte? Ich möchte das entfchieden verneinen. Der Erport nach Defterreich- 
Ungarn jeitens Deutjchlands iſt gewiß nicht zu unterjchägen, allein gegenüber 
dem Gejammterport ift er in der Mehrzahl der Waaren nicht jo außerordentlich 
bedeutend. So wurden im Jahre 1883 erportirt:') 


Tonnen zu 1000 kg netto. 


Es betrug alſo 
der Antheil 
Oeſterreich⸗ 


Oeſterreich⸗ Geſammtſumme u ngarns an 


Ungarn der Ausfuhr der Öejammt- 
jumme der 
Ausfuhr 
1. Vieh und andere lebende Thiere. . 3,607 225,615 1,59 9, 
II. Nahrungs- u. Genußmittel . . . 175,845 1,993,572 882 „ 
Ill. Sümereien und Gewächſe * zur 
menjchlihen Nahrung . er 15,029 117,352 12,80 „ 
IV, Düngungämittel und Abfälle. 4 16,400 288,646 5,68 „ 
V. —— 22415,755 9,696,305 24,91 „ 
VI. Rohſtoffe und Fabritate der chemiſch. 
Induſtrie: Droguen . 77,041 475,582 16,19 „ 
VI. Rohſtoffe und Fabrilate der Stein⸗, 
Thon: und Glasinduſtrie .. 295,146 2,051,793 14,38 „ 
VI. Rohitoffe und BAHN der Detail 
induftrie . . 203,526 3,193,920 6,37 „ 


) Statiftiiches Jahrbuch für das Deutjche Reich (1885). 
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Tonnen zu 1000 kg netto 


Es betrug aljo 
der Antheil 


Oejterreich: Gejammtiumme Oeſterreich— 
Ungarn der Ausfuhr Ungarn® an 
der Geſammt⸗ 
fumme ber 
Ausfuhr 
IX. Rohſtoffe und Fabrifate der Holz-, 
Schnitt: und Flehtinduftrie . . . 40,042 668,381 5,99 9], 
X. Rohitoffe und Fabrifate der Papier: 
induftte —2 1. 7,817 134,839 579. 
XI. Rohſtoffe und Fabrikate der Leder: 
und Raubmwaareninduftrie. . » . 5,756 33,217 17,382 „ 
XI. Robjtoffe und Fabrikate der Textil 
und Filzinduftrie; Hleidter - . . 46,519 214,470 21,69 „ 
XII. Robitoffe u. Fabrikate d. Kautſchuk— 
und Wahstuchhinduftrie. . . . 438 3,074 14,24 „ 
XIV, Eijenbahnfahrzeuge, gepolit. Wagen 
UNS Möbel... 00a 1,038 19,179 541 „ 
XV, Maſchinen, Injtrumente u. Apparate 18,155 106,271 17,08 „ 
XVI. Kurzwaaren und Shmud . . - . 277 6,996 3,95 „ 
XVIL Gegenjtände der Literatur und bild. 
RR u 3,510 10,301 34,07 „ 


Fielen die Zollſchranken Defterreich-Ungarng gegen Deutichland, jo würde 
die öjterreichifche Induftrie in vielen ihrer Zweige einen heftigen Konfurrenz- 
fampf mit der im Allgemeinen überlegenen deutjchen Induſtrie zu bejtehen 
haben. Zweifellos würde in dieſem Falle die deutſche Induftrie in Dejterreich- 
Ungarn an Terrain gewinnen. Aber ich meine, daß die Freunde der Boll: 
einigung fich täufchen, wenn fie jene zu erwartende Abjagiteigerung für über- 
aus erheblich halten. Denn auch auf gewerblichem Gebiete gilt da8 Sprichwort: 
„Roth lehrt beten.“ Die öfterreichifche Induftrie würde der mächtigen deutjchen 
Induſtrie gegenüber alle Kräfte zufammennehmen, um nicht zu unterliegen. 
Hermann und John Stuart Mill heben hervor, daß bei der Preisbe- 
jtimmung nicht blos Die Konkurrenz, jondern aud das Herfommen eine große 
Nolle jpielt. Aehnlich beim Bezug und Abjag der Waaren: die öfterreichijche 
Induſtrie wiirde ihre langjährigen Abjatquellen noch lange nicht verlieren, 
wenn e3 jelbjt der deutjchen Induſtrie gelingen jollte, etwas niederigere Preije 
zu fordern. 

Man verweilt darauf, daß Oeſterreich-Ungarn und die Donauländer noch 
einer bedeutenden Steigerung ihrer Konfumtionsfraft fähig jeien. Mit vollem 
Necht; aber wie viele Jahrzehnte kann es noch dauern, bis jene noch vielfach 
aderbautreibende Bevölkerung bezüglich ihrer wirthichaftlichen Bedürfniſſe mit 
den hochentwidelten Sulturnationen, den Engländern, Belgiern, Franzojen, 
Niederländern auch nur einigermaßen in Parallele gejtellt werden fann? Und 
gejegt auch, die deutjche Induſtrie könne im Oſten diefelbe Waarenmenge bei 
denjelben PBreifen abjegen, wie jegt im Weften und Norden, fann man wirflich 
annehmen, daß es für den deutjchen Snduftriellen und Kaufmann feinen Unter: 
ſchied macht, ob er es mit dem Galizier, Serben und Rumänen zu thun hat 
oder mit dem Hamburger Erporteur, dem englijchen und franzöftichen Importeur? 
In den Handelsbeziehungen fpielen die Kreditverhältniffe eine ganz hervor: 
ragende Rolle. Die faufmännifche Promptheit in der Erfüllung der Verbind— 
lichkeiten, das Zahlen gegen Baar oder furzfällige Accepte zeichnet unfere 
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weltlichen Nachbarn aus; fie fontraftiren darin ſchon vortheilhaft gegen uns 
und je weiter wir nach Oſten fommen, dejto trauriger jieht es mit den Kredit: 
verhältnifjen aus. — Auch dürften die Kulturfortichritte jener Länder in erfter 
Reihe der nahe gelegenen öfterreichiichen Induftrie zu gute fommen und nicht 
der deutfchen, welche, in ihren hervorragenditen Zweigen in Wejtphalen und 
der Rheinprovinz gelegen, durch die Transportbedingungen — man denfe nur 
an die Koften der Fracht von Dortmund bis Wien — jener gegenüber im 
Nachtheil iſt. 

Ebenſo muß auf die geographiſche Lage und die Transportbedingungen 
hingewieſen werden, wenn Brentano und andere Freunde der Zollunion Die 
Bedeutung des Orients für unferen Erport betonen: Dejterreich-Ungarn würde 
feinen Erport nah dem Orient ungleich mehr fteigern fünnen als 
Deutichland. 

Allein für's Erſte ift der Hinweis auf den Orient mindejtens verfrübt. 
Denn bis der Ausbau der türkischen Bahnen vollendet jein wird, kann es noch 
geraume Zeit dauern. Außerdem fcheint es mir wahrſcheinlich, daß auch nad 
Vollendung der türfiichen Bahnen die Engländer bei ihrer billigen Seefradht 
und ihren langjährigen Handelsbeziehungen mit der Türkei 2c., bei ihrer 
Geſchäftskenntniß und ihrer Energie nicht jo leicht durch die öſterreichiſch-deutſche 
Konkurrenz aus dem Felde zu fchlagen fein werden. Paul Dehn 3. 8. 
erwähnt,') daß nach Konftantinopel in den legten Jahren durchfchnittlich Waaren 
im Werthe von 250 Millionen Mark importirt wurden, davon für 115 Mil- 
lionen Mark aus England, dagegen nur für 35 Millionen Marf aus 
Defterreich und Deutfchland. 

Das Projekt eines öſterreichiſch-deutſchen Zollvereins ift geeignet, phantafie- 
volle Naturen im erften Augenblick zu begeiftern. Allein bei ruhiger Erwägung 
des Für und des Wider erfcheint die Nealifirung unendlich fchwierig; es 
eriheinen die Vortheile für Deutfchland in feiner Gefanmtheit zweifelhaft, die 
Nachtheile die Vortheile überwiegend. 





*) Deutichland und die Orientbahnen, Münden 1883 ©, 5. 


Mliszellen. 


Naturalverpflegsitationen und Arbeiterkolonien in Prengen. — Die vorbezeichneten, 
gegenwärtig viel beiprochenen Anjtalten, welche in Preußen auf guter Grundlage beruhen, 
entwideln ſich nad einem im legten Hefte der Zeitjchrift des fal. preußiſchen ſtatiſtiſchen 
Bureau's erihienenen, auf amtliches Material geitüßten — !) recht erfreulich. 

Die Zahl der Verpflegsſtationen, welche im geſammten Staatsgebiete (ohne 
Hohenzollern und Berlin) am 1. Mai 1884 594 betragen hatte, war am 1. April 1885 auf 
900 und am Il. September 1885 (mit Berlin) auf 922 gejtiegen, in welcher Summe eine 
Anzahl Stationen, die während der guten Jahreszeit vorübergehend geichlofien waren, nicht 
einbegriffen iſt; auch ſtand zu Beginn des Winters 1885/86 die Eröffnung zahlreicher neuer 
Stationen in Ausjiht. Das Net der Verpflegungsitationen umjpannte am 1. September 
1885 einen großen Theil des Staatögebietes mit einer gewiflen, wenn auch durch manche 
Lücken gejtörten Gleihmäßigfeit, war dagegen noch jehr mangelhaft im äußerſten Südweſten 
und Nordweften, jowie im Oſten der Monarchie, namentlih in Weftpreußen, Poſen und 
Oberichlefien. Auch der innere Ausbau des Berpflegungswejens ſcheint beachtenswerthe 
Fortichritte gemacht zu haben. Vom !. Mai 1884 bis zum 1. April 1885 ftieg die Anzahl 
der Stationen, welche in der Hegel oder wenigitens nad Möglichkeit eine Arbeitsleiftung 
für die Verpflegung verlangten, von 19, bezw. 11, auf 34, bezw. 21,, Prozent der 
Gejammtzahl, während fich die der Stationen ohne Arbeitsleiftung entjprechend verminderte. 
Am Interefie einer gefunden Entwidelung der Stationen ſteht zu hoffen, dal fich der 
Grundſatz, für die Verpflegung eine entſprechende Arbeitsleiftung zu fordern, noch weiter 
ausbreiten und nicht auf dem Papiere jtehen bleiben, anderjeit3 aber auch nicht dahin aus« 
arten wird, dab dem Wanderer eine ungeeignete oder zu ſchwere Arbeit zugemuthet werde. 
Was die Art der Unterbringung der Stationen anlangt, jo befanden ji am 
1. September 1885 94 derjelben in SBerbergen zur Heimat und verwandten Anjtalten, 
475 bei Gaitwirthen, 353 bei anderen Perſonen; mit einem Arbeitsnahmeije- 
bureau war (am 1. April 1885) die größere Hälfte der Stationen verbunden. 

Arbeitertolonien waren (ohne die bisher nicht in den Verband derſelben auf: 
enommene Anjtalt gleihen Charakter in Berlin) am 1. September 1885 vorhanden zu 

ilhelmsdorf bei Bielefeld in Wejtfalen mit 360 Plägen, zu Käftorf bei Gifhorn in Hans 
nover mit 150, zu Nidling bei Kiel in Schleswig-Holjtein mit 150, zu Friedrichswille bei 
Reppen in Brandenburg mit 150, zu Seyda bei Zahna in Sachſen mit 150, zu Wunjda 
bei Rothenburg in Schlefien mit 70, zu Meierei bei Mögelfig in Pommern mit 150 und 
zu Karlshof bei NRaftenburg in Oftpreußen mit 200, im Ganzen 8 Kolonien mit 1380 Plägen, 
in welche bis Ende August 8475 Perjonen aufgenommen waren. Die Belegungsziffern 
der Kolonien waren im Winter etwa doppelt jo hoch ala im Sommer, jo dab bei mehreren 
Kolonien zahlreiche Abweijungen wegen Ueberfüllung nothiwendig wurden; indejjen jollen 
während des Winterd 1884/85 Wilhelmsdorf, Meierei und Karlshof, mit Ausnahme des 
Monats Februar auch Seyda, immer noch Raum für Neuaufnahmen zu ſchaffen gewußt haben. 
In Verbindung mit dem Nege der Verpflegungsitationen haben jedenfall® die Arbeitertolonien 
der Bettelei aus wirkliher Noth auferordentlichen Abbruch gethan; der Bettelei aus Arbeits- 
ichen können fie ihrer Natur nad) nur mittelbar entgegenwirken, indem fie den zuftändigen 
Organen die Unterjcheidung zwiſchen würdigen und unmürdigen Bittjtellern erleichtern. 

Von Intereſſe ift die mit der Entwidelung der Arbeitertolonien und Berpflegungs 
jtationen parallel laufende, allerdings von jehr verichiedenen Einflüffen mitbedingte &er- 
minderung der Einlieferungen in die zur Vollſtreckung der Korreftionsnachhaft be» 
ftimmten Arbeitshäuſer. Solche Einlieferungen fanden nad) unferer Quelle ftatt im 
Jahre 1881 bezw. Etatsjahre 1881/82 20,407, 1882 21,411, 1883 20,833 und 1884 18,157. 
Die zur Zeit vorliegenden, bis September 1885 reichenden Angaben machen für das Jahr 
1885 bezw. 1885/86 eine entjprechende weitere Verminderung wahrfcheinlid. Die Ein: 
lieferungen wären übrigens in den erjten Jahren noch zahlreicher gewejen, wenn nicht häufig 
auf Ueberfüllung der Arbeitshäufer hätte Rücficht genommen werden müſſen, jo dab das 
Ergebnii der legten Jahre in Wirklichkeit noch günftiger ift, als es ſich im dem obigen 
diftern ausdrüdt. Erfreulich ijt eS ferner auch, daß der Antheil der zum erjten Male Ein- 
gelieferten, aljo des jungen Nachwuchſes der DBagabondage, an der Gejammtzahl der Ein- 
weilungen fid) von 1881 bis 1884 jtetig von 51,, bis auf 42,,, Proz. vermindert bat, 
während die Zahl der zum vierten und öfteren Male eingelieferten, aljo wohl unverbeſſer 
lihen Landjtreiher von 17,,, auf 22,,, Proz. geitiegen ift und jogar in abjoluten Ziffern 
eine Zunahme (von 3528 auf 4169) erfahren hat. (Stat. Korr.) 





1) Die Entwickelung der Natıralverpflegditationen und Arbeiterkolonien in Preußen bit zum 1. September 1386. 
Mit zwei kartographiſchen Darftellungen, Ben &, Evert, Regierungtafieffor u. ſ. w. Zeitfhrift 1885 IV 


— 























Weitere Besprechungen 
über 


G. Hirth’s „Deutsches Zimmer“. 


&5 Kunst und Gewerbe ge 


Organ des Bayer. Gewerbe-Museunmis. 
Nürnberg. 1886. Heft Il. 


Die dritte Auflage dieses interessanten Werkes ii nun in 10 Lieferungen 
abgeschlossen vor uns. Unter allen publizistischen Erscheinungen der Neuzeit hat 
keine so sehr auf die Entwicklung unseres Kunstgewerbes eingewirkt als die von 
dem Herausgeber des Formenschatzes veröffentlichten. Unter diesen ist in erster 
Linie das Deutsche Zimmer zu nennen, das im vollsten Sinne des Wortes eine 
praktische und anschauliche Kunstlehre für geschmackvolle Einrichtung und 
gemüthansprechende Ausstattung der häuslichen Wohnung genannt werden kann. 
Der Verfasser bewegt sich hier auf einem Felde, auf welchem der gebildete 
Gelehrte mit dem praktischen Künstler sich begegnet. 

Gleich in der Einleitung wird der Leser mit einer Reihe von Sätzen bekannt, 
die der phrasenreichen Unwissenheit in Geschmacksachen den Krieg erklären und 
in den folgenden Kapiteln zeigt sich ein so gründliches Wissen mit einer Wärme 
der Darstellung, dass jeder Leser davon hingerissen und begeistert wird. Es sind 
nicht die altgetretenen Pfade der ästhetischen Theorien, die der Verfasser geht: es 
sind neue lustige Ausflüge in eine bekannte und doch so unbekannte Gegend des 
Geschmacks, in die wir von ihm geführt werden. In »Stil und Imitation« werden 
die Grundlagen der wahren volksthümlichen Kunst besprochen, in dem Kapitel 
»Die Farbe< findet der Leser die geistreichste Darstellung und Erörterung dieser 
so schwierigen Frage. Es bietet dieses Kapitel selbst dem Fachmann vieles Neue 
und wir halten dasselbe für das Interessanteste des ganzen so interessanten 
Buches. Die »Entwicklung der Formen« gibt uns eine umfassende und gründliche 
Geschichte der Entwicklung der Wohnungsausstattung und schliesslich werden 
die Hauptstücke der Dekoration vom Kun Beheben ‚ sülistischen und 
praktischen Standpunkt aus erläutert. Alles, was hier gesagt wird, ist originell, 
wissenschaftlich begründet und auf praktische Anordnung berechnet. Der Verfasser 
zeigt hier einen Reichthum an Wissen und eine Gabe der Darstellung, die ihm 
nicht bloss eine bevorzugte Stelle unter den Kunstgelehrten, sondern ihm auch 
die dauernde Dankbarkeit jeden Lesers sichern. 

Das Buch ist ein kunstgeschichtliches Lehr- und Lesebuch 
ersten Ranges, das von Jung und Alt gekannt und immer wieder 
gelesen werden soll, 


Neben dem ebenso gründlichen, wissenschaftlich höchst bedeutenden und . | 


fleissig geschriebenen klaren Text dient eine grosse Anzahl von Abbildungen als 
vortreffliches Bildungsmittel, Sinn und Verständniss für das Schöne im Hause zu 
wecken und zu pflegen. 


— 


«Ss Badische Gewerbezeitung. ge 
Karlsruhe, 1886 Nr. 3. 


Es ist ganz zweifellos, dass das »deutsche Zimmer« gerade für unsere jetzige 
Zeit von besonderer Bedeutung ist, in. der so mancher, »der es machen kann«, 
mit mehr oder weniger Glück und Geschick, mit mehr oder weniger Verständniss 
sich »altdeutsch« oder »stilvolle, wie man dies landläufig zu bezeichnen pflegt, 
einzurichten anfängt. Aber nicht nur dem Laien, oder richtiger gesagt, denı 
Besteller wird das Buch ein Führer sein können, sondern auch * ausführenden 
Künstler, dem Kunstgewerbler, dem Handwerker. 

Das »deutsche Zimmer«e macht seinen Weg und muss ibn machen — davon 
sind wir überzeugt — auch ohne diese Empfehlung. F. S. 























Weitere Besprechungen über Hirth’s »Deutsches Zimmere«. 
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«5 Deutsche Tischler-Zeitung. ge 
Berlin, 23. Januar 1886. 


Namentlich das vorliegende Werk verdient die weiteste Verbreitung und 
sollte auch in keinem Arbeitszimmer eines Tischlermeisters fehlen. Für den 
Tischlermeister unserer Zeit genügt es nicht mehr, dass er sein Fach praktisch 
beherrscht, sondern es ist für sein Fortkommen unentbehrlich, dass er auch mit 
den wichtigsten Kunstformen vertraut ist. Ja, der Tischler muss, will er auf der 
Höhe stehen, mit den Gesetzen aller bildenden Kunstfächer bekannt sein. Es ist 
also ein eingehendes Studium der Architektur, Skulptur und Malerei für den streb- 
samen Tischler unerlässlich. Wir sagten für den Strebsamen. Dem Strebsamen 
wird es ein Genuss sein, sich weiter zu bilden und ein erhebendes Gefühl, einem 
Fache anzugehören, welches so weitgehende Ansprüche macht, ihm ein so grosses 
Feld der Wirksamkeit bietet. Aber auch der materielle Lohn wird dem Strebsamen 
nicht fehlen. Er wird in der Achtung seiner Mitmenschen steigen und es wird 
ihm nie an lohnenden Aufträgen mangeln, denn: »Kunst bringt Gunst« 


55 Aachener Volkszeitung. se 
Aachen, 5. Februar 1886. 


Gar Manche sind der Ansicht, der Kunst Genüge geleistet zu haben, wenn 
man sein Zimmer mit einigen Statuen, Gemälden oder gar einigen alten Erzeugnissen 
der Keramik schmückt. Der Einsichtige wird sogleich bemerken, dass da blos 
ein Kunstsinn zur Schau getragen wird, der nicht vorhanden ist, wenn nicht 
alles Uebrige damit in Ueb:reinstimmung steht; wenn die geschmacklose Farbe 
der Wandtapeten, vor denen die Bilder hangen, wenn die hässliche Form der 
umherstehenden Möbel und Geräthschaften den Kunstsinn und den guten Geschmack, 
der sich in Schaustellun,, einiger Kunstwerke zu offenbaren glaubt, Lügen strafen. 
Selbst die besten Werke der höhern Kunst sind gleichsam nur Treibhauspflanzen, 
die, in eine fremde Umgebung verpflanzt, nicht gedeihen können; um zu blühen, 
zu glänzen und wahrhaft zu erfreuen, verlangen sie eine Heimat, wo Alles 
mit ihnen in Uebereinstimmung steht; die Empfindung, die sie erwecken, die 
Erhebung des Gemüthes, die sie bewirken, darf nicht durch die Umgebung 
gestört werden. Echter Kunstsinn ist nur da vorhanden, wo die Kunst das Auge 
gebildet und es gelehrt hat, nur dann befriedigt zu sein, wenn auch die geringste 
Kleinigkeit der Umgebung in schöner Form zu Tage tritt. 

ei den Griechen war die Kunst eine lebendige; nicht allein Tempel und 
Hallen, nicht allein Statuen und Gemälde waren von blendender Schönheit, 
sondern Alles, Kleidung und Geräthe hatten schöne Farben und schöne Formen. — 
Im Mittelalter war die Kunst den Völkern Wesen und Eigenthum geworden; 
es mu:ste alles, was zur Erscheinung kam, mit den bleibenden Werken der Kunst 
in Urbereinstimmung stehen. Der Handwerker durfte nicht blos Zweckmässiges 
fertigen, er musste dieses in schöner Form darbringen, 

Das oben genannte, sehr empfehlenswerthe Prachtwerk, welches in seiner 
dritten, stark vermehrten Auflage voll und ganz vor uns liegt, bietet in Wort 
und Bild eine vollständige Anleitung zu stilvoller Innendekoration und ist ebenso 
wichtig für den Liebhaber, als für den Architekten, Maler, Dekorateur, Schreiner, 
Tapezierer etc. Alles, was zur Einrichtung und Ausstattung, zum nothwendigen 
Gebrauche und zum Schmucke des Hauses gehört, findet in dem gediegenen 
Texte sowohl, als auch in den untadelhaften Illustrationen seine Berücksichtigung. 

Genanntes Werk verdient um so mehr empfohlen zu werden, als dasselbe 
ganz und gar dazu angethan ist, zur Hebung und Veredlung des Kunstgeschmackes 
ein Wesentliches beizutragen. Da der Preis des ganzen Werkes (10 Mk.) mit 
Rücksicht auf seine prachtvolle Ausstattung ein enorm billiger genannt werden 
u dasselbe recht bald einen ausgedehnten Leserkreis gefunden —— 








J ⸗ 


EEE SEE En 


Druck von Knorr & Hirth in München 


* — — 


* 
4— 








+ 








—— 
























DEE Hr 








Re 











ET LTR? 



























RT TRETEN 


tea 


De 


Staatsrechtliches, polthunduhichanntihen EN Sahrbud. 


Annalen des Deutfhen Reichs 


für Oefeßgebung, Verwaltung und SHtatiftik. 
8taatswiſſenſchaftlicke Seitfcheift und Materialienfammlnng. 


Unter Mitwirkung von 


Dr. A. Arndt, ©. Schr. von Auffeh, A Bayerdörfer, Dr. K. von Bilinsht, F. Bocrius, A. 
Surkart, Paul Dehn, Dr. A. v. Dorn, Dr. W. Endemann, Dr. €. Engel, Dr. A. £lärl, Dr. 
5. Frommelt, Dr. €. £uld, Dr. A. Sareis, Dr. 9. Senfel, Dr. Rud. Sneif, Ph. Göring, Dr. 
F. Sorius, Eh. Grad, Dr. I, Hänel, Dr. Geinr. — Dr. £. 9echt, M. Joel, Dr. A. 
kiypmanu, Dr. Paul Kaband, Dr. 3. Kandgraf, Dr. &h. £andgraff, Dr. €. Kaspeyres, Dr. €. 
€. Leuthold, Dr. 3. W. Lewis, Dr. €. £oening, Dr. £.v. Martit, Dr. Georg Meyer, Dr. £. A. 
s. Müller, nn . Naſſe, £. Dr. £. Perrot, Dr. Mar Pröbſt, R. Reufj, Dr. £. Regelsberger, 
an, r. 9. Rei, Dr, A. v. Rierke, Dr. ©. Frhr. v. Ridthofen, Dr. Ludw. von Rönne, 

9. Rösler, 4 9. Ruf, Dr. Paul von Roth, Dr. 9. v. Scheel, Dr. Rud. Schleiden, Yul. 
Siuulze, Send diner, £. K. Seyffardt, Dr. €. Slevogt, Dr. Ad. Soetbeer, K. Sonnemann, 
Dr. £. v. Stein, # .Frhr. v. Stengel, Dr. £. Thudichum, Dr. ©. — Dr. Ph. Born u. A. 


herausgegeben von 
Dr. Georg Hirth und Dr. Mar Seydel. 
Verlag von G. Birth in Münden und Leipzig. 
| Zäprtig 12 Sefte, Simelne Hefte werden nicht abgegeben, | y 
1886 WÜbonnementspreis: vierteljäßrlih 4 Mark, 12 Hefte bilden air. 1. 


einen Band; dem 12, Hefte wird dilel. Inhalt Kt, beigegeben. 











Anhalt: 
Seite Seite 
dericht der Zucker⸗Enquett⸗Kommiſſion | eventuell in welchem Maße und in 
über die Gründe des finanziellen Rüd- welcher Weije zu empfehlen? . . 556 
* der Rübenzuckerſteuer und die zur III. Wie ift die Vonififation für aus 
Ife — Mittel. =. 12, Ä geführten Zuder zu regen?. . . 583 
an — —— Vorſchläge, betr. die Verbeſſerung 
ey Welche Menge Rryftaltzuder ift — der Statiſtik der Ben: 
ahnen Be dom — und Beiteuerung . - 606 
ungefähigfeit der Rüben: und der t d 
Zuderproͤduktion als durchſchnilt— V. Frage, ob die für Zuder be een idee 
liche Ausb 3 b t Eingangszölle zu ändern jein möchten, 
— möbeute aus einer ar falls die vorgejchlagene Aenderung 
hen Einflun i —— er des Steuerbetrags SEN On 
ee ng re a iinden jolte? . . es 
auf das Maß der AZudergewinn: VI. Wird ſich eine gleiche Mairegef ı ober 
una aus? 518 gar eine Bejtenerung für die Saft: 
H. it mit Rücficht auf bie jeit der tochereien und — em⸗ * 
Geſetzgebung von 1869 in der Zuder: piehlen? . . . 
gewinnung gemachten Fortſchritte VU. Berathung über eine Veherung ber 


Tine Erhöhung der jegigen Steuer, Lage der Raffinerien . . 611 


Das Honorar für Originalbeiträge der 


„Annalen des Deutschen Reiches‘ 


beläuft fich wie bisher auf Mk. 64 für jeden erften, auf Mk. 48 
für jeden folgenden Druckbogen einer Abhandlung (platzraubende 
Abdrücke von Materialien werden abgerechnet). 

Abhandlungen volks- und finanzwirthfchaftlichen Inhaltes 
wollen an Herrn Dr. Georg Hirth, München, Abhandlungen ftaats- 
und verwaltungsrechtlichen Inhaltes entweder an den Genannten 
oder an Herrn Profefsor Dr. Max Seydel, München, Schwabingerland- 
flrafse 13 f eingefandt werden. 

Die Beantwortung der an die Herausgeber gerichteten Zu- 
fchriften wird mit thunlicher Befchleunigung erfolgen. 

Im Intereffe der von der Redaktion zu treflenden Dispo- 
fitionen erfuchen wir, gröfsere Beiträge wenn möglich einige Zeit 
vor der Einfendung anmelden zu wollen. 


MÜNCHEN, Mai 1886. 


— EEE EEG 


Die Verlagshandlung von G. Hirth 
in München & Leipzig. 





wer we 





In G. HIRTH’s Verlag in München it erfchienen und durch alle Buchhand- 
lungen zu beziehen: 
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Bericht der Zucher Enquöte Kommiſſion 


über die Gründe des finanziellen Rückgangs der Rübenzuckerſteuer 
und die zur Abhülfe geeigneten Mittel, 


vom 12. März 1884." 

Der hohe Bundesrath hat am 10. Februar 1883 beichloflen, da eine aus 
Beamten des Reichs und einzelner Bundesftaaten, ſowie aus Sachverſtändigen 
der Zucderinduftrie und des Nibenbaus beitehende Kommiſſion einzufegen ſei, um 
zu umterjuchen, auf welchen Gründen der finanzielle Rückgang der Nübenzuder: 
ſteuer beruhe und in welcher Weije eine geeignete Abhülfe zu jchaffen jein würde. 

Die Konmiſſion fonftituirte ſich am 11. Juni 1883 in Berlin und ftellte 
als ihre Aufgabe feit: 

1. zu ermitteln, welche Menge Kryſtallzucker nach dem gegenwärtigen Stande 
der Leiltungsfähigfeit der Nüben: und der Zuckerproduktion als durd)- 
Ichnittliche Ausbente aus einer bejtimmten Rübenmenge anzunehmen fei 
und welchen Einfluß dabei die einzelnen Methoden der Melafleentzude: 
rung auf das Maß der Zudergewinnung ausüben; 

2. zu erwägen, ob mit Nüdficht auf die feit der Geleßgebung von 1869 
in der Zudergewinnung gemachten Fortichritte eine Erhöhung der Zucker— 
fteuer, eventuell in weldhen Maße und in welcher Weile zu empfehlen, 
namentlich ob etwa eine beiondere Beſteuerung derjenigen Fabriken, welche 
ein bejonderes Verfahren der Melafleentzuderung anwenden, in Ausſicht 
zu nehmen dei; 

. die angemeſſene Neuordnung der Ausfuhrvergütung in Betracht zu ziehen ; 

4. Vorſchläge darüber zu machen, wie für die Zukunft eine fortlaufende 
beifere Ermittelung der Zudergewinnung zu erreichen jei, ohne die Zucker— 
fabrifanten durch eine zu tief im die Betriebsergebniffe eindringende 
Stenerfontrole einer Benachtheiligung oder empfindlichen Beläftigung 
auszuſetzen. 

Behufs Löſung des erſten Theils der Aufgabe beſchloß die Kommiſſion zu— 
vörderſt eine größere Zahl von ſachverſtändigen Rübenbauern, Zuderfabrifanten, 
Erporteuren und Händlern, ſowie einen Melaflebrenner zu vernehmen. Man 
einigte fi über den anliegenden Fragebogen (Anlage 1), welcher unter Nr. I die 
auf den NRübenbau, unter II die auf Rohzuckerfabrikation einjchlieglich der Me: 
lajfeentzuderung, unter III die auf die Raffinerie, unter IV die auf den Erport 
und Handel bezüglichen Fragen enthält. Weitere Erhebungen wurden bis nad) 
Beendigung der Bernehmungen vorbehalteı. 

Legtere haben in der Zeit vom 30. Juni bis 27. Juli v. I. ftattgefunden 
und e3 find dabei die in der Anlage 2 verzeichneten 55 Verlonen vernommen 
worden. Die ftenographijchen Protokolle über die betreffenden Sitzungen liegen 
bei. In der lebten derielben beichloß die Kommiſſion für die drei Kampagne— 
Jahre 1880 81, 1881/82 und 1882,83 noch durch direkte Befragung aller Zucker— 
fabrifanten feitzuftellen, von welcher Gattung und Beichaffenheit die gewonnenen 
—— ——— nho 


= 


1) Die im Berichte erwähnten Tabellen find wicht mit abgedrudt. 
Annalen tes Deutſchen Reichs. 1580, 
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518 Bericht der Zucker-Enquöte-Kommiſſion | 


Mengen Zuder geweſen find und wie viel Lieferanten bei der Beihaffung von 
Rüben mitgewirkt haben. 

Die erforderten Nachrichten find in veicher Zahl (für 1880/81 von 315 
unter 333 Fabriken, für 1881/82 von 326 unter 343 Fabriken, für 1882/83 
bon 347 unter 358 Fabriken) eingegangen. Die Kommiſſion Hat fi) demnächſt 
nad Anhörung der für die einzelnen Fragen gewählten Berichterftatter und Mit- 
berichterftatter, deren Arbeiten in der Anlage angeichloflen find, ſowie nad) ftatt- 
gehabter Berathung über die Vorichläge zur Löſung der ihr geitellten Aufgaben 
ichlüffig gemacht und beehrt fid das Ergebniß dem hohen Bundesrathe vorzutragen : 


I. Welche Menge Kryſtallzucher if nad) dem gegenwärligen Stande 
der Leiltungsfähigkeit der Rüben- und der Zuckerproduktion als durd- 
fchnittlihe Ausbeute aus einer befiimmten Rübenmenge anzunehmen 
und welden Einflug üben dabei die einzelnen Methoden der Melalle- 
entzucerung auf das Maß der Buckergewinnung aus? 


Gefeh vom 26. Zuni 1869. Bei dem Erlaß des Gejeßes, dic Beitenerung 
des Zuders betreffend, vom 26. Juni 1869 — die frühere Geſetzgebung ift 
hinfichtlicd der Steuer-, Zoll: und Bonififationsfäge in der Anlage 3 zuſammen— 
geitellt — ijt man von der Annahme ausgegangen, daß damals zur Bereitung eines 
Zentners Rohzucker von 93,75 Prozent Polarifation 12T. Zentner rohe Rüben 
erforderlich waren. Bei der Beſteuerung des Zentners Nüben mit acht Silber: 
grofchen jtellte fi) daher die Belaftung des Zentners Rohzuder der gedachten Art 
auf 3 Thlr. 10 Sgr. oder 10 Mark. Die Ausfuhrvergütung für 50 Kilogramm 
Nohzuder von mindeltens 88 Prozent PBolarijation ift demgemäß, und da die 
Zahlung von Ausfuhrprämien vermieden werden follte, nach der im Verhältniß 
von 93,75 :88 verminderten Steuer, nämlich auf rund 3 Thlr. 4 Sgr. oder 
9,10 Mark feftgefegt, durch Gejeg vom 7. Juli 1883 aber für die Zeit vom 
1. Auguft 1883 bis 31. Juli 1885 auf 9 Marf ermäßigt worden, Durch 
dieſe Verringerung der Bonifitation ift ausgeiprocdhen worden, daß 11,39 oder 
rund 12 Zentner rohe Nüben zur Herftellung eines Zentners NRohzuder von 
93,75 Prozent Polarijation für genügend erachtet werden. Angeſichts der eifrig 
fortichreitenden Zucderinduftrie entiteht die Frage, ob und inwieweit die Annahmen 
der Gejege vom 26. Juni 1869 und 7. Juli 1883 gegenwärtig für zutreffend 
zu erachten find. 

Entwicelung der Bucerinduftrie in Deutfchland. Die Zahl der beutichen 
Nübenzuderfabriten, die in der Stampagne 183637 nur 122, davon 90 oder 
73,77 Prozent in Preußen, betrug, ift 1841/42 auf 135, 1848/49 auf 145, 
18515|2 auf 235, 1861/62 auf 247, und wie die Anlage 4 ergibt, in den 
Stampagnen 1863/64 bi 188283 demnächit weiter auf 358, davon 280 oder 
78,21 Prozent in Preußen, geftiegen. Gin noch bedeutiamered3 Bild von der 
außerordentlihen Zunahme der deutichen Fabrikation von NRübenzuder geben die 
Zahlen über die verarbeiteten Nübenmengen, die in der Kampagne 


184142 . 2 .2020.2..2,565,758 Doppelzentner, 
184647... 2 02020,.2,816,924 . 
184849 . 2. 202020. 4,948,359 . 
185152 - - » » » »  9,190,705 J 
1861162 . . . ..15,846,197 ® 
1882|83 . . . 87,471,537 


betrugen. Bon 1863; 64 big 1882 83 ift die Zahl der Fabriken um 41 Prozent, 
der Nübenverbrauc aber um 338 Prozent geitiegen. Die durdichnittlih von 
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jeder Fabrik verarbeitete Rübenmenge, die fih 184142 auf 19000 Doppelzentner 
belief, wuch® 1862,63 auf 74000, 1882,83 auf 244000 Doppelzentner. Eine 
Klaffifitation der yabrifen nah dem Umfange des Nübenverbrauch® während der 
Stampagnen 1881/82 und 1882,83 gibt die Anlage 5. Die Stellung Deutfch- 
lands unter den Rübenzucker produzirenden Staaten des Kontinente und das 
Verhältnig der Produktion von Rübenzucker gegenüber derjenigen von Kolonial- 
zuder veranſchaulicht die Anlage 6. 

Neben der äußeren Vermehrung des Umfanges der deutichen Nübenzuder: 
fabrifation find jeit 1869 aucd namhafte Fortichritte in der Beſchaffung 
von geeigneten Rüben ſowohl als aud in der Technik der Zuderge 
mwinnung zu verzeichnen. 

Rübenbau. Ueber die landwirthbihaftliden Beziehungen ber 
Zuderinduftrie hat die Enquete-Kommiſſion von den Sacverftändigen mehr 
oder weniger ausführliche Nachrichten in Betreff von 50 Fabriken erhalten. 

Bon dielen gehören an 

der Provinz Weftpreußgen 2: Prauſt und Kulmſee; 

B — Poſen 2: Szymborze und Kujavien; 

— Pommern 2: Meſcherin und Garden (nicht mehr im Betrieb); 

z R Prandenburg 2: Alt-Ranft und Kerſtenbruch; 

“ — Schleſien 2: Neuhof und Alt-Jauer; 

z — Sachſen 14: Atzendorf, Trotha, Barby, Bahrendorf, Volk— 
ſtedt, Brachſtedt, Klein-Wanzleben, Waſſerleben, Börnecke, 
Artern, Benkendorf, Hamersleben, Lützen, Aken; 

ä Hannover 5: Einbeck, Schladen, Nörten, Gehrden, Sarftedt; 

5 n Heflen-Naffau: Niederhone; 

2 z Holftein 1: Weilelburen ; 

„ Rheinprovinz 4: Dormagen, Oſſendorf, Elsdorf, Eusfirden ; 


ferner 
bem Königreih Bayern 2: Negendburg und Friedensau; 
* Württemberg 4: Stuttgart, Heilbronn, Züttlingen, Alts— 
hauſen; 
„ Großherzogthum Baden 1: Waghäuſel; 
Mecklenburg-Schwerin 1: Dahmen; 


„Herzogthum Braunſchweig 3: Heſſen, Uefingen, Königslutter; 
Anhalt 3: Hohenerrleben, Gerlebogk, Klepzig; 
Fürftenthum Scwarzburg-Sondershaunfen 1: Greußen. 

Unter diejen Fabriken verarbeitet jetzt Feine mehr ausichließlich die auf eigenen 
Aeckern oder auf jelbit bewirthichafteten Pachtädern getvonnenen Rüben; nur 
wenige fönnen mit ſolchen Rüben den größten Theil des Fabrifbedarfs deden 
und fi mit einem geringen Zuihuß von Staufrüben begnügen. Ihnen gegen: 
über jiteht eine Anzahl von Fabriten, welche ausſchließlich Kaufrüben verarbeiten 
und zwiſchen beiden ftuft fich die Nübenbeihaffung in der mannigfaltigiten Weiſe 
ab. Dean fann hauptfächlich dreierlei Rüben unterscheiden : 

1. die durch die eigene Wirthichaft der Fabriken erzeugten; 

2. bie von den Mitgliedern der Fabrikſozietät felbit gezogenen Rüben, für welche 

ein feiter Kaufpreis mit oder ohne Antheil am Fabrifgewinne gewährt wird; 

3. die Rüben, welche von unbetheiligten Landwirthen auf Grund ein oder 

mehrjähriger Verträge oder auch ohne Verträge geliefert und zu einem 
bejtimmten Preije abgenommen werden, zumeilen mit einem Zuſchlage 
nad) Maßgabe der Qualität oder auch nach der Höhe des Fabrikgewinnes. 
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Einen offenen Markt für Nüben gibt e8 nit. Die Fabriken müſſen ihren 
Bedarf in der Regel daburd fichern, daß fie bejtimmte Perfonen zum Rübenbau 
und zur Lieferung ihrer Ernte verpflichten. Naturgemäß eignen ſich dazu am 
meiften die benachbarten Grundbefiter. Indeflen, wo die Fabrifen in jo geringer 
Entfernung von einander liegen, daß ihre nächſte Umgebung den Bedarf ‚nicht 
decken kann, müſſen fie ihr Augenmerk auf entferntere Gegenden lenten. Die zahl: 
reihen Gilenbahnverbindungen erleichtern jolhe Ausdehnung und verhüten die 
Nacıtheile einer zu argen Konkurrenz der Kaufliebhaber. Daher dehnt ſich der 
Bezug der Nüben zuweilen auch über den natürlichen Fabrikbezirt hinaus und 
die Fracht bildet oft einen erheblichen Theil der Unkoſten, abgelehen davon, daß 
die Aufficht Über den verftändigen Anbau und die Abnahme der Rüben erfchwert, 
auch Nachlicht bei der Abnahme unvermeidlich twird. 

Der Rübenbau wird zwar in allen Fällen aus finanziellem Jutereſſe betrieben. 
Diele Intereſſe ift jedoch bei den verichiedenen Pflanzern ein verichiedenes. Die 
Fabrik jelbit wird immer auf ihren Medern die für den Betrieb vortheilbafteften 
Rüben zu erzielen fuchen, alfo zuderreiche Nüben mit hohem Neinheitsaquotienten; 
fie wird weniger Werth auf den baaren Gewinn aus der Aderwirthichaft legen, 
wenn der Fabrikbetrieb tüchtig lohnt. Immer aber wird auch die Fabrik beftrebt 
jein, mit dem Ernteertrage mindeitens die Wirthſchaftskoſten zu deden. 

Die bei der Fabrik betheiligten Nübenpflanzer werden ihren beionderen Bor: 
theil neben dem Vortheil der Fabrik nicht vergeſſen. Sie werden juchen, die 
Selbitfoften, auch auf die Gefahr einer geringeren Qualität der Rübe hin, zu 
ermäßigen, ſei e3 durch vermehrten Ertrag, ſei e8 durch billigere Düngung und 
Beitellung; fie finden dabei eine Schranfte in der Kontrole der Mitbetheiligten 
und darin, daß eine zu ſtarke Benachtheiligung der Fabrik ihre Dividende ver: 
fürzen würde, 

Die Lieferanten von Kaufrüben endlich wollen nur möglichit viel Geld löſen 
und deßhalb hohe Gewichtsmengen ernten, möglichit ohne große Arbeit und Koſten. 
Sie erreichen ihren Zwed, To lange der Bedarf der Fabriken ihnen jchlanfen Abſatz 
auch der weniger guten Waare fihert. Sie finden die Grenze alſo da, wo bie 
Verarbeitung gerinawerthiger Nüben feinen Vortheil mehr gewähren kann. Ein 
Reiz zu verbeffertem Anbau läge für fie vielleicht darin, daß die Fabrik für 
zuderhaltigere Rüben einen. höheren Preis gewährte. 

Bis zu einen gewiifen Grade fühlen aljo alle Rübenpflatizer eine Nöthigung, 
auf die Erzeugung guter Nüben Bedacht zu nehmen; fie laſſen ſich deßhalb von 
der Fabrik für die Auswahl des Samens, für die Veitellung der Felder und für 
die Düngung gewiſſe Bedingungen und behufs deren Erfüllung eine Beauffid- 
tigung gefallen. Die Fabrik ift dazu genöthigt, weil fie nicht die fertige Waare 
fauft, Sondern bei der Lieferung künftiger Erzeugnifje ein gewagtes Geihäft madt. 

Wahl des Samens. Grfahrungsmäßig ift die Wahl des Samens von 
großer Bedeutung für das Ergebniß der Ernten. Nicht jede Nübenart paßt für 
jeden Boden. Nach den übereinftimmenden Aeußerungen der Sachverſtändigen 
hat fih im Laufe der Jahre ein Wechfel in dem Anbau der verjchiedenen Sorten 
vollzogen. Im Allgemeinen pflegt das Gewicht des Ertrages pro Hektar im 
umgefehrten Berhältnifie zu dent Zudergehalte der erzeugten Nüben zu ſtehen. 
Das Streben geht deshalb dahin, denjenigen Samen anzuwenden, welder auf 
dem betreffenden Boden Gewicht und Zudergehalt pro Hektar amı vortheilhafteiten 
vereinigt. Im Laufe der Jahre hat man daher früher beliebte Sorten verlafien, 
und fich überiwiegend der Stlein-Wanzlebener Nübe und der Bilmorinrübe zuge: 
wendet. Lebtere gilt als die zuderreichite, zugleich aber auch als diejenige, welche 
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an Gewicht pro Hektar am menigften ergibt; die Sachverftändigen ſchätzen ben 
Minderbetrag auf 20 bis 25 Prozent, ein Ausfall, welcher durch den höheren 
Zudergehalt nicht immer ausgeglichen wird. Much legt der Landwirth darauf 
Werth, nicht zu wenig Rüben zu erhalten, weil von beren Dienge auch die Menge 
ber jpäter verbleibenden Abfälle und Schnigel abhängt, Es Hat ji die Vilmorin— 
Rübe nicht überall bewährt, und fie fcheint, wenigſtens zur Zeit noch, bezüglich 
des Klimas und ded Bodens empfindlicher zu fein, als die Klein-Wanzlebener. 
Zwiſchen beiden ftellt dte Wahl fich nach folgender Rechnung: Die Vilmorinrübe 
wird auf 1!/» bis 2 Prozent höheren Zudergehalt geihägt. Wenn die Klein— 
Manzlebener Rübe bei 250 Doppelzentnern pro Hektar und 11 Prozent Gehalt 
überhaupt 2750 Prozent Zuder pro Hektar bietet, fo kommt die Vilmorinritbe 
mit 20 Prozent Mindergewicdht, alio 200 Doppelzentnern, und mit 2° Brozent 
Mehrgehalt, alio 13 Prozent, doch nur auf 2600 Prozent Zuder pro Hektar. 
Das Beitreben, von ber franzöfiihen Rübe ein größeres Gewicht zu erlangen, 
ift bisher von wenig Erfolg geweien, wie dies von den Sachverſtändigen für 
Wailerleben, KHönigslutter, Niederhone, Dahmen, Wellelburen, Offendorf, Einbed 
und Nörten bezeugt wird. Die Vilmorinrübe Toll als ein Erzeugniß der Garten: 
fultur und eines milderen Himmelftriches da zur vollen Neife nicht gelangen, wo 
der Frühling ungünftig zu verlaufen pflegt und dadurch die Wegetationsperiode 
abfürzt. In Süddeutichland hat ſich ein anderes Hinderniß ihrer Verbreitung 
entgegengeftellt.e. Die dortigen Pflanzer verlangen vorzugsweile großes Ernteges 
wicht, der Zudergehalt läßt fie ziemlich gleichgiltig, und fie weiſen deßhalb den 
franzöfiihen Samen zurüd, wenn er ihnen von der Fabrik geliefert wird. In 
Heilbronn ift im verflofienen Sommer 1883 ein Verſuch mit der Bilmorinrübe 
auf den eigenen Medern der Fabrik gemacht, über den Ausfall aber noch fein 
Bericht eingegangen. In Regensburg wird die Vilmorins und die Ichlefiiche Rübe 
jowie eine Kreuzung aus beiden angebaut. Stuttgart, Heilbronn und Friedendau 
wechſeln jetzt zwiſchen Klein-Wanzlebener und fchlefiicher Imperialrübe. In Welt: 
preußen, Poſen, Pommern, Medlenburg, Schleiien und dem größeren Theil der 
Provinz Sadien wird die Klein-Wanzlebener Rübe im überwiegenden Umfange 
angebaut, daneben auch Milmorinrübe, ebenfo in Brandenburg, wo außerdem 
auch noch Beitehornrübe verwendet wird. Die Verſuche find noch feineswegs 
abgeichlofien; erit feit wenigen Jahren hat man fie in ein gewiſſes Syſtem ge: 
bracht, aud der Prüfung der Samen jelbit, ihren eigenthümlichen Cigenjchaften 
und ihrer Keimfähigfeit größere Aufmerkſamkeit zugewendet. In Folge deſſen 
nehmen viele Fabriken, welche früher ihren Samenbedarf felbit bauten, jegt davon 
Abſtand; bei Fortgejegter Selbitzüchtung tritt eine Entartung ein und deßhalb 
balten auch die Fabriken, welche den Samenbau fortiegen, für nöthig, dur Zukauf 
bon Originalfamen ihre Zucht zu erhalten oder gute Kreuzungen zu erzeugen, 
Seit zwei Jahren ift, um die Praris der Verſuche durch die Wiſſenſchaft zu 
unterftügen, eine Verſuchsanſtalt in Bernburg eingerichtet, welche das eigentliche 
Weien der Zucderrübe und ihres Wachsthums erforichen foll. 

Boden und Alina Boden und Klima bereiten dem Nübenbau viel 
Schiierigfeiten. Die Rübe hat eine lange Vegetationsperiode, innerhalb deren 
fie eine eigenthümliche Vertheilung der Wärme und des Negens verlangt. Im 
März oder April eingefäet, wächſt fie bis zum September und bildet den Zucker 
befonder8 gegen Ende der MWachsthumsperiode aus. Im Frühjahr befördert 
warme und feuchte Witterung das Gedeihen der Pflanzen, Nadıtfröfte verhindern 
oder verfümmern die Entwidelung. Während des Sommers follen ausgiebige 
Regen der Pflanze reichliche Nahrung bringen, doch macht ein llebermaß die 
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Rübe wäflerig und begünitigt die Vermehrung der Nichtzuderitoffe. Den Herbit 
verlangt man troden und warm, aber mit falten Nächten, damit der Blattwuchs, 
welcher dann nur auf Koſten des Zucdergehalts erfolgt, aufhöre. Hiernach kann 
man die Klagen der Nübenpflanzer in den verjchiedenen Landestheilen würdigen. 
Der Norden und Oſten klagt über jpätes und kurzes Frühjahr mit Nachtfröſten, 
denen man durch ſpätes Ginlegen der Samen begegnet, aber unter Abkürzung 
der Vegetationäperiode. Zugleich tritt dort häufig der Winter jehr früh ein, 
wie denn Weitpreußen Thon im Oktober bis zu 9 Grad Kälte gehabt 
hat. Ein Theil der Provinz Sachſen klagt über zu große und andauernde 
ZTrodenheit im Sommer, in der Nähe des Harzes über zu reichlihe Negengüfle. 
Das Oderbruh, Süddeutſchland und der Rhein halten fi) durch große Nieder: 
ſchläge und Wärme im Herbit, welche zu erneutem Blattwuchile auf Koſten des 
Zudergehaltes führen, benachtheiligt. Süddeutichland und Rheinland finden ihren 
Winter zu milde, weil die Aufbewahrung der Rüben erſchwert wird; der Norden 
und Often findet feinen Winter zu falt, weil die Rüben leicht erfrieren oder bei 
ftarker Bedeckuug leicht auswachſen und im AZudergehalt zu ſehr zurüdgehen. 
Während Süpddeutichland den Mangel an Thau bedauert, Flagt Hannover über 
zu ftarfen Thau, weil er die Rübenblätter friich erhält und deren Abwelfen Hindert. 
Nach alledem würde nur ein verhäftnigmäßig Heiner Theil der Provinz Sachſen 
fi) eines Klimas erfreuen, welches als normal für den Nübenbau zu bezeichnen 
wäre. Derielbe Landitrich gilt auch als der mit dem normalen Rübenboden aus: 
geitattete. Allerdings iſt man in neuerer Zeit von der Anſicht zurüdgefommen, 
daß nur gewiſſe Neder als rübenfähig gelten künnen. Die Angaben der Sad) 
verftändigen lafien erfennen, daß mit Ausnahme ganz leichten jandigen oder ganz 
undurchläiligen Bodens faum irgend eine Bodenart nicht mit befriedigendem Er: 
folge zum Rübenbau benugt würde. Naftlofe Arbeit, Drainirung und einfichtige 
Kultur haben die Ungunſt des Klimas wie des Bodens vielfach bis zu einem 
gewiſſen Grade auszugleichen vermocht. 

Ernteerträge. Nach den Angaben der Sachverjtändigen läßt ſich annehmen, 
daß neuerlich die Ernten im Durchſchnitt reichlicher und gleihmäßiger ausfallen 
als früher. Die beiliegende Tabelle (Anlage 7) weift die Erträge pro Hektar 
jeit 1869 nad), ſoweit die Sacverftändigen ſolche für die einzelnen Fabriken 
mitgetheilt haben, und für die verichiedenen Landeötheile ſummariſch nach der 
amtlichen Statiftit der Finanzbehörde. Die Mittheilungen der Sadyverftändigen 
find leider ziemlich unvollftändig; einige haben fich darüber gar nicht, andere nur 
ſummariſch geäußert; über die Kaufrüben find die Angaben beionderd mangelhaft, 
obwohl zu erwarten war, daß auf Grund der Lieferungdverträge ein reichliches 
Material ohne übergroße Mühe fich beichaffen ließ. Die Angaben bringen aud) 
— mit einer Ausnahme — mur das Steuergewicht: eine Vergleihung mit 
dem bei der Ernte erlangten Feldgemwichte läßt fich deshalb nicht ausführen; 
unfere Ernteſtatiſtik bringt neuerdings feine Notiz mehr über den Anbau der 
Zuderrüben. Die Nübe gelangt zur Fabrik bereits etwas gereinigt und vom 
Blattwuchs Schon befreit. Für die Steuerwaage wird eine vollitändige Reinigung 
bewirkt, fo daß nur der wirklich verarbeitungswerthe Theil dort erſcheint. Es 
wäre erwünscht, zu willen, wie ſich durchichnittlich das Feldgewicht zum Steuer: 
gewicht verhält. Die Behandlung der aufrüben könnte darüber einen beadhtens- 
werthen Aufichluß geben, wenn die erforderlichen Zahlen genau ermittelt würden, 
Daran aber fehlt es. Bei Abnahme der Kaufrüben wird verichieden verfahren: 
theils wird ein feſter Sat für Schmug abgezogen, theild erfolgt die Berechnung 
des Abzugs nach probeweiſer Verwiegung, oder es wird aud) genauer durchge: 
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twogen, wenn dad Mah der Unreinlichfeiten über das Gewöhnliche hinausgeht. 
Im legteren Falle kommen Abzüge bis zu 40 Prozent vor. Als durchſchnitt— 
fiber Abzug pflegt ein achtprozentiger angegeben zu werden, doch find jtärfere 
nicht selten. Dieſer Umjtand verdient bei Abſchätzung der Ernten Beachtung, 
bejonders im Vergleich mit den Ernten fremder Länder. Es wäre zu wilnjchen, 
daß unſere Aderbauftatiftif wie früher die Angaben über die Erträge an Zuder- 
rüben brächte, während fie jetzt auf die Statiftif der Steuerbehörde verweilt, 
welche ihrerjeit3 nur über die von den Fabriken jelbit geiwonnenen Rüben Aus— 
funft gibt. _ 

Die Jahreserträge ſchwanken jehr aus Anlaß der Gunft oder Ungunft der 
Witterung, der Art der Beitellung, nicht felten auch in Folge bejonderer Natur: 
ereignifje, wie Ueberſchwemmung, Naupenfraß 2c. Leider fehlt die Angabe dieſer 
legteren bei den Mittheilungen der Sachverftändigen; nur für Bahrendorf findet 
fih bei 1874 große Dürre, bei 1879 Naupenfraß vermerkt. Abgeſehen von 
jolhen Bejonderheiten müffen natürlich bei fortgeießter forgfältiger Kultur bie 
Ernten ergiebiger und aud) ficherer werden; Jahre mit gleich ſchlechter Quantität 
und Qualität fommen dann jeltener vor, deßhalb werden ohne Zweifel die Landes: 
theile im Vortheil fein, in welchen der rationelle Nübenbau feit längerer Zeit 
zum regelmäßigen Wirthichaftsturnus gehört, 3. B. Sachſen, Anhalt, Braun: 
ſchweig. Dieſen nahe ftehen die Landestheile, welche erit jet auf autem Boden 
Rüben zu pflanzen beginnen und den Vorzug des jungfräulichen Bobens genießen; 
fie haben — wie Weftpreußen und Poſen — nod zu beweilen, was fie auf die 
Dauer leijten können, machen fich dabei freilich von vornherein die in den alten 
Rübendiftrikten theuer erfauften Erfahrungen zu Nutze. Es ift bemerfenswerth, 
da in diefen Gegenden der Rübenbau, wenn auch nicht veranlaßt, jo doch weſentlich 
gefördert wurde durch die Meinung, daß jene alten Niübenbiftrifte in Folge des 
langjährigen Anbaues abgewirthichaftet hätten. Diefe Meinung nahm ihren Ur: 


ſprung aus den Klagen — beſonders aus der Provinz Sahjen — über eine 
auffällige Verminderung der Erträge aud auf ſehr guten und jehr gut beitellten 
Aedern. 


Rübenmüdigkeit. (Mematoden.) Als Urjache diejer jogenannten Rüben— 
müdigfeit galt eine Zeit lang die Erichöpfung des Bodens an Kali, bis Profefjor 
Kühn nahmwies, daß die Schuld einem — wie die Neblaus an der Wurzel des 
BWeinftodes — an den Wurzelfafern der Nübe ſich entwicelnden Infekt, der 
Nematode, beizumefien jei. Sie hat fih, nah den Aeußerungen der Sachver— 
ftändigen, außerhalb Sachſens nur gelegentlich oder auf einzelnen Feldern gezeigt 
und bejondere Schugmittel dort nicht nöthig gemacht. In Sachſen jcheint ein 
übermäßiger Nübenbau die Schuld zu tragen; als beites Hilfsmittel bezeichnen 
und wendeten die Sachveritändigen eine längere Schonung der Aecker an. Profeſſor 
Kühn hat ermittelt, daß das Infekt nur eine kurze Zeit lang der Entwidelung der 
Rübe vorzugsweiſe jchadet und außer der Rübe einige andere Pflanzen befonders liebt ; 
daraufhin jchlägt er den Anbau jolcher Lieblingspflanzen vor, um durch rechtzeitiges 
Ausheben derjelben mit den daran haftenden Nematoden den Ader von den legteren 
zu befrein. Das Mittel ift bisher nur wenig verſucht und dürfte ſchwerlich 
allgemeine Anwendung finden: es erfordert peinliche Sorgfalt neben großen Koſten 
über die Kräfte einer gewöhnlichen tüchtigen Wirthichaft hinaus, und im all 
des Mißlingens verichlimmert es das Uebel bedeutend. Einzelne Sachverſtändige 
rühmen die Elutionslauge als ein wirkſames Mittel gegen die Nematoden: indeſſen 
wird erſt längere Erfahrung die Nichtigkeit ihrer Behauptung beſtätigen müſſen. 
Der Sahverjtändige Rabbethge— Klein-Wanzleben, wohl eine Autorität in Sachen 
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des Nübenbaus, glaubt, daß man fich darüber täujche, weil kräftige Düngung, 
alfo aud) die Elutionslauge, die Nübenpflanze widerftandsfähiger mache und fie 
den Nematoden „aus den Zähnen wachſen“ laſſe; er fürchtet, daß diefe Wirkung 
nur einige Jahre vorhalten und das llebel dann um jo ärger auftreten werde. 
In der Anlage 8 find die Angaben der Sadveritändigen über die Rübenmüdigkeit 
erfichtlih gemaht. Werlängerter Turnus des Nübenbaus findet fich am meiften 
dabei angeführt. 

Qurnus. Diefer Turnus ift zwar nit in allen Gegenden gleich: als der 
normale darf aber, wie auch aus Anlage 8 zu erjehen, der drei: bis vierjährige 
angenommen werden. In den öftlihen Provinzen: in Poſen und Weftpreufen 
war bisher die Zahl der Fabriken flein, der Umfang des zum Nübenbau gut 
geeigneten Bodens ift jehr groß, es brauchte aljo zur Dedung des Bedarfs der 
Fabriken bisher nur ein Eleiner Theil der verfügbaren Aeder verwendet zu werben. 
Daher fand dort ein fünf, acht: und ſogar zehnjähriger Turnus ftatt. In den 
ülteren Rübendiftriften hat früher vielfach ein fürzerer Turnus al® der dreijährige 
ftattgefunden; jegt werden zumeift noch die gepadhteten Felder durch verftärtten 
Nübenbau in zweijährigem Turnus auszunugen gejucht. Nicht überall ift der 
Boden gegen ſolchen übermäßigen Anbau gleich empfindlich: nachhaltige Düngung 
und treffliche Beitellung jcheint den Eintritt der Ermüdung zu verzögern. rüber 
galten allgemein die taufrüben, d. h. die von fremden, bei der Fabrik nicht 
betheiligten Pflanzern gelieferten Rüben, für wejentlich jchlechter als die auf den 
eigenen Nedern der Fabrik beziehungsweife ihrer Beſitzer gezogenen. Auch jetzt 
wird Died von der Mehrzahl der Sacverjtändigen noch beitätigt, wenn aud in 
etwas geringerem Grade. ine Ausnahme machen nur die Rüben von Kleinen 
Grundbefigern, welche auf wenigen Morgen den Anbau mit eigener Hand und 
nur mit Hülfe ihrer Hausgenofjen betreiben. Dieje Nüben werden bon mehreren 
Sadyveritändigen als den jelbjtgebauten gleichtommend bezeichnet. Die Zahl der 
Lieferanten fteigt von Jahr zu Jahr. Nachdem die größeren Beliger vorange 
gangen, folgen die kleineren, und ein nicht geringer Theil der neuerdings mehr 
verarbeiteten Kaufrüben ift auf ihre Nechnung zu ſetzen. Sie entichließen ſich 
ſchwer zu einer Aenderung ihrer althergebrachten Wirthichaftsweiie; die Koſten 
eines nußbringenden Nübenbaus find groß und vom Kleinen Beſitzer ſchwerer auf: 
zubringen; ihnen ift es in der That nicht zu verdenfen, wenn fie die Gefahr 
theurer Verſuche nicht laufen wollen und in der Erfahrung Anderer eine Bürg: 
ſchaft dafür juchen, daß der Stoftenaufwand nicht vergeblich geichieht. 

Koften des Rübenbaus. Die Abmefinng der Koften, welche dur die 
Erzeugung der Nüben den Landwirth entitehen, begegnet vielen Schwierigfeiten. 
Für die Aeußerung der Sadjverftändigen war eine Eintheilung in drei Stategorien 
erfolgt: Grundzind beziehungsweife Pacht, Ausgaben für die Beitellung ein: 
Ihließlich der Ernte und Anfuhr und Soften der Düngung. Nicht durchweg 
find die Angaben darüber erichöpfend ausgefallen, anfcheinend aud nicht nad) 
gleichen Grundfägen aufgeitellt. 

Die Felder werden nicht für die Nübe allein benugt, und das Ergebniß der 
Yandwirthichaft berechnet fich nicht allein nad dem Ertrage an Feldfrüchten. Alle 
Zweige der Wirthichaft tragen aber zu dem Geſammtergebniſſe bei und die jub- 
jeftive Anſchauung enticheidet wejentlich darüber, was und wie viel auf die ein- 
zelne Frucht, auf die Nübe, gerechnet werden joll. Der verjchiedene Turnus des 
Anbaus führt auch zu einer verjchiedenen Abitufung der darauf fallenden Stoiten. 
Auch wechleln die Ausgaben in den einzelnen Jahren, je nachdem in der einen 
oder anderen Weije beftellt oder gebüngt wird. Allerdings follte man erwarten, 
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daß bei’ aller diejer Verjchiedenheit wenigitens da eine gewifle Negelmäßigfeit er: 
fennbar bliebe, wo der Rübenbau feit langen Jahren einheimiich ift. In der 
Anlage 9 find die Angaben der Sachverſtändigen darüber zufammengeitellt. Das 
nad zeigt fih ichon innerhalb der Provinz Sachſen eine auffallende Mannigfaltigkeit. 
Die durchſchnittlichen Geſammtkoſten ſchwanken dort zwiſchen 432 und 791 Mark 
pro Hektar und an diefen Schwankungen nehmen alle drei Bofitionen Theil: der 
Grundzins zwiſchen 93 und 192, die Beitellungskoften zwiichen 181 und 355, 
die Koſten für Dünger zwijchen 96 und 320 Mark; in Hannover ftehen jich die 
Gejammmtdurhichnitte von 648 und 744 gegenüber, in Brandenburg 473 und 
575, am Rhein 617 und 870, in Baden und Württemberg von 591 bis zu 
748, in Bayern 574, in Braunſchweig von 581 bis 812, in Medlenburg 601 
bi 745 Mark. Der Grundzins, beziehungsweile die Pacht, zugleih ein Maße 
ftab für den Werth der Ländereien, wird berechnet für Baden und Wirrttemberg 
durchſchnittlich zwiſchen 100 und 117, in Altshauſen jogar nur auf 38 bis 
49 Mark, für Schlefien, Braunfchweig und Hannover auf 105 bis 252 Marf, 
dagegen am Rhein bis auf 175 und 188 Mark, bei der Fabrik Oſſendorf in 
den einzelnen Jahren ſchwankend zwiſchen 120 und 312 Mark, für Weftpreußen 
und Poſen nur 54 bis 64 Mark. Weit mehr weichen die Angaben über die 
Beitellungsfoften unter einander ab. Am Rhein follen fie zwiichen 259 und 
446 Mark betragen, in Baden und Württemberg zwiihen 314 und 416, in 
Braunichweig zwiidhen 239 und 320, in Hannover zwiichen 272 und 420, in 
Medlenburg 322 bis 440 Mark. Nicht minder verichieden ftellen fich die Dünger: 
koſten: am Rhein durchichnittlich zwischen 183 und 244, in Baden und Württem— 
berg zwiſchen 120 und 254, in Braunschweig zwiſchen 237 und 304 Marf. 

Eine genauere Prüfung diefer Angaben läßt indeſſen zweifelhaft, ob fie 
durchweg zutreffend find oder der bei der Frageitellung obwaltenden Abſicht ent- 
iprehen. Die Kommiſſion wünfchte nur eine Aufflärung über die thatſächlich 
verwendeten jährlichen Ausgaben. Wenn auch dabei eine Wertheilung nach ſub— 
jeftiver Auffaflung nicht zu vermeiden war, ſo ſcheint doch nicht überall diejer 
wirkliche Aufwand aufgerechnet, jondern eine Schäßung nad Wahricheinlichkeit 
beziehungsweiſe nach wirthichaftlichen Grundfägen oder eine Vertheilung der Ges 
ſammtkoſten der Wirthichaft nach dem Grtrage jeden Jahres vorgenommen zu 
fein. Auf andere Weile laſſen fich die theils regelmäßig fteigenden, theils in 
großen Sprüngen jchwanfenden Zahlenreihen faunı erklären. 

Die Anlage 8 ſtellt die Aeußerungen der Sacveritändigen über die Art 
und Menge der Düngung auf den betreffenden Feldern ihrer Fabrik zujammen. 

Die Frage, welche Selbftkoiten dem Nübenpflanzer auf 50 Kilogramm 
Rüben erwadhien, hat die Fachmänner ſchon jeit lange lebhaft beichäftigt. Die 
von einzelnen Seiten veröffentlichten Zahlen weichen erheblich von einander ab und 
beruhen augenſcheinlich auf völlig verichiedenen Grundlagen. In neuerer Zeit 
veröffentlichen einige Aktienfabriten mit den Ergebniſſen des Fabrifbetriebes auch 
die Ergebnifje ihrer Acderwirthichaft und beionders die Selbitkoften der Nüben, 
3. B. Olauzig, wo fi) 1879/80 pro Stilogramm Feldgewicht ein Nübenpreis 
von O,g4, Mark gegen O,,,, Markt im Vorjahr, pro 1881/82 ein folder von 
1,195 Mark gegen O,.,, Mark im Vorjahr ergab. In Nörbisdorf belief ſich 
1881/82 der gejammte Ertrag auf 238765 Doppelzentner Nüben bei 315952 Mark 
Koften — 1,35; Mark pro 50 Stilogramm. Solche Beiipiele ftehen vereinzelt 
da und beftätigen, daß eine genaue Cinficht in die Koſten des Nübenbaus ſchwer 
zu gewinnen iſt. Man wird fich mit der Erkenntniß begnügen müſſen, daß Die 
Ktoiten des Nübenbaus jedenfalls ſehr beträchtlich und höher jind als bei anderen 
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Feldfrüchten, ſowie, dab fie bis zu einem gemwiflen Grade nach den Iofalen 
Verhältniſſen ichwanten. 

Nübenpreis. Der Nübenpreis muß über die Selbitfoften hinaus dem Land: 
wirth noch einen angemeilenen Gewinn bringen. Dieier Preis ift bei den Kauf— 
rüben leicht erfennbar, weniger bei den Rüben der an einer Fabrik Betheiligten, und 
bietet bei den jelbitgebauten feinen Maßſtab. Dagegen hat die Fabrik bei den 
fegteren größere Sicherheit für die Güte der Waare, als bei den erfteren. So 
lange die Zahl der Fabriken eine beichränfte blieb und der Nübenpflanzer vor: 
zugsweiſe auf deren Abnahme, alfo auf den guten Willen angetviejen war, konnten 
die Fabriken wenigitens den Preis, wenn auch weniger die Beichaffenheit der 
Rüben, zu ihren Gunften regeln. Inzwijchen ift Zahl und Umfang der Fabriken 
gewachſen, der Rübenbau in weitere Kreiſe gedrungen, ftatt der Beliterfabrifen 
überwiegen die Antheils- beziehungsweile Aftienfabrifen aller Art. Damit ift 
auch die Beſorgniß geitiegen, daß der einzelne Rübenpflanzer feinen bejonderen 
Bortheil ohne Nüdfiht auf das Gedeihen der Fabrik ausnugen könnte, und daf 
er jih den Schwierigfeiten bei der Lieferung durch den Uebergang an einen fon: 
furrirenden Abnehmer entzieht. Die Fabriken haben demnach einerfeit das Be: 
ftreben, für möglichft gute Kaufrüben zu forgen, andererjeitS aber die Gefahr vor 
fih, die Lieferanten abzuſchrecken und ummwillfährig zu machen. Beijpiel, Be 
fehrung und Unteritügung beim Anbau müſſen dazu helfen, den zwiſchen Liefer: 
anten und Abnehmern beftehenden Widerjpruch zu befeitigen, welcher augenicheinlich 
in der Lieferung der Rüben blos nad Gewicht liegt, da die jchlechtere Rübe dem 
Rübenpflanzer weniger, dem Fabrifanten mehr Mühe und Koſten veruriadt. 
Der Rübenpflanzer muß erfennen, daß nicht jede Nübe verarbeitungswürdig ift, 
und daß Mühe nnd Stoften, welche er auf Verbeflerung der Kultur verwendet, 
fih außer der Nübe noch beionders in allen Nahfrüchten lohnt. Dies macht ihn 
der Einſicht zugänglicher, daß er nicht blos für den Zuderfabrifanten, fondern aud) 
für ſich jelbft arbeitet, wenn er ſich den Vorſchlägen und Vorſchriften der Fabri- 
fanten fügt. Von den Sacverftändigen wird fait einftimmig bezeugt, daß die 
Bemühungen der Yabrifbefiger nad diefer Richtung hin nicht ohne Erfolg ge 
blieben find. Belehrung und gutes Beiipiel haben ihre Wirkung bei den kleinern 
Beligern gethan; in manchen Fällen haben die Fabriken es dabei nicht bewenden 
an jondern haben auch mit Anſchaffen und Darleihen von Majchinen nad: 
gehoifen. 

Kieferungsverträge. Zum bei MWeitem größten Theile wird die Lieferung 
der Kaufrüben durch Verträge gefichert, früher in der einfahen Form von 
Schlußiceinen, in der Negel nur auf ein Jahr lautend, und zumeift mit 
Pflanzern aus der nächſten Umgebung ; ein ſchneller Wechſel in den Berfonen 
der Lieferanten war nicht zu beforgen. Das hat fih mit Vermehrung der 
Fabriken und mit Ausdehnung des Nübenbaues geändert. Gleichwohl liegen die 
Vortheile einer Beitändigfeit der Lieferanten auf der Hand. Die Fabriken fuchen 
deßhalb jest Verträge auf längere Jahre zu ſchließen und gewähren dafür 
bejondere Bortheile. Gegenstand der Verträge ift fait immer die Bebauung einer 
gewiſſen Aderfläche mit Nüben zur Ablieferung des Ernteertrages an die Fabrif, 
nicht aber geradehin die Lieferung einer bejtimmten Menge von Nüben nad) 
Gewicht. Für den Anbau werden zugleich gewiſſe Vorichriften gegeben und deren 
Befolgung unter Vorbehalt einer Kontrole ausbebungen. Zuweilen behält die 
Fabrik fi) die Zuftimmung für die Auswahl des Aders vor; faft ohne Aus: 
nahme darf nur der von der Fabrik unentgeltlich oder gegen Bezahlung gelieferte 
Samen verwendet werden; häufig wird die Zeit des Einſäens ebenjo wie bie 
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Zeit des Erntens vorgeichrieben; man orbnet eine gewiſſe Art des Dünger an 
oder verbietet einzelne Düngemittel. Die Beobachtung ſolcher Vorjchriften ſucht 
man durd fortlaufende Aufiiht während der Vegetationsperiode zu erreichen, 
jowie dadurch, daß das Recht vorbehalten wird, die Rüben bei mangelhafter 
Beihaffenheit zurückzuweiſen. Beide Mittel haben bisher jedoh in ihrer Wirt: 
ſamkeit viel zu wünſchen übrig gelaffen. 

Die Kontrole wird ſehr verichieden ausgeübt: theils durch beiondere Beamte, 
theils durch die eigenen Inſpektoren und Mgenten der Fabrik; an vielen Orten 
mit bebarrlicher Strenge, an anderen mit mehr oder weniger Milde. Die Auf: 
ſicht läßt fih natürlich nicht in unumnterbrocdhener Dauer ausführen; fie hat auch 
in abgelegenen Feldmarfen ihre Schwierigkeiten: fie wird alfo gegen böswillige 
Rübenpflanzer immer nur ein zweifelhaftes Schugmittel bleiben. Zum Glüd ift 
ſolche Bösmwilligfeit felten, und die Einfiht in die Zwedmähigfeit der geftellten 
Beingungen macht die Bauern im Allgemeinen gefügiger. Dies iſt um jo 
wichtiger, al& bisher auch von dem echte der Zurüdweilung ungeeigneter Rüben 
nur in jeltenen Fällen Gebrauch gemacht werden konnte, um die Lieferanten 
niht abzuichreden. Man zieht e8 vor, ſich mit ihnen über einen geringeren 
Preis zu einigen, felbit dann, wenn die Nüben fich nicht zur Verarbeitung auf 
Zuder eignen und thatlächlih dazu nicht gelangen. 

Die Verträge werden faft durchgängig bereits im Laufe des Winter vor 
der nächften Stampagne geichloffen. Der Fabrifant bedingt alfo fein Rohmaterial 
und dejfen Preis, ohne zu willen, was er bekommt und mie er es verwerthen 
fann, während jede andere Induſtrie ihr Material wenigitens nah Probe und 
nad Auswahl zu beichaffen vermag. Um fo nothwendiger wird ed, neben den 
unvollfommenen Vertragsbedingungen und der wenig wirkſamen Stontrole auf 
andere Weife die Lieferung guter Nüben möglichit zu fichern. Ohnehin bleibt 
immer ein gewiller Gegeniat zwiichen den Zielen des abrifanten und des 
NRübenpflanzer8 übrig, ungeachtet aller Beitrebungen, auf die Verbeiferung ber 
Kultur durch vermehrte Ginficht des Pflanzers hinzuwirken. Bei Ernten mit 
wenig Gewicht und guter Zuderausbeute finder der Nübenpflanzer, bei Ernten 
mit großem Gewicht und geringem Zudergehalte der Fabrikant ich veranlapt zu 
Hagen, und meint, daß der Andere auf feine Koſten fich bereichere. Mit Rüd- 
ficht hierauf ericheint e8 zwedmäßig, das finanzielle Intereffe des NRübenpflanzers 
mit in Rechnung zu ziehen. Als ein geeignetes Mittel dazır beginnt man feit 
einiger Zeit die Betheiligung des Nübenpflanzers am Fabritgewinn zu betrachten. 
Dat das Verſtändniß für die Vortheile einer folchen nicht immer lebendig tft, 
beweilt das Beiſpiel der Fabrik Kujavien (Amiee), wo vor drei Jahren den 
Nübenpflanzern die Theilnahme an der Dividende der Fabrik bei einem Prä— 
zipuum don 20 Prozent für die Aktionäre angeboten, von ihnen aber abgelehnt 
wurde. Neben der Gemwinnbetheiligung wird den Nübenpflanzern vorweg ein 
fefter Preis gewährt, der fie jedenfalls für Arbeit und Koſten entichädigt ; erit 
re hinaus erhalten fie einen Zuichlag je nah den Ergebniſſen des Fabrik— 
etriebes. 

In der Aktienzuckerfabrik Königslutter hat man den Ausweg ergriffen, den 
Rübenpreis im Verhältniß zum effektiven Verkaufspreiſe des Zuckers zu ſetzen; 
wenn der Preis für 50 Kilogramm Zucker von 96 Prozent unter 33 Mark 
beträgt, jo werden für den Doppelzentner Rüben 2 Mark gezahlt, bei 33 bis 
36 Mark 0,20 Markt und bei 36 Mark und darüber O,10 Mark mehr. — Die 
Aktienzuderfabrit Schladen läßt ihren Lieferanten die Wahl, ob fie endgiltig 
einen beitimmten Preis nehmen wollen, oder ob fie zunächſt mit 30 beziehungs- 
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teile 40 Pfennig pro 50 Kilogramm weniger fi) begnügen und demnächſt einen 
im Berhältniß zu der bebauten Fläche ftehenden Antheil am Gewinne beziehen 
wollen. Diejer Antheil fällt etwas geringer aus, als der Antheil der Aktionäre, 
welche das baare Gejellihaftsfapital zuſammengeſchoſſen haben. Hierbei hat bie 
Fabrik nicht blos den Vortheil befferer Rüben, jondern auc den eines geringeren 
Betriebsfapitals, da fie pro Doppelzentner Rüben eine baare Auslage von 30 
bis 40 Pfennig ſpart, bei 300,000 Doppelzentnern aljo 90,000 bis 100,000 
Markt weniger baares Geld braudt. Der Lieferant ſeinerſeits hat bisher einen 
um einige Grofchen höheren Preis durch die Betheiligung erzielt. Die Aftien- 
zuderfabrif Nörten gibt Antheilicheine an ſolche Nübenpflanzer aus, welche fi 
zum Anbau von mindeitens 30 Morgen oder circa 7'/, Hektar auf fieben Jahre 
verpflichten. Die Inhaber ſolcher Antheilicheine erhalten den Doppelzentner Rüben 
mit 2,20 Marf bezahlt und außerdem einen Antheil am Gewinn der Fabrik nad 
Maßgabe der bebauten Morgenzahl. Andere Lieferanten von Kaufrüben erhielten 
bisher nur 2,10 Mark, werden aber künftig auch beiler bezahlt werden. 

Bei den Aktienfabriken Gehrden und Sarſtedt genießen die NRübenpflanzer 
mit Fünfjährigen Verträgen neben einem feiten Preiſe von 2,20 Mark beziehung: 
weile 2 Mark an dem Fabrikgewinn, abzüglich eines gewillen Präzipuums für 
die Fabrik, einen Antheil nad) Verhältniß des gelieferten Nübengewichts. Auf 
diefe Weiſe erzielten fie 1882 in Gehrden neben dem Grunbdpreife von 2,20 Mart 
nod 1 Marf, in Sarftedt neben dem Grundpreiie von 2 Mark nod 79 Pfennig, 
zulammen alfo pro Doppelzentner Rüben 3,20 Mark beziehungsweile 2,79 Mark. 

In Offendorf und Elsdorf ift feit einer Neihe von Jahren veriucht worden, 
die Nübe nad) Polarifation zu faufen. Unter 329 und beziehungsmweile 750 
Vieferanten überhaupt haben etwa 30 ſich darauf eingelafien. Sie erhielten den 
Normalpreis bei 15 Prozent Brir; bei 16 Prozent wurden 10, bei 17 Prozent 
nochmals 10 Pfennig zugeichlagen. Ju minder guten Jahren wurden jedod die 
Yente unzufrieden und blieben nicht dabei. 

Die badiiche Geſellſchaft für Zuderfabrifation hat für ihre Yabrifen Wag— 
häufel, Züttlingen und Alt3haufen mit größeren Lieferanten Dualitätsverträge 
geichloffen und die Nüben nach Bolarifation bezahlt. Die Unterfuchung erfolgt 
an einer neutralen Stelle, 3. B. bei der landwirthichaftlichen Verfuhsanftalt in 
Darmitadt, durch deren Vorſteher gemeinjam mit dem Fabrifchemifer; die Probe: 
vüben werden von der Fabrik unter Zuziehung der Lieferanten genommen. 
Natürlih iſt dies Berfahren nur bei einer geringen Zahl von Lieferanten 
anwendbar. | 

Die Zuderfabrit Greußen hat feit einem Jahre den Lieferanten Qualitätö- 
preiie gewährt, und zwar den Normalpreis von 2 Mark pro Doppelzentner bei 
11 Prozent, für jedes Prozent darüber 20 Pfennig mehr bis zu dem Maximum 
von 3 Mark. Vorerſt haben fih nur wenige Lieferanten dazır veritanden. 

Die Fabrit Alt-Nanft wechielt in den reifen nicht nach der Güte ber 
Rüben, ſondern nach der ihr bekannten Beichaffenheit des WBodens, und gewährt 
danad) einen Preis von 1,02, 1,850 bis 1,90 Markt pro Doppelzentner. 

Die Aftienfabrit Dahmen in Mecklenburg jchließt jetzt Verträge auf 7, 14, 
21 Jahre, fogar auf Lebenszeit und bewilligt den Lieferanten dafür entweder 
einen höheren feften Preis oder eine Prämie nah dem Betriebsergebnig. Sie 
geht hierbei davon aus, daß die Nüben bei regelmäßiger und dauernder Kultur 
beijer gepflegt werden und beſſer gedeihen. Gerade in dieſer Beziehung ſcheint 
ein Theil der füddeutichen Fabrifen im Nachtheil zu fein. Nach Angabe der Sad: 
verjtändigen wendet dort der Bauer fich immer derjenigen Feldfrucht zu, welde 
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ioeben einen reichen Grnteertrag gewährt hat; gedeiht heuer der Tabad, ſo baut 
im nächſten Jahre Alles Tabak; gedeiht die Rübe, fo werden Rüben gebaut. 
Dabei kann der Rübenbau natürlidy feine großen Erfolge erzielen. Für die 
Fabrifen erwächſt auch die Schwierigkeit, ſich alljährlich die Feldbefiger zu ſuchen, 
weldye fih zum Rübenbau herbeilajien, und in ungünftigen Jahren ſich ihre 
Willfährigkeit durch Nachgiebigfeit zu erkaufen. 

Der Gilbacher Zuderfabrit zu Wevelinghoven (Nheinprovinz) gibt das Statut 
die Befugniß, zwölfjährige Lieferungöverträge unter Gewinnbetheiligung abzu— 
ſchließen; fie zahlt dann einen feiten Preis von 2,10 Mark pro Doppelzentner 
bei unentgeltlicher Rückgabe der Schnigel; der Gewinnantheil wird jo berechnet, 
daß der Geldpreis der gelieferten Rüben dem Nftienfapital zugezählt und im 
Verhältniß der Gelammtjumme zu den einzelnen Geldbetheiligungen der Gewinne 
Veberihuß als Dividende vertheilt wird. Letztere betrug 1882/83 für Die 
Lieferanten 19 Prozent; es waren ihrer 32 mit einem Areal von 1800 Morgen 
oder circa 450 Hektar; der Zuſchlag betrug alſo für fie 45,5 Pfennig pro 
Doppelzentner. Die übrigen 228 Xieferanten beziehen einen feiten Preis von 
2,10 Mark und müſſen die Nüdjtänte bezahlen. 

Hüben der Mitbefiter. Die Aktionäre ſelbſt find im zahlreichen Yällen, 
namentlih da, wo ſich eine Anzahl von Grumndbefigern zur Errichtung einer 
Fabrik vereinigt haben, außer der Geldeinlage zur Bepflanzung einer gewiſſen 
Aderflähe mit Nüben verpflichtet. Um auch fie zur Erzeugung guter Rüben 
jowie zu Lieferungen - über ihren PBflichttheil hinaus anzuregen, find ihnen 
mehrfach ähnliche Bedingungen wie den Lieferanten geftellt, wenngleich bei ihnen 
die Gefahr, daß fie durch nachläſſige Kultur ihren eigenen Wortheil dem ber 
Fabrik gegenüber begünstigen, weniger nahe liegt, wie bei ben Lieferanten der 
eigentlichen Kaufrüben. 

Die Fabrit Waflerleben, eine offene Handelsgeiellihaft, hat 200 Antheile 
in 32 Händen befindlich ; auf jeden Antheilichein find 18 Morgen, rund 
4°» Heltar, mit Rüben zu bebauen, gegen einen felten Preis von 1,50 Marf 
pro Doppelzentner und einen Gewinnantheil nad) dem gelieferten Gewicht, ſowie 
gegen umentgeltlihen Bezug der ſämmtlichen Abfälle und Rückſtände, einſchließlich 
der Elutionslauge. Wenn die Aktionäre mehr Rüben über ihren Pflichttheil 
hinaus bauen, hat die Fabrik das Vorkaufsrecht, jedoch ohne für dieſe Rüben 
eine Gewinnbetheiligung zu gewähren. 

Bei der Fabrik Artern, einer offenen Handelsgeſellſchaft mit 132 Antheilen 
in 58 Händen, find pro Antheil 10 Morgen oder circa 2'2 Hektar zu bebauen 
und alle mehrgebauten Nüben an die Fabrik abzuliefern ; die Antheilsinhaber 
erhalten dafür einen höheren Preis als der für Kaufrüben gezahlte iſt; er wird 
nach der wahricheinlichen Pentabilität der Kampagne feſtgeſtellt und gezahlt; 
erweiit er fi in der Folge ald zu hoch bemejlen, jo trägt den Ausfall die 
Fabrik, d. h. die Dividende ermäßigt ſich entiprechend. 

Die 21 Aktionäre der Fabrit Vefingen haben für jede der 183 Mftien 
5 Morgen, d. h. rund 124 Hektar, zu bebauen. Für diejenigen Rüben, welche 
fie mehr bauen, erhalten fie bei jteigenden Fabrikgewinn erhöhte Preiſe, nämlich 
bei 5 Brozent Dividende mit 2 Markt pro Doppelzentner beginnend, für jedes 
weitere Prozent Dividende 2 Pfennig Zuichlag bis höchſtens 50 Prennig. 

Die Aktienzuderfabrit Schladen überläßt den Aktionären, fich durch beſon— 
deren Lieferungdvertrag einen Antheil zu fichern, wie ſolcher bezüglich der Kauf: 
rübenlieferanten oben erwähnt wurde; nach Verhältniß dieſer Antheile erhalten sie 
neben ihrer Aftiendividende ihren Gewinnantheil beionders. 
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Auch bei der Aktienfabrik Nörten mit 473 Aktien im Beſitz von 78 Ber: 
fonen, welche pro Aktie anicheinend etwa 3 Hektar bebauen müſſen, können Die 
Aktionäre für die mehr angebauten Rüben fih Antheile mit Gewinnberehtigung 
gleich den Staufrübenlieferanten erwerben. 

Die Zuderfabrit Hameröleben mit 31 Antheilen beziehungsweiſe 11 ftillen 
Gejellihaftern, welche für den Antheil 25 Hektar anzubauen haben, zahlt einen 
feften Preis von 2 Markt pro Doppelzentner neben dem Antheil am Fabrik— 
gewinn, und für die mehrgebauten Nüben einen erhöhten Preis von 2,10 Mark, 
aber ohne Anipruch auf Gewinn. 

Die Fabrit Prauft hat zweierlei Aktien ausgegeben, lit. A mit der Ber: 
pflihtung, "2 Hektar mit Nüben zu bebauen, und lit. B nur auf Geldbetheiligung 
lautend ; beide find zur Dividende gleichberechtigt, doch werden die Aktien lit. B 
aus den Fabrifeinnahmen allmälig ausgelooit, jo dab Ichließlih die Inhaber der 
Aktien lit. A die alleinigen Cigenthümer der Fabrik werden. 

Die Fabrik Helfen mit 87 Aktien in 33 Händen macht ihren Aktionären die 
Lieferung von 900 Doppelzentnern Nüben, nicht den Anbau einer entiprechenden 
Fläche zur Pfliht. Sie fchlägt damit nicht den richtigen Weg ein, um auf 
Erzeugung einer guten Rübe hinzuwirken. Noch weniger die Fabrik Dfterwied 
mit der ftatutariichen Verpflichtung ihrer Aktionäre, mindeſtens 4 Morgen, d. 5. 
rund 1 Hektar Nüben zu bauen und 250 Doppelzentner reine Rüben abzuliefern 
zum Breife von 2 Marf, während jeder mehrgelieferte Doppelzentuer mit 
2,10 Mark bezahlt wird. Das bedeutet wenig Anderes, al3 eine Prämie auf Die 
Quantität. Ebenſo unrichtig iſt es, die Gewinnbetheiligung für Kaufrüben nad 
deren Menge und nicht nach der Aderfläche zu beitimmen. Mehr ion empfiehlt 
ih die Erhöhung des Rübenpreifes nad Maßgabe des erzielten Zuckerpreiſes, 
obwohl der legtere von anderen Faktoren als von der Güte der Nüben abhängt, der 
Fabrikant daher mehr unter den Schwankungen des Marktes leidet als der Rüben: 
pflanzer, der wenigitens einen guten Minimalpreis auch in ſchlechten Zeiten licher hat. 

Am zwedmäßigiten wird e3 fein, dem Nübenpflanzer als ſolchem, gleichviel 
od Aktionär oder nicht, einen Antheil am Yabrifgewinn nach der vertragsmäßig 
bebauten Fläche zu bewilligen. Auf diefe Weile vereinigt man am beiten Die 
beiderjeitigen Interejlen und belehrt zugleich die NRübenpflanzer über die Beding— 
ungen, unter welchen die Fabrik arbeiten muß, in der wirfiamften Weile. Sie 
überzeugen fi durd) den Erfolg, daß mit forglamer Kultur beiden Theilen am 
meiften gedient wird, und der Erfolg allein ift für die weiten Streife der Fleinen 
Srundbefiger der wahre Lehrmeifter. Aus diefem Grunde ift auch zu wünjchen, 
daß überall, wo eine derartige Gewinnbetheiligung eingeführt wird, die eriten 
paar Jahre ein günſtiges Ergebniß liefern. Hat der Bauer einige Male einen 
Zuichlag zu dem feſten Preiſe erhalten, der feine bisherigen Einnahmen überfteigt, 
jo wird er ſich mit einem gelegentlihen Ausfall wie mit einer jchlehten Ernte 
verjöhnen. Ein jolder Ausfall fhon im eriten Jahre würde ihn der Einrichtung 
überhaupt abgeneigt machen. Das wäre zu bedauern, denn offenbar befindet ſich 
die Induftrie mit diefer Neuerung auf dem richtigen Wege. Es kann nicht fehlen, 
daß fie mehr und mehr davon Gebrauch machen und die guten Folgen jpüren 
wird. In einzelnen Landestheilen, wie in Süddeutſchland, vielleiht auch am 
Rhein, werden in dem MWohlitande und in der Eigenwilligkeit der Landleute 
eigenthümliche Schwierigkeiten zu überwinden fein. Immerhin dürfte eö gerade 
dort das zwedmähigite Mittel jein, die Abneigung gegen den Nübenbau allmälig 


zu überwinden. Ohnehin wird ſchwerlich ein anderes glei wirkfames Mittel 
aufzufinden ſein. 
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Am nächſten freilih läge es, die Nüben nah ihrer Beichaffenpeit, 
d.h. nah dem Zudergehalte, zu bejahlen, wie es ſonſt mit allen Waaren 
geihieht, und auch bei den übrigen Erzeugnifien der Yandwirthichaft in der einen 
oder der anderen Weile ermöglicht wird. Allein, abgeiehen davon, daß für Niben 
der offene Markt fehlt, reichen die fonft gebräuchlichen Prüfungsmittel für die 
Nübe nicht aus. Hier ift man zunächſt auf die Hilfe der Polarilation ange: 
wiefen, welche zur Zeit im ganzen Zudergeihäft noch die Hauptrolle fpielt. 
So einfach der Kauf nah Beichaffenheit auf den eriten Blick fcheint, jo wenig 
durchführbar ift er in der Praxis. Auffallen muß ſchon, daß ein ſolches Ber: 
fahren nur bei einer verſchwindend Eleinen Zahl von Fabriken zur Anwendung 
gelangt, und auch dort nur in jehr beichränktem Umfange. Die Neuerungen der 
Sachverſtändigen lauten denn auch durchweg ablehnend. Die Griahrung lehrt, 
dab in der Nübe jelbit der Zuder jehr verichieden vertheilt ift. Eine Bolarilation 
der Rübe oder eines daraus entnommenen Abſchnitts, ob legterer horizontal oder 
vertifal oder in Keilform abgelöft wird, kann niemals zu einem richtigen Nefultat 
führen. Es bleibt daher nur übrig, die Rübe zu zerfleinern und in folchem 
Zuftande zu polarifiren. Will man zur Prüfung Ichreiten, fo entfteht zunächſt 
die Frage, welche Nüben foll man dazu auswählen. Die einzelnen Rüben auf 
demfelben Felde find von ſehr verichiedenem Gehalt, nod mehr die Nüben von 
veridhiedenen Feldern durcheinander ; bis zum Augenblid des Ausgrabens, jogar 
nachher och verändert fich der Gehalt. Nimmt man die Proberüben vom Ader, 
io hat man keine Bürgichaft dafür, daß fie nach dem Ausheben ſich unverändert 
gehalten haben, nimmt man fie vom Wagen des Lieferanten vor der Fabrifthür, 
jo weiß man nicht, ob die Probe der ganzen Ladung entipriht. Wie man auch 
verfahre, man unterliegt ftetS der Gefahr, mit den Proberüben nicht den wahren 
Durhichnitt der ganzen Lieferung zu erhalten. Bisher galt es für ausgemacht, 
daß der Zudergehalt der Nübe im umgekehrten Verhältnii zu ihrer Größe ftehe. 
Man pflegt deßhalb zur Probe eine gleiche Anzahl fleiner, großer und mittel» 
großer Rüben zu nehmen. Neuere Unterfuhungen des Profeſſor Hellriegel weijen 
aber darauf Hin, daß die Vorausjegung feineswegs immer zutrifft. Damit tritt 
ein neues Moment des Zweifels hinzu. Hiernächſt kommt die Schwierigkeit des 
Zerkleinerns. Es ift nachgewieſen, dab dad Ergebniß der Polariſation mwejentlich 
durch die Art des Zerfleinerns, ob folche durch Schneiden, durch Haden, durd 
Reiben 2c. geihieht, beeinflußt wird und danach abweichende Reſultate für ein 
und dasjelbe Material Liefert. Ebenſo unzweifelhaft ſteht feit, daß die Polari— 
jation des Saftes verſchieden ausfällt, und daß das Ergebniß von der größeren 
oder geringeren Stärke des Abprefiens abhängt. Wird eine Stontrole durch andere 
Unterfuhungen, wie durd; Bleieſſig oder dur Spiritus, vorgenommen, jo ſtimmen 
jelten die Ergebniffe mit einander überein, und man darf der Polarifation nicht 
die größere Zuperläffigkeit zuerfennen. So lange eine Fabrik dergleichen Unter: 
fjuhungen zur eigenen Information über die ungefähre BVBeichaffenheit der ver: 
ihiedenen Nübenlieferungen, oder zur Stontrole für den Gang ihres Betriebes 
ausführt, haben die Unrichtigfeiten und Schwankungen wenig zu Sagen, da 
ohnehin der Sachkenner fie zu würdigen und zu forrigiren weiß. Zur Ent: 
iheidung über den Preis der Waare aber bedarf es einer größeren Genauigfeit ; 
es ift zugleich nothwendig, dab beide Theile die Weberzeugung von der Zu: 
länglichleit des Prüfungsmittels erhalten, und daß möthigenfall® eine höhere 
Inftanz über Streitigkeiten ficher enticheiden kann. Auch in diefen beiden Punkten 
zeigen fih kaum zu überwindende Schwierigkeiten. Das Gewicht fennt der Bauer; 
don PBolarifation hat er feine Voritellung, und es wäre vergeblich, ihn darüber 
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belehren zu wollen ; empfängt er nicht den Preis, den er glaubt beanipruchen zu 
dürfen, jo hält er ich für übervortheilt. In der höheren Initanz, deren Zus 
ſammenſetzung Schon nicht leicht fein würde, wiederholen fich alle Schwierigkeiten 
der eriten Unterfuhung und alle Bedenken gegen deren maßgebende Bedeutung. 
Genau dasjelbe Nübenmaterial würde nad) Verlauf einiger Zeit ſchon ein anderes 
Neiultat ergeben, Allein nicht Leicht wird dasjelbe Material zur zweiten Prüfung 
gelangen, jondern in der Regel andere Rüben derjelben Lieferung ; ſchon deßhalb 
wird, ganz abgejehen von der Unficherheit der Methode felbit und von den 
perlönlichen Fehlern der Beobachter, aus dem zweiten Spruch nicht einmal Die 
unzweifelhafte Unrichtigfeit de3 erften gefolgert werden dürfen. Endlich kommt 
noch die große und ſtets wachſende Zahl der Lieferanten in Betradht, deren 
Ablieferungen ſich auf eine kurze Friſt zufammendrängen, vielfady jogar nicht 
auf der Fabrik, jondern auf befonderen Abnahmeltationen ftattfinden. Hunderte 
von Lieferanten zu haben it nichts Ingewöhnliches, zuweilen find es deren 
Taniende. Die Größe der einzelnen Lieferungen ift in zahlreichen Fällen eine 
jehr geringe, und mit der weiteren Ausdehnung des Rübenbaues mehrt fich die 
Zahl der Eleinen Lieferungen. Es läge völlig außer dem Bereich der Möglichkeit, 
alle dieje Yieferungen nach Polarifation oder etwa nad einer genaueren, dann 
aber noch jchwierigeren Unterſuchung abzufertigen, ohnehin zu einer Zeit, wo die 
Fabrik den Beginn der Kampagne einleitet und alle Hände voll zu thun hat. 
Deßhalb wird das Verfahren von den Fabriken, bei denen es überhaupt in 
Hebung ift, nur für große Yieferungen angewendet, deren ungefähre Beichaffenheit 
ohnehin bekannt zu jein pflegt. 

Beſchaffenheit der Rüben. Für die Arbeiten der Kommiſſion wäre e8 von 
hohem Werth geweien, zuverläffige Nachrichten über die Beihaffenheit der 
Rüben zu erhalten. Es würden ſich daraus Schlußfolgerungen haben ziehen 
lafien auf die Erfolge, welche die Landwirthichaft mit ihren langjährigen Be: 
mühungen zur Berbeilerung der Kultur erzielt hat; es würde fich ferner ein 
Urtheil haben gewinnen laflen über die Endergebniffe der Fabrifarbeit, und man 
würde haben überiehen können, ob und in welchen Umfange ſich das Verhältniß 
zwiichen dem Zuder in der Rübe und dem durch die Verarbeitung gewonnenen 
Zuder künftig günftiger geitalten möchte. Allerdings werden jchon jest in vielen 
Fabriken Umterfuchungen, mitunter in sehr eingehender Weife, über die Zuder: 
verlufte ausgeführt. Dieje Unterfuchungen ergeben jchlieglih außer dem nach— 
weisbaren ftetS auch eine gewille Größe als nicht nachweisbaren Verluſt. 
Fabrifen, welche dergleichen durch ſehr tüchtige Kräfte und nad guten wiſſen— 
ihaftlihen Methoden während der Nampagne oft wiederholt anitellen laſſen, 
werden vielleicht annähernd die Wahrheit ermitteln. Im Allgemeinen aber muß 
man anerfennen, daß die Vorausſetzungen der ganzen Grmittelung durchaus nicht 
jo unzweifelhafte und feftitehende find, ım als Grundlage für eine zuverläflige 
Berechnung zu dienen. So lange die Gelehrten noch darüber ftreiten, wie viel 
Saftgehalt man bei der Nübe anzunehmen hat, wird man auch eine unzuläng- 
liche Stenntniß von der Natur derjelden annehmen dürfen, Die Fabrifanten Telbit 
haben ein großes Intereſſe daran, die Beichaffenheit ihres Nohmateriald möglichſt 
feiht und zuverläflig kennen zu lernen. Wenn trog ihrer unftreitigen Mangel: 
haftigfeit die Polarilation immer noch das allgemein gebräuchliche Mittel dazu 
bildet, jo geichieht dies, weil es noch fein anderes gibt, welches mit gleichem 
GSrfolge und mit gleicher Leichtigkeit gehandhabt und auch Laien übertragen 
werden kann. Die linzuverläffigfeit ihrer Ergebniſſe beeinträchtigt and den Nuten 
der Angaben, welche von den Fabriken bisher über die Beichaffenheit des ver: 


über die Nübenzuderfteuer. 533 


arbeiteten Rohmaterials gemacht wurden und in die amtlichen Statiftifen über: 
gegangen Sind. Diefe Angaben könnten gleichwohl zu einer werthvollen Ber: 
gleihung verichiedener Jahre oder Jahresperioden dienen, vorausgelekt, dab die 
Unterfuchungen ſtets nach derielben Methode und mit gleicher Sorgfalt gemacht 
wären. Dies trifft aber nicht zu. Jede Fabrik unterfuchte früher nach Belieben, 
wählte und behandelte das Material nad) Gutdiünfen, und wechielte mit der 
Methode, man legte dem Ergebniſſe feine große Wichtigkeit bei und fand ſich 
deshalb auch zu großer Sorgfalt nicht veranlaßt. Die daraus entitehenden 
llebelitände haben erit in den legten Jahren dazu geführt, die Berftändigung 
über ein gleichartige3 Verfahren anzubahnen; einen praftiihen Anfang damit hat 
man vorläufig erit in Eleinen Streifen ber Dirigentenvereine erlangt. Für die 
Unierfuchungen der fertigen Zucker erweilt die Polarifation fih bis zu einem 
gewiſſen Grade brauchbarer. Je reiner der zu unterfuchende Stoff, deito zuver— 
läjliger die Polarifationen. Sie arbeitet deßhalb am richtigiten bei Naffinade, 
weniger gut bei Nohzudern der verichiedenen Grade, noch weniger bei Rüben: 
jäften und NRübenbrei, anerkannt schlecht bei Melaſſen. Hiernach wird man zu 
beurtheilen haben, welcher Werth den vorhandenen Angaben über die Rüben: 
polarilationen in den legten 14 Jahren beizumeſſen ift. 

Die Anlage 10 enthält die Angaben der Sachverltändigen über die Pola— 
rijation der Nüben bei den betreffenden Fabriken. Zugleich ift darin vermerkt: 
dad Beſitzverhältniß der Fabrik und das Verhältniß der Haufrüben zu den jonft 
verarbeiteten, weil im der Negel diefen Umftänden auf die Rübenbeichaffenheit 
einiger Einfluß zugeichrieben wird. Die Tabelle zeigt eine auffällige Weberein- 
ftimmung dev Durchichnittszahlen. Bon den 14 Fabriken der Provinz Sachien 
bewegen ſich 13 zwiſchen 11 und 12 Prozent; nur die Fabrik Trotha zeichnet 
fi) einerſeits durch den hohen Durchichnitt von 13,,, Prozent und andererieits 
durch die Gleichmäßigfeit der Jahreszahlen aus, welche fich bei den eigenen Rüben 
zwiichen 20,,, und 13,4, Prozent, bei den Staufrüben fogar nur zwiſchen 13,95 
und 13, Prozent bewegen. Der betreffende Sacveritändige bemerkte dazu: 
„Die Zahlen bezögen fih auf ſchwach abgeprekte Säfte aus Nüben, die auf 
der Handreibe gerieben worden.“ Bei einem solchen Verfahren mußten die Gr: 
gebniſſe aniehnlich höher ausfallen, als bei der Prüfung ftärfer abgepreßter und 
anders zerfleinerter Rüben. Darf man alio die angegebenen Zahlen als zu hoch 
bezeichnen, jo wird vermuthlich auch bier der unter anderen Umſtänden gewonnene 
Durchichnittliche Gehaft der übrigen Fabriken zutreffen. Won den übrigen ‚Fabriken 
zeichnen fih aus: Kujavien mit einem Tjährigen Durhichnitt von 12,,, Prozent, 
der vornehmlich von den ungewöhnlich hohen Polarifationen der eriten drei Jahre 
herrührt, entweder weil die Rüben auf jungfräulichen Boden wuchlen, oder weil 
nad) einer anderen Methode unterfucht worden; jodann die Fabrik Helfen, wo bie 
eriten neun Jahre als befonders günftig ericheinen, vielleicht auch in Folge der 
Methode der Unterfuhung. Die rheinischen Fabriken zeigen durchſchnittlich feinen 
wejentlichen Unterichied gegenüber den anderen Provinzen. Bon den Füddentichen 
Fabriken bleiben diejenigen der badiichen Geſellſchaft: Waghäufel, Altshaufen 
und Züttlingen mit dem Durchſchnitt von 10,45, 10,,, und 10,,, Prozent hinter 
den übrigen zurüd, wozu in einigen Jahren elementare Greignifie — Leber: 
ſchwemmungen — beigetragen haben mögen. Die Interfuchung der Rüben ift bei 
diefen unter einheitlicher Leitung ftehenden Fabrifen nah der Saftpolarifation 
unter Annahme von 95 Prozent Saft vorgenommen worden, erjt in den letzten 
drei Jahren nad) der Rapp'ſchen Methode, welche geringere Neiultate ergab. 
Gerade bei diefen Fabriken hat der betreffende Sacverftändige angegeben, daß die 
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Bemühungen, eine bejiere Rübe zu erlangen, nicht ohne Erfolg geblieben jeien. 
Als legte Pofition in der Tabelle ericheint eine Weberficht, welche nad) der von 
dem Sachverständigen Lingner vorgelegten Weberficht der auf den eigenen Angaben 
der Fabriken beruhenden Betriebsergebniffe den Durchſchnitt der Rübenpolari— 
fationen, unter Annahme von 95 Prozent Saft, für die Fabriken von Branden= 
burg, Pommern, Preußen und Poſen während der Jahre 1871/82 angibt. Dieſer 
Durhichnitt beläuft fih auf 11,4, Prozent, ftellt fi alfo den übrigen Pro— 
vinzen ebenbürtig zur Seite. 

Fortfchritte des Hübenbaues. Wenn, wie oben bemerft, diefe Zahlen nur 
mit Vorficht aufzunehnen find, und zu einer maßgebenden Vergleihung unter 
einander nicht ausreichen, jo darf man noch weniger daraus Sclüffe auf die 
allgemeine Yage des Nübenbaues ziehen. Dazu würde mindeitens eine weit reich- 
haltigere Sammlung von Notizen nothwendig fein. Die vorliegenden rechtfertigen 
faum die Annahme, daß der Nübenbau jeit 1869 Fortichritte in der Her— 
jtellung einer zuderhaltigeren Rübe gemacht habe. Wäre dies wirklich zu ver- 
neinen, jo müßte man aud für die Zukunft an der Möglichkeit ſolcher Fort- 
ichritte zweifeln. Wenn überhaupt die Frage aufgeitellt wird, ob der Rübenbau 
im Laufe der Jahre Fortichritte gemacht habe, jo läßt ſich darunter begreifen: 
die räumliche Ausdehnung, die Verbefjerung der Kultur, ſowie die Verringerung 
der Stoften beziehungsweile die Erhöhung der Ernteerträge, endlich eine allgemeine ‘ 
durchichnittliche Veredelung der Nübe. Die räumliche Ausdehnung ift unbeitreit- 
bar; fie drückt fi in den Zahlen der amtlichen Statiftit aus, ſowie in den 
täglichen Nachrichten über die Errichtung neuer Fabriken, vornehmlich durch Land— 
wirthe. Daß ferner die Jahreseruten pro- Hektar im Gewicht ftärfer getworden, | 

| 


— — in ne ee 


läßt fich kaum bezweifeln. Soweit es fih um andere Verbefferungen in der 
Kultur handelt, müflen die Gegenden außer Betracht bleiben, in denen der Rüben— 
bau erjt neueren Datums ift und ſich jofort den beitehenden Zuftäuden der älteren 
Nübenländer anichließen konnte. Dieſe benugen die Erfahrungen einer langen 
Praris, fie ftehen nur injoweit zurüd, als die Pflanzer anf die ihnen unge: 
wohnte Kultur noch eingelernt werden müſſen. 

In Sclefien und Brandenburg wird nad den übereinftimmenden Angaben 
der Sachverſtändigen jegt bejlerer Samen verwendet, der Ader jorgfältiger beitellt 
und gepflegt; die Kenntniß der Erfordernifje beilerer Kultur hat fich weiter ver: 
breitet, beionders hinfichtlich der Vortheile der Tieffultur, des fünftlihen Düngers 
und der landwirthichaftlihen Mafchinen. Für die Zukunft Hält ein Sachver— 
ftändiger die Möglichkeit weiterer Fortichritte nicht ausgeſchloſſen, die anderen 
verneinen jolche wegen der Ungunſt des Stlimas. 

Bon 11 Sacverftändigen aus der Provinz Sachſen beitreitet einer, Maquet— 
Brachſtedt, die bisherigen Fortſchritte ganz, ein anderer bezeichnet fie ald geringe. 
Alle anderen heben eine größere Betheiligung der kleinen Befiger hervor, ſorg— 
jamere und tiefere Beaderung, reichlichere und verftändigere Düngung, fowie 
zwedmäßigere Samenwahl. Dagegen ftellen zwei Drittel der Sachverſtändigen 
die Wahricheinlichfeit oder Möglichkeit weiterer YFortichritte in Abrede, da die 
Grenze des Möglichen bereit erreicht jei. Die übrigen find anderer Meinung. 
Der Sachverftändige Dr. Bodenbender betont, dab man erſt jegt in das Stadium 
der rationcllen Rübenkultur eingetreten ei, die man bisher nur empirisch betrieben 
habe. Der Sadjverjtändige Hahne glaubt, daß durch beſſere Samen nod eine 
erhöhte Qualität zu erzielen jei; ebenfo der Sachverſtändige Nagel, welcher als 
Beweis anführt, dab auf Verjuchsfeldern nah Anleitung von Profeſſor Märder 
durchſchnittlich um 20 Prozent beifere Ergebnifle erzielt würden, als auf anderen 
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Feldern. Der Sadyverftändige Rabbethge — Klein-Wanzleben hält die biöherigen 
Fortjhritte der Kultur für nicht ſehr bedeutend; fie beſchränken ſich hauptſächlich 
darauf, dab man die Pflanzen enger gelegt und die Aderfurchen vertieft, auch 
die Qualität bei gleich großen Ernten zu verbeflern gefucht habe. Weitere Fort: 
ihritte ließen fih nur in längeren Perioden erwarten, weil die Nübe eine zwei— 
jährige Pflanze und ihr Anbau an ſich Schwierig und zeitraubend fei, wie denn 
3. 2. Vilmorin feine Rübe bereits feit beinahe 40 Jahren züchte. Andererſeits 
berichtet der Sachverſtändige aber auch, daß er vor Jahren den aus Ottersleben 
bezogenen Samen nah Payens Methode gezüchtet und unter Ermittelung des 
wirklichen Zuckergehalts zu verbeilern fich bemüht habe, daß auch eine Beilerung, 
wenn auch nur jehr allmälig,, erreicht worden jei. Er glaubt, dab nur zwei 
Rübeniorten eine Zukunft haben: die beite Sorte Vilmorin (blanche amelioree) 
und die Klein-Wanzlebener, jedoch nicht die eine neben der anderen, fondern in der 
Weile, daß daraus ſich Nübenarten herauöbilden, welche die beiderjeitigen guten 
Eigenſchaften in fich vereinigen. 

Mit dieſen Bemerkungen dürfte für die Provinz Sachen wohl das Richtige 
getroffen fein. Wo jeit vielen Jahren bereits ein rationeller Rübenbau getrieben 
wird, kann der Fortſchritt der letzten Zeit fein jo auffallend großer fein, als da, 
wo erit ipäter damit begonnen worden und erft nah und mach die Sorgfalt in 
der Pflege des Ackers geitiegen it. Much für Anhalt und Braunschweig werden 
Fortichritte in der Bergangenheit anerkannt und in ähnlicher Weile wie für 
Sachſen gekennzeichnet; in der Zukunft glaubt ein Sachverftändiger feine mehr 
erwarten zu bürfen, weil die Nübe überhaupt nur eine gewiſſe Menge Zuder 
erzeugen fönne. Die anderen Sachverſtändigen jener Landestheile halten weitere 
Fortichritte nicht für ausgeichloffen, jedoch für fchiwierig und langjam, mit Rück— 
jiht auf den dort bereits erreichten hohen Stand der Kultur. 

In Heſſen-Naſſau wurde bisher der Rübenbau nur in geringem Umfange 
betrieben. Der von dorther berufene Sachverſtändige, welcher im Allgemeinen fich 
ſehr zurüdhaltend zeigte, weiß über Fortichritte dajelbjt nichts zu berichten. Er 
jelbjt hat im Jahre 1881/82 eine doppelt fo große Fläche mit Rüben bebaut 
als im Jahre 1876/77. 

In Hannover hat der Rübenbau während des letzten Jahrzehnts außer» 
ordentlid) an Ausdehnung gewonnen. Die Landwirthe verhielten fih anfänglich 
ziemlich palliv dagegen; als fie die Erfolge vor Augen hatten, betheiligten fie 
fih, und drängen fich jest dazu. Man hat bisher ſchon Fortſchritte dort gemacht 
und erwartet deren weitere in der Folge. Der Sadveritändige Rabbethge — 
Einbeck nimmt ſolche mit Beltimmtheit an, weil bisher für die eigentliche Rüben— 
züchtung nicht viel geichehen ſei; höchſtens 4 bis 5 Perjonen hätten fich nad): 
haltig damit beichäftigt; im neuerer Zeit jei die Aufmerkſamkeit weiter Kreiſe 
darauf gerichtet. 

Hehnlih ging es in Medlenburg. Die große Anhänglichfeit an das Her: 
gebradyte wurde dort erjt überwunden, al3 durch beharrlie Bemühungen der 
Maldyiner Diftrift des mecklenburger patriotiihen Vereins im Jahre 1878 ſich 
bewegen ließ, eine Kommiſſion von Landwirthen nah Sadjien, Braunfchweig und 
Anhalt zur Befihtigung der dortigen Wirthichaftsverhältniffe abzuienden. Diele 
Kommiſſion, welche nicht gu Gunsten des Nübenbaues eingenommen war, erjtattete 
demnächſt einen ſehr leſenswerthen Bericht,') der 1879 in der Hinftorffichen Bud: 


", Siehe die Zeitichrift des Vereins für die Nübenzuderindujtrie des Deutihen Reiche. 
B. XXIX, 1879, ©, 764 ff. 
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handlung zu Wismar im Drude erichienen iſt. Acht tüchtige angeſehene Land— 
wirthe beftätigten aus eigener Anichauung und aus volliter Ueberzeugung die 
außerordentliche und wohlthätige Einwirkung der Nübenfultur auf die gelammte 
Wirthichaft; fie weiſen darauf hin, daß in dem Produkt diefer Kultur ſich eine 
gewaltige Make von Arbeit aller Art zuſammendränge, an welcher fait alle Kreiſe 
des Gemwerbefleißes Antheil nehmen; fie fnüpfen daran einen warmen Aufruf au 
die Landwirthe, ſich nach dem Beijpiele der Nübenbezirfe zu vereinigen 
und zur Verwerthung ihrer Produkte unter gemeinjamer Berpflihtung 
Fabriken zu errichten. — Der Aufruf hat feine Wirkung gethan, 

Ueber die Rheinprovinz wird von den Sachverſtändigen berichtet: Die anfüng: 
fihen Schwierigkeiten feien überwunden, der Rübenbau dehne fih aus, Samen: 
wahl, Düngung und Bearbeitung wären beſſer geworden. Fernere Fortichritte 
dagegen werden nicht erwartet, da die Rübe vorausfichtlich entarten werde, wie 
jest ſchon bei der Vilmorin ſich zeige. 

Die Stimmen aus Süddentichland lauten nicht übereinftinmend. Für Heil: 
bronn werden weſentliche Fortichritte in der Qualität der Rübe durch engeren 
Bau, tiefere Kultur und beifere Samenwahl fonftatirt. Aehnlich Für Negensburg, 
wo man durch Darleihen von Maichinen und ſonſt durch Rath und That die 
NRübenpflanzer angeregt und bei guten Medern durch beijere Kultur umd gute 
Düngung auch reichere Ernten erzielt hat. Die badiiche Geſellſchaft hat bei ihren 
Fabriken Waghäuſel, Züttlingen und Altshaufen ungeeignete Ländereien ausge— 
ſchloſſen, und durch Verabredung der Lieferung nad Qualität bei größeren Land: 
wirthen auf Verbefferung der Nüben hingewirkt; dort wendet man fich jest dem 
Nübenbau mehr zu, da auch der Körnerban nicht mehr lohnt. Dagegen wird für 
Stuttgart zwar eine räumliche Ausdehnung des Rübenbaus zugegeben, Fort: 
fchritte in der Kultur aber werden beitritten, wegen der Ungunſt der Witterung 
und wegen der großen Zerftüdelung des Bodens. Beide Umſtände werden ber: 
borgehoben, um darzuthun, dat Siddeutichland außer Stande jei, jo gute Rüben 
wie im nörblichen Deutichland zu erzielen, und eine, nicht auf eigener Verſchuldung 
berubende Benachtheiligung durch die Rübenſteuer erleide. Insbeſondere ſoll ſich 
Stuttgart durch ſehr heiße Sommermonate (Juli und Auguſt) auszeichnen, der 
Herbſt dann bei warmer Temperatur zu viel Regen bringen. Der Sachver— 
ftändige Ramm führt an, dab Breslau 17, Magdeburg 14, Stuttgart 30 Pariſer 
Linien Regenfall im September habe, was etwa 38 bezichungsweile 32 und 
68 Millimetern entjvrehen würde. Mus der Anlage 10 über die Temperatur: 
verhäftniffe und den Regenfall im nörblichen Deutjchland wird man entnehmen, 
inwieweit die Behauptung im Allgemeinen der Wirklichkeit entipridt. Diele 
Rotizen find den amtlichen Berichten des meteorologiichen Inſtituts entnommen. 
Da dasjelbe in Magdeburg feine Station hat, jo müſſen die benachbarten Stationen 
namentlih Halle, zur Verantivortung herangezogen werben. Ueberhaupt kommt 
es nit auf Magdeburg und Breslau allein dabei an, jondern auf alle diejenigen 
Zandestheile, in denen Rübenbau von erheblichem Umfange betrieben wird. Breslau 
hat in den legten Jahren im September 33, 53, 73, 47 Millimeter Negenfall 
gehabt, Halle 49, 31, 51, 77 Millimeter, alfo nicht unbeträchtlich mehr als ber 
Sadverftändige Namm angenommen hat. Auf allen Stationen ift die Negenhöhe 
von 30 und darunter während des Septembers ziemlich felten und in den meiften 
Jahren eine anjehnlich höhere. Mas die Sommtertemperatur anlangt, jo iſt es 
eine befannte Thatſache, daß sie im Oſten beträchtlich höher zu fein pflegt als 
im Weiten, und dab dort die Intenſität der Wärme den Ausgleich für die Kürze 
der guten Jahreszeit bildet. Hiernad wird man die Klage über die Witterung 
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in Süddeutſchland auf das richtige Maß zurüdzuführen haben. Wenn der Sad 
verftändige Ramm meint, daß fein vernünftiger Menſch im märkiſchen Sande 
Nübenbau verlangen werde, jo darf er ihn folgerichtig auch nit fir das aus 
anderen Gründen ungeeignete Stuttgart verlangen, und die um fo weniger, als 
dem Stuttgarter Boden andere anbauwürdige Früchte nicht fehlen. Gerade fir 
Stuttgart zeigt merfwürdigerweiie die Meberficht der Polarilationen feine über: 
mäßige Abweihung; daß in anderen Gegenden nach Angabe der Sadjveritän: 
digen eine Beſſerung der Verhältnifje eingetreten iſt, wurde oben bereitS bemerkt. 
An Ungunft des Klimas leiden viele andere Gegenden Deutichlands ebenfalls, 
wenn auch im abweichender Art, fo doc nicht minder einflußreich; nur ein ganz 
geringer Theil des Reichs darf mit feinem Klima ganz zufrieden fein; two dies 
nicht der Fall, ſucht man ſich zu helfen und den Unbilden der Witterung möglichſt 
zu begegnen: viel ift durch die rationellere Kultur dazu gethan, welche die Rübe 
wiberitandsfähiger macht. Was fodann die Parzellirung des Bodens betrifft, 
jo it diefe im übrigen Deutichland allerdings noch nicht jo weit gediehen wie im 
Süden. Ob jie dem Rübenbau in der That geradehin jchäbdlich iſt, ericheint nad) 
den Mittheilungen der Sachverſtändigen zweifelhaft, welche gerade den Eleinften 
Rübenpflanzen das .beite Lob zollen. Freilih müſſen ſolche Nübenpflanzer mit 
der gehörigen Gnergie und Sachkenntniß den Anbau betreiben. Allein gerade daran 
fehlt es in Sübdeutichland offenbar. Es genügt, die Aeußerungen der Sachver— 
Händigen zujammenzuftellen, um die Sachlage überzeugend zu fennzeichnen. Der 
Sahverftändige Ranım— Stuttgart jagt: „Es ift ja wahr, daß unſere Lehmböden 
für jede wirthichaftliche Kultur geeignet find, aber hochhaltige Rüben produziren 
wir auf ihnen nicht”; Sadpverftändiger Dr. Gundermann — Heilbronn: „Im All: 
gemeinen ift der Boden warm -und thätig, doch gibt es einzelne Schichten in 
der Lettenfohle, die etwas kalt find und den Nübenbau Ichlecht vertragen.” — 
Sahverftändiger Jordans— Regensburg: „Weber das Klima ift im Allgemeinen 
zu bemerken, daß e3 dem der Magdeburger Gegend gleiht; — der Monat Juni 
eriheint oft mit großer Hitze und Trodenheit. Im Juli und Auguſt ift es jehr 
häufig wieder fühl und requerifch; im September wieder troden, jehr troden, wo 
die Rübe Feuchtigkeit nöthig hätte; überhaupt treten die Nebergänge viel ichroffer 
al3 in der Magdeburger Gegend zu Tage.* — Sachveritändiger Yagel— Neuwerf, 
früher in Züttlingen: „Dan hat jelbit in Süddeutſchland, wo die Berhältnifie 
in mancher Beziehung ungünftiger liegen als im Norden, geſehen, dab in den 
legten Jahren die Leute nicht blos reichlich Rüben, ſondern auch jehr gute Rüben 
bekommen können. — Wir haben dort auf unieren eigenen Gütern immer vecht 
gute Rüben gehabt, während die Staufrüben, die wir don dem kleinen Grundbeſitz 
bezogen, ganz ſchlecht geweſen find. Das kommt wohl daher, daß man beim 
fleinen Grundbefig fich eigentlih Mühe, den Nübenbau rationeller zu betreiben, 
gar nicht gegeben hat. Es iſt nicht Teicht möglih, aus der Bevölferung den 
eingerifienen Schlendrian wieder heranszubringen.“ — Sachverſtändiger Jordans — 
Regensburg bemerkte, dab die Landwirthe dortiger Gegend dem Nübenbau noch 
mehr oder weniger feindlich gegenüberftehen. — „Ich kann es nicht anders bezeichnen, 
ala feindlih. — Ihnen ift die Arbeit zu viel, fie wollen dieſe Art von Arbeit 
nicht thun.“ — Sacverftändiger Dr. Gundermann — Heilbronn: „Die Yente bei 
uns in Württemberg haben eine eigenthümliche Sitte. Württemberg hat Cichorien, 
Tabak, Weinbau, Hanf und alles dergleichen, was man in Norddeutichland wenig 
baut. Nun laſſen fich dieſe Früchte nicht im Großen bauen und darum ift aud) 
der Rübenbau in Händen von kleinen Leuten. Geräth den Leuten im einem 
Jahre der Tabad, jo baut im nächiten Jahre Alles Tabad. — Wenn die Leute 
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in Sübddeutichland jest eine gute Nübenernte haben, jo werben wir für das 
nädite Jahr ohne große Anitrengung das Doppelte von Hektaren affordiren. 
Im nächſten Jahre wird es gerade umgekehrt.“ — Sacpverftändiger Ramm— 
Stuttgart: „Auf die Parzellenbeliger iſt fein Verlag; fie find bezüglich ihrer 
Liebhabereien ſehr launiih. — Der einzelne Parzellenbeiiger baut das eine Jahr 
Rüben, das nächſte Jahr vielleicht Feine. Da können Sie auch begreifen, wie wenig 
gewandt die Leute im Nübenbau find und wie gering ihre Liebhaberei für den— 
felben it. — Wenn die Fabriken Rübenfamen von einer Sorte abgeben, welde 
zu wenig Grntegewicht gibt, fo ziehen die Parzellenbeiiger ſich zurück. Unſern 
Parzellenbejigern predigen wir vergeblich; fie thun, was ihrem Intereſſe dient, 
und wenn man nicht recht aufpakt, Dingen fie noch während der Vegetationszeit, 
damit fie viel Gewicht bekommen.” 

Mejentlich bleibt hiernach immerhin die Unluft der Leute, ſich mit dem 
Nübenbau zu befallen, als Folge der Unluft der Mangel an gutem Willen und 
Eifer, den Bau wirklich rationell zu betreiben, ferner der Mangel an Gewandtheit 
bei der Arbeit zur Pflege des Ackers, und endlich der Mangel einer planmäßigen 
Adernugung, wie fie für die Verbeilerung des Bodens und feiner Früchte vor— 
theilhaft it. Im Süden baut der Bauer Tabad, Cichorien; Hanf und allerlei 
andere Früchte nach feinen Welieben: der Rübenbau iſt ihm mehr Nebenſache; 
im Norden baut der Bauer außer Getreide und Startoffeln die Nüben und füngt 
dieielbe Reihenfolge am Ende wieder von vorne an: für ihn ift der Nübenban 
eine Nothwendigfeit, die Nothwendigfeit aber iſt eine qute Lehrmeilterin. 

Vortheile des Rübenbaus. Leber die Vortheile des Nübenbaus 
herriht bei den Sadverltändigen Ginftimmigfeit. Weniger der unmittelbare 
pefuniäre Gewinn beim Verkauf der Nüben kommt in Betracht, als die Wirkung 
des Rübenbaus auf die übrigen Feldfrücte und auf die gefammte Wirthichaft. 
Gerade diele ift namentlich auch für den fleinen Grumdbeiiger nicht zu unter: 
ſchätzen, welcer den Anbau auf ein paar Morgen beichränft. Dieſer wird zu 
einer beileren Feldbeſtellung gezwungen, er lernt den Ader gehörig zu behandeln, 
mit der Kultur in die Tiefe zu gehen, die künstlichen Dünger anzuwenden; das 
durch erzielt er einen ſicheren Verdienſt, den er nicht erit auf dem Markte ſuchen 
muß, und erhält baare Bezahlung, gerade warn er ihrer amt meilten bedarf, am 
Eingang des Winters; er fichert jich durch die Rübenſchnitzel ein Viehfutter, wie 
er es Sonst jchwerlich beichaffen könnte. Deßhalb drängen jegt gerade die Land— 
wirthe, und zwar die nicht zu den Großgrundbeiigern gehörigen, auf die Errichtung 
neuer Zuderfabriten bin, und es vermehrt ſich Ttetig die Zahl der Lieferanten 
von fleineren Nübenmengen. Der Nübenbau wird für die Lanbwirthichaft zur 
Nothwendigkeit, weil der Störnerbau fchlechter lohnt. Allein, ſelbſt wenn Dies 
nicht der Fall wäre, müßte die Ausdehnung des Nübenbaues um der vorbezeich- 
neten Bortheile willen mehr und mehr Anklang finden. Nacd den Ausführungen 
der Sadverftändigen gewährt die Nübe eine größere Sicherheit der Ernte als 
audere Früchte: über eine wirkliche Fehlernte ift nicht leicht zu Klagen, ſofern 
nicht außerordentliche Freignilfe eintreten; die Schwankungen im Ertrage von 
Jahr zu Jahr ſollen fich bei anderen Früchten noch bemerflicher machen. Der 
Rübenpflanzer wird zur Tieffultur gezwungen und gelangt dadurch erjt zu einer 
angemejjenen Ausnügung feines Bodens. Beiſpielsweiſe aderte man früher in 
Schlefien für Körnerfrüchte auf 4 bis 5 Zoll, für Naps auf 6 Zoll, etwas 
ungewöhnliches waren 8 Zoll; für die Nübe pflegt man rationell auf 12 Zoll 
zu gehen und drängt jegt Ichon auf 14 Zoll hin. Dazu kommt die Nothwen— 
digfeit einer ſorgſameren Beitellung und Bearbeitung des Aders, in Folge deren 
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die Benutzung von Maſchinen und zweckmäßigen Geräthen zur Erleichterung der 
Arbeit allgemeiner wird. 

Der Boden wird in Folge deſſen reiner, mehr aufgeſchloſſen und tragfähiger; 
keine Frucht iſt in gleichem Maße wie die Rübe geeignet, das Feld von Unkräutern 
zu befreien; die Nothwendigkeit ſtarker Düngung und der Anwendung von künſt— 
lichen Düngemitteln kommt den Nachfrüchten zu gute, verhütet nicht blos die 
Erſchöpfung des Bodens, ſondern verbeſſert ihn auch. Abgeſehen vom Gewinn 
der Rübenblätter und der abgeſchnittenen Köpfe liefert die Fabrik in den Laugen 
und dem Schlamm einen werthvollen Dünger. 

Durch alles dieſes wird der Kulturzuſtand des Ackers weſentlich erhöht, 
geſtattet eine geeignetere Fruchtfolge und liefert geſteigerte Erträge an allen 
Früchten. Einmüthig wird verſichert, daß bei drei- oder vierjährigem Turnus 
die Ernten an Körnern in Menge und Güte mindeſtens ebenſo hoch und noch 
höher ausfallen, als ohne Rübenbau. Ein Sachverſtändiger ſchätzt den Mehr— 
ertrag an Körnern gegen früher ſogar auf das Doppelte. 

Ferner kann der Landwirth einen erheblich größeren Viehſtand halten, den 
Weidegang des Viehes einſchränken, und Stallfütterung durchführen, da die Ab— 
gänge der Rübenverarbeitung ein nahrhaftes und leicht aufzubewahrendes Vieh— 
futter bilden. 

Endlich wirft der Nübenbau auch im Allgemeinen auf die ganze Wirthichaft 
zurüd, indem er fie im unumterbrochener Thätigkeit erhält und eine lohnende 
Beichäftigung für die Arbeiter bietet; die zur Körner und Heuernte erforderlichen 
Leute können bei den Nüben angeftellt werden zu einer Zeit, in welcher fie Tonit 
müßig gehen würden. Bein PVerziehen und Behaden der Rüben find Weiber, 
Kinder, Greife, überhaupt ſolche Perjonen verwendbar, deren Kräfte fir andere 
Arbeit nicht ausreichen. 

Der unmittelbare Geldgewinn des Nübenpflanzers, wie er fi durch den 
Ueberihuß des Verkaufspreiies über die Selbitkoften daritellt, wird von den Sad: 
verftändigen ala ein ſehr mäßiger bezeichnet. Für die Staufrüben wirde, wenn 
man über die Höhe der Selbitkoften einigermaßen in’s Klare gekommen, der wirklich 
gezahlte Preis einen guten Anhalt zur Abichägung des Gewinns bieten. Es 
ergeben ich aber auch hier Schwierigkeiten. Die Angaben über die Preiie der 
Rüben find — mit einer Ausnahme — nicht Nettopreife, ſondern jchließen die 
Zuschläge für Provifion, Fracht, Arbeitslöhne 2c. in ſich. Ferner würden Die 
Abzüge für Schmug in Betracht zu ziehen fein, über welche nur jehr allgemein 
gehaltene Mittheilungen vorliegen, und es müßten die Stoften für dem gelieferten 
Samen, jowie für die Schnigel anzurechnen fein. In Betreff beider wird von 
den Fabriken verjchieden verfahren. Den Samen laflen fie ſich entiweder gar nicht 
oder zum Selbitkoftenpreife bezahlen; ebenſo die Schniel, die jedoch mehrfach 
zu einem ermäßigten Sake, oder bis zu einem gewiſſen Prozentſatze unentgeltlich 
abgelailen werben. 

In der Anlage 12 find nad den Angaben der Sacveritändigen für Die 
betreffenden Fabriken zufammıengeitellt: die Erträge an Rüben pro Hektar; Die 
Heritellungstoften der eigenen Nüben pro Doppelzentner; die Preije für Kauf: 
rüben; die Preife für eigene Nüben, berechnet ala Selbitfoften aus den Erträgen 
und den Serftellungsfoften; ferner die Preife, mit welchen die Rüben unter den 
Koſten für die Verarbeitung eines Doppelzentners Rüben auf Zucker angeſetzt ſind. 
Nur in einem Falle (bei Trotha) iſt auc der Nettopreis der Kaufrüben, db. 5. 
der den Lieferanten für die abgenonimenen Nüben wirklich bezahlte Preis 
angegeben; er weicht in den festen Jahren erhebli von demjenigen loco 
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Fabrik ab — bis zu 57 Pfennig — ohne Zweifel, weil die Rüben nicht mehr 
gänzlich aus der nächjten Umgebung bezogen wurden Die Differenz wird wahr: 
icheinlich bei vielen Fabriken nicht geringer, vielfah wohl noch höher jein. Aus 
der Tabelle ergibt fich vielfah ein großer Unterſchied zwiſchen den Preisangaben 
für Kaufrüben und andere Rüben. Wenn wirklich die eigenen Rüben von beſſerer 
Sitte find, weil beſſer fultivirt, jo wäre der höhere Preis begreiflih. Im Uebrigen 
müßten die Koſten für beiderlei Nüben nicht erheblih von einander abweichen 
fünnen, da bei quier Kultur die betreffenden Ausgabepoften in größeren umd in 
fleineren Wirthichaften nicht allzumweit abweichen werden, To weit nicht die eigene 
Handarbeit der Befiger außer Anjag bleibt. Die Eleinen Grundbefiger aber erhalten 
immerhin den gleichen Preis wie die übrigen. Für Dahmen wird ausdrüdlid) 
bezeugt, daß ein Unterfchied zwiſchen Kaufrüben und eigenen nicht bemerkt worden 
jei: gleichwohl Ddifferiren die beiderfeitigen Preisangaben gauz bedeutend. Die 
Nettopreife der Haufrüben weichen in den verjchiedenen Landestheilen nicht allzu 
jehr don einander ab. Auffällig iſt es, dab in Polen für Szymborze 2 bis 
2,,; und für das benachbarte Kujavien 2,45 bis 2,,, Mark pro Doppelzentner 
angegeben werden, Beide Fabriken liegen in geringer Entfernung auseinander, 
Kujavien in nächiter Nähe der Eilenbahnftation; Szymborze, etwas emtfernter 
davon, bat fich einen befonderen Schienenftrang legen müflen. In der Höhe der 
Frachtkoſten wird deßhalb die Differenz nicht vollftändig ihre Erklärung finden, 
fondern mindeften3 zum Theil auch in einer abweichenden Art der Berechnung. 
Die Angaben für die Provinz Sachſen lauten ziemlich gleihmäßig und halten 
fi) in dem legten Jahren zwilchen 2,,, und 2,,, Mark; man wird nicht zu weit 
von der Wahrheit abweichen, wenn man den in Trotha während der legten drei 
Jahre gezahlten Nettopreis als für die ganze Provinz durdichnittlich zutreffend 
annimmt. Eine Vergleihung mit den übrigen Landeötheilen ergibt auch für 
dieje feine erheblichen DBerichiedenheiten, nur im Alt:Ranft (Oderbrud) iſt der 
Preis noch in den legten Jahren hinter 2 Markt für den Doppelzentner zurüd- 
geblieben. 

Die für die einzelnen Nüben ermittelten Preiſe laſſen fih als einen zus 
treffenden Maßſtab dafür, wie die Yandwirthichaft beim Nübenbau abgeſchloſſen 
hat, gar nicht betrachten. Zum Theil find dieſelben oder twenigitens ähnliche 
Preiſe dafür angelegt worden, wie für die Haufrüben: in diefem Falle handelt 
es ſich nur um eine rehnungsmäßige Operation in den Büchern, nicht um eine 
wirkliche Ausgleihung zwiichen Ausgabe und Ginnahme Mo anbdererjeit3 der 
Nübenpreis aus dem Ergebniſſe der Fabrik heransgerechnet iſt, laſſen fih Schlüſſe 
auf die landwirthichaftlihe Geldrehnung gar nicht machen. In Dielen Fällen 
trifft der Nübenpreis ganz zujammen mit dem Anrechnungspreiſe. Einige Fabriken 
ſtellen als den legteren einfach den Rübenpreis Ioco Fabrik ein, wie er fi aus 
dem Ankauf fremder oder der Selbitkoften der eigenen Nüben zujanmenjegt. Da— 
mit wird wenigitens einigermaßen eine Trennung zwiſchen den Ergebnifien ber 
Yandwirthichaft und des Betriebes erreiht. Wo aber unter VBerüdfichtigung der 
Ausbeute und der gelanımten Ausgaben für den gewonnenen Zucker erjt nad): 
träglich berechnet wird, wie viel auf das verarbeitete Rübenquantum fällt, erhält 
man nur ein mit den Ergebniſſen der Landwirthichaft untrennbar zuſammenge— 
worfenes Ergebniß des Fabrifbetriebes. 

Unter folchen Umſtänden ift es erflärlih, daß felbft bei gemauerer Prüfung 
die vorliegenden Angaben den durcichnittlicen Neingewinn des Niübenpflanzers 
hinreichend zuverläffig abzuſchätzen nicht geftatten. Immerhin darf man diejen 
Gewinn als einen lohnenden annehmen. Much darf man annehmen, daß die 
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Landwirthſchaft ihrerjeit3 noch Fortichritte machen wird, Nicht überall im Deutichen 
Reich ſteht die Nübenkultur anf gleicher Stufe. Wo jie erit in neuerer Zeit ein— 
geführt worden oder eingeführt wird, muß erit Erfahrung und Geihid gewonnen, 
das Feld allmälig in den beiten Zuſtand gebradyt werden. In der Behandlung 
des Aders, in der Verwendung des pafjenditen Düngers, in der Züchtung des 
Samens wird man, wenn auch vielleicht nicht in naher Zeit, doch noch vorwärts 
fommen: es iſt richtig, daß die Wiſſenſchaft erſt jeit Kurzem fich mit Dielen 
wichtigen Dingen beichäftigt und rationelle Verſuche noch in den Vorſtadien ſich 
bewegen. In weiten Streifen der Zuderfabrifanten wird dieſe Meinung ohne 
Zweifel getheilt: wäre dies nicht der Fall, jo würden ſich diejelben nicht jo viel 
Mühe gegeben haben, um die Errichtung einer Verfuchsftation für die Rüben— 
züchtung herbeizuführen, wie jolche nunmehr in Bernburg beiteht. Allerdings 
wird es für den Zudergehalt der Rübe eine natürliche Grenze geben: Alles aber 
beutet darauf hin, daß Diele Grenze noch nicht erreicht it. Wäre dies auch 
wirklich der Fall, jo darf doch die Vermehrung des quantitativen Ertrages ber 
jest zuderreichiten Nüben nicht Für unmöglich gelten. Es wäre aber icon viel, 
wenn die WVilmorinrübe, welde zuweilen bereits bis zu 17 Prozent Zuckergehalt 
gelangt, auch nur Ernteerträge mit durchichnittfih 14 Prozent, aber mit einem 
Gewicht brächte, wie es jegt in guten Jahren die weniger edlen Nüben haben. 
Erfolge find gewiß nur langlam zu erreihen, und je mehr die Rübenkultur 
in Gegenden getragen wird, die ihr bisher fern ſtanden, deito ſchwieriger muß es 
werden, ein jo günstiges Nelultat als allgemeinen Durhichnitt herbeizuführen. 

Fortichritte im Rübenbau müſſen hiernach anerkannt werden. Sie find zu 
danken einer forgfältigeren Auswahl der Samen, einer fleißigen, von techniichen 
Hilfsmitteln unteritiigten Bodenbeftelung, einer reichliben und zweckmäßigen 
Düngung. Die Ernten find dadurch reichliher, auch in den Nachfrüchten lohnender 
und gleihmäßiger geworden; die Herftellungstoiten find in ein günftigeres Ber: 
hältnig zum Grtrage getreten. Beiſpiel, Belehrung und Ueberwachung haben auf 
Erzielung befferer Staufrüben hingewirkt. Da durch die Kultur die Rübe wider: 
ftandsfähiger geworden, iſt es leichter möglich, sie über bisher noch nicht 
dazu verwendete Landjtriche zu verbreiten. Der Rübenbau gewährt der Land: 
wirthichaft mittelbar und unmittelbar fo bedeutende Vortheile, daß eine ſolche 
Verbreitung in hohem Grade wünſchenswerth ericheint; fie ift aber auch noth— 
wendig, weil die Lage der Landwirthſchaft eines ſolchen Auskunftsmittels bedarf. 
Bei der Ausdehnung des Nübenbanes find namentlih auch die Beliter von 
mittelgroßen und Eleinen Grundſtücken betheiligt, deren Wirthichaftsweiie dadurch 
wejentlich verbeijert wird. Der Nübenpreis iſt allmälig geitiegen. Der auf der 
Rüben erfolgt faſt durchgängig nad Gewicht; ein Handel mach Qualität iſt 
praftijch nicht ausführbar. Dagegen beginnt die Betheiligung der Nübenlieferanten 
an dem Fabrikgewinn Anklang zu finden. Ob in Folge der verbeſſerten Kultur 
auch die Rübe im Allgemeinen zucderreicher geworden iſt, kann noch angezweifelt 
werden, wenigitens fehlt es an direft dafür jprechenden Ihatiachen. 

Bollitändig bewahrheitet hat ſich hiernah die im Jahre 1852 von einem 
unbefannt gebliebenen icharffinnigen Autor ausgeſprochene Anlicht: 

„Der Nuten der Zucderfabrifation für die Landwirthichaft geht weit 
über den allgemeinen Cinfluß hinaus und es steht feit, daß fie mehr 
und mehr ein recht eigentlicher landwirthichaftlicher Betrieb3zweig werden 
muß. Die Erfahrung bat gelehrt, day durch nichts die Felder in 
beiferen Stulturzuftand verlegt und reichlichere Getreideernten geliefert 
werden, als durch die Berbindung einer Niübenzuderfabrif mit einer 
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rationell betriebenen, über da3 genügende Areal verfügenden Landwirtb: 
ihaft; es hat diejelde ferner gelehrt, daß natürlich der beite und paſſendſte 
Boden den beiten Ertrag liefert, daß aber nicht minder auf mittlerem, 
nur nicht ganz unpaflendem Boden genügende und fteigende Erträge zu 
erzielen find, wenn nur Ausdauer, Mühe und Mittel nicht fehlen. Obne 
dieje aber ift freilich nichts zu Schaffen; der Glaube, daß ſich Rüben 
irgendwo ohne folche für die Fabrikation lohnend und andauernd bauen 
und ohne erhöhte Kulturkoften in der für den Betrieb nöthigen Quantität 
und Art für einen unbedeutenden Preis erzeugen ließen, würde jedenfalls 
ein großer Irrthum fein. — Wer Rüben als gelegentliche Zwiſchen— 
frucht baut, der mag fie ſich am Ende rechnen wie er will, und wer fie 
in Dünger zum Saffeefurrogate produzirt, mag ebenfall® Durch bie 
Quantität einen twohlfeilen Preis heritellen. Wer fie aber als Haupt: 
erzeugniß betrachten und auf ihren Zudergehalt jehen muß, und wer 
jeine gemehrten landbwirthichaftlihen Ausgaben ihr ftreng zur Laſt 
ichreibt, für den ftellt ji) die Rechnung anders. Hier wie überall muß 
der, welcher Erfolge erzielen will, fie auch erfaufen; aber gerade, daß 
dieſe Fabrikation fo bedeutende Verwendungen in den Boden zu deilen 
Verbeſſerung nöthig macht, daß fie die Mittel dazu Ichafft, und daß fie 
dieje Arbeit lohnend macht, das ift einer ihrer ftaatswirthichaftlichen 
Gewinne; denn Verbeflferung des Bodens und des Grundwerthes ift die 
bejte Kräftigung für den Wohlitand des Ginzelnen wie des ganzen 
Staates.“ 

„Es liegt in der Natur der Sahe, daß diefe landwirthſchaftliche 
Industrie vorzugsweiie und zuerft dem großen Grundbefig zu gute 
fommen muß, der fich dieſelbe zuerſt aneignen kann. Indeſſen fie bleibt 
ebento naturgemäß bei diefem nicht ftehen: gerade auf den Bauernftand, 
welcher zu Verſuchen nicht geneigt ift, wirft dad Beiſpiel am mächtigſten.“ 

„Der gereinigte, verbeflerte Zuftand der Felder, ihre nachhaltigere 
Tragkraft, die reihen Ernten, welde die Behandlung des Bodens für 
den Nübenboden hervorbringen, der Gewinn eines fchönen und reichlichen 
Futters, die Vermehrung und Anfütterung des Viehes, die Diüngerkräfte: 
alles find Vortheile, die zwar mit Opfern an Mühe und Geld erfauft 
werden, aber dafür aud in einer Weile lohnen, deren Wichtigfeit eine 
amtliche Unterſuchung Ichlagend herausftellen würde, während fie für den 
Dekonomen von jelbit in die Augen ſpringen.“ 

„Auch kann Niemand jagen, daß ſich diefer Nuten nur auf wenige 
Landſtriche beichränfe; die Anlegung von Zuderfabrifen ift in ben aller: 
meiften Gegenden Deutichlands jehr wohl thunlich. Die indirefte Ein- 
wirkung aber eritredt fich auch ohnedies weit umher.“ 

Techniſche Fortfchrilte. Den Fortichritten in der Nübenkultur ſchließt fich 
eine Reihe von techniſchen Fortichritten in der Zudergewinnung aus 
Rüben an. 

Chemifche Betriebskontrole, Neben der Anwendung neuer oder verbeflerter 
Mafchinen und neben forgjamerer Behandlung der Säfte verdient hier Erwähnung 
die allgemeinere Einführung einer chemiſchen Betriebsfontrole, die, wenn 
auch noch der Verbeſſerung fähig, ſchon jet mancherlei Verhältnifie aufhellt und 
zweifelhafte, unaufgeklärte Fragen der Lölung durch die Willenichaft zuführt. 

Diffufion. Es verdient ferner Grwähnung die jebt fait allgemein gewordene 
Einführung eines bejferen Verfahrens der Saftgewinnung. Nach den älteren Ber: 
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fahren wurden die gereinigten und von den Köpfen befreiten Nüben durch Neiben zu 
einem Brei zerkleinert und aus diefem der Saft durch hydrauliiche oder Walzen: 
preifen gewonnen; auc laugte man die Nübenmaffe mittelit falten Waſſers aus 
(Maceration) oder man schleuderte den Saft mittelit Zentrifugalmaichinen, in 
welche der Brei gebradt wurde, aus; endlih laugte man auch getrocdnete 
Schnigel mit heißem Waſſer aus. An Stelle dieſer Verfahren ift jeßt fait in 
allen Fabrifen dad Diffufionsverfahren, bei welchen friiche Schnigel mittelft 
warmen Waſſers ausgelaugt werden, getreten. In der Stampagne 1882/83 hatten 
von 358 Fabriken deren 343 oder 95,,, Prozent, dad Diffufionsverfahren in 
Anwendung. 

Der Einfluß der Diffufion auf die Höhe der Zuderausbeute iſt von ben 
Sachverſtändigen allieitig anerfannt, zum Theil ziffernmäßig abgeichägt worden. 
Auch die amtlichen Statiftiten bieten einen Anhalt für ſolche Abſchätzung. Die 
Wirkung der Diffufion äußert fih in der beiferen Auslaugung der Nübe be: 
ziehungsweile der Schnigel, jowie in der Erhöhung der Leiſtungsfähigkeit der 
Fabriken und der daraus folgenden Abkürzung der Kampagne. In Folge 
diefer Abkürzung haben jich die Generalkoſten vermindert und ebenio die Zucker— 
verlufte, welche durch das längere Einmiethen der Nüben entitehen. Die beifolgende 
Anlage 13 gibt nah der amtlichen Statiitit für die Jahre jeit 1871/72 eine 
Ueberſicht der Zahl der in Betrieb befindlichen Fabriken, der mit Diffuſion und 
der auf andere Weile arbeitenden Fabriken, ferner der jührlichen Verarbeitung 
derjelben, endlich aucd des Verbrauchs an Nüben zu einem Doppelzentier Zuder. 
Hiernach hat Fich die Leiſtungsfähigkeit der Diffuſionsfabriken ſeit 1871 72 ver: 
vierfacht, die der iibrigen nur unmwelentlich geiteigert; während 1871.72 nur etiva 
der jechite Theil aller Fabriken mit Diffufion arbeitete, behielten 1882/83 nur 
4,9 Prozent noch andere Methoden bei. Jedenfalls darf die Diffufion jest als 
allgemein durchgeführt gelten und bei Beurtheilung der Betriebsergebnijie wird 
nur auf fie allein Nüdficht zu nehmen fein. 

Die Sadverftändigen Dr. Eißfeldt, Rabbethge—Klein-Wanzleben, vom Rath 
und Martin jchägen die durch Diffufion erreichte Mehrausbeute an Zuder auf 
ungefähr O,.. Prozent, Dr. Bark auf O,,, und von Schwark zwiichen O,,, 
und O,., Prozent. Der Sadiverftändige Dr. Gundermann — Heilbronn meint, 
daß die früheren Prekrüditände wohl O,,, bis 1 Prozent Zuder nicht enthielten 
als jet die ausgelaugten Schnigel; dies dürfte wohl etwas hoch gegriffen fein, 
wenn man nicht fehr schlechte Rüben oder ſehr Ichlechte Arbeit vorausjegen will. 
Die Ergebnijje der legten 9 Kampagnen treffen mit dieſer Schägung im Weient: 
lihen zuianmen. Danad) beträgt die Differenz im Nübenverbrauche zwiichen den 
Diffufionsfabrifen und anderen im Durchſchnitt der Jahre 1874/82: O,;, Doppel: 
zentner, und zwar jpeziell in den Jahren 1879/80: O,;, Doppelzentner, 1880/81: 
O,,5 Doppelzentner, 1881/82: O,;, Doppelzentner, 1882,83: 1,3, Doppelzentner; 
dies entipricht einer Mehrausbeute von Nobzuder aller Produkte, alſo ohne Re— 
duftion auf Rohzuder zu 95 beziehungsweile 93°/, Prozent, von O,,, Prozent 
im Durhichnitt der Jahre 1874/75 bis 1882/83, beziehungsweile O,,s, Oyssr 
O,:0, Los Prozent in den vier legten Kampagnen. Dabei tit indellen zweierlei 
zu beachten. Unter den Diffujionsfabrifen der legten Jahre befinden ſich aud) 
diejenigen Fabriken, weldhe die Melaſſe entzudern, namentlich durch Clution, 
während ohne Zweifel feine der anderen Fabriken ein SKalkverfahren, jondern 
höchſtens ausnahmsweiſe Osmoſe hat. Daraus folgt, daß die Differenz nicht 
ganz auf Rechnung der Diffujion gejegt werden darf, weil in den ſtatiſtiſchen 
Angaben die Ergebniſſe der Elution ꝛc. bereits mit enthalten find. Sodann wird 
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die Differenz natürlich mit der weiteren Verbreitung der Diffuſion ſteigen, weil 
der großen Zahl ihrer Fabriken ſchließlich nur eine kleine Minorität nicht ganz 
fortgeſchrittener Fabriken gegenüberſteht. Um der Wahrheit gerecht zu werden, 
wird man alfo den Duchichnitt von O,,, Prozent Zuder um etwas zu redu— 
ziren haben. 

Als eine weitere Verbeſſerung ftellt es fich dar, daß man jeßt den filtrirten 
Dickſaft auf Korn, d.h. bis zur Bildung von Zuderfryitällhen verfocht, während 
1869 noch vielfah das Blankkochen üblih war. Der Sadverftändige Dr. Eiß— 
feldt meint, daß bei dem Kochen auf Korn etwa 1 Prozent weniger an Syrup 
übrig geblieben fei. Die Angabe ericheint etwa® hoch und wird von den fonftigen 
Angaben injofern nicht unterftügt, als eine darauf hinzielende Verjchiedenheit in 
den Mengen der zurüdgebliebenen Melaſſen nicht erfichtlich it. Im jedem yalle 
wirde von der geſammten Nübenverarbeitung nur ein Theil in Anrehnung zu 
bringen jein, und wenn man danach zugeben wollte, daß von etwa !/, Prozent 
Syrup der Zuder beim Kochen auf Korn noch gewonnen werden fonnte, To er: 
gibt fi) daraus, daß im beiten Falle die wirkliche und gelanımte Mehrausbente 
nur eine verichwindend fleine geweien fein könnte. Cine weitere Verbeflerung 
liegt in der beileren Auslaugung des Sceideihlamms, als deren Wirkung der 
Sahverftändige Nabbethbge— Einbed (5. 623 der Protofolle) ein Mehr von 
O,, Prozent Zuder in der Füllmaſſe bezeichnet. | 

Alle diefe Berbeiferungen haben in ihrem Erfolge bezüglih der Zuderaus- 
beute in der Statiftif, wie fie Anlage 13 vorführt, bereit3 Ausdrud gefunden, 

Melaffeentzuckerung. Dasjelbe läßt ſich nicht allgemein behaupten von dem 
Ichließlich noch zu erwähnenden bedeutungsvolliten Fortichritt der Technik, nämlich 
der Melafieentzuderung. Unter Melafle veriteht man den bei der Kryſtalli— 
fation von Zuder verbleibenden Syrup, welcher auch nad) nochmaligem Verkochen 
beit längerer Ruhe feinen in Kryſtallform ſich abicheidenden Zuder mehr gibt. 
Gleichwohl enthält die Melaſſe noch etwa 50 Prozent E£rpitallifirbaren Zuder, 
defien Gewinnung in den legten Jahren immer größere Yortichritte gemacht hat. 
Für die Melaffeentzuderung kommen drei verfchiedene Methoden in Betracht: 

die Osmoſe, 
die jogenannten Kalkverfahren, bei welchen Zuderfalf erzeugt wird, 
das Strontianverfahren. 

Dsmoje. 1. Osmoſe. Die Beobahtung, dak die verfchiedenen, die Mer 
laffen zuſammenſetzenden Subitanzen eine verichiedene Diffufionsfähigkeit befigen, 
dab e3 namentlich die unorganiichen Salze find, welche am leichteiten und jchnelliten 
diffundiren, ſowie die Anficht, daß diefe Salze beionders den in der Melaſſe be: 
findlichen Zuder am Srhftallifiren verhindern, haben Dubrunfaut bei dem von 
ihm erdachten Verfahren der Zudergewinnung aus Melaſſe durch Osmoſe geleitet. 
Die Melaſſe wird hierbei mit einer gewilfen Menge Waſſer in Berührung ge 
bracht, getrennt jedoch von diefem durch ein Mittel, welches für gewöhnliche Fil- 
tration nicht durchdringlich ift, ſich indeſſen von den Flüſſigkeiten benegen läßt 
und eine Diffuſion, d. h. eine gegenſeitige Durchdringung von Flüſſigkeiten ge— 
ſtattet, alſo 3. B. Pergamentpapier. Unter dieſen Umſtänden entſtehen zwei 
kräftige Strömungen, eine vom Waſſer zur Melaſſe und eine andere, ſchwächere, 
von der Melaſſe zum Waſſer. Hierbei werden nicht alle in der Melaſſe gelöſten 
Stoffe gleichmäßig übergeführt, ſondern dieſe verhalten ſich je nach ihrer Diffun— 
dirbarkeit in verſchiedener Weiſe: die leicht diffundirbaren treten zuerſt durch die 
Scheidewand in das Waſſer, die ſchwerer diffundirbaren anfangs nicht, ſpäter in 
geringerer Menge. Dieſem Verhältniſſe entſprechend, ſpaltet ſich alſo die Melaſſe 
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in zwei verschiedene Gemiſche, nämlich eins, welches vorzugsweiſe leicht diffundirende 
Stoffe, beionders die fryftalliirbaren Salze enthält und in das Wafler übergeht 
und eins, welches weniger Salze und verhäftnigmäßig mehr Zuder enthält und 
welches im Mtelafferaum zurüdbleibt. Zu einem gewillen Zeitpunft, in dem die 
Melaſſe ihon hinreichend gereinigt ift, aber andererſeits noch fein zu großer Sub- 
ftanzverluft ftattgefunden hat, wird die Dialyie unterbrochen. Die Operation 
kann mehrere Male wiederholt werden. Melaſſen, welche an organischen Nicht: 
zuderjtoffen reich find, eignen fich nicht zur osmotiſchen Reinigung. Der aus 
der gereinigten Melaffe gewonnene Zuder gehört nur zu den Nachproduften. Die 
Osmoſe verlangt nur einfache Apparate und verurſacht deihalb geringere Anlage: 
foften, für jeden Apparat etwa 1000 bi! 1500 Marf. 

2. Halkverfahren. Bei der Clution und den übrigen Halfverfahren 
wird der in der Melaſſe befindliche Zuder durch Verbindung mit Kalk gefällt 
und der gewonnene Zucerfalt bei der Scheidung der Rübenjäfte im gewöhnlichen 
Verfahren zugelegt. Diele Verfahren ergeben eine größere Ausbeute an Yuder 
aus der Melaſſe als die Osmoſe. Die erforberlihen Einrichtungen find aber 
auch viel fomplizirter und beanspruchen ein bedeutendes Anlagefapital, annähernd 
etwa 200,000 Marf. 

3. Strontianverfahren. Bei dem Strontianverfahren wird aus der 
Melaſſe durh Erhigung mit Strontianhydrat Strontianzuder gewonnen und 
durch Abkühlung eine Zerlegung deöfelben in Strontianhydrat und Zuderlöfung 
herbeigeführt. Letztere wird, nachdem der darin noch befindliche Strontian durch 
Kohlenjäure entfernt, entweder den Nübenjäften beigefügt und in gewöhnlicher 
Weile verarbeitet (Hamerdleben S. 1479 der Protokolle) oder jelbitändig, jedod) 
unter Einwurf von NRohzuder, gekocht, filtrirt, zur Füllmaſſe eingedampft und 
zu Naffinade verarbeitet (MWaghäufel S. 348, Deſſau S. 1006, Roſitz ©. 1608). 

Dies Verfahren ift ebenfo wie die Stalfverfahren patentirt, eignet fich aber 
zur Verarbeitung angefaufter Melafle in jelbitändbigen Fabriken. Die Beihaftung 
des fohlenfauren Strontians in genügenber Menge fcheint noch nicht über alle 
Schwierigkeiten hinaus zu fein. Der aus Göleftin (ſchwefelſaurem Strontian) 
bergeftellte fohlenjaure Strontian, fogenannter „künſtlicher“, it nicht jo gut ver: 
wendbar al3 der bergmännisch gewonnene. Die Anlagefoften für Deffau betragen 
2,000,000 Mark, für Roſitz 1,700,000 Mar. 

Bevor eine Schägung der Ausbeute diefer drei Methoden der Melafleent- 
zuderung verfucht wird, muß betont werden, daß nicht nur eigentliche Mtelafle, 
fondern in vielen Fällen ichon der Ablauf vom zweiten oder fogar erften Pro— 
duft zur Entzuderung gelangt. Es muß daher in allen diefen Fällen von der 
Ausbeute der Entzuderung dasjenige abgezogen werden, was im gewöhnlichen 
Berfahren an drittem oder eventuell auch zweitem Produkt zu erzielen geweſen 
wäre. Nur der Reit wird ala reine Ausbeute aus der Melafle betrachtet werden 
fönnen. Wegen der hiermit verbundenen Schägungen wird die Rechnung eine 
unſichere fein. 

Ergebniffe der Rüben an Melaſſe. Die Frage, wie viel Melaſſe von 
einem Doppelzentner Rüben im großen Durchſchnitt beim direkten Ber: 
fahren, ohne alle Entzuderung, verbleibt, läßt fih aus der Statiſtik nicht be— 
antworten. Die dafür benugten Angaben beruhen zum Theil auf Schägung, 
geben zum Theil wirkliche Uriprungsmelafle, zum Theil nur die Neite der ger 
jammten Arbeit oder die verfauften Mengen an; es ift nicht immer berüdfichtigt, 
ob mit Einwurf oder mit zugefaufter Melaſſe gearbeitet worden iſt. Je nad) 
der Beichaffenheit der Rüben ſchwankt auch die Menge der verbleibenden Melaſſe, 
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nicht minder nach der Art der Arbeit. Sie ift bei der Gewinnung bon geringem 
Rohzuder Kleiner als bei der von beilerem. Wer feine Melafle entzudern will, 
wird fie direft weniger ausarbeiten, als wer fie verfauft. Won der Diffujion 
wird behauptet, daß fie eigentlich mehr Melaſſe geben müßte al$ das Preßver— 
fahren: da aber meiſtentheils gleichzeitig oder bald nachher andere Verbeilerungen 
eingeführt wurden, jo läßt fich die Behauptung durch Zahlen nicht beftätigen. 
Die amtliche Statiftit gibt die Ausbeute an Melaſſe ſowohl bei den Diffuſions— 
wie bei den anderen Fabriken an. 
Aus 100 Kilogramm wurden gewonnen an Melaſſe: 


In Diffufionsfabrifen. In anderen Fabriken. 


1871/72 2,,, Kilogramm, 
1872/73 3,7, Kilogrammı, 2,7, Kilogramm 
1873/74 3,4 ” 2,86 " 
1874/75 3,72 3,40 " 
1875/76 3,se — 3,00 u 
1876/77 Bun " 2,91 " 
1877/78 3,07 " 2,1 " 
1878/70... 2,32 " Zr " 
1870/80 ., 5 8 . 2 
S 46 2,84 „ 
1881/82 “ . . . . 2, ’ 2,10 " 
1882,83 2,04 2,33 " 


Nor der weiteren Nusbreitung der Diffufion ſcheint der Durchſchnitt etwas 
mehr als 3 Prozent der Niübenverarbeitung betragen zu haben; man wird biel- 
leicht nicht fehl gehen, wenn man ihn jegt, ohne Rückſicht auf alle Nebenverfahren, 
höchſtens mit rund 3 Prozent veranschlagt. 

—Zuckergehalt der Melaſſe. Der Zudergehalt der eigentliden Me 
laſſe iit, abgefeben von den aus der verjchiedenen Arbeit hervorgehenden Ber: 
ichiedenheiten, mit Sicherheit kaum feitzuftellen. Gehandelt wird fie auf der Grund: 
lage von 42° Baume, ungefähr 50 Prozent PRolarifation entiprechend. Allein es 
wird alljeitig anerfannt, daß diefer Maßſtab fein zuverläffiger ift, dab der Käufer, 
joweit möglich, es vorzieht, nach der ihm bekannten Arbeitsmethode der Yabrif, 
von welcher die Melaſſe kommt, ihre Güte zu beurtheilen. So wird ausdrücklich 
hervorgehoben, daß die Deilauer Fabrik einen weientlichen Theil ihrer neueren 
Erfolge durch die große Sorgfalt in der Auswahl der angefauften Melaſſen er 
reiht hat. Wenn die Fabrik Klein-Wanzleben in der Kampagne 1879;80 den 
Preis von 13,,, Mark für den Doppelzentner Melaffe bezahlte, jo war dabei 
ficherlich der hohe Zudergehalt von 59,,, Prozent Polarifation maßgebend, wo: 
nad) die Waare wohl kaum als eigentliche Melaffe gelten kann. Webereinftimmend 
wird von den Sachverſtändigen beftätigt, dal die bereit3 osmoſirte Melaſſe höher 
polarifire al3 die Urſprungsmelaſſe, während fie fich zur weiteren Entzuderung 
durch Elution wenig, hauptiählich für Brennereizwecke eigne. 

Preife der Melafe. Die Preiſe der Melaſſe hielten fid vor nahezu 
zehn Jahren eine Zeit lang in ganz Deutichland auf einer ſehr niedrigen Stufe 
in Folge eines Mihtrauens, welches jih im Handel gegen die Beichaffenheit der 
deutichen Melaſſe geltend machte. Seit 1875 kamen fie wieder auf die frühere Höhe. 
Abgeſehen von diefer Ausnahmezeit läßt jih aus den vorhandenen Nadhrichten ein 
nennenswerthes oder ftetiged Steigen der Preije in den legten Jahren nicht nachweiſen. 
Die Sadjveritändigen geben nicht überall marktgängige Preiſe an, Sondern zum Theil 
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Preiſe loco Fabrik, d. i. einschließlich Fracht und Speien. Auch unter Berüdfichtigung 
dejlen weichen die Angaben mehrfach nicht unerheblich von den Licht'ſchen Notizen ab, 
Daß dieſe Notizen namentlic bezüglich der Marimalpreife nicht durchweg mit den 
effektiven Geſchäften ftimmen, iſt nicht zu bezweifeln. Allein darauf ift fein großes 
Gewicht zu legen: es iſt bekannt, daß viele Abjchlüfe der Fabrifen — auch 
außerhalb der Provinz Sahien — zu laufenden Preifen nah Magdeburger 
Notirung gemacht werden, was jchwerlih geihähe, wenn die Notirungen nicht 
einen gewillen Glauben verdienten. Daß mehrfach höhere oder niedrigere Preiſe 
bezahlt wurden, erklärt ji) aus den Iofalen Verhältniſſen, welche nach Umständen 
einen beitimmenden Cinfluß üben fönnen. Mit der Entwidelung des Eiſenbahn— 
verfehrs wird auch dieſer Faktor in engere Grenzen gebannt werden. So hat 
Waghäuſel in den beiden legten Jahren beim Zukauf behufs Entzuderung loco 
Fabrik alſo inkl. Fracht 12,0, beziehungsweile 11,,, und ohne Fracht 10,,, be 
ziehungsweile 10,,, Mark bezahlt für den Doppelzentner Melaſſe von 50,, bis 
53,, Prozent PBolarifation; Scladen hat 1881/82 für 5Aprozentige nur 10,0 
Mark bezahlt, in den Jahren 1879/83 für 51,,, bis 54prozentige aber zwiſchen 
10,50 und 11,,, Mark. Kujavien (Amſee) hat für den Doppelzentner Melafie, 
von der fein drittes Produft gewonnen war, 8,,, Bid 10,,, Mark exkl. Faß er: 
halten, Nörten für feine Melaſſe annähernd die Licht'ſchen Preiſe. Deflau hat 
in ber Periode 1879/82 nur wenig höhere Preife gezahlt als 1872/75, dagegen 
in den früheren Jahren nur nad Gewicht, neuerdings auch nad) Zudergehalt 
gekauft, alio beſſere Waare erhalten; Agendort hat an Brenner für 4,,, und in 
jüngiter Zeit bei geitiegenen Spritpreifen für 5 Mark pro 50 Ktilogramm, Greußen 
nah Siüddeutichland zur Entzuderung zu 10 bis 10,,, Mark pro Doppelzentuer 
verfauft; Rofis hat jest ungefähr 17,3000 Zentner gekauft zu 50 Brozent bei 
höchſtens O,,, Prozent Invertzuder zum Preiſe von 5,,. Mark loco Fabrik, d. h. 
bei 42 bis 47 Piennig Fracht zu netto etwa 10,,, Marf pro Doppelzentner. 
Die Stettiner Zucderfiederei verkauft ihre allerdings noch eingekochte Melafie mit 
21 Marf als Speifeiprup. 

Bukünftige Preife. Allerdings waren in den legten Jahren die Umſtände 
nicht günſtig für eine Preisfteigeruung. Die Brennereien fonnten bei den fchlechten 
Preiſen des Spiritus für Melaſſe keinen guten Preis anlegen; was die Gichorien- 
fabrifen, die MWichiefabrifen, die Farbeholzertrakt-Fabriken und die Pfefferküchler 
brauchen, bewegt fich in beicheideneren Grenzen. Für die Hauptmenge der Melafle 
waren aljo nur die Melafleentzuderung und das Ausland Abnehmer, und es 
fragt fich, ob der Bedarf mit der Produktion ziemlich gleichen Schritt hielt, Denn 
mit der fteigenden Aübenverarbeitung fteigt die Menge der verfügbaren Melaife. 
Die eritere betrug 1878/79: 46,,, Millionen, 1879/80: 48 Millionen, 1880/81: 
63,, Millionen, 188182: 62,, Millionen und 1882/83: 87,, Millionen Doppel: 
zentner Nüben; danach ift mit 3 Prozent die Dienge der Uriprungsmelafle zu 
ihägen auf rumd 1,45, Lyygs Yragr Lraur Drang Millionen Doppelzentner, jo daß 
alfo von 1878/79 auf 1880,81 ein Mehr von etwa '/, Million und von 
1881,82 auf 1882/83 ein Mehr von über ?/, Millionen Dopvelzentner Melajie 
zu verwerthen war. Daß fih in gleichen Berhältniffe die Entzuderung ver: 
mehrt habe, ift faum zutreffend. Auch ift zu beachten, daß außer Urſprungs— 
melaſſe noch Rüditände aus der Elution und Osmoſe wiederum auf dem Markte 
eriheinen. Der Sadveritändige Dr. Bodenbender erklärt zwar, bei der Elution 
in Wafferleben bleibe nichts übrig, weil die Neitmelaife in ſtetem Kreislaufe 
wieder eingeworfen werde; indeſſen fcheint dies ein Musnahmefall, da andere 
Sachverſtändige ausdrücklich der Reitmelafle bei ihrer Elution Erwähnung thun, 
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der Sachveritändige Nabbethge—Klein-Wanzleben auch die Nothwendigfeit einer 
Auswechielung der Melaſſe betont. Wie die Preiſe ſich künftig ftellen 
werden, ilt fchwer zu jagen. Die Errichtung nener Rohzuderfabrifen nimmt 
noch jeßt in beunruhbigender Weile zu, obwohl auf eine höhere Steuerbelaſtung 
gerechnet werden muß. Die Erzeugung von Melaſſe geht alfo einer weiteren Ver: 
mehrung entgegen. Von der Ausbreitung der Melaffeentzuderung vor Allem wird 
es abhängen, ob die Melaffe trogdem ſchlanken Abſatz finden wird. Allerdings 
nehmen die meisten neuen Fabriken von vornherein auf die Entzuderung auch 
fremder Melaſſe Bedacht, und das Vorgehen von NRofig, Deſſau und Hildesheim 
läßt ichließen, daß man dort auf fnapperen Markt und höhere Preiſe rechnet, da 
ſonſt Ächwerlich Lieferungen für längere Jahre mit Gewinnbetheiligung bedungen 
würden. Auf eine Konkurrenz der Brenner ift ohne Zweifel gar nicht oder 
höchſtens einmal vorübergehend zu rechnen. Wäre die Zuderinduftrie in den 
legten acht Jahren wie früher fediglich auf die Kaufluſt uud Kauffähigkeit der 
Brenner angewieſen geweſen, jo hätten ficherlied die Melaſſepreiſe einen noch nie 
dageweſenen Nüdgang erlebt. Man darf alio behaupten, daß, wenn die Ent 
zuderung wirklich feine namhafte Steigerung der Preiſe veranlaßte, fie jedenfalls 
diefelben auf einer Höhe erhielt, welche den Rohzuderfabrifanten mindelteus vor 
Schaden behütete. 

Der Preis, welchen die Entzuderer für die Melaffe zur Zufriedenheit beider 
Theile wirklich zahlen können, hängt wejentlid von dem Nuten ab, den die Ent: 
zuderung bringt. Diefer Nugen wird durch die Ausbeute an Zuder und deſſen 
Preis, andererſeits durch die Stoften bedingt. Beides ift für die verichiedenen 
Verfahren der Entzuderung jehr ſchwer abzumeſſen. Die Angaben der Sadver: 
ftändigen leiden unter der Unficherheit der Berechnung, wohl auch unter einer ge 
willen Woreingenommenheit gegen das eine oder das andere Verfahren, insbe: 
fondere gegen die Strontianfabrifen. Letztere machen den zahlreihen Elutions— 
intereflenten eine ftarfe Konkurrenz, noch mehr den Naffinerien, die biöher den 
inländiihen Markt mit ihrer Konſumwaare fat allein verjorgten. 

Die Anlage 14 gibt eine Weberfiht der Mengen an getwonnener Melaſſe 
jeit 1869, joweit die Sacveritändigen darüber Auskunft gegeben haben, des: 
gleichen über die gezahlten oder empfangenen Preiie beim Ankauf beziehungsweiie 
Verkauf, und über den Zudergehalt der Melaſſe. Am Scluffe find die Durch— 
Ichnitt3zahlen der amtlichen Statiftif, forwie die Preife für Melaſſe für 1871 und 
1872 nad) der Statiftif, für die übrigen Jahre nad den Licht'ſchen Berichten ans 
geführt. Die erfteren Preiſe find Durhichnittspreile; die übrigen find Marimal: 
Durhichnittspreife, jedoch) wenig abweichend vom allgemeinen Durdichnitt. 

Ergebnife der Melaffeentzuckerung. Osmoſe. Weber die Ergebniſſe der 
Os moſe werden ſehr abweichende Urtheile gefällt. Das Verhalten der Melafien 
dabei ift ein ſehr verſchiedenes. Mehrfach haben Fabriken, welche eine Zeit lang 
Osmoſe aniwendeten, diejelbe verlaffen und entweder andere Verfahren adoptirt, 
oder die Melaſſe unentzudert verfauft Bon den in der Anlage 15 aufgeführten 
Fabriken haben Waghäufel beziehungsweile Zitttlingen und Altshaufen ſchwankende 
und geringe Ergebnijie; in Meicherin ſchwankte die Ausbeute in den leßten fünf 
Jahren zwiſchen 14,,, und 23,,, Prozent. Diele Zahlen find übrigens nur 
duch Rechnung gefunden; fie bezeichnen zumeiſt die Arbeit mit Ablauf vom 
zweiten Produkt; fie find ferner, wie wiederholt bemerkt wird, angegeben ohne 
Abzug deffen, was vorausfichtlich bei direfter Arbeit als drittes Produkt gewonnen 
wäre und find deßhalb zu hoch. Um den in der Tabelle auf 20 Prozent bezif- 
ferten Durchſchnittsſatz richtig zu beurtheilen, muß man auch berüdfichtigen, daß 
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* das Ergebniß von der mehrfachen Wiederholung de3 Osmoſirens, nicht minder 
von der Beichaffenheit des Papiers und des Waflers abhängt. Die vom Osmofiren 
zurückbleibende Melafle iſt der Menge nach nicht unbedentend, jedenfalls viel 
größer als bei der Elution; ihre Bolarifation ift in der Negel höher als Die der 
Uriprungsmelafle, anicheinend weil die Flüffigfeit durch das Auswaſchen der Nicht: 
zuderftoffe reiner geworden iſt. Dieje Reſtmelaſſe bildet immer noch einen gang: 
baren Handelsartifel, deilen Preis nad den Marftberichten etwa I Mark und 
nach den Angaben der Sacverftändigen um etwa 1,,, Markt pro Doppelzentuer 
niedriger ift als der der nicht osmofirten (unberaubten) Melaſſe. 

Rulkverfahren. Bei den Kalkverfahren gibt es verichiedene Abwand— 
fungen, al3 da find: 1. die Scheibler-Seifferth’iche Elution, 2. dad Manoury'ſche 
Verfahren, 3. das MWeinrich’iche Verfahren, 4. das Drevermann’iche Verfahren, 5. die 
Subititution und 6. die Soeſtmann'ſche Füllung, welche indeſſen anjcheinend ziemlich 
gleiche Erfolge aufzumweiien haben, vielleiht mit Ausnahme der. Subftitution. 
Bei der innigen Verbindung der Melaffeentzuderung mit der Nübenverarbeitung 
it eine Scheidung der gelammten Ausbeute mit Sicherheit nicht durchführbar. 
Alle Angaben hierüber beruhen auf Schätung oder Berehnung von mehr oder 
weniger Genauigkeit. Zwar find Melaſſen auch in gefonderter Arbeit auf Zuder 
verarbeitet worden: die Ergebniſſe derielben bleiben jedoch erheblich hinter denen 
der fombinirten Arbeit zurüd. Die Clution pflegt in den Fabriken bei der Ein— 
führung nicht jofort befriedigende Neiultate zu geben. Oſſendorf hat mit dem 
erit neuerdings eingeführten Drevermann’schen Verfahren nur 28 Prozent Ausbeute 
erzielt, während auf 35,, Prozent gerechnet wurde. Der Sadveritändige Hahne 
ihägt die Ausbeute aus 50 Stilogramm Ablaufiyrup von 52 bis 53 Prozent 
Zuder auf 50 Kilogramm Füllmaſſe mit 76 Prozent Zuder, alſo auf 38 Prozent 
Ausbeute, er fügt aber hinzu, das ftimme leider niemals mit der Wirklichkeit, 
die Berehnung des Gewinns aus der Melaſſe geichehe immer auf Koften der 
Rübe; für Artern gibt er den Durdhichnitt von 5 Kampagnen auf 29,, Prozent 
erites Produft zu 94 Prozent rund, 4,, Prozent zweites Produft zu 88,, Prozent, 
alio rund 33,, Prozent Zuder zu 93°, Prozent. In Klein-Wanzleben 
wird ſeit 1877 mit Elution, jegt nach der Eisfeldtſchen Methode gearbeitet, doch 
ift nie mehr als 29 Prozent, jedenfalls nicht über 30 Prozent, gewonnen worden. 
Der Sadyveritändige Rabbethge — Klein-Wanzleben glaubt, daß bei Angaben bis 
zu 38 Prozent Ansbente viel Täuſchung mit unterlaufe.. Gr theilt aus drei 
Jahren die Ergebniſſe der bejonderen Sommerarbeit mit, welche nicht unerheblich 
hinter der eben erwähnten Angabe zuriidbleiben und es allerdings wahrſcheinlich 
machen, dag in Wanzleben auch bei fombinirter Arbeit weniger Ausbeute erzielt 
wurde, als ſonſt der Elution zugeichrieben wird. Dies iſt um jo auffallender, 
als in der Fabrik Schladen nach demielben Verfahren unter der Leitung feines 
Erfinders, des Sadverftändigen Dr. Eißfeldt, viel beſſere Rejultate erzielt find. 
Man arbeitet dort feit 1877 in Verbindung mit dem Hauptbetrieb mit Ablauf 
bom zweiten Produkt und zugefaufter Melafle und erhielt im Durchſchnitt der 
ſechs Jahre 35,95 Prozent zu 94,, Prozent, alfo rund zwei Drittel des in der 
Melaſſe enthaltenen Zuders. Die Fabrit Sarftedt verarbeitet auch die Melaſſe 
der Fabrit Gehrden, welche demielben Eigenthümer gehört, feit November 1882 
durch Subftitution, jegt durch Ausscheidung. Im verlaufenen erjten Jahre ergab 
fih eine nad genauer Gewichtsermittelung berechnete Ausbeute von 34 Prozent; 
jedoch hoffte man bei weiterer Arbeit mit Subftitution auf 36 Prozent, bei ber 
Ausiheidung auf 38 bis 40 Prozent. In Kulmſee wurden 1882/83, ber eriten 
Sampagne mit Subftitution, 33 Prozent erſtes Produft zu 95,,, Prozent und 
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4,; Prozent zweite® Produkt zu 90,,, Prozent neben 60,,, Prozent Reſtmelaſſe 
gewonnen. Im lebrigen wird auf die Anlage 15 Bezug genommen, welche 
nah den Angaben der Sacveritändigen zujammengeftellt iſt und zugleid die 
Anlage jowie die laufenden Koſten erjehen läßt; fie gibt als Durchſchnitt für 
die Elution ohne Umrehnung auf 93°, oder 95 Prozent, rund 34 Prozent 
Zuder aller Produkte, und beitätigt, daß ein wejentlicher Unterjchied der Aus: 
beute bei den verjchiedenen Clutionsverfahren nicht bemerkbar ift. Der Sadı 
verftändige Herberg hat nad) den Angaben der Brovinzial-Steuerdireftoren, joweit 
fie in den ftatiftiichen Jahresberichten erwähnt werden, die Ausbeute der Elution 
und Subftitution berechnet. Für die letztere findet er den Durchſchnitt von 
32 Prozent, für die übrige Elution von 35,4, Prozent; er fteht damit im 
MWiderfprud zu anderen Angaben, welche der Subftitution ein befjeres Ergebnik 
zufchreiben. Indeflen bemerkt der Sadveritändige jelbft, dab ihm dieſe Refultate 
der Rechnung für die Elution wegen des darin mit enthaltenen dritten Produfts 
zu hoch erjcheinen. 

Neuerdings hat der Erfinder der Subftitution, Steffens, ein neues Kalk— 
verfahren entdedt, welches Ausiheidungsperfahren genannt und im der 
laufenden Kampagne bereit3 angewendet wird. Es beruht auf der Verwendung 
von ftaubförmig gemahlenem Kalt. Die Ausbeute fol der der Strontianarbeit 
gleichkommen, die Kojten der Anlage und des Betriebes erheblich geringer jein, 
als fogar bei den übrigen Salfverfahren. Verſchiedene Verſuche in kleinerem 
Umfange haben guten Erfolg gehabt. Erzielt man ſolche auch im gewöhnlichen 
Fabrikbetriebe, jo dürften die Strontianfabrifen einen gefährlihen Konkurrenten 
erhalten, die bisherigen Elutionsanftalten auf den Auöfterbe-Ctat fommen und 
die Schwierigkeiten der Anlage einer Entzuderungsanftalt in jeder einzelnen 
Fabrik fortfallen. 

Strontianverfahren. Die Strontianfabrifen würden am erſten im Stande 
fein, über daS Ergebniß der Melafjearbeit und über deren Koften genauere Ans 
gaben zu machen, da fie jelbftitändiger arbeiten als die Elutionsfabrifen. Sie 
haben nur mit der Melaſſe und mit dem eingeworfenen Rohzucker zu rechnen; 
Beide werden vorher nad Gewicht und Gehalt feitgeftellt, wie nachher die Pro: 
dufte daraus. Die Grfahrung wird wenig Zweifel darüber laffen, welcher An: 
theil auf die Melafie fällt. Allein bis in die neuefte Zeit hüllten gerade bie 
Strontianfabrifen fih in dichtes Geheimniß, weil angeblich das Stadium ber 
Verſuche noch nicht überwunden je. Dann machte ſich eine gewiſſe Neflame 
geltend, welche die Erfolge des Verfahrens pries und überijhwängliche Dividenden 
verhieß. Dieſe Verheißungen find der Oeffentlichfeit nicht verborgen geblieben 
und haben Erwartungen hervorgerufen, welche zumeift über die gegenwärtigen 
Ermittelungen hinausgingen und das Zutrauen zu den legteren abſchwächen. 

Es kommen unter Andern in Betracht: die Fabriken zu Waghäufel, Deſſau, 
Nofis und Hamersleben. Bei der eigenthümlichen Verbindung verjchiedenartiger 
Arbeit in Waghäuſel, nämlich Rohzudererzeugung, Naffinerie und Strontian- 
arbeit von den eigenen Produkten dreier Fabriken mit zugefaufter Melaffe und 
zugefauften Nobzuder, bedürfen die dortigen Angaben einer vorfichtigen Kritik. 
Die Naffinerie bezahlt die Melaſſe der NRohzuderfabriten nad) Magdeburger 
Marktpreis unter Frahtzuichlag ; die Entzuderung erfolgt in Verbindung mit 
der Raffinerie; die Angaben beruhen aljo wejentlid auf Berechnung. Im erſten 
Jahre 1878/79, dem Verſuchsjahre, brachte die Strontianarbeit nur 24,, Prozent 
Zuder zu 95 Prozent, in den folgenden Jahren dagegen 35,,, 38,,, 37,, Prozent. 
Die Mittheilungen über Deflau find vermuthlich nicht zu Gunsten der Strontian- 
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arbeit gefärbt: ſie geben einen zehmjährigen Durchſchnitt von 36 Prozent, einen 
ſechs jährigen von 38,,, Prozent. Der legtere wird jest als richtiger gelten 
müflen, da ohne Zweifel von Jahr zu Jahr die Arbeit befler wurde. Unter den 
38,,, Prozent befinden ſich 35 Prozent gemahlener Melis und Farin: man darf 
daher für Defiau ſehr wohl eine Ausbeute von 40 Prozent Nohzuder annehmen. 
Dies entipricht allerdings nicht ganz den Mittheilungen des Sacverftändigen 
Rabbethge — Einbeck. Als Mitbegründer der Fabrik Hildesheim hat er Anlaß 
gehabt, ſich glaubhaften Einblick in die wirklichen Reſultate der Strontianarbeit 
zu verichaffen, und verlichert, daß 38 Prozent das Marimum des bisher Er- 
reichten geweien jet; er glaubt au, dab man in Zufunft hinter diefem Ergeb: 
niffe zurüdbleiben werde Die Fabrit Nofig ift erit jeßt zu regelmäßigen 
Strontianbetriebe umgebaut worden, nachdem fie biöher nur Verſuche in größerem 
Maßſtabe ausgeführt hat. Ihre Ergebniffe find deßhalb nicht die der gewöhn— 
lihen Fabrifarbeit. Bei direkter Darftellung von Konſumwaare wurden dort 
gewonnen: 34 bis 35 Prozent zu 99,, bis 99,, Prozent Polarifation ; bei 
Ginwurf des bei diefer Aıbeit bleibenden Ablaufs: 37 bid 88 Prozent mit 
93,, bis 98,, Prozent Bolarijation ; geſammtes Ergebniß der Arbeit aller Pro— 
dufte: 40 Prozent zu 91,, bis 94,, Prozent Polarifation. Dieſe Refultate 
iheinen diejenigen von Deflau noch zu übertreffen. Im Hamersleben wurde Die 
Verbindung der Strontianarbeit mit der Nübenverarbeitung veriucht, jedoch 
zunächit ohne ginitigen Erfolg, namentlih in Anjehung des Ktoftenpunftes. 
Indeſſen ſoll der Strontian von mangelhafter Beichaffenheit und zu theuer 
geweien fein: die Patentinhaber haben ihn zu einem Preiſe zu liefern, der 
zugleich ihre Patentgebühr dedt. Bei der Einzelarbeit hat fi) eine Ausbeute 
bon 37,,, Brozent zu 94,,, Prozent Polarifation ergeben ; für die fombinirte 
Arbeit werden 40,,, Prozent aller drei Produkte berehnet, darunter 37,,4 
Prozent erites Produkt zu 94,,, Prozent PBolarijation. Das Beifpiel von 
Hameröleben beweilt, daß mit dem Strontianverfahren ähnlich wie mit der 
Elution aus der Melaſſe auch in Verbindung mit der direften Nübenverarbeitung 
Zuder gewonnen werden fanıt. 

Den drei Entzuderungsmethoden gemeinfam iſt außer der Erhöhung der 
Zuderausbeute die Beichleunigung der Nampagnearbeit, weil das Ausfryftallifiren 
der Melafie nicht mehr abgewartet zu werden braudt. Die Kalkverfahren ſowohl 
al3 das Strontianverfahren haben den Vorzug, daß fie der Landwirthichaft einen 
werthvollen Dünger zurüdgeben. Das Strontianverfahren fann unter Einwurf 
von NRohzuder direft zu Konſumzucker führen, Osmoſe und Kalkverfahren geben 
nur Rohzucker. Die Rentabilität der verichiedenen Methoden wird man nad) 
folgender, wenn auch nur oberflächlicher Rechnung beurtheilen fünnen: 

Bei 20 Prozent Ausbeute gehören zur Osmoſe 5 Doppelzentner Melaſſe, 
um 1 Doppelzentner Zuder herzuftellen; jene koſten 50 Mark, der legtere bringt 
mit Rüdficht auf feine Beichaffenheit Ichtwerlich mehr als 52 Mark; den laufenden 
Koften von etwa 1,,, Mark pro Doppelzentner Melaffe, alſo zufammen 7,,, Marf, 
fteht demnah nur ein Weberihuß von 2 Mark gegenüber, der ſchon bei ganz 
geringer Schwanfung der Breile oder Selbitfoften ſchwindet; der Vortheil ift 
alfo nur in der Verwerthung der Neitmelaffe zu fuchen, welche auf 50 Prozent 
angenommen und zu 8 Mark berechnet, eine weitere Cinnahme von 20 Mark 
gewährt. Die Rechnung ſchließt dann mit einem Bruttogewinn von etiva 
14,., Marf ab. 

Die Elution mit 34 Prozent Ausbeute gibt von 2,,, Doppelzentnern Melaffe 
1 Doppelzentner Zuder zu 54 Markt; Koften für Melafie zu 10 Mark entitehen 

36* 
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mit 29,,, Mark; Berarbeitungsfoften zu 4 Mark durhichnittlich, mit 11,,, Mark, 
zufammen rund 41 Mark, fo dab etwa 13 Mark und der Werth der Rüdftände 
übrig bleiben. 

Durch Strontian werden 40 Prozent Rohzuder gewonnen, alio find 2, 
Doppelzentner Melaſſe, welche 25 Mark often, zu einem Doppelzentner Roh— 
zucer erforberlih; dazu treten die Koſten der Verarbeitung mit je 9 Marf, 
zuſammen 22', Markt, gibt 47,,, Mark gegenüber dem Werth eines Doppel: 
zentners Zuder mit 60 Mark, alio Gewinn 12'/, Mark und ber Werth der 
Rüditände. 

Bei genauer Rechnung ‚werden dieje Zahlen fich verjchieben, auch nicht bei 
allen Fabriken gleihmäßig zutreffen. Allein fie laffen doch, abgeiehen von den 
Schwankungen der Zuder: und Melaflepreiie, ungefähr die finanziellen Reſultate 
erkennen. Sie erklären zugleih zum Theil die guten Dividenden der Fabriken, 
welche mit Entzuderung arbeiten.) Deſſau, welches künftig 100,000 Doppel- 
zentner Melaffe und 30,000 bis 40,000 Doppelzentner Nohzuder verarbeiten 
will, fann. ſchon eine hohe Dividende zahlen, wenn es nur die Hälfte deſſen 
gewinnt, was oben berechnet iſt. Im Uebrigen hat der Sadjveritändige Dr. 
Reichardt Recht, wenn er jagt, die Deflauer Dividende beruhe nicht blos auf 
der eigenen Zuderausbeute : der Patentgewinn und der Gewinn vom Strontian 
tragen weſentlich dazu bei. Der bei der Roſitzer Fabrik betheiligte Sach— 
verftändige Görz erflärt, daß die fiir Anwendung des Strontianverfahrens zu 
zahlende Patentgebühr ſich nad) den Umständen richte; fie variire für 50 Kilo— 
gramm Melafie zwiihen O,,, und 1 Mark. Jede 50,000 Doppelzentner, welche 
dazu angemeldet werden, führen alio einem Kapital von 2 Millionen Mark eine 
Dividende von 5 Prozent zu. Der Gewinn aus dem Betrieb der Osmoſe, der 
Elution und des Strontianverfahrens stellt ſich nad vorftehenden Bemerfungen 
für den Doppelzentner Zuder zwar ziemlich gleich; allein auf den Doppelzentner 
Melafie vertheilt er fich jehr ungleihmäßig. Nimmt man unter Anrechnung des 
Werthes der Abfälle bei allen drei Stategorien einen Ueberſchuß von 15 Mark 
pro Doppelzentner erzeugten Zuckers an, jo fallen davon auf die 5 Doppelzentner 
der Osmoſe pro Doppelzentner 3 Mark, auf die 2,,, Doppelzentner der Elution 
pro Doppelzentner 5,,, Markt und auf die 2%, Doppelzentner de Strontian- 
verfahren® pro Doppelzentner 6 Mark. Cine Ausgleihung dieſer Differenzen 
ließe fih nur bei einer weientlichen Veränderung in der Ausbeute erwarten, 
theilweile bei entiprechender Verminderung der Selbitkoften. Für die Osmoſe 
find Ausfichten darauf wohl fchwerlich vorhanden. Eher möglich wäre es, daß 
die Stalkverfahren mit ihren Ergebnifien dem Strontianverfahren jo nahe rüdten, 
daß der Unterichied für die Erwägungen der Steuerbehörde verſchwände. 

Mechrausgabe an Bucder. Bei einer Abihägung deilen, was durd die 
Entzuderung der Melafje mehr an Zuder erzielt wird oder werben 
fann, iſt zumächit zu erwägen, ob die gegenwärtigen Zuftände fi für längere 
Dauer erhalten werden oder welche Veränderung derjelben wahrjcheinlih in Aus 
fiht Steht. Im Allgemeinen drängen die Berhältniffe energiic dazu, aus der 
Rübe jo viel und jo billig Zuder zu erzeugen, als irgend möglid. Man darf 
nicht darauf rechnen, daß die Konkurrenz dauernd bleiben wird wie fie jest ift. 
Frankreich macht große Anftrengungen und wird vielleicht bald wieder feine 


1) Diefen Berechnungen gegenüber ift von einigen Gntzuderern betont worden, daß 
bei einer Melafiefteuer von 1,0 Mark pro 50 Kilogramm dieſe Zudergewinnungsverfahren 
(Elutions-, Strontian» x. Verfahren) zum Stillſtand gebracht werden würden. 
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Grzeugnifie in größerer Menge dem MWeltmarkte zuführen. Die übrigen Staaten 
des Kontinents bemühen jich ernitlich, den einheimifchen Bedarf durch die eigene 
Produktion zu deden und ihre Induftrie auszudehnen. Die Solonien können 
erheblich größere Mengen liefern, fobald fie mit mehr Ruhe und mehr Sad: 
fenntniß arbeiten. Länder, welche bisher wenig oder gar nicht geliefert haben, 
werden mit fteigender Ausfuhr ſich am Handel betheiligen. In Deutichland wird 
man deßhalb alle Kräfte anipannen mülfen, um das Feld wie bisher zu behaupten. 
Alle Verfahren, welche ſchon jest gegen beilere zurüditehen, werben deßhalb nad 
und nad verlaffen werden, Die Entzuderung der Melaffe wird von Sadjfennern 
mehrfah als ein Nothbehelf bezeichnet, der früher oder jpäter einem rationelferen 
und vervollfommmneten direkten Verfahren weichen müſſe. Bis dies erreicht ift, 
wird dasjenige Verfahren der Entzuderung die Oberhand behalten, welches den 
Anforderungen reichliher und billiger Produktion am meilten entipriht. Bisher 
ſchien dies das Strontianverfahren zu fein. Allein ſchon jest hat es im ber 
Ausiheidung einen Nebenbuhler erhalten. Man darf fid) nicht verhehlen, daß 
die Hera neuer Erfindungen noch nicht abgeichloffen ift. Ueberall werden Anz: 
ftrengungen gemacht, um weiter fortzujchreiten, und es iſt leicht möglich, dat 
binnen furzer Zeit ein — wenigſtens für eine Reihe von Jahren — vorhaltender 
Abichluß erreicht wird. Von der Osmoſe ald Verfahren zur Entzuderung dürfte 
für die Folge ganz abzufehen fein; als ein bequemes und billiged Mittel zur 
Reinigung falzreiher Syrupe mag fie beitehen bleiben : im ftenerlichen Intereſſe 
wird man ebenjowenig auf fie zu rüdlichtigen haben, wie darauf, ob eine Fabrik 
mit Knochenkohle, mit jchwefliger Säure oder fonitwie arbeitet. Für die Be 
ftenerung fommt dann nur bie Melafje-Entzuderung dur Kalk oder Strontian 
in Betradt. Allein man wird nicht das günftigfte Ergebniß dieſer Verfahren 
zum Grunde legen dürfen. Cine Fabrit wie die Deſſauer hat den VBoriprung, 
daß fie mit dem beiten Material, mit den finnreichiten Hilfsmitteln und mit der 
größten Intelligenz und Sorgfalt gewilfermaßen als Mufteranftalt gearbeitet hat; 
ob fie dies in gleicher Weife und mit gleichem Erfolge dauernd fortiegen fann, 
iſt fraglid. Es iſt Schon erwähnt, daß Deſſau einen großen Theil feiner Erfolge 
der ſachgemäßen Auswahl der Melailen verdanfte. Bei weiterer Ausbreitung der 
Gnizuderung wird fie in der Auswahl voraussichtlich beichränft werden. Roſitz 
hat jeinen Lieferanten die Bedingung geitellt, daß nicht mehr als ", Prozent 
Invertzuder in der Melaffe fein dürfe Wird das dort angewendete Verfahren 
in den allgemeinen ‘yabrifbetrieb eingeführt, fo laſſen fich dieſe ſtrengen Be— 
dingungen nicht aufreht erhalten. Man wird nicht mehr das beite Material 
verarbeiten, fondern das felbitgewonnene, jo gut e& gerade ausfällt, oder das 
verfäufliche, twie e8 eben zu haben ift. Ebenſowenig fann im allgemeinen Fabrif- 
betriebe die Arbeit mit gleich peinlicher Genauigkeit ausgeführt werden wie jett 
in den beiden genannten Fabriken. Man hat allo dann nicht mehr mit den 
beiten Ergebnifjen, fondern mit einem allgemeinen Durchſchnitte zu rechnen. Bei 
der Zuderinduftrie wird es niemals anders fein, weil bei ihr eine ungewöhnliche 
Menge don techniſchen und willenichaftlihen Kräften zulammenzumirfen bat. 
Man wird befhalb, wenn man der Induftrie nicht zu nahe treten will, für die 
Zufunft höchſtens eine Zuderausbente von 33'/, Prozent des Gewichts 
der Melaſſe annehmen dürfen. 

Der Zudergehalt der reinen Melaſſe ſchwankt, wie oben jchon bemerkt wurde, 
jehr; man darf aber die im Handel gebräuchliche Baſis ald den Durchſchnitt an- 
nehmen, twelcher die meiste MWahricheinlichkeit für ſich hat und auf einen Zucker: 
gehalt von 50 Prozent hinauskommt. 
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Ueber die Mehrausbeute an Zuder wurden verichiedene Rechnungen aufgeftellt: 
Bon einer Seite wurde angenommen, daß eine mit Ablauf vom zweiten Produft 
vermiichte Melafie, melde 3 Prozent des Rübengewichts ausmacht, durch bie 
Gntzuderung unter Borausfegung eines Gewinne von 33'/, Prozent ein Prozent 
Mehrgewinn au Zuder aus Rüben ergeben würde, Dadurch würde fih alio 
gegenüber der Annahme des Gejeges vom 26. Juni 1869 der Zudergewinn aus 
Rüben von 8 auf 9 Prozent fteigern. Allein davon ift in Abzug zu bringen 
Dasjenige, was ohne Melafle-Entzuderung durch die gewöhnliche Kryftallifation 
als drittes Produft gewonnen jein würde. Eine ziffermäßige Feititellung dieſer 
Größen unterliegt noch größeren Schwierigkeiten als alle anderen Berechnungen. 
Bei einer durchichnittlichen Annahme von O,,, Prozent des Nübengewichts als 
drittes Produft — ein ſolches ergibt fih aus den von den Zuderfabrifen zu 
Waſſerleben, Hohenerxleben, Volkſtedt, Benfendorf, Lügen, Helen, Oſſendorf, 
Stuttgart, Meſcherin, Greußen, Dahmen und Weſſelburen gelieferten Zahlen — 
würde für die Melaſſe-Entzuckerung ſelbſt eine durchſchnittliche Mehrausbeute von 
O,„„ Prozent des Rübengewichts bleiben. 

Die Diffufion in Verbindung mit den weiteren techniſchen Yortichritten, 
deren oben gedacht worden ift, nämlich der Auslaugung des Sclammes und 
dem Kochen auf Korn, würde mit Rückſicht auf die Verbeſſerung des Rüben: 
materials in Folge rationelleren Anbaus fowie auf beifere Reinigung der Säfte 
in Folge forgjamerer Arbeit auf rund O,,, Prozent Mehransbente veranichlagt 
werden fünnen. Während man alfo im Jahre 1869 mit dem Berhältniffe von 
12'/, Doppelzentnern Nüben zu 1 Doppelzentuer Zuder zu rechnen hatte, alio 
mit einer Ausbeute von 8 Prozent, würde jegt eine Steigerung von O,., — O,:0 
= 1,,., alfo auf 9,9, Prozent anzunehmen fein. Dem würde ein Verbrauch 
von 11 Doppelzentnern Rüben zu einem Doppelzentner Rohzucker entiprecen. 

Bon anderer Seite wurde die Mehrausbeute an Zuder wie folgt berechnet: 
Dei 2,0 bis 3,000 Prozent reiner Melaffe würde unter Vorausſetzung von 
331/, Prozent Ausbeute ein Mehrgewinn an Zuder von O,,, Dis 1,,, Prozent 
refultiren, d. bh. e8 würden gegenüber der Annahme des Gelege vom 26. Juni 
1869 jegt in Folge der Entzuderung 8,,; bis 9,,. Prozent Zuder aus ben 
Nüben gezogen werden. Die Mehrausbeute in Folge der Diffufion und ber 
jonftigen Fortichritte mit O,,, Prozent hinzugerechnet ergibt 1,5; bis 1,,, Prozent, 
jo da die Gejammtausbeute 9,3, bit 9,,, Prozent betragen und 10,,, bis 10,55 
Doppelzentner Rüben zur Herftellung eines Doppelzentners Zuder genügen würden. 

Ein Umftand verdient noch beiondere Erwähnung. Nah dem Stande der 
Induftrie hatte man im Jahre 1869 eine Neftmelaffe von 3 bis 4 Prozent, 
welcde bei Abmeſſung des Steuerjages nicht außer Betracht blieb, wenn man fie 
auc nicht unmittelbar der Zuderausbente zuichlagen konnte. Unter der Voraus: 
fegung einer allgemeinen Gntzuderung wird dieſer Vortheil auf ein Geringe: 
herabgemindert; denn es bleibt dann nur wenig Neftmelaffe von weniger Güte 
und Werth übrig. Wenn man bedauern möchte, daß überhaupt die Rechnung 
fih nicht mit größerer Schärfe anftellen läßt, fo muß man erwägen, dab die 
BVeränderlichkeit der einzelnen Faktoren bis zu einem gewifien Grade eine gegen: 
feitige Ausgleihung bedingt. Will man 3. B. annehmen, daß die beflere Arbeit 
zu einer Neinheit der Säfte geführt habe, welche in der Rechnung bemerfbarer 
hervortreten müßte, jo fann unter ſolcher Vorausfegung die verbleibende Melaſſe 
niht mehr mit 3 Prozent vom Doppelzentner Nüben und nicht mehr zu 
50 Prozent Zuder angenommen werben, weil die beffere Arbeit in beiberlei 
Richtung abmindernd einwirkt. Wenn in einzelnen Jahren mehr als 3 Prozent 
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Melaſſe gewonnen würde, jo darf mit Sicherheit darauf geichloffen werden, daß 
eine ftarfe Beimifhung von Nichtzudern vorhanden ift, welche zu einer beträcht- 
lichen Verringerung der Ausbeute unter 33%/, Prozent führen muß. Man darf 
deshalb den Meinungsverfchiedenheiten über den einen oder den anderen Faktor 
der Rechnung fein zu großes Gewicht beilegen. 

Umfrage über die Befchaffenheit der gewonnenen Bucer. Bei der Umficher: 
heit der obigen Rechnungen glaubte die Kommiſſion daraufhin ein Urtheil über 
das Erforderniß an Rüben zu einem beftimmten Quantum Zuder nicht abgeben 
zu fönnen; fie beichloß vielmehr, wie Eingangs bemerkt, in der Sigung vom 
27. Juli v. J., für die drei Stampagnen 1880,81, 1881/82 und 1882/83 
noh durdh direkte Befragung aller Zuderfabritanten feitzuftellen, 
von welcher Gattung und Beichaffenheit die gewonnenen Mengen Zuder ge 
weien feien. Die erforderten Nachrichten find 

für 1880/81 von 315 unter 333 Fabriken, 
„ 1881l82 „ 326 „ 343 ’ 
„ 1882/8638 „ 347 „ 358 
eingegangen und enthalten namentlich genaue Angaben über den Gehalt ber ges 
mwonnenen Zuder. Es haben indeflen von dieſen Fabriken einige bei ber Be— 
rehnung der Ausbeute an Zuder von 93,,, Prozent Polarilation aus Rüben 
außer Betracht gelajien werden müſſen, weil in den eingegangenen Notizen ent= 
weder die Bolarijation der gezogenen Zudermengen fehlte oder augenicheinlich 
unrichtige Zahlen (3.8. weniger als 6 oder mehr als 16, 30, 31 Doppelzentner 
Rüben zu einem Doppelzentner Zucker verbraucht) enthalten waren. Es ver- 
blieben zur Einftellung in die Rechnung pro 1880/81 299 Fabrifen, pro 1881/82 
deren 314 und pro 1882/83 335 Fabriken. Nach der anliegenden Berechnung 
(Anlage 16) verarbeiteten diefelben an Doppelzentnern Rüben 
1880/81 1881/82 1882/83 
57,256,604 57,180,724 81,214,838 
und gewannen daraus an Doppel: 
zentnern Zuder von 93,,, Prozent 


Bolariiation . . 5,121,606 5,590,956 7,781,802. 
Wird angenommen, daß die fehlen: 
den . . 34 29 23 


Fabriken die von ihnen verfteuerten 

Nüben mit gleicher Ausbeute an 

Zuder von 93,,, Prozent Polari— 

fation verarbeitet haben, jo ergibt 

fi bei einem Gefammtverbrauch von 63,222,030  62,719,479  87,471,537 
Doppelzentnern Rüben ein Gewinn 

an Zuder von 93,,, — — 

riſation mt . . . z . 5,655,214 6,137 ,885 8,364,226. 
Dazu treten OH. 2: 2 2 2. 40,961 62,233 74,463 
Doppelzentner Zuder, welcher von 

den lediglich Melaffe verarbeitenden 

Fabriken produzirt worden ift, mit: 

hin find im Ganzen an Zuder von 

93,,, Proz. Polarifation gewonnen 5,696,175 6,200,118 8,438,689 
Doppelzentner. Zu einem Doppel: 

jentner waren daher an Rüben er: 

VORDER +0: 2 52. ua 11,093 10,18 10,208 
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Dopppelzentner, oder im Durchichnitt 
biefer drei Jahre deren 10,,45- Aus 
ben Doppelzentner Rüben wurden 
daher gezogen an Zuder von 9ras 
Prozent Bolarifation . dor —— 4 
und im Durchſchnitt 9,,, Prozent. 

Wird dagegen angenommen, daß in deu fehlenden Fabriken während jeder 
dieſer drei Kampagnen ſo unvortheilhaft gearbeitet worden ſei, wie in dem 
ungünſtigſten der nachgewieſenen Produktionsgebiete, ſo ergibt ſich im Ganzen pro 
Doppelzentner Rohzucker von 93,,, Prozent Polariſation ein Rübenverbrauch von 


1880/81 1881/82 1882/83 
11,303 10,351 10,454 
Doppelzentnern, oder durchſchnittlich 10,15 
Doppelzentnern. Es wären dann gezogen 
aus dem Doppelzentner Rüben an YZuder 
von 93,,, Prozent Bolarifation » . : . 8,847 9,755 84 
oder Durchichnittlich 9,,,; Prozent. 

Die Differenzen gegenüber der amtlichen Statiftit erklären fih im Weſent— 
lien aus der Berechnung der Produkte, da in der Statiftit gegenwärtig alle 
Zuder, unbefümmert um die Polarifation, nah dem Gewicht zu einander ge 
rechnet werden, während hier die Reduktion auf einen einheitlihen Zudergehalt 
rechneriich vorgenommen ilt. 


Beſchluß der Kommiſſion. Angeſichts diefer Ergebniffe hat fi die Kom— 
miffion mit 7 gegen 5 Stimmen dafür entichieden, vorzufchlagen, daß nach dem 
gegenwärtigen Stande der Leiftungsfähigkeit der Rüben- und der Zuderproduftion 
10,7, Doppelzentner roher Rüben als durchſchnittlich erforderlich zur Heritellung 
eined Doppelzentnerd Rohzuder von 93,,, Prozent Bolarilation anzufehen feien. 
Bon der Minorität wurde die Zahl 10,,, für zu niedrig gehalten. 

Makgebend war hierbei einerjeitö die Erwägung, dab ein Zurüdgehen auf 
ältere als die brei legten Stampagnen bei der fortichreitenden Melaſſe-Entzuckerung 
fih nicht empfehle und nicht auf einen richtigen Durchſchnitt führen werde. 
Dagegen wurde andererſeits in Betracht gezogen, daß ein großer Theil der außer 
Rechnung gelaffenen Fabriken nach deren Lage vermuthlih nicht günstig gearbeitet 
haben wird. . Dad Hauptgewicht aber wurde dem Umftande beigelegt, daß das 
Detriebsjahr 1881/82 ein außergewöhnlich günftiges und das Jahr 1882/83 ein 
recht günftiges geweſen ift, fomit der Durchſchnitt der Ausbeute aus diefen beiden 
Jahren und der keineswegs gerabezu jchlechten Kampagne 1880/81 etwas hoch Liegt. 


II. Iſt mit Rückfiht auf die feit der Gefeßgebung von 1869 in der 
Buckergewinnung gemachten Fortſchritte eine Erhöhung der jetzigen 
Steuer, eventuell in welchem Maße und in welcher Weife zu empfehlen? 


Finanzielle Ergebnilfe feit 1869. Die Anlage 17 madt die finanziellen 
Ergebniſſe der Zuderbeftenerung während der Jahre Sag 1869/70 
bis 1882/83 erfichtlih, indem dajelbft die Abgaben- und Vergütungsbeträge für 
die einzelnen Jahre nad Maßgabe der in denielben verarbeiteten Nübenmengen 
beziehungsweiie eine und ausgeführten Zudermengen, ohne Rüdfiht auf die 
Termine der wirklichen Einzahlung und Auszahlung, berechnet worden find. 


— h eç —⸗ —— = — 
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Die Aufkunft hat betragen: 
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Im Durchſchnitt 








der 5 Jahre ne 1869/70 bis 1873/74 | 42,089,059 | 6,216,732 48,305,791 
5 5 1874/75 „ 1878/79 | 47,772,475 | 4,145,743 51,918,218 
u a £ 1879/80 „ 1882/83 | 46,503,336 . 1,641,052 48,144,388 
Se * 1880/81 „ 1882/83 | 44,973,411 | 1,610,668 46,584,079 


Die Zölle zeigen eine fonftante und im Ganzen jehr erhebliche Abnahme, 
indem ber Durchichnitt der Testen 3 Jahre 1880/81 bis 1882/83 hinter dem 
Durhichnitt der eriten 5 Jahre 1869/70 bis 1873/74 um 4,606,064 Mark 
zurüdbleibt. Der Ausfall an den Zöllen wird in dem ziveiten Quinquennium 
1874.75 bis 1878/1879 dur die Steigung der Ginnahme aus der Steuer 
mehr als ausgeglihen. Später tritt auch bei der Steuer und damit bei dem 
Gejanmtertrage der Zuderabgaben ein Nüdgang ein. 


Bon den drei legten Jahren, welche im Folgenden nah der Kampagne— 


a " ; : j PR 
periode 31 a gerechnet find — die Abweichungen gegen die vom 1. September 


bi3 31. Nuguft laufenden Jahre find unerheblich — zeigen die beiden Jahre 


a 1880/81 und 1881/1882 an Nübenzuderftener nur die niedrigen Cr: 


träge von beziehungsweile 45,313,106 Mark und 40,318,250 Mark, von denen 
der leßtere der bei weiten geringite jeit 10 Jahren ift. Wenn dagegen das 
Jahr 1882/83 den verhältnigmäßig hohen Steuerertrag von 49,913,588 Mark 
aufweift, jo beruht dies weientlich darauf, daß im demjelben der nicht zur 
Ausfuhr gelangende Theil der Summe des produzirten und eingeführten Zuders 
einen viel höheren Betrag erreicht hat, ald in den Vorjahren. Es betrug 
nämlich nad der amtlichen Statiftif der Ueberihuß der Produktion und Einfuhr 
bon Zuder über die Ausfuhr, auf Nohzuder rebuzirt, im Jahre 1882/83 
3,692,140 Doppelzentner, gegen 2,879,810 Doppelzentner im nächſtvorher— 
gehenden Jahre, gegen 2,851,662 Doppelzentner im Durchſchnitt der legten 
5 Jahre vor 1882,83 und gegen 2,939,070 Doppelzentner im Jahre 1878/79, 
welches von den gedahten 5 Vorjahren den höchiten Weberihuß hatte. Das 
Mehr des leberichuffes im Jahre 1882/83 im Vergleich zu den porbezeichneten 
anderweiten Weberichüfien stellt fich auf beziehungsweile 812,330, 840,478 und 
753,070 Doppelzentner Rohzuder, welchen Mengen nach dem bisherigen Ber: 
gütungsfage von 18,,, Mark für 100 Kilogramm ein Vergütungsbetrag von 
mehr ala 14 bis mehr als 15 Millionen Mark entipriht. Es wird im Yaufe 
der Zeit ſich herausftellen, ob das im Jahre 1882/83 ftattgehabte Zurüdbehalten 
einer viel größeren Zudermenge im inländiichen freien Verkehr dur ungünstige 
| Konjunkturen für die Ausfuhr oder ſonſtige zufällige Umftände veranlaßt worden 

it, oder ob ein, jei es vorübergehendes oder dauerndes, Bedürfniß einer Ver: 
| ftärfung der Beſtände für den Inlandskonſum zu Grunde liegt. Wann umd 
foweit ein derartiges Bedürfniß nicht vorhanden ift, wird das im vorigen Jahre 
| zurüdbehaltene Mehr an Zuder, normalen Gang des Zudergeihäfts vorausgeſetzt, 
| allmälig in das Ausland abfliehen, und dadurch das laufende oder ein fpäteres 
b 
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Kampagnejahr mit einer entiprechenden Mehrzahlung von Vergütungen à conto 
bed Jahres 1882/83 belajtet werben. 

Der Nüdgang des Ertrages der Zuderabgaben hat fich neben einer erheb- 
lihen Vermehrung der Bevölkerungszahl vollzogen. Der auf den Kopf ber 
Bevölkerung entfallende Theil der aufgefommenen Abgaben betrug im Durchſchnitt 
der fünf Jahre 1. September 1874/75 bis 1878/79 1,,, Mark, im Durchſchnitt 
der vier Jahre 1. September 1879/80 bis 1882/83 1,,, Mark, hat aljo um 
11,, Prozent abgenommen, während der durchſchnittliche Abgabenbetrag in der 
zweitgedachten Periode (48,144,388 Mark) hinter demjenigen in der eritgedadhten 
Periode (51,918,218 Mark) nur um 7,, Prozent zurückbleibt. Wird die fünf: 
jährige Periode 1. September 1874/75 bis 1878/79 mit der dreijährigen Periode 
1. Auguft 1880/81 bis 1882/83 verglichen, in welcher letteren der Abgaben- 
Kopftheil ih auf 1,,, Mark ftellt, jo zeigt fi eine Abnahme des Ktopftheils 
um 14,, Prozent bei einem Nüdgang des durhichnittlihen Abgabenbetrages von 
51,918,218 Marf auf 46,584,079 Mark oder um 9,, Prozent. 

Wiedererhöhung der Einnahmen. Als finanzielles Ziel ift von dem hoben 
Bundesrath in Ausficht genommen, wieder zu dem früheren Maße des 
Ertrages zu gelangen. Das frühere Maß des Ertrages ftellt fih in dem 
während der eriten zehn Jahre der Geltung des jetigen Zuderiteuergejeges 
erreichten Stopftheilbetrage von 1,,, bis 1,,, Mark dar. Demjelben würde nach 
dem jegigen und dem vorausſichtlich fünftigen Stande der Bevölkerungszahl für 
die nächſten Jahre ein Abgabenbetrag von jährlih 55 bis 56 Millionen Mark 
entiprechen, To dab gegen den durchichnittlichen Ertrag der Zuderabgaben in den 
legten drei Jahren 1. Auguft 1880/81 bis 1882/83 von 46,584,979 Mark ein 
Mehr von 8 bis 10 Millionen Mark erforderlich jein würde. Ein erfter Schritt 
zur Aufbeflerung der Abgabenierträge vom Zuder ift inzwiichen durch die Herab- 
jegung der Steuervergütungsjäge um je 80 Pfennig für 1 Doppelzentner Zuder 
geihehen. Auch für die weiteren Schritte wird nur die Erhöhung der Eins 
nahmen aus der Steuer in’3 Auge zu fallen fein, da eine Vermehrung der 
Einnahmen aus den Zöllen durch Erleichterung der Einfuhr von Zuder mit 
Rüdliht auf die daraus eventuell erwachſende Benachtheiligung der inländiichen 
Zuderinduftrie nicht wohl wird in Frage kommen fönnen. 

Modus der Befteuerung. Die zur dauernden Wiederheritellung befriedigender 
Erträge aus der Nübenzuderfteuer in Anregung gekommenen und von der Enquötes 
Kommiflion zur Verhandlung gezogenen Vorichläge bewegen fi zum Theil auf 
dem Boden des beftehenden Steuermodus, zum Theil wollen fie denjelben 
durch einen anderen Modus eriegen. 

Fabrikatfleuer. Als folder anderweiter Modus ift bereitS in den Motiven 
des Gejegentwurfs, die Beſteuerung des Zuckers betreffend, von 1869 die 
Fabrikatſteuer in Betracht gezogen aber verworfen worden, weil es an einer 
Methode gebrach, den Zucdergehalt der großen, während der Stampagne Tag für 
Tag neu entitehenden Zucdermaffen aller Art leicht, zuverläffig und ſcharf zu 
beftimmen; es wurde damals für unausführbar erachtet, bei jeder Abfuhr von 
Zuder für den inländiichen Konfum Polarifation behufs Ermittelung der fälligen 
Steuer eintreten zu laſſen. 

Die Fabrikat: oder Konſumſteuer ift auch bei der gegenwärtigen Enquete 
ſowohl durch Vernehmung von Sachveritändigen als durch Verhandlungen in der 
Kommiſſion erörtert worden. 

Der königlich württembergiihe Kommiffar hatte den Antrag geftellt, die 
Fabrikatſteuer obligatoriich oder fafultativ zur Einführung vorzufchlagen und unter, 
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Hinweiſung auf die Ausführungen über die Zwedmäßigfeit und Durcdhführbarfeit 
der FFabrifatfteuer in dem von ihm eritatteten Storreferat über den Steuermodus 
zur Begründung ſeines Antrags vorzugsweiſe Folgendes geltend gemacht: 

„1. Die Fabrifatbeiteuerung ift die rationellite Steuerform, weil fie das 
Fabrikat direft und nicht auf dem Umweg durh das Nohmaterial befteuert, 
und weil die Steuerpflicht in dem Moment eintritt, welcher dem Konjum am 
nächſten liegt.” 

„Die Fabrifatitener ift die gerechtefte Steuerform, weil fie die Steuer auf 
ganz gleicher Grundlage von Jedem erhebt und Heinen vor dem Andern begünftigt.“ 

„Sie wirkt gerecht gegen die Anduftrie ſelbſt, indem fie allein die Ungleich- 
heiten in der Steuerbelaftung, wie fie die Nohmaterialfteuer im Gefolge hat, 
gründlich zu bejeitigen im Stande ift; die Fabrifatfteuer würde zur Folge haben, 
dab die Induſtrie bei guten und jchlechten Rübenernten, mit gutem und geringem 
Rübenmaterial. von der Steuer gleihmäßig betroffen, daß die beftehende Intereſſen— 
verjchiedenheit zwiſchen einzelnen Landitrichen ausgeglichen wird, und daß ſolche 
Fabrifen, welche in früherer Zeit unter wejentlih anderen Verhältniſſen (des 
Verkehrs zc.) in Gegenden mit geringeren Nübenböden, ungünftigem Klima, großer 
Bodenparzellirung 2c. in's Leben getreten find und die bei einer Erhöhung der 
NRübenjteuer ihren Ruin befürchten müſſen, ſowie die Eleineren Fabriken, die wegen 
geringerer Betriebsmittel nicht in der Lage find, fich jofort alle foftipieligen neueren 
technischen Berbefferungen zu Nugen zu machen, lebens- und fonfurrenzfähiger 
erhalten würden.“ 

„Die Fabrifatftener wirkt auch gerecht gegen die Landwirthihaft, indem fie 
derielben freiere Bewegung verleiht und das Monopol bejeitigt, das einzelne 
durch Boden, Elimatifche und agrariiche Verhältniſſe befonders bevorzugte Gegenden 
unter der Nohmaterialftener genießen, und indem fie e> anderen minder bevor: 
zugten Landftrichen ermöglicht, der wohlthätigen Wirkungen des Rübenbaus ſich 
theilhaftig zu machen.“ 

„Die Fabrifatitener wirkt endlich gerecht gegen den Fiskus, indem fie dent: 
jelben gibt, was ihm gehört, und nicht auf deſſen Koſten einem Theil der Indu— 
ftriellen ungerechtfertigte Vortheile gewährt. Im höchſten Grade vereinigt Die 
Fabrikatſteuer diefe Vorzüge in ihrer reinften Form, der Konſumſteuer, mit gleid) 
zeitiger Werthbefteuerung der Zucker, Durch welche letere fie auch dem Stonfumenten 
pollfommen gerecht wird.“ 

„2. Die Fabrikatitener ftellt die Anduftrie auf eine wirthichaftlih geſunde 
Grundlage, indem fie ed Jedem ermöglicht, feinen Betrieb ganz nad) den gegebenen 
Berbältniffen einzurichten, und fih nad allen Richtungen bin frei zu bewegen. 
Der Zwang, den die Rübenfteuer auferlegt, mit großen often immer wieder 
neue Einrichtungen zu treffen, die nicht Selten von zweifelhaften Werthe find, 
und nur auf Nechnung des Steueraufkommens fich ventabel erweiien, kommt in 
Wegfall. Die Induſtrie würde mit größerer Vorfiht Neuerungen entgegennehmen 
und nur folchen fich zuwenden, welche fich bewährt haben und dauernden Bor: 
theil veriprechen.” 

„Damit kommt zugleich die Induftrie mehr zur Ruhe, und wird nicht durch) 
die Befürhtung, daß. jedem Fortichritt und jeder VBerbeilerung in Technik und 
Betrieb, ſowie in der Landwirthihaft fofort auch die Steuerfchraube auf den 
Fuß folge, unausgejegt in Athen gehalten, wie dies unter der Nübenftener der 
Fall if. Der Sporn zu Einführung von wirklichen Verbefferungen, zu Wort: 
Ichritten in der Fabrikation ift durch die Konkurrenzverhältniſſe von jelbit gegeben 
und braucht nicht durch fteuerliche Begünftigungen unnatürlich gefteigert zu werben. 
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Der Gewinn aus folchen Verbeſſerungen verbleibt dem Fabrifanten und wird 
nicht durch die nachfolgenden Steuererhebungen ganz oder theilweife in Aniprud 
genommen.“ 

„3. Indem die Fabrifatiteuer die Induftrie auf einen für ihre Entwidelung 
gefunden Boden jtellt, begegnet fie zugleih der Gefahr einer drohenden Ueber— 
produktion. Die rapide Vermehrung der Rohzuderfabrifen und die rapide Zus 
nahme der Produktion ift in den legten Jahren in Deutichland vielfach nicht aus 
natürlichen Urjachen entitanden, fondern zum großen Theil durd die Steuer: 
gewinne und Die in Folge hiervon höheren Erträgniſſe verjchiedener Fabriken 
herbeigeführt worden, und droht zum Nachtheil für die Induftrie jelbit noch größere 
Dimenfionen anzunehmen.“ 

„Hiergegen bietet die Fabrikatſteuer durch Beſeitigung aller ftenerlichen Be: 
günftigungen das bejte Heilmittel. * 

„4. Durch die Fabrikatſteuer ift eine fichere und gerechte Regelung der Aus: 
fuhrvergütung und zugleich eine gründliche Befeitigung der Erportprämien zu 
hoffen, deren die Induftrie, wenn fie fih in natürlichen Bahnen weiter entwideln 
joll, nicht bedarf, und die nicht nur den Fiskus jchädigen, ſondern auch jchliehlic 
dazu führen werden, dat das Ausland gegen diefe Prämien Retorfiongmaßregeln 
ergreift, die in ihrer Rückwirkung für die deutiche Industrie verhängnißvoll werden 
müßten. Die Fabrifatiteuer ermöglicht zugleich, die beftehenden Prämien, jofern 
deren plögliche Befeitigung begründeten Bedenken begegnen würde, allmälig auf- 
zuheben und fie für die Mebergangsperiode der ganzen Induftrie und nicht blos 
einem von der Natur ohnedies begünftigten Theil derjelben zukommen zu laſſen. 
Damit wird der deutiche Erport von felbit auf eine wirthichaftlich geiunde Grund- 
lage geitellt und gefeitigt.“ 

„5. Die Fabrifatiteuer kommt dem von der Raffinerie längſt gehegten 
Wunſche nad) fteuerfreiem Bezug der Nohzuder entgegen, und ermöglicht die Er: 
füllung dieſes Wunfches auf dem einfachiten und natürlichiten Wege durch die 
Lagerfontrole, beziehungsweiie durd; Gewährung von Lagern zur ftewerfreien 
Niederlegung aller Zuder, welche nicht in den freien Verkehr treten follen. Die 
Steuerbelaftung der Zuder geht, To ange diejelben im gebundenen Verkehr ih 
befinden, auf den jeweiligen Beſitzer über, ruht aber eben jo lange, als derſelbe 
fie im gebundenen Verkehr beläßt.“ 

„Hierin liegt eine große Erleichterung für den Nohzuderfabritanten wie für 
den Naffineur und Händler, Bei der Nübenfteuer gibt fich ein ſolches Lager 
ſyſtem nicht wie bei der Fabrifatiteuer von jelbit, ſondern muß erit künſtlich 
fonftruirt werden. Stehen wie bei der Konſumſteuer auch die Naffinerien unter 
der Steuerfontrole, jo ruht die Steuer für die zu verarbeitenden Nohzuder über: 
haupt, und findet der Steuerpunkt feine endgiltige Erledigung erft, wenn die 
Fabrikate in den Konſum, beziehungsweife in den freien Verkehr oder in's Aus 
land gehen.“ 

„6. Die Fabrifatiteuer erleichtert am meiiten die Ueberwälzung der Steuer 
auf Denjenigen, der bei jeder Verbrauchsftener in Wirklichkeit getroffen werden. joll, 
auf den Konſumenten.“ 

„Der Inlandspreis würde fich dann nach dermaliger Lage der Verhältnifie 
aus den beiden Faktoren, dem Weltmarktpreis und der inneren Steuer zulanmen: 
jegen, jo daß der Produzent beim Abjag im Inlande die Steuer im Preife eines 
Produktes jeweils voll zurüderfegt erhielte.“ 

„Bei der Nübenfteuer und fpeziell bei einer in Frage kommenden Rüben 
fteuererhöhung vollzieht fich die Meberwälzung der Steuer auf den Konſumenten 
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nicht ſo einfach, weil ſie noch von anderen Faktoren abhängt; bei der Rüben— 
ſteuer kann der Fall ſehr leicht eintreten, daß fie theilweiſe auf dem Fabrikanten 
laſten bleibt, oder auf die Landwirthſchaft abgewälzt wird.“ 

„Entſpricht bei der Rübenſteuer die Exportvergütung nicht der vollen Steuer, 
wie dies bei Fabriken mit geringerem Nübenmaterial häufig der Fall tft, jo wird 
die Differenz zwiichen der wirklich bezahlten Steuer und der Erportvergütung in 
der Regel nicht auf den Konſumenten übergewälzt werden fünnen, fondern zu— 
nächſt auf dem Fabrifanten laften bleiben, da der legtere im Inlandspreiſe nur 
den Weltmarftprei3 plus Erportvergütung erhält.“ 


„Im umgekehrten Fall, d. h. wenn der Bonififationdjag mehr gewährt als 
die bezahlte Steuer, wie dies bei den durch gutes Nübenmaterial begünftigten 
Produzenten meiitens zutrifft, fließt dem Xegteren dieſes Mehr an Steuer im 
Preiſe der Waare zu, und die Ktonjumenten bezahlen dieſes Steuerplus nicht in 
die Steuerkaſſe, jondern in die Taiche des Fabrifanten. Bei der Fabrikatſteuer 
fommen dem Konſumenten alle Fortichritte in der Fabrikation, welche eine Er: 
mäßigung der Preiſe im Gefolge haben, voll zu gute, bei der Nübenftener dagegen 
wegen der Prämien nicht. * 

„T. Die Fabrikat: beziehungsweile Konſumſteuer fichert dem Fiskus eine 
mebr stetige, nicht fo großen Schwanfungen unterworfene Einnahme, indem fie 
lediglicd; den inländiichen Konſum trifft, diefer aber mehr den Gharafter der 
Beitändigfeit trägt. Dieſer Stetigfeit der Einnahme lege ich einen ganz befonderen 
Werth bei.” 

„8. Die Fabrifatiteuer fichert dem Fiskus aber nicht blos eine mehr itetige, 
fondern unter normalen Berhältniifen auch eine mit der Zunahme der Bevölkerung 
und der Zunahme des Konſums entiprechende fteigende Einnahme, während bei 
der NRübeniteuer Diele beiden Momente theil® gar nicht, theil3 nicht entiprechend 
zum Ausdruck kommen.“ 

„Es iſt daher als ein ganz beſonderer Vorzug der Fabrikatſteuer anzuſehen, 
daß fie mit der Zunahme der Bevölkerung, mit welcher ja in der Regel auch die 
öffentlichen Bedürfniffe zunehmen und der Staatöbedarf fteigt, auch zunehmend 
größere Mittel gewährt und hierdurd eventuelle Steuererhöhungen oder ſelbſt 
tiefer greifende gejegliche Menderungen entbehrlich macht.“ 

„9. Ein ſehr weientlicher Borzug der Fabrifatiteuer für den Fisfus ift deren 
Gigenihaft, je nad Bedürfniß leicht erhöht oder ermäßigt werben zu fünnen. 
Diele Eigenjchaft verdankt fie dem Umſtand, daß fie eine gerechte Steuer ift, 
welche die Induſtrie gleihmäßig trifft, und Niemand beſonders begünftigt. Cine 
Erhöhung der Steuer ift daher leicht auf die Konfumenten zu überwälzen, wie 
umgefehrt den legteren eine Steuerermäßigung gleihmäßig zu gute fommt.“ 

„Bei ungleicher Vertheilung der Steuerlaft, wie died bei der Rübeniteuer 
der Fall ift, wirft eine Steuererhöhung auf den einzelnen Yabrifanten drücdend, 
und bebroht deren Eriftenz, während der günstig Situirte faum hiervon betroffen 
wird; eine ungleiche Steuerbelaitung muß daher unter Umſtänden trotz dringenden 
Bedürfniſſes unterbleiben, wenn nicht eine Neihe von Fabrifen geradezu vernichtet 
werben wollen. Umgekehrt fann eine Ermäßigung der Rübenftener für den minder 
günftig fituirten Fabrifanten unter Umftänden eine kaum fühlbare Erleichterung 
in ſich fchließen, während der beſſer fituirte im unberechtigter Weiſe hierdurch 
bereichert wird.“ 

„Sanz anders liegt dies bei der Fabrifatitener, welche, wenn eine jolche 
Erhöhung nothwendig ift, Alle gleihmäßig trifft und Keinen ſchädigt.“ 
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„Andererjeitö fann gerade bei der Fabrikatſteuer am Teichteften die von jo 
Vielen gewünſchte Ermäßigung der Steuer auf einer richtigen und gerechten 
Grundlage und in einer Weile herbeigeführt werben, daß dem Staat dabei eine 
hinreichende und fichere Einnahme gewahrt bleibt.“ 

„Der Zwed der jo nothwendigen Neforn der Zuderfteuergeleggebung ift zu: 
nächſt wohl nicht eine Erhöhung der beftehenden Zuckerſteuer, wie fo viele 
glauben, ſondern die Sicherheit einer ftetigen, großen Wechſeln nicht unterworfenen 
Einnahme und gleihmäßige Vertheilung der Steuerlaft. Beides ift aber nur 
dur die Fabrikatſteuer dauernd zu erreichen.” 


„10. Eine weitere Folge der vorerwähnten Eigenſchaften der Fabrikatiteuer 
it ſodann noch eine gewiſſe Stetigfeit in der Geieggebung ſelbſt. Sind einmal 
die geſetzlichen Beltimmungen für die Fabrikatſteuer erlaffen, jo bleiben deren 
Grundlagen wohl auf unabiehbare lange Zeit von äußeren Einflüffen unberührt, 
da alle Verhältnifie der Fabrikation und des Handels in diejelben pafien und die 
Bedürfniffe de3 Staat? nur in einer etwaigen Aenderung der Steuerläße ſich 
geltend machen würden. Hierin liegt ein für Handel und Induftrie wie für die 
Steuerverwaltung nicht zu unterfchägender Xortheil, der den genannten drei Fak— 
toren eine gewiſſe Stetigfeit fichert, und alle Beunrubigungen, welche gelesliche 
Aenderungen im Gefolge haben, fern hält.“ 

„il. Die Einführung einer auf richtiger und Liberaler Grundlage aufge 
bauten Fabrikat beziehungsweije Konſumſteuer in Deutichland könnte zum Aus: 
gangspunkt für Herbeiführung einer internationalen Uebereinkunft behufs Beſteuerung 
der Zuder nad gleihmäßigen Grundfägen in den hauptfächlichiten europäiichen 
Zuderproduftionsländern benußt werben.‘ 

„12. Bei der Fabrifatiteuer endlih würde eine genaue und zuverläflige 
Statiftit über Produktion und Konſumtion von Zuder, die jo ſehr im Bebürfnik 
liegt und allgemein gewünſcht wird, mit Sicherheit berzuftellen ſein.“ 

Die Abhörung von 47 Sachverftändigen hat ergeben, daß 34 fich unbedingt 
für Beibehaltung der Nübenftener und 13, darunter der Melaffebrennereibefiger 
Wrede, zum Theil mit Vorbehalten, für die Fabrifatiteuer ausgeſprochen haben. 

Der Sachverſtändige Graf von Hade (Oderbruch) hält (S. 224 der Protofolle) 
zwar die Fabrikatſteuer für die Verhältniffe feiner Gegend geeigneter, will aber 
in Anbetracht der bedenklichen Folgen für die Gefanmtinduftrie nicht zu ihrer 
Einführung rathen. 

Der Sachverſtändige Rabbethge — Einbed erklärt (S. 634 der Protokolle) 
ebenfall$, daß er an und für ſich nad den Verhältniſſen feiner Fabrik eine 
Fabrikatſteuer nur wünschen könne Gr glaubt jedoch, daß diejelbe im Allge 
meinen wegen der damit verbundenen Werthverfchiebung fehr jchädigend mirfen 
und will deßhalb die Verantwortung für die Einführung nicht über- 
nehmen. 

Der Sadverftändige vom Rath (Rheinprovinz) hält (S. 1382 der Protofolle) 
jede andere Steuer „vom nationaldfonomijchen Standpunkte aus’ für rationeller 
alö die beitehende, hält es aber, da andere Länder ftarfe Erportprämien geben, 
für thöriht, die unjrigen aufzuheben und fo den Erport zu verringern oder zu 
hindern, welches unzweifelhaft die Folge der Fabrifatiteuer fein würde. 

Gründſätzlich hält (S. 451 der Protokolle) auch der Sachverſtändige Treutler 
(Schlefien) die Fabrikatſteuer für gerechter. Er will aber den Webergang zu ber: 
jelben nit befürworten, weil er befürchtet, daß dieſelbe ſehr ſchwierige Kontrol— 
maßregeln nothwendig machen würde. 
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Der Sachverſtändige Zugſchwerdt — Magdeburg, Srporteur, gibt (S. 549 der 
Protokolle), auf Grund der Ergebniffe weniger ihm befannten Fabriken der 
Magdeburger Gegend, der Fabrifatftener zwar den Borzug, will fie aber nicht 
einführen, da fie „jetzt alles auf den Kopf ſtellen wirde*. 

Der Sadverftändige Chriftiani (Oderbruch) ſtimmte (S. 257 der Protokolle) 
unbedingt für die Fabrikatſteuer. Seine Fabrik verarbeitet weniger als 50,000 
Doppelzentner Rüben, mit hydrauliichen Preſſen, ohne Chemiker, mit nicht voll 
fonimenen Upparaten: fie darf faum als eine mahgebende betrachtet werden. Der 
Sadjverftändige denkt fich die Prüfung der Fabrikate leicht und einfach, ſieht in 
der FFeititellung des Zudergehaltes durch Handelächemiter oder durd Staats: 
hemifer feine Schwierigfeiten und will nicht blos die drei gegenwärtigen Boni: 
fitationsklajien auf die Steuer übertragen, ſondern noch eine Zwiſchenſtufe für 
NRohzuder bei 93 Prozent Polarijation ſchaffen. 

In Süddeutichland war früher die Stimmung allgemein zu Gunſten der 
Fabrikatſteuer. Jetzt haben die Sacdverftändigen Dr. Cunze Waghäuſel, Zütt: 
lingen, Altshaufen) und Dr. Gundermann — Heilbronn ſich dagegen ausgeſprochen 
(Dr. Eunze — ©. 360, Dr. Gundermann — ©. 1450 der Protokolle), dafür 
die Sadjveritändigen Ramm, Beiemfelder— Stuttgart und Jordans— Regensburg 
(Ramm — ©. 281, Bejemfelder — ©. 303, Jordans — ©. 396 der Protofolle), 
legterer nur für den Fall, daß man eine Erhöhung der Rübenſteuer oder weitere 
Serabjegung der Ausfuhrvergütung plane. Der Sachverſtändige Ramm, welder 
bei ftarfer, d. h. ungeeigneter Düngung mehr Nübengewicht erzeugen möchte, will 
„nicht behaupten, daß der Eleine Bauer, welcher Rüben für eine Zuderfabrif 
baut, nicht überhaupt ſchon jest Raubbau treibe*; er jucht den Haupt— 
vortheil der Fabrifatiteuer in dem Minderaufwand an Arbeit. Nichtsdeſto— 
weniger glaubt er doch, daß die Anduftrie „ſehr zart behandelt werden müſſe“, 
und ift damit einverftanden, daß „man jehr bedädhtig mit einer Aenderung der 
Steuerverhältniffe vorgehen ſolle“. 

Der Sachverſtändige Bejemfelder meint, der Fabrikant fünne — nad Ein: 
tritt der Fabrikatſteuer — den Preis von weniger guten Rüben nicht drüden, 
weil er jonft überhaupt feine befommen würde Gr will der Fabrifatitener alle 
Fabrikate, Nohzuder wie Raffinaden nad) Analogie der Bonififationsklafien unter: 
werfen; er erwartet zwar ftrengere Kontrolen, aber bei der Coulanz der Beamten 
ganz erträglidhe; er ift überzeugt, daß, wenn Deutjchland alle Prämien bejeitige, 
die übrigen Staaten es ebenfalls thun würden. Gleichwohl wilf aud er „einem 
alsbaldigen Webergange auf die Fabrifatitener das Wort nicht reden‘, jondern 
eine Borbereitungszeit gewähren. 

Der Sachverſtändige Dr. Sidel (Hannover) gibt (S. 694 der Protofolle) der 
Konjumfteuer oder auch der Fabrifatitener den Vorzug vor einer Erhöhung der 
Rübenfteuer oder weiteren Herabiegung der Ausfuhrvergütung, kann fich dieſelbe 
aber nur denken als Beftenerung und Bonifizirung nad) der PBolarifation des 
Zuckers. 

Der Sachverſtändige Fläſchendräger (Sachſen) ſtimmt (S. 158 der Protokolle) 
auf Grund ſeiner Erfahrungen in Dänemark für Fabrikatſteuer, denkt ſich die 
Kontrole ſehr leicht, will die Steuer in vier Klaſſen haben und vergüten, zum 
Zweck der Beſteuerung aber die Zucker durch Central-Polariſationsanſtalten unter— 
ſuchen laſſen. Indeſſen hat er ſich ſchließlich doch eine genauere Prüfung ſeiner 
Anſicht vorbehalten. 

Der Sachverſtändige Keddig (Pommern), Direktor einer Zuderraffinerie, hält 
(S. 1128 der Protokolle) von feinem Standpunkte als Kaufmann aus die Fabrikat— 
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ftener für die richtige. Er hat ebenfalld eine Erhebung der Steuer in mehreren 
nah dem Polarilationsgehalt abgeltuften Klaſſen im Auge. 

Endlich hat fi der Sacveritändige Wrede (S. 1649 der Protofolle) als 
rüdhaltloier Anhänger der Fabrifatitener befannt. 

In der That alfo find überrafchend Wenige unbedingt für die wirkliche Ein— 
führung einer Fabrifatiteuer eingetreten, die Gegner in der überwiegenden Mehrheit 
geblieben. Die Verhandlungen, welche feit der vor wenigen Jahren gegebenen 
Anregung zu einer Aenderung des Stenerjpitems geführt worden find, haben 
alio die Zahl der Anhänger der Fabrikatſteuer nicht vermehrt. 

Auch die Kommiflion Hat ſich mit allen Stimmen gegen die eine des Antrags 
ſtellers, ſowohl gegen die Ginführung der obligatoriichen al3 die der fafultativen 
Fabrikat: beziehungsweile Konſumſteuer ausgeiproden. Sie wurde babei von 
folgenden Erwägungen geleitet: 

Unter dem jegigen Stenermodus hat ſich während 40 Jahren die deutiche 
Nübenzuderfabrilation von Fleinen Anfängen in ftetigem Fortſchreiten zu der 
eriten Guropas entwidelt und eine außerordentlih hohe Bedeutung für den 
Nationalwohlitand erlangt. Daneben hat der jegige Steuermodus den finanziellen 
Anforderungen, welche bisher an den Zuder als Steuerobjeft geitellt worden find, 
im Allgemeinen und, abgejehen von den allerlegten Jahren, unausgeſetzt voll: 
ftändig Genüge geleiftet. Unter diefen Umftänden wirde eine Veränderung des 
Steuerſyſtems nur dann empfohlen werden fönnen, wenn die Ueberzeugung gehegt 
werden müßte, daß ungeachtet der im Ganzen hochbefriedigenden Gricheinungen, 
welche die bisherige Wirkſamkeit des geltenden Steuermodus begleiten, gleich- 
wohl mit dem legteren Mißftande von großer Schwere verbunden jeien, und wenn 
ferner für zweifellos zu erachten wäre, daß der neue Stenermodus nicht wur 
diefe Mißſtänd bejeitigen, jondern aud den Beitand und die weitere Entwidelung 
unferer Zuderinduftrie in feiner Weife gefährden werde. Es trifft aber weder die 
eine noch die andere diejer beiden Vorausſetzungen zu. 

Was zunächſt die Bedürfnißfrage angeht, jo ilt anzuerkennen, daß bei 
der Rübenſteuer auf die gleiche Menge gleichwerthigen Zuders nicht immer und 
überall der gleiche Steuerbetrag entfällt, ſondern daß je nach dem größeren ober 
geringeren Zuderreihthum der Rüben eine Verichiedenheit der Steuerbelaftung 
ftattfindet. Dagegen ift nicht zuzugeben, daß in Folge des gegenwärtigen Steuer: 
modus ein namhafter Theil der Zuderproduzenten dauernd und erheblich benach— 
theiligt wird, vielmehr muß angenommen werden, daß in den weit meilten Fällen 
die Produzenten für die höhere Steuerbelaftung in den Jahren qualitativ jchlechterer 
Rübenernten einen genügenden Ausgleich durch die geringere Steuerbelaftung in 
den Jahren qualitativ beiferer Nübenernten finden. Unter der Annahme einer 
empfindlichen Schädigung vieler Zuderproduzenten dur den Modus der Material- 
jteuer wäre es in der That unerflärlih, daß aus den Kreiſen der Betheiligten 
nur ſehr vereinzelt der Wunſch auf Cinführung der Fabrifatiteuer laut geworden 
it — falls nicht etwa die Erklärung darin gefunden werden wollte, daß bie 
betreffenden Produzenten die Tragung jelbit einer erheblichen verhältnigmäßigen 
Steuerüberlaftung den Folgen der Einführung der Fabrikatſteuer vorziehen. Die 
vorgefommenen lagen über Benachtheiligung durch die ungleihmäßige Wirkung 
der Nübenfteuer geben überdies zu Zweifeln in Bezug auf das Maß ihrer Be 
gründetheit Anlaß. Soldye lagen find beſonders in Bezug auf Sclefien, die | 
Rheinpropinz und Württemberg erhoben worden. In den beiden erfteren Gebieten 
aber hat die Nübenzuderfabrifation ununterbrochen an Umfang gewonnen und 
ihließlich eine große Bedeutung erlangt. In Schlefien waren in der Kampagne 
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1863/64 38 Fabriken mit einem Verbrauch von 1,854,975 Doppelzentnern Rüben, 
in der Stampagne 1882/83 53 Fabriken mit einem Verbrauch von 13,087,539 
Doppelzentnern Rüben im Betriebe; in der Nheinprovinz betrug in der Kampagne 
1863/64 die Zahl der aktiven Nübenzuderfabriten 3 mit einem NRübenverbraud) 
von 288,453 Doppelzentnern, in der Stampagne 1882/83 wurden 10 Rüben— 
zuderfabrifen mit einem Nübenverbraud von 8,197,051 Doppelzentnern betrieben. 
In Württemberg hat allerdings die Nübenzuderfabrifation einen namhaften Um— 
fang nicht erreicht, aber doch feit vielen Jahren ihren Beligitand im Wejentlichen 
behauptet. Am wenigiten kann zugeftanden werden, daß unter dem gegenwärtigen 
Steuermodus die Nübenzuderfabrifation ein Monopol einzelner weniger, durch 
Boden und klimatiſche WVerhältniffe beionder8 bevorzugter Gebiete bilde. Es 
beitehen bereit3 durch ganz Deutichland in den verichiedeniten Gegenden Rüben— 
zuderfabrifen und diejelben mehren fich neuerlich vorzugsweiſe in folchen Landes— 
theilen, welche bis dahin als für den Nübenbau wenig geeignet angejehen zu 
werden pflegten. Noc in der Kampagne 1883/84 find beifpieläweije im König— 
reih Sachſen und im Großherzogthum Heilen, in welchen eine Nübenzuderfab: 
rifation lange Zeit hindurch nicht ftattfand, zuerit wieder jolche Fabriken eröffnet 
worden. Unter jedem Steuermodus würde fih naturgemäß die Nübenzuder: 
fabrifation zunächft in denjenigen Gegenden auögebreitet haben, in welden die 
VBorbedingungen für den Anbau guter Rüben am günftigiten liegen. Andererſeits 
würden unter feinem Steuermodus alle Gegenden zum Rübenbau geeignet fein, 
Endlih ift jedenfall® der weit überwiegende Theil der beitehenden Nübenzuder: 
fabrifen unter dem jegigen Steuermodus gegründet worden; dieſe Art der Steuer: 
erhebung mußte daher feinerzeit bei der Erwägung der Nentabilität in Berück— 
fihtigung gezogen werden. Iſt dabei der Einfluß des Steuermodus nicht genügend 
veranichlagt worden, jo fönnen daraus die Inhaber der betreffenden Fabriken 
gewiß nicht den Anfpruch ableiten, daß die gegenwärtigen Steuereinrichtungen 
unter Nichtbeahtung des entichiedenen Wiederſpruchs der jehr großen Mehrzahl 
aller Fabrifanten von Grund aus umgeltaltet werden. 

Was fodanı den Finanzbedarf betrifft, jo fann der im neueſter Seit 
durh das Zuſammenwirken beionderer Berhältniffe eingetretene Nüdgang der 
Zuderjteuererträge ohne Zweifel auch innerhalb des jegigen Steuermodus wieder 
ausgeglihen werden. Derjelbe gewährt aud durchaus die Möglichkeit einer 
erneuten Erhöhung de3 Steuerertrages im Falle einer in Zufunft etwa wieder 
fih ergebenden Veranlaſſung. Insbeſondere ift eine Herabjegung der Steuer: 
vergütungsſätze jederzeit ausführbar, wenn und foweit die Heberzeugung gewonnen 
wird, daß diejelben in Folge von Fortichritten der Industrie zum Nachtheil der 
Reichskaſſe zu hoch geworden find. Cine etwas größere Stetigfeit in den Gr: 
trägen der Nübenzucderiteuer ift al3 ein Gewinn von großer praftiiher Bedeutung 
faum anzujehen, übrigens auch bei Fortbeitand der Rübenſteuer im Zuſammen— 
bang mit der allmäligen Verminderung der Schwanfungen in der Qualität der 
Nübenernten mehr und mehr zu erwarten. Cine größere qualitative Gleich: 
mäßigfeit der Nübenernten ift, wie bereit erwähnt, als Folge der durch beflere 
Züchtung herbeigeführten größeren Wideritandsfähigfeit der Nübenpflanzen in 
neuerer Zeit bereit bemerklih geworden. Die Annahme, daß die Wiederkehr 
einer Erhöhung der Rübenſtenerſätze geeignet fei, die Induſtrie weſentlich nach— 
theilig zu beeinflitifen, trifft ausweislich der Geichichte unſerer Nübenzuderiteuer 
nicht zu. 

Daß es zur PBerbefjerung der Lage der Zuderraffinerien in Bezug 
auf die Steuer der Einführung der Fabrifatitener nicht bedarf, dal vielmehr 
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diefen Wünſchen auch innerhalb des Modus der Materialftener entgegengefommen 
werden kann, iſt von dem Antragfteller felbit anerkannt. Ebenjowenig ſteht der 
jegige Steuermodus einer ausreichenden Verbefferung der Statiftif der Zuder: 
produktion und Konſumtion entgegen. 

Iſt hiernah das Bebürfniß des llebergangs zur yabrifatftener entichieden 
zu derneinen, jo find andererfeit3 bedenflihe Rückwirkungen ber Fabrikat: 
jtener auf die Nübenzucderinduftrie und Landwirthichaft zu befürchten. Die jegige 
Nübenftener, die je nach der Beichaffenheit der Rüben höher oder geringer für 
den Zucker ift, trägt für die Landwirthichaft den Sporn in fich, möglichit zuder- 
reiche Rüben, wenn auch mit höheren Koften, zu erzielen, und es wird richt 
bezweifelt, daß mit Wegfall diejes Motivs allmälig im Rübenbau ein allgemeiner 
Nüdgang eintreten werde, der nicht nur für die Landwirthichaft unvortheilhaft 
fein würde — die zuderreichite Nübe entnimmt dem Boden am wenigiten Salze 
und Stiditoff —, ſondern gerade in der gegenwärtigen Zeit der jcharfen Kon— 
furrenz mit anderen Zucker produzirenden Staaten auch für die Zuderfabriten 
jehr nachtheilig fein müßte. Der Fabrifant, welcher nicht allein aus den beſſeren 
Rüben eine größere Ausbeute erzielt, fondern fie auch billiger verarbeitet, wird 
auf die Dauer für geringe Nüben unmöglich gleiche Preiſe bezahlen können. 
Unter dem berrichenden Syſtem hat fich der Bodenwerth nad Maßgabe der 
Fühigfeit, gute Nüben zu tragen, außerordentlich geiteigert. Die Einführung der 
Fabrikatſteuer würde ohne Zweifel in nicht geringem Umfange eine erhebliche 
Entwerthung beziehungsweiie VBerichiebung der Werthe zur Folge haben und 
ichwere Kriſen über die Landwirthichaft der betreffenden Gebiete herbeizuführen 
geeignet jein. Daneben muß bezweifelt werden, daß durch die Fabrikatſteuer 
einer etwaigen gefährlichen lleberproduftion von Zuder mit Erfolg entgegengewirkt 
werden würde, denn die in der Qualität des Bodens Tiegende Beſchränkung würde 
noch mehr als jchon bisher hinmegfallen. Die durch das gegenwärtige Steuer: 
inftem für günftigen Boden gewährte Möglichkeit eines Steuervortheil& aber hat 
nad) den vorliegenden Grmittelungen weſentlich fördernd auf die nenere ftarfe 
Ausdehnung der Nübenzuderfabrifation überhaupt nicht gewirkt, weshalb auch 
von dem Wegfall des bezeichneten Anreizes eine Nerminderung der Neigung zur 
Anlage von Zuderfabrifen nicht zu erwarten ift. 

Wenn angenommen wird, daß durch den Modus der Fabrifatiteuer eine 
völlig gerechte Beſteuerung herbeigeführt werden würde, fo ift zu erwägen, daß 
die Nohzuder von sehr verichiedener WBeihaffenheit find und dieſer, wenn die 
Fabrikatſteuer gerecht bleiben will, in jedem einzelnen Fall Nechnung zu tragen 
jein wirde. Es würde fih alſo die Nothwendigfeit ergeben, für die einzelnen 
Polarifationsgrade der Rohzucker verjchiedene abgeitufte Stenerfäge einzuführen 
und jede Zuderart nach zuvoriger, übrigens vecht fchwieriger Entnahme von 
Proben durch den Polarimeter zu unterfuchen, da das menfchliche Auge nicht im 
Stande ift, Zuder, die fih in Bezug auf den Gehalt nahe ftehen, ficher zu 
unterfcheiden und ein einfacheres Verfahren auch jett nicht praftiich it. Dadurch 
würde nicht allein die Entſcheidung über die zu erhebende Steuer verzögert, 
ſondern auch bei der starken Zuckerproduktion Deutichlands eine ſehr erhebliche 
Mehrausgabe für die einzurichtenden Bolariiirungsitellen veranlaßt werben. Liehe 
man die Unterfcheidung der Steuerſätze nach den Polarifationsgraden der Roh— 
zuder ganz fallen, indem man für alle Nohzuder einen Sak vorjchreibt, oder 
beihränfte man ſich auf wenige größere Klaſſen, für die derſelbe Steuerjag zu 
gelten hätte, jo würde bie eritrebte Gleichheit und Gerechtigkeit mehr oder minder 
verloren gehen, aljo feine abiolute Bellerung gegenüber dem jegigen Zuftand 
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erzielt, bei größeren Stlaffen aber die Nothwendigfeit der Polarifirung höchſtens 
etwas vermindert werden. 

Die bisherige völlig freie Bewegung der Zuderfabrifation würde unter der 
Fabrikatſteuer nicht aufrecht zu erhalten fein; den Fabrifanten müßten im 
Interefle der Steuerficherheit gewiſſe Beichränfungen ſowohl in Bezug auf die 
Handhabung des Fabrikbetriebes, ald in Bezug auf die Dispofition über den 
erzeugten Zuder aufgelegt werden. Auf die Erhaltung der völligen Freiheit der 
Fabrikation, insbejondere auf die Fortdaner der Möglichkeit, ohne Erhöhung der 
Steuerlaft Verſuche mit neuen techniſchen Erfindungen zu maden, muß aber im 
Interefle des meiteren Fortichreitend der Rübenzuder-Induftrie umſomehr Werth 
gelegt werden, als die bisherigen Fortichritte und die in Deutſchland erreichte 
beſonders hohe Stufe der Fabrikationstechnik jedenfalld3 zum großen Theile auf 
jene Momente zurüdzuführen find. 

Endlich ift die Möglichkeit der Herbeiführung eines internationalen Ueberein— 
fommens, betreffs Belteuerung der Zuder nad gleihmäßigen Grundfägen in den 
Produftionsländern, nad) den bisherigen Erfahrungen wohl als eine jo entfernte 
zu betradhten, daß auch hieraus ein Anlaß zur Menderung des Steuermodus 
nicht entnommen werden fan. 

Konfumabgabe (Sombart'fhes Projekt), Die Konjumabgabe als 
allgemeine Steuerreforn würde im MWejentlihen zufammenfallen mit einer Yabrifat: 
ſteuer, welche ausichließlid von dem zum inläudiichen Konſum gelangenben 
Zuder und von diefem erft in dem zum Konſum fertigen Zuftande erhoben würde. 

Gin bejonderer Vorſchlag ift von Sombart— Ermöleben aufgeftellt und in 
Nr. 16 des Jahrganges 1883 der neuen Zeitichrift für Nübenzuder= Induftrie 
veröffentlicht worden. Danach joll die Nübenfteuer mit einer Abgabe von dem 
für den inländifchen Konſum beſtimmten Zuder in folgender Weiſe verbunden 
werden: ber Rübenſteuerſatz wird auf die Hälfte herabgefegt, beträgt alio fünftig 
80 Pfennig für 100 Kilogramm; die Steuervergütung wird in der halben 
Höhe der jrüheren Süße, alio mit beziehungsweile 9,,, Mark, 11,,, Mark und 
10,,, Mark für je 100 Kilogramm gewährt; die in den Nübenzuderfabrifen 
und den felbjtändigen Melaffe-Entzuderungs:Anftalten erzeugten YZuder werden 
unter Steuerverihluß genommen und unterliegen, ſoweit fie demnächſt an ine 
ländiihe Naffinerien oder direkt in den inländiichen Konjum übergehen, einer 
Abgabe, welhe für 100 Kilogramm Nohzuder 10 Mark beträgt, während bei der 
Abfertigung zur Ausfuhr unter Steuerkontrole diefe Abgabe nicht erhoben wird. 

Es ift ein Vorzug dieſes Steuerplans, daß derjelbe die Ausgleichung der 
mit dem jeßigen Steuermodus verbundenen Begünftigungen beziehungsweife Be— 
nachtheiligungen einzelner Stlafien von Fabrifen und die Verminderung deö möge 
lichen Maßes der Erportprämien ohne gleichzeitige völlige Umgeſtaltung 
des Steuerſyſtems ceritrebt. 

Andererjeit bietet jedoch die Komplikation, welche fih aus der durchgreis 
fenden Verbindung zweier in ihren Grundlagen verichiedener allgemeiner Steuer: 
formen ergibt, Anlaß zu erheblichen Bedenken. Die often der Stontrole würden 
eine erhebliche Rolle jpielen. Die Kommiſſion war daher einftinmig der Anſicht, 
daß dieſer Vorſchlag nicht zu empfehlen jei. 

Projekt von Dr. Bark. Der von dem Sadverjtändigen Dr. Bartz Seite 
1496 der ftenographiihen Protokolle aufgeitellte Vorichlag, den über 9 Prozent 
von Nübengewicht gewonnenen Zuder mit der Hälfte des gegenwärtigen Bonis 
fifationsjages, alfo mit 4'/, Mark pro 50 Kilogramm, noch bejonders zu ver: 
fteuern, wurde ohne Diskuflion ebenfalls einſtimmig abgelehnt. 
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Grundmann’fches Projekt. Aud der Sachverftändige Grundmann— 
Kulmſee wünſcht (Seite 850 der Protokolle) eine Ergänzung der Rübenſteuer 
durch eine nebenher gehende geringe —— des fertigen Fabrikats. Auch 
dieſer Vorſchlag hat in der Kommiffion kein e Befürwortung gefunden. 

Andere Syſteme. Die Frage, ob acht ein zwiſchen der Roh— 
material» und der Fabrikatſteuer ſtehendes Syitem ſich geeigneter 
erweifen würde, muß beftimmt verneint werden. Halbfabrifate zwiichen Rübe 
und Nohzuder müßten immer in ihrem Berhältniffe zur Zuderausbente geſchätzt 
werden, und darin liegt eine große Umficherheit. Ueberdies würde eine genaue 
und deßhalb Täftige Kontrole nicht umgangen werden fünnen. An alle Sadı- 
verjtändige ift die Frage gerichtet worden, ob fih aus der Menge und ber 
Beichaffenheit der Füllmaffe mit einiger Sicherheit auf die Zuderausbeute 
ichließen laſſe. 

Nach deu übereinitimmenden Angaben der Sacwerftändigen darf man ſich 
davon feinen Erfolg veriprehen. Auch hier fteht die Unzuverläfligfeit der Er— 
mittelungen entgegen. Die Angaben über die Beichaffenheit der Füllmaſſe können 
zwar einem gewiegten Dirigenten als Anhalt zur Beurtheilung der Yabrifarbeit 
innerhalb einer gewiſſen Periode des Betriebs dienen, fie gewähren ihm auch ein 
gewifles Bild darüber, ob die Ausbeute eine günstige fein werde oder nicht: 
aber fie entbehren einer ſolchen Genauigkeit, daß daraufhin ziffernmäßig die 
wirkliche Ausbeute an Zuder angegeben oder berechnet werden könnte; in&bejondere 
läßt fi die Einwirkung der in der Mafle enthaltenen Nichtzuderitoffe, welche 
für die Kryftallifationsfähigkeit des Zuckers von enticheidender Wichtigkeit find, 
im Voraus nicht beitimmen. 

Rübenqualitätsfleuer. Der Umftand, daß die Rübenſteuer gute und jchlechte 
Nüben gleich Hoch trifft, Towie die Erkenntniß von ihren umleugbaren Vorzügen 
erzeugte den Gedanken einer Befteuerung der Rüben nad ihrer Qualität. 
Wenn e8 ein Mittel gäbe, den Zudergehalt der Nüben auf leicht ausführbare 
Weiſe mit einiger Genauigkeit feitzuftellen, jo würde eine ſolche Steuer vielleicht 
den Vorzug verdienen. Ginige Sachverſtändige geben allerdings in jedem alle 
dem jegigen Verfahren den Vorzug, indem fie befürchten, es werde bei einer 
Beiteuerung nah Qualität für den Nübenpflanzer der Antrieb zur Erzeugung 
guter Rüben ebenio wie bei jeder ſonſtigen Aenderung des Syſtems fortfallen, 
während gerade diefer Antrieb als ein hervorragender Vorzug der Niübenftener 
gelten müfle, Indeffen dürfte man mit diefer Bejorgniß wohl zu weit geben. 
Voransfihtlic werden die Nübenpflanzer ſich den beiferen Preis fichern wollen, 
ſoweit er ihnen eine beilere Nente gewährt. Dies ift aber der Fall bei einer 
Derbindung guter Qualität mit hohem Erntegewicht, wie fie überhaupt als das 
„ziel der Nübenkultur bezeichnet wird. Nur wenn eine allgemeine Verſchlechterung 
der Rübenfultur einträte, würde den Fabriken die Gefahr drohen, dab fie in 
der Hauptſache auf Nüben angewiefen wären, die der Verarbeitung nicht wertb 
ind. Daß dies die Folge einer Verfteuerung nach Qualität fein follte, it 
ſchwerlich richtig. Aber fiher darf man annehmen, daß mit der Steuer auch der 
Kaufpreis nad) Qualität bemeſſen werden würde; die Negulirung des Preijes 
kann nur jo erfolgen, daß der Fabrifant je nach der Qualität auch feine Red: 
nung bei der Verarbeitung findet: er wird ficher nicht die fchlechte Nübe ver: 
hältnißmäßig befler bezahlen als die zuckerreiche. Allein alle theoretiichen 
Erwägungen treten zurüd vor der Unmöglichkeit der praftifhen Ausführung. 
Es gibt fein Mittel, den Zudergehalt der Nübe mit hinlänglicher Genauigkeit 
reitzuftellen. Die mannigfahen Verfuche, die Nüben nah Qualität zu kaufen, 
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haben gezeigt, wie nahezu unüberwindliche Schwierigkeiten dem entgegenftehen 
Unzweifelhaft würde für die Abmeffung der Steuer eine noch genauere Feſtſtellung 
der Qualität nothwendig fein, als für den Ankauf der Rüben. Alles, was oben 
bereit3 über die Unausführbarkeit des Anfaufs nach Qualität bemerkt worden, 
trifft deßhalb in verftärftem Grade hier für die Steuer zu. Bei diefer würde es 
fih nicht mehr um die Unterfuhung der einzelnen Lieferungen handeln, für welche 
allenfall3 eine Gleihförmigkeit vorausgefegt werden könnte, fondern um den 
Durhichnitt des gelammten NRübenquantums der Verarbeitung, beitehend in den 
meiften Fällen aus ſehr verfchiedenartigen Rüben. Nach Angabe der Sachver— 
ftändigen werden bei den einzelnen Fabriken mehrere Sorten Rüben auf ganz 
verjchiedenen Bodenarten angebaut, auf der Höhe und im Bruch, im fandigen 
Lehm und im humusreichen Ader x. Daß unter folchen Umftänden ſchon die 
Probenahme viel bedenflicher ift als bei dem einzelnen Kauflieferanten, ijt augen: 
ſcheinlich. Neuerdings ift man auch bereit davon abgegangen, die Rübe jelbit 
als unmittelbares Stenerobjekt feitzuhalten, beziehungsweife auf die Prüfung des 
Nübenbreis oder der Schnigel zurüdzugreifen. Der Sachverſtändige Langen, 
welcher bejonders für eine Qualitätöbefteuerung eintritt, hat den Borichlag in 
etwas veränderter Form aufgenommen. Nach den Heußerungen bei feiner Ber: 
nehmung wünscht er die Yeititellung des Zuckergehalts nad erfolgter Diffufion 
in einem Stadium der Fabrikation, welches er vorläufig felbft noch nicht beitimmt 
bezeichnet hat. Damit verläßt er die direkte Qualitätsbeitimmung des Steuer: 
objeft3 und kommt dazu, ein Halbfabrifat zur Grundlage zu nehmen, woraus 
ſich wiederum die Nothwendigfeit einer Abichägung der Ausbeute an Zuder ergibt. 
Wie man auch über diefes Syitem denken mag, fo hängt immer feine praftifche 
Durchführbarfeit von dem Vorhandenſein eines bewährten Mekinitruments ab. 
Der Staat kann ſich unmöglich, glei dem Sachverftändigen, mit der Hoffnung 
begnügen, daß die Technik ein solches Inſtrument ſchon erfinden werde, wenn 
man ihr die Aufgabe ftelle. Da die Fabriken ſelbſt ein hohes Interejle an einer 
jolchen Zuderbeitimmung haben, fo ift die Aufgabe in Wahrheit ſchon lange 
geitellt, aber bisher noch nicht aelöft. Auch müßte wohl die Praris zunächſt im 
Rübenhandel mit folder Qualitätsmeffung vorausgehen, ehe die Beltenerung ſich 
damit befaßt. Unter folchen Imftänden fann die Qualitätsftener zur Cinführung 
nicht vorgeichlagen werben. 

In der Kommiſſion berrichte hierüber keine Meinungsverichiedenbeit. 

Befondere Melaffeleuer. Die Beſorgniß, daß durc die Melafle-Entzuderung 
Ergebniſſe erreicht werden könnten, welche nicht nur die fisfaliiche Ginnahme, 
fondern auch die Konkurrenzfähigkeit der ohne Entzuderung arbeitenden Yabrifen 
zu gefährden geeignet wären, hat zu dem Borichlage geführt, den aus der 
Melajje gewonnenen Zuder einer bejonderen Steuer zu unter: 
werfen, zumal diefer Zuder diefelbe Ausfuhrvergütung genießt, wie der mit 
der Rübenſteuer belegte. 

Allein, je näher man der Sache trat, defto mehr Schwierigkeiten und Be: 
denken ftellten fich dagegen heraus. Don den Sachverſtändigen hat ſich nur eine 
Minderheit dafür ausgeiprochen, und auch dieſe zumeift mit einer gewiflen Zurüd: 
haltung. Mehrheit und Minderheit ſetzt fich übrigens aus ſolchen zuſammen, 
welche mit und weldye ohne Melaile-Entzuderung arbeiten, 

Der Sachverſtändige Dr. Sidel, welcher in der auf mehr als 5000 Doppel: 
zentner tägliche Verarbeitung eingerichteten Fabrik Nörten ganz ohne Entzuderung 
arbeitet, ſtimmt entjchieden Für die Beitenerung der Melaſſe. Nach feiner Anficht 
würde die fernere Stenerfreiheit ſämmtliche Fabriken zu Gntzuderungsanlagen 
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nöthigen, und dadurch die Produktion um eine halbe Million Doppelzentner 
Zuder vermehren; andererſeits müſſe die Landwirthichaft um ihrer Erhaltung 
willen den Rübenbau ausdehnen, tworaus ein weiterer Zuwachs an YZuder ent: 
ftände; es fei nicht zu wünſchen, daß die Produktion jo künſtlich getrieben werde, 
Der Sadverftändige bezweifelt eine Steigerung der Melafjepreiie und hält 
letteren die niedrigen Zuderpreife entgegen; er achtet die Konkurrenz der Bren— 
nerei nicht hoch, weil dieſe von den Spirituspreiien auf dem Weltmarfte ab— 
hänge; er hält auch den lanbwirthichaftlihen Nugen der Abfalllaugen für jehr 
fraglich, weil der Neichthum derfelben an brauchbaren und in richtiger Zuſammen— 
jegung vorhandenen Salzen überihägt werde. Gr befürwortet die Beitenerung 
aller entzudernden Fabriken, nicht blos der Jelbftändigen Anstalten, und zwar 
nach einheitlihen Sage; er will eine Boniftfation der Melafle in der Form, 
dab jeder Fabrik ein beitimmter Prozentſatz nad dem Gewichte der verarbeiteten 
Nüben, alfo etwa 2°/, Prozent, angeichrieben, davon alles, was zum Crport 
oder zu anderer Verwendung als zur Gntzuderung gelangt, abgeichrieben und 
für den verbleibenden Reſt die Steuer mit 2 Mark pro Doppelzentner Melaſſe 
eingezogen Werde, 

Der Sachverſtändige Rabbethge —Einbeck theilt alle Bedenken gegen die Bes 
jtenerung der Melaffe, hält aber gleihwohl eine ſolche für unvermeidlich, weil 
man jonft die wirthicbaftlich richtige Verwendung zur Spritfabrifation abichneide. 
Er empfiehlt, auf die Nübenftener pro 50 Kilogramm einen Yuichlag von 
5 Pfennig anzuschreiben, alle ausgeführte oder nicht entzuderte Melaſſe abzu— 
Schreiben beziehungsweife mit 2 Mark pro 50 Ntilogramm zu vergüten, und den 
hiernach verbleibenden Stenerbetrag am Schluß der tamıpagne einzuziehen. 

Der Sadyverftändige Heffter arbeitet ohne Entzuderung mit Einwurf auf 
Konſumzucker, und verkauft feine Melaffe zur Entzuderung. Er will nur die 
jelbitändigen Fabriken beiteuern, tweldye mit Strontian arbeiten. Gr fchlägt den 
Sat von 1,,, Mark pro Doppelzentner Melaſſe vor, ohne Bonififation. 

Der Sadverftändige Graf von Hade, welcher mit Osmoſe auf Rohzuder 
arbeitet, findet eine Beitenerung der jelbitgewonnenen Melaſſe der Fabriken im 
MWideripruch mit der Gefeggebung von 1869; er will nur die zur Gntzuderung 
zugefaufte Melaffe, auch in jelbitändigen Fabriken, beſtenern; für SZentralfabrifen, 
welche von Rohzuderfabrifen zur gemeinichaftlihen Entzuderung ihrer eigenen 
Melaſſe errichtet werden, läßt er eine geringe Ntontrofabgabe zu. Gr bezeichnet 
als Zwed der Osmoſe nicht eigentlih die Entzucderung der Melafie, fondern bie 
Berbeiferung der Säfte. Er ſchlägt einen einheitlichen Stenerſatz pro 50 Kilo— 
gramm von 1,,, Mark vor; wird dadurd der Ginnahmeausfall des Fiskus nicht 
gedeckt, dann nöthigenfalls eine Erhöhung der Nübenfteuer. 

Der Sahverftändige Belemfelder, welcher auf Nohzuder shne Entzuderung 
arbeitet und feine Melaſſe nicht an Entzuderungsanftalten verfauft, weil er von 
anderen beflere Preiſe erzielt, will zur Dedung des Cinnahmeansfalls, wenn der 
Fiskus ihn nicht tragen mag, und wegen der Konkurrenz der Strontianfabrifen 
eine mäßige Steuer nad einheitlihem Sage vom Gewicht auf alle zur Ent: 
zuderung gelangende Melaſſe gelegt willen; er bezweifelt den Nugen einer 
Bonififation für Melaſſe und glaubt, dab die Osmoſe eine auch nur mäßige 
Steuer nicht tragen fönne, 

Muh der Sachverſtändige Treutler, welcher mit Osmoſe auf Rohzucker 
arbeitet, hält die Osmoſe nicht für fähig, eine Steuer zu tragen. Im Webrigen 
Iheint er die Veitenerung aller Melaſſe nah Abitufungen für zuläflig und Die 
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Anſchreibung beim Eingange in die Eutzuckerungsanſtalt oder in den Apparat 
für ausreichend zu halten. 

Der Sadpverftändige Dr. Baldamus, bisher Mitinhaber von drei Fabriken, 
in denen theilweife mit Osmoſe gearbeitet wird, mißt der Entzuderung der 
Melaſſe ausichlieglih die Schuld der jetzigen Finanzfalamität bei und will deß— 
halb aud fie und nicht die Nohzuderfabrifanten büßen laffen. Er hält eine 
Melaſſeſteuer für leicht zu fontroliven und praktiſch durchzuführen; wenn die 
Behörde coulant fein wolle, möge jie den Fabrifanten die eigene Melafle frei- 
laſſen, und nur die zugefaufte nach einem einheitlichen Sate, etwa mit 3 Mark 
pro 50 Kilogramm, befteuern, und zwar lediglicd; auf Ans und Abmeldung des 
Fabrifanten ohne weitere läjtige Kontrole. 

Die Sachverſtändigen von Kroſigk, Rühland und Bergmann entichließen ſich 
nur für den Nothfall, wenn es nicht anders fein könne, zu einer Melafleiteuer 
nah einheitlihem Sate und nur für zugefaufte Melaffe; der Sacdveritändige 
Rühland will ſolche für die jelbitändigen Strontianfabrifen in jedem alle. 

Die meiſten Sadverftändigen haben aus nachſtehenden Gründen ſich gegen 
eine Melajleiteuer ausgeſprochen. 

Eine Bedeutung für den großen Zudermarkt habe die Melafie- Entzuderung 
nicht, weil die Summe ihrer Erzeugniffe zu gering fei gegenüber der Geſammt— 
produftion Deutſchlands und dem Bedarfe des Weltmarktes. 

Eine unbillige Benadhtheiligung der ohne Entzuderung arbeitenden Fabriken 
in ihrer Rentabilität werde durch eine allmälige Steigerung der Melaſſepreiſe 
verhütet werden. Die Notirungen der Fach- und Börfenblätter wieſen zwar 
bisher nur eine jehr unbedeutende Steigerung nad. Allein ſolche Notirungen 
feien, beſonders hinfichtlih der höchiten Preife, nicht völlig zutreffend, und Die 
von einigen Sachverſtändigen über ihre An- beziehungsweile Verkäufe gemachten 
Angaben deuteten allerdings darauf Hin, daß im neuerer Zeit auch über dieſe 
Notirungen hinaus die Melaffe bezahlt worden ſei. Ohne das Cintreten ber 
Entzuderer würden die Preife auf ein Minimum hberabgefunfen fein, da die 
Melafje hauptfählih nur für die Brennereien von Werth ift, dieſe aber bei 
ſchlechten Spritpreifen nichts anlegen konnten, jelbit wenn fie, da fie den Markt 
völlig beherrihten, gewollt hätten. Mit der ‚unvermeidlichen Ausbreitung der 
Melafje-Entzuderung würde natürlich die Nachfrage und damit der Preis fteigen. 
Selbft bei ungünftigen Konjunfturen dürften die großen ntzuderungsfabrifen 
ihr beträchtliches Anlagefapital nicht unbeichäftigt laflen ; fie würden deihalb die 
höchſten Preiſe geben, fo lange ihre Eriftenz nicht gefährdet fei. Den Rohzuder: 
fabrifen bliebe dann die Wahl, jelbit zu entzudern oder den erhöhten Preis 
beim Verkauf der Melaffe vorzuziehen. Damit würden die Wortheile der Ent: 
zuderung ausgeglichen; mande Fabriken verfauften ſchon zu heutigen Preiſen 
lieber, alö daß fie entzuderten. ine Stoalition der Entzuderer zum Zwecke 
eined Preisdrudes dürfe man nicht bejorgen, da der Verfahren und der Patent: 
Inhaber ſchon jeßt zu viele jeien und noch immer neue binzutreten, und da 
ſchlimmſten Falles den Nohzuderfabrifanten der Ausweg bliebe, ſelbſt zu ent- 
zudern oder zu joldhem Zwecke fih eine gemeinfame Fabrik zu bauen, 

Dagegen wäre die nächite Folge der Melaſſebeſteuerung eine Preisermäßigung, 
welche den Ver fäufern zur Laſt fiele, fo daß Diele die eigentlichen Träger der 
"Steuer würden. Cine weitere Folge wäre die ftrengere fteuerliche Kontrole der 
Nohzuderfabriten mit Nachtheilen und Koften, ferner die Erhöhung der Pro— 
duktionskoften und die Beeinträchtigung der Konkurrenzfähigkeit. Zum größten 
Nugen der Induftrie gereiche die völlige Freiheit, Verſuche jeder Art in der 
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Fabrik ohne ftenerlihe Schranfen machen zu können. Die Elution jelbit biete 
dafür ein jchlagendes Beiſpiel. Im Anfang ihres Beſtehens habe fie den Unter— 
nehntern herzlich wenig Gewinn gebradt ; ohme die freie Bewegung, welche ihre 
Entwidelung begünftigte, wäre fie ohne Erfolg geblieben, und eine fteuerliche 
Beichränfung würde fie bald eriticht haben. 

Die Beitenerung der Melaffe würde ferner ohne Zweifel dazu führen, bie 
Entzuderung überall da zu unterdrüden, wo fie nur im Nebenverfahren, d. h. in 
Berbindung mit der direkten Nübenverarbeitung betrieben wird. In eriter Linie 
würde davon die Osmoſe betroffen werden, welche nad Anficht vieler Sad: 
verftändigen eine Steuer überhaupt nicht vertragen kann. Als Berfahren zur 
Entzuderung jcheine fie feine beiondere Rüdficht zu verdienen. Denn ihre 
Erfolge jeien überaus ſchwankend, ihre Anwendbarkeit ſei bei vielen Melaſſen 
ganz ausgeſchloſſen, und der Landwirthihaft bringe jie mehr Schaden als Nugen. 
Als Verfahren zur Reinigung der Süfte, beionders in Fabriken, welche weniger 
gute Nüben verarbeiten, würde bie Osmoſe überhaupt nicht Gegenitand einer 
bejonderen Beiteuerung fein. Die verichiedenen Kalfverfahren, foweit fie mit der 
Nübenverarbeitung verbunden werden, jollten nur eine geringe Steuer vertragen 
fönnen; da aber legtere nicht zu niedrig gegriffen werde würde, wenn fie über: 
haupt wirfen joll, müßte daraus ihr Verschwinden folgen. Der Schaden träfe 
insbejondere die Landwirthſchaft. Mit Ausnahme zweier Sachverſtändiger, welche 
ei weniger günstiges lirtheil fällen, hätten die übrigen nach ihrer Grfahrung 
die Slutionslauge al3 ein jehr kräftiges und ſchätzbares Düngungsmittel bezeichnet. 
Ginge dies den Fabriken bei Einstellung ihrer Nebenverfahren verloren, jo würden 
die jelbitändigen Entzuderungsfabrifen ihnen einen Erjfag wegen der Schwierigkeit 
des Transports faum bieten können. In Deflau und Rofig würde die Lauge 
deßhalb ſchon jegt auf Pottafche verarbeitet. Der Ausfall in der Zuderausbeute 
jelbit träfe vorzüglich die Fabriken mit weniger guten Rüben. Bei zuderreichen 
Nüben würden die Säfte ſchon im direkten Verfahren leichter und ftärfer aus— 
gearbeitet, jo daß eine Entzuderung der Melaſſe weniger nothwendig und lohnend 
wird. Unter ſolcher Worausiegung wäre aud die Elution als ein Hülfsmittel 
für beilere Verarbeitung der Rüben zu betrachten, und eine Belaftung derjelben 
mit Steuer würde gerade für “die weniger begünftigten Fabriken nicht zu 
wünschen fein, 

Bon der Höhe der Melaſſeſteuer würde die Lebensfähigfeit auch der ſchon 
beitehenden felbitändigen Entzuderungsanitalten abhängen. Ueberall, wo Die 
Einrichtung zur Gntzuderung duch Kalt: oder Strontianverfahren getroffen ſei, 
müßten Sehr bedeutende Kapitalien darauf verwendet werben. Im Falle Diele 
Anstalten, Sowohl die für Nebenverfahren, wie die für jelbitändige Arbeit 
geeigneten, durch die Beltenerung zum Stillftande kämen, wären die Kapitalien 
nuglos verwendet und als verlorene zu betrahten Wenn wirflic bei fort: 
dauernder Steuerfreiheit der Melafle-Entzuderung die Nohzuderfabrifen genöthigt 
würden, eine Entzuderung für fich einzurichten, fo ließe ſich auch für diejenigen, 
welche nur über bejchränfte Mittel gebieten, das Bedürfniß befriedigen. Die 
Fabrit Hildesheim ſei auf gemeinichaftliche Koiten einer Anzahl von Fabriten 
errichtet, deren jede neben dem mäßigen Geldeinſchuſſe fich zur Lieferung von 
Melaſſe verpflichtet habe. Die Fabrit Deffau laſſe fih von einer Anzahl 
Fabriken deren Melaſſe gegen Zahlung eines feiten Preiſes und Betheiligung 
anı Fabrifgewinne liefern. Die Fabrik Gehrden liefere ihre Melafle zur Wer: 
arbeitung nach Saritedt, ähnlih die Fabriken Züttlingen und Altshauſen nad 
Waghäuſel; gleiches geichehe in einigen Fabriken in Schleftien und am Rhein. 


⸗ 
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Nichts jtände im Wege, dab auch künftig die Fabriken ſich in ähnlicher Weife 
vereinigten, um den Verhandlungen mit den jelbftändigen Entzuderungsanitalten 
fih zu entziehen. 

Merde in Folge der Melaffebeiteuerung die Entzuderung befchränft, fo laſſe 
fih auf verftärfte Ausfuhr von Melaffe rechnen. Die Landwirthichaft würde 
dadurch die Abfälle von der Melaffeverarbeitung verlieren, fie würde überdies bie 
Konkurrenz des aus deuticher Melaſſe gebrannten Spiritus erfahren. Sogar die 
Möglichkeit fei nicht ausgeichloffen, daß die Entzuderung der Melaffe im Auslande 
itattfinde, 3. B. in England, wo Zoll und Steuerverhältnifie dies begünstigen würden. 

Bon dieſen für und wider die Melaffeiteuer vorgebradten Gründen haben 
nicht alle gleiches Gewicht. Der Vorichlag der Anfchreibung eines Firums von 
2°/, Prozent Melaſſe entipriht offenbar der Erkenntniß von der Schwierigkeit 
einer gerechten Bertheilung der Steuer. Die Praris würde auch eigenthümliche 
Ericheinungen dabei zu Tage treten laſſen. Da die Menge verbleibender Melaffe 
verichieden ilt, jo würde in einem Jahre Nachiteuer zu zahlen fein, im anderen 
nicht ; wer jeine Melafle verkauft, würde einen Theil jteuerfrei verfaufen, den 
anderen nicht, und wenn beim Verkauf zur Entzuderung der Käufer Steuer zu 
zahlen hat, würde der Preis dafür ein anderer werden, als im übrigen Handel. 
Es ift Schwer anzunehmen, daß bei folhen Schwankungen der Fabrikant feinen 
Bortheil finden würde. Cine Melaflefteuer behufs Erhaltung der Brennerei fest 
voraus, daß die Steuer den Melaijepreis fo weit drüden werde, um den Ankauf 
durch die Brenner zu ermöglichen. Wenn aber die Melafjebrennereien ganz von 
den Spirituspreifen abhängen, und wenn fie ſchon den Preis von 5 Mark pro 
50 Kilogramm nicht zahlen, nach Angabe eines Sahverjtändigen jogar höchſtens 
3 Mark pro 50 Kilogramm anlegen fönnen, ſo fragt fih, ob der Zucker— 
Induſtrie mit einer ſolchen Kundschaft gedient jein kann, ob jie ihr im Wege 
de3 Steuerzwangs aufgebürdet und ob der Landwirthſchaft auf ſolche Weiſe eine 
Konkurrenz für ihre Startoffelbrennerei geichaffen werden darf. 

Daß die Produkte der Melaffe-Entzuderung bisher eine merfbare Einwirkung 
auf den Zuckermarkt nicht ausübten, ift zwar richtig; daß es in Zukunft nicht 
anders werden jollte, ift aber nur anzuerfennen, jofern es bei der bisherigen 
Ausdehnung des BVBerfahrens und bei der biöherigen Ichlanfen Ausfuhr verbleibt. 
Wenn dagegen die Erzeugung von Melafiezuder auf etwa eine halbe Million 
Doppelzentner fteigt, und der Abſatz zu itoden beginnt, jo iſt ein nachtheiliger 
Einfluß auf den Zudermarkt ſehr wohl denkbar. Da die Verarbeitung von 
75 Millionen Doppelzentnern Nüben ſchon mindejtens 2 Millionen Doppelzentner 
Melafie ergibt, und dieſe leicht eine halbe Million Doppelzentner Zuder geben, 
jo liegt eine ſolche Möglichkeit nicht jo fern. Ueberdies kann der Melaflezucer 
billiger abgegeben werden als anderer. Das Argument trifft aljo nicht zu. 
Abgeiehen davon, darf der Zweck einer Melaffeitener nicht der fein, die Arbeit 
der Fabriken und die Produktion künſtlich zu beichränten. 

(Fine Koalition der Melafleentzucerer zum Zwed des Preisdruds it in der 
That wenig wahrjcheinlich. Jebt werden jährlich etwa 871. Millionen Doppel: 
zentner Nüben verarbeitet, welche mindeftens 2'. Millionen Doppelzentner Me— 
laſſe geben. Fabriken wie Deſſau, Roſitz, Hildesheim mögen immerhin jährlich 
jede 150,000 bis 200,000 Doppelzentuer Melafle verarbeiten, To bleibt immer 
noch ein jo erhebliches Quantum übrig, daß die Gefahr einer Beherrichung des 
Markts nicht nahe liegt. Much würde die Ausfuhr als Nequfator dienen. 

Die Beſorgniß, dab in Folge der Beſteuerung der Melaſſe alle Nebenver: 
fahren der Eutzuderung aufhören, vielleicht auch die ſelbſtändigen Anftalten feiern 
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und die darin angelegten Stapitalien verloren gehen müßten, muß vor einer 
ratiomell bemesjenen und organilirten Melafleiteuer ſchwinden. Bei 
einer ſolchen nad) der Leiftungsfähigfeit feſtgeſtellten Steuer könnten diefe Folgen 
nicht eintreten, eö fei denn, dab die geſammte Entzuderung eine fünitlih ge 
triebene Pflanze ohne Leiftungsfähigfeit it. Dann aber würde fie auch eine 
Vertheuerung der Melaſſe nicht ertragen, wie die Gegner der Beiteuerung fie zu— 
verfichtlih vorausjagen. Es jcheint aber, als bilde gerade die Steigerung der 
Melaflepreife den Kernpunkt der Frage, da nur auf diejem Wege eine befriedigende 
NAusgleihung der Anſprüche der Nohzuderfabrifanten mit denen der Melafleent- 
zuderer zu erreichen ift. 

Die Nübenfteuer geht davon aus, daß von dem in der Nübe enthaltenen 
Zuder ein gewilfer Theil als kryſtalliſirbare Mafle gewonnen werden fönne, 
während der Reſt nicht mehr in folder Form daritellbar ijt, beziehungsweiie 
verloren gebt. Nach der Menge diejes Eryitallifirbaren Zuders ift die Steuer 
auf die Rübe vertheilt, Früher galt die Melaſſe für die weitere Werarbeitung 
werthlos, der in ihr enthaltene Zucker fam als folder nicht mehr in Betradt. 
Dies Verhältni hat fich geändert: der Zuder fann aus der Melaſſe in Kryſtallen 
dargestellt werden und wird jo dargeftellt; folgerihtig muß er auch bei Bemeſſung 
der Nübensteuer in Rechnung fommen. Dies einfache Verhältniß ift deshalb 
verfannt worden, weil die Melaffeentzuderung mit befonderen Ginrichtungen und 
in befonderen Anjtalten betrieben wird. Indeſſen Aehnliches hat bisher bereits 
ftattgefunden, ohne daß gleihe Folgerungen daran gefnüpft worden wären. 
65 gab und gibt noch Fabrifen, welche ſich auf Herftellung von Füllmajien 
beichränfen und legtere an andere Fabriken zur weiteren Verarbeitung abliefern. 
Niemand hat daran gedacht, diefe Fabriken anders zu behandeln, als wenn jte 
jelbit bis zum Nohzuder durcharbeiteten. Zur Auslaugung des Schlammes 
werden befondere Apparate benutzt, ohne daß daran die Forderung einer beionderen 
Steuererhebung geknüpft worden wäre. Sp lange man an der Nübenftener feſt— 
hält, fommt es nur auf das Verhältniß zwiichen der Nübe und -der Zuderaus: 
beute an, ohne NRüdficht darauf, ob dieſe Ausbeute in einer oder mehreren Ans 
ftalten, in einem einheitlichen oder in mehreren fombinirten Verfahren erzielt 
wird. Diejer richtige Sat begegnete bei Gelegenheit der Melafleentzuderung 
zweien wichtigen Bedenken. Einerſeits wurden die Anlagefoften für die Ent: 
zuderung der Melaffe jo hoch berechnet und die erforderlichen Einrichtungen ala 
jo umfangreich fomplizirt bezeichnet, daß ein großer Theil, namentlich der älteren 
Fabriken, weder Mittel noch Räumlichkeiten würden jchaffen können. Zum 
anderen gehörte das Geheimniß des Verfahrens wenigen Perſonen, welde ent— 
ichloflen Ichienen, auf ihre Patente geftügt, es ausschließlich zu eigenem Wortheil 
zu verwerthen, nicht aber zum Gemeingut der ganzen Imduftrie zu machen. 
Deßhalb ſchien eine Ausgleihung zwiichen dem Nohzuderfabritanten und dem 
Entzuderer nicht durchführbar. Genoß der Lestere allein die Vortheile der ver: 
mehrten Zuderausbeute, ohne zu den Laſten beizutragen, jo mußte zur Befeitigung 
diejes Mißverhältniſſes dem Entzuckerer direft derjenige Theil der Steuer auf: 
gelegt werden, welcher jeinem Antheil an der Gejammtausbeute entiprad. Dies 
müßte unter der vorgedachten Vorausfegung gerechter ericheinen, als eine allgemeine 
Erhöhung der Steuer nad Maßgabe der einichließlih der Melafleentzuderung 
zu erzielenden Ausbeute. Wenn fich jest ergibt, daß der NRobzuderfabrifant 
ohne Aufwendung unerichwinglicher Koften feine Melafie ſelbſt entzudern fann, 
und daß er durd erhöhte Melailepreiie für den in der Melafie enthaltenen Zuder 
angemefjen entichädigt wird, jo füllt damit die Nothwendigfeit beionderer 
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Mapregeln fort. Es kann dann ohne Schaden die Steuer von der Nübe nad) 
Maßgabe der überhaupt möglichen durchichnittlihen Zuckerausbeute erhoben 
werden, ohne Rückſicht darauf, wie, wo und wann die Ausbeute erzielt wird. 
Es bleibt dann nur die Frage übrig, ob etwa eine Melasleiteuer zweckmäßiger 
ift und ſich als Ergänzung für die Rübenſteuer empfiehlt. 

Die Verhandlungen mit den Sadverjtändigen haben weientlich dazu beiges 
tragen, die Schwierigkeiten einer Melaſſeſteuer Elarzuitellen. Zunächſt ift der 
Begriff der Melaſſe ein wandelbarer, und eine zuperläflige Stennzeihnung deſſen, 
was als Melaſſe fteuerpflichtig werden Toll, nicht thunlih. Im Allgemeinen ver: 
fteht man darunter, wie ſchon oben bemerkt wurde, denjenigen Rückſtand aus der 
Zucderbereitung, aus welden fih auch bei längerer Ruhe eine ſelbſtthätige 
Kryſtalliſation nicht mehr entwidelt. In der Wirklichkeit verhalten fich dieſe 
Nüditände Sehr verichieden. Zur Entzuderung wird nicht blos eigentliche Melaſſe, 
jondern auch der Ablauf vom zweiten, ſogar vom eriten Broduft verwendet In 
den Handel konmt neben eigentlicher Melaſſe auch die bereits osmoſirte, Towie 
die Naffineriemelaffe, welhe von jener nicht zu unterscheiden, gleihwohl aber 
zur Entzuderung weniger oder gar nicht geeignet find, Die Prüfung der Me: 
laſſen nad ihrer Dichtigfeit oder nach Polarilation ergibt feinen zuverläſſigen 
Anhalt, weil ihre Zufammenfegung jehr wechſelt und ihre Brauchbarfeit beſonders 
von dem Gehalt an Salzen und anderen Nichtzuderitoffen, fowie von nvert- 
zuder abhängt. Bei der Elution wird die Melaſſe, oder häufiger noch der Ab— 
lauf vom zweiten Produkt auf Zucderfalt verarbeitet und dieſer zur Scheidung 
der Säfte benugt, der danach Folgende Ablauf wieder auf Zuckerkalk verarbeitet, 
fo dab ein Kreislauf entjteht, innerhalb deſſen eine Feititellung der eigentlichen 
Melaſſe nach Menge oder Güte gar nicht möglich iſt. Somit fehlt e8 an dem 
eriten Crforderniß einer Beitenerung: am der genauen Feſtſtellung des zu bes 
ftenernden Objekts. 

Bei der von der Fabrik zugefauften Melaſſe läßt fich wenigitens die Einfuhr 
und die Menge feititellen. Allein auch hier begegnet man eigenthümlichen Bedenfen. 
Wenn eine Fabrik Rohzucker einwirft, oder wenn fie die Füllmaſſen einer anderen 
verarbeitet, wird von Steuer nicht geiprochen. Wenn fie aber Melaſſe zufauft, 
foll fie Stener bezahlen. Wo ift nun die Grenze zwiichen der eigentlichen Melaſſe 
und der Füllmaſſe? Wozu gehört der Ablauf vom zweiten Produkt? oder ber 
vom eriten? Vom ganz mangelhaft geichleuderten Rohzucker, der vielleicht zwiſchen 
70 und 80 Prozent polarifirt, biö zur wirklichen Melaſſe herab find jo vicie 
Zwiſchenfabrikate möglich, daß die Verlegenheit darüber, wo die Steuerpflicht an: 
fängt, groß fein würde. 

Die felbjtgewonnene Melaffe anders zu behandeln, wie die zugelaufte, würde 
zu einer Steuerungleichheit führen, für die es feinen stichhaltigen Grund gibt. 
Hat der Fabrifant mit der Nübenftener wirklich die volle Steuer für allen aus 
der Rübe gewinnbaren Zuder erlegt, jo muß ihm auch volle Verfügung über alle 
feine Produfte bleiben; dem Fiskus kann ed dann gleichgiltig fein, ob und wie 
er den auf dem Melaſſezucker ruhenden Stenerantheil eritattet erhält. Dedt aber 
Die Nübenfteuer nicht die volle Zucderausbeute, jo würde dem Fabrifanten durch 
fteuerfreie Verabeitung der eigenen Melaſſe eine unbillige Vergünftigung zu Theil. 
In der Ausführung würden wieder eigenthümliche Schwierigfeiten hervortreten. 
Wenn zwei Yabrikanten A. und B. ihre Melaſſe in der Fabrik des A, für gemein: 
fame Rehnung verarbeiten und den Gewinn theilen, jo ift ohne Zweifel die in 
Die Fabrif des A. eingeführte Melaſſe des B. als eigene Melaſſe jteuerfrei. Wenn 
P. fi einen Gewinnantheil neben einem feiten Preiſe für feine Melaſſe bedingt, 
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jo wird die Steuerfreibeit ſchon zweifelhaft; nod mehr, wenn ſonſt eine Ent— 
ihädigung gewährt wird, welche zwiichen dem einfachen Kaufpreiſe und der ein= 
fahen Gewinntheilung liegt. 

Ein Unterfhied zwiſchen den jelbitändigen Entzuderungsanitalten und den 
mit Rohzuderfabriten verbundenen würde dem vorher dargelegten Grundſatz ebenio 
wiberiprechen, er würde aber auch in der Praxis nicht aufrecht zu halten jein. 
In Waghäufel 3. B. findet eine eigenthümliche Verbindung ftatt zwiichen brei 
Nohzuderfabriten, zwei Naffinerien und einer Affinerie, d. h. Strontian-Entzucker— 
ungsanftalt. Berarbeitet werben die Ablaufſäfte beziehungsweile Melaſſen der 
Rohzuderfabriten, dazu tritt angefaufte Melaffe; raffinirt wird der eigene Roh— 
zucer aus den Rüben und der aus Melaffe unter Einwurf von zugelauften Roh— 
zuder. Die jämmtlihen Anlagen gehören der Badiſchen Geiellihaft für Zucker— 
fabrifation; bei der jogenannten Affinerie, d. h. bei der Entzuderungsanftalt, hat 
fie noch einige andere Theiinehmer, welche dazu Geld eingeihoijen und am Ges 
winn Mitgenuß haben. Sit fie deßhalb als jelbitändige Anſtalt zu betrachten, 
weil fie joldhe Theilnehmer hat? oder mweil fie Melaffe einfauft? In Hildesheim 
ift von einer Anzahl Nohzuderfabriten eine Fabrik gegründet, welche deren Melaſſe 
entzudern joll. Die Fabriten haben aber noch einen Gejellichafter, der den Strontian 
liefert: gilt deshalb Hildeshein als jelbftändige Fabrit? Die Deilauer Anitalt 
gehört einer Aktiengejellichaft; diefe hat mit einigen Fabrifen wegen Lieferung 
ihrer Melafie gegen Antheil am Fabritgewinn abgeichloffen: trotzdem wird die 
Deflauer Anstalt als felbitändige gelten müffen. Bon der Aftienfabrit alio, welche 
nur zugefaufte Melafle für eigene Rechnung verarbeitet, bis zu der Fabrik, welche 
als gemeiniame Gntzuderungsanitalt für mehrere Nohzuderfabriten dejielben 
Eigenthümers nur deifen Melaſſe verarbeitet, gibt es Verjchiedenheiten, welche bei 
der Frage nah der Stenerpflichtigfeit den Scharfſinn kaſuiſtiſcher Juriſten her: 
ausforbert. 

Die verschiedenen Berfahren der Melafleentzuderung geben, wie oben dargelegt, 
ſehr verjchiedene Zuckerausbeute. Folgerihtig müßten fie alfo, je nad) der Aus: 
beute, auch nad verichiedenen Sägen ftenerpflichtig fein. Gleichwohl erheben ſich 
gewicdhtige Stinmen für einen einheitlihen Sag. Man verweilt auf die Rüben— 
iteuer, bei welcher auch feine Abitufungen beitehen. Man behauptet, daß, wenn 
das jinnreichere Verfahren höher beiteuert würde, dies eine Beſteuerung der 
Intelligenz jet und den Fortichritt hemmen würde. Neben der Zucerausbeute 
will man auch die Rentabilität der Verfahren in Betracht gezogen ſehen. Die 
Osmoſe verlange ſehr geringe Anlagefoften und geringe laufende Kojten, viel 
höhere die Clution, die höchſten das Strontianverfahren: fie würden deßhalb 
trog verschiedener Ausbeute durch eine einheitliche Steuer doc gleichmäßig betroffen. 
Ueberdies gelte die Technik der Melaffeentzuderung noch nicht für abgeſchloſſen. 
Jeder Tag bringe neue Erfindungen und neue Patente; fürzlich fei wieder das 
. Steffens’she Ausicheidungsverfahren befannt geworden, welches bei geringen Koſten 
eine hohe Ausbeute veripreche und das Strontianverfahren mit einer gefährlichen 
stonfurrenz bedrohe. Unmöglich könne bei jeder neuen Erfindung ein neuer Steuer: 
lag bejtimmt werden. Der Osmoſe durch eine Stenerbegünitigung das Leben zu 
friften, ſei nicht gerechtfertigt. Ueber furz oder lang müſſe ohnehin das beite 
Verfahren die Oberhand behalten und die übrigen verſchwinden machen. 

Zur Vermeidung aller dieler unverfennbaren Schwierigfeiten ift vorgeichlagen 
worden, Fir die nicht zur Gntzuderung gelangende Melafle eine Steuervergütung 
zu gewähren, Dabei würde die Laſt des Beweiſes dein Stenerpflichtigen obliegen. 
Wo deilen Nachweis über die anderweite Verwendung der Melsafle fehlt, wird 
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oder bleibt die Steuer eingezogen. Gegen dieſen Vorichlag ift daran erinnert 
worden, daß unjere dermaligen Berlegenheiten von der Schwierigkeit einer richtigen 
Abmeſſung der Steuervergütung herrühren, "und daß man dieſe Berlegenheiten 
nicht durch eine neue Steuervergütung vermehren jolltee Wenn jchon für die Be- 
ftenerung eine Beitimmung deijen, was Melafie jei, fait unlösbare Schwierigkeiten 
habe, jo jei dies für die Steuervergütung nocd mehr der Fall. Letztere dürfe 
man jedenfall nur für Melafle einer gewiſſen Beichaffenheit gewähren; e8 würde 
alſo jedesmal eine Prüfung nothwendig fein. Gin zuverläffiges Mittel dazu 
gebe es aber nit. Um jo begründeter jei die Beſorgniß vor Defrauden durd) 
Vermiſchung verjchiedener Nüdjtände oder dur Beimiihung fremdartiger Sub» 
itanzen; eingedidtes Osmoſewaſſer, entzuderte Melaſſen, Raffineriemelaſſen jeien 
von der eigentlichen Melafje kaum zu unterjcheiden. Auch bei der Verwendung 
zu Genußmitteln werde die Steuerpflicht einzutreten haben; man müſſe aljo die 
Melafie zum Pfefferfüchler 2c. verfolgen; ein jehr anjehnlicher Theil der Raffinerie 
melafjen werde zu Speifeiyrup verarbeitet. Zur Bejeitigung dieſer Verlegenheiten 
denft man an eine Denaturirung. Damit würde der Melaflehandel erjchwert. 
Ob fie der gewerblichen Verwendung Eintrag thäte, hinge von dem anzumenden: 
den Mittel ab; die Vermiihung mit Schwetelläure würde zwar den Brennern 
nicht bedenklich jein, wohl aber 3. B. den Wichjefabrifanten und dem Gichorien: 
fabrifanten. Schließlih kommt noch die Nothwendigfeit einer Kontrole hinzu, 
welche fih nicht auf bloße Anmeldung und Abmeldung beichränfen kann und 
deren Ausführung um jo unftändlicher wird, als die wenigiten Fabriken am 
Drte oder in der Nähe von Steuerämtern fich befinden. Ob der Fiskus überhaupt 
bei der Melafjeftener jeine Nechnung finden würde, steht ebenfalls noch dahin. 
Die Tehnif würde mehr als bisher darauf hinarbeiten, durch weitere Ausbildung 
der direkten Aiübenverarbeitung die Menge der Melafje auf ein Geringſtes zu be: 
ſchränken und deren Entzuderung überflüifig zu machen. Die Möglichkeit deſſen 
wird nicht bezweifelt. Schon jest find Patente auf die Ausicheidung des Zuders 
aus den Pflanzenſäften genommen. 

Die Kommiſſion hat ſich aus diefen Gründen mit 9 gegen 3 Stimmen da— 
gegen ausgeiprocen, eine bejondere Beiteuerung der Melaſſe neben derjenigen der 
Rübe vorzuschlagen. 

Verringerung der Wübenfleuer. Auf dem Fortbeſtehen des gegenwärtigen 
Steuermodus beruht zunächſt der Vorichlag einer Verringerung der gegen: 
mwärtigen Steuer unter entiprechender Bemeſſung der Bonififation. Alle Sad) 
verjtändigen haben ihn willkommen geheißen, den finanziellen Erfolg jedoch bezweifelt. 
Die in der Kommiſſion geitellten desfallfigen Anträge, welche unter verichiedenen 
Modalitäten eine Herabjegung auf O,-, Mark pro 50 Kilogramm Rüben bezwedten, 
find aber ſämmtlich abgelehnt worden. Es ift ja anzuerkennen, daß die Derab- 
fegung der Steuer im Allgemeinen ein zwedmähiges Mittel zur Vermehrung des 
Konſums fein würde. Die Herabjegung wird nur jo erheblich fein müſſen, dat 
fie fi im Einzelverkauf beim Preife fühlbar maht. Auf 50 Kilogramm deutjchen 
Zuders ruhen aber weniger als 10 Mark und auf dem Pfund daher weniger 
als 10 Pfennig Steuer. Cine Herabjegung der Steuer auf die Hälfte würde 
Daher, aud) wenn fie unvermindert auf die Detailpreije übergehen follte, das Halbe 
Kilogramm um weniger als 5 Pfennig billiger machen. Solche Preisherabiegungen, 
Die fi in Folge des Schwanfens der Börfenpreife ſchon eingeftellt haben, find 
auf die Zunahme des Konfums bisher einflußlos geblieben. Es wäre ja denf- 
bar, daß fie bei längerer Dauer ihre Wirkung nicht verfehlten, aber dann würde 
für den Fisfus die Möglichkeit, den entitehenden Ausfall jofort durch vermehrten 
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Konfun gedeckt zu ſehen, fortfallen. Gerade in dem Moment, in dem es fich um 
Miederherftellung befriedigender Ginnahmen handelt, wird die Verringerung der 
Steuer daher nicht zu empfehien ein. 
Der deutiche Konſum belief fich nach der amtlichen Statiltif in den Kampagnen : 
1871/72 auf 5, Kilogramm Nohzuder pro Stopf, 
1872/73 „ 6,6 


" " " " 
1873/74 „ 72 ® — u. 
1874/75 ” 6,5 m " " n 
1875/76 „ Te a R ee 3 
1876/77 " 5,6 n n " " 
1877/78 " 6,7 " „ " „ 
1878/79. 6,7 R P .. 
187 9/80 n 6,3 " 1 " " 
1880/81 „ 6,8 R A oe 
1881/82. 64 — 


1882/83 83 R — FRE 

Dem gegenüber fteht in England, wo feit 1874 die Zuckerabgaben gänzlich 
aufgehoben jind, jegt ein Verbrauch von 31,7 Kilogramm (1867: 19,59 Kilos 
gramm), in Nordamerika ein jolcher von 19, Kilogramm. 

Der Konſum Deutjchlands weift für die Kampagne 1882/83 eine verhältuiße 
mäßig große Vermehrung nad); feine Berechnung beruht befanntlih auf Addition 
der Produftion und Ginfuhr, fowie Subtraftion der Ausfuhr. Ob die Beitände 
indeijen gleich hohe am Schluffe der Kampagnen 1881/82 und 1882/83 waren, 
entzieht fich der Feititellung. Da jedoch die Bonififation für Rohzuder am Schluffe 
der Stanıpagne 1882/83 eine Ermäßigung erfahren hat, To läßt fi annehmen, 
daß die Beitände, joweit fie ausgeführt werden konnten, vorher thatlählich aus— 
geführt fein werden. Ob troßdem höhere Beftände etwa am Schluſſe der Kanıpagne 
1882/83 zurüdgeblieben und irrig als fonjumirt berechnet find, wird ſich erit 
nad dem Neiultat der gegenwärtigen Stampagne beurtheilen laſſen. Es hat ins 
deſſen ſchon jest die Anficht Vertretung gefunden, daß in den früheren Jahren 
die Angabe der produzirten Zucker eine zu geringe gewejen und der Konſum pro 
Kopf in Folge deilen bis zur Nampagne 1882/83 exkl. zu gering berechnet fein 
fönnte. 

Kontingentirung. Auf der Vorausjeßung der Beibehaltung des jegigen 
Steuermodus beruht auch der Vorfchlag der Kontingentirung. Cine jolde 
Mapregel würde nur für einige Jahre zu empfehlen fein und’ die Sicheritellung 
eines fisfaliichen Einfommens von 55 bis 56 Millionen Markt beziweden müflen. 
In der gegenwärtigen Zeit, wo die Zuderinduftrie auf dem Wege ift, den 
gelanımten Zucker der Nübenfäfte, ei es im Wege der Melaffeentzuderung, ſei 
es durch direfte völlige Entzuckerung der Säfte zu gewinnen, hat eine ſolche 
Maßnahme etwas Beitechendes, namentlich wenn der Zunahme der Bevölkerung 
und des Konſums nah Maßgabe der biöherigen Grfahrungen Rechnung ges 
tragen wird. Sobald es gelungen fein würde, ein praftiiches Verfahren zur 
Gewinnung des gefammten Zuders der Nübenfärte zu finden, würde nad den 
dann jich ergebenden Ausbentefägen eine Prüfung der Steuer und Ausfuhrver- 
gütungsfäge einzutreten haben. Auf der anderen Seite kommt jedoch bei der Kon— 
tingentirung in Betracht, daß die Lage der Zuderfabrifanten, welche ſchon jeßt 
mit manchen unbeftimmten Faktoren rechnen müſſen, infofern jie nad) dem Schluß 
des Stampagnejahres, alfo zu einer Zeit, wo die neue Kampagne ihre Mittel voll 
in Anſpruch nimmt, auch noch mehr oder minder großen Nachzahlungen ausgejegt 
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jein würden, eine unfichere und ungünftige wird, Je höher die Steuer bemeſſen 
wird, je wahricheinlicher wird allerdings das völlige Eingehen der Eontingentirten 
Summe. Allein jchon bei einem Manko von fünf Millionen Marf würde eine 
Fabrik von durhichnittlichen Umfange, d. h. von 244,000 Doppelzentnern Rüben- 
verbrauch, eine Nachzahlung von fait 14,000 Mark zu leilten haben, ſofern die 
. legtere nah) Maßgabe de3 jtattgehabten Nübenverbrauchs vertheilt wird. Dadurd 
würde überdies die Situation der mit geringeren Rüben arbeitenden Fabriken 
weiter geihädigt. Würde man die Nadyzahlung nad) Maßgabe des gezogenen 
Zuders vertheilen, jo würden allerdings die jelbitändigen Melaffeentzuderungs: 
Fabriken mit herangezogen werden. Mllein es würde hierin für die Nadyzahlung 
der Uebergang zur Fabritatiteuer liegen, eine Kontrole der gezogenen Zudermengen 
alſo in diejer oder jener Weile erforderlich werden. Die vernommenen Sadjver: 
ftändigen find ſehr verichiedener Anfiht. Graf von Hade, Dr. Cunze, Treutler, 
Langen, von Kroſigk, Dr. Reichardt, Rabbethge— Kleine Wanzleben, Zimmermanı, 
Dr. Gundermann, Börner und Dr. Bodenbender find im Allgemeinen dagegen, 
namentlic; wegen der entitehenden Unficherheit. Die Sachverſtändigen Maquet, 
Vibrans, Lagel, Neimann, Kaul, Grundmann, Nühland, Bergmann, de Vos, 
Lüde, Nagel, Dieke, vom Rath, Dr. Bark, Schaeper, Görz, Herbertz fehen die 
Kontingentirung als für einige Zeit durchführbar an, zumal Nachzahlungen nur 
in guten Jahren ftattfinden würden. Der Sacverftändige Martin hält die Kon— 
tingentirung fogar als Definitivum für möglich, wenn die Zunahme der Bevölfer: 
ung und des Konſums Nehnung finde. In der KHommiffion war der Antrag 
geitellt worden, die Nübenfteuer auf Dem jegigen Sage zu belaſſen, jedoch Für 
fünf Jahre mit 1,30 Mark pro Kopf und zwar mit Zunahme der Bevölkerung 
fteigend und eventueller Nachzahlung nach Verhältniß der produzirten Zudermenge 
zu fontingentiren. Der Antrag wurde niit 9 gegen 3 Stimmen abgelehnt. Sein 
finanzielles Ergebniß würde fich bei einer Bevölkerung von mehr als 45'/2 Mil: 
lionen auf mehr als 59 Millionen Mark geftellt haben. Es wurde ferner der 
Antrag geftellt, die Rübenſteuer auf 1,70 Mark pro Doppelzentner zu erhöhen 
und mit 56 Millionen Mark zu Eontingentiren. Dies wurde ziwar mit 9 gegen 
3 Stimmen angenommen, aber e3 ergab fich weder für die Nachzahlung nad 
verwendeten Rüben, noch für diejenige nach gewonnenem Zuder eine Majorität. 
Abgelehnt wurde ferner der Antrag, die Rübenſteuer auf 1,70 Mark pro Doppel: 
zentner zu erhöhen, mit 60 Millionen für fünf Jahre zu fontingentiren und die 
Nachzahlung nach der Zurüdanusbente eintreten zu laſſen. Die Kommiſſion hat 
ſich hiernach zwar für die Sontingentirung mit 56 Millionen Mark erklärt, ein 
Beihluß über die vorzuſchlagende Art der Nacherhebung ift dagegen nicht zu Stande 
gefommen. Die der Kommiſſion angehörigen drei Rohzuderfabrifanten haben fir 
die Kontingentirung und Nacherhebung nad) Maßgabe der verwendeten Rüben 
geitimmt. 

Erhöhung der Rübenſteuer. Sclieglih it die Frage einer Erhöhung 
der gegenwärtigen Rübenſteuer zur Grörterung gefommen. 

Der Sadverftändige Herberg fand die jegige Steuerquote ſchon body genug 
und Ihägt dabei den durchichnittlichen Nübenbedarf auf 11 Doppelzentner. Die 
Sadhverftändigen Maquet, Dr. Bodenbender, Dr. Eihfeldt, Lingner, Spielbera, 
Rabbethge— Einbed, von Schwars, Görz und Martin ftimmten für eine Erhöhung 
um 20 Piennig pro Dopvelzentner Nüben bei 18,50 Mark Boniftfation, entiprecheind 
einem Verbrauch von etwas mehr als 11,1 Doppelzentner Rüben. Der Sadı- 
verjtändige Rabbethge — Klein: Wanzleben rechnete bei eimem Berbrauh von 11*4 
Doppelzentner eine Steuererhöhung von 18 Pfennig aus. Für eine Erhöhung 
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um 15 Pfennig erklärten fih die Sachverſtändigen Börner, Nedleben und Beſem— 
felder, der Letztere mit einer Zwiichenitufe von zunächſt 10 Pfennig. Eine Er: 
höhung auf 1,70 Pfennig pro Doppeljentner ichlugen vor die Sahveritändigen 
Hahne, Reimann, Langen und Heffter, weldyer daneben die jelbjtändigen Entzuder: 
ungsanftalten mit 3 Mark pro Doppelzentner Melaſſe treffen will, de Vos, Lüde, 
Diese, welcher eine Herabjegung der Bonififation bis auf 17,50 Mark pro Doppel: 
zentner vorziehen würde, und Schaeper, welcher nah dem Durhichnittsergebnifle 
in feiner Fabrik 10’;5 Pfennig pro Doppelzentner Rüben heransrechnet. Dagegen 
berechnete Zimmermann für feine Fabrik einen Zuſchlag von 35,55 Pfennig pro 
Doppelzentner Nüben, Bergmann gab einen Verbrauh von 9’ Doppelzentner 
Nüben an; feine eigenen Angaben über Nübenverbraudy und Zuderausbeute feit 
1875 beweilen aber, daß die Fabrik Dahmen, einichließlich des Osmoſezuckers, 
im Durhichnitt 10,18 Doppelzentner Rüben gebraucht hat. Soweit die Stampagne 
1882/83 in Betracht kommt, muß berüdiichtigt werden, daß der Jahresberiht für 
Dahmen ausdrüdlih die Gunst der Witterung hervorhebt: „So daß wir unfere 
Nübenernte in Quantität wie Qualität als eine marimale bezeichnen konnten”. — 
Der Sachverſtändige Graf von Hade ertennt an, dab der Durdichnitt des Jahres 
1869 nicht mehr zutrifft, war aber überzeugt, daß der in der amtlichen Statiftik 
für 1880/81 angegebene Durhichnittsiag von 10,16 Doppelzentnern Rüben zu 
niedrig fei. Der Sadhverftändige Dr. Cunze hielt die Steuer von 20 Mark für 
zu hoch, und Stimmt fir gleichzeitige Erhöhung der Steuer und Ermäßigung der 
Boniftfation. Der Sachverftändige Dr. Sidel führt an, daß die Fabrik Nörten 
in 10 Jahren durchichnittlich 11,7 Doppelzentner Rüben gebraucht habe; der Sadı- 
verftändige Fläfchendräger behauptet, jeine Fabrik Lützen könne eine Steuererhöhung 
- überhaupt nicht vertragen, er habe aber zwei Berehnungen angelegt, deren eine 
den Steueriag von O,oo Mark, die andere von 1,.3 Mark (pro 50 Kilogramm 
Nüben) ergebe. Die erite Behauptung ſtimmt mit den Angaben, die er felbit über 
die Ergebniſſe der Fabrik Lützen gemacht hat, keineswegs überein. Denn danadı 
berechnet fi, mit Ginfchluß der Osmoſirung der eigenen Melafle von 48!2 Prozent 
Zudergebalt, der durdichnittliche WVerbraudy für die Jahre 1878/82 auf mur 
10,03 Doppelzentner Rüben zu 1 Doppelzentner Zuder von 99° Brozent 
Polarifation. Die Sacdverftändigen Treutler, Vibrans, Latzel, Dr. Gunder: 
mann, Nühland, Nagel, Grundmann, von Rath und Dr. Barg haben die Frage 
nicht beantwortet. 


Veſchluß der Kommiffion. Es wurden in der Kommiſſion breierlei Anträge 
geitellt. Einer derielben war auf die Erhöhung zum Betrage von 1,5; Marf 
für den Doppelzentner Rüben gerichtet und hatte die Wicderherftellung einer Steuer 
von 20 Mark für den Doppelzentner Robzuder von 93,75 Prozent Bolarifation 
auf Grund des Ausbenteverhältnifles von 10,5 zu 1 zur Grundlage. Das 
finanzielle Ergebniß würde fich dabei muthmaßlich wie folgt stellen: 


87,500,000 Doppelzentner Nüben A 1,ss -Z Steuer = 162,750,000,00 »#, 


Dorrelrenmer Prozent 
Ausbeute . . 8,139,535 Zucker von 93,75 Polariſation, 
Inlandskonſum 3,150,000 , „9375 n 
Ausfuhr . . 4,980535  „ „ 93,715 — 
a 18,75 AM. Bonififation . . 93,553,78125 „ 
Ertrag » .  69,196,218,75 „ 


ee 
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100,000,000 Doppelzentner Rüben & 1 Las MH. Steuer — 186,000,000,00 «#, 


Doppelientner Prozen 
Ausbeute . . 9,302,326 Zucker von 93.45 Polariſation, 
Inlandskonſum 3,150,000  „ „93,75 ” 
Ausfuhr . . 6,152,326 „ „ 93,15 
a 18,75 4 Bonififation” . . 115,356,112,50 „ 


Grtrag . . 70,643,887,50 A 

Der Antrag wurde mit 9 gegen 3 Stimmen abgelehnt. 

Ein zweiter Antrag ging auf die Erhöhung der Steuer zum abgerundeten 
Betrage von 1,30 Mark für den Doppelzentner Rüben unter Zugrunblegung des 
Ausbeuteverhältnifjes von 10,75 zu 1. Die Steuer für den Doppelzentner Rohzucker 
von 93,75 Prozent Polarijation würde dann nur 19,55 Mark betragen. Damit 
würde muthmaßlich Folgendes finanzielle NRefultat verbunden fein: 

87,500,000 Doppelzentner Rüben & — H Steuer = 157,500,000,00 «MM, 


Doppeljentner 


Ausbeute . 8,139,535 Zucker von 03,75 Bolarijation, 
Inlandstonfum 3,150,000  „ „93,75 r 
Ausfuhr . . 4,989,535 u m 975 R 


a 18,15 A Bonifitation . .. 90,560,060,25 „ 
Ertrag . .  66,939,939,75 «A, 


oder 
100,000,000 Doppelzentner Rüben & 1, * 2* Steuer = 180,000,000,00 «#, 
Deoppelzentner 
Ausbeute , 9,302,326 Zuder von 93 ‚25 ; Bolarifation, 
Inlandstonfum 3,150,000  „ "93,5 F 
Ausfuhr . . 6,152,326 „ „93,715 — 
a 18,15 M Bonififation . . 111,664,716,90 „ 


Grad . .  68,335,283,10 M 

Der Antrag wurde mit 6 gegen 6 Stimmen abgelehnt. 

Der dritte Antrag, welcher auf die augenblidlichen gedrüdten Zuderpreife 
Rückſicht nimmt, bezwedt die Erhöhung der Steuer auf 1,70 Mark für den Doppel- 
zentner Rüben unter Zugrundelegung des Nusbeuteverhältniifes von 10,75 zu 1. 
Die Steuer für den Doppelzentner Nohzuder von 93,75 Prozent Bolarilation 
würde dann 18,275 Marf betragen. Das muthmaßliche finanzielle Rejultat würde 
fih wie folgt ftellen: 

87,500,000 Doppelzentner Rüben A 1,0 .% Steuer = 148,750,000,00 «# 


Doppelientner Prezent 
Ausbeute . . 8,139,535 Zucker von 93,75 Polarijetion, 
Snlandetonfum 3,150,000 , R 93.45 e 
Ausfuhr . . 4,989,535 „ 93,75 J 
a 17,15 * Bonififation . . 85,570,525.25 „ 
Ertrag . . 63,179,474,75 „ 
oder 
100,000,000 Doppelzentner Rüben & 1,75 e# Steuer = 170,000,000,00 M, 
Toprelsentner Prozeni 
Ausbeute . . 9,302,326 Zucker von 93,75 Polariſation, 
Inlandskonſum 3,150,000  „ „93,15 „ 
Ausfuhr . . 6,152,326 u m 9375 : 
a 17,15 «AM Bonififation  . . 105,512,390,0 „ 





Grtrag . .  64,487,609,10 «A 


Annalen bes Deutichen Reichs. 186, 33 


— — — 
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Diefer Antrag, bei dejien Begründung der Autor, welcher zu den Nohzuder: 
fabrifanten gehört, auf die leichte Erträglichfeit der Erhöhung hinwies, fand mit 
10 gegen 2 Stimmen Annahme und die Kommilfion jchlägt daher die Erhöhung 
der Nübenfteuer auf 1,70 Mark pro Doppelzentner roher Nüben vor. Dieſe Er: 
höhung ftufenmweife einzuführen wurde nicht für erforderlich erachtet. 

Bei den vorftehenden Berehnungen it der inländiiche Konſum jehr mäßig 
auf 3,150,000 Doppelzentner, d. h. 6,» Stilogramm pro Kopf, angenommen. 
Wird derjelbe dagegen auf 3,500,000 Doppelzentner, d. h. 7,67: Kilogramm 
pro Kopf, angenommen, Te ftellen fich die Berechnungen wie folgt: 

bei 1,56 „#4 Steuer: 

87,500,000 Doppelzentner Rüben A ua * Steuer = 162,750,000,00 MA, 


Doppel zeutner 
Ausbeute . . 8,139,535 Zucker von 937. 75 Polariſation, 
Inlandskonſum 3,500,000  „ „93,75 A 
Ausfuhr . . 4,639,535 „ „ 93,15 
à 18,75 4 Bonifikation . ...86,991,281.25 „ 
Ertrag . . 75,758,718,75 M., 
oder 
100,000,000 Doppelzentner Rüben A 1,56 4 Steuer = 186,000,000,00 «#, 


Deppelzentner Prozent 


Ausbeute . . 9,302,326 Zuder von 93,75 Polarifation, 


Snlandstoniun 3,500,000  „ „93,75 = 
Ausfuhr . . 5,802326 u u 93,75 u 
a 18,75 M. Bonififation . . 108,793,612,5% „ 


Grtrag . .  77,206,387,50 Mb; 
bei 1,80 „A Steuer: 
87,500,000 Doppelzentner Rüben à 1,50 .4 Steuer = 157,500,000,00 «#, 


Doppeljentner Prozent 
Ausbeute . . 8,139,535 BZuder von 93,75 Polarifation, 
Inlandskonſum 3,500,000  „ „ 93,15 z 
Ausfuhr . . 4,639,535 „ „93,35 " 
a 18,15 «A Bonififation . . 84,207,560,.5 „ 
Grtrag . . 73,292,439,75 M 
oder 
100,000,000 Doppelzentner Rüben A 1,s0 .# Steuer — 180,000,000,00 «#, 
Doppelsentner Tregent 
Ausbeute . . 9,302,326 Zuder von 93,75 Polarifation, 
Inlandskonſum 3,500,000  „ „ 93,15 E 
Ausfuhr . . 5,802.326 „ 93,16 
a 18,15 M Bonifitation” . . 105,312,216,00 „ 


Grtrag . .  74,687,783,10 «4; 
bei 1,70 „#4 Steuer: 
87,500,000 D Doppelzentner Rüben A 1,70 .#% Steuer — 148,750,000,00 «#, 


Doppelientner Prozent 
Ausbente . . 8,139,535 Buder von 93,75 Polariſation, 
Inlandskonſum 3,500,000 * 93,76 
Ausfuhr . . 4,639,585 R 93,75 
a 17,15 u Vonifitation .. 79,568,025,25, 


Ertrag68,181,397460 «#, 
oder 
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- 100,000,000 Doppelzentner Nüben & - — A Steuer = 170,000,000,00 HM, 
Doppelzentner 
Ausbeute . . 9,302,326 BZuder von 93. ep ; Bolarifation, 
Inlandskonſum 3.500, 000 „ „ 93,15 H 
Ausfuhr . . 5,802,326 „ u 975 — 
a 17,15 M Bonifitation . . 99,509,890,90 „ 


Ertrag . . 70,490,109,15 — 


IH. Wie if die Bonifikation für ausgeführten Zucker zu regeln? 


Umfang der Ausfuhr. Die Ausfuhr von Zuder gegen Steuerver⸗ 
gütung betrug in Doppelzentnern: 














Kandis, | Anderer Bufanmen, 
Jahr Brodzuder | harter Robzuder N — der Bemerkungen 


u. j. w. Zucker reduzirt 





41,763 16,328 | 56,665 142,757 Bei der Reduktion 


1871/72 . 
19,394 | der Auderfabritate auf 
1872/73 . 51,331 28,472 81,777 179,382 | Robzuder ift folgendes 
8,043 | Berhältniß zu Grunde 
1873/74 . 41,120 26,310 118,092 216,550 | gelegt: 
21,182 100 Kilogramm Roh⸗ 
1874/75 . 39,452 15,359 28,888 | 108,134 | zuder = 90 Kilogramm 
16,531 | raffinirtem Buder, Kan: 
1875/76 . 47,125 25,329 455,924 561,209 | dis und anderem harten 
19,588 | Zuder. 
1876/77 . 73,985 43,423 | 462,189 | 603,538 
9,857 
1877/78 140,013 Ss3,416 712,010 967,785 
⸗ 
1878/79 . 193,561 | 113,966 | 1,034,718 | 1,380,768 
2,243 
1879/80 . 252,364 97,052 | 951,616 | 1,344,857 
2,073 
1880/81 . 353,787 | 206,814 | 2,214,420 | 2,839,039 
1.05 
1881/82 . 399,160 | 144,130 | 2,539,310 | 3,144,103 
615 
1882/83 . 


493,811 | 242,181 | 3,907,027 | 4,725,514 
646 


Die beiliegende Tabelle (Anlage 18) läßt die dabei in Betracht kommenden 
Beitimmungsländer erjehen. 

Der inländiiche Verbrauch bat in der Ktampagne 1880/81 fi auf 6,5 Silo: - 
gramm pro Kopf oder 2,776,185 Doppelzentner, in der Kampagne 1881/82 auf 
64 Kilogramm pro Kopf oder 2,910,450 BDoppelzentner, in der Kampagne 
1882/83 auf 8,ı Kilogramm pro Kopf oder 3,692,144 Doppelzentner belaufen. 
Die deutihe Zuderinduftrie iit daher überwiegend Erportinduftrie geworben und 
die Konjunkturen des Weltmarftes wirken auf fie ein. Der Werth des im 
legten Jahre ausgeführten Zuders wird 180 Millionen Mark überjteigen. Es 


N Die fett gedrudten Zahlen geben die in der Gefammtiumme der Ausfuhr enthaltenen 
Mengen der Ausfuhr ohne Steuervergütung an. 
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wird daher dieſem Induſtriezweig bei feiner Bedeutung jede thunliche Beachtung 
geichenkt werden müffen. Maßnahmen, welde die Konkurrenzfähigfeit des deutſchen 
Zuderd im Auslande gefährden könnten, werden zu vermeiden fein. 

Anlaß zur vermehrten Produktion. Diejer Auffaſſung entgegen find neuer: 
dings mehrfach Bedenken darüber geäußert worden, ob die raihe Zunahme 
der inländifhen Zuckerproduktion noch als eine auf natürlicher und 
foliver Grundlage beruhende Entwidelung und nicht vielmehr ſchon als eine uns 
gejunde, mehr oder weniger künſtlich erzeugte Ericheinung anzujehen jei. Cs 
wird die Beſorgniß ansgedrüdt, daß Rückſchläge empfindliche VBerlufte verurſachen, 
vielleicht fogar zu einer verhängnißvollen Krifis führen könnten, und die Frage 
aufgeworfen, ob e3 unter diejen Umſtänden nicht räthlicher fei, einer weiteren 
Steigerung der Produktion entgegenzuwirken. Bon einigen Seiten, namentlich) 
im Auslande, wird geradezu der Vorwurf erhoben, daß die bei der Ausfuhr 
über den Betrag der wirklich entrichteten Steuer hinaus gewährte Vergütung die 
deutſchen Zuckerfabriken zu einer unnatürlichen Ausdehnung des Betriebs ver: 
leitet habe. Erſt fürzlih ift eine Vorftellung der Vertreter der weſtindiſchen 
Zuderproduzenten an die britiiche Negierung veröffentlicht worden, in welcher bie 
bezeichnete Anihauung zur Geltung gebradt und die Regierung darum ange: 
gangen wird, auf die Bejeitigung . der deutihen Ausfuhrprämien mit Nachdruck 
hinzuwirken („Die deutiche Zuderinduftrie" Jahrgang 1883 Seite 1041 ff.). 

Die Erhebungen der Enquete-Kommiſſion beftätigen inbeß dieje Annahmen 
nicht. Nacd der übereinftimmenden Auslaffung der vernommenen Sachverſtändigen 
find die Urjachen der Produftionsvermehrung vorwiegend in landwirthicaftlichen 
Berhältniffen zu ſuchen. Es wird darauf hHingewiejen, daß der Anbau der 
Halmfrüchte allein nicht mehr hinreichend lohnende Erträge gewähre und der Land— 
wirth deßhalb genöthigt fei, nebenbei zur Kultur beifer rentirender Früchte über: 
zugehen. Die Zuderrübe, jo wird weiter bemerkt, übertreffe in Bezug auf die 
Sicherheit der Ernten und die Rentabilität des Betriebes faft alle anderen Frucht: 
arten; Sie bedinge ferner eine To jorgfältige Düngung und Bearbeitung des 
Bodens, daß ihr Anbau auch weſentlich höhere Getreideernten zur Folge habe, 
und liefere endlich in den Rückſtänden der Zuderfabrifation ein ebenfo werthvolles 
als billiges Viehfutter. Es ſei daher naturgemäß, wenn fich die Landwirthſchaft 
der Rübenkultur mit Vorliebe zuende, zumal die ausnehmend günftigen finan: 
ziellen Ergebnifje einzelner neuer Zuderfabrifen den Wunſch nad ähnliden Erz 
folgen anregen müßten. 

Der Höhe der Ausfuhrvergütung wird ein unmittelbarer Einfluß auf die 
Ausdehnung des TFabrifbetriebes von der Mehrheit der Sachverſtändigen nicht 
zugeltanden. Nach ihrer Heberzeugung find nicht einmal die größeren, geichweige 
denn die fleineren Yandwirthe im Stande, die Umftände, weldhe den Erport 
mehr oder minder lohnend machen, genügend zu überjehen, um bdenjelben in 
ihrem Wirthichaftsbetriebe Nehnung zu tragen. Der Yandwirth laſſe fich viel 
mehr durch näher liegende Erwägungen der vorhin bezeichneten Art leiten. Was 
andererjeits den AZuderfabrifanten betreffe, jo ſtehe es feineöwegs im Belichen 
desielben, ob er feinen Betrieb ausdehnen oder einschränken wolle; er müſſe im 
Allgemeinen die geernteten Nüben, die er zumeift entweder ſelbſt baue oder auf feite 
Stontrafte geliefert erhalte, auch verarbeiten. Er jei daher nur ausnahmsweiſe in 
der Lage, von der Möglichkeit, bei günftiger Zuderausbeute eine Erportprämie zu 
gewinnen, durch Verſtärkung des Betriebs Nutzen zu ziehen. Bei der großen Mehrzahl 
der Fabrikanten feien die Intereſſen der Fabrik identisch mit denjenigen der bethei- 
ligten Landwirthichaft, und die letteren für den IImfang des Betriebs mahgebend. 





* 
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Diefen Ausführungen wird im Weſentlichen beizutreten fein. Es ift an— 
erfannt, daß die Lage der deutichen Landwirthihaft in mancher Beziehung eine 
mißliche ift. ES ift außerdem befannt, daß die neu angelegten Nübenzuderfabriten 
in den meiften Fällen nicht dem nad) vertheilhafter Anlage juchenden Kapital, jondern 
unmittelbarer Anregung aus landwirthichaftlichen Kreiſen ihre Entitehung verdanken. 
Diefer Uriprung gelangt aud im der Form der Errichtung zum Ausdruck. 
Regelmäßig wird die Form der Aktien- oder offenen Handelögeiellihaft gewählt, 
und von ſämmtlichen oder einem Theil der Antheilseigner die Verbindlichkeit 
übernommen, ein bejtinmmtes Areal mit Rüben zu bepflanzen. Faſt alle neueren 
Fabriken charakteriliren ſich als ſogenannte Bauernfabrifen. 

At das Bedürfniß der Landwirthichaft als die eigentliche letzte Urſache des 
industriellen Aufihwungs anzuerfennen, jo it es offenbar geboten, ein jo werth— 
volles Hilfsmittel zur Sicherung eines rentablen Betrieb3 der Landwirthichaft 
auch zu erhalten. Es ift jedoch andererjeits nicht zu verfennen, daß die Be: 
wegung, welche in dem Bau neuer Zuderfabrifen ſich äußert, ſchon bedenkliche 
Dimenfionen angenommen bat. In dem Betriebsjahr 1879,80 waren erit 328 
Fabriken in Ihätigfeit, 1880/81: 333, 1881/82: 343, 1882/83: 358. Im 
Monat Dezember 1883 arbeiteten 374 Fabriken; nah Mittheilung öffentlicher 
Blätter joll aber noch eine große Zahl im Bau begriffen fein. Wird außerdem 
berüdiichtigt, daß viele ältere Etabliffements ihre Betrichseinrichtungen vergrößert 
haben, fo wird für die nächiten Jahre eine weitere beträchtliche Vermehrung der 
Produktion faum ausbleiben können. Die Frage ift berechtigt, ob die Unter— 
bringung folcher Mengen im Auslande noch ohne ernite Schwierigkeiten zu er: 
möglichen fein wird. Die Verhältniffe des ausländiichen Markts bedürfen daher 
der forgfältigen Beachtung. 

Unterbringung des Iuckers im Auslande. Das ftärkere Angebot von 
deutihem Zuder ift auf dem Weltmarkt bisher einer ebenio Iebhaften 
Nachfrage begeanet, und es ift diefem glücklichen Zuſammentreffen zu verdanfen, 
daß die inländiiche Zuderproduftion fich ungehindert zu dem gegenwärtigen Um— 
fang hat entfalten können. Die Uriachen, welche die Lage des Zuderhandels 
nach diefer Nichtung hin beeinflußt haben, find vielfach erörtert worden und 
haben insbeiondere den Gegenitand eingehender Erhebungen von Seiten des 
engliihen Parlaments gebildet. Die Ergebnifie dieſer Erhebungen werden durch 
die Aeußerungen der von der Kommiſſion gehörten Sachveritändigen bejtätigt. 
Hiernach jcheinen folgende Momente von hauptiächlihem Einfluß geweſen 
zu jein. 

Der von jeher ſtarke Zuderfonfum Großbritanniens bat in meueſter Zeit, 
unterftügt durd die Herabiegung und demnächſtige Aufhebung der Zuderabgaben 
(im Jahre 1874) und die niedrigen Preiſe, einen außerordentlichen Aufihwung 
genommen. Die statistical abstracts berechnen, wie die Weberficht I der eng: 
lichen Statiftif ergibt (S. 241 de beigefügten Bandes der auswärtigen Geſetz— 
gebungen und Statiltifen), den Konſum an rohem und raffinirtem Zuder 


für 1867 auf 19,,, — 

ARTE 21, — auf den Kopf der 
„1877 „ 29a " Bevölferung. 
" 1882 ” 31,97 " 


Da gleichzeitig eine beträchtliche Zunahme der Bevölkerung erfolgt iſt — 
von 30 Millionen Einwohnern im Jahre 1867 auf 35 Millionen im Jahre 
1882 —, io hat ſich der Bedarf nahezu verdoppeln können. Die Einfuhr be: 
trug, wie die lleberficht II der engliſchen Statiſtik ergibt, 
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Nobzuder raffinirter Zuder 
1867  5,357,231 Doppelzentner. 423,902 Doppelzentner. 
1882 10,061,591 ö 1,106,671 a 


Konkurrenz des Kolonialzukers. Die Einfuhr von Kolonialzuder, 
welcher nod) vor 20 Jahren den Konfum faft ausichlieglich befriedigte, hat mit 
der Vermehrung des Bedarfs nicht Schritt gehalten. Diejelbe hat zwar gleich- 


- falls zugenommen, jedod in weit geringerem Maße; der Mehrbedarf ift dur 


Einfuhr von Rübenzucker gedeft worden. Die wachſende Bedeutung desielben für 
den engliichen Markt veranichaulicht die nachitehende, dem Bericht der Parlaments: 
fommilfion über die Lage der Zuderinduftrie vom 4. Auguſt .1880 entnommene 
Ueberſicht. Won der Gefammteinfuhr an rohem und raffinirtem Zuder entfielen : 


im Durdhichnitt auf auf 
der Jahre Robrzuder NRübenzuder 
1861/63 . . . 94 Brozent. 6 Prozent. 
1864/66 . » . 86 — 14 
1867/69. . . 84 — 16 — 
1870/72.. 73 " 27 = 
1873/75. . . 73 — 27 F 
1876/78... 68 . 32 J 


18789/811... 63 37 — 

Die in der Verſorgung des engliſchen Markts zu Gunſten des Rübenzuckers 
eingetretene Verſchiebung findet ihre Erklärung darin, daß einerſeits die Pro— 
duktion von Rohrzucker verhältnißmäßig langſamer fortgeſchritten iſt, andererſeits 
der letztere mehr und mehr anderweitig abſorbirt wird. 

Ueber die Weltproduktion an Zucker und die Vertheilung derſelben auf die 
bauptfächlichiten Produktionsgebiete geben die Veröffentlichungen des Rotterdamer 
Handlungshauies Rueb & Co. — früher Rueb & Ledebver — Auskunft (vgl. 
Anlage 6). Diejelben können zwar, ſoweit fie fih auf die Rohrzudererzeugung 
beziehen, nicht vorbehaltslos auf Vollſtändigkeit und AZuperläffigfeit Anſpruch 
machen, weil nur für einzelne Vroduftionsgebiete ausreichende jtatiltiiche Er— 
mittelungen vorliegen, für die Mehrzahl derjelben dagegen nur Schäßungen oder 
lediglich die Erportziffern bekannt find. Da indeflen die Angaben weientlich ſtets 
aus denfelben Quellen — zum großen Theil aus Mittheilungen des engliſchen 
Handelsamtes (Board of Trade) — herrühren, fo find die Ergebniife für die 
einzelnen Jahre unter fih wohl vergleihbar. Es läßt ſich daher aus Dielen 
Veröffentlihungen über die Entwidelung der Broduftion und die für den Bedarf 
der eigentlichen SKulturländer jeweilig verfügbaren Mengen ein im Allgemeinen 
zutreffendes Urtheil gewinnen. Nah Rub & Co. wurden an Rohrzuder erzeugt : 








in Robrzuder erzeugenden 














Ländern in Europa überhaupt 

im Jahre im Ganzen Prozente d. im Ganzen ‚Prozente d. Tonnen & 
(Tonnen & Geſammt— Tonnen à | ejammt: | 1,000 Kilogrt.) 
1,000 Kilogramm) Produftion] 1,000 Kilogramm) Produktion 

1860 , . 1,311,977 75 444,970 25 1,756,947 
1863 , . 1,509,972 | 77 459,363 23 1,969,335 
1866 . . 1,512,694 70 640,321 30 2,153,015 
1869 . . 1,610,674 68 859,965 35 2,470,639 
1872. . 1,819,843 ı 09 1,161,182 39 2,981,025 
1875, . 1,773,412 57 1,338,705 43 3,112,117 
1878, . 1,697,851 55 1,443,560 45 3,141,411 
1851. . 1,890 ,244 52 1,777,578 48 3,667 ,522 
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Während fih mithin die -Rübenzuderproduftion in 21 Jahren fajt genau 
vervierfadht hat, hat die Gewinnung von Nohrzuder fih in dem gleichen Zeit: 
raum noch nicht um die Hälfte vermehrt. Namentlich iſt in den Testen 10 
Jahren ein Fortichritt kaum zu bemerfen. Schon aus dieſem Grunde hätte der 
Nohrzuder den größeren Anforderungen des engliihen Konſums nicht genügen 
fönnen. 

Inzwiſchen ift aber auch in anderen Ländern eine Tebhaftere Nachfrage ber: 
vorgetreten.. Bor Allem find es die PWereinigten Staaten von Nordamerika, 
melde von Jahr zu Jahr größere Mengen in Anspruch nehmen. Bei der rapide 
wachſenden Bevölkerung (1870 38 Millionen, 1880 ſchon über 50 Millionen 
Einwohner) und einem Konſum, welcher für 1882 auf 19,, Stilogranım für den 
Kopf geihägt wird, hat die Cinfuhr in verhältnigmäßig furzer Zeit einen be— 
trädhtlihen Umfang erreiht. Sie belief fih an Rohzuder im Fiskaljahre (1. Juli 
bi3 30. Juni): 


1860/61 auf . . .„ 2,309,851 Doppelzentner, 
1865/66 „ . . . 4,424,423 ; 
1870/71 u. 2. 3,393,672 — 
1875/768. 64414, 655 — 
1880/81 5. 2 20. 8,424,461 —* 
1881/82 8496,531 


Es kann daher nicht befremden, wenn Die Vereinigten Staaten für die 
günftig gelegenen Produftionsländer, namentlich für Weitindien, das hauptiäch« 
lichſte Abjaggebiet geworden find (vergl. Mittheilungen des „Deutichen Handels: 
blatts“ Jahrgang 1883 Nr. 35 aus dem Jahresbericht der Handelsfanmer des 
Staated New-York über das Wirthichaftsjahr 1882/83 der Vereinigten Staaten). 

Auch im verichiedenen engliihen Kolonien und Beligungen iſt der Yuder: 
fonjum in rafchem Zunehmen begriffen. Beiſpielsweiſe ift die Einfuhr in Stanaba 
von 346,065 Doppelzentnern im Jahre 1869/70 auf 522,944 Doppelzentner 
im Jahre 1878/79, in Neu-Süd-Wales von 190,409 Doppelzentnern im Jahre 
1870 auf 275,924 Doppelzentner im Jahre 1878, in Süd-Auftralien von 
46,597 Doppelzentnern im Jahre 1870 auf 122,641 Doppelzentner im Jahre 
1878 geitiegen. allen diefe Mengen auch unmittelbar weniger ind Gewicht, jo 
tragen fie doch zu dem Gefammtrefultat bei, daß fortgeiett größere Mengen von 
Robrzuder dem europäifchen Bedarf entzogen werden. 

Konkurrenz mit nicht deutſchem Rũbenzucker. Die Erſchließung des eng: 
liſchen Marktes für den Rübenzucker ift vorwiegend der deutichen Induftrie zu 
ftatten gefommen. Aus den amtlichen Handel3ausweilen beider Länder -— von 
denen allerdings die engliichen unter der Einfuhr aus Deutichland aud) diejenige aus 
Defterreich mitenthalten — iſt foviel mit genügender Sicherheit zu erjehen, daß 
Deutichland in Bezug auf die Verforgung Englands mit Nübenrohzuder zur 
Zeit die erite Stelle behauptet. Die Gejammteinfuhr von legterem betrug nad) 
den Angaben des Board of Trade 

1881 . . 3,145,157 | 


1882 . . 2.700.987 Doppelzentner. 
Nach der deutichen Statiſtik find aber 
1881 . . 1,736,587 
1882 . . 2,331,883 Doppelzentner Rohrzucder 
1883 . . 3,584,926 


nach Großbritannien verichifft worden. Auch der gleichzeitig eingetretene Rück— 
gang der Einfuhr aus anderen Rübenzuder erzeugenden Ländern beweilt, daß die 
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Ktonfurrenzverhältniffe der deutichen Waare günftig find. Namentlich hat der 
Bezug franzöfiihen Rohzuders merklich nachgelafien (1875 noch 516,556, 1882 
nur 76,363 Doppelzentner). Auch aus Deiterreich joll jegt weniger Zuder nad 
England gelandt werden; die jcheinbare Abnahme des deutichen Imports, welche 
die Veröffentlihungen de$ Board of Trade für das Jahr 1882 ergeben, ſoll 
ausichließlih die öfterreichiich= ungarischen Zuder treffen (Herbert — ©. 51 
der Protokolle). 

Bukünftige Verhältniſſe. Da von der Zuderausfuhr des Zollvereins vier 
Fünftel auf Rohzucker entfallen und von legterem im Jahre 1881 68,,, 1882 
80,., 1883 69,,, Brozent nah England gegangen find, jo ift erfihtlih, daß 
die dortige Nachfrage für die raiche Entfaltung des deutichen Exports das ent: 
Icheidende Moment geweſen ift. Andere Umſtände, wie die fteigende Verwendung 
bon Nübenzuder in den holländifchen und — in jüngfter Zeit — aud in den 
franzöfiichen Naffinerien, haben nur im zweiter Linie mitgewirkt. Es wird daher 
auch die Beantwortung der wichtigen Frage, ob auf Fortdauer deö@rport- 
bandels in feinen gegenwärtigenUmfange beziehungsweiſe auf 
weitere Ausdehnung dejielben zu rehnen fein möchte, mejentlich von 
der Beurtheilung der Berhältniffe abhängen, welche den engliichen Markt be: 
herrichen, von dem Urtheil über die vermuthliche Entwidelung der NRohrzuder: 
produktion und des Konſums in England und Amerika. In eriterer Beziehung 
icheinen Gründe für die Annahme, daß die Nohrzudergewinnung in Zukunft 
rascher fortichreiten werde als bisher, nicht vorzuliegen. Der Anbau des Zucker— 
rohrs eritredt fi auf To zahlreiche und über die geſammte Tropengegend ſich 
vertheilende Länder, daß Veränderungen in der Kultur von allgewmeinem und 
durchgreifendem  Einfluffe nur äußerſt langſam fich geltend machen können. Die 
jeitherige Erfahrung fpriht dafür, daß auch in der Folge die günftige Ent: 
wicelung des einen Produftionägebietes durch den Stillftand oder Nüdichritt des 
anderen im MWejentlichen ausgeglichen werden wird. Die politiihe und gejell: 
ichaftliche Lage der betreffenden Länder ift induftriellen Fortichritten vielfach nicht 
förderlih. Faſt alle Nachrichten ſtimmen auch darin überein, dag — ungeachtet 
der in einzelnen Gegenden neuerdingd gemachten Anftrengungen — im Großen 
und Ganzen die Rohrzuderfabrifation in techniicher Beziehung zurückgeblieben ift, 
und dab zum Theil Einficht und Energie, oft auch die Mittel fehlen, um er: 
beilerungen ins Werk zu jegen. Zu einem Vergleiche, wie ſich die Herftellungs: 
foften des Rohrzuders und des Nübenzuders zu einander verhalten, fehlt leider faft 
jede Grundlage. Die gelegentlich bekannt werdenden Betriebsergebnifje einzelner 
Rohrzuderfabrifen laſſen jedoch ſoviel eriehen, daß der NRohrzuder jedenfalls nicht 
billiger herzuftellen ift alS der Nübenzuder. Im Jahre 1875 follen (nad) Kauf: 
mann „Die Zuderinduftrie in ihrer wirthichaftlichen und fiskaliſchen Bedeutung“, 
Berlin 1878) „in fieben der beiten Fabriken indiihen Zuckers“ die Koſten der 
Heritellung von 100 Silogramm Zuder 35,, bis 43,,, Mark betragen haben. 
Dagegen differiren die Angaben der von der Enquete-Kommiſſion gehörten Roh» 


zucerinduftriellen über die Geſammtkoſten in ihren Fabrifen — einſchließlich 
Amortifation und Verzinfung, welche in den obigen Beträgen nicht berüdlichtigt 
zur fein fcheinen, und abzüglich der Steuer — im mehrjährigen Mittel zumeift 


zwiichen 3,,, und 3,,, Mark für 100 Kilogramm verarbeitete Rüben, oder bei 
Annahme eines Verbrauhs von 11 Doppelzentnern Rüben zwiichen 35,,, und 
41,,, Mark für 100 Kilogramm Rohzucker. Die bisher ftetig fortichreitende 
Verdrängung des Nohrzuders don dem europätichen Markt jcheint ebenfall® zu 
beftätigen, daß bei den gegenwärtigen niedrigen Preifen der Nohrzuder, welder 


RR 
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überdies höhere Transportfoften zu tragen hat, der Konkurrenz des Rübenzuckers 
nicht gewachſen ift, und mehr und mehr andere Ablaggebiete wird aufjuchen 
müflen. 

Auf der andern Seite läßt fih nicht wohl annehmen, daß der Konſum 
Englands und der Vereinigten Staaten jeinen Höhepunkt fchon erreicht habe. 
Nach den bisherigen Erfahrungen iſt eine fernere Steigerung möglich und wahr: 
iheinlid. So ungewöhnlid hoc ſchon die jetzigen Verbrauchsziffern ericheinen 
mögen, jo unftatthaft würde es fein, diejelben nach dem niedrigen Konjum ber 
fontinentalen Länder Europas zu beurtheilen. Auch ift von einem Sachverſtän— 
digen (Herberge — ©. 47 der Brotofolle) mit Recht darauf hingewieien worden, 
dag in England auch zu anderen Zweden als zum unmittelbaren menschlichen 
Genuß, namentlih zur Brauerei und Wiehfütterung, Zuder in beträchtlichen 
Umfang Verwendung finde Allein die Menge des zu Brauzweden verwendeten 
Zuder3 wird für 1882 auf 580,231 (1868 erit 178,685) Doppelzentner ans 
gegeben (Statistical abstracts). Sollte aber auch der Konſum in beiden Ländern 
nur im gegenwärtigen Maße andauern, jo würde doch ſchon die Vermehrung der 
Bevölkerung, welche für England auf etwa !/, Million, für die Bereinigten 
Staaten auf mindeitens 1'/, Million Einwohner im Jahre zu veranſchlagen ift, 
für fih allein einen jährlichen Mlehrbedarf von rund 330,000 Doppelzentnern 
bedingen. 

Die für die biöherige Entwidelung des deutichen Exports mahgebenden 
Faktoren möchten demjelben hiernah auch für die Zukunft günftige Ausfichten 
verbürgen. Die Erfüllung der legteren wird zunächſt davon abhängen, ob die 
Induftrie in der Steigerung der Produktion mäßige Grenzen innehalten wi.d. 
Indeſſen wird nicht verneint werden dürfen, daß auch, wenn die Worausfegung 
ſich beftätigt, Umstände eintreten können, welche die Ausfuhr zu beeinträchtigen, 
vielleicht in Frage zu ftellen geeignet wären. In einer Neihe von Ländern — 
in Spanien, Italien, Rumänien, Dänemarf, Grofbritannien, den Vereinigten 
Staaten, Kanada — find, zum Theil unter unmittelbarer Mitwirkung der Ne: 
gierungen, Bejtrebungen auf Einführung oder nachdrüdliche Förderung der Rüben: 
zuderinduftrie im Gange. Die Möglichkeit iſt damit gegeben, dab hier oder dort 
eine bedrohliche Konkurrenz erwüchſe. Der Erfolg diefer Bemühungen iſt jedoch 
zur Zeit nod um jo weniger zu überjehen, als dieſelben ſich theilweile erſt im 
Stadium vorläufiger Erörterungen befinden. Cinftweilen darf bezweifelt werden, 
ob in einem der genannten Länder die verichiedenen Worbedingungen der Rüben: 
fultur und Zuderfabrifation in gleich günstiger Weile wie im Dentichen Neid) 
fi) vereinigt finden. Wie wenig diejes wejentlihe Moment durch theoretiiche 
Unterfuhungen flarzuftellen ift, beweilen unter Anderem die Urtheile über die 
Mahriceinlichkeit, die Nübenzuderinduftrie in Nordamerifa heimiih zu machen. 
Ein auf Veranlaffung der Negierung der Vereinigten Staaten im Jahre 1879 
über die Frage ausgearbeiteter Bericht (ſ. Zeitichrift des Vereins für Rüben: 
zuderinduftrie x. 1882 ©. 7 ff., und Stanmer, Jahresbericht über die Unter— 
juchungen und Fortichritte auf dem Geſammtgebiete der Zuderfabrifation, Jahr: 
gang 1882) kommt zu dem Scluffe, das Klima und Bodenbeichaffenheit des 
Landes in einem gewiſſen räumlichen Umfange für den Nübenbau geeignet jeien 
und der Nachtheil ſehr hoher Arbeitslöhne durch die Billigfeit des Grund und 
Bodens und die geringen Tonitigen Unfoften ausgeglichen werde. Dagegen hat 
ein deuticher Induftrieller die Ergebniffe einer Neife in Nordamerifa — Kanada 
und den Vereinigten Staaten — kürzlich dahin zufammengefaßt, daß zwar die 
Bodenbeichaffenheit vielfach, das Klima theilmeife der Nübenkultur recht günftig 
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ſei, jedoch alle Verſuche, dieſelbe in großem Maßſtabe zu betreiben, an dem Ar— 
beitermangel würden ſcheitern müſſen. Er glaubt deßhalb, daß in abſehbarer 
Zeit eine Konkurrenz von dort nicht zu befürchten ſtehe („Deutſche Zuckerinduſtrie“ 
1883 Nr. 46). In gleicher Weiſe iſt auch die Möglichkeit der Einführung des 
Rübenbaus in Irland lebhaftem Widerſpruch begegnet. Bei ſolchen Meinungs— 
verſchiedenheiten würde eine Erörterung der Folgen, welche die Entwickelung einer 
ſelbſtändigen Rübenzuckerinduſtrie in einem der bezeichneten Länder für den deutſchen 
Erport etwa nach ſich ziehen könnte, ohne Werth ſein. Von anderen ebenſo 
unſicheren Umſtänden, welche denkbarer Weiſe die Lage des Weltmarkts beein— 
fluſſen könnten, wird das Gleiche gelten müſſen. 

Verhältniſſe in den kontinentalen Staaten der Zuckerproduktion. Hiernach 
bliebe nur noch die Konkurrenz derjenigen Länder in Betracht zu ziehen, 
welche ſchon ſeither in größerem Umfang Rübenzucker erzeugt haben. Bislang 
iſt dieſelbe, wie bereits gezeigt iſt, von der deutſchen Induſtrie mit wachſendem 
Erfolge bekämpft worden. In der That fehlt jeder Grund zu der Annahme, 
daß im einem dieſer Länder die natürlichen Produktionsbedingungen günſtiger 
jeien, als im deutichen Zollgebiet. Bon der Mehrzahl iſt es gewiß, daß fie in 
Bezug auf die Beichaffenheit der verarbeiteten Rüben, die majchinelle Ansrüjtung 
und die gewerbliche Technif hinter Dentichland zurücditehen. Es bleibt daher nur 
zu erwägen, ob ihnen die Steuerverhältniffe einen Vorzug gewähren. In den 
nach ihrem Antheil an dem Weitverfehr hierbei zu berüdjichtigenden Staaten — 
Fraukreich, Belgien, Holland und Oefterreih-Uingarn — gelten zur Zeit folgende 
Beltimmungen: 


1. Frankreich. 


Die Zuderfteuer wird vom fertigen Fabrikat erhoben und zivar mit 40 Francs 
(32 Mark) für 100 Kilogramm Naffinade. Behufs Feititellung der erzeugten 
Zudermengen unterliegen ſämmtliche Nohauderfabrifen der unausgelegten amt— 
lihen leberwadhung (exereice). Die Erhebung der Abgabe erfolgt zunächſt auf 
Grund einer Abihägung, indem fir jedes Heftoliter Saft vor der Scheidung 
und für jeden Denjimetergrad über 100 (dev Dichtigfeit des Waſſers) bei 15 
Grad Celſius 1,200 Gramm raffinirter Zuder zu Laften des Fabrifanten zur 
Anfchreibung gelangen. Das Volumen des Saft3 wird nad dem Inhalt der 
Scheidefeffel unter Abzug von 10 Prozent berechnet. Die definitive Verrechnung 
findet nad) Abſchluß des Betriebes ftatt: die mehrgewonnenen Mengen (exc&dants) 
treten der Belaftung des Fabrikanten hinzu ; für eine etwaige Minderproduftion 
(manquants) findet ein Steuernachlaß regelmäßig nicht ftatt. 

Der in den Nohzuderfabrifen hergeitellte Zuder kann, ſofern er nicht une 
mittelbar ohne Stenerentrihtung ausgeführt wird, entweder zum Konſum oder 
— behufs demnächſtiger Ausfuhr in raffinirtem Zuftande — zur zeitweiligen 
itenerfreien Zulaffung (admission temporaire en franchise) deflarirt werden, 
in beiden Fällen unter Sicheritellung und Anerfenntniß der Steuer (obligations 
cautionnees), Bei der Deklaration zum Konſum wird ein viermonatlicher 
Steuerkredit gewährt. Im Fall der zeitweiligen fteuerfreien Zulaffung iſt binnen 
zwei Monaten der Nachweis der Ausfuhr oder Depotniederlegung einer ent- 
Iprechenden Menge raffinirten Zuders zu führen, widrigenfalls die Steuer als— 
bald zur Einziehung gelangt. 

Der Nohzuder wird nad feiner vermuthlichen Ausbeute an raffinirtem 
Zuder, jedoch mindeitens mit 65, höchſtens mit 98 Prozent bejtenert. Die 
Grmittelung des Rendements erfolgt nad) dem Gejeg vom 19. Juli 1880 ſeit 
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dem 1. Oktober deſſelben Jahres ausſchließlich vermittelſt der polarimetriſchen 
Analyſe und zwar in der Art, daß von dem durch Polariſation feſtgeſtellten 
Gehalt an kryſtalliſirbarem Zucker das Vierfache des Aſchengehalts und das 
Doppelte des Gehalts an nidyt Erpitallifirbarem Zuder (glucose) in Abzug ge: 
braht und von der hiernach ermittelten Gelammtmenge an reinem Zucker nod 
1", Prozent für Jabrifationsvertufte (A titre de dechet) abgejegt werden. Bruch— 
theile bleiben bei der Rechnung außer Betracht. Bei raffinirtem Zuder, welder 
nicht vollftändig rein, hart und troden ift, und bei Baltardzuder (vergeoises) 
geichteht die Ermittelung des Gehalts in gleicher Weile, jedody ohne einen Abzug 
für Glukoſe. 

Cine Erportprämie für NRohzuder iſt nad dieſem Spitem ausgeſchloſſen. 
Für raffinirten Zuder beitand früner in Folge der Beiteuerung nach Farben: 
typen und des Umſtands, dab die Verbrauchsabgabe und die Ausfuhrvergütung 
nach verichiedenartigen Maßſtäben berechnet wurden, eine ſehr aniehnliche Prämie. 
Die Motive zu dem Gele vom 19. Juli 1880 geben zu, daß im Jahre 1878 


für 100 Kilogramm raffinirte Zuder nur 20.658 Franc 86 Gentimes 

wirklich zur Erhebung gelangten, während bei der 

Ausfuhr die gejeglihe Steuer mit . . 2 220.073 „32 — 
alſo mit . . 4 rauch 46 Gentimes 


mehr vergütet wurde, Anderweitig find beträchtlich höhere Beträge bereihnet 
worden. Das bezeichnete Geſetz hat die Prämie weſentlich ermäßigt, aber nicht 
bejeitigt. Es iſt in diefer Beziehung Folgendes zu bemerfen: 

1. Das Verfahren zur Ermittelung des Rendements gewährt allenfalls im 
großen Durchſchnitt richtige Nejultate, im Cinzelfalle it — je nad 
der Beichaffenheit des verwendeten Nohzuders — die Gewinnung eines 
höheren Rendements nicht für ausgeichloffen zu erachten. 

2. Die Entnahme einer dem Durchſchnittsgehalt einer größeren Partie 
genau entiprechenden Probe bieter faum zu überwindende Schwierigkeiten. 

3. Die Beitimmung, dab höchſtens ein Rendement von 98 Prozent ver: 
jtenert wird, begünftigt die Zuder von höheren Gehalt. Kryſtallzucker 
(poudres blanches) von 99], Prozent find nicht nur bezüglid) der 
überichießenden 1", Prozent von der Steuer befreit, ſondern erhalten 
außerdem noch den Abzug von 1'/, Prozent für Fabrifationsverlufte. 
Ein Sachverſtändiger (Herbers — ©. 63 der Protofolle) berechnet 
den ihnen hieraus erwachlenden Bortheil auf etwa 1 Franc 20 Gen: 
times für 100 Slilogramm. Die Wirkung äußert ſich in der ſtarken 
Zunahme der Produktion von Zuder mit einem Nendement von 98 Prozent 
und darüber. Im Jahre 1881 gehörten von 276,410,096 Stilogramm 
NRohzuder 111,119,471 Nilogramm, 18852 von 291,072,162 Kilo— 
granım 128,542,259 Kilogramm der letzteren Kategorie an. 

3. Bei den Bajtardzudern (vergeoises) findet ein Abzug für Glufoje 
nicht Statt. Damit ift die Möglichkeit gegeben, durch Verwendung 
glufofehaltiger Rohzuder eine Erportprämie zu erlangen. Jedoch wird 
in einer in dem engliichen Blaubuch über die Yuderprämien vom 
17. Mai 1881 (Anlage zu Nr. 77) abgedrudten Erklärung der fran— 
zöfiihen Negierung die Ausnahme auf den Umstand zurüdgeführt, daß 
zur Fabrikation der Vergeoiles regelmäßig nur Nübenzuder verwendet 
werde und diejer feine oder doch nur jchr geringe Mengen von Glufoje 
enthalte. Thatſächlich ift die Ausfuhr von Vergeoiſes ſeit der Geltung 
des Gejeges vom 19. Juli 1880 zurüdgegangen. 
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5. Bon einen Sacpveritändigen wird behauptet, daß die Ermittelung des 
Rendements vielfach gar nicht durch die vorgeichriebene Analyie, jondern 
durch eine bloße willfürliche Abihägung bewirkt werde (Langen — 
S. 940 der Protokolle). Sollte diefe Angabe auf Wahrheit beruhen, 
jo würde felbitredend jede Gewähr dafür, daß bei der Ausfuhr nur der 
wirklich gezahlte Steuerbetrag zur Erſtattung käme, fortfallen. 

Die Erportprämie, welche die franzöſiſchen Raffineure hiernah zur Zeit 
etiwa genießen, läßt fich, wie die voritehenden Bemerfungen ergeben, ihrem Ge— 
amıntbetrage nad) auch nicht annähernd mit Sicherheit berechnen. Es ſei jedoch 
erwähnt, daß ein Sachverftändiger dieſelbe auf 2 Franc 50 Gentimes bis 
3 Francs für 100 Kilogramm Naffinade abgejhägt hat (Rabbethge — Einbed — 
©. 647 der Protofolle). 


2, Niederlaude. 


Die Steuer beträgt 27 Gulden (45,,, Mark) für 100 Kilogramm trodenen 
weißen Brodzuder. Für Rohzucker und Baltardzuder beitehen folgende fünf 
Farbentypen und den durch die Kölner internationalen Verſuche feitgeitellten 
Nendenentsziffern gebildete Steuerklaffen: 


Nummern des Geſetzlich angenommenes Steuerſatz 

holländ. Standard Rendement (Gulden) 
Außergewöhnliche Klaſſe 20 und 19 2 Prozent über der eriten Slaffe 25,92, 
1. Slafle . » . . 18 bis 15 94 25,38, 
2. Klaſſe.. 14 „10 88 2376, 
3. tllle . - ».09 18 21,60, 
4. Klaile - » . . mtr 7 67 18,09. 


Zufolge des Geieged vom 25. Mai 1880 wird jedoch erjichtlich gefärbter 
Zuder oder ſolcher Zuder, deifen Beichaffenheit einen höheren Gehalt vorausjegen 
läßt, als den der höchſten Nummer derjenigen Klaſſe, welcher er jeiner Farbe nad) 
zugehört, auf den wirklichen Zuckergehalt unterfuht (und zwar nach der durch 
Gunning modifizirten Nendementsbeftimmung von Scheibler). Ueberſteigt das 
erntittelte Nendement den geleglich angenonmenen Gehalt der niedrigiten Nummer 
der nächſt höheren Klaſſe, jo tritt der Steueriaß dieſer Klaſſe ein. Hiernach 
modifiziren fich die Klaſſen 2 bis 4 wie folgt: 

Höchſte Grenze der Klaſſe. 
Nummer Gehalt (nad) Sceibler) 


Kaffe 2 Mr. 14 bis 10) . 2 2 15 .. 97,8 Prozent, 
„3 (Nr. 9 bis ). 10.. 944 
„4 (unter Nr. 7) .. 7 . ET 


Bezüglich des im Inlande gewonnenen Rübenzuckers wird die Abgabe nach 
Wahl des Fabrikanten in zweilerlei Weiſe erhoben. Entweder wird das Volumen 
und die Dichtigkeit des noch nicht geſchiedenen Rübenſafts zu Grunde gelegt und 
für jedes Hektoliter Saft und jeden Dichtigkeitsgrad über 100 bei 15 Grad Celſius 
das Konto des Fabrikanten mit 1,450 (für die Zeit vom Beginn des Betriebs 
bis Ende Dezember), beziehungsweiſe 1,400 (für die Zeit vom 1. Januar bis 
zum Schluß des Betriebs) Gramm trockenem, weißem Brodzucker belaſtet (abonne— 
ment), oder es wird die wirklich erzeugte Menge Rohzucker durch fortlaufende 
amtliche Ueberwachung ermittelt und mit dem der Farbe des Zuckers entſprechenden 
geſetzlichen Rendement zur Anſchreibung gebracht. 

Bei der Ausfuhr beſtimmt ebenfalls die Farbe des Zuckers den zur Ab— 
ſchreibung gelangenden Steuerbetrag. 


— ⏑⏑⏑⏑ — 
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Nach dieſen Beitimmungen ift für den Nohzuder der unter amtlicher Ueber— 
wahung arbeitenden Rübenzuderfabrifen die Gewinnung einer Erportprämie aus: 
geichloffen. Diefer Modus ift jedoh wenig in Anwendung; im Betriebsjahr 
1880/81 joll nur eine Fabrik fich deifelben bedient haben (Stammer, Jahrbuch 2c. 
für 1881). Für die im Wege de3 Abonnements fteuernden Fabriken iſt Die 
Erlangung der Prämie dadurd möglich, dab aus dem Hektoliter Saft mehr als 
1,450 beziehungsweile 1,400 Gramm Brodzuder gezogen werden. Es erſcheint 
außer Zweifel, daß diejes regelmäßig der Fall ift. Ein Sachverſtändiger (Zud« 
ihwerdt — ©. 564 der Protokolle) gibt den Gewinn auf 6 Prozent an; ein 
Bericht des engliſchen Geihäftsträgers im Haag vom 16. Mai 1879 (Blaubuch 
über die Zuderinduftrie vom 20 Juli 1879 Anlage 4. ©. 355) theilt mit, 
daß nad) der Annahme des niederländiichen Finanzdepartements die gejesliche Aus— 
beute durchſchnittlich ungefähr um 5 Prozent überfchritten werde. Dieſen 
Angaben zufolge würde für 100 Stilogramm Nohzuder der zweiten Klaſſe bei 
dem Steueriage von 23,79 Gulden die Erportprämie fi auf 2 bis 2,10 Mark 
berechnen. 


Beträchtlich größer ift der bei der Ausfuhr von raffinirtem Zuder erreich- 
bare Gewinn. Folgende Umstände kommen hierbei in Betracht: 


1. Es ift heute allgemein anerkannt, daß der Gehalt und die Farbe des Zuckers 
keineswegs in einem konſtanten Verhältniß ftehen. Die lirfache des Miß— 
erfolg3 der internationalen Zuderfonvention vom 8. November 1864 ift 
wejentlic darin zu finden, daß man die Veritenerung auf das Typen: 
ſyſtem gründete. Der Bezug von verhältnigmäßig gehaltreichem, aber 
dunflerem und deihalb in eine niedrigere Steuerklaffe fallendem Roh: 
zuder fichert dem Naffineur ein die gelegliche Annahme überfteigendes 
Rendement. 

2. Da jede Klaſſe mehrere Standardnummern in Sid begreift, Das geſetz— 
liche NRendement der Klaſſe aber nah dem Durchſchnitt der verichiedenen 
Nummern berechnet ift, jo gewährt bei der Einfuhr die vorwiegende 
Benutzung der höheren Nummern jelbit dann einen Vortheil, wenn ges 
gebenen Falld Farbe und Gehalt des Zuders richtig feitgeitellt Find. 

3. Die Verftenerung nach der ‚Farbe verleitet zur Einfuhr von Zuder, welchen 
durch fünftliche Färbung der Anichein geringeren Gehalts gegeben ift. 
Derartige leiht ausführbare Manipulationen follen einen großen Umfang 
angenonmen haben (Herbert — ©. 63, Langen — ©. 938 der Protofolle), 
Der jeit längerer Zeit bemerfbare Rückgang der Einfuhr von Rohzuder 
der beiden eriten Steuerklaſſen (Nr. 10 bis 18) und Die fortgeiegt 
wachſende Einfuhr von Zuder der dritten Klaſſe (Mr. 7 bis 10) wird 
hauptiählih auf künftlihe Färbung des legteren zurückgeführt. Das 
Gejet vom 25. Mai 1880 hat, wie die Verfehrdausweiie ergeben, dieſe 
Entwidelung nicht aufzuhalten vermodt. 

Was den Betrag der den Naffineuren zufließenden Präntie betrifft, ſo 
ftellt eine neuerliche Gingabe der Notterdamer Handelskammer an den Finanz: 
minifter (auszugsweiſe mitgetheilt in „Die deutſche Zuckerinduſtrie“ 1883 
Nr. 46) die Behauptung auf, dab die Steuer vom Nohzuder richtigerweiſe 
dem Verhältuig des ermittelten Nendements (nach Scheibler) zum raffinirten 
Zuder genau entiprehen müßte, und gründet auf Diele Annahme nadjitehende 
Berechnung: 
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müßte bejteuert wird beiteuert 





Zuder mit einem werden zu " bezahlt mithin 
Gehalt nah(Sceibler)| 27 Gulden für ! zu wenig 
nicht über 100 Kilogrammı | mit (für 100 Kilogramm) 
mit in Klaſſe 
Prozent Gulden ' Gulden Sulden 
97 26, 1 23, 2, A, Mark) 
94; 25, III 21,00 3,00( ee 6,50 Mar 
874 23,50 IV 18,05 5, = 9,55 Mark) 


Berechnungen auf der nämlihen Grundlage find ſchon früher von Seiten 
der engliichen Raffineure aufgeitellt worden (Blaubuch vom 17. Mai 1881 Nr. 11) 
und haben zu einer Ermwiderung des Board of Trade vom 16. März 1881 
(dajelbft Nr. 82) geführt, in welcher darauf aufmerfjam gemacht wird, daß bier 
ein doppelter Jrrthum begangen werde. Ginmal zeige das Sceibleriche Nendement 
nicht die in der Raffinerie wirklich zu erzielende Ausbeute an, jondern nur den 
Gehalt an kryſtalliniſchem Zuder (das fogenannte theoretiiche Nendement), könne 
mithin nicht in feiner ganzen Höhe der Steuerbemefjung zu Grunde gelegt werben. 
Sodann aber jei es unrichtig, die Steuer der einzelnen Klaffen gerade nach dem 
bödjiten für eine jede Klaſſe zuläſſigen Gehalt berechnen zu wollen. Unter Be- 
rüdfichtigung dieſer offenbar zutreffenden Bemerkungen wird die Erportprämie, 
deren Exiſtenz von der niederländiichen Regierung nicht geleugnet wird (Anlage 3 
zu Nr. 60 am angeführten Ort), in Wirklichkeit etwas niedriger, als in der Ein— 
gabe der Handelsfammer zu veranichlagen fein. Gin Sachverſtändiger ſchätzt fie 
durdichnittlih auf 4,90 Mark für 100 Kilogramm (Serbreg — ©. 64 der 
Protokolle). 


3. Belgien. 


Die Beſteuerung regelt ſich nach dem Typenſyſtem. Die Abgabe beträgt 
bei der Einfuhr für 100 Kilogramm: 
Brodmelis und Rohzucker über Nr. 18 des holländiſchen 


Standard. . .» 2 2 35,18 Fraucs, 
Robzuder von Nr. 15 bis 18 erfl. . 4807 u 
[) " . I u 30 . 45,00 — 
Pr pr 4 EEE . 40,51 A 


a uner RL 7 » 2. un Ds P 

Vom inländifchen Rübenzuder wird die Steuer ausjchließlih im Wege- des 
Abonnements erhoben; für jedes Hektoliter noch nicht geichiedenen Rübenſafts und 
für jeden Grad des Dichtigkeitsmellers über 100 werden dem Fabrikanten 1,500 
Gramm Robzuder der 2. Klaſſe (Nr. 10 bis 15 erfl. des holländiichen Standard) 
zur Laſt geichrieben. 

Bei der Ausfuhr oder Niederlegung in öffentlichen Entrepots erhält der 
raffinirte Zuder die Steuer im vollen Betrage erftattet. Für einheimiichen Rob: 
zuder in nicht feuchtem Zuftande (anderer Nohzuder ift von der Vergünftigung 
ausgeichlofien) betehen zwei Stlaffen der Vergütung. Zur Abfchreibung gelangen 
für Robzuder: 

a) von Nr. 11 und darüber . 2 2 2.2020. 45,00 France, 
b) von Nr. 8 bis 11 exfl. er Mn 
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Der Ertrag von Abgaben vom Zuder ift auf mindeitens 1,500,000 France 
für das Vierteljahr feitgelegt. Wenn in drei auf einander folgenden Jahren der 
inländiihe Konjum den Durhichnitt von 16,860,000 Kilogramm überjchritten 
hat, jo tritt eine Erhöhung un 50,000 Francd für je 500,000 Kilogramm 
Mehrverbraud ein. Auf Grund diefer Beitimmung betrug das Minimalerträgniß 
für die Kampagne 


1880/81 . . . .  1,700,000 Francs 
1881/82 . . . . 1,950,000 . 
1882/83 . . 1,900,000 ” 


Ein etwaige Defizit wird durch fofortige Einziehung der am Schluß des 
Vierteljahr ausitehenden Steuerfredite gededt. Erweiſt jich Diele Maßregel als 
unzureichend, jo foll eine Herabjegung der Ausfuhrvergütungsfäge erfolgen. 

Das geieglih angenommene Nendement von 1,500 Gramm Rohzuder vom 
Heftoliter Saft wird thatlächlih weit überichritten. Die belgiiche Negierung war 
deßhalb auch in der internationalen Konvention vom 11. Auguit 1875 die Ver: 
pflichtung eingegangen, nicht nur den Anichlag auf 1,550 und demnächſt auf 
1,600 Gramm zu erhöhen, fondern auch — behufs weiterer Herabminderung der 
Prämie — die Abgabe auf den halben Betrag zu ermäßigen. Die Konvention 
ift jedoch befanntlich nicht ratifizirt worden, und es tft bei dem alten Satz ver— 
blieben. Werden nur 1,600 Gramm als durdichnittliche Ausbeute angenommen, 
io ergibt ſchon hieraus fich eine Prämie gleich '/,, des Steuerbetrags oder gleich 
2,31 Francs für 100 Hilogramm Nohzuder. Es ift jedoh außer Frage, daß 
regelmäßig mehr als 1,600 Gramm erzielt werden. Die in Holland geieglich 
angenommene Ausbeute wird in NRohzuder auf 1,635 (Zuckſchwerdt — ©. 565) 
oder 1,650 Gramm (Herbert — ©. 64 der Protokolle) angegeben und bleibt, 
wie jchon bemerkt, hinter den wirklichen Betriebsergebniffen etwa um 5 bis 6 
Prozent zurüd. Für Belgien wird bei den ziemlich gleihartigen Produktionsver— 
hältnifien die Ausbeute füglich nicht unter 1,700 Gramm zu veranichlagen ſein, 
was eine Prämie von 5,29 Franc — 4,24 Markt für 100 Kilogramm daritellt. 

Dem Raffineur ermöglicht das Typenſyſtem dieſelben Vortheile wie in Holland. 
Die trog der den heimischen Bedarf weit überfteigenden Produktion fortgelegt be— 
deutende Einfuhr von fremden Nohzuder — 1881 222,896 Doppelzentner gegenz 
über einer Cinfuhr von 638,484 Doppelzentner — dürfte hierin ihre Erklärung 
finden. Die belgiiche Raffinerie ift jedoch nicht von großer Ausdehnung und 
arbeitet hauptlählid für den inneren Konfum. Im Jahre 1881 gelangten in 
40 Raffinerien im Ganzen 276,269 Doppelzentner Rohzuder zur Verarbeitung; 
die jährliche Ausfuhr von raffinirtem Zuder belief ſich im Durchſchnitt der vier 
Jahre 1879 bis 1881 auf 100,000 Doppelzentner. Die Erporiprämie für 
Naffinade ift daher ihrem Gelammtbetrag nach nicht von Belang. 


4, Dejterreihellngarn. 


Das Gefeg vom 18. Juni 1880 jest die Verbrauchsabgabe von ber Rüben: 
zudererzengung auf 80 Streuzer für den Doppelzentner friiche und 4 Gulden für 
den Doppelzentner getrodnete Rüben feit. Die Menge der verarbeiteten Rüben 
wird in denjenigen Fabriten, welche zur Saftgewinnung hydrauliſche Preſſen 
oder Diffufionsbatterien anwenden (d. h. zur Zeit in allen Fabriken), nach der 
Leiſtungsfähigkeit dieier Apparate berechnet (Panfchalirung). Bei der fait allgemein 
(1881/82 in 213 von 230 in Betrieb befindlichen Fabriken) eingeführten Diffufion 


ae die Leiſtungsfähigkeit nach der auf jedes Heftoliter Nauminhalt eines Diffufions- 


efäßes durchichnittlich entfallenden Nübenmenge und der durch Zählwerke fontrolirten 
Rn 


% 
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Anzahl der täglichen Füllungen bemeflen. Gritere Menge wird für jedes Betriebs: 
jahr beionders normirt; fie betrug für 1880/81 40 Kilogramm, wurde für die 
folgende Kampagne auf 46 Kilogramm erhöht und ift ſeitdem bei dieler Ziffer 
verblieben. 

Der Eingangszoll beträgt für den Doppelzentner NRohzuder unter Nr. 19 
des holländiihen Standard . 15 Gulden, raffinirten Zuder und Rohzuder von 
Nr. 19 
und darüber . . 20 

Bei der Ausfuhr von Rüben: und Kolonialzuder wird an Steuer beziehungd: 
weile Zoll vergütet: 

für den Doppelzentner Zuder 
a) unter 92 bis mindeftend 88 Prozent Polarifation 3,10 Gulden, 
b) unter 99,5 bis mindeftens 92 Prozent 2 9,40 R 
e) von 99,5 Prozent und darüber . . . . 1135 ’ 

Der Ertrag der Steuer und des Zolles iſt jeit der Betrieböperiode 1878/79 
fontingentirt. Das abzüglich der Vergütungen aufzubringende NReinerträgnik 
betrug für 


LBTBIT I: 0 u. 202 6,000,000 — nach dem Geſetz vom 
1873/80: 2 2 2 .. 63300,000, 27. Juni 1878, 
1880/81 2 2 2 2 2200 ..10,000,000 5] na — 
1881/82 . - > 410400,000, 18. Juni 1880, 
1882/83 . 10,800,000 


und Toll für jede folgende Kampagne um 400,000 Gulden fteigen, bis die Ziffer 
von 12,800,000 Gulden erreicht ift. Demnächit ift int Wege der Gejeßgebung 
weitere Verfügung zu treffen. Bleibt das wirkliche Auffommen hinter der kon— 
tingentirten Summe zurüd, jo wird der Fehlbetrag don den Fabrikanten nad) 
Verhältniß der entrichteten Steuer nachgefordert. 

Die Ausfuhrprämie war vor Erlaß des Gefetes vom 18. Juni 1880 außer: 
ordentlich hoch. Nach einer von dem Chef der ftatiftiichen Abtheilung des Board 
of Trade gebildeten Schägung des franzöfiichen Zuderinduftriellen Jacquemart 
(Anlagen Nr. 7 und 8 zu den Verhandlungen der engliihen Parlamentskommiſſion 
über die Zuderinduftrie von 1879 — Blaubuch vom 29. Juli 1879) belief fie 
ſich (in Gold berechnet) | 

für 1878/79 auf 7,00 Mark für 100 Stilogramm Nohzuder und 


u. ı „ 100 . Naffinade, 
für 1879/80 „ 6,2 „ 100 e Rohzucker und 
850 „ „ 100 Raffinade. 


Durch die jetzt gellenden Beſtimmungen iſt eine namenhafle Verringerung eins 
getreten. Jedoch verbleibt dem Gemwerbetreibenden noch ein hinlänglicher Spiel: 
raum, um bei der Ausfuhr eine den Betrag der Stener überjchreitende Vergütung 
zu erlangen, und zwar 

1. in Bezug auf das Ausbringen aus den Rüben. Die Ausfuhrvergütung 
ift nach einem Berbrauch von 11,5 Doppelzentnern üben zu einem 
Doppelzentuer Nohzuder von 92 Prozent Polarifation berechnet. Da 
in Wirklichkeit höchitens 11 Doppelzentner Rüben durdichnittlih er: 
forderlich find, jo ift die Vergütung für den Doppelzentner Rohzuder 
jedenfalls um 60 Streuzer zu body; 

2. in Bezug auf die Yeititellung der ftenerpflichtigen Nübenmenge Für 

das Heftoliter Diffufionsraum werden zur Zeit 46 Kilogramm Rüben 


veriteuert, jede Mehrverarbeitung erfolgt fteuerfrei. Es wird mit Bes 


MP —— DET 
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ftimmtheit behauptet, daß bei den in Oeſterreich üblichen Diffufeuren 
das Heftoliter jehr wohl mit 55 bis 65 Kilogramm, ja mit noch mehr 
Rüben befüllt werden könne (Herberg — ©. 62, Langen — ©. 937 
der Vrotofolle). Der Fabrifant ift demnach in der Lage, mindeitens den 
jechiten, vielleicht den dritten Theil der Geſammtmenge fteuerfrei zu ver: 
arbeiten, alſo — bei den oben angenommenen Verbrauch von 11 Doppel: 
zentnern Rüben — nur 9,17 beziehungsweile 7,54 Doppelzentner auf 
den Doppelzentner Rohzucker zu verjteuern. Die zu 1 berechnete Prämie 
erhöht ſich hiernach auf 1,46 beziehungsweile 2,53 Gulden für den 
Doppelzentner NRohzuder von 92 Prozent Polarifation ; 

3. in Bezug auf das Verhältniß der Vergütungen für NRaffinade und Roh: 
zuder. Für Zuder von 99,5 Prozent PBolarifation und darüber, aljo 
hauptiächlich für raffinirte Juder, wird eine Vergütung von 11,55 Gulden 
gewährt. Dieler Betrag entipricht der Steuer für 14,14 Doppelzentner 
Rüben, ift mithin nur wenig höher al3 die im deutichen Zollgebiet bis— 
ber gewährte Vergütung von 23 Mark (gleih der Steuer für 14,375 
Doppelzentner Nüben). Während jedoch dem letzteren Sat eine Ver: 
gütung von 18,30 Mark für NRohzuder von 88 Prozent Polarijation 
gegenüberitand, beträgt diejelbe in Oeſterreich für Zuder von diefem Gehalt 
nur 8,0 Gulden. Das Berhältniß der beiden Vergütungsſätze ift in 
Deiterreich wie 100 : 137,5, in Deutichland war es bisher wie 100 : 122,3 
und ift durch das Geieg vom 7. Juli 1883 auf 100: 123,3 abgeändert. 
Die NRaffinade ift aljo dem Nohzuder gegenüber erheblich begünitigt und 
gewinnt bei der Ausfuhr eine noch höhere Prämie als dieſer. 

Die Kontingentirung bewirkt zwar, daß die Prämien nicht im vollen Betrage 
zur Erhebung gelangen. Ganz ausſchließen wirde fie jedoch die Gewinnung 
derjelben nur dann, wenn das garantirte Reinerträgniß demjenigen Stenerbetrag 
genau entipräce, welcher nad) dem wirklichen Konſum des Inlands zu entrichten 
jein würde, Bei einem PBerbraud von 11 Doppelzentnern Rüben beträgt die 
geiegliche Steuer für den Doppelzentner Nohzuder 8,50 Gulden. Das Nein: 
erträgniß (für 1882/83) von 10,800,000 Gulden entipricht alfo einem Geſammt— 
fonjum von etwa 1% Millionen Doppelzentnern, was auf den Stopf der Be— 
völferung wenig mehr als 3 Stilogramnı ergibt. Es erjcheint außer Zweifel, daß 
der wirkliche Konjum größer ift. „Die deutiche Zucerinduftrie”, Jahrgang 1881 
S. 106 und 120, berechnet denielben auf 2,322,000 Doppelzentner, eine andere 
Angabe J. Wolf in der Zeitichrift für die geſammten Staatswiljenihaften, Jahr: 
gang 1882 ©. 659 nach Bivort) auf 2,145,000 Doppelzentner. Wenn eine 
Annahme von rund 2 Millionen Doppelzentnern als mäßige Schätung gelten 
darf, jo würde die fontingentirte Summe nicht viel mehr als die Hälfte der nad) 
der Abjicht des Geſetzes zu erhebenden Steuer daritellen. Der Induſtrie kommt 
mithin auc jest noch ein ſehr bedeutender Betrag — größtentheild in der Form 
von Erportprämien — zu qute. 

Als Ergebniß der obigen Grörterungen über die Ausfuhr ftellt ſich heraus: 

a) Der neuerlihe Aufihwung der deutichen Rübenzuderinduftrie ift zunächſt 
aus dem Bedürfniß der Yandwirthichaft hervorgegangen. Seine bisherige 
Entfaltung ift der Tteigenden Nachfrage des Auslands zuzuschreiben. 

b) Die in legterer Beziehung bisher mahgebenden Momente laſſen mit 
einiger Wahricheinlichkeit auch für die Folge auf Ablag im Auslande 
rechnen, sofern die Vermehrung der Produktion mäßige Grenzen nicht 
überichreitet. 


Annafen des Dentſchen Heidıd, 158, 30 
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e) Eine direfte Begünftigung der Produktion durch geiegliche Maßregel ift 
nicht räthlich, weil diejelbe ohnehin ſchon große Dimenfionen erlangt 
hat, und anderſeits die Konkurrenz fremder Nübenzuder trog der von 
anderen Ländern gewährten Erportprämien die Entwidelung der deutichen 
Induftrie bisher nicht hat beeinträchtigen können. 

d) Es ericheint vielmehr zwedmäßig und — im Hinblid auf die Gefammt- 
lage der Induftrie umd auf die im den beiden widhtigiten Konkurrenz— 
ländern Franfreih und Oefterreich, neuerdings eingetretene Verringerung 
der Erportprämien — unbedentlih, an dem leitenden Grundjag der 
Geſetzgebung von 1869, 

dem heimifchen Produkt eine Bevorzugung nicht einzuräumen, 
auch fernerhin feftzuhalten, insbelondere die bei der Ausfuhr gemährte 
Vergütung auf den Betrag der wirklich entrichteten Steuer zu beichränten. 
Verhältnig der Ausfuhrvergütung zur Steuer. Es bleibt nun zu prüfen, 
ob die gegenwärtigen Beitimmungen über den Zuderverfehr mit dem Auslande 
dem voritehenden Grundſatz noch entiprechen, oder welche Mobdififationen erforder: 
lid) fein möchten, um denjelben wieder zur vollen Geltung zu bringen. Bei 
diejer Prüfung liegt — der enticheidenden Bebentung bes Erportgeihäfts gemäß — 
der Schwerpunft in der ſteuerlichen Behandlung des ausgehenden Zuderd. Die 
Berhältniffe der Zudereinfuhr, welche im Jahre 1869 noch beionders forgfältiger 

Erörterung bedurften, find heute nur mehr von untergeorbneter Wichtigkeit. 
Das Gejeß vom 26. Juni 1869, die Beitenerung des Zuders betreffend, 
beitimmt im $ 3, daß bei der Ausfuhr von Zuder über die Zollgrenze oder bei 
deſſen Niederlegung in öffentlichen Niederlagen pro 50 Kilogromm eine Vergütung 

gewährt wird 

a) für Rohzuder von mindeitens 88 Prozent Volarifation von 9,40 Mearf, 

b) für Standis und für Zuder in weißen, vollen, harten 
Broden bis zu 12'/. Kilogramm Nettogewicht oder 
in Gegenwart der Steuerbehörde zerkleinert 

c) für allen übrigen harten Zucker, jowie für alle weiße 
trodene (nicht über 1 Prozent Waſſer enthaltende) 
Zuder, in Kryſtall-, Krümel: und Mehlform von 
mindeitend 98 Prozent Bolarilation . . „ 10. „« 

Mit diefen Süßen, welche bei der Steuer von 80 Pfennig für den Zentner 

Rüben einem Berbrauh an Rüben von 

zu a) 11°% Zentner, 

zu b) 14°, a 

au c) 13], 
entiprechen, glaubte man, nur die wirklich entrichtete Steuer zuriüdzugewähren. 
Die Berechnung gründete fih auf die Feitftellung, daß nach mehrjährigen Er— 
fahrungen im Durhichnitt 12'/, Zentner Rüben genügend feien, um einen Zentner 
verfäuflihen Nobzuder — für welden man einen Gehalt von 93°;, Prozent 
Polariſation annahm — herzujtellen. Gin Gutachten der preußiſchen technijchen 
Deputation für Gewerbe hatte in ziemlicher Uebereinſtimmung hiermit 12], Zentner 
Rüben zur Erzeugung eines Zentners Rohzucker von 94 Prozent für aus 
reihend erachtet. Dagegen hatten fpezielle Erhebungen über die durchichnittlichen 
Betriebsergebnifie der Nübenzuderfabrifen nicht ftattgefunden, und es wird deß— 
halb dahinftehen müſſen, ob die Unteritellung damals der Wirklichkeit entiprad. 
Außer Zweifel iſt, dab fie feit geraumer Zeit nicht mehr zutrifft, weil, abgefehen 
von ben Ergebniſſen der Züchtung zucderreiher Nüben, die Werbeilerungen der 
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majchinellen Einrichtungen und die Vervollkommnung der Fabrifationstehnif das 
Ausbringen aus den Nüben namhaft erhöht haben. 

Befhlüfe der Kommiffion. Rohzucker. Die Kommiffion ift bei Erörterung 
der Frage I dahin ſchlüſſig geworden, zu empfehlen, daß man fortan 10,,, 
Doppelzentner roher Rüben als die zur Heritellung eines Doppelzentner3 Zuder 
von 93,7, Prozent Polarifation durchſchnittlich erforderliche Menge anſehe. Bei 
Grörterung der Frage II hat die Kommiſſion ferner bejchlojlen, eine Erhöhung 
der Rübenfteuer auf 1,,, Mark pro Doppelzentner vorzufhlagen. Es würden 
danadı auf dem Doppelzentner Zuder von 93,,, Prozent Polarilation 18,97, 
Mark Steuer haften. Die Bonififation für Nohzuder, die bei dem gegen 
wärtigen Steuerfag von 1,,, Mark nur noch 16,,, Marf würde betragen dürfen, 
wäre daher künftig auf 17,,, Mark feitzufegen. Die Kommiffion ift dabei von 
der Annahme ausgegangen, daß, wie bisher die ganze Steuer, reduzirt auf bie 
Minimalpolarijation von 88 Prozent, zu erftatten fei. 

Was diefe Reduktion anbetrifft, fo muß ja anerfannt werden, daß für die 
Nohzuder von mehr ald 88 Prozent PBolarijation die Vergütung nicht ganz 
unbeträchtlich hinter der Steuerbelaftung zurüdbleibt. 

Diefe Ungleichheit wird noch dadurch verfhärft, daß die Polarifation nur 
den wirflichen Gehalt an Kryftallguder anzeigt, jedoch einen fiheren Schluß auf 
die beim Naffiniren zu erzielende Ausbeute nicht geitattet. Die in den Jahren 
1876 und 1877 unter Zeitung des Profeſſors Dr. Wichelhaus in Charlotten- 
burg ausgeführten Naffinerieverfuche Hatten unter Anderem aud die Prüfung 
des Werth der Polarijationsangaben zum Gegenitand. Die Unterſuchungen 
erwieien, daß die letteren bei Nübenzudern um 4 bis 14 Prozent von ben 
wirklich erhaltenen Ausbenten abwichen. Der Profeſſor Dr. Wichelhaus ftellte 
folgende wirkliche Werthsziffern feit: 

für Nübenzuder von 98 Prozent Polarijation 93,45, 


" 36 ” " 8: ‚030 
” 94 ” " 86,995 
" 92 " " 81,536 
90 " " T5,g56 


„88 er z T4,,,1 
im Durhichnitt für Zuder von 93 Prozent Polariſation 85,,5- 

Auf Grund diefer Ergebniffe gelangte er zu dem Schluffe, daß die Polaris 
fation nicht geeignet fei, das Werthverhältniß verichiedener Zuderarten treffend 
zum Ausdrud zu bringen, 

Die ungleiche Behandlung der beiferen und der geringeren Rohzuder würde 
volftändig mur dadurch zu bejeitigen fein, daß die Vergütung anjtatt 
nad einem einheitlihen Sage nad dem wirfliden Raffinations— 
werth bemeifen würde. Diefe Anordnung würde aber wiederum bedingen, daß 
ein zuverläfiiger und leicht zu handhabender - Maßſtab zur Grmittelung des 
Raffinationswerths vorhanden wäre. An dem von dem Profeſſor Dr. Scheibler 
angegebenen Verfahren glaubte man feiner Zeit einen ſolchen Mapitab gefunden 
zu haben. Die Berfuhe in Charlottenburg follten in erfter Linie dazu dienen, 
das Verhältniß näher feftzuftellen, in welchem das nad) dem Sceibler'ichen Ver— 
fahren ermittelte (theoretiiche) Nendement zu dem in einer rationellen Raffinerie 
thatfächlich zu erzielenden Ausbringen jtände. Die Verſuche haben zu einem be 
ftimmten Ergebniſſe nicht geführt. Die Minderheit der Unterfuhungstommifjion 
erachtete zwar als dargethan, dat die Sceibler’iche Nendementöbejtimmung, ver: 
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mindert um einen Fabrifationsverlujt von etwa 4 Prozent, eine ausreichende 
Grundlage für die fteneramtliche Ermittelung des Raffinationöwerth3 von Roh— 
zudern gewähre Die Mehrheit erklärte dagegen, daß die Verſuche — namentlich 
bezüglicd) der Nachprodufte — nicht weit genug durchgeführt feien, und daß die 
darauf gegründeten Berechnungen nicht als unanfechtbar gelten könnten. Dan 
glaubte, im Hinblid auf die feitgeitellten Differenzen, die Methode nicht als zu— 
treffend bezeichnen zu dürfen. Der legteren Auffaffung Hat fich demmächit aud) 
der Verein für die NRübenzuderinduftrie des Deutichen Reichs in einer unter dem 
30. November 1878 an das Neichöfanzleramt gerichteten Eingabe (abgedrudt in 
der Zeitichrift des Vereins Jahrgang 1878 ©. 956 ff.) angejchlofien. Da das 
Verfahren überdies weder im Hanbelöverfehr noch in den Fabriken in Aufnahme 
gekommen ift, und die mit demjelben verbundenen fomplizirten Operationen nicht 
nur doppelt fo viel Zeit erfordern wie die Polarifation, fondern auch beionders 
forgfältige fahmänniihe Schulung vorausjegen, jo dürfte dasſelbe — unbeichadet 
feines wiſſenſchaftlichen Werths — als Grundlage jtenergeieglicher Beitimmungen 
nicht zu empfehlen jein. Die Anwendung deifelben bei der Abfertigung von 
Zuder zur Ausfuhr ift zwar von dem Profeſſor Dr. Sceibler auch neuerdings 
wieder befürwortet worden (Neue Zeitichrift für Nübenzuderinduftrie Band X 
Nr. 1), der Vorſchlag hat jedoch von feiner Seite Unterftügung gefunden. 

Alle anderen Nendementöbeitimmungen entbehren der wiſſenſchaftlichen Be— 
gründung und find Iediglic aus Erfahrungen und Beobachtungen von mehr oder 
minder zweifelhafter Zuverläfligfeit abgeleitet. Insbejondere verdanft das im 
Handel übliche Verfahren, welches die vermuthliche Ausbeute durch Abzug des 
fünffachen Nichengehalt8 von dem durch Polariſation ermittelten Zudergehalt 
berechnet, jeine Verbreitung weniger feiner Verläßlichkeit al3 der bequemen Hand» 
habung. Zur Zeit ift noch nicht mit hinlänglicher Sicherheit erfannt, in welcher 
Weiſe und in weldhem Grade die im Rohzucker vorhandenen Salze auf Die 
Umwandlung von Krhftallzuder in Syrupzuder einwirfen. Außer Zweifel it 
nur, daß nicht alle, fondern nur gewilfe Salze einen ſolchen Einfluß ausüben, 
und daß das Verhältniß, in welchem die verjchiedenen Salze im Rohzucker ſich 
vorfinden, wechielt. ; 

Die dem Verfahren zu Grunde liegende Annahme, daß jeder Theil Salze 
fünf Theile Zuder am Kryſtalliſiren verhindere, ift eine Hypotheſe, der jede Be— 
ftätigung durch die Praris fehlt. Wenn ferner unteritellt wird, daß die Fabri— 
fationsverlufte ihon in dem Aichenfoäffizienten zur Genüge berüdjichtigt jeien, 
jo wird den Werjchiedenheiten, welche jich für den Umfang des Berluftes aus 
der Beichaffenheit des Materiald, den Betriebseinrichtungen und der Art und 
Weile des Betriebes ergeben, nicht Necdhnung getragen. Cine auf fo unficheren 
und ungenauen Annahmen beruhende Methode wird Ergebniffe von genügender 
Zuverläfligfeit nicht liefern können, 

Das neuere Franzöfiiche Verfahren, welches für den Abzug des Aichengehalts 
den Koeffizienten 4 ftatt 5 anwendet und außerdem die Glufoje mit dem doppelten 
Betrage, Sowie 1, Prozent Fabrifationsverluit abrechnet, iſt im MWejentlichen 
nur ein Verſuch, die erkannten Mängel der Handelötitrage auf Grund der ge 
machten Grfahrungen zu verbeifern. Auf wiflenichaftliche Nichtigkeit hat dasſelbe 
ebenjo wenig Anſpruch. Wenn die Nefultate im großen Durhichnitt der Wirk: 
lichkeit ziemlich entiprechen mögen, fo ift hiermit nicht viel gewonnen, jobald es 
ih) darum handelt, die Ungleichheit der Behandlung der einzelnen Nohzuder 
aufzuheben. Diefem Zweck genügt weder die franzöfiiche noch eine andere Form 
der jogenannten Titrage. 
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Auch von den der Titrage an und für fih anhaftenden Mängeln abgejehen, 
fpricht gegen diejelbe die Erwägung, dab es ungemein jchwer hält, Proben zu 
erhalten, welche den Durhichnittögehalt größerer Zudermengen richtig anzeigen, 
und daß zufällige oder abfichtliche Beimengung ſchon geringer Mengen von fremd: 
artigen Stoffen das Ergebniß jofort empfindlich beeinträchtigen fann. In legterer 
Beziehung gewährt die Möglichkeit, ſolche Beimengungen vermittelft einer hemiichen 
Analyje zu erfennen, feine Beruhigung, weil derartige zeitraubende Unterfuhungen 
nur in den wenigiten Fällen fi ausführen laffen. Da endlich die Polarifation 
als Grundlage der Nendementsbeftimmungen beibehalten ift, fo iſt die Gefahr 
nicht ausgeſchloſſen, daß im inzelfall die Inkorrektheit der polarimetrifchen Be: 
ſtimmungen nicht nur nicht befeitigt, ſondern durch die Unzuverläſſigkeit der 
Methode noch verftärkt wird. 

Cheilung der Rohzucker. Die Erftattung der Steuer nad dem wirklichen 
Gehalt des ausgeführten Zuckers erweiſt ſich demnach als nicht wohl durch— 
führbar; auch hat keiner der vernommenen Sachverſtändigen dahin zielende Vor: 
ſchläge formulirt. Dagegen iſt, angeſichts der Schwierigkeiten, welche der voll— 
ftändigen Beſeitigung der vorhandenen Uebelſtände entgegenſtehen, mehrfach befür— 
wortet worden, durch eine Theilung der Vergütungsklaſſe für Roh— 
zuder wenigitens in gewiſſem Grad Abhilfe zu ſchaffen. Zu diefem Behufe 
wird theils (Freiſe — S. 127 der Protokolle) die Einrichtung von 3 Klaſſen, 
teil die Zerlegung in 2 Klaſſen (Chriftiani — S. 263, Treutler — ©. 472, 
Dr. Eißfeldt — ©. 668, Dr. Reichardt — ©. 1045, Nühland — ©. 1084, 
Keddig — ©. 1138/39, Lücke — ©. 1195) angerathen. Der lettere Vorſchlag 
geht im Allgemeinen dahin, der niedrigeren Klaſſe alle Nachprodufte zuzumeiien ; 
als Grenze der beiden Stlafien wird zumeift der Polarifationsgehalt von 92 ober 
93 Prozent für zweckmäßig erachtet. Zur Unterftügung des Antrags wird Das 
rauf hingewieien, daß in Folge der geſetzlichen Begünftigung der geringeren 
Produkte in zunehmendem Maße minderwerthige Zuder ausgeführt, und daß ſo— 
gar höher polarifirende Waare abſichtlich verfchledhtert würde, um fie den Expor— 
teuren annehmbar zu machen (Treutler — ©. 467 der Protokolle). 

Unleugbar würde die Anordnung mehrerer Klaſſen die zur Zeit beftehende 
ihroffe Ungleichheit bedeutend mildern und ermöglichen, die Vergütung in ans 
nähernd zutreffender Weile zu reguliren. Diefer Vorzüge ungeachtet hält die 
Kommiſſion mit Cinftimmigkeit die Maßregel nicht für räthlih. Gegen diejelbe 
Ipriht zunächſt die ſchon hervorgehobene Unzuverläfligfeit der Bolarifation an 
und für fih, ſodann die Ungleichmäßigkeit der Ergebniſſe, welche durch Mängel 
in dem Apparat oder in der Perfönlichkeit des unterfuchenden Beamten wejentlich 
erhöht werden fann, und endlich namentlich der große Zeitverluft, welchen die Ver: 
mehrung der Bolarilationen mit fich führen würde. Der Handelöverfehr würde 
unvermeidlid) in hohem Grad beläftigt und ein Moment der Unficherheit in den— 
jelben hineingetragen werden, Dazu fommt, daß bei einer Vervielfältigung der 
Polarijationen die Einrichtung beionderer mit Fachmännern zu bejegender Zuder: 
unterjuhungsitationen faum zu umgeben jein würde. Mollte man zur Ber: 
meidung der Polarifation die legte Klaſſe ausichlieglih auf „Nachprodukte“ ohne 
Bezeihnung einer PBolariiationsgrenze beſchränken, jo würde dieſes zu anderen 
Unzuträglichfeiten führen, weil ein Nichtfahmann ohne beiondere Unterſuchung 
Nahprodufte von beilerer Waare nicht unterfcheiden faun (Dr. Reihardt — 
S. 1045 ber Protokolle). In Berüdfichtigung diefer Umſtände hat fih aud) 
die Mehrzahl der Sacyverftändigen gegen die Theilung der Rohzuckerklaſſe 
geäußert, 
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Die Behauptung, dab gegenwärtig in itärferem Maße als früher niedrig 
polarifirende Zuder ausgeführt werden, iſt durch genügende Beweiſe nicht unter: 
ftügt worden. Noch weniger hat im diejer Beziehung ein nachtbeiliger Einfluß 
der Steuergejeßgebung nachgewiejen werden fönnen. Die bei dem Haupt-Steuer: 
amt Magdeburg über den Polarifationsgehalt der ausgeführten Nobzuder geführten 
Aufzeihnungen, welche unmittelbar auf den Angaben der Erporteure beruhen, 
Icheinen eher für eine Zunahme der Ausfuhr höherwerthiger Zuder zu iprechen. 
Nach der anliegenden Ueberſicht (Anlage 19) find in Magdeburg zur Ausfuhr 
abgefertigt worden 


Rohzucker 
* von 88 bis von über 90 
im Jahre — inkl. 60 Pro— bis inkl. von über 
Do = — zent Polari⸗ 93 Prozent 93 Prozent. 
‚oppelz j jation. Bolarijation. 
(Prozente der Gejammtmenge). 
1869 . . 13,460 62,38 26,0 11,;s 
1876 . . 239,448 10,31 49,49 40,,0 
1882 . . 259,823 11,7 24,9; 57,97 


Die weiter zurüdliegenden Jahre find zwar, wie die Zahlen ergeben, und 
auch von einem Sachverjtändigen richtig hervorgehoben wird (Herbertz — ©. 46 ff. 
ber Protokolle), zu einer Vergleihung infotern nicht geeignet, al$ damals der 
Gejammterport nur gering war und fich vorwiegend auf Nachprodukte beichränkte. 
Indeſſen ift auch gegenüber dem Jahre 1876, deilen Gelanımtziffer — 239,448 
Doppelzentner — hinter der des Jahres 1882 — 259,823 Doppelzentner — 
wenig zuricdbleibt, gerade in der mittleren Stufe — über 90 bis inkl. 93 
Prozent —, in welcher Nahprodufte und erite Produkte zufammentreffen, ein 
ftarfer Rüdgang erfennbar, während ſich der Antheil der Zuder von über 95 
Prozent um mehr als 17 Prozent gehoben bat. 

Waffinirte Buker. Für raffinirten Zuder wird gegenwärtig die Boni— 
fifation in verjchiedenem Betrage gezahlt, nämlich mit 11,,, Mark pro 50 Silo: 
gramm für Kandis und Zuder in weißen vollen harten Broden bis zu 12,, Kilo— 
“ gramm Nettogewicht oder in Gegenwart der Yollbehörde zerfleinert und mit 
10,40 Mark für 50 Stilogramm von allem übrigen harten Zuder, ſowie von 
allen weißen trodenen (nicht über 1 Prozent Mailer enthaltenden) Zudern in 
Kiyftall-, Krümel- und Mehlform von mindeltens 98 Prozent Bolarilation 
(Geſetz vom 7. Juli 1883). - 

Wünſche nah Abänderung dieſer Klaſſifikation find nur inſofern laut ge 
worden, als von einigen Sadjveritändigen der Worichlag gemacht worden tit, die 
Klaſſen lediglich nach dem Volarilationsgehalte abzugrenzen, jo daß etiva die eine 
Klaſſe die Zuder von 98 bis 99°’, Prozent, die andere alle höher polarifirenden 
Zuder in fich begriffe (Herberg — S. 5455, Dr. Bodenbender — ©. 167,168, 
Bergmann — ©. 1124/1125 der Protokolle), Die Abficht des Vorichlages geht 
nicht dahin, daß für die Beurtheilung feitens der Stenerbehörde an Stelle der 
äußeren Merkmale — Form, Härte, Farbe, Trodenheit — jederzeit polarimetriiche 
Unterfuhung maßgebend fein ſolle. Vielmehr ſoll regelmäßig die Beurtheilung 
auch fernerhin nach jenen äußeren Merkmalen erfolgen, und die Polarijation nur 
ausnahmöweile, in Zweifelsfällen, eintreten. In gleicher Weile wird aud in 
DOejterreih, wo nad) der oben gegebenen Daritellung alle Zuder von 99'/, Prozent 
und darüber der höchiten Vergütung theilhaftig find, verfahren (Erlaß des Finanz: 
minifteriums vom 28. Juni 1878 — zur Bollziehung des Zuckerſteuergeſetzes 
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vom 27. Juni 1878 — 8.3 Nr. VI und X Ziffer 4 [f. Band V Seite 182]. 
Die Abfertigung würde daher eine Aenderung im Mejentlichen nicht erleiden. 
Dagegen wird mit der gewünfchten Modifikation bezweckt, einerjeit3 ſolchem Zuder, 
welcher, ohne in die Kategorie der Brodzuder zu fallen, annähernd denjelben 
Zudergehalt befigt, — mamentlic dem jogenannten Pile, — den höchſten Ber: 
gütungsfag zuzumenden, anbererjeitö die bei der Ausfuhr von zerfleinertem Brodzuder 
jest nothwendige amtliche Beauffihtigung der Zerkleinerung in Wegfall zu bringen. 

Mit der Mehrheit der Sachverſtändigen glaubt die Kommiſſion jedoch ein 
ausreichendes Bedürfniß zur Menderung der geltenden Beitimmungen nicht aner: 
fennen zu follen, 

Schon bisher iſt darauf nicht beitanden worden, daß Zuder der höchſten 
Bonififationsklaffe gerade in der früher ausichließlid benugten und deihalb im 
Gejeg allein genannten Brodform ausgeführt würde. Durch verſchiedene Beichlüfle 
des hohen Bundesrathes ift vielmehr — je nad) den hervortretenden Wünſchen 
der Intereflenten — auch derartigem Zuder in Platten, in Blöden und in 
Stangen der höchſte Vergütungsiag zugeftanden worden. Sollten noch andere 
Formen in Aufnahme kommen, jo würde denjelben, wenn die jonitigen Voraus— 
fegungen hierfür vorliegen, die gleiche VBergünftigung gewährt werden können. 

Was den Pilezuder betrifft, jo wird von mehreren Seiten mit Recht auf 
den weſentlichen Unterichied ziwiichen dem aus Broden hergeitellten „Melispilé“ 
und dem durch bloßes Gentrifugiren gewonnenen „Gentrifugalpile* aufmerkſam 
gemacht. Der eritere genießt ſchon jest die höchite Vergütung, wenn die er: 
fleinerung der Brode unter amtlicher Aufjicht erfolgt. Der legtere ift von mine 
derem MWerthe, erfordert geringere Heritellungsfoiten und kann als eigentliche 
Naffinade nicht angejehen, ſomit auch nicht mit dem höchſten Sage bonifizirt 
werden (Hauswaldtt — ©. 601, Langen — ©. 935 ff. der Protokolle). Beide 
Sorten find wohl von einander untericheidbar. 

Daß die amtliche Ueberwachung der Zerkleinerung der Brode dein Fabrikanten 
läftig ift und Koſten verurfacht, ift nicht zu beitreiten. Diefer Umſtand möchte 
aber für fi) allein nicht rechtfertigen, von dem biöherigen, durchweg bewährten 
und dem Werthverhältnik der Naffinationsfabritate entiprehenden Syitem der 
Slaflifizirung abzugeben. Billige Aniprüche auf Erleichterung der Stontrole werden 
ohne Aenderung des Gelege im Verwaltungsiwege Berriedigung finden können. 

Fortfal der Gewichtsbefchränkung von 12", Kilogramm für Hutzucker. 
Dagegen möchten weientliche Bedenken nicht entgegenstehen, dem einitimmigen Gut— 
achten der Sacveritändigen gemäß die Beſchränkung der höditen Boni: 
fifation auf Brode von 12,, Kilogramm und weniger Nettogewidt 
fallen zu laffen. Die Vorfchrift ift seiner Zeit in das Geſetz aufgenommen 
worden, um zu verhindern, dab auch die in ſchwereren Broden hergeitellten min— 
derwerthigen Zumpenzuder der höheren Vergütung theilhaftig würden. Da Zuder 
diefer Art nad alljeitiger Verſicherung ſeit Einführung der Gentrifugenarbeit 
nicht mehr gefertigt werden, aud deren Heritellung der mangelnden Rentabilität 
halber ausgeichloffen ericheint, andererjeit3 das Bedürfniß fich geltend macht, über 
12,, Kilogramm twwiegende Naffinadebrode auszuführen, fo wird von der Feſt— 
fegung eined Maximalgewichtes, wie die Kommiſſion einstimmig annimmt, zweck— 
mäßig Abitand zu nehmen fein. 

Verhältniß der beiden Bonifikationsklaffen für raffinirte Zucker. Die 
Sätze der beiden Bergütungsflafien für raffinirte Zuder haben 
dur das allegirte Geieg vom 7. Juli v. I. eine Heine Werbeilerung des Ber: 
hältniffes zur Nohzuderbonififation erfahren, und die Kommiſſion bat fich mit 
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9 gegen 3 Stimmen zu der Anficht befannt, daß dieſes jegige Verhältniß beizu- 
behalten fein möchte. Die überwiegende Mehrheit der Sachverſtändigen, auch der 
Raffinerie-Intereſſenten, Hält diefe Vergütungsſätze nad der durchſchnittlichen Aus- 
beute für zutreffend. Die Ueberzeugung der meilten Sadjverftändigen, daß die 
frühere Steuergefeggebung den Rohzucker im Allgemeinen etwas günstiger behan— 
dele, als die Raffinaden, findet an dem Umſtande Unterftügung, daß die Ausfuhr 
von raffinirtem Zuder fi in geringerem Maße entwidelt hat, als die Ausfuhr 
von Nohzuder. Es wurden nämlich ausgeführt: 














| taffinite Zuder beider Bergütungsflafien 


Zucker = iR 
— — im Verhältniß zur 
im Betriebsjahre aller Art im Ganzen Geſammtausfuhr 
Doppelzentner. Doppelzentner. Prozent. 








1878/79 1,342,245 307,527 | PR 
1879,80 1,301,042 349,416 | 26, 
1880/81 2,775,021 560,601 20,, 
1881/82 3,082,600 543,290 | 17,4 
1882/83 4,643,019 735,992 | 15,, 


Zum Theil erklärt fih der verhältnigmäßig geringere Fortichritt der Raffi— 
nadeausfuhr allerdings dadurch, dat 

a) die Naffinerien der plöglihen und rapiden Steigerung der Nohzuder: 
produktion durch entiprechende Bergrößerung ihrer Betriebseinrihtungen 
nicht jofort haben folgen fünnen, 

b) der Haudel mit raffinirter Waare an und für fich jchwieriger und kom— 
plizirter it, als derjenige mit Nohzuder, weil die Anforderungen der 
Konſumenten minder gleihmäßig find, vielmehr nad den Gewohnheiten 
eines jeden Beitimmungslandes wechieln, 

e) die in hoher Blüthe ftehenden und über bedeutende Kapitalfräfte ver: 
fügenden Raffinerien Englands, Frankreih und Hollands, in legteren 
beiden Ländern noch durch Erportprämien unterftügt, bisher fich jeder 
Konkurrenz überlegen gezeigt haben, und namentlich den engliihen Markt 
fait ausſchließlich beherrichen. 

Es iſt jedoch nicht zu leugnen, daß auc die Steuergejeggebung den Raffi— 
neuren nicht in allen Beziehungen günstig ift. Dielelben find nad) zwei Rich— 
tungen hin gegen die Rohzuderfabrifanten im Nachtheil: 

Einmal kommt die den Lebteren regelmäßig gewährte jehsmonatlihe Stundung 
der Steuer dem Naffineur nicht zu Statten. Die Sadperitändigen find darüber 
einig, daß beim Verkauf von Rohzucker der Umſtand, zu welchem Zeitpunkt die 
Steuer für den Verkäufer fällig ift, wicht berüdfichtigt und diejelbe dem Käufer 
jtet3 in vollem Betrage in Anrechnung gebracht wird (Freiſe — ©. 121, Graf 
von Hade — ©. 238/239, Beſemfelder — ©. 315 der Protokolle). Der Roh: 
zuderfabrifant erhält in Folge deilen die Steuer oft jchon lange Zeit vor dem 
Fälligkeitstermin erjegt, kann alio bis zu dieſem über den Steuerbetrag zinjen- 
frei verfügen. Dem Naffineur wird dagegen die im Kaufpreiſe erlegte Steuer 
regelmäßig erft nach geraumer Zeit erjtattet, weil er fich meilt ſchon im Laufe 
der Rohzuderfampagne für das ganze Jahr mit dem nöthigen Nobmaterial ver: 
iehen muß, und die Verarbeitung desielben, ſowie der Verkauf der fertigen Waare 
nur allmälig fortichreitet. Gr verliert alſo den auf die Zwilchenzeit entfallenden 
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Zinienbetrag. Beiſpielsweiſe würde für eine Naffinerie, welche 50,000 Doppel- 
zentner Robzuder verarbeitet und die fertige Waare durchichnittlich nach ſechs 
Monaten im Inlande abjegt, der Verluft bei einer Belaitung des Rohzuders 
mit 20 Mark Steuer für den Doppelzentner und dem Zinsfuße von 5 Prozent 
jih auf 25,000 Mark berechnen. Die Befeitigung dieſes anſehnlichen Nachtheils 
ift um fo wiünfchenswerther, als aus demjelden weder dem Fiskus, noch den 
Konſumenten ein Nuten erwächſt. Der Verluſt würde fogar auf die Legteren 
zurüdfallen, wenn die Erhöhung der Betrieböunfoften in dem Preiſe des Fabrifates 
zum Ausdrud gebradht werden könnte. Negelmäßig wird jebod der Raffineur 
außer Stande fein, in dieſer Weile ſich ſchadlos zu halten, weil der Zuderpreis 
des Inlands ſich im Allgemeinen nach den Preifen des Weltmarktes bejtimmt. 

Sodann wird die Ausfuhrvergütung für raffinirte Zuder wie für Rohzucker 
im Allgemeinen ſechs Monate nad) dem Ablauf desjenigen Monat3 fällig, in 
welchem die Ausfuhr erfolgt it. Da die Heritellung von verfäuflihem Rohzucker 
— von der ftenreramtlichen Verwiegung der Rüben an gerechnet — nur wenige 
Tage erfordert, jo iſt der NRohzuderfabrifant vermöge des Steuerfredits in der 
Lage, die Vergütung günftigen Falld zur Zeit der Fälligkeit der Steuer zu er— 
langen, beziehungsweile die leßtere durch Bonififations-Anerkenntniffe zu decken. 
Für den Raffineur verlängert fich dagegen die Frift, binnen welcher er die Aus— 
fuhrvergütung erhalten kann, mindeitens um die zur SHerftellung der fertigen 
Waare nothwendige Zeit. Nach den Angaben der vernommenen Raffinerie-In— 
tereflenten nimmt die Fabrikation von Broden drei bi vier Wochen, die völlige 
Aufarbeitung der Nachprodukte aber bis zu neun Monaten in Anſpruch (Maquet 
— ©. 94, Freiſe — ©. 120, Belemfelder — ©. 316, Dr. Cunze — ©. 370, 
Langen — ©. 928, Lange — ©. 1053, Keddig — ©. 1132, de Vos — 
©. 1158, vom Rath — ©. 1390 der Protokolle). Unter Berüdfichtigung des 
verhältnigmäßigen Antheil3 der Brode und der Nachprodukte an der Gejammt- 
produftion wird die durchſchnittliche Arbeitsdauer auf ſechs Wochen veraniclagt 
(Zangen — ©. 928, de Vos — ©. 1158, Dr. Gundermann — ©. 1458 ber 
Protokolle). Die Kommiflion wird die Lage der Raffineure noch beſonders erörtern. 

Sie glaubt die Ausfuhrvergütungsfäge 

für Kandis und für Zuder in weißen vollen harten Broden oder in 
Gegenwart der Zollbehörde zerkleinert mit . . . . 21,,, Mark, 
für allen übrigen harten Zuder, jowie für alle weißen trodenen (nicht 
über 1 Prozent Wafler enthaltenden) Zuder, in Kryitalle, Strümel: und 
Mehlform von mindeſtens 98 Prozent Polarifation mit 19,,, Mark 
für den Doppelzentner vorichlagen zu follen. 

Bei Zugrundelegung des im Geſetz vom 26. Juni 1869 auögeiprodenen 
Berhältnifies zum Rohzucker würden die VBergütungsiäge nur 21,0, beziehungss 
weile 19,,. Mark betragen. 

Ein der Kommiſſion angehöriger Raffineur hat dem Wunſch Ausdrud ge: 
geben, es möchten die Vergütungsjäge für NRaffinaden wie im Jahre 1883 erit 
einen Monat ſpäter als die für Nohzuder geändert werden. 

Der andere der Kommiſſion angehörige Naffineur hielt die Nüdvergütung 
von 21,,, Mark pro 100 Kilogramm für SKandis und für Zuder in weißen, 
vollen, harten Broden oder in Gegenwart der Zollbehörde zerkleinert, und von 
19,30 Markt pro 100 Kilogramm für Kryſtall-, Mehl- und Strümelzuder für 
nicht genügend, um den deutichen Naffinerien die Möglichkeit zu gewähren, auf 
die Dauer mit Erfolg der Konkurrenz auf dem Weltmarft begegnen zu fönnen. 
Die frühere Differenz zwiſchen der Erportergiitung für Rohzucker und für 





606 Bericht der Zucker-Enqute-Kommiſſion 


raffinirten Zucker müſſe mindeſtens beitehen bleiben. Nach dem Gejeg vom 
26. Juni 1869 habe diejelbe A,,, Mark, nad dem Gejeg vom 7. Juli 1883 
gleichfald 4,,, Mark pro 100 Kilogramm betragen, und es fei fein Grund vor— 
handen, dieje Differenz zu vermindern. Er war ferner der Anficht, daß man den 
inländiichen Nuffinerien ein Wequivalent gewähren müſſe für die 4 Prozent 
Naffinationsverluft, wofür die Steuer erhoben und womit die Auslands-Raffi- 
nerien im Wortheil feien, und befürwortete, die Ausfuhrvergütung für Kandis ꝛc. 
mit 21,,, Mark und für die anderen Sorten mit 20,,, Mark pro 100 Kilogramm 
zu bemeſſen. 

Dieſer Auffafiung wurde aus der Mitte der Kommillion von einem anderen Mit: 
gliebe wideriprochen und die Angabe der Differenzzahlen für nicht zutreffend erachtet. 

Befondere Bonifikation für Kandiszuker. An die Kommiſſion find im 
Auguft v. 3. zwei Eingaben von Standisfabrifanten gelangt, in denen behauptet 
wird, daß die Ausbente aus Nüben bei der Kandisfabrifation um 10 bis 12 
Prozent geringer ſei, als bei der Melisfabrifation. Auf Grund deſſen wird be 
antragt, bei der Ausfuhr von Kandis eine entiprehend höhere Bonififation 
zu gewähren. Bon den der Kommiſſion angehörigen beiden Naffineuren hat der eine 
die Berückſichtigung des Antrags empfohlen, indem er auf die Gejeßgebung anderer 
Länder und die geringe finanzielle Bedeutung des Antrags binwies. Die Kommiſſion 
glaubt die Prüfung des Antrags empfehlen zu follen. Die jegige Statiftif bietet 
feinen Anhalt für die Schägung des Umfangs der Standisfabrifation. 


IV. Vorfchläge, betreffend die Berbefferung der Statiflik der Iucerpro- 
duktion und Befleuerung. 


Zetzige Grundlage der Statifik. Die amtliche Statiftif der Zuderproduftion 
in Deutichland beruht zur Zeit nur inſoweit auf einer im Allgemeinen zuver— 
Läffigen und ausreichenden Grundlage, als es ſich um die Produktion der Rüben: 
zuderfabrifen handelt, d. h. der Zuderfabrifen, in welchen eine Verarbeitung 
von Rüben zu Zucder ftattfindet. Bezüglich diefer Fabriken wird das thatſäch— 
liche Material für die ftatiftiichen Nachmweile zum Theil durd die dienitlichen 
Wahrnehmungen der mit der Steuerfontrole Beauftragten gewonnen, zum Theil 
muß dasfelbe von den Rübenzuckerfabrikanten geliefert werden, welche über ben 
geſammten Fabrikbetrieb Bücher zu führen und den Steuerbeamten auf Erfordern 
zur Einficht vorzulegen verpflichtet find ($ 11 lit. b des Gejeges über die Be— 
ftenerung de3 im Inlande erzeugten Nübenzuders). 

Vorfchlag wegen Kontrole der felbfländigen Melaffeentzukerungs-Anlalten, 
der Buckerraffinerien, fowie der Stärkezgucder- und Stärkefprup-Fabriken. Das 
gegen find die übrigen Stätten der Zuderbereitung, in welchen ohne Verarbeitung 
von Rüben Zuder hergeftellt wird, alſo einerjeits die jelbitändigen Melafie 
entzuderungs:Anftalten und die Zuderraffinerien, andererfeit Die 
Stärfezuder: und Stärkeſyrup-Fabriken, weder der Gteuerfontrole 
unterftellt, noch liegt den Beſitzern eine Verpflichtung ob, über ihren Betrieb 
ichriftlich oder miindlich der Steuerverwaltung Auskunft zu ertheilen. Vielmehr 
hängt im dieſer Beziehung die Steuerbehörde lediglih von der Gefälligfeit der 
betreffenden Fabrifanten ab. In Folge deſſen iſt es nicht einmal möglich ger 
weien, ſelbſt nur die wenigen bisher bezüglich der jelbftändigen Melafleent: 
zuderung3-Anftalten, der Zuderraffinerien, fowie der Stärfezuder: und Stärkeſyrup— 
Fabriken gewünschten ftatiftiichen Angaben vollitändig zu erhalten. 

Eine umfaſſende und genaue Kenntniß don der ftattfindenden Melaſſeent— 
zuderung, mag dieielbe in Verbindung oder ohne Verbindung mit Rübens 
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verarbeitung betrieben werden, ift von direkter großer Bedeutung für das Steuer: 
intereffe. Der Betrieb der Zuderraffinerien, fofern in denjelben, wie es 
bisher weit überwiegend geihah, ausſchließlich Rohzucker ohne Verbindung 
mit Melaffeentzuderung verarbeitet wird, berührt zwar das Stenerinterefle nicht 
unmittelbar. Gleichwohl ift der näheren Kenntnignahme von der Zuderproduftion 
der Raffinerien ein hoher Werth beizulegen, indem dadurch ein volljtändigeres 
Geſammtbild von der Geftaltung der Nübenzuderinduftrie und eine beſſere Grund: 
lage für die Bemeſſung des inländiichen Zuckerkonſums gewonnen werden würde. 
Was jodann die Stärfezuderfabritation betrifft, jo ericheint es jchon 
deßhalb erwünscht, in deren Verhältniſſe fortlaufend einen beileren Einblick zu. 
erhalten, weil bei weiterem Wachsthum diefer Induftrie und ftärferem inländiichen 
Konjum der Fabrifate möglicherweife eine Beiteuerung in Ausficht zu nehmen 
wäre. ebenfalls aber ift e3 nicht unwichtig, aumähernd genau zu überjehen, in 
welchen Maße die unbefteuerten Zuderprodufte aus Stärke den beiteuerten Rüben 
zudern Konkurrenz machen, wozu es einer auverläffigen Grmittelung der produ— 
zirten Mengen an Stärfezuder, Stärkeiyrup und Stärfecouleur bedarf. 

Die Kommiſſion hat, nachdem von einigen ihrer Mitglieder mit mehreren 
Sachverſtändigen über den Gegenstand eingehende Nüdiprache genommen war, be 
ſchloſſen, vorzuichlagen 

1. die jelbitändigen Melafleentzuderungs: Anstalten (mit 10 gegen 2 Stimmen), 

2. die Zuderraffinerien (mit 9 gegen 3 Stimmen), 

3. die Stärfezuder: und Stärfeigrups Fabrifen (mit 11 gegen eine) 
unter Kontrole zu ſtellen. Es wurde dabei angenommen, daß es einer ftändigen 
Stontrole nicht bedürfe und daß den unter Kontrole geitellten Fabriken durch die 
Hergabe jtatiftiicher Notizen unverhältnigmäßige Koften nicht erwachſen würden. 
Es wurde ferner von einem der Kömmiſſion angehörenden Raffineur der Wunſch 
ausgeſprochen, die Veröffentlichung der gejammelten Angaben nicht in. der Weile 
eintreten zu laſſen, daß die Nejultate einer einzelnen Fabrik, auch wenn fie in 
einem Staat oder in einer Provinz allein daftehe, überſehen werden könnten. 
Es wurde endlich der Vorbehalt gemacht, dab ein Eindringen im eigentliche Ge: 
heimmifje der Fabrikation ausgeichloflen werde, und dem Wunſche Ausdrud gegeben, 
dad Formular für die von den Fabriken aufzuftellenden Notizen vor der Feſt— 
jtellung dem Direktorium des Naffinerievereind und demjenigen des Vereins für 
Rübeninduftrie zur Kenntnignahme mitgetheilt zu fehen. 

Ein Antrag wegen Einführung einer Stontrolabgabe bei den jelbitändigen 
Melaffeentzuderungs-Anftalten wurde mit 10 gegen 2 Stimmen abgelehnt. 

Vorſchläge im Einzelnen. Im Einzelnen glaubt die Kommiflion über die 
fünftige Geltaltung der ftatiftiichen Nachweifungen Folgendes bemerfen zu jollen: 


A. Statijtif der Rübenzuderfabrifen. 


1. Rübenzucerfabriken. Es wäre nicht ohme Intereſſe, neben der Geſammt— 
zahl der Fabriken die Zahl der auf Aktien gegründeten Fabriken nachzuweiſen 
und dabei vielleicht noch erfichtlich zu machen, wie viele der Aktienfabriken mur 
Geldaktien, beziehungsweife nur Rübenaktien, beziehungsweile beiderlei 
Aktien haben. Zu einer weiteren laffifizirung etwa in der Art, daß auch die 
Zahl derjenigen Fabriken, welche fih im Befig einer offenen Handelögeiellichaft 
oder einer Kommanditgefellichaft oder einer eingetragenen Genoſſenſchaft befinden, 
bejonderd nachgewiejen würde, jcheint weniger Veranlaſſung vorzuliegen. 

2. Der Nachweis der Fabrikeinrichtung bedarf einer Vervollftändigung jeden: 
falls dahin, daß erfichtlich gemacht wird, in wie vielen Fabriken eine Melaſſe— 
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entzuderung ftattfindet, und zwar unter Klaſſifizirung nad den vers 
ſchiedenen Entzuderungöverfahren. 

3. Eine Verpollitändigung des auf die Rüben bezüglichen Nachweiſes ſcheint 
in folgenden Punkten erwünict: 

a) Hinfichtlich der felbitgewonnenen Rüben: 

a) Scheidung der bebauten Gelammtflähe in Land, welches zur 
Fabrik gehört, und zugepachtetes Land; 

A) Angabe der Zahl der Verpächter des zugepachteten Landes und des 
Geſammtflächeninhalts des leßteren. 

b) Hinfichtlich der nicht von der Fabrik jelbit gewonnenen Rüben: 

x) Angabe der Zahl der Nübenlieferanten, darunter beſonders die Zahl 
der Aktionäre und Antheilsinhaber ; 

3) Angabe des Fläceninhaltes des von ben Lieferanten verabrebeter- 
maßen bebauten Rübenlandes. 

4, Bezüglih der Art der produzirten Zuder bedarf es einer größeren 
Spezialifirung. Die Fabrifanten werden zu Angaben nad) Maßgabe des folgenden 
Scemas zu veranlaffen fein: 

1. Rohzucker. 
a) Erftes Produkt. Menge Durdichnittlihe Polariſation. 
b) Zweites Produft. Menge. Durchſchnittliche Polarifation. 
ce) Drittes Produft. Menge. Durhichnittlihe Polarifation. 
d) Viertes Produkt. Menge. Durchſchnittliche Polarifation. 
2. toniumzuder. 
a) Brode — Menge. 
b) Würfel — Menge. 
c) Weiße gemahlene Zuder — Menge. 
d) Sonſtige, eimichließlich der Nachprodufte — Menge. 

Das kaiſerliche statiftiihe Amt würde die Nohzuder nah Polariſations— 
klaſſen nachzuweiſen, ſowie fchließlih die Ginzelfummen der Rohzuder und 
Konfumzuder auf Rohzucker von 93%, Prozent Polarifation umzurechnen und 
durh Summirung der jo berechneten Mengen die Gelammtproduftion an Zuder 
einheitlich darzuitellen haben. Für die Umrechnung der Konjumzuder könnte 
deren durchichnittliche Polariſation folgendermaßen angenommen werden: Brode, 
Würfel und gemahlene Zuder — 99 Prozent, jonftige Zuder, einichließlich der 
Nachprodukte — 92 Prozent. 

5. Bezüglich der Melajie empfiehlt fich folgender Nachweis: | 

1. Menge der von den Nübenzuderfabrifen verfauften oder anderweitig 
abgelailenen Melaſſe, und zwar 
a) Menge, abgelaffen von Fabriken, welche ohne Melafleentzuderung 
gearbeitet haben, 
b) Menge, abgelaiien von Fabriken, welche mit Melaffeentzuderung 
gearbeitet haben, hinsichtlich diefer mıit der weiteren Unterſcheidung von 
aa) Urſprungsmelaſſe, 
bb) Reſtmelaſſe (nad Schägung), 
2. Menge der von den Nübenzuderfabriten mit Melafleentzuderung ver: 
arbeiteten fremden Melaſſe. 

Dem nur auf ungefähren Schägungen beruhenden Nachweije über die Mengen 
der Rübenabichnitte und über die bei der Verarbeitung der Nüben gewonenen 
Rüdftände dürfte ein befonderer Werth nicht beizumellen und die Beleitigung 
daher zu empfehlen fein. 
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Um die Zuderausbeute aus den in jeder einzelnen Kampagne verarbeiteten 
Nüben möglichft rein und vollftändig darzuftellen, find bisher einerjeits von 
den in der Kampagne erzeugten Zudermengen diejenigen Theilmengen abgejegt 
worden, welche ald Erträge der aus der Vorkampagne herübergenommenen ſchwim— 
menden Produkte nah) Schägung zu rechnen waren, dagegen aber andererjeits 
auch diejenigen Zudermengen hinzugeſetzt, welche ald demmächitige Erträge der 
am Schluffe der letzten Stampagne verbliebenen ſchwimmenden Produfte nad) 
Schätzung erwartet werden. Es iſt vielleicht einfacher, die in jedem Kampagnejahr 
produzirten Zuder — alſo alle diefe und nur diefe — als Ausbeute aus den 
in demjelben Jahre verarbeiteten Nüben anzuiehen.- 

Bisher fehlte es an einem einheitlichen Formular zu den feitend der Rüben 
zuderfabrifanten für die Stenerbehörde zu führenden Fabrikbüchern. Auch jind 
jest die Fabrifanten nicht verpflichtet, der Steuerbehörde zweds Aufftellung der 
ftatiftifchen Weberjihten Auszüge aus den Fabrikbüchern einzureichen, vielmehr 
müffen die Ober-Steuerfontroleure in den Fabriken jelbit die erforderlichen Notizen 
fammeln und aufzeichnen. Es wird fich empfehlen, für die Fabrikbücher ein 
übereinftimmendes Formular vorzuichreiben und den Fabrikanten die Verpflichtung 
aufzulegen, von den Betriebsergebniffen nach Maßgabe der Fabrikbücher in bes 
ftimmten Zeitabjhnitten der zuſtändigen Steuerbehörde mitteljt eines gleichfalls 
vorzujchreibenden Formulars Anzeige zu machen. Außerdem wird den Oberbe— 
amten der Steuerverwaltung die Befugniß beizulegen fein, im Falle des Bedürf- 
niſſes von den Fabrikbüchern, welche über die Menge und Art der zu Zucker 
verarbeiteten Stoffe, jowie über die Menge und Art der daraus gewonnenen Bros 
dukte Auskunft geben, im Fabriklokal Einfiht zu nehmen. Selbſtverſtändlich 
würden die bezeichneten Beamten von diefer Befugniß nur dann Gebraud machen 
Dürfen, wenn begründete und in anderem Wege nicht zu bejeitigende Zweifel an 
der Nichtigkeit und VBolftändigfeit der für die Statiftif gemachten Angaben des 
Fabrikanten vorliegen. 


B. Statiftif der jelbftändigen Melafjeentzuderungs:Anftalten, 
der Zuderraffinerien, fowie der Stärfezuder- und Stärfeiyrup: 
Fabriken. 


Selbſtändige Melaſſeentzuckerungs-Anſtalten, Zuckerraffinerien, ſowie 
Stärkezucker- und Stärkeſyrup-Fabriken. Die Inhaber ſolcher Anſtalten würden 
zu verpflichten ſein: 

1. der Steuerbehörde anzuzeigen, daß und wo ein ſolcher Betrieb ihrerſeits 
ſtattfindet, 

2. den Steuerbeamten den Zutritt zu den Gewerberäumen zu geſtatten und 
ihnen über den Betrieb Auskunft zu ertheilen, 

3. fortlaufende Anjchreibungen über die Art und Menge der zur Ber: 
arbeitung gelangenden Stoffe (insbejondere Melaſſe, Rohzuder, Kartoffel 
ftärfe), jowie über die Art und Menge der gewonnenen Produkte nad 
Maßgabe eines von der Behörde gelieferten Formulars zu führen und 
zur Einfiht der Steuerbeamten bereit zu halten, 

4. Auszüge aus den Anjchreibungen (zu 3) nach einem gleichfall® gelieterten 
Formular in beitimmten Zeitabichnitten der Stenerftelle einzureichen, 

5. den Oberbeamten der Steuerverwaltung auf Grfordern die über den 
Betrieb geführten Fabrikbücher zur Einfiht an Ort und Stelle vor: 
zulegen. 
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Die Kommilfion hat außer den vorftehend erörterten nod einige andere 
verwandte Fragen in Erwägung gezogen, nämlich zunächſt die Frage: 


V. ob die für Zucker beftehenden Eingangszölle zu ändern fein möchten, 
falls die vorgefhlagene Aenderung des Steuerbetrags Verwirklichung 
finden follte, 


Nach 8 2 des Gefeged vom 26. Juni 1869 beträgt der Zoll für 

1. raffinirten Zuder aller Art, fowie für Rohzuder, wenn leßterer den auf 
Anordnung des Bundesraths bei den Zollitellen niederzulegenden, nad 
Anleitung des holländiihen Standart Nr. 19 und darüber zu beſtim— 
menden Muftern entjpricht, pro Zentner fünf Thaler, aljo pro Doppel- 
zentner Er a er el Eee 30 Mark, 

2. NRohzuder, joweit folder nicht zu dem unter 1 gedachten 
gehört, pro Zentner vier Thaler, alfo pro Doppelzentnerr 24 

3. Syrup pro Zentner 2 Thaler 15 Sgr., alio pro Doppel- 

















BEBCHER . 5: ra? ae ae ne ee ne ee A 
Die Einfuhr hat fih in den legten 12 Jahren wie folgt geitaltet: 
Auf 
j Raffinirter Rohzucker 
— Zucker Rodzuder reduzirt: Bemerkungen. 
Zuſammen 

J 100 kır 100 kg u 

1, 8. 4, 5. 
1871/72 127,305 315,832 496,332 | In Spalte 4 ift derjenige Syrup 
1872173 124,886 97,562 270,852 und diejenige Robzudermelafie 
1573/74 161,483 84,148 239,530 mitenthalten, von denen anzu— 
1874/76 141,010 89,138 276,907 nehmen ijt, daß fie als Zuder- 
1875/76 145,273 24,526 212,532 äquivalent zum direften Kon— 
3876/77 77,097 10,172 125,060 jum gelangen. 
1877/78 49,153 11,674 88,830 
1878/79 39,012 15,304 79,710 
1879 80 29,831 16,764 65,842 
1880/81 22,654 12,652 56,078 
1881,82 22.016 15,049 57,330 
1882/83 21,038 23,105 66,012 


63 hat hiernac eine fait itetige jehr erhebliche Abnahme der Einfuhr ftatt- 
gefunden. Die beiliegende Tabelle (Anlage 20) läßt die dabei in Betracht 
fommenden Herkunftsländer eriehen, Nach der Anficht der Sachverſtändigen be- 
ruht der Bezug zum Theil auf Liebhaberei oder Vorurtheil, zum Theil auf der 
Berwendung zu bejonderen Zweden. Gut raffinirte Rüben: und Solonialzuder 
find nicht zu unterjcheiden. 

Wenn die auf dem Doppelzentner Rüben ruhende Steuer auf 1,,, Mark 
erhöht und angenonmen wird, daß 10,,, Doppelzentner Rüben zur Herftellung 
eine Doppelzentner® Nohzuder von 93,,. Prozent Polarifation erforderlich 
find, wird die Steuer für den Doppelzentner dieſes Zuckers 18,,;, Mark betragen. 
Gegenüber der Annahme des Gejeges vom 26. Juni 1869 liegt alſo eine Er: 
mäßigung von 1,,, Mark vor, und es würde zuläfjig ericheinen, auch den 
Eingangszoll entprechend herabzuſetzen, etwa auf 27,,, Marf pro Doppelzentner 
Naffinade. Die Hommiffion war indeſſen mit allen Stimmen gegen eine der 
Anficht, daß eine Herabiegung der gegenwärtigen Zollfäge nicht vorzuſchlagen ſei. 
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Sie zog dabei in Betracht, daß die Herabſetzung der inländiſchen Zuckerſteuer nur eine 
geringfügige ſein würde und daß die eingeführten Zucker ſtets hochpolariſirend find. 

Gelegentlich der Erörterung der Frage, ob die ſelbſtändigen Melaſſeent— 
zuckerungsfabriken, die Zuckerraffinerien und die Stärkezuckerfabriken unter Kontrole 
zu ſtellen ſeien, iſt auch die Frage in Erwägung gezogen worden, 


VI ob ſich eine gleiche Maßregel oder gar eine Veſteuerung für die 
Saftkochereien und Krautfabriken empfehle. 


Die Sacverftändigen, die ſich über dieſe Frage geäußert haben, find fehr 
verſchiedener Meinung. Die Belteuerung befürworten Belemfelder, Jordans, 
Dr. Eißfeldt, Lingner, v. Kroſigk, Rühland, de Vos und Zimmermann, Lesterer, 
weil jene Fabriken die Rüben vertheuerten, die Hebrigen, weil es fih um Kon— 
furrenz für den Zuder handele und Entzuderung des Safts möglih Sei. Für 
die Stellung unter Kontrole haben ſich ausgeſprochen die Sadyverftändigen Dr. 
Cunze, Treutler, beide Rabbethge, Dr. Sitel, Vaupel, Langen, Dr, Neichardt, 
Lüde, Nagel, Diese, Nedleben, Scaeyer und Martin. Von einem großen 
Theil diefer Sachverftändigen wird nur die Beobadhtung der Fabriken gewünſcht, 
um Senntniß von ihrer Bedeutung zu erlangen. 

Die übrigen Sadjverftändigen, ſoweit fie zu dieler Frage Stellung genommen, 
haben ſich gegen die Beſteuerung und zu zwei Dritttheilen auch gegen die Kon— 
trolirung ausgeſprochen, indem fie darauf hinwieſen, daß es ſich um ein Butter: 
furrogat oder ein folches für Pflaumenmus für ärmere Leute handle, deſſen 
Entzuderung nicht zu beiorgen je. Der Sacdverftändige Dr. Bodenbender, der 
ſich gegen die Beſteuerung ausgeiprochen hat, erklärte dabei, dak durd) das Kochen 
ber Rüben nicht unter allen Umitänden ein Imvertiren des Zuckers bedingt 
werde, ber leßtere vielmehr unverändert erhalten werden fönne Kraut mit 
Zuderfiyilallen wünſche indeflen da3 Publikum nicht. Fabriken, die ein der 
Melaſſe fonformes Fabrikat heritellten und an Melaſſeentzuckerungs-Fabriken ver: 
faufen könnten, müſſen nach der Anficht des Sachverſtändigen Bodenbender unter 
Steuerfontrole gejtellt werben. 

Die Kommiljion hat den Antrag, die Krautfabriten (Saftlochereien) einer 
Stontrofe nit zu unterwerfen, mit 9 gegen 3 Stimmen angenommen und 
empfiehlt daher, dieſe Fabrifen auch ferner kontrolefrei zu belaſſen. Sie geht 
dabei von der Erwägung aus, daß es fich nicht um ein Zuderjurrogat, ſondern 
um ein folches für Butter oder Mus handelt, daß die vorgekommene fraudulöfe 
Heritellung von kryſtalliniſchem Zuder vereinzelt daſtehe und nicht die beträchtlichen 
Koſten einer Steuerfontrole rechtfertigen könne. Die Kommilfion ift ferner der 
Anficht, daß der llebergang von Syrup aus foldhen Fabriten in jelbitändige Melaſſe— 
entzuderungs-Anftalten durch die beichloffene Stontrole der legteren, der Uebergang an 
Rohzuderfabrifen mit Melaffeentzuderung aber durch die ſchon beiteheude Stontrole 
dieler Fabriken, namentlich durch Einficht der Fabrikbiücher, zu Tage kommen werde. 

Den Gegenitand eingehender Berathung hat endlicd) 

VII. die oben ſchon angedeutete Frage 
einer Befferung der Lage der Waffinerien 
gebildet, welche jest, da fie Vorräthe an Nohzuder unter Bezahlung der Rüben— 
fteuer einfaufen müſſen, längere Zeit mit diefer Steuer belaitet bleiben, auch 
diejelbe günftigiten Falls erft nach Ablauf des durchſchnittlich ſechswöchigen Zeitz 
raums für den Naffinationsprozeh, beim Verkauf ins Ausland aber erſt 6 Monat 
nah bewirfter Ausfuhr, beziehentlih am 25. Auguſt wiedererhalten. Die 
Kommiſſion hat mit 7 gegen 5 Stimmen beichloffen, zu empfehlen: 
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1. daß den NRohzuderfabrifanten und Naffineuren die ftenerfreie Lagerung 
von Zuder mit der Maßgabe geitattet werde, daß die Yuder bei Ver: 
bringen auf das Lager die geſetzliche Bonififation erhalten, und daß 
diejelben bei der Entnahme aus dem Lager und der Weberführung in 
ben freien Verkehr des Zollgebiets zum Bonififationsjag wieder zu 
verjteuern jeien ; 

2, daß ferner die Srebitfrift der NRohzuderfabrifanten mit 6 Monaten bei— 
behalten, dagegen den Naffineuren bei Entnahme von Rohzucker aus 
den Lager zu Naffineriezweden eine Sreditfriit von 3 Monaten be: 
willigt werde, vorbehaltlich erforderlich fcheinender beionderer Maßnahmen 
zur Sicherung des fisfaliichen Intereſſes in der Uebergangsperiode. 

Bei diefem Beihluß ift von der Vorausfegung ausgegangen, daß die Er: 
richtung der Läger lediglih auf Koften der Intereffenten, nicht der Staatskaſſe 
zu erfolgen haben werde, daß die Läger amtlich zu verjchließen feien, und daß 
der Verfteuerung des aus den Lager entnommenen Rohzuders nad dem Boni: 
fitationsfag fein Bedenken entgegenstehen würde, nachdem durch $ 17 des Gejeges 
von 16. Juli 1879 zu Gunsten des inländiichen Tabads, der in Zollniederlagen 
geruht hat und in den freien Verkehr gebracht wird, von der Negel der Erhebung 
de3 Zoll Abitand genommen iſt Werkannt wurde nicht, daß eine Beamtenver— 
mehrung nothwendig werden würde, und daß in Folge der fteuerfreien Lagerung 
die fisfaliihen Einnahmen fich verichieben könnten. 

Anfänglich war die Meinung mehrfach vertreten, daß man den Raffineuren 
durch Uebertragung des den Nohzuderfabrifanten jest zuftehenden Stenerfrebits 
helfen fünne. Es wurde jedoch darauf hingewieien, daß die Einkäufe der Raffineure 
der Regel nach nicht direkt bei dem Rohzuderfabrifanten, ſondern bei dem dazwischen 
jtehenden Händler erfolgten, eine Sreditübertragung daher unmöglich fei. Much 
wurde bemerkt, daß, wenn man einen Theil des Raffinade-Imports nah England 
(jegt jährlich erheblih über 1 Million Doppelzentner) für Deutfchland gewinnen 
wolle — und dieſer Stampf, der weientlid nur gegen Frankreich und Holland zu 
richten jei, ftehe bevor —, man die jegigen ungünftigen Verhältnifie der Raffinerien 
in umfajjenderer Weile, als durch Streditübertragung geichehen könne, beifern 
müſſe. Nebenbei wurde betont, daß die fremden, für Holland beitimmten, Deutich- 
land tranfitirenden Zuder auf inländiichen Bahnen nach geheimen Tarifen fait 
zum halben Preiſe der Frachten für deutiche Zucer gefahren würden. Bon einigen 
Seiten wurde auch die Verfürzung der jegigen ſechsmonatlichen Kreditfrift für 
Nohzuderfabrifanten, die doch nur ‚bewilligt ift, damit die Fabrikanten die Steuer 
nicht vorzuichießen brauchten, angeregt. An dieſelbe würde fich eine entiprechend 
ichnellere Zahlung der Bonifitationen anschließen können. Won anderer Seite 
wurde dagegen gelten gemacht, daß eine Verkürzung oder Beſeitigung des jegigen 
Kredits ein vermehrtes Andrängen der NRohzuderfabrifanten zum Verkauf, nicht 
aber eine Vertheilung der Verkäufe auf das ganze Jahr zur Folge haben werde. 
Als Lagerfriit wurde von einer Seite ein Jahr, von anderer Seite ein Zeitraum 
von Fünf Jahren, wie bei allen Zollniederlagen vorgeichlagen. 

- Von den vernommenen Sachverftändigen haben fich Freife, Label, Langen, 
von Kroſigk, Dr. Neichhardt, Lange, Keddig, de Vos, Nedleben, vom Rath, Dr. 
Gundermann und Görz für die Einführung von Lägern, Dr. Sifel und Dr, Bark 
für Streditübertragung, Graf von Hacke, Bejemfelder, Dr. Cunze, Zudichwerbt 
und Herberg für Beides ausgeſprochen. Der Sachverftändige Maquet war Der 
Meinung, daß die Koſten der Läger ebenio viel betragen würden, als die zn 


eriparenden Zinſen der Steuer. 








Weitere Besprechungen 


über 


G. Hirth’s „Deutsches Zimmer“. 
£ 


«5 Kunst und Gewerbe gs 


Organ des Bayer. Gewerbe-Museums. 
Nürnberg. 1886. Heft Il. 


Die dritte Auflage dicses interessanten Werkes ei nun in 10 Lieferungen 
abgeschlossen vor uns. Unter allen publizistischen Erscheinungen der Neuzeit hat 
keine so sehr auf die Entwicklung unseres Kunstgewerbes eingewirkt als die von 
dem Herausgeber des Formenschatzes veröffentlichten. Unter diesen ist in erster 
Linie das Deutsche Zimmer zu nennen, das im vollsten Sinne des Wortes eine 
praktische und anschauliche Kunstlehre für geschmackvolle Einrichtung und 
gemüthansprechende Ausstattung der häuslichen Wohnung genannt werden kann. 
Der Verfasser bewegt sich hier auf einem Felde, auf welchem der gebildete 
Gelehrte mit dem praktischen Künstler sich begegnet. 

Gleich in der Einleitung wird der Leser mit einer Reihe von Sätzen bekannt, 
die der un er Unwissenheit in Geschmacksachen den Krieg erklären und 
in den folgenden Kapiteln zeigt sich ein so gründliches Wissen mit einer Wärme 
der Darstellung, dass-jeder Leser davon hingerissen und begeistert wird. Es sind 
nicht die altgetretenen Pfade der ästhetischen Theorien, die der Verfasser geht: es 
sind neue lustige Ausflüge in eine bekannte und doch so unbekannte Gegend des 
Geschmacks, in die wir von ihm geführt werden. In »Stil und Imitation« werden 
die Grundlagen der wahren volksthümlichen Kunst besprochen, in dem Kapitel 
»Die Farbe« findet der Leser die geistreichste Darstellung und Erörterung dieser 
so schwierigen Frage. Es bietet dieses Kapitel selbst dem Fachmann vieles Neue 
und wir halten dasselbe für das Interessanteste des ganzen so interessanten 
Buches. Die »Entwicklung der Formen« gibt uns eine umfassende und gründliche 
Geschichte der Entwicklung der Wohnungsausstattung und schliesslich werden 
die Hauptstücke der Dekoration vom kunstgeschichtlichen, stilistischen und 
praktischen Standpunkt aus erläutert. Alles, was hier gesagt wird, ist originell, 
wissenschaftlich begründet und auf praktische Anordnung berechnet. Der Verfasser 
zeigt hier einen Reichthum an Wissen und eine Gabe der Darstellung, die ihm 
nicht bloss eine bevorzugte Stelle unter den Kunstgelehrten, sondern ihm auch 
die dauernde Dankbarkeit jeden Lesers sichern. 

Das Buch ist ein kunstgeschichtliches Lehr- und Lesebuch 
ersten Ranges, das von Jung und Alt gekannt und immer wieder 
gelesen werden soll. 

Neben dem ebenso gründlichen, wissenschaftlich höchst bedeutenden und 
fleissig geschriebenen klaren Text dient eine grosse Anzahl von Abbildungen als 
vortreffliches Bildungsmittel, Sinn und Verständniss für das Schöne im Hause zu 
wecken und zu pflegen. 


— — — 


Badische Gewerbezeitung. ge 
Karlsruhe, 1886 Nr. 3. 


Es ist ganz zweifellos, dass das »deutsche Zimmer« gerade für unsere jetzige 
Zeit von besonderer Bedeutung ist, in der so mancher, »der es machen kanne, 
mit mehr oder weniger Glück und Geschick, mit mehr oder weniger Verständniss 
sich »altdeutsche oder »stilvolle, wie man dies landläufig zu bezeichnen pflegt, 
einzurichten anfängt. Aber nicht nur dem Laien, oder richtiger gesagt, dem 
Besteller wird das Buch ein Führer sein können, sondern auch dem ausführenden 
Künstler, dem Kunstgewerbler, dem Handwerker. 

Das »deutsche Zimmer« macht seinen Weg und muss ihn machen — davon 
sind wir überzeugt — auch ohne diese Empfchlung. . 
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Weitere Besprechungen über Hirth’s »Deutsches Zimmer«. 
. 


«5 Deutsche Tischler-Zeitung. ge 


Berlin, 23. Januar 1886. 


Namentlich das vorliegende Werk verdient die weiteste Verbreitung und 
sollte auch in keinem Arbeitszimmer eines Tischlermeisters fehlen. Für den 
Tischlermeister unserer Zeit genügt es nicht mehr, dass er sein Fach praktisch 
beherrscht, sondern es ist für sein Fortkommen unentbehrlich, dass er auch mit 
den wichtigsten Kunstformen vertraut ist. Ja, der Tischler muss, will er auf der 
Höhe stehen, mit den Gesetzen aller bildenden Kunstfächer bekannt sein. Es ist 
also ein eingehendes Studium der Architektur, Skulptur und Malerei für den streb- 
samen Tischler unerlässlich. Wir sagten für den Strebsamen. Dem Strebsamen 
wird es ein Genuss sein, sich weiter zu bilden und ein erhebendes Gefühl, einem 
Fache anzugehören, welches so weitgehende Ansprüche macht, ihm ein so grosses 
Feld der Wirksamkeit bietet. Aber auch der materielle Lohn wird dem Strebsamen 
nicht fehlen. Er wird in der Achtung seiner Mitmenschen steigen und es wird 
ihm nie an lohnenden Aufträgen mangeln, denn: »Kunst bringt Gunst« 


5 Aachener Volkszeitung. ge 
Aachen, 5. Februar 1886. 


Gar Manche sind der Ansicht, der Kunst Genüge geleistet zu haben, wenn 
man sein Zimmer mit einigen Statuen, Gemälden oder gar einigen alten Erzeugnissen 
der Keramik schmückt. Der Einsichtige wird sogleich bemerken, dass blos 
ein Kunstsinn zur Schau getragen wird, der nicht vorhanden ist, wenn nicht 
alles Uebrige damit in Uebzreinstimmung steht; wenn die geschmacklose Farbe 
der Wandtapeten, vor denen die Bilder hangen, wenn die hässliche Form der 
umherstehenden Möbel und Geräthschaften den Kunstsinn und den guten Geschmack, 
der sich in Schaustellung einiger Kunstwerke zu offenbaren glaubt, Lügen strafen. 
Selbst die besten Werke der höhern Kunst sind gleichsam nur Treibhauspflanzen, 
die, in eine fremde Umgebung verpflanzt, nicht gedeihen können; um zu blühen, 
zu glänzen und wahrhaft zu erfreuen, verlangen sie eine Heimat, wo Alles 
mit ihnen in Uebercinstimmung steht; die Empfindung, die sie erwecken, die 
Erhebung des Gemüthes, die sie bewirken, darf nicht durch die Umgebung 
gestört werden. Echter Kunstsinn ist nur da vorhanden, wo die Kunst das Auge 
gebildet und es gelehrt hat, nur dann befriedigt zu sein, wenn auch die geringste 
Kleinigkeit der ——— in schöner Form zu Tage tritt. 

Bei den Griechen war die Kunst eine lebendige; nicht allein Tempel und 
Hallen, nicht allein Statuen und Gemälde waren von blendender Schönheit, 
sondern Alles, Kleidung und Geräthe hatten schöne Farben und schöne Formen, — 
Im Mittelalter war die Kunst den Völkern Wesen und Eigenthum geworden; 
es mu:ste alles, was zur Erscheinung kam, mit den bleibenden Werken der Kunst 
in Uebereinstimmung stehen. Der Handwerker durfte nicht blos Zweckmässiges 
fertigen, er musste dieses in schöner Form darbringen, 

Das oben genannte, sehr empfehlenswerthe Prachtwerk, welches in seiner 
dritten, stark vermehrten Auflage voll und ganz vor uns liegt, bietet in Wort 
und Bild eine vollständige Anleitung zu stilvoller Innendekoration und ist ebenso 
wichtig für den Liebhaber, als für den Architekten, Maler, Dekorateur, Schreiner, 
Tapezierer etc. Alles, was zur Einrichtung und Ausstattung, zum nothıwendigen 
Gebrauche und zum Schmucke des Hauses gehört, findet in dem gediegenen 
Texte sowohl, als auch in den untadelhaften Illustrationen seine Berücksichtigung. 

Genanntes Werk verdient um so mehr empfohlen zu werden, als dasselbe 
ganz und gar dazu angethan ist, zur Hebung und Veredlung des Kunstgeschmackes 
ein Wesentliches beizutragen. Da der Preis des ganzen Werkes (10 Mk.) mit 
Rücksicht auf seine prachtvolle Ausstattung ein enorm billiger genannt werden 
muss, wird dasselbe recht bald einen ausgedehnten Leserkreis gefunden —— 
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Das Diätenverbot der Reichsverfaſſung. 


Bon 
Mar 3oel, 


Der Preußijche Fiskus hat in Ießterer Zeit bekanntlich mehrfach Prozeſſe 
gegen Reichstagsabgeordnete auf Herauszahlung der ihnen von Parteigenofjen 
gewährten Diäten angeftellt; der Anjprud gründet fih auf Beitimmungen 
des Preußiichen allgemeinen Landrechts 88 172, 173, 205, 206 Th. I Titel 16), 
wonach der Fisfus Zahlungen, welche aus einem gegen ein ausdrücliches 
Verbotsgeſetz abgejchloffenen Geichäft, oder welche zu einem unerlaubten Zwecke 
geleitet find, Fondiziren faun. Hierbei ift in eriter Linie die Frage zur Spracde 
gekommen, ob die Neichöverfaifung auch die Gewährung von Diäten aus 
Privatmitteln verbietet, und von den Gerichten erfter Inſtanz verneint, von | 
den — — aber, ſoweit deren Urtheile bisher vorliegen, bejaht 
worden 

Die nachfolgende Betrachtung bezweckt, dieſe Streitfrage unter Berück— 
ſichtigung der bisher in der ſtaatsrechtlichen Literatur hauptſächlich hervorge— 
tretenen Anſichten einer kurzen Erörterung zu unterziehen. — 

Der Artikel 32 der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes und in Ueber— 
einſtimmung hiermit der Artikel 32 der ſpäteren Reichsverfaſſung lautet: 

„Die Mitglieder des Reichstags dürfen als ſolche keine Beſoldung 
oder Entſchädigung beziehen.“ 

In dieſer Faſſung war die bezügliche Beſtimmung bereits von den ver— 
bündeten Regierungen im Artikel 29 des Entwurfs der Norddeutſchen Bundes— 
verfaſſung dem konſtituirenden Neichstag von 1867 vorgeſchlagen worden. 
Hierzu wurde jchon bei der Vorberathung ein Amendement des Abgeordneten 
Meier geitellt, welches bejtimmt war, die Eingangs erwähnte Frage zu ent: 
fcheiden, nämlich: 

im Entwurfe hinter „als ſolche“ einzufchalten: „aus öffentlichen 
Mitteln“. 

Der Reichstag nahm indeß am Schluß der Vorberathung ftatt der im 
Entwurf enthaltenen Beltimmung einen Antrag der Abgeordneten Weber 
und Thünen an, wonach die Mitglieder des Reichstags Reiſekoſten und 
Diäten aus der Bundestaſſe erhalten ſollten; hierdurch wurde der Antrag 
Meier für erledigt erklärt. Bei der Schlußberathung erklärte Graf Bismarck, 
Namens der verbündeten Regierungen, daß dieſelben außer Stande ſeien, ſich 
den Beſchluß über Bewilligung der Diäten anzueignen und wurde hierauf in 
Folge eines Antrags des Abgeordneten von Arnim der Artikel in der Faſſung 
des Entwurfs twiederhergeftellt. ) In den folgenden Seſſionen des Reichstags 





') Bol. Bezold, Materialien der Deutſchen Reichsverfaſſung Band II ©. 135 fi., 
660, 678 fi. 


Annalen des Deutiden Reichs, 1886, 40 


614 M. Josl: Das Diätenverbot der Reichsverfaſſung. 


jowohl des Norddeutihen Bundes als des Deutſchen Neichs iſt dann mehrfach 
der Antrag, unter Abänderung des Artifel3 32 den Abgeordneten Diäten und 
Neijefoften zu bewilligen, gejtellt und jchließlich auch vom Reichstag wieder: 
and angenommen worden, ohne indeß die Zuftimmung des Bundesraths zu 
inden. !) 

Der Artifel 32 verfagt nicht blos die Bewilligung der Diäten aus 
Neichsmitteln, jondern verbietet auch deren Bewilligung von anderer Seite. 

Dies ergeben die Worte des Artikels: 

„dürfen als jolche feine Bejoldung oder Entjchädigung beziehen“ 
Har. Graf Bismard hat bei der VBorberathung des Artikels im ausdrüd- 
fihen Auftrage der verbündeten Regierungen auch wiederholt erflärt, daß 
Legtere glauben, fich auf eine Bewilligung oder Zulafjung von Diäten 
unter feinen Umſtänden einlafjen zu können. ®) 

Das Reich läßt aljo die Gewährung von Diäten auch aus anderen als 
en nicht zu und e3 fragt fich nur, wie weit das letztgedachte Ver: 

ot reicht. 

Die grammatiiche Interpretation führt unbedenklich zu einer Anerkennung 
der Allgemeinheit des Verbots. Das Geſetz umnterjcheidet nicht zwijchen einer 
Zahlung aus Reiche: oder anderen Mitteln; die Ausdrüde „Entſchädigung“ 
und „beziehen“ ferner können auch auf Zahlungen der legtgedachten Art an- 
gewendet werden. 

Der Meinung einiger Staatsrechtslehrer, wonach den Worten des Artifels 
„als ſolche“ eine einschräntende Bedeutung dergejtalt beizulegen ift, daß biernach 
Diäten aus Barteimitteln geftattet jein jollen, kann nicht beigepflichtet werden; 
e3 wird hierfür geltend gemacht, daß der Abgeordnete joldye Diäten, wenn 
auch mit Nücjicht auf jeine Eigenschaft als Volksvertreter, doch nicht „als 
folcher”, in feiner offiziellen Eigenfchaft, jondern als Privatperjon erhalte. °) 
Allerdings wird man nicht von jeder Entjchädigung, welche der Abgeordnete 
aus Privatmitteln mit Nückjicht auf dieſe feine Eigenschaft erhält, jagen fünnen, 
daß der Abgeordnete fie „als jolcher“ erhalte. Dies trifft nach gewöhnlichen 
Sprachgebrauch vielmehr nur dann zu, wenn die Zahlung der Entjchädigung und 
die öffentliche Thätigfeit des Abgeordneten im Verhältniß von Leiftung und Gegen 
leiftung nach dem Satze >do ut facias« zu einander jtehen Lebteres liegt aber 
jtets in den bier interejlirenden Fällen vor, in denen die Parteigenofjen vor 
oder während der offiziellen Thätigfeit des Abgeordneten die Entichädigung 
enttweder zahlen oder doch bejchließen ; denn fie jegen bei diefer Zahlung oder 
diefem Beichluß voraus, daß der Abgeordnete ſeinerſeits hiegegen jein Reichs— 
tagsmandat ausüben wird. Anders würde die Sache liegen, falls Parteige- 
nofjen erjt nach bereit3 beendeter Thätigfeit des Abgeordneten in Anerkennung 
feines Wirkens eine Entjchädigung dejjelben beſchließen jollten; bier bildet die 
ihon abgeſchloſſene öffentliche Thätigfeit des Abgeordneten nur das Motiv 
für die Zahlung und man fann hier allerdings der Meinung fein, daß er Die 
Zahlung nur als Privatperjon empfängt, wie man dies in jemen nicht unge— 
wöhnlichen Fällen jagen muß, im welchen ein Minifter oder General in 


!) Val. das Nähere bei von Nönne, Staatsrecht des Deutſchen Reichs Band IS 38 
zweite Auflage S. 279. Anm. 2a. 

2) Bezold, Materialien Band II ©. 149 und 156. 

) Thudihum BVerfajiungsrecht des Norddeutichen Bundes S. 208, unter Billigung 
von Seydel, Kommentar zur VBerfajjungsurfunde für das Deutſche Reich S. 161 fi. 
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Anerkennung jeiner bisherigen verdienftvollen Thätigfeit aus privaten Samm- 
lungen ein Gejchenf erhält. 

Indeß die Auslegung fann auch, wenn die Worte des Geſetzes nach ge- 
wöhnlichem Sprachgebrauch unzmweideutig find, bei der grammatifchen Inter: 
pretation nicht jtehen bleiben; fie muß auch den aus den Materialien der 
Reichsverfaſſung fich ergebenden Willen des Geſetzgebers bei Abfafjung des 
Artikels 32 erforschen. 

Ergiebt dieje (logijche) Interpretation ein anderes Reſultat, jo ift eine 
reftriftive Auslegung der Gejegesworte geboten. ') 

In diefer Beziehung ift num vorzugsweiſe eine bei den bezüglichen Reichs- 
tagsverhandlungen abgegebene und in den Eingangs erwähnten Prozeſſen ſchon 
mehrfach beiprochene Erklärung des Grafen Bismard von Bedeutung. Bei 
der Schlußberathung des Artifeld 32 im fonjtituirenden Norddeutjchen Reiche: 
tag hatten in entgegenjtehender Auffafjung jeines Sinnes der Abgeordnete 
Schulze (Beiihih) die Gewährung von Diäten aus Privatmitteln als durd) 
den Artikel verboten, der Abgeordnete von Benningjen als geftattet be: 
zeichnet. Lebterer jagte: 

„sch will nur im Borübergehen erklären, daß ich die Vorlage der 
Negierungen nach ihrem Sinne dahin auffaſſe, daß durch diejelbe das 
Anbfen einer Entjhädigung an einen Abgeordneten aus Privatmitteln 
nicht ausgeſchloſſen werden jollte, noch ausgeſchloſſen werden könnte. 
Ich wiirde es allerdings für wünjchenswerth halten, wenn von Seiten 
des Herrn BVorjigenden der Bundesfommilfion in diefer Hinficht noch 
eine Erläuterung erfolgte.“ 

Der BPräfident der Bundesfommiljarien, Graf von Bismard, war bei 
diefer Rede nicht zugegen. Nachdem in derjelben Situng, wie fchon erwähnt, 
der Artifel 32 in der Faſſung des Entwurfs wiederhergeitellt war, gelangte 
am folgenden Tage der Artikel 76 der Verfaſſung zur Berathung, welcher im 
Abſatze 2 vorjchreibt, daß BVerfaflungsitreitigfeiten in den Bundesjtaaten erfor: 
derlihen Falles im Wege der Bundesgefeggebung zu erledigen find. Der 
Abgeordnete Simon (Breslau) beantragte die Streichung dieſes Abſatzes, 
indem er die Befürchtung ausſprach, da, nachdem gejtern das Amendement 
des Abgeordneten von Arnim betreffs der Diäten angenommen jei und bier- 
nad) voraussichtlich fünftig der Neichstag vorwiegend aus Männern regierungs- 
freundlicher Richtung zufammengejeßt fein werde, der Abſatz 2 des Artikels 76 
benugt werden würde, um werthvolle Beſtimmungen der Einzelverfafjungen 
durch die Bundesgejeßgebung zu befeitigen. Er fuhr dann fort: 

„Es iſt ums gejtern bei Gelegenheit der Abjtimmung über die 
Diäten von mehreren derjenigen Mitglieder, welche das betreffende 
Amendement gejtellt oder unterjtügt haben, die Erflärung abgegeben, 
— ich bemerfe .. . . - diefer Artikel, der nur betreffs der Diäten 
angenommen ift, lautet jo, daß von den Reichstagsmitgliedern Be— 
foldungen nicht angenommen werden dürfen — bevor diejes Amendement 
zur Abjtimmung kam, wurde uns aljo gejagt, der Herr Vorſitzende 
der Bundestommijjarien beabfichtige gewiſſermaßen eine Rejervative 
für diejenigen, die in der Sache für das Amendement ſtimmen würden, 
abzugeben, dahin gehend, daß nach Auffaſſung der Regierungen die 
Worte „dürfen feine Bejoldung beziehen“ nicht jo zu verſtehen ſeien, 


) Val. Savigny Syitem des Römiſchen Rechts. Band IS 37. 
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als ob dadurch auch ausgejchlofien jei, außeramtliche Honorirung, 
aljo Honorirungen, welche zufammengebracht werden durch Bereinigung, 
dur Afjjoziation, und welche nicht aus der Bundeskaſſe geleijtet 
werden... .* 

Als der Präfident des Neichstags den Nedner hier zur Sache verwies 
und bemerkte, daß die Bewilligung der Diäten zur Zeit nicht berathen werde, 
erklärte er weiter: 

„sch wollte ausführen, daß, wenn mit befonderem Vertrauen bei 
Gelegenheit der Abjtimmung über die Sache hier verfahren wird, 
ih ein Recht habe oder zu haben glaube, den Herrn Vorſitzenden 
der Bundesregierungen in die Möglichkeit zu verjegen, zu erklären, 
u diefe Angabe richtig iſt und hier eventuell die Erklärung abzu— 
geben 2..." 

Nach abermaliger Unterbredhung Seitens des Reichstags-Präſidenten er: 
flärte dann der Präfident der Bundes: Commiljarien Graf von Bismard: 

„sc glaube, daß der Herr Vorredner nicht in der Lage ift, Die 
Abfichten der verbündeten Regierungen bier in der Weife interpretiren 
zu können, wie er es gethan hat, ala könnte bei Abfajjung dieſes 
Artifels irgend einer der Wegierungen der Gedanke vorgeichtwebt 
haben, mit diefer Bejtimmung etwa die Landesverfafjungen in Brejche 
zu legen .... Was ferner die Frage, die der Herr Vorredner an 
mich gerichtet hat, und die gejtern jchon in meiner Abweſenheit geſtellt 
ift, über die Diäten betrifft, jo weiß ich nicht, ob mir der Herr 
Präfident, da fie nicht zur Sache gehört, gejtattet, mit einem furzen 
Worte darauf zu antworten. Ich habe in den Berfafjungsentwurf 
nicht3 hinein zu interpretiren, was nicht darin fteht; und meines 
Erachtens jteht das darin und liegt in der gefammten Lage unferer 
Gejeggebungen, daß die Negierungen ohne eine ftrafgejegliche Grund- 
lage nur denen etwas verbieten fünnen, denen fie überhaupt zu be- 
fehlen haben —.* ) 

Darüber, ob den bei parlamentarischen Verhandlungen von den Negier: 
ungsfommijjarien abgegebenen Erklärungen über den Sinn eines Gefegentwurfs 
maßgebende Bedeutung für die Auslegung beizulegen ift, herrſcht nicht volle 
Uebereinftimmung. *) 

Unzweifelhaft jind jolche Erklärungen zunächſt ebenſo wie diejenigen ein= 
zelner Abgeordneten nur als jubjektive Anfichten anzufehen und haben dann 
lediglich einen doftrinellen Werth.) Sie gewinnen aber für die Auslegung 
Bedeutung, wenn fie entweder in Folge ausdrüclicher Ankündigung oder nad) 
Lage der Umftände, unter welchen fie erfolgt find, als Auffaſſung der Negier: 
ung jelbjt über den Sinn des Geſetzes angejehen. werden müſſen. 

Im vorliegenden Falle hatte der Abgeordnete von Benningfen eine 
Erläuterung des Artikels 32 für wünſchenswerth erflärt und zwar eine 


') Bezold, Materialien Band II ©. 678, 687, 608 ff. Stenographiiche Berichte des 
tonitituirenden Neichstags von 1867 ©. 706, 709, 727. 

2), Bgl. von Mohl, Staatsrecht, Völkerreht und Rolitit Band I ©. 138 ff. 

) Dies gilt z. B. von der bei Vertheidigung des Verfaſſungsentwurfs gelegentlich 
vorgebradhten (und daher zu Unrecht in den erwähnten Diätenprozejien verwertheten) Aeußerung 
des Bundestommifjard Grafen zu Eulenburg, dab der Abgeordnete ſich wenigftens in 
jolcher Bermögenslage befinden müſſe, daß er einige Wochen oder Monate lang dem öffent: 
lichen Interefje in der Nefidenz dienen fünne, ohne aus der Taiche des Staats bezahlt 
zu werden, 





M. Roel: Das Diätenverbot der Reichsverfaſſung. 617 


Erläuterung nicht blos Seitens eines der anmwejenden Bundeskommiſſarien, fondern 
Seitens des VBorjigenden der Bundesfommijjarien, welcher bis dahin 
die Willensmeinung der jämmtlihen Regierungen dem Neichstag fund- 
gethan hatte; er wünſcht alfo offenbar eine ſämmtliche Regierungen bindende 
Erläuterung der Gejeßesworte. Diefes Verlangen wiederholt in der folgenden 
Sigung der Abgeordnete Simon; aud er verlangt eine Erklärung Seitens 
des nunmehr anmwejenden Borjigenden der Bundeskommiſſarien, wie nah „Auf- 
fajjung der Regierungen“ die fragliche Beitimmung zu verftehen jei. 
Hierauf antwortet Graf Bismarck und zwar lehnt er nicht eine Interpretation 
der Verfaſſung überhaupt ab, !) fondern nur die Interpretation derfelben in 
einem bejtimmten Sinne, äußert fich aber im Uebrigen pofitiv (wie unten dar— 
zulegen ift) über den Sinn der fraglichen Beftimmung. Er antwortet, nachdem 
er Gelegenheit gehabt bat, über die geitrige Frage des Abgeordneten von 
Benningjen bei den übrigen Bundesfommijjarien Erfundigung einzuziehen und 
unter ausdrüdlicher Bezugnahme auf diefe Frage und diejenige des Abgeordneten 
Simon; biernad; fonnte Niemand darüber zweifelbaft jein, daß nad) Yage der 
hier vorwaltenden Umjtände er auf die Frage der beiden Abgeordneten nach der 
Auffafjung der Regierungen jeinerjeit8 auch eben dieſe Auffaſſung 
mittheilen, dem Berlangen der beiden Abgeordneten entiprechen wollte Und 
zwar ift das Gewicht der bezeichneten hierfür prechenden Umſtände jo zwingend, 
Daß auch die theilweis fubjeftive Form, in welche die Antwort gekleidet ift, nichts 
an diefem Reſultate ändern fanı. Wollte Graf Bismard ungeachtet der eine 
Kenntnig der Anficht der Regierungen begehrenden Fragen nur feine 
jubjeftive Anficht (derem Mittheilung von Niemand verlangt war) äußern, jo 
würde er ausdrüdlic bemerkt haben, daß er (im Widerfpruch mit der Abficht 
der Fragenden) nicht für die Negierungen, fondern nur für feine Berfon die 
gewünſchte Auskunft ertheilen könne. Muf die Erklärung des Vorfigenden der 
Bındesfommiljarien über den Sinn der fraglichen Bejtimmung ift dann ein 
Widerfpruch aus dem Reichstag nicht erfolgt; fie ift auch bis zum Abſchluß 
der Verhandlungen des fonjtituirenden Reichstags nicht Seitens des Vertreters 
einer der verbündeten Regierungen irgendwie desavouirt worden. Es ift ſonach 
anzunehmen, daß hier durch ausdrückliche, beziehentlich ftillichtweigende Er: 
Härung eine von den Regierungen und dem Reichstage gemeinfchaftlich gebilligte 
Erläuterung der Berfaffung vorliegt. 

Gegen den nunmehr zu erörternden Inhalt diefer jomit für die Aus— 
legung erheblichen Erläuterung ift mit Unrecht der Vorwurf mangelnder Deut: 
lichkeit erhoben worden. *) 

Bon vornherein iſt Elar, daß die durch die grammatische Interpretation 
gewonnene Annahme eines im Artifel 32 enthaltenen allgemeinen Verbotes 
durch die bezeichnete Erläuterung hinfällig wird. Denn das Verbot foll hie= 
nah (mit Rückſicht auf den unzweifelhaften Mangel einer ftrafrechtlichen 
Grundlage) nur noch einen bejtimmten Kreis von Perfonen, nämlich nur die 
jenigen treffen, denen die Negierungen zu befehlen haben; von dem Verbot 
fönnen aljo die außerhalb diejes Kreiſes ſtehenden Perſonen nicht betroffen 


2) Dies iſt (nach Zeitungsberichten) irrthümlich in einem der Diätenprozejlie geltend 
gemacht worden. 

2) Der Abgeordnete Windthorit (Meppen) meinte in der Reichstagsſeſſion von 1873, 
man ſei bei Aufitellung des Artitels 32 „jehr diplomatiich bejchieden worden in Bezug auf 
die Frage, ob Jemand von feinen Wählern eine Entichädigung zu acceptiren berechtigt iſt“ 
(Stenogr. Berichte des Reichstags 1873 Band I S. 83), 
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werden. Ebenſo klar ift nach der bezeichneten Erläuterung, daß bei Aufitellung 
des Ürtifel3 32 der Wille des Gejeggeber8 auf ein erzwingbares Derbot, 
auf eine lex perfecta (wenn man Diejen ziviliftiichen Ausdruck auf ftaats- 
rechtliche Berhältnifje übertragen will) !) gerichtet war. Dies ergibt deutlich 
der Hinweis auf den Mangel einer jtrafgejeglichen Grundlage. Ein Straf: 
gejeß würde die Erzwingbarfeit des Urtheils fichern; da dieſe Grundlage feblt, 
jo wird für die Erzwingbarfeit dejielben eine andere Grundlage erforderlich 
und nad) der Erläuterung gefunden in einem mit Zmwangsrecht ausgejtatteten 
Gemwaltverhältni der Regierungen gegenüber gewiſſen Perſonen. Unter 
den Negierungen find bier, nachdem unmittelbar vorher im Eingange der Er: 
Härung ausdrüdlich „die verbündeten Negierungen“ erwähnt find, ebenfalls 
nur die Regierungen in diefer Eigenjchaft als Verbündete, alfo nicht die Re: 
gierungen der Einzelitaaten als ſolche zu verftehen; es ift hierunter die 
Gejammtheit der Regierungen, bei welcher nach den Worten des Fürſten 
Bismard die Souveränität des Neiches ruht, ?) es ift hierunter der Bund (das 
Neich) jelbit gemeint. Dem Bunde fteht aber eine mit Zwangsrecht ausgeitattete 
Gewalt nah Maßgabe der damals beratbenen Verfaſſung unmittelbar nur gegen: 
über den Einzeljtaaten zu; diefe kann er nach Artikel 19 der Verfaſſung zur 
Erfüllung ihrer verfafjungsmäßigen Bundespflichten durch Erefution anhalten. 

Mag immerhin die jtaatsrechtliche Theorie aus dem Weſen des Bundes- 
ſtaats vor und nach Emanation der Verfaſſung ein unmittelbares Unterthänig- 
feitsverhältniß der einzelnen Bundesangehörigen zur Bundesgewalt konſtruirt 
haben, die Sprache der Geſetzgeber von 1867 ijt nad) dem ihnen damals 
vorliegenden Berfafiungsentwurfe zu verjtehen. Und diefer fennt in der That 
ein unmittelbares Zwangsrecht der Gejammtheit der verbündeten Regierungen 
mindejtens als Negel nicht gegenüber den Bürgern der Einzeljtaaten, jondern 
nur gegenüber diefen Staaten ſelbſt. Es find lediglich juriftiiche Perſonen des 
öffentlichen Nechts, die Einzelitaaten, denen die verbündeten Negierungen „zu 
befehlen haben“. Das Rejultat der Erörterung ift biernach Folgendes: 

1. Außer Frage ftand bei Berathung des Artifels 32 der Berfaflung, 
daß den Abgeordneten eine Entihädigung aus Neichsmitteln nicht gewährt 
werden dürfe. Auf die weitere Frage, ob aus anderen Mitteln eine Ent- 
Ihädigung zuläffig jei, erfolgt die Erläuterung: den Einzeljtaaten und lediglich 
den Einzeljtaaten ift außerdem noc die Gewährung einer Entjhädigung an 
die Abgeordneten unterfagt. In gleicher Weile wie unmittelbar vorher im 
Artifel 30 der Verfafjung den Einzeljtaaten verboten iſt, durch ihre Gerichte 
oder jonjtige Behörden die Reichstagsmitglieder wegen der in Ausübung ihres 
Berufs geſchehenen Neuerungen oder Abjtimmungen zu verfolgen, ergeht hier 
ein weiteres Verbot an die Einzeljtaaten, den Abgeordneten eine Entjchädigung 
zu gewähren. Und zwar ijt biemit info weit jowohl ein Verbot des Gebers 
als des Nehmers einer Entſchädigung ausgeiprochen. In dieſer Begrenzung 
iſt endlich das Verbot auch ein wirkſames Geſetz. 

Es äußert feine Wirkſamkeit auf jtaatsrechtlichem Gebiete. Wenn ein 
Einzelftaat feinen Neichstagsabgeordneten eine Entjchädigung zugefichert oder 
!) Die Romaniſten verjtehen im Anſchluß an eine Aeußerung Ulpians unter einer 
lex perfecta ein Verbotsgeſetz, deſſen llebertretung die Nichtigkeit der verbotenen Handlung 
nad) fid) zieht, unter lex minus quam perfecta ein Verbot, dejien Verlegung ohne Nichtigkeit 
der verbotenen Handlung eine Bejtrafung zur Folge hat. (Savigny Syſtem des Römiſchen 
Rechts IV ©, 550.) 

2) Stenogr. Bericht des Neichätags I. Sigungsperiode 1871 ©. 299. 
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gezahlt haben jollte, würde das Neich befugt fein, die Zahlung beziehentlich 
Die Fortſetzung jolcher Zahlungen durch Bundeserefution gemäß Artifel 19 der 
Verfaſſung zu hindern, ') 

Das Verbot äußert ferner infoweit feine Wirkſamkeit auch auf zivilrecht: 
lichem Gebiet. Aus der Seitens des Einzelitaats dem Abgeordneten gegebenen 
Zuficherung der Entichädigung würde eine Klage auf Erfüllung nicht zuläſſig 
jein; das bereit3 Gezahlte könnte freilich auch hier, mindejtens nach den Grund» 
fügen des gemeinen Nechts, nicht zurücdgefordert werden, da die condietio ob 
turpem causam ausgejchloiien ift, jobald ein unerlaubtes Verhalten ſowohl 
bei dem Geber als dem Empfänger vorliegt. 

2. Hingegen ift die Gewährung von Entjchädigungen an Neichstagsabge- 
ordnete aus anderen als Reichs- oder Staatsmitteln völlig zuläffig, mithin 
jowohl aus privaten als aus anderen nicht dem Neich oder einem Einzelitaat 
angebörigen öffentlichen Mitteln, 3. B. auch aus den Kaſſen einer Gemeinde. 

E3 liegt insbejondere nach dem oben feitgejtellten Sinn des Gejeges Fein 
Grund vor, dies Berbot von Zahlungen aus allen öffentlichen Kaſſen zu 
veriteben. Wenn jomit phofiiche, oder (abgefehen vom Weich oder einem 
Einzelitaat) juristische Perſonen durch ein Geichäft unter Yebenden (Erjtere auch 
durch ein Geichäft von Todeswegen) einem Neichstagsmitgliede eine Entſchädi— 
gung zuiichern, jo it hieraus eine Klage auf Erfüllung ftatthaft; Das aus 
jolhem Geſchäft Gezahlte ferner unterliegt von feiner Seite einer Kondiktion. 
Für die bier geltend gemachte Anficht Sprechen unteritügend auch mehrfach 
Zeugniſſe, welche in den Reden der Abgeordneten der unmittelbar folgenden 
Reichstagsſeſſionen enthalten ſind. Es iſt oben fchon dargelegt, daß die 
Aeußerungen einzelner Abgeordneten über den Sinn eines zur Berathung 
stehenden Gefeßentwurfs an fich von feiner Bedeutung find; von größerem 
(wenn auch nicht enticheidenden‘ Gewicht werden dieſe Neuerungen, falls fie 
nach der von fompetenter Seite gegebenen Erläuterung des Gefeges und unter 
dem frühen Eindrnd dieſer Erläuterung erfolgt find. Hier liegt dann aus 
der unmittelbaren Umgebung des die Erläuterung Gebenden ein Zeugniß darüber 
vor, wie nach Lage der Umstände jeine Erklärung aufgefaßt werden mußte. 

Es haben aber in den dem fonftituirenden Reichstag unmittelbar folgenden 
Seſſionen Abgeordnete, welche jenem Reichstag bereits angebört hatten, ohne Unter— 
ichied der Parteirichtung die Zuläffigkeit der aus Privatmitteln gewährten Diäten 
anerfannt, fo Schon in der Seffion von 1869 der Abgeordnete Oehmichen,?) 
ferner in der eriten Sejftion von 1871 der Abgeordnete Windthorit Meppen), 
welcher äußerte: 

Der Umitand, daß feine Diäten gezahlt werden, bringt Ausfunfts- 
mittel, welche dafür Erjaß geben, und dies ist nach den Erläuterungen, 
die zur Zeit des Eonjtituirenden Neichstags jtattfanden, auch gar nicht 
unzuläflig ;?) 

i) Weitere ſtaats- oder Itrafrechtliche Wirkungen treten freilich nicht ein. Namentlich 
it kein Anhalt gegeben für die Behauptung Thudichums (Berjaflungsreht des Nord: 
deutihben Bundes S. 209), daß im diejem Falle ein Verzicht des Abgeordneten auf jein 
Mandat und Ungiltigkeit jeiner Wahl anzunehmen jei, ſowie für die von v, Mohl (Drutjches 
Reichsſtaatsrecht Seite 369) für denielben Fall behauptete Anwendbarkeit der 88 332, 333 
des Strafgeſetzbuchs. Vergl. Laband Staatärecht des Deutihen Reichs I Seite 575 An— 
merkung 3. 

% Bezold: Materialien Band UI ©. 1245 und 1246, 

) Stenographiihe Berichte 1871 I, Seifton Band I ©. 294. 
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dann der der freifonjervativen Richtung angehörige Abgeordnete Graf Bethuſy— 
Huc, welcher erklärte: 

Wenn ih Ihnen zugeftehe, daß in einzelnen Fällen Männer, 
denen ein bejonderes Vertrauen Seitens ihrer Wahlfreife entgegen: 
getragen wird, durch Nichtgewährung der Diäten verhindert werden, 
ihren Sit bier einzunehmen, jo wird in diejen Fällen allerdings der 
Wahlkreis in der Lage fein, den Abgeordneten Diäten zu gewähren 
aus eigenen Mitteln ; ?) 

In gleicher Weije erachtete der Abgeordnete Freiherr von Stauffenberg 
in der Seſſion von 1873 Barteidiäten für zuläſſig (wenn auch nicht wünfchens- 
werth) *) und der Bräfident der Reichsfanzleramts, Staatsminifter Delbrüd, 
äußerte damals in Bezug auf die von anderer Seite angeregte Frage, ob dem 
Abgeordneten Reiſekoſten vergütet werden dürften, fich dahin: „Das, was ich 
aus Artikel 32 der Verfaſſung habe herleiten wollen und was ich auch jet 
noch für Necht halte, it ‚Folgendes: das Neich hat irgend eine Entjchädigung 
nicht zu leiften, darf fie aljo auch nicht leijten. Davon vollkommen mmabhängig 
ift die Frage, ob in Bezug auf die Reifen von irgend einer Seite her eine 
Einrichtung getroffen wird, welche den Aufwand an Koften für die Herren 
Abgeordneten befeitigt. Dies ift etwas, was volljtändig außerhalb und neben 
der Verfaſſung liegt. Das, was nach meiner Anficht der Verfafjung nicht 
entjprechen würde, würde das jein, wenn aus der Reichskaſſe direkt oder in= 
direkt ſolche Entſchädigung bezahlt würde. °) 

Man kann nun gegen die hier geltend gemachte Anficht einwenden, daß 
fie dem jpeziellen Zmwede des Artikels 32, alfo dem durch die Aufitellung 
dieſes Artikels beabfichtigten politiichen Erfolge widerfprecdhen würde. Der 
ipezielle Zwed des Artikels 32 ift, wie die Verhandlungen des konſtituirenden 
Neichstags Far ergeben, der, durch das darin ausgejprochene Verbot ein Kor- 
reftiv gegen die möglicherweije nachtheiligen Folgen des gleichzeitig eingeführten 
allgemeinen Wahlrechts zu jchaffen; es jollte hierdurch bewirkt werden, daß 
vorzugsweije vermögende Männer in den Reichstag als Abgeordnete gewählt 
würden. +) Indeß ift feineswegs ar, in welhem Umfange nad dem 
Gedanken des Gejeßgebers dieſer Zweck erreicht werden follte. Unzweifelhaft 
war man fich bei Berathung und Annahme des Artikels 32 bewußt, daß in 


, Ebendajelbit S. 309. 

2) Stenogr. Berichte 1878 Band I ©. 79, 

) Stenogr. Berichte 1873 Band I ©. 82. Später hat man ic) freilich im Widerſpruch 
mit diefer Aeußerung dazu verjtanden, den Abgeordneten jogar aus NReihsmitteln indireft 
eine Entjhädigung für die Neijekojten zu gewähren, indem man ihnen freie Fahrt auf den 
Eifenbahnen bewilligte, und fegteren hierfür eine Vergütung aus Reichsmitteln zahlte. Dies 
fteht nicht im Einklang mit Artikel 32 der Berfajtung (vgl. Laband Staatsrecht des 
Deutſchen Reichs Band I ©. 577 Anm. 1). Ein Vorgang aus der Sejfion von 1874/1875 
ift ohne Bedeutung für die vorliegende Frage. Der Reichstag nahm damals den Antrag 
Schulze (Deligich), unter Aufhebung des Artifels 32, den Abgeordneten Diäten aus Reidıs- 
mitteln nad) Maßgabe eines bejorderen Geſetzes zu gewähren, an, lehnte aber ein hierzu 
geitelltes Amendement des Abgeordneten Krüger ohne Diskuffion ab, wonach, fo fange die 
Sablung von Taggeldern nicht ins Leben getreten jei, den Wahlfreiien die Bildung von 

iätenfonds unbenommen jein jollte. Es liegt in diejer Ablehnung nicht ein Anerkenntniß 
des Neichstags, daß zur Zeit die Gewährung von Barteidiäten verboten jei und es bierbei 
bewenden joll; die Ablehnung des Amendements kann auch erfolgt fein, weil deſſen Inhalt 
für jelbjtverftändlich und ſomit überflüifig erachtet wurde. 

* Bergl. insbejonders die Rede der Bundeskommiſſare Freiherr von Friejen und 
Graf Eulenburg bei Bezold, Materialien Band UI ©. 154 ff. und 682 ff. 
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Zufunft in einzelnen Fällen auch unvermögenden Perjonen die Möglichkeit, 
ein Neichstagsmandat zu erlangen, offen ftehen würde; man brauchte nur an 
die in Berlin wohnenden Abgeordneten zu Ddenfen, welche auch ohne Wohl: 
habenheit ungeachtet der Nichtgewährung der Diäten im Stande find, das 
Mandat anzunehmen, und man hat bei den Verhandlungen diefe Abgeordneten 
auch mehrfach thatjächlich erwähnt. Eine Zujammenjegung des Reichstags 
ausschliehlich aus wohlhabenden Mitgliedern ift nicht bezweckt und konnte 
nicht bezwedt werden. Hiernach wirde eine Auslegung nach dem politischen 
Zwecke des Geſetzes eine äußerſt umfichere Bafis betreten. Es iſt jehr wohl 
möglich, daß der Gejeßgeber den ihm vorjchwebenden Zweck, einen überwiegend 
aus vermögenden Mitgliedern bejtehenden Reichstag zu jchaffen, jchon dadurch 
genügend zu fichern dachte, daß er Gewährung von Diäten aus Reichs- und 
Staatömitteln verbot und daß er gleichzeitig dies Nejultat durch eine Diäten- 
gewährung von anderer Seite (welche doch vorausfichtlih immer nur einen 
verhältnigmäßig geringen Umfang annehmen fünnte) nicht für gefährdet anjah. 

Noch unficherer würde eine Auslegung fein, welche aus einem allge: 
meinen politiichen Prinzip 3. B. aus der nach anderen Verfaſſungsbeſtim— 
mungen (Artikel 21, 29 und 30) verbürgten Unabhängigkeit der Abgeordneten 
argumentirt.!) Bor der Benußgung eines jolhen angeblichen generellen Grundes 
zur Auslegung ift mit Rückſicht auf die Entfermung desjelben von dem Geſetze 
und die dabei obwaltende Möglichkeit entgegenwirkender Mittelglieder ſchon von 
fompetenter Seite dringend gewarnt worden, *) 

Die vorjtehend dargelegte Anficht weicht von den in der ftaatsrechtlichen 
Literatur bisher vertretenen Meinungen mehr oder weniger ab. 

Für die Allgemeinheit des Verbots des Artikels 32 entjcheiden fich von 
Martitz ) und Nobert von Mohl.) Laband?) verneint (wie man nach 
jeinen Ausführungen annehmen muß) ebenfalls die Zuläffigfeit der Diäten aus 
Privatmitteln; er erklärt aber, injoweit es jich um jolche handelt, das Verbot 
für eine lex imperfeeta auf jtaatsrechtlichem und ftrafrechtlichem, hingegen für 
eine lex perfecta auf zivilrechtlichem Gebiet. In den beiden erjten Bezieh: 
ungen, führt er aus, fünnten bei Verlegung des Verbots nachtheilige Nechts- 
folgen Mangels ausdrüclicher gejeglicher Androhung nicht eintreten, hingegen 
jei ein zivilrechtlicher Vertrag oder eine Dispofition von Todeswegen, wodurch 
einem Neichstagsmitgliede eine Entſchädigung für feine Thätigfeit im Reichs— 
tage verjprochen werde, rechtsunwirkſam und Elaglos. 

Diejer Meinung treten ohne nähere Begründung Zorn,) Schulze’) und 
anjcheinend auh Meyer?) bei. Letzterer erflärt zwar zunächſt die „An— 
nahme von Unterjtügungen Seitens Privater nicht als unzuläffig“, aber 
er jchränft demnächſt dieſen Satz wieder durch die weitere Bemerkung ein: 

„Privatrechtliche Verträge, durch welche einem Reichstagsmitgliede 
eine Bermögenszumendung veriprochen wird,. jind rechtsunwirkſam und 


) Dies iſt Seitens des Oberlandesgerichts Königsberg i. Pr. in einem Urtheil vom 
14. April d. 8. geichehen. 

” Val. vo. Savigny, Spitem des Römiihen Rechts Band I S. 219, 220, 238 ft. 

2) Betrachtungen über die Verfafiung des Norddeutihen Bundes ©. 78, 

% Das Deutiche Reichsſtaatsrecht ©. 368, 369, 

5) Staatsrecht des Deutihen Reichs Band IS 53 ©. 575 ff. 

% Staatsrecht des Deutihen Reichs Band I ©. 182. 

?) Lehrbuch des Deutichen Staatörehtd. Zweites Bud S. 83. 

8) Lehrbuch des Deutihen Staatsrechts 1878 €. 335, 336. Ebenſo in der zweiten 
Auflage 1885, 
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klaglos, wenn die Zuwendung dem Betreffenden ausdrüdlich in feiner 
Eigenschaft als Neichstagsmitglied gemacht it.“ 

Medyer will alfo offenbar auch vorher nicht die allgemeine Zuläſſigkeit 
der Gewährung von Diäten aus Privatmitteln, fondern nur (wie Yaband) 
die Unwirkſamkeit des biergegen gerichteten Verbots auf ſtaats- und traf: 
rechtlichem Gebiet behaupten. Alle diefe Schriftiteller argumentiren lediglich 
aus dem Wortlaut des Artikels 32 und wenden der bei der Schlußberath: 
ung gegebenen Erläuterung desjelben feine oder doch feine ausreichende Be— 
achtung zu. Laband zitirt zwar die bezügliche, von ihm als jehr treffend 
bezeichnete Erklärung des Grafen Bismard,') aber nur als Beltätigung 
der von ihm gemachten vorher erwähnten Unterjcheidung, wonach das Verbot 
auf ſtaats- und ftrafrechtlichem Gebiet unwirkſam, auf privatrechtlichem aber 
wirffam ſei. Indeß hat Graf Bismard doch mit jener Meußerung nicht 
die (jelbitverftändliche) Erklärung abgeben wollen, daß bei dem Mangel eines 
Strafgefeßes auch keine Beitrafung erfolgen fünne, jondern vielmehr die Er: 
Härung, daß mit Nücjicht auf jenen Mangel das Verbot für einen beitimmten 
Kreis von Perfonen (denen die Regierungen nicht befehlen fünnen) überhaupt 
nicht gegeben jei; es iſt daher nicht erfindlich, wie dasjelbe doch innerhalb 
diefes Kreiſes noch irgend welche Nechtsfoigen (nämlich zwilrechtlicher Natur) 
joll hervorbringen können. 

Gegenüber diefen Schriftjtellern verneinen die Allgemeinheit des Verbots 
und erfennen unter Bezugnahme auf die vom Grafen Bismard gegebene Er: 
läuterung namentlich die Zuläffigfeit der Gewährung von Diäten aus Privat: 
mitteln ausdrüdlih an Thudichum,“) Seydel?) und von Nönne.*) Sie 
weichen aber von der oben vertheidigten Anficht infofern ab, als fie 

1. die Gewährung einer Entichädigung aus allen öffentlichen Kaſſen, 
alfo nicht blos aus denjenigen des Reichs und der Einzeljtaaten, 
ſondern auch aus Kafjen der Kreife, Gemeinden und anderen öffent— 
lichen Korporationen für verboten anjehen ; 

2. durch den Artikel 32 eine Befugniß der Einzelregierungen für be— 
gründet erachten, ihren Beamten die Annahme einer Entihädigung 
für ein Neichstagsmandat zu unterfagen. 

Daß für die erjtere Annahme ein Anhalt nicht vorhanden ift, war jchon 
oben bemerkt worden Die dort mäher begründete, rejtriftive Interpretation 
des Artikels 32 führt (abgefehen von dem jelbitverjtändlichen Verbot der Ge— 
währung einer Entichädigung aus Neichsmitteln) nur zu einem noch an die 
Einzeljtaaten gerichteten Verbot. 

Die zweite Annahme gründet fich darauf, daß jene Schriftiteller unter 
den in der Erläuterung des Grafen Bismard erwähnten Regierungen, „Die 
gewiſſen Perjonen etwas befehlen und daher auch verbieten können“, die Ne 
gierungen der Einzeljtaaten als ſolche verjtehen; hieraus wird hergeleitet, daß 
die jenen Negierungen untergeordneten Beamten der Einzeljtaaten es find, an 
welche das Verbot felbft gerichtet ift, oder Doch von jeder Regierung auf 
Grund des Artikels 32 ein weiteres Verbot bezüglich der Annahme von Ent: 
Schädigungen gerichtet werden kann. 


AN. O. S. 576. Anm. 1. 

2, Veriafjungsrecht des Norddeutichen Bundes ©. 208. 209, 

®, Kommentar zur Verfaſſungsurkunde für das Deutihe Neih. S. 161 fr 

9) Staatörecht des Deutihen Reichd Band IS 38. Zweite Auflage. S. 279 fi. 
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Es ijt indeß jchon oben dargethan, daß im Anfchluß an die der Erläu- 
terung vorangehenden Aeußerungen des Grafen Bismard unter den „Regier— 
ungen“ die Gejammtheit der verbündeten Negierungen oder der Bund jelbit 
zu verjtehen ift und es daber lediglich ein Gewaltverhältniß dieſes Bundes 
iſt, welches dort zur VBorausjegung für die Erzwingbarfeit des Verbots gemacht 
wird, es find daher die dem Bunde untergeordneten Einzeljtaaten, an welche 
das Verbot ergeht. 

Die Regierung eines ey re fann jomit nicht im Verwaltungswege 
unter Bezugnahme auf Artikel 32 ihren Beamten die Annahme von Entichädig- 
ungen für ein Neichstagsmandat unterjagen; fie fann aber ebenjowenig im 
Wege der Landesgefeßgebung ein folches Verbot ausiprechen. Denn Beftimm: 
ungen über die — des Reichs, alſo auch über die Rechte und Pflichten 
— —— unterliegen der ausſchließlichen Kompetenz des 

eichs.“ 

Hiermit ſchließe ich die Darlegung der verſchiedenen Anſichten über die 
Bedeutung des Artikels 32 ab. Vorausſichtlich wird der eben jetzt lebhaft 
geführte Streit über die Tragweite des Artikels bald zu dem Verlangen nach 
einer authentiſchen Interpretation desſelben führen, ob mit Erfolg, ſteht dahin. 
Hoffentlich geht aber aus den Ereigniſſen der letzten Zeit die eine Lehre nicht 
verloren, daß das von parlamentariſchen Verſammlungen oft genug angewendete 
Verfahren behufs Beſeitigung von Bedenken über den Sinn eines Geſetzent— 
wurfs ſtatt der Berichtigung des Wortlauts eine Erläuterung durch die 
Regierungskommiſſarien, zu provoziren, keine ausreichende Bürgſchaft für die 
demnächſtige zweifelfreie Handhabung des Geſetzes bietet. 





Vergl. Laband Staatsrecht des Deutſchen Reichs II ©. 116. 


Die Diäten der Beidystagsabgeordneten. 


Urtheil des fgl. preußischen Oberlandesgerichtes zu Königsberg 
am 14. April 1886. 


Im Namen des Königs! In Sahen des Preußiichen Fiskus, vertreten 
durch den k. Negierungspräfidenten zu Gumbinnen, Klägers und Berufungsflägers, 
vertreten durch den Juſtizrath von Obernig in Königsberg, gegen den Reichstags— 
abgeordnneten Gutsbeſitzer Dirichlet in Bretichfehmen, Bellagten und Berufungs— 
beflagten, vertreten durch den Juftizrath Hader in Königsberg, wegen 2000 Maut, 
erfennt der dritte Zivilfenat des f. Oberlandesgerihts zu Königsberg unter Mit- 
wirkung folgender Richter: des Oberlandesgericht3:Senatspräfidenten Frech, der 
Oberlandesgerichtsräthe Paſſarge, Schimmelpfennig, Wichert, Loebell für Recht: 

I. Das lirtheil der erjten Zivilkammer des kgl. Landgerichts in Infterburg 
vom 25. November 1885 wird dahin abgeändert: 

1. Beklagter wird verurtheilt, fünfhundert Mark nebit 5 Prozent Zinſen 

jeit dem 6. Oftober 1885 an den Kläger zu zahlen. 

2. Bellagter foll ſchwören: 

„Ih Ichwöre, daß ich nad jorgfältiger Prüfung und Erkundigung 
die Ueberzeugung erlangt habe, daß ih als Mitglied des Deutichen 
Reichstages während der Reichsſtags-Seſſionen 1881/82, 1882/83, 
1883/84 und 1884/85 aus dem Diätenfonds der früheren Fort— 
ſchritts-, jegigen deutjch-freifinnigen Partei auf Grund des Beichlufies 
des Zentralwahlkomites vom 17. Februar 1881 im Ganzen nicht 
mehr ald 500 Mark (oder welche höhere Summe) bezogen habe.“ 
Leiftet Bellagter den Eid jo wie normirt, jo wird Kläger mit feiner 

Mehrforderung von 1500 Mark und Zinien abgewieien. 

Leiſtet Beklagter den Eid überhaupt nicht, fo wird er verurtheilt, 
dem Stläger fernere 1500 Mark nebit fünf Prozent Zinfen jeit dem 
6. Oftober 1885 zu zahlen. 

Leiſtet er den Eid unter Einfügung einer höheren Summe als fünf: 
hundert Mark, jo wird die entiprechende Feſtſtellung des Betrages, mit 
welchen Kläger abgewielen, und des Betrages, zu welchem Beflagter 
verurtheilt wird, dem Läuterungsurtheil vorbehalten. 

i II. Die Enticheidung des Koftenpunftes bleibt dem Läuterungsurtheil vor— 
ehalten. 


Von Rechts Wegen. 


Thatbeſtand. 


Während Artikel 32 der Reichsverfaſſung vorſchreibt, daß die Mitglieder des 
Reichstages als ſolche feine Beſoldung oder Entſchädigung beziehen dürfen, hat 
das Bentralwahlfomits der ehemaligen Fortichrittspartei, welche inzwifchen in die 
deutichsfreifinnige Partei aufgegangen ilt, am 17. Februar 1881 beichloffen, jedem 
Neichstagsabgeordneten der Partei mit Ausnahme derjenigen, weldhe in Berlin 
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oder in deſſen nädjiter Umgebung ftändig wohnhaft find, grundſätzlich und ohne 
Rüdfiht auf ihre Vermögensverhältniffe eine Summe von mindeſtens 500 Marf 
für jede Neihstagsieilion als Eriag baarer Auslagen zuzufihern. Behufs Aus: 
führung dieſes Beichlufles, welcher in den Preßorganen der Partei veröffentlicht 
it, ift au dem Grgebniß von Sammlungen der PBarteimitglieder ein beionderer 
Fonds von zunädhit 50000 Mark ausgeichieden. 

Der Beklagte ift während der Neich3tagsjejlionen 1881/82, 1882/83, 
1883/84 und 1884/85 Mitglied des Neichötages geweſen und hat als ſolches 
zunächſt der Fortſchritts-, dann der deutjchefreifinnigen Partei angehört. 

Auf dieſe unstreitigen Thatſachen gründet Kläger die Annahme und behauptet 
ausdrüdlich unter Eidesantrag, daß Bellagter die Paufhquanta von je 500 Mark 
für jede Seffion nicht blos erhalten, fondern aud in feinen eigenen Nuten ver: 
wendet habe. 

Kläger ift der Anfiht, daß Artikel 32 den Neichdtagämitgliedern die Anz 
nahme derartiger Zahlungen ganz "allgemein verbiete, daß nach Zweck und Ent- 
ſtehungsgeſchichte dieſes Artikels jolhe Zahlungen nicht blos zu einem unerlaubten, 
jondern auch zu einem wider die Chrbarkeit laufenden Zwede gegeben werben, 
und hält ſich deßhalb zu deren Zurüdforderung auf Grund der 88 172, 173, 
205, 206 Tit. 16 TH. J A. L. R. für berechtigt. Er hat deßhalb beantragt, 

den Beklagten fchuldig zu erfennen, die als Mitglied des Reichstages 

während ber Seilionen 1881/82, 1882/83, 1883/84 und 1884/85 aus 

PBarteimitteln empfangenen 2000 Mark nebit Verzugszinien feit der Klage— 

behändigung an ben Kläger herauszugeben. 

Beklagter hat, indem er der EHägerifchen Auslegung des Artikel 32 und 
der Anwendbarkeit der landrechtlichen Vorſchriften auf den vorliegenden Fall 
wideripricht, 

Abweiſung der Klage 
beantragt. Er beſtreitet, mehr als 500 Mark gezahlt erhalten zu haben und 
nimmt den zugeihobenen Eid, aber nur als Heberzeugungseid an. Er jelbit habe 
ſich nämlich feine Notizen gemaht und auf eine Anfrage an den Schagmeifter der 
Bartei den Beſcheid erhalten, daß deilen bezügliche Notizen, ſoweit jolche über: 
haupt eriftirt hätten, nicht mehr vorhanden feien. Uebrigens habe er auch den 
empfangenen Betrag nur zum Theil für feinen Unterhalt in Berlin verwendet, 
zum Theil aber im Intereſſe der Partei und zu Beiträgen zum Parteifonds. 

Der erſte Nichter, welcher zwar die $$ 172, 173, 205 — nidt 206 — 
I. 16. A. L. R. an fich für anwendbar erachtet, den Art. 32 aber nur als ein für 
die Neichöregierung und die Einzelftaaten verbindliches Verbot veriteht, hat den 
Kläger abgewiejen. 

Gegen diefe Entjcheidung hat Stläger die Berufung eingelegt und beantragt: 

ben Beklagten nad) dem Slageantrage zu verurtheilen. 

Bellagter hat 

Zurüdweilung der Berufung 
beantragt. 
Neue Thatfahen oder Beweismittel find von Feiner Partei vorgetragen. 


Entfheidungsgründe. 


Artifel 32 der Neichsverfaflung lautet wörtlich: 
„Die Mitglieder des Neichdtages dürfen als ſolche feine Beioldung oder 
Entihädigung beziehen.“ 
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Es fragt fi: 

1. ob dieſer Artikel fi blos auf Zahlungen aus öffentlichen oder 
aud auf ſolche aus Privatmitteln bezieht, 

2. ob und welche zivilrechtliche Wirkungen die Vorſchrift insbefondere 
nah preußiichem Recht hat. 

1. Der Wortlaut des Artikels, der zunächſt und wejentlich enticheidend ift, 
enthält nichtS über die Quelle, aus welcher Reichstagsmitglieder Bejoldung oder 
Entihädigung nicht beziehen follen. Es könnte daher nur in Frage kommen, 
ob der eine oder andere der gebrauchten Ausdrüde nur von Zahlungen aus 
öffentlichen Mitteln verftanden werden kann. 


Mag dies nun auch don dem Ausdrude „Beioldungen” gelten, jo doch 
feinesfalld don dem Ausdrude „Entihädigung*, welcher in den verichiedeniten 
Bedeutungen im privatrechtlichen Verkehr vorfommt. Das Zeitwort „beziehen“ 
endlih, von welchem die beiden vorigen Ausdrüde abhängen, wird zwar auf 
Gehalt, Benfion und Sporteln, anbdererjeis aber aud auf Einkünfte und Ein- 
nahmen überhaupt (3. B. auf den „Wechjel* der Studenten), auf Renten wie auf 
einmalige Einnahmen insbejondere, endlid fogar auf Waaren und Lebenämittel 
angewendet (vergleiche die deutichen Wörterbücher von Grimm und von Sanderö). 
Dem entipriht auch der Sprachgebrauch der neuen Neichögejege: To wird 3. 2. 
in $ 749 C. P. ©. in Abi. 1 Nr. 3 don fortlaufenden Ginfünften gehandelt, 
welche ein Schuldner aus Stiftungen oder fonft auf Grund der Fürforge 
und Freigebigfeit eines Dritten bezieht“, in Abſatz 2 „Dienſtein— 
fommen, Penſion oder jonftige Bezüge“ nebeneinandergeftellt und in Abjag 3 
von Gehalt und Dienftbezügen der im PBripatdienit dauernd angeftellten Perſonen 
geiprochen. Ebenſo wird der Ausdrud „Gehalts: und Dienitbezüge* ſchon in dem 
Reichögeieg vom 21. Juni 1869 (Reichs-Geſetz-Blatt S. 242) gleihmäßig von 
den Ginfünften der öffentlichen Beamten und der im Privatbienit dauernd 
angeitellten Perſonen gebraucht. 

It ſonach aus den Wortlaut des Art. 32 eine Beichränfung der Vorſchrift 
auf Zahlungen aus öffentlichen Mitteln nicht zu entnehmen, jo ſpricht andererjeits 
auch der Zufammenhang des Gejetes nicht für eine derartige Beichränfung. Der 
Artikel, der fih mit gleihem Wortlaut als Artikel 29 in dem Entwurf der vers 
bündeten Negierungen befand, aber in der Vorberathbung vom Reichstage in der 
Sikung dom 30. März 1867 durd eine den Neichdtagsmitgliedern Reiſekoſten 
und Diäten aus der Bundeskaſſe zufichernde Vorſchrift — Amendement 
Meber und von Thünen — erſetzt wurde (Stenogr. Berichte S. 481/82) iſt bei 
der Schlußberathung von 15. April 1867 durd Annahme eines Amendements 
von Arnimsheinrichsdorf in die VBerfaflung gefommen. Sollte nur der Diäten: 
anſpruch der Neichötagänitglieder gegen die Bundeskaſſe befeitigt werden, jo wäre 
dies durch Streihung des Art. 32 in der Fallung der Vorberathung genügend 
zum Ausdrud gebracht; follte die Nichtzahlung von Diäten als eine dauernde 
negative Einrichtung des Bundes unter den Schuß des Art. 78 der Berfaffung 
gejtellt und damit die Gewährung von Diäten dur bloße Mehrheitsbeſchlüſſe 
verhindert werden, fo brauchte blos gejagt zu werden: „Die Mitglieder des Reichs— 
tages beziehen als foldhe feine Bejoldung oder Entihädigung*. Der Ausdrud 
„Dürfen feine Entihädigung beziehen“, gibt der Vorſchrift eine über das Ber: 
hältniß der NeichStagsmitglieder zum Neich oder zur Reichskaſſe hinausgehende 
Bedeutung. 

Wie weit diefe Bedeutung reicht, wird unter 2 erörtert werben. 
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Wohnt dem Artikel 32 ſchon durch feine Aufnahme in die Verfaſſung und 
nad feinem eigenen Wortlaut eine nicht blos finanzielle Bedeutung bei, jo wird 
dieſe politifche Bedeutung durch den Zujammenhang der vom Reichstag hans 
beinden Artifel 20—32 noch flarer geitellt. Während Artifel 20 den Reichstag 
aus allgemeinen und direkten Wahlen hervorgehen läßt und die Artifel 22—28 
die Befugniſſe des Neichstages als folchen ordnen, handeln die Artikel 21, 29 
bi3 32 von der Stellung feiner Mitglieder. Diefelben jollen unabhängig nad) 
Oben und nad Unten geftellt, gegen Behinderung wie gegen Beeinfluffung ihrer 
Thätigfeit geihügt werden. Deßhalb bedarf der gewählte Beamte feines Urlaubs 
(Art. 21 Abi. 1); deshalb find die NReihstagdmitglieder während ihrer Thätigfeit 
gegen Verhaftung und Unterfuchung (Art. 31), auch jpäter gegen Verfolgung wegen 
ihrer Abftimmungen u. j. w. geihügt (Art. 30); deßhalb müſſen Mitglieder, die 
ein Reichs- oder Staatsamt annehmen oder im Amte befördert werden, ſich einer 
Neuwahl unterwerfen. (Art. 21 Abi. 2.) 

Deshalb jollen fie andererſeits Vertreter des geſammten Volkes, nicht ihres 
Wahlkreiſes, und niht an Aufträgen und Anftruftionen (mandat imperatif) ges 
bunden fein (Art. 29), deßhalb auch feine Beſoldung oder Entihädigung beziehen 
dürfen. (Art. 32). Betrachtet man Art. 32 in Ddiefem Zufammenhange mit 
den übrigen die perfönliche Stellung der Neichstagsmitglieder behandelnden Bor: 
ichriften der Berfaffung, jo würde eine Beihräntung jeines Inhalts auf die 
Diätenzahlung aus öffentlichen Mitteln insbefondere aus der Reichskaſſe, feinem 
Zwede wideriprehen. Denn mag auc die geſetzliche Verſagung von Diäten ein 
mehr oder minder wirfjames Mittel fein, um weniger begüterte Männer vom 
Reichstag auszuſchließen, jo würde doc andererjeitS die daneben ftatthafte Ge— 
währung von Geldmitteln an Reichstagsmitglieder aus Veranlaffung diejes ihres 
Berufs, jei e8 Seitens ihrer Wähler, fei es Seitens ihrer Parteigenoilen oder 
anderer Privatverfonen, in weit höherem Grade als die allgemeine gleiche Ge- 
währung von Diäten aus öffentlichen Mitteln geeignet fein, die Unabhängigkeit 
derer, die ſolche annehmen, zu gefährden. 

Wenn ſich hiernach weder aus dem Wortlaut des Art. 32 noch aus dem 
Zuſammenhange desielben in fich und mit den übrigen vom Reichstag handelnden 
Berfaflungsbeitimmungen eine Unterjcheidung zwiichen Zahlungen aus öffentlichen 
und ſolchen aus Privatmitteln ergibt, wenn man ferner erwägt, daß jowohl der 
Entwurf der verbündeten Regierungen mit jeinem gleichlautenden Artifel 29 als 
auch der auf Wiederherſtellung desſelben gerichtete Antrag von Arnim-Heinrichs— 
dorf der Motive enibehren, jo kann den Reichötagsverhandlungen jelbit, die mur 
die Meinungen einzelner Neihötagsmitglieder und Bundeskommiſſare bringen, 
faum eine jo erhebliche Bedeutung beigelegt werden, daß dadurd eine vom Wort- 
laut abweichende Auslegung des Art. 32 gerechtfertigt werden könnte. 

Um die Frage möglichſt zu erichöpfen, ſoll indeß aud auf die Reichstags— 
verhandlungen eingegangen werden. 

Der Reichätag verhandelte in der Vorberathung über Art. 29 de3 Entwurfes 
in feiner Sigung vom 30. März 1867 (Stenogr. Berichte S. 469 ff.). Es 
lagen zwei Amendements vor: das in jener Situng angenommene, auf Bewilligung 
von Diäten gerichtete der Abgeordneten Weber und von Thünen, und das des 
Abgeordneten Meier (Aktenjtüd 60, ©. 60 des Anlage-Bandes), welches dahin 
ging, in Artikel 29 de3 Entwurfs die Worte: 

„aus öffentlichen Mitteln“ 
einzuichalten. Schon dieſes Amendement, welches durd; die Annahme des weiter 
gehenden Antrages Weber und von Thünen gegenftandslos wurde und nicht zur 
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Abſtimmung gelangte (Stenogr. Berichte S. 481.82), beweiit, dat ein Theil der 
Reihstagsmitglieder den Art. 29 ohne folden Zufag auf Zahlungen aus öffent- 
lihen und aus Privatmitteln bezog. Uebrigens iſt das Amendement jelbit in der 
Borberathung nicht weiter erörtert; der Meinungsfampf drehte jih um die Haupt— 
frage für oder wider Diäten, ohne Umfang und Folgen des Diätenverbots 
im Ginzelnen zu prüfen. Bon feinem Redner wurde auf die einfache finanzielle 
Bedeutung der Diäten Werth gelegt, vielmehr wurde die Diätenfrage gleich von 
dem erften, für den Entwurf eintretenden Nebner, den Abgeordneten von Brünned, 
mit dem im einer früheren Sigung angenommenen allgemeinen Wahlreht in Zu— 
ſammenhang gebracht. Durch die Diätenlofigfeit jollen ſolche Volksfreunde fern: 
gehalten werden, deren „Volksfreundſchaft nur darin beiteht, daß fie verficherten, 
es wohl zu meinen mit dem Volke, und dieſen Berficherungen nachzukommen 
fuchten, niht auf ihre Koſten“ (S. 469). Der folgende Redner von Thünen 
führt dagegen den nachtheiligen Einfluß der Diätenlofigfeit auf die Zuſammen— 
fegung des Neichstages, insbeiondere die Beporzugung der Neihen und die Aus— 
Ichliegung der Beamten, näher aus (5. 470). Der Abgeordnete Wagener betrachtet 
die Diätenfrage „nicht blos als eine Geldfrage, Tondern als eine Syitemfrage, 
die ſich nicht blos auf die Zuſammenſetzung des Neichdtages bezieht." (S. 471). 
Dr. Nee, der für Diäten eintritt, jagt, daß wenigftens ein Theil der Gegner 
„von der entichieden und aniprehenden Anſicht ausgehen, dat der Beruf des Volks— 
vertreterd ein jo hoher und beiliger fei, daß die Hand nicht von dem befledt jein 
dürfte, was den Charakter in der Negel am meiiten herabwürdigt, von Geld“. 
(2. 472.) Gr jchlägt, falld das auf Diätenzahlung gerichtete Amendement nicht 
angenonmen werde, wenigitens® Streihung des Artikel vor, indem er auf die 
Gefahr aufmerkjam macht, daß „ein Geſetz, welches mit der Sitte und der öffent: 
fihen Meinung in Widerſpruch ſteht, auch die beiten Männer zu umgehen willen 
werden. Mittel dazu jeien ja natürlich vorhanden, es könne ja begreiflicher 
Weile eine Wählerichaft zuſammentreten und jagen: wir wollen es nicht als eine 
Sntichädigung geben, aber hinterher fann man dem Manne ein Gefchent machen“. 
Der Borfigende der Bundeskommiſſare, Graf Bismard, gab darauf eine Erklärung 
des Inhalts ab, daß ſich die Negierungen „auf eine Bewilligung oder Zus: 
laljung von Diäten unter feinen Umſtänden einlaflen könnten, vielmehr bäten, 
die Enticheidung diefer Frage dem Wege der Gefeggebung zu überlaflen“. Nach: 
dem der Abgeordnete Hering ausgeführt, dab er Anfangs für den Artikel habe 
iprechen wollen, weil er unter „Bejoldung und Entihädigung* nicht auch Tage: 
gelder und Reiſekoſten verftanden habe, nunmehr aber gegen den Artikel ſtimmen 
werde, mweil durch die Diätenlofigkfeit nicht nur Beamte, fondern noch „eine ganze 
Maffe anderer Leute“ namentlich aus den Eleinen Ländern ausgejchloffen würben, 
und nachdem noch der ſächſiſche Bundeskommiſſar von Frieien das allgemeine 
Wahlrecht und den Artikel 29 als „unzertrennlic zufanınenhängende Beitimmungen * 
bezeichnet hatte, bemerkt Graf Bismard, daß er ſich mit jeiner vorigen Aeußerung 
nicht etwa mit Streichung des Artikels habe einverftanden erklären, ſondern nur 
auf die Möglichkeit einer ſpäteren Verfaſſungsänderung habe hinweiien wollen, 
Der Abgeordnete Graf dv. d. Schulenburg fennzeichnete ſodann die Abficht der 
Gegner als eine gewiſſe Generofität in Diätenzahlung, theils aus öffent: 
lihem Südel, theils aus Privatiädel, wies auf die „Dreithalermänner“ 
(des preußiichen Abgeordnnetenhaufes) bin, und betonte endlih, dab feine Partei 
für das allgemeine Wahlrecht geitimmt babe „in der Vorausfegung, daß dieſes 
allgemeine Wahlrecht ohne Diäten in das Leben treten foll*. Der Abge- 
ordnete Tiveiten, der für Diäten ſprach, führte den Einfluß, den die Diätenlofigkeit 
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— „neben dem unbejchränften aktiven Wahlrecht ein hoher Cenſus für das paflive 
Wahlreht* — auf die Zufammeniegung des Neichötages haben würde, näher 
aus, und bemerkte dabei, daß es „ſich nicht um eine Entihädigung für Verluſte, 
nicht um Scadloshaltung, jondern um Erſatz baarer Auslagen“ handle. Der 
feste Redner, Abgeordneter Jungmann, obgleih Parteigenoſſe Tweſten's, jpricht 
gegen Diäten. Er gibt zu, daß, wein feine Diäten gezahlt werden, „Mancher, 
der der rechte Mann wäre, nicht hierher gewählt würde“, hält es aber für ent- 
icheidend, „daß sehr Viele, die die unrechten Männer wären, nicht hierher gewählt 
werden“. Es jei „die ärgite Schwächung des Reichstages und feines Einfluffes, 
wenn wir Diäten annehmen“. 

Als Gefanımteindrud diefer Verhandlung, deren Abjtimmungsreiultat bereits 
Eingangs mitgetheilt worden, ergeben ſich folgende Süße: 

a) Die Diätenlofigfeit wird von den Negierungen und der fonjervativen 
Partei verlangt zur NAusgleihung des allgemeinen Wahlrehts (vgl. 
v. Brunned, v. Friefen, Graf Schulenburg). 

Die Negierungen beitehen deßhalb auf verfaiiungsmäßiger Feſt— 
ftellung der Diätenlofigkeit (v. riefen, Graf Bismard). 

Sümmtliche Redner erörtern den Einfluß der Diäten auf die Zuſammen— 
jegung des Neichdtages und auf die Gigenichaften feiner Mitglieder. 
Redner beider Parteien betrachten, zwar nur beiläufig, aber gewiſſermaßen 
als jelbftveritändlich und ohne hierin auf Wideripruch zu ſtoßen, das 
beabfihtigte Verbot als auch gegen Entihädigungen aus Privatmitteln 
(Graf Schulendburg), aus der Wählerichaft (Nee) gerichtet, und auch 
Graf Bismard jcheint dies durch den im feinen beiden Erklärungen ge 
brauchten Gegenjag: 

„Bewilligung oder Zulajjung von Diäten“ 
anzudenten. 

Die Schlußberathung der Verfaflung, in welche der Reichstag am 15. April 
1867 eintrat, eröffnete Graf Bißmard dur einen einleitenden Vortrag, in welchem 
er das Einveritändnii der Negierungen mit der großen Mehrzahl der vom Neichs- 
tag in der Vorberathung bejchloifenen Abänderungen des Entwurfs ausiprad) 
und davon nur 2 Punkte ald Hinderniß der Vereinbarung über das Geſammt— 
refultat ausihied. (S. 695). Einen diefer Punkte bildete die Diätenfrage, be 
züglich welcher die Abgeordneten von Arnim-Heinrichsdorf und Genoſſen einen 
Antrag auf Wiederheritellung der Regierungsvorlage (Nr. 115 der Drudi. ©. 81 
des Anlage-Bandes) geitellt hatten. Für Diäten trat in der Spezialdisfuflion 
zunächit der Abgeordnete Neichenfperger ein. Gr bezeichnete die Diätenlofigkeit 
als „materielle Beeinträchtigung des pailiven Wahlrehts“ und fchilderte deren 
Folgen an dem Beiſpiel des preußiichen Herrenhauſes, wobei er darauf hinwies, 
dak die von den Städten und Univerfitäten präſentirten Mitglieder aus den Kaſſen 
derielben Entihädigungen erhielten (S. 698). Die Spezialdistuffion über Art. 32 
eröffnete der Abgeordnete Schulze, der die Verſagung der Diäten als eine Ver: 
nihtung, als eine Verkehrung des allgemeinen Wahlrechts bezeihnet, „Dies 
ift doppelt der Fall — fährt er fort weil man niht nur Die 
Nihtzahlung, der Diüten au: Staatsmitteln verlangt, Sondern 
weil man auch ein Verbot hbinzufügt, daß dergleihen aus Privat: 
mitteln den Abgeordneten gewährt werden dürfe Die Abficht alio, 
die man dabei hat, kann nicht eine Minute irgendwie zweifelhaft fein, auch die 
früheren Debatten in der Vorberathung ergeben das ja vollitändig.” Nachdem 
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die Abgeordneten Braun und Lasfer ihre Stellung zu der Frage, ob mit Nüdfiht 
auf das Zuftandefommen der Verfafjung überhaupt von dem früheren Beichlufie 
abzugeben ſei, auseinandergefegt haben, legt der Bundeskommiſſar Graf zu Eulen- 
burg den Standpunkt der Regierungen dar. Er bezeichnet es als eine „Vorſichts- 
maßregel“ gegenüber dem allgemeinen Wahlreht, daß der Deputirte wenigftens 
in einer ſolchen Vermögenslage ſich befinde, daß er einige Wochen oder Monate 
lang dem öffentlichen Intereſſe in der Nefidenz dienen könne, ohne aus der Taſche 
des Staates bezahlt zu werden. Das allgemeine Wahlrecht funktionire nur dann 
richtig, wenn die zahlreihen Hunderte und Taufende von Wählern ihre Stimmen 
auf Diejenigen Leute richten, welche innerhalb ihres Wahlfreifes eine gewiſſe Bes 
deutung haben, fei es durch öffentlihe Wirkfamkeit, ſei es durch Befiß, ſei es 
durch große Fabrikanlagen, ſei es durch Intelligenz, in jedem Falle aber durch 
eine Thätigfeit und eine Situation, welche fie der öffentlihen Aufmerkſamkeit 
fignalifirt und fie als befannte und geachtete Leute im Wahlkreiſe daritellt. 
Falſch aber und gefälicht werde das allgemeine Stimmrecht, wenn die Wahl zu 
leiten gefucht wird auf ftrebiame Leute, die diefe Bedeutung nicht haben u. j. w. 
(S: 708, 709). Der Abgeordnete von Bennigien erklärte, ohne auf die Sache 
einzugehen, „nur im Vorübergehen”, „daß er die Vorlage der Regierungen nad 
ihrem Sinne dahin auffaffe, daß durch diejelbe das Zahlen einer Entihädigung 
an einen Abgeordneten aus Privatmitteln nicht auögeichloffen werden jollte, 
noch ausgeichloffen werden fonnte, hielt aber eine Erläuterung von Seiten des 
Herrn Borfigenden der Bundeskommiſſarien in diefer Hinficht für wünſchenswerth“ 
(S. 709). Der Abgeordnete Grumbreht will zwar den Artikel 32 der Vorbe— 
rathung, obgleih er die Diäten für eine „Lebensfrage für unfer politiiches 
deutiches Leben“ hält, fallen laſſen, „kann fich aber nicht entichließen, das Ber: 
bot der Annahme von Diäten und namentlih in der Faſſung, wie fie der Ent: 
wurf enthält, ald eine Verfaſſungsbeſtimmung feitzuitellen“. (S. 710). 
Abgeordneter Graf Schwerin erflärt, indem er den Ausführungen des Grafen 
Eulenburg entgegentritt, daß er lediglih, um das Verfaſſungswerk nicht Icheitern 
zu laffen, für die Negierungsporlage ftimmen werde (S. 710, 711), die dann 
auh nah Ablehnung eines bier nicht in Betracht fonmenden Amendements 
Srumbrechts nad dem Antrage von Arnim-Heinrichsdorf angenonmen wurde 
(S. 711, 712). Die von Bennigien gewünichte Erflärung des Vorfigenden der 
Bundestommiflarien wurde in diefer Sigung noch nicht abgegeben, jondern am 
folgenden Tage bei ganz anderer Gelegenheit — Berathung des Arikels 75 — 
von dent Abgeordneten Simon nochmals gefordert und zwar mit folgenden 
Worten: 

„Ih habe für die frühere Faſſung geſtimmt; es ift einem aber jegt 
jedes Stückchen an der Verfaſſung von Werth, was noch durchgeſetzt 
wird. Dieſer Artikel, der num betreffs der Diäten angenommen iſt, 
lautet fo, dab von den Neihätagsmitgliedern Befoldungen nicht ange— 
nommen werden dürfen — bevor dieſes Amendement zur Abitinmung 
fam, wurde uns alfo gelagt, der Herr Vorfigende der Bundeskommiſſarien 
beabfichtigt gewiſſermaßen eine Reſervation für Diejenigen, die in der 
Sache für dad Amendement ſtimmen würden, abzugeben, dahin gehend, 
dag nah Auffaſſung der Regierungen die Worte „dürfen feine Bejol- 
dungen beziehen“ nicht jo zu verjtehen feien, als ob dadurd auch aus— 
geichloflen jei außeramtliche Honorirung, allo Honorirungen, welche zus 
jammengebradht werden durch Vereinigung, durch Aflociation und welche 
nicht aus der Bundeskaſſe geleitet werben. 
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„Wenn mit einem befonderen Vertrauen hier bei Gelegenheit. der Ab- 
jtimmung verfahren wird, habe ich ein Recht . ., den Herrn Vorſitzenden 
der Bundesregierungen in die Möglichkeit zu verjegen, zu erflären, ob 
diefe Angabe richtig ift, und hier eventuell die Erklärung abzugeben“. 

Der Präfident der Bundestommiffarien, Graf Bismard, gab num die er: 
wartete Erklärung mit folgenden Worten ab: 

„Ich habe in den PVerfaffungsentwurf nichts hinein zu interpretiren, 
was nicht drin fteht; und meines Erachtens fteht das drin und Liegt 
in der gefammten Lage unferer Gejeßgebungen, daß die Negierungen ohne 
eine ftrafgelegliche Unterlage nur denen etwas verbieten fönnen, denen 
fie überhaupt zu befehlen haben* (S. 727). 

Auch in der Schlußberathung wurde hiernah die Diätenfrage nur von ben 
vorher unter a und o bezeichneten allgemein politiichen Gefichtspunften behandelt, 
die verfajjungsmäßige Feititellung der Diätenlofigkeit als ſolche gefordert 
und befümpft (Graf Bismard— Grumbredt), die Enticheidung der Diätenfrage 
gegenüber der Trage des Scheiterns der PVerfaffung erörtert. Je mehr aber die 
Annahme des Regierungsentwurfes unter dem Drude dieſer Alternative wahr: 
iheinlich wurde, deſto mehr trat auch der Umfang des Diätenverbots in ben 
Vordergrund. Gleih am Anfang der Spezialberathung hat der Abgeordnete 
Schulze, ein hervorragendes Mitglied der Iiberalen Partei, es ausgeſprochen, 
dag — auch nad der in der Vorberathung zu Tage getretenen Abfiht — die 
Annahme von Diäten aus Privatmitteln verboten werden folle. Er fand — von 
Bennigien zunächſt abgejehen — nit nur feinen Widerſpruch in dieſer Auf: 
faſſung; dieſelbe wurde vielmehr von Grumbrecht offenbar getheilt, als dieſer 
jein Bedenken vortrug, dem Diätenverbot, „namentlich in der Faſſung, wie 
fie der Entwurf enthält“, beizuftimmen, Wenn nun auch von Bennigien 
anicheinend die Vorlage entgegengejegt auffaßte, To laflen feine Worte doch jehr 
wohl die Deutung zu, daß er umd feine Freunde für den Artikel nur in dieſem 
aus dem Wortlaut nicht hervorgehenden Sinne („nad ihrem Sinne“) ftimmen 
wirben, einem Sinn, den er durch diefen Vorbehalt jo wenig gefichert hält, daß 
er eine Grflärung der Regierungen für wünfchenswerth eradhtet. Durch den Aus: 
tausch diefer Erklärungen ſollte gewillermaßen eine einichränfende Auslegung des 
Artikels 32 zwilchen den Regierungen und dem Neichdtage vereinbart werden, 
welche der liberalen Partei die Annahme deſſelben erleichterte. Obgleich Graf 
Bismard, weil er nicht anweiend war, die erforderte Grflärung nicht abgab, 
wurde die Megierungsvorlage „mit einem befonderen Vertrauen bei Gelegenheit 
der Abjtimmung”, wie der Abgeordnete Simon bei Schilderung des Herganges 
am folgenden Tage jagt, angenommen. Da ja diejenigen, die etwa nur in dieſem 
Vertrauen den Artikel angenommen hatten, nod in der Lage waren, gegen Die 
Berfaflung im Ganzen zu Stimmen, falls dasjelbe unerfüllt blieb, mag der nun 
erit abgegebenen Erklärung des Grafen Bismarck immer noch die Kraft einer 
jolchen vereinbarten Auslegung des Artifel3 32 beigelegt werden, wenn nur ihr 
Inhalt fich mit der Bennigien’schen und Simon’shen Auslegung irgend deckte. Allein 
mit der Erklärung, wie fie vorher wörtlich wiedergegeben ift, iſt nicht der ange 
nommenen Faſſung gegenüber, wie Simon es treffend bezeichnete, „noch ein 
Stückchen an der Verfaſſung durchgeſetzt“; Graf Bismard fpricht nicht nur wicht 
unumwunden feine Zuftimmung zu der Auslegung Bennigiens aus, lehnt viel: 
mehr in jeinem eriten Sabe ab, „etwas hinein zu interpretiren, was nicht brin 
ſteht“, und folgert in ſeinem zweiten Sate aus dem Berfallungsentwurf und der 
geſammten Lage unferer Geſetzgebungen, „daß die Negierungen ohne eine ftrafge: 
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jegliche Unterlage nur denen etwas verbieten fönnen, denen fie überhaupt zu be 
fehlen haben”. Ein Zugeltändniß der Negierungen, die eine Seite einer dahin 
gehenden Vereinbarung, daß Artifel 32 jeines MWortlautes ungeachtet nicht auf 
außeramtliche Honorirungen angewendet werben folle, kann in dieſer Erklärung 
unmöglich gefunden werden; fie enthält lediglich eine Rechtsanficht des Nedners, 
die aber auch als ſolche nicht den eben gedachten Inhalt hat. Günitigiten Falls 
fönnte man aus den Worten de3 Grafen Bismard, obgleich auch dies nicht Elar 
erhellt, entnehmen, daß eine ftrafrehtliche Verfolgung der Annahme von 
Diäten ausgeſchloſſen fein joll. 

Die Prüfung der Neichdtagsverhandlungen hat ſonach Nichts ergeben, wo— 
durch die Auslegung des Artikels 32 nad feinem Wortlaut, Zufammenhang und 
Zwed in Zweifel gejegt werden fonnte. Im Gegentheil: die Männer, die nad) 
der ausgeiprochenen Abficht der Negierung und der Konſervativen (befonder® Graf 
Eulenburg, v. Brünned), welche von den Liberalen (Schulze) ebenjo veritanden 
und deßhalb befämpft ift, von dem Neichdtage fern gehalten werben ſollen, 
würden eben nicht ferngehalten werden, wenn die Zahlung von Diäten aus 
Privatmitteln erlaubt wäre. 

Der alio feitzuhaltenden Auslegung des Artikels 32 gegemüber fommen 
Analogieen aus anderen Gebieten des öffentlichen Nechts nicht in Betradht. Wenn 
übrigens wirklich Herrenhausmitglieder aus Univerſitäts- oder ftädtiichen Kaſſen Ent: 
ihädigung erhalten, jo iſt dies jchon darum nicht beweifend, weil die .preußiiche 
Verfaffung in ihrem jeßigen Text über die Diäten der Herrenhausmitglieder über: 
haupt feine Beitimmung, insbejondere alfo auch fein Verbot enthält. 

Der aufgehobene Artikel 68 lautete: 

„Die Mitglieder der erften Kammer erhalten weder Reiſekoſten noch 
Diäten”, 
enthielt alſo fein Werbot. 

Wenn ferner auf die Geſchworenen-Vereine hingewieſen wird, welche ihren 
Mitgliedern im Fall der Einberufung Diäten zahlen, jo fteht auch dem fein aus: 
drücdliches Verbot entgegen. $ 84 des Gerichtsverfaflungs-Gejeges bejtimmt nur, 
dat das Amt eines Geichworenen ein Ehrenamt jei. 

Die vor mehreren Jahren vom Bundesrath beichloffene, jpäter wieder einge 
ſchränkte Gewährung von Gifenbahnfreifarten an die Neichtagsmitglieder kann 
allerdingd, wie Zorn (Staatsrecht des Deutichen Reichs Bd. I ©. 182) richtig 
bemerkt, mit Artifel 32 kaum in Einklang gebradt werden. Sie ericheint gün- 
ftigiten Falls ald eine Ausnahme, der der Neihötag durh Annahme des ihm 
vorgelegten Nachtragsetats zugeitimmt hat (Stenogr. Ber. 1874 ©. 64), die aber 
darum nicht geeignet ift, die unter den Schug der Verfaſſung geitellte Negel zu 
bejeitigen. 

Eine gleihe Ausnahme aber wiederum durch beionderes Geſetz iſt dadurd 
gemacht, daß den Mitgliedern der Reihstagsfommiflion zur Worberathung der 
Neichsjuftizgefege außer freier Cifenbahnfahrt eine baare Entihädigung aus der 
Reichskaſſe gewährt ift. (Gele vom 23. Dezember 1874 R. ©. Bl. ©. 194). 
63 kann hier dahingeftellt bleiben, ob dieſe Gejeße in der im Artifel 78 der 
Reichsverfaſſung vorgeichriebenen Weile zu Stande gefommen find; Feinesfalld kann 
man ſich auf diejelben berufen, um weitere Ausnahmen von Artikel 32 ohne 
Sejeß zu begründen. Mit Necht hat vielmehr der Abgeordnete Dr. Schulze 
Delisih, welcher von 1871 ab, wie ſchon früher MWalded, fait alljährlih den 
Antrag auf Einführung von Diäten ftellte, bei Begründung desſelben im Jahre 
1875 dieje beiden Geſetze als „Etappen zur Erhaltung von Diäten“ bezeichnet 
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(Stenogr. Ber. 187475 ©. 906), Etappen auf einem Wege, den der Gejeßgeber 
jeither noch nicht zurüdgelegt hat. 

Bei den wiederholten Berathungen der Diätenanträge im Neichitage, die 
innmer auf Gewährung von Diäten aus Neichsmitteln gerichtet waren, iſt bie 
Frage, ob ſolche aus Privatmitteln erlaubt jeien, nur vorübergehend geftreift 
worden. Nur einmal, in der Sellion 1874/75, ftellte der Abgeordnete Strüger 
den Antrag, dem im der früheren Form wieder eingebrachten und demnächſt vom 
Neichstage aud angenommenen Gejegentwurf eine llebergangsbeitimmung des In: 
halt3 hinzuzufügen, daß, jo lange die Diätenzahlung nicht in's Leben getreten, 
e3 den Wahlfreifen unbenommen bleiben jolle, Diätenfonds für die von ihnen 
gewählten Abgeordneten zu bilden. Diejes Amendement wurde ohne Diskuſſion 
abgelehnt. Die Ablehnung läßt jich deshalb weder für noch gegen die hier zur 
Enticheidung vorliegende Frage verwerthen; fie kann jehr wohl aus dem Grunde 
erfolgt fein, weil, wenn der vorgeichlagene Gefegentwurf die Zuſtimmung bes 
Bundesrathes fand, fir jolche Llebergangsbeitimmungen fein Naum blieb. 

Aus den gelegentlichen Bemerkungen einzelner Abgeordneten in den er: 
bandlungen der jpäteren Jahre läht ſich ein Rückſchluß auf den Willen des Geſetz— 
gebers als jolchen nicht machen; dieſelben find vielmehr nur Zeugniſſe für die 
Auslegung, welche die einzelnen Nedner dem nun einmal beftehenden Geſetz ge 
geben haben, Auslegungen, die naturgemäß mehr oder minder von dem Partei— 
ſtandpunkt des Redners beeinflußt jein mußten. In diefem Sinne mag erwähnt 
werden, daß Nedner der verjchiebenften Parteien es als einen nicht nur möglichen, 
jondern — anfangs allerdings nur bei den Sozialdemokraten thatſächlich vor: 
fommenden Zuftand bezeichneten, daß die Wählerichaften oder die Varteigenoſſen 
den Abgeordneten ihres Kreiſes, beziehungsweiie ihrer Partei Entihädigung für 
den Aufwand in Berlin gewährten, jo Ochmichen (Stenogr. Ber. 1869 ©. 817), 
Schweizer (1869 ©. 938), Boelf (1871 ©. 296), Stauffenberg (1873 
S. 79, 1884/85 ©. 17), Hölder (1873 ©. 384), Schulze (1871 ©. 307, 
1874 ©. 25, 35), Ewald (1874 ©. 98), Bebel (1875/76 ©. 658), Auer 
(1884/85 ©. 22). Bon liberaler Seite ift indeß dieſes „Auskunftsmittel“, ohne 
jih über die geſetzliche Zuläfligfeit auszusprechen, stets als ein politiih und 
moralisch bedenfliches gekennzeichnet worden (Schulze 1871 I S. 307, Stauffen- 
berg 1873 S. 79, Hoelder 1873 ©. 384, Schulze 1874 ©. 25, 35) und im 
Jahre 1869, als die Entjtehung des Artikels 32 noch in friiher Grinnerung 
war, erflärte ſelbſt der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Foeriterling wörtlich: 

„Und wenn wir jolidariich eintreten wollen für unſere Genofjen, To 
jagt das Gejeg: Beloldung und Entihädigung dürfen die Abgeordneten 
nicht annehmen“ (Stenogr. Ber. 1869 ©. 815). 

Schon Waldek bei Begründung des erjten Diätenantrages im Jahre 1868 
fennzeichnet den Artifel 32 als „ein Prohibitivgeieg, dak irgend eine Entſchädigung 
nicht gegeben werden ſolle“ (Stenogr. Ber. 1868 ©. 48). Dem gegenüber 
haben fich bei den-wieberholten Berathungen der Diätenanträge nur zwei Reber 
in den Sinne ausgeiprocen, das Privatdiäten durd Artikel 32 nicht ausge— 
ſchloſſen ſeien, nämlich der Graf Bethuſy-Huec, welcher ohne weitere Begründung 
die Zahlung von Diäten durd den Mahlfreis fir zuläflig und deren Annahme 
für ehrenvoll hält (Stenogr. Ber. 1871 ©. 309, 310) und der Abgeordnete 
Windthorſt. Lesterer fpricht in der Sigung von 19. April 1871 von „Aus— 
funftsmitteln“, welche für die Neichsdiäten Eriag geben, und fährt dann fort: 

„Und dieſes iſt nach den Erläuterungen, die zur Zeit des fonftitwirenden 
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Reichstages ftattfanden, auch gar nicht unzuläſſig“ (Stenogr. Ber. ©. 294). 
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Er ſcheint damit jedoch weniger feine eigene Nechtsanficht auszuſprechen, als 
vielmehr auf den „ſehr diplomatischen“ Beſcheid hinzuweiſen, den der Reichskanzler 
bei der SchIußverhandlung im konſtituirenden Neichstage gegeben, denn unter 
Bezugnahme auf diefen von ihm jo von Stauffenberg ald eine „gewillermaßen 
verichämte Andeutung“ (Stenogr. Ber. 1873 ©. 79) bezeichneten Beſcheid führt 
er in der Sigung vom 26. März 1873 dem Präfidenten des Neichsfanzleramts, 
Delbrüd, gegenüber aus: 

„daß davon, wer die Entichädigung oder VBejoldung gibt, im Art. 32 
mit feinem Worte die Nede iſt. Es heißt allgemein, die Mitglieder des 
Neichstages dürfen als ſolche feine Bejoldung oder Entihädigung be: 
ziehen“ (Stenogr. Ber. 1873 ©. 83). 

Dieſe Bemerkung Windthorfts war durch eine Erflärung Delbrüds veranlaßt, 
welche anscheinend einen Gegenfag zwiſchen Gewährungen des Neihs und der 
einzelnen Staaten aufitellte, die aber andererjeit3 einen weiteren Gegenjag betonte 
zwiſchen der Entihädigung für Aufwand und der Befeitigung des Auf 
wandes. In dieſem [eßteren Sinne begründete Delbrüd aud im folgenden Jahre 
die Verfaffungsmäßigfeit der Eifenbahnfreifarten dahin, daß im denjelben weder 
eine direkte noch indirekte Entihädigung enthalten jei (Stenogr. Ber. 1874 ©. 61). 

Es mag endlicd noch auf eine Aeußerung des Reichskanzlers Fürſten Bismarck 
bei der Berathung des in der Seflion von 1884/85 von Ausfeld und Genoilen 
twieder eingebrachten Diätenantrages hingewiefen werden. Derſelbe jagte bei Be: 
urtheilung der Parteidiäten: 

„a, meine Herren, dann, glaube ich, möchte doch, wenn die Sadıe 
Elargeitellt wird, die Beziehung der Situation zum Strafredht ziveifel: 
haft werden; jedenfall glaube ich, daß der Abgeordnete, der Diäten aus 
irgend einer Quelle bezieht, wenn es amtlich) fonftatirt wird, die Cigenichaft 
ald Abgeordneter dadurch ipso jure, auf Grund der Verfaſſung verliert, 
und wein e3 bei der Wahlprüfung fonftatirt wird, daß er Diäten be- 
zogen hat, meines Gradtens die Wahl für nichtig erklärt werden muß, 
weil der Abgeordnete die Bedingung, welche die Verfaffung in Bezug 
auf feine Stellung im Leben von ihm fordert, nicht erfüllt” (Stenogr. 
Ber. 1884/85 ©. 26). 

Man wird dieje Erflärung zwar, weil jie zu einer Zeit abgegeben wurde, 
wo die jegige Streitfrage ſchon anfing praktiſch zu werden, nicht für die flägeriiche 
Auslegung des PVerfaffungsartifels heranziehen dürfen; immerhin aber gibt fie 
einen Beweis dafür, daß Fürft Bismarck hinfichtlih der Wirkung deö Berbots 
— abgeiehen von der zulegt hervorgehobenen politiichen Wirfung — vorzugs— 
weile die ftrafrechtliche Seite in’s Auge gefaßt hat. 

Es muß dann auch weiter anerkannt werden, daß die zivilrechtliche Wirkung 
des Verbots in den Reihstagsverhandlungen überhaupt nicht zur Sprache gefommen 
it. Daß dasſelbe ſolche dennoch hat, wird demnächſt erörtert werden. 

Bon den ftaatörechtlichen Schriftitellern, die die vorliegende Frage behandelt, 
iprehen ih von Martig (Betrachtungen über die Verfaſſung des Word: 
deutichen Bundes 1886 ©. 78), von Mohl (Reihsitaatsreht 1873 ©. 368), 
Laband (Staatöreht des Deutichen Neihs 1876 Bd. I ©. 575/76), Zorn 
(Staatsrecht des Deutichen Reichs 1880 Bd. LS. 182), Schulze Reichsſtaatsrecht 
1886 Bd. II S. 84) übereinstimmend gegen die Zuläfligfeit von Entihädigungen aus 
Privatmitteln aus und au Georg Meder, der in einer Monographie von 1868 
(Grundzüge des Norddeutichen Bundesrecht 5. 100) an die mehrerwähnte Erklärung 
des Grafen Bismard anfnüpfend einen vermittelnden Standpuntt eingenommen hatte, 
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erflärt in jeinem Deutichen Staatöreht von 1878 (S. 335, 336) privatrechtliche Ver: 
träge, Teitamente und Stiftungen, durch welche einem Neihstagsmitgliede als ſolchem 
eine Vermögenszumendung veriprohen wird, für rechtsunwirkſam und Elaglos. 
Bon Roenne dagegen in jeinem Staatsrecht des Deutichen Reichs (2. Aufl. 1876 
Bd. I S. 280) erachtet die Annahme von Entihädigungen von Privatperjonen 
durch Artikel 32 nicht Für verboten und jucht dies in einer Anmerkung durch die 
zwijchen den Abgeordneten von Bennigfen und Simon einerjeit® und dem Grafen 
Bismard andererjeits im fonftituirenden Reichſtag gewechielten Erklärungen zu 
begründen. Daß diejer Begründung nicht beigetreten werden fann, ergibt ſich 
aus der obigen ausführlichen Grörterung jener parlamentariichen Verhandlung. 

2. Geht man nach den Grörterungen zu 1 davon aus, daß durch Art. 32 
der Reichsverfaſſung den Mitgliedern des Neichstages auch die Annahme von 
Entihädigungen aus Privatmitteln verboten ift, jo fragt es fich weiter, in welcher 
Richtung fi die Wirkungen dieſes Verbot3 äußern. Sie fünnen fih äußern: 

a) auf ftaatsrechtlichem Gebiete. 

Die von einigen Schriftftelleen und im Jahre 1884 vom Reichs— 
fanzler angeregte Frage, ob und welden Einfluß die Webertretung des 
Verbots etwa auf die Fähigkeit, Mitglied des Neichstages zu fein, aus— 
übt, würde indeh nad) Artikel 27 der Reichsverfaſſung zur ausſchließ— 
lihen Zuftändigfeit des Reichstages gehören. 

b) auf ftrafrechtlichem Gebiete. 

Hier stellt ſich Artikel 32, weil dem Verbot eine Strafbeitimmung 
nicht Hinzugefügt ift, als ein unvollfommenes Geſetz (vgl. $ 2 Straf: 
Geſ.-B.) dar und könnte, auch ohne die Schlußerflärung des Grafen 
Bismard, eine Beitrafung nicht rechtfertigen. 

ec) auf zivilrechtlichem Gebiete. 

Auch derartige Wirkungen (zu c) find weder in der Verfaſſung ſelbſt noch ſonſt 
in den Reichsgeſetzen ausgeiprochen, noch, wie vorher feitgeitellt it, in den Reichs: 
tagsverhandlungen zur Sprache gebracht. Deßwegen kann indeß nicht etwa be- 
hauptet werden, daß die Beitimmungen der Verfaſſung, al3 eines weſentlich ſtaats— 
rechtlichen Aftes, überhaupt feine privatrechtlichen Wirkungen hervorbringen fünnen. 

Die Beitimmung Artifel 18 Abjag 2 gibt 3. B. den aus dem Staatsdienit 
der Bundesftaaten zu einem Reichsamt berufenen Beamten unmittelbare Privat: 
rechte; ebenio legt Artikel 41 Abſatz 2 den beitehenden Eiſenbahnen eine unmittels 
bar wirkfiame Laft auf. Es bleibt demnah in jedem Ginzelfalle zu unterjuchen, 
ob eine Berfaffungsbeitimmung privatrehtlide Wirkungen hat. Soweit Diele 
Wirkungen ſich nicht wie in den eben gedachten Fällen aus der Verfaſſung jelbit 
oder aus bejonderen Neichsgeiegen ergeben, wird es in Grmangelung de3 einheit- 
lihen bürgerlichen Geſetzbuches auf die bürgerlichen Nechte der einzelnen Staaten 
ankommen. Daraus iſt nun freilich der Einwand entnommen, daß es nicht der 
Wille des Gejeßgebers im Neiche geweſen fein könne, Normen zu geben, die in 
den verjchiedenen Bundesftaaten verichieden wirkten, beſonders im vorliegenden 
Falle, wo die Möglichkeit vorliege, daß die verbotswidrig empfangenen Ent: 
ihädigungen je nach dem geltenden beionderen Recht in einzelnen Bundesftaaten 
den Empfängern entzogen werden könnten, in anderen belajien werden müßten. 
Mag aud diefe Möglichkeit, was hier unerörtert bleiben kann, beitehen, ſo it 
dadurch doch die privatrechtliche Wirkjamfeit des Art. 32 nicht zu bejeitigen. Für 
das Neid; genügte ed, das Verbot auszusprechen, bindend für alle Mitglieder des 
Neihstages, in welchen Cinzelnftaaten fie wohnen oder gewählt werden möchten. 
Daß die Thatjache des PVerbot3 nach den jeweiligen Landesgeiegen verichiedene 
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Wirkungen bervorbringen kann, it von nebenfüchlicher Bedeutung und muß bis 
zum Snfrafttreten des einheitlichen bürgerlichen Geſetzbuches ebenjo ertragen werden, 
wie andere Verichiedenheiten der in Deutichland geltenden Nechte. 

Menn man der zivilrechtlichen Wirkſamkeit des Artikels 32 weiter entgegen 
jegen will, daß die in Frage kommenden Beſtimmungen des A. 2. R. nicht auf 
Verbote bezogen werben könnten, die in ſpäterer Zeit von neuen Staat3bildungen 
ausgehen möchten, jo verfennt man den Einfluß des Neichörecht3 auf das Yandes- 
recht. Nach der Elaren Vorschrift des Artikels 2 der Neichöverfaffung übt das 
Reich die Gefeggebung mit der Wirkung aus, daß die Reichsgeſetze den Landes— 
— vorgehen. Es hat denn bisher wohl auch noch Niemand bezweifelt, daß 

B. die Vorſchriften des Reichsſtrafgeſetzbuches oder der Reichsgewerbe⸗ Ordnung 
bei Beurtheilung der Frage, ob eine unerlaubte Handlung im Sinne des $ 251 
6A. L. NR. vorliegt, ebenio angewendet werden, als ob es preußiiche Geſetze 
wären. Wollte man diejen Sak aber nur bon den auf Grund der Verfaſſung 
jelbft erlaſſenen Gelegen gelten laſſen, jo ift doch die Neihöverfaflung — als 
Berfaflung des norddeutichen Bundes — durch Patent vom 24. Juni 1867 mit 
Gejegesfraft vom 1. Juli 1867 in der preußiichen Geſetzſammlung (S. 817 ff.) 
verfündet, alfo preußiiches Gele geworden. 

Cs fann hiernad feinem Zweifel unterliegen, dab, was nach der Reichsver— 
faflung verboten oder unerlaubt ift, auch im Sinne des A. 2. R. als verboten 
und umerlanbt gelten muß. 

63 fragt ih nun, ob die 88 172, 173, 205, 206 I 16 N. N. auf 
den thatlächlich vorliegenden Fall anwendbar find. Borweg fann a 
zogene Paragraph feine Anwendung finden: von einem „wider die Chrbarfeit 
laufenden“, „verwerflichen“ Zwed kann nicht die Nede fein, wo es ſich um die 
Ueberichreitung eines nad) harten Kämpfen durchgeiegten Verbotes, um ein Ber: 
halten handelt, das im anderen ähnlichen Fällen 3. B. bei der Annahme von 
Sntihädigungen Seitens der Herrenhausmitglieder, bei der Annahme der Eiſen— 
bahnfreifarten Seitens aller Mitglieder des Neichdtages unbeanjtandet geübt ift. 
Es fann fih alſo nur noch fragen, ob ein „Geſchäft, welches gegen ein aus: 
drüdliches Berbotsgeieg läuft" /S 172) oder ein „Geben zu einen unerlaubten 
Zwed“ (K 205) vorliegt. Der Ausdrud „Geſchäft“ kommt als techniicher im 
ML NR. nicht vor, wird vielmehr in verichiedener Bedeutung gebraucht. (Th. I 
Tit.5 8 21, Tit. 11 SS 70, 71, 866, 867). Dasielbe gilt von dem Ausdruck 
„Zweck“; unter dem Marginal „Zweck“ im 4. Titel des I. Theil wird vom 
„Endzweck“ in einem gewillen engeren Sinne gehandelt (SS 152 ff.), wogegen in 
dem vorher angezogenen S 21 Tit.5 „Zweck“ in Verbindung mit „Geſchäft“ in 
einem ganz anderen Sinne gebraudt wird. So find auch in den vorliegenden 
Seiegesitellen, die nach der allgemeinen Meinung (Koch, Kommentar Ann. 24 zu 
8173 1 16 A. LEN, Foerjter—Eccius Bd. 2 $ 150 a. E. u. Ann. 106) 
troß der räumlichen Trennung zulanmengebören, „Geſchäft“ und „Zweck“ fich 
ergänzend gebraucht, und zwar „Zweck“ in der gewöhnlichen Bedeutung des 
Wortes, „Geſchäft“ in dem Sinne der SS TO, 71 111 A. L. NR. von einem auf 
Bewirkung eines Rechtsverhältniſſes gerichteten Willensaft, deilen rechtliche Be— 
deutung, Die ihn erit zum Nechtsgeihäft erheben würde (vol. Foeriter— Eccius 
Bd. 1325 ©. 153), mindeitens zweifelhaft ift. 

Nach dieſer Auslegung der $S 172,173, 205 kann alfo der Fiskus zurüdfordern: 

a) Zahlungen auf Grund eines Willensakts, der zwar auf Bewirkung eines 

Nechtsverhältnifles gerichtet war, deilen Anerkennung als wirkſames 
Nechtögeichäft aber ein ausdrüdliches Verbotsgeſetz entgegenfteht ; 
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b) was auch in Ermangelung eines ſolchen vorhergehenden Willensafts zu 
einem ımerlaubten Zwed, d. h. zu der gewollten Erreichung eines uns 
erlaubten Erfolges gegeben ilt. 

Wenn nun das Gentral-:MWahlfomite der Fortichrittspartei beſchloſſen hat, 
gewiſſen Reich3tagsabgeordneten grundiäglid und ohne Rückſicht auf ihre Ver— 
mögenöverhältniffe eine Summe von mindeitend 500 Mark für jede Reichstags— 
ſeſſion als Griag baarer Auslagen zuzufichern, und dann ein einzelner Abgeordneter 
in Kenntniß dieſes Beichluffes, wie fie beim Bellagten zweifellod vorlag, die 
gedachten 500 Mark annimmt, jo Liegt in dem Beſchluß des Gentral-Wahlfomites 
und im deiien Anwendung auf den einzelnen Abgeordneten und der Annahme 
Seitens des Letzteren ein Geichäft in dem unter a entwidelten Sinne des $ 172, 
ein Geichäft, welches dem Verbotsgeſetz des Artikel 32 der Neichöverfaflung zu— 
widerläuft. Daß inöbejfondere der „Griat baarer Auslagen“ durch Dielen Artikel 
veriagt werben jollte, ift von dem Abgeordneten Tweſten mit denjelben Worten 
in der VBorberathung im Neichötage ausgedrüdt worden (Stenogr. Ber, ©. 478). 
Der Fiskus hat daher nad) 8 173 das Recht, „dem Empfänger den verbotenen 
Gewinn zu entreißen“. Inter „Gewinn“ ift Bier nur das nad $S 172 Em: 
pfangene zu veritehen, der Bortheil, den der Empfänger dadurd erlangte, daß er 
erhielt, was er aus dem verbotenen Geſchäft nicht fordern durfte. So hat Bor: 
nemann den 8 173 aufgefaßt, wenn er denſelben twörtlich wiedergibt und dann 
ald Beilpiel der Anwendung den Fall erwähnt, daß das von einem gemeinen 
Soldaten aus einem nicht comfentirten Darlehen dem Gläubiger Zurüdgezahlte 
diefem von dem Fiskus wieder entzogen werden fan. (Bd. III ©. 602). So 
Foeriter— Eccius, wenn er bei inhaltlicher Wiedergabe diejer Geſetze weder das 
MWort „Gewinn“ noch ein gleichbedeutendes gebraucht, jondern die Fülle der 
ss 172 und 205 zulammenfaßt (Bd. II S 150 a. E.). 

stläger ijt hiernach berechtigt, von dem Beklagten diejenigen Beträge zu 
fordern, die dieler auf Grund des Beſchluſſes des Gentral-Wahlfomites vom 
17. Februar 1881 dem Verbot des Artifel$ 32 der Neichöverfaflung zuwider aus 
bem Diätenfonds jeiner Partei erhalten hat, und es fonmt bloß auf Feititellung 
des Betrages au. Da Bellagter zugibt, ungefähr 500 Mark erhalten zu haben, 
fo mußte er zur Bezahlung dieſes Betrages verurtbeilt werden, ohne Rückſicht 
darauf, ob er denfelben zur Beitreitung feines Unterhaltes in Berlin oder zu 
Ausgaben im Parteiintereſſe verwendet hat, denn das einmal begründete Rück— 
forderungärecht des Kläger kann durch die vom Beklagten allein abhängige Art 
der Verwendung des verbotswidrig Empfangenen nidyt geändert werden. Sins 
fihtlich der übrigen 1500 Mark fommt es auf dem dem Beklagten zugeichobenen Eid 
an, der jedoch jeinem Antrage gemäß als Weberzeugungseid zu normiren war, 
weil dem Beklagten nicht zugemuthet werden fann, Zahlen aus einer mehrere 
Jahre zurückliegenden Zeit, deren Feititellung ihm damals nicht erheblich ericheinen 
fonnte, mit Zuverläfligkeit jo in jeinem Gedächtniß zu bewahren, daß er deren 
Wahrheit oder Nichtiwwahrheit beichwören könnte, und weil jeine Angabe, daß er 
feine Notizen darüber geführt und dat jeine Anfrage an den Schagmeilter der 
Partei feinen Erfolg gehabt habe, glaubhaft ericheint (E. B. ©. 3424. Da 
e3 nicht ausgeſchloſſen it, das Beklagter bei der Gidesleiftung eine höhere 
Summe als empfangen zugibt, bleibt die endgiltige Feititellung des Betrages, 
mit welchem Stläger abgewieien, bezw. zu welchen Beflagter verurtheilt wird, ſowie 
die entjiprechende Enticheidung des Koſtenpunktes, dem Yäuterungsurtheil vorbehalten. 


Derwaltungsbericht der Reichsbank 
für das Jahr 1885.') 


Borgelegt in der PORDAUNRIN am 17. März 1886. 


Die Gefammtnmfäse der Reichsbank im Jahre 1885 haben nad) der Ans 
lage A betragen: 
bei der Neihshauptbant . . . 24,458,107,900 M. 


bei den NReichsbankanftalten . . 48,740,931,100 „ 
zufammen . . .  73,199,039,000 Mb. 


(1884: 71,590,793,700 46), alſo 1,608,245,300 Ja mehr als im Jahre 
vorher. 


Der Bankzinsfuß war für Wechſel für Lombard-Darlehne 
vom 1. Januar bis 9. März 1885 4 pCt. 4), bezw. 5 pbt. 
„ 10. März 2 April „ a I A 1 Pe Se 
„ 4 Mil „ Mai u ; 4, . 5 . 5 

„ 11. Mai bis Bor — des Jahres 4 4, „5 


— 1 ” 
im Durhfchnitt des ganzen Jahres 4,,,, p&t. Für Wechſel und 4,615 
bezw. 5,,,, für Lombard-Darlehne. 

Als Eigenthümer der Neihsbanfantheile waren 

am 31. Dezember 1884 
6,140 Inländer mit 29,607 Antheilen, 
1,462 Ausländer mit 10,393 = 
mithin 7,602 Eigner und 40,000 Antheile, 
am 31. Dezember 1885 
6,147 Anländer mit 29,560 Antheilen, 
1,483 Ausländer mit 10,440 A 
alio 7,630 Gigner und 40,000 Antheile 
in den Stammbüchern der Reichsbank eingetragen. 

Die Zahl der inländiihen Antheilseigner hat ſich hiernah um 7, Die 
der ausländifchen um 21 vermehrt, 47 Antheile find von Inländern auf Aus« 
länder übergegangen. 

Die ımverzinslihen Depofiten: wayitalien — betragen 
am 1. Januar 1885. . . — 214,804 Ab. 
Men eingezablt ſinn.. nn. 6,033,375 „ 
maht . . .6,248,179 M. 
abgehoben . > 2 2 rennen. 5,710,721 Me 


bleiben . . . 537,458 Mb. 


— — MA. mehr als zu Anfang des Jahres). 


) Vergl. die J—— Berichte, und zwar für 1884 „Annalen“ 1885, ©. 375 HM; 1883 
„Annalen“ 18384, 3,193 5 1582 „Annalen” 1883,©. 600 fj.; 1881 „Annalen“ 1832, &.329 ff. ; 
1880 „Annalen“ 1881, ©. 354 ff.; 1879 „Annalen“ 1880, ©. 433 ff.; 1878 „Annalen“ 1879, 
©. 577 ff.; 1877 „Aınalen“ 1878, ©. 673 if.; 1876 „Annalen“ 1877 ©, 736 fi. 
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An Banfnoten waren im Umlauf: 


al3 niedrigfite Summe am 23. Februa . . 664,950,000 Ab. 
als höchſte Summe am 31. — . 888,925,000, 
durchſchnittlich . .» .. 2. 727,442,000 „ 


e3 find alſo gegen das Vorjahr /732,906,000 Ab.) bursiänittlig 5,464,000 Me. 
weniger in Sirkulation geweſen. 

Wie viel Banknoten nad den einzelnen Abjchnitten am Schluſſe jedes Monats 
im Umlauf waren, ergibt die Anlage B. 

Für die Anfertigung neuer Banknoten find 105,159 A in Ausgabe be: 
rechnet. 

Am 7. Januar 1885 ilt der der Neich3bant im 8 9 des Banfgejetes 
zugewiejene Betrag ungebdedter Banknoten um 2,615,328 „ überichritten worden. 
Die hiervon zu entrichtende Steuer ift mit 2,724 A unter den Paſſiven aufgeführt. 


Der Metallbeitand an kursfähigem deutſchen Gelde und an Gold in Barren 
oder ausländiichen Münzen, das Pfund fein zu 1,392 M berechuet, betrug: 


als niedrigſte Summe am 7. Januar . . . 521,225,000 M. 
als höchſte Summe am 15. en “ ...642,047,000 „ 
durchſchnittlich . . . - . . 586,1351,000 „ 


gegen das Borjahr (591,725,000 Mb.) alfo burhiänittlig 5,594,000 M 
weniger, 

Die umlaufenden Banknoten waren im Durchſchnitt des ganzen Jahres 
mit 80,,; Proz. durch Metall gebedt. 


Die Giro-Guthaben (Anlage C) 
betrugen am 1. Januar . . . ....176,338,819 Mb. 
Am Laufe des Jahres find auf 
Giro-Konto vereinnahmt : 
durch Baarzahlung 9,220,787,674M. 
durch Uebertragung 
am Plage . .10,001,243,791 „ 
durch Uebertragung 
von anderen Banf: 
ftelen . . . . 7,710,818,212 „ 1884: 
— 26,932,849,676 M. /26,334,981,248 Ab) 
ind 27,109,188,495 Ab 
Dagegen auf Giro-Konto verausgabt: 
durch Baarzahlung 10,104,322,628 Ab. 
durch Lebertragung 
am Plate ...10,001,243,791 „ 
durch Hebertragung 
auf andere Bant: 
itelen -. . . . 6,809,106,000 „ 1884: 
— 26,914,672,419 „Mb. (26,302,809,132 Mb.) 
der Reit von 194,516,076 Me. 
ift al3 Guthaben am 31. Dezember 1885 verblieben, 
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Bon Behörden und Berjonen oder Firmen, welche fein Giro-Konto haben, 
find nad Anlage D für Giro-Kunden an anderen Plätzen baar eingezahlt: 


1884: 
1,104,423,382 M. (1,218,548,941 4.) 


Unter Zutritt der Lebertragungen 
zwiſchen Giro-Intereſſenten an verſchie— 
denen Bankpläten von » . 6,809, 106,000, 16,552,371,364 M 


beläuft fich alfo die ganze Summe der 
Uebertragungen zwiſchen  verichiedenen 
Plägen uf. 2 2 20202000. 7,913,529,382 „ (7,770,920,306 Me) 


Davon jind im Jahre 1885 zur Gut— 
Ihrift gelangt . » >» 2 20202. 7,904,317,965 „ 17,779,335,535 Mb) 


und der Reit von 9,211,417 AM. 


zuzüglich des Beſtandes am 1. Januar 
1885 Don nn. 34,482,631 „ 


it mit 43,694,048 Mb. 
in der Bilanz unter den Paſſiven enthalten. 


Durdhichnittlich haben 
die Giro-Guthaben 162,469,000 „Mb. (1884: 155,213,000 Ab) 


betragen. 
Der höchſſte Beitand war . . .  194,516,000 Ab. am 31. Dezember, 
der niedrigite . . . > 20.0. .127,849,000 „ am 30. September. 


Die bei den 9 Nbrechnungsitellen im Jahre 1885 abgerechneten Geſammt— 
beträge beliefen sich auf 12,554,444,300 Mb. gegen 12,130,196,100 «KA im 
Borjahre. 


Das Guthaben des Reichs und der Bundesitaaten 


betrug am 1. Januar 1885  . .. ep re 54,807,972 AR 
Im Laufe des Jahres find für biejefben eingezablt . . 1,386,990,996 „ 
macht 1,441,798,968 eb. 

dagegen ausgezahttt. 444419,756,357 M 


und 22,042,612 Mk. 
ald Guthaben verblieben. 
Der Geſammt-Umſatz im Giro-Verfehr einschließlich der Gin: und Aus- 


zahlungen für Nehnung des Neihs und von Bundesftaaten hat hiernach 
1885: 56,654,269,448 Ab. betragen, gegen 54,893,991,757 JM. im Borjahre. 


Auf dem Effekten-Konto haben auch im Jahre 1885 Umſätze nicht ftattge: 
funden. Die Neihöbanf beitst feine Effekten für eigene Nechnung. 
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Der Reſerve-Fonds belief ji) am 1. Januar 1885 auf  21,356,505 M. 
Hierzu treten nach $ 24 Ziffer 2 des Bankgeſetzes 20 — 
des Reingewinnes für das Jahr 1885 mit . . . 1,041,436 „ 
ergibt . . 22,397,941 Mb. 
welcher Betrag auf das Jahr 1886 übertragen it. 


Das Grundſtücks— — der ——— ne B) war am 1. Januar 
1885 belajtet mit . . . 19,493,500 Mb. 


Im Laufe des Jahres find für gefaufte Grund: 
ſtücke hinzugetreten: 





für die Nebenitelle in Duisburg . : =». 75,000 Mb. 

— „Pforzhein668,000, 

—— n „ Spremberg - . . 30,000 „ 170,000 M 
ind . 19,663,500 Mb. 


welcher Betrag auf das Jahr 1886 übertragen ült. 


Die Grundftücde haben neben der Benutzung zu Dienftzweden 35,919 M. au 
Miethe eingetragen, welche ald Gewinn verrechnet find. 


An Diskonto-Wechſeln waren nad) der Anlage F am 1. Januar 1885 im 
Beitande: 
92,377 Stüd im Betrage von. 219,984,033 Mb. 


Disfontirt wurden: 1884: 
486,240 Stüd im Betrage von . 1,146,604,292 „ /1,194,926,502 M 
find 578,617 Stüd mit, . . . . 1,366,588,324 AM 
Davon twieder eingezogen: 
496,730 Stüd mitt . . .- .1,173,331,095 „ /1,166,421,225 %) 
bleiben 81,887 Stüd mit . . . ...193,257,229 Ab. 


Beitand am 31. Dezember 1885, und zwar: 
12,652,624 Ab. bei der Neichshauptbanf, 
180,604,605 „ bei den Neichsbanfanitalten. 


Der Gewinn aus diefem Gejchäfte beträgt: 1884: 
bei der NReihshauptbant . . : 2 22. 388,947 Me. ( 434,820 AM) 
bei den Neihsbantanitalten . . » 2.20. 5,874,724 „ /(8,691,262 „) 
zufammen . . 6,263,670 Mb. (6,126,082 Ab) 


im Ganzen alio 137,588 Me. mehr als im Borjahre. 


Die durhichnittliche Anlage in Diskonto-Wechſeln hat 
165,570,000 A (1884: 166,968,000 Ak, 
die höchſte Anlage . . 206,497,000 „ am 7. Janıar, 
die niedrigste Anlage. 145,542,000 „ am 15. Mai betragen. 


Die durchſchnittliche Größe aller disfontirten Wechſel ift 2,358 Me. und 
die Verfallzeit derielben, nad) den einzelnen Banfanftalten verfhieden, 14 bis 80 
Zage geweien. Die durhichnittliche PVerfallzeit hat 52 Tage betragen. 
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Rimeſſen-Wechſel aufs Inland waren — den Anlagen G und H am 
1. Januar 1885 im BBeftande: 
171,848 Stüd im Betrage von 284,576,495 Mb. 


Angelauft wurden: 
1,693,959 Stüd im Betrage von 2,412,657,425 „ 


e3 treten ferner durch 1884: 

zur Wiedergutichrift ges ; 

ſandte Wechſel hinzu: (2,585,954,325 M 
3,653 Stück im Betrage von 904,153 „ 


find 1,869,460 Stüd über . . . . 2,698,138,073 M. 
Eingezogen wurden: 


1,712,386 Stüd mit . . . . 2,456,877,101 „ (2,567,549,373 A) 
bleiben 157,074 Stüd mit . . . .  241,260,972 Ab. 


als Beitand am 31. Dezember 1885, und zivar: 
33,579,692 Ab. bei der Neihshauptbanf, 
207,681,281 „ bei den Reichsbankanſtalten. 


Der Gewinn an bdielen aa hat betragen: 1884: 
bei der Reichshauptbank . . — 756,031 M (802,872 M.) 
bei den Neichöbanfanftalten . » » . . 6,878,092 „ (6,884,025 „) 


zufammen . . 7,634,123 M.  (7,686,897 AM) 
mithin 52,774 M. weniger als im Vorjahre. 
Die durhichnittlihe Anlage in diefen Wechſeln betrug 
199,225,000 M. (1884: 206,216,000 M), 
die höchite Anlage . 262,115,000 „ am 7. Januar, 
die niedrigste Anlage 167,329,000 „ am 23. März. 
Die durhichnittliche Größe dieſer Wechſel ift 1,424 A. und ihre Ber: 
fallzeit, nach den einzelnen Bankanftalten verjchieden, 12 bis 67 Tage geweien. 
Die durchſchnittliche BVerfallzeit hat 30 Tage betragen. 
Bon den am 31. Dezember 1885 überhaupt im Beſtande geweſenen 
434,518,201 A. Wechieln wurden fällig: 


binnen 15 Tagen . . .  155,348,000 Mb. 
„ 16 biß 30 Tagen. 75,151,200 „ 
„31 „ 60 „ .  115,066,100 „ 
„615 MW u. .88,952,900 „ 
wie oben . . .. 434,518,200 Mb 


An Wechſeln anfs Ausland (Anlage J) waren am 1. Januar 1885 im 
Beitande: 
706 Stüd im Kurswerthe von 7,301,369 M. 


angefanft wurden: 1884: 
9,748 Stüd für . 20.20. .77,281,820 „ (43,630,899 Mb) 
jind 10,454 Stüd für . 2.0.20. 84,583,189 Ab. 
verwerthet wurden: 
8,556 Stüd für . 2 2. ..57,468,573 „ (46,508,438 Mb) 
mithin find 1,898 Stüd für 27,114,616 sb. 


im Beitande geblieben. 
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Diefelben hatten am 31. Dezember 
1885 einen Kuröwerth von . . . .  .27,309,443 Mb. 
ed find alfo . .» - 2 8 194,827 Ab. (233,286 #6.) 
ala Gewinn zu verrechnen, mithin gegen das Vorjahr 38,459 M. weniger. 
Die durchſchnittliche Anlage in diefen Wechſeln hat 
7,951,000 M. (1884: 4,631,000 M 
die Höchste Anlage . . . 27,097,000 „ am 31. Dezember, 
die niedrigste Anlage . . 2,317,000 „ am 31. März 
betragen. 


Wedel zur Einziehung für fremde Rechnung wurden bei jämmtlichen 
Bankanftalten 8,605 Stüd im Betrage von 6,395,181 (1884: 6,016,444 M) 
eingezogen und wieder ausgezahlt. An Proviſion wurden dafür 10,242 M 
(1884: 10,569 M erhoben. 

Die durchſchnittliche Größe diefer Wechiel hat 743 AM. betragen. 

Die Gefammtjumme aller disfontirten, angelauften und zur Einziehung 
übernommenen Wechſel betrug: 


an Diskonto-Wedhieln -. - » . +86,240 Stüd über 1,146,604,292 M. 
„Rimeſſen-Wechſeln auf’3 Inland 1,693,959 „ „  2,412,657,425 „ 
„Wechſeln auf’ Ausland . . 9,748 , * 77,281,820 , 
„Wechſeln zur Einziehung . . 8,605  „ A 6,395,181 „ 


überhaupt . . 2,198,552 Stüd über 3,642,938,718 M. 

(1884: 2,238,851 Stüd über 3,829,543,458 Mb.) 

mithin gegen das vorige Jahr in der Stüdzahl 40,299 und im Geldbetrage 
186,604,741 Mb. weniger. 

An Gejammtgewinn aus den Wechjelgeihäften find, die 10,242 M. für 


die zur Einziehung übernonmmenen Wechfel eingerechnet, 14,102,863 Me. (1884: 
14,056,834 46), alio 46,028 KH. mehr als im Borjahre aufgefommen. 


Nach der Anlage K waren im Yombard am 1. Januar 1885 ausgeliehen: 
5,129 Darlehne im Betrage von 140,122,180 M. 


neu ausgeliehen tuurden: 1884: 
5,150 Darlehne mit . . . 739,999,860 „ 1765,203,490 M 
find 10,279 Darlehne mit . . . 880,122,040 M. 
Zurüdgezahlt find: 
4,920 Darlehne mit . . 801,182,360 „I. (700,938,310 Ab.) 
alfo am 31. Dezember 1885 
5,359 Darlehne mit . . . 78,939,680 Ab. 


ausgeliehen geblieben. 
Die aus dieſem Gefchäfte aufgefonmmenen Zinien haben: 


bei der Reichshauptbank . . 712,993 Mb. (1884: 626,114 46) 
bei den Reihsbanfanitalten .  1,890,216 „ /1884: 1,687,115 „) 
zufanmer . 2,603, 200 M. (18584: 2,319,229 Ab) 


alio im Ganzen 289,980 mehr al3 im Jahre 1884 betragen. 


Die durdihnittliche Anlage im Lombard hat 
52,450,000 Mb. (1884: 49,188,000 46) 
die hHöhfte Anlage . . 102,535,000 „ am 7. Janttar, 
die niedrigite Anlage .  39,823,000 „ am 23. Auguit 
betragen. 
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Die am Schluſſe des Jahres ausftehenden Darlehne waren mit 
72,782,680 M. auf Gffekten ne Wechſel) der im 8 13 Ziffer 3 
Buchſtaben b, e, d des Bankgeſetzes as Art, 
6,157,000 „ auf MWaaren 
ertheilt. 
Die Ueberſicht L ergibt, welche Wechſel- und Lombard:Beitände am Schluſſe 
jedes Monats vorhanden waren. 


An fälligen aber unbezahlt gebliebenen — und Lombard-Forderungen 


waren am 1. Januar 1885 vorhanden F 2803, 331 Mb. 
Im Jahre 1885 find hinzugetreten. z161391,200, 
ergibt einen Beitand von . .» . 2202020. 4,194,540 Ma 
Im Laufe des Jahres find Dir ash. 588,803 I. 
— — u 248,114 „ 
definitiv abgeichrieben .1,248,11 1.836.917 _ 
und ſonach am 31. Dezember 1885 Net geblieben . . . . 2,357,623 Mb 
für welche von der alten Reſerve oh . . 2 2 02020020...1,292,846 „ 
DOEDERDEN UND: > Aa le ee 512,554 „ 


neu zu reſerviren find. 

Außerdem find für die der Neihsbanfhauptitelle in Hamburg geitohlenen 
Banknoten 200,000 M zu reierviren. 

Der Gejanmtbetrag der Neierve von 2,005,400 Ab. ift in der Bilanz unter 
den Paſſiven aufgeführt. 

Zahlungs:Anweifungen wurden nad der Anlage M von der Reichshauptbank 
und den übrigen Neichsbanfanftalten ertheilt: 1884: 

a) franco Provifion 1,307 Stüd über 13,104,013 Ab. (12,303,981 Ab.) 

b) gegen Provifion 3,563 „ „..26,051,586 „ (24.346,979 „) 

zujanmen 4,870 Stüd über 39,155,599 Mb. 136,650.960 6) 


An Proviſion iſt aufgefommen: 1884: 
bei der Reihshauptbant . >» > 2 2 200. 607 A. ( 359 Mb) 
bei den Reichsbankanſtaltenn. 5128 M. (5,012 „) 

überhaupt . . 5,735 Me. (5,370 Ab) 


alio im legten Jahre 365 AH. mehr. 
Von den auögeitellten Anweiſungen waren beim Jahresichluffe noch 1,070,989 Ab. 
unerhoben, welche in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt find. 


In Goldbarren umd ——— NEN waren am 1. Januar 1885 


vorhanden . . j . ... 71,815,096 M 
angefauft wurden für 41411118 
madt . . 201,560,914 Ak 

Davon find ausgeprägt oder verfanft . 2 2 2 2. 7,854,332 „ 

und . .  193,706,582 AM. 
im Beitande verblieben. 

Das Gold hatte einen Werth vonn. 412393,706,605 M. 
und hat fich alfo ein Gewinn vonn. 24 Mb. 
— 

Die Guthaben bei den Korreſpondenten der ei betrugen am 1. Januar 
1885. - . Dre 865,412 M 
Im Laufe des Jahres wurden. ihnen” übernacht > 2 000. 543,063 „ 


gibt . . 1,408,475 M. 
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Transport . 1408,475 M. 
Davon find eingezogen > 2 > nn 743,370 „ 


ud . . 665,106 Ab. 
bei denielben als Guthaben verblieben. 


Am 1. Januar 1885 waren au a an vn Depofiten 


vorhanden . . . . 4,339 Stüd. 
Hinzugefommen find le ba a a. ar ee SER 2 
madt . . 8,247 Stüd. 
Zurüdgenonmen find 2 2 2 nn BB „5 


mithin . . 4,663 Stüd 
Deponirt geblieben. 


An Gebühren für die Aufbewahrung find: 1884: 
bei der Neihshauptbant . » 2 220. 46,449 I. ( 44,219 Mb) 
bei den Neihsbanfanftaltn . » 2 2. 86,040 „ ( 77,976 „) 


überhaupt . . 132,489 „ (122,196 M,) 
eingefommen, alio gegen das Vorjahr 10,294 M. mehr. 


An offenen Depofiten waren am 1. Januar 1885 vorhanden: 


127,568 Depots im Nominalwerthe von . . . .  1,384,672,752 Ab. 
Im Laufe des Jahres m enge 

46,189 Depots über . . . j 798,563,605 „ 

macht 173,757 Depots über . . . en 00200. 2,183,236,357 Mr 

Herausgenommen find: 

34,822 Depots über . . >20 20.2660,846,739 „ 
jo daß am 31. Dezember 1885 

138,935 Depots über . . . .. 1,522,389,618 Ma 


(gegen 1, 384, 672,752 A. im Jahre 1884 i im Veltande verblieben. 

Die Zahl der verichiedenen Effeften-Gattungen, welche deponirt worden find, 
hetrug 3,427 (1884: 3,026). 

Bon den deponirten Gffeften find im Laufe ded Jahres an Zinien bezw. 
Dividenden 59,766,311 Ab. (1884: 54,583,936 NM.) eingezogen. 

An PBrovifion für die Depofiten und für die An: und Verkäufe von 
Effekten find für das Jahr 1885 1,004,334 M. (1884: 826,333 M aufgefommen. 


Die Berwaltungsfojten haben betragen: 


für die Zentral Verwaltung » 2 2 2020000. 1,355,751 M. 
für die Spezial-Verwaltung 
a) der Reihöhauptbant . . » . 843,027 Me. 


b) der übrigen Neichsbanfanftalten 3,835,701 „ 4,678,728 „ 
6,034,480 Mb. 
(1884: 5,917,258 Ab). 
In der Hauptiunme der Verwaltungskoften im Betrage von 6,034,480 M. 
iind enthalten: 
nad) der Gewinnberehnung twieder vereinnahmt 3,405 M. 


für eriparte Gewinnantheile - » 2 > 2... 7101 „ 10,505 „ 


jo da . . 6,023,974 M. 
als wirkliche Verwaltungsfoiten verbleiben. 
Annalen des Deutihen Reichs. 1886. 42 
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Der Gejammtgewinn hat nad) der Anlage N betragen 19,328,182 „Ib. 
In Abzug fommen davon: 


1. die Verwaltungstoiten - - 2» +. 6,034,480 M. 
2. für Banfnoten-Anfertigung » » . . 105,159 „ 
3. anden Preußiichen Staat gezahlt gemäß 8 6 


de3 Vertrages vom 17./18. Mai 1875 


(R-8.:Bl. ©. 215) . . . 1,865,730 „ 
4. für zu zahlende Notenfteuer nad) R 9, 10 
des Bankgeſetzes  . 2,724 „ 


5. für zweifelhafte Wechſeiforderungen unb 
für die der Reichsbankhauptſtelle in Ham— 
burg geſtohlenen 200,000 46. rejerpirt 712,554 „ 
6. für uneinziehbare Buchforderungen . . 356 „ 8,721,003 „ 


bleibt Gewinn . . 10,607,179 „ie 


Hiervon find bereits — bezw. noch zu verrechnen: 
1. an die Antheilseigner 4 '/, Proz. von 120,000,000 A. mit 5,400,000 „ 


bleiben . . 5,207,179 fe. 


2. 20 Broz3. von 5,207,179 AM. zum Rejervefonds mit . . . 1,041,436 „ 
3. von dem leberreite von . 2 2 2 2 mn nn en 20.0. 4,165,743 Ab. 
ift die Hälfte mit. . . . 2,082,872 , 
an die Reichskaſſe, die andere Halfie mit BR 297082, 872 , 
an die Antheilseigner zu zahlen. 
Den Lebteren . . .. 2,082,872 „ 
treten die bei dem vorigen Abichluffe unertheilt gebliebenen . . 6,029 „ 
hinzu, wonad fi die Summe von . . 2,088,900 Ab. 


ergibt, von welcder auf jeden Antheilsichein der Reichsbank als 

Reſt-Dividende 52,;0 Me, auf ſämmtliche 40,000 Antheile alio . 2,088,000 „ 
zu zahlen find. Die übrig bleibenden » 2 2 2 2 nn 900 Mb. 
werden ber jpäteren Berechnung vorbehalten. 

Die Antheilseigner haben hiernach für jeden Antheil von 3,000 M die be= 
reitö für das erite und zweite Semefter gezablien . » » » 135 SM. 
als Reſt-Dividendenn. Hut 

überhaupt . 187,0 Mb. 
im Ganzen alfo einen Ertrag von 6,5, Proz. für das Jahr 1885 (1884: 6,,, Proz.) 
zu beziehen. 

Hiernach iſt die beiliegende Vermögend-Bilanz der Neichäbant, Anlage O, 
aufgeitellt. 

Die Bilanz und die Gewinnberehnung find, der Voridrift im $ 32 Dit. a 
des Bankgeſetzes entiprechend, vom Herrn Neichöfanzler Feitgeftellt. 

Das Verzeichniß der fämmtlichen Zweiganftalten der Reichsbank, Anlage P, 
das Verzeichniß der Mitglieder des Zentral-Ausſchuſſes und der Bezirks-Ausſchüſſe, 
Anlage Q, und die Zufammenftellung der im Jahre 1885 veröffentlichten Wochen= 
Weberiichten, Anlage R, find beigefügt. 


Aue 
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AnlageD. 
Giro:Vebertragungs: Konto für das Jahr 1885. 

Zugang: . { j 
Durch Ueber: | . 
tragungen —— u Be 
zwiſchen Giro jor en un k erronen, Ab ana: 
Drt Interefjenten | Die A Zuſammen sang 
an aben 
verichiedenen 
Orten Betrag 
Stii 9 
4 Stück * Me: M 
Naben . . ; 40,670,690| 4,829) 15,747,590| 56,418,280| 53,180,965 
— — 34,092,172] 3,351| 5,825,198| 39,917,370| 41,336,187 . 
ielefeld . 15,756,871| 2,266] 8,599,292| 19,356,164| 27,152,244 
vraunſchweig 60,215,396| 6,772] 18,193,500| 78,408,896| 103,519,204 
Se en ee — 
reslau . ‚»05,702] 17,785 ‚043,1 ‚83 09,632, 
— berg 11,696,537| 3,765 32,759,823 44.456, 360 32,676,775 
Safie 39,354,181| 5,636| 12,112,474] 51,466,605| 40,933,921 
Chemnitz 43,348,717| 1112541 19,263,215| 62,611,932 59.457.755 
Eoblenz . 16,363,069| 3,251] 14,127,976| 30,491,044| 16,210,921 
Eöln . 232,974,109| 9,697) 32,708,518| 265,682,627| 366,918,814 
Cottbus . 15,879,820| 3,307| 8,585,695]| 24,465,515| 11,503,305 
Dani essisziel ann! 34 97/8BT58| 01'084062 
nad — 5,2 2, J J 5 ai 
Dortmund 46,141,774| 5,191] 18/965.060| 60,106,834| 46,898,932 
ochum 19,419,509| 1,306| 5,467,424] 24,886,933]| 21,074,042 
Dresden . . 129,116,338| 14,051) 22,836,522] 151,952,860| 151,862,862 
— 55,207,248| 3,260) 21,023,327| 76,230,576| 47,256, 120 
Duisburg 25,730,1656| 1,678 4,375,789 30,105,954 32,148,796 
Elberfeld 183,124,381] 6,0981 17,242,400| 200,866,781] 251,095,045 
Elbing 5,626,122]| 2,180 2,947,347 8,573,469 9,656,460 
Emden 2,521,985 789 1,058,527 3,575,618 2,845,241 
Erfurt 34,402,967| 5,382] 6,861,864| 41,264,331]| 46,283,2u3 
Fenet 2os00eTel 2080| 2010080] 28870058 27801266 
ensburg 25, 05 2, ’ ’ ’ r * 
— a. M. 753,885,523] 13,1032 23,327,547| 777,213,070| 828,456,720 
ieäbaden . . 18,241,464| 2,456| 5,795,258| 24,036,722| 17,915,722 
Frankfurt a. d. ©. 4,875,780| 4,829 21,427,370| 26,303,150| 11,418,284 
Sera. . Fe 26,312,390| 2,990| 4,562,627| 30,875,018| 33,065,549 
Sleiwik . : 21,974,5465| 5,217) 8,843,163| 30,817,711] 47,327,698 
Glogau 8,922,517| 2,733]  6,344,076| 15,266,593| 17,670,876 
Görlitz 24,835,379| 40668 7,281,056| 32,116,435| 25,180,347 
— — — 
alle a. d. S. ,880, r ‚082, ‚805,58 
Hamburg RER 659,582,3858| 6,242 47.935.506 707,517,864| 678,126,978 
Hannover . . 112,782,334] 13,807] 19,921,801] 1832,704,135] 137,833,682 
nam , 63,494,154| 6,652] 28,938,618| 92,432,772] 56,321,835 
BE 40 15,536,641| 4,104| 32,790,9382| 48,327,573]| 13.205,392 
Königsberg i. Br. 60,423,577| 8,364| 45,261,426] 105,685,003] 107,337,523 
Injterburg 2,631,412| 1,207)  1,599,605 4,.281,017 2,204,231 
Sandeberg a... . 1881680] 3563| 6.685398| 8.367.087] 3.379.904 
Leipzig F 271,123,040| 1410000 41,132,393| 312,255,434| 333,030,048 
Liegnig 7,251,230| 2,919) 10,567,387| 17,818,567| 20,471,366 
Lübed 32,161,003| 4,080| 5,517,955| 37,678,958| 40,932,255 
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Zugamg: 
Durch Ueber: 
tragungen 
wiichen Giro⸗ 
Interefienten 
an 
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haben 
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em Br 146,218,919| 15,399) 45,311,118| 191,530,037| 184,732,713- 
; — 42,340,118| 5,254| 84275401 50,767,658| 34,563,113 
— —— 14,818,110] 2,269 5,385,646] 20,208,757| 48,642,804 
Manndeim . » . „= .| 197,289,676| 6,618) 12,039,185| 209,328,861] 170,908,641 
Memel ; 5,128,046| 1,451 3,783,808 8,911,854 7,732,905- 
Mb. - 62,740,524| 3,446) 29,450,298| 92,190,822]| 59,243,738- 
Minden . . 3,610,324| 1,644)  6,278,642 9,888,966 6,158,488- 
Mülhauſen i. €. 48,331,403| 1,478)  6,262,470| 54,598,873| 61,231,809 
Münden 142,272,795| 12,308| 23,597,001| 165,869,797| 112,353,190- 
Münfter .®. 23,757,272| 5,174)  9,684,332| 33,441,604| 19,823,141 
Nordhaufen . 3,614  7,231,598| 19,956,196| 22,759,666- 
Nürnberg 11,283] 22,682,084] 116,042,917| 95,765,585- 
Dsnabrid 2,762 3,284,082 12,454,126- 
R— 9,420) 33,055,114 30,887,961 
iegen 850 2,320,983 12,062,069 ' 
Stettin 7,091)  16,026,887 108,562,224 
Stop . 1,866| 4,379,819 5,307,401 
Eöslin 1,724  14,402,309 4,533,174 
Stralfund . . 4206 9,933,177 6,568,758 
Straßburg i. €. 2,976)  5,923,969 62,510,91% 
Stuttgart . 7,716) 13,311,262| 161,126,499| 130,225,372 
—— 881 1,449,829] 15,467,596| 14,240,125- 
5 1,458) 4,586,973| 13,085,435 8,393,641 
Til. 2,470)  4,240,902 5,808,004 2,403 026 
Bei den Reichsbant⸗· 
anjtalten . 4,935,362,998|352,577 1,020,472,153]| 5,955,835,146] 5,700,013,408 


Bei der Reihehauptbant| 1,873,743,007 =, ‚365 | 83.951.229] 1,957.694.237 


leberhaupt . 


2,204,304,557 
7,904,317,96> 









Hiervon Abgang: 


Bleibt Neit: 
Hierzu Saldo vom 1. Januar 1885; 


Ergibt einen Saldo von: 






9,211,417 
34,482,631 
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Anlage J. 


Rimeſſen-Wechſel-Geſchäft. 
Wechſel auf's Ausland. 


— ZT Poor oe TEE — — — 

















auf f er i 
Stück⸗ Anıfter- auf auf die R eal 
Dr zahl dam | — Wert b 





I l 
A, Es Schweiz | 

| 

} 




















Hol. fl. Free. Kitrl. Fres. J M 
| 1 
"Beitand am 1. | | | | 
1885... . 706 57,880} 107,696 328,066 274,292 49,043) 7,301,369 
Angetauft wurden: | | 
in Berlin . . . .1 3,537 | 150,555| 232,344 1,940,609| 331,642) 89,804) 40,373,393 
„Anden . .» . . 68 — 7,000 21,102 — 434 ‚950 
„Augsburg . . . 8 — 768 51,460 27,081; 108,532 1,169,396 
„ Bielefeld . . . . 6 2,000 = 1,297 —_ | — 29,665 
„ Braunihweig . . 2 202 _ 5 _ | _ 430 
„Bremen . 2... 26 — — _ — | _ 108,303 
„Breslau . . . . 35 960 = 742) 16,250 — 41,266 
„Bromberg . . . — — — — — — — 
STE u 4. 191 6,5851 26, 800 15,995 279,065 — 583,087 
„Chemnig . . .| 1,076 | 53,647 126,911) 189,279) 717,907 — 4,681,552 
„Eobleny . . . . 86 | 18,500 | 48,799| 58,635 — 1,071,041 
SEN... "525: 202 ] 119,439 5,181 24,280) 133,309 — 330,079 
„Kottbu8 . . . . 150 | 58,749) 130,000 2,049| 123,761, — 877,817 
„Grid . . ..| 578 544 — | 164,667) 51979 — 3,390,953 
„Danzig . - - - 32 | 1500 — 4215 365 — 156,239 
„ Dortmund . . . 395 | 52,947] 66,932] 55,485| 572,377 — 1,735,076 
„ Dreöben . . . . 36 7,249 2,028 4,515 8,863 — 114,374 
„ Düfledorf . . . 96 6,608 _ 16,326 881,609 — 1,052,639 
„Elberfeld. . . . zı1 | 65,724 299,498] 140,936) 771,445) — 3,867,714 
„Ebin . .. . 18 1 1,698| 31,438) 3,719 _ — 103,614 
„Enden . ... 38 _ — 16,405 — — 334,531 
— «4, ı 7 46 8,208 2,521 3,184) 20,408 = 97,104 
ME: ... 213 [454,281 2,790) 148,861! 158,000 — 4,062,450 
„Blensburg . . . 52 — — 14,805' — — 300,611 
„Frankfurt a. M.. 46 227 — 9,931 15,514| 27,236! 244,965 
Frantjurt a. d. O. 11 | 15,525 196 12) I | 26,513 
. Sm. . . ; 36 5,910 — 7,407 9,000 _ 168,003 
„Gleiwitz. . . . 6 — — 1,261 — 25,647 
„ Blogaau . .» . . 85 | 11,282 1,508 9,251 8, ‚794! — 224045 
Görlitz.. .. 41 | 2710400 431388 2,129 6,586 _ 99,895 
„ Grauden . . . — — — — — — — 
„Halle a. d. S. .. — — — — — — — 
„Bamburg . . . 21 — — — — — 20,309 
„SHannover . . . 13 4,376 _ 16,122 — | — 349,102 
4 Karlsruhe —— — 157 1,559 2,505 6,027: 111,959] 256,047 441,670 
„Kiel. . .] 107 1,200 _ 10,932) 1,875 — 333,328 
„ Königsberg . Kr. 12 — 58,750 978; — — 81,629 
„ Landsberg a. d. W. 4 — — 143 625 — 3,404 
„Leipig - -». -: .I — — — — J — — — 
„Lieanib . .» . .» 99 | 14,834 6,871| 12,056) 10,403 — 284,040 
„Lübd . ...; 1686| — _ | 31 — — 716,880 
„ Magdeburg . . . 49 — 2,275 _ | 1,140 —_ | 93,694 
„Mainz.. 153 1,813 67,357 14,993) 112,940 2,679 530,536 
., Mannheim . . . 241 | 107,358] 32,142| 12,903) 270,032] 318,133 949,301 
„Memel . .. ..]| 178 | 33,067) 23,179) 48,181 | — — | 1,053,311 














verkauft u. an die for: 
reipondenten ge 


jandt . 


8, _ 8,556 ]1,310,060 1,412,388'2,377,627 14,616,502 934,422.57,468,573 l ‚310,060 1,412,38812,377,627 |4,616,502| 234,4 


Bleibt Beitand am 


31. Dezember 1885 


1,895 


49,070 


30,311/1,812,727 


511,076) 
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amt auf auf auf | auf die | Real: 
Ort Amſter— — N we ln. 
dam Belgien | London Paris | Schweiz | Werth 
| | 

Sol. fl Fres. Lſtrl. Fres ⏑ ⏑ | _ res. se 
in Meb 7,689! — 1,443 10,000! 152, 970, 173,581 
„ Minden _ — 2,831 — — 57,741 
„ Mitlhaufen i. E. - 8,304 s50 — 172,002 
„Münden 10,000 — 8,163 — 7,539 87,255 
„ Müniter 1.8. 4,713 196,112) 128,468 7,506 2,790 354 

„ Nordhauien . = il, = — — 
„ Nürnberg 58 24.496 29,831 9574| 528,490 
„ Osnabritd 12 2 291 — — — 3,8551 
Br Pojen 17 67,356 5,000 — 1379,274 
„ Siegen 32] 25,582 -— |) 38114 1200 — 574,933 
„ Stettin 22 — — 5,336 — — 113,232 
„ Stolp 37 2.233 5,764 7,763 7,863 — 172,404 
„ Stralfund 64 700 — 9223 — — 188, 805 
„ Straßburg i. €. 25 — 167800 — — 320,459 
„ Stuttgart 36 225 — 6,370 30 615 1,912 156,093 

„» Thorn _ — — — — 

„auf . - - _ 

Ueberhaupt . . | 10,454 11,359.130,1,442.699'3,690,854 5,127,978 3.590.353 5,.127,878! 973,470/84,583,189 


7,468,57: 


39,047|27,114,616 


Die am 31. Dezember 1885 im Beitande verbliebenen Wechjel haben einen Realwerth 


wie folgt: 


Wechſel⸗ 


oll. fl. 49,070 auf Amſterdam 


Fres. 30,811 
Lire 91,123 


Kr. 19,924 
Litrl. 1,312,727 
Fres. 511,076 
Fres. 39,047 
Kr. 2,924 


Abzug gebracht mit 


Annalen bed Deutſchen Reiche. 


ä 168,33 
Belgien a 80,60 
Italien ä 80,12 
Kopenhagen & 110,94 
London a 20,31 
Baris a 80,46 
die Schwei ä 80; 271. 


Standinavien à 


regibt einen Gem von Me 


1886, 


11, 40 


ievon der Realwerth, mit welchem die borjtehenden 
ejtände auf den ——— der ——— ſtehen, in 


— — 


M8,600 
24,431 

u 73,007 

22,104 

„ 26,661,488 

„411,212 

„ 31,344 

B 3,257 


. 27,309,443 


„ 27,114,616 


194,827. 


Anlage 
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Lombard-Geſchäfte im Jahre 1885. 


662 
Brutto-Gewinn 

Ab. 
Mahen . . . .» 4,673 
Augsburg . . » 249 
Kempten . ar az 206 
Bielefeld. . » ar 7,764 
Braunichmeig . 12,412 
Bremen . 6,466 
Breslau . 133,148 
Brieg , . » 5,527 
Meile. . - 9,914 
Reichenbach i. Ss . 9,187 
Bromberg . . 5 36,184 
Snowracam . 1,145 
Konik a 2,652 
Ele . 2... ; 64,827 
Eichwege . x 5,175 
Göttingen 1,753 
Chemnitz 7,359 
Crimmitſchau 1,526 
Meerane . 3,557 
Plauen i. Voigt. . —F 1,859 
Reichenbach i. Boigtl. . 3 
Ywidau . - » . 1,272 
Co len, . 15,484 
Greuznad . ö 909 
Almbuna a. d. dahn 2,248 
Replar . - . 5 613 
Be 0, j 21,504 
Neuß . 404 
Solingen. 752 
Eottbus . nA 8,333 
Finſterwalde. - . 344 
ni 50% R 1,785 
Buben . . a 11,969 
Spremberg : 1,548 
Erefeld 5,909 
Danzig . s 41,450 
Marienwerder . 10,927 
BER: 5 3 865 
Pr. Stargardt . ; 3,819 
Dortmund . A 12,677 
Bodum . 1,361 
Hagen . 216 
Sierlohn . Br 983 
Küidenihed . . » . + 270 
Witten a. d. Ruhr . . 1,607 
Dredden. - 2 oe 2.0. 39,166 
Baupen . 194 
Zittau . 1,077 
Düreldorf . 16,954 
Duisburg . 3,493 


Elberfeld 
Schwelm . 
Elbing a 
Diterode . . : . .» 
Emden ——* 


Erfurt 
Muhlhaufen i. hir, 
Suhl. . . .» . 
Gjien. . 
Gelfentirchen 
Mülheim a. d. Rube 
Flensburg . i 
Frankfurt aM... . 
Wiesbaden . . . « 
Giehen er 
Hanau . 
Offenbad) . ; 
Frankfurt a. d. O. 
Schwiebus 
Gera . 
Greiz . 
Pöhned 
Zeig 
Gleiwitz . . 
Beuthen (Oberfht) 
Ratibor . s 
Blogau . . 
Grünberg 
Sagan . .. 
Sommerfeld 
Görlik 
Sorau NL 
Sraudenn . » 

Halle a.d. ©. . 
Naumburg a, d. &. 
Hamburg . 2 2... 

Harburg . 

Dannover 

Hildesheim 
Karläruhe 

Bruchjal . 

Freiburg i. Breisgau 
Konitanz . —T 
PBiorzbeim . 2...» 
Stiel ——— 
Neumünſter...— 
Königsberg i. Pr. 
Inſterburg ... 
Allenburg 


—— —ú— — 


Brutto Gewinn 
Sb 


j 15,745 
j 71 
20,433. 

1,441 

6,004 
15,117 

2,611 

5,393 

5,918 

3,219 

5,365 
12,139 
23,869. 
16,568 

: 325 
j 4,526 
252 
8,253 

2,389 
14,959 
1,175 
464 
10,008. 
. . 18847 
x 2,151 
: 5,114 
21,819 

9,061 

8,371 

269 

7,357 

867 

9,921 
42,054 
; 7,912 
37,665 
4.032 
25,970. 
5,238 

7,021 

871 

j 2,832 
j 90- 
233. 
13,432 
; 553 
113,285 
15,288 
1,458- 
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Allenitein 
Bartenitein . 
Biihofsburg 
Braunsberg. . 
Friedland i. Djtpr. 
Gumbinnen 
Heiläberg 
Labiau 
BE u 
Rajtenburg . 
Schippenbeil 
Stallupönen 
Wehlau . . . 
Landsberg a. d. ® 
Leipzig 
Lieanig . . 
Hirichberg i. Schl. 
Landeshut i. Schl. 
Lübech . . ; 
Neubrandenburg i 
NRoitod . . . 
Magdeburg 
Aſchersleben 
Bernburg . 
Halberjtadt . 
Quedlinburg 
Rat . . 20 0% 
Darmitadt . » 
Worms . 
Mannheim . 
Heidelberg 
Kaijerdlautern . 
Landau . - 
Neuftadt a. d. deardi 
Speyer 
Meme . 
Rus 
Meg . 
Trier . 
Saarbrüden 
Minden. . 
Mülhauſen i. Eijaf; . 
Münden — 
Regensburg 
Münſter i. W. 
Hamm . 
Baderborn 
Nordhaujen 
Nürnberg 
Fürth . 
Würzburg 


Brutto-Gemwinn 
Ab. 


299 
1,613 
3,352 

"3,107 
1,906 
3,021 

663 
3,178 
1,817 
4,137 

10 
1,490 
1,545 

23,681 

25,664 

39,961 
5,088 
2,913 
3,299 
5,045 
7,528 

28,984 

17,308 
2,814 
4,587 

582 
7,549 
1,7583 

308 
8,825 
1,637 
1,067 

441 

171 

411 

54,366 
3,264 
2,522 
1,681 
1,910 
8,880 

563 

424 

577 
4,630 
4,140 
2,875 
9,279 
1,524 

521 

391 


Dsnabrüd . 

Poſen 
Gneſen 
Krotoihin . . 
Liſſa in Pojen . 
Djttowo . ; 
Blejhen . 
Rawitſch. 
Rogaſen 
Schneidemühl 

Siegen 

Stettin . 
Anclam 
Belgad . . . 
GCammin . 
Colberg 
Jarmen . . 5 
Königsberg i. RM. 
Neuitettin ä 
Paſewalk 
renzlau 
Schivelbein . . . .. 
Schwedt a.d0D... . 
Stargard i. Pomm. . 
Treptow a. T. 

1.11. WE 
Eöslin . .». ... 
Bütow 
Lauenburg i. Pomm. 
Rügenwalde 
Schlawe . 

Straliund wer 
BE) 0: 52% 
Sreifewad . » . . 

Straßburg i. Elfah . 

Stuttgart ; 
Heilbronn 
Göppingen . 
Reutlingen . 

Um 

Thorn 


ft .. 
Billtallen ; 
Schirwindtt . . 2. 


bei den Reichsbankanſtalten 
bei der Reichshauptbant 
Brandenburg a. d. 9. 


Ueberhaupt 


663 


Brutto-Gewinn 
sk. 


1 


3,284 
20,157 
11,848 
6,557 
7,187 
2,737 
7,477 
17,128 
191 
8,760 
8,383 
68,885 
4,583 
3,453 
620 
11,162 
1,801 
10,700 
5,373 
965 
10,732 
102 
4,014 
17,971 
349 
49,169 
26,287 

1,090 

6,662 

5,759 

1,689 
29,392 

455 

6,181 

9,741 

6,072 

3,805 

444 
451 

5,579 
20,942 
13,918 

94 
104 


1,890,216 
710,577 


2,416 


2,603,209 


43* 


v das Jahr 1985. 


ü 


j 
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Anlage M. 


Zahlungs:Anweiiungen. 
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gegen — franko Proviſion 





Ort 














YHachen . —F 584, 3004 — — 
Augsburg. . . . 12 33,640 ı 1,360 
Bielefeld . . . . 1 4,0001 21 | 100,796: 
Braunfchweig. . . 22 58,807 ı 401 
Deu . ... 52 546,838 4 18,947 
Breslau . . . . 35, 414,631] 21 25,852 
Bromberg . . » . 13 103,795 3 18,500 
Baflel . ». .. . 4 50,821] 67 347,655 
Khemniß . 2... 3 61,845] 12 267,807 
Coblenʒ ARD 28,479| 11 165,599 
Ein . . 2... 11) 367,923 4 3,908 
Cottbud . ... 21 74,514 40° 277,655 
Creid . . . .. 7| 170,870 8 62,843 
Danzig: » » . „IT Tırl 1a7ı,880| 24 176,551 
Marienwerder . 2| 8,065 — _ 
Dortmund. . . . 19: 213,2000 283: 123,087 
Bodum | 8,000 1 1,466 
Dresden 6 67,775 4 29,502 
Düjleldorf . j 3 9,082 2 9,152 
Duisburg . . . 12 84,887 1 2,508 
Elberfeld . . . . 13) 155,046] 71 801,123 
bin. - .». . 10 93,841 6 9,825 
Emden. . 2... 2 5,071 6 42,527 
Erfut -. . 2... 4 17,750 2 2,224 
Me. 5. 2 8,194 5 33,483 
Flensburg. . . 565 91,231 2 402 
Frankfurt aM. 370) 4,733,773]| 14 8,637 
Wiesbaden . 6 64,939 2 15,101 
Frankfurt a d.D..1I — — — — 
era : ; 55 51,421 2 26,275 
Sleiwß .... 8 57,020 15 294,278 
Glogau 3 63,918 13 644,203 
Sl. 2... 5 38558 — = 
Brauden . » . . 2 11,114 17 46,575 
Halle a. d. S 92,867 5 40,946 
Hamburg . j 109 998,460] 40. 465,069 
Dannover . . . . 10 65,938 3 27,627 
Karlärude . : 100° 358,007 46 2,252,030 
Kiel. . ; 30 118,250] 12: 73,285 
Königsberg i. pi. 344 704,129 12, 55,546 
Injterburg. . . E| 38,801] — | — 
Landsberg a. d. W. 10 39,800| 46 171,923 
Leipsig -. 2». 58 327,562 6 28,436 
ken . .». . :I| —-| — 2 6,234 
zübed -. . 2... 15! 57,404 7 816,450 
Magdeburg ; 2; 60,758 4 8,528 
Mans a > 0% 27) 108,501] 36 151,758 
Darmitadt . . . 3 54,469 ' 10,000 
Mannheim . . . 101] 353,125] 127 649,468 
Meml. ... 77: 190,095 12) 20,421 


Zahlungs-Anweiſungen wurden ertheilt: 


Gejammtbetrag 








se 


584,509 
35,000 
104,795 
59,207 
565,785 
440,483 
122,295 
398.476 
329,152 
194,079 
371,831 
352,169 
223,714 
1,648,390 
8,065 
336,287 
9,466 
97,277 
18,234 
87,395 
456,169 
103,666 
47,598 
19,974 
41,678 
91,638 
4,742,409 
80,041 
77,696 
351,298 
708,121 
38,588 
57,692 
133,814 


‚ 1,463,529 


93,561 
2,605,038 
191,485 
789,675 
38,801 
211,723 
355,997 
6,234 
378,854 
69,586 
260,254 
64,469 
1,002,593 
210,516 


Dafür an 







Du 
= -D- 
>= m 
=> 22 
u — 7 
2 m u 
a= won 
rn DD 
[22 Ar 

— 





144,993 
101,669 
27,619 
57,874 
102,669 
2,758,518 
44,915 
168,769 
378,212 
161,441 
3,202,458 
140,261 
243,386 
257,810 
32,244 
98,647 
31,434 
775,849 
403,489 
25,417 
855,290 
137,633 
33,001 
3,621,954 
171,063 
75,396 
387,420 
360,504 
92,962 
14,759 
235,776 
83,063 
306,599 
243,554 
296,610 
1,665,109 
944,545 
270,26U 
217,234 
369,454 
24,859 
45,242 
563,019 
— 46,116 
21,727 
518,699 
243,360 
15,612 
1,585,202 
48,956 













+ 








afür an 
Brovifion 
erhoben 





Ueberhaupt 
eingelöft 
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Mk... 313,752 ar 
Saarbrüden 2,104,014 — 
Trier 1,103,622 #7 

Minden . 179,364 J 

et k E. 45,499 =. 

‚ 762,719 A 

er i. W. 17,372 

Nordhaufen 20,510 —* 

Nürnberg . 765,807 J 

Dsnabrüd 74,125 2 

am: 61,189 Tan 
iegen - R 4,500 8* 

Stettin . 1,221,928 ä 

Stolp . 886,473 
Cöslin 65,195 —*— 

Stralſund .. 25,269 — 

Straßburg i. Ei. 374,085 0 

Stuttgart . . - 265,746 7 
Hei bronn 31,740 * 

Thorn . 160,458 J 

Tilſit 4478 43,492 = 






Bei den Reichsbant 
anftalten . . 
6% —* mieihehaupt 






sea 1,305'13,103,088l 4,673 36,167,809| 5,128|31,792,940 * 






2 975] 197 3,987,7901 607] 7,772,317 





195| 2,986,815 





— 3,563/26,051,586] 1,307 13,104,013] 4,570.39,155,599] 5,735[39,565,257 "2 
AnlageN. ; 
Gewinnberehuung für das Jahr 1885. 
Einnahmen. A 
1. Gewinn von Plapwehien . . 2 2 22. + 6,263,670 Mb £ 
„Ritmeſſenwechſeln . > u 00. 70984123 „ 
„ Wedjeln auf aufßerdeutiche Pläpe ee EEE a - 
M 14,092,621 
2. Gewinn an Lombardgeihäften > 2 2 2 m a m nn nn nem 2,608,209 
‚ Erhobene Provifionen . . aa na ae TOTER 
jen von Buchforderungen und disfontirten Eifeften Eau zo 5 188 
=: e aus den Srunditüden der Banf. . >» 2 2 2 nn 2 num 35,919 
Eu 2 24 
7. Verſchiedene Einnahmen: 
a) wieder eingezogene Unkoſten 3,405 M 
b) erjparte Tantieme von unbejepten Voritande- Beamten- J 
ſtellen 7108 .; — 
e) auf früher abgeichriebene Bediel- Forderungen nach⸗ 
träglic eingegangen . . — ER 15.078 
— re en a A 


ed by Google 
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Ausgaben, 
1, Berwaltungstojten: 
für die Zentral:Berwaltung . » © 2 0 2.2... 1,855,751 Mk 
für die Spezial-Berwaltung: 
a. für die Hauptbant . . 2... 843,027 M 4 
b. für die Bantitelen . . . 3885,701, 4,078,728 „ 6,034,480 
2. Für Anfertigung von Banknoten . . 105,159 
3. Un den Preuhiichen Staat gezahlt gemäh 8 6 des Vertrages vom 17 ‚8. Mai 
1875 (Reichs-Geſetz⸗Blatt 215) . . 1,865,730 
4. Der Betrag der nah $ 9/10 des Banfgefepes an die Reichskaſſe abzu⸗ 
führenden Notenjteuer . . 2,724 
5. Für zweifelhafte Rechfelforderungen und für die der DReicpsbanthanprftlle 
in Hambur R: geitohlenen 200,000 Mk WIR s 712,554 
6. Umeinziehbare Buchforderungen . . . . ; ET 356 
Ausgabe 2% —— 
Bilanz. 
Es beträgt wie vorſtehend die Einnahme. . > 2 2 2 2 2 129328,162 
Die KENSEE: : = 5 u Ku eu ne 
Gewinn pro 1885 . . . Se 10,607,179 


Hiervon find bereits gezahlt bezw. noch zu verrechnen nad) $ 24 Ziffer 1—8 
des Bankgeſetzes vom 14. März 1875: 
1. an die Antheild:Eigner 


41/, %/, von 120,000,000 M mit : 2 2 2 22 een 5,400,000 
DER 5 ua 5,207,179 
2. 20 °/, von 5,207,179 M zum Rejervefonds mit . : 2: 2.0. 1,041,436 
6; Bon dem Ueberreſe : : 5 u 23 SS eier 4,165,743 
ift die Hälfte mt 2 22 een nn. 2,082,872 Mh 
an die Reichskaſſe, 
und die andere Hälfte mt . » 2 2 2 2... 2,082,872 „ 


an die Antheild-Eigner zu zahlen, 
wie oben . . . 4,165,743 „ 
Zu dem Gewinn-AUntheile der Antheils:Eigner von . . . . 2,082,872 „ 
tritt hinzu: 
der ultimo 1884 unvertheilt gebliebene Reit von . 6,029 „ 
zujammen . . .  2,088,900 Mk 


AnlageO. 
Bilanz der Reichsbauk am 31. Dezember 1885. 


Activa. 
1. Der Beitand an Gold in Barren oder ausländifchen — Me 
das Piund fein zu 1392 M gerechnet. . . . 193,706,605 
. Der Kaſſen-Beſtand, und zwar an: 
a) fursfähigem, deutichen geprägten BER nn. 424,584,181 
b) Reichstafenjcheinen SE = 8-4 = 3 MLISETOD 


e) und d) eigenen Banknoten 

a 500 Thaler M 
=: 200: » 
50 "” ” 
3 75 
7} 10 " 30 
„ 1000 Watt . 466,445,000 
„500 „u. 148,281,000 

100 „  „  320,933,800 


930,659,905 
e) Noten anderer Banten . » 2 2 2 2.2.2. .___16,279,700 
1,392,599,536 


Verwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1585. 


3. Der Beitand an Silber in Barren und Sorten . 


4. Die Wechjelbeitände, ausſchließlich der unter Ziffer 8 be 
zeichneten, und zwar: 


a) Platzwechſel M 
innerhalb der nächſten 15 ſauis 51,276,100 
in längerer Siht . . 41,981,129 

b) Rimefienwechiel auf beutfche Plätze 

104,071,900 


innerhalb der nächſten 15 Tage * 
in längerer Sicht. . 187,189,072 


c) Wechſel auf ERROR Bi 


per Amſterdam 82,600 
„ Belgien 24,431 
»„ Italien . 73,007 
„ Kopenhagen 22,104 
„ London 26,661,488 
„ Paris 411,212 
„ Schweiz 31,344 
„ Standinavien 3,257 


5. Der Betrag der Qombardforderungen, und „war: 
a) auf Gold oder Silber —— 
b) „Effekten (einichließlich Wechſel) fe ins 13 


Ziff. 3 Buchitaben b. c. d. 
zeichneten Art i 


andere Effekten . 
Waaren 


des BIN be: 


6) » 
di „ 


6. Der Beitand an Effekten: 


Ab 


193,257,229 


241,260,972 


27,309,443 


72,782, 680 


6,157,000 





a) an diskontirten Schapanweifungen und anderen 
Wertbpapieren Be ar nr ; 2. *46,679,709 

b) an eigenen Effekten . — 

ec) an Effelten des Refernefonds B — 


* 


Das Guthaben der Bank im he Bere bei ER 
Korreipondenten . : i 


8. Der Betrag der fälligen, *— — — RE 
forderungen j 


9, Der Werth der der Bank gehörigen Grundjtüde . 


10. Verſchiedene Aktiva: 
a) Vorſchüſſe auf zur Disfontirung genehmigte Wechiel 
b) Vorausbezahlte Gehälter an die Beamten . 
c) Bau⸗Vorſchüſſe 
d) Zum Umlauf nicht mehr — und dehhaib von 
den Kaſſen-Beſtänden abgeſetzte Banknoten 
e) Am 31, Dezember e. unbezahlt gebliebene, und erit 
einige Tage jpäter eingegangene BEN und andere 
Forderungen 
f) Noch nicht — Roten für Anfertigung von 
Banknoten . j 


53,423,505 


6,123,394 


420,685 


673 


461,827,645 


[3 


78,939,680 


46,679,709 


665,106 


2,357,623 


19,663,500 


60,662,398 


2,257,101,802 
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Passiva. 
Sb. 
1. Das Grumdlapital . 
2. Der Reſervefonds: 
derielbe betrug am 31, Dezember 1884 . . 21,356,505 
hierzu treten die, laut $ 24 Ziffer 2 des Bantge⸗ 
ſetzes vom Gewinne des Jahres 1885 im Betrage 
von 5,207,179 M abzujegenden 20°, mit 1,041,436 
3. Der Rejervefonds für zweifelhafte Forderungen: 
derjelbe betrug am 31. Dezember 1884 2,540,960 
hiervon find im Fahre 1885 abgejchrieben 1,248,114 
1,292,846 
für das Jahr 1885 neu refervirt 712,554 
find überhaupt Rejerve . ; ET TR 
4. Der Gejammt-Betrag der emittirten (in den Betrieb ge 
gebenen) Banknoten: a 500 Thaler 117,000 
„10 , 596,700 
„50 „ 246,825 
„ 8 „ 621,750 
* 10 260,205 
„ 1000 Mart 774,114,000 
„ 50 „ 194,997,000 
J 101 872,052,500 
5. Das Guthaben der Biro- und Kontoforrentglüubiger 
6. Der Betrag der Depofiten (unverzinslich) . 
T. Der Betrag der nad) $ 9/10 des Banfgejeges an die Reiche, 
kaſſe abzuführenden Notenſteuer. 
8. Verſchiedene Paſſiva: 
a) Betrag der noch nicht abgehobenen Anweiſungen 1,070,989 
b) Betrag noch nicht ausgezahlter Kommiſſionswechſel 63,634 
c) Die dem Jahre 1886 A Per Binjen und Er- 
träge von Wechſeln, Lombardforderungen und — 
jtüden . . ER er 1,452,427 
d) Noch nicht abgehobene Dividenden . 1,053,971 
e) Verichiedene Buchſchulden 612,281 
9. Der Betrag des NReingewinnes für das dahr 1885: 
a) für das Reih . . . ; 2,082,872 
b) für die Bankantheils:Fnhaber . Er ° 2,083, 872 
hierzu treten die 1884 unvertheilt ge— 
bliebenen . . . z 6,029 2,088,900 


120,000,000 


22,397,941 


2,005,400 


1,843,005,980 
260,727,225 
537,458 


2,724 


4,253,301 


4,171,772 


2,257,101,802 


Berlin . Direktorium. ——— 
Aachen Stelle. —— 
Allenburg .Neben-St. . Königsberg. Forſt. 
Allenſtein. = . Königsberg: | Frankfurt a. m. 
Ancam . . a . Stettin. Frankfurt a. d. O.. 
Aicheräleben . u . Magdeburg. | Freiburg i. Breisg. 
Augsburg . Stelle. riedland i. ARE: 
Bamberg . Neben⸗St. — ürth . . 
Barmen 5 u Elberfeld. Öetjentirchen 
Bartenftein . . Königeberg. | Sera . . 
Barth . „ Waarendepot Straliund. \Giehen . 
Bauen ‚Neben-St. . Dresden. M. Giadbach 
Belgard oo. . Stettin. Gleiwitz 

Bernburg . " « Magdeburg. | Glogau 

Beuthen a . Gleiwiß. Sneien . 
Bielefeld . . , Stelle. Göppingen 
Biihofsburg . . Waarendepot Königsberg. | Görlig. . 
Bodum . ‚MNeben-St. . Dortmund. | Göttingen 
Brandenburg a. d. v. Berlin. Goldap - 
Braunsberg . e . Königsberg. | Graudenz . 
vraunſchweig Sieiie. Greifswald 
Bremen . Haupt:St. Greiz . 

Breslau — Grünberg . 

Brieg . . ‚Meben-St. . Breslau. Guben . 

Bromberg . Stelle. Gumbinnen . 
Brudjal . .Neben-St. . Karlarube. | Hagen . 

Bütow —— . Stolp. | Halberjtadt 
Gammin . .Waarendepot Stettin. ‚Halle a. d. ©. 
Gailel . Stelle. — Altona) 
Chemnig . J Hamm. . 
Eoblenz Ba Hanau 

Köln . . Haupt-St. ——— Linden). 
Cöslin . Commandite Stolp. \ Harb burg . 
Colberg Neben-St. . Stettin. Heidelberg 
Cottbus . Stelle. ‚ Heilbronn 

Erefeld REF ‚ Seilsberg . 
Creuznach ‚Neben:St. Coblenz. | Hildesheim 
Erimmitichau A . Chemnig. Hirſchberg 

Eulm . i ne + Danzig. | Inorwraclaw . 
Danzig . . Haupt-St. Sniterburg 
Darnıtladt ‚Neben-St. . Mainz. 'Sierlohn . 
Deutid-Eylau . Waarendepot Elbing. Sarnıen . 
Dillenburg .Neben-St. . Siegen. | Raiferslautern 
Dortmund aupt-St. Karlsruhe 
Dresden . Stelle. Kempten 

Düren. . Neben-St. . Eöln. Kiel 

Düſſeldorf Stelle. Königsberg i Pr. 
Duisburg .Neben-St. . Düfjeldorf. | Königsberg i. N. * 
Elberfeld . . Stelle. 'Noniß . 

Elbing — Konſtanz . 
Emden — Krotoſchin 

Erfurt . —— Labian 
Eſchwege. Neben-St. . Caſſel. Layr 

Eſſen Stelle. ‚Landau . 
Eupen. . . ‚Neben-St. . Aachen. Landeshut i. Schl. 
—— — .Cottbus. Landsberg a. d. ®. 
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reſſortirt von: 


AnlageP. 
Verzeichniß ſämmtlicher Neihsbanfanitalten. 
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reſſortirt von: 


Waarendepot Königsberg. 
Stelle. 
Neben-St. . Cottbus. 
aupt:St. 
telle. 
Neben:St. . Karlärube. 


« Waarendepot Königsberg. 


Neben-St. . Nürnberg. 
— Eſſen. 

Steile. 

.Neben⸗St.. DENE: 
„0. + Erefeld. 

. Stelle. 

‚Neben-St. . Bojen. 

0. + Stuttgart. 

. Stelle. 

Neben⸗St. . Caſſel. 

. Königsberg- 

Stelle. 

Neben⸗St. . Straliund. 

. 6Gera. 
Glogau. 
.. Cottbus. 
Königsberg. 
Dortmund. 

He . Magdeburg. 

. Stelle. 
—— 

‚Neben-St. . Münſter i.®. 
= . Frankf.a.M. 

 Haupt-St. 

i EURER . Hamburg. 

s . Mannheim. 


. Stuttgart. 


—— Königsberg⸗ 


Neben⸗St. annover. 

—W— . Liegnig. 

- + Bromberg. 

F Commandite Königberg- 
Neben-St. . Dortmund. 
Waarendepot Stettin. 
‚Neben-St. . Mannheim. 
. Stelle. 
‚Neben-St. . Augsburg. 
. Stelle. 
. Haupt-St. 


Waarendepot Stettin. 


.Neben-St. . Bromberg. 
" . + arlörube. 
— .Poſen. 
„+ „ Königsberg- 
» + „+ Slarlärııhe. 
”„» + + Mannheim... 
w . Liegnig. 

Stelle.! 
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rejlortirt von: rejiortirt von: 





Zauenburg i. Pomm. Neben-St. . Stolp. ‚Nawitih . ‚Neben:St. . Poſen. 
Leipzig .Haupt-St. . | Regensburg - . München. 
Lennep ‚Neben-St. . Elberfeld. Reichenbach i. Schl. ö . Breslau. 
Liegnig . . . Stelle. | LO m . Chemnip, 
Smburg ad. Lahn Neben:St. . Coblenz. Remſcheid. u a Elberfeldt. 
Lindau . Augsburg. | Reutlingen R . . Stuttgart. 
Lila . ® "Roten. NRogajen . . Waarendepot Poſen. 
Lörrach . Karlärube. Roſtock . . .Neben:St. . Lüber. 
Ludwigshafen a. ". . Mannheim. | Rügenwalde . — Stolp. 
Lübeck. Stelle. Ru - - P . + Memel. 
Lüdenfceid ö .Neben-St. . Dortmund. | Saalfeld . - Baarendepot Elbing. 


y e 
Magdeburg . 


Mainz. telle. ' Scippenbeil . . Waarendepot —— 
Mannheim Haupt⸗St. Schirwindt Neben-St. . Tilfit. 
Marienburg . Neben-St. . Elbing. | Schivelbein . Raarendepot Stettin. 
Marienwerder . Hauptlajje . Danzig. Schlawe . Stolp. 
Meerane . ‚Neben:St. . Chemnig. Schneidemühl ‚Neben:St. . Pojen. 
Memel . Stelle. Schwedt a. d. O. = . Stettin. 
Me. u Schwelm . . - 6 . Elberfeld. 
Minden . ». Schwiebus —— .Frankf. a.O. 
Mühlhauſen i. Pr. . Waarendepot Elbing. Siegen . Stelle. 

Mühlhauſen i. Thür. Neben:St. . Erfurt. Solingen. . - ‚Neben:St. . Cöln. 
Mülhauſen i. Elſaß Stelle. Sommerfeld . - » . Glogau. 
Mülheim a. d. Ruhr Neben-St. . Eiien. BR . Görlig. 
Münden . . aupt:St. Speyer ö . Mannheim. 
Münfter i.W. . »Stelle . . Spremberg i . + Cottbus. 
Naumburg a. d. S.Neben-St. . Halle a. ©. | Stallupönen . . Raarendepot Königsberg. 
Neiſſe - . . . Breslau. Stargard i. Pomm. Neben-St. . Stettin. 
Neubrandenburg . Waarendepot Lübeck. dr. Stargardt . ‚Banrendepot Danzig. 
MNMeumünjter . . Neben-St. . Kiel. tettin .Haupt=St 

Neuß . = . . Eöln. Stop . . . Stelle. 

Neuitadta. d. Haardt " . . Mannheim. Straliund . 

Neuſtettin RL" . Stettin. Straßburg i. Elijah. . Haupt-St. 

Mordhauien . . Stelle. Stuttgart - i 

Nürnberg . IR Spar Suhl A ‚Neben:St. . Erfurt. 
Dfienbad) . ‚Neben:St. . Franff.a.M. | Tapiau « Waarendepot Königeberg- 
Dönabrüd . Stelle. Thorn . . Stelle. 

Diterode . ‚Neben-St. . Elbing. Tilſit 

Ditrowo . "er + Boien. Treptow a. d. T. Waarendepot Stettin. 
Paderborn . . Münjteri®.| Trier . . .Hauptlajje Met. 
Paiewalt . . Waarendepot Stettin. Ulm (Neus An) ‚Neben-St. . Stuttgart. 
Raflau . ‚Neben: St. . Münden. | Wehlau i "m. » Mönigsberg- 
Piorzheim nn Karlsruhe. |MWeplar . A . Koblenz. 
Billtallen . e . Tilfit. Wiesbaden . » m . — 
Pirmaſens ae Sa . Mannheim. | Witten a. d. N ä . Dortmund. 
Blauen i. Voigt. . „ . Chemnig. | Wolgajt — . Straljund 
Bleien . . » .Poſen. Worms . Mainz. 
Pößnech ——— . Gera. Wronke . Waarendepot Poſen. 
Poſen. gaupt Si Würzburg ‚Neben-St. . Nürnberg. 
Prenzlau . .Neben:St. . Stettin. Fr . — . Gera 
Quedlinburg . "„ + + Magdeburg. Bittau . : ö . Dresden. 
Rajtenburg "„ +  „ Königäberg. Sweibrüen . . R . Mannheim. 
Matibor . "» + + Öleiwiß. Zwidau u" + + Ehemnig. 


D " . 
Haupt:St. 


. Königsberg. 


Saarbrüden . 
Sagan 


. Neben-St. 


u 
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Anlage. 
a) Verzeihniß 


der Mitglieder und Stellvertreter des Zentral-Ausſchuſſes, jowie der 
Deputirten desjelben.!) 


15 Mitglieder: v. Haniemann, A., Geh. Kommerzienrath. Mendels- 
Tohn, Franz, Geh. Kommerzienrath. Rauers, Beter, Bank-Direftor in Ham— 
burg. dv. Bleihröder, ©., Geh. Kommerzienratd. Hardt, Richard, Kauf: 
mann. v. Rothſchild, M. Karl, Frhr., in Frankfurt a. M. Arndt, Geh. 
Kommerzienrath.“ Zwider, Geh. Stommerzienratb FT Heder, Emil, Nentier. 
Bleihröder, Julius, Banauier. Stern, Theod., Banquier in Frankfurt a. M. 
Liebermann, B., Geh. Hommerzienrath. dv. Oppenheim, Albert, Freiherr, 
Königl. Sächſ. General-Konſul in Köln. Veit, Ed., Geh. SKommerzienrath. 
Winterfeldt, Mar. Juftizrath. 

15 Stellvertreter: Seibel, G., Geh. Kommerzienrath. v. Edarditein, 
Ernit, Freiherr. Sarre, Theod., Stadtrath. Simon, Berthold, Bangquier. 
Cohn, Meyer, Geh. Kommerzienrath. Nick, Eduard, Bananier. Helfft, 
Edmund, Bangquier, Kommerzienrath. Richter, Iſidor, Banquier. Kohhann, 
Heinrih. Model, Julius, Banquier. Siemens, Werner, Dr., Geh. Regierungs: 
rath. Meyer, Felir, Banquier. Delbrüd, Geh. Kommerzienrath. Schönlant, 
William. Schmidt, Ed., General-Konſul. 

3 Deputirte: Zwider, Geh. Kommerzienrath.r Mendelsfohn, Geh. 
Kommerzienrath. Arndt, Geh. Stommerzienrath.r 

3 Stellvertreter: Veit, Ed., Geh. Kommerzienrath. Liebermann, Geh. 
Kommerzienratd. Bleichröder, Jul., Banquier. 


b) Berzeichniß 
der Mitglieder der Bezirks-Ausſchüſſe und der Beigeordneten derjelben. 
NB. Die Namen der Beigeordneten find mit * bezeichnet. 


1. Bremen. 8 Ausihußmitglieder: *Gildemeifter, Joh. Heinrich, Rentier. 
Heye, Bernh. H., Kaufmann. Nebelthau, Aug. Georg, Kaufmann. Tewes, 
Karl, Kaufmann. Delius, Fried. Wilhelm, Königl. Preuß. General-Konſul. 
Clauſſen, Heinrich, Kaufmann. Untraut, Alfred F, Kaufmann. *Wolde, 
Johann Georg, Kaufmann. 


2. Breslau. 10 Ausihußmitglieder: *v. Wallenberg-Pachaly, Gideon, 
Banquier und Rittergutsbefiger. Bod, Joh. Andr., Kaufmann und Yabrikbefiger. 
*Landsberg, Ludiw., Stommerzienrath, Stabtrath und Gerichts: Nifeflor a. D. 
Schottländer, Julius, Banquier und Nittergutöbefiger. Schöller, Leopold, 
Kommerzienrath, *Deimann, Heinr., Geh. Stommerzienrath. Witte, Ernit 
Chriſtian, Landgeriht3-Direktor. v. Uehtrig-Steinfirh, Oswald, Staats: 
anwalt. Friedenthal, Paul G., Kommerzienrath, Gerichts-Aſſeſſor a. D. 
Eichborn, Philipp Heine. Moriz, Hommerzienrath. 

) Die mit einem Kreuz VBezeichneten find berjtorben. 
Annalen des Deutſchen Reiche. 1586, 44 
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3. Köln. 10 Ausihuhmitglieder: v. Nedlinghaufen, Wilh., Kaufmann. 
Gamphaufen, Arthur, Banquier. vom Nath, Emil, Stommerzienvath, Stauf: 
mann. vd. Oppenheim, Albert, Freiherr, Königl. Sächſiſcher General-Konſul. 
Rautenſtrauch, Gugen, Saufmann. *Marcus, Julius, Konmmerzienrath, 
Staufmann. Herftatt, Friedr. Johann David, Bananier. Seligmann, Jakob, 
Bangnier. Deihmann, Theodor, Banquier. *Heufer, Augujt, Kommer— 
zienrath. 


4. Tanzig. 6 Ausihußmitglieder: "Steffens, Mar, Kaufmann und Konful. 
*Nodenader, Ernit Theod., Kaufmann. Henn, Friedr., Kommerzienrath. Mir, 
George Ludwig, Kommerz: und Admiralitätsrath. Kosmad, Albert, Kaufmann 
und Stadtrat. Bochm, Heinr. M,, Kommerzienrath. 


5. Dortmund. 8 Ausichußmitglieder: "Brand, Julius, Kaufmann und 
Stadtverordneter. Elbers, Ghrift., Dr. und Fabrikbeitger in Hagen. Huyſſen, 
Nobert, Hommerzienrath in Sierlohn. Operbed, Julius, Fabritbeiiger. Aß— 
mann, Theod., Kaufmann in Lüdenscheid. *"Heingmann, Otto, Landgerichts: 
rath. Heymann, Moſes, Kaufmann und Stadtverordneter. Schwedendied, 
Ernſt, Hüttendireftor. 


6. Frankfurt a. M. 10 Ausichußmitglieder: Eyſſen, Bernh. Ferd., 
Banguierr. Goldihmidt, Ad. Bened. H., Banauier. *Ladenburg, Emil, 
Banquier, Geh. Stommmerzienrath. gen. Jacques Reiß, Iſaak Anton, Geh. 
Kommerzienrath. "Stern, Theod., Banauier. Banıberger, Rudolph, Banquier 
in Mainz. Hand, Mer. Fr. Ioh., Banquier. *v. Heyder, Joh. Georg, 
Banquier. vd. Neufpille, Guftav, Geh. Kommerzienrath. Schmidt:Poler, 
Phil. Nikol., Banquier. 


7. Samburg. 10 Ausihußmitglieder: Baur, J., Kaufmann in Altona, 
Behrens, Ed. Ludw., Banquier. Berenberg-Goßler, John, Banquier. 
*Lembcke, ©. Ed., Kaufmann. Nauers, Peter, Bank-Direftor. Böhl, Heinr. 
Ludw., Kaufmann. *Borgnis, Mlerander, Kaufmann. Burdard,  W,, 
Stonful. *RLutteroth, Arthur, Kaufmann. Nottebohm, C. F. W., Kauf: 
mann, Inhaber der Firma Nottebohm & Co. 


8. Hannover, 7 Ausſchußmitglieder: Benfey, Julius, Dr. jur., Direktor 
und Rechtsanwalt. Jänecke, Georg, Hommerzienrath. "Meyer, Louis Ephraim, 
Stommerzienrath. Meyer, Siegmund, Kommerzienrath. *Bartels, Dito, 
Banquier. Simon, Dr., Amtsrichter Brodtmann, Albert, Kaufmann. 


9 Königsberg i. Pr. 8 Ausſchußmitglieder: Bittrich, Karl Heinr. Kolumb, 
Stommerzienrath. »Dörkſen, Heinr., Kaufmann, Meyer, Otto, Kaufmann, 
Bernstein, Jakob Levin, Kommerzienrath. Gihelbaum, Lafer, Kaufmann. 
Gaedede, Konrad, Konſul. Iapha, Walter, Kaufmann. *Simon, Morig, 
Geh. Stommerzienrath. 


10, Yeipzig. 8 Ausihußmitglieder: Beder, Ferd. Edm., Banquier. *Dodel, 
Wilh., Kaufmann. Roeder, Emil Ant, Raph., Kommerzienrath und Bangquier. 
Wachsmuth, Aud., Dr. jur., Rehtsamvalt und Bank-Direktor. Adermanns 
Teubner, A, Buchhändler. Heidenreich, Guftav Ernft, Kaufmann. Schmidt, 
Julius Wilh., Konſul und Banquier. *Schröder, Franz Louis, Kaufmann. 


11. Magdeburg. 8 Ausihußmitglieder: Löwe, Otto, Banquier. Haus: 
waldt sen., A., Kommerzienrath in Neuftadt:Magdeburg. Hubbe, Otto, Kauf 
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mann. Ziegler, Ottofar, Kommerzienrath. *Neubaner, Friedrih Auguft, 
Kommerzienrath. *Schieh, Louis Heinr., VBanquier. Kalkow, Ludw. Aug, 
Kaufmann und Stadtratf. Bennewig, Theodor Christoph Guftan, Som: 
merzienrath. 


12. Mannheim, 8 Ausihußmitglieder: Bafjermann, Julius, Kaufmann. 
Hohenemjer, Ludwig, Banquier. Joerger, Karl, Kaufmann. Köfter, 
Wilhelm, Bangquier, Kommerzienrathb. Diffene, Philipp, Kaufmann. *»Hirſch, 
Emil, Kaufmann, Inhaber der Firma Jakob Hirih K Söhne. Ladenburg, Karl, 
Bananier, Konful. *Reiß, Karl, Konſul. 


13. Münden. 10 Ausihußmitglieder: Weidert, Joh. Karl, Banquier, 
Königl. Kommerzienratd und Präfident der Handels- und Gewerbekammer für 
Oherbayern. dv. Schilder: Dietramszell, Wilh., Gutsbeliger. Keiter, 
Eduard, KHönigl. Kommerzienrath, Direktor der Aktien-Geſellſchaft für Lederfabri- 
fation. *Sendtner, Theod., Bankdireftor. *v. Badhaufer, Heinr., Königl. 
Geheimrath und General: Direktiong » Betriebs: Direktor a. D. *v. Froelid, 
Nobert, Nentier und Gutsbeſitze. Guggenheimer, Morik, Banguier und 
Ktönigl. Handelsrichter. v. Holnftein aus Bayern, Graf, Otto, Königl. Käm— 
merer und Hofmarichall Cr. Königl. Hoheit des Prinzen Ludwig von Bayern. 
Merd, Heinr., Dr., Banquier. Adermann, Theod,, Ktönigl. Hofbuchhändler. 


14. Pojen. 4 Ausihußmitglieder: Bendir, Joahim, Kaufmann. *J oa: 
chimezyk, Emanuel, Kaufmann. *Go![denring, Leopold, Kaufmann. Mehring, 
Juſtizrath. 

15. Stettiu. 8 Ausſchußmitglieder: Meiſter, Karl, Kaufmann und Konſul. 
*Karow, G., Kommerzienrath und Konſul. Theune, Herm., Geh. Kommerzien— 
rath. Treſſelt, Joh. Julius Brandis, Kaufmann. *Greffrath, Karl, Kauf: 
mann. Karkutſch, Ferd. Aug. Ludw., Kaufmann. Kreich, Theod., Brauerei— 
beiiger. Walter, C. F. W., Kaufmann und Handelsrichter. 

16. Straßburg i. E. 8 Ausſchußmitglieder: Stempel, Friedr., Ober— 
regierungsrath. North, Jean, Dr. jur., Bank-Direktor. *Blum, Gabriel, 
Bank-Direktor. Herrenſchmidt, Alfred, Fabrikant. *Sengenwald, Adolf, 
Rentier. Sengenwald, Julius, Handelskammer-Präſident. Reinhard, Dr., 
Rechtsanwalt. Blum, Leon, Banquier. 


17. Stuttgart. 8 Ausſchußmitglieder: Chevalier, Friedr., Kommerzien— 
rath, Ehren-Vorſitzender des Verwaltungsraths der Württembergiſchen Vereinsbank. 
*Dörtenbach, Karl, Kommerzienrath, Kaufmann, Theilhaber der Firma Zahn & Co. 
Staib, Karl, Geh. Hofrath, Direktor der Königl. Hofbank. Siegle, Guftav, 
Geh. Kommerzienrath, Vorftand der Badiſchen Anilin und Sodafabrif in Mann— 
heim, Zweigniederlaifung Stuttgart. Federer, Julius, Kgl. Italien. und Belg. 
Konjul, Miteigenthümer der Firma Stahl & Federer. *Kübel, Edmund, Dr., 
Rechtsanwalt, Juftitiar der Allgemeinen Nentenanftalt. Oftertag, Karl, Kom: 
merzienrath, Kaufmann. v. Pflaum, Alerander, Kommerzienrath und Königl. 
Sächſ. General-Konſul, Vorfigender des Aufjichtsraths der Württembergiichen 
Banfanitalt, vorm. Pflaum & Co. und Mitglied des Auffichtsraths der Württem- 
bergiichen Bereinsbanf. 

1 Beigeordneten-Stellvertreter: Oftertag, Karl, Kommerzienrath, Kaufmann. 


44* 


Verwaltung&bericht der Reichsbank für das Jahr 1885. 


630 


yıo’ez |eoz’isı |Br6or |vErioge 
orısz |1oroz vos“qp ſ0'ett 
— 6er 02 |orL’sg |698’8de 
our \e98’eE |e8d’eo | 208’6HrE 


613*1 — os2 oo Is 
FOR'ET 04578 | Fre'roo leg 
09T doigegz 131460 Jrcı 
seo’9r Jeır'za |989’214 |’ a EZ 1 


IA] L96'rg92 |aeR’zso |acs'ız | 000081 
812 gar'nga |aru'r2o |gerfız 1000'051 
ah pai zs vor 939 |Heeız | 000081 
108 g839 333 | 116802 \9e8ız | 000081 





#19 ser1ez Ieze'zer |ase'ız 000021 N sıcirz |wreise |arstır Joceirze |Heo/ıı \erz/ız |696’095 [08 
o89 Fıe'sız |arr'969 |asg'ız 00002t I arL'r3 i68666 28819 300388 |gor’er |are’ız 330199 Ver 
219 Fer E0z |#zrırz \geeız 1000051 Ih ısı'ra |zı8or 636—— Igrrzer |ız2’cı lors/os lost’ıas 61 
#36 gez’ası | zer/icz I9eg'ız 1000’ozı I cor'rz |esı'r7 |zzı’es |2ezıre |or0o/ar |Bıı’sı |oog’zea |’ Nhadh 


zobut p9 |esr'sss | re 
ıL9'31 \ezeız |grı'isıc |'ez 
ss Ir 681 15 |casiezg |'cı 
gay'zı 8803 |sıyzıa Jr er A 


geo'cz |seriss Isco’'ss loos’oze 
ae |ı1HerE |Berer | GE6’gTe 
ıTıe'rs \Ler9e |sı6or |BcH’zre 
euere |sos’ige |982’Er 1 660’348 


zso'ı |668’68T | Toa’zLL gaE'Iz 000.031 
oeg’T  |EL9’EIS | 688/899 |9TE'Ig | 000'051 
133 z08'eed | 82/999 | 80803 | 000’0z1 
1L3 esr’6Ez |z81'219 |sos’os | 000'0z21 


esg'sı 90'023 |e9z'sıg |’sz 
8621 08112 — 63 


ere’ır gsg'st |ecr'r9g Je 
90g‘ Ir | 196/13 |9E9’6ee |’r rauvnaqaꝰ 


orı'cz | 280/18 1z2’9p | F96/ıce 
826 83 6r861 |C9Har | 986/99 


#653 #3 IC163 FrGLOF 968 6LE 
8193 | 266'68 LLr’6H 1098688 


68 SOL'FFZ 980280 80803 000881 
sog 988 63 096'799 808'08 000°081 


gLE Fı9'lrz | PaL’829 80802 | 000.051 
6hr sog'gez | sr9'gsa |soR’oz !000’0z1 


£08 gE6’IEZ | LOz’FZL | 808'02 |000'081 || sas’ez | nus’s8 cgs’ıg |F98’80F 





ve | e98 zı9'er |170°08 |#wer’esc [re 

122 | sge’erz | 2E2’0FL |808'0z |000%0z1 || oLE'TE |HrL/8E jLedas 8oureir 6titen |HElisı |esecirre |’ez 

gc9 | 89'103 |z90’es2 | sor'oz |o00'ozı || vz6'95 |urs'zr |gcıa2 6806er |oarsı |e6arı |arazes |'cı | 
856 ' 990/128 |0a9'928 | so8’oz |000'0z1 ||| 8OL’2z I sec’zor |areerr |argeı |ieaicı Ieazıas |, | " uuvnuvg 

WW Ww 


W Ww W W Ww W W W W W 

















wonajpı | | i 
vorllogg |-gungangg | Amon | ago) | gondug |; vang 


} „nl um - al squnag) obuluos 
os uagagg | aanalaıg | -gunag | in 9 


uwajuogg | auıalpl gpB 
aa2aquv | suallug 
wog | zulpag | “US 






wy>llg) gauguog | PlaRK un;dDg 














eaıy0 Y 








(uoll vjabboa 000 J2vız waqualnvg ug) 
nopilssgarguspogz uarpıyusllora cggT Aug mı 239 Bunyayuammoing 


yvaıseyııy 


681 


Berwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1885. 


got 
16H 1 
6113 
ISE 


138 
00F 
F6r 
695 


a6 
oer 
oft 
64 


ihr 
694* 
or 
0IF 


6er 
ar 
LLF 
09 


619 
248 
068 
6111 


ter I 
1181 
8043 
80% 


106'197 
Bro’TIE 
608'908 
O81’C87 


n12'9C2 
189 903 
1183833 
631 4913 


226023 
GEH 182 
roe 108 
281018 


cı9'c02 
SE0’Er2 
6r6 Lr2 
1.28'8F5 


09T'E98 
0692475 
ger’tez 
£38'837 


29'282 
| L2e'082 
' 999'033 
geg'IEZ 


646783 
| 660°2°7 
861968 
| 988’0F5 


ez6'808 
669 002 
C90’Z1L 
FLg’olz 


985881 
r82918 
EILLEL 
321 *9 


316 HLL 
LLUFGL 
893142 
681 v08 


—— 
981 014 
*88 869 
9sT'E0L 


181 3214 
96'169 
90969 
339314 


o28'92L 
£80/082 
998 27 
GL0'18L 


LEF FIR 
IrL'9IL 
err’Es9 
698219 


99812 
ggg1z 
97812 
9gE'1Z 


97E'12 
GE Ir 
97818 
gar'ız 


gag’18 
99812 
ger IR 
9g8' 18 


99818 
90818 
—— 
90813 


90817 
90813 
gse’ız 
998 18 


000021 
000021 
000'081 
000'051 


000081 
000021 
000’021 
000'021 


000081 
000021 
000'081 
000’051 


000'081 
000'01 
000'081 
000'081 


000'0z1 
000°0z1 
000081 
000'031 


000081 
000051 
000’0z1 
ooo oai 


000'081 
000'081 
000'081 


000081 





296/08 
03398 
80*63 
Ger'6Z 


GLE'6z 
09883 
293'95 
16023 


L02'92 
1*683 
609 


— 


23183 
r10'63 
20672 
63*3 


oeyt 
161 *3 
8*73 
088* 


3132*3 
06173 
0°8'95 
36 1 85 


800'83 
801 93 
— 
90888 


979'9F 
18#0F 
38014 
#007 


00F'C2 
808'95 
cos’ag 
zıR'ch 


gsr'gg 
89.09 
19#'09 
198°02 


097.69 
60169 
660'69 
o1L'zL 


60L'0L 
8E9'7# 
E20’E8 
gıa’FE 


19#'88 
6386 
BEER 
OEL'GE 


g8368 
srr'se 
LITER 
FLa’sı 


IH6'82 
319’6F 
15077 
180'7# 


Lıs’er 
820'77 
229’ Er 
ges8'cH 


29g’0s 
ces’er 
990’9F 
192'69 


c0,'89 
For'zr 
LeL’ar 
BLo’0F 


gLL’zr 
E38'68 
aLz'or 
998’0F 


062 FF 
9063* 
61084 
800'99 


09908 
erırr 
aarrr 
LEI er 


159195 
893 03* 
880 948 
gr8 198 


css’gıE 
953 918 
E1z’9L8 
gıg'sıE 


IGE’LSE 
sog'sLE 
LFFISE 
FE8'60F 


Far ost 
686*93 
— 
699 038 


SLTOFE 
ser Fre 
136*8 
304698 


03 698 
6r8’998 
FIg'zLe 
506'°0F 


sıı’gir 
EBE'STSE 
zzo geg 
o80388 


61291 
rᷣ6901 
TIrHt 
gz8 01 


ros1 
FB 
9686 
g78'6 


ara 
Lara 
66821 
12221 


ser nt 
Fis'al 
c8611 
ogs’ol 


riet 
erd'6 

a8r'zI 
est’tt 


gag’cı 
gerll 
org’sı 
F90’<1 


Bra 
10'721 
gast 
110 II 


szrız 
628'23 
Fr6'02 
08'713 


gaL’F2 
26677 
geg’eS 
860'72 


00612 
097'32 
L91'22 
agr'Iz 


19:12 
gos'cz 
Fr 
L°o'L3 


16#'93 
gsr'93 
041 93 
6C0'93 


89802 
seH’rz 
1 0 7 
216'28 


Er8'z2 
180'95 
6C8’9% 
99'907 


22819 
262/889 
150279 
09'389 


980729 
|oo1’819 
900 09 
r86963 


G86'66% 
6L.1’068 
08F'699 
89 699 


698200 
839649 
garesc 
166'089 


026068 
gog os⸗ 
123'968 
#36'666 


100869 
916968 
1ar's6C 
169069 


| sor’ıag 
' 982’919 
‚222’919 


\899'819 


"TE 
"85 


<ı 


"08 
83 


91 


"IE 
"85 
CI 


"IE 
"E53 
91 


"L 


"IE 
85 
a 


L 
‘08 


"85 


‘1 


* 


. 


aoaquo?o 


quoaox6 


gay 


RRN IT RIT EIS) 


- nö 


“me 


nung 





682 VBerwaltungsbericht der Neichsbanf für das Jahr 1585. 


Anlage E. 


Grundſtücke der Reichsbank. 
Der Werth der der Reichsbank zugehörigen Grundſtücke war: 






















— am 81. |] - anı 31. 
Ort Ertragl Deg 1885, Drt Ertrag] Dez 1885 
Ab, Mo M se 
Berlin Reichsbankgeb. 352] 6,378,000 || Halle a. d. ©. . — 199,000 
— Grundſtücke: | Hamburg — 997,000 
Kurſtr. Nr. 6 1 Hannover -- 175,000 
bis 18 27,242] 781,400 | Harburg . — 50,000 
Aachen _ 163,000 | Jnfterburg . — 36,000 
Augsburg — 177,000 || Karlsruhe — 109,000 
Bielefeld . — 90,0001 fiel...» — 145,000 
Bodum . — 23,500 || Königsberg i. Pr. . — 237,000 
Braunschweig - 190,000,|| Sandsberg a. d. W.. — 75,000 
Bremen . _ 510,000 | Leipzig j — 190,006 
Breslau . — 828,000 || Liegniß . — 232,000 
Bromberg . -» » 1 — 100,000 || Lübel . . — 90,000 
MEER 2.4 2: 25. 23. 8 800: 8 = 196,000 | Magdeburg . 150} 339,000 
Chemnig . — — 113,000,| Mainz 140,000 
Goblenz . = 120,000.|| Mannheim . — 289,000 
Eöln . . — 279,000 || Memel — 75,000 
Cottbus. 1 — 125,000 | Metz.. — 115,000 
Erf . 2 2 2. — 187,0001 Minden. — 90,000 
Danzig — 120,000 | Mülhauſen i. E. . — 200,000 
Darmitadt — 44,000 München — 426,000 
Dortmund = 220,000) Münfter i. ®. = 70,000 
Dresden . — 304,000 Nordhauſen — 110,000 
Diüjjeldorf — 90,000'| Nürnberg — 216,000 
Duisburg . .» .. . _ 75,000) Osnebrüd . _ 39,000 
Elberfed . . . . .».. 1 — 212,000; Pforzheim _ 65,000 
Elbing EIER — 50,000 || Rojen -- 180,000 
Em 20a. 145,000) || Siegen — 50,009 
Ejien . -- 120,000|]| Spremberg . — 30,000 
Flensburg ie 2 — 120,0001 Stettin 7,0001 400,000 
Frankfurt a. M. . . . = 851,000||| Stol Bee — 72,000 
Freiburg i. Br. . ..1 — 30,000 || Straßburg i. €. . 600] 400,000 
1 2 BEE — 70,600]; Stuttgart . — 543,000 
Sleiw . . ....1 — 105,000|| Thorn — 50,000 
Slogu . 2» 2.2... — 72,000 || Tilfit  . 480 50,000 
Br . . 2.2.2. 107,000] Wiesbaden .:1 — 73,000 
Graudenz * 70,0001 Ueberhaupt | 35,919]19,663,500 
Guben — 40,000 | 


An Erträgen aus Grundftüden find überhaupt eingegangen se 35,8528.90 


Hierzu die 1884 eingezogenen Revenüen pro 1885 R 67.50 
und die 1886 einzuziehenden Nevemien pro 1885 . — 67.50 

si 35,963.90 
Ab davon: Die 1885 eingezogenen Revenüen pro 18854 . . . 2.2, 45.— 


find mithin für 1885 aufgelommen s& 35,918.90 


Der deutſche Handel in feiner Entwicklung 
und Organilntion. 


Von 


Dr. Theodor Schönborn. 


Erjtes Kapitel. 


Erörterung der Anfichten der preußifden Handelskammern über einige 
brennende Fragen aus dem Jahre 1363. 


$ 1. Borbemerfung. 


Benjamin Conftant weilt in allen feinen Schriften auf den Grund— 
gedanken der individuellen Freiheit hin. Nach ihm offenbart ſich in der 
Mannigfaltigkeit die Iebensvolle Entwicklung und die Organifation, dagegen 
in der Uniformität Starrheit, Tod und Mechanismus. *) Und mit Recht. 
Auch die Entwidlung des Handels wird der Vollfommenheit am nächjten 
fommen, wenn in demjelben eine große Mannigfaltigkeit der Theile und eine 
wirffante Entfaltung ihrer Thätigfeit hervortritt. Zugleich bildet das Kenn: 
zeichen und den Beweis einer vollfommenen Organijation desjelben die geje- 
mäßige Gliederung und Unterordnung der Bejonderheiten unter eine einheitlich 
leitende Kraft. Wo immer wir aber die Gejchichte befragen, erhalten wir 
den Beweis, daß beim Fortichritt der Kultur die jubordinirten, abhängigen 
Theile um jo volljtändiger fich geitalteten, je mehr die latenten menjchlichen 
Fähigkeiten fich entwidelten, je mehr die Ajjoziationskraft, in der die Ge— 
Ihmwindigfeit der Zirkulation begründet ift, zunahm, je weiter das Konkurrenz: 
prinzip fich ausbildete. Dieſen allgemeinen Gedanken werden wir auch bei 
der Entwidlung des deutjchen Handels in der jüngjt verflofjenen Beit bewahr: 
heitet finden. Nur einen kurzen Zeitabjchnitt wollen wir hierbei ins Auge 
faſſen, aber interejjant genug, einerjeits weil er eine Fülle von bedeutiamen 
Thatfachen im fich birgt, welche den Entwidlungsgang des deutjchen Handels 
beeinflußt haben, und anderjeit3 weil zwei politische Afte von der größten 
Tragweite, die Entjtehung des Norddeutichen Bundes und die Bildung des 
neuen Deutjchen Reiches, welche in ihren Wirkungen ſich auch im deutjchen 
Handelsleben äußerten, in dieſe Periode fallen. Wir werden bei unſerer 
Darftellung folgenden Gang beobachten. Zunächſt wollen wir die Uebelſtände 
hervorheben, die vor 20 Fahren im Handel geherricht haben, woraus der 
Stand der damaligen allgemeinen Handelsverbältnifje hHervorleuchten wird; 
dann zeigen wir, wie im Verlaufe der fpäteren Jahre dieſe Mißſtände befeitigt 


) Bol. Näheres hierüber bei Bluntſchli, Geichichte der Neueren Staatswiſſenſchaft, 
3. Aufl. © . 971-578, 
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worden find, woraus fi) der allgemeine gegenwärtige Rechtszuſtand des 
deutichen Handel3 ergeben wird. Nach einer kurzen Darjtellung der Ent- 
wicklung des deutjchen Handel auf Grund des Zolltarifgefeges vom 15. Juli 
1879 wird auf die in der Zukunft zu erjtrebende Organijation des deutichen 
Handels näher eingegangen werden. Diejelbe verfolgt den Zweck, die Jndivi- 
dualität zu entwideln, die Ajjoziationskfraft, die Gewohnheit des Zuſammen— 
wirkens unter den Nationen zu ftärfen, die friedliche Wirffamfeit der ver— 
ichiedenen Kulturftaaten mit der Zunahme [ofaler Gentren und innerer Selb» 
jtändigfeit wie die Unterordnung unter die internationalen Rechts: und Ge— 
rechtigfeitsgejege zu befejtigen. 

Bir gehen bei unferer Darjtellung zurüd auf das Jahr 1864. Nach 
Berichten der Handelsfammern und faufmännifchen Korporationen war im 
Jahre 1863 eine „Vergleichende Weberjicht des Ganges der Induſtrie, des 
Handels und Verkehrs in den deutjchen (außergressäifigen und außeröiter- 
reichifchen) Staaten“ durch den bleibenden Ausschuß des deutichen Handelstages 
zufammengeftellt und herausgegeben worden. Ein erjtes Stüd der gemeinjamen 
deutjchen Statiftif war geleiftet; ein Werf einzig in jeiner Art, denn in feinem 
anderen Lande der Welt exijtirte ein ähnliches, die Stimmen und Urtheile der 
fompetenteften Männer waren bier vertreten. 

Diefe Schrift wurde ergänzt durch die Arbeit, betitelt: „Die Anfichten 
der preußiichen Handelsfammern über einige brennende Fragen der Gegenwart 
und jüngiten Vergangenheit“;") fie beruhte auf den Handelsfammerberichten 
für das Jahr 1864. Es ſei ums geftattet, zunächit das Wejentlichjte hieraus 
hervorzuheben. 


$ 2. Die Handelögejesgebung. 


Das deutjche Handelsgeſetzbuch war zwar damals faſt allgemein eingeführt 
worden, aber e3 hatte immer noch nicht allenthalben in Deutjchland Geltung 
erlangt. Ein wmejentlicher Mangel in der Handhabung desjelben lag darin, 
daß ein in einem Staate gefälltes Urtheil nicht ohne Weiteres in einem anderen 
deutichen Staate rechtsfräftig und vollitredbar war, weil die Beitimmungen 
des Handelsgejegbuches jeitens der höchiten Gerichtshöfe der deutjchen Einzel— 
Staaten verfchiedenartig ausgelegt wurden. Darum war jchon vom volfswirth- 
Ichaftlichen Kongreß die Bildung eines oberjten Gerichtshofes für ganz Deutſch— 
land zur Entjcheidung handelsrechtlicher Streitigkeiten vorgejchlagen worden; 
nur glaubte man noch lange auf die Verwirklichung diefer Idee warten zu 
müſſen. Außerdem wurde fir heilfam erachtet, daß die Reorganijation der 
Handelsgerichte mit vorwiegend kaufmännischer Vertretung recht bald ins Leben 
träte und daß die Faufmännischen Konkurſe durch die Handelsgerichte behandelt 
werden follten. Hierbei erjchien nothwendig eine Menderung der Konkursordnung 
und die Einführung eines gemeinjchaftlichen deutichen Afkordgejeges in dem 
Sinne, daß das Konfursverfahren, wie es im Intereſſe aller Betheiligten Liegt, 
thunlichſt jchnell abgemwidelt und fein Hauptzweck, die möglichjte Sicherftellung 
und rajche Befriedigung der Gläubiger aus der vorhandenen Mafje einerfeits 
und, wenn irgend angängig, Erhaltung des Gejchäftsbetriebs für den Schuldner 
anderjeits, durch den Afford nicht nur in dem Eoftipieligen, gerichtlichen Ber: 
fahren, jondern auch außerhalb des Konfurfes erreicht werde. Der Konkurs 
erichien damals hauptjächlich als ein VBicherreinigungsmittel des Schuldners, 

') Vgl. Zeitichrift des Königl. Preuß. Statift. Bur., herausgegeben von Dr. E. Engel, 
5, Jahrg., 1865, ©. 255— 270. 
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weßhalb man es für nothivendig hielt, die Vorfchriften über den Akkord zu 
verichärfen. Ein Afford jollte aber nur dann bejtätigt werden, wenn aus der 
Gejammtheit aller Umftände das Gericht die Heberzeugung zu ſchöpfen vermag, 
daß der Schuldner unverjchuldeter Weije in feine Lage gefommen ſei; es wird 
hiernach der Antrag auf Schließung des Affords auch dann, wenn der 
Gläubiger wegen einfachen Banferotts in Anklageſtand verjegt worden war, 
jo lange für unzuläffig erachtet, bis er entweder freigefprochen oder das Ber: 
fahren eingeftellt ift. Die Gläubiger erfchienen meist bei Akkordabſchlüſſen in 
einer Weile nachlichtig, daß hierdurch zu immer neuer Zahlungseinftellung 
Anreiz gegeben wurde und die Wirkungen des Gejehes dadurch geichwächt 
wurden. Wußerdem litt die Ausführung des Gejeges durch die Schuld der 
Meajjeverwalter, zu deren Kontrolle die nicht jachverjtändigen Richter anfer 
Stande jchienen. Zur Befeitigung diefer Uebeljtände ward gefordert, daß Die 
Konfurjfe zur Kompetenz der Handelsgerichte gehören ſollten. Ebenſo ſtellte 
jih die Eintragung der Firmen in das Handelsregifter als unpraftifch heraus. 
Als Erjas für das unausführbare deutjche Firmenbuch ward die Einigung der 
zum Bollverein gehörenden Staaten einfchließlich der Hanjeftädte und Mecklen— 
burgs empfohlen, jo daß die in ihren Gebieten mit der Führung der Handels- 
regijter betrauten Gerichte angewiefen werden follen, als Organ für die be- 
treffenden Veröffentlichungen, außer einer Lokal- oder Provinzial: oder Landes: 
zeitung, ein lediglich für dieſe Zwecke zu gründendes Blatt zu beſtimmen. 
Hierdurch jollte bezwect werden, daß jede Anmeldung und Veränderung der 
Firmen möglichjt jchnell dem Handelsjtande befannt und ſonach die Einrede 
bei gerichtlichen Verhandlungen wejentlich eingefchränft werde, als ob Jemand 
zur Veröffentlichung gelangte Einträge in das Handeläregijter weder gefamnt 
babe noch habe kennen müſſen. 


$ 5. Die Verwaltung der Handelsangelegenheiten. 


Bon den Handelsfammern wird tief beflagt, daß vor dem Abſchluſſe der 
Handelsverträge mit Belgien und England die Organe des Handelsjtandes 
nicht gutachtlich gehört worden feien, wie dies im Auslande geſchah. Es ward 
beantragt, für die Tabelleneinrichtung zur Aufnahme der Handels: und Gewerbe: 
jtatiftif der einzelnen Kreife eine berathende Mitwirkung der Handelsfammern 
anzuordnen. Die Handelsfammern waren mur jelten in den Fall gefommen, 
die Beitimmungen des $ 4 der Allerhöcjiten Verordnung vom 11. Februar 
1848 zu erfüllen. Derjelbe bejtimmt im wejentlichen, daß die Handelsfammern 
den Bentralbehörden Berichte und Gutachten über Handels: und Gewerbe— 
angelegenheiten zu erjtatten haben umd zugleich ihre Anfichten mittheilen follen, 
wie Handel und Gewerbe zu fürdern und entgegenftehende Hindernifje zu be— 
feitigen ſeien, ſowie jchließlich, daß den Handelsfammern die Beaufichtigung 
der auf Handel und Gewerbe Bezug habenden öffentlichen Anjtalten über: 
tragen werden fünne In Frankreich werden die Handelsfammern von den 
Miniftern der Iandwirtbichaftlichen Angelegenheiten und des Handels über 
projeftirte Handelsverträge, die Ertheilung von Privilegien an die Bank u. |. ww., 
von den Präfekten und Bolizeipräfidenten bei lokalen Einrichtungen und bei 
Verlegung gemeinnügiger Anftalten zu Rathe gezogen, fie nehmen an der Be: 
rathung der Eifenbahntarife Theil, der Kriegsminifter befragt fie wegen Ab— 
ſchließung von Lieferungsverträgen, der Finanzminifter und die Ober-Zollbehörde 
in Betreff der Zolltarife, jo daß ihnen weit mehr als in Preußen Gelegenheit 
geboten iſt, ihren Beruf zu erfüllen und gemeinnügig zu wirken. Es follten 
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dann auch Ausſchüſſe der Handelsfammern der einzelnen Provinzen oder 
Regierungsbezirfe zufammentreten, um die Vorlagen der Regierung und andere 
wichtige Gegenftände zu erörtern und Bericht darüber zu erjtatten. Endlich 
jollte womöglich auf Anregung der Fünigl. Staatsregierung zu gleichen Zweden 
jährlich in Berlin ein preußiicher Handelsfammertag abgehalten werden, wozu 
auch Mitglieder anderer deutjcher Handelsforporationen berufen werden fünnten. 
Ein Antrag der Handelsfammer zu Aachen um unbejchränfte Portofreiheit für 
den amtlichen Schriftwechjel der Handelsfammern innerhalb des deutjchen 
Bojtvereins-Gebietes, begründet durch den Artikel 31 des Poſtvereins-Vertrages 
vom 18. Augujt 1860, war vom Fünigl. Handelsminijterium, welches Die 
Handelsfammern nicht zu den darin berücjichtigten Behörden rechnete, abgelehnt 
worden. Das Konfularwefen erjchien bei der bevorftehenden Erweiterung de3 
Weltmarktes einer umfajjenden Reform bedürftig. Die Zahl der Kontulate 
erichien zu gering, an Stelle der unbejoldeten faufmännischen Konſuln fremder 
Nationalität follten entjprechend vemumerirte nationale Fachkonſuln ernannt 
werden. Der Stonjularetat anderer Staaten, wie Frankreichs und Englands, 
zeigte jich weit höher als in Preußen. Es ward hingewieſen auf die jehr 
interejlanten Berichte des Londoner Generalfonfulats, welche die danfbare An— 
erfennung des Handelsitandes verdienen. Schon damals glaubten die Vertreter 
des Handels ohne eine genügende Kriegsflotte nicht nur Die deutjche Handels— 
flotte, jondern auch die Schifffahrt auf den deutjchen Flüſſen, welche in die 
Nord: und Djtjee münden, jowie Die gefammte Induftrie des gewerbfleißigen 

interlandes fortwährend bedroht und dem Handel in fremden Ländern und 

teeren fehlte der nachdrüdliche Rüdhalt. Die Handelsfammer in Breslau 
ſprach fich dahin aus, daß Preußen, wenn es jeine Marine ie 
und demnach auch die erforderlichen Beranftaltungen in Holjtein träfe, 
Intereſſe von Gejammtdeutichland handeln würde; Die preußijche ee 
jo urtheilte fie richtig, „wird zur deutjchen Kriegsflotte werden“. Mit der 
Entwiclung der Handelspolitit Preußens geht diejenige feiner Handelsmarine 
Hand in Hand und Hand in Hand müßte eine deutiche Kolonifation gehen. 
Für die erportfähige Waarenfabrifation diesfeitigen Bezirks, fo hebt die Handels- 
fammer zu Altena hervor, würde jede jtaatliche Hilfe zur Befeitigung Des 
Verfehre mit der Weitfüfte Südamerifas und den Laplataftaaten bejonders 
wünſchenswerth erſcheinen. 


$ 4. Einzelne Handels: und Gewerbe⸗-Intereſſen. 


Bor Allem ward die Aufhebung der Wuchergeſetze, bezw. Die 
Beichränfung des Zinsfußes, gefordert. Unter den abnorm jchwierigen Geld: 
verhältnifien dieſer Zeit übte der Gegenjaß, in welchen die Praris zu den 
Wuchergejegen treten mußte, den nachtheiligiten Einfluß. Traurige Erfahrungen 
lieferten von Neuem den Berveis, wie dringend die Aufhebung diefer hemmenden 
Gejee geworden war. Der Handel war zwar beim Verfehr der Kaufleute 
unter einander dieſer Beſchränkungen enthoben; aber die Landwirthichaft, mit 
welcher der Handel in inniger Wechjelbeziehung ſteht, empfand alle Nachtbeile 
derjelben Doppelt. Denn das Kapital wendet fich naturgemäß dahin, wo es 
den größten Nuten erzielt; in Zeiten, da Bank- und Börjenverfehr das für 
Nicht-Kaufleute gejeglich vorgeichriebene Zinsmarimum erheblich überjchritten 
haben, vorwiegend zu dem rein faufmännitchen Verkehr. Dadurch aber werden 
der Yandwirtbichaft Geldmittel vorenthalten, weil fie geſetzlich feine gleich hohen 
Zinſen für diejelben bieten fann. Treffen diefe Schwierigfeiten, wie es geſchah, 
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mit einer mangelhaften Ernte zufammen, und wirken noch, wie jeit Jahren, 
niedrige Getreidepreife mit, jo war es natürlich, daß viele Yandwirthe in große 
Noth geriethen. Dieſem Mißſtande wurden auch die zahlreichen und bedeutenden 
ländlichen Subhaftationen in der Provinz Preußen zugejchrieben, wie Die 
Handelsfammer zu Königsberg betont. Für die Beibehaltung der gejelichen 
Beichränfungen des vertragsmäßigen Zinsfußes war zwar damals faſt nur 
noch ein Theil der ländlichen Grundbefiger, deren Widerjtand aber, wie die 
Handelstammern hervorhoben, einem vermeintlichen Eigenintereije entipringend, 
gegenüber dem Wohle der Gejammtheit unberechtigt erichien. Diefer Motivirung 
der Handelsfammern möchten wir ung nicht ganz anfchließen. Es erjcheint 
wohl aud) möglich, daß dieſer Theil der ländlichen Grundbefiger die Anficht 
begte, es würden in Folge der Aufhebung der Wuchergejege die aderbauenden 
Grumdbefiser durch die Kapitaliften, Spekulanten und Wucherer allmählich 
depojjedirt werden, jo daß durch ein derartiges Gejeh die Stadt über das 
Land den Sieg davontragen würde. Die Gejchichte der Wuchergejege und 
bejonders auch die beiden legten Geldfrijen hatten aber bewiejen, daß derartige 
Beitimmungen ihren Zwed nicht erreichten. Zugleich zeigte die bei dem Dis: 
fontofage von 7°/, Durch königliche Nabinetsordre zu Preußen eingetretene 
Erhöhung des Lombardzinsfußes auf 7°/,”,, für Stauflente, während derjelbe 
für Nicht-Naufleute 6°, blieb, wie wenig fich der Geldmarkt noch Feileln 
anlegen läßt. Die Aufhebung der jogenannten Wuchergejege erichien um jo 
mehr gerechtfertigt, ald $ 292 des Handelsgejeßbuches bereits freigibt, daß 
zwijchen Kaufleuten jeder beliebig hohe Zinsfuß giltig verabredet werden fan. 
Die gejeglichen Zinsbeichränfungen für Nicht-Kaufleute hatten ſchon wiederholt 
der Macht der Verhältnifje weichen müſſen, und es hatte fich dabei heraus: 
gejtellt, daß ihre dauernde Befeitigung weſentlichen Nutzen jtiften werde. Bei 
Darlehen von Handwerkern, Arbeitern u. A; ohne reelle Sicherheit fünnen Die 
BZinsbejchränfungen den Wucher auch nicht ausichließen, höchitens führen fie 
zu verjtecttem Wucher mit höheren Zinsforderungen, weil jolide Gejchäftsleute 
ſich daran nicht betheiligen und fomit feine Konkurrenz des Geldes vorhanden 
it. Selbſt die Vorſchuß- und Ktreditvereine nach dem Prinzip des Schulze: 
Deligfch erjchienen damals im Grunde genommen nur als Umgebungen 
der gejeglichen Zinsbejchränfungen, da dieſe Anjtalten von ihren den Mit— 
gliedern gewährten Darlehen zwiichen 6 und 14", Zinjen und Provifion 
erhoben. Wenn der kleine Handwerker und Arbeiter jich freut, gegen 9", 
Kredit zu "erhalten, jo beweiſt dies, daß bei dem Nichtvorbandenjein dieſer 
Anjtalten das Kreditbedürfnig gar nicht oder unter noch härteren Bedingungen 
Befriedigung finden würde. Man hegte zwar nicht geringe Furcht, daß durch 
die Aufhebung der gefeßlichen Zinsbeichränfungen eine Erhöhung des Zins— 
fußes für hypothekariſche Darlehen eintreten würde; doch dieſe Furcht erichien 
unbegründet. Es war richtig, daß zur ficheren Belegung von Kapitalien 
Obligationen von Aftienunternehmungen, die in gewöhnlichen Zeitläuften zu 
4';,°/, eber über als unter Bari ſtehen, jelbjt guten Hypotheken meiſtens 
vorgezogen wurden. Die Erklärung war aber darin zu juchen, daß Die 
Veräußerung folcher auf den Inhaber lautenden Bapiere, jowie die Erhebung 
der Zinfen gegen Zinscoupons durchaus mit feinen Weitläufigfeiten verfnüpft 
find. Deßhalb hatten diejelben auch, wie die Handelsfammer zu Köln bemerkt, 
in den Landestheilen, wo durch Hypothekenbanken und Pfandbrief— 
institute gleiche Annehmlichkeiten für die auf Hypotheken ausgeliebenen Kapi— 
talien gefchaffen worden waren, vor allen anderen den Borzug, und jelbjt die 
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nur 4"/,igen Werthpapiere diefer Gattung behaupteten beinahe den Parikurs. 
Sonad ward als das befte Mittel die Bildung derartiger Sreditantalten 
angeregt, um dem Grundbeſitz Kapitalien zu niedrigem Zinsfuße zuzuführen, 
während die gejeglichen Zinsbejchränfungen in außergewöhnlichen Zeitum: 
ftänden entweder zeitweilig in Wegfall fommen oder, wenn aufrecht erhalten, 
den Zufluß des Kapitals vollftändig abjchneiden würden. Zudem begünftigen 
die Hypothefenverficherungsbanfen auch die hypothefariichen Darlehen, welche 
geringere Sicherheit bieten; fie find im Prinzip auf die Lehrſätze gebaut, 
welche die VBolfswirthichaft zu Gunften der Aufhebung der Zinsbejchränfungen 
geltend macht. 

Auch über das Verficherungswejen jprachen die Handelsfammern ihre 
Klagen und Beichwerden aus. Die in großem Verhältniß fteigenden Ver— 
ficherungen gegen Feuersgefahr ließen es als dringende Aufgabe des Staates 
ericheinen, jo bedeutende Intereſſen durch eine jtete Ueberwachung der Gejell- 
ichaften und ihrer leitenden Gejchäftsgrumndjäge zu jchügen. Es lag nach An: 
ficht der Handelsfammern nicht im Intereſſe des Publikums, diefe Ueberwachung 
derart zu beſchränken, daß unter gänzlicher Freigebung der Konzeſſionspflicht 
die Oberaufficht nur nach allgemeinen Regeln legalifirt werde. Die mit dem 
jteten Fortichritt im Bauweſen gleihmäßig abnehmende Feuersgefahr erfordert 
vielmehr eine um fo jchärfere Vorficht in der Prüfung neuer Gefellichaftsjtatuten, 
um die Ausbeutung der Verficherten Hierdurch zu verhindern. Die ganz außer: 
gewöhnlichen Dividendenerträge mehrerer Lebensverficherungsgejellichaften Tießen 
gerade wünſchen, daß die Beauffichtigung dieſer Inſtitute vom Staate über: 
nommen werde. In damaliger Zeit war zudem die gegenfeitige Zulafiung 
deutscher Verficherungsgefellichaften in den Bundesjtaaten immer noch beſchränkt; 
in Preußen erlangten deutjche, außerpreußiiche Gejellichaften nur mit Mühe 
und Noth oder überhaupt nicht die Konzeſſion. Bejonders aber hatte der Gejchäfts- 
betrieb ausländifcher, namentlich englifcher Verficherungsgejellichaften außerordent: 
[ich zugenommen, Wenn ſich nun z.B. eine engliiche Gejellichaft plöglich vom 
Kontingente zurücdzog, jo fonnten den inländischen VBerficherten hieraus große 
Verluſte erwachlen. Das bei der f. Staatsregierung deponirte Garantiefapital 
vermochte für fich allein feinen vollkommenen Schuß zu ſchaffen; ein folcher 
ließ ſich nur dadurch erreichen, daß biefige rechtskräftig gewordene Urtheile 3. 
B. in England ohne Weiteres exefutirt wurden. Bei der jehr theuren und 
weitläufigen engliichen WNechtspflege erwies ſich dies unverkennbar als ein 
großer Bortheil und es wurde für heilfam erachtet, dies Ziel auf dem Wege 
des internationalen Vertrages zu erreichen. Die den verfchiedenen Verficherungs: 
gejellichaften gejtattete freiere Bewegung hatte zugleich die Konkurrenz vermehrt 
und dadurch die Prämienſätze im Interefie des Publikums ermäßigt, Aus diejen 
Gründen ward ein gemeinſames deutjches Verficherungsrecht in Anregung ges 
bracht; die großen Schwierigkeiten, welche jich dem gegemüberjtellen, wirden 
fi bei ernjtem Willen der Regierungen ebenfo gut überwinden lafjen, wie 
e8 in Bezug auf das Handelsrecht geichehen war. Bon hoher Bedeutung 
wiirde die natürliche Folge der Einigung fein, jo daß dann den ſämmtlichen 
deutſchen WVBerficherungsunternehmungen der Gejchäftsbetrieb im Gebiete des 
deutſchen Handelsgejegbuches nicht länger vorenthalten werden fünnte. Obwohl 
aber das Berjicherungswejen damals durch die Aufhebung der Bedürfnißfrage 
einen jegensreichen Aufſchwung genommen batte, jo wurde doch tief beflagt, 
daß demſelben die f. Staatsregierung durch Anwendung des Haufiergefeges auf 
die Agenten die Lebensadern der Verficherungsgejellichaften zu unterbinden be— 
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jtrebt war. Dieje Beitimmung ging zurüd auf die Einführung des Gewerbe- 
jteuergejeßes vom 30. Mai 1820. Deßhalb waren Fortichritte der Geſetz— 
gebung im Berficherungswejen nicht wahrzunehmen, obwohl der Gejehgeber 
hier ein jehr wichtiges und danfbares Feld in Anknüpfung an die Maßregeln 
fand, die in den Jahren 1859 —61 den freien Gewerbebetrieb der Verficher: 
ungsanftalten zu fürdern bezwedten. Die Anficht war vorherrſchend, daß die 
Entwidlung des Berjicherungsmwejens eine Wohlthat für den Staat und den 
Einzelnen jei, daß diejelbe aber nur bei Zulaſſung unbejchränfter Bewegungs: 
und Gewerbefreiheit des Berficherungswejens und feiner Organe zu erreichen 
ſei. Infolge derjelben war auch die Konzejlionirung der Agenten abge ftellt 
und das Agenturgewerbe wenigſtens im Prinzip wieder freigegeben worden 
durch das Geſetz vom 22. Juni 1861; auch die Befeitigung einiger Kontrollen 
(der Anträge vor Aushändigung der Verficherungsurfunden nebjt der polizei- 
lichen Unbedenflichkeitserflärung für die Entichädigungsjumme), welche noch 
das Geſetz vom 8. Mai 1837 aufgejtellt hatte, hatte man zu diejer Zeit beab- 
fihtigt, da man erfannte, daß die Verficherungsanftalten jelbjt das lebhafteſte 
Intereſſe und geeignetere Mittel fänden, um Ueberverficherungen und über: - 
mäßigen Entjchädigungen entgegenzutreten. Im Gegenfage zu dieſem freifin- 
nigen Geifte der Gejeggebung und Berwaltung waren im Jahre 1863 Ver: 
ordnungen erlaflen worden, Durch welche die Verficherungsagenten auf die Ge: 
ihäfte an ihrem Wohnort bejchränft und dieſelben ftraftällig gemacht wurden, 
wenn fie im Umherziehen Berficherungen fjuchten. Die Entjicheidung des 
fgl. Obertribunal3 vom 25. Februar 1864 hatte die außerordentlichen Mißver— 
hältniſſe zu Tage treten laſſen, welche bejonders dadurch entitanden waren, daß 
die aus der Praxis herausgebildeten volkswirtbichaftlichen Lehren bisher noch 
feinen genügenden Ausdrud in der diefen Zweig berührenden Gejeßgebung ge— 
finden hatten. Zudem waren Neibungen zwiſchen Privatgejellichaften und 
Provinzialfozietäten, die unter ſtändiſcher Verwaltung jtanden, in verjtärftem 
Maße entbrannt, insbefondere ſeitdem letztere auch die Mobiliarverjicherung 
betrieben; NReibungen, welche fich aus der polizeilichen Kontrolle der Berficher: 
ungsarnträge ergaben. Allgemein jtrebten deshalb die Handelsfammern die 
völlige Freigebung des Agenturbetricbes an. 

Alle diefe Hemmniſſe, welche die Entwicklung des Handels vor 20 Jahren 
in hohem Maße beeinträchtigten, find allmählich zum großen Theile bejeitigt 
worden und Durch heiljame Einrichtungen ward ein jolider, feiter Grund zu 
einer jegengreichen Gejtaltung des deutſchen Handels gelegt. Die folgende 
Darftellung wird auf diefe Weiterentwidlung des Handels näher eingehen. 


Zweites Kapitel. 


Entwicklung diefer Handelsmaterien vom Jahre 1863 bis zur 
Gegenwart. 


$ 5. Die Handelsgeſetzgebung. 


Das Handelsrecht der europäiichen Völker hat jeit dem jpäteren Mittel: 
alter eine Reihe von Grundſätzen über die eigentliche (offene) Handelsgefellichaft 
entwidelt, welche ſich ſämmtlich nur aus dem Prinzip der jelbjtändigen Per: 
fünlichkeit, aus der Auffafjung derjelben als eines einheitlichen Nechtsjubjefts 
mit einem eigenen vermögensrechtlichen Leben erflären laſſen. Die praftiiche 
Anwendung diejes Gedankens gejtaltete allmählich diefe Grundfäge zur Handels: 
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gewohnbeit, erſt jpäter führte die Wiſſenſchaft und die Gejebgebung zu der 
Erfenntniß dieſes Prinzips. Die Handelsgejellichaft ward zuerjt in Italien 
mit dem gebeimnißvollen Namen „corpus mysticum“ bezeichnet; die Praxis 
der Handelsgerichte in Frankreich erfannte fie als ein „etre moral“, obwohl 
der Code diejes Prinzip nicht als jolches aufnahm. In Deutichland hat die 
Geſetzgebung und die romanifivende Theorie lange gegen die prinzipielle Anz 
nahme der obigen Anjchauung angefämpft. Erjt die energiiche Forderung von 
Preußen, Defterreih und Bayern jegte auf der am 15. Januar 1857 eröff- 
neten Nürnberger Konferenz bei der dritten Lefung die Aufnahme wenigftens 
aller Stonjequenzen diefes Prinzipes durch. Doch vermied man, das Prinzip 
jelbjt im Geſetzbuch auszufprechen und Die Handelsgenoſſenſchaft als eine ge 
noſſenſchaftliche Nechtsperfon zu charakteriſiren. Sowie e8 lange dauerte, ebe 
diejes Prinzip in den deutjchen Territorien fih Bahn brach und in’s Leben 
überjegt wurde, ebenjo lange Zeit nahm es in Anſpruch, bis die Nechtsver- 
hältnifje des Handelsitandes und die Nechtsverhältniffe bei Handelsgejchäften 
in bejtimmten einheitlichen Nechtsnormen fejtgefegt wurden. In Deutjchland 
war jchon der berühmte Heidelberger Profeſſor Thibaut für die Einheit der 
Nechtsidee begeiftert aufgetreten. Aus diefer Tendenz war feine Schrift „über 
die Nothwendigkeit eines allgemeinen bürgerlichen Nechts für Deutſchland“ im 
Jahre 1814 entiprungen. Dieſe patriotiſche Anregung Thibauts war einft- 
weilen erfolglos geblieben. Das praftifche Bedürfniß machte fich jedoch in der 
Folgezeit insbejondere auf dem Gebiete des Handels und Wechſelrechts geltend. 
Die Nechtszerjplitterung trat hier durch die vielen Partikulargeſetze in kraſſer 
Weife hervor. Abgejehen von den Ländern des franzöfiichen Rechts herrichten 
im Jahre 1844 innerhalb des Gebietes des deutjchen Bundes 59 verjchiedene 
Wechjelordnungen, darnnter 9 aus dem 17. und 31 aus dem 18. Jahrhundert. 
Erjt im Auguſt des Jahres 1348 regte der damalige Unterjtaatsjefretär im 
Neichsminifterium, Widenmann aus Düſſeldorf, die Ausarbeitung des Ent: 
wurfs zu einem gemeinjfamen Handelsrecht für ganz Deutichland an.) Nach 
diefem erfolglojen Entwurfe wurde eine neue jelbjtändige Anregung auf der 
10. Zollvereinsfonferenz gegeben, indem im Jahre 1854 die wiürttembergifchen 
Stände beantragten, die Einleitung zur Vereinbarung eines gemeinjamen 
Handelsgejegbuches zu treffen. 

Während die Preußifche Regierung noch mit der Vorbereitung von Ent: 
würfen bejchäftigt war, brachte die Bayerische Negierung am 21. Februar 1856 
bei der deutjchen Bundesverfammlung den Antrag ein, „Eine Kommiljion zur 
Entwerfung und Vorlage eines allgemeinen Handelsgejegbuches für die Deutjchen 
Bundesſtaaten einzufegen“, dem auch Folge geleijtet wurde. Doch erit nad 
einer Neihe von Jahren war endlich aus der Berathung von Kommifjarien 
der Regierungen Deutjcher Bundesjtaaten ein „Allgemeines Deutjches 
Handel 3get et buch“ hervorgegangen, welches im Jahre 1862 in den deutjchen 
Staaten zur Einführung gelangte. Bon der Aufnahme in das Handelsgejeh- 
buch waren jedoch ausgeſchloſſen geblieben das Berficherungsrecht mit Aus— 
nahme des Seeverficherungsredhts, das Konfursrecht und das Prozefrecht in 


Handelsjachen und das Necht der Binnenschifffahrt; nur der Abjchnitt „Von. 
dem FFrachtgeichäft“ umfaßt mit den Transport auf Flüffen und — 


wäſſern. Auf obigem Rechtsprinzip und insbeſondere auf dem Gebiete dieſer 


— 





') Die geichichtliche Entwidlung des allgemeinen Handelsgejegbuches in Deutichland zeigt 
Goldſchmidt in feinem „Handbuch des Handelsrechts“, I. Bd. 1. Abth., S. 119 ff. 
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in das Handelsgejegbuch noch nicht aufgenommenen Handelsmaterien vollzog 
und vollzieht jich die Weiterentwiclung des deutichen Handels von jener Zeit 
an bis in die Gegenwart hinein. 

Zunächſt war durch Bundesgefeg vom 12. Juni 1869 ein Oberhan— 
delsgericht im Leipzig für alle Staaten des norddeutjchen Bundes eingejeht 
worden; jener Gerichtshof erſtreckte jpäter jeine Kompetenz über das ganze 
Deutiche Reich und trat in Handelsjachen an Stelle des für handelsrechtliche 
Streitfachen zuftändigen oberjten Landesgerichtshofes. Nach Gründung des 
Deutjchen Reiches trat an Stelle des Neichsoberhandelsgerichts am 1. Oftober 
1579 das Reichsgericht; als oberjte bezw. Reviſionsinſtanz auch in Hans 
delsjachen wird dasjelbe einen großen Einfluß auf den gejammten deutjchen 
Handelsjtand ausüben. ALS zweite Inſtanz einer zuerſt vor das Landgericht 
bezw. vor eine „Kammer für Handelsjachen“ gebrachten Handelsfache gilt das 
zujtändige Oberlandesgericht. 

Auch eine Neorganifation der Handelsgerichte ijt erfolgt. Im Han— 
delsgejegbuch werden die Handelsgerichte nicht näher geregelt; vielmehr beſtimmt 
der Art. 3: „Wo dieſes Gejegbuch von dem Handelsgerichte ſpricht, tritt im 
Ermangelung eines bejonderen Handelsgerichts das gewöhnliche Gericht an 
deſſen Stelle.” Auch die neue Neichsgerichtsverfaflung hat den Handelsgerichten 
nicht gerade bejondere Gunſt erwiefen. Nur wenn und infoweit die einzelnen 
Bundesjtaaten wollen, werden Handelsgerichte bejtehen und zwar nur bei den 
Landgerichten (an deren Sit oder an einem andern Orte des Landgerichts: 
bezirks) als Erftinitanzgerichte unter dem Namen „Kammern fir Handelsjachen“, 
zujammengejegt aus einem rechtsgelehrten Richter als Vorſitzenden und zwei 
Kaufleuten als Handelsrichter, die auf Vorſchlag des Handelsjtandes von der 
Regierung auf drei Jahre ernannt werden.!) Bon jener Freiheit haben die 
Regierungen, in deren Ländern bisher ſchon Handelsgerichte bejtanden, Gebrauch) 
gemacht und befondere Kammern für Handelsjachen eingerichtet. Selbſt Preußen, 
wo bisher fait nur in feinen wejtlichen Landestheilen Handelsgerichte beftanden, 
hat jegt in den größeren Städten feiner fämmtlichen Provinzen an den dortigen 
Landgerichten Kammern für Handelsjachen eingerichtet; in Breslau und Köln 
jind 2, in Berlin 8 Kammern für Handelsjachen eingejeßt worden. Die Ver: 
handlung von Handelsjachen vor diefen Kammern erfolgt aber nur, wenn ihr 
Werth den Betrag von 300 Mark überjteigt und zwar in dem Falle, wenn 
e3 der Kläger ausdrüdlich in der Stlagejchrift beantragt hat, oder wenn der 
Beklagte eine vor die Zivilfammer gelangte Handelsjahe an die Kammer 
für — durch Antrag überweiſen läßt. 

Für die Konkursordnung iſt wichtig das Geſetz vom 18. Februar 
1877. Hierdurch werden viele früher beſtandene Vorrechte einzelner Perſonen 
bejeitigt. Auch wurde hier der Beendigung des Konkurſes durch einen jogen. 
Bwangsvergleich (Afkord) eine Grenze gezogen. Es darf hiernach der Akkord 
nur eintreten, wenn die Mehrzahl der im bezüglichen Termin anmwejenden 
ftimmberechtigten Gläubiger dem vorgefchlagenen Modus über ihre Befriedigung 
und etwaige Sicherjtellung ausdrüclich zuftimmt und wenn die Forderungen 
der zuftimmenden Gläubiger zufammen mindejtens 3 Biertheile der Geſammt— 


In Frankreich werden die Präfidenten und Mitglieder der Handelsgerichte durd) 
die * Notablen des Handelsſtandes auf 2 Jahre gewählt und durch Dekret eingeſetzt. 
Die Bedingungen der Wahlfähigfeit find durd ein Gejep vom 10, Januar 1872 neu geregelt 
worden. 1. ®. Leris, Handel, in Shönberg, Handbud) der politiihen Delonomie I, 
©. 1103, Anm. 130. 
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fumme aller zum Stimmen berechtigenden Forderungen beträgt. Dies aber hat 
der Handelsjtand gegenwärtig noch nicht erreicht, daß die Konkurſe zur Kom: 
petenz der Handelsgerichte gehören, denn als zuftändig für das Konkursver— 
fahren gilt das Amtsgericht, bei welchem der Gemeinjchuldner feinen allge 
meinen Gerichtsftand (feinen Wohnfig) inne hat. 

In Bezug auf die zu verallgemeinernde Veröffentlihung der Firmen: 
eintragung it der damalige Wunjch der Handelsfammern, ein allgemeines 
Drgan bezw. ein Neichsorgan nur für diefen bejtimmten Zwed zu begründen, 
infoweit erfüllt worden, als durch das Handelsgejegbuch zu diefem Zweck die 
Handelsregiiter angeordnet find und noch vorgejchrieben ward, daß Firmenein— 
einträge durch bejtimmte Zeitungen veröffentlicht werden ſollen. Zudem voll- 
ziehen fi) die gefammten Eintragungen im „Gentralhandelsregifter für das 
Deutiche Reich“ und werden in dem Deutichen Reichsanzeiger veröffentlicht. 
Sp betrugen nach Nr. 22 und 24 des R. N. von 1832 Ddiejelben im Jahre 
1879 28320, im Jahre 1880 29990 und 1881 31150 Nummern, woraus 
fih ein für den Aufihwung der Gefchäfte jehr fprechendes Reſultat ergibt. 


$ 6. Die Verwaltung der Handelsangelegenheiten. 


Zur amtlichen Geltendmachung der Interefien des Handels- und Gewerbe: 
ftandes, fowie zur Unterftügung der Verwaltungsbehörden in der Erforichung 
der mwirthichaftlichen und rechtlichen Verhältniſſe des Handels: und Gewerbe: 
weſens dienen die Handels: und Gewerbefammern. Das Inſtitut der Handels: 
fammern war in Frankreich entitanden, wo jchon 1650 zu Marjeille von der 
Stadtbehörde eine jolche gebildet ward. Später wurden ſolche von der 
Regierung errichtet, durch Gejeg vom 27. August 1791 anfgehoben, aber durch 
Ktonfularbefhluß vom 3. Nivöse X (24. Dezember 1802) wiederhergeftellt. 
In Preußen hatten fich in den Nheinlanden aus franzöfiicher Zeit eimige 
Handelsfammern erhalten, doch ward bier erit Durch Verordnung vom 
11. Februar 1848 dies Inftitut allgemein eingeführt. Schon vor 20 Jahren 
wünjchten die Handelskammern, daß der Staat, ähnlich wie in Frankreich und 
England, bei allen wichtigen Handelsfragen ein Gutachten bei den Organen | 
des Handelsitandes einhole und daß überhaupt die Organe desjelben bei allen 
bedeutjamen Fragen aus den verjchiedenen Gebieten des Handels und Gewerbes 
zu einer berathenden Mitwirkung herangezogen werden ſollten. Diejer Wunſch 
der Handelsfammern harrt noch der Erfüllung; wir fommen auf Diejen Ge: 
genftand bei der Darjtellung der Organifation des deutſchen Handels noch ein: 
mal zurüd. Auch das Streben der Handelsfammern, daß jährlich in Berlin 
ein preußiicher Handelsfammertag auf Anregung der Staatsregierung abge: 
halten werden follte, ift nicht in Erfüllung gegangen. An Stelle des projel: 
tirten Handelsfammertages trat der Deutihe Handelstag, der zum erjten 
Male zu Heidelberg ſchon im Jahre 1861 vom 13. bis 18. Mai ſich ver: 
jammelt hatte, um auf fchleunige Einführung des vereinbarten Handelsgeſetz— 
entwurfs, auf allgemeine Organijation von Handelsgerichten, auf Feſtſetzung | 
gemeinschaftlicher Grundläge über Geſetzgebung und Berwaltung der Eiſen— 
bahnen hinzuwirken. Nunmehr bat der Deutiche Handelstag bereits eine 
25jährige Gejchichte. Staatsminister von Boetticher ar bei der jüngiten Ber: 
jammlung des Deutjchen Handelstages im März diefes Jahres mit Recht 
bervor, daß der Deutfche Vai jtet3 eine Pflege: und Bilanzitätte des 
Einbeitsgedanfens geweſen jei und daß diefer Gedanke der deutſchſen Einheit 
bei aller Verſchiederheit der Auffaſſung in den einzelnen Handelsffragen maß— 
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gebend ſein müſſe, um die wahren Urſachen des wirthſchaftlichen Niedergangs 
zu erforſchen und in der Wahl der Mittel und Wege zur Beſeitigung der 
wirthſchaftlichen Depreſſion ſich nicht zu täuſchen. 

Im Konſulatweſen jedoch iſt ein erheblicher Fortſchritt zu verzeichnen. 
Das Bundespräſidium des Deutſchen Reiches hat* in neuerer Zeit dafür aner— 
fennenswerthe Fürjorge getragen. Man darf jegt mit Recht jagen, daß fich 
Deutichland zur Zeit einer Achtung gebietenden konſulariſchen Vertretung. zu 
erfreuen bat. Immerhin aber beweifen die jüngjten Vorgänge in Spanien, 
daß auch in Deutjchland, wie wir es in frankreich beobachten, das ſeit Colbert, 
mehr noch jeit dem Code Consulaire von 1833, für das klaſſiſche Land des 
Konſularweſens gelten kann, wenigjtens auf allen wichtigeren Stellen nationale, 
wiljenjchaftlich vorbereitete und fejtbefoldete Fachkonſuln, die jelbjt feinen Handel 
treiben dürfen, aber einen wohlorganifirten Zweig des auswärtigen Staats: 
dienjtes bilden, jtehen jollten. Das Konſularweſen des Deutjchen Reiches ift 
geregelt worden durch das Gejet vom 8. November 1867, die tonjularge- 
richtsbarfeit durch das Gejeb vom 10. Juli 1879, eine allgemeine Dienſt— 
inftruftion für die Neichsfonfuln ift am 6. Juni 1871 erlafjen.') 

Bei der Entwidlung der Flotte blieb Deutjchland mit traurigen 
Erfahrungen nicht verschont. Man hatte die Anfänge einer Seemacht mit 
großen Opfern gegründet; Deutichland beſaß 1847 mit Einſchluß von Dejter- 
reih und Holftein nach England und Amerika die größte Handelsflotte. ALS 
am 2. April 1852 die Auflöfung der deutjchen Flotte von Bundes wegen be: 
ſchloſſen und dann diejelbe verkauft wurde, bemächtigte ſich aller Gemüther in 
Deutichland ein Erjtaunen, welches die Stimme der Entrüftung beinahe ver: 
ſtummen ließ. In dem deutjchen, überjeeiichen Handel lag eine Quelle unge- 
heuren ReichthHums; man berechnete ihn 1848, ohne die adriatische Marine, aber 
mit Einſchluß des Seeverfehrs von Holjtein und Schleswig, auf 5300 Schiffe 
von 676,000 Tonnen. Wichtige Motive hatten zur Veräußerung nicht gedrängt. 
Der Ausgang der Stonferenz zu Hannover mit den am 20., 22, und 23. März 
1852 geführten höchſt intereflanten und lehrreichen Verhandlungen war das 
Schwanenlied der deutjchen Flotte. Faſt in demjelben Momente aber, als 
die Unfähigkeit des Deutichen Bundes, die Flotte zu behaupten, fundgethan 
war, trat Preußen für -Deutjchland ein, jchloß am 20. Juli 1853 mit Olden- 
burg den Staatövertrag ab, durch den es am Jahdebuſen ein Gebiet zur 
Gründung eines Kriegshafens erwarb und Bedingungen übernahm, welche die 
Ausbildung einer Kriegsflotte bedingten. Seit diefer Zeit ift Die deutſche 
Handelsflotte dem jtark enttwicelten Außenhandel gemäß immer mehr gewachjen 
und eine der bedeutenditen der Erde geworden (1880: 1,100,000 Tonnen). 
Nur die englifche, nordamerifanische und norwegiiche Flotte iſt bedeutender, 
was bezüglich Norwegens namentlich aus der geringen Entwidlung der übrigen 
Berfehrswege erflärlich ift. Nach den neueiten, mit dem 1. Januar 1882 ab: 
Ichließenden Aufnahmen bezifferte fich der Beſtand der deutjchen Kauffahrtei- 
Flotte auf 4509 Schiffe mit einer Geſammtladefähigkeit von 1,194,407 Re: 
giſtertons. Die britische Handelsflotte ijt freilich gegenwärtig veichlih 6 Mal 
jo groß als die deutjche und reichlich 8 Mal jo groß als die franzöfiiche 
(ca. 81, Millionen Tonnen). Die Leiftungsfähigkeit der britifchen Flotte wird 





") Bol. die „Allgemeine Dienftinjtruftion für die Konfuln des Deutichen Reichs“, „Annalen“ 
1871, ©.595 ff. und Julius Reip, Die Konfularverträge des Deutichen Neiches, „Annalen“ 
1872, ©. 1282 fi. 
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aber noch jehr beträchtlich dadurch erhöht, daß diefelbe zu einem großen Theile 
(35°/,) aus Dampfern bejteht. Diejer Umjtand vor allen Dingen macht es 
begreiflih, daß die Engländer als die Frachtfuhrleute der ganzen Welt fun 
giren und daß fie den nationalen Flotten aller Länder der Erde die Güter 
für den Transport wegnehmen. In Deutjchland gab es von 4509 Seefchiffen 
4051 Segelichiffe und 453 Dampfichiffe, d. h. rund 89%, Segelſchiffe und 
11°/, Dampfſchiffe; gegen 1881 ftellt fich eine Abnahme der Segelichiffe um 
195, dagegen eine Zunahme der Dampfer um 44 heraus.!) Hieraus ergibt 
fih, daß mit der weiteren Abnahme der Segelichiffe und der mwachjenden 
Steigerung der Dampffchiffe auch die jegt noch durch die große Ueberzahl der 
Segelichiffe herbeigeführte geringe ‚Leiltungs> und Transportfähigfeit ſich von 
Jahr zu Jahr heben wird. 

Schon vor 20 Jahren bewegte die foloniale Idee die Gemüther in 
Deutichland. Das Scidjal der modernen deutjchen Auswanderung wurde 
wejentlich im 16. und 17. Jahrhundert entfchieden. Die deutjchen Auswanderer 
waren deihalb von Anfang an bis auf die jüngfte Zeit darauf angewieien, 
fih eine neue Heimat in Ländern zu fuchen, die unter fremder Herrichaft 
ftanden und jtehen. Bis zu dem amerikanischen Unabhängigfeitsfriege hatte 
die deutjche Auswanderung fic) faft ganz auf Nordamerika beſchränkt. Der Aus- 
bruch dieſes Krieges veranlaßte mit der von England über die amerifanijchen 
Häfen verhängten Blofade eine Stodung der deutichen Einwanderung im Die 
Vereinigten Staaten, die bis in das 2, Jahrzehnt diefes Jahrhunderts fort: 
dauerte. 1775 bis 1815 fand darum feine oder doch nur eine höchjt unbe- 
deutende Auswanderung aus Deutjchland ftatt. Erſt nach der Wiederfehr des 
Friedens regte ſich auch wieder die deutjche Auswanderungsluft. Die Motive 
derjelben erwuchjen zum größten Theile aus dem Verlangen der Mafje nach 
Verbeſſerung ihrer materiellen Lage, weniger aus politifcher Verſtimmung. 
Bon allen Ländern des ſüdamerikaniſchen Kontinents ſprach ſich das Verlangen 
nach europäiichen Ktoloniften am früheiten und dringendften in Brafilien aus. 
Für die deutjche Auswanderung fommen überdies nur die jüdlichen Provinzen 
des Reichs in Betracht, da das Klima des Nordens eine Kolonifation Durch 
Bewohner der gemäßigten Zone geradezu unmöglicht mat. Was in Bezug 
auf die Gründung von Kolonien damals vorgefchlagen wurde, hat noch in der 
Gegenwart zum Theil Geltung; auf Brafilien in&befondere ward die Aufmerf- 
jamfeit nicht gelenkt. Die jegigen Forfchungen ftimmen aber darin überein, 
daß, jo lange wir noch fremden Boden düngen müfjen, hauptſächlich in Süb- 
Amerika die jüdbrafiliichen Provinzen Rio Grande do Sul und Santa Catha— 
rina ein weit bejieres Feld des Vorwärtsfommens bieten als Nord-Amerifa 
und Auftralien. Bon den damals in Anregung gebrachten Kolonijationsge- 
bieten fteht thatlächlich feit, daß ſowohl in Uruguay als auch in der Argen- 
tinischen Nepublif der deutjche Anfiedler viele Bedingungen für eine fihere und 
gedeihliche Eriftenz findet und daß die Weſtküſte Sid-Amerifas jchon jeit 
Jahren die deutiche Einwanderung angezogen hat; insbefondere ijt es Chile 
geweſen, wohin fich viele Deutiche gewandt haben, hauptfächlich wohl deßhalb, 
weil diefer Staat von dem auf allen übrigen central und füdamerifanifchen 
Nepublifen aftenden Fluch der Miſchraſſen fait ganz befreit geblieben ijt. 
Der Cenſus von 1876 führt für Chile 4678 Deutjche und 380 Dejterreicher, 


!) Vgl. hierüber Zeitſchr. des fol. Preuß. ftatiit. Bureaus, herausgegeben von €. Blend, 
23. Jahrg, 1883, X. 
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für Peru 1672 Deutiche auf. Dieje koloniſatoriſchen Beitrebungen müſſen, 
um dem lebhaften Nationalgefühl jener Staaten feinen Anjtoß zu geben, von 
privaten Unternehmungsgejellichaften, nad) Art des in Südbrafilien ſeit 1849 
mit Erfolg thätigen Hamburger Kolonifationsvereins, in's Leben gejeßt werden. 
Der folonialen Idee wird auch in der Gegenwart von der Mitwelt und von 
Seiten der Reichgregierung Rechnung getragen; von leßterer ift die Begründung 
und Erweiterung von Dampfichiffslinien nad) den deutjchen Kolonien in Ans 
regung gebracht und zur Ausführung gebracht worden. 


$ 7. Handels: und Gewerbe:Iuterejien. 


Bor Allem ericholl vor 20 Jahren der Ruf nach Aufhebung der Wucher: 
gejege bezw. nach Beichränfung des Zinsfußes. Schon die Ausbeutung der 
Goldfelder in Kalifornien und Auftralien in der Periode von 1851—1855 
bewirkte einen gewaltigen Umſchwung in der Produktion der Edelmetalle, da 
die Menge des jährlich in den Verkehr gebrachten Edelmetalls plögfih um 
mehr als das Doppelte jtieg. Dadurch ward die Young zum Unternehmunggs 
ihmwindel gegeben, Spekulation und Gewinnfucht angeregt, die damalige Welt 
erfüllte Träume von fabelhaften Neichthümern. Das Verlangen nach wohl- 
feilen Kapitalien mußte bald vor dem Rufe nad „Kapitalien um jeden Preis“ 
verjtummen und jo ward jener allgemeine Sturm gegen die bejtehenden Wucher: 
gejege eröffnet. Hierauf erfolgte im Jahre 1858 eine umerhörte Geld» und 
Handelskrifis, wodurch der Auf nach Abjchaffung aller jener Zinsbejchränfungen 
ſich jteigerte. Nach Vorangang wirtbichaftlicher Vereine und Verfammlungen, 
insbejondere des (zweiten) volfswirthichaftlichen Kongreſſes zu Frankfurt (1859), 
nahm der (jechjte) deutiche Juriftentag zu Miinchen (1867) die Aufhebung der 
Wırchergefege in Verhandlung und ſprach ſich am 28. Auguſt 1867 einjtimmig 
dafür aus, daß die Wuchergejege aufgehoben werden follten und daß die Feſt— 
jtellung des Zinsfußes der Vereinbarung der Parteien zu überlalien jei. Un— 
mittelbar nachher fam auf Initiative von Abgeordneten ein bezüglicher Geſetzes— 
vorichlag für den Norddeutschen Bund in Verhandlung, deren Ergebniß das 
Geſetz vom 14. November 1867 bildete, welches jpäter deutjches Reichsgeſetz 
geworden it. Dasjelbe iſt jedoch nicht auf Bayern ausgedehnt worden, welches 
jein Gefeb vom 5. Dezember 1867 behielt. Dieſes Geje über die Freiheit 
Der vertragsmäßigen Zinjen hat zwei weitere Kreditgefege nach ſich gezogen, 
Die als eine unvermeidliche Ergänzung anzujehen find. Zuerſt das norddeutiche 
Geſetz vom 29. Mai 1868, welches die Schuldhaft aufhob. Diejes Geſetz trat 
fpäter für das gefammte Neichsgebiet in Geltung einjchließlich Bayerns. So: 
dann das norddeutiche Gejeg vom 21. Juni 1869, welches die Beichlagnahme 
Der Arbeits: oder Dienftlöhne betraf und die indirekte Verpfändung der Perſon 
des Arbeiters verhindern wollte. Diejes merkwürdige, für Deutjchland hod)- 
rühmliche Geſetz, eine wahrhaft neue Nechtsichöpfung, erhielt jpäter auch in 
den Südftaaten Geltung. Soll der Arbeiter aber zur Baarzahlung für jeinen 
Lebensunterhalt gewöhnt werden, jo daß er eine Beichlagnahme jeines zufünf- 
tigen Lohnes zu bewilligen nicht gezwungen ift, fo muß er entweder über 
eigenes oder fremdes Kapital verfügen fünnen. Hieraus ergibt ſich, von wie 
hoher Bedeutung als Wirkungen diejes Gejeges die „genofjenichaftlichen Vor: 
ſchuß⸗ und Kreditvereine“ fich uns darftellen. Diefen durfte aber auch die 
gejegliche Sicherung nicht fehlen. Dieje gejegliche Fürforge wurde für Preußen 
Durch das Genofienschaftsgeieg vom 27. März 1867, dann für den Nord» 
deutjchen Bund durch das Gejeg vom 4. Juli 1868 gewährt, welches die 
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privatrechtliche Stellung der Erwerbs: und Wirthichaftsgenofienjchaften in's 
Auge faßte und, ausſchließlich Bayerns mit feinem Gejege vom 29. April 1869, 
deutjches Neichsgejeß getworden ift. Ohne dieſe gejeglich begründeten Kredit— 
genofjenichaften würde jenes Geſetz über die Aufhebung der Beſchlagnahme des 
Arbeitsverdienftes und das über die Freigebung der Zinſen um jo mehr einer 
mächtigen Stüße im Volksleben entbehrt haben, als die bejtehenden Vorjchriften 
für die Pfandleihgefchäfte und die Gefchäftsmarimen der öffentlichen Pfand— 
leihhäufer vieles zu wünschen übrig laſſen, indem diejer Kredit thatjächlich recht 
theuer erjcheint. 

Bon gleicher Wichtigkeit tritt im Jahre 1864 der Hinweis auf die Wich— 
tigkeit der Gründungen von Hypothefenbanfen und Pfandbriefinftituten hervor. 
Für den Komfumtivfredit waren lange bereits die öffentlichen Pfandleihhäufer 
beitimmt. Es ergab ſich jegt als Nothwendigfeit eine unmittelbare Hilfsleiſtung 
für den Produftivfredit. Deßhalb find auch jene „Landichaften“, Vereine für 
Nealkredit und Hypothekenbanken viel jpäter als jene Schon im 15. Jahrhundert 
in Italien entjtandenen öffentlichen Leihhäufer aufgetreten, da mittels jener 
den Grumdeigenthümern Hilfeleiltungen für die Aufrechthaltung ihres Boden— 
befiges dargeboten und langdauernde Melivrationen durch Anlagefapitalien 
ermöglicht werden ſollten. Die älteiten derartigen Kreditinftitute waren Die 
von Friedrich d. Gr. zuerjt in Schlefien (1769), dann auch in anderen Pro- 
pinzen der preußischen Monarchie begründeten jog. „Landichaften‘. Die Hypo— 
thefenbanfen fünnen als Ergänzung der Landichaften angejehen werden. Im 
Königreih Sachen wurde durch ein Geſetz vom 26. November 1861 unter 
Garantie de3 Staats eine Landesfultur-Nentenbanf begründet, welche für 
Wafjerlaufsberichtigungen, jomwie zur Ausführung von Ent: und Bewäjjerungs- 
anlagen die nötbigen Gelder bemwilligte. Für Preußen murde ein ähnliche 
Tendenzen bezwedendes weh. betreffend „die Errichtung von Landesfultur- 
Rentenbanken“ am 13. Mai 1879 erlafien. Für das Großherzogtbum Heſſen 
wurde auf Grund des Geſetzes vom 20. März 1880 eine Landesfultur-Renten- 
fajje in das Leben gerufen, in Oldenburg durch Gejeg vom 14. Februar 
1883 die Bodenfreditanftalt, in Bayern durch Gejeß vom 21. April 1884 
eine Landeskultur-Rentenanftalt.e Es muß der Zukunft fchließlich überlafjen 
werden, ob bei den Hypothek- und Pfandbriefinftituten Die Scheidung der 
Anftalten für ſtädtiſchen und Ländlichen Nealkredit fich nothwendig herausitellt 
und jodann bezüglich) des letzteren die Herjtellung von Vereins: und Genoſſen— 
Ichaftsbanfen. Die Effeftuirung des Genofienjchaftsprinzips im Intereſſe des 
Produftivfredits der unteren Bevölferungsfategorien finden wir zunächit in den 
von Schulze-Deligih auf dem Prinzip der Selbithilfe beruhenden Kredit— 
und Borfchußvereinen, welche ihre Wirkſamkeit auch auf die ländlichen Be- 
wohner ausdehnen; dann in den von Naiffeifen in's Leben gerufenen Dar: 
lehenskaſſen-Vereinen, welche die Beitimmung haben, gerade der Kreditnoth der 
ländlichen Bevölferung, insbefondere der Kleingrundbefiger, Abhilfe zu gewähren 
und fie aus der Hand der Wucherer zu befreien. Immerhin erjcheint auch die 
gegenwärtige Lage der Landwirthichaft nicht zufriedenjtellend. Dies beweiien 
einzelne Thatfahen. In Remſe (Königreich Sachen) fand der erite jächfiiche 
Bauerntag am 24. Juli 1884 ftatt, an dem fich etwa 700 Perjonen aus 70 
Ortichaften betheiligten. Hier wurde einmüthig zur Wahrung der landwirth- 
Ihaftlihen Interefien beſchloſſen die Ermäßigung der a Fra die Ab⸗ 
minderung des Immobiliar-Bertragsftempels bei Kauf und Taufch, die Wicder- 
einführung des früheren Heimatsgefeges, die Erleichterung von Bodenmeliora— 
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tionen durch theilweije Uebernahme der Kojten auf Staatskaſſen, die Einführung 
der Doppelwährung an Stelle der einfachen Goldwährung, die Erhöhung des 
BZolles auf Getreide und thieriiche Produkte umd endlich die Einführung einer 
prozentualen Börſen- und Gejchäftsitener. Auch in den fächfiichen Herzog— 
thümern machte jich eine lebhafte Bauernbewegung geltend. Der Ausſchuß des 
Ichlejischen Bauernvereins nahm in einer Verfammlung zu Neuftadt D./S. am 
16. September 1834 eine Rejolution an, worin ausgeiprochen wurde, daß der 
BZolltarif vom Fahre 1879 der Landwirtbichaft feinen Hinreichenden Schuß 
gewährt und theils durch ENT Schußzölle, theils durch andere 
zwedentjprechende Maßnahmen der Gejeßgebung die Landwirthichaft in den 
Stand gejegt werde, die Konkurrenz des Auslandes zu bejtehen. Endlich be 
funden dies die dem Neichsfanzler übertwiejenen Petitionen, von denen die aus 
dem Kreife Düren die Erhöhung der Beſteuerung des Doppelzentners Getreide 
auf mindejtens 5 Mark verlangt, wodurd; eine Mehreinnahme von 20 Millionen 
erzielt würde, die zur Weberweifung der Grund: und Gebäudejteuer an die 
Gemeinden verwendet werden fünnte. Die aus dem Kreiſe Gelnhaufen (Heilen) 
ſtammende Betition fordert außer der Einführung eines jehr hohen Getreide- 
zolles die Einführung von Brod- und FFleifchtaren, jowie die Einführung eines 
gleich hohen Stempels beim Verkaufe von Immobilien und Mobilien. 

Auch die früheren freifinnigen Auffaffungen über das Verſicherungsweſen 
find von der Staatsregierung berüdfichtigt worden. Das Verſicherungsweſen 
Deutfchlands unterliegt nach Art. 4 Nr. 1 der Neichsverfaljung der Beauf- 
fihtigung und Gejeßgebung des Reicht. Hiebei ijt jpeziell an die verwaltungs— 
rechtliche Seite des Gegenjtandes gedacht. Bayern hat fich dabei aber vorbe- 
halten, daß reichsgefegliche Beltimmungen über das Immobiliar-Feuerver— 
jiherungswejen nur mit feiner jpeziellen Zuftimmung in Bayern zur Geltung 
fommen fünnen. Die traurigen Erfahrungen mit dem jog. „Freien“ Verficherungs- 
weſen, mie fich dies in Nordamerifa und England vollzog, warnen jedoch vor 
allzu weit gehenden Tendenzen, zumal diejelben ſchon, bejonders in Amerika, 
zu einer ftrengen Gejebgebung, insbefonders für die Lebensverficherung, geführt 
haben. Einige Zugejtändnifje in der gewünschten Richtung find vor Allem in 
Preußen erfolgt und weitere, wie die allgemeine Bejeitigung des Prinzips der 
Staatsgenehmigung oder Konzeſſionspflicht und feine Erjegung durch ein Syitem 
von Normativbedingungen, analog wie im allgemeinen Aktienrecht, waren in 
den Entwürfen der preußifchen Regierung geplant, find aber glüclicherweife 
nicht zur Ausführung gefommen. Die Gewerbeordnung von 1869 fand aus— 
drüdlich feine Anwendung auf den „Gewerbebetrieb“ der Berjicherungsunter- 
nehmer und hiermit war auch das Ziel der Handelsfammer, die Freigebung 
des Agenturbetriebes, im Allgemeinen erreicht, wenn auch die Ausübung einer 
Kontrolle über den Geichäftsbetrieb nicht ausgeſchloſſen ericheint. Cine allges 
meine reichsgejegliche Regelung des Verſicherungsweſens wird zwar jchon lange 
geplant, erjcheint auch wegen der Zeriplitterung des Bartifularrechts jehr noth- 
wendig, die hierzu nöthigen Vorarbeiten jedoch find wohl noch nicht zum Ab: 
ſchluß gelangt. 
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Drittes Kapitel. 


Die Entwicklung des deutſchen Handels auf Grund des Bolltarifgefehes 
vom 15. Iuli 1879. 


$ 8. Die allgemeinen Wirkungen des Zolltarifgejeges. 


Bei der Entwidlung des deutjchen Handels in der jüngjten Zeit dürfen 
wir nicht eine Thatjache übergehen, welche ihren Einfluß auch auf denjelben 
ausgeübt hat und noch ausübt. Diejelbe beruht auf dem Gedanken, daß, 
wenn Fremde den inländifchen Markt auffuchen und damit dejien Bortheile zu 
ihrem eigenen Intereſſe verwenden wollen, der Staat berechtigt iſt, auch dieſe 
dafür zu Leiltungen heranzuziehen. Die Ausführung einer derartigen Zoll— 
politik it großen Schwierigkeiten unterworfen. Denn es ift nicht nur ſchwierig, 
die Steuerfähigfeit dieſer mannigfachen Gegenftände zu firiren, jondern es 
handelt jich Hierbei auch um die Befriedigung der Bedürfniije des Staate- 
haushaltes, wie um die Nücdwirfung auf andere verwandte Zölle, auf das 
gefammte Steuerfuftem und auf die volfswirthichaftliche Lage. In der Boll: 
politif und im Zolltarif pulfirt zugleich das volfswirthichaftliche und jtaatliche 
Leben fort, es offenbart fich hier die Entwidlung des Volfslebens und die 
Förderung der gejellichaftlichen Wohlfahrt ; deshalb muß der Wechjel der bier 
auftretenden Erjcheinungen außer anderen Mitteln hauptſächlich durch weile 
und vorfichtig geleitete Enqueten fortgejegt beobachtet werden. Eine jolche in 
das wirthichaftliche Leben Deutjchlands tief einfchneidende Veränderung wurde 
im Jahre 1879 durch die Schöpfung des neuen Zolltarifs und durch Die 
total veränderte Zollpolitif angebahnt, die ihren Ausgangspunkt in dem Pro— 
gramme fand, welches der Neichsfanzler in feinem Schreiben vom 15. De- 
zember 1875 an den Bundesrath entwidelte. Das Programm ward von dem 
Gedanken geleitet, daß die Ddirefte Steuerlaft durch Vermehrung der auf in— 
direften Abgaben beruhenden Einnahmen des Reichs umd durch den Schuß 
der nationalen Arbeit vermindert werden fol. Als Grundlage diente das 
Prinzip der allgemeinen Zollpflichtigkeit aller über die Grenze eingehenden 
Gegenjtände; nur die für die Induſtrie nothwendigen Rohſtoffe wurden aus— 
genommen, welche in Deutjchland gar nicht oder nicht in gemügender Menge 
erzeugt werden. 

Es dürfte vielleicht von Intereſſe erjcheinen, Die Wirkungen kennen zu 
lernen, welche diefes am 15. Juli 1879 ins Leben gejegte Zolltarifgeſetz auf 
die Entwidlung des Handels und der Induſtrie und jomit auf das volfswirth- 
Ichaftliche Leben in Deutjchland ausgeübt hat. Wir wollen deshalb auf die 
Gejtaltung des Handels und der Industrie in Deutichland während des Jahres 
1881 eingehen, weil bei Beginn diefes Jahres der neue Zolltarif bereits ein 
volles Jahr hindurch feine Wirfung geäußert hatte.) Faſt gleichzeitig ward 
gegen Ende des Jahres 1882 durch den „Verein zur Förderung der Handels: 
freiheit“ und vom „eneraljefretariate des deutjchen Handelstages“ auf Grund 
der Berichte der deutjchen Handelsfammern eine Schilderung der Wirthichafts- 
lage Deutjchlandg während des Jahres 1881 veröffentlicht. Beide Darftell- 
ungen ſtimmen in Betreff der Ihatjachen überein. Das Generaljefretariat 





) Vgl. hierüber Näheres in der Abhandlung „Preußens Handel und Jnduftrie im 
Jahre 1881” von 2. Frande in der Zeitichr. des Königl. Preuß. Stat. Bureaus, 23. Jahr- 
gang, 1883, ©, 110—171. 
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des Handelstages faßt feine Schilderung dahin zufammen, daß die Verhält- 
niſſe im Jahre 1881 fich befeftigt, die Umſätze fich gefteigert haben und das 
Vertrauen endlich zurückgekehrt ſei; in beiden Darftellungen wird betont, „daß 
wir den wirtbichaftlichen Aufgaben des eigenen Landes nur genügen können 
in fteter Beziehung und Berührung mit der Produktion und den Bedürfnifjen 
des Auslandes“. 

Gehen wir zunächſt auf die allgemeinen Wirkungen des Geſetzes 
näher ein. 

In Bezug auf den Außenhandel zeigte fi) im Jahre 1881 auf allen 
Gebieten der gewerblichen Thätigfeit eine durch Steigerung der Einfuhr von 
Rohſtoffen eingetretene Erweiterung der Produktion, und die gleichzeitige 
Steigerung der Ausfuhr von Fabrikaten weiſt darauf hin, daß die deutjchen 
Gemwerbserzeugnifje auf den Märkten des Auslandes in dieſem Jahre einen 
regen Abjat gefunden hatten. Auch der Innenhandel hatte an Konjumtions- 
fraft gewonnen und die in diefem Jahre troß der geringen Einfuhr des Vor: 
jahres noch weitere eingetretene Verminderung der Einfuhr in mehreren 
wichtigen Produkten berechtigt uns zu der Ueberzeugung, daß in diefem Jahre 
die ausländische Koufurrenz ein gut Stüd weiter vom deutſchen Markte ver: 
drängt worden ift. Eine Steigerung der Ein» und Ausfuhr fand nicht nur 
der Menge, fondern auch dem Werthe nach im Jahre 1881 ftatt. Hierbei iſt 
aber in Betracht zu ziehen, daß die Einfuhr im Jahre 1880 megen der 
ftarfen Bezüge des Vorjahres, die wegen der in dieſem Jahre eingetretenen 
Bollerhöhungen effeftuirt worden waren, verhältnigmäßig gering war. Deshalb 
war auch nur bei einer Fleinen Zahl zollpflichtiger Artifel die Einfuhr des 
Jahres 1881 geringer als die des Vorjahres gewejen. Dies war hauptjächlich 
der Tall bei Roggen (im Gegenjage zu den übrigen Getreidearten), bei Schaf: 
vieh, Schmalz und ausgeichlachtetem Fleiſche; ferner erwies fich eine bedeutende 
Abnahme der Einfuhr bei frifchen Weintrauben, was der Aufhebung der Zoll: 
freiheit beizumefjen ift. Aber auch bei zollfreien Artikeln beobachten wir eine 
Abnahme der Einfuhr im Jahre 1881 gegenüber dem Vorjahre, jo befonders 
bei Steinfohlen und Koaks, Brennholz und Melaſſe zur Branntweinbereitung. 
Die große Mehrzahl der Waaren zeigt dagegen im Jahre 1881 gegenüber dem 
Vorjahre eine mitunter jehr erhebliche Steigerung der Einfuhr. Hauptjächlich 
tritt Ddiejelbe hervor bei den verjchiedenen Getreidearten mit Ausnahme des 
Roggens, bei dem Schweine und Nindvieh, dem Petroleum, den jämmtlichen 
Kolonialwaaren und insbejondere bei fajt jämmtlichen Rohſtoffen und Halbfabri- 
faten der Induſtrie. Der gewachjenen Einfuhr des Jahres 1881 jteht eine im 
Laufe dieſes Jahres mehr und mehr gejteigerte Ausfuhr gegenüber. Es er: 
jtredte ſich dieſelbe ſowohl auf Rohſtoffe (Eifen und Kohlen), als auch vor 
Allem auf die werthvolleren Erzeugnijie der Nahrungsmittelinduftrie (Zuder, 
Bier, Branntwein), jowie auf die Produkte der Textil-, Metalle, Majchinen-, 
Thon, Holzes, Leder: und Papierinduftrie. ine Verminderung der Ausfuhr 
fand in bedeutenderem Umfange bei Getreide, Meblfabrifaten, Delfaaten, Kar: 
toffeln, Hopfen, Brenn, Baus und Nußholz, ſowie bei Schweinen ftatt. Zu— 
dem erjcheint es von befonderer Wichtigkeit, die einzelnen Preisgeitaltungen, 
Preisichwanfungen und ihre Berechtigung zu prüfen, um hiermit zugleich den 
Boden für eine angemeliene Tarif: und Tax-, als auch für die Gebühr: und 
Steuerpolitif zu gewinnen, für legtere wenigſtens injoweit, als fie den an ſich 
gerechten Grundjägen wirtbichaftlichen Entgelts entiprechen ſoll. Solche Preis- 
Ichwanfungen nehmen wir auch wahr bei einem Bergleich der Handelsbewegung 
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des Jahres 1881 mit derjenigen des Vorjahres. Bei der Einfuhr trat ein 
Preisrüdgang ein bei rohem Kaffee, roher Schafwolle, Wollengarn, rober 
Baumwolle, Flache, Gerjte, Reis, Petroleum, Chinarinde und eine Preis: 
jteigerung bei Glycerin, Weizen, Noggen, Hafer, europäiichem weichen Bau: 
holz, Wein, Fleiſch, Schmalz und Rohſeide. Bei der Ausfuhr finden wir 
einen Preisrüdgang bei Roh: und Schmiedeeifen, Eifenbahnjchienen, Gement, 
Flache, Gerſte, Kartoffeln, Spiritus und eine Preisfteigerung ingbejondere bei 
Glycerin, Bier und Zuder. Die Urjache dieſer jchwanfenden und unzuver— 
läffigen Preisbetwegung liegt im Allgemeinen in dem Intereſſenkampfe der 
Länder und Staaten, in welchem Begehrsintenfität, der Koftenpunft, Umficht, 
Selbjtbeherrichung, Klugheit, Gewinnjucht, Leiftungsfähigfeit u. a. eine be- 
deutfjame Nolle fpielen. Außer Ddiefen Preisſchwankungen find bei einigen 
Waarenartifeln auch Qualitätsveränderungen vorgefommen, wodurch auch eine 
Preisermäßigung oder Preiserhöhung erfolgte. So trat infolge derjelben bei 
der Einfuhr Preisermäßigung ein 3. B. bei Stieren und eine Preiserhöhung 
bei Schweinen, Chloroform und kurzen Waaren ; bei der Ausfuhr waren Preis: 
ermäßigungen eingetreten bei VBigognegarn, friſchem Gemüſe; Preiserhöhungen 
dagegen bei dichten baummwollenen Geweben, baummollenen Strumpfwaaren u. a. 
Solde Preisihwanfungen erjcheinen mitunter von hoher Bedeutung bei einem 
Bergleiche der Handelsbewegung auch nur innerhalb eines Jahres. So ergibt 
fich 3. B. daraus, daß, wenn für den Waarenverfehr im Jahre 1881 diejelben 
Preije wie für 1880 angejegt werden, der Werth der Einfuhr ſich nur allein 
beim rohen Kaffee, roher Schafwolle und roher Baumwolle insgefammt um 
85,639,000 Mark höher gejtellt hätte. Es ijt wohl hieraus erflärlich, daß 
diefer allgemein niedrige Preisitand im Jahre 1881 trog der günftigen Abjaß- 
verhältnifie einen entiprechenden Gewinn nicht erzielte. Dies finden wir aud) 
betätigt bei einer Betrachtung der Zujammenftellungen der Durchichnittspreije 
wichtiger Waaren im Großhandel, welche jeit dem Jahre 1879 monatlich 
jeitens des kaiſerl. jtatijtiichen Amtes veröffentlicht werden. Hiernach waren 
von 1879 auf 1880 alle Waarenartifel (es find 32 angegeben) mit Ausnahme 
von Rüböl, Rohſeide und Häringen im Preije geftiegen. Im Jahre 1831 
erfuhr Rüböl gleichfalls eine Preisiteigerung und außerdem fand nur eine 
weitere Preisſteigerung ftatt bei Weizen, Noggen, Hafer, Mais, Zuder, Pfeifer, 
Schmalz, Sped, Wolle, Hanf und Zinn, dagegen blieb Rohſeide fait auf 
demjelben Preisjtande wie im Borjahre, alle übrigen Artikel ſanken im Preife. 
Charakteriftiich tritt aber noch in diefem Jahre hervor, daß Weizenmehl im 
Preiſe fiel, während Weizen jtieg und daß Noggenmehl nahezu im Preije 
gleich blieb, während Roggen nicht unerheblich geitiegen ift. 


$ 9. Die ſpeziellen Wirkungen des Zolltarifgejeges. 


Das Getreide ijt umftreitig die wichtigite Waare der Volkswirthſchaft; 
jeder Ausfall in feinem gewohnten Abjage oder Angebote ift ſchon das Zeichen 
einer wirthichaftlichen Krankheit. Nach einem jehr niedrigen Stande während 
der Jahre 1378 und 1879 hatten fich die Getreidepreife in Deutjchland im 
Laufe des Jahres 1880 allmählich wieder erholt und zu Beginn des Jahres 
1881 jogar eine jolche Höhe erreicht, daß der Roggen, die Hauptbrodfrucht 
Deutichlands, im Wertbe wenig oder jtellenweile gar nicht vom Weizen ſich 
unterjchied. Das Getreidegeichäft war im Jahre 1881 zu gefunderen Verhält: 
niſſen zurücgefehrt, die Preife für Noggen waren nach einer fünftlichen Ver: 
Ihraubung am Ende des Jahres 1850 wieder in die Bahnen zurücgelenft 
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worden, in welchen ſie in eriprießlicher Weile zum Zweck einer rationellen 
Ernährung der Bevölkerung jich zu bewegen haben. 

Auch die Kohlenindujtrie Preußens nahm nad jo langen Jahren 
des Niederganges im Laufe des Jahres 1881 endlich wieder einen dauernden 
Aufſchwung. Immer wieder aber fommen die Handelsfammerberichte auf die 
Forderung zurück, daß es für die Erportfähigfeit unferer Schwarzen Diamanten 
als umerläßliche Notbwendigfeit fich berausitelle, diejelbe neben einer geeigneten 
Organifation vor Allem durch billige Tranfittarife und durch zweckmäßige 
Lade: und Transporteinrichtungen zu unterjtügen. Die deutjchen Kohlenzechen 
fünnen ihre Förderung verdoppeln und verdreifachen, jobald neben dem nur 
langjam jteigenden Konſum ein reichliches Abjagfeld im Auslande gewonnen 
würde. Die Bedeutung der Gotthardbahn für den Erport Deutichlands nach 
Staltien wird in der Zukunft immer höher jteigen, jobald die auf dem 
italienischen Marfte mit der englifchen rivalifirende deutjche Kohle einen ent— 
ee billigen Preis gewinnen und ihr Abſatz zweckmäßig organifirt 
ein wird. 

Auf gleiche Weile fand fich auch die Eifenproduftion Deutjchlands 
im Jahre 1881 zum eriten Male wieder auf der Bahn einer jtetig fortichreit- 
enden Entwidlung; Lies beweifen die Preisberichte und die Handelsausweiſe. 
Und alle Berichte Stimmen darin überein, daß der Aufichwung dieſer In— 
duftrie in erjter Linie auf der neuen Handelspolitif gegründet fer; gerade bei 
der Eijeninduftrie liegen die namhaften Erfolge Har auf der Hand. Durch 
den der nationalen Arbeit gejeglich gewährten Schuß ficherte die Eifeninduftrie 
ihren Erzeugniſſen bis zu einem gewiſſen Grade den einheimischen Markt. 
Sofort mit dem Inkrafttreten des neuen Zolltarifes ſank die Einfuhr fremder 
Eifenwaaren aller Art um mehr als die Hälfte, in manchen Spezialitäten jogar 
um zwei Dritttheile und darüber. Die Dedung dieſer Mindereinfuhren wurde 
jeit 1879 von der einheimischen Induſtrie übernommen, hierdurch wurde der 
Produktion die nothwendige Sicherheit gegeben, das Vertrauen kehrte zurüd, 
infolge dejjen wandten wieder größere Stapitalien fich der Eifeninduftrie zu, 
der Kredit gejtaltete fich beijer und billiger, ausreichendes Kapital zu niedrigerem 
Zinsfuß und erweiterter Betrieb ermäßigten die Generalfoften der Produktion, 
jo daß die Induſtrie billiger liefern, zu ermäßigten Preifen verfaufen und 
auch auf ausländischen Märkten die fremde Konkurrenz leichter beitehen und ihren 
Erport erweitern konnte. Immerhin ericheint Die deutiche Eifeninduftrie noch 
ſehr entwidlungsfähig, einerjeit3 dadurch, daß die neueren techniſchen Erfind: 
ungen immer mehr einzuführen und Verbeilerungen vorzunehmen find, wozu 
freilich jehr bedeutende Anlagefapitalien verwendet werden müſſen, und ander: 
jeit8 dadurch, daß die für industrielle Unternehmungen angemefjen erjcheinende 
Rentabilität Durch entiprechende Steigerung der noch niedrigen Preife allmählich 
erzielt werde. Aus den Gejchäftsberichten einer großen Anzahl von Aktien— 
gejellichaften, welche in den Handelsfammerberichten Aufnahme gefunden haben, 
geht hervor, daß das Jahr 1880 bereits eine wejentliche Erhöhung des durch: 
Ichnittlichen Reingewinns dieſer Gejellichaften gebraht und daß das Jahr 
1881 noch weit günstigere Nejultate geliefert hat. Eine Enquéte, welche der 
„Berein deuticher Eiſen- und Stahlinduftrieller“ über die Lohnverhältniſſe und 
finanziellen Rejultate der Aktiengejellichaften in den Jahren 1879 und 1881 
veranstaltet hat, bejtätigt diefe Wahrnehmungen. In 333 Etablifjements hat 
jih biernah die Zahl der Arbeiter im Januar 1882 auf 192,296 gegen 
153,615 im Januar 1879 gehoben. Die Gefammtlöhne find in gleicher Zeit 
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von 9,358,794 Marf auf 13,293,663 Mark monatlich geftiegen. Der Einzel- 
lohn des Arbeiter betrug 1879 nur 60,,, Mark, 1881 dagegen 69,,, Marf 
monatlich und zudem war der Arbeiter im Jahre 1881 voll bejchäftigt, während 
im Jahre 1879 die Zahl der Arbeitsftunden befchränft und an manchem 
Tage der Woche die Arbeit ganz eingejtellt werden mußte. Bei 108 Aftien- 
gejellichaften jteigerte fich der Gewinn nach allen Abjchreibungen von 
7,710,198 Darf im Jahre 1879 auf 16,342,953 Mark im Jahre 1881, alſo 
über dag Doppelte hinaus und hiernach die Verzinfung des geſammten Aftien- 
fapital3 von 1,,5",. im Jahre 1879 auf 4,5", , im Jahre 1881, um etwa 
diejelbe Höhe. | 

Neben der Verarbeitung der Metalle verdient die Induſtrie der Ge- 
webe und Geſpinnſte in Deutjchland eine hervorragende Beachtung im 
volfswirthichaftlichen Leben ; für fie iſt die neue Wirthichaftspolitif von tief ein- 
Ichneidender Wirkung gewejen. Denn ganze Zweige derjelben find durch das 
neue Syitem des Schubes der nationalen Arbeit zu friichem Leben erwacht, 
andere aber find vollftändig neu gejchaffen worden. Die Tertilinduftrie hat 
durch ihre moderne Entwicklung, welche in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts ihren Anfang nahm, zunächit eine Erjparung von Arbeit auf 
demjenigen Gebiete eingeführt, das von jeher der Frauenarbeit gehört batte. 
Nach Einführung der Meafchinen geftaltete ich hier eine eigene industrielle Er- 
werbsthätigfeit; was früher nur als häusliche Nebenbefchäftigung auftrat, 
nimmt gegenwärtig als Frauenfabrikarbeit in der Tertilinduftrie einen großen 
Umfang ein. Durch die Enquete von 1881 über die Zahl der Betriebe, welche 
mechanische Straft verwenden, und über das Alter und Gejchlecht der beichäf: 
tigten Perſonen für die verfchiedenen Induſtriezweige betrug zu dieſer Zeit die 
Zahl der Betriebe insgefammt 93,554, die Zahl der männlichen Betriebsbeamten 
und Gebilfen im Ganzen 1,936,099 und die Zahl der weiblichen im Ganzen 
345,753. Es fanden von allen weiblichen Berjonen, welche überhaupt in 
Betrieben, in denen Dampffejiel oder durch elementare Kraft bewegte Trieb: 
werfe zur Verwendung famen, 54,,,',, in der Tertilinduftrie Beichäftigung. 
Durch diejes überreichliche Angebot von Arbeitskraft wurden freilich unnachfichtlich 
die Löhne wieder berabgedrüdt. Die mächtige Entwidlung der deutjchen 
Zertilinduftrie aber, die einen harten Konkurrenzkampf mit dem fapitalmächtigen 
England und dem hochentwidelten induftriellen Frankreich bejtehen muß, bat 
die weitere Folge gehabt, einerjeits, daß jtatt der früheren in manchen Ge: 
genden jprichwörtlic” gewordenen Hungerlöhne eine weit bejjere Bezahlung 
eingetreten iſt und amderjeits, daß eine ftattlihe Anzahl bedeutender Häufer 
nicht mehr, wie früher, durch billige Schleuderwwaaren jeinen Verdienſt zu er: 
zielen, jondern durch Solidität der Waaren und durch jelbjtändige eigen erfundene 
geichmadvolle Mufter aus dem Wettfampf mit England und Frankreich auf 
dem Weltmarfte fiegreich hervorzugehen bejtrebt it. Durch die jtarfe Zunahme 
der Snduftriebevölferung it aber auch zum Theil wieder eine außerordentlich 
jtarfe Steigerung des Baummwolltonfumes veranlaßt worden. Immerhin 
jtellen fich die Preisichwanfungen im Baumwollenmarkte im Jahre 1881 mit 
denen von 1880 ungefähr gleich jtarf heraus umd zwar betrugen diejelben 
zwilchen dem höchſten und niedrigiten Stande 20 bis 23°%,,. Für über: 
jeeiiche Wolle war früher der europäische Zwiſchenhandel ausschließlich in den 
Händen Englands, neuerdings haben fich bauptjächlich belgische Händler dabei 
betheiligt und in den legten Jahren hatte auch Deutichland feine größte Quantität 
ausländischer Wolle über Belgien (Antwerpen) bezogen. Während England 


in jeiner Entwidlung und Urganifation. 703 


durch den jährlichen Import gewaltiger Quantitäten Kolonialwollen feinen 
eigenen Bedarf dedt und außerdem dem Stontinente davon abgibt und Frank— 
reich wie Italien fich durch eigene Einfuhr deden, hängt Deutjchland allein 
von allen Sndujtrieftaaten in diejer Branche von einem fremden Marfte ab. 
Erjt in neuejter Zeit ſucht fich Deutjchland in Bezug auf den Handel 
mit Kolonialwollen von der Vermittlung Gnglands und Belgiens zu be 
freien und dieſelben Direft zu beziehen, indem Hamburg und — dafür 
bereits einen ſtehenden Markt haben und in Berlin ſeit einigen Jahren ein 
größeres Haus damit vorgegangen iſt, für fremdländiſche Wollen nach dem 
Vorbilde Englands beſondere Auktionen zu veranſtalten. Die Steigerung 
der Wollinduſtrie in den letzten Jahren erhellt daraus, daß die Einfuhr über— 
ſeeiſcher Wollen 1881 über dreimal ſo groß war als diejenige von 1878. 
Die Preiſe der Wollen ließen ſeit 10 Jahren im Allgemeinen eine langſam 
abwärts gehende Tendenz erkennen. Die gegenwärtige Mode verlangt nämlich 
eine möglichſt billige Waare, die Fabrikanten ſind daher gezwungen zur Ver— 
wendung von allerlei Surrogaten, wie Kunſtwollenſtoffe, die ſich auch einer 
lebhaften Nachfrage erfreuten. Aus dieſem Grunde lieferte das Waarengeſchäft 
in den meiſten Zweigen ein ungünſtiges Ergebniß, zugleich übte die Kon: 
furrenz der fremden Wollen einen recht fühlbaren Einfluß auf den Abjag der 
einheimischen Wollen aus. Die ſchwach erhöhten Zölle auf ausländifche, 
insbejondere melierte und gezwirnte Streichgarne hatten eine heilfjame Wirkung 
auf die inländischen Spinnereien ausgeübt und aud die Zollerhöhung auf 
ausländische Fabrikate, hauptfächlich auf die bisher maſſenhaft von England 
nach Deutichland eingeführten Konfektionsftoffe, übten auf die Thätigkeit der 
Spinnerei einen günftigen Einfluß aus. Aehnlich aber wie bei der Kohlen— 
induftrie wird im Intereſſe der Tuchfabrifation, um der wachjenden Konkurrenz 
begegnen und eine lohnende Verzinſung der angelegten Kapitalien erreichen zu 
fünnen, es für nothwendig erachtet, durch Erleichterung des Verkehrs vermittels 
Eijenbahnen nach außen Hin die Konfurrenzfähigfeit zu erhöhen. Es ift ein 
wahrer volfswirthichaftlicher Grundſatz, daß eine Induſtrie im Allgemeinen dort 
am beiten ſich entwideln muß, wo fie ihr Nobmaterial auf eigenem Grund 
und Boden findet; das umgekehrte Verhältniß aber findet bei der Verarbeitung 
des Flachſes jtatt. Nicht allein in Deutjchland, jondern audy in allen übrigen 
europätichen Iuduftrieftaaten find ſämmtliche vorhandenen Flachs- und 
Maichinenspinnereien in Betreff des Nohmateriales zum größten Teil auf 
Rußland angewiefen und dennoch friſtet die Flachsverarbeitung dort bis jeßt 
nur mühlam ihr Dafein. Obwohl man in Deutichland ſchon verichiedene 
Anftrengungen zu einer Vermehrung des Flachsbaues gemacht hat, iſt die 
Trlachsgewinnung nicht mur nicht fortgeichritten, jondern zurüdgegangen. 
Deutichland bleibt jonacd mit feinem Flachsbedarfe zu einem jehr großen 
Theile auf Rußland angewiejen. Hieraus find manche Thatjachen zu erklären. 
Vor Allem, daß die neue Zolltarifreform der Leineninduftrie noch nicht die 
erhofften Bortheile brachte, die neuen Zölle waren, entgegen den begründeten 
Einwendungen vieler Zeineninduftrieller, noch zu gering bemefjen worden, fo 
der Eingangszoll für Zwirn wie der für Leinengarn; darauf deutet auch der 
Umftand Hin, daß der Unterjchted im Preiſe der beſſeren jchlefiichen und 
böhmischen Garne immer geringer geworden. An der dauernd rüdgängigen 
Konjunktur in Robmaterial und Garnen trugen aber nicht nur Die aus der 
Flachsſpinnerei erzielten schlechten Nefultate Schuld, jondern auch die Kon: 
furrenz der Jute für ordinäre und der Baummollenfabrifate für die feineren 
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Waaren, Stoffe, die ſich an Stelle der leinenen allmählich geſetzt haben. 
Außerdem hängt hiermit die Thatſache zuſammen, daß die Leinenfabrikation, 
welche früher ein großes Exportgeſchäft nach Rußland, Schweden, Dänemark 
und Amerika betrieb, an den Zollgrenzen, welche überall gegen die ausländ— 
iſchen Fabrikate errichtet wurden, litt. Im Bezug auf die Seideninduſtrie 
endlich meldet die Elberfelder Handelsfammer: „Die Eleine Zollerhöhung, 
welche uns der letzte Tarif gebracht, machte es möglich, einzelne Artikel für 
Deutjchland zu fabriziren, die früher vom Auslande bezogen wurden, während 
die vielfach aufgeftellte Theorie, als ob mäßige Schußzölle die Erportfähigfeit | 
beeinträchtigten, ſich für unfere Artikel als unzutreffend erwieſen hat“; 
„namentlich kann hervorgehoben werden, daß unjere Arbeiter während des 
ganzen Jahres beichäftigt waren, und daß am Schlufje desjelben in einzelnen 
Artikeln ein Arbeitermangel fühlbar wurde.“ 


Viertes Kapitel. 
Drganifation des deutſchen Handels. 


s 10. Organijation des Binnenhandels. 


Die volkswirthichaftlichen Inſtitutionen jtellen fich uns als ein Produkt 
menschlicher Gefühle und Gedanken, menjchlichen Handelns, menjchlicher Sitte 
und menschlichen Nechtes, aus dem Konfurrenzfampf, aus dem Kampf um’s 
Dajein erwachjen, dar. Daß aus diefem Kampf, der, aus egoiftischen Trieben 
entiprungen, mit Vernichtung endigen würde, ein friedlicher Wettſtreit entjteht, 
dazu tragen die geiftigen umd fittlichen Ergebnifje des jozialen Lebens und das 
Necht bei. Bon der Ausbildung der Inftitutionen auf den verjchiedenen Ge— 
bieten iſt bauptjächlich die Entwicklung des Nechtes bedingt. So hängt der 
Einfommensvertheilungsmodus von dem jeweiligen Eigenthums-, Erb: und 
Vertragsrecht ab. Deshalb steht auch die Entwidlung und Blüthe der Handels: 
einrichtungen mit der mehr oder minder vollfonmeneren Ausbildung des 
Handelsrecht? in engiter Verbindung. Noch find in der Gegenwart zur Er- 
zielung eines einheitlichen Handelsrechts verjchiedene Entwiclungsitadien zu 
durchlaufen, wie fich ja erit jüngjt auch auf dem Gebiete der Verwaltung das 
Berwaltungsrecht zu einer jelbjtändigen Wifjenfchaft erhoben hat. Der Haupt: 
grumd des bisherigen Mangels eines folchen Handelsrechts ijt in dem Mangel 
einer einheitlichen, feiten Organifation der Handelsinterefien und Handelsver: 
hältniſſe zu juchen. Mit jeder beijeren, die gemeinfamen Zwede des Handels 
umfaljenden fortichreitenden Inftitution wird zugleich die Weiterentwicklung des 
Handelsrechts und hiermit eine höhere Form des Dafeins gegeben. Eine der: 
artige, jowohl den individuellen Iuterefien als auch dem Staats- und Rechts: 
interefje dienende Organifation ift im Binnen= wie im Exporthandel anzuftreben. 
Wir wollen verfuchen, eine jolche dem deutichen Handel in Zukunft zu gebende 
DOrganijation zu zeichnen, dieſelbe ftellt fich im Großen und Ganzen uns in 
einer neuen Form dar. 

Für die Zentralifirung des deutichen Handels zeigt uns England die 
geeignete Verwaltungsform. Als Handelsabtheilung des Staatsraths übt in 
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England das Handelsamt!) (board of trade) berathende Funktionen aus. 
Urfprünglich eine Abtheilung des geheimen Nathes, hatte es jich jpäter von 
demjelben losgelöſt und zu einer jelbitändigen Behörde ausgebildet. ALS 
Zentralſtelle dient e8 zumächit zur generellen Kenntnignahme von allen Gegen- 
ftänden des Handels und Berfehrs, das auswärtige Amt überjendet demjelben 
die jährlichen Konfularberichte, hierzu kommt eine allgemeine Korrejpondenz 
mit Handelsfammern und Privatperjonen, dann dient es zur Begutachtung 
von Handelsfragen, welche ihm von anderen VBerwaltungsdepartements zur 
Kenntnißnahme oder zur Einholung feines Raths vorgelegt werden. Das 
Foreign Office verlangt Gutachten über die Abjchliefung von Handelsver: 
trägen und überjendet auch Anfragen auswärtiger Konfuln zur Beicheidung. 
Die Treasury fragt an bei beabjichtigten Aenderungen im Zolltarif und der 
Zullgejeggebung oder Zollverwaltung; für Aenderungen im Zolltarif bleibt 
dem Handelsamt gewöhnlich die Initiative. Privat-Bills werden bei ihrem 
Durchgang durch das Parlament von dem Handelsamt fontrollirt, welches eine 
Abjchrift von jeder Bill und zwei Eremplare der gedrudten Breviates und 
Summaries enthält, um das „Intereſſe des Publikums“ zu wahren, ferner 
werden Charters oder Patente von Kompagnien oder Privatperjonen demjelben 
überwiejen zum Gutachten über die Zwedmäßigfeit der Ertheilung, über Faſſung 
und Umfang, insbejondere Anträge auf Errichtung von Aftienbanfen. Die von 
der Kolonial-Legislatur erlajjenen Gejege gehen vom Ktolonialminifter an den 
Staatsrath, vom Staatsrath an das Handelsamt zur Begutachtung. Neuer: 
dings iſt hinzugefommen die Begutachtung von Berfafjungsentwürfen für 
Kolonien und die Unterfuchung gewiſſer Kolonialangelegenheiten, welche eine 
fürmliche Beweisaufnahme erfordern.) In England hat freilich die rapide 
Steigerung des Imports und Exports, die gewaltige Entwidlung der Handels- 
marine und des Seepaſſagierweſens eine Neubildung der Verwaltungsnormen 
für die Kaufjchifffahrt und die damit zufammenhängenden Zweige nothiwendig 
gemacht; eine derartige Entwidlung und Veränderung aber wird bei Deutjchland 
als einem Kontinentaljtaate fiir jet noch lange nicht eintreten fünnen. Ein der: 
artiges Handelsamt des Deutjchen Reiches aber mit jolchen Funktionen, bejtehend 
außer Juriſten aus Vertretern des Handels und Gewerbeitandes, würde in Ver: 
bindung mit volks- und ftaatstwirtbichaftlich gebildeten Elementen den Mittel— 
punkt des deutſchen Handelsftandes bilden und gewiß zu einer jegengreichen 
Fortgejtaltung des Handels und Gewerbes nicht zum geringen Theil beitragen. 

Bei einer ſolchen Organifation des Handels könnten die Handels: 
fammern hauptjächlich werthvolle Dienste leiften; von vornherein find fie in 
eine Handeld- und Gewerbejektion zu jcheiden. Zunächſt find durch fie ſtati— 
jtiiche Erhebungen über die Handelsbetriebe zu veranftalten. Diejelben 
find leider noch umvollftändig und nur durch die allgemeinen Berufsers 
mittlungen bei den Bolfszählungen oder im Anjchluß an eine eingehendere 
Gewerbejtatijtif erlangt worden. Als Ziel derjelben ift allmählich anzustreben 
eine ſpezielle jtatijtiiche Unterfuchung der Verhältnijie des Handels mit Rückſicht 
auf die befonderen Eigenthümlichfeiten desfelben im Unterfchiede von den übrigen 
Hauptzweigen der wirtbichaftlichen Thätigkeit, insbejondere von der induftriellen 
Produktion. Die Größe eines Handelsbetriebes hängt hauptfächlih ab von 
dem darin engagirten Umlaufsfapital; die Zahl des bejchäftigten Hilfsperfonals 
tritt in der Induſtrie zur Untericheidung des großen und Heinen Betriebs von 


» Vgl. hierüber Näheres bei R. Gneift, das engliihe Verwaltungsrecht II, ©. 927 fi. 
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größerer Bedeutung hervor. Deshalb erſcheint es nothwendig, das Betriebs— 
kapital und die Umſatzziffer der Handelsunternehmungen ſtatiſtiſch zu erheben. 
So iſt bei der Ausführung des badiſchen Erwerbsſteuergeſetzes (v. 25. Auguſt 
1876) bei allen Gewerbetreibenden und Kaufleuten die Größe des Betriebs— 
kapitals fixirt worden. Nur dadurch gewinnt man einen Einblick in ihre Be— 
deutung, wie er in der Landwirthſchaft und Fabrikinduſtrie durch die offen 
daliegenden Produktionsmittel herbeigeführt wird. Außerdem erſcheint für den 
Handelsbetrieb nothwendig die charakteriſtiſche Unterſcheidung nach dem Engros— 
und Detailverkauf; eine Unterſcheidung, welche mit dem Groß- und Kleinbetrieb 
nicht zufammenfällt. Bei der jtatijtiichen Erhebung ijt das Hilfsperfonal nad 
diefen beiden Kategorien ausermanderzuhalten. Hieraus würde ſich ergeben die 
geringere Zahl der Arbeitskräfte bei dem in großem Maßjtabe und mit großem 
Kapital betriebenen Detailbhandel im Vergleich mit anderen Detailhandlungen 
mit gleichem Geſammtumſatz. Endlich it es von großem Intereſſe zu beob- 
achten, im wieweit eine Konzentrirung des Detailhandels zum Großbetriebe 
im Verhältniß zu dem Wachsthum der Stleinbetriebe fich herausjtellt. Schon 
die deutiche Gewerbezählung von 1875 hat für die Statiſtik der Handels: 
unternehmungen jehr werthvolles Material geliefert. Es it feſtgeſetzt worden, 
- wie viele Perjonen als jelbjtändige Unternehmer und wie viele als Gehilfen 
in den einzelnen Zweigen des Handels und jeiner unmittelbaren Hilfsgewerbe 
beichäftigt find. Hieraus erjehen wir die Summe der handelsgewerblichen 
Arbeitsfräfte zu derjenigen der materiell produzirenden. Nach der Gewerbe— 
zäblung von 1875 betrug die Zahl der Gejchäftsleiter 431,570 (350,397 
männliche und 80,673 weibliche), die der Gehilfen und Arbeiter 178,019 
(141,797 männliche und 36222 weibliche), die der Lehrlinge 51,907 (48,250 
männliche und 3,657 weibliche... In den Slleinbetrieben im Sinne der Ge: 
werbezäblung, d. h. jolchen mit höchitens 5 Gehilfen waren 562,679 Berjonen 
thätig, unter denen 421,310 Gejchäftsleiter. In den Großbetrieben (mit mehr 
als 5 Gehilfen) fanden ſich 10,260 Gejchäftsleiter bei einem Gejammtperjonal 
von 98,517. Die gefammte bei der Zählung aufgenommene gewerbliche Be: 
völferung betrug 6,470,6530 Perſonen. Sonach beziffert ſich das im den 
Handelsgewerben bejchäftigte Geſammtperſonal auf 661,496 Berjonen, d. 5. 
10,2 °/, jener gejammten gewerblichen Bevölkerung. Betrachten wir das in 
den Handelsgewerben thätige Perjonal für ſich allein. Hieraus ergibt jich, 
daß in den Stleinbetrieben rund 63 ®/, dieſes Perfonals die Gejchäftsleitung 
inne hatten, in den Großbetrieben noch nicht 2 %/,. Faſſen wir jedoch dieſe 
zwei Betriebe wiederum für fich getrennt, jo entfallen von dem in den Klein: 
betrieben beschäftigten PBerjonal rund 74°), auf die Gejchäftsleiter, dagegen 
von dem in den Großbetrieben thätigen Perſonal 10 °/, auf die Gejchäftsleiter. 
Wir gewinnen hieraus das Nefultat, daß, je höher das Betriebsfapital jich 
jteigert, dejto niedriger die VBerwaltungskoften jich gejtalten; in welchen prozen= 
tualiichen Sätzen ein folcher Vorgang ſich manifeitirt, muß eine hierauf bezüg- 
liche jtatiftiiche Erhebung feitzufegen im Stande fein. Es gibt aber eine jchiefe 
Borftellung, wenn man den Handelsbetrieb nur mit den Gewerbebetrieben und 
nicht mit der Gejammtheit aller Ermwerbsthätigfeiten überhaupt, mit Einſchluß 
der landwirtbichaftlichen Produftion und der perjönlichen Dienftleiftungen, in 
ein numeriſches Verhältniß bringt. Nach den Ergebnijjen der Berufszählun 

vom 5. Juni 1882!) gab e8 im preußiichen Staate zujammen 3,065,21 
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männliche und 585,408 weibliche Perſonen, alfo im Ganzen 3,650,626 Ber: 
fonen, welche Induſtrie und Gewerbe als ihren Beruf hatten und 766,127 
männliche wie 145,579 weibliche Berfonen, aljo im Ganzen 911,706 Berfjonen, 
welche in Handel und Verkehr berufsthätig waren. Die Summe jämmtlicher 
erwerbsfähigen Berfonen belief ſich auf 27,287,860. Hieraus ergibt fich, daß 
von diejer Gefammtbevölferung des preußiichen Staates 13,3 °/, der Induſtrie 
und dem Gewerbe, dagegen dem Handel und Berfehr nur 3,3 °/, ergeben 
waren. Vergleichen wir aber die Erwerbsthätigfeiten, einerjeit3 Induftrie und 
Gewerbe, anderjeit3 Handel und Verkehr nur allein mit einander, jo würden 
von der Geſammtheit der mit dieſen Berufsthätigfeiten beichäftigten Perjonen 
in der Höhe von 4,562,332 Perjonen auf Imduftrie und Handel rund 81°, 
und auf Handel und Verkehr 19°, gerechnet werden müſſen. Noch böber 
als in der Induftrie und Gewerbe, ja am höchjten überhaupt ftellt fich die 
Summe der Erwerbsthätigen in der Bodenmugung und Thierzucht. In dieſer 
Berufstätigkeit befanden fich damals 3,462,263 männliche und 1,230,080 
weibliche Perſonen, aljo im Ganzen 4,692,348 Perſonen. Bon der Gejammt- 
ziffer der ermwerbsfähigen Perjonen in der Höhe von 27,287,860 Berjonen 
entfallen alſo 17,1°/, auf diefe Berufsthätigkeit; fie umfaßt unter den ver- 
Ichiedenen Berufsgruppen das zahlreichite Perjonenmaterial. 

Die Handelsfammern fünnten aber nicht allein durch fortlaufende Beiträge 
über die Handelsbetriebe, zugleich mit Benügung des von Seiten des Staates 
und des Reichs gejammelten Meaterials, im Intereſſe des Baterlandes wirken, 
jondern fie fünnten auch zur Anbahnung einer umfafjenden amtlichen Statiftif des 
inneren Handelsverfehrs beitragen. Die Nüblichkeit jolcher Erhebungen, 
welche allein die pofitiven Ausgangspunkte für beabjichtigte gejegliche Maß— 
regeln bilden können, ift einleuchtend. Die Größe der inneren Waarenbewegung 
ergibt fich namentlich aus der Statijtif der Eifenbahnen und der Flußs und 
Kanaljchifffahrt, im der freilich auch der eigentliche Handelsverfehr mit dem 
direkten Abjag von den Produzenten an die Konfumenten vermiſcht ijt. Eine 
Statiftit des MWaarenverfehrs auf den Eijenbahnen ijt durch die Ausdehnung 
der Staatsbahnnege jetzt der Verwirklichung näher gerüct, da unter den Eiſen— 
bahnen Deutjchlands die Staatsbahnen von 7,571,,, km im Jahre 1868 
auf 22,082,,, km im Jahre 1880/81 fich gefteigert haben.) Im Sadjen 
hat man auch Schon Verfuche gemacht, welche die Verwirklichung einer jolchen 
feitgeftellt haben. Hier dürfte fich die Einrichtung einer Zentralftelle für die 
Statiftit des Waarenverfehrs der deutichen Eifenbahnen empfehlen. Ferner ift 
zu wünfchen, daß außer den periodiichen Ermittelungen der Zahl und des 
Umfanges der bejtehenden Handelsunternehmungen auch fortlaufende Erhebungen 
über den Zus und Abgang in den verjchiedenen Zweigen, jowie, was jetzt auch 
theilweije gefchieht, über die Zahlungseinjtellungen und Konkurje im Gebiete 
de3 eigentlichen Handels jtattfänden. Eine weit jpeziellere Regelung und Aug: 
dehnung der Rechte und Pflichten der Handelskammer, als in Preußen, bietet 
das öſterreichiſche Gejeg vom 29. Juni 1868 dar. Die Kammern haben 5. B. 
die Marken und Mufter der Induſtrieerzeugniſſe zu regijtriren, fortlaufende 
Nachweifungen über die protofollirten Firmen zu führen, fie können nach Ueber: 
einfommen der Betheiligten als Schiedsgerichte auftreten. Deshalb iſt gegen- 
mwärtig dahin zu ftreben, daß den deutjchen Handelstammern eine erhöhtere 

Y Vgl. „Annalen des deutſchen Reiches“, herausgegeben von Dr. Georg Hirth und 
Mar Seydel, Jahrgang 1883, ©. 642. 
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Bedeutung, eine Fixirung und Erweiterung ihrer Nechte und Pflichten und 
eine fonjultative Stellung gejeßlih zu Theil werde, jo daß fie auch über 
Zoll- und Tarifangelegenheiten Auskunft ertheilen und Borjchläge machen 
fünnen. 

Durch die Erweiterung der Funktionen der Handelsfammern würde aber 
der deutſche Handelstag nicht überflüjlig erfcheinen, im Gegentheil würde das 
hier gefammelte und berathene Material eine weitere Anregung dem Handels: 
amte geben. Die jpezielle Organifirung eines folchen Inſtituts dürfte Feine 
Schwierigfeit bieten; als Vermittler der einheimischen und auswärtigen Ber: 
treter des Handels- und Gewerbejtandes einerſeits und des Handelsminifteriums 
anderjeits müßte nur dasjelbe ſoweit als möglich eine jelbjtändige Stellung 
einnehmen; die jegt unter dem preußischen Handelsminifterium jtebende techniiche 
Deputation fir Gewerbe wäre dem Handelsamt zur Seite zu jtellen. 


$ 11. Die Organijation des Erporthandels. 


Die Aufgabe des Erporthandels eines Landes mit aufitrebender und 
leiftungsfähiger Induftrie richtet ſich dahin, möglichjt direkte Beziehungen in 
den überjeeiichen Ländern berzuftellen. Je mehr deutiche Kaufleute die über: 
feeifchen Länder perjünlich fennen lernen, je mehr Zweiganjtalten deutjcher 
Handelshäufer dajelbit begründet werden, um fo leichter wird fich Dies Ziel 
erreichen laſſen; ſelbſt in den fremden, insbejondere englischen Kolonien kann 
dann der Detatlabjag in großem Maßſtabe organifirt werden. Zu Erreichung 
dieſes Zwedes zeigen ſich uns verjchiedene Mittel, auf die wir eingehen müjjen. 

Zunächſt erfcheint zur Förderung des deutſchen Ausfuhrhandels die Vereins— 
thätigfeit und die Gründung von Erportgejellidhaften, namentlich 
für Abjag und Zahlungsvermittlung. Viele beachtenswerthe Winfe geben 
hierin die im „Deutſchen Handelsarchiv” zu Iejenden, aus Konjularberichten 
entnonmenen Beröffentlichungen. Außerdem erweilen fich die Weltausitellungen 
praftiich für gewiſſe individualifirte größere Fabrifate und für Lurusgegen- 
jtände, die Durch die Ausjtellung in Mode gebracht werden jollen. So haben 
die japanischen Yadwaaren durch die Pariſer Ausstellung von 1867 unbe— 
denflih einen großen Gewinn erzielt. Doch wird im Allgemeinen der be= 
grenzteren provinziellen oder nationalen Ausstellung eine relativ höhere materielle 
Bedeutung für die Abjagbeförderung zuzufchreiben fein ala den internationalen. 
Jene tragen mehr oder minder den Charakter der früheren Märkte und Mejien, 
die ala Sammelpunfte für Käufer und Verfäufer dienten. 

Nicht minder ericheint von hoher Bedeutung für die Entwidlung des Export— 
handels die Statiftif des auswärtigen Handels und der Seejdiff- 
fahrt. Diejelbe bietet in Verbindung mit der Produktions- und Preisitatiftif 
die allein zuverläſſigen Anhaltspunkte dar; einerfeits zur Beurtheilung des Er- 
folges bereits getroffener und amderjeits zur Berechnung der etwaigen nütz— 
lichen oder jchädlichen Wirkungen beabfichtigter handelspolitiicher Maßnahmen. 
Die wirklichen Leiftungen der Handelsitatijtif bleiben jedoch noch überall hinter 
den theoretisch berechtigten Wünschen weit zurüd. Das engliihe Spitem der 
Bereinigung aller ftatiitiichen Arbeiten in einem einzigen Mittelpunkt verdient 
hierbei zweifellos den Vorzug vor dem franzöfiichen Syſtem der Dezentralifirung, 
welches freilich auch anderwärts, wie in den Niederlanden, vorberricht. Denn 
durch die Zentralifirung diejer ftatiftiichen Arbeiten wird ein ausgezeichnetes 
Beamtenperfonal berangebildet und zudem eine fchablonenmäßige unbeliebte 
Bearbeitung der ftatijtiichen Tabellen verbindert, die bei den Zollämtern leicht 
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zu einer Art von „amtlichem Dilettantismus“ führen würde In Frankreich 
und in den Niederlanden zeigt fich uns bereits die offenkundige Thatjache, daß 
dort die Führung der ftatijtischen Negifter von den Beamten, die damit beauf- 
tragt werden, als eine Art von Strafverjegung oder Berurtheilung betrachtet 
wird. In der Statiftif des auswärtigen Handels find aber zunächit die 
Gewichtsmengen aller Waaren mit möglichjt weitgehender Spezialifirung zu 
erheben, die das Staatsgebiet von außen fommend iiberhaupt berührten, ſowie 
aller derjenigen, Die dasjelbe, jei e8 aus dem Innern kommend oder nach 
irgend einer Berührung verließen. Hiermit wird die Ein: und Ausfuhr im 
Generalhandel fejtgeftellt. Außerdem iſt nachzuweiſen, wie viel von den ein- 
zelnen Waarenarten in den freien Verkehr des Inlandes (verzollt oder zollfrei) 
eingeht und wie viel aus dem freien Verkehr ausgeführt wird. Hierdurch wird 
die Ein- und Ausfuhr im Spezialhandel dargethan. Daneben find die übrigen 
Zweige des Generalhandels zu unterjcheiden, nämlich Niederlage, Tranfit- 
und der jog. VBeredlungsverfehr. Außer Gattung und Menge ift bei ein- 
gehenden Waaren das Bezugsland (d. h. das Land, wo von dem Einführenden 
die Waaren gefauft worden find) und bei ausgehenden Waaren das Beſtimmungs— 
land joweit als möglich zu verzeichnen, mindejtens ijt aber die Grenzitrede, 
die überjchritten wird, ſowie die Art der Beförderung, ob auf inländiichen oder 
auf fremden Schiffen oder zu Lande (Eijenbahn, Landitraße, Flüſſen, Kanälen, 
Landjeen) anzugeben. Ebenſo wichtig wie jchiwierig ijt die nothmwendige Nor: 
mirung oder wenigjtens Schäßung des Werthes der Waaren, am zweck— 
mäßigiten des Werthes an der Grenze, d. h. des Fakturapreijes nebjt Trans— 
portfojten bis dahin, bei der Einfuhr ohne Zollaufichlag; denn erjt als Werth: 
jummen geftalten fich die verjchiedenen Waarengattungen zu vergleichbaren und 
bedeutfjamen Größen. Seit dem Jahre 1880 bejteht die Einrichtung der 
Statiftit des Waarenverfehrs des deutichen Zollvereing mit dem Auslande. 
Die Zahlen der 1880er Statiftif‘) geben uns zum erjten Mal zuverläjjigen 
Aufihluß über den Waarenverfehr mit dem Auslande nach feinen verjchiedenen 
Richtungen und unterwweifen uns über das Verhältniß der Ein und Ausfuhr: 
bewegung zur inländischen Produktion und Konfumtion für eine ganze Anzahl 
von Waarengattungen. Man kann behufs der Waarenwerthſchätzung jpezielle 
Deflarationen von Seiten der Waarenfender verlangen, wie wir es jegt in 
England ſowohl bei der Eins wie bei der Ausfuhr finden, oder auch bejtimmte 
Werthjäge für die (Netto:) Einfuhr aller Waarenwertbe annehmen, die in 
Frankreich, Italien und in neuerer Zeit auch in Deutſchland durch Kommifjionen 
von Sachverſtändigen jährlich fejtgeftellt werden. Auch über die Bewegung 
der Edelmetalle find wo möglich die nämlichen Daten zu ermitteln, wie für 
die übrigen Waaren; aber dieſe Aufgabe harrt bisher noch ihrer vollftändigen 
Löfung. Am Ungenaueften wird im Allgemeinen die Statiftif der gänzlich zoll: 
freien Waaren fich heraugftellen, bei denen auch die Unterfcheidung von General: 
und Spezialhandel, die auf die Zeiten des ärgſten Prohibitivſyſtems zurückgeht, 
nicht mehr zutrifft. Da die Ausfuhrzöfle in den meisten Ländern befeitigt find, 
jo wird gerade die Bedeutung der Ausfuhrſtatiſtik durch das mangelnde 
Interefje der Zollbehörden verringert werden. Deshalb bejteht in mehreren 
Staaten eine befondere „jtatijtiiche Abgabe". Sie ward früher in Frankreich 
auch droit de balance genannt und ift im Deutichland durch Gejeg vom 
20. Juli 1879 eingeführt. Sie wird in einem geringen Betrage von allen 
1) Vgl. Statiftit des Deutichen Reich, Bd. 43, 2, XII, 92—117. 
Annalen des Deunchen Reicht, 1880, 46 
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Waaren bei der Ein» wie Ausfuhr, jei e8 nach dem Gewicht oder nad) der 
Zahl der Kolli oder Wagenladungen, erhoben.) Bon hoher Bedeutung erjcheint 
endlich der Schon von Hirth?) angeregte Verfuch eines lebhaften internatio: 
nalen WAustaufhes der Jmportüberjichten, jo daß die aus den 
bezüglichen Liften Englands, Nordamerikas, Schwedens u. j. w. rejultirenden 
Angaben zu Bierteljahrsüberfichten zufammenzuftellen find; eine jolche Kontrolle 
der Publikationen des Auslandes würde auch auf den Werth der Leijtungen 
des Zentralbureaus zurückwirken. 

Was die Schifffahrtsjtatijtif betrifft, jo ift zunächit die Eintragung in das 
Schiffsregifter durch das Gejeh vom 25. Oktober 1867 über die Nationalität 
der Kauffahrteifchiffe, ſowie über die Bundesflagge für Kauffahrteiichiffe geregelt 
worden.“) Ueber den Schiffsverkehr und den Güterverkehr auf den Wajler: 
ftraßen wird ſeit 1872 eine Statiftif geführt. 

Die Statijtit der Seeſchifffahrt hat bauptjächlich den Stand der Handels: 
flotte und die Schifffahrtsbewegung zu umfaſſen. Der Scifffahrtäverfehr ift in 
allen Häfen aufzuzeichnen nach Ein: und Ausgang, für die einzelnen Schiffe 
ihre Größe, bewegende Kraft Dampfſchiff, Segelichift), die Staatsangehörigkeit 
(Flagge), der Beſtimmungs- bezw. der Herkunftshafen, ob in Ladung oder 
Ballaft, die Bemannung der ein und ausgehenden Schiffe. Für die Beltimmung 
der Größe, bezw. Tragfähigkeit der Schiffe, iſt endlich eine gleichmäßige Methode 
anzuwenden, jo. daß durch die internationale Vereinbarung eine übereinjtimmende 
Art der Schiffsvermeilung eingeführt werden fann. 


Fünftes Kapitel. 


Anregung zur Ausführung von Einrichtungen im Interelle des 
Handels und der Polkswirthſchaft. 


$ 12. Das Handels: und Staatsintereſſe. 


Das Objekt des Handelsinterejles umfaßt die Gejammtheit der Gejchäfte, 
welche einerjeit3 den Austauſch der Gitter vermitteln und anderjeits die För— 
derung der Taufchvermittlung bezweden. Das Objekt des Staatsintereſſes 
bezieht jich nicht mur auf die Gejeggebung und Nechtsficherheit, jondern auch 
auf wirtbichaftliche Anstalten, wie Straßen, Kanäle, Eifenbahnen, Poſten und 
Telegraphen für den gejellichaftlichen VBerfehr und auf wichtige Kulturinterejjen, 
jo auf Volks-, wiſſenſchaftliche, künstlerische, technische Schulen. Die Gejchichte 
bezeugt aber, daß die einzelnen Völker, die in den Staaten leben, mannigfache 
Beitrebungen auf dem Gebiete der Staatsinterejien, in dem Rechts-, Ber: 
faſſungs- und Geijtesleben, wie in der Handelsthätigfeit verfolgen. Dieſe 


') Eine überjichtlihe Darjtellung der Organijation der deutichen Handelsitatijtif gibt 
von Sceel in Schmollers Jahrbud) für Gejepgebung, Verwaltung und Volkswirthſchaft 
im Deutichen Reiche, N. 3-V1, ©. 23—55. Vgl. hierzu den „Entwurf eines Geſetzes, die 
Statijtit des auswärtigen Waarenvertehrs des Deutichen Zollgebietes betreffend” im der 
Statiitil des deutichen Reichs, Bd. 43, Heft 1, ©. 15, 16. 

9 Val. G. Hirth, Die Methoden der Zolle und Handelsjtatijtit in England, Franf- 
reih, Holland, Hamburg, Bremen und im Hollverein in deſſen „Annalen des Deutichen 
Reiches“, Bd. III, Jahrg. 1870, ©. 409—432, und den Anhang, der Thejen zur Reform der 
Kommerzial:Statijtil des Zollvereins enthält, ©. 433— 436. 

ı) Vgl. hierüber &. Hirth's „Annalen des Deutichen Reichs“, Jahrgang 1871, 
Bd. IV, &.657—665, 
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Beitrebungen offenbaren ſich vor Allem in den verjchiedenen Einrichtungen. 
Wenn aber .aucd die Mittel und Wege jich überall verjchieden gejtalten, jo 
fonzentrirt ji) dennoch die Summe aller in diefen Einrichtungen verborgenen 
Gedanken und Fdeen in dem Streben nach Erfüllung eines einheitlichen Staats— 
zwedes. Bon Holtendorff, welcher die Lehre vom Staatszweck in ein— 
gehender Weije behandelt, bezeichnet die Einheit des Staatszwecks mit dem 
Ausdrud „Harmonie der Staatszwecke“ (Politik, Buch Il). Bluntſchli) 
jegt den eigentlichen Staatszwed in die „Entwiclung der Volksanlage“ und 
in die „Vervolllommmung des Volkslebens“. Beide Erklärungen deden fich 
gegenjeitig und ſtehen zu einander in einem fongruenten Verhältniſſe. Denn 
nur diejenigen Einrichtungen, welche die Volksanlage und das Volksleben, jei 
e3 als Nechtöleben oder nationales Machtleben oder wirtbichaftliches Leben, 
fürdern, bedingen die Einheit des Staatszweds bei aller Mannigfaltigfeit feiner 
Ausbildung. Wenn an eine jede Perſon die Lebensaufgabe geitellt iſt, ihre 
Anlage zu entwickeln und ihr Wejen zu offenbaren, jo liegt auch der Staats: 
perſon die Pflicht ob, für die Erhaltung der Volkskräfte und für ihre Aus: 
bildung Sorge zu tragen. Dieje Pflicht muß der Staat jowohl auf dem 
Gebiete der Bergejellichaftung als auf dem des Erfenntnißjtrebens und der 
Erwerbstbätigfeit ausüben. Die Erwerbsthätigfeit kann fich auf Urproduftion, 
Handel und Gewerbe beziehen; uns bejchäftigt bier insbefondere Handel und 
Gewerbe. Much auf diefem Gebiete muß das Streben des Staates dahin ge: 
richtet fein, in den Handelsgejchäften, in dem SHandelsbetrieb und in dem 
Betrieb der Handelsgewerbe die Anlagen und Kräfte des Volfes zu erhalten 
und auszubilden. Die gegenwärtige Entwicklungsſtufe jtellt fich uns als eine 
Errungenschaft der Vergangenheit dar, die Weiterbildung bedeutet den Fortſchritt 
der Zukunft. Von Ddiefem allgemeinen Gefichtspunfte aus werden wir bei 
Beurtheilung einzelner Handelsinterejjen ausgehen, der zugleich mit der von 
mir im Anfang aufgeftellten Anſchauung über die eigentliche Handelsgejellichaft 
al3 dem Prinzip einer jelbjtändigen Berjönlichkeit und eines einheitlichen Rechts— 
fubjefts iübereinftimmt. Bei der Erörterung diefer Handelsinterejien werden 
wir auch die VBerjchiedenheit der Handelgeinrichtungen in den einzelnen Staaten 
berühren. Der Urjprung jener VBerjchiedenheit beruht zum Theil in der geo— 
graphiichen Lage, zum Theil in dem verjchiedenen Modus der Bejigverhältnifje, 
oder in der Verjchiedenheit der Volksanlage oder in der Zahl der Verkehrs: 
zentren oder in dem Entwicdlungsmodus der Nechtsverhältnijfe. Trotz aller 
diefer Verſchiedenheiten entjteht immerhin die Frage, ob nicht eine allmählich 
angeftrebte Gleihmäßigfeit in gewilien Einrichtungen gleichen Vortheil allen 
Staaten zuführen würde Die Einrichtungen, auf welche ich bier hinweiſen 
werde, jind in jcharfjinniger Weiſe Schon von Leris und Strud behandelt 
worden. Nach den Refultaten jener Forſchungen läßt ſich mit Sicherheit an— 
nehmen, daß durch eine freiere Geſtaltung der Bermittlungsgejchäfte, durch 
Förderung der Tauſchvermittlung, ſei es vermittels veränderter Betriebsweile 
oder vermittel3 Bejeitigung von Mifverhältnijjen, die Anlagen und Sträfte des 
Volkes weiter entiwidelt werden umd hierdurch die Ermwerbsthätigfeit und der 
Wohlſtand desjelben gejteigert wird. Iſt dies aber der Fall, jo wird bier: 
durch der einheitliche Staatsziwed erreicht und die Beitimmung der Menjchheit 
ihrer Vollendung näher gebracht. 


) Bluntſchli, Allgemeine Staatslehre, ©. 361. 
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$ 13. Die Anftrebung eines freien Maklerwejens. 


Unter den bedeutenden Ueberreſten früherer Anjchauungen, welche fich bis 
in die neuejte Zeit in der Gejegebung erhalten haben, gehört die Stellung 
der die Vermittlung von Handelsgeichäften betreibenden Berjonen. Die Unter: 
händler oder Makler erhielten frühzeitig im Mittelalter einen amtlichen 
Charakter, theils als Urfundsperjonen, theils als Organe zur Aufrechthaltung 
der gejeglichen Berfehrsordnung.!) Die Bedeutung ihrer gegenwärtigen Rechte?) 
jteht aber nicht im Verhältniß zu dem Nachtheil, der dem vereidigten Handels: 
mafler daraus erwächit, daß er feine Aufträge von Abweſenden und feine 
Bürgichaft übernehmen darf. Deshalb wird in Deutjchland von vielen Seiten 
die gänzliche Aufhebung des Inſtituts der vereidigten Makler verlangt. Und 
e3 gibt auch feinen Grund für die Aufrechthaltung diefer Einrichtung. Denn 
die Zuverläfjigfeit des Makler wird durch die amtliche Stellung keineswegs 
erhöht; das Necht, bei Abſchluß von Verträgen als Urkundsperfonen zu 
fungiren, gereicht gegenwärtig zu feinem Nuben mehr. Zudem erjcheint Die 
Beitimmung, daß der Makler zu feinem Kaufmann in dem Verhältniß eines 
Brofuriften, Handlungsbevollmächtigten oder Handlungsgebilfen jtehen dürfe, 
vollftändig überflüſſig. Endlich wird das Verbot einer Vereinigung Mebrerer 
zum gemeinschaftlichen Betriebe werthlos beim Bejtehen freier Konkurrenz. Es 
zeigt jich in Ddiefem Inſtitute der Widerjpruch, in welchem fich das giltige 
Recht zu den thatjächlichen Vorgängen befindet. Deshalb ift die völlige Freiheit 
und Gleichheit im Maklergewerbe zu erjtreben; es iſt eine neue Ordnung zu 
Ichaffen, welche fich auf der Grundlage gegenwärtiger Kulturformen in Bezug 
auf Majchinen und Großitädte, Arbeitstheilung und Großunternehmung, Geld: 
und Kreditwirthichaft aufbaut. In Bremen und Hamburg wurde damit 1867 
und 1871 ein Anfang gemacht, indem man den vereidigten Maflern oder den 
an ihre Stelle ‚tretenden vereidigten Wuftionatoren oder Taxatoren in den 
Vermittlungsgeichäften diefelbe Freiheit einräumte, wie den nicht vereidigten 
Unterhändlern. Dieſer Strömung in Deutfchland gegenüber ift Frankreich mit 
feiner Gejeßgebung über das Maklerweſen noch fajt ganz auf dem Standpunkt 
des vorigen Jahrhunderts geblieben. Denn die wichtigite Klaſſe von Maflern, 
die der Agenten der Effeftenbörje, hat dort noch eine volljtändige Monopol: 
ftellung inne. Ihre Zahl it eng begrenzt, die Vermehrung kann nur erfolgen 
durch ein Defret des Staatsoberhauptes, die Stellen jind geſetzlich als ver: 
fäuflich anerfannt und in Baris auf einen Preis von über 2 Mill. Fr. 
geitiegen. Das Gewerbe der Waarenmafler (Courtiers de marchandises) 
jedoch ift in Frankreich durch das Geſetz vom 18. Juli 1866 unter Entſchädigung 
der damaligen privilegirten Stelleninhaber für frei erflärt worden. In England 
find ein Ueberreſt des Auffichtsrechtes des Mayor und die Verpflichtung der 
Makler zu einer Taxe und Kaution 1870 aufgehoben worden. Es bilden die 
„Brokers“ nebit den „Dealers“ in London freie Koorporationen, die Börjen- 
vereine. In Defterreich hat das Gejeg vom 4. April 1875 ausführliche und 
eingreifende Bejtimmungen über die Handelsmafler getroffen. Hiernach wird 
die Anitellung derjelben von einer Prüfung abhängig gemacht, es dürfen dies 

1) Eine ausführlide Daritellung der neueren Entwidlung des Maflerinjtituts in 
Deutichland gibt Strud, Die Efieftenbörie, Anhang, ©. 186—224. In Betreff der Unter 
fäufer in Straßburg vol. Shmoller, Die Straiburger Tucher: und Weberzunft, ©. 429. 
2) Bol. hierüber Leris, Handel, in Shönbergs Handbuch der politifhen Oekonomie, 
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jelben feine Gejchäfte vermitteln, rückjichtlich deren der gegründete Verdacht 
vorliegt, daß fie nur zum Schein gejchloffen werden; endlich find diefelben nur 
berechtigt, den Namen ihres Auftraggebers nicht zu nennen, wenn fie von 
dieſem angemeljene Dedung erhalten Fu oder mit voller Beruhigung erwarten 
fünnen, anderenfall® haften fie dem anderen Theile für den Schaden. Hier: 
nach behauptet in der Gegenwart das vereidigte Maklerthum in den wichtigjten 
Kulturjtaaten eine ganz verfchiedene Stellung. Im Deutſchland ericheint es 
für überflüflig, jein Untergang iſt wohl nur eine frage der Zeit; in Frankreich 
it das Waarenmaklerthum bereits feiner fejjelnden Schranfe entledigt, in 
England ift dies Inſtitut ganz aufgehoben, nur in Defterreich zeigt es ſich 
noch in Blüthe. Wir wollen zugeben, daß der verjchiedene Stand des Makler— 
weſens in dieſen Kulturjtaaten feine volle Berechtigung hat; immerhin dürfte 
vielleicht Niemand die Wahrheit des Satzes läugnen, daß dort, wo ein freies 
Maklerweſen durch jeine Yeiltungsfähigfeit in hoher Achtung ſteht, der Handels: 
geift und die Handelsunternehmungen einen höheren Fortichritt befunden als 
dort, wo das jog. amtlich) gebundene Maklerthum die Herrichaft ausgibt. 


$ 14. Die Mittel zur Förderung des Detailhandels. 


Es ift eine nicht unbefannte Erjcheinung, daß von jungen Leuten in 
blühendem Lebensalter in vielen Detailgefchäften nicht wenig Zeit blos in 
Erwartung der Kunden verbracht wird und daß die Art und Weije ihrer 
innerhalb dieſer Zeit zu erfüllenden Obliegenheiten mit der Intenſität ihrer 
Lebenskraft durchaus in feinem Verhältniß jteht. Zudem bejchäftigen fich viele 
Perſonen mit dem Kleinhandel, die einer teten energiichen Thätigkeit abhold 
find und mit geringen, eigenen Mitteln auf Grund des Kredits ihr Glüd 
begründen wollen, jo daß jehr viele derartigen Einrichtungen hierdurch gleichſam 
einen aleatorischen Charakter an fich tragen. Auf jolche Weife wird aber das 
Streben nad) Ausbildung der geiltigen Anlagen und Kräfte beeinträchtigt; die 
Zeit der yeiltigen und fachtechnijchen Entwidlung, die Zeit der energiichen 
Spannfraft fließt jchnell vorüber, ohne daß fie auf die rechte Weije benußt 
worden iſt. Deshalb erjcheint es auch nicht auffallend, daß zu jeder Zeit eine 
Anzahl unhaltbarer Detailgefchäfte vorhanden iſt, deren Banferott in einem 
bald fürzeren, bald längeren Zeitraum im Ausſicht ſteht. Manche Detail: 
geichäfte fuchen noch durch einen gewiſſen Gaftwirthichaftsbetrieb, durch Bes 
quemlichkeit und Luxus in der Bedienung, durch mehr oder weniger äußeren 
Komfort und durch den Glanz der Einrichtung des Verfaufslofals den Kunden— 
freis fejtzuhalten und zu erweitern; andere Detailgejchäfte verzichten wiederum 
auf eine äußere Nepräjentation und juchen das große Publikum durch die 
Kombination von VBilligkeit und äußeren Schein der Waaren bei innerer Ber: 
jchlechterung derjelben heranzuziehen. Daß dieje einmal bejtehenden Verhältniſſe 
nicht als rationell anzuerkennen find, liegt wohl auf der Hand; fchwierig ift 
es aber, hier den richtigen Ausweg zu finden, der zugleich im volfswirthichaft- 
lichen Interefje liegt. Vom volfswirthichaftlichen Gejichtspunft aus zeigt es 
jih vor allem erjtrebenswerth, daß ein Theil der im Detailhandel wirkenden 
Kräfte und Kapitalien anderweitig eine nüßlichere und den Arbeitsfräften anges 
mefjenere Verwendung fände als bisher. Es ijt nur die Frage, nach welcher 
Seite hin hierin geholfen werden könnte. Wenn die Zahl der vorhandenen 
Detailgefhäfte zu hoch zu veranfchlagen ift, wie aus dem Verhältniß des 
Prozentjages der Banferotte im Kleinhandel einerjeits zu der Bevölferungsziffer 
und anderjeits zu anderen Erwerbsgeichäften ftatiftisch zu erweiſen ift, jo dürfte 
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man vielleicht eine auf dem Berordnungswege feitgejegte Reduktion derjelben 
für erfprießlich halten. Jedoch das Wachsthum der Kleinläden hängt ebenjo 
jehr von der Ausdehnung des Großbetriebes ab ala von der Bequemlichkeits- 
liebe des Publifums, und beide Bedingungen find bei der zu firirenden Ziffer 
der etwa als nothwendig fich herausitellenden Detailgefchäfte in Anrechnung 
zu bringen. Abgeſehen davon, daß die jelbjtändige freie Perfönlichkeit in der 
Begründung von Kleingefchäften dadurch beeinträchtigt und die Feſtſtellung der 
Zahl derjelben auf große Schwierigfeiten ftoßen würde, dürfte deshalb ein 
jolches mechanifches Mittel weder im Intereſſe der Detailfaufleute noch der 
Käufer liegen. Der immer höher gefteigerte Fortichritt auf dem Gebiete der 
Technik, des Maſchinen- und Transportwefens weiſt uns auf die rationelljte 
Form de3 Detailhandels, insbejondere in Bezug auf Kleiderftoffe, Galanterie: 
waaren, Kurzwaaren aller Art, Wäfcheartifel, Haushaltungseinrichtungen, 
Möbel u. j. mw. von ſelbſt hin. Sie beiteht in dem concentrirfen Groß: 
betrieb des Detailgejchäftes,') wie er in der neueſten Zeit einerjeits 
durch die in den Großftädten entitandenen bazarartigen Magazine, Läden und 
anderjeit8 durch die Einrichtung von Zentralmärften vepräfentirt wird. Solche 
Geichäfte genießen die wichtigften und mannigfachiten Vortheile, wie verhältniß- 
mäßig geringere Koften für Miethe, Einrichtung, Beleuchtung, Heizung, eine 
intenfiv weit ftärfere Ausnußung der Kräfte des Perjonals, rajche Umſätze, 
bedeutende Preisermäßigungen von Seiten der Fabrifanten wegen der Maſſen— 
bejtellungen und Baarverfauf. Zeit und Kraft wird hierdurch in ein richtiges 
Berhältnig gebracht und den Konfumenten ein erheblicher Gewinn zu Theil. 
Wenn auch derartige Magazine nur in großen Städten angelegt werden fünnen, 
jo kann doch mit Hilfe von Katalogen, Mufterfendungen und Ankündigungen 
auf Grund einer der werthvolliten, volfswirthichaftlichen Errungenschaften, des 
billigen Paketportos, e3 ermöglicht werden, auch die Fleineren Städte in den 
Kundenfreis der Großdetailhandlungen hineinzuziehen. Diefer großfapitaliftiiche 
Detailbetrieb würde zur ‘Folge haben, daß in den Großſtädten allmählich 
gewiſſe Fleinere Gejchäfte verdrängt werden würden. Die Zahl der Detail: 
gejchäfte wird in Abnahme fommen, tüchtige Kaufleute werden lieber ihre allge- 
meine Bildung und Fachkenntniß in Großdetailhandlungen zu verwerthen ftreben, 
zumal bier das Syitem der Gejchäftsbetheiligung leicht mit Erfolg durchgeführt 
werden fann, als ein jelbjtändiges Kleingefchäft zu übernehmen oder ein neues 
zu begründen fuchen. 

Aehnlich verhält es fih mit der Einrichtung von Zentralmärften. 
Auf ihnen wird ausichlieglich oder ganz überwiegend nur im Großen verfauft, 
jei e8 durch Kommiſſionäre oder auf dem Auktionswege. So unterjcheidet 
man in Baris die „Berproviantirungsmärfte“ (marches d’approvisionnement) 
und die Detailmärkte, der Viehhandel, der früher dort auf 8 Märkte zerjtreut 
war, bat durch Napoleon III. einen großen Bentralmarft in La Villette 
erhalten. Auch die Detailmärfte befinden fid) in Paris größtentheils ebenfalls 
in zwedmäßig fonftruirten Hallen, deren Paris außer den Zentralhallen noch 
45 zählt. Die Einrichtung folcher Zentralmärkte in den Großftädten würde 
ihre Wirkungen in mannigfacher Weije äußern. Zunächſt dürfte hierdurch eine 
große Zahl von fleineren Märkten eingehen und jo hauptjächlic der Fleiſch— 
fonjum Sich fait ausschließlich auf diefen Zentralmärkten vollziehen und dann 
’, Val. Leris, Handel, in dem „Handbud der politiichen Oekonomie“, herausgegeben 
von ©. Schönberg, 1. Bd. ©. 1074. 
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könnte die Zus oder Abnahme des Fleiſchverbrauchs ſtatiſtiſch genau feſtgeſtellt 
werden aus dem Wachsthum oder aus dem Nüdgange der Bevölkerung. 
Aus diefem legten Vorgange wird ein Rüdihluß auf die Vermehrung oder 
auf das Sinfen des Wohlitandes gezogen werden fünnen. 

Richt allein aber in der großen Zahl der Kleingeſchäfte und in der 
Betriebsweiſe des Detailhandels liegt der Grund fo vieler Faufmännifchen 
Konkurſe, jondern auch in dem im Deutjchland allgemein verbreiteten Borg: 
ſyſtem und Buchkredit, wodurd die Entwidlung der Taujchvermittlung 
ungemein gehemmt wird. Die Handelsunternehmer machen zur Ergänzung 
ihres eigenen Kapitals in großem Umfange von dem Kredit Gebrauch. Der: 
jelbe offenbart fich jedoch nur zum kleinen Theil als Geldfredit, hauptjächlidy 
in der Geftalt von Waarenfredit. Die Ausübung des Waarenfredits bringt 
aber vorzugsweife die Detailhändler in bedenkliche Lagen. Sie gewähren 
ihren Kunden unbeftimmt lange Borgfriften; deshalb find diejelben nicht im 
Stande und auch nicht geneigt, fich ihrerjeits den Großhändlern gegenüber auf 
furze und fefte Zahlungstermine zu verpflichten. Die Folge davon ift, daß im 
gefammten Verkehr nur zu oft Laxheit und Schlendrian ftatt eines jtraffen 
Geichäftsganges eintreten, daß ein unbeftimmter Buchfredit die Herrichaft 
gewinnt, wodurch manche Gejchäfte einen jo ungünftigen Verlauf in kurzer 
oder langer Zeit nehmen, daß ſchließlich der Konfurs über fie hereinbricht. 
Die in neuerer Zeit aufgetauchten „Rabattjparvereine*, welche den Baar: 
zahlungsmodus einführen wollten, haben geringe Erfolge erzielt und find ein— 
gegangen. Auf die Nabattbewilligung legt das Publikum geringen Werth, 
weil e3 gar nicht Eontrolliren kann, ob diejelbe eine reelle iſt. Hauptjächlich 
aber wird die Zahlungsreform verhindert durch den Schlendrian und die 
Bequemlichkeit der Kleinhändler und Handwerker felbjt, durch die Furcht, daß 
einzelne den Vereinbarungen doch nicht nachkommen und dadurd die Kredit 
wünjchenden Kunden an fich ziehen würden. Deshalb erjcheint vor Allem eine 
fejte Organifation des Waarenfredits für nothwendig. Der Zahlungsaufichub 
wird freilich nicht zu bejeitigen fein, aber e3 wird ein Mittel zur allgemeinen 
Anwendung fommen müſſen, wodurd den mißlichen Folgen diejes Borgſyſtems 
vorgebeugt werden fann. Ein jolches Mittel lernen wir in den volfswirth- 
ichaftlich fortgefchrittenen Ländern in dem Wechjel fennen. In Frankreich 
und England erjcheint der Wechjel bei Zahlungsauffchub ganz allgemein in 
Gebrauch. In Frankreich namentlich verlangt man auch von den Konfumenten, 
die nicht als fichere Zahler fich zeigen, die Regelung ihrer Rechnung durd) 
einen eigenen Wechjel (billet à ordre); fleine Handwerker und jelbjt Frauen 
diejer Klaſſe wiljen vollfommen ficher mit einem Wechjel umzugehen und kennen 
die Tragweite der Verbindlichkeit, die fie jelbjt durch einen jolchen iibernehmen, 
vollfommen. Dies ift auch in den entiprechenden deutichen Bevölferungsichichten 
durch den Volfsunterricht zu erzielen und dieſes Ziel iſt unfchwer zu erreichen, 
da die deutichen Volksanlagen in wirtbichaftlicher Beziehung nicht niedrig zu 
Ichäten find. Der weitaus größte Theil des interlofalen und internationalen 
Zahlungsverfehrs wird in den Engrosgeichäften durch Wechjel- und Effekten: 
jendungen und Wechjelarbitrage ohne Benugung baaren Geldes bewerfitelligt. 
Werden dieje Wechjeloperationen auch in den Detailgejchäften angewandt, fo 
wird nicht nur der deutiche Detailhandel in Folge des durch den präzijen 
Wechjelfredit angebahnten, prompten Baarbezahlungsmodus ſich allmählich 
günftiger gejtalten, jo daß die mühevollen, zeitraubenden YBuchkredite in Wegfall 
fommen und die kaufmännischen Konkurſe vermindert werden würden, jondern 
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es wird auch der deutſche Gefammthandel einen jtrafferen Gejchäftsgang als 
bisher aufweilen, jo daß das Syſtem der Kreditwirtbichaft innerhalb der 
lofalen Gentren Fühlung mit dem internationalen und Weltverfehr, einen 
bejtimmten Abſchluß und eine einheitliche organische Form gewinnen würde. 


Sechſtes Kapitel. 
Schluß. 
& 15. Die Funktionen des Neihshandelsamtes. 


Es erhellt aus der Darjtellung, daß im Intereſſe einer günstigen Fortent— 
wicklung des deutichen Handels in der Zukunft eine feite und jtraffe Organifation 
desjelben erforderlich erjcheint. - Dieje fann nur erreicht werden, wenn der 
Binnen: wie der Erporthandel eine Zentralftelle in dem jog. Neihshandels: 
amte erhält. Dem Neichshandelsamte fommen die Konjularberichte der aus— 
wärtigen Konfuln des Neiches zu; in fein Bereich fällt die Abfaſſung von 
Gutachten über Abjchliegfung von Handelsverträgen, über Aenderungen im 
Bolltarif, in der Bollgejeggebung oder Zollverwaltung, über Ertheilung von 
Patenten an Kompagnien oder PBrivatperjonen, über Errichtung von Aftien- 
danken, die Abfafjung von Berfajjungsentwürfen für Kolonien und die Unter: 
fuchung von Kolonialangelegenheiten. Dem Neichshandelsamte it ein bejonderes 
ftatiftifches Bureau zur Seite zu ftellen, um einerjeit8 die aus den verjchiedenen 
Theilen des Neiches ſich hier concentrirenden ftatiftiichen Arbeiten und ander: 
feit3 die von den auswärtigen Konfuln übermittelten ftatiftiichen Berichte wie 
die durch Vereinbarung mit anderen Staaten gewonnenen ftatijtifchen Materi— 
alien im Intereſſe des nationalen Geſammthandels zu verwerthen. Hiermit 
ericheint eine Erweiterung der Funktionen der deutſchen Handelsfammern 
winfchenswerth. Die deutichen Handelskammern find in eine Handel3- und 
Gewerbejeftion zu theilen oder es find in Verbindung mit den Handelsfammern 
noch Gewerbefammern zu errichten. Durch fie find ftatiftiiche Erhebungen 
über die Handels und Gewerbebetriebe zu veranftalten, d. 5. insbejondere das 
Betriebsfapital, die Umfaßziffer, die Zahl der Handelsunternehmungen wie der 
Unternehmer und des bejchäftigten Hilfsperfonals innerhalb beftimmter Zeit: 
abjchnitte feftzuftellen. Nicht blos aber über die Handelsbetriebe, jondern aud) 
über den inneren Handelsverfehr find von den Handelsfammern ſtatiſtiſche 
Berichte an das Reichshandelsamt einzufenden. Diefe find aus der Statiftif 
der Eijenbahnen, der Fluß- und Kanaljchifffahrt zu gewinnen. Für die Statijtif 
de3 Waarenverfehrs der deutjchen Eifenbahnen it eine bejondere Zentralftelle 
zu errichten, die mit dem Neichshandelsamte in Verbindung zu jeßen üt. 
Ferner müſſen fich die ftatiftiischen Berichte der Handelsfammern auch über den 
Zu: umd Abgang in den verjchiedenen Zweigen, über Zahlungseinjtellungen 
und Konkurſe im Gebiere des Handeld und der Induſtrie verbreiten, jo daß 
die Relationen der Handelsfammern uns ein Bild von der lofalen und pro: 
vinziellen Entwiclung des Handels und der Induftrie nach der Betriebs: und 
Berfehrsjeite hin veranjchaulichen follen. 

Die Organijation darf fich aber nicht blos auf den Handel innerhalb der 
jtaatlichen Grenzen, jondern muß fich auch auf den Handel mit auswärtigen 
Ländern und Staaten ausdehnen. Um diefen Zweck zu erreichen, müſſen die 
hierzu angewandten Meittel in die engite Verbindung mit dem Neichshandels- 
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amte gejeßt werden. Von demjelben hat deshalb die Anregung zur Gründung 
von Exrportgejellichaften auszugehen, insbejondere für Abſatz- und Zahlungs: 
vermittlung, dann zur Theilnahme oder Begründung von Weltausjtellungen, 
von provinzialen oder nationalen Ausjtellungen. ?yerner hat das Reichshandels— 
amt für eine vollendetere Form der Statijtif des auswärtigen Handels und 
der Seejchifffahrt Sorge zu tragen und den internationalen Austauſch der Import: 
überfichten anzubahnen. Endlich hat dasjelbe auf eine freiheitliche Vermittlung 
der Handelsgejchäfte und eine eriprießliche Ausbildung des Detailhandels hin: 
aumirfen. 


$ 16. Die Wirkungen der Reform. 


Durch eine folche feſte Organifation des Binnen: und Exrporthandel3 wird 
einerjeit3 die Energie, der Unternehmungsgeift, der Ehrgeiz im Volke wachjen 
und anderjeit3 wird durch die hieraus fich ergebende große und raſche Zus 
nahme des nationalen umd internationalen Handels zugleich die bedeutjame, 
dauerhafte Sicherheit für den ununterbrochenen Fortichritt der Ideen, Staats: 
einrichtungen und des Charakters der Völker gewährleijtet werden. Durch 
diefe Zentralifirung der deutjchen Handelsverhältnifie wird feitgeitellt werden 
fünnen, ob und in wie tweit die mittel:, weit: und ojteuropäiichen Staaten in 
ihreri materiellen Intereſſen mit einander eng verjchinolgen werden dürften, jo 
daß hierdurch ein freier Verkehr im Innern waltet, genügend hohe Schuß: 
ſchranken nach außen errichtet werden, die Produftionsfraft wie das Abſatz— 
gebiet erweitert twird. 

Nach der negativen Seite hin wird hierdurch großen Handelskriſen vor: 
gebeugt werden fünnen. Die große Handelskrijis des Jahres 1857 war nicht 
durch eine Hungersnoth oder durch ettwaige äußere Erjchütterungen herbeigeführt 
worden, jondern fie trug den Charakter einer Verkehrskrankheit, welche ſich 
lediglich au8 dem Verkehre ſelbſt entwicelt hat, d. h. fie war hervorgegangen 
jowohl aus der Gütererzeugung als aus dem Güteraustaufh. Alle Symptome 
derjelben finden wir, wenn aud) in abgejchwächten Zügen, in den fommerziellen 
Annalen von 1847, 1839, 1537, 1824, 1799 wieder. Die wejentliche Eigen- 
thümlichfeit des Jahres 1857 befteht nur in den folojjalen Maſſen, welche 
die Krankheit angenommen hat und in feiner ungeheuren geographiichen Ber: 
breitung. Durch eine ſolche Reform, welche Produktion und Giüteraustaufch 
in ein annähernd richtiges Verhältnif zu ſetzen bezweckt, würde eine Handels: 
frifis eine folche Ausdehnung nicht gewinnen fünnen. Denn eine ganze 
MWelttheile umfaljende ungünftige Konjunktur würde von einem jolchen berech- 
nenden höheren Gefichtspunfte aus nicht gerade in einen Zeitpunkt Fallen können, 
in welchem alle verfügbaren Mittel des gefammten Handelsjtandes in Waaren 
engagirt find und die Unfähigkeit, die Waaren zu verjilbern, maſſenhaft auftritt, 
woraus ſich die Stodung des gewohnten internationalen Zahlungsverfahrens 
vollzieht. 

Die Aufgabe der fozialen Neformen kann nicht darin bejtehen, Eijen- 
bahnen, Mafchinen, Geld, Kredit, Börfe zu zerftören, jondern darin, die fort: 
gejchrittene Technik der Produftion und des Verkehrs jo zu verwenden und jo 
zwedmäßig zu ordnen, daß fie zum Segen der menschlichen Kultur gereiche. 
Konkurrenz oder Koalition, Freiheit oder Monopol find nur techniiche Ver: 
fchtedenheiten; ihren ſozialen Charakter, ihre Bedeutung für die Zwecke der 
Geſammtheit gewinnen fie erjt dadurch, daß man zu firiren im Stande ift, 
inwieweit das in diefen Formen gejtaltete privatwirtbichaftliche Intereſſe ſich 
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dem volfswirtbichaftlichen Intereſſe unterwirft. Deshalb erjcheint es als Auf: 
gabe des Neiches, die privatwirthichaftliche Funktion des Handels auf ihre 
volfswirthichaftliche Berechtigung hin zu prüfen und das volfswirthichaftliche 
Reſultat Feitzuftellen, daß durch den Handel eine zweckmäßige Werthausgleichung 
ſich vollzieht. Das Hineinziehben des internationalen Moments aber in die 
nationalen Bolkswirthichaften wird zeigen, daß die national-öfonomifchen „Geſetze“ 
feine Naturgejege von ewiger Dauer und von Allgemeingiltigfeit find, jondern 
als Lofalstemporäre Kategorien aufgefaßt werden müſſen, daß fie, wie alle 
Geſetze, in die „Anthropofratie und nicht in die Phnfiofratie” gehören, wie 
fih Rodbertus klaſſiſch ausdrüdte. Sie find dem Wandel unterworfen, 
das Naturgejeß der Schwere aber nicht. 
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Das bayeriſche Heimatrecht. 


Bon 
Dr. Mar Seydel. 


Borbemerfung. 


Ih habe im Jahrgange 1877 der „Annalen“ ') das Necht des Unter: 
ftügungsmwohnfiges zur Darftellung gebradt. Das Neichögeje über den 
Unterftügungsmwohnfig erjtredt zu Folge reichsverfafjungsmäßigen Sonderrechtes 
jeine Wirkſamkeit nicht auf Bayern. Bayern ift im Beige des Rechtsinſtitutes 
der Heimat verblieben. Bei den manchfachen Wechjelbeziehungen, welche in 
armenrechtlicher Hinficht zwiichen den deutſchen Bundesjtaaten bejtchen, wird 
e3 nicht ohne allgemeineres Interefje fein, wenn ich meine früheren reichsrecht— 
lichen Erörterungen durch eine ſyſtematiſche Darlegung des bayerischen Heimat- 
rechtes ergänze. 

Eine Betrachtung der Nechtsverhältnifje, welche fih aus dem Gothaer 
re und der Eijenacher Konvention ergeben, bleibt jpäterer Zeit vor— 

ehalten. 


$ 1. Geſchichtliche Eutwidelung des bayeriihen Heimatrechtes. 


Der Begriff der Heimat hat ſich geichichtli aus dem Armenpflegerecht 
entwidelt.?) Durch die reichsgejeglichen Beitimmungen über die Bettelpolizei, 
wie fie jeit Ende des 15. Jahrhunderts und in den Neichspolizeiordnungen 
des 16. Jahrhunderts getroffen wurden, entjtand die Frage, two der nicht 
jeßhafte und micht befigende Theil der Bevölkerung polizeilich bingehöre und 
wo folche Berjonen bei Verarmung und Erkrankung Hilfe zu finden hätten. 
Das Reichsrecht jtellte den Grundfag auf, daß jede Gemeinde ihre Armen 
jelbjt zu unterhalten habe. Der Begriff einer Gemeindezugehörigkeit (Heimat) 
neben der eigentlichen Gemeindemitgliedichaft der anſäßigen und bejigenden 
Klaſſen war damit gegeben. Allerdings wies diefe Gemeindeangehörigkeit 
keinerlei Merkmale eines perjünlichen Rechtes auf. Entjprechend dem polizei: 
lihen Urjprunge jener Normen erjchien die Gemeinde für jolche Perſonen 
lediglich als polizeiliher Verweiſungsort. 

Die Reichsgeſetzgebung begnügte ſich mit der Aufftellung des angegebenen 
allgemeinen Grundjages. Sie traf feine Verfügungen darüber, wonach jic) 
die Gemeindeangehörigkeit beftimme, jondern überließ dies dem Landesrechte. 

Das bayerische Necht unterzog fich diefer Aufgabe in den Landes und 
Polizeiordnungen. Im 18. Jahrhundert find fodann für die Beftimmung der 


N, 545 ff. 
?) Bol. E. v. Riedel, Kommentar zum bayer. Gejeg über Heimat, Berehelihung 
und Aufenthalt. 5. Aufl. von L. A. v. Müller Nördlingen 1881 ©. 1f. 
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Heimat die Vorjchriften der Gerichtsordnung von 1753 über das Domizil, 
dann die Bettelordnungen vom 20. Juli 1726, 27. Juli 1770 und 3. März 
1780 maßgebend geworden. ') 

Der verworrene und unbefriedigende Stand des Heimatrechtes, wie 
dasjelbe bis zu Ende des vorigen Jahrhunderts ſich gejtaltet hatte, erfuhr 
auch in dem eriten Viertel des 19. Jahrhunderts feine durchgreifende Beſſerung.“) 
Der Begriff der Heimat vermochte fi) von feiner ausschließlichen Beziehung 
zum Bettelpolizeis und Armenpflegerecht noch nicht loszulöjen. So finden fidh 
denn vereinzelte heimatrechtliche Bejtimmungen in der Verordnung vom 
22. Februar 1808, durch welche die Armenpflege verjtaatlicht wurde, dann 
in der Verordnung vom 18. Juli 1808. Die Verordnung vom 17. November 
1816 Dagegen, durch weldye die Armenpflege den Gemeinden zurücgegeben 
wurde, begnügte ſich in Artikel 8 binfichtlich des „Anſpruchs auf den Pflege: 
genuß in einer bejtimmten Gemeinde oder in einem beftimmten Bezirke“ auf 
die „Geſetze über die Heimat” zu verweilen. Das Gemeindeedift vom 17. Mai 
1818 endlich beitimmte nur über die Erfordernijje der wirklichen Gemeinde- 
mitgliedichaft und übertrug den Gemeindebehörden die Aufnahme der Bürger 
und Schugverwandten. 

Nach alledem fehlte es in Bayern an einem Klar geitalteten und vor 
Allem einheitlich das ganze Land umfaſſenden Heimatredhte. 

Den erjten Anftoß zu einer neuen Heimatgejeggebung, wenigſtens für die 
Landestheile Diesjeit3 des Nheines, gab eine königliche Entſchließung vom 
22. Januar 1822, Anläßlich der Vorlage des Entwurfs eines „Geſetzes für 
die landwirthichaftliche Kultur“ an den Landtag, welche Vorlage übrigens 
ergebnißlos blieb,’) befahl der König die Nevifion aller beftehenden Verord— 
nungen über die Heiraten auf dem Lande zum Zwecke der Erleichterung der 
Verehelihung und Anſäßigmachung. Die bezüglichen Verhandlungen, welche 
geraume Zeit in Anfpruch nahmen, leiteten von jelbjt auf eine umfaljendere 
Sozialgejeggebung bin und fo gelangten an die Ständeverfammlung von 1825 
die Gejeßentwürfe über Anſäßigmachung und Verehelichung, über die Heimat 
und über die Grundbeſtimmungen für das Gewerbsweſen in den ſieben älteren 
Streifen des Königreichs. *) Ueber ſämmtliche Entwürfe, von denen nur die 
beiden erjten bier in Betracht fommen, wurde Vereinbarung zwijchen Krone 
und Yandtag erzielt. 

Die Geſetzgebung des Jahres 1825") bezeichnet einen wejentlichen Fort: 
Ichritt in der Entwidelung des bayeriichen Heimatrechtes. Die Heimat wird 
von ihrem Zufammenhange mit der Armenunterjtügungspflicht innerlih und 
in der gejeßgeberischen Behandlung losgelöft. Durch den Umſchwung, welcher 
in den gejellichaftlichen Verhältniſſen fich vollzogen hatte, war neben der mit 
Gewerbe oder Grundeigenthum jeßhaften gemeindebürgerlichen Bevölkerung auch 
der bewegliche Bejig zu einem wichtigen Elemente des gemeindlichen Yebens 
geworden. Die Heimat fonnte angeſichts dejjen nicht ein Begriff des Armen— 
oder Bettelpolizeirechtes bleiben, fie wandelte fich vielmehr zur Grundlage des 
Gemeindeverbandes’) um. Die Motive zum Heimatsgeſetze vom 11. Sep: 
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", Siehe das Nähere bei E. v. Riedela. ” D. ©. 2ff. 
) Bergl. zum Folgenden E. v. Niedela. a. O. ©. 2 
3, Mepertorium über die Verhandlungen der Stände 18 
+) Nepertorium über die Verhandlungen der Stünde 18 


— 


fi. 
2; 41, 
2 . 21 
u zum Folgenden E. v. Riedel a. a. O. S. 27 
„Ev. Riedel a. a. O. S. 28. 


un 
sn 
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tember 1825 bezeichnen ') mit einigem lyriſchen Schwunge die Heimat als 
„die Wiege manchfaltiger jchöner Beziehungen und freundlicher Gefühle, aus 
wekhen jich der Sinn für bereitwillige und thätige Mitwirkung zu den Zweden 
und Angelegenheiten eines nachbarlichen Vereines entwidelt”, und als „eine 
Pflanzichule zur Beförderung jedes Keimes bürgerlicher Tugend und Ordnung“. 
Um mehr in Broja zu reden, jo hörte die. Heimat auf, lediglich die Bedeutung 
eines polizeilichen Berweifungsortes zu haben; der Aufenthalt in der Heimat- 
gemeinde wurde zu einem bejonderen Nechte der Gemeindeangebörigen, das fich 
von der allgemeinen, aber polizeilidy beichränfbaren Freizügigkeit der Staats— 
angehörigen innerhalb des Königreichs °) jcharf abhob. Die Armenumterjtügung 
ferner wurde aus einer Urjache der Einrichtung der Heimat zu einer Wirkung 
derjelben. 

ö Das Gejeg vom 11. September 1825 °) umterfcheidet drei Arten der 
Heimat. 

Seine urjprüngliche Heimat hat jeder Staatsangehörige Mangels einer 
erworbenen Heimat da, wo jein Vater, bezw. die uneheliche Mutter fie hat 
oder zuletzt hatte.‘) 

Eine erworbene Heimat wird begründet: °) 

1. durch Vertrag mit der Gemeinde, ") 

2. durch Anfäßigkeit ‘) nach dem Gefege über Anſäßigmachung und Ber: 
ehelichung vom 11. September 1825, 

3. durch die nach Maßgabe desjelben Geſetzes ertheilte obrigfeitliche Er— 
laubniß zur Verheiratung in der Gemeinde, 

4. durch die in einer Gemeimde mit eigener Gefahr geleijtete Hilfe bei 
öffentlicher Noth,‘) wenn eine hiebei erlittene Beichädigung die Erwerbs: 
unfähigfeit zur Folge gehabt hat, voransgefegt, daß der Bejchädigte nicht 
vorzieht, jeine bisherige Heimat zu behalten. ®) 

Die Wittive behält die legte Heimat ihres Gatten, die gejchiedene Ehefrau 
regelmäßig”) die legte Heimat des Mannes vor der Scheidung.'') 


», Verb. der 2. Kammer 1825 Beil. Bd. IV ©. 5, 7. 

2) Heimatsgejeg vom 11. September 1825 $ 6. 

3) GBI. & 103. Entwurf in den Verhandlungen der II. Kammer 1325 Beilagen 
Bd. IV ©. 4 ff., 52 ff. ©. im Uebrigen Repertorium ©. 21 ff. Bol. auch Abjchied für 
die Ständeverfammlung vom 11. September 1825. (G.Bl. ©. 9) Abichn. I L. Ferner 
eo. inger Verordnungenfammlung XII ©. 19 ff. Bl. f. adminiftrative Praris I ©. 300 ff., 
u ©. 26 ji. 

*) Sei. $ 3. (Dazu Bl. f. adminiſtr. Praris 1S. 241, Entſch. d. B.:6.:9.'8 IV ©. 419, 
Ve. 80.) Für ehelich geborene, adoptirte oder durch Einkindſchaft angenommene Kinder, 
bei denen die Heimat des Vaters nicht auszumitteln iſt, tritt die Heimat der Mutter ein.“ 

5) „Der Ausländer kann in einer Gemeinde des Königreichs die Heimat aus denſelben 
Titeln erwerben, welche in $ 1 bezeichnet find, wenn ihm von der zujtändigen Behörde die 
Einwanderung bewilligt worden it,“ $ 7 Abj. I des Bei. Bl. f. adminiitr. Praxis I ©. 305, 
I ©. 74 XI ©. 287. 

) „Unter Beobachtung der Vorichriften der Verordnung vom 17. Mai 1818 über das 
Gemeindewefen $ 106.“ Weber die jog. Nüdattejte j. Ev. Riedel a. a. O. ©. 126 Anm. 2a. 

) Entidh. d. V.G.H.'s V ©. 230. 

®) Vgl. Bettelordnung v. 1780 5 10. 

) Bei. $ 1. Dazu Entſch. d. V-GH.'s IV ©. 489 a — bewirkt 
feine Heimat.) Ein bejonderer Erwerbstitel bejteht nad) $ 7 Ab. III für Ausländer, welche 
eine doppelte Kapitulationszeit im Heere zurüdgelegt haben, am Orte der legten Garnijon. 

10, „Außer wenn die Gejchiedene bei einer für immer geichehenen Trennung als jchuldiger 
Theil erfannt worden it, wo jie jodann die Heimat wieder erhält, weldye fie vor geichlofjener 
Ehe gehabt hat.“ 

in) Geſ. $ 1 Ziff. 3. 
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Hat Jemand gleichzeitig an mehreren Orten einen gejeglichen Erwerbs— 
titel der Heimat, jo richtet fich die Heimat nach ausdrüdlicher Erklärung und 
Uebereinfunft. Durch die jpäter erivorbene Heimat wird die früher erworbene 
aufgehoben, ') wenn nicht diesfalls durch ausdrückliche Erflärung und Ueberein: 
funft bejondere Vorſehung getroffen worden ijt. °) 

Die Gejeßgebung des Jahres 1825 befreite den Heimaterwerb von der 
Verbindung mit privatrechtlichen Begriffen. An die Stelle des Wohnfiges 
trat der öffentlichrechtliche Titel der Anfäßigmachung, morüber, wie bereits 
erwähnt, ein eigenes Geſetz') Beſtimmung traf.‘) 

Allgemeine Vorbedingungen der Anſäßigmachung eines Staatsangehörigen 
in eimer Gemeinde find hienach guter Leumund und genofjener vorjchrifts: 
mäßiger Schul- und WReligionsunterricht, ferner, „daß demjelben weder zivil- 
rechtliche Verhältnifje, noch das Militärconfcriptionsgejeg, noch bejondere, gegen 
einzelne Einwohnerflaijen?) geltende Ausnahmegejege entgegenftehen“.") 

Die Titel der Anfäßigmadhung‘) find: 

1. Grundbefig, welcher bis zu einem gejeglich bejtimmten Werthminimum 
ichuldenfrei iſt, 

2. Beſitz eines Gewerbes, 

3. definitiver Eintritt in ein öffentliches Amt des Staats, der Kirche 
oder der Gemeinde, 

4. auf jonjtige Weiſe volljtändig und nachhaltig geficherter Nahrungsitand.?) 

Bei Grunderwerb, Gewerbefonzejfion und Anjtellung tritt die Anſäßig— 
machung kraft Gejeges, jonjt nach Prüfung des Nahrungsftandes durch Be- 
willigung der Berwaltungsbehörde ein.’) . 

Wo eine erworbene Heimat nicht vorliegt und die urjprüngliche Heimat 
nicht zu ermitteln ift, wird bis zur Ermittelung der Teßteren oder bis zum 
Erwerb einer neuen Heimat eine Heimat angemwiejen.') 

Die Heimat gewährt den Anſpruch auf Wohnfig in der Heimatgemeinde. 
Xegtere ift gegebenen Falles auch zur Gewährung der Armenunterjtügung an 
ihre Angehörigen verpflichtet, die Fälle angewiejener Heimat ausgenommen, in 
welchen die Unterjtügung aus Kreismitteln erfolgt.) 


) Entih. d. V.G.⸗H.“s V S. 233, 

2) Geſ. 8 2. Dazu Entſch. d. V.G.H.'s V 50, 346. ©. auch €. v. Niedela. aD. 
S. 126 Anm. 2a; Bl. f. adminijtr. Praxis XV ©. 239. 

3) G.Bl. ©. 111. Entwurf in den Verb. der II. Kammer 1825 Beil. Bd. IV ©. 21 fi, 
58 ff. ©. im Uebrigen Repertorium ©. 21 ff. Vgl. auch Abjchied für die Ständeverjamm: 
fung vom 11. September 1825 (G.Bl. S. 9) Abichn. IM. 

*) Vgl. bieder E. v. Riedel a. a. O. ©. 3l fi. 

°) Edift über die Verhältniſſe der jüdiſchen Glaubensgenofjen im Künigreiche Bayern 
vom 10. Juni 1813 (R.-Bl. ©. 921) 88 12, 13, 18. 

») Angef. Sei. $ 1. nr 

‘) Diejelben Mnüpfen unter einigen Erweiterungen an die Beflimmungen an, welde die 
Verf.«Urk. Tit. IV 36 Hinfichtlich der Anſäßigkeit im Königreiche trifft. Ueber das Ber: 
hältniß des Anjäpigfeitsbegriffs der Verfaſſungsurkunde zu jenem des Gef. v. 11. September 
1825 vgl. die Erörterungen in den Verh. d. K. d. Abg. 1859 Beil. Bd. IS. 152, ITS. 181, 
Stenvgr. Ber. ©. 63. 

Mit dem Bürgerrecht (der Eigenfchaft eines wirklichen Gemeindegliedes) ift das Heimat: 
recht nicht verbunden. Entſch. d. V-G.H.'s IV ©. 489, 

) Auch einfacher Lohneriverb genügt. 

) Sei. 55 2—5. Bei Ueberfiedelung und Einwanderung gelten diejelben Vorichriften. 
S 6. Ueber die Aufnahmegebühren beftimmt S 7. 

10) Heimatgeſ. $ 4. Ueber Ausländer, welche nicht audgewieien werden können, j.$ 7 Abi. IL 

t9) Geſ. 85 5 und 7 Abſ. II. Bei Kapitulanten (S 7 bj. III) tritt Verpflegung aus 
Staatsmitteln ein. Seit dem Geſetze über die Ausicheidung der Mreislaften vom 23. Mai 


— 


nu 55 ut 
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In Heimatjachen enticheiden die Polizeibehörden, in zweiter und letzter 
Inſtanz die Kreisregierungen. Bei nicht fejtgeitellter Heimat iſt Ausweiſung 
vor erfolgter Entjcheidung unjtatthaft.') 

Die Gejeggebung von 1825 erfuhr, ehe noch das erjte Jahrzehnt ihres 
Beitehens abgelaufen war, eine Menderung im rücläufigen Sinne. Durd) 
das Gejeß vom 1. Juli 1834, die Anfäßigmahung und Verehelichung betr.“) 
wurde das frühere Gejeh gleichen Betreffs in einjchneidender Weiſe abgeändert. 
Während Lebteres von der Abficht geleitet war, die Anjäßigmachung möglichit 
zu erleichtern, verfolgte die Novelle das entgegengefeßte Ziel. Die Regierung 
berief fih dabei auf die „beinahe einhelligen Wünfche des Landes“. Auch 
bei den Landtagsverjammlungen von 1827/28 und 1831 waren Klagen laut 
geworden, daß durch die große Zahl von Anjäßigmachungen vermögenslofer 
Leute die Armenlaft der Gemeinden fich außerordentlich vermehrt habe.) In— 
dejien fand das neue Gejeß in der Abgeordnetenfammer doch eine jehr lebhafte, 
wenn auch in der Minderheit befindliche Gegnerjchaft. 

Die Novelle‘) erhöhte das zur Anſäßigmachung auf Grundbefig erforder: 
lihe Minimum, fie forderte für die Ertheilung perjönlicher Gewerbefonzejjionen 
„jorgfältige Würdigung des Nahrungsitandes des Bewerbers und der übrigen 
Gewerbsmeijter“, ſie begrenzte endlich den Begriff des „auf ſonſtige Weife 
volljtändig und nachhaltig gejicherten Nahrungsitandes“. 

Ale Anſäßigmachungen mit Ausnahme jener durch Anftellungs: oder 
Konzeſſionsurkunde „Segen einen in Nechtsfraft erwachſenen Beichluß über das 
Vorhandenſein der allgemeinen und bejonderen Vorbedingungen voraus“. Vor: 
her find die Betheiligten, d. b. die Gemeinde, der Armenpflegichaftsrath, die 
gleihmäßigen Bewerber um diefelbe Kategorie der Anſäßigkeit und bei Grund- 
und Gerichtsholden auch die Grund» und Gerichtsherren zu vernehmen. Im 
den Fällen des „auf fonftige Weiſe vollftändig und nachhaltig geficherten 
Nahrungsftandes* haben die Gemeinden regelmäßig das Necht „des abjolut 
bindernden Widerjpruches“. °) 

Die Gejege über Heimat und Anſäßigmachung wurden in der Folge 
durch einige Einzelbejtimmungen geändert, bezw. ergänzt. 

Die Wirkungen der Gejeßgebung von 1834 waren feinesiwegs erfreuliche.”) 
Indeſſen drang erjt auf dem Yandtage 1859/61 eine Bitte an die Krone durch, 
„Anordnung zu treffen, daß eine angemeffene Erleichterung der Anſäßigmachung 
und Verehelihung auf Lohnerwerb und überhaupt auf den im $ 2 des An— 


1846 (G-Bl. ©. 45) Art. X d waren in allen Fällen angewiejener Heimat die Armenpflege: 
fojten vom Stanie zu bejtreiten. 

) Geſ. 88 8 und 9. Bal. auch Bei. iiber Anjähigmahung $ 9. In beiden Gejegen 
werden die Beamten für die Koiten und Schäden haftbar erflärt, "welche aus geſetzwidriger 
Fortihiebung oder geiegwidriger Bewilligung der Anjähigmahung und Berehelihung 
entſtehen. 

GB.Bl. ©. 133. Entwurf und Motive Verh. d. K. d. Abg. 1834 Beil. Bd. VI 
©. 2354 ff. Val. im Uebrigen Repertorium ©. 95. Das Gejeg wird von da ab offiziell 
als „revidirtes Geſetz über die Anfähigmahung und Verchelihung“, 2 öllinger 
Xu ©. 101 Anm. b. Vollzugsvorſchriften wc. j. bei D nr XII ©. 122 ff. 
Pr *) Bergl. den Bericht des Abg. Hagen Verh. d. K. d. Abg. 1834 Beil, Bd. VI 
231 fi. 

9 Sei. $ 2. a zum Folgenden E. v. Niedela. a. O. ©. 36 fi. 

>) Geſ. 5 9 Ziff. 1. Ueber die Aufnahmegebühren j.$ 7. 

°) Bl. E. v. Riedel a a. D. ©. 32 |. und Abg. Frhr. v. Lerchenfeld in den 
Berb. d. ® d. Abg. 1859/61 Sten. Ber. II ©. 331 ff. 
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äßigmachungsgejeges vom 1. September 1834 angeführten IV. Titel der | 
Anſäßigmachungsbegründung in gefeßlicher Weife ermöglicht werde.“ ') 

Der Landtagsabichied vom 10. November 1861?) ficherte diefem Wunſche | 
„die jorgfältigfte Würdigung“ zu. 

Das nächſte Ergebnig war, daß im Zujammenhange mit der gleichfalls 
erbetenen Gewerbeinjtruftion vom 21. April 1862°) eine Meinifterialentichließung 
vom 28. Mai 1862°) erging, welche innerhalb des Rahmens des bejtehenden 
li die bisherigen Härten feines Vollzuges nad) Thunlichkeit zu mildern 

ezweckte. 

Die geſetzliche Reform des Rechtes der Anſäßigmachung ließ ſich nur im 
Zuſammenhange mit einer Neugeſtaltung des geſammten Gemeinderechtes durch— 
führen. Unter den fünf Geſetzentwürfen, welche die Staatsregierung im 
Januar 1867 dem Landtage vorlegte, befanden ſich ſolche eines Geſetzes über 
Anſäßigmachung und Verehelichung und eines Geſetzes über Heimat und Auf— 
enthalt.“) Nachdem jedoch der beſondere Ausſchuß der Abgeordnetenkammer 
für die Beſeitigung des ganzen Begriffes der Anſäßigmachung ſich ausgeſprochen 
hatte, zog die Staatsregierung beide, Geſetzentwürfe zu einem einzigen zuſammen,“) 
aus welchem das Gejeß über Heimat, Berebelihung und Aufenthalt vom 
16. April 1868 hervorging. ‘) 

Das neue Geſetz trat mit dem 1. September 1868 in Wirffamfeit. Das: 
jelbe verfügte, daß die an dieſem Tage bereits erworbenen Heimatsrechte nad) 
den bisherigen Bejtimmungen zu beurtheilen jeten. *) 

Das Geſetz erhielt auch für die Pfalz Geltung, welche bisher in Bezug 
auf das Heimatsrecht ein gejondertes Rechtsgebiet gebildet hatte. Doch wurde 
vollftändige Rechtseinheit zwiſchen den Landestheilen diesjeits des Rheins und 
der Pfalz nicht hergeftellt. 

Die Entwickelung des pfälzischen Heimatsrechtes bis zum Geſetze vom 
16. April. 1868 ift nun im Folgenden zu betrachten. 

Das franzöfiche Necht, wie e8 fich unter der Herrichaft der Nepublif und 
des erjten Kaijerreiches ausgebildet hatte, unterjchied einen dreifachen Wohnfit: 
domicile eivil, domicile politique, domicile de secours. 

Ueber den bürgerlichen Wohnfig beftimmte der Code civil in den Art. 102 
bis 111. Der jtaatsbürgerliche Wohnfit richtete fich nach den Konftitutionen,”) 
dann nach dem faiferlichen Dekret vom 17. Januar 1806,'%) Er war maß: 


N) Vgl. hiezu Verh. d. Landtags 1859/61 K. d. Abg. Beil. Bd. VI ©. 83 ff, Sten. 
Ber. 11 S, 328 ff., 8. d. RR. Beil. Bd. III S. 7ff., Brot. Bd. Ti ©. 288 fi. 

2) Abſchn. III 8 20, 

) R.“Bl. ©. 718. 

* Den Vollzug des Geſetzes über Anſäßigmachung und Verehelichung betr. wur 
in der Handbibliothef des bayerifchen Staatsbürgers, Suppl. Bd. II, Augsburg 1863, ©. 143. 

®) Verb. d. 8. d. Abgeord. 1866/69, Verh. des bejonderen Ausjchuffes Abth. I 
©. 44 ff, 52 ff. 

YA a. O. S. 245 ff. 

) G. Bl. 1866/69 ©. 357. Dazu Verb. des Landtags 1866/69 K. d. Abg. Stenogr. 
Ber. 1 ©. 167, Verb. d. bei. Ausſch. Abth. I S. 195, 251, 273, 289, Abth. II S.83—213, 
282, 429, 610, Stenogr. Ber. III ©. 23, 373, 397; K. d. NR. Beil. Bd. III ©. 145, 
225, 230, Prot. Bd. IV ©. 351, 450. Vgl, aud) E. v. Riedela. a. D. ©. 48 ff. Voll 
zugsinftruftion vom 29. Juni 1868, ebenda ©. 253. 

*) Gef. Art. 53 Abi. I und VI. 

) Bom 22. Frimaire VII, 16..Thermidor X, 28. Floréal XII (Bull. des lois 2° serie 
IXe partie no. 333, 3° serie t. 6 p. 5935, 4e serie-t. 1 p. 1). . 

1%, Bull. des lois 4° serie, t. 4 p. 216. 
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gebend fir die Ausübung der droits de citoyen (droits eiviques): der Wahl: 
rechte zu den Vertretungskörpern der Stantone und Departements und zum gejeß- 
gebenden Körper, ferner für die Betheiligung an der ſpäter abgejchafften Wahl 
der Friedensrichter ꝛc. Der Begriff des Unterjtügungswohnjiges endlich) war 
dazu bejtimmt, eine Art von Erfah fir die deutiche Nechtseinrichtung der Heimat 
zu bieten. Man muß, um diefen Begriff zu verjtehen, die damalige Entwicklung 
des franzöſiſchen Gemeinde- und Armenpflegewejens ſich vergegenmwärtigen. 
Die franzöfiiche Gejeßgebung der Nevolutionszeit hatte die Selbjtändigfeit der 
DOrtögemeinden nahezu völlig zerjtört. Die Gemeindeangehörigfeit ging in der 
Staatsangehörigkeit unter. Damit entfiel für die Ortsgemeinden die Ver: 
pflichtung zur Armenunterftügung, welche ein Dekret vom 17.24. März 1793) 
auf den Staat übernahm.) Indeſſen zeigte fich bald die Nothiwendigfeit, den 
Anſpruch auf Armenunterſtützung an eine bejtimmte Dertlichkeit zu binden, und 
fo ſchuf das Gefjeh vom 24. Vendemiaire II’) das domicile de secours als 
rein armenrechtlihe Einrichtung. ‘) ine rechtliche Beziehung zur Gemeinde, 
wurde durch den Unterftügungswohnfig nicht begründet, da den Gemeinden 
eine Armenunterftügungspflicht nicht oblag. 

In der Folge bob ein Gejeß vom 7. Frimaire V ’) die Geſetze vom 
19. März 1793 und vom 22. Floreal II auf, ohne das hiermit zuſammen— 
hängende Geſetz vom 14. Bendemiaire II zu nennen. Die oben erwähnten 
Beitimmungen in Tit. V des leßteren Gefeges wurden indeß mancher Zweifel 
unerachtet als fortgeltend angejehen. Das Gejeb vom 7. Frimaire V ſelbſt 
verfügte die Bildung gemeindlicher Wohltbätigfeitsbureaur, denen es ziemlich 
unbedeutende Einnahmequellen („Beluftigungsgelder*) zuwies und bejtimmte in 
Art. 11, dab ein Bettler, der außerhalb feines Geburtsorts fein Domizil 
erworben habe, verpflichtet jet, dahin zurüczufehren. Mag es fich mun mit 
der Fortgeltung des Gejeges vom 24. Vendemiaire II im Uebrigen verhalten, 
wie ihm wolle, jedenfalls ift ficher, daß dasſelbe nur in denjenigen Theilen 
der Pfalz verfündet worden ift, welche früher zum Departement des Nieder: 
rbeines gehörten.") 

Sp ergab ich denn, daß in der Pfalz bei ihrer Lostrennung von Frank: 
reich ein Heimatrecht und eine gelegliche Verpflichtung der Gemeinden zur 
Armenmterftügung nicht beitand. Unterm 9. Auguft 1316 erging eine Ber: 
ordnung der k. Yandesadminiftration, die Wiedereinführung des Biürgergeldes 
betreffend.‘) Durch diefe Verordnung wurde verfügt, daß Jeder, welcher in einer 
Gemeinde jeinen Wohnfig nehme, verpflichtet jei, das Gemeindebürgerrecht in 
derfelben durch Bezahlung eines Biürgergeldes zu erwerben. Ausnahmen 
wurden zu Gunſten der Staatsdiener”) gemacht, auch Erlaß des Bürgergeldes 


', Duvergier V p. 255. ©. aud Geſ. v. 8. Mejjidor Il, Loi relative ä la for- 
mation d'un livre de bienfaisance (Bull. de lois 1. trim. an Il no. 11 p. 3, 

2) Art. 5 des Geſetzes jagt „que lassistance du pauvre est une dette nationale*. 

#) Loi contenant des mesures pour l'extincetion de la mendieite, Duvergier, 
VI p. 285 

4) Die einjchlägigen Beſtimmungen find in Tit. V des Geſetzes enthalten. 

®) Bull. des lois 2e serie IIfe partie no. 94 p. 3. 

*, ©. d. Nachweis bei. Geib, Handbuch für d. Gemeindebehörden d. Pfalz, 2. Auil., 
von Gräfu. Gresbed, Kaijerslautern 1883, 1 ©. 379 Anm. Val. auh E. v. Niedel, 
a. a. O. ©. 44. 

N KreAmtsbl. 1816 S. 313; auch bei Geib a. a. D.1 S. 379. Tas in den Depar— 
tements links des Rheins erhobene Bürgergeld (droit de bourgeoisie) war durch Staats— 
rathsantadhten vom 4 Juni 1807 (Duvergier XVI p. 149) als unſtatthaft erflärt worden, 

®, Dal. Geib a. a. D. I S. 380 Anm.* Code civil art. 106, 107. 

Annalen des Deutihen Reichs. 1836, 47 
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wegen Armuth oder aus anderen befonderen Rüdjichten geitattet. Das Bürger: 
geld jollte eine „Eintrittsabgabe“ für die „Durch die Aufnahme in eine befondere 
Gemeinde erlangten Vortheile“ jein. 

Die Verordnung ging davon aus, daß durch die Niederlafjung (den Wohnſitz) 
der Erwerb des Bürgerrechtes bezw. des Heimatrechtes in der Gemeinde von 
ſelbſt bewirkt werde. Die Leiſtung des Bürgergeldes, ſoweit dasſelbe über— 
haupt geſchuldet wurde, war nicht eine Vorausſetzung, ſondern eine Folge des 
Erwerbes jener Rechte.', Was den Begriff des Wohnſitzes anlangt, jo mußte 
Mangels anderweitiger Beitimmung angenommen werden, daß die Verordnung 
den Wohnfig des bürgerlichen Nechtes’) im Auge habe. 

Die Auslegung der Verordnung vom 9. Auguft 1816 drängt aber, wenn 
man eine Lücke in dem gejchaffenen Nechte vermeiden will, noch weiter. Die 
Verordnung gebt davon aus, daß jeder Pfälzer Heimat und bezw. Bürgerrecht 
da hat, wo jein Wohnfig iſt. Eine Verpflichtung, Bürgergeld zu zahlen, ent: 
fteht nur bei Wohnfigänderung. Es muß aljo außer dem durch Wohnſitz— 
änderung erworbenen Heimat» und Bürgerrechte auch eine urjprüngliche Ge: 
meindeangehörigfeit geben. Iſt es nun richtig, daß die Verordnung für Die 
Begründung des Wohnfiges das bürgerliche Necht enticheiden läßt, dann muß 
nothwendig das, was das —— Recht über die Ausdehnung des Wohn— 
ſitzes des Mannes auf die Gattin, des Wohnſitzes der Eltern oder Vormünder 
auf die Kinder oder Mündel beſtimmt, gleichermaßen für die Gemeindeange— 
hörigkeit gelten. 

Das Syſtem des Heimatrechtes iſt damit lückenlos geſchloſſen. Man muß 
hiernach das Geſetz vom 24. Vendémiaire II, ſelbſt inſoweit es überhaupt in 
pfälziſchen Landestheilen verkündet worden war, als durch das Recht der Ver— 
ordnung vom 9. Auguſt 1816 beſeitigt anſehen. Denn abgeſehen davon, 
daß für die Anwendung der Vorſchriften des Tit. V jenes Geſetzes kein Raum 
mehr verblieb, find deſſen Beltimmungen über den Erwerb des domicile de 
secours jo gänzlich unvereinbar mit jenen der Verordnung von 1816 und des 
Code eivil, daß die Vermengung beider zu der heilloſeſten Verwirrung führen 
mußte und auch geführt hat, die überhaupt fich erdenfen läßt. In der That bat 
jpäter, von der Praxis der pfälzischen Behörden abgejeben, ſogar eine Miniſterial— 
entichliegung vom 29. November 1834) den Tit. V des Gejepes vom 24. Ven- 
demiaire II als geltendes Recht für die ganze Pfalz erflärt, was er niemals 
war. Wenn er vor und nach diejer Verordnung thatlächlih zur Anwendung 
gefommen iſt,) jo konnte hierdurch ein Gewohnheitsrecht nicht entjtehen. Denn 
mag man von leßterem halten, was man will, jo viel it fiher, daß durch 
Unflarheit über die Nechtsanwendung fich fein Necht bildet. Ueberdies hat 
ſich jene Nechtsauffaffung auch nicht dauernd zu behaupten vermodht.”) 

Die Beitimmungen der Verordnung vom 9. Auguſt 1816 über das Bürger: 
einzugsgeld find ſpäter in geießlichem Wege geändert und damit mittelbar 


1) Entih. d. V.G.H's. II ©. 29. And. Bl. f. adminiſtr. Praxis II ©. 182, 

?, Code eivil art. 102109. And. Bl. f. abıniniltr. Praxis II ©. 181 5. Bgl. hierber 
Entſch. d. V.G.H's. 11 ©. 29,489, III S. 731, IV £.512, 516; ferner A. Wand, die Ge— 
meindeordnung für die Kialz S. 91 und 93 i. 

2) Inſtruktion über die Behandlung des Armenweſens. Pfälz. Kr.Amtsbl. 1835 
37 


2) 


“ Huch im den Theilen der rheinischen Departements, welche an Breußen kamen, 
wurden die Bejtimmungen des Sejepes vom 24. Vend. IL bis zum Erlaſſe d. Gef. v. 31. Dez. 
1842 (Geſ. Sammlg. f. d. k. preuß. Staaten 1843 ©. 8) angewandt. 

5, Vgl. A. Wand, die Gemeindeordnung für die Pfalz ©. 91. 
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auch als geltend anerkannt worden.‘) Dagegen blieben die wiederholten Wer: 
juche, ein Heimatsgejeg für die Pfalz zu Stande zu bringen, ohne Ergebniß 
und fo wurde erjt durch das Gejeh vom 16. April 1868 eine befriedigende 
Regelung des pfälzischen Heimatrechtes erzielt. 

Die völlige Rechtsverſchiedenheit, welche bi8 zu dem angegebenen Zeit: 
punkte zwijchen Bayern diesjeits des Rheins umd der Pfalz hinfichtlich des 
Heimatrechtes bejtand, hatte die allerdings für Angehörige ein und desjelben 
Staates befremdende Folge, daß die Angehörigen der Landestheile diesfeits des 
Rheines in Bezug auf Erwerb des Gemeindebürgerrechtes, bezw. der Heimat 
in der Pfalz als Ausländer zu behandeln waren und umgekehrt: Da Aus: 
länder in der Pfalz nur mit Genehmigung der Gemeindebehörden ſich anfällig 
machen fonnten, jo ergab fich, was auch eine jtändige Praxis anerkannte, daß 
Angehörige der fieben älteren Regierungsbezirfe des in der Pfalz geltenden 
freien Niederlafjungsrechtes fich nicht zu erfreuen hatten. 

Nach dem Eintritte Bayerns in das Deutjche Reich wäre die eben erit 
geſchaffene bayeriiche Heimatgefeggebung von 1868 wieder bejeitigt worden, 
wenn Bayern nicht durch vertragsmäßige Vorbehalte jich hiegegen gefichert hätte. 

Gleichwohl machte der Eintritt Bayerns in das Neich einzelne Aender- 
ungen des Heimatgejeges nöthig, welche durch Gejeß vom 23. Februar 1872?) 
erfolgten. Weitere Aenderungen bewirkten das Gele vom 8. Auguſt 1878’) 
und die nicht in diefen Zufammenhbang gehörige Novelle vom 21. April 1884.) 


$ 2. Die Heimat. 


Man verjteht unter Heimat die Zugehörigkeit zu einer bejtimmten Ge— 
meinde.’) Die rechtlihen Wirkungen diefer Zugehörigkeit lafjen fich ebenſo 
wenig durch eine allgemeine Formel ausdrüden, twie die rechtlichen Wirkungen 
der Staatsangehörigkeit. Diefe Wirkungen können ſyſtematiſch nur im Zus 
jammenhange mit der Erörterung jener Rechtsgebiete behandelt werden, in 
welchen fie zu Tage treten.‘) Als eine allgemeine und begrifflich nothwendige 
Folge der Heimat erſcheint nur die, daß dem Gemeindeangehörigen der Auf— 
enthalt in der Heimatgemeinde aus polizeilichen Gründen nicht verwehrt werden 


') Abjchied für die Ständeverjammlung vom 17. November 1837 (G.Bl. ©. 5)Abſchn. I, G. 
Dazu Inftruftion vom 2. März 1838 (Umtsbl. ©. 104). Die hierdurch bewirkte Erhöhung 
des Bürgergeldes ſchuf eine ſchwere Beeinträchtigung der Freizügigkeit. 

2) Die Abänderung einiger Bejtimmungen des Gejeges vom 16. April 1868 über 
Heimat, SRG > —— betr. G.Bl. S. 214. S. darüber die Verf. des 
Landtags — 2K. g. Beil. Bd. I ©. 505, 529, 1 €. 211, Sten. Ber. 1 ©. 149, 
160, 436; K. dv. RR. Beil Sr. I ©. 119, * Prot. 88.1 ©. 125, 142. Dazu 8. av. 
Müller bei E. v. Riedela.a. O. ©. 53 

2) Die Errichtung eines Berwaltungsgerichtäßofes und das Verfahren in Verwaltungs: 
rechtäjachen betr. 

9 Kgl. Declaration, betr. die Abänderung des Art. 36 Abj. I d. Ge. v. 16. April 
1868. G« u. B.Bl. ©. 123. 

*) Bol. aud) Gem. Ord. 7. d. Pfalz Art. 9: „Gemeindeangehöriger ift, wer das Bürger- 
recht oder auch blos dad Heimatredht in der Gemeinde befigt.“ Das Verhältniß der Heimat 
fann daher "- gegenüber der Gemeinde als Een nicht gegenüber a range 
derjelben, . einer Ortichaft bejtehen. €. Riedel aa. O. ©. 74 Unm. 5; 
Entid. d. EN IV ©. 599. 

®) Dies gilt insbejondere von den armenrehtlihen Wirkungen der Heimat. Der Satz 
in Art. 13 Nbj. I b des Heimatgeſetzes iſt überdies keineswegs allgemein richtig, jo daß man 
fagen könnte, der Unterſtützungsanſpruch gegen die Heimatgemeinde fei nothiwendige Wirkung 
der Heimat. 
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fann.‘) Durch diejen legteren Umstand unterſcheidet ſich der Aufenthalt fraft 
der Heimat vom Aufenthalt Fraft der Freizügigkeit. Selbſtverſtändlich kann 
jedoch das Recht des Aufenthaltes in der Heimatgemeinde bejonderen geſetz— 
lichen Verpflichtungen gegenüber nicht geltend gemacht werden. Wer auf Grund 
eines privat= oder öffentlichrechtlichen Verhältnifjes zum Aufenthalte an irgend 
einem Orte außerhalb jeiner Heimatgemeinde verpflichtet iſt, kann ſich diejer 
Verbindlichkeit nicht Durch Berufung auf jein Heimatrecht entziehen.*) 

Von der eigentlichen oder wirklichen Heimat unterjcheidet ſich Die umeigent- 
liche oder vorläufige‘) Heimat. Die legtere ijt feine Heimat im jtrengen Sinne 
des Wortes; denn ſie begründet feine Zugehörigkeit zur Gemeinde. Sie hat 
nur die einzige Wirkung, das Aufenthaltsrecht in der oben erörterten Weije‘) 
zu gewähren. In Diefer Begrenzung aber ift die vorläufige Heimat ein 
bleibendes Nechtsverhältniß. Sie führt die Bezeichnung vorläufig lediglich in 
Beziehung auf die wirkliche Heimat, da fie nur fo lange befteht, als eine 
wirkliche Heimat mangelt.) Im Uebrigen finden alle gejeßlichen Beſtim— 
mungen, durch welche Nechte oder Nechtsverbältnifie an die Heimat geknüpft 
werden, nur auf die eigentliche Heimat Anwendung") 

Diefem Nechtsftande entjpricht es, wenn in der folgenden Darjtellung 
der Ausdrud Heimat ohne nähere Bezeichnung für die „wirkliche“ Heimat 
gebraucht wird. 

Der öfter als leitender Gedanke des bayerischen Heimatrechtes aufgeftellte 
Sat, daß jeder Bayer eine Heimat haben müſſe, lautet in richtigerer Faſſung 
dabın, daß jeder im Yande wohnende Bayer, der feine eigentliche Heimat bat, 
eine vorläufige Heimat befigen müſſe. 

Im Uebrigen find allerdings die Beltimmungen der bayerischen Geſetz— 
gebung jo bemejien, daß der Zujtand der Heimatlofigfeit möglichjt vermieden 
wird und als Ausnahmezuftand ericheint. Man kann es aljo als die gejeß: 
geberijche Abficht bei Gejtaltung des bayerischen Deimatrechtes ausjprechen, 
daß jeder Bayer eine Heimat haben joll. Dieje Abjicht fümmt in der Be: 
ftimmung zum Ausdrude, daß fein Bayer die Heimat, welche er bejigt, anders 
verlieren fann, als durch Erwerb einer neuen Heimat. ‘) 

Allgemeine Vorausſetzung des Beſitzes einer bayerifchen Heimat iſt der 
Beſitz der bayerischen Staatsangebörigfeit.”) Der Beſitz einer anderen neben 
der baverifchen Staatsangehörigfeit ijt für den Belig der Heimat unjchädlich.”) 

Wo das Gejeh nicht ausdrüdlich anders bejtimmt, bewirkt das Geſchlecht 
in Bezug auf die Heimatfähigfeit feinen Unterjchted.'”) 


") Bei. Art. 13 Abi. Ta. Dies gilt zu Folge des bayerischen Sonderrechtes auch ae: 
genüber polizeilichen Beitimmungen der Reichsgeſetze. Vgl. Min-Entichl. vom 28. Oft. 1878 
(Amtsblatt des k. Staatsm. des Innern ©. 343) Abſchn. III Ziff. 10. 

2) Vgl. E. v. Riedel a. a. O. ©. 122 Am. 3 

“ Das Geſetz hat vor Art. 15 die nach der Novelle vom 23. Februar 1872 nicht mebr 
pafiende Ueberſchrift „Angeiwiejene Heimat“. Die leptere ift nunmehr (vgl. Art. 15 Abi. II 
und IV) nur ein Fall der vorläufigen Heimat. 

*, Jedoch mit der Einicränkung. nad) Art. 18 Abſ. II des Geſetzes. 

>) Bal. auch Entſch. d. V. G. H's. 1V ©. 419. 

€. v. Riedela. a. 8. ©. 134 Anm. 1. 

) * Art. 14 Ziff. 1, Verh. d. bei. Ausſchuſſes d. K. d. Abg. Abth. UI S. 128. 
Entſch. d. V-G.H's. V ©. 197 f. 

8) Bei. Art. 9 Abi. I, II, 10 all III, IV, 14 8.2. Entſch. d. B.-8.9'8. 1 ©. 237. 

9) Entih. d. V⸗GH's. II ©. 582. 

1, E. v. Riedela.a.d. ©. 24 Anm. 3. 
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Eine mehrfache Heimatangehörigfeit ift rechtlich unmöglich.) 

Die Heimat ift entiveder eine jelbjtändige oder eine unfelbjtändige. 

Selbjtändig iſt jene Heimat, deren Beltand nur durch folche Momente 
berührt werden kann, die für die Perſon des Heimatinhabers eintreten. Un— 
jelbjtändig ijt jene Heimat, deren Beitand von der Heimat eines Anderen ab- 
bängig it, ſonach von den Beränderungen, twelche leßtere erleidet, mit er— 
griffen wird. 

Die unjelbftändige Heimat hat ihren Grund im Familienbande. Sie ift 
eine urfprüngliche für die Kinder, eine erworbene für die Ehefrauen. 

Jeder Bayer hat feine urfprüngliche Heimat da, wo fein ehelicher Vater, 
bezw. bei außerehelicher Geburt,‘) wo jeine Mutter heimatberechtigt üt. 

Den ehelichen Kindern werden die legitimirten, die voll adoptirten, Die 
arrogirten, die durch Einfindfchaft angenommenen und die in einer putativen 
Ehe erzeugten Kinder”) gleich geachtet.) 

Erwirbt ein Staatsangehöriger die Heimat fraft Geſetzes durch Erfißung, 
jo folgen ihm die ehelichen oder die ehelichen gleichgeachteten Kinder, ihre Staats— 
angehörigfeit vorausgejeßt, nur dann in Diefer Heimat, wenn fie noch feine 
Heimat habeı.”) 

Erwirbt ein Yandesfremder gleichzeitig mit der Staatsangehörigfeit eine 
Heimat kraft Verleihung, jo theilen die ehelichen und die für ebelich geachteten 
Kinder dieſe Heimat, wenn fie noch unjelbjtändig”) find und wenn fie die 
bayerische Staatsangehöriafeit bejigen.‘) 

Die unehelichen Kinder folgen der Heimat der Mutter auch dann, wenn 
legtere durch eine Verebelichung, die Feine Legitimation der Kinder bewirkt, 
ihre Heimat ändert.) Dagegen folgen die vorehelichen Kinder einer Landes— 
fremden, welche durch Verehelichung Staatsangehörigkeit und Heimat in Bayern 
erwirbt, dieſer Heimat nur dann, wenn fie durch die Verehelichung legitimirt 
und mithin Bayern werden.” 

Die Ehefrau folgt der Heimat ihres Gatten, außer wenn fie ausnahms— 
weiſe bayeriſche Staatsangehörigkeit nicht theilt. a 


) Gef, Art. 14 Ziff. 1I. E v. Riedel a. a O. S. 68. Entſch. d. V. G.H's. II 
S. 395 f. Dieſer Grundſatz iſt ein unbedingter. 

2) Geſ. Art. 1 Abſ. IV: „Die aus einer nach Art. 33 Abſ. II bürgerlich ungiltigen 
Ehe entiprofienen Kinder folgen der Heimat ihrer Mutter, ſo fange die Ungiltigkeit diefer 
Che währt.“ 

”) Bgl. P. dv. Roth, Bayer, Zivilrecht, 2. Aufl. 1$S$ 91-93. E. v. Niedel, a. 
a. D. ©. 79. 

# Bei. Aıt. 1 und 10 Abi. III und IV. Bl. f. adminijtr. Praxis XXIII ©. 114, 
120, 129, 

°) Gef. Art. 10 Abf. II. 

Dies iſt nicht im Sinne des Urt. 6 Abi. II zu fajlen. Gemeint find jolche Kinder, 
weldhe, gleichviel ob volljährig oder nicht, noch nicht für ſich und auf eigene Redinung leben. 
Vol. L. A. v. Müller bei E. v. Riedela. ad. S. 110 Anm. 11. 

7 Geſ. Art. 9 Abi. II. Es wird Beſitz der bayerifdyen Staatdangebörigfeit im Augen: 
blicke des Heimaterwerbes gefordert. Einerlei ift, ob der Erwerb der Staatsangehörigfeit 
durch das Kind als rechtliche Folge des Enverbes der StaatSangehörigkeit durch das Familien— 
—— erſcheint oder ob er ſelbſtändig erfolgt iſt. Vgl. L. A. v. Müller a. ad. S. 111 

nm. 14. 

N\G.v. Riedela aD. S. 79 Anm. 12, 

9) Gef. Art. 9 Abj. III. Entih. d. BSH. V S. 316, 

10, Geſ. Art. 3 Abſ. II, 4 Abi. 1,9 Abi, II, 10 Abſ. III. Selbſtverſtändlich iſt, dab eine 
bürgerlich ungiltige oder als nichtig erflärte Ehe ohne Einfluß auf die Heimat der rau ilt. 
Art. 4 Abi. III des Sei. ſpricht es ausdrüdlih aus. Ueber eine Ausnahme fiehe unten. 
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Die unfelbftändige Heimat kann fich unter Umftänden in eine jelbjtändige 
verwandeln. 

Eine ſolche Umwandlung tritt in nachjtehenden Fällen ein: 

1. Die Kinder behalten bei Auflöfung des Familienbandes durch den Tod 
des Familienhauptes die legte Heimat des Vaters, bezw. der Mutter als felb- 
jtändige, urfprüngliche Heimat.') 

2. Die Ehefrau behält bei Auflöfung der Ehe durch Tod des Gatten oder 
Scheidung, ferner bei Trennung von Tiſch und Bett für immer oder auf unbe- 
ftimmte Zeit?) jene Heimat als felbjtändige, welche der Gatte im bezeichneten 
Augenblide beſaß.“) War eine nichtige Ehe Seitens der Frau im quten 
Glauben eingegangen worden, jo behält die Frau jene Heimat als jelbjtändige, 
welche der Dann zur Zeit der Nichtigerflärung der Ehe befitt.*) 

3. BVerliert das Familienoberhaupt die bayeriiche Staatsangehörigfeit, To 
behalten jene Familienglieder, auf welche diefer Verluſt fich nicht erjtredt, 
die bisherige unfelbjtändige Heimat als felbftändige.‘) 

4. Männer, welche bei Abſchluß einer Ehe noch die unjelbjtändige, 
urjprüngliche Heimat befigen, erwerben durch die Ehejchließung jene Heimat”) 
als ſelbſtändige.) 

Zu diefen Entjtehungsgründen der. jelbjtändigen Heimat traten jolche hinzu, 
durch welche die jelbjtändige Heimat unabhängig von der bisherigen unjelb- 
ftändigen Heimat erworben wird. Dieſe Fälle find die nachſtehenden. 

1. Erwerb durch Anjtellung.“) 

Diener des Staates, der öffentlichen Religionsgejellichaften,”) Der Gemeinden, 
Öffentlichen Körperfchaften und öffentlichen Stiftungen'”) erwerben durch definitve 
Anstellung zu einem bejtimmten Amte oder Dienſte! die Heimat in jener Ge— 
meinde, in welcher ihr Amtsfig ift.'*) ALS definitive Anftellung ift jede zu erachten, 


!) Gef. Art. I Abj. I a. €. 

®) Letztere tritt nach dem jept geltenden Nechte (Reichsgeſ., betr. die Beurkundung des 
Perjonenjtandes und die Eheſchließung vom 6. Februar 1875) nicht mehr ein. 

2) Gef. Art. 4 Abſ. I und LI. 

Geſ. Art. 4 Abi. III Bal. E. v. Riedel a. a D. ©. MW Anm. 4. 

5) Bl. f. adminijtr. Praxis XXX ©. 70; Entid. d. V.G.H's. V ©. 316. 

®) Wenn aljo in Folge eines Irrthums eine andere als die Heimatgemeinde die Er- 
Härung nad) Art. 36 des Gef. abgegeben hat, jo wird erjtere Gemeinde dadurch nicht zur 
Heimatgemeinde des Ehemannes. Jene Erklärung bat mit dem Seimaterwerbe gar nichts zu 
ſchaffen. Entſchieden faljch it die in den BI. f. adminiftr. Praris XXX ©. 54 mitgetheilte 
Regierungsenticeidung. 

?) Sei. Art. 3 Abſ. I. Entſch. d. V-G.H's. IV ©. 491. Bol. hierher au Art. 11 
Abi. I und 36 Abſ. I Ziff. 4 d. Sei. Wenn an erjterer Stelle gejagt ift, da die Gemeinden 
in den Fällen des Art. 3 Abi. I die Erwerbung des Heimatrechts von Bezahlung der 
Heimatgebühr abhängig machen fünnen, jo iſt dies wörtlich genommen falih. Denn die 
Verehelichung bewirkt den Erwerb der jelbjtändigen Heimat ipso jure. ber die Gemeinden 
fünnen nad) Art. 36 die Verehelichung hindern, wenn die Gebühr nicht bezahlt iſt. 

9, Gef. Art. 2. Dazu Bl. für adminijtr. Praxis XXXV ©. 209 ff, wo die in Betracht 
fommenden Kategorien Angeitellter in alphabetiicher Ordnung durchgenommen werden. 

?) Das Gejep jagt „der Kirche“. Dies ift, wie oben angegeben, zu verjtehen. Bal. 
BI. für adminiftr. Praxis IV ©. 25, E. v. Riedela. a. O. ©. 83 Anm. 8. 

10) Bal. hierzu E. v. Niedel a. a. DO. ©. 83 Anm. 9 und 10. 

) Verjegung und Beförderung, foferne definitiv, inbegriffen. E. v. Riedela. a. J. 
©. 84 Anm. I1e, 

) Enticheidend ift der Amtsſitz, nicht der perfönliche Wohnfig. Nothwendig iit, daß der 
Amtsſitz fich in einer bayeriſchen Gemeinde befindet: Verh. d. bei. Ausſch. Abth. II S. 452 
und 453. E. v. Riedel a. a. D. ©. 84 Anm. lla. DB. f. adminiftr. Praxis XI ©. 219, 
XXIII ©. 80, XXXV ©. 211 Anm. 1. 
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welche dem Angeftellten ein Necht auf das Amt oder auf den Dienerftand 
gewährt, das ihm gegen feinen Willen mur durch ftrafrichterliches oder disci— 
plinäres Erfenntniß entzogen werden fann.') 

Schullehrer?) erwerben die Heimat in der Gemeinde des Schulfiges, d. 5. 
in jener Gemeinde, in deren Markung die Schule fich befindet. 

Dffiziere und im Offiziersrange ſtehende Militärbeamte haben ihre Heimat 
in der Gemeinde ihrer Garnifon oder ihres Amtsfiges.‘) 

Die Frage, ob auch Perjonen weiblichen Gejchlechtes durch Anſtellung 
eine Heimat erwerben fünnen, wird zu bejaben fein, da das Geſetz diefelben 
grundjäglich‘) ebenjo zum Heimaterwerbe zuläßt wie die Männer. 

Der Zeitpunkt des Heimaterwerbes ijt in diejen Fällen jener, von welchem 
ab die Anftellung wirkt, bzw. das Definitivum eintritt.‘) 

2. Mit dem Bürgerrechte wird auch das Heimatrecht in der Gemeinde 
erworben.) 

Diejer Rechtsjag gilt in der Pfalz ausnahmslos.) Für die Landestheile 
diesſeits des Nheines erleidet er eine Ausnahme“) bezüglich derjenigen Perſonen, 
welche das Bürgerrecht in einer Gemeinde mır in Folge Hausbeſitzes oder unter 
Beibehaltung ihres bisherigen Bürgerrechtes auf den Titel hin erwerben, daß 
fie mit direkten Steuern in der Gemeinde mindeftens in dem Betrage wie einer 
der drei höchjtbeitenerten Einwohner angelegt find.) Solche Perſonen erlangen 
dag Heimatrecht in jener Gemeinde an Stelle ihres bisherigen Heimatrechtes 
nur dann, wenn fie durch eine Erflärung gegenüber den Verwaltungen beider 
betheiligter Gemeinden auf das feitherige Heimatrecht verzichten und das Heimat: 
recht in derjenigen Gemeinde anfprechen, wo fie zuleßt Bürger werden.'”) 

Diejes Wahlrecht kann nur bei dem Erwerbe des neuen Bürgerrechtes 
geltend gemacht werden.') 

Die vorjtehend erörterte Ausnahme ift zu dem Zwecke aufgejtellt, um den 
gejeglichen Grundſatz unverjehrt zu erhalten, daß Niemand zwei Heimatrechte 


) Bal. Bl. f. adminiftr. Praxis XXVI ©. 47, XXXVIE. 269, L. A. v. Müller bei 
E. v. Riedel a. a. D. ©. 82. Dagegen Entid. d. V.G.H's. III S. 310, IV ©. 501. 

2) D. h. nur wirkliche Volksſchullehrer, nicht Verweſer und Gehilfen und nicht Lehrer von 
anderen Ilnterricht3anitalten. Bl. f. adminiftr. Praxis XXV ©. 251 ff, E. v. Riedel und 
2.4 v. Müller a. a. O. ©. 84 Anm. 12, Entſch. d. V.G.H's. IV ©. 512. 

2) Val. E. v. Riedel und 2. A. v. Müller a. a. O. 5. 85 Anm. 13, Bl. f. 
adminijtr. Praxis XXIX ©. 273 fi, 200 ff, XXXV ©. 270. 

) Ausnahme in Art. 3 Abſ. I. 

9) €. v. Riedel a. a. D. ©. 84 Anm. 11b. ©. auch Min -Entichl. v. 4. Februar 
1869 (Min.Bl. f. $.- u. Sch.A. ©. 41); BI. f. adminiftr. Praris XIV ©. 10, 

*, Geſ. Art. 5 Nbi. I, 

?) Gef. Art. 28. 

9) Gej. Art. 5 Abi. II. Eine Verleihung des Bürgerrechtes ohne Heimatrecht ift im 
Uebrigen unmöglid). 

) Gem.:Ordn. für die Landestheile diesjeits des Nheind. Art. 15. 

10) E. v. Riedela. a. ©. ©. 92 Anm. 7 jagt, daß nad) der Abſicht des Geſetzes die 
Ausnahmebejtimmung nur anwendbar jei, wenn das nad Art. 15 der Gemeindeordnung 
erworbene Bürgerrecht das zulept erworbene jei. Dagegen A. Luthardt in den BI. für 
abminiftr. Braris XIX ©. 373 ff, M. E. mit Recht, denn das Geſetz zwingt nicht, dieſe 
Unterjcheidung zu machen und eine zwingende Beftimmung müßte man bier verlangen, da 
für die fragliche Unterſcheidung fein jachlider Grund bejteht. 

1) Anders E. v. Riedel a. a. O. ©. 92 Anm, 8, übereinjtimmend Bf. f. adminiftr. 
Praxis XIX ©, 169 ff. und 362 ff, XXI ©. 192, 326 Anm. 3. Entſcheidend ijt mir, abge: 
jehen von der Entitehungsgeihichte, der Wortlaut des Geſetzes. Das Geſetz ſpricht in der 
gegenwärtigen Zeit „erwirbt“, „erlangt“ und jagt Art, 5 a. E. „in welcher er zulegt Bürger 
wird“, nicht „geivorden ijt“. 
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befigen fan ') Auf die Pfalz war fie nicht zu erjtreden, da deren Gemeinde: 
ordnung Die Möglichkeit eines mehrfachen Gemeindebürgerrechtg nicht eröffnet. | 

3. Das Heimatrecht kann ferner Durch Berleihung Seitens der Gemeinde 
ertvorben werden. 

Dieje Verleihung kann entweder in Befriedigung eines gejeglichen Ans 
Ipruches des Heimatjucchers oder in Folge eines Vertrages zwiſchen Letzterem und 
der Gemeinde geichehen. 

Die Beitimmungen über die VBorausfegungen, unter welchen ein Anſpruch 
auf Heimatverleihung befteht, gelten nur für die Landestheile diesſeits des 
Nheines unbeichränft. In der Pfalz finden fie blos dann Anwendung, wenn 
ein Angehöriger der Landestheile rechts des Rheines“) oder ein Landesfremder 
die Verleihung der Heimat in einer pfälzischen Gemeinde beamjprucht.”) 

Einen gefeßlichen Anſpruch auf Heimatverleihbung können jowohl Bayern 
als Landesfremde‘) unter den gleichen Borausfegungen erlangen. Die Heimat: 
verleihung wird jedoch Landesfremden gegenüber erſt wirkſam, wenn fie die 
bayerische Staatsangehörigfeit erwerben.) 

Ausländern gegenüber können Beichränkungen des Erwerbes eines Heimats: | 
anſpruchs im Wege der Netorfion verfügt werden. Beitehen nämlich in einem | 
nicht zum Deutjchen Neiche gehörigen Staate Beſtimmungen, welche die Er: | 
werbung des Heimatrechtes bortielbjt den Angehörigen des bayerischen Staates 
mehr erſchweren, als es in Bayern nach dem Heimatsgejege Ausländern gegen: 
über geichiebt, jo können durch Eönigliche Verordnung die Angehörigen eines 
jolhen Staates denfelben Beichränfungen unterworfen werden.”) 

In den hier zu erörternden Fällen wird nicht die Heimat, fondern mur 
der Anſpruch auf Heimatverleihung kraft Geſetzes erworben. Es jteht aus: 
Schließlich im Ermeſſen des Berechtigten, ob er diefen Anfpruch geltend machen 
will.‘ | 

Der Anſpruch auf Heimatverleihung kann nur gegenüber der Aufenthalts: | 
gemeinde erworben werden. 

Die allgemeinen Vorausſetzungen dieſes Erwerbes find ummterbrochener, 
freiwilliger Aufenthalt in der Gemeinde während des geſetzlich beſtimmten Zeit: 
raumes,“ ſowie geſetzliche Volljährigkeit”) vom Beginne dieſes Zeitraumes an. 





N Weber die ſehr ſchwierige Frage, wie Art. 5 Abſ. II des Gef. auf den Bürgerrechts- 
erwerb nad) der Uebergangsbeſtimmung des Art. 20) Abj. I der Gem.Ordn. für die Landes: 
theile diesjeits des Rheins anzumenden ijt, dal. BI. f. adminiftr. Praxis XIX ©. 407 fi, 
XX ©, 223, XXI ©. 12 ff (9. Lutbardt), 119 ff, 192 (Min. Entſchl. v. 19. April 1871, 
Nr. 11518), 321 ff. Rieden) XXIII ©. 122, & A. v Müller bei Ev Riedela. 
a. ©. S. 93 Anm. 10. Entich. des V.GH''s. I S. 435. Die durd) leptere Entjcheidung zur 
Geltung gefommene Anficht ſcheint mir mit dem Bortlaute der gejeplichen Beitimmungen im 
Einklange zu jtehen. 

?) D. h. ein Staatsangehöriger, der in einer Gemeinde diesſeits des — die wirt 
liche Ri angewiejene Heimat hat. E. v. Kiedela a O. S. 166 Anm, 

8) Geſ. Art. 28 mit Art. 9. 

*) Deutiche wie Ausländer. L. A. v. Müller bei E. v. Riedel a, a. D. ©. 109 
Anm. 8, Bl. f. adminiitr. Praxis XXX ©. 381. Siehe auch Entih. d. V.G.H.'s. J ©. 237, 

s) Se), Art. 6 und T mit 9. 

*) Gef. Art. 9 Abſ. IV. Zur Zeit beitehen derartige Verordnungen nicht. 

) Entid. d. V.G.H.'s III ©. 452. 

N Nach Art. 53 Abi. V des Geſetzes darf die vor dem 1. September 1868 zurüds 
gelegte Aufenthaltszeit nicht eingerechnet werden. 

) Venia aetatis genügt nit. E. v. Niedel a. a. D. ©. 97 Anın. 6. 
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Das Geſetz verlangt Aufenthalt in der Gemeinde, d. i. Wohnfik im natür— 
lihen Wortfinne.') Die Gemeinde muß derjenige Ort fein, two der Heimats 
ſucher als an dem Mittelpunkte jeiner Thätigkeit gewöhnlich ammejend iſt. Das 
äußere Kennzeichen hiefür ift regelmäßig der Beſitz einer Wohnftätte. Der 
Wohnort ift Aufenthaltsort auch dann, wenn er nicht Arbeitsort ift.‘) 

Der Aufenthalt muß ferner ein ununterbrochener fein. Diejes Erforderniß 
ift nicht im buchjtäblichen Sinne zu verjtehen, da dies dem Zwecke des Geſetzes 
widerjprähe Der Aufenthalt wird durch eine Entfernung nicht unterbrochen, 
bei welcher aus den begleitenden Umftänden erhellt, daß eine Aufgabe des 
Wohnfiges nicht beabfichtigt, der Wille zur Rückkehr (animus revertendi) mit- 
hin vorhanden war.) Das Eigenfchaftswort ununterbrochen bezieht fich aljo 
nach der Abjicht des Geſetzes nicht auf den Aufenthalt, jondern auf den Willen 
zur Rückkehr. Der Lebtere ift aber nicht zu vermuthen, jondern zu beweijen. 

Der Aufenthalt muß ein ununterbrochen freiwilliger fein. Die pofitive 
Faſſung diefes Erfordernifjes zwingt zu der Folgerung, daß von deſſen Erfüllung 
überall da nicht geiprochen werden kann, wo die Willensfähigfeit in Bezug auf 
die Beitimmung des Aufenthaltes mangelt‘) Die Freiwilligkeit des Aufent— 
haltes erjcheint ferner da ausgejchlofien, wo derjelbe auf Zwang beruht. Ein 
rechtmäßiger Zwang liegt vor bei Freiheitsentziehung durch gerichtliche Haft, 
bei polizeilicher Internirung, bei Aufenthalt in Erfüllung einer gejeßlichen Prlicht 
wie der Wehrpflicht, bei Aufenthalt in Folge des gejeglichen Bejtimmungs- 
rechtes eines Gewalthabers. Dagegen iſt die Freiwilligkeit des Aufenthaltes 
da nicht ausgeſchloſſen, wo ſich Jemand in ein privat oder öffentlich: 
rechtliches Verpflichtungsverbältniß freiwillig begeben hat, welches die Noth— 
wendigfeit eines beftimmten Aufenthaltes mit fich bringt oder die Wahl des 
jeweiligen Aufenthaltes von einem fremden Willen abhängig macht. Dies it 
z. B. auf dem Gebiete des Privatrechtes bei Privatbedienjteten aller Art der 
Fall, auf dem Gebiete des öffentlichen Nechtes bei öffentlichen Beamten und 
Dienern, Geijtlichen, freiwillig dienenden Militärperjonen.’) Selbjtverjtändlich 
fann die Freiwilligkeit des Aufenthaltes im Sinne des Gejeges auch dann 
nicht als aufgehoben erachtet werden, wenn die Erfüllung einer freiwillig 
übernommenen Berpflichtung dem jich Weigernden gegenüber mittel® eines 
— durchgeſetzt wird, welcher eine Nöthigung zum Aufenthalte mit ſich 

ringt.*) 

Die Freiwilligkeit des Aufenthaltes muß eine ununterbrochene jein. Es 
Ihadet aljo nach dem bejtimmten Wortlaute des Geſetzes jede, auch die fürzefte 
Aufhebung jener Freiwilligkeit. ‘) 


) Nicht im Sinne des bürgerlichen Rechtes. E. v. Niedel a. a. O. ©. 99 Anm. 11. 
Civilrechtlicher Wohnfig ift auch ohne regelmäßige perfünlihe Anweſenheit möglich. 
2, Entſch. d. V-G.H.'s. 11 S. 201. A. M E. v. Niedela. a. O. ©. 104 Anm. 12. 
3) Vgl. hierher E. v. Niedela. a. O. S 97 Anm. 7, 103 Anm. 8. Bl. f. adminijtr. 
Praxis XXVIH ©. 94 f. Entid. des V.G.H's. III ©. 192, IV ©. 116. ©. auch meine 
Erörterungen in den „Annalen“ 1877 ©. 578 j. 
4 Dies kann, muß aber nicht bei Geiſteskranken der Fall jein. Vgl. meine Aus: 
[ößzungen in den „Annalen“ 1877 ©. 576 Anm. 3. ©. auch BI. für adminiftr. Praris XIX 
. 176. 





5) Perſonen, welche ihre Wehrpflicht freiwillig vor dem regelmäßigen Zeitpunfte erfüllen, 
gehören nicht hierher. 

°) Vgl. zum Vorftehenden meine Erörterungen in den „Annalen“ 1877 ©. 576 f. 
E. v. Riedel a. a. D. ©. 98 Anm. 9. 

) Webereinjtimmend BI. f. adminijtr. Praxis XIX ©. 172, dagegen E. v. Riedel a. 
a.D.5.98 Anm. 7 und Entid). d. B.-.:9.'8. VIS. 54. Niedel meint: „Die Freiheitsitrafe 
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Es bedarf faum der Darlegung, daß die Aufhebung der freien Aufenthalts: 
beftummung auch dann unterbredyend wirft, wenn dadurch der Zwang zum 
Aufenthalte in einer anderen als der bisherigen Aufenthaltsgemeinde herbeige- 
führt wird. 

Der Mangel der Freiwilligkeit des Aufenthaltes muß von demjenigen, der 
ihn behauptet, erwieſen werden. 

Der Aufenthalt muß endlich ein erlaubter, d. h. er darf nicht auf Grund 
einer öffentlichrechtlichen Norm verboten fein; denn ein rechtswidriges Verhalten 
fann für denjenigen, der fich dasjelbe zu Schulden fommen läßt, nicht zur 
Duelle eines öffentlichrechtlichen Anjpruches werden. ') 

Die Aufenthaltsdauer, welche zur Ermwerbung des Anfpruches auf Heimat- 
verleihung erforderlich ift, it verjchieden bemeijen, je nach den weiteren Er: 
fordernifien, welche neben dem Aufenthalte zu erfüllen find. Es müffen aber 
alle Erfordernifje de3 Anfpruchserwerbes während des Zeitraumes, welcher der 
Erhebung des Anfpruches unmittelbar vorhergeht, und demgemäß im Augen: 
blide der Heimatbewerbung erfüllt fein. Dies it aber auch ausreichend. Der 
Anfpruch auf Heimatverleihung ift, wenn feine Vorausſetzungen gegeben find, 
in dem Augenblicke geboren, wo er der Gemeinde gegenüber geltend gemacht 
wird. Er it von da an umentziehbar. Demgemäß fünnen diefem Anſpruche 
folche Vorgänge nicht Schaden, welche in der Zeit zwifchen feiner Erhebung 
und feiner Befriedigung eintreten.?) 

Die zum Erwerbe des Anfpruches auf Heimatverleihung erforderliche Auf: 
— beträgt 5 Jahre, wenn der Heimatbewerber folgende Vorausſetzungen 
erfüllt hat.) 

Er muß während des genannten Zeitraumes ununterbrochen jelbjtändig 
gewejen fein. Den Begriff der Selbjtändigfeit beftimmt das Geſetz negativ 
durch Bezeihmung jener Perſonen, welche nicht als jelbjtändig zu erachten 
ind. Es find dies: 

a) Berfonen, welche auf Grund richterlicher Verfügung unter Kuratel ſtehen; 

b) Dienjtboten, Gemwerbsgehilfen‘) und Hausfinder, welche im Brode des 
Dienjtherrn oder Familienhauptes ftehen und zugleich’) feine eigene Wohnung, 
d. h. feine Wohnung auf eigene Rechnung haben.*) 

Der Heimatbewerber muß ferner während des fünfjährigen Zeitraumes 
direfte Steuern an den Staat bezahlt und feine öffentlichrechtlichen Berpflicht- 
tungen gegen die Gemeinde- und Armenkalje‘) der Aufenthaltsgemeinde erfüllt 


muß wenigitens von jolher Dauer fein, day fie nad) der Natur der Sache eine Löjung jener 
Aufenthaltsbeziehungen herbeiführt.“ Mit Recht bemerkt hiegegen A. Luthardt a. a. D. 
XIX ©. 174 Anm. *: „Da gibt es feine Natur der Sache, fondern blos entweder Aus— 
nahmen vom Erforderniß der Aufenthaltsfreiwilligkeit oder ausnahmslofe Durdführung des: 
jelben. Jede Ausnahme aber führt zur Willkür.“ 

’, Ein Ausgewieſener fann dadurd, daß er der Ausweiſung uneradhtet feinen Aufenthalt 
in der Gemeinde fortiegt, den Anſpruch auf Heimatverleibung nicht erwerben. Entſch. des 
V. G.H.'s. V ©. 320. 

*) Entich, d. V.G.H.'s. III ©. 151. 

2) Gef. Art. 5. 

& Br. S. mein Gewerbepolizeirecht nach der Neichsgewerbeordnung in den „Annalen“ 1891 
. 585, 

®) Dafür, daß beide Erforderniſſe „konjunktiv aufzufafien“ find, Verb. d. bei. Ausſch. 
Abth. II ©. 452. 

® Bgl. hierher E. v. Niedela. a. DO. ©. 100 j. Anm. 16—18. 

?) Das Geſetz meint entichieden ſolche Verpflichtungen nicht, weldye auf bejonderen privats 
rechtlichen Verhältniſſen beruhen und nicht in den öffentlichredhtlichen Beziehungen zur Ge 
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haben. Es iſt zureichend, daß den fraglichen Verpflichtungen für die bezeichnete 
Zeit im Augenblicke der Heimatbewerbung genügt iſt.) Steuern der Ehe— 
frau und der minderjährigen, im elterlichen Brode ſtehenden Kinder ſind dem 
Familienhaupte zuzurechnen.?) 

Der Heimatbewerber darf endlich während der fünf Jahre öffentliche 
Armenunterſtützung weder beanſprucht noch erhalten haben.°) 

Die zum Erwerbe des Anſpruchs auf Heimatverleihung erforderliche Auf— 
enthaltszeit beträgt zehn Jahre, wenn der Bewerber, abgeſehen von den allge— 
meinen Erforderniſſen, lediglich die weitere Vorausſetzung zu erfüllen vermag, 
daß er während dieſer Zeit öffentliche Armenunterjtügung weder beanfprucht 
noch erhalten hat.‘) 

In allen Fällen der Erſitzung des Anfpruches auf Heimatverleihung können 
die Gemeinden, wenn eine Heimatgebühr gefchuldet wird, den Heimaterwerb 
von deren Bezahlung abhängig machen.‘) 

Die beſchloſſene Heimatverleihung auf Grund erhobenen Anfpruches wirft 
endgiltig. Sie kann nachträglich nicht wegen mangelnder Vorausjegungen 
zurücdgezogen werden, da das Geſetz die Möglichkeit hierzu nicht eröffnet.") 

Die Heimatverleihung auf Grund Vertrages‘) mit der Gemeinde kann nur 
eintreten, wenn dem Heimatfucher nicht ein gefegliches Necht auf den Heimat: 
erwerb zur Seite jteht.*) 

Der Vertrag, für welchen befondere Förmlichkeiten nicht gefordert find,”) 
ift zwifchen der Gemeindebehörde, in Gemeinden mit jtädtifcher Verfaſſung unter 
BZuftimmung der Gemeindebevollmächtigten, und dem Heimatsbewverber oder deſſen 
gejeßlichem Vertreter““) abzufchließen. 

Der Bewerber fann ein Staatsangeböriger oder ein Landesfremder fein; 
letzteren Falles wird aber der Vertrag erit wirfjam, wenn der Fremde Die 
bayerijche Staatsangehörigfeit erworben hat. 


meinde als jolher wurzeln. E. v. Riedel a. a. ©. S. 99 Anm. 14, Bl. f. adminijtr. 
Praxis XXVI ©. 183, Entid. d. V-G.H's. II ©. 622. 

N E. v, Riedela. a. D. ©. 97 Anm. 7, Entih. d. V.G.H's. IV ©. 234. 

*) Diesj, Gem. Ordn. Art. 10 Abſ. III, pfälz. Gem.-Drdn. Art. 10 Abi. III. Meines 
Erachtens ift es bei dem Zuſammenhange zwiichen Heimat: und Bürgerreht unbedenklich, 
die Beftimmung, welche die Gemeindeordnungen für das höhere Necht treffen, auch auf das 
mindere Recht anzuwenden. Vgl. aud) Entſch. d. V-G.-H's. IV ©. 355. 

”) Der Begriff der Armenunterftügung iſt bier nicht zu erörtern. Zu bemerken ijt, 
daß jede öffentliche Armenunterjtügung in Betracht kömmt, gleichviel ob fie gerade von der 
Aufenthaltögemeinde beanjprucht bezw. gewährt wurde oder nicht. BI. f. adminiftr. Praxis 
XXVII ©. 415 f. Bol. auch E. v. Riedel a. a. DO. ©. 100 Anm. 15, 104 Anm. 13, 
Entid. d. V.G.H's. II S. 622, Bl. f. adminiftr. Prari® XXVII ©. 416, 

Da dem Ehemann die Sorge für den Unterhalt jeiner Ehefrau und der im Yamilien- 
bande ftehenden Kinder obliegt, ift auch die denjelben gewährte Unterjtügung als Unterftügung 
des Ehemannes anzuſehen. 

*) Sei. Art. 7. Den in den Bl, für adminiftr. Praxis XIX ©. 174 —— Ver: 
juch, den Art. 7 des Gef. aus Art. 6 einjchräntend auszulegen, halte ich (übereinjtimmend 
mit U. Luthardt a. a. D. ©. 176 Anm, *) für völlig verfehlt. 

5) Gef. Art. 11 Abſ. 1. Vgl. auch Art. 30 Abſ. VIII (für die Pfalz), wornad), wenn 
Friſtenzahlung bewilligt worden, der Heimaterwerb mit der Bezahlung der erjten Rate 
eintritt. 
®) Entſch. d. V.G.⸗H's. VI ©. 28. 

) Gef. Art. 8. 

9 E. v. Riedela. a. ©. S. 127 Anm. 2h. 

2) Wohl aber gelten die allgemeinen Nechtsgrundiäge über die Giltigkeit der Verträge, 
Entſch. d. V.G.H's. II S. 166, IV ©. 99, V &. 50. 


Bol. 
1%) E. v. Riedela. a. D. ©. 105 Anm. 4. Entſch. d. V.G.H's. IV ©. 99. 


— 
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Die oben erörterte Retorſionsklauſel gilt auch bier.') 

Durch Vertrag können Berfonen eine jelbjtändige Heimat erlangen, welche 
nach gejeglicher Regel eine jolche nicht bejigen würden.“) 

Die Verleihung kann entweder unbedingt oder unter der Bedingung 
erfolgen, daß der Bewerber bejtimmte Gegenleiftungen macht.) Unjtattbaft 
find Bedingungen, welche den guten Sitten oder den Geſetzen) zumiderlaufen. 

Die Beifügung unzuläßiger Bedingungen macht den Vertrag unwirkſam.“ 
Bei bedingter Heimatsverleihung tritt der Heimaterwerb erjt mit Erfüllung der 
Bedingungen ein. 

4. Der Heimaterwerb durch einfeitige Erklärung des Heimatjuchers’) iſt 
nur nach pfälzischem Heimatrechte und mur für Bfälzer, d. h. für jene möglich, 
* in einer pfälziſchen Gemeinde die wirkliche oder angewieſene Heimat 

eſitzen. 
Vorausſetzung dieſer Möglichkeit iſt Selbſtändigkeit in dem früher ) er— 
örterten Sinne, Volljährigkeit und Niederlaſſung“) in der Gemeinde. 

Der Heimaterwerb ift durch hierauf bezügliche Erklärungen bedingt, welche 
beim Bürgermeifteramte der bisherigen und der Fünftigen Heimatsgemeinde ab: 
zugeben find, ferner durch Entrichtung der Heimatgebühr, wenn eine jolche ge: 
jchuldet wird.) Nach Erfüllung dieſer Bedingungen‘) tritt der Erwerb der 
neuen Heimat fraft des Geſetzes ein. 

5. Heimaterwerb durch Erjigung'') tritt nach fünf, bezw. zehnjährigem 
Aufenthalte in einer Gemeinde für heimatlofe Staatsangehörige unter denjelben 
Vorausjegungen ein, unter welchen jonjt der Anspruch auf Heimatverleihung 
erjejlen wird. '*) 


1 Gef. Art. 9 Abi. I und IV. 

3, Ehefrauen, Kinder. Bol. auch Entſch. d. V.G.H's. IIS. 18. Zweifellos bejtcht ferner 
die Möglichkeit, die nach Art. 2 begründete geiepliche Heimat durch Vertrag zu ändern. E. v. 
Niedela. a. O. ©. 86 Anm. 16 und ©. 105 Anm. 4. 

») Entſch. d. V.G.H's. V ©.194. In diejer Enticheidung wird meines Erachtens über 
zeugend dargethan, daß das Geſetz im Art. 8 unter den zu erfüllenden Bedingungen nur 
„Gegenleiſtungen des Bewerbers für die Heimatverleihung“ veriteht, „nicht aber auch Be: 
dingungen, welche mit Leiſtungen des Berwerbers nicht zujammenhängen“. it dies richtig, 
dann wird es micht möglich jein, durch Vertrag die Heimatverleidung auf das Yamilien- 
haupt zu bejchränfen und die gefegliche Heimatfolge der Familienangehörigen auszuſchließen. 
Denn eine derartige „Bedingung“ wiirde fich nicht auf eine „Segenleiitung des Bewerbers“ 
beziehen. Die Yoslöfung der Heimat der Familienangehörigen von der Heimat des Familien: 
hauptes wird nur in der Form bewirkt werden fünnen, daß zuerst die yamilienangehörigen 
vertragsmäßig eine jelbitändige Heimat erwerben. -Bagl. über die Frage E. v. Riedel a. a. 
©. &. 106 Anm. 5, 107 Anm. 8, 127 Anm, 2h, der in der Anffafjung nicht ganz mit Vor— 
jtehendem übereinjtimmt. 

*% Tie Anficht, daß die Gemeinden in den Füllen des Art. 8 feine höhere Heimat— 
gebühr fordern fünnen, als im Höchjtbetrage der Bürgerrehtsgebügr (BI. f. adminijtr. Praris 
XXIV ©. 250) iſt ohne Anhalt im Sejepe. Vgl. A. Luthardt a. a. O. S. 252 und E. 
v. Riedela. a. D. S. 106 Anm. 8. Berb. d. bei. Ausſch. Abth. II ©. 634. 

! »)E. v. Riedel a. a. ©. ©. 107 Anm, 8, 127 Anm. 2h. Entid. d. V.G.H's. 
S. 194. 

6) (Hei. Art. 29 Abi. IAIII. 

’) Oben ©. 734, 

) Vgl. Ev. Niedela. a. O. S. 167 Anm. 5. 

°) Das Geſetz jagt: „wenn eine jolche in der Gemeinde eingeführt iſt und fojern dieie 
Gebühr nicht ausdrüdlich nachgelaiien wurde”. Vgl. auch Entid. d. V.«G.H.'s. 1 ©. 307, 

) Val. Urt. 30 Abſ. VIII d. Geſ. 

) Alſo „Eraft des Gefepes“. Val. Entſch. d. B.:6.H'8. IV ©. 491. 

12, (Hei, Art, 10 Abi. I und IL nadı Art. 2 der Novelle vom 23, Februar 1872. Bal. 
hierher Bl. f. administr. Praris XXIII S. 131, wo mit Recht ausgeführt wird, dab nad 
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Durch den Heimateriverb kann für die Gemeinde gegenüber dem Heimat: 
erwwerber, abgejehen von den vertragsmäßigen Gegenanſprüchen, eine gejegliche 
‚Forderung entjtehben, der Anipruch auf Entrichtung der Heimatgebühr. Die 
Heimatgebühr joll eine Gegenleiftung für die Vortheile bilden, welche die 
Heimat gewährt.‘) 

Die Beitimmungen über die Heimatgebühren find für die Landestbeile 
dDiesjeits des Rheines und für die Pralz verfchieden. 

Die einschlägigen Beltimmungen können, als eines allgemeineren Intereſſes 
entbehrend, übergangen werden. — 

Der Verluſt der Heimat ist nur aus nachjtehenden Gründen möglich: 

1. für Frauen in Folge Verehelichung mit einem Heimatloſen,“) 

2. in Folge des Verluftes der bayeriichen Staatsangebörigfeit, 

3. durch Yostrenmung der Heimatgemeinde vom bayeriichen Staatsgebiete, 

4. durch Erwerb der Heimat in einer anderen bayerischen Gemeinde.‘) 

Ein Berzicht auf die Heimat ift alſo wirkungslos, wenn nicht gleichzeitig 
eine neue Heimat erivorben wird, wenn aber XLeßteres der Fall ift, gegen: 
tandslos, da alsdann der Berluft der früheren Heimat fraft des Geſetzes 
eintritt. 

Eine Wiederaufgebung des Heimaterwerbes durch die Gemeinde ijt regel: 
mäßig nicht möglich. Eine Ausnahme fennt nur das pfälzische Heimatrecht.“ 

Wenn nämlich ein Pfälzer das Heimatrecht in einer pfälzischen Gemeinde 
durch einjeitige Erklärung erworben bat, jo kann binnen Jahresfriſt nach dem 
Eintritte diefes Heimaterwerbes durch den Gemeinderath der neuen Heimat— 
gemeinde die Wiederanfbebung des neuen Heimatrechtes beichlofien werden, 
falls der neue Heimatangebörige während jener Friſt öffentliche Armenunter: 
ſtützung angeiprochen vder erhalten hat. 

Die frühere Heimat lebt dann mit dem Tage, an welchem der Beichluß 
rechtskräftig geworden ift, von jelbjt wieder auf.“) 


F 5. Seimatlofigfeit und vorläufige Heimat. 


Der Zuftand der Heimatlofigfeit bejteht dann, wem Jemand Feine nad): 
weißliche Heimat oder nachweislich feine Heimat bejigt. 

Heimatlofe, welche ſich im Staatsgebiete aufhalten”) müſſen an Stelle 
der wirklichen eine vorläufige Heimat haben. Eine vorläufige Heimat können micht 
blos Bayern, jondern auch Yandesfremde befigen, legtere nämlich injolange, 
als deren Wegweifung aus dem Staatögebiete nicht möglich it.) 

Auch die vorläufige Heimat ift in demfelben Sinne eine jelbjtändige 
oder eine unjelbjtändige wie die wrfliche Heimat. j 

Die Ehefran folgt unter gleichen Vorausſetzungen und in gleicher Weife 
der vorläufigen wie der wirklichen Heimat des Gatten. 
Anafonie der für die Fälle ber Art. 6 und 7 geltenden Borfchrift die Aufenthaltszeit nicht 
zu tedmen it, welche vor dem Inkrafttreten der Novelle (27 Febr. 1872) liegt. 

) Ueber * Gründe, welche gegen dieſe Gebühr ſprechen, vgl. E. v. Riedel a. a. O, 
S. 114 Anm. 

Geſ. Ai. 17 Ab}. I, vgl. Art. 3 Abi. II, 

s) Geſ. Art. 14 

9 Bei. Art. 29 Mb}. IV. 

“ * Art. 29 Abſ. J 

Er Sei, Art. 15 Abſ. I „in Bayern Betreten”, dann in Art. 16 Abſ. 1, und 

Art. 15 Abi. III und IV. ©. auch E. v. Riedel a. aD. ©. 134 Anm. 4. 

)) Sei, Art. 16 Abi. I. Dazu E. v. Riedel a. a. O. ©. 139 fi. 
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Ebenſo gelten für die Heimatfolge der Kinder auch hier diejelben Grundjäge 
wie bei der wirflichen Heimat, mit der Einſchränkung jedoch, daß die Heimat: 
folge für diejenigen Kinder ausgejchlofjen ift, welche einen eigenen Hausjtand 
haben, d. h. außerhalb der Familiengemeinſchaft mit den Eltern jelbjtändig 
und auf eigene Rechnung feben.') 

Die Umwandlung der unfelbjtändigen in eine jelbjtändige vorläufige 
Heimat vollzieht fich für die Zrau unter den nämlichen Umſtänden wie bei der 
wirklichen Heimat, *) für die Kinder durch Tod des Familienhauptes, ſowie 
dann, wenn Letzteres mit der Staatsangehörigkeit die angewieſene Heimat ver— 
liert und erſterer Verluſt auf die Kinder ſich nicht erſtreckt, endlich dann, 
wenn die Kinder einen eigenen Hausſtand begründen.) 

Abgeſehen von Ddiefen Fällen der Umwandlung tritt der Erwerb einer 
ae vorläufigen Heimat entweder durch Anweifung oder fraft Ge: 
etzes ein. 

Eine vorläufige Heimat wird durch die zujtändige Behörde angewielen, 
wenn die Heimat einer in Bayern betretenen Berfon nicht ermittelt werden 
kann. Bei Landesfremden hat die Heimatanweifung nur zu gejchehen, wenn 
der Fall ihrer Ausweifung aus dem Staatsgebiete gegeben wäre, die Durch— 
führung diefer Maßregel aber nicht möglich ijt. *) 

Hinfichtlih der Heimatanweilung, welche bei vorhandenen gejeßlichen 
Vorausjegungen erfolgen muß, find folgende Beitimmungen maßgebend. 

Findelkinder) erhalten die vorläufige Heimat in jener Gemeinde, in 
deren Marfung fie gefunden wurden. Gehört der Plag, wo fie gefunden 
wurden, feiner Gemeindemarfung an, jo iſt eine Gemeinde des Verwaltungs: 
diftrifts, in welchem das Kind gefunden wurde, als vorläufige Heimat zu 
bejtimmen.®) 

Yandesfremde Perſonen, welche früher in Bayern heimatberechtigt waren, 
erhalten die vorläufige Heimat in jener Gemeinde, in welcher fie zulett ihre 
Heimat hatten.‘) 

Alle anderen heimatlojfen Berfonen find derjenigen Gemeinde zuzuweiſen, 
in welcher fie fi) während der fünf Jahre, die dem Beginne der Heimats— 
nachforſchungen“) unmittelbar vorausgehen, zulegt mindejtens ſechs Monate 
freiwillig und ununterbrochen aufgehalten haben. Fehlt es an einem jolchen 
Aufenthalte, jo iſt eine Gemeinde des Verwaltungsditriftes, in welchem der 
Heimatloje zulegt, betreten wurde, als vorläufige Heimat zu bezeichnen.*) 

Die vorläufige Heimat kraft Gejeges tritt in den Fällen ein, wo der 
Erwerb der Staatsangehörigfeit ohne Erwerb einer Heimat stattgefunden bat. 


) es Art. 17. Bol. bieher E. v. Riedel a. aD. ©. 145f. 

2) Val. E. v. NRiedela. a. D. ©. 145 Anm. 3b. Selbitverftändlich it, daß in 
einem Falle, welcher dem Art. 4 Abſ. III des Geſ. entipricht, die Frau unbedingt ihre frübere 
wirfliche oder angewiejene Heimat behält. 

3) Gef. Art. 17 Abi. I. Ev. a a.a.D. ©. 145. Anm. 4 und 5. 

* Ge. Art. 15 Abi. I und 16 Abi. I 

5) leber den Begriff E. v. Niedel a.a. ©. S. 136 Anm. 11. Bgl. aud Code 
eivil art. 58, deeret concernant les enfants trouves et abandonnes et les orphelins pauvres 
vom 19. Januar 1811 (Bull. des lois IVe serie, t. 14 p. 82) Art. 2 und 5, 

6, Gef. Art. 15 Abi. IT a und ec. 

?, Gef. Art. 16 Abi. II. Dazu E. v. Riedela. a. O. ©. 144 Anm. 5 und 6. 

*) Dem Tage, „an weldhem die Heimat der betrefienden Perſon von der Behörde als 
zweifelhaft erfannt wurde”. E. v. Niedela. a O. ©. 137 Anm. 14. 

9) Sei. Art. 15 Abj. I b und ce. Dazu E. v. Riedela. a. ©. ©. 1365. Anm. 
12 —18. 
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Der erjtere Erwerb kann ohne den Leßteren regelmäßig nur bei Aufnahme 
landesfremder NReichangehöriger in den Staatsverband und bei Begründung 
der Staatsangehörigfeit durch Anstellung gejchehen. Dort ift die Gemeinde 
der Niederlafjung zur Zeit der Aufnahme, Hier die Gemeinde der Anjtellung 
vorläufige Heimatsgemeinde. ') 

Der Berluft der vorläufigen Heimat tritt für Staatsangehörige ein: 

1. durch Ermittelung der wirklichen Heimat, 

2. durch Erwerb einer wirklichen Heimat,‘) 

3. durch Berluft der bayerischen Staatsangehörigfeit.*) 

Für Landesfremde geht die vorläufige Heimat verloren, jobald ihre Weg: 
weifung aus dem Staatsgebiete möglidy wird,‘) ferner durch Erwerb der 
bayerijchen Staatsangehörigfeit.") 


$ 4. Verfahren in Heimatjaden. 


Die Verleihung der Heimat iſt Sache der Gemeindebehörden. ‘) Bet 
vertragsmäßiger Heimatverleihung iſt jedoch in Gemeinden mit ſtädtiſcher Ver: 
fafjung die Zuftimmung der Gemeindebevollmächtigten erforderlich. ‘) 

Die Ausmittelung der Heimat fowie die Anweiſung einer vorläufigen 
Heimat iſt Amtsjache d. h. fie hat unabhängig von einer Anregung durch die 
Betheiligten gemäß amtlicher Verpflichtung der Behörde zu geichehen.*) 

Buftändig ift jene Diftriftsverwaltungsbehörde — in München die Fgl. 
Polizeidireftion — in deren Bezirk die Perfon, um deren Heimat e3 ic) 
handelt, ihren Wohnfig oder Mangels jolchen ihren Aufenthalt hat, bezw. 
gefunden oder zulegt betreten wurde") Wo feine diefer Vorausjegungen für 
die Begründung der Zuftändigfeit zutrifft, ift der legte Wohnfig bezw. Auf: 
enthalt entjcheidend.'”) 

Streitigkeiten iiber den Erwerb und den Beitand der wirklichen und der 
vorläufigen Heimat find Berwaltungsrechtsjachen. '') 


) Geſ. Art. 15 Abſ. III und IV im der Faſſung nad Art. 3 der Novelle vom 
23. Februar 1872. Nach der urjprünglichen Faſſung von 1868 hatte Art. 15 nur folgenden 
Abſ. III: „Bon der k. Staatöregierung aus dem Auslande berufene Beamte und Diener 
befigen, jo lange ſie nicht eine wirflihe Heimat nad) Maßgabe diejes Geſetzes erworben 
haben, die vorläufige Heimat in der Gemeinde ihrer Anjtellung.” Vgl. hieher Ev. Riedel 
a. a. O. ©. 138 Anm. 19. 

2) Gef. Art. 15 Abſ. I. Vgl. auch Entf. d. V-G.H.'s IV ©. 419, wo richtig aus— 
gelübet wird, daß unter Ermittelung der Heimat nicht eine „Wiederholung der rechtlichen 

eurtheilung desjelben thatjächlichen Materiales* zu verjtehen ift, jondern „die Ausmittelung 
der Heimat in Folge der Wiederaufnahme der Heimatärecherchen auf Grund neuer Thatjachen.” 

) Dies ergibt ſich m. E. mittelbar aus Art. 16 des Gel. Wird in jolhem Falle eine 
— — nöthig, ſo hat ſie als eine neue nach Art. 16 zu erfolgen. Unentſchieden 

.d. Riedel a. a. O. ©. 136 Anm. 10. 

* Gef. Art. 16 Abi. I. 

5) Denn fie haben ihre bisherige angewiejene Heimat nur in ihrer Eigenihaft als 
Fremde. Werden fie Bayern, jo erlangen fie entweder gleichzeitig eine wirkliche Heimat oder, 
foferne dies nicht der Fall ift, eine vorläufige Heimat fraft Geſetzes. Uebrigens wird eine 
Verleihung der Staatsangehörigfeit an ſolche Perſonen faum vorfommen. 

6, Gef. Art. 22. 

) Gef. Art. S Abi. II. 

Geſ. Art. 19 Abi. I. E. v. Riedel a. a. ©. ©. 149 Anm. 3. 

9) Geſ. Art. 19 Abi. I. E. v. Riedel a. a. ©. ©. 150 Anm. 4 und 5, Bl. f. 
abminiftr. Prari® XXX ©. 21, XXXIH ©. 141, XXXIV ©. 109. 

») E. v. Riedel a. a. ©. ©. 151 Anın. dd. 


199 Gej. vom 8. Auguſt 1878 Art. 8 Bill. 26. W. Kıais, Kommentar ©. 91, 
G. Kahr, Kommentar, ©. 112, &. 4. v. Müller bei E. v. Riedel aa. O. ©. 149 


Anm. 1 und S. 156 Anm. 3. 


—— er el 
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Zur Enticheidung in erfter Inſtanz find regelmäßig die Dijtriftsverwalt- 
ungsbehörden zujtändig. Die örtliche Zuftändigfeit bemißt fich, foferne der 
Streit nicht einen Anfpruch auf Heimatverleihung zum ©egenftande hat, nad) 
den eben angegebenen Beſtimmungen über die Berwaltungszuftändigfeit zur 
Heimats» Ermittelung und =Anmweifung.') Ueber beftrittene Anſprüche auf 
Heimatverleihung, ſowie über —— wegen Wiederaufhebung der Heimat 
erkennt jene Diſtriktsverwaltungsbehörde, welche der beklagten Gemeinde vor— 
geſetzt iſt. Iſt in dem erſteren Falle die Gemeinde eine unmittelbare Stadt,“ 
jo ne die vorgefeßte Kreisregierung, Kammer des Innern, Entjcheidung zu 
erlafjen.*) 

Der Entiheidung muß die Vernehmung aller Betheiligten vorhergehen.*) 

Als Betbeiligte gelten nach gefeglicher Beltimmung : 

1. die Gemeinden, denen gegenüber Heimatverbältnifie in Frage kommen, 
vertreten durch die Gemeindebehörde, ’) bei unmittelbaren Städten, wenn der 
Magiftrat ſelbſt zu enticheiden hat, durch die Gemeindebevollmächtigten; 

2. der Fiskus, vertreten Durch das Negierungsfisfalat, bei Anweiſung 
einer vorläufigen Heimat, *) 

3. jene Berfonen, ‘) über deren Heimat oder Heimatsverleihungsanſpruch 
zu enticheiden, ſowie jene, denen eine vorläufige Heimat anzınveifen ijt.“) 

Eben diefen Betheiligten fommt aucd das Beichwerderecht zu.”) 

Der Nechtszug gebt zu den gewöhnlichen Snftanzen 'o) des — 
gerichtlichen Verfahrens. '') 

Hervorzubeben ift, daß, wenn anläßlich der Behandlung einer Streitigfeit 
über eine rechtliche Folge der Heimat legtere jelbjt in Zweifel kömmt, Die 
Heimatfrage in geiondertem Verfahren zum Austrage zu bringen iſt.“) 

Keine Polizeibebörde darf Perjonen deren Heimat zweifelhaft oder 
jtreitig ift, aus dem Polizeibezirfe ausweiſen, ehe die Heimat ſolcher Perſonen 
ausgemittelt oder ihnen eine vorläufige Heimat angewieſen wurde. Ebenſo— 


1) Gef. Art. 19 Abſ. III. 

?) Der den Anſpruch auf Heimatverleihung abweiſende re iſt a 
Verwaltungsbeichluß, nicht verwaltungsgerichtliche Enticheidung. Entſch. 3.0.9 
©. 211, IV ©. 437. 

2) Geſ. Art. 23, 24, 29 Abſ. V 

4), Gef. Art. 19 Abi. III, 23, 

*ı Und zwar nur durch dieſe, micht durch den Armenpflegſchaftsrath. Entſch. d. 
3.8.5.8 II S. 197. 

®, Und zwar nur in diefen Fällen, nicht bei jonjtiger SHeimatlofigkeit. Entſch. d. 
3.8.9.3 IT ©. 452, bei. ©. 458. 

”) Nicht auch jene, die der Heimat diejer Perionen lediglich folgen, wenn über dieje 
Heimatfolge fein Streit beſteht. Entſch. d. B-G.H.'8 IV 508. 

9, Gej. Art. 27. (Die Anſprüche aus der Heimat — bier nicht in Betracht.) Bgl. 
hieher E. v. Riedel a. a. ©. ©. 162 f. 

9, Gef. Art. 25, 23 Ubi. V. Dazu L. A. v Müller bei Ev. Riedel a. a. O. 
S. 159 ff., 168 Bi, I4. 

, Val. auch Entid. d. V-G.H.'s IT ©. 221. 

") Art. 25 des Gel. gilt Hinfichtlicdy diejes Verfahrens nicht mehr, Art. 20 und 26 
gelten überhaupt nicht mehr. 

2) Es ergibt ſich dies aus Art. 19 des Geſ. Vgl. audı die treffende Bemerkung von 
N. Luthardt, BL. f. adminiftr. Praris ANX ©. 21f.: „Denn die Heimat iſt nicht eine 
blos auf jene Eriagforderung ſich beziebende Thatſache, für die es genügt, daß fie in den 
Entjcheidungsgründen beurtheilt wird, jondern jie it ein jelbjtändiges, nad) verjchiedenen 
anderen Zeiten hin wirfjames Rechtsinſtitut Rechtsverhältniß), welches rechtskräftig ent: 
ſchieden ſein nd, ehe eine verwaltungsrechtliche Folgerung daraus gezogen werden kann.“ 
Ebenſo Entſch. d. B-GeH.'s V ©. 234. ©. ferner Bl. ſ. adminiſtr. Praxis XXXIV ©. 109 
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wenig darf eine Wolizeibehörde folche Perjonen, die ihr von einer anderen 
inländischen Bolizeibehörde zugewiefen wurden, unter dem Vorwande des 
Mangels der Heimatberechtigung vor desfalls ergangener Entjcheidung weg: 
weilen. Zumiderhandelnde Beamte haften für alle durch die Zumiderhandlung 
entjtehenden Koften und Schäden. ') 

Streitigkeiten über Heimatgebühren find Verwaltungsrechtsfachen.’) Die 
Zuftändigkeit zur Entjcheidung in erjter Inftanz richtet fich nach den Grund- 
jägen, die für Zuftändigfeit zur Entjcheidung über beftrittene Anfprüche auf 
Heimatverleihung maßgebend find.*) 

Die Ausstellung von Heimatjcheinen d. h. amtlichen Beftätigungen über 
den Beſitz der Heimat ift, ſoweit nicht auf Grund von Staatsverträgen eine 
andere Vorſchrift getroffen wird, Sache der Gemeindebehörden.‘) Nach den 
beitehenden Bejtimmungen können diefe Behörden Heimatjcheine nur zum Ge: 
brauche innerhalb Bayerns ausſtellen. 

Der Heimatangehörige hat ein Recht auf Ausstellung des Heimatjcheines. 
Diejelbe darf daher nicht ohne Angabe von Gründen verweigert werden. °) 
Im Falle der Zumiderhandlung kann Auffichtsbefchtverde erhoben werden. 

Selbjtverftändlich ift die Austellung des Heimatjcheines fein Formalakt, 
welcher die nicht bejtehende Heimat zu begründen vermöchte. 


') Gel. Art. 21. E. v. Riedel a. a. O. ©. 154. Vgl. auch Reichsgeſetz über die FFrei- 
zügigfeit vom 1. November 1867 $ 6 Abſ. II. 

2) Gef. vom 8. Auguſt 1878 Art. 8 Ziff. 27. 

) E. v. Riedel a. a. O. ©. 156 Anm. 3b. Vgl. aud Entſch. d. V.G.H's I 
©. 214. 

9 Sei. Art. 22 Abſ. I. Die Form der Heimatjcheine wird nad Abj. III durch 
Minijterialvorjchrift bejtimmt. 

5) Be. Art. 22 Abi. II. 


Miszellen. 


Hauptergebniſſe der Armenſtatiſtik für Preußen 1885. — Nach Ausweis 
der Reichs-Armenſtatiſtik, welche am 1. Juli d. J. in den Einzelſtaaten abzu— 
ſchließen war, wurden im Kalenderjahre 1885 innerhalb des preußiſchen 
Staatsgebietes von Ortsarmenverbänden 509,933 Familienhäupter 
und Einzelſtehende, dazu 419,525 mitunterſtützte Angehörige, zuſammen 929,458 
Perſonen, von Landarmenverbänden 18,357 Selbſt- und 5524 Mit— 
unterſtützte, im Ganzen 23,881 Perſonen im Wege der Öffentlichen Armenpflege 
unmittelbar, d. i. ohne Vermittelung eines anderen Armenverbandes, unterftügt. 
Die Gefammtzahl der Unterftügten betrug hiernach 953,339 oder 3, Prozent 
der am 1. Dezember 1880 und 3,“ Prozent der nach den vorläufigen Ergeb- 
niffen der Volkszählung am 1. Dezember 1885 ermittelten ortsanweſenden Be: 
völferung. In den einzelnen Provinzen wurden von den Orts- und Land: 
armenverbänden zujanmen unmittelbar unterftügt 
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742 Miszellen. 
* überhaupt Prozent der Bewohnerzahl 
Perſonen von 1880 von 1885 
Oſtpreußennn75565 3,9 3,% 
Weitpreußen . . 2 2.0. 54,478 9,9 3," 
Stadtkreis Berlin . . . . 87,207 7, 6,6 
Brandenburg » - . » . . 623,019 2, 2,8 
Bommern » » 2 22020. 50,843 3,” 3,3 
Boien -. - © 2 22.2. 51,016 23,” 2, 
Shlefen . = 2. 2 .......128,305 3,%0 3,1 
Sachſen . . 202. 658,244 2,52 2,10 
Schleswig: Holftein 2020. 42,948 5, 3,72 
Hannover . . 2 2020... 58,520 2, 2, 
Weitphpalen .» . 2... 64,342 3,15 2, 
HeflenMNaflaun . . .» .» . . 43,732 2,0 2,” 
Rheinland 4176708 4,9 4,08 
Hohenzollern . . . . .." 2,006 2,” 8, DR 


Hiernady find in Sadjen, — Brandenburg, Heſſen-Naſſau, Weſt— 
phalen, Poſen, Hohenzollern, Schleſien und Schleswig-Holſtein verhältnißmäßig 
weniger, dagegen in Oſtpreußen, Weſtpreußen, Rheinland und namentlich im 
Stadtkreiſe Berlin mehr Unterſtützte gezählt worden als im Durchſchnitte des 
ganzen Staates. Nach der kommunalen Zuſammenſetzung gab es 








mit mit Prozent der Einwohnerzahl 
Ortsarmenverbunde Einwohnern (1880) Unterſtützten von 1880 
von Städten . . 1,239 9,565,921 552,226 5, 
„ Kandgemeinden 31,406 13,729,487 276,697 2,0 
„ Gutsbezirfen . 11,360 1,676,630 52,037 3,10 
gemifhte . » . . 3,383 2,307,073 48,498 2,10 
zufammen . 47,388 27,279,111 929,458 8, 


Die ftädtifchen Armenverbände haben mithin weitaus den höchſten Prozentiag an 
Unterftügten nachgewiefen, wenngleich die zur Zeit noch nicht abgeichloifene 
Berehnung auf Grund der Volkszählungs-Ergebniſſe von 1885 etwas günftigere 
Ziffern für diefelben ergeben wird. 

Was die Art der Unterftüßung anbetrifft, jo wurden von den Orts— 
armenverbänden 152,851 Selbft: und 33,793 Mitunterftügte, zuſammen 
186,644 Perſonen in einer Anftalt, dagegen 357,082 Selbſt- und 385,732 
Mitunterftügte, zufammen 742,814 Perſonen in ihrer eigenen oder in einer 
fremden Wohnung verpflegt, jo daß 20,°* Prozent der Imterftügten Anſtalts— 
pflege und 79,* Prozent offene Pflege genoflen; bei den Ortsarmenverbänden 
von Städten betrug der Antheil der Anftaltöpflege 21,°°, bei denen von Land: 
gemeinden 20,°”, bei denen von Gutsbezirken nur 7,'° und bei den gemijchten 
Armenverbänden 19,0 Prozent der Unterſtützten. Bon Seiten der Landarmen: 
verbände wurde an 8908 Selbit: und 81 Mitunterftügten, zufammen an 8989 
Perſonen Anftaltspflege, an 9449 Selbit: und 5443 Mitunterftügten, aljo 
zufammen an 14,892 Berfonen offene Armenpflege geübt, jo daß bier die 
geichloffene Pflege 37,°* Prozent, die offene 62,’ Prozent der Unterftügten 
umfaßte. Die verhältnigmäßig bedeutende Ausdehnung der Anftaltöpflege bei den 
Landarmenverbänden wird durd) die beiondere Natur der diejen Verbänden auf 
dem Gebiete des Armenweſens obliegenden Aufgaben hinreichend erklärt. Zur 
Grläuterung jei hier übrigens noch bemerkt, daß nad den für die Reichs— 
Armenftatiftif ergangenen Beitimmungen, wo bei einer Perſon oder Familie 
ſowohl offene wie geichloffene Pflege in Frage fam, grundfäglih nur die letztere 
zu berüdfichtigen war; nur wenn die geichloffene vorübergehend, die offene Pflege 
aber dauernd gewährt worden war, wurde lediglich die offene Pflege gezählt. 
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Was die Urfahen der Unterftüßungsbebürftigfeit betrifft, fo 
waren, wenn die Mitunterftügten bei denjenigen Urſachen gezählt werden, welche 
den bezüglihen Hauptunterftügten betroffen hatten, von den ſämmtlichen Inter: 
ftügten der Orts- und Landarmenverbände 2,°' Prozent wegen eigener Verlegung, 
0,'* Prozent wegen Verlegung des Ernährers nnd O,'* Prozent wegen Todes 
des Ernährer® durch Unfall, 19,” Prozent wegen Todes des Crnährers, 
28,'’ wegen Strankheit, 20,’ wegen Gebrechen, die nicht durch Unfall verurſacht 
waren, hilföbebürftig geworden. Bon anderen Urſachen ericheinen Altersihwäche 
mit 16,'°, große Kinderzahl mit 6,°”, Arbeitslofigkeit mit 4,““, Trunkſucht mit 

»8, Arbeitöfchen mit O,’', fonftige Urſachen mit 5,“* und unbefannte Urſachen 
mit 0,’ Prozent ber lUnterftüsten. Der größte Theil der nad) dem vor— 
geichriebenen Formulare unter „Jonftigen Urſachen“ aufzuführenden Fälle fam auf 
Strafverbüßung des Ernährers oder bösliche Verlafjung von Seiten besjelben ; 
Urſachen, welche fich mit einer der im Neichöformulare vorgeſehenen deckten ober 
nahe berührten, find mit in die Spalten der letteren aufgenommen worden, To 
„Verwaiſung“ durchweg bei „Tod des Ernährers“, „geringer Verdienſt“ in ber 
Negel bei „Arbeitslofigfeit“ u. |. w. 

Neben der Individual Armenftatiftif ift befanntlih auch eine Finanz: 
ftatiftit der Armenpflege erhoben worden, welde ergeben hat, daß im 
Stalenderjahre 1885 den DOrtsarmenverbänden 49,288,988 M. an Ausgaben 
erwachlen find; hiervon entfielen 1,622,308 auf außerordentliche Aufwendungen ; 
von bem Nefte wurden 23,254,981 M. in baarem Gelde und 7,522,922 M 
in Naturalien verausgabt, während 16,888,777 M. auf die übrigen Koften ber 
Armenpflege famen. Die Ort3armenverbände von Städten haben 32,386,724, 
die von Landgemeinden 12,229,992, die von Gutöbezirten 2,983,557, Die 
gentischten Verbände 1,688,715 M. an Armenausgaben nachgewielen. Bei ben 
Landarmenverbänden betrugen die ordentlichen Ausgaben in baarem Oelde 
722,086, in Naturalien 1,156,441, die übrigen Soften der Armenpflege 
2,849,842, die außerordentlihen Ausgaben 844,316, zulammen 5,572,685 Mb, 
jo daß fih die unmittelbar geleifteten Gejammtausgaben für Armenziwede 
im preußiichen Staate im Jahre 1885 auf 54,861,673 M beliefen. 

Außerdem wurden bon den Orts: (Land-) Armenverbänden 1,723,341 
(2,578,801) M. für 27,980 (34,162) linterftügte an andere Armenverbände 
(preußifche und außerpreußifche) eingezahlt bezw. eritattet, dagegen 1,341,667 
(83,220) M. für 26,546 (922) lnterftügte von Ortöarmenverbänden, 2,768,432 
(798) AM. für 28,673 (7) Unterftügte von Landarmenverbänden und 1,233,751 
(299,350) M. für 31,768 (1649) linterftüßte von anderen Seiten ala Ein: 
zahlung bezw. Erftattung vereinnahmt. Im Ganzen hatten hiernach die Armen 
verbände 4,302,142 AM. für 62,142 Interftügte an andere Armenverbände zu 
erftatten, wogegen fie 5,727,218 M. für 89,565 Unterftügte von Armenverbänden 
oder von anderen Seiten bereinnahmten. 

An Klagen wurden im Berichtsjahre erhoben von den Ortsarmenverbänden 
der Städte 2625, bon denjenigen der Landgemeinden 1023, von denen ber 
Gutsbezirke 163, von den gemifchten DOrtsarmienverbänden 141, von den Land— 
armenverbänden endlich 98, im Ganzen 4050 Klagen mit Streitgegenftänden im 
Gejammtmerthe von 363,325 sb. (Stat. Korr.) 
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Erwerb und Berluft der Reiche: und Staatsangehörigfeit in Preußen 1885. 
— Nach den neueften amtlihen Zufammenftellungen erwarben im Jahre 1885 
(beziv. 1884) die Staatsangehörigkeit in Preußen dur Aufnahme 1465 (1417) 
Angehörige anderer deuticher Bundesftaaten, durh Naturalifation 2544 (2220) 
Ausländer, ferner durh Wiederverleihung 500 (646) frühere Inländer, 
welche im Auslande verblieben, und 258 (235) deren, welde in das Inland 
zurüdfehrten. Die Zahl der an Familienhäupter und Einzelperfonen ertheilten 
Urkunden, durd welche dieje Veränderungen bewirkt wurden, betrug bei ben 
Aufnahmen 496 (468), bei den Naturalifationen 1009 (914), bei den Wieder: 
verleihungen ohne Rückkehr 206 (309) und bei denen mit Nüdfehr 133 (117). 
Bei den Aufnahmen überwogen die Familienhäupter, bei den übrigen NRechtöaften 
die Einzelperfonen, am meiften bei den Wiederverleihungen unter Rückkehr in das 
Inland. Das männliche Gejchleht war überall ftärfer vertreten als das meib- 
lihe; dem Familienftande nad hatten die Ledigen, dem Alter nad) die Perjonen 
zwiichen 30 und 40 Jahren, dem Berufe nach die Gewerbes und Handelsgehilfen 
und Fabrifarbeiter, ſowie die jelbitändigen Induftriebefliffenen den bebeutenditen 
Antheil. Bon den maturalifirten Ausländern famen 977 (757) aus den Nieder: 
landen, 795 (461) aus Defterreih-IIngarn, 236 (220) aus den Vereinigten Staaten, 
209 (295) aus Dänemark, 40 (242) aus Rußland; 1672 (1210) der Natura 
lifirten gehörten dem fatholifchen, 742 (752) dem evangelifchen und 120 (239) 
dem jüdifchen Belenntniffe an. 

Die Entlaſſung aus der Staatsangehörigfeit beziw. aus der Neichd- und 
Staatsangehörigkeit wurde im VBerichtsjahre (bezw. im Worjahre) ausgeſprochen 
durch 199 (169) Urkunden für 490 (385) Berfonen, welde die Staatsangehörig- 
feit in einem anderen Bundesftaate erwerben wollten, und durch 5909 (8476) 
Urkunden für 10,168 (15,085) Perſonen, weldhe in das Ausland zu ziehen 
beabjichtigten. A 

Für die Heberwanderungen in einen anderen Bundesftaat wurden 
103 (80) Urkunden an Fyamilienhäupter, 96 (89) an Ginzelperjonen, für die 
Wanderungen in das Reihsausland dagegen nur 1155 (1824) an Yamilien- 
häupter, 4754 (6652) an Cinzelperfonen ertheilt. Won den leberwandernden 
waren 418 (330) evangeliih, 59 (47) fatholiih und 12 (4) jüdiſch; Die meiften 
diejer Perjonen wollten, wie jchon 1884, die hamburgifhe Staatsangehörigfeit 
erwerben. Won denjenigen Entlaffenen, welche in das Ausland zu ziehen beab- 
fihtigten, hatte wiederum der größte Theil, nämlich 8256 (12,716), bie Ber 
einigten Staaten von Amerika, die meiften Hebrigen die Niederlande oder Defterreid: 
Ungarn als Reiſeziel angegeben; 7758 (11,171) diejer Perſonen waren evan- 
geliichen, 2126 (3557) fatholiihen, 229 (260) jüdiſchen Belenntniffes. Hin 
fichtlih der Betheiligung der Gejchlechter, Altersgruppen und Familienjtände 
waren die Grgebniffe bei dem Berlufte der Staatö- bezw. Neichsangehörigfeit 
ähnliche wie bei dem Erwerbe; was dagegen den Beruf anbetrifft, jo waren bei 
dem DVerlufte der Reichd: und Staatsangehörigfeit die Tagelöhner und Dienit- 
boten, nächſtdem die Perjonen ohne Berufdangabe weitaus am ftärfften vertreten. 

Durh NAuswanderungen ohne Entlaffungsurfunde mwurben im 
Jahre 1885 dem preußiichen Staate nad den Berichten der Kreisbehörden 
28,620 Perſonen entfremdet gegen 40,915 bezw. 46,570, 58,157 und 68,200 
in den vier Vorjahren. Von diejen Perſonen entfielen im Berichtsjahre (im Bor: 
jahre) auf die Bezirfe Bromberg 3841 (4869), Mearienwerder 3069 (5524), 
Schleswig 2870 (4333), Stettin 1989 (2332), Köslin 1928 (3951), Polen 
1792 (2558) und Danzig 1718 (2406). (Stat. Korr.) 





Auberordentlihe Preisermäßigung 


der älteren SSahrgänge von 1870 bis 1884 des 
Staatsrehtlichen, volkswirthfehaftlichen und fatiftifchen Jahrbuches: 


Annalen des Dentihen Reichs 


für Oefeßgebung, Verwaltung und Statiſtik. 
StantswiffenfKhaftlihe Zeitfhrift und Materialienfammlung. 


Unter Mitwirfung von 
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herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar Seydel. 
Zährlich 12 ſtarke Monatsheite; vierteljährliger Abonnementspreis Mark L.— 


Bei nenen Abonnements wird oft mit Sedanern bemerkt, daß 
die Erwerbung der früheren Iahrnange der „Annalen“ mit fo 
großen Koften (Alk. 236.—) verknüpft fei, und Der Wunſch aus- 
geſprochen, bei Besng der volltändigen Serie eine Preisermäßigung 
eintreten zu lafen. Um nun derartigen Wünfcen entaraenzukommen, 
haben wir uns entſchloſſen, wen eintretenden Abonnenten die 
complete Serie 1870 bis 1884 anfatt zu Mk. 236.— u 

nur Mark 100.— 
liefern. er Vorrath dieſer Zahrgänge ift nur fehr gering. 
ir bieten mit diefer Offerte sffentlichen nnd Brivatbiblistheken, 
aats- und Gemeindebehörden, Anftalten und Vereinen die Jeltene 
elegenheit, fidy um einen enorm billigen Preis Die ganze Serie 
diefes nediegenen und werthuollen Quellenwerkes zu erwerben. 

Der Preis der einzelnen Bände refp. Jahrgänge bleibt wie 

wor M. 16.— Die Zahrgänge 1868/1869 find ganz vergriffen. 


Rechtewiffenihaftlihe Monographien, Kommentare zu Neihegefehen, Berichte über Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung, volks- nnd ſlaatswirthſchaftliche Unterſuchungen, amtlide Publikationen, 
Deukſchriften, Handelsfammerberichte, ſtatiſtiſche Neberfihten, bilden Das Programm der Zeit- 


eG. SHirtb’s Verlag in München & Leipzig. 8 
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Ihrift, Die als praftiihswiiienfhaitlides Quellenwerk widtig für WRiniflerien, 
Bezirksregierungen, Gelandtihaften und ſtonſulate, Gerichtsbehörden, Advokaten, Zollämter, 
Magiſtrate, Landrathöäämter, Handeld: und Gewerbefammern, für Reichſtags⸗ und Landtags 
abgeordnete u. ſ. mw. ift. 

Intereſſenten fteht ein bollfländiges Inhaltsverzeichniß der Jahrgänge 1868 — 1884 oder and 
ein eompleter Jahrgang zur Anfiht zu Dieniten. Abonnements werden jederzeit und bon jeder 
Buhhandlung oder Poflanflalt angenommen. 


Münden & Zeipsie. 

























©. Hirttz's Verlag. 


In demfelben Verlage find erfhienen: 


u. Aufſeß, O. Freiherr, fol. bayr. Oberzollrath, Die Zölle und Steuern und bie vertrag® 
mäjigen auswärtigen Handelabeziehungen des Deutſchen Reiches. 1886. Dritte Auflage, 
gr. 8°. Brojhirt ME. 2.50. ’ 


Dehn, Paul, Zur Einführung der Reichspoſt Sparkaſſen. 1834. 54 Geiten, gr. 8%. ME. 1.20. 
Der Berfafjer hat in feiner neuen Schrift ein umfajjendes Material zur Charakteriftil und 
Beurtheilung der Poſtſparkaſſen vom volfswirthidhaftlihen Standpunkt aus zuſammengetragen 


Selfer, 5, kgl. Bayer. Oberrechnungsrath, Zur Tabakftenerfrage. Abwehr gegen die kritiſchen 
Nachträge zu den Dr. Mayr'ſchen Studien über dad Tabakmonopol. 1878. Mt. 1. 


Göring, Philipp, Die Beterinär-PBolizeiverwaltung nad) ben reichsgeſetzlichen Beſtimmungen 
1882, 11'/, Bogen, gr. 8%. Broſchirt ME. 3.—. 


Genfel, Dr. Paul, Die Stellung des Reichskanzlers nad) dem Staatsrechte des Deutjchen Heide. | 
1882, 4 Bogen, gr. 8°. M. 2.—. 


Birth, Dr. Georg, Freifinnige Anſichten der Vollswirthichaft und des Staats. 1876, 27 Eugen 
ft. 8%. Broſchirt ME. 4.—. 
Inhalt: Vorwort. Familienbudget und Häusliche Buchführung. Die Löjung der fogialen 

Frage. Das Boltsbildungs- oder Bulturpolizeirecht. Die Nechtögleichheit. Das Deutſche Reh 
und die Schule. Anhang: Petition an den Reichstag. Das Deutſche Reich und die Steuern 

I. Matrifularbeiträge oder Neich8:Erwerbjteuer? a) Einkommen mit feſtem Steuerfuß. b) am 
fommen mit beweglihem Steuerfuß. Die Vertheilung der Güter und das ſouveraine Gi 
der Preisbildung. (Mit einer lithogr. Tafel zur Darftellung der vier Grundtypen ber Ein. 
fommensvertheilung.) Anmerkungen. Alphabetiſches Regiſter. \ 


m: 
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zölfe. 1876, Mt. 1—. 
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Eine Skizze. 1877 4 Bogen, kl. 8%. Broſchirt Mt. —.60. 
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gabe. — November 1884. 16 Bogen, kl. 8%. Broſchirt ME. 2.—.; geb. Mi. — 
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einen Band ; dem 12, Hefte wird Vitel, Inhalt &c. beigegeben. s . 








Bnhalt: 

Seite Seite 
Die Erbſchafts— und Shentungäftener im | Ecuador, ” ind den Spanis 
Großberzogtbum Helen. - . 745 | ſchen Kolb. nkreich und den 
Anlagen: Fran⸗ ien, Großbri⸗ 
— tar hiedenen Eng: 
A. Tabelle iiber den gegenwärtigen Kapi— | j an, Sa, Britiſch⸗ 
talwerth einer Rente oder Nugung | Ayuetemala, 
im Werthe von 1 Mark auf eine olit 5 "nigreich 
bejtimmte Anzahl von Jahren be- | ter ras, 
hufs Berechnung der davon zu ent— en An; B ria, 
richtenden Erbicdaftsiteuer  . . 762 | m gro, 
B. Zabellarifche Ueberſicht über die Erb— ragt rland 
ſchaftsbeſteuerung in den — una De ‚olonien, 
deutichen Staaten . . . ar Rıyı und den 
Weltpoftverein . . . * vum — 
J. Liſſabonner Bufapabtosınen je: a ’ il wi 
Vertrage vom 1. Juni 1878, - — ee der Türkei, 
Kaufen zulen Dentieler | id den N iniakn 
Vereinigten Staaten von IR Nom 21 

der Argentiniichen Rep“ en ——— man): 263 
reih- Ungarn, Bele” —— — 
Braſilien, Bulgo⸗ „onner Yufapablomnen zum 


‚oereintommten, betreffend den Aus— 
auſch von Briefen mit Werthangabe, 
er abgeſchloſſen zwiſchen Deutichland, 
u (Fortſetzung des Inhalts umitehend.) 


Vereinigten Star 
der Republit 
und den D 
# — 


— 







w 
» 
rn 


Seite | 





Oeſterreich Ungarn, Belgien, Bul« rei, den Sranzöfiihen Kolonien, 
garien, Dänemark, den Dänijchen Griechenland, Jtalien, Quremburg, 
olonien, der Nepublit San Do- Montenegro, ara Ay seien 
mingo, Egppten, Spanien, Frank— Rerfien, Portugal, den Portugiej- 
reich, den Franzöfiichen Kolonien, üichen Kolonien, nen Geller 
Stalien, Luxemburg, Niederland, Schweden und Mormwegen, der 
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Die Erbfchafts- und Schenkungsſteuer im 
Großherzogthum Helen. 


Seit dem 1. April 1885 ift im Großberzogthum Helfen das in den Grund» 
prinzipien ber Geleßgebung der größeren deutichen Staaten nachgebildete Geſetz 
über die Erbihafts: und Schenfungsfteuer vom 30. Auguft 1884 in Wirkſamkeit. 
Vor diefer Reforn des Steuerſyſtems gründete fih in Helfen die Verpflichtung 
zur Entrichtung einer Abgabe bei Erbihaftsanfällen unter dem Namen „Stollateral- 
ſteuer“ auf die Verordnung vom 11. Auguft 1808 und das Gejeß vom 8. Juni 
1821, ergänzt durch eine Reihe jog. Finanzgeſetze. Alle Erbichaften, Schenkungen 
von Todeswegen und Wermächtniffe, welche an Seitenverwandte oder nicht ver: 
wandte Perjonen fielen, und als unvertheiltes Ganze nad) Abzug der Schulden 
100 Gulden überjtiegen, waren einer Abgabe von 5 p&t. unterworfen. Erbichaften 
von aus der Familie des überlebenden Clterntheiles noch nicht ausgetretenen 
Geſchwiſter blieben, infoweit diefe Erbichaften in einer Quote des Nachlaſſes 
eines der bereit verftorbenen Eltern beitanden, abgabefrei. Im Uebrigen beitand 
die Steuerpfliht auch in den Fällen, in melden Erbichaften an Ascendenten und 
Geſchwiſter deferirt und von leßteren zu Gunften der eriteren außgeichlagen 
wurden. Abgabefrei waren Grbichaften, Schenkungen von Todes wegen und 
Vermächtniſſe, die auf Perionen in abjteigender und auffteigender Linie, nämlich 
von Eltern auf Kinder oder Enkel u. ſ. w., und von Sindern auf Eltern und 
Großeltern u. ſ. w. fielen. 

Bei Zuwendungen zwiichen Ehegatten galt der Grundſatz, daß auf Landes: 
oder Statutargejege, forwie Cheverträge fi gründende Erbichaften von der Kolla— 
teralfteuer frei blieben. Was ſich dagegen Ehegatten mehr als den ftatutarischen 
Antheil, jei e8 durch Schenkung, Teitament oder jede andere Dispofition (aufker 
Ehevertrag) binterlafien haben, unterlag der Abgabe. Fiel dem überlebenden 
Gatten gejeglid die Nutznießung zu, nach deſſen Tod aber die Erbichaft an 
Seitenverwandte, jo blieb die Erhebung der Steuer bis dahin ausgeſetzt. Won 
Fideikommiſſen wurde, wenn der Fideikommißerbe ein Deszendent des eriten Er: 
richters war, feine Stollateraliteuer bezahlt, wohl aber, wenn der Erbe von dem 
Stifter des Fideikommiſſes nicht abftammte. Das Nämliche galt bei Lehen. Für 
Schenkungen unter Lebenden und Leibrentenverträgen beitand feine Abgabe. 
Schenkungen mit beitimmten Auflagen waren infofern ftenerpflichtig, als nad 
Abzug des Werthes der Auflage eine reine Bereicherung blieb. Bei Berehnung 
des Betrages der Erbichaften u. j. w, zur Steuerheranziehung wurden, fallö der 
Erblafjer ein Inländer (Heffe), alle feine Mobilien und Stapitalien in und außer‘ 
Landes und die im Großherzogthum gelegenen Immobilien (nicht die im Auslande) 
in Anſchlag genommen. Hierbei durften die auf den Immobilien im Auslande 
gerichtlich eingetragenen Schulden von der Erbichaft nicht abgezogen werden. Grben 
von Ausländern, welde in Heſſen Immobilien befaßen, mußten SKtollateraliteuer 
entrichten. ') 


) S. Aufſatz: „Die Kollateraljteer im Grofh. Heſſen nnd die dabei den Gerichten 
—— Thätigkeit, von W. Heinzerling im Archiv für praftiiche Rechtswiſſenſchaft.“ 
F. Bd. XIS. 177 fi. 
Annalen bed Deutſchen Reichs. 1886. 49 
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Die Klagen und Beſchwerden über die Härten und linflarheiten der Kolla— 
teralfteuergeleggebung, welche bei der BVerichiedenheit de3 Nechtes in den einzelnen 
Theilen des Großherzogthums vielfach zu Ungleichheiten führen mußte, veranlakten 
bei den geießgebenden Faktoren fortwährend Anträge auf eine Neform, der 
Ktollateraliteuer.') Die Nothiwendigfeit einer Aenderung der Erbihaftsabgabe berubte 
neben den Abweichungen von den auf einem richtigeren ſtaatswirthſchaftlichen Prinzipe 
beruhenden Gejegen anderer deutichen Staaten, hauptſächlich in den Unbilligfeiten 
einzelner Steuerfäße (3. B. Heranziehung der Geichwilter und der meiften milden 
Stiftungen und Wohlthätigfeitsanftalten) und der Möglichkeit der Umgehung 
der Steuer. Hauptſächlich trug die vollftändige Steuerfreiheit der Schenkungen 
unter Lebenden dazu bei, die Ansprüche des Fiskus im zahlreihen Fällen 
illuſoriſch zu machen. Bei der Bevölkerung wurde es fait allgemein Gebrauch, 
zum Zwede der Umgehung der Erbichaftäftenerabgabe Schenkungen unter Lebenden 
mit Vorbehalt des Ichbenslänglichen Nugnießungsrechtes für den Schenker zu 
errichten, da3 Vermögen unter gleichzeitiger Errihtung eines Leibrentenvertrages 
zu veräußern, auf das follateralpflichtige Erbtheil zu verzichten, um dasſelbe einem 
nichtiteuerpflichtigen Deiterben zuzumenden u. ſ. w. So eridien die Einführung 
einer bejonderen Schenkungsſteeur geradezu eine Nothwendigkeit zum Zivede der 
Sicherung der Erbichaftsfteuer, umſomehr als die gerichtlichen Urtheile überein 
ftimmend in jenem fraudulofen Verfahren nicht Unerlaubtes erblidten. Wehnliche 
Erfahrungen führten jeinerzeit zur Einführung der Schenfungsiteuer in England, 
wojelbit die Gerichtshöfe in einem Nechtöftreite des Fiskus über die Ungiltigfeit 
einer zur Umgehung der Erbichaftöfteuer errichteten Schenkung erfannten: Jeder 
habe das Recht einem Geſetze auszumeichen, wenn man darunter veriteht, „ſich jo zu 
verhalten, dat das Geſetz auf feinen Fall ſich nicht erftredt*. In Heilen fprachen 
die Gerichte in ähnlicher Weile den Sag aus: Selbſt wenn deutlich in ber 
Urfunde zu leſen wäre: „um der Verordnung von 1808 und der Erbichaftsiteuer 
zu entgehen, haben wir die Schenkung unter Yebenden abgeſchloſſen“, wäre die 
Behörde nicht berechtigt, einen Vertrag zu verhindern, deifen Inhalt gar nicht 
von den Motiven abhängt. Man mußte deßhalb zur Sicherung der Nechte bes 
Steuerfiskus auch in Hellen zur Schenfungsfteuer greifen. 

Mit dem Herannahen des Zeitpunftes der Einführung der Reichsjuſtizgeſetz— 
gebung erhielt die geplante Durchführung der Reform der Erbichaftäfteuer einen 
neuen Impuls. In den beiden rechtörheiniihen Provinzen führten bisher die 
Zivilgerichte, gleichlam ala Hilfsorgane der Steuerbehörden, die Verwaltung der 
Erbichaftsiteuer. Man erblidte nunmehr in $ 4 des Einführungsgeieges zum 
deutſchen Gerichtöverfaffungägelegße, welches die lebertragung anderer Gegenftände 
als ſolche der eigentlichen Gerichtsverwaltung an die Gerichte verbot, ein zwingendes 
Moment zur Nenderung des Erbſchaftsſteuerweſens und des feitherigen Verfahrens 
bei Erhebung der stollateraliteuer. Mit Neht nahm deßhalb das neue Gefeg 
das bereit3 im Rheinheſſen in Geltung geweſene Prinzip auf, wonach, wie in 
allen übrigen deutichen Staaten, die ordentlichen Gerichte nicht mehr bei Feititellung 
und Berwaltung der Grbichaftsftener mitwirken. 

Die hauptlählichen Unterichiede der früheren heifiichen Kollateralſteuergeſetz— 
gebung gegenüber dem neuen Gefege find folgende: 





" ©. Geſetz über die Erbſchafts- und Schentunasitener im Großh. Heilen, heraus 
gegeben von ©. Krug, Oberfinanzrath. (Darmitadt, Verlag von G. Jonghbaus. 1885), 

Aufſatz von Rechtsanwalt 3. Pfaff in der Zeitfchrift für Staats und Gemeinde» 
Verwaltung. (Verlag von J. Diemer in Mainz), Nr. 19, 20 und 21 von 1886). 
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I. Bisher beſtand die gleiche Abgabe von 5pCt. bei allen ſteuerpflichtigen 
Erbichaftsanfällen, jegt wird die Grbichafts: und Schenkungsitener nad ver: 
jchiedenen Sätzen (4, 5, 6 und 8p6t.) je nad) dem VBerwanbtichaftsgrade erhoben. 

I. Die frühere Sollateralitener wurde nur von Erbichaften, Schenkungen 
von Todeöwegen und VBermächtniffen erhoben, ſowie von Fideifommilien, wenn 
der Fideikommißerbe fein Descendent des Stifterd war. Als neue Objekte der 
Steuer treten hinzu: 

1. alle anderen Zuwendungen von Todeswegen oder in Folge des Todes 
einer Perſon eintretende Erwerbungen (jog. mortis causa capiones) ; 

2. Bezüge aus Familienftiftungen. 

3. Schenkungen unter Lebenden, bei welchen der Vollzug bis zum Tode des 
Schenkers aufgeihoben iſt; 

4. Alle Fideikommißanfälle, wobei jedoch die Steuer nur die Bezüge (früher 
die Subftanz) trifft. 

II. Die frühere gänzliche Befreiung der Ascendenten it jest auf die In— 
teitaterbportion bejchränft, wogegen Ehegatten immer fteuerfrei (früher Verpflichtung 
zur Verſteuerung desjenigen, was fie über da3 geſetzliche oder ftatutariiche Erbrecht 
hinaus aus dem Nachlaß des Erftverftorbenen erbten, jofern e8 ihnen nicht bereits 
in den Chepaften vermacht war). 

IV, Biöher bei einer Erbmaffe von über 100 Gulden Eintritt der Steuer: 
pflicht; jest Cintritt diefer Verpflichtung, wenn die —————— an eine einzelne 
Perſon 100 Mark überſteigt. 

V. Das neue Geſetz hat die Steuerbefreiungen theils aſachoben, theils 
modifizirt und ausgedehnt. Eine Reihe von früher privilegirten Anſtalten und 
Kaſſen ſind nunmehr ſteuerpflichtig, neue Steuerbefreiungen beſtehen zu Gunſten: 
des Regenten, des Staates und Reiches, allgemein für alle Vermächtniſſe und 
Stiftungen zu mildthätigen Zweden, zu Gunften der Dienftboten, (welche früher 
fteuerpflichtig) bi8 zum Betrag von 1000 Mark. Bei Geihwiltern ift der Steuer: 
fat von 5pCt. auf 4pCt. herabgeiegt. Geringfügige Anfälle waren abgabefrei, 
wenn der Nachlak nadı Berichtigung der Schulden als unvertheilte® Ganze 
100 Gulden nicht überftieg. Jetzt wird von allen 100 Mark nicht überfteigenden 
Anfällen an eine einzelne Berion feine Steuer erhoben. 

VI. Die hauptjählichfte Neuerung liegt in der Einführung der Steuer von 
allen über 1000 Markt betragenden, öffentlich beurfundeten Scenfungen unter 
lebenden. 

VII. Das Berfahren bei Feititellung und Erhebung der Steuer, bisher in 
Rheinheilen den fisfaliichen Kaſſenbeamten, in ben beiden rechtsrheiniichen Provinzen 
den Gerichten überwiefen, ift eimheitlih neu geregelt. Die Verwaltung der 
Erbſchafts- und Schenkungsſteuer ift einer befonderen Behörde, dem Erbichafts- 
jteueramte mit zwei Rekursinſtanzen überwieien, die Mitwirkung der Gerichte nur 
noch eine beichräntte. 

VII. Neu find die bdetaillirten klaren Vorſchriften über das Deflarations: 
verfahren, die Feſtſtellung und Berechnung der fteuerpflichtigen Maffe, über 
Kapitalifirung von Renten, Berüdfihtigung von Bedingungen, Anfangs: und 
Endterminen, jowie die Strafbeitimmungen bei Steuerhintergehungen und falichen 
Deklarationen und die Vorfchriften über Steuerverjährung und Strafverfolgung.) 

Bon einer theoretiihen Begründung der Erbſchaftsſteuer und ihre Einordnung 
in die bejtehenden Steuerſyſteme haben die Materialien zum Geſetze abgejehen. 


) Bergl. Krug l. c. ©. 16, 18. 
49% 
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Charakteriftiih find dagegen nachſtehende Betrachtungen des Berichtes des Aus 
ichußreferenten der II. Sammer der Landitünde über das Syitem des Geſetz 
entwwurfes: „Die Erbichaftäfteuer läßt fich weder unter die direkten, noch indirekten 
Steuern fjubjumiren, und man ging mitunter jo weit, fie überhaupt für gar feine 
wirkliche Steuer, jondern für den Ausfluß des Miterbenrechtes des Staates zu 
erflären, welches diefer auch in anderen Richtungen geltend mache, nämlich in 
der Einziehung der erblojen Verlaſſenſchaften und nocd mehr in der Abſchließung 
der erbbereshtigten Verwandtſchaftsgrade. Es wird diefe Theorie vornehmlich von 
fozialiftiichen Schriftitellern vertreten, welche zugleich eine möglichite Ausdehnung der 
fragliden Abgabe, weil gleichbedeutend mit einer möglichſten Einſchränkung des 
Privaterbredhtes, befürworten. Wir müfjen uns hier auf die Bemerkung beichränten, 
da in allen deutichen Ländern bei Einführung der Erbichaftsftener die Auffaflung 
und Intention des Geſetzgebers eine ganz andere war. Es ergibt fich dies ſchon 
daraus, daß diefe Steuer .in vielen Staaten zugleih mit dem Gebührenweſen 
geregelt wurde, welcde Verbindung man allerdings in der neueren Legislative als 
eine unnatürliche erfannt und verlaffen hat. Wir werden wohl nicht Fehl geben, 
wenn wir die Erbichaftsftener als eine unftändige Auflage auf Vermögensüber— 
gänge, welche aus Veranlaffung des Todes des jeitherigen Inhabers erfolgen, 
betrachten, bei der eine Progreſſion, wenn überhaupt, nicht nad) der Größe dei 
Steuerobjeftes, ſondern nach der näheren oder entfernteren Verwandtichaft zwiſchen 
Erblaſſer und Erben ftattfindet. Sie harakterifirt fich alfo erftlih als eine Auf 
lage auf vorhandene® Vermögen, und zwar im recht eigentlihen Sinne be 
Wortes; denn fie ift nicht etwa aus deſſen Nusungen, fondern aus der Ber 
mögensjubitanz jelbft, wie dieje zur Zeit des Todes des feitherigen Inhabers 
beiteht, zu entrichten. Cine ſolche Nothwendigfeit des Angriffs der Vermögen‘ 
jubitanz kann faktiſch allerdings auch bei anderen Steuern nöthig werden, allein 
jo gedacht und mit dem Begriffe der Steuer verbunden, ift diefelbe nirgends wie 
bier (und etwa bei einer Schenkung des ganzen Vermögens inter vivos). Die 
Erbichaftsfteuer wird fjodann nur bei dem llebergange des Vermögens des Ver— 
ftorbenen erhoben. Sie droht gleihjam ſchon während der ganzen Lebensdauer 
des Lesteren, allein veranlaßt wird fie erft durch feinen Tod. Sie erjcheint alto 
nicht etwa al3 eine dem Erben, jondern als eine dem Nachlaß obliegende Steuer, 
und wenn auc allerdings der Erbe um Zahlung angegangen wird, fo geichiebt 
dies lediglich aus Gründen der Vereinfahung und Zwedmäßigfeit, damit der 
Fiskus nicht nöthig hat den Nachlaß in Beichlag zu nehmen und fi an ihn 
zu halten. Mag man auch den Erben als das Steuerfubjekt bezeichnen, das 
Steuerobjeft ift der Nachlaß.“ 

Der Erbichaftsitener unterliegen nad) Art. 1 des Geſetzes: Erbichaften, Ber: 
mächtniſſe, Schenkungen von Toded wegen und alle anderen Zumendungen von 
Todes wegen, oder in Folge des Todes einer Perſon eintretenden Ermwerbungen. 
Ob die Erbichaft, dad Vermächtniß u. ſ. w. auf Vertrag, Teitament oder Geiles 
beruht, ift hierbei glei. Werner: Vermögen Veriihollener bei proviſoriſcher Aus 
folgung an den muthmaßlichen Erben, durch Todesfall eines jeither Berechtigten auf 
einen durch ftiftungs= oder gejegmäßige Succeifionsordnung Berufenen übergehende 
Bezüge aus Familienftiftungen, alle Familien-Fideikommiß-Anfälle und Anfälle 
von landwirthicaftlihen Erbgütern (auch wenn jie ohne Todesfall itattfinden). 
Früher wurde bei Fideikommiſſen eine tollateralabgabe nur dann entrichtet, wenn 
der Fideilommißerbe von dem Stifter nicht abftammte, jest unterliegen fie al: 
gemein der Grbichaftsftener, die in Folge der einfachen Thatſache eines Ver 
mögensüberganges eintritt. Von wen der Nachfolger fein Necht ableitet, ob 
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pon dem unmittelbaren, oder einem früheren Vorgänger, iſt irrelevant. Den 
Schenkungen von Todes wegen stehen Hinfichtlih der Erbſchaftsſteuer ſolche 
Schenkungen gleich, deren Vollzug bis zum Ableben des Schenkers aufgeihoben 
it. Hiermit wird die oft jchwierige Unterfuhung, ob eine Schenkung unter 
Lebenden oder auf den Todesfall vorliege, für eine Neihe von Fällen überflüffig 
gemacht. 

Bezüglich des Verhältniffes zu anderen Staaten jucht das Geſetz eine Doppel: 
beiteuerung womöglich zu verhüten. Liegenſchaften und unbewegliche Rechte (wie 
Emphiteuſe, Superficies, Nießbraud an Immobilien, Servituten, NReallaften u. |. w.), 
welche außerhalb Heflen liegen, find ftenerfrei. Innerhalb des Großherzogthums 
befindliche3 unbewegliches Vermögen unterliegt der Erbichaftsitener ohne Unter— 
ihied ob der Erblaffer oder Vorgänger Heffe war oder nicht. Für das beweg— 
lihe Vermögen gelten folgende Regeln: 

A. Der Erbfaffer ift heiliicher Staat3angehöriger. Befindet fich fein beweg— 
lihes Vermögen 

I. im Inlande, fo ift es fteuerpflichtig, einerlei ob der Erbe Inländer 
oder Ausländer. Liegt das bewegliche Vermögen 

1I. im Auslande, jo wird e3 nur dann und injoweit der Steuer unter: 
worfen, als in dem anderen Staate feine oder eine geringere als die dies— 
jeitige Erbichaftöftener erhoben wird. Eine weitere Untericheidung, ob der Nachlaß 
an einen Heilen oder Nichtheilen fällt, wird nicht gemadt. 

B. Der Erblaffer ift fein heifiiher Staatsangehöriger. Befindet ſich fein 
bewegliches Bermögen 

I. im Inlande, fo ijt hier weiter zu unterjcheiden, ob es an einen Heflen 
oder an einen Nichtheilen fällt. 

a) Fällt e8 an einen Heften, jo soll es der Steuer unterliegen, der Erbe 
jedoh die im Auslande zu zahlende Steuer in Aufrechnung zu bringen 
berechtigt fein. 

b) Fällt es am eimen Nichtheflen, ſo iſt es steuerfrei, wenn der Staat, 
wohin es verabfolgt wird, oder welchen der Anfallsberechtigte angehört, 
Neciprocität beobachtet. 

11. Befindet fi) das Vermögen im Auslande, jo ilt es ftet3 fteuerfrei, gleiche 

giltig, ob es an einen Heilen oder Nichtheflen fällt. 

Die frühere Kollateralitener wurde in allen Fällen erhoben, wenn der reine 
Nahlak (abzüglich der Schulden) die Summe von 100 Gulden überftieg. Nach) 
dem neuen Gelege (Art. 6) find die Heineren Grbichaften begünftigt und alle 
Vermögensanfälle fteuerfrei, deren gelanmter Werth für eine und dieſelbe Perſon 
die Örenze von 100 Mark nicht überfteigt. Befreit von der Erbſchaftsſteuer 
ind weiter VBermögensanfälfe: 

1. an aus giltiger Che abitammende oder legitinirte Deözendenten, (deögl. 
Finder aus einer Putativehe, ſowie Brautfinder. Uneheliche Kinder ge: 
nießen Steuerfreiheit vom Nachlaß ihrer Mutter und deren Mözendenten) ; 

. an Aözendenten jedody nur bis zum Betrage ihrer geieglichen Inteftatportion ; 
3. an Gejchwifter, wenn der Erblaffer noch nicht aus der Familie des über: 
lebenden Ehegatten ausgetreten war, ſoweit der Anfall in einer Quote des 

Nachlaſſes des verftorbenen Elterntheil3 beſteht; 

4. an Ehegatten ; 

5. an Dienjtboten oder andere Perionen, welche dem Hansitande des Erb: 
lafjerd angehört haben und in demielben in einem Dienitverhältniß ge: 
itanden, bis zum Betrage von je 1000 Mark. Bei einem höheren Betrage 


to 


750 Die Erbihafts: und Schenkungsſteuer im Großherzogthum Helen. 


wird die Steuer zwar vom ganzen Betrage berechnet, aber nur ſoweit ent: 
richtet, ald fie aus dem die Summe von 1000 Mark überjteigenden Be: 
trag des Anfalles entnonmten werden kann. 

Weiter genießen Steuerbefreiung: Vermögensanfälle an den Großherzog, den 
Staat und dad Reich, ſowie Vermächtniſſe und Stiftungen, welche zu mild» 
thätigen Zweden innerhalb des Neiches Verwendung finden. Hierunter verjteht 
das Gele ſolche Vermächtniſſe u. ſ. w., welche zum Vortheil von Bedürftigen 
direft oder indireft verwendet werden. 

Die Skala der einzelnen Erbihaftsfteuerfäge bewegt ſich in Preußen von 1 
zu 2, 4 und 8SpGt., in Sadien von 1 zu 2, 3, 4, 6 und 8 pGt., in Bayern 
von 4 zu 6 und 8 pGt., in Würtemberg von 2 zu 3, 4, 6 und 8 pCt. An 
dieje Abftufung schließt ſich das heſſiſche Gejeg im Wefentlihen an, indem es 
die Steuer je nad) dem näheren oder entfernteren Grade der VBerwanbdtichaft inner: 
halb einer Abitufung von 4 pCt. bis zu 8 pCt. verichieden feitiegt. Nad Art. 7 
beträgt die Steuer vorbehaltlich der oben erwähnten Befreiungen: 

1. 4 Piennige von je 1 Mark, wenn der Anfall gelangt an: 

a) Eltern; 

b) vollbürtige Geſchwiſter; 

2. 5 Pfennige von je 1 Mark, wenn der Anfall gelangt an: 

a) Großeltern und entferntere Voreltern; 

b) halbbürtige Gejchwifter ; 

e) Kinder und deren Abkömmlinge, ſofern das Verhältnig auf Adoption, 

Arrogation oder Einkindſchaftsvertrag beruht; 

d) Neffen und Nichten; 

3. 6 Pfennige von je 1 Mark, wenn der Anfall gelangt an: 

a) Stieffinder und deren Abkömmlinge; 

b) Schwiegerfinder; 

ce) Stiefeltern, Abdoptiveltern, Schwiegereltern; 

d) Oheim, Tanten, Großneffen und Großnichten; 

4. 8 Pfennige von je 1 Mark in allen übrigen Fällen. Hierher gehören 
außer den ganz entfernten Verwandten die Fremden und die juriftiichen 
Perſonen, namentlich die Stiftungen. 


Selangt der Anfall in Folge Ausſchlagens oder Hinmwegfallend des Berech— 
tigten nach dem Ableben des Grblaflers an andere Perionen als den uriprünglich 
Berechtigten, jo wird die Steuer in demjenigen Betrag bezahlt, auf melden fie 
fih nach der allgemeinen Skala für die Perion des Erwerbers berechnet. 

Bezüglich der ftenerpflichtigen Maffe gilt: Die Erbſchaftsſteuer ift von dem: 
jenigen VBermögensbeftande zu entrichten, um welchen der Steuerpflichtige, dem 
der Anfall zufonmt, durch diefen reicher wird (die Bereicherung muß durch den 
Anfall ftattfinden),. Der ftenerpflichtigen Maſſe find daher alle zugehörigen aus: 
jtehenden Forderungen, auch die, welche der Erwerber jelbit fchuldet oder melde 
ihm erit mit den Anfall erlaffen werden, hinzuzurechnen. In Abzug kommen alle 
Schulden und Laſten, welche mit oder wegen der Mafle übernommen werden. 
Hierzu gehören bei Erbſchaften auch die rüdftändigen Koften der legten Krankheit 
und des Begräbniſſes des Erblaſſers, alle Koſten der Nachlaßregulirung und der 
im Intereffe der Maſſe nöthigen Prozeſſe, nicht aber der Betrag der Erbicdafts- 
ftener ſelbſt und die Koſten der zwiichen Grbinterefienten in deren beionderem 
Intereſſe geführten Nechtsitreitigkeiten. Geichieht eine Zumendung zur Vergeltung 
von Yeiltungen, die erit mit dem Anfall übernommen werden (3. B. Honorirung 
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des Teitamentövollitrederd, Alimentation einer dritten Perſon 2c.), fo fommt bei 
Berehnung der Steuer der Werth diejer Leiltungen in Abzug, jofern ein Ans 
Ichlag überhaupt möglich iſt. Vermögen, weldes zur Begründung einer vom 
Erblaſſer angeordneten oder einem Erben, Vermächtnißnehmer u. ſ. mw. aufge: 
tragenen Stiftung gewidmet ilt, wird nad) dem Satze von 8 Piennigen von je 
1 Mark verjteuert, vorbehaltlich der anderweitigen Feititellung und Zurüderitattung 
der Steuer für den Fall, daß die Stiftung nicht oder nicht in der angeordneten 
MWeife zur Ausführung gelangt. Ohne Begründung einer Stiftung vom Erblafier 
oder Schenfgeber angeordnete Zuwendungen zu milden, gemeinnügigen oder öffent: 
lihen Zweden, ſowie Leiltungen, welche zu gleihen Zweden Erben u. ſ. w. 
aufgetragen find, werden hinfichtlih der Beitenerung ebenjo behandelt, als ob 
zu demielben Zmwed eine Stiftung im Betrage der Zuwendung bezw. Leiftung 
angeordnet wäre. Die auf folhe Zuwendungen entfallende Steuer wird von dem 
Belajteten, auch wenn er für fich jelbft fteuerfrei, entrichtet, und fann, wenn der Zu: 
wendende feine andere Anordnung getroffen hat, auf die Zuwendung bezw. Leiltung 
jelbft angerechnet werden. Schulden und Laften, welche nur auf einer fteuerfreien 
(3. B. Nugnießung dritter an ausländiichen Immobilien) oder fteuterpflichtigen Theile 
der Maſſe haften, fommen bei Berechnung der Steuer nur an dieſem Theile, auf 
dem fteuerfreien und dem ftenerpflichtigen Theile der Maſſe gleihmäßig haftende 
Schulden und Laiten, nad) Verhältniß derjelbeh zur Geſammtmaſſe, in Abzug. 
Prandihulden, Kaufſchillingsſchulden, Auszugsleiftungen, Reallaften und ſonſtige 
dinglich geficherte Schulden, für welche der Erblaffer zugleich perjönlich verpflichtet 
war, belaften zunächſt die betreffenden Objekte und kommen nur rüdfichtlih des _ 
durch diefe nicht gebedten Betrages bei der übrigen Mafje in Abzug. Die weiteren 
Detailvorfchriften beziehen Tih auf die Ermittelung des Werthes der ſteuer— 
pflihtigen Maſſe und find meist ben Gejegen der anderen Staaten entnommen. 
Für die Berehnung der Erbichaftsfteuer ift der gemeine Werth der fteuerpflichtigen 
Mafle in dem Zeitpunkte des Todes des Erblaſſers maßgebend, beim Vermögen 
Berichollener enticheidet der Moment der eriten Nusfolgung an die präfumtiven 
Erben; bei Fideifommifien, landwirthſchaftlichen Erbgütern und Familienſtiftungen 
ber Zeitpunkt ber Gröffnung der Nachfolge reip. des Anfalld. Forderungen 
werden nad dem Nominalbetrage, unter Hinzurechnung der Zinſen bis zum Tode 
des Grblafiers, falls fie nicht in Geld beftehen, nadı dem realen Werthe ange 
nommen. Bei unficheren und bejtrittenen Forderungen kommt nad) Vorſchlag des 
Steuerpflihtigen der muthmaßliche Werth in Rechnung, bei Werthpapieren ift der, 
Kurs enticheidend. Bei immermwährenden Nutzungen oder Leiftungen wird als 
Kapitalwertb das Fünf und Zwanzigfache ihres einjährigen Berrages, bei jolchen 
von uubeftimmter Dauer das Zwölf und einhalbfadhe angenonimen. Bei Yeib- 
renten und ähnlichen Nugungen beftimmt ſich der Kapitalwerth. nach dem zur Zeit 
des Todes des Erblaſſers erreichten Lebensalter derjenigen Perſon, mit deren 
Tod die Nutzung oder Leiftung erliicht, nach folgender Grabation: 

Lebensalter von 15 Jahren oder weniger 18:fadyer Werth der Nente od. Nußung 

jr über 15 Jahre bis zu 259. 17 „ u a z 
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Bei Nutungen oder Leiltungen auf beitimmte Dauer läßt fich der Kapital— 
werth genau mathematifch berechnen, die betr. Tabelle (Anlage A) beruht auf 
einer Multiplikation des einjährigen Werthes mit der Anzahl der Bezugsjahre 
unter Abzug des Interufuriums. Als einjähriger Nutzwerth eined Vermögens 
oder Gegenftandes gelten, wenn er nicht unzweifelhaft feititeht, 4 pGt., bei Im— 
mobilien 3 pCt. des Sapitalwerthes. 

Hängt der VBermögenserwerb von dem Gintritt einer aufichiebenden Bedingung 
oder von einem Anfangstermine ab, To bleibt bis dahin die Beiteuerung ausgelegt. 
Unter einer auflöfenden Bedingung oder einem unbeftimmten Endtermine erworbenes 
Vermögen (mit Ausnahme der Nugungen und Leiftnngen von unbeftimmter oder 
ungewiller Dauer) wird wie unbedingt erivorbenes verfteuert, jedoch bei Eintritt 
der Bedingung oder des Endtermines die Steuer bis zum Betrage der wirklichen 
Bereicherung zurüderftattet. Bei unbeitimmten Endterninen wird die Steuer aus 
dem bis zu deſſen Eintritt zu berechnenden Nugungswerth angefegt. Den Werth 
der jteuerpflichtigen Maſſe vermindernde, von einer auffchiebenden Bedingung oder 
einem Anfangstermine abhängige Laften find vorerft nicht zu berüdlichtigen ; bei 
Eintritt der Bedingung oder des Termins kann das AZupielbezahlte von der 
Steuerbehörde zurüdgefordert werden. Bei Familienfideifommiffen, landwirth— 
Ihaftlihen Erbgütern, ſowie Anfällen aus Familienftiftungen ift der Berechnung 
der Steuer der nach obiger Gradation ermittelte Werth der Nugungen oder Be: 
züge zu Grunde zu legen, der Steueranfag aber nad) dem Verwandtſchafts— 
verhältniffe zwijchen dem legten Inhaber und deſſen fteuerpflichtigen Nachfolger 
zu bemefjen. Gleiches gilt bezüglich des eritmaligen Anfalles. Wenn nad) der 
Zeit der Berechnung der Steuer das angefallene Fideikommiß-, Stiftungs- oder 
Erbgutsvermögen während Beliged des Steuerpflichtigen die deilen Verfügungs— 
rechte beichränfende Eigenſchaft auf eine nicht oneroſe Weile verliert, jo findet 
eine ncchträglice Berehnung und Erhebung der Steuer von der Subſtanz ftart, 
wobei die bereits bezahlte Steuer in Abrehnung kommt. Steht die Nugung 
des angefallenen Vermögens einem Dritten zu, jo wird der Werth nad der 
geleglichen Gradation geringer angeichlagen, ſofern nicht die Ausfegung der Wer: 
fteuerung der Subitanz bis zu deren Vereinigung mit der Nugung auf Antrag 
de3 Erwerbers erfolgt. Bei fideifommiffariihen Subititutionen ift der Yiduciar 
al Nutznießer, der Fideikommiſſar als Subftanzerbe des an Lebteren heraus 
zugebenden Vermögens zu, behandeln. Beichränft fi) das Fideikommiß auf das 
beim Tode des Fiduciard nod Vorhandene, jo hat der Fiduciar von dem vollen 
Betrage des Anfalles und der Fideikommiſſar vom herausgegebenen Vermögen, 
je nad) den Verwandtſchafts- oder ſonſtigen Werhältniffen zum unmittelbaren 
Borgänger, die Erbichaftäftener zu entrichten. 

Haben Ehegatten gemeinichaftlih (durch Ehevertrag oder letztwillige Ver— 
fügungen) Verwandte zu Erben eingejegt oder mit Zuwendungen bedadht, jo ift 
im Zmweifel anzunehmen, der Anfall rühre von den, dem Steuerpflichtigen ver— 
wandten oder am nächiten verwandten Ehegatten her, joweit deſſen Nachlaß reicht. 
Läßt fich der Betrag des Nachlafies des zuerit Verftorbenen nicht ermitteln, ſo 
wird er zum Zweck der Steuerberehnung auf die Hälfte des vorhandenen Ber: 
mögens beider Ehegatten angenommen. Bleibt nur bei einzelnen Vermögensgegen— 
ftänden zweifelhaft, welchem Chegatten fie gehörten, jo find fie zur Hälfte als 
zum Nachlaß des veritorbenen, zur anderen Hälfte zum Bermögen des über: 
lebenden Ehegatten gehörend anzujehen. 

Schon nad dem früheren Rechte war die Erbichaftsiteuer eine auf der Erb— 
ihaft haftende Laſt, jedoch ftreitig, ob fie dinglidher Natur. Das neue Geieg 
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hob dieſen Zweifel, um dem Fiskus das in S 39 der Konkursordnung begründete 
Abſonderungsrecht zu gewähren. Die Erbihaftöftener trifft den Erwerber des 
ftenerpflidtigen Anfalls; fie wird nach dem Antheil jedes einzelnen Erwerbers 
beſonders berechnet und haftet auf der ganzen Maſſe. An den dazu gehörenden 
Liegenschaften fteht dem Fiskus ein Hypothektitel zu. Auf Berlangen der 
Steuerbehörde muß für die Zahlung der Steuer noch beiondere Sicherheit beitellt 
werden, namentlich für die Beſteuerung bedingter oder ftreitiger Anfälle, ſowie 
wenn die Verpflichtung zur Steuerzahlung erft in einem fünftigen Zeitpunkt 
eintritt und eine Nachberechnung oder Nacherhebung möglich werden fann, endlich 
wenn Zahlziele oder Friiten bewilligt werden. Erben, Miterben, Erwerber eines 
Univerſalvermächtniſſes oder eines Wermächtniffes unter einem Univerſaltitel 
haften für die geſammte Steuer folidariich bis zum Betrage des aus der Erbſchaft 
Enpfangenen. Eine perfönliche Verpflichtung befteht bei geſetzlichen Vertretern der 
Erbinterefjenten, deren Bevollmächtigten, bei Teftament3vollitredern, Verlaſſenſchafts— 
fommiffären, Nachlabverwaltern und Verwaltern von Familienitiftungen, wenn 
fie trotz Kenntniß des Nüditandes vor ihrer Entrihtung oder Sicheritellung bie 
Erbichaft, einzelne Erbtheile, Vermächtniſſe Schenkungen oder Bezüge aus 
Familienſtiftungen ausantiworten. Die Steuerpflicht tritt mit dem Zeitpunkt des 
Erwerbs ein, die Steuer iſt mit Eröffnung des Steueranjages an den Pflichtigen 
fällig, erſterer vorläufig vollitredbar. 

Der zweite Abjchnitt des Gejeges behandelt die Schenfungöfteuer. Ihr 
unterliegen alle öffentlih beurfundeten (wobei Beglaubigung der Unterichriften 
genügt), nicht bis zum Ableben des Schenkers aufgeihobene Schenkungen unter 
Lebenden, deren Werth den Betrag von 1000 Mark überfteigt. Mehrere Schent: 
ungen deilelben Schenfgebers an dielelben Schenknehmer innerhalb eines Zeitraumes 
von fünf Jahren gelten ald eine Schenkung. Cine Schenkung an Cheleute 
gilt als Schenkung an eine Perfon. Desgleichen wird die Einheit der Perſon 
auf Seiten des Schenfgebers und Scenfnehmerd angenommen, wenn zwar hier 
wie dort eine Pluralität vorhanden, die Schenkung jedoch in einem Akte ober 
in derjelben Urkunde geihah. Nur eine Schenkung ift ferner vorhanden, wenn 
Gegenstände oder eine Geldfumme mehreren Berfonen gemeinſam zugewendet wird, 
wobei e3 hinfichtlich der Steuer nicht auf den Antheil jedes einzelnen Beſchenkten 
anfomnıt. Die Berechnung erfolgt vielmehr vom Gejammtbetrage und die Er— 
hebung nach den Antheilen. 

Die Schenkungsſteuer bezieht ſich nicht nur auf die rein liberatoriichen. Schenfe 
ungen, ſondern auch auf die jog. gemifchten Zuwendungen des Zivilrechtes. Remus 
neratoriiche und mit Auflagen oder Gegenleiftungen beichwerte Schenkungen unter: 
liegen ihr gleichfalls. Der Werth der gemachten Auflage oder auferlegten "bezw. 
ihon erfüllten Gegenleiftung kommt von dem zu beftenernden Werth in Abzug, 
wenn Auflage oder Gegenleiltung beitimmt bezeichnet und die Schägung in Geld 
möglich ift. Bei Leibgedings:, Leibrentens und Alimentationsverträgen kann 
eine behördliche Unterfuchung darüber angeitellt werden, ob und in mie weit das 
bingegebene Vermögen im Mißverhältniß zu den übernommenen Leiftungen 
(Renten, Alimenten u. f. mw.) fteht. Ergibt fich hierbei eine reine Bereicherung 
bon über 1000 Mark, jo wird die Steuer von dem überſteigenden Betrage be— 
zahlt. Bezüglich des Verhältniſſes zu anderen Staaten gilt das gleiche Territorial- 
prinzip wie bei der Erbichaftsitener, jedoch ift die Schenkungsſteuer von beweg— 
lihem Vermögen ftets nur, wenn der Schenker ein Hefte, zu entrichten. 

Befreit find: 

A, alle Schenkungen 
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1. an finder, Kindeskinder, Eltern, Großeltern; 
2. an Ehegatten; 
3. an den Großherzog, den Staat und das Neid); 

B. die Scenfungen an Merlobte (Verlobungd: und Hochzeitögeichente), 
fowie diejenigen Geichenfe, welche anläßlich eines Verlöbniſſes oder einer Hochzeit 
oder eines Feſttages (auch Familienfeſtes) von Verlobten, Verwandten, Ber: 
ſchwägerten oder Pathen unter fi) gemacht werden ; 

C. Beihilfen, welche zum Lebensunterhalt oder zur Ausbildung einem Be 
dürftigen (wobei nicht vollftändige Armuth des Beſchenkten vorausgejegt wird) 
als Rente, Kapital oder Naturaliuftentation gegeben werden ; 

D. Schentungen, welche zu mildthätigen Zmweden innerhalb des deutſchen 
Neiches Verwendung finden. Hierunter find folche zu verftehen, die zum Bortheil 
von Bedürftigen geichehen, ſei es daß fie diefen direft oder Anftalten vermacht 
werden, durch welche fie den Bedürftigen zufließen. 

Der Betrag der Schenfungsftener ift nach der Gradation ber Erbichaftöfteuer 
abgeituft, unbeichadet der Befreiung der Verwandten in auffteigender Linie. Zur 
Entrichtung iſt der Gefchentnehmer und wenn dieſer nicht ein Helle oder außerhalb 
des Großherzogthums fich aufhält, der Schenfgeber verpflichtet. Die Steuerpflicht 
tritt mit dem Vollzuge der Schenkung ein, bei mehreren, der Zeit nad) auseinander: 
liegenden Schenkungen mit dem Vollzuge derjenigen, durch welche ſich bie ftener: 
pflihtige Summe erfüllt, bei weiteren jolden Schenkungen mit dem Vollzuge 
einer jeden. Zahlungsfällig ift die Steuer mit Gröffnung des Steueranfages an 
den Steuerpflichtigen, Erjterer durch das Erbichaftöfteueramt vorläufig vollitredbar. 
Nüderftattung tritt ein, wenn der Nachweis erbracht wird, daß dad Schenfung®- 
objeft wegen Ungiltigfeit der Schentuug oder Widerrufes zurüdgegeben werden 
mußte. Die Grundjäge über die fteuerpflichtige Maſſe, deren Werthermittlung 
und die Zahlungspflicht find die gleichen wie bei der Erbichaftöfteuer. 

Die Art. 40 u. fgd. des Gefetes enthalten, in Verbindung mii der Aus: 
führungdverordnung vom 27, März 1885 und einer Inftruftion vom 28. März 
deflelben Jahres, die genaue Anleitung für die in Erbſchafts- und Schenkungs— 
jteuerjadhen thätigen Behörden und die deflarationspflichtigen Sntereffenten. Zur 
Verwaltung des Steuerweſens ift eine, dem Finanzminifterium, Abtheilung für 
Steuerwejen, unterjtehende bejondere Behörde, da3 Erbihaftsfteueramt, ind 
Leben gerufen worden, weldes in der Lage, von allen Vorgängen, mit melden 
die Pliht zur Steuerzahlung eintritt, Nachricht zu erhalten. Das wichtigite 
Mittel, die Steuerfälle zu erfahren, beiteht in der Selbjtdeflarationspflicht der 
jtenerpflichtigen und für die Steuer haftenden Perſonen. Jeder Steueranfall ift 
binnen vier Wochen nach erlangter Kenntniß ſchriftlich beim Erbſchaftsſteueramt 
anzuzeigen. Bis zur Glaubhaftnahme des Gegentheild vermuthet das Geſetz, 
daß jpäteftens am 30. Tage nad dem Anfall der zur Anzeige Verpflichtete (wenn 
er fih in Europa aufhält) Kenntniß dom Anfalle erlangt hat. Das Erbſchafts— 
ſteueramt bejcheinigt auf Verlangen die Anmeldung. Theilnehmer an einer Erbſchaft 
oder Schenkung und zu Bezügen aus einer yamilienftiftung Berufene werden von 
der Anmeldung befreit, wenn die ihnen zufommenden Anfälle von anderen Anzeige: 
pflichtigen oder einem Meitberechtigten rechtzeitig angemeldet find. Bei der Steuer 
von Erbichaften, Vermächtnifien, Schenkungen von Todes wegen, bei allen in Folge 
des Todes einer Perjon eintretenden Erwerbungen, proviloriich ausgeliefertem Ber: 
mögen Verfchollener dient nach Art. 43 das gerichtliche oder notarielle Inventar 
als Anzeige, wenn ſich die Betheiligten binnen Zwei Monaten nad) Ablauf ber 
Anmeldefrift darauf berufen. Verſchieden von der Anzeigepflicht ift die in Art. 44 
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vorgeichriebene Vorlage eines Verzeichniffes mit Deklaration, welche als Zuſat 
zu jener Verpflihtung unerläßlih war. So weit es fih um bie Erbichaftsfteuer 
handelt, namentlich deßhalb, weil fie in denjenigen Fällen, wo der betr, Sterbfall fich 
im Auslande zutrug, möglicherweife der einzige Weg iſt, auf welchem das Steuer: 
amt zur Kenntniß deifelben gelangt, jodann weil diefe Behörde durch die ihr 
von dem betr. Standesamte (ſ. unten) zufommende Nachricht, jofern die Inteſtat— 
erbfolge eintritt, noch gar nicht die Perſon des Erben fennen lernt, die Fälle 
der Teitamentserbfolge aber, in denen das Geriht von Amtswegen dad Teita: 
ment mittheilt (j. unten), verhältnigmäßig ſelten find. Endlich weil aud die 
Fülle der Fideitommißerbfolge, der anfallenden Bezüge aus Yamilienftiftungen 
u. ſ. w. einer befonderen Anzeige bedürfen. So weit es ſich aber um bie Schent: 
ungsiteuer handelt, bildet die Anzeige des Anfalls, ſofern die öffentliche Beur— 
fundung der Schenfung nur durch Beglaubigung der Unterfchriften geſchah, über: 
haupt die einzige, dem Steueramte von der Errichtung der Schenkung zufommende 
Nahridt. Demgemäß beftimmt das Gejeg in Art. 44: 

Wird von diefer Befugniß des Art. 43 fein Gebrauch gemacht, oder handelt es 
fih um die Erbichaftöftener von anderen als den in Art. 1 Poſ. 1 und 2 erwähnten 
Anfällen, oder um Schenfungäftener, fo muß dem zuftändigen Erbichaftöfteneramte 
innerhalb der nämlichen Frift ein vollftändiges und richtiges, zugleich die erforder: 
lihen Werthangaben enthaltendes Verzeihnig — Inventarium — über die ge: 
fammte Maſſe und alle derſelben zuzurechnenden und davon in Abzug zu bringenden 
Gegenſtände oder Aniprüche vorgelegt werden. Hiermit ift eine jchriftliche De— 
klaration über alle, die Feitiegung der Steuer bedingenden Verhältniſſe zu ver: 
binden und einzureichen. 

Eine Verlängerung der Frift ift, wenn bejondere Gründe dafür vorliegen, 
namentlid aber wenn der Berufene den Anfall noch nicht erworben hat, zu be: 
willigen. 

Hinfihtlih der Einrihtung des Verzeichniſſes und der Deklaration find 
die von dem Minifterium der Finanzen zu erlaflenden näheren VBorichriften zu 
beobachten. 

Bei ſolchen Anfällen, an welchen kein ſteuerpflichtiger Erbe theilnimmt, 
ſondern bei welchen nur ſteuerpflichtige Vermächtniſſe, Schenkungen von Geld— 
ſummen oder einzelnen Gegenſtänden u. ſ. w. vorkommen, kann das Verzeichniß 
und die Deklaration auf die den ſteuerpflichtigen Anfall betreffenden Gegenſtände 
und Verhältniſſe beſchränkt werden. 

Die Verpflichtung zur Vorlegung des Verzeichniſſes und der Deklaration 
liegt ob: 

a) bei Erbſchaften in Bezug auf alle, den Nachlaß betreffenden ſteuer— 
pflichtigen Anfälle dem Teſtamentsvollſtrecker oder dem Nachlaßverwalter 
oder Berlaffenihaftstommiffär und, wenn ſolche nicht vorhanden, den 
Erben ohne Unterſchied, ob fie jelbit von den ihnen zufommenden Anz 
fällen Erbichaftsftener zu entrichten haben oder nicht. Andere Theil: 
nehmer (Bermächtnißnehmer u. ſ. w.) find in Betreff des ihmen zu: 
fonımenden Anfalles zur Vorlegung des PVerzeichniffes und der Defla: 
ration nur nach Aufforderung des Erbichaftsiteneramts innerhalb der 
ihnen anzuberaumenden Friſt verpflichtet; 
bei Schenkungen dem Scyenfgeber in denjenigen Fällen, in welden er 
ftenerpflichtig ift (Art. 36 erſter Abſatz); 

e) bei anderen ſteuerpflichtigen Anfällen jedem Steuerpflichtigen hinſichtlich 
des ihm zufommenden Anfalles. 


b 


— 
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Die gleihe BVerpflihtung liegt auch Bevollmächtigten und Bertretern der 
erwähnten Perſonen ob. 

Jeder Betheiligte ift, zur Erledigung der Erinnerungen des Erbichaftsiteuer: 
amtes bezw. Verlaſſenſchaftsgerichtes, verpflichtet, über alle maßgebenden Ber: 
hältniffe Auskunft zu geben, Urkunden vorzulegen und weitere Beweismittel bei- 
zubringen. Ungehorſame und Säumige trifft eine Ordnungsftrafe bis zu 50 Marf, 
auch fann die Erledigung auf ihre Koſten verfügt und vorgenommen werden. 
Bei Bevormundeten, unter väterlicher Gewalt ftehenden Perfouen und Korpora— 
tionen liegt jene Verpflihtung den Vertretern ob. Das Erbſchaftsſteueramt 
fann die Werthangaben durh Sachverſtändige prüfen und berichtigen laſſen. 
Daneben beiteht die in den meisten Staaten angeführte eidesftattliche Verſicherung, 
deren Gebrauch jedoch beichränkt und mit Kautelen verjehen iſt. Nach Art. 47 it 
hiernad) dad Erbichaftsiteneramt befugt, beim Mangel anderer Beweismittel und 
nad) vorheriger Einholung der Zuftimmung der Abtheilung des Großherzoglichen 
Minifteriumd der Finanzen für Steuerweien den Pflichtigen eine mündliche oder 
ichriftlihe, von ihm zu formulirende Verſicherung an Eidesſtatt über die 
Richtigkeit und Vollftändigfeit des vorgelegten Verzeichniſſes nebſt Deklaration, 
beziehungsweife des gerichtlihen Inventares oder einzelner Theile davon, ſowie 
der angefordert geweſenen ferneren Angaben, jofern eine jolche Verfiherung nicht 
bereit3 bei dem Berlaflenichaftsgerichte ftattgefunden, abzunehmen oder von einer 
deßhalb reauirirten Gerichtöbehörde oder Erbichaftsfteuerbehörde abnehmen zu Lafjen. 

Damit das Erbichaftsiteueramt in die Lage gelegt ift, über den richtigen 
Gingang der Deklarationen und Inventarien eine SKontrole zu führen, beiteht 
weiter eine Anzeigepflicht einzelner bei Sterbfällen und Erbſchaftsſachen thätigen 
Behörden. Zunächſt haben die Standesbeamten dem Grbichaftsitenerante von 
jedem Todesfall joforiige Mittheilung zu machen. Dieje Verpflichtung regelt 
die Inftruftion näher dahin, daß dieje Anzeigen monatlich in den eriten zehn 
Tagen durch Aufftellung und Einſendung einer Lifte der Sterbfälle deö vorher: 
gehenden Monates erfolgen. Nur wenn nach Anficht des Standesbeamten Gefahr 
auf dem Verzuge fteht (3. B. bei ausländiichen oder abwejenden Erben u. j. w.) 
iſt jofortige Anzeige zu erftatten, der Sterbfall aber gleichwohl in der allgemeinen 
Sterbfallälifte unter Hinweis auf die erfolgte vorläufige Anzeige zu wahren. 

Die gleiche Anzeigepflicht liegt den Zivilgerichten in Anjehung jeder Ber: 
ichollenheitserflärung , Verabfolgung von Vermögen Abwejender an die Präſumtiv— 
erben, jeder Beurkundung der Errichtung eines Fideikommiſſes oder landwirth— 
ſchaftlichen Erbgutes ob. Ingleichen find die Gerichte, Notare (in Rheinheſſen), 
Ortögerichte (in den rechtörheiniichen zwei Provinzen als Hilföbehörden der Amts— 
gerichte) bei Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und die Bürgermeiitereien 
verpflichtet, von Amtswegen dem Grbichaftsfteueramte die eröffneten Tejtamente, 
Urkunden und Akten über Schenkungen, auf Verlangen die Urkunden über Fidei— 
kommiſſe, Erbgüter und Stiftungen vorzulegen. Das Erbichaftöfteneramt unter= 
zieht die Sterbfallsliften einer jofortigen Prüfung, ſorgt nad) Erforderniß für 
deren Bervollitändigung, für Ordnung und Aufbewahrung nad einer beitimmten 
Neihenfolge.. Alle fih aus diejen Liſten und dem vor den Gerichten, Notaren, 
Ortögerihten und Bürgermeiftereien vorgelegten Materiale ergebenden ſteuer— 
pflichtigen Anfälle werden in die Erbichaftsjteuertabelle unter fortlaufender Nummer 
eingetragen, lettere in der zugehörigen Sterbfallälifte vorgemerkt. Für die ſteuer— 
pflihtigen Schenkungen unter Lebenden beiteht eine Schenfungsfteuertabelle. Zur 
Erinnerung und Grleichterung der Anmeldungen geht den nad den Sterbfalle- 
liften in Betracht kommenden Anmeldepflichtigen eine geeignete Belehrung zu. 
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Sit über einen Nachlaß ein gerichtliche (notarielled) Inventar aufgenommen 
oder bevoritehend auf welches fih die Erbintereflenten innerhalb der zweimonat— 
lichen Frift berufen haben (Art. 40), jo reauirirt das Erbſchaftsſteueramt das 
zuftändige Nachlaßgericht um Mittheilung des Inventard zum Zwecke der Steuer: 
feitiegung. In allen anderen Fällen haben die Betheiligten ein Privatinventar 
und eine ſchriftliche Deklaration über alle die Feitiegung der Steuer bedingenden 
Verhältniſſe nach einem gegebenen Formulare und den Detailvorichriften der 
Inſtruktion einzureichen. 

Hat das Grbichaftöiteneramt auf Grund dieſes Verfahrens die Steuer 
berechnet, jo erläßt e3 den fog. Feititellungsbeichluß, welcher den Betrag der 
jteuerpflichtigen Mafle, die einzelnen Anfälle, die perfönlichen auf die Steuer 
Einfluß übenden Verhältniffe, die Beträge der von den einzelnen Steuerpflichtigen 
zu entrichtenden Stener angibt, und zugleich die Anweilung zur Entrichtung der 
Steuer enthält. Die Auseinanderjegung der Erben unter jich darf die Steuer: 
erhebung (iofern nicht Friſt gewährt) nicht aufhalten. Mit dem Feſtſtellungs— 
beſchluſſe find gleichzeitig die Einträge in die Erbichaftöftenertabelle zu vollziehen. 

Während früher die Steuerbehörde, ſobald die Erbinterefienten ihre Steuer: 
pflicht oder den angeforderten Steuerbetrag beftritten, diefen Streit durch Erhebung 
einer Klage bei den ordentlichen Gerichten enticheiden laſſen mußten, enthält das 
neite Gejeß die tiefgreifende Menderung, daß gegen den Steueranjat des Erbſchafts— 
fteneramtes nur eine Reklamation an das Finanzminiiterium, Abtheilung für 
Steuerweſen, gegen deflen Enticheidung der Rekurs an den Verwaltungögerichtshof 
zuläffig ift. Hier findet das gejeglich geregelte befondere Verfahren der Adminiftrativ- 
juſtiz ſtatt. Im Preußen ift der Nehtöweg nicht audgeichloflen, jedoch nur in 
der Weile, daß die Beitreibung der Steuer durch die Steuerbehörde nicht gehemmt 
wird, jo daß alfo die Pflichtigen zur Klage genöthigt find und dieſe regelmäßig 
nur auf Rüdzahlung des Steuerbetrages richten können. 

Neklamation und Rekurs haben feine aufichtebende Wirkung, wenn das 
Gegentheil nicht im einzelnen Falle ausdrüdlich angeordnet wird. Die Beitreibung 
der Steuer und etwaiger Koſten und Strafen erfolgt durch das Erbichaftäfteuer: 
amt im Wege der Grefution nach der allgemeinen Steuererefutionsordnung. In 
Beziehung auf die den Nentämtern und Diftrikt3einnehmereien (Stellen zur Ber: 
einnehmung der ftaatlichen Steuern und Abgaben) als Hilföbehörden des Erbichafts- 
fteueramtes übertragene Erhebung und Beitreibung der Erbſchafts- und Schenkungs— 
ſteuer enthält die Inftruftion folgende Grundläge: das Crbichaftsiteueramt über: 
weilt die feitgeitellten und alsbald zahlbaren Steuerbeträge der Steuerfontrole 
zur Kontrolirung und Erhebung durch die Lokalitelen. Die Steuerfontrole be= 
laftet die Nentämter mit den für deren Bezirk überwielenen Steuerbeträgen, 
legtere Behörden theilen die Verzeichniffe derielben als Ginnahmebeleg an die 
Diftriftseinnehmerei mit, welche alsbald nah Empfang den Pflichtigen eine 
der Ueberweiſung entiprehende Anforderung zuftellen laſſen. Die nicht fofort 
zahlbaren, erit nach Eintritt gewiſſer Bedingungen oder Termine fälligen Beträge 
ind erit dann zur Cinnahme zu überweifen, wenn deren Fälligkeit und Voll— 
jtredbarfeit mit Eröffnung des Steuerjaßes eingetreten it. Bon Inhibirungen 
auf Grund einer Reklamation oder Nekursverfolgung wird das beir. Rentamt 
durch das Erbichaftöfteneramt benachrichtigt, desgleichen von etwaigen abjchlägigen 
Entſcheidungen, wenn auf erhobene Reklamation oder erfolgten Rekurs eine In— 
bibirung verfügt war.') 


6, Pjaffl. c. Nr. 21 der Zeitichrift. 


Ser a ar 


158 Die Erbſchafts- und Schenkungsſteuer im Großherzogthum Heſſen. 


Bei den Strafbeſtimmungen hält ſich das Geſetz noch ſtrenger als bei den 
übrigen Materien an die Geſetzgebung der anderen deutſchen Staaten und macht 
einen weſentlichen Unterſchied zwiſchen abſichtlicher Steuerhinterziehung und ſolchen 
Verfehlungen, welche nur auf Nachläßigkeit des Pflichtigen beruhen. 

Art. 53 zählt alle nach dem Geſetze möglichen Fälle von Gefährdung und 
Hinterziehung der Steuer auf. Sein Wortlaut beitimmt: der Hinterziehung der 
Erbichaftöftener, bezicehungsweile der Schenfungsiteuer macht ſich ſchuldig: 

a) wer abfichtlich die rechtzeitige Anmeldung eines fteuerpflichtigen Anfalls, 

zu welcher er verbunden war, unterläßt; 

b) wer ablihtlih die geſetzliche Verpflihtung zur Worlegung des Ber: 
zeihniffes und beziehungsweiſe der Deklaration (Art. 44) innerhalb der 
vorgejchriebenen, vefp. verlängerten Frift nicht erfüllt ; 

e) wer über Thatlachen, welche die Steuerpflichtigfeit, die Höhe des Steuer 
ſatzes oder des Steuerbetrages beitimmen, willentlih unrichtige Ans 
gaben madt; 

d) wer zu einem Anfalle gehörige Gegenftände oder Ausſtände wiſſentlich 
zu gering angibt. 

Die Hinterziehung der Steuer wird mit einer dem vierfachen Betrage der 
hinterzogenen Steuer gleihfommenden Gelditrafe bejtraft. Diele Gelditrafe wird, 
wenn in den Füllen unter ce bis e von dem Pflichtigen die Angaben auf erforderte 
eidesftattliche WVerficherung berichtigt oder ergänzt werden, zur Hälfte herabgelegt. 

Kann der Betrag der Steuer nicht ermittelt werden, fo tritt eine Gelditrafe 
von einhundert bis fünftanfend Mark ein. 

63 genügt hierbei die Feſtſtellung, daß über Thatjachen, welche die Grb- 
ſchaftsſteuerbehörden zur Ermittelung des Steuerfages bezw. Steuerbetrages für 
erheblid) erachtet, willentlich unrichtige Angaben gemacht werden. Giner beionderen 
Feſtſtellung, daß dem Pflichtigen auc die Erheblichkeit jener Thatiachen für Die 
Steuerberechnung befannt war, bedarf e3 nicht. 

Wurden die in Artikel 53 sub a bis e erwähnten Anmeldungen, Vorlagen 
und Angaben nicht abfichtlich unterlaffen oder unrichtig oder unvollitändig gemacht, 
oder wurden biejelben, auc wenn fie abfichtlich geichehen waren, noch vor der 
Zahlungsanforderung oder vor der Vornahme einer jteneramtlich angeordneten 
Schätzung oder fonftigen Ermittelung von dem Pflichtigen nachgebracdht, berichtigt 
oder vervollitändigt, To tritt nur eine Ordnungsſtrafe bis zu einhundert 
Marf ein (Art 54). 

Eine Ordnungsftrafe ift weiter nad Art. 55 auf Verweigerung der eidesitatt- 
lichen Verfiherungen gelegt (beim erften Weigerungsfalle bis 100 Marf, beim ziwveiten 
Gelditrafe von 100--5000 Mark). Eine Berwandlung der Gelditrafen im Unver— 
mögensfalle in Freiheitsftrafen findet nach preußiſchem und ſächſiſchen Vorbilde 
nicht Statt, dagegen erfolgt unabhängig von der Strafe die Ginziehung der 
Steuer. Bezüglich der Verhängung jener Strafen ift die Kompetenz der ordent— 
lihen Gerichte anerfannt, jedoch ſteht es den Stontravenienten frei, die Kontra: 
ventionen auf adminiftrativem Wege erledigen zu laffen. Nach der Inftruftion 
werden die Dinterziehungsftrafen (inkluſ. der ermäßigten Strafen des Art. 53 
und der Ordnungsſtrafen des Art. 54 und 55) den Pflichtigen mit der Eröffnung 
angefordert, dab ihnen die Erledigung im administrativen Wege freiitehe. Gleich: 
zeitig Tendet das Erbſchaftsſteueramt Abſchrift der Straffeitiegung und Benach— 
rihtigung mit beigefügtem Formulare für die eventuelle Grledigung im adminiſtra— 
tiven Weg an die nah dem Wohnort des Schuldners kompetente Diftriktsein- 
nehmerei. Im Falle der Erledigung wird das Formular entiprechend ausgefüllt, 
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die erfolgte Zahlung darin vermerkt und der Steuerfontrole zugeftellt. Anderenfalls 
geht der Strafantrag an die ordentlichen Gerichte (Amtägerihte). Die erfannten 
Gelditrafen und Koſten werden wie die Steuer jelbit beigetrieben. Bezüglich der 
Steuerverjährung unterfcheidet das Geſetz, ob die Steuer bereit feitgelegt war 
oder nicht und Ächließt fi den Beitimmungen in den NReichögelegen über den 
MWechielitempel vom 10. Juli 1869 (8 17), über die Zölle vom 16, Auguft 1869 
($ 164) und über Neich3ftenipelabgaben vom 1. Juli 1887 ($ 24) an. 

Die Erbihafts: und Schenkungsftener — mit Ausnahme der bereit3 feſt— 
geitellten und zur Erhebung überwielenen Beträge — verjährt in zehn Jahren 
nah Ablauf des Steuerjahres, in welchem der ſteuerpflichtige Anfall erworben 
oder die legte amtliche, auf die Ermittelung der Steuer gerichtete Handlung vor— 
genommen: ilt. 

Die feftgeftellte und zur Erhebung überwiejene Steuerforderung verjährt in 
fünf Jahren nad) Ablauf desjenigen Steuerjahres, in welches der lebte Tag der 
geieglichen Zahlungszeit oder der Stundungsfrift fällt, beziehungsweije in welchen 
die legte, auf die Beitreibung des Rückſtandes gerichtete amtliche Handlung vor: 
genommen ift. 

Die Verjährung fichergeftellter Steuerforderungen fann nicht vor Ablauf 
desjenigen Jahres, in welchem die Sicherheit erloichen ift, beginnen. 

Das Geſetz fieht auch ein Neht auf Rückerſatz der gezahlten Steuer vor 
und zwar aus Gründen, welche nach (3. B. Berluft des Anfall3 in Folge einer 
Refolutivbedingung oder eines Nechtäftreites) und vor der Zahlung vorhanden 
waren (3. B. Befreiung oder Herabjegung auf Neklamation, Steueranjag durd) 
irrige faktiſche Unterftellungen). Art. 60 beftimmt hierüber: Aniprüce auf Rück— 
erfag bezahlter Erbſchafts- oder Schenkungsitener erlöihen nah fünf Jahren. 
Der Lauf der Verjährungsfriit beginnt mit dem Tage der Zahlung, wenn aber 
der Grund der Zurüdforderung erft fpäter eingetreten ift, mit demjenigen Tag, 
an welchem die Verbindlichkeit zur Steuerrüdzahlung entitanden iſt. Die Ver: 
jährung wird durd das Anbringen der Nüdforderung bei der Abtheilung des 
Minifteriums der Finanzen für Steuerwejen unterbrochen und iſt über dies An 
bringen auf Verlangen die geeignete Beicheinigung zu ertheilen. 

Die Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen gegen das Gejeg verjährt in 
drei Jahren, die Strafvpollitrefung in fünf Jahren. Die Verjährungen werben 
durch jede zur Verfolgung des Vergehens oder zur Strafbeitreibung vorgenommene 
amtlihe Handlung unterbrochen (Art. 61). 
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Anlage A. 


Tabelle 


über den gegenwärtigen Kapitalwerth einer Kente oder Uuhung im Werthe 
von 1 Mark auf cine beflimmte Anzahl von Fahren behufs Berechnung der 
davon zu entrihtenden Erbfchaftsfieuer. 





Kapital⸗ 
werth 


Kapital⸗ Kapital⸗ 
— werd Bemerkungen 


Anzahl 
der Jahre 


“alas 











1 1 | 00,0 | 22 | 15 | 02,9 | 43 | 21 | 18,6 | 64 | 23 | 88,7 Riennigbeträge der 
2] 1962| 23 | 15 | 45,1 | 44 | 21 | 37,1 | 65 | 23 | 96,9 | Rente oder des Nut: 
3 2 | 88,6 | 24 | 15 | 85,7 | #45 | 21 | 54,9 | 66 | 24 | 04,7 | ungswerthes werben 
al 3|775| 25 | ı6 | 24,7 | a6 | 21 | 72,0 | 67 | 24 | 12,2 | für 1 Mark gerechnet. 
5| #4 | 6301| 26 | ı6 | 622 | 47 | 2ı | 88,5 | 68 | 24 | 19,4 

6] 5/4511 a7 | ı6 | 98,3 | a8 | 22 | 04,3 | 69 | 24 | 26,4 

zi 6 | 242128 | ı7 ! 33,0 | 49 | 22 | 19,5 | vo | 24 | 33,0 

8| 7 | 002 | 28 | ı7 | 66,8 | 50 | 22 | 34,2 | rı | 24 | 395 

| 7 | 73,31 80 | ı7 | 984 | 5ı | 22 | a82 | v2 | 24 | 45,6 

10 | 8 | 43,5 | 3ı | 18 | 29,0 | 52 | 22 | 61,8 | 73 | 24 | 51,6 

11 | 9 | ı1ı | s2 | ı8 | 58,9 | 53 | 22 | 74,8 | 74 | 24 | 57,3 

ı2 | 9 | 76,0 | 83 | ı8 | 87,4 | 54 | 22 | 87,8 | 75 | 24 | 623,8 

18 | 10 | 838,5 | 34 | ı9 | 14,8 | 55 | 22 | 99,3 | 76 | 24 | 68,0 

14 | 10 | 98,6 | 35 | ıs | 411 | 56 | 28 | 109 | 7 | 24 | 781 

15 [ ıı | 56,8 | 56 | 19 | 66,5 | 57 | 23 | 220 | 7s | 24 | 78,0 

16 | ı2 | 11,8 | 37 | 19 | 90,8 | 58 | 28 ! 32,7 | 7o | 24 | 82,7 

ı7 | ı2 | 65,2 | 88 | 20 | 14,8 | 59 | 23 | 43,0 | so | 24 | 87.2 

18 | ı3 | 16,6 | 39 | 20 | 36,8 | eo | 23 | 52,8 | sı | 24 | 915 

19 | 18 | 65,9 | 40 | 20 | 58,5 | sı | 23 | 62,4 | 82 | 24 | 95,7 
20 | 14 | 13,4 | 41 | 20 | 70,3 | 62 | 28 | 15 | 83 | 24 | 99,7 
2ı | ı4 | 59,0 | 42 | 20 | ss,3 | es | 23 | 80,3 | s4 | 25 | 00,0 


N und 
| meh | 
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J. 
(Ueberſetzung.) 


Ciſſabonner Zuſatabkommen zum Vertrage vom 1. Juni 1878, abgeſchloſſen 
zwiſchen Deutſchland, den Vereinigten Staaten von Amerika, der Argentiniſchen 
Republik, Vefterreih-Ungarn, Belgien, Bolivien, Brafilien, Bulgarien, Chile, 
den Bereinigten Staaten von Columbien, der Republik Cofa-NRica, Dänemark 
und den Däniſchen Kolonien, der Vepublik San Domingo, Egypten, Ecuador, 
Spanien und den Spanifhen Kolonien, Srankreih und den Franzöſiſchen 
Kolonien, Großbritannien und den verfchiedenen Englifhen Kolonien, Canada, 
Britifh-Indien, Griechenland, Guatemala, der Republik Haiti, dem Königreid) 
Hawaii, der Republik Honduras, Italien, Japan, der Wepublik Liberia, 
furemburg, Meriko, Montenegro, Wiraragua, Paraguay, Hiederland und den 
Niederländifhen Kolonien, Peru, Perfien, Portugal und den Portugiefifchen 
Rolonien, Rumänien, Rußland, Salvador, Serbien, dem Königreich Siam, 
Schweden und Norwegen, der Schweiz, der Zürkei, Uruguay und den Ber- 
einigten Staaten von Venezuela. Bom 21. März 1885. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten der Regierungen der vorftehend bezeich- 
neten Länder, welche in Gemäßheit des Artifeld 19 des am 1. Juni 1878 in 
Paris abgejchlofienen Vertrages in Lijfabon zu einem Kongreß zufammengetreten 
find, haben im gemeinfamen Einverftändniß und unter Vorbehalt der Ratififation 
das nachſtehende Zujagabfommen vereinbart. 


Artifel 1. 
Der Vertrag vom 1. Juni 1878 wird wie folgt abgeändert: 


I. 

Artikel 2 erhält folgende Faſſung: 

Art. 2. Die Beltimmungen dieſes Vertrages erjtreden fih auf Briefe, 
einfache Poſtkarten und Poſtkarten mit bezahlter Antwort, Drudiachen jeder Art, 
Geichäftspapiere und Waarenproben, welche aus einem der Wereinsländer her: 
rühren und nad einem anderen gerichtet find. Auch finden dieſe Beitimmungen 
hinfichtlih der Beförderung innerhalb des Vereinsgebietes in gleicher Weiſe 
Anwendung auf den Poſtaustauſch der vorbezeichneten Gegenjtände zwijchen 
Vereinsländern und fremden, dem Vereine nicht angehörigen Ländern, fofern bei 
diefem Austanjche das Gebiet von mindelten® zweien der vertragichließenden 
Theile berührt wird. 

Die vertragichließenden Länder find nicht gehalten, Poſtkarten mit bezahlter' 
Antwort auszugeben, aber fie übernehmen die Verpflichtung, die aus anderen 
BVereinsländern eingegangenen Antwortfarten zurüdzufenden. 


ll. 


Artifel 4 wird wie folgt abgeändert: 
Der 8. Abjag wird durch nachitehende Beltimmung eriegt : 
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2. daß überall, wo die See-Tranfitgebühren gegenwärtig auf 5 Franken für 
jedes Kilogramm Briefe oder Postkarten und auf 50 Gentimen für jedes 
Kilogramm anderer Gegenftände feitgelegt find, dieſe Vergütungsiäge bei— 
behalten werden. 

Der 13. Abſatz wird wie folgt abgeändert: 

Die Abrehnung über diefe Gebühren erfolgt auf Grund von Nachweiſungen, 
weldhe alle drei Jahre während eines Zeitraumes von 28 Tagen aufgeftellt 
werben, der durch die im nachfolgenden Artifel 14 vorgeſehene Ausführungss 
Uebereinkunft zu beftimmen- ift. 

Der 14. Abjag wird durch folgende Beitimmung eriegt: 

Korreipondenz, welche die Boitverwaltungen unter fih austauschen, ferner 
nah dem Uriprungslande zurüdgelandte Antwort-Poſtkarten, nachgelandte oder 
unrichtig geleitete Gegenstände, unanbringliche Sendungen, Rückſcheine, Boit- 
anweifungen oder Ginzahlungsicheine über Pojtanweilungen und alle anderen 
poftdienitlichen Schriftitüde find von Land: und See-Tranfitgebühren befreit. 


IT. 


Artikel 5 wird wie folgt abgeändert : 

Der 3. Abjag lautet fünftig; 

2. bei Poitfarten 10 Gentimen für jede einfache Starte oder für jeden Der 
beiden Theile der Karte mit bezahlter Antivort. 

Der zweite Sat des 7. Abjages, welcher mit den Worten „Als Ueber— 

gangsmaßregel kann“ beginnt, wird geitrichen. 

Der 14. Abſatz lautet künftig: 

4. Sendungen mit Geichäftspapieren oder Drudiahen jeder Art, deren 
Gewicht 2 Kilogramm überfteigt, oder welche an einer der Seiten eine 
Ausdehnung von mehr ald 45 Gentimeter haben. 


IV. 


Zwiichen Artikel 5 und 6 wird ein nener Artikel mit folgender Faſſung 
eingeichaltet: 

Art. 5b. Der Abjender einer Briefiendung kann dieſelbe zurüdnehmen 
oder ihre Aufichrift abändern laflen, jo lange die Sendung dem Gmpfänger uod 
nicht ausgehändigt tft. 

Das hierauf bezügliche Verlangen wird entweder brieflich oder telegraphiſch 
auf Koſten des Abienders übermittelt. Letzterer hat dafür zu entrichten: 

1. wenn die Webermittlung brieflich erfolgt, die Tare für einen einfachen 

Einichreibbrief ; 
2. wenn bie llebermittlung auf telegraphiihem Wege geſchieht, die Tare des 
Telegrammes nad) dem gewöhnlichen Tarif. 

Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Artikels find. für diejenigen Länder 
- nicht verbindlich, deren Geſetzgebung dem Abſender nicht geitattet, über eine 
Sendung während der Beförderung derjelben zu verfügen. 


V. 


Die fünf letzten Abſätze des Artikels 6, von den Worten „Geht eine Ein— 
ſchreibſendung verloren“ ab, werben geſtrichen; hinter demſelben Artikel wird 
folgender neue Artikel hinzugefügt: 
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Art. 6b. Geht eine Einjchreibiendung verloren, jo hat der Abjender, oder 
auf deilen Verlangen der Empfänger, den Fall höherer Gewalt ausgenommen, 
Anipruc auf eine Entihädigung von 50 Franken. 

Die BVerpflihtung zur Zahlung des Griagbetrages liegt derjenigen Ber: 
waltung ob, welcher die Aufgabe-Pojtanitalt angehört. Diejer Verwaltung bleibt 
überlafjen, ihren Anipruch gegen die verantwortliche Verwaltung, das heißt gegen 
diejenige, in deren Gebiet oder in deren Betrieb der Verluft ftattgefunden hat, 
geltend zu machen. 

Bis zum Nachweile des Gegentheild Liegt die Verantwortlichkeit derjenigen 
Verwaltung ob, welche den Gegenstand unbeanitandet übernommen hat und weder 
defien Aushändigung an den Empfänger, noch, eintretendenfalls, die vorjchrifts- 
mäßige Weiterfendung an die folgende Verwaltung nachweiſen fann. 

Die Zahlung des Griagbetrages durch die Verwaltung des Aufgabegebietes 
ſoll jo bald als möglich und jpäteftens innerhalb eines Jahres, vom Tage der 
Nachfrage ab gerechnet, ftattfinden. Die verantwortlihe Verwaltung ift ver: 
pflichtet, der Verwaltung des Aufgabegebietes den von derjelben gezahlten Erjag- 
betrag ohne Verzug zu eritatten. 

Man ift darüber einverltanden, daß der Anipruh auf Entihädigung nur 
zuläflig ift, wenn bderjelbe innerhalb eines Jahres, vom Tage der Aufgabe der 
Einjchreibjendung an gerechnet, erhoben wird; nach Ablauf diefes Zeitraumes 
fteht dem Abſender ein Anfpruch auf irgend eine Entfhädigung nicht zu. 

Wenn der Verluft auf der Beförderungsftrede zwiichen den Auswechſelungs— 
Poſtanſtalten zweier angrenzender Länder ftattgefunden hat, ohme daß feitgeitellt 
werden kann, auf welchem der beiden Gebiete die gejchehen ift, jo wird der 
Schaden von den betreffenden beiden Verwaltungen zu gleichen Theilen getragen. 

Die Erjagverbindlichfeit der PVoftverwaltungen für Ginfchreibjendungen hört 
auf, jobald der Gmpfangsberechtigte Quittung ertheilt und die Sendung über: 
nommen hat. 

Als Webergangsmaßregel ift denjenigen Verwaltungen der außereuropäijchen 
Länder, deren Geſetzgebung gegenwärtig dem Grundjage der Gemährleiftung 
entgegeniteht, geitattet, die Anwendung der vorhergehenden Beitimmung jo lange 
auszujegen, bis diejelben von ihrer gejeßgebenden Gewalt die Ermächtigung zur 
Annahme diefes Grundiages erhalten haben. Bis zu diefem Zeitpunkte find die 
anderen Bereinöverwaltungen zur Zahlung einer Gntihädigung für Die auf 
ihrem Gebiete verloren gegangenen Ginichreibjendungen nad) oder aus den 
betreffenden Ländern nicht verbunden. 


VI. 


Zwiſchen Artifel 9 und 10 wird ein neuer Artikel mit folgendem Wort: 
laut eingejchaltet: 

Art. 9b. Brieffendungen jeder Art werden auf Verlangen des Abienders 
dem Empfänger jogleih nad der Ankunft durch beionderen Boten zugeftellt in 
denjenigen Vereinsländern, welche einmwilligen, fich in ihrem gegemjeitigen Verkehr 
mit dieſem Dienitzweige zu befallen. 

Dieje Sendungen, welde „Eiljendungen* genannt werden, unterliegen einer 
beionderen Beitellgebühr, welche auf 30 Gentimen feitgeiegt ift und vom Ab— 
fender, neben dem gewöhnlichen Porto, zum vollen Betrage im Voraus entrichtet 
werden muß. Diele Gebühr verbleibt der Verwaltung des Aufgabegebietes. 

At der Gegenftand nach einem Orte ohne Poſtanſtalt gerichtet, jo kann die 
Voftverwaltung des Beltimmungsgebietes eine Ergänzungsgebühr bis zur Höhe 


——— 
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desjenigen Betrages erheben, den ſie in ihrem inneren Verkehr für die Eil— 
beſtellung feſtgeſetzt hat, unter Anrechnung der vom Abſender entrichteten Gebühr 
oder des entſprechenden Betrages in der Währung des die Ergänzungsgebühr 
erhebenden Landes. 

Eilſendungen, welche nicht zum vollen Betrage der im Voraus zu ent— 
richtenden Taxen frankirt ſind, werden auf dem gewöhnlichen Wege beſtellt. 


VII. 


Artikel 10 erhält folgende Faſſung: 

Art. 10. Für die Nachſendung von Poſtſendungen innerhalb des Vereins— 
gebietes wird ein Nachſchußporto nicht erhoben. 

Bei unbeſtellbar gebliebenen Sendungen tritt eine Erſtattung der den 
betheiligten Verwaltungen für die erſtmalige Beförderung dieſer Sendungen zu— 
kommenden Tranſitgebühren nicht ein. 


VIII. 


Die drei erſten Abſätze des Artikels 11 werden geſtrichen und durch nach— 

ſtehende Beſtimmungen erſetzt: 

Folgende Gegenſtände dürfen mit der Briefpoſt nicht verſandt werden: 

1. Briefe oder Packete, welche Geldſtücke enthalten; 

2. irgend welche Sendungen, die zollpflichtige Gegenſtände enthalten; 

3. Gold» oder Silberſachen, Edelſteine, Schmuckſachen und andere koſtbare 
Gegenstände, aber nur in dem alle, daß dad Hineinlegen ſolcher Gegen- 
ftände in Briefiendungen oder ihre Beförderung mit der Briefpoft durd) 
die Gejeßgebung der betreffenden Länder verboten iſt. 


IX. 

Artikel 13 wird wie folgt abgeändert: 

Art. 13. Der Austauſch von Briefen mit Werthangabe, von Bolt: 
anweifungen, von Poftpadeten und von Poftaufträgen, die Einführung von 
Ausweisbüchern u. ſ. mw. bilden den Gegenitand beionderer Vereinbarungen 
zwifchen den verjchiedenen Ländern oder Ländergruppen ded Vereins. 


X 


Der Schluß des legten Abſatzes des NArtifeld 14 von den Worten ab 
„wegen Ginführung des . . .“ wird mit Ausnahme der Worte „unter fih Ber: 
einbarungen zu treffen“ geftrichen, jo daß der Abſatz fünftig lautet : 

Den betheiligten Verwaltungen ift jedoch geftattet, wegen Feſtſetzung ermäßigter 
Taren für den Verkehr im Grenzbezirfe von 30 Kilometer unter fi Verein: 
barıngen zu treffen. 

XI. 


Der 1. Abſatz des Artikels 15 erhält folgende Faffung : 

Der gegenwärtige Vertrag berührt in feiner Weile die innere Gefeggebung 
der Länder in Allen, was durch die in dieſem Bertrage enthaltenen Beltim: 
mungen nicht vorgejehen worden ift. 


XII. 
Artikel 17 wird wie folgt abgeändert: 


Art. 17. Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen zwei oder mehreren Mit— 
gliedern des Vereins über die Auslegung des gegenwärtigen Vertrages oder 
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binfichtlih der Verantwortlichkeit einer Verwaltung im Falle des Verluſtes einer 
Sinichreibjendung jollen durd ein Schied3gericht ausgetragen werben, zu welchem 
jede der beiheiligten Verwaltungen ein anderes, bei der Angelegenheit nicht 
unmittelbar betheiligtes Vereinsmitglied wählt. 

Dad Sciedögericht enticheidet nah einfaher Stimmenmehrheit. 

Bei Stimmengleihheit wählen die Theilnehmer des Schiedsgericht zur 
Entiheidung der ftreitigen Frage eine andere, bei ber Angelegenheit gleichfalls 
unbetheiligte Verwaltung. 

Die Beitimmungen dieſes Artikels finden aud Anwendung auf alle Weberein- 
fommen, welde in Gemäßheit des durd Artikel 1 Ziffer IX des gegenwärtigen 
Zuſatzabkommens abgeänderten Artifel® 13 des Vertrages vom 1. Juni 1878 
abgeſchloſſen find. 


XIII. 


Der 2. und 3. Abſatz des Artikels 20 lauten künftig: 

1. Einſtimmigkeit, wenn es ſich um Abänderung der Beſtimmungen in dem 
gegenwärtigen Artikel und in den vorhergehenden Artikeln 2, 3, 4, 5, 
5b, 6, 6b, 9 und 9b handelt; 

2. zwei Drittel der Stimmen, wenn es fih um die Abänderung anderer 
Bertragdbeftimmungen handelt, als derjenigen ber Artikel 2, 3, 4, 5, 
5b, 6, 6b, 9, 9b und 20. 


Artitel 2. 


1. Da3 gegenwärtige Zuſatzabkommen wird am 1. April 1886 in Straft 
treten und gleihe Dauer haben wie der am 1. Juni 1878 zu Paris abge: 
ſchloſſene Vertrag. 

2. Dasjelbe joll jo bald als möglich ratifizirt werden. Die Auswechlelung 
der Ratififationsellrfunden joll zu Liſſabon ftattfinden. 

Zu Urfund deifen haben die Bevollmächtigten der oben bezeichneten Länder 
da3 gegenwärtige Zuſatzabkommen unterzeichnet zu Liffabon, den einundzwanzigs 
ften März Eintaufend ahthundertundfünfundacdtzig. 


(Folgen die Unterjichriften.) 


(Ueberſetzung.) 
ſ5chlußprotokoll. 


Im Begriff, zur Unterzeichnung der durch den Liſſabonner Weltpoſtkongreß 
vereinbarten Abkommen zu ſchreiten, ſind die unterzeichneten Bevollmächtigten 
über Folgendes übereingekommen: 


J. 


Peru, Salvador, Serbien und der Türkei, welche dem Verein angehören, 
auf dem Kongreß aber nicht vertreten ſind, ſoll das Protokoll offen gehalten 
werden, um den daſelbſt abgeſchloſſenen Abkommen oder auch nur einem oder 
dem anderen derſelben beizutreten. Das Gleiche iſt der Fall für die Republik 
Coſta-Rica, deren Vertreter der Sitzung, in welcher dieſe Abkommen werden unter— 
zeichnet werden, nicht beiwohnt. 
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II. 


Die Britiichen Kolonien in Australien und die Britifchen Kolonien Kapland 
und Natal jollen dieien Abkommen oder einem oder dem anderen derjelben beitreten 
fönnen, und es wird ihnen zu dieſem Zwed das Protokoll offen gehalten. 


11. 


Das Protokoll wird zu Gunften der Länder, deren Vertreter heute nur den 
Hauptvertrag oder nur eine gewifle Zahl der durd den Stongrek vereinbarten 
Abkommen unterzeichnet haben, offen gehalten, damit fie auch den übrigen heute 
unterzeichneten Abkommen oder einem oder dem anderen derjelben beitreten fünnen. 


IV. 


Die in den vorftehenden Artiteln I, II und III vorgejehenen Beitritts- 
erflärungen müſſen durch die betreffenden Regierungen in diplomatiicher Form bei 
der Portugiefiichen Regierung angemeldet werden. Die Frift, welche ihnen für 
diefe Anmeldung bewilligt wird, läuft mit dem 1. Februar 1886 ab. 


V. 


Für die Vertreter der Länder, welche bis jetzt dem einen oder anderen der 
nachſtehend aufgeführten Abkommen, nämlich: 
Vertrag vom 1. Juni 1878; 
Uebereinkommen vom 1. Juni 1878, betreffend den Austauſch von 
Briefen mit Werthangabe ; 
Vebereinfommen vom 4. Juni 1878, betreffend den Austauſch von Poft- 
anmweilungen; 
Vebereinfunft vom 3. November 1880, betreffend den Austauſch von 
Poſtpacketen ohne Werthangabe, 
nicht beigetreten find, aber an den diefe Abkommen abändernden und ergänzenden 
Zuſatzabkommen theilgenommen haben, ſchließt ihre Unterzeichnung des einen oder 
des anderen biefer Zuſatzabkommen, unter Vorbehalt der Ratifitation, den Beitritt 
ihres Landes zu dem betreffenden Vertrage oder Uebereinkommen, und zwar vom 
Tage des Inkrafttretens des Zufagablommens ab, in fid. 


VI. 


Für den Fall, daß einer oder mehrere der Theile, welche an den heute zu 
Liſſabon unterzeichneten Abkommen betheiligt find, das eine oder andere dieſer 
Abkommen nicht ratifiziren follten, bleiben dieje legteren nichtöbeftoweniger für 
die Staaten, welche diejelben ratifizirt haben, verbindlich. 

Zu Urkund deſſen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten das gegen: 
mwärtige Sclußprotofoll aufgenommen, welches dieſelbe Kraft und dieſelbe 
Siltigfeit haben foll, als wenn jeine Beitimmungen in den Tert der betreffenden 
Abkommen ſelbſt aufgenommen worden wären, und fie haben dieſes Schlußprotofoll 
in einem Gremplar unterzeichnet, welches in dem Archiv der Portugieſiſchen 
Regierung niedergelegt und jedem Theile in Abjchrift zugeftellt werden wird. 


Liffabon, den einundzwanzigiten März Eintauſend achthundertfünfundachtäig. 
(Folgen die Unterjchriften.) 
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II. 
(Heberiegung.) 


Liffabonner Aufababkommen zum Webereinkommen, betreffend den Austaufd) 

von Briefen mit Werthangabe, abgefchloffen zwifchen Deutfchland, Oeſterreich- 

Ungarn, Belgien, Bulgarien, Dänemark, den Dänifcen Kolonien, der Republik 

San Domingo, Egypten, Spanien, Frankreich, den Sranzöfifhen Kolonien, 

3talien, furemburg, Wiederland, Portugal, den Portugiefifhen Kolonien, 

Uumänien, Rußland, Schweden und Worwegen, der Schweiz und Venezuela. 
Vom 21. Mär 1885. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten der Negierungen der oben aufgeführten 
Länder, welche in Gemäßheit des Artifel3 16 des am 1. Juni 1878 in Paris 
abgeichlofienen Uebereinkommens, betreffend den Austausch von Briefen mit Werth: 
angabe, in Liffabon zu einem Kongreß zufanmengetreten find, haben im gemein: 
famen Ginverftändniß und unter Vorbehalt der Ratififation folgendes Zuſatz— 
abkommen abgejchlofien: 


Artikel 1. 


Das Webereintommen vom 1. Juni 1878, betreffend den Austaufh von 
Briefen mit Werthangabe, wird wie folgt abgeändert: 


I. 


Artikel 1 wird dahin abgeändert, daß im 2. Abfag an Stelle von „5000 
Franken“ „10000 Franken“ gefegt wird. 


II. 


Artikel 6 wird durch machltehende, den 2. Abjat desielben bildende Beſtim— 
mung ergänzt: 

Im Falle einer derartigen betrügeriihen Angabe verliert der Abiender jedes 
Recht auf Schadenerjag, unbejchadet der etiva durch die Geleggebung des Urfprungs: 
lande® vorgejehenen geridhtlihen Verfolgung. 


IL. 


Artikel 8 wird wie folgt abgeändert: 
Der 2. Abſatz des eriten Paragraphen erhält nachſtehende Faſſung: 

Indeß wird im Falle eines theilweilen Verluftes oder einer theilweijen 
Beraubung, welche den angegebenen Werthbetrag nicht erreichen, nur ber 
Betrag des Verluſtes erſetzt. 

* Der Schlußſatz des 5. Abſatzes desſelben Paragraphen hat künftig folgenden 
ortlaut: 

Die verantwortliche Verwaltung iſt verpflichtet, der Verwaltung des 
Anfgabegebietes den von derſelben gezahlten Griagbetrag ohne Verzug 
mittelſt Wechſels oder Poſtanweiſung zu erftatten. 

Der Paragraph 2 erhält folgende Faſſung: 

Diejenige Verwaltung, für deren Rechnung die Grjagleiftung für ab— 
handen gefommene Werthbeträge erfolgt, tritt in alle Rechte des Eigen— 
thümers ei. 

Die Worte „und die Sendung übernommen“ am Schluß des Para— 
graphen 4 werden geitrichen. 


— 
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IV. 


Der 2. Abſatz des Artikels 13 wird wie folgt abgeändert: 

1. Einſtimmigkeit, wenn es ſich um Abänderung der Beſtimmungen des 
gegenwärtigen Artikels und der vorſtehenden Artikel 1, 2, 3, 4 und 8 
handelt; 


Artikel 2. 


1. Das gegenwärtige Zufagablommen wird am 1. April 1886 in Kraft treten. 

2. Dasjelbe ſoll jobald ald möglich ratifizirt werden. Die Nuswechjelung 
der Ratififationsslirfunden ſoll zu Liffabon ftattfinden. 

Zu Urkund deifen haben die Bevollmächtigten der oben bezeichneten Länder 
das gegenwärtige Zufagabfommen unterzeichnet zu Liffabon, den einundzwanzigiten 
März Eintaufend ahthundertfünfundadhtzig. 


(Folgen die Unterjchriften.) 


III. 
(Ueberjegung.) 


Kifabonner Iufagabkommen zum Hebereinkommen, betreffend den Austaufd 
von Poftanweifungen, abgefhloffen zwifhen Deutfcland, der Argentinifchen 
Republik, VeRerreih-Ungarn, Belgien, Brafilien, Bulgarien, Chile, Dänemark, 
den Bänifden Antillen, der Republik San Domingo, Egypten, Frankreich, 
den Sranzöfifchen Kolonien, Italien, Japan, der Republik Liberia, Kuremburg, 
Niederland, Perfien, Portugal, den Portugiefifhen Kolonien, Rumänien, 
Schweden und Horwegen, der Schweiz, Uruguay und Venezuela. 
Vom 21. März 1885. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten der Negierungen der oben bezeichneten 
Länder, welche in Gemäßheit der Artikel 13 und 19 deö am 1. Juni 1878 in 
Paris abgeſchloſſenen Vertrages in Liffabon zu einem Kongreß zufammengetreten 
find, haben im gemeinfamen Einverftändniß und unter Vorbehalt der Ratififation 
folgendes Zujagabtommen abgeichlofien : 


Artikel 1. 


Das lebereinfommen vom 4. Juni 1878, betreffend den Austaufh von 
Poſtanweiſungen, erleidet folgende Abänderungen : 


I. 


Zwiſchen den Paragraphen 3 und 4 des Artifel3 3 wird folgende neue Be: 
ſtimmung eingeichaltet: 
3b. Der Abjender einer Poftanweifung kann über die erfolgte Auszahlung 
berjelben einen Schein (Auszahlungsichein) erhalten gegen eine im Voraus zu 
entrichtende, der Verwaltung des Uriprungslandes ungetheilt zufließende Gebühr in 
— der in dieſem Lande für Rückſcheine zu Einſchreibſendungen erhobenen 
ebühr. 





| 
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II. 


Zwiſchen Artikel 3 und 4 wird folgender neue Artikel eingeſchoben: 


Art. 3b. 1. Die Poftanweifungen können telegraphiich übermwielen werden 
im Berfehr zwiichen denjenigen Poftverwaltungen, welche übereinfommen, dieje 
Uebermittelungsart zu benugen; fie werden in ſolchem Falle telegraphiiche Poſt— 
anweifungen genannt. 

2. Der Aufgeber einer telegraphiihen Poftanweilung hat zu entrichten: 

1. die gewöhnliche Boftanweifungsgebühr ; 
2. die Gebühr für dad Telegramm. 

3. Die telegraphiichen Poftanweifungen können, in gleicher Weife und 
unter denjelben Bebingungen wie die gewöhnlichen Telegramme, als dringende 
oder als verglichene bezeichnet und dem Empfänger durch Eilboten oder durch 
die Poſt zugeführt werden. Auch das Verlangen einer Cmpfangsanzeige ift 
zugelaſſen. 

4. Die telegraphiſchen Poſtanweiſungen werden keinen anderen Gebühren 
unterworfen als denjenigen, welche im gegenwärtigen Artikel vorgeſehen ſind 
oder deren Erhebung nach den internationalen Telegraphenordnungen zuläſſig iſt. 


III. 


Im 1. Paragraphen des Artikels 4 werden die Worte „in klingender Münze“ 
durch die Worte „in Goldgeld“ erſetzt. 


IV. 
Artikel 6 erhält folgende Faſſung: 
Die Feitiegungen des gegenwärtigen Uebereinkommens beichränten nicht 
die Befugniß der vertragihließenden Theile, beiondere Abkommen unter fich be: 
ftehen zu laffen und nen zu treffen, fowie engere Vereine aufreht zu erhalten 


oder neu zu gründen, zur weiteren Grleichterung des internationalen Poſt— 
anweiſungs-Verfahrens. 


V. 


Der 2. und 3. Abſatz des Artikels 10 werden wie folgt abgeändert: 

1. Einſtimmigkeit, wenn es ſich um Abänderung der Artikel 1, 2, 3, 3b, 4, 
10 und 11 deö gegenwärtigen Webereinfommtens handelt; 

2. zwei Drittel der Stimmen, wenn es fi um die Abänderung anderer 
Beitimmungen als derjenigen der Artikel 1, 2, 3, 3b, 4, 10 und 11 
handelt. 


Artikel 2. 


1. Das gegenwärtige Zufagabfommen wird am 1. April 1886 in Kraft treten. 

2. Dasjelbe fol jobald als möglich ratifizirt werden. Die Auswechlelung 
der Ratifikations-Urkunden fol zu Liffabon ftattfinden. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten der oben bezeichneten Länder 
das gegenwärtige Uebereinfommen unterzeichnet zu Liſſabon, den einundzwanzigften 
März Eintaufend ahthundertfünfundactzig. 


(Folgen die Unterichriften.) 
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IV. | 
(Ueberjeßung.) | 


filabonner Bufaabkommen zur Webereinkunft vom 3. Wovember 1880, be- 
treffend den Austaufhd von Boflpadieten ohne Werthangabe, abgeſchloſſen 
zwifchen Deutfchland, der Argentinifchen Republik, Deferreih-Ungarn, Belgien, 
Brafilien, Bulgarien, Chile, Dänemark, den Dänifhen Antillen, der Republik 
"San Domingo, Egypten, Spanien, Srankreih, den Sranzöfifchen Kolonien, 
Griechenland, Italien, Luremburg, Montenegro, Paraguay, Niederland, Perfien, 
Portugal, den Portugiefifchen Kolonien, Rumänien, Serbien, Schweden umd 
Norwegen, der Schweiz, der Türkei, Uruguay und Venezuela. 
Vom 21. Mär; 1885. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten der Negierungen der oben bezeichneten 
Länder, welche in Gemäßheit des Artikels 16 der am 3. November 1880 ab: 
geichloffenen Uebereinkunft, betreffend den Austaufh von Poſtpacketen ohne Werth: 
angabe, in Liſſabon zu einem Kongreß zujanmengetreten find, haben im gemein: 
famen Ginverftändnig und unter Vorbehalt der Natififation das nachitehende 
Zuſatzabkommen abgeichloffen: 


Artikel 1. 


Die Webereinfunft vom 3. November 1880, betreffend den Austauſch von 
Poſtpacketen ohne Werthangabe, wird wie folgt abgeändert: 


I: 


Artikel 1 wird aufgehoben und dur folgende Beſtimmungen erſetzt: 

Art. 1. 1. Padete mit oder ohne Werthangabe bis zum Gewichte von 
5 Stilogramm können unter der Bezeichnung „Poſtpackete“ aus einem der vor: 
bezeichneten Länder nad einem anderen dieſer Länder abgefandt werden. Auf 
dieje Padete fünnen Nahnahmen bis zum Betrage von 500 Franken entnommen 
werden, 

Jedem Lande fteht jedoch frei, nach feinem Ermejjen 

a) das Gewicht der in feinem Verkehr zuläffigen Padete auf 3 Kilogramm 

zu beichränfen ; 

b) fich mit der Beförderung von Padeten mit Werthangabe oder mit Nach— 

nahme, jowie von fperrigen Padeten nicht zu befaflen. 

Jedes Land ſetzt für jein Gebiet den Meiftbetrag der Werthangabe feſt, 
welcher indeß in feinem Falle unter 500 Franken hinabgehen darf. 

Im Verkehr zwiichen zwei oder mehreren Ländern, welche Meiltbeträge von 
verfchiedener Höhe angenommen haben, muß die niebrigfte Grenze gegemjeitig 
eingehalten werben. 

2. Die Ausführungs-Beitimmungen enthalten die ſonſtigen Bedingungen, 
unter welchen die Padete zur Beförderung zugelafien werden, und bezeichnen 
namentlich näher, welche Padete als fperrig zu betrachten find. 


11. 
Die nachfolgenden Beitimmungen werden dem Artikel 3 als Paragraphen 3 
und 4 angefügt: 


3. Für fperrige Packete werden die durch die vorjtehenden Paragraphen 1 
und 2 feitgejegten VBergütungsiäße um 50 dom Hundert erhöht. 
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4. Außer den Tranfitgebühren hat die Verwaltung des Aufgabegebietes für 
Padete mit angegebenen Werth an jede derjenigen Verwaltungen, welche bei ber 
Land: oder See-Tranfitbeförderung verantwortlich betheiligt ind, eine Verſicherungs— 
gebühr in Höhe der für Briefe mit angegebenem Werth feitgefeßten Verficherungs- 
gebühr zu entrichten. 


II. 


a. Die nachfolgenden Beitimmungen werden dem Artikel 5 als Paragraphen 2, 
3 und 4 angefügt: 

2. Die jperrigen Packete unterliegen einer Zufchlagtare von 50 vom Hundert, 
welche nöthigenfall® auf eine durch 5 Gentimen theilbare Summe abgerundet wird. 

3. Bei Padeten mit Werthangabe tritt eine Verficherungsgebühr ‚in Höhe 
der für Briefe mit Werthangabe erhobenen Verficherungsgebühr Hinzu. 

4. Vom Abfender eines mit Nachnahme belafteten Padets wird eine beſondere 
Gebühr erhoben, welde 2 vom Hundert des Nachnahmebetrages nicht über: 
fteigen darf. 

Die Verwaltung de3 Uriprungslandes hat das Necht, einen Mindeftiag von 
20 Gentimen zu erheben und Bruchtheile auf volle 5 Gentimen abzurunden. 

Die Nachnahmegebühr wird zwiichen der Verwaltung des Aufgabelandes und 
derjenigen de3 Beitimmungslandes halbicheidlich getheilt. 


b. Die Paragraphen 2 und 3 desfelben Artikels werden geftrichen und 
durch die nachftehenden Paragraphen 5 und 6 erſetzt: 

5. Als Uebergangsmaßregel ſteht jedem der vertragichließenden Länder die 
Befugniß zu, für die bei feinen Anjtalten zur Ginlieferung gelangenden oder 
dafelbit anfommenden Bojtpadete eine Zufchlagtare von 25 Gentimen für jedes 
Padet zu erheben. | 

Ausnahmsweiſe wird Diele Zuichlagtare für die Argentinifche Republik, 
Drafilien, Chile, Paraguay, Berfien, Schweden und Venezuela auf 75 Gens» 
timen erhöht. 

6. Für die Beförderung zwiichen dem Feſtlande von Frankreich einerjeits, 
und Algerien und Korſika andererieit3 kommt ebenfalld3 eine Zufclagtare von 
25 Gentimen für jedes Padet zur Erhebung. 


c. Folgende Beitimmung wird dem Artikel 5 als Paragraph 7 angefügt: 
7. Der Abjender eines Poſtpackets fann über diefe Sendung gegen eine im 
Voraus zu entrichtende Gebühr von höchiten® 25 Gentimen einen Rückſchein 
erhalten. Dieje Gebühr fließt ungetheilt der Verwaltung des Iriprungslandes zu. 


IV. 


Artikel 6 wird geitrichen und durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 

Art. 6. Die abiendende Verwaltung vergütet für jedes Padet: 

a) an die Verwaltung des Beitimmungsdgebietes 50 Gentimen, eintretenden 
fall3 unter Dinzurechnung der in den Paragraphen 2, 5 und 6 des 
vorhergehenden Artikel 5 vorgetehenen Zuichlagtaren, der Hälfte der im 
Paragraphen 4 diejes Artikels vorgejehenen Nachnahmegebühr und einer 
Gebühr von 5 Gentimen für jede 200 Franken oder einen Theil von 
200 Franken des angegebenen Werthbetrages ; 

b) an jede etwaige Tranfitverwaltung die im Artifel 3 feitgelegten Gebühren. 
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V. 


Artikel 9 wird wie folgt ergänzt: 

Art. 9. Für die Nachſendung von Poſtpacketen aus einem Lande nach 
einem anderen, aus Anlaß der Wohnungsveränderung der Empfänger, imgleichen 
für die Rückſendung unbeſtellbarer Poſtpackete wird ein Nachſchußporto auf Grund 
der im Artikel 5 feſtgeſetzten Taxen von den Empfängern oder, eintretendenfalls, 
von ben Abfendern eingezogen, unbejchabet der Zurücbezahlung bon entrichteten 
Zoll: und fonftigen Gebühren. 

VI. 


Artikel 10 wird geſtrichen und durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 

Art. 10. 1. Es iſt verboten, durch die Poſt Packete zu verſenden, in 
welchen «Briefe oder den Charakter der Korreſpondenz tragende Mittheilungen, 
oder aber ſolche Gegenftände enthalten find, deren Zulaffung durch die Zoll— 
und ſonſtigen Gejete oder Verordnungen nicht geftattet ift. Ebenſo iſt es ver- 
boten, in Poftpadeten ohne Werthangabe gemüngztes Geld, Gold- oder Silber 
waaren und andere fojtbare Gegenstände nad ſolchen Ländern zu verjenden, weldk 
eine Werthangabe zulaſſen. 

2. Falls eine Sendung, welche unter eines diejer Verbote fällt, von emer 
Vereinsverwaltung einer anderen Vereinsverwaltung überliefert wird, verfährt die 
legtere in der Weiſe und unter Beobachtung der Formen, welche durch ihre inner 
Geſetzgebung oder ihre inneren Verordnungen vorgejehen find. 


Vi. 


Die Paragraphen 1 und 2 des Nrtifeld 11 werden durd folgende Be 
ftimmungen erießt : 

1. Wenn ein Boftpadet verloren geht, beraubt oder beſchädigt wird, fo bat, 
den Fall höherer Gewalt ausgenommen, der Abfender, und in Grmangelung oder 
auf Verlangen desjelben der Empfänger Anſpruch auf einen dem wirklichen 
Betrage des Verluftes oder der Beihädigung entiprechenden Erjag, ohne daß diet 
Entihädigung indeß bei gewöhnlichen Padeten 25 Franken und bei Packeten mit 
angegebenem Werth dieſen Werthbetrag überfteigen darf. Für diejenigen Ber: 
waltungen jedoch, welche die Gewichtögrenze von 3 Kilogramm angenommen 
haben, darf der Erfatbetrag für Padete ohne Werthangabe 15 Franken nit 
überfteigen. 

Der Abiender eines in Verluſt gerathenen Padet3 hat außerdem Anſpruch 
auf Erſtattung der Beförderungsgebühren. 

2. Die Verpflichtung zur, Zahlung des Erſatzbetrages liegt derjenigen Ber: 
waltung ob, welcher die Aufgabe-Anftalt angehört. Diefer Verwaltung bleibt 
überlaffen, ihren Anspruch gegen die verantwortliche Verwaltung, das heißt gegen 
diejenige, in deren Gebiet oder in deren Betrieb der Verluft, die Beraubung oder 
die Beihädigung ftattgefunden hat, geltend zu machen. 


VII. 


Zwiſchen Artikel 11 und 12 werben folgende Beitimmungen als Artikel 11b 
und 116 eingeichaltet: 

Art. 11b. Dede betrügeriiche Angabe eines höheren ala des wirklichen 
Werths des Padetinhalts ift verboten. Im Falle einer derartigen betrügeriichen 
Angabe verliert der Abiender jedes Recht auf Schadenerfag, unbeichadet der etwa 
durch die Gefeßgebung des Urſprungslandes vorgejehenen gerichtlichen Verfolgung. 


Zufagablommen vom 21. März 1885, 775 


Art, 11e. Jede Verwaltung kann, unter außergewöhnlichen Verhältniffen, 
welche geeignet find, eine derartige Maßnahme zu rechtfertigen, den Austauſch, von 
Boftpadeten vorübergehend ganz oder theilweile einitellen, unter der Bedingung 
daß bie betheiligte Verwaltung oder die betheiligten Verwaltungen davon unver: 
züglich, nöthigenfall3 auf telegraphiihem Wege, in Kenntniß gelegt werden. 


IX. 


Im Paragraphen 2 des Artifeld 14 wird die Frift von 4 Monaten durch 
die Frilt von 6 Monaten erjegt. 


X. 


Die neuen Artifelzahlen 11b und 11e werden im Paragraphen 2 unter a 
de3 jegigen Artikels 17 zwiichen den Zahlen 11 und 16 eingeichaltet. 


Artikel 2. 


1. Dad gegenwärtige Zufagabfommen wird am 1. April 1886 zur Aus: 
führung gebradjt werden. 

2. Dasjelbe joll jo bald als möglich ratifizirt werden. Die Auswechielung 
der Ratifikations-Urkunden fol zu Liſſabon ftattfinden. 

Zu Urkund deſſen haben die betreffenden Bevollmächtigten das gegenwärtige 
Zuſatzabkommen unterzeichnet zu Liſſabon, den einundzwanzigften März Eins 
taufend ahthundertundfünfundadtzig. 


(‚Folgen die Unterichriften.) 


(Ueberjegung.) 
Schlußprotobkoll. 


Im Begriff, zur Unterzeichnung des am heutigen Tage abgeſchloſſenen 
Zuſatzabkommens wegen des Austauſches von Poſtpacketen zu ſchreiten, ſind die 
unterzeichneten Bevollmächtigten über Folgendes übereingekommen: 

Jedes Land, in welchem die Poſt ſich zur Zeit nicht mit der Beförderung 
von kleinen Packeten befaßt, und welches der obenerwähnten Uebereinkunft und 
dem Zuſatzabkommen beitritt, ſoll befugt ſein, die darin enthaltenen Feſtſetzungen 
durch die Eiſenbahn- und Schiffahrts-Unternehmungen ausführen zu laſſen. Das 
betreffende Land kann den Austauſch auf Packete von und nach ſolchen Orten 
beſchränken, auf welche der Dienſt jener Unternehmungen ſich erſtreckt. 

Die Poſtverwaltung eines ſolchen Landes hat ſich mit den Eiſenbahn- und 
Schifffahrtö- Unternehmungen zu verftändigen, um die vollftändige- Ausführung 
aller Feitiegungen der Mebereinfunft und des gegenwärtigen Zuſatzabkommens 
durch diejelben ficherzuitellen und insbejondere den Auswechſelungsdienſt an der 
Grenze einzurichten. 

Sie wird den betreffenden Unternehmungen für alle Beziehungen mit den 
Poftverwaltungen der übrigen vertragichliegenden Länder, ſowie mit dem inter: 
nationalen Bureau zur Vermittelung dienen. 

Zu Urkund deilen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten das gegen: 
wärtige Schlußprotofofl aufgenommen, welches diejelbe Kraft und dieſelbe Giltig- 
feit haben joll, als wenn die darin enthaltenen Beitimmungen in die Weberein- 
funft und in das Zujagablommen jelbit aufgenommen worden wären, und jie 
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haben dieſes Schlußprotofoll in einem Exemplar unterzeichnet, welches in dem 
Archiv der Portugiefiihen Regierung niedergelegt und jedem Theile in Abfchrift 
zugeitellt werden wird. 
Geichehen in Lillabon, den einundzwanzigiten März Eintauſend achthundert: 
undfünfundadtzig. 
(Folgen die Unterichriften.) 


V. 
(Ueberſetzung.) 


Uebereinkommen, betreffend den Poſtauftragsdienſt, geſchloſſen zwiſchen Deutſch- 

land, Leſterreich-Angarn, Belgien, Egypten, Frankreich, Italien, der Republik 

Kiberia, Luremburg, Portugal, den Portugieifchen Kolonien, Rumänien und 
der Schweiz, Vom 21. März; 1385. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten der Regierungen der voritehend ge: 
nannten Länder haben im gemeiniamen Ginverftändniß und unter Worbehalt der 
Ratifitation folgendes Uebereinkommen abgeichlofien : 


Artifel 1. 


Der Austausch der im Wege des Poftauftrages einzuziehenden Werthpapiere 
zwiſchen denjenigen der vertragichließenden Länder, welche verabreden, für die 
gegenfeitigen Beziehungen ſich mit dieſem Dienftzweige zu befaſſen, unterliegt den 
Beſtimmungen ded gegenwärtigen Webereinfommens. 


Artikel 2. 


1. Zur Einziehung find zugelaffen Quittungen, Rechnungen, Anweiſungen, 
Wechſel und überhaupt alle Handels- und jonftigen Werthpapiere, welche ohne 
Koſten zahlbar find und für jede einzelne Sendung den Betrag von 1000 Franken 
Metallgeld oder eine entiprehende Summe in der Währung eines jeden Landes 
nicht überfteigen. Die Poftverwaltungen von zwei mit einander im Verkehr 
ftehenden Ländern können im gemeinfamen Einverftändniß einen höheren Meift- 
betrag zulaffen. 

2. Die PBoitverwaltungen der vertragichließenden Länder fünnen es auch 
übernehnten, Dandelspapiere proteftiren zu laffen, und im gemeinjamen Cinver: 
ſtändniß die erforderlichen Beitimmungen über diefen Dienft treffen. 


Artifel 3. 


Der Betrag der zur Ginziehung zu bringenden MWerthpapiere muß in der 
Währung des mit der Einziehung beauftragten Landes angegeben jein. 


Artikel 4. 


1. Die Weberferdung der zur Einziehung zu bringenden Werthpapiere erfolgt 
mittelit Einschreibbriefes, den der Abiender unmittelbar an die Poitanftalt zu 
rihten hat, welche die Einziehung bewirken fol. 

2. Eine und diejelbe Sendung darf mehrere MWerthpapiere enthalten, welde 
bon einer und derielben Boitanitalt bei mehreren Zahlungöpflichtigen zu Guniten 
eines und desſelben Abienders einzuziehen find. 
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Urtifel 5. 


1. Die Tare für eine dem vorhergehenden Artifel 4 entiprechende Sendung 
iſt diejenige für einen Ginfichreibbrief von dem Gewicht diefer Sendung. Dieje 
Tare verbleibt ungetheilt der Poftverwaltung des Aufgabelandes. 

2. Ein Einlieferungsichein wird dem Betheiligten bei Aufgabe der Sendung 
unentgeltlich. ausgehändigt. 


Artikel 6. 


Theilzahlungen find nicht geitattet. Jedes Werthpapier muß zum vollen 
Betrage und auf ein Mal eingelöft werben, anderenfalls gilt dasjelbe als 
berweigert. 


Artikel. 


1. Die mit der Einziehung beauftragte Boitverwaltung erhebt von dem 
Betrage eines jeden eingelöften Werthpapierd eine Gebühr von 10 Gentimen 
oder den entiprechenden Betrag in der Währung des Beitimmungslandes. 

2. Der Ertrag diefer Einziehungsgebühr bildet feinen Gegenftand der Ab- 
rechnung zwifchen den betheiligten Verwaltungen. 


Artikel 8. 


Inſoweit in den jegt beitehenden Beziehungen bie Erhebung einer höheren 
alö der im vorhergehenden Artikel feſtgeſetzten Cinziehungsgebühr erfolgt, können 
die betheiligten Verwaltungen die zur Zeit beitehende Gebühr vorläufig beibehalten, 
vorausgelegt, dab im Verkehr zwiichen dieſen Ländern die im Artikel 5 vorges 
jehene, bei der Einlieferung zu entrichtende Taxe auf eine feite Gebühr von 
25 Gentimen bejchränft wird. 


Artifel 9. 


1. Der eingezogene Betrag wird, nad) Abzug 

a) der im Artikel 7 beziehungsmeile Artikel 8 feitgeleßten Einziehungs— 

gebühr, 

b) der gewöhnlichen Poftanmweifungsgebühr, und 

ce) eintretendenfalld der für die Werthpapiere aufgeiwendeten Stempelgebühren, 
dem Auftraggeber von der Poſtanſtalt, welche die Ginziehung bewirkt hat, durch 
Boftanweifung übermittelt. Diele Poftanweifung wird dem Auftraggeber often: 
frei überjandt. 

2. Diejenigen Werthpapiere, deren Betrag nicht hat eingezogen werden fünnen, 
werben portofrei und ohne Anrechnung irgend welcher Gebühren an die Aufgabe: 
Roftanftalt zurücdgefandt. Die mit der Einziehung beauftragte Poſtverwaltung 
ift zu feinerlei Verwahrungs-Maßregel oder zur Feititellung der Nichteinlöfung 
in irgend einer Form verpflichtet. 


Artifel 10. 


1. Die Feſtſetzungen des Uebereinkommens, betreffend den Austauſch von 
Poſtanweiſungen, finden auch auf die Boftanweilungen, mittelft deren nad Maß: 
gabe des Nrtifeld 9 die Abführung der durch die Poſt eingezogenen Werth— 
papiere erfolgt, Anwendung, foweit nicht in dem gegenwärtigen Webereinfommen 
etwas anderes beitimmit ift. 

2. Diefe Poftanweifungen find bis zu dem im erften Paragraphen des 
Artikels 2 feftgefegten Meiftbetrage zuläffig. 

Annalen bed Deutichen Reiche. 1886, 51 
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Artikel 11. 


1. Im Falle des Verluftes eines Cinfchreibbriefes, welcher zur Ginziehung zu 
bringende Werthpapiere enthält, wird dem Auftraggeber, den Fall höherer Gewalt 
ausgenommen, eine Entihädigung von 50 Franken unter den im Hauptvertrage 
feftgejegten Bedingungen gezahlt. Der im legten Abjat de Artifel® 6b dieſes 
Vertrages gemachte Vorbehalt findet jedoch auf Poltauftragsjendungen feine An: 
wendung. 

2. Im Falle des Verluſtes eingezogener Gelbbeträge ift diejenige Verwaltung, 
deren Betrieb der Verluft zur Laft zu legen ift, zur Eritattung der verloren 
gegangenen Summen zum vollen Betrage verpflichtet. 


Artikel 12. 


Die Verwaltungen übernehmen feinerlei Werantwortlichfeit für Werzöger: 
ungen in ber Beförderung der Ginjchreibbriefe mit zur Einziehung zu bringenden 
MWerthpapieren, diefer Werthpapiere felbit oder der Poftanweifungen zur lieber: 
mittelung der eingezogenen Geldbeträge. 


Artifel 13. 


Die Feſtſetzungen des gegenwärtigen Uebereinkommens beichränfen nicht bie 
Befugniß der vertragichliegenden Theile, bejondere Abkommen unter fich beitehen 
zu laſſen oder neu zu Ichließen, jowie engere Vereine aufrecht zu erhalten oder 
zu bilden, zur weiteren Grleihterung des internationalen Poſtauftragsdienſtes 


Artikel 14. 


Aucd berührt das gegenwärtige Webereinfommen in feiner Weile die innere 
Gejeggebung der vertragichließenden Länder in allem, was durch diejes Ueberein— 
fommen nicht vorgejehen ift. 


Artikel 15. 


1. Soweit nicht das gegenwärtige Hebereinfommen ausdrüdlice Beitimmung 
trifft, Toll jede Verwaltung befugt fein, die bezüglichen Beftimmungen ihres inneren 
Verkehr in Anwendung zu bringen, 

2. Es wird jedoch ausdrüdlich unterjagt, jei es im Aufgabelande oder im 
Beitimmungslande, irgend welche anderen Taren oder Gebühren zu erheben, als 
diejenigen, welche durd das gegenwärtige Webereinfommen vorgejehen find. 


Artifel 16. 


Jede Verwaltung fann unter außergewöhnlicen Berhältniffen, welche ge 
eignet find, eine derartige Maßnahme zu rechtfertigen, den Poſtauftragsdienſt 
vorübergehend ganz oder theilweile einstellen, unter der Bedingung, daß fie die 
betheiligte Verwaltung oder die betheiligten Verwaltungen davon unverzüglich, 
nöthigenfalls auf telegraphiichen Wege, in Kenntniß ſetzt. 

Artifel 17. 

1. Die Poſtverwaltungen der vertragichliegenden Länder laflen ar dem 
Auftragsdienit alle mit dem internationalen Poſtanweiſungsdienſt beauftragten 
Poſtanſtalten theilnehmen. 


2. Sie werden im gemeinfamen Ginverftändniß die Form der Einlieferung 
und der leberfendung der zur Einziehung zu bringenden Werthpapiere, ſowie 
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alle weiteren Dienſtvorſchriften feitfegen, welche erforderlich find, um die Aus: 
führung des gegenwärtigen Uebereinkommens zu fichern. 


Artikel 18. 


Denjenigen Bereinsftaaten, welche an dem gegenwärtigen Uebereinkommen 
nicht theilgenommen haben, ift der Beitritt auf ihren Antrag, und zwar in ber 
dur den Hauptvertrag für den Eintritt in den MWeltpoftverein vorgeichriebenen 
Form, geitattet. 


Artikel 19. 


1. Innerhalb der Zeit, welche ziwiichen den. im Hauptvertrage vorgefehenen 
Verſammlungen liegt, ift jede Poſtverwaltung eines der vertragichließenden Länder 
berechtigt, den übrigen dem Uebereinkommen beigetretenen Werwaltungen durch 
Vermittelung des internationalen Bureau Vorſchläge in Betreff des oft: 
auftragädienftes zu unterbreiten. Um indeß vollitrekbar zu werden, müſſen dieſe 
Vorſchläge erhalten: 


1. Einftimmigfeit, wenn es ſich um Mbänderung der Artikel 1, 2, 3, 4, 
5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 18, 19 und 20 bes 
gegenwärtigen Uebereinkommens handelt ; 
2. zwei Drittel der Stimmen, wenn e3 fih um Abänderung bes Artikels 17 
handelt; 
3, einfadhe Stimmenmehrheit, wenn es fi um Auslegung der Beitimmungen 
des gegenwärtigen Webereintommens handelt. 
2. Die giltigen Beichlüffe werden in ben beiden erjten Fällen durch eine 
diplomatifche Erklärung, im dritten Falle durch eine Benachrichtigung im Der: 
waltungswege in der im Hauptvertrage bezeichneten Form beftätigt. 


Artikel 20. 


1. Das gegenwärtige Hebereinfonmen wird am 1. April 1886 in Kraft treten. 

2. Es foll gleihe Dauer haben wie der Hauptvertrag, unbeichadet des jebem 
Lande vorbehaltenen Nechts, von dem Uebereinkommen zurüdzutreten, wenn die 
Regierung des betreffenden Landes dieſe Ablicht ein Jahr im Boraus der Ne: 
gierung der Schweizeriihen Cidgenofienihaft angezeigt hat. Während dieſes 
legten Jahres bleibt das Uebereinkommen voll und ganz in Kraft, unbeichabet 
der Abwidelung und Saldirung der Abrechnungen nah Ablauf des gedachten 
Zeitraumes. 

3. Mit dem Tage der Ausführung des gegenwärtigen Webereinfommens 
treten alle früher zwiichen den verichiedenen Regierungen oder Verwaltungen der 
vertragfchließenden Theile vereinbarten Beſtimmungen infoweit außer Kraft, als 
fie mit den Feſtſetzungen des gegenwärtigen Webereinfommens nicht im Ginklang 
jteben, unbeichadet indeß der im Artikel 13 vorbehaltenen Rechte. 

4. Das gegenwärtige Uebereinfommen joll fobald als möglich ratifizirt 
werden. Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden foll zu Liffabon ftattfinden. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten der oben genannten Länder 
das gegenwärtige llebereinfommen unterzeichnet zu Liſſabon, den einundzmwanzigiten 
März Eintauſend ahthundertfünfundachtzig. 


(Folgen die Unterjchriften.) 
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730 Weltpojtverein. 





Die voritehenden Zujatabfommen vom 21. März 1885 


a) zum Weltpoftvertrag vom 1. Juni 1878, nebft Schlußprotofoll, 
b) zum Webereinfommen vom 1. Juni 1878, betreffend den Austaufch von 
Briefen mit Werthangabe, 
c) zum Vebereinftommen vom 4. Juni 1878, betreffend den Austauſch von 
Poſtanweiſungen, 
d) zur Uebereinkunft vom 3. November 1880, betreffend den Austauſch 
von Poſtpacketen, nebſt Schlußprotokoll, 
ſowie das Uebereinkommen vom 21. März 1885, betreffend den Poſtauftrags— 
bienft, find ratifizirt worden. Die Auswechſelung der Ratififationgsllrfunden 
hat in Liffabon ftattgefunden. 








Zur Frage der Verſtantlichung der Mobiliar- 


Feuerverſicherung. 


Denkſchrift des kgl. bayer. Staatsminiſteriums des Innern, die 
Verſicherung von Mobilien gegen Feuersgefahr betreffend. 


Vorgelegt der bayeriſchen Abgeordnetenkammer am 19. November 1885.) 


—— —— 


I. 


Im Anjchluffe an die Beratung des Entwurfes des nunmehrigen Geſetzes 
vom 13. Februar 1884, die Hagelveriicherungsanftalt betreffend, wurde in der 
Kammer der Abgeordneten die Errichtung einer jtaatlich geleiteten Mobiliar: 
Brandverjicherungsanitalt angeregt umd wurde daraufhin jowohl in der Nammer 
der Neichsräthe als in der Kammer der Abgeordneten beſchloſſen: 

„an Seine Majeität den König die allerunterthänigite Bitte 
zu richten, Allerhöcitdiejelben wollen anzuordnen geruben, daß 
die Vorlage eines Geſetzentwurfes, betreffend die Errichtung einer Mobiliar- 
Brandverficherungsanitalt, von der füniglichen Staatsregierung er— 
wogen werde.“ 

Im Binblide auf die gepflogenen Verhandlungen und auf dem überein: 
jtimmenden Bejchluß der beiden Kammern des Landtages erichien es dem f. Staats- 
miniſterium des Innern, nachdem die vorwürfige Angelegenheit jeither noch 
niemals Gegenſtand einer eingehenden Würdigung geweſen it, vor Allen als 
veranlaßt, in eriter Linie die Frage nach dem Worliegen eines Bedürf- 
miſſes zur Errichtung einer jtaatlich geleiteten Mobiliar-Brandverficherungs: 
anjtaft der jorgfältigiten Prüfung zu unterjtellen; es erging deßfalls unter dem 
12. Juli 1884 Entſchließung an die f. Negierungen, Kammern des Innern, an 
die Handels- und Gewerbefammern und an das GSenerallomite des landwirth— 
jchaftlichen Vereines. 

In dieſer Mintjterialentichließung wurde zunächſt die Veranlaffung und 
Nothwendigfeit der Erhebungen in der voritehend entwidelten Weile dargelegt 
und jodann im Rückſicht auf die Würdigung der Bedürfnißfrage beigefügt: 

„Ein jolches Bedürfniß wurde in beiden Kammern von den Gegnern der 
gemachten Anregung beitritten und verneint, während die Vertreter umd Freunde 
der leßteren eine Neihe von Beobachtungen und Anichauumgen zur Begründung 
des bejahenden Standpunktes vortrugen. Hiebei handelte es ſich hauptiächlidy um 
Verhältniſſe auf dem platten Yande und wurde namentlih auf Die Höhe der 
Rrämienfäge, auf das Prücdende der Nırfnabmebedingungen und auf den Mangel 
an Eoulance in der Entihädigungsfeititellung als auf Vorkommniſſe, welche ich in 
größerem oder geringerem Maße fühlbar machten, ſowie darauf hingewiejen, daß 
fich auch die Ueberhandnahme der Fener-Unterjtütungsvereine in Altbayern zum 
Iheife aus den geichilderten Zuſtänden erkläre. Es wurde geltend gemacht, dat 
die große Mehrheit der Privatgejellichaiten Spefulationsgeiellichaften feien. Auf 
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dem platten Lande jei die Verficherung des Mobiliars fait eine Unmöglichkeit ; 
fie werde durch eigennüßige und jpefulative Bedingungen ausgejchloffen ; micht 
einmal gegen hohe und große Aufzahlungen auf gewöhnliche Prämien würden 
Berjicherungsanträge angenommen. Um hohe Zahresbeiträge zu erlangen, würden 
die Verjicherungsgegenitände auf das Höchſte eingefchäßt; vergütet werde dagegen 
jehr wenig, indem bei der Auszahlung der Entichädigungsiumme nicht der ver: 
ficherte Werth ausbezahlt werde, jondern der angeblich wahre Werth der verficherten 
Gegenitände zur Zeit des Brandes. Der Verficherte erhalte ganz unbedeutende 
Summen, wenn er nicht in den Fangeifen formeller Bejtimmungen hängen bleibe 
und dadurch jeden Erſatzanſpruch verliere.“ Die Minijterialentichließung ſchloß 
ſodann mit nachſtehenden Weifungen beziehungsweije Aufforderungen : 


a. 


Die k. Regierungen, Kammern des |nnern, wurden angewiejen, „ſämmtliche 
Dijtriftsverwaltungsbehörden über die in ihrem Bezirke gegebenen einjchlägigen 
Berhältnifie einzuvernehmen und denjelben hiebei insbeſondere die Beantwortung 
folgender vier Fragepunkte aufzutragen: 

1. ob die von den Privatgeſellſchaften erhobenen Prämienfäße als zu hoch 
gegriffen erſcheinen und beziehungsweiſe theilweiſe als drückend empfunden werden? 

2. ob durch die Aufnahmebedingungen die Verſicherungsnahme in vielen 
Fällen unberechtigt erſchwert oder ganz unmöglich gemacht wird? 

3. ob bei den Schadensregulirungen durch rigoroſes Vorgehen ꝛc. Ueber— 
vortheilungen der Verſicherten vorkommen und hierin begründete Unzufriedenheiten 
zu konſtatiren ſind? 

4. ob hienach ein Bedürfniß zur Errichtung einer ſtaatlich geleiteten Mobiliar— 
Brandverjicherungsanitalt ſich geltend macht ?* 

Die k. Negierungen, Kammern des Innern, wurden weiterhin beauftragt, 
die von den DijtriftSverwaltungsbehörden einfommenden Berichte zu jammeln und 
mit eigener gutachtlicher Aeußerung in obigem Sinne dem f. Staatäminijterium 
des Innern vorzulegen. 


b. 


Die Handeld- und Gewerbefammern wurden aufgefordert, „ſich über die 
einfchlägigen VBerhältnifje im Negierungsbezirte eingehend zu äußern und hiebei 
im Bejonderen die (zu à angegebenen) vier Fragepunfte zu beantworten“. 


c. 


Das Generalfomite des landwirtbichaftlichen Vereines wurde aufgefordert, 
„ſämmtliche Kreis- und Bezirksfomitss zur Aeußerung über die in ihrem Vereins- 
gebiete gegebenen Berhältniffe zu veranlaffen und denjelben hiebei insbejondere 
die (oben zu a bezeichneten) vier Fragepunfte vorzulegen“. 

Das Generalfomitö wurde ferner angegangen, nad) Eintreffen der Neuerungen 
diejelben insgefammt dem E. Staatsminiſterium des Innern einzujenden und dabei 
zugleich) die eigenen Anſchauungen des Generaltomites über die Fragepunkte ein 
gehend zu entwicdeln. 

Von den 418 Gutachten find jene der Organe des landwirthſchaftlichen 
Vereines nicht in Gemäßheit der Miniiterialentihließung vom 12. Juli 1884 
erjtellt. Das Generalfomite des landwirthichaftlichen Vereines hatte nämlich ſchon 
vor dem Grlaffe diefer Minifterialentihliegung aus Anlaß eines Antrages des 
Kreisfomites von Oberfranfen die übrigen Kreisfomite3 veranlaßt, die einzelnen 
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Bezirfsfomites über die Frage, „ob diejelben die Errichtung einer auf den Grunde 
ſätzen der Freiwilligfeit und Gegenjeitigfeit beruhenden jtaatlich geleiteten Mobiliar: 
Brandverficherungsanitalt im Interejje der Landwirthe gelegen eradten“, 
einzuvernehmen und die betreffenden Gutachten unter gleichzeitiger Darlegung der 
eigenen Anſchauung dem Generalfomits mitzutheilen. Leßteres glaubte ſich daher 
auf die Borlage des in folcher Weife eingehobenen Materiales bejchränfen zu 
jollen, ohne weitere Erhebungen im Einne dev Minifterialentichließung einzuleiten. 
In Folge deſſen enthalten die Gutachten der Bezirfsfomites und der Kreisfomites 
nicht regelmäßig eine Aeußerung in Bezug auf die Frage des Bedürfnifjes; auch 
das Generalkomité jelbit hat eine jolhe Neuerung nicht abgegeben. 

Das Ergebnißder&rhebungen läßt jich mit Rückſicht Hierauf folgender- 
maßen zujammenfaflen : 

"berbayern. Bon den 6 unmittelbaren Stadtmagiftraten erklärt 1 die 
Frage auf Grund der Akten weder bejahen noch verneinen zu können; zugleich 
aber fonjtatirt derjelbe, dat Klagen über irgend einen der drei in der Minifterial: 
entjchließung angeregten Punkte nicht befannt geworden find und daß aud) die 
Stadtgemeinde jelbjt als Berfiherungsnehmerin feinerlei nachtheilige Erfahrungen 
gemacht hat; die übrigen 5 Stadtmagijtrate verneinen die Bedürfnißfrage. Won 
den 25 Bezirfsämtern jprechen ſich 14 gegen und 7 für das Vorhandenjein eines 
Bedürfnijjes aus; 4 enthalten jich" einer beſtimmten Aeußerung. 

Die k. Regierung, Kammer des Innern, forwie die Handels: und Gewerbes 
fammer bejtreiten das Gegebenjein eines Bedürfniſſes. Ebenſo wird ein ſolches 
von dem Nreisfomite des landwirtbichaftlichen Vereines nicht anerfannt und iſt 
nad; Angabe desjelben auch die Mehrzahl der landwirtbichaftlichen Bezirkskomités 
gleiher Anschauung. 

Niederbayern. 1 der 4 unmittelbaren Stadtmagiitrate bejaht die Bedürfniß— 
frage, aber auch diefer mit dem Beiſatze, daß die Erhebungen im Stadtbezirke 
eine Menderung des gegenwärtigen Zujtandes nicht für nothiwendig ericheinen 
lafjen würden. 8 Bezirksämter nehmen das Vorliegen eines Bedürfniffes an, 
12 äußern ſich im gegentheiligen Sinne. Die f. Regierung, Nammer des Ännern, 
und die Handels- und Gewerbefammer finden ein dringendes Bedürfniß nicht 
vor ; bon den Untergutacdhten, welche zwei Bezirfsgremten erjtattet haben, verneint 
das eine die Bedürfnißfrage mit Entjchiedenheit, während das andere die Bejahung 
davon abhängig macht, daß die von den PBrivatverficherungsanjtalten perhorres- 
cirten Objekte bei einer ſtaatlich geleiteten Anjtalt Ausſicht auf größere Berück— 
jihtigung finden. Die Organe des landwirthichaftlihen Vereines haben Die 
Bedürfniifrage nicht ventilirt ; doch läht die Erklärung des Kreisfomites Diejes 
Vereines feinen Zweifel darüber, daß dasjelbe ein Bedürfniß nicht für gegeben 
erachtet. 

Pfalz. Keines der 12 Bezirfsämter fonftatirt das Vorhandenjein eines 
Bedürfniſſes. Ebenſo negiren ein ſolches die f. Negierung, Kammer des Innern, 
die Handels- und Gewerbefammer, das Kreiskomité des landwirthſchaftlichen 
Vereines und 5 landwirthichaftliche Bezirtsfomites; die übrigen Urgane des 
landwirthichaftlichen Vereines behandeln nur die Nüplichkeitsfvage. 

Dberpfalz und Vegensburg. Der eine unmittelbare Stadtmagiſtrat läßt es 
dahin geitellt jein, ob die Arage des Bedürfnifies zu bejahen jei; dev andere 
verneint dieje Frage. 7 Bezirfsämter erachten ein Bedürfni nicht als vorhanden ; 
7 erklären ſich für ein jolches; 4 Tafjen die Frage unbeantwortet. Die f. Re— 
gierung, Kammer des Innern, und die Handel: und Gewerbefammer geben ein 
Bedürfnig nicht zu. Das Kreiskomité des landwirthichaftlicdden Vereines und die 
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landwirtbichaftlichen Bezirkskomites haben ſich nur mit der frage der Nüslichkeit 
befaßt; das Kreiskomité erwähnt jedoch, daß auch aus diefem weiteren Gefichts- 
punkte ih 4 landwirthichaftlihe Bezirksfomites gegen die Erridtung einer 
jtaatlich geleiteten Anſtalt erklärt haben. 

Dberfranken. 1 unmittelbarer Stadtmagijtrat bejaht die Bedürfnißfrage, 
1 verneint fie unbedingt und 1 erklärt jich primär fir Schaffung von Normal- 
beftimmungen mit den Beifügen, daß er zur Abftellung der beobachteten Uebel— 
tände auch einer ftaatlihen Anjtalt das Wort reden Fönnte. 8 Bezirksämter 
jprechen fi) gegen und 10 Bezirksämter für das Gegebenjein eines Bedürfniſſes 
aus. In letzterem Sinne jind aud die Gutachten der f. Regierung, Kammer 
des Innern, umd der Handels- und Gewerbefamnter gehalten, und zwar Dieje, 
obwohl die 6 Bezirfsgremien in den eingeholten Untergutadhten den gegentheiligen 
Standpunkt eingenonmen hatten. Die Organe des landwirthichaftlichen Vereines 
bejchränfen ihre Aeußfrung auf die Zwedmäßigleitsfrage — mit Ausnahme eines 
Bezirksfomites, welches die Errichtung einer jtaatlich geleiteten Anitalt als Be- 
dürfniß erklärte. 

Mittelfranken. Bon den 9 unmittelbaren Stadtmagijtraten wird ein Be- 
dürfniß nicht geltend gemacht, wenn auch einer derjelben ſich als Freund der 
„Beritaatlihung des Mobiliarverficherungswejens* erklärt. Bon den 16 Bezirks— 
ämtern jtellen 15 ein Bedürfniß in Ubrede; + bejaht die hierauf gerichtete Frage. 
Die f. Regierung, Nammer des Innern, und Die Handels» und Gewerbefammer 
itehen auf verneinenden Standpunkte. Das Kreiskomité des landwirtbichaftlichen 
Vereines hat jein Gutachten gegen die Zwedmäßigfeit der Errichtung einer jtaat- 
lichen Anjtalt abgegeben und befindet ſich hiebei mit 9 landwirtbichaftlichen Bezirks: 
tomite3 in Uebereinſtimmung. 

Unterfranken und Afchaffenburg. Die 4 unmittelbaren Städte find gegen 
die Annahme eines Bedürfnifjies. Desgleichen 17 von 20 Bezirksäntern; 3 der: 
jelben halten dafür, daß ein Bedürfniß nicht vorliege. Die f. Negierung, Nammer 
des Innern, ſowie die Handeld- und Gewerbefammer, diejfe im Einflange mit 
4 Bezirksgremien, und das Kreisfomite des landwirtbichaftlichen Vereines erkennen 
das Beſtehen eines Bedürfniffes nicht an; nad) Mittheilung des Kreisfomites 
nehmen 3 landwirtbichaftliche Bezirkskomites den gleichen Standpunft ein umd 
verneinen 2 weitere aud die Nützlichkeitsfrage. 

Schwaben und Neuburg. 8 unmittelbare Stadtmagijtrate erflären ſich gegen 
Bejahung der Bedürfnißfrage; die Bejahung erfolgt jeitend 1 Stadtmagiitrates, 
aber ausgejprochenermaßen lediglih aus dem Grunde, weil derſelbe der feſten 
Ansicht ift, „daß die Prämienjäbe bei einer jtaatlich geleiteten Anftalt bedeutend 
niedriger ſich jtellen werden, als jene, welche von den derzeitigen Verlicherungs- 
gejellichaften erhoben werden“ ; 1 unmittelbarer Stadtmagijtrat läßt die Bedürfniß— 
frage unbeantwortet. 13 Bezirksämter jprechen fid gegen umd 4 für das Vor— 
handenfein eines Bedürfniffes aus; 2 gaben eine beitimmte Meußerung nidyt ab. 
Die Negierung, Kammer des Innern, dann die Handels: und Gewerbekammer 
und das Nreisfomite des landwirtbichaftlichen Vereines verneinen die Bedürfniß— 
frage, und zwar die Handels- und Gewerbefammer in UWebereinjtimmung mit 
> Bezirksgremien, während ein drittes fich der Bejahung zumeigt. 

Hienach jprechen jich — abgeiehen von den auf anderer Grundlage eritellten 
Aeußerungen der Organe des landwirthichaftlichen Vereines — lediglih 45 Out: 
achten für das Vorhandensein eines Bedürfniſſes aus. Bon jehr 
vielen Seiten it übrigens die Frage des Wiünfchenswerthen in den Kreis der 
Erörterung gezogen worden, und es ehrt der Fall häufig wieder, daß zwar das 
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Bedürfniß bejtritten, aber dem Wunjche weiterer oder engerer Kreiſe nach Er- 
richtung einer jtaatlic) geleiteten Anſtalt Ausdrud gegeben wird. 

Die obenerwähnten 45 Gutachten, welde die Bedirrfnißfrage 
bejabhen, wurden erjtattet von 3 unmittelbaren Städten, 40 Bezirksämtern, 
1 Streisregierung, 1 Handels- und Geiwerbefammer. 

Für die Annahme eines Bedürfnijjes werden hauptjäclicy nach— 
jtehend erwähnte Gejichtspunfte geltend gemacht: 

Die Privat = Mobiliar = jeuerveriicherungs = Bejellfchaften ſeien überwiegend 
Spefulationsanitalten. Die daraus für die Verficherungsnehmer ſich ergebenden 
Folgen ſeien namentlich auf den platten Yande jehr fühlbar. Die Prämienſätze 
jeien überhaupt relativ zu hoch; ihre Bemeſſung erfolge ohne Rückſicht auf Die 
ſtete Abminderung, welche die Feuersgefahr allgemein durch Werbejlerung der 
baulichen Berhältniffe, ſowie durch fortichreitende Ausdehnung und Vervollkomm— 
nung des Feuerlöſchweſens erfahre; die alljährlih zur Vertheilung kommenden 
Dividenden jeien ein Beweis dafür, daß die Prämienjäge im Ganzen höher ge— 
griffen werden, als es das Nilifo. die Dedung der Berwaltungsfojten, die 
Schaffung eines entiprechenden Nejervefonds und die Rückſicht auf übliche Kapitals- 
verzinjung erheiſche. In vielen Gegenden und in vielen Einzelnfällen wirfe die 
Prämienhöhe geradezu drüdend. Aber auch abgejehen hievon werde die Ver— 
jiherungsnahme vielfach erſchwert und unmöglich gemacht. Es babe oftmals 
Abweifung jtatt, wenn in einem Orte oder in einer Straße jchon mehrere Ver: 
fiherungen abgeichloffen jeien, dann in Orten, weldje hoch gelegen find, welche 
Waffermangel haben und in welden Gewerbe mit bejonderer Fenergefährlichkeit 
vorzugsweile betrieben werden, endlich in Orten, welche in neuerer Zeit Brand- 
fälle hatten oder welche früher von größeren Brandunglüden heimgejucht worden 
waren. Es gebe in der That nicht blos Irtichaften, ſondern ganze Bezirke, in 
welchen für die Landwirthe die Möglichkeit der Verficherung ihrer Mobilien beinahe 
vollitändig ausgeſchloſſen ſei. Außerdem verjicherten einige Gejellichaften nicht 
den vollen Werth des Mobiliar, jondern nur zwei Drittel, drei Viertel oder 
vier Fünftel. Auch werde bei der Aufnahme auf der Verficherung des geſammten 
Inventars bejtanden, namentlidy auf der Mlitverfiherung des Wiehes, welches 
dann nicht ſelten zu den höchiten Werthanſätzen veranjchlagt werde. Die Ber- 
jiherungsbedingungen jeien voll von Klauſeln umd für den gewühnliden Mann 
ſchlechterdings unverſtändlich; auch werde er auf diejelben nicht genügend aufmerkſam 
gemacht. Speziell jei die jogenannte Kündigungsklauſel für Viele von nicht ver: 
mutheten Folgen begleitet. Andererfeits ereigne es ſich des Defteren, daß Ver: 
jicherten, welche Jahrzehnte lang bei einer Gejellichaft eingezahlt haben, ohne 
Nıumitteliegen eines perjönlichen Verſchuldens und ohne daß eine Berichlimmerung 
des baulichen Zujtandes oder eine Erhöhung der -Fenersgefahr eingetreten jei, 
die Fortſetzung des Vertragsverhältnifjes verweigert werde. Ganz ſchlimm jei 
das Agentemvefen bejtellt; die Agenten feien oft Leute ohne das erforderliche 
Sachverſtändniß ꝛc. 20.5 Sie gingen auf die Erlangung möglichit hoher Verſicher— 
ungen aus und unterliegen die genaue Prüfung des Standes jur Zeit des Ber: 
jiherungsabjchluffes. Daher rührten die vielen Enttäufchungen bei jpäteren Brand: 
unglüden. Solche kämen mitimter aber aucd daher, daß bei Regulirung von 
Brandichäden durch möglichjt hohen Anſchlag der geretteten Gegenstände und durd 
möglichhte Herabdrüdung des Werthes der zu entjchädigenden Mobilien jede nur 
irgend denkbare Gelegenheit zur Entlajtung der Verfiherungsgejellichaft ergriffen 
und dadurch dem Berjicherten, der in den meilten Fällen mit Rückſicht auf feine 
geringen Mittel den Civilrechtsweg nicht bejchreiten fünne und möglichjt bald aud) 
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in den Beſitz der Entihädigungsjumme zu gelangen bejtrebt jei, mit Benützung 
jeiner Nothlage empfindlicher Schaden zugefügt werde. Die Schadensregulirung 
geitalte ſich vielfach, insbejondere auf dem Lande, zu einem förmlichen Abhandeln 
zwijchen der Gejellichaft und dem Verſicherten. Es jei unbillig, daß der Brand- 
ichaden lediglich nad) dem Werthe der Brandobjekte zur Zeit des Brandes vergütet 
werde, während die Prämien nad dem angeblihen Schäßungswerthe zur Zeit 
der Verſicherungsnahme zu entrichten jeien; erwäge man, daß die Verficherungs- 
dauer in der Negel fünf Jahre umfafje, nach deren Ablauf die Verſicherung für 
diefelbe Summe auf diejelbe Zeit ohne Neueinshägung des in jeinem Werthe 
gefunfenen Mobiliar erneuert werde, jo erjcheine es nur zu leicht möglid, daß 
bei einem Brandunglüde im 9. oder 10. Jahre u. ſ. w. an den enttäufchten 
Berficherungsnehmer jtatt der erwarteten Berficherungsfumme nur eine Bagatelle 
zur Auszahlung gelange. Die Konkurrenz jei für den Bewohner des platten 
Yandes ohne Werth; es fehle ihm an den VBorausjegungen zur Auswahl. Im 
Folge diejer Verhältniffe und Zuftände habe ji ein großes Miftrauen gegen die 
Brivatverficherungsgejellichaften ausgebildet und jei daher auch in bedauerlicher 
Weiſe die Neigung zur Verfiherungsnahme in vielen Gegenden eine jehr geringe. 
— Mit Erfolg könne hier nur dur Errichtung einer jtaatlich geleiteten Anjtalt 
vorgegangen werden. Zu einer foldhen Anftalt beftehe in den weiteſten Schichten 
der Bevölkerung volles Vertrauen und an fie fnüpften ſich große Hoffnungen und 
Erwartungen. Sie biete vor Allem die größtmöglicdite Sicherheit. Cine rege 
Betheiligung jei bejtimmt zu erwarten und es werde hiedurd allein jchon vielem 
Sammer und vieler Noth vorgebeugt werden. Die Verwaltung der Anjtalt werde 
eine jehr billige werden. Was die Privatgejellihaften an erorbitanten Ver— 
waltungsfojten und großen Dividenden verbrauchen, fönne den Verſicherungs— 
nchmern entweder durch Gutjchreiben oder durch Herabminderung der Prämienſätze 
jugewendet werden. jedem Staatsangehörigen werde ermöglicht jein, jein be— 
wegliches Hab und Gut zu verfichern; es werde ein gleiches, injtanziell geregeltes 
Aufnahme: und Klafjifizirungs-Verfahren eintreten; erhöhte Feuersgefahr werde 
fein Grund der Abweifung fein und auc für jolche Objekte werde ein bemefjener 
Prämienjag Pla zu greifen vermögen. Dem Abjchlufje des Verficherungsvertrages 
werde ähnlich, wie bei der Brandverficherungsanjtalt für Gebäude, eine amtliche 
Wertheinihäßung der zu verjicernden Mobilien durch ſtaatlich aufgejtellte Sach— 
veritändige vorausgehen, hienach Verfiherungsfummen und Prämien feitgejeht 
werden und während der Dauer der Verjicherungsperiode von Zeit zu Zeit eine 
Reviſion der Wertheinshäßung jtattfinden. Die Schadensregulirungen werden jid 
nad) einheitlichen Gejichtspunften gerecht und coulant abwideln. Das Beſtehen 
einer nad) dem Vorbilde der Brandverjicherungsanftalt für Gebäude jtaatlich ge- 
leiteten Mobiliar = Feuerverficherungsanjtalt werde wohlthuende Rückwirkung auf 
die Gejhäftsführung der konkurrirenden Privatverficherungsgejellichaften üben; 
der Beginn, beziehungsweife die Fortſetzung ihres Gejchäftsbetriebes fünne aud) 
davon abyängig gemacht werden, daß fie ähnliche Verficherungsbedingungen, wie 
die jtaatlich geleitete Anjtalt, aufitellen und namentlich Bejtimmungen treffen, 
durch welche eine verläßige Wertheinfhägung der zu verjichernden Gegenjtände 
garantirt wird. Auch wirden durd die Errichtung einer jtaatlich geleiteten Anjtalt 
erhebliche Mittel für das Feuerlöfchwejen gewonnen werden; die ‚jeuerwehren 
jegten dann ihre Kräfte unmittelbar zum Wohle ihrer Mitbürger ein. Eine 
derartige Anjtalt bilde die Nonjequenz der Einführung einer jtaatlich geleiteten 
Hagelverficherungsanitalt; nur auf dieſe Weife dürfte die Urganijation vollendet 
und lebensfähig erhalten werden. 
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Gegen Annahme eines Bedürfnijjes wird in erjter Linie die 
prinzipielle Erwägung betont, daß, wenn und injoweit die Privatthätigfeit im 
Stande jei, den zu jtellenden Anforderungen zu genügen, fein öffentliches Intereſſe 
vorhanden jei, welches den Staat mit Recht veranlafjen fünne, im Wege des 
Alleinbetriebes oder des NKonfurrenzbetriebes die Gejchäfte der Privatthätigfeit zu 
übernehmen. Das Mobiliarfeuerverjicherungswejen habe ſich in Deutjchland durch 
bürgerliche Kraft und bürgerlichen Fleiß zu einem hohen Grade der Ausbildung 
emporgearbeitet. Bejtehende Mißſtände ſeien einestheils nicht jo allgemein und 
anderntheils nicht jo im Weſen der Privatverficherung gelegen, daß jie einen jo 
tiefen Eingriff in das private Erwerbs und Wirthichaftsleben, wie ihn die Schaffung 
einer jtaatlich geleiteten Anjtalt in ſich trage, erforderten oder auch nur recht— 
fertigen könnten; dieſelben ließen jich vielmehr im Wege der Geſetzgebung, der 
Verordnung und des jtaatsaufiichtlichden Eingreifens heben und ferne halten. Im 
Uebrigen jei aber nicht zu verfennen, daß gegen zu hohe Bemejjung der Prämien, 
gegen rigorojes Verfahren bei der Aufnahme und bei der Schadensregulirung 
Ihon in der Konkurrenz der Gejellichaften und in der Deffentlichfeit ihres Ge— 
bahrens ein wejentliher Schuß gelegen jei. Ausichreitungen einzelner Organe 
dürften nicht den Gejellichaften im Ganzen in Anrechnung gebracht und ebenjo 
wenig dürften unreelle Gejchäftspraftifen, welche bei unjoliden Gejellichaften vor— 
fommen mögen, aud) als Beweisargument gegen bewährte jolide Gejellichaften 
gebraucht» werden. Die Bewegung für eime jtaatlih geleitete Anſtalt beruhe 
vielfach einerjeit3 auf einer nicht zutreffenden Berechnung der Nentabilität des 
Mobiliarfeuerverjiherungsgejchäftes und andererfeits auf Hoffnungen und Er— 
wartungen, welche auch ein ſtaatlich geleiteter Betrieb nicht zu erfüllen vermöge. 
Ein Konfurrenzgejchäft Seitens des Staates aus dem Grunde jchaffen zu wollen, 
weil gleichartige Privatbetriebe hohe Dividenden erzielen, führe überhaupt auf 
eine jehr gefährliche Bahn. Die in Rede jtehenden hohen Dividenden jeien zudem 
nicht das Erträgniß des jeweiligen Verjicherungsjahres, jondern zum größten 
Theile das Ergebniß der während einer fonfurrenzlojeren Zeit in Jahrzehnte 
langer Arbeit, Sparjamfeit und vorjichtiger Gejchäftsgebahrung angejanmelter 
Nejerven. Bedenfe man, daß der Aktionär, welcher eine Aktie mit 20°/, Ein— 
zahlung bejigt, ſich für die rejtirenden 80°/, durch Solawechſel zur Nachzahlung 
im Bedürfnißfalle verbindlich machen müjje, daß er alſo für eine viermal größere 
Summe hafte, die er, wenn auch nicht wahrjcheinlicher, jo doch möglicher Weiſe 
nachzuzahlen habe, jo erjcheine der Gewinn auch bei den älteren Gejellichaften 
nicht mehr als ein erorbitanter. Aus dem Kursſtande der Aktien und aus den 
Erträgnifjen einzelner Inſtitute einen Rückſchluß auf die Projperität der Aktien— 
verjicherungsgefellfchaften zu ziehen, jei überhaupt nicht angänglich; der Wechſel 
darin vollziehe jich oft ungemein raſch. Die Hoffnung auf billigere Prämien bei 
einer jtaatlich geleiteten Anjtalt werde ich, insbefondere in den Fällen erhöhter 
Benergefährlichkeit, wohl nicht verwirklichen ; eine ſolche Anjtalt würde, zumal im 
Anfange, faum ſoweit herabgehen können, wie bejtehende Privatgejellichaften. 
Jedenfalls aber müſſe auch fie für erhöhte Riſiken erhöhte Prämien erheben, wie 
es ja die k. Brandverjicherungsfammer zur Zeit Schon in der Immobiliar- und 
in der Hagelverficherung jowie namentlich bei Verlicherungen nad) Art. 5 und 6 
des Geſetzes vom 3. April 1875 thue; es ſei dieß ganz unabweisbar, wenn Die 
mit weniger Riſiko Werjicherten nicht geichädigt werden jollen. Nur durch die 
mittel3 Zwanges bethätigte Werallgemeinerung der VBeriicherungspflicht wäre es 
vielleicht möglich, die Prämienfäße der verjchiedenen Gefahrenflafien jo zu be= 
meſſen, daß auch die höchiten derjelben nicht als drücdend erſchienen. Bei jakul- 
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tativer Verficherung würden nicht umvahrfcheinlicher Weife gerade ſchwere Riſiken, 
welche von den Privatgejellichaften zu meiden gejucht werden, zumeijt die Auf: 
nahme bei der jtaatlichen Anjtalt anjtreben. Aber auc eine Anftalt diejer Art 
müſſe, wie gerade wieder das Vorgehen bei der Hagelverficherung beweije, in den 
Riſiken ausgleichen. Es ſei alfo unbedingt ein Jrrthum, wenn angenommen wird, 
daß eine jtaatlich geleitete Anjtalt jedem Staatsangehörigen Aufnahme gewähren 
fünne und werde. Andernfalls müßte die Anftalt, um eben die ihr zufallenden 
Riſiken zu deren, weit höhere Durchichnittsprämien auch in den Städten erheben, 
als die Privatgejellichaften, oder aber mit einem Defizit arbeiten, das ſchließlich 
auf den Steuerzahler zurüdfallen würde. Der Grundjah ferner, daß die Ent- 
Ihädigung nach dem Werthe der erlittenen Bejhädigung ſich beredjne, fei übrigens 
auch jowohl im Brandverficherungsgejeße (Art. 50), als in den allgemeinen Ber- 
jicherungsbedingungen der Hagelverficherungsanftalt (Ziff. 39) zum Ausdrude 
gelangt. Was auf dem Gebiete des Hagelverjicherumgsweiens ein exfreulicher 
Fortjchritt fein mag, müſſe es nicht auch auf anderen Berficherungsgebieten fein, 
und die günjtigen Ergebniſſe der jtaatlichen Jmmobiliar-Brandverjiherungsanftalt 
jeien fein Beweis dafür, dat die Ergebnifie einer jtaatlihen Mobiliar euer: 
verficherung ſich gleich befriedigend gejtalten werden. Niemand könne einen 
Dageljchlag herbeiführen oder willen, daß feine Grundſtücke davon betroffen 
werden; es liege Fein Intereſſe am zu hoher Verficherung aus der Rückſicht auf 
Erlangung eines unberechtigten Vermögensvortheiles vor; die Feititellung des 
Werthes der Ernte ſei bei befannten Durchſchnittspreiſen nicht Schwierig, bei Ab— 
wicklung der Schäden jet unfchiver, wenigitens annähernd, das Richtige zu treffen. 
Bei der Immobiliarbrandverjicherung fei die Sachlage ebenfalls durchaus einfach: 
e3 jet verhältnigmäßig leicht, die betveffenden Objekte nad) ihrem wirklichen Werthe 
richtig zu tariren, in Klaſſen einzutheilen und ſomit allgemein zutreffende, generelle 
Regeln anfzuftellen. Anders jei es bei der Mobiliarfeuerveriicherung; da jei 
jeder Fall anders gelagert, Vieles entziebe fidy der allgemeinen Kenntniß umd 
Betrügereien bezw. Verfuche hiezu jeien nicht ſchwer; es erjcheine das Gegenüber- 
itellen privater Intereſſen als das beite Mittel, die richtige Mitte zu finden, 
vorausgeießt, daß gejeplihe Beitimmungen das Webergreifen des Stärferen, bier 
zunächjt der Verjicherungsgeiellichaften, unmöglich machen oder doc nach Thun- 
fichfeit ausschließen. Die Sefichtspunfte feien doppelt jchwerwiegend, wenn man 
der Meinung jei, daß jeder Verſuch einer jtaatlihen Mobiliarverfiherung mit 
der Zeit zu einem Monopole für diejfelbe führe; ein foldhes wäre bei dent rein 
faufmänniichen Charakter des Geſchäftes ein ſehr bedenfliches Wagnif. Schon 
bei der jtaatlichen Jmmobiliarverficherung, die ja nur mit Reglements arbeiten, 
nie individualifiven und auch fein Riſiko, das nicht abnorme Gefahr bietet, zurüd: 
weijen dürfe, jei es nicht zu vermeiden, daß Ungerechtigfeiten mit unterlaufen, 
wie es ja notoriſch jei, dat die Städte mit einer viel geringeren Berficherungs- 
prämie Ddurchfonmen fünnten, wenn fie nicht einen Theil der VBrandjchäden 
auf dem Lande mit aufzubringen bätten. In noch viel höherem Make würde 
ſich die Ungleichheit geltend machen, wenn auch die Mobiltarverjicherung nad) 
den gleichen Grundſätzen gehandhabt würde. Abgejehen von all’ Dem unterichäße 
man die Größe und Schwierigkeit der Nufgabe, wenn man glaube, daß Die 
Mobiliarfeuerverfiherung der Ammobiliar-Brandverlicherungsanftalt dauernd ala 
Nebeniparte eingefügt werden fünne; fobald aber diefe Verbindung ſich löſe oder 
die Mobiliarverſicherung ſich zu einer größeren Abtheilung mit eigenem Beamten: 
fürper gejtalte, werde die erhoffte Verbilligerung der Verwaltung gar nicht mehr 
oder mwenigjtens nicht in dem gewünschten Maße eintreten. Jedenfalls fer eine 
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Üeberjtürzung zu vermeiden und jei erſt abzuwarten, welche Entiwidlung Die 
Hagelverficherungsanitalt nehme. Die Errichtung einer weiteren jtaatlich geleiteten 
Verjiherungsanftalt habe endlich auc, nothwendig, wieder eine Vermehrung der 
Arbeitslaft der äußeren Behörden und vor Allem eine Vermehrung der Geſchäfte 
der Gemeinden zur Folge und werde diejen vielfach neue Auslagen auflegen. 


II. 


Nachdem die vorſtehend erörterten Erhebungen ihren Abſchluß gefunden 
hatten und ihr Ergebniß zuſammengeſtellt und gewürdigt worden war, richtete 
das k. Staatsminiſterium des Innern unter dem 26. Mai 1885 an ſämmtliche 
in Bayern beſtehenden bezw. zum Betriebe zugelaſſenen Mobiliar-Feuerverſicherungs— 
Geſellſchaften und Anſtalten nachſtehende Entſchließung: 

„Aus Anlaß des während der letzten Landtagsverſammlung erfolgten Geſammt— 
beſchluſſes beider Kammern des Landtages: 

„an Seine Majeſtät den König die allerunterthänigſte Bitte 
zu richten, Allerhöchſtdieſelben wollen anzuordnen geruhen, daß 
die Vorlage eines Gejepentwurfes, betreffend die Errichtung einer Mo— 
biltar-Brandverjicherungsanftalt, von der königlichen Staatsregierung 
erivogen werde”, 

hat das k. Staatsminifterium des Innern umfafende Erhebungen durch Einvernahme 
der f. Negierungen, Nammern des Innern, der k. Bezirfsänter und unmittelbaren 
Magiltrate, der Handels- und Gewerbefammern, fowie der Organe des land- 
wirthichaftlichen Bereines gepflogen. 

Diefe Erhebungen laſſen eriehen, daß troß der nicht unerheblichen Zahl der 
im Königreiche beitehenden bezw. zum Betriebe zugelaflenen Gejellichaften und 
Anftalten die Mobiliarsfzeuerverficherung jeither micht die winjchenswerthe und 
nothiwendige gleichmäßige Verbreitung über das ganze Land gefunden hat, umd 
dat vielfach Webeljtände in dem Mobiliar-Feuerverſicherungsweſen als gegeben 
erachtet werden, welche einerſeits die Verſicherungsnahme bedeutend erichwerten, 
ja jogar theihveife unmöglich machten, andererjeits das Vertrauen der Bevölkerung 
zu den Gefellichaften und Anjtalten abminderten und da oder dort völlig Dejeitigten. 

Derartige Angaben liegen hauptfählih aus ländlichen Bezirfen vor; aber 
auch aus Städten wurden Stimmen in ähnlichem Sinne laut. 

Das f. Staatsminifterium des Innern Tieht fich veranlaßt, von den wejent- 
lichen Bejchwerdepunften und Wünſchen, welche in den eingefonmenen Berichten 
und gutachtlichen Aeußerungen niedergelegt Find, den im Klönigreiche Bayern zus 
gelaffenen Gejellichaften und Anitalten zu dem Ende Kenntniß zu geben, damit 
diefelben in die Lage verjeßt jmd, zu den Beichwerdepunften und Wünſchen 
Stellung zu nehmen und Maßnahmen zu treffen, welche geeignet find, begründeten 
Klagen Abhilfe zu jchaffen und die Verficherungsnahme im ganzen Lande nad) 
Thunlichkeit zu erleichtern. 

I. In einer großen Anzahl von Bezirken herricht Klage darüber, daß in 
einer Neihe von Ortichaften und Ortstheilen Verſicherungen gar nicht oder nur 
bis zu einem gewilien Gefammtbetrage, der Seitens einer einzelnen Gejellichaft 
firirt ijt, übernommen werden. Namentlich jeien es ältere und größere Gejell- 
ihaften, welche in diefer Beziehung ohne Rückſicht auf die Bedürfniſſe der Bes 
völferung verfahren. In jolchen Orten und Ortstheilen ſei eine Verſicherung ent— 
weder fchlechterdings nicht oder meilt nur bei jüngeren Gejellichaften, mit welchen 
manchmal jchon harte Erfahrungen gemacht worden ſeien, und, wenn ja, immerhin 
nur gegen Prämienfäge erreichbar, welche viele Beſitzer nicht zu erſchwingen im 
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Stande jeien. Hier handle es ſich um eine für den Einzelnen nidyt zu über: 
windende Erjchwerung oder Unmöglihmahung der Verjicherungsnahme., 

In bejonderem Maße treten Klagen der vorbezeidyneten Art in Theilen von 
Niederbayern, der Oberpfalz und von Oberfranten auf. Die Handels- und 
Gewerbekammer von Niederbayern hebt hervor, daß von der Unmöglichkeit der 
Verficherung ein großer Theil des Kammerbezirkes, nämlich der Bayerische Wald, 
jchwer betroffen werde. Ein Angehöriger dieſes Bezirkes, welcher Bejigungen in 
der Stadt und auf dem Lande hat, die mit 245,000 Ab. gegen Immobiliar— 
und mit 250,000 AM. gegen Mobiliarjchaden verfichert find, führt aus, daß er, 
um eine ganz normale ländliche Mobiliarverficherung zu erlangen, mit 4 oder 5 
Sefellichaften unterhandeln mußte, und daß vielleicht heute feine Mobilien auf 
dem Yande noch in feiner Verjicherung wären, wenn er nicht die großen in 
der Stadt befindlichen Gtabliffements-Mobitien als Kompenfation hätte bieten 
fünnen. Im doppelt harter Lage befinde ſich — wie mehrfach betont wird — 
der Nleinbegüterte, welcher im Brandfalle in der Hegel Alles verliere. 

I. Im Zuſammenhange mit den unter I erwähnten Klagen, aber häufig 
auch unabhängig" davon, macht fi) die Anſchauung geltend, daß die Prämienſätze 
überhaupt zu gutem Theile, zunächſt auf dem platten Lande, viel zu body ge: 
griffen jeien. Es werde bei ihrer Bemejjung nicht oder doch nicht genügend 
Nücficht darauf genommen, daß in Bayern fortgejegt außerordentlich viel für 
Vermehrung und Vervolllommmung der Feuerwehren, für Verbefjerung der Feuer: 
löjcheinrichtungen und für Verforgung der Orte mit Wafjer geſchehe und dak 
hiedurch eine stetige fortichreitende Abminderung der Brandgefahr herbeigeführt 
werde. Zur Zeit werde Seitens der Gejellichaften und Anjtalten vielmehr das 
Schwergewicht augenscheinlich auf den baulichen Zuſtand und die Nachbarſchaft 
gelegt. Darüber werde auch der durch lange Jahre erprobten Vorſicht der Be— 
völferumg mit Feuer und Licht nicht jene Beachtung zugeiwendet, welche ſie immerhin 
als ein wejentlich mit in Betracht fommendes Moment verdiene. Zudem fei die 
Berbejjerung der baulichen Zuftände durch ſtrikte Anwendung der auf Feuerſicherheit 
bejonders gerichteten baupolizeilichen Borjchriften in immerwährender Zunahme. 
Bei der gegenwärtigen Art der Bemeflung der Prämienſätze mit jo fehr über: 
twiegender Berücjichtigung der baulichen Zultände würden gerade die ärmeren 
Klaſſen enorm hart, faſt regelmäßig über die Grenze der Yeiitungsfähigkeit hinaus, 
getroffen. 

II. Weit verbreitet iind Die Klagen, daß die Nufnahmebedingungen zu kom— 
plizirt und zu verfänglich, auch meiltens der Police mit jo Feiner Schrift auf 
gedruckt jeien, daß ste der Landmann nicht beachte und nicht leſe. 

Um nur einige der darüber — und zwar don Seiten, welche ein Bedürfniß 
zur Errichtung einer jtaatlich geleiteten Anstalt nicht anertennen — vorliegenden 
Aeußerungen wiederzugeben, fei bemerkt: 

Die Handels: und Gewerbefammer der Oberpfalz und von Negensburg 
erklärt: „Als richtig muß bezeichnet werden, daß die Faſſung der Verſicherungs— 
bedingungen vielfach unklar, unverjtändfich und zu verklauſulirt erjcheint*, fie 
erachtet den Wunſch „mac Mufitellung eines allgemein verjtändlichen und klar 
gefaßten geſetzlichen NormalsVerficherungsitatuts“ als „volllommen bevedtigt”. 
Der Magiitrat einer größeren unmittelbaren Stadt, welcher das Gutachten der 
vorerwähnten Handels- und Gewerbekammer jenem Berichte beifchloß, ſpricht 
aus: „ferner kann der in der Beilage jchon enthaltene Paſſus nicht jtarf gemug 
betont werden, daß die Verträge zu verflaufuhrt find; in manchen find förmliche 
Fußangeln gelegt.“ Ebenſo erwähnt eine f. Negierung, Kammer des Innern: 
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„Richtig iſt, daß eine Vereinfachung der Bejtimmungen in den Policen, deren 
Tragweite auc der geübtere Geſchäftsmann ſchwer bemejjen fann, erzielt werden 
würde, wenn eine Art Normalpolice aufgeitellt werden könnte.“ Die Handels- 
und Gewerbefammer von Mittelfranken äußert: „Es wurde zwar auf der anderen 
Seite nicht verfannt, daß manche Beitimmungen in den im Wejentlichen ziemlich 
übereinjtimmenden Verfiherungsbedingungen der in Bayern zugelafjenen Mobiliar: 
Feuerverficherungsgejellichaften geeignet jeien, bei rigorofer Anwendung Beläjtig- 
ungen und Benadhtheiligungen der Verficherten herbeizuführen, dieſer Umstand 
aber keineswegs für jo ſchwerwiegend erachtet, um eine jo eingreifende Veränderung 
des Feuerverjicherungsweiens, wie die hier in Frage ftehende, als nothwendig 
oder auch nur als wünjchenswerth erjcheinen zu lajfen“; fie it der Meinung, 
daß die in derjelben liegende Gefahr für die Verficherten „auf dem weit einfacheren 
Wege der jtaatlihen Nevifion derjelben und Bejeitigung derjenigen unter ihnen, 
welche muthmaßlic zu Streitigkeiten oder Chikanen gegen die Verficherten Anlaß 
geben könnten, abgewendet werden könne“. Die Handels- und Gewerbefammer 
von Schwaben und Neuburg bejchloß, daß ihr Bericht „durchaus im Sinne des 
Neferates zu erjtatten ſei“; das Neferat enthält folgende hieher bezüglichen Stellen: 
„Wo hauptjählic der Mangel mir zu liegen jcheint, das iſt in der Unklarheit 
der Aufnahmsbedingungen ; hier wären bejtimmte gejeßliche Vorſchriften am Platze, 
die beſagen müßten, welche Bedingungen eine Police überhaupt enthalten darf. 
In jeiner Bolice erhält der Verficherte zumeijt eine ſolche Reihe von Bedingungen, 
Vorausfetungen, Vorbehalten u. ſ. w., daß es jelbit dem praftiichen Gejchäfts- 
manne oft ſchwer wird, zu jagen, ob diefelben durchführbar find, ja ob er fie nur über- 
haupt richtig verjteht. Wie viel mehr muß jich der in ſolchen Schriftjtüden minder 
Erfahrene davon beängjtigt fühlen, und dieß jcheint mir überhaupt der reform— 
bedürftigite Theil unferes Verſicherungsweſens zu fein. Die Police jollte, wenigitens 
in ihrem gedrudten Theile, ein flares aufrichtiges Dokument jein; denn eben den 
gedrucdten Theil lejen die Wenigſten. Schriftliche Zufäße erregen jchon mehr die 
Aufmerkjamkeit und find deßhalb weniger bedenflih“; es wird vorgejchlagen, 
„daR die Negierung eine Art von Normalpolice heritellen liche und nur denjenigen 
Sejellichaften in Bayern den Gejchäftsbetrieb erlaubte, die dieſelbe adoptiren, 
eventuell daß jie die PRolicenformulare der verjchiedenen Gefellichaften auf ihren 
Inhalt prüfen und die leßteren verpflichten würde, feine anderen als die ge= 
nehmigten zu verwenden“; es jei „Died der einzige Weg, das verjichernde 
Publikum möglichjt vor Ueberraſchungen und Enttäufchungen zu bewahren“. 

IV. Die in zahlreichen Berichten und gutachtlichen Aeußerungen vorfindlichen 
Beſchwerden bezüglich der Schadensregulirung, welche in enger Verbindung mit 
den Klagen über Anhalt und Fafjung der Aufnahmebedingungen jtehen, betonen 
in der Hauptjache, dal hier Alles auf die Perjon des mit der Schadensſchätzung 
befaßten Gejellihaftsbedieniteten anfomme, dal die Aufnahmebedingungen, zu 
Gunsten der Gejellichaft verfaßt, nach allen Nichtungen die Möglichkeit bieten, 
den Abbrändler in das Gedränge zu bringen und fo zu jagen mürbe zu machen, 
daß nicht jelten ein eigentliches Markten um die Höhe der Entſchädigung jtatt- 
babe, und daß die gedrüdte Gemüthsſtimmung des Abbrändlers, jeine Geld- 
bedürftigfeit, jorwie feine Bejorgnig vor langwierigen und im Erfolge zweifelhaften 
Prozepichritten lauter Momente jeien, die für die Gefellichaften wohl verwerthet 
werden Fönnten und auch mitunter würden. Es jei oft ein ganz unbedeutendes 
Berjehen, das den Verjicherten ganz in die Hände der Geſellſchaft liefere. (Nicht 
rechtzeitige Anzeige, jpätere Wahrnehmung weiterer, nicht ſofort bemerkter Brand- 
Ihäden u. j. w.) Die geretteten Gegenjtände würden jehr hoc), die verbrannten 
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jehr nieder geichäßt, auch nach Engrospreiien berechnet x. Es will mehrfach 
beobachtet worden jein, daß Heine Brandichäden fehr coulant abgewidelt und durch 
Veranlafjung von öffentlichen Dankſagungen zu Neklamezweden veriverthet würden, 
während bei größeren Brandfällen unter Ausnützung der elaſtiſchen Beſtimmungen 
der Aufnabmebedingungen rigoros und ſelbſt chifands vorgegangen werde. Die 
Handels- und Gewerbekammer der Pfalz, welche ſich hinſichtlich der Errichtung 
einer jtaatlidh geleiteten Anftalt dahin ausipricht, daß Tie nicht nur fein Bedürfnis, 
fondern jogar zu vermeiden jei, bemerkt unter Anderem, daß aus den „juriſtiſch 
ſpitzfindigen Verficherungsbedingungen“ „in neun Fällen unter zehn nachgewiejen 
werden fann, dal die Beichädigten überhaupt Nichts verlangen können, vielmehr, 
was ſie befommen, nur der Coulance der Gejellichaften verdanfen“ ; die gleiche 
Handels- und Gewerbefammer it dafür, „daß die in der Police feſtgeſetzte 
Summe die Grundlage der Entichädigung bilden joll, wenn nicht die Ueberver— 
ſicherung ſtrafrechtlich feitgejtellt it oder von den Geſellſchaften nachgemwiejen werden 
kann“; die Kammer erörtert weiterhin: „Die Verſicherung jelbjt begründet be: 
fanntlich weder einen Beweis noch eine Vermuthung für das Borhandenjein oder 
den Werth der verficherten Gegenjtände zur Zeit des Brandes; der Bejchädigte 
muß aljo gegenüber der Elagenden Gejellichaft erjt beweijen, was er gehabt und 
wofür er Entjchädigung verlangt. Bei Verfiherung von Waaren und  Diejen 
gleich zu achtenden Berficherungsgegenftänden ift das Erfordernig des Nachweiſes 
aus den Gefchäftsbichern berechtigt, weil hier ein jteter Wechjel eintritt; bei 
Mobiliargegenftänden, die der andauernd gleichen Benützung unterliegen, iſt der 
geforderte Beweis aber um deßwillig unbillig, weil er häufig gar nicht erbradt 
werden fann. Wer vor zehn Jahren ein Sopha mit jechs Stühlen versichert, 
dann aber ein ſolches mit "drei Seſſeln angejchafft, it bei einem Brande im 
zwölften Jahre unter Umständen übel daran. Die Gejellichaft wird zwölfjfährige 
Abnützung geltend machen, der Bejchädigte hervorheben, daß er ſich erit vor zwei 
Jahren eine Garnitur mit drei Sejjeln an Stelle der alten angeichafft, die noch 
wie neu geweſen. Dem wird, formell nicht ohne Unrecht, die Geſellſchaft be: 
deuten, daß die feinerzeit verficherten Gegenjtände nad) eigener Ausjage nicht 
mehr vorhanden, die nen angejchafften Möbel aber unverfichert feien, mithin dafür 
auch ein Entſchädigungsanſpruch nicht erhoben werden fünne; denn Die Verftcherungs: 
bedingungen verlangen, daß die zu verfichernden Gegenſtände genau zu bezeichnen 
find. Da, wo eine Abnügung wirklich vorhanden, aljo beijpielsweife bei Majchinen, 
wäre es angebracht, die etwa in Abzug zu bringende jährliche Abnützung ım 
Verficherungsvertrage feitzuftellen und darnach die jährlich zu zahlende Prämie 
zu bemejjen.“ In Mebereinjtimmung mit Vorjtehendem geht aus der Mehrzahl 
der einschlägigen Berichte und Neußerungen hervor, daß die bei Schadensregulir- 
ungen ohne Rückſicht auf die Einfchägung bei der Aufnahme erfolgende Werths— 
ermittelung gegenüber der auf der erjteven Grundlage ruhenden Brämienforderung 
zum Mindeiten als eine Unbilligkeit betrachtet werde. 

An einzelnen hieher vorgebrachten Beicdhwerden jind noch zu erwähnen: 

Bei Verſicherung von Stroh, Heu und dergleichen für das ganze Jahr 
rechneten die Gejellichaften bei Schadensregulirungen für jeden Monat einen 
Bruchtheil der ganzen Quantität als verbraucht ab, jo da der Fall öfter einträte, 
daß Jemand, der tm Frühjahre noch mehr Heu, Stroh ꝛc. im Beſitze hat, als 
die Verſicherungsſumme deckt, im Brandfalle nicht einmal die veriicherte Summe 
erhiefte; ev mühte aber für das ganze Jahr die gleihe Summe bezahlen. 

Eine Geſellſchaft berechnete alljährlich für Abnüßung (in dem konkreten Falle 
einer Futterſchneidmaſchine) gewiſſe Beträge, jo daß nad Ablauf einer bejtimmten 
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Reihe von Jahren, vielleicht zehn, das Mobile gar feinen Werth mehr babe, 
obgleich es noch in ganz qutem Zuſtande vorhanden ſei und obgleich die Prämie 
für dasſelbe alljähriih nad) dem Werthe zur Zeit der Aufnahme voll bezahlt 
werden müßte. 

As Beleg rigorojen Verfahrens wird von einem Bezirksante erwähnt : 
„Die ımiüberlegte Aeußerung eines Abbrändlers, dan er, wenn ev nicht Die ges 
forderte Summe befommen tollte, lieber auf Entichädigung verzichten wolle, ſei 
von dem vequlivenden Inſpektor in das Protofoll aufgenommen worden, und der 
Betreffende habe nach langem Prozeſſe mit der Gejellichaft in der That Nichts 
erhalten.“ 

V. In jeher großer Anzahl liegen Klagen über das Agentenweſen vor; ſie 
richten ſich zumeiſt gegen Zudringlichfeit, Gejchwäßigfeit und Gewiſſenloſigkeit der 
Agenten. Großentheils jähen fie es als ihre Hauptaufgabe au, bei Effeftwirung 
von Verjicherungen möglichit hohe Prämien und damit, joweit fie nicht fir bejoldet 
find, Für ſich möglichſt hohe Proviiionen zu erzielen; darin liege auch ein weſent— 
licher Grund der häufig vorfommenden Leberverficherungen und der großen Ent- 
täuſchungen in Brandfällen. Kein Mittel bliebe unverjucht: es erfolgten Ver— 
ſprechungen aller Art, die jpäter ſich als Täufchungen darjtellten, insbejondere 
handle es Sich biebei um Ueberreden zu hohen Prämien mit der Ausſicht auf 
hohe Entichädigungen, — 08 werde nur ein unausgefülltes Formular zur Unter: 
Schrift übergeben, von den Verjicherungsbedingungen und Veriiherungsmodalitäten 
erhalte der Landmann erſt jpäter nach Abſchluß des Bertrages Kenntniß, — 
namentlich) werde auch des Defteren vorher über die Dauer der Verficherung 
Nichts geiprochen und der Verficherte ſehe sich Tpäter zu jeinem Erjtaunen und 
gegen jeine Abficht auf 5, 10 und noch mehr Jahre hinaus gebunden. Won den 
Einen wird behauptet: die Agenten jchätsten leicht rettbare Gegenstände ſehr 
hoch, dagegen leicht brennbare und nicht jo leicht vettbare jehr nieder ein. Andere 
machen die Leichtfertigfeit der Agenten bei der Aufnahme geltend; ſie nehmen 
nicht jelten gar nicht oder nur oberflächlich Augenſchein von den Verſicherungs— 
objeften; jo wurde 3. B. aus einer Gemeinde berichtet: ein Agent einer aller: 
dings jetzt nicht mehr in Frage Itehenden Gefellichaft habe dort die Verträge im 
Gaſthauſe abgeichloffen, ohne auch nur einen Bli auf die Mobilien zu werfen; 
er habe es vielmehr in das Belieben der Verſicherungsſucher geitellt, wie hoch fie 
ihre oft ſehr geringen Mobilien veriichern wollten. 

VI. Theils zur Beleuchtung der vorberührten generellen Klagen theils in 
Ergänzung derjelben wurden vielfac) jpezielle Beichwerden und Wünſche vorgebracht, 
hinsichtlich deren es zweckmäßig fein wird, fie nachitebend im Einzelnen aufzuführen: 

1. Es wird geklagt, daß Verficherungen mit Heineren Beträgen (100— 300 Ab.) 
nicht angenommen werden und Damit der ärmere Theil der Bevöfferung von der 
Wohlthat der VBerfiherung ausgeſchloſſen sei. 

2, In mehreren Bezirken jer auch bei hohen Prämienjägen eine Versicherung 
des vollen Werthes nicht zu erlangen, jondern werde noch "/, oder !/, zur Zelbit- 
veriicherung überwieſen. 

3. Ber landwirthichaftlichen Anweſen ericheine es als eine nicht benöthigte 
Erjchwerung der Berfiherungsnohme, wenn die Mitverficherung des Viehes als 
Bedingung der Aufnahme behandelt und dann das Vieh auch noch ausnchmend 
hoch eingejchägt werde. 

4. Großer Werth wird bei landwirthichaftlidyen Veriicherungen auf allgemeine 
Anerkennung der jogenannten Freizügigkeit gelegt. 

5. Aus einem Bezirksamte der Pfalz wird geklagt, daß bei Berficherung 
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von Mobilien mit erhöhter Feuersgefahr umd bei Früchten öfters Verzögerungen 
eintreten, welche ale Erſchwerungen der Aufnahme empfunden würden. 

6. Vielfach wird Beſchwerde über die jogenannte Kündigungsklaufel geführt. 

7. Schr ausgedehnt it die Nlage gegen das vordringliche Beitreben der 
Sejellichafts: und Anſtalts-Organe, Berficherungen auf eine Mehrzahl von 
Jahren abzujchliegen. Die Handels: und Sewerbefammer der Pfalz weit darauf 
bin, daß jetzt jelbit „Tünfzehnjährige Verträge abgeichloffen werden, mit dem 
Beifügen, daß, wenn nicht drei Monate vor Ablauf der Vericherung gekündigt 
wird, die Bolice auf weitere 15 Jahre ausgeftellt werden joll. Bei jolchen Ab: 
machungen müſſen aber“, führt die genannte Sammer fort, „bei Brandjällen 
Streitigkeiten entjtehen, denn die Geſellſchaften beitehen auf Abzug von Minder- 
werth, während dev Werficherte die für den ganzen Betrag bezahlte Prämie in's 
Feld Führt. Beide Forderungen find nun im ihrer Art berechtigt, ſofern von den 
Ihatjachen ausgegangen wird, daß einerjeits die Werjicherung niemals zu einem 
Gewinne führen joll, da jonit der Branditiftung Thür und Thor geöffnet wiirde, 
andererjeitS aber die Vertragsbeitimmung der Zahlung eines Prämienbetrages Fir 
eine genau feitgejeßte Zumme von dem einen Vertrag ſchließenden Theil eingebalten 
worden ilt, während der andere entipredyende Gegenleiltung verweigert, angeblidı 
weil die betreffenden Gegenstände in Folge Abnützung nicht mehr den alten Werth 
bejühen. Größere Verficherungsnehmer werden deßhalb ſtets nur von Jahr zu 
Jahr verfichern, oder jollten es wenigitens thun, auch wenn ſie einige Maut 
Koſten mehr zu zahlen haben. Die bei weitem größere Zahl der Heinen Mobiliar: 
veriicherten werden aber die Koſten fcheuen, zumal die Arbeitslajt für die Gejell- 
ichaften bedeutend erhöht wirde, diefe aber nad alter Sitte don den Verticherten 
reichlicy zu vergüten it.“ 

Ss. Der lepte Punkt it Gegenstand öfterer Beichwerde, jo auch der Handels- 
und Sewerbefanmer dev Pralz. Diejelbe jagt: „ES jchreden viele Verſicherungs— 
luſtige, und nicht mit Anrecht, vor den hoben Koſten zurüd, welche die eritmalige 
Verſicherung ihnen verurjacht. Bei größeren Verficherungen fallen Diejelben wohl 
faum in die Wagjchale, weil fie doch nur einen verhältnigmäßig kleinen Teil 
der Geſammtkoſten ausmachen; allein bei den kleinen Mobiltarverjicherungen jmd 
fie die Hauptſache. Zunächſt haben die Sejellichaften wohl allgemein ſogenannte 
Minimalbeträge eingeführt, die bei vielen 3 46. betragen, jo daß alſo Jemand, 
der 1000 M, zu veriichern hat, jtatt vielleicht 1°/,, nach ſonſtiger Benrtheilung 
3",,, bezahlen muß. Hiezu fonmen nun noch Schreib- und Rolicegebühren, meilt 
auch wieder 2 Ab. bis 3 Mb, — ferner Porti, die Koſten eines Schildes und endlid) 
jogenannte Ngenturgebühren, die die Agenten ſich für ihre Mühewaltung berechnen, 
weil ihnen die zuſtehenden 10°, aus der Prämie nicht hinreichend erjcheinen. 
Auf Diefe Weile kommen 9—10 Je. zufammen, Die der fleine Mann auf 
zugeben jcheut und deßhalb lieber unverſichert bleibt, allerdings um bei etwaigen 
Unglüdsfalle an den Bettelitab gebracht und auf die Mildthätigkeit jeiner Mit: 
bürger angewielen zu ſein. Nach dieſer Nichtung bin wären Maßnahmen am 
Maße, die geichilderten Mißſtände zu bejeitigen.“ Bon zwei Bezirfsämtern der 
Pfalz erwähnt Das eine, day die Nebenkoſten ſelbſt bei einer Heinen Verſicherung 
von 200—300 Ab. oft 5—8 Ab ohne die Staatsgebühr betragen ; das andert 
beredinet: 2 „# Noten der Police, 0,50 Ab. Rranfatur für die Police, 1.4. fir 
einen Schild, 1—2 HK. Schreibgebühr. 

Ein Landrat) und Bürgermeifter aus Niederbayern theilt mit, daß er außer 
der Jahresprämie zu 26 6. bei der Aufnahme noch eine Gebühr von 4.4 80 A} 
und ein Honorar an den Mgenten von 20 Ab. entrichten mußte. 
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9. Nach Angabe eines landwirtbichaftlichen Kreisfomite'3 it in jeinem Be— 
reiche dev Wunſch ausgeiprocdhen worden, daß die auf mehrere Jahre abgeichloffenen 
Verträge vor Ablauf des vereinbarten Termines einjeitig kündbar jeien. 

10. Als Unbilligfeit wird von mehreren Seiten bezeichnet, daß Perſonen, 
welche 10, 20 und 30 Jahre ihre Prämien ordnungsmähig bezahlt, ohne in 
Mitte liegendes perjönliches Verjchulden und ohne daß Veränderungen in dem 
baulichen Zuſtande eintraten, bei Erneuerung dev Verſicherung zurückgewieſen 
wirden. 

11. Geflagt wird aucd darüber, daß dann und wann die Fortdauer der 
Verficherung für erlojchen erklärt würde, jobald für Ausräumen oder bei Brand- 
unglück Heine Entihädigungen bewilligt worden jeien, und daß jelbit Mafien- 
findigungen bei Eintritt von Brandfällen vorfämen, 

12. Ein Kreiskomité des landwirthichaftlicden Vereines gedenft des gegen 
Sejellichaften und Anftalten laut gewordenen Vorwurfes, dab fie entweder gar 
feine oder verhältnigmäßig unbedeutende Unterjtüßungen für Feuerlöſchzwecke 
gewährt hätten. In gleicher Nichtung hat der Landrath der Pfalz bei jeinen 
legten Verhandlungen im November v. 3. einjtimmig den Antrag gejtellt: Die 
Mobiliarzgeuerverficherungsgejellichaften in viel ausgiebigerer Weije als jeither, 
mit mindeſtens vier Prozent ihres Neinertrages zur theilweilen Dedung der 
Koſten des lokalen Feuerlöſchweſens heranzuziehen und diefe Beträge an die ein— 
zelnen Gemeinden nad Mafgabe des auf fie treffenden Berjicherungsfapitales zu 
vertheilen. 

Gegenwärtige Entichliehung it an ſämmtliche in Bayern Dejtehenden bezw. 
zum Betriebe zugelafjenen Mobiliar-Feuerverſicherungsgeſellſchaften und Anftalten 
ergangen; Abdruck derjelben wurde auch dem Ausſchuſſe des Verbandes Deutjcher 
Privat-Feuerverſicherungsgeſellſchaften mitgetheilt. 

Die veranlafte Aeußerung, ob und in welden Punkten, jowie durd) welche 
Maßnahmen den vorgebradhten Klagen und Bejchiwerden abgehoffen werden will 
und fann, wolle jpätejtens bi8 Ende Juli ds. IS. abgegeben werden; es wäre 
erwünjcht, wenn diefelbe von ſämmtlichen Gejellichaften und Anjtalten oder dod) 
von einer Mehrzahl derjelben erfolgen würde.“ 

Hierauf haben jid die in Bayern bejtchenden beziehungsweile zum Betriebe 
zugelajjenen 24 Mobiliarfeuerverficerungssbejellichaften und Anftalten mit einer 
einzigen Ausnahme geäußert, und zwar gab der Verband Deutjcher Privat: 
Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaften Namens der demjelben angehörenden 16 Privat: 
feuerverficherungsanjtalten eine gemeinjame Erflärung ab. 

Alle eingefonmenen Aeußerungen jchließen ſich an Den Gedanfengang der 
vorjtehend zum Abdrucke gelangten Minifterialentichließung vom 26. Mai 1885 
an und es empfiehlt fich daher, auch jür die Zufammenitellung der Exrpertije die 
gleiche Reihenfolge der einzelnen, zur Grörterung gebrachten Punkte zu beachten. 

Die Ergebnifje jind im Wejentlichen Tolgende : 

1. In den Ginleitungsworten der Minijterialentichliegung dom 26. Mat 
ds. Ns. ijt bemerkt, daß troß der nicht unerheblichen Zahl der im KNönigreiche 
bejtehenden beziehungsmweife zum Betriebe zugelaſſenen Gejellichaften und An— 
jtalten die Mobtliarfenerverlicherung feither nicht die winjchenswerthe und noth— 
wendige gleihmäßige Verbreitung über das ganze Yand gefunden hat; im engen 
Zuſammenhange biemit führt Ziff. I der gedachten Miniſterialentſchließung die in 
einer Anzahl von Bezirken herrichende Klage an, daß im einer Neihe von Ort— 
jchaften und Ortötheilen Verſicherungen gar nicht oder nur bis zu einem gewiſſen 
Sejammtbetrage, der Seitens einer einzelnen Geſellſchaft fixirt jei, und, wenn ja, 
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immerhin nur gegen Prämieniäge übernommen würden, welcde viele Beſitzer zu 
erſchwingen nicht im Ztande feien. 

Hierauf wird von den Gejellichaften im Allgemeinen betont, daß te aller: 
dings nicht in der Yage jeien, jedes Riſiko zu übernehmen: es gebe dreierlei 
Rückſichten Für Nichtübernahme von Verſicherungen: erſtlich fubjektive Gründe, 
welche in der Unzuverläfligfeit des Antragitellers berubten, zweitens objektive 
Gründe, melde fich auf außergewöhnliche, mit dem Riſiko verbundene Gefahren 
bezögen, und drittens Marimalrücdtichten der einzelnen Geſellſchaft, wodurd ver: 
mieden werde, ih an einer Stelle in folder Höhe zu engagiren, dab Die 
Leiſtungsfähigkeit und die Exiſtenz der Geſellſchaft in Frage geitellt würde. Ein 
prinzipieller Ausihluß von Orten und Urtstheilen oder von irgend welchen 
ftategorien von Riſiken (jelbitverjtändlich abgejehen von jolchen, weldhe aus ähn— 
lichen Nüdiichten gemieden würden, wie ſie der Vorichrift in Art. 9 des Brand: 
verficherungsgejeßes vom 3. April 1875 zu Grunde lägen) beitehe nicht; wohl 
aber juchten die Sejellichaften objektiv bedenkliche Riſiken nicht auf. Im Ganzen 
und Großen fünne behauptet werden, daß cs überall, auch in Bayern, an 
genügender Gelegenheit zur Berjicherung nicht fehle. Die Konkurrenz und die 
Ausbreitung des Agentennetzes trage zur Belebung des Verfiherungsbedürfnifies 
bei. Die Sejellichaften verbänden ſich nöthigenfalls mit Hilfe der Rückverſicherung 
zu gemeinjchaftlidier Iragung der übernommenen Berpflihtungen. Jeder, der 
ſich ernitlich und rveell darum bemühe, fünne Verficherung erlangen. Gegenüber 
der Angabe vieler Abbrändler, nirgendwo Aufnahme gefunden zu haben, dürfte 
bei eingehender Unterfuchung unſchwer dev Nachweis zu liefern jein, daß über: 
haupt feine Anfrage oder eine ſolche nur bei der einen oder anderen Gejellichaft 
geitellt worden ſei. Mechriach finde Tich auf dem Lande eine große leid: 
giltigfeit bezüglich der Mobiliarfeuerverficherung und eine gewilfe Abneigung, zu 
verfichern und jid) damit jelbit auf längere Zeit eine freiwillige Beſteuerung auf 
zulegen. Abgeſehen bievon fei die Prämienfrage dev Punkt, auf welchen ſich 
zumeiſt die Schwierigkeiten bezüglich des Zuftandefommens der Verſicherung 
objeftiv bedenklicher Riſiken zufpigten; die Prämien aber mühten die mit dem 
Riſiko verbundenen Gefahren deren. 

Zwei Gejellichaften betonen die Verluſte, welche fie in hieher einschlägigen 
Orten im Laufe der Nahre erlitten haben. Hinſichtlich der Zukunft bemerft eme 
der beiden lepteven Gejellichaften, daß fie auch in jolchen Gegenden, die fie jept 
zu meiden gezwungen jet, gerne derfichern werde, wenn die dort vorkommenden 
Brände auf eine ſolche Zahl herabgingen, daß fie mit der Prämieneinnahme 
abzüglich der Koſten gedect werden könnten. 

17 Sejellichaften erklären sich bereit, nidyt nur die Gelegenheit zur Er: 
langung von Berficherungen durch Ausbreitung ihres Agentenneges zu erweitern, 
jondern auch, falls ich die lagen, daß das vorhandene Verſicherungsbedürfniß 
unter den gegenwärtig beitebenden Verhältniſſen nicht genügend gededt ſei, durch 
die erbetene nähere Unterſuchung als begründet erweiſen jollten, auf anderem 
Wege Sorge zu tragen und auf Verlangen Vorſchläge zu unterbreiten. 

Von Drei weiteren Geſellſchaften liegen Ipezielle Anregungen vor: 

a) Der Vorschlag der einen diejer Sefelljchaften geht dahin: Die jogenannten 
„gentiedenen“ Orte jeien durch Einvernahme der Gejellichaften oder durch admi— 
niftrative Verfügung feitzuitellen. In diefen Orten erſcheine jodann eine gemein 
ame Aktion der Gejellichaiten folgender Art veranlaßt. Jeder überhaupt als 
zufällig befundene Antrag findet ohne Rückfrage Annahme, indem das Riſiko für 
die übernommene Gefahr unter den Gefellfchaften vertheilt wird. Die Bertheilung 
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geichieht im Verhältniſſe der Geſammteinnahme der einzelnen Gejellichaft im 
Königreich ; die prozentuale Einnahmeziffer wird unter Zugrundelegung der Staats— 
gebühren entweder durch Bereinbarung der Gejellichaiten unter ſich oder durch 
Miniterialvorichrift feitgeitellt. Verſicherungen, welche amı Beginne dev Aktion 
bei den Bejellichaften bereits in Kraft Jind, werden bei Fixirung des prozentualen 
Obligo's den betreffenden Gejellichaften eingerechnet oder jie werden in die gemein— 
jame Aktion miteinbezogen. An den einjchlägigen Urten wird ein gemeinſamer 
Vertreter (Agent) bejtellt; dieſem oblicat, den Antrag derjenigen Gejellichaft zus 
zuſtellen, bei welcher der Werficherungiuchende verjichern will. Der Berjicherungs 
Juchende erhält von diefer Gejellichaft, mit der allein derjelbe im Kontrakt— 
verhältniſſe jteht, die Police, während dieſe Gejellichaft gleichzeitig der für jolche 
gemeinſame Werficherungen gewählten geichäftstührenden Gejellichaft die Ver— 
ficherung mit den nöthigen Notizen aufgibt und leptere dann die ratirliche Ver— 
theilung allen Geſellſchaften notifizirt. Im Zchadensfalle hat die Gejellichaft, 
welde die Police ausjtellte, die Regulirung vorzunehmen; die übrigen Geſell— 
chatten haben als Nücverficherungsanitalten ihren Antheil an der Schadens— 
ſumme zu evjtatten. — Ms nicht zuläſſig tt Die Mobiliarveriicherung zu erachten, 
wenn der Verficherungjuchende jubjeftiven Bedenken unterliegt, wenn die Ver— 
jiherungsjumme dem vorhandenen Werthe nicht entjprechend erjcheint, d. h. den— 
jelben iüberfteigen würde, wenn das Objekt an und für jich nicht verjicherbar 
(3. B. eine Pulvermühle) it, alle das Motiv des Ausichluffes bei der Immo— 
biltar-Brandverficherungsanftalt in Mmvendung kommt ; ferner it aber die Mo— 
bifiarversicherung überhaupt oder im vollen Werthe des Mobiliarbejiges aud) 
nicht für zuläffig zu Halten, wenn fonitativte Sorglofigfeit, Indolenz, Spefulas 
tionsjucht, Mangel quten Sinnes für Ordnung und Gejeplichkeit, für Anſchaffung 
und Berbejferung der Feueriicherheits- oder Yölcheinrichtungen bei den Bewohnern 
des Ortes in einem Umfange und in einer Weile zu Tage treten jollte, daß 
dieſer Zuſtand einer energiſchen Korrektur bedürfte, daß die nächte und drin- 
gendjte Nemedur nicht in der erleichterten und gejteigerten Verſicherungsnahme, 
jondern in der Beleitigung der bezeichneten Mißſtände angezeigt und die volle 
Verſicherungsnahme cher als ein Mittel zu deren Steigerung ericheinen würde. 

b) Die zweite Gejellichaft nimmt zunächſt auf die Sachlage in einem Nad)- 
Darlande Bezug; dort werde bei den ungünftigiten Verhältniſſen, wie eng zus 
jammenhängende Ortſchaften mit Holzhäuſern unter Schindel- oder Strohdad,, 


mit zeitweilem Wafjermangel und ungenügenden Yöjcheinrichtungen — Berhält- 
niſſen, wie fie in Bayern nur jelten vorhanden jeien — nichtsdejtoweniger von 


einheimifchen und fremden Sefellichaften verliert. Der Vorſchlag dieſer Geſell— 
Schaft, welcher in der Hauptſache mit dem eben entividelten übereinjtimnt, hat 
zum Inhalte: 

Tiejenigen Bewohner der von den Gejellichaften nicht bejonders aufgejuchten 
Trte, welchen es durch Vermittlung von im Orte jelbjt oder in der Nähe 
wohnenden Gejellichaftsagenten nicht gelingt, ihr bewegliches Eigenthum zu ver— 
fichern, haben ihre dahin gebende Abſicht dem Bürgermeiſter befanntzugeben und 
gleichzeitig einen geeigneten YAutragsbogen ausgefüllt zu überliefern, wort Die 
Berficherungslofate beichrieben und diejenigen Beträge eingejebt ſind, welche der 
Verfiherumgiuchende auf die verjchiedenen Gattungen feines beweglichen Eigen— 
thums zu verſichern wünſcht. Nachdem die Werthanfäge vom Bürgermeilter auf 
ihre Nichtigkeit geprüft ſind, wm etwaige Weberverficherungen zu vermeiden, 
werden dieſe Aufnahmsgeſuche in beitimmten Yeitabjchnitten dem betreffenden 
Bezirfgamte überjendet. Yepteres läßt Diele Unterlagen an eine der im König: 
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reiche thätigen Gejellichaften gelangen, und zwar an diejenige, welche die An— 
jtalten umter jich zu diefem Zwecke ein- für allemal oder in jährlich wechſelndem 
Turnus bezeichnen und von welcher die Beförderung an die anderen Gejell- 
ichaften bezichungswerje Generalagenturen erfolgt. Die Wertheilung der zur 
Verſicherung beantragten Summen kann in der Weile geſchehen, daß jede Geſell— 
ſchaft im Verhältniſſe zum Umfange ihres jeweiligen Geſchäftsſtandes im dies— 
jeitigen Bayern (nad) Maßgabe des letztgeleiſteten Konkurrenzbeitrages für Die 
Kontrole der Mobliarfeuerverfiherungen) ihren Antheil pro rata übernimmt. Tie 
Seitens einzelner Geſellſchaften in jenen ‚Orten jchon bejtehenden Berfiherungen 
werden den neubeantragten hinzugerechnet; erjt dann findet die prozentuale Ver— 
theilung statt. 

e) Die dritte Gejellichaft, welche ebenfalls der Meinung it, dab ſich durch 
die Sejammtheit der Gejellichaften gewiß ein Weg der Abhilfe finden laſſe, 
nimmt in lebterer Binficht auf eine im Königreihe Sachen beitehende Ver— 
ordnung vom 20. November 1876 Bezug, laut welcher jede fonzeflionirte Feuer— 
verjicherungsgejellichaft verpflichtet it, Verficherungen ımter Stroh: und Schindel- 
Dächern bis zur Höhe von mindejtens 5 Prozent ihrer im Königreich laufenden 
VBerliherungen zu übernehnten. 

II. NRüdjichtlid” der im Ziff. IE der Miniſterialentſchließung vom 26. Mat 
ds. Is. erwähnten Beschwerden, daß die Prämienjäge iiberhaupt zu gutem Theile, 
zunächit auf dem platten Lande, viel zu hoc) gegriffen jeien, und daß bei ihrer 
Bemeſſung ohne genügende Beachtung der fortichreitenden Abminderung Der 
Brandgefahr ꝛc. das Schwergewicht auf den baulichen Zujtand und die Nachbar- 
ichaft der die Mobilien enthaltenden Gebäulichkeiten gelegt werde, wird von den 
Sefellichaften vor Allem faſt ausnahmslos darauf bingewiejen, daß ſich ein fort- 
geſetzter Nücgang der Prämien vollzogen habe, worin zugleicd) die fortſchreitenden 
Verbejlerumgen der Bauart und der Feuerlöſcheinrichtungen einſchließlich der 
Waſſerverſorgung zum Musdrude kämen. Eine Mehrzahl von Gejellichaften iſt 
der Meinung, daß ſich die Nlagen über die Höhe der Prämienſätze zum Theile 
aus einer gewiſſen Mißgunſt herjchreiben, weiche die Nentabilität der Geſchäfte 
einzelner Gejellfchaften errege; es werde aber hiebei überjehen, daß dieſe 
Nentabilität das Ergebniß einer durch langjährigen Fleiß und durch umſichtige 
Benügung der gemachten Erfahrungen erlangten Tednif, jowie der namentlich) 
durch Zurücklegung ſtarker Reſerven geübten Sparjamfeit jei, und daß ſie ſich 
zum großen Theile aus den günjtigeren Ntonjekturen früherer Zeiten berichreibe, 
in welchen die Konkurrenz nod) unbedeutend geweſen ſei; doch jeien feiner dieſer 
Sejellichaften Verluftjahre, manchmal von recht einjchneidender Bedeutung, eripart 
geblieben; neben ihnen jei gar manche Gejellichaft zu Grunde gegangen und 
nicht wenige kämpften noch jebt mit jährlichen Verluſten, dieß zumeiſt im Folge 
des Beſtrebens, mittelit niedriger Prämienſätze ein umfangreicheres Gejchäft zu 
machen; wie jchon oftmals nachgewieſen, jet der dermalige Durchſchnittsgewinn 
aller in Deutjchland arbeitenden Aftiengejellichaften zujammengenommen ein mur 
mäßiger. Der Preis der Verlicherung richte fich, wie der Preis jeder Waare, 
nach Angebot und Nachfrage ; er werde einerjeitS durch den Wettbewerb einer 
großen Anzahl von Anſtalten, worunter Gegenleitigfeitsanftalten, und andererfeits 
durd das Beltreben der Verſicherungſuchenden, möglichſt billig bedient zu werden, 
geregelt. Die über die Höhe der Prämienſätze vorgebrachten lagen bezögen ſich 
wohl nur auf die ungünjtigeren Riſiken. Die Größe der beitehenden Gefahrs: 
unterschiede mache ſich jelten Jemand Harz; für die Geſellſchaften aber bilde den 
Maßſtab bei der Prämienforderung der Grad der Gefahr, welche ſie nach ihrer 
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Schätzung mit einem Riſiko der betreffenden Gattung übernähmen. An den 
Prinzipien, auf welchen das Verfahren der Seiellichaften berube,. fünne wohl 
Nichts geändert werden. Die Gejellichaften jind nad den Aeußerungen ihrer 
überwiegenden Mehrzahl der Anichauung, daß die drohenden Gefahren und die 
Ktehrjeiten der in Bezug auf verminderte Brandgefahr geltend gemachten Momente 
nicht immer hinreichend beachtet wirden ; es liege überhaupt in der menschlichen 
Natur, ſich im Vergleiche mit Anderen leicht für benachtheiligt zu halten; ein 
Zuſtand, welcher alle Verſicherten befriedige, werde niemals zu erreichen fein. 
Wenn die Nlagen über ungerechtfertigte Höhe der Prämienjäge bejonders aus 
landwirthichaftlichen Kreiſen laut werden, jo jcheint das den meiſten Geſellſchaften 
nicht zutreffend zu jein. Eine den höheren Gefahrverhältniffen (größere An— 
häufung fenergefährlicer Stoffe, mangelhafte Bauart und weniger gute Organi— 
jation der die Brandgefahr mindernden Vorfehrungen und Einrichtungen) ent= 
ſprechende Prämienbemeſſung wäre an fich gerechtfertigt; ſie ſei jedoch thatjächlid) 
nicht oder wenigſtens nicht in genügender Weiſe durchgeführt. Der Landwirth, 
welcher große, fic immer erneuernde verficherbare Werthe produzire, werde von 
den Berficherungsgeiellichaften im ausgedehnteiten Make umworben; feine Ans 
jtalt wolle das landwirthichaftliche Geſchäft miſſen, obwohl die Thatſache feititebe, 
dag -in langen Neihen von Jahren die auf landwirtbichaftlihe Riſiken ent— 
fallenden Schäden und Berwaltungstojten durch die von dieſen Riſiken einge- 
nommtenen Prämien nicht gedeckt würden. Eine Geſellſchaft erwähnt, daß ste jeit 
Beginn ihres Sejchäftsbetriebes in Bayern aus dieſem Gefchäfte feinen Gewinn 
gezogen habe und daß das vorzugsweile eine Folge der zu Ddedenden Brände 
auf dem Yande jei. Die zu dem Werbande Deuticher Privat: Feuerverficherungs- 
Sejellichaften gehörenden Sejellichaften beziehen fich namentlich auf die beionderen 
Zugeitändnifje, welche die mit dem Dentjchen Landwirtbichaftsrathe getroffenen 
Vereinbarungen enthalten und welche gemacht worden jeien, ohne daß Die 
hiedurch von den Oejellichaften übernommenen Laſten durd erhöhte Prämien 
Ausgleichung gefunden hätten. (Vgl. Bunkt VI Wr. 4.) 

Die unter Punkt J aufgeführte Bereiterflärung von 17 Gejellichaften wird 
infoferne, als die Höhe der Prämienjäbe in der dort berührten Frage mit: 
getroffen it, auch als zu gegenmärtigem Punkte II geltend zu erachten fein. 

Zwei andere Gejellichaften haben jvezielle Vorſchläge erhoben. 

a) Die eine Sejellichaft führt aus: 

Es jollten die Yandleute nicht immer auf den einzigen oder einige Agenten 
im Orte angewiejen jein, jJondern es follte ihnen Gelegenheit geboten werden, 
auch Die Anficht aller übrigen oder der Mehrzahl der in Bayern arbeitenden 
Sejellichaften über den zu fordernden Prämienjag hören zu können. Zu dieſem 
Behufe wird eine adminitrative Verfügung empfohlen, welce jicherjtellt, daß die 
Bürgermeiſter in Yandgemeinden jeweils über die Namen derjenigen Gejellichafts- 
vertreter unterrichtet Tind, welche am Site des betreffenden Amtsgerichtes oder 
Bezirksamtes ſich befinden. 

b) Die andere Geſellſchaft jchlägt — ausgehend von dem Gedauken, daß, 
wenn es auch als ein Vorzug der Gefellichaften anziehen ſei, daß Diele auf 
rationeller Grundlage, den Gefahren entiprechend, die Prämien normirten und 
eine gerechte Abjtufung vornähmen, doch bis zu gewiſſen Grenzen, und ſoferne 
nidyt die Differenz der beiderjeits von Berlicherten und Verſicherer gebotenen 
Leijtungen zu Sehr das Maß der Billigkeit überjchreite, eine Ausnahme ſich 
rechtfertigen lafje, falls ein höheres Intereſſe in Betracht fonme, und daß bier 
derjelbe Grund Anwendung finden dürfte, welcher den Anjtalten nahelege, Ent: 


800 Zur Frage der Verjtaatlihung der Mobiliar-Feuerverſicherung. 


jhädigungsbegehren, die ſich rechtlich überhaupt nicht oder nicht in der Höhe 
der Anmeldung begründen ließen, zu befriedigen, wenn der Verficherte in jehr 
hilftofer Lage jei, — vor: Bei den von den Gejellichaften gemeinjam über- 
nommenen Verficherungen (vergl. oben unter Punkt I am Schlufje lit. a und b) 
jei, woferne die Verjicherungsjumme den Betrag don 2000 Fb. nicht überſteigt, 
der Prämienjaß nicht über 3°/,, zu normiren. Hiebei wird binfichtlic der die 
vorbezeichnete Höhe der Verſicherungsſumme überjchreitenden BVerjicherungen be— 
merft, dab für jie zwar eine gleichartige, durchgehende Normirung nicht Statt: 
finden fünne, daß aber auch bei ihnen die gemeinjame Vertheilung der Gefahren 
unter den GSejellichaften und die hiedurch gebotene Erleichterung ein Aequivalent 
und Anlaß geben werde, die Prämie ebenfalls nit zu hoch zu halten und 
jedenfalls gegen jebt zu erniedrigen. 

III. Die Ziff. III der Minifterialentfchliegung vom 26. Mai I. Is. berührt 
die Klagen darüber, daß die Aufnahmebedingungen zu komplizirt und zu ver— 
jänglih, auch meijtens der Police mit fo Kleiner Schrift aufgedrudt ſeien, daß 
te der Yandmann nicht beachte und nicht Leje. 

In lebterer Hinsicht wird vieljeitig bemerft, daß der Fleine Drud nur dem 
vorhandenen Naume Rechnung tragen und ein unbequemes Format der Police 
verhüten jolle, wobei. eine Gejellichaft ausdrüdlic erklärt, daß in der Größe 
- des Drudes auf Wunjd eine Aenderung eintreten werde; eine Gejellichaft führt 
an, daß ſie die Verficherungsbedingungen den Bolicen überhaupt nicht beidrude. 

In erjterer Beziehung jodann wird vor Allem hervorgehoben, dab die 
allgemeinen Verficherungsbedingungen wohl bei jämmtlichen in Bayern thätigen 
Anjtalten annähernd Ddiejelben jeien. Während aber die allgemeinen Berjicherungs- 
bedingungen der Aftiengejellichaften die im Verficherungsvertrage enthaltenen 
Beitimmungen über die Nechte und Pflichten beider Theile mit jurijtiicher Schärfe 
zum Ausdrucke brächten, finden die Gegenfeitigfeitsgejellichaften in ihren breiter 
gehaltenen Verficherungsbedingungen den Grundgedanken, daß der Verjicherungs- 
vertrag auf Treu und Glauben berube, mehr in den Vordergrund gejtellt. Eine 
Anſtalt jpricht ich des Ferneren dahin aus, daß man bei Vernehmung der in 
neuejter Zeit gegen die allgemeinen Werficherungsbedingungen der in Bayern 
thätigen Privatverficherungsgejellichaften vorgebradhten Nefriminationen zu der 
Anficht gedrängt werde, als ob die Gejellichaften in Bayern den Verſicherten 
gegenüber Grundjäße zur Anwendung brächten, welche in der ganzen Welt nicht 
oder in Bayern erjt in den jüngftvergangenen Jahren zur Geltung gelangten: 
dem entgegen jeien in allen Staaten, in welcden die Feuerverfiherung Gegen: 
ſtand eines Vertrages fei, die Prinzipien, nach denen die allgemeinen Policen- 
bedingungen vedigirt jeien, anerkannt und ausgejprochen, und zwar jo lange das 
geregelte Verficherungswejen beitehe; man könne auf einzelne Gejebesbejtimmungen 
bezüglich der Feuerverjicherung in anderen Yändern, auf die Seeverficherungs- 
gejeßgebung, welche zu jubjidiärer Anwendung bei der Feuerverfiherung gelangt 
jei, dann auf Werfe angejehener Nechtslehrer verweilen. Im Uebrigen machen 
die Geſellſchaften geltend, dap ſie Mangels einheitlicher gejeßlicher Beltimmungen 
genöthigt jeien, den ihnen einzig bleibenden Schuß durch Aufitellung von Ber: 
tragsbedingungen zu ſchaffen. Das Rubliftum, mit weldem die Gefellichaften in 
geichäftlichen Beziehungen jtänden, ſetze ſich aus den verjichiedenartigiten Elementen 
zujammen. Die Erfahrung, daß die Bejchädigten übertriebene Erſatzanſprüche 
erheben, jei eine jehr häufige. Die Neigung, aus der großen Tajche der Gejell- 
ichaften mehr herauszunehmen, als den Umſtänden nach gerechtfertigt erjcheine, 
jei jelbjt bei ſonſt rechtlich dentenden Menjchen in Folge irriger Auffaſſung des 
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Zweckes der Berficherung und der Grundſätze des Werjicherungsvertrages nicht 
jelten vorhanden. Aber auch mit geradezu betrügeriihen Forderungen hätten die 
Gejelljchaften zu rechnen. Häufig genug jeien die ‚Fälle, in denen Betrug und 
Betrugsverſuch, ja auch vorjägliche Brandftiftung dem Verſicherten nachgewieſen 
werde. Die Schwierigkeiten aber, welche der Erbringung eines folden Beweiſes 
entgegenjtänden, ließen duchhbliden, in wie vielen Fällen, in denen er nicht 
‚ erbracht werden fünne, die Gejellihaften betrügeriiche Forderungen honoriren 
müßten. Die Mitglieder des Verbandes Deutjcher Privat = Feuerverjicherungs- 
Sejellichaften hätten jofort nad) der Begründung des Neich3-Oberhandelsgerichtes, 
aus welcher fie die Ausficht auf eine einheitliche Nechtiprechung für Deutjchland 
entnommen hätten, den früher von einander vielfach abweichenden allgemeinen 
Verjicherungsbedingungen eine gleichlautende, einfache, knappe und überjichtliche 
Faſſung gegeben; darin dürfte ein wejentlicher Fortichritt liegen. Die Grund- 
lagen des Vertrages jeien in 17 Paragraphen zujfammengefaßt, während 3. B. 
das Preußiſche Landrecht zur Entwidlung des Verfiherungsrechtes, injomweit die 
einichlägigen Beſtimmungen die Feuerverjicherung beträfen, 141 Paragraphen 
bedurft habe. Der Wunſch nad einem klaren und aufrichtigen Dokumente werde 
von den Gejellichaften getheilt. ES gebe jedoch kaum Geſetze oder Verordnungen, 
welhe wicht in einzelnen Theilen zu Meinungsverjchiedenheiten und Zweifeln 
Anlaß böten; die Nehtiprehung gleiche aber ſolche Yücden aus und ſie habe 
auch bereits, namentlich in neuerer Zeit, in mancherlei Beziehungen feitgeitellt, 
was im Bereiche des Verſicherungsweſens Nechtens fein jolle. Cine chikanöſe 
oder rigoroje Anwendung der Berjicherungsbedingungen bei reellen Brandjchäden 
werde entjchieden bejtritten ; für ſolche Brandſchäden kämen die allgemeinen 
Bedingungen überhaupt fait gar nicht in Betracht. Auf die durchgängig loyale 
und nachiichtige Handhabung der Bedingungen übe die Konkurrenz ebenfalls einen 
wohlthätigen Einfluß. Daß Ausnahmen vorfommen, wolle weder bejtritten noch 
gerechtfertigt werden ; ſie an das Licht der Teffentlichleit zu ziehen und zur 
Unterfuchung zu bringen, werde das bejte Mittel zur Abhilfe jein und ſei in 
den dringenden Wünjchen der Gejellichaft jelbjt gelegen. 

Hinfichtlih der Aufjtellung einer Normalpolice durch die Regierung gibt 
eine Gejellihaft der Meinung Ausdrud, daß die Geſellſchaften ſich nicht weigern 
würden, jolchen behördlich aufzujtellenden Normalpolice-Bedingungen zuzuſtimmen, 
in welchen berechtigten Anforderungen des Verliherungjuchenden wie des Ber- 
ſicherers billigerweife gleihmähig Rechnung getragen würde. Dagegen ſind 
18 Gejellichaften der Anjchauung, daß die Heritellung einer derartigen Normal- 
police einerjeitS in allen wejentlihen Punkten nur zu gleihen oder ähnlichen 
Beitimmungen führen könne, wie jie in den allgemeinen Bedingungen der Gejell: 
ichaften enthalten feien, und amdererjeits, namentlich wenn andere deutſche Re— 
gierungen in derjelben Weiſe vorgehen wollten, die Schwierigkeit, welche den 
Berficherungsgefellichaften heute jchon aus der Vielgeitaltigfeit des deutichen Ver— 
waltungsrecdjtes erwachje, auf den techniichen Berficherungsbetrieb übertrage ; eine 
Gejellichaft betont hiebei noch im Bejonderen die ungünjtige Yage, in welche die 
zahlreiche Grenzbevölferung dadurch verjeßt werden würde. 

Die jpeziellen Bedingungen anlangend, erklärt eine Anjtalt, daß diejelben 
nicht beabjichtigten, die Entichädigungspflicht zu bejchränten und dem Berficherer 
Gelegenheit zu bieten, im Schadensfalle durch Anwendung und Auslegung Die 
Entichädigungsanjprüche abzuweifen. hr Zwed jei, die nöthige Präziiion umd 
Klarheit zu geben und zunächſt den Verficherten auf diejenigen Vorfihtsmaßregeln, 
welde er amwenden fünne und welde die Verhütung und Beichränfung der 
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Feuersgefahr und des Schadens bezielten, aufmerffam zu machen und ihn ans 
zuhalten, diefelben durchzuführen. Die meijten diefer Spezialbedingungen feien 
nichts Anderes, als Wiederholungen und Präziſirungen polizetlicher Vorſchriften, 
welche größtentheils nad) Einvernahme der mit Erfahrungen wohl ausgerüjteten 
Berlicherungsgefellihaften von den Behörden erlaſſen feien. An diefer Nichtung 
Ihäße man ihren Werth; ihr Eomminatorischer Charakter bringe Bortheil für 
die Feuerſicherheit; eine weitere Bedeutung werde ihnen nicht beizulegen fein. 
leberhaupt werde von Den jpeziellen wie von den allgemeinen Bedingungen zu 
gelten Haben, daß die jolide Anjtalt fie lediglih als Schugmittel gegen Speku— 
lation und grobe Fahrläfjigkeit aufitelle; und wären fie nicht, jo dürfte wohl die 
öffentliche Sicherheit in erjter Linie jich über ihre Abwejenheit zu beflagen haben. 
Eine andere Gefellichaft erwähnt, daß bejondere Klaufeln in Bezug auf die 
Sntafthaltung vorhandener oder noch vorzunchmender Einrichtungen mit gleich 
deutlicher, leicht fesbarer Handſchrift in die Police eingejchrieben werden, wie der 
ſonſtige Inhalt. 

Inſoweit die Sejellichaften über ihre Stellungnahme ein Reſumé geben, it 
dDasjelbe zu verzeichnen, wie folgt: 

Eine Gejellichaft gibt allgemein zu, daß eine Vereinfachung der Ber: 
licherungsbedingungen wünſchenswerth jei. 

Eine andere Gejellichaft erklärt jich bezüglich der allgemeinen wie Tpeziellen 
Bedingungen erbötig, Menderungen, Zufäge, Stlarjtellungen x. vorzunehmen, 
wenn präcis und motivirt ipezielle Wünjche bekannt gegeben werden, Deren 
Berechtigung anzuerkennen it. 

17 Gejellichaften äußern ih: Wenn auch behauptet werde, daß im Allge— 
meinen Härten, die in einzelnen Sätzen der allgemeinen Verficerungsbedingungen 
enthalten ſein möchten, durch eine wohlwollende Haltung der Gejellichaften aus: 
geglichen und gemildert würden, jo jei damit keineswegs gemeint, daß Die 
Sejellichaften dabei jtehen bleiben wollten; vielmehr jeien diejelben ſtets bereit, 
jich zeitgemäßen und berechtigten Anforderungen und Bedürfniffen zu  affom- 
modiren. Der Berband habe das in ausreichendem Maße bei den Verhandlungen 
mit dem Deutjchen Landwirthichaftsrathe (vergl. Punkt TI und Punkt VI Wr. 4) 
gezeigt, und die gedachten Gefellichaften bewiejen es täglich, indem jie dann, 
wenn das Bedürfnis; dazu hervortrete, Abweichungen von den Berjicherungs: 
bedingungen Eonzedirten. Der Berband babe aber auch bereits jelbit das 
ſchwierige Werk einer zeitgemäßen Umgeitaltung der Berficherungsbedingungen 
in Angriff genommen und werde jede ſachgemäße Mitwirkung, welde ihm hiebei 
aus den Nreifen der Berficherten oder von den Behörden oder von öffentlichen 
Organen geboten werde, dankbar begrüßen. 

Eine dieſer 17 Gelellichaften fügt bei, daß ſie ſich ſchon ſeit Jahren mit 
einer zeitgemäßen Erneuerung der grundlegenden Beſtimmungen beichäftige und 
an dem Abſchluſſe nur durch äußere Verhältniffe behindert worden jei. 

IV. Die in Ziff. IV der Minifterialentichliegfung vom 26. Mat ds. Is. 
aufgeführten Beichwerden bezüglich der Schadensregulirung im Ganzen werden 
in ıhrer Allgemeinheit von den Gejellichaften übereinjtimmend mit aller Ent: 
ſchiedenheit zurückgewieſen, wobei, injoweit die Beſchwerden mit den Klagen über 
die Aufnahmebedingungen zufammenbängen, auf das gegen dieje Klagen Vor: 
gebrachte (Punkt 111) verwiefen wird. Das Geſchäft der Gejellichaitsinjpektoren 
jet ein ſehr ſchwieriges; ſie hätten es mit Leuten der verjchiedenjten Art und 
ebenjo mit den verjchiedenartigiten Segenftänden zu thun. Es fünnten natürlid) 
hie und da Mifgriffe vorkommen, es fönnten minder befähigte Gejellichafts- 
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beamte auch wohl einmal Ungejchielichfeiten begehen ; im Allgemeinen aber 
gereichten ſolche Vorkommniſſe jelbitveritändlich weit mehr zum Nachtheile der 
Sejellichaften als zum Nachtheile des Beichädigten. Die Gefellichaften ſeien 
bemüht, derartigen VBorfällen nad) Thunlichkeit vorzubeugen, und verivendeten 
auf die Auswahl und Musbildung der einschlägigen Beamten die größte Sorgfalt. 
Es wäre auch nicht nur unvedlich, ſondern ebenjo umpolitiich und unklug, wenn 
die —— anders inſtruirt würden, als dahin, daß ſie in gewiſſen— 
hafter Weiſe die Schäden zu reguliren haben. Abgeſehen von der Sorge um 
ihre bei den Regulirungen im höchſten Grade engagirte Ehre müßten die Geſell— 
ſchaften von einem Wegulirungsbeamten, welcher einmal den Beichädigten zu 
übervortheilen verjucht Habe, auch fürchten, daß derjelbe vermöge jeiner niedrigen 
Geſinnung leicht der Beſtechung durch Brandbeichädigte zugänglich jei, die oft 
genug verjucht werde. Die Alten der Gejellichaften lieferten den Beweis dafür, 
mit welcher Gewijjenhaftigfeit die Schadensregulirung vor jich gehe und mit 
welcher Nachſicht gegen an ſich unberechtigte Anſprüche der Verficherten verfahren 
werde. Die Beichwerden beruhten zumeiſt auf irrigen Auffafjungen und Miß— 
verſtändniſſen; hier fei, um zu einem gerechten Urtheile zu fommen und um ic 
überhaupt äußern zu fünnen, die genaue Kenntniß jedes bezüglichen einzelnen 
Falles nothiwendig. Zu Gunjten der Gejellichaften ſpreche insbejondere Die 
Seltenheit der Fälle, in denen NRectsitreitigkeiten aus Anlaß von — 
regulirungen vorkämen, überhaupt und die Seltenheit der Fälle namentlich, 
welchen eine Geſellſchaft einmal aus Anlaß der Verweigerung einer —— 
wegen betrügeriſcher Handlungen des Verſicherten ſachfällig werde. Zwei An— 
ſtalten konſtatiren, daß jeit Beginn ihrer langjährigen und umfangreichen Thätig— 
feit in Bayern von feinem Beſchädigten eine Urtheilsiprechung in der eine 
ſchlägigen Richtung provozirt worden jei. 

Die Mehrzahl der Gejellichaften jchildert den Gang der Schadensermittlung 
folgendermaßen: Der Beichädigte jtelle die Schadensrehnung auf, wozu ihm 
genügende Zeit gelalfen werde; ev ſchätze alſo jelbit die verbrannten wie Die 
geretteten Gegenitände cin. Babe er das in reeller und ſachgemäßer Weiſe 
gethan, jo bleibe die Rechnung unbeanitandet und es werde die Entjchädigung 
auf Grund derjelben gewährt. Wie aber in der Negel der Beichädigte nicht zu 
feinem Schaden ligwidire, jo fomme es auc nicht felten vor, daß er zu viel 
fordere, daß er das Beichädigte zu hoch, Das Werettete zu nieder anmelde, und 
daß dann der Negulirungsbeamte, welcher aus feiner Praris eine mehr oder 
weniger weitgehende Keuntniß des jeweiligen Werthes von Waaren, Majchinen, 
Gebrauchsgegenjtänden, Ernteerzeugniſſen, Vieh u. j. w. erlangt babe, jeine 
Bedenken geltend made. In der Mehrzahl der Fälle erfolge eine friedliche 
Einigung zwiichen beiden Theilen und die Sache jei damit abgethan. Erfolge 
eine Einigung nicht, jo werde die Schadensihäßung durch beiderjeits ermwählte 
Sahverjtändige, beziehungsweile durch einen von Diefen ernannten Obmann 
bewirkt. Weniger glatt gehe die Sache ab, wenn es der Negulirungsbeamte mit 
einem Beichädigten zu thun habe, von welchem er den Umftänden nad) annehnen 
müßte, daß derjelbe den Brand im gewinnlüchtiger Abſicht ſelbſt veranlaßt habe 
oder auf Betrug ausgehe. Gehörten ſchon die Fülle nachweislicher Branditiftung 
von Seite des Beihädigten nicht zu den Zeltenheiten, jo jeien die Fälle muth- 
maßlicher Branditiftung noch nahezu zwanzigfacd häufiger. Die Zahl diejer Fälle 
fei aber verſchwindend gegen die Zahl derjenigen, in welchen der Beſchädigte, 
ohne daß ihn der Verdacht der PBranditiftung treffe, zu hohe und ſogar 
betrügeriiche Forderungen geltend mache. Zumeiſt gelinge es dem Regulirungs— 
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beamten, die Forderung auf ihr billiges Maß zurüdzuführen und nur in jeltenen 
Fällen müſſe die Verhandlung abgebrodyen werden. Wenn dann nicht etwa 
nachträglich eine Einigung zu Stande fomme, oder der Beſchädigte ſich bei der 
Abweifung feiner Anſprüche berubige, jo werde der Rechtsweg bejcpritten. — 
Eine Gejellichaft nimmt darauf Bezug, dab ihr Generalagent und ihre jämmt- 
lichen Jnjpeftoren nicht auf Provifion geitellt jeien, jondern feſten Gehalt bezögen 
und daß ihmen ſonach ein perjönliches Interefje an dem Ausfalle der Schadens— 
vegulirungen fremd jei. — Eine andere Anjtalt bringt vor, daß bei Differenzen 
iiber die Frage, ob und in wie weit die Anjprüche der Verſicherten als gerecht— 
jertigt erjcheinen, das arbitrium boni viri, jei es in der Expertiſe oder in dem 
ihiedsgerichtlihen Urtheile, unter Gleihberehtigung der Parteien bei Ernennung 
Derer entiheide, weldye das Urtheil abgäben. 

Auf die Angabe, dab Heine Brandichäden — im Gegenhalte zu größeren 
Brandfällen — ſehr coulant abgewidelt und durch Beranlafjung öffentlicher 
Dankſagungen zu Reklamezwecken verwerthet würden, entgegnen 17 Gejellichaften: 
Kleine Schäden würden um deßwillen raſch erledigt, weil Zeit Geld jei; habe 
irgend einmal ein Gejellichaftsvoritand das coulante Gebahren bei einem fleinen 
Schaden zu Neklamezwecen benüßt, jo möge der Name desjelben der TÜeffent- 
lichkeit preisgegeben werden. — Eine andere Gejellichaft erflärt: Sie halte von 
öffentlichen Dankjagungen für coulante Negulivung nichts, und habe ſolche Ber- 
öffentlichungen, jobald ihr die bezügliche Abſicht eines Brandbeſchädigten bekannt 
geworden jei, ſtets zu verhindern gejucht, da ſie der Anficht jei, daß die 
Erfüllung fontraftliher Verpflichtungen feine Belobung verdiene, jondern etwas 
Zelbjtverjtändliches jei. — Eine weitere Gejellichaft jpridt aus: Sie fünne 
getvoft den Beweis der Wahrheit antreten, daß die ihr gegenüber in öffentlichen 
Blättern Bayerns ausgeſprochenen Danfjagungen zjumeijt relativ größere Schäden 
beträfen. 

In Bezug auf die behauptete Ausnützung der elaſtiſchen Beitimmungen der 
Aufnahmebedingungen wird von der Mehrzahl der Gejellichaften hervorgehoben : 
Tie Berfiherumgsbedingungen ſeien nicht einjeitig zu Gunſten der Gejellichaften 
verfaßt; wohl aber enthielten fie in den Grenzen des erprobten Bedürfnifies 
die zu einer prompten Gejchäftsabwidlung und zum Schutze gegen unreelle 
Dandlungsweile des Verjicherten nöthigen Nautelen. Allerdings jei der Gejell- 
\chaft die Handhabung des Vertrages geläufiger als dem Verficherten ; der Lebtere 
jei aber hinwieder jachlich bejjer unterrichtet als die Gejellichaft. Bei der Er: 
mittlung der Schadenshöhe befinde jich die Gejellihaft im Nachtheil. Hinſichtlich 
der bejjeren Kenntniß der Vertragsbedingungen jei jie zwar im Wortheil; bier 
aber werde jie jchon durch den Drud der Konkurrenz, der gerichtlichen Erfennt- 
niſſe und der öffentlichen Meinung zu loyalem Verhalten genöthigt, wie dem 
iiberhaupt ihre Projperität und jogar ihre Exiſtenz von fortgejegt loyaler Er: 
füllung ihrer Obliegenheiten abhängig jei. 

Tie Annahme, daß die in der Poliee feitgejepte Summe die Grundlage der 
Entſchädigung bilden jolle, wenn nicht die Ueberverſicherung fejtgejtellt jei oder 
von den Gejellichaften nachgewieſen werden könne, und die Bekämpfung der 
Beſtimmung, daß Die Verjicherung jelbjt weder einen Beweis noch eine Ber- 
muthung für das Vorhandenjein oder den Werth der verjicherten Gegenjtände 
zur Zeit des Brandes begründe, wird von jämmtlichen Gejellichaften überein: 
ſtimmend als ungerechtfertigt bezeichnet. Von drei Gejellichaften wird darauf 
hingewieſen, wie die Ncceptirung eines jolden Syitemes mit dem wejentlidhen 
Grundſatze der Mobiliarfeuerverjiherung in Widerſpruch treten müßte, daß diel 
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nicht zu einem Gewinn führen dürfe, und wie damit zugleich Branditiftungen 
Thür und Thor geöffnet werde; es werde dabei außerdem verfannt, daß auch 
bei dem Mobiliarbeiige ein namhafter Wechiel in der Höhe des Beitandes ein— 
trete. Faſt alle Gejellichaiten führen aus, dab die Beſtimmung über die mans 
gelnde Beweisfraft der Police in der That nicht hart jei, wenn fie auch ſchroff 
flinge. Es gehe ihr nämlich in den Bedingungen die Beitimmung voraus, daß 
die Sejellichaft über die Angaben des Verlicherten ſolche Belege und Beweiſe 
fordern fünne, Die er zu liefern vermöge Thatſächlich gälten daher 
aud) die Angaben des Beichädigten über Umfang und Werth jeines Beſitzes und 
feines Berluftes als maßgebend, injolange fie nicht von den Geſellſchaften wider: 
legt werden fünnten. Die Entichädigimgsleiitung don der Erbringung des Be— 
weiles des Verficherten über VBorhandenjein und Bejchädigung der zum Erſatze 
fiquidirten Gegenjtände in dem von bejchwerdeführender Seite gedachten Sinne 
abhängig fein zu laffen, würde feine Berficherungsbedingung zu begründen ver: 
mögen. Der gewünſchte Zultand, daß die in der Police feitgejeßte Summe 
regelmäßig die Grundlage der Entjchädigung bilden jolle, jei thatlächlidy dann 
bereits vorhanden, wenn der Berficherte den Beſtand am Tage des Brandes 
genau in der Höhe der Berficherungsfumme in Nechmung zu jtellen vermöge; 
in allen anderen Fällen gehe die Abweichung von diefem Zuftande zunächſt aus 
den Angaben des Werficherten hervor, der Gejellichaft stehe ſtets nur eine 
fontrolivende Thätigfeit zu. i 

Auch die Beichwerde darüber, dal bei einem Brande alte Gegenjtände als 
abgenübt für minderwerthig und die an Stelle bejeitigter Gegenstände neu— 
angejchafften gleicher Art für nicht verjichert erklärt würden, zeige eine voll: 
fommene Berfennung der Grundjäße des Verficherungsrechtes, wie fie ausnahms— 
105 zur Anwendung fümen. Nach der übereinitimmenden Anschauung der Gejell: 
jchaften würde feine derfelben in Bezug auf das deßfalls von einer Seite Vor— 
gebrachte, in der Minijterialentichließung von 26. Mai ds. 8. wiedergegebene 
Beilpiel jo, wie von den Beſchwerdeführern geglaubt werde, verfahren und ver- 
fahren fünnen. Es ſei überjehen, daß die Mobiliargegenitände ſummariſch nad) 
Kategorien, nicht aber nach Stücen verfichert wirden, und daß die innerhalb 
der Kategorien aufgeführten Gegenjtände unter einander und alſo auch gegen 
neu angejchaffte wechielten. Daher jeten bei mehrjährigem Beltande der Ver— 
fiherung und dann vorgefummenem Brande nicht die zur Yeit des Vertrags- 
abſchluſſes vorhanden geweſenen Gegenſtände ausſchließlich Objekt dev Ent— 
ſchädigung, ſondern alle am Tage des Brandes vorhandenen Gegenſtände der 
betreffenden Kategorien — alle „gewöhnlihen Möbel, Baus: und Küchen: 
geräthe :c.” ; die Summe der Abminderung vorhandener alter Objekte accvescire 
den neuangeichafften und es werde, wenn jich im alle des Musgleiches beider 
Summen des Facit für die Negulivung dahin jtelle, da; die Verſicherungsſumme 
dem vorhandenen Werthe am Tage des Brandes entiprochen habe, diefe Summe 
zu zahlen jein. Die Abnützung müſſe nicht blos berückhichtigt werden, um zu 
verhüten, daß die Verlicherung zu einem Gewinne führe; die Anrechnung ders 
jelben fünne unter Umptänden aucd zum Wortheile des Verſicherten fein und ſei 
daher auch bejtimmt, diejen vor Nachtheil zu jchügen. Würde die Abnützung 
nicht beredjnet, dann wiirde bei der Annahme, daß ein Zopha und 6 Stühle 
nad ihrem Werthe zur Zeit der Verficherungsnahme mit 200 Ab. verlichert 
worden, aber zur Zeit des Brandes nur 100 Mb. werth wären und daß Die 
neu hinzubeſchaffte Garnitur einen Werth von 150 Me hätte, ohne bejonders 
nachverfichert zu jein, ſowie bei der weiteren Annahme, daß das alte Mobiliar 
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gerettet, das neue aber verbrannt wäre, eine Selbjtverfiherung nad dem Anfape 
350 Mb. : 200 I. = 150 M.: x zu berechnen jein, die Entſchädigung aljo circa 
86 M betragen; dagegen würde dev Verficherte, wenn die Abnützung des alten 
Meublements zu 100 MA in Anrechnung gebracht würde, nah dem Anſatze 
250 : 200 = 150 : x eine Entichädigung von 120 M zu erhalten baben. 

Auf die Bemerfung, daß es da, wo eine Abnützung wirflid vorhanden ſei, 
alſo beifpielsweife bei Majchinen, angebracht ericheine, die etwa in Abzug zu 
bringende jährliche Abnüpung im Werjicherungsvertrage jejtzuitellen und danach 
die jährlich zu zahlende Prämie zu bemeſſen, wird von 17 Gejellidhaiten eine 
Erwiderung gegeben und zwar dahin, daß dieje Bemerkung als eine verfehlte 
zu bezeichnen ſei. Die Abnützung könne nur gejchäßt, die Wichtigkeit der 
Schätzung aber durdy umvorhergejebene Umſtände, 3. B. durch Majchinenbrud) 
oder Durch Werthöverminderung aus Anlaß des Außergebraudfommens von 
Maichinen der fraglichen Gattung in Folge neuer Erfindungen, alterirt werden. 
Andererjeits könne jehr wohl eine Werthsiteigerung der Maſchinen durch Preis: 
erhöbung, durch umfaljende Neparatur älterer Majchinen, durch Wechſel gegen 
neue Maichinen und andere Umjtände eintreten, die bei Firirung einer bejtimmten 
Abnützungsquote und Verminderung der Werlicherungsfunme im Falle eines 
Brandes feine Berücdjichtigung finden fünnten. Gs liege jiherlih nicht im In— 
terefle des Verficherten, durch eine ſolche Maßregel die natürlicdye Kompenjation 
zwiſchen der Werthsverminderung eines Objektes und der Werthsiteigerung eines 
anderen gleichartigen Objektes aufzuheben oder doch einzuſchränken. Uebrigens 
jtehe es im freien Willen des Berficherten, alle Jahre neu zu deklariren und 
Dabei die Abmüßung, welche im vorausgegangenen Jahre thatſächlich etwa jtatt- 
gefunden hätte, jedesmal in Anschlag zu bringen. 

Wenn übrigens davon die Nede jei, daß die Werthsermittlung bei der 
Echadensregulirung ohne Rückſicht auf die Einjchätung bei der Aufnahme erfolge, 
während die Prämtenforderung auf lepterer berube, jo ſcheint diefe Bemerkung 
der Mehrzahl der Gejellichaften auf die Einführung jugenannter tarırter Policen 
abzuzielen; dieſe jei aber, abgejehen von der Frage der geichlichen Zuläſſigkeit, 
nur im Schr beichränfter Werfe und unter engen Nautelen durchführbar und 
praftiich im Allgemeinen von geringem Werthe, weil durch die Beibringung 
zuverläfliger Taren bei der Verficherungsnahme verhältnißmäßig To hohe Kosten für 
den Verlicherten entitünden, daß derjelbe nur jelten davon Gebraud machen würde. 

In Beziehung auf die riückjichtlih der Abminderungsflaufel bei Ernte— 
verjicherungen erhobenen Klagen bemerkt eine Anjtalt, daß ſie dieſe Klauſel im 
Dinblide auf das zur Keititellung der Entichädigungsifmge eingeführte ſchieds— 
gerichtliche Verfahren nicht getroffen babe und nicht bedürfe; eine andere Anjtalt 
fonitatirt, daß fie anf die Beibehaltung der Klauſel fein Gewicht lege und die 
Bejeitigung derjelben bereits bejchloffen habe. Alle übrigen Geſellſchaften legen 
dar, daß die Klauſel Lediglich jubiidiäre Bedeutung babe; nur wo ordentlich 
geführte Wirthichaftsbücher nicht vorhanden jeien oder auch andere zuverläſſige 
Nachweiſe fehlten, fomme die Klauſel zur Anwendung ; der Schadensermittlung 
werde dann eine vegelmäßige, aber auch naturgemäße und mäßige Verminderung 
der Grntefrüdte zu Grunde gelegt, wobei es übrigens wohl meiftens dahin 
fonımen werde, daß ein geringerer als der tbatlächlie Verbrauch geredjnet 
werde. — Eine Gejellichaft führt über das deßfalls bei ihr beobachtete Ver: 
jahren aus, daß es ſich in der Praris bewährt babe und gewiffermaßen die 
Intereſſen der Parteien verfühne ; die eingebrachte Ernte gelte 3—4 Monate 
jür voll verlichert, erft dann beginne die Abminderung von monatlich ?/, oder 
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!ıo, während das letzte Neuntel oder Zehntel durchlaufend bis nach beſchaffter 
neuer Ernte verfichert bleibe. — Die betheiligten Gejellichaften halten übrigens 
dafür, daß jelbit dann, wenn bei der Schadensregulivung an der policemäßig 
feitgejeßten Verminderung unbedingt, alfo auch da fejtgehalten wiirde, wo die 
thatjächlidhe Werminderung eine geringere geweſen jei, den Gejellichaften ein 
Vorwurf nicht gemacht werden fünnte. Denn die Abzugsquote beruhe auf Ver— 
einbarung, jie werde niemals gegen den Willen des Berficherungsnehmers ein= 
geſetzt und es jtehe dieſem abjolut frei, eine jeinen wirtbichaftlichen Verhältniſſen 
eutjprechende Feitiebung in der Police zu bedingen. Um jpätere Weiterungen 
zu vermeiden, würde es ſich nach der Anichauung einer Gejellichaft empfehlen 
und gewiß von den beiten Folgen begleitet jein, wenn die landwirtbichaftlichen 
Vereine in Ddiefem Punkte den Landwirt) belehren würden, daß er bei der 
Antragitellung eine jeiner Mirthichaft entiprechende Verminderung deklarire. — 
17 Gejellichaften führen die Enttäufchung mehrerer Landwirthe und die daraus 
hervorgegangene, bier zur Beiprechung jtehende Stage darauf zurüd, daß viele 
nicht ihren vollen Erntewerth verficherten und zwar mit Rückſicht darauf, daß 
derjelbe ſich doch binnen einiger Zeit verringern werde; nun beruhe aber dic 
Bemeſſung der ohnehin unzureichenden landwirthichaftlichen Prämien (vergl. unten 
Punkt IT) auf der doppelten Vorausichung, daß der Landwirth feine ganze 
Ernte verfichere und daß ſich die Erntevorräthe, wie Solches der Wirthichafts- 
betrieb naturgemäß mit ſich bringe, im Laufe des Erntejahres vermindern und 
jomit auch für die Gefellichaft die Höhe des Riſiko's mit der Abnahme der 
Vorräthe ſich verringere, und zwar in dem gewöhnlichen naturgemäßen Ver— 
hältniffe.. Soferne der Landwirth gegen die eriterwähnte Vorausſetzung veritoße, 
indem er nur einen Theil feiner Vorräthe verfichere, oder joferne er gegen die 
zweite Vorausſetzung veritoße, indem er die Gejellichaft über die thatjächliche 
geringere Verminderung im Irrthum laffe, babe ev die Nonjequenzen jeines 
Verfahrens darin, day er einen Theil feines Riſiko's jelbit Dede, zu tragen, 
und e3 jei eine Beichwerde über Enttäufchung beim Eintritte des Schadensfalles 
ebenio umbegründet, wie eine Beſchwerde darüber, daß der Werficherte für das 
ganze Jahr die gleiche Prämie zu zahlen babe. Wolle der Landwirth nicht jeine 
ganze Ernte verfihern, oder wolle er ſich das Recht einer ungewöhnlichen Wer- 
minderung der Vorräthe wahren, dann habe er Solches bei Eingehung der Wer: 
jiherung loyal zu erklären und dadurch die Sejellichaft in den Stand zu ſetzen, 
die ihr nad) Yage der Sache angemefjen ericheinende Prämie zu bedingen. 

Die Behauptung, daß eine Futtermaſchine in Folge alljährlicher Berechnung 
einer Abnützungsquote nah Ablauf einer bejtimmten Reihe von Jahren gar 
feinen Werth mehr habe, obwohl ste noch in ganz gutem Yujtande vorhanden 
jei und obwohl die Prämie für Diejelbe fortgejeßt nad) dem Werthe zur Zeit 
der Aufnahme voll bezahlt werden müßte, wird von 19 Gejellichaften beiprochen 
und von ſämmtlichen übereinſtimmend in der vorgebradjten Form als unver: 
jtändlich erklärt. 

Daß die unüberlegte Aeußerung eines Belchädigten, lieber Nichts, wenn 
nicht die ganze geforderte Zumme erhalten zu wollen, im Prozeßwege zum 
Verluſte jeder Entichädigung geführt habe, wird von allen Gejellichaften, welche 
ſich mit dieſem ‚zalle befaſſen, als nicht jehr glanbwürdig erachtet; ſei ers dor: 
gekommen, jo hätte fich der Inſpektor jedenfalls auf die Zurüchveifung der 
Forderung zu bejchränfen achabt. 

17 Geſellſchaften geben hieher eine Blumenleſe vorkommender ungerechtfertigter 
Anforderungen: Es werde für verbrannte und bejchädigte Gegenſtände liquidirt, 
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die gar nicht Gegenstand der Verficherung gewejen ſeien; betrage der Werth des 
Mobiliarbeiiges doppelt jo viel, als verfichert worden fei, wolle man für einen 
PBartialihaden volle Vergütung bis zur Höhe der Verficherungsfumme; es werde 
der Neuwerth der verbrannten Gegenſtände jtatt des wirklichen Werthes zur Zeit 
des Brandes lignidirt; es wirden Forderungen für Schäden gejtellt, welde gar 
nicht durch Brand oder andere Gefahren verurjacht jeien, für welche Dedung zu— 
geitanden ſei; binfichtlich ſolcher Gegenſtände, welche aus den Verficherungslofalen 
ohne Zuſtimmung der Geſellſchaft zur Fortjegung der Verficherung weggebracht 
worden jeien, würden Anjprüche erhoben, wenn fie in dem neuen Aufbewahrungsorte 
verbrannt feien; obwohl feine Anzeige von dev Errichtung feuergefährlicher Be— 
triebe gemacht worden jei, werde Erjfaß für den daraus entitandenen Brandichaden 
verlangt; erſt nach Monaten werde Anzeige von einem vielleicht gar nicht mehr 
nachweisbaren Schaden gemacht, weil angeblich mitgetheilt worden jei, dab Die 
Sejellihaft in anderen Fällen verjpätet angemeldete Schäden vergütet habe; ver= 
brenne bei einen Gardinenbrande eine von mehreren Gardinen, werde Entichädigung 
fir alle begehrt, unter dem Worgeben, daß das zum Erſatz der verbrannten 
Gardine erforderliche gleichartige Zeug nicht wieder zu erhalten jei; troß grober 
Fahrläſſigkeit, z. B. Nauchen im Bette, in Ställen und Scheunen, verbotenes 
Umgehen mit Licht an fenergeführlichen Orten ꝛc., jolle der Schaden honorirt 
werden; obgleidy die Erneuerung der Verficherung troß Anfrage verfänmt worden 
jei, werde auf Vergütung des nad) dem Ablaufe der Verſicherung vorgerallenen 
Schadens beitanden ; es finde jich, daß der verficherte Landwirt neben jeiner 
Verſicherung bei der Geſellſchaft noc eine Verficherung bei einem ländlichen Hilfs— 
vereine faufen babe und er verlange von der Geſellſchaft volle Entichädigung, 
während die erjtere die volle Entichädigung bei der vorliegenden Doppelverſicherung 
nicht leiſten dürfe. 

V. Gegenüber den Nlagen über das Agentenweſen, welche die Ziff. V der 
Miniiterialentihliegfung vom 26. Mai ds. As. erwähnt, insbejondere gegemüber 
dem Vorwurfe der Gewiſſenloſigkeit nehmen die Gejellichaften ſämmtlich Den 
Agentenftand in feiner Geſammtheit in Schuß; fie betonen, daß die Auswahl 
mit Vorſicht erfolge, indem die Gejellichaften jelbit jehr wohl ſich deſſen bewußt 
feien, wie jehr das Vertrauen, das ein Mgent bei der betreffenden Bevölkerung 
geniehe, für deſſen Inanipruchnahme und damit für das Maß jeines Wirfens 
im Intereſſe der Geſellſchaft namentlich auf dem Lande enticheidend jei; day ſich 
unter die große Anzahl manchmal eine unwürdige oder ungeeignete Perjünlichkeit 
eindränge, ſei mit allen Mitteln nicht zu vermeiden; aber man Dirfe nicht 
einzelne Fälle verallgemeinern, Daraus die Negel ableiten und auf dieſe Weije 
das Syſtem verdäctigen; die Geſellſchaften wirden fir Anzeige ungeböriger 
Handlungen der Agenten nur danfbar jein, um die entiprechende Remedur 
eintreten laflen zu fönnen, wie fie es demm gewiß auch nicht an Inftruftionen 
über die Art der Sejchäftsführung fehlen ließen. Durch das Agentenweſen ſei 
eine außerordentliche Zunahme der Berjicheringen bewirkt worden, Die ohne 
Yubilfenahme des Zwanges anderweitig nicht zu erreichen gewelen wäre Dazu 
jei eine gewiſſe Aftionsfreiheit der Agenten nöthig. Zudringlichkeit und Ge— 
ſchwätzigkeit jeien relative Begriffe; eintretenden Falles fünne ſich Jeder durch 
Anwendung des Hausrectes, dann durch Beſchwerde an die Gejellichaft und au 
die Behörde ſchützen. Aus dem gegenjeitigen Vertrauensverhältniß zwiſchen dem 
Agenten und feinen VBeriicherten ergebe ich, daß eriterer in der großen Mehrzahl 
der Fülle mehr auf Seite der Verficherten als der Sejellichaft, namentlich auch 
im ‚Schadensfalle, ſtehe. 
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Davon, daß die Agenten größtentheils möglichit Hohe Prämien und damit 
für ſich möglichit hohe Proviſionen zu erzielen fuchten, jei nad den von jehr 
vielen Gejellichaften mitgetheilten Erfahrungen das gerade Gegentheil der Fall; 
hiezu führe jchon die Konkurrenz; der Agent finde gleichfall3 bei niedrigen Sätzen 
wegen der dadurch naturgemäp bedingten größeren Ausbreitung des Gejchäfts- 
betriebes jeinen Vortheil weit bejiev als bei Anwendung höherer Sätze. 

Bezüglih der Annahme, daß abſichtlich Ueberveriicherungen Seitens der 
Agenten herbeigeführt würden, betonen zwei Gejellihaften den geringen Verdienit 
der Agenten, die, was die Negel bilde, ihr Geſchäft als Nebengeichäft betreiben ; 
gewiß neun Zehntel derjelben nähmen weniger als 50 Mb. im Jahre ein; cs 
handelte jich bei Ueberverficherungen von fleineren fandwirthichaftlihen Objekten 
im einzelnen Falle nur um wenige Pfennig Mehrproviiion. Nach der Meinung 
einer dieſer Geſellſchaften jollten zur Bekämpfung von Weberverjicherungen die 
Bürgermeiſter von YLandgenteinden wiederholt, vielleicht zweimal jährlich, auf die 
Strafen der Ueberverficherung aufmerfiam gemacht und fernerhin auch zur Nechen: 
Ichaft gezogen werden, wenn es ſich herausitelle, dal die Auszüge aus den Vor- 
merfungsbuche des Agenten nicht der verordnungsmäßigen Prüfung unterzogen, 
fondern ohne Weiteres der Negiitratur einverleibt worden feien; es jcheine die 
jo nothwendige Prüfung der Auszüge in den jelteniten Fällen jtattzufinden; Die 
Generalagentur diejer Geſellſchaft habe noch in feinem einzigen Falle eine Mit: 
theilung über vermuthete ULeberveriicherung Seitens eines Bürgermeilters erhalten. 
Viele Sefellichaften verweilen darauf, daß ein fiherer Schuß gegen Ueberverſicher— 
ungen in dem eigenen Bortheile der Sejellichaiten liege; Die Leiſtung des Ber: 
jiherungsnehmers verhalte sich zur eventuellen Gegenleiſtung des Berficherers 
noch nicht wie 1:400, die Gewinnung von Hunderten von Verlicherten wäre 
jehr unventabel, wenn unter denjelben aud) nur Einer ſich befände, der durch 
Veberveriicherung zum Branditifter würde. 

Wenn don großen Enttäufchungen im Brandfalle geiprochen werde, To 
fünnten ſolche — nad der Auffaſſung der Mehrzahl der Gejellichaiten — doch 
nur in Fällen eintreten, in denen die auf Grund übertrieben hoher | Verſicherung 
beanſpruchten Entſchädigungen entſprechend reduzirt würden, was nicht zu miß— 
billigen ſei. Lediglich der Antragſteller habe der Geſellſchaft die nothwendigen 
Unterlagen zur Verſicherung zu bieten; überlaſſe er das Irgendjemandem, ſo ſei 
dieß ausſchließlich ſeine Sache, welche das Verhältniß zur Geſellſchaft nicht alterire; 
gehe dabei die Vertrauensſeligkeit ſoweit, daß unausgefüllte Formulare unter— 
ſchrieben und die Dauer der Verſicherung oder andere weſentliche Vertrags— 
beſtimmungen unbeſprochen blieben, ſo ſei das eine unverantwortliche Leichtfertigkeit 
auf Seite des Verſicherungſuchenden. Zum Unterſchreiben eines Blankett's, 
erläutert eine Geſellſchaft, ſei Niemand gezwungen; und wenn gegen den Willen 
des Antragitellers die Verſicherungsdauer für einen längeren Zeitpunkt eingeſetzt 
werde, jet zu bedenken, daß der Antragiteller trog unterichriebenen Antrages noch 
feineswegs zur Annahme der Police verpflichtet jet; desgleichen könne die Unter: 
Ichrift eines Antvagformulares verweigert werden, falls gegen den Willen Des 
Antragitellerd leicht rettbare Gegenſtände ſehr hoch, leicht brennbare dagegen ſehr 
niedrig eingetragen wären. Ebenſo verweilen viele andere Geſellſchaften rück— 
ſichtlich dieſer Klagen darauf, dal der Verlicherte remonſtriren und den Antrag 
zurücziehen fünne, wenn er jehe, daß jeine Antereflen nicht ausreichend gewahrt 
jeien. Uebrigens werde ohnedieß für fait ſämmtliche Gegenſtände der Mobiliar: 
feuerverſicherung, ſoferne es ſich wicht um ganz werthvolle Ztüde handle, Feine 
jpezielle Werficherung, Sondern eine ſolche nach Gattungen genommen und finde, 


Annalen ves Deutichen Reichs. 1866. 53 





810 Zur Frage der Verſtaatlichung der Mobiliar-Feuerverſicherung. 


ſelbſt wenn bei Abſchätzung der einzelnen Objekte in der That mit verſchiedenem 
Maßſtabe gemeſſen worden wäre, durch das Zuſammenfaſſen zu Gattungen ein 
Ausgleich jtatt. Zur Prüfung des Vorhandenjeins und des Werthes der ber- 
Jiherten Mobilien jei der Agent wohl ſtets berechtigt, aber nicht immer verpflichtet; 
ein großer Theil des Publitums würde darin einen Mangel an Vertrauen er 
bliden; joweit eine Nothwendigfeit der Prüfung der Verſicherungsobjekte durch 
den Agenten vorliege, zwinge dazu in gleichem Maße das öffentliche Intereſſe, 
wie das Intereſſe der Geſellſchaft jelbit. 

17 Gejellichaften würden es als im öffentlichen Wohle gelegen und für Die 
Sejellichaften erfreulich erachten, wenn in Gegenden, in welchen bisher die 
Neigung des Publitums, zu verfichern, eine geringe gewejen jer, und in welchen 
demzufolge die Sejellichaften auf eine Abneigung der angejeheneren Kreije der 
Bürgerichaft, Agenturen zu übernehmen, gejtoßen jeien, dieſe Abneigungen durch 
eine größere Erfenntnif des Segens der Verfiherung abnehmen und in Nonjequenz 
dejjen dann die Gejellichaften ihre Agenten in jenen angejeheneren reifen der 
Einwohnerjchaft finden würden. 

VI Ziff. VI der Miniiterialentihließung vom 26. Mai ds. Is. Führt 
jpezielle Bejchwerden und Wünſche auf, welche theils zur Beleuchtung der vor— 
berührten generellen Klagen, theils in Ergänzung Dderjelben vorgebradt wurden. 

1. Hinfichtli der lage, daß Verſicherungen mit kleineren Beträgen 
(100—300 6b.) nicht angenommen würden, bemerkt eine Geſellſchaft, daß jo 
geringe Eigenthumswerthe fajt nur bei Perſonen vorfämen, die im Dienjtver: 
hältnijje jtehen, und dah jie dann ohne Beanjtandung von den Dienjtherren 
mitverfichert werden könnten. Alle übrigen Gejellfchaften erklären, daß ſie Ver- 
fiherungen mit Heinen Beträgen (100—300 He.) grundſätzlich nicht ausichliehen, 
vielmehr bei ſonſt guten Verhältniſſen annehmen; nur werde jich Feine Geſell— 
ſchaft um Erlangung ſolcher Verfiherungen bemühen, zumal jte oft in jubjel- 
tiver oder objeftiver Beziehung Anlaß zu Bedenken gäben. Leute, deren ganzer 
Mobiliarbeiig ſich im Werthe von 100—300 M bewege, zeigten auch Fajt nie 
ein Intereſſe, denjelben gegen Feuersgefahr zu verfichern; derartige Familien 
wechjelten auch häufiger das Duartier, jo daß eine Neubeſichtigung und cine 
Uebertragung der VBerficherung vorgenommen werden müſſe, was mit Koſten ver: 
bunden jei; überhaupt jeien die betreffenden Kategorien öfterem Wechſel in ihren 
Verhältniſſen unterworfen, was meijtens jchon im zweiten oder dritten Jahre zur 
Annullivung ‚der Verfiherung führe. Gerade hier ſei nad) der Anjicht einer 
Geſellſchaft Worausbezahlung der Prämie auf fünf oder mehr Jahre gegen 
den üblichen Nabatt zu empfehlen. Die Anjtände würden ſich, wie eine andere 
GSejellichaft anfügt, auch mindern, wenn der Fabrikbeſitzer für feine Arbeiter, der 
Gutsbeſitzer für jeine Hofleute, die, Innung für ihre Fleinen Meifter oder die 
Geſellen die Anträge janmelte, ſich von der Nichtigkeit überzeugte und die fälligen 
Prämien einzöge. Eine weitere Anftalt konjtatirt, daß ſie Policen jelbit im Be- 
trage von 50 M babe. 

2. In Bezug auf die beanftandete Anwendung der Selbſtverſicherung gebt die 
Anſchauung der Gejellichaften im Allgemeinen dahin, daß es ſich bier um eine 
ausnahmsweije jtattfindende Maßregel handle, welche feineswegs in dem Umfange 
eintrete, als man nad dem Wortlaute der mitgetheilten Klagen annehmen möchte. 
In der Regel eritrede sie ſich nur auf einzelne Objekte oder einzelne Beſitzer 
und vielleicht dann und wann auf Heinere Ortichaften. In dieſer Bejchränkung 
werde die Vorfehrung, welche nicht von den Privatgeiellichaften erfunden, jondern 
von öffentlichen Anstalten vorber geübt worden jet und früher zum Theile auf 
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behördlicher Verfügung beruht habe, nicht nur dem Intereſſe der Gejellichaften, 
jondern auch dem öffentlihen Äntereffe und der gemeinen Wohlfahrt dienen. 
Selbjtverjtändlich werde für die Verfiherungsquote feine Prämie erhoben. Zwei 
GSejellichaften halten die Berechnung der Selbjtverficherung bei weicher Dachung 
oder bei feuergefährlichen Betrieben für gerechtfertigt; jedoch fett die eine der- 
jelben bei, daß ihre Berechnung durchaus feine cönditio sine qua non für Die 
Aufnahme ſei. 

3. Ueber den Zwang zur Mitverſicherung des Viehes bei landwirthſchaftlichen 
Verſicherungen umd über angeblich zu hohe Einjchägung desjelben äußern fid) die 
Sejellichaften, wie folgt: 

Mitverfiherung des Viehes jei nicht Bedingung für die Annahme der Ver— 
ſicherung ſondern nur für die Annahme derſelben zur tarifmäßigen Prämie, da 
legtere auf der Vorausſetzung beruhe, daß der Mobiliarbeſitz des Landwirthes 
in ſeiner Totalität zur Verſicherung gelange; die Mitverſicherung des Viehes 
werde auch gewünſcht, um Unzufriedenheiten im Schadensfalle vorzubeugen. 

Die Einſchätzung ſei zunächſt Sache des Antragſtellers; eine Ueberverſicherung 
ſei hier, wie überhaupt, verboten. 

4. Die Freizügigfeit bei landwirthichaftlichen Verficherungen wird nad) dei 
vorliegenden Erklärungen von allen in Bayern thätigen Gejellfchaften bereits 
gewährt. 

Der Verband Deuticher Privat-Feuerverſicherungsgeſellſchaften macht geltend, 
da die Landwirthe durch die dem Deutjchen Landwirthſchaftsrathe gemachten 
Zugeſtändniſſe auch noch in vielen anderen Beziehungen in eine bevorzugte Poſition 
gebracht worden ſeien. Der Verband gibt hiebei nachſtehende Zuſammenſtellung 
dieſer Zugeſtändniſſe: 

„sm Jahre 1876 iſt dem Deutſchen Landwirthſchaftsrathe Folgendes zugeſagt: 

1. Es ſteht jedem Landwirthe frei, das geſammte lebende und todte In— 
ventar innerhalb jeder Gattung ſummariſch zu verſichern. 

2. Das Geſchirr und die darauf geladenen landiwirthichaftlichen Produtte, 
ſowie das Vieh, it, ſofern diejes Alles in Gebäuden veriichert it, auch auferhalb 
diejer Gebäude im Freien verfichert. 

3. gar die verjicherte Ernte, das todte Inventar und das Vich findet inner: 
halb der Verficherungsgebäude eines und desielben Gehöftes vollftändige Frei: 
zügigfeit ſtatt. 

4. Der Gebraud; der Dampfdrefhmaihine it unter den in der Police 
bedungenen Sicdyerheitsmahregeln ohne Prämienerhöhung geftattet. 

5. Ohne Prämienerhöhung iind auch die Schäden in die landwirthichaftliche 
Verficherung begriffen, welche durch die Erplofion verjicherter Dampfkeſſel an 
den Berjicherungsgegenjtänden entjtehen. 

6. Es jteht jedem verjicherten Yandwirth frei, bei der Negulirung eines 
Schadens einen Dritten als Vertrauensmann binjujuziehen, aud bei Tifferenzen 
über Quantum und Werth eine Abſchätzung des Schadens durch beiderjeits er- 
wählte Sachverjtändige und eventuell eines Obmannes, deren Ausſpruch endgiltig 
ijt, eintreten zu lajjen. 

7. Ohne Einverjtändnig des Berficherten auf dem Antrage iſt jede beſondere 
Klauſel in einer Police über eine landwirthichaftliche Verficherung ohne technijche 
Gewerbe ungültig. 

8. Die Lerficherung von ungedroschenen Feldfrüchten und <trob fan, auf 
Grund bejonderer Vereinbarung und gegen eine Zujchlagsprämie, für eine bes 
ſtimmte Summe auf Schober übergehen, deren Berficheruna, vorbehaltlich einer 
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binnen acht Tagen zu macenden- Anzeige, in Kraft tritt, jobald die Aufitellung 
der Schober ihren Anfang nimmt. 

9. Tie in Gebäuden verficherten Ernte-Erzeugnifje fünnen, während jie noch 
‘auf dem Halme jtehen oder gejchnitten auf dem Acer liegen, ohne Prämiener- 
höhung verfichert werden, wenn Ddiejes bejouders beantragt wird. 

Ferner wenige Monate jpäter: 

1. Wenn im Laufe einer mehrjährigen PVerjiherung die Prämie nicht 
binnen 14 Tagen nach Berfall entrichtet ift, jo tritt die Verpflichtung der Gejell. 
ſchaft aus der Verficherung erit nad) anderweiten 14 Tagen, von einer jchriftlichen 
Erinnerung an gerechnet, außer Kraft. 

2. Wenn der Verficherte eine eingetretene Vermehrung der Feuergefähr- 
fichfeit binnen 14 Tagen, nachdem er davon Kenntniß erhalten, der Gejellicart 
Ichriftlih angezeigt und die leßtere die Verfiherung dann nicht beibehalten will, 
fo joll die Entjchädigungsverpflichtung erjt nad) anderweiten 14 Tagen, nachdem jie 
ihn jchriftlih davon benachrichtigt hat, erlöfchen. 

3. Ein Wechſel in dem Beſitzſtand des verjicherten Eigenthuns, Erb— 
jchaftsjälle ausgenommen, ift der Gejellichaft binnen 14 Tagen, nachdem derjelbe 
eingetreten, Jchriftlih anzuzeigen. Wenn die Gejellichaft die Verſicherung dann 
nicht beibehalten will, jo erlischt diejelbe nad) anderweiten 14 Tagen, nachdem 
davon jchriftlich Nachricht gegeben worden 

4. Wenn die Gejellihaft in Folge des $ 16 die Verficherung aufhebt, 
jo zeigt jie dies dem Verſicherten jchriftlih an. Die Verficherung erlifht dann 
erjt nad) 14 Tagen, von diefer Anzeige an gerechnet. 

5. Bei der Ermittlung einer Brandentſchädigung für ungedrojchenes Getreide 
joll von dem Marktpreie der Körner das Dreſcherlohn in dem Falle nicht in Ab— 
zug gebracht werden, wo es nachweislich nicht eripart wird, entweder, indem es bei 


Re x IN den in feſtem Lohn jtehenden Arbeitern einen Theil diejes Lohnes bildet, jelbjt wenn 
Br: das Drejchen unterbleibt, oder, indem das Getreide nach Landesfitte ungedrojchen 
RN. verfuttert wird. Zur Anwendung diejes Grundſatzes bleibt die Zuſtimmung der fom- 


petenten Behörde vorbehalten. Für Marftfuhren findet überhaupt fein Abzug jtatt. 
6. Ein Wechjel zwijchen den verjchiedenen Gattungen der Feldfrüchte und 
Handelsgewächje, jowie zwilchen ihnen und dem Viehfutter, iſt gejtattet. 


F 7. Ein Wechſel zwiſchen den verſchiedenen Gattungen des Viehes und ihrer 
—* Stückzahl, ſowie unter den Acker- und Wirthſchaftsgeräthen, iſt ebenfalls geitattet. 
— 8. In Hinſicht der auf die Verſicherung der Feldfrüchte und des Strohes 
* it Schobern (Feimen, Mieten, Dimen) angewandten Selbſtverſicherung 


* reſp. den Wegfall derſelben werden die Geſellſchaften auf die Bedürfniſſe des 
Landwirthes nach Möglichkeit Rückſicht nehmen. 

9. Die Selbſtverſicherung und in Folge derſelben die ratirliche Ent— 
ſchädigung bei Partialſchäden tritt nah $ 7 der Allgemeinen Verſicherungs— 
I bedingungen ohne bejondere Bejtimmung für die Landwirthe, aljo für Feld: 
früchte und Autter in allen den Fällen ein, wo deren Werth zur Zeit des 
Brandes den darauf verjicherten Betrag überfteigt. 

Ferner im Nahre 1883: 

1. Wenn bei Ablauf eines mehrjährigen Verficherungsabichlufjes die etwa 
bedungene Kündigung nicht rechtzeitig erfolgte, fan eine Verlängerung der Vers 
fiherung Seitens der Verjiherungsgejellichaft zunächit immer nur auf Ein Jahr 
verlangt werden, jofern nicht entweder eine neue bejondere Vereinbarung mit dem 
Verficherten jtattfindet oder der Berficherte einem bejonderen Verſicherungsver— 
bande angehört, dejien Inititutionen mehrjährige Verſicherung vorausjegen. 
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Die etwaige Kündigungsfriit muß mindeitens 4 Wochen betragen. 

2. Für die verjicherte Ernte, jowie für das lebende und todte Inventar 
findet innerhalb der in der Police aufgeführten Gebäude eines und desjelben 
Gehöftes und auf Verlangen auch in allen von dem Verjicherten benüßten, wirth— 
ichaftlich mit einander verbundenen und in der Police aufgeführten Gebäuden 
Freizügigkeit jtatt. Es ijt jedoch für jedes Gehöft ein Marimum dev Verficherungs- 
jumme vorzujehen. ’ 

Das lebende und todte Anventar, jowie die auf eigenes Gejchirr (Gefährt) 
geladenen Erntefrüchte und jonjtigen landwirthichaftlichen Vorräthe gelten auch im 
Freien innerhalb des Gehöftes, auf den Länderdien und Weiden der Wirthichaft 
und den Wegen dahin, jowie auf dem Transport nach und von deutjchen Märkten 
und Ablieferungsorten, aljo mit Ausjchluß der Märkte und Ablieferungsorte jelbit, 
als verjichert. 

3. Die Verfiherung don ungedrojchenen Feldfrüchten, Stroh und Futter: 
fräutern in Schobern muß von der die Gutsverjicherung des Landwirths deckenden 
Gejellihaft nad den in ihrer Hauptpolice über Größe und Aufftellung angegebenen 
Bedingungen angenommen werden. 

4. Im Falle der Auflöjung eines mehrjährigen Verficherungsvertrages vor 
jeinem Ablauf foll eine Rückvergütung der über das laufende Verjicherungsjahr 
vorausbezahlten Prämien jtattfinden. “ 

5. Der Klage, daß bei Verficherungen von Mobilien mit erhöhter Feuers 
gefahr und bei Früchten öfters empfindliche Verzögerungen eintreten, wird von 
den Gejellichaften zumächit der Hinweis darauf entgegengehalten, daß Promptheit 
im Intereſſe ihres Gejchäftes liege und daß hienach ihr Verfahren geregelt jei. 
Verzögerungen jeien, wie vieljeitig bemerkt wird, nur denkbar, wenn Nüdfragen, 
Befihtigungen an Ort und Stelle oder Berichterjtattungen an die Direktion ſich vor 
der Annahme als erforderlich erweijen, oder wenn in der Erntezeit eine Anhäufung 
landwirtbichaftlicher Berfiherungsanträge jtatthabe, welche über jedes Erwarten gehe 
und eine umgebende Lieferung der Verſicherungs-Dokumente zur Unmöglichkeit mache. 
Ueberhaupt verjchiebe das Publikum den Abjchluß jelbjt der wichtigiten, umfang- 
reichiten und verwideltiten Afjeturranzgeichäfte gerne ohne Noth bis auf den letzten 
Augenblid: die Anforderungen, welde dann an die Najchheit und Coulance der 
Gejellichaften gejtellt würden, überjtiegen oft das Maß der Billigfeit. 

6. Die Kündigungsflaufel, welche vielfach Gegenjtand der Bejchiwerde wurde, 
iſt bei drei Gejellichaften überhaupt nicht eingeführt; zwei Gejellichaften erbliden 
in ihrer Einführung eine große Erleichterung für den Berjicherten; die übrigen 
Gejellichaften betonen, daß die Klauſel Sache der freien Vereinbarung jei, nicht 
Bedingung der Annahme. Der Verband Deutſcher Privat jeuerverjicherungs- 
Geſellſchaften bezieht jich rücjichtlich der Landwirthe im Bejonderen darauf, daß = 
er dem Deutſchen Yandwirthichaftsrathe das Zugeſtändniß machte, daß | 

a) alle bejonderen, in der Police aufzunehmenden VBerjiherungsbedingungen ® 

(aljo auch die Kündigungsklauſel) gegenitandslos jein jollen, ſoweit jolche 
nicht in dem PVerjicherungsantrage enthalten ind; 

b) wenn bei Ablauf eines mehrjährigen Verfiherungsabjchlufjes die etwa 

bedungene Kündigung nicht rechtzeitig erfolgte, eine Verlängerung der 
Verfiherung Seitens der Berjicherungsgejellichaft zumächjt immer nur 
auf ein Jahr verlangt werden kann, jofern nicht entweder eine neue 
bejondere Vereinbarung mit dem Verſicherten jtattfindet oder derjelbe 
einem bejonderen Verjicherungsverbande angehört, deſſen Anititutionen 
mehrjährige Verſicherungen vorausjeben. 
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Bon einer Gefellichaft wird die allgemeine Ausjprache deſſen vorgeiclagen, 
daß der Verjicherte nicht verpflichtet werden fünne, die neu ausgejtellte Police für 
länger als Jahresfriſt zu acceptiven; eine weitere Gejellichaft empfiehlt, die Kündig— 
ungsfrijt durchweg gleichheitlich zu regeln und zwar auf einen Monat feitzujtellen. 

7. Was das Beitreben der Gejellichafts- und Anftalt3-Organe, Verjiherungen 
auf eine Mehrzahl von Jahren abzujchliegen, anlangt, fonjtatirt eine Anjtalt, daß 
fie Verträge nur auf längitens jiebenjährige Dauer abſchließt; vier Gejellichaiten 
heben hervor, daß bei ihnen die längjte Dauer einer Verficherung zehn Jahre 
find. Im Uebrigen wird alljeitig bemerft, daß die Dauer einer Verjicherung 
vollfommen in die Wahl des Verficherungsnehmers gegeben jei; eine Gejellichaft 
fügt bei, daß fie in den häufig vorfommenden Fällen, in denen ihr die Beſtim— 
mung der Dauer anheimgegeben werde, diejelbe im Verhältniſſe zu der weniger 
oder mehr wahrjcheinlichen Stabilität des Bejibitandes fejtitelle, und daß in der 
Negel eine jechsjährige Dauer bei der Landwirtbichaft, eine zehnjährige bei reinen 
Mobiliarverjicherungen und eine einjährige bei indujtriellen Verſicherungen ſtatt— 
habe. Der Abihluß von Verſicherungen auf längere Dauer habe, wie vieljeitig 
betont wird, Nücjichten der Zeit: und Koſtenerſparung, jowie der Bequemlichkeit 
für ih. In einer Berficherung mit 15=jähriger Dauer bei Anwendung der 
Kündigungsklaufel und monatlicher Verbraucdsminderung erblidt eine Gejellichait, 
falls eine ſolche Verficherung überhaupt vorfomme, einen Mißſtand. Viele andere 
Gejellichaften bezweifeln gleichfalls das Vorhandenſein folder Verſicherungen; 
jedenfalls gehörten jie zu den allergrößten Seltenheiten. Daß bei einem Abſchluſſe 
auf mehrere Jahre leicht Differenzen wegen Abnützung im Schadensfalle eintreten 
fönnten, wird von einer Gejellichaft als nicht möglich bezeichnet, wenn der Ver— 
ficherte nur einen geringen Theil der Zeit, die er bei alljährlicher Neuverjicherung 
anwenden müßte, dazu verwenden wollte, jeine Bolice jährlich einmal anzujehen und 
eventuell richtig zu stellen, da e8 ihm befanntermaßen täglich im ganzen Verlaufe 
der Verſicherung freijtehe, eine Erhöhung oder Verminderung zu beantragen. 

8. Nücjichtlicd) der Klagen über zu hohe Nebenkojten der Verficherung legen 
16 Gejellihaften dar: Die Einnahmen aus Schreib- und Policengebühren dedten 
die Negiefojten bei Weitem nicht; die Differenz müjje deihalb aus den Präntien 
bejtritten werden. Bei Fleineren Verficherungen abjorbire dieje Differenz natürlich 
einen verhältnigmäßig großen Prämienbetrag; es jei daher zu dem Auskunfts— 
mittel gegriffen worden, Minimalprämien feſtzuſetzen. Sie betrügen in der Regel 
2 Mb. und hätten außerdem noch den Zweck, allzu kleinliche Nachverſicherungen zu 
verhüten. Auch bei den Porti und den Kojten für das etwa gelieferte Schild 
bleibe noch ein Ueberſchuß zu den Lajten. Die Gejellichaften juchten durchweg 
das Geſchäft durch Berechnung möglichit niederer Koſten zu fördern. — Eine 
Sejellichaft führt an: Nebenkoſten irgend welcher Art bejtänden bei ihr nicht; 
der Preis eines Schildes werde mit dem Selbjtojtenpreije berechnet; als Minimal— 
prämien erhebe jie bei neuen und prolongirten Verjiherungen 3 Mb, bei Nach— 
trägen und Nacverficherungen 2 A. — Cine andere Gejellichaft theilt mit, dab 
die Minimalgebühr bei ihr 1.4. jei und daß jie bei gemeinnüßigen Unternehm— 
ungen auch Vericherungen ohne Kojten ausfertige. Für Porti dürften nur die 
wirklichen Auslagen vom Agenten verrechnet werden. — Eine weitere Gejellichaft 
führt aus, jie erhebe an Policengebühren für ihre Kaſſe überhaupt Nichts und habe 
ihren Vertretern ausdrüdlich zur Pflicht gemacht, die Nebenkoſten (Schreibgebühr, 
Porto ze.) nur nad) Maßgabe des thatjächlich gehabten Aufwandes zu berecdnen. 
Die leßtere Berechnungsart wird von noc zwei Gejellichaften als bei ihnen in 
Uebung befindlich angegeben. 
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Die Anheftung eines Schildes wird ausweislich aller bieher einichlägigen 
Aeußerungen nur in fpeziell begründeten Fällen, zumeift wegen bejonderer Ex— 
ponirung der Riſiken, gefordert. 

Aus denjelben Gründen, aus welchen die Gejellichaften ihre eigenen Koſten 
niedrig hielten, duldeten Ddiejelben aucd feine übertriebenen Kojtenliquidationen 
ihrer Agenten. Das Publikum nehme aber, wie von ſehr vielen Gejellichaften 
hervorgehoben wird, die Dienjte der Agenten weit über das Maß der bloßen 
Vermittlung des Aſſekuranzgeſchäftes hinaus in Anſpruch; hiefür eine Exrtragebühr 
zu verrechnen, welche jedoch außer Beziehung zu der eigentlicen Ngententhätigfeit 
jtehe, fünne nicht als umbillig bezeichnet werden; als Proviſion erhalte der Agent 
regelmäßig 10"/, der Prämie. 

Im Anſchluſſe an eine gemeinjfame Aktion der Gejellichaften hinſichtlich der 
jogenannten gemiedenen Orte und der Prämienhöhe in diefen (vergl. Punkt I 
lit. a und b, dann Punkt IT lit. b) jchlägt eine Gejellichaft vor, den Minder— 
bemittelten VBergünftigungen bei der Berechnung der Nebenkojten zu gewähren, 
und zwar in der Art, daß, falls der Vorftand einer Dijtriftspolizeibehörde die 
größere Ausbreitung der Berficherung bei den Nleinbegüterten für wünjchenswerth 
und als Mittel zur Erleichterung des Beitrittes in Anbetracht der Vermögens: 
verhältnifie des Bezirkes Ermäßigung der Beitrittögebühren für wirkffam erachtet, 
bei Berfiherungen in dieſem Bezirke bis zu 2000 6. einschließlich auf die 
Policengebühren ganz verzichtet und ſich mit dem Erjage der thatjächlich ſtatt— 
gehabten Baarauslagen begnügt werde, wobei jelbjtveritändlich jeder Anjprud) des 
Agenten für jeine Dienſtleiſtung an den Verſicherten wegfällt. 

9. Der Wunſch, daß die auf mehrere Jahre abgejchlofienen Verträge vor 
Ablauf des vereinbarten Termines eimjeitig kündbar jein möchten, wird von den 
Sejellichaften als nicht gerechtfertigt erachtet, nachdem die Feſtſetzung der Dauer 
der Verträge von dem freien Willen der Verjicherten abhänge und das Wer: 
hältniß dann nach Vertragsrecht zu beurtheilen jei; bei ſolcher Kündbarkeit wirde 
der Vortheil vielleicht mehr auf Seite der Verſicherer liegen. 

10. Daß Perſonen, welche 10, 20 und 30 Jahre ihre Prämien ordentlich bezahlt 
haben, ohne in Mitte liegendes perjünliches Verjchulden und ohne dat Veränder: 
ungen in dem baulichen Zuſtande eintreten, bei Erneuerung dev Verficherung 
zurückgewieſen würden, wird von einer Gejellichaft ausdrücdlich als unbillig erklärt. 
Non anderer Seite wird die Meinung geäußert, daß den beiden Vertragſchließenden 
das gleiche Recht zufommen und daß es daher beiden freiltehen müßte, nad) 
Ablauf des Vertrages von demjelben zurückzutreten; auc die Berlicherten wendeten 
fih häufig von einer Gejellichaft ab, ohne Grund zu einer Befchwerde gegen 
diejelbe zu haben. Im Uebrigen kommen die Öejellichaften in dent Gedanken 
überein, daß feine Gejellichait ohne triftigen Grund ihre Kundſchaft veduziven 
werde, und daß ſich Die Beſchwerden wohl nur auf ganz jeltene Fälle beziehen 
fünnten, deren Einzelnheiten nicht befannt ſeien. Als mögliche Motive der Nicht: 
prolongirung in derartigen Fällen werden von einzelnen Gejellichaften die Ein— 
richtung eines feuergefährlichen Betriebes in der Nachbarſchaft und Nichtbezahlung 
der mut Nüchicht hierauf geforderten höheren Prämie, Berfall der Verhältniſſe 
des Verſicherten, theilweite Veräußerung oder Vererbung des beweglichen Beſitz— 
thumes ꝛc. aufgeführt. Eine Geſellſchaft weilt noch auf den Einfluß der Kon— 
furrenz auch im der Nichtung bin, daß der von einer Geſellſchaft Abgewieſene 
bei einer anderen willig Aufnahme finden werde. 

11. Die Klagen darüber, daß dann und wann die Fortdauer der Versicherung 
für erlofchen erklärt würde, jobald für Ausräumen oder bei Brandunglüd Fleine 
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Entſchädigungen bewilligt worden jeien, werden von den Gejellichaften nicht Tür 
begründet gehalten. Ginmal handle es ſich hier um eine vertragsmäßige Befugniß 
beider Theile zum Rücktritte von der Veriicherung; und dann fomme auch hieher 
in Betracht, daß die Gejellichaften ohne triftigen Grund ſich den Kreis ihrer 
Klientel nicht jelbjt einengen werden. Auch bei einem fleinen Brandichaden fünne 
der Verjicherte Durch jein Auftreten, durch Ueberforderung und durdy Darlegung 
eigenthümlicher Ansichten über Recht und Billigkeit Miftrauen erregen und Die 
Befürchtung nabhelegen, daß ein größerer Schaden noch zu größeren Differenzen 
führen würde; das Werfahren der Gejellichaften, welches für den Verſicherten 
lediglich die Unbequemlichkeit nad) jich ziehe, für neue Dedung zu jorgen, ſtütze 
die öffentlihe Moral. Maffenkündigungen jeien, wie eine Geſellſchaft beirügt, 
wohl nur dann denkbar, wenn anläßlich eintretender Reviſionen unrichtige An— 
gaben in den Anträgen bezüglich; der bejchriebenen Verſicherungsverhältniſſe oder 
abſichtliche Ueberverjicherungen Eonjtatirt würden. 

12. Betreffs der Förderung des Feuerlöſchweſens durch Zuwendungen Seitens 
der Privatfeuerverficherungsgefellichaften nehmen zwei Gejellichaften darauf Bezug, 
daß fie, wenn Feuerwehren bei Bränden im bejfonderen Antereffe der Gejellichaft 
gewirkt hätten, denjelben either fchon gerne angemejjene Vergütungen und größere 
Sratififationen zugewendet hätten, und dieß auch ferner zu thun gedädten. Die 
übrigen Gejellichaften verweiſen abgejehen bievon auf die beveits geleifteten nicht 
unbedeutenden Beträge zur Unterjtügung von Gemeinden und Feuerwehren für 
Feuerlöſchzwecke. Betont wird hiebei fait von allen Seiten, daß es ſich um 
Yeiftungen handle, welche über die Aufgabe der Gejellichaften binausgriften 
und bewieien, daß dieſe nicht blos jelbjtiüchtig ihr unmittelbares Intereſſe ver: 
folgten. Zwei Gefellichaften jprechen den Gedanfen aus, dal vom rein egoitiichen 
Standpumfte für die Sejellichaften eher eine geringere Vollfommenheit der Löſch— 
anjtalten gewünſcht werden könnte, da ja die Vericherungsiuit des Publikums 
adäquat der Größe der vorhandenen Feuersgefahr jei. Die Mehrzahl der We: 
jellichaften erörtert aud die Frage eines gejeglichen Zwanges zu Beiträgen obiger 
Art und glaubt jih im öffentlichen Intereſſe biegegen erklären zu jollen. In 
Ländern, in denen er eingeführt jei, babe natürlich die freiwillige Selbjtbeitenerung 
der Geſellſchaften nachgelaſſen: es würden weiterhin die Koſten der Verficherung 
vertheuert und es werde jo der vorfichtige Hausvater, welder die Beriichernng 
ſuche, im Intereſſe des jorglojen beiteuert, welcher nicht verfichere und die Vor: 
theile von der Verbeſſerung der Lojcheinrichtungen ebenfalls genieße. 

III. 

Die vorausgehend zuſammengeſtellten Aeußerungen der Privatfenerverſicher— 
ungsgeſellſchaften und Anſtalten geben einestheils mehrfache Aufklärungen in 
Bezug auf erhobene Klagen und Beſchwerden und enthalten anderntheils eine 
Reihe don allgemein ausgeiprochenen und von detatllivten Bereiterflärungen zu 
Erleichterungen der Veriicherungsuahme, jowie zur Vereinfachung und Verbeſſerung 
der betreffenden Emrichtungen. Dieſe Neuerungen bieten aber noch fein definitives 
Ergebniß und es lag daher Veranlaſſung vor, die durch Die Miniftertalentichliegung 
vom 26. Mai ds. Is. Nr. 6989 eingeleiteten Verhandlungen fortzufeßen, mas 
mit Minifterialentichließung vom 11. Oktober l. Is. Nr. 12149 geſchehen it. 
Letztere Miniſterialentſchließung bezweckt die Erlangung voller Kenntniß über das 
Maß der Abhilfe, welche die Privat-Geſellſchaften und Anſtalten gegenüber be— 
gründeten Klagen und Beſchwerden eintreten laſſen können und wollen. 

Bon dem Abſchluſſe dieſer Verhandlungen wird zunächſt die weitere Wür— 
digung der vorliegenden Frage abhängig erjcheinen. 


Bericht über die Thätigkeit 


des 


BReihskommillars für das Auswanderungswefen 
während des Jahres 1884.1) 


Der Reichskommiſſar für das Auswanderungsweien hat jeine Amtsthätigkeit 
während des Jahre 1884 in den Hafenftädten Hamburg, Bremen und Stettin 
in der gleihen Weile wie in den früheren Jahren ausgeübt. 

Die genaue Befolgung der durch die beftehenden Verordnungen getroffenen 
Beitimmungen über die Beförderung der Auswanderer ift von ihm forgfältig 
fontrolirt worden und es find zu diefem Ende von ihm die zur Austwanderer- 
beförderung benußten Schiffe, ſoweit es die gleichzeitige Beauffichtigung der drei 
deutichen Hafenpläge zuließ, ſämmtlich perfönlich, in den meiiten Fällen im Berein 
mit den in den einzelnen Hafenorten beftellten Bejichtigungsbehörden, gründlich 
revidirt worden. Die Revifion der Schiffe erftredte fih auf die allgemeine See- 
tüchtigfeit, die Geeignetheit derielben zur Pailagierbeförderung, die Vorſchrifts— 
mäßigfeit und Zwedmäßigfeit der Einrichtungen für Unterbringung der ‘Baflagiere, 
für die Bentilation und Erleuchtung der Ballagierräume, bejonders Hoipitalräume 
und der vorgeichriebenen einzelnen Abtheilungen für Familien und einzeln reiſende 
Männer und Frauen, die Anbringung der erforderlichen Anzahl Schlafkojen u. ſ. w. 
In einzelnen Fällen, wo die Einrichtungen den Vorſchriften nicht ganz entipraden, 
oder nicht recht ziwedmäßig waren, wurde jofort Wandel geichaffen. 

Die Proviantvorräthe find jedesmal in Bezug auf Quantität und Qualität 
genau geprüft worden, und mußte nicht tadellofer Proviant ſogleich von Bord 
entfernt und durch neuen Proviant erjeßt werden. Ebenſo find die Kohlenvor— 
räthe, ſowie der tägliche Verbraud davon feitgeitellt, zur Beurtheilung, ob Die: 
jelben für die betreffende Neife unter allen Umſtänden ausreichend jeien. 

Die zur Aufnahme der Auswanderer bis zu ihrer Einſchiffung beitimmten 
Logirhäuſer find verjchiedentlih in Bezug auf ihre Einrichtungen, Neinlichkeit, 
Anzahl der in den einzelnen Zimmern untergebradhten Berionen und deren Be: 
fpeilung von ihm revidirt worden. 

63 mag hierbei glei erwähnt werden, daß auch jeitend der Hamburger 
Nustwandererbehörde die Kontrole diefer Auswanderer-Logirhäuſer bedeutend ver: 
Ichärft worden it. Diejelben werden ſowohl am Tage als aud des Nachts 
durch Beamte in nicht vorher beitimmten Zwiſchenräumen repidirt und wird über 
diefe Nevilionen Journal geführt. So haben beijpieldweile in Hamburg vom 
1. Juli bis zum Sclufle des Jahres 408 folder Reviſionen stattgefunden. 
Ebenjo find (wie im Anschluß an die bezügliche Bemerkung des vorjührigen Be: 
) Bgl. die früberen Berichte „Annalen“ 1875 ©. 1107; 1876 ©. 214; 1877 ©. 699; 
1878 ©. 461: 1879 ©. 547: 1880 ©. 593; 1881 ©. 345: 1882 S. 189; 1885 ©, 189; 
1884 S. 515; 1885 ©. 368 ff. 
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richtes zu erwähnen ift) in den Hamburger Auswanderer-Logirhäuſern die erforder: 
lichen baulichen Veränderungen und Verbeilerungen ausgeführt worden. Genauere 
Srmittelungen ergaben das Reſultat, daß größere Veränderungen nur noch in 
einem einzigen Logirhaufe, welches aber mit mehreren anderen bei Borbereitung 
des Zollanichluffes zum Abbruch beftimmt war, unterblieben waren, und iit bei 
diefem Haufe, welches noch im Laufe des Jahres 1885 abgebrochen wird, feitens 
der Polizeibehörde im Cinverftändnig mit dem Vorftande der Feuerwehr vom 
Umbau Abjtand genommen worden. 

Die Einihiffung der Pafjagiere an Bord hat der Reichskommiſſar möglichit 
oft beauffichtigt und zu dieſem Zwecke die Baflagiere verjchiedentlih von Hamburg 
nad Brunshaufen bezw. nad) der Glüdftädter Nhede, und von Bremen nad) 
Bremerhaven begleitet. 


Die durch den Reichskommiſſar vorgenommenen Revifionen haben int ver: 
floffenen Jahre zu feinen bedeutenden Ausftellungen Veranlaffung gegeben, in den 
vereinzelten Fällen, wo Ausjtellungen zu machen waren, ijt ſolchen jeitens der 
Rhedereien oder Erpedienten ſtets jofort bereitwilligit abgeholfen worden. 

Der Reichskommiſſar hatte im Laufe des Jahres mehrfah Beranlaflung, 
jeine Aufmerkſamkeit dem Treiben ausländifcher Kolonifationsagenten zuzumenden, 
deren mehrere, befonders von Brafilien, nad) Deutjchland gefommen waren. Unter 
denjelben befanden fich jolche, die nad) Deutichland geiandt waren, um deutſche 
Arbeiter auf Grund von Lohn- und Halbpartverträgen für brafilianiiche Kolonien 
anzumwerben. Soweit fi) durch Befragen der einzelnen Auswanderer feititellen 
ließ, ift e8 Diefen Agenten jedoch nicht gelungen, hier deutjche Auswanderer für 
ihre Zwede anzumwerben und find diejelben denn auch gegen Ende des Sommers 
wieder nah Brafilien zurückgegangen. 

Klagen gegen Auswanderer-Srpedienten und Agenten im Inlande wegen 
falicher Vorjpiegelungen, um Auswanderer für Benutzung einer oder der anderen 
Yinie zu überreden und wegen wirflicher oder vermeintlicher Webervortheilung, 
find mehrere eingegangen und den betreffenden Behörden zur Unterjuhung bezw. 
weiteren Verfügung zugefertigt worden. Mehrfah haben jich diefe Klagen als 
unbegründete Anfchuldigungen herausgeitelft, in einigen anderen Fällen ift Be 
ftrafung der Angejchuldigten eingetreten, andere find noch nicht erledigt. Bei 
derartigen Klagen, welche von Auswanderern gegen Agenten im Inlande wegen 
llebervortheilung oder, was am häufigften der Fall ift, um deswillen angebradt 
werden, weil die Auswanderer gegen ihren Willen und ohne ihr Willen für 
indirefte Beförderung mit engliichen Dampferlinien engagirt worden find, ift es 
ein Hebelitand, dab die betreffende Auswandererbehörde nicht ermächtigt it, eidliche 
Vernehmungen zu bewirken, welche demnächſt als Beweißmaterial Verwendung 
würden finden fönnen. Denn ihre Klage beim Geriht anzubringen, find die 
Auswanderer nicht zu bewegen, da fie, im Hafenorte angelangt, feine Zeit ver: 
lieren wollen, fondern fich beeilen, mit der erwählten oder ihnen aufgebrungenen 
Schiffögelegenheit abzureifen. Von mit Verluft von Menfchenleben verfnüpften 
Inglüdsfällen find Auswandererichiffe in diefem Jahre nicht betroffen worden. 
Bei dem Zuſammenſtoße eines Bremer Auswandererdampfers mit einem deutjchen 
striegsichiffe gingen Menjchenleben nicht verloren, 

Seitens der betreffenden Behörden ſowohl, als jeiten® der bei der Aus» 
wandererbeförderung betheiligten Privatperfonen ift man dem Reichskommiſſar 
ſtets bereitwilligit entgegengefommen und find ihm bei Ausübung feiner Amts: 
thätigfeit Schwierigfeiten nicht in den Weg gelegt worden. 
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Die Auswanderung hat im Jahre 1884 gegen das Vorjahr um einige 
Taujende abgenommen. Es wurden im Jahre 1884 aus dem drei beutjchen 
Hafenplägen Hamburg, Bremen und Stettin nad überjeeiihen Plätzen befördert: 

195,497 Berjonen, wovon 126,511 Deutiche 
(gegen 201,308 n e 143,947 — im Jahre 1883, 
231,557 — „169,034 x "m. 1882, 

und 247,346 * 184,369 ——— 1881). 

Von den insgeſammt (einſchließlich der Auständen) beförderten 195,497 Ber: 
onen gingen: 

91,603 Berjonen über Hamburg (gegen 89,465 im Jahre 1883), 


103,121 ” „» Bremen ( „ 111,29 „ „ 1883), 
773 ii „ Stettin („ 548 „u 1883), 
195,497 Perſonen (gegen 201,308 im Jahre 1883). 


Bon dieien 195,497 Perfonen wurden: 
177,910 Berionen direkt, 
16,426 " indireft über England und 
1,161 u in Schiffen, die wegen der geringen Paſſagierzahl nicht als 
Auswandererichiffe betrachtet werden, befördert. 
195,497 Berionen. 
Bon den über Hamburg beförberten 31,603 Perſonen wurden: 
74,103 Perſonen direft in 154 Dampfichiffen, 
16,339 J indirekt in 589 Dampfſchiffen und 
1,161 — in 153 Schiffen, die nicht als Auswandererſchiffe betrachtet 
werden,) befördert. 
91,603 Perſonen. 
Es befanden ſich hierunter: 
56,586 Perſonen männlichen und 
35,017 = weiblichen Geſchlechts. 
91,603 Perſonen; 
ferner: 
70,383 Erwadjiene, 
15,989 Stinder von 1 bis 10 Jahren, 
5,186  „ unter 1 Jahre und 
45 „ohne Angabe des Alters. 
91,603 Perſonen; 
endlich : 
14,205 Familien, 
33,059 einzelne Männer und 
8,902 „ Frauen. 
Es wurden befördert: 


im Janmar . . . 3,806 Berjoneit, 
„ Sebruar . . 5,900 r 
„ Wär . . . 11,448 — 
„ April . . . 183,790 . 
„ Mei. . . . 14,835 R 


) In Bremen iſt eine Nachweiſung über die mit Nichtauswandererſchiffen geretiten 
Rerionen nicht geführt worden. 
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im Juni 7,646 Perſonen, 
FRE: 1 ı 7,451 A 
„ Auguit . — — 
„ September . . 5,659 a 
„Ottober 1,545 Mi 
„ November 4,714 . 
„ Dezember . . 1,789 e 


91,603 Berionen. 
Von auferenropäiihen Ländern nah Hamburg zurüdbefördert wurden 
13,539 Perſonen. 
Bon den über Bremen beförderten 103,121 Berjonen wurden: 
103,051 Perſonen direft in 171 Schiffen und 
70 . indireft in 2 „  . befördert. 
103,121 Berionen. 
63 befanden fih unter dieſen beförderten Perſonen: 
57,030 Berionen männlichen und 
46,091 — weiblichen Geſchlechts. 
103,121 Perſonen. 
Ferner: 
74,423 Erwachſene, 
23,377 Kinder zwiſchen 1 und 14 Jahren und 
5,321 Kinder unter i Jahr. 
103,121 Berionen. 
Bon dieien Perſonen wurden befördert: 
2,977 Perſonen im Januar, 
4,554 A „Februar, 
12,485 u „ März, 
18,938 “ „ April, 
15,689 . „ Mai, 
6,972 m „Juni, 
1,655 — uli 
8,890 z „ Auguit, 
9.391 * „ September, 
9,258 J „Oktober, 
4,306 „ November, 
2,006 — „ Dezember. 
103,121 Berionen. 
Die ſämmtlichen direkt befürderten Paffagiere wurden in 171 Dampfern des 
Norddeutſchen Lloyd, die indireft beförderten in 2 engliichen Dampfern befördert. 
Bon außerenropäiichen Yündern nad Bremen zurüdbefördert wurden 
237,105 Perſonen. 
Von Stettin aus wurden im Laufe des Jahres befördert: 
773 Berjonen und zwar 756 Perſonen direft und 17 Perſonen indirekt über 
Hull und Liverpool, ſämmtlich nad New-York. 
Die Beförderung fand ſtatt in 6 Direften und 8 indirekten Dampferfahrten. 
Bon New:Nort nah Stettin zurücbefördert wurden 37 Perſonen. 
lleber die Herkunft: und die Beitimmungsländer der über die deutſchen 
Häfen beförderten Auswanderer ergeben die anliegenden beiden ftatiftiichen Tabellen 
das Nähere. 


— 
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Die im Jahre 1884 über deutihe Häfen nad überjeeiihen Pändern gegangenen deutſcher 
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Zahl der Auswanderer 






















Staaten bezw. Landestheile ſaus dem Deutſchen Peic) | den ——— 
N nad) = = | Vereinigten S.: 

= . überfeeiihen Ländern = = = —— 38: 

Herkunft im Nahre 1884 * — 3 — — 

u Männl. | Weibt. | Zujam. Männ. Weibl. M. & 

3 2. | 23] 4 Be ER, 9. 10:01 
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Weſtfalen. 2,422 276 1,542) 1.070 — 

e Hellen-Naliau 3,756 819 -| 2,415! 2057 214 
Rheinland 119 333 TO 
Hohenzollern — 44 46 — 
Preußiſcher Staat . | 47.135 38,879 86,014] 48, 378 35,895) 7461 45 49537946 36933 

.. J vehts des Rheins 5,926) 4,428) 10,354] 7,820) 2,533 11 5,875 4412) 8 3 
Bayerı | uch . . . . a5 408 Bl Ba J 11 A 
Sadien . . 2 2 200 2.629) 1,749) 4,378] 2,819 1,559 2,518 1 ll 2 — 
Württemberg 3,327) 2,790) 6,1171 4,3951 1,722 3,277 Si a 
Baden . 1,302) 1,108) 2,410] 1,896, 514 | 1272 1.096] 1 - 
Sefien a 1,478) 1,132) 2,611] 1,998] 618 1,465: 3,120: a 
Medlenburg-Schwei vin 2166| 1,776) 3,942 7385| 3,204 —] 2,110) 537 2% 
Sadjien- Weimar 357 276 638 476 157 - 348 273 1 - 
Medlenburg:Streliß . 321 307 628 164 463 1 32018077 — = 
Oldenburg . » 220. . 1,023 s71, 1,594] 1,783: 111 — 1,009 865 2) > 
Braunjchweig . | 234 187 4211 262 1588 —| Boa er 
Sadyien: Meiningen E84 212 501 431 70 284 21 — — 
Sadjien:Altenbura . . . 61 36 47 47 50 — 58 33 = — 
Sachſen⸗Koburg⸗Gotho 288 224 512 451; 61 — 218 ale 
Andat . . . F 106 761 me 70 4 =| - 
Schwarzburg⸗ ondershauſen 49 34 3% 65 18 _ 48 gen. 
Ehwarzburg-Rudolitadt . . 102 gu 32 155 87 - 100 do — — 
Walded . 8] Su 16] 156 5 Su 80 a, 
Reuß älterer Linie 20 12 32 29 8 i 20 12 — — 
Reuß jüngerer Yiniı 112 59 171 107 4 106 3 17 
Schaumburg:Pippe 2 12 39 32 7 — 26 iu —| — 
Kippe . . . 208 15] 359 349 10 — 
Lübech.. | 121 su’ 201 ı8 188 1... 406 m 1- 
Bremen -» . . 610. 523 1,133| 1,026, 105! 2] .. 558 5061 h — 
Hamburg . . . 1,407: 1,074 2,481 Isı) 23000 —F IR er 
Eliah-Yorbringen . 1A 18 112 59 Bl — 28 en Be 






Tentihes Reich . 69,585 50,023 126,5111 75,776| 49,985 - 7850 


67,402: 55,386,993:3% 
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’ Darunter 2 Berfonen (1 männl. und 1 weibl.) iiber Memel. 
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Auswanderer (über Bremen, Hamburg, Stettin) nad Herkunfts- und Bejtimmungsländern. 
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Statiftik der Motenbanken. 


Stüdelung der am Lahresichluffe 1885 umlaufenden Noten der einzelnen Banten. 


Verwaltungsbericht dev Reichsbank für das Jahr 1585, Anlage B., jowie die im Reichs— 
anzeiger veröffentlichten Jahresbilanzen der anderen Banten.) 
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Namen der Banten — Abignitten von in Reicht. 
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Beträge in 1000 Marf.!) 





Reihsbant . . . . . 2 .2..4524,710?1 — 144,213, 857,090, 
Städtiſche Bank zu Breblon — 14821! — — | 1,359,9 2,791, 
Kölnische Privatbanf . . 2... 1610?| — — — 1,610, 
Magdeburger Privatbant. . . . . a7 — — | — 2,715? 
Danziger Privat-Aftiendant. . l 23023 — | - — 2,802, 
Provinzial-⸗Aktienbank d. Großh. Poſen 427,° 59 597,* 825,5 | — 1,850, 
Hannoverſche Ban 5,832,, — — — 5,832,* 
Srankjurter Banf . . . 2 2.2. 76705 — 902,0 | 2,924,° 11,496, 
Bayerische Motenbant . . 2... 6528841 — u — 65,286, 
Sächſiſche Bank zu Dreödten . . 1332,778,* - 115,226,°| _ 48,004! 
Leipziger Raflenverein. . . .» . — — 2,802, — 2,802,° 
Ehemniger Stadtbant . . . .. 9 — — — 499, 
Württembergifche Notendbant . . . | 19,589, — _ _ 19,589? 
Badiihe Banl . » 2 > 2 2.2.4 188197 | — _ _ 13,819, ' 
Bank für Süddeutihland . . . .| 16,1682 —E — — 16,168, 
Braunſchweigiſche Banktk 24146 — — — 2,414,° 
Kommerzbant in Lübed . . . .. 63? | — - — 663,° 
Bremer Baht 2 nn 4,3262 — _ _ 4,326, ? 

Tie 15 Banfen zufammen 702,749, 597,” | 63,969, | 292,449,’ | 1,069,765,° 

| 





| \ 

Hierzu treten für Ende 1885 in 1000:Mark-Beträgen an umlaufenden Noten der 
Thaferiährung bei der Neichsbanf 1,832,', Kölniſchen Privatbant 14), Sächſiſchen Bank zu 
Dresden 101,5, der Thaler: und Suldenwährung bei der Bank für Siiddeutichland 94,°, der 


Guldenwährung bei der Frankfurter Banf 135,°, Badiihen Bauk 34,°: im Ganzen 2,212, 
(1000 ME). — 
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Weitere Besprechungen 


über 


G. Hirth’s „Deutsches Zimmer“. 
c 
«& Kunst und Gewerbe ge 


Organ des Bayer. Gewerbe-Museums. 
Nürnberg. 1886. Heft II. 


Die dritte Auflage dieses interessanten Werkes liegt nun in ro — 
abgeschlossen vor uns. Unter allen publizistischen Erscheinungen der Neuzeit hat 


. keine so sehr auf die Entwicklung unseres Kunstgewerbes eingewirkt als die von 


dem Herausgeber des Formenschatzes veröffentlichten. Unter diesen ist in erster 
Linie das Deutsche Zimmer zu nennen, das im vollsten Sinne des Wortes eine 
praktische und anschauliche Kunstlehre für geschmackvolle Einrichtung und 
mn Ausstattung der häuslichen Wohnung genannt werden kann. 

er Verfasser bewegt sich hier auf einem Felde, auf welchem der gebildete 
Gelehrte mit dem praktischen Künstler sich begegnet. 

Gleich in der Einleitung wird der Leser mit einer Reihe von Sätzen bekannt, 
die der phrasenreichen Unwissenheit in Geschmacksachen den Krieg erklären und 
in den — Kapiteln zeigt sich ein so gründliches Wissen mit einer Wärme 
der Darstellung, dass jeder Leser davon hingerissen und begeistert wird. Es sind 
nicht die altgetretenen Pfade der ästhetischen Theorien, die der Verfasser geht: es 
sind neue lustige Ausflüge in eine bekannte und doch so unbekannte Gegend des 
Geschmacks, in die wir von ihm geführt werden. In »Stil und Imitation« werden 
die Grundligen der wahren volksthümlichen Kunst besprochen, in dem Kapitel 
»Die Farbe« findet der Leser die geistreichste Darstellung und Erörterung dieser 
so schwierigen Frage. Es bietet dieses Kapitel selbst dem Fachmann vieles Neue 
und wir halten dasselbe für das Interessanteste des ganzen so interessanten 
Buches. Die »Entwicklung der Formen« gibt uns eine umfassende und gründliche 
Geschichte der Entwicklung der Wohnungsausstattung und schliesslich werden 
die Hauptstücke der Dekoration vom kunstgeschichtlichen, stilistischen und 
praktischen Standpunkt aus erläutert. Alles, was hier gesagt wird, ist originell, 
wissenschaftlich begründet und auf praktische Anordnung berechnet. Der Verfasser 
zeigt hier einen Reichthum an Wissen und eine Gabe der Darstellung, die ihm 
nicht bloss eine bevorzugte Stelle unter den Kunstgelehrten, sondern ihm auch 
die dauernde Dankbarkeit jeden Lesers sichern. 

Das Buch ist ein kunstgeschichtliches Lehr- und Lesebuch 
ersten Ranges, das von Jung und Alt gekannt und immer wieder 
gelesen werden soll, 

Neben dem ebenso gründlichen, wissenschaftlich höchst bedeutenden und 
Neissig geschriebenen klaren Text dient eine grosse Anzahl von Abbildungen als 
vortreffliches Bildungsmittel, Sinn und Verständniss für das Schöne im Hause zu 
wecken und zu pflegen. 


wu 


«5 Badische Gewerbezeitung. se 
Karlsruhe, 1336 Nr. 3. 


Es ist ganz zweifellos, dass das »deutsche Zimmere gerade für unsere jetzige 
Zeit von besonderer Bedeutung ist, in der so mancher, »der es machen kanne, 
mit mehr oder weniger Glück und Geschick, mit mehr oder weniger Verständniss 
sich >altdeutsch« oder >stilvolle, wie man dies landläufig zu bezeichnen pflegt, 
einzurichten anfängt. Aber nicht nur dem Laien, oder richtiger gesagt, dem 
Besteller wird das Buch ein Führer sein können, sondern auch dem ausführenden 
Künstler, dem Kunstgewerbler, dem Handwerker. 

Das »deutsche Zimmer«e macht seinen Weg und muss ihn machen — davon 
sind wir überzeugt — auch ohne diese Emipfchlung. .8. 
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Weitere Besprechungen über Hirth’s »Deutsches Zimmere. £ 


«5 Deutsche Tischler-Zeife >12 — 


Berlin, 23. Januar 1886. 


Namentlich das vorliegende Werk verdient die weiteste Verbreitung und 
sollte auch in keinem Arbeitszimmer eines Tischlermeisters fehlen. Für den 
Tischlermeister unserer Zeit genügt es nicht mehr, dass er sein Fach ed 
beherrscht, sondern es ist für sein Fortkommen unentbehrlich, dass er auch 7 
den wichtigsten Kunstformen vertraut ist. Ja, der Tischler muss, will er 
Höhe stehen, mit den Gesetzen aller bildenden Kunstfächer bekannt sein. 
also ein eingehendes Studium der Architektur, Skulptur und Malerei für ir den s 
samen Tischler unerlässlich. Wir sagten für den Strebsamen. Dem St 
wird es ein Genuss sein, sich weiter zu bilden und ein erhebendes Gefühl, e 
Fache anzugehören, welches so weitgehende Ansprüche macht, ihm ein so g: 
Feld der Wirksamkeit bietet. Aber auch der materielle Lohn wird dem * 
nicht fehlen. Er wird in der Achtung seiner Mitmenschen steigen und es ı 
ihm nie an lohnenden Aufträgen — denn: »Kunst bringt Gunste? ® 


Aucherer Volkszeitung. 9 
Aachen, 5. Februar 1336. 


Gar Manche sind der Ansicht, der Kunst Genüge geleistet zu —— 
man sein Zimmer mit einigen Statuen, Gemälden oder gar einigen alten E 
der Keramik schmückt. Der Einsichtige wird sogleich bemerken, dass d. 
ein Kunstsinn zur Schau getragen wird, der nicht vorhanden ist, wean ı 
alles Uehrige damit in Ueb:reinstimmung steht; wenn die 
der Wandtapeten, vor denen die Bilder han gen, wenn die hässliche Form 
umherstehenden Möbel und Geräthschaften den  Kunstsinn und den > eschn 
der sich in Schaustellun, einiger Kunstwerke zu ofienbaren — Lügen s 
Selbst die besten Werke der höhern\ Kunst sind gleichsam nur Trei 
die, in eine fremde Umgebung verpflanzt, nicht gedeihen können; um; ut 
zu glänzen und wahrhaft zu erfreuen, verlangen sie eine Heimat, wo 
mit ihnen in Uebereinstimmung, steht; die Empfindung, die sie erwe 
Erhebung des Gemüthes, die sie bewirken, darf nic t durch die Ur 
gestört werden. Echter Kunstsinn ist nur da vorhanden, wo die Kunst das A 
gebildet und es gelehrt hat, nur dann befriedigt zu sein, wenn auch die, eringste 
Klein; keit der Umgebung in schöner Form zu Tage tritt. F 

ei den Griechen war die Kunst eine lebendige; nicht allein Te 

Hallen, nicht allein Statuen und Gemälde waren von 
sondern Alles, Kleidung und Geräthe hatten schöne Farben und schöne F 
Im Mittelalter war die Kunst den Völkern Wesen und Eigenthum 5 
es mu:ste alles, was zur Erscheinung kam, mit den bleibenden Werken der 
in Uebereinstimmung stehen. Der Handwerker durfte nicht blos Zw mäs 
fertigen, er musste dieses in schöner Form darbringen, * > J 

Das oben genannte, sehr empfehlenswerthe Prachtwerk, — in seir 
dritten, stark vermehrten Auflage voll und ganz vor uns li 
und Bild eine vollständige Anleitung zu stilvoller Innend n und | 
wichtig für den Liebhaber, als für den Architekten, —— 
Tapezierer etc. Alles, was zur Einrichtung und Ausstattung, zum nothw 
Gebrauche und zum Schmucke des Hauses gehört, finder in dem ; 
Texte sowohl, als auch in den untadelhaften Illustrationen seine Berück 

Genanntes Werk verdient um so mehr empfohlen zu en, 
ganz und gar dazu angethan ist, zur Hebung und Veredlung des F 
ein Wesentliches beizutragen. Da der Preis des ganzen Werkes. 
Rücksicht auf seine prachtvolle Ausstattung ein enorm 
muss, ia dasselbe recht bald einen ausgedehnt:n Leserkreis g 
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ei neuen Abonnements wird oft mit Bedauern bemerkt, daß 
die Grwerbung der früheren Jahrgänge der „Annalen“ mit fe 
großen Koften (Milk. 236.—) verknüpft frei, und der Waunfd aus- 
gefprocden, bei Bezug der volltändigen Serie eine Preisermäßigung 
eintretenzu laffen. Um nun derartigen Wünſchen entgegenzukommen, 
haben wir uns entſchloſſen, nen eintretenden Abonnenten die 
complele Serie 1870 bis 1884 anftatt u Mk. 236.— u 


nur Mark 100.— 

m liefern. er Borrath diefer Zahrgänge ift nur fehr gering. 
ir bieten mit diefer Offerte öffentlichen und Brivatbibliothehen, 
taats- und Gemeindebehärden, Anftalten und Vereinen die feltene 
elegenheit, fidy um einen enorm billigen Breis Die ganze Serie 

diefes gediegenen und werthuollen Quellenwerkes zu erwerben. 

Der Preis der einzelnen Bände refp. Iahrgange bleibt wir 
muor Zilk. 16.— Die Jahrgänge 1868/1869 find gang vergriffen. 
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Die Beform der Zuckerſtener. 


I. Allgemeine Begründung des Geſetzeutwurfs vom 
Dezember 1885. 


Nachdem der unterm 15. Juni 1884 dem Reichstag vorgelegte Entwurf 
eines Gejeges, die Beitenerung des Zuders betreffend (Nr. 131 der Druckſachen), 
welcher eine Erhöhung des Stenerjages und Negelung der Stenervergütung auf 
veränderter Orundlage in Vorſchlag brachte, damals nicht mehr zur Berathung 
gelangt war, mußte für die nächitfolgende Reihstagsieilton mit Rückſicht auf die 
durch das tiefe Sinfen der Zuderpreiie veruriachte Nothlage unterer Nübenzuder: 
industrie von der Weiterführung der mit dem Gele vom 7. Juli 1883 einge: 
leiteten Umgeſtaltung der Yuderiteuer Abitand genommen werden. Inzwiſchen 
hat fich die Lage des Zudermarkts für die Zucderproduzenten injfoweit wieder ges 
beiiert, daß es zuläflig ericheint, nunmehr die Neform der Zuderfteuer zum Ab: 
ſchluß zu bringen, deſſen Beichleunigung gleihmäßig im Intereſſe der Neichöfinanzen 
wie der betheiligten Anduftrie und Yandwirthichaft Tiegt. Der vorliegende Ent: 
wurf schließt Fich im Allgemeinen an den Anhalt des Eingangs bezeichneten 
Geiegentwurfs an und demgemäß wird aud die frühere Begründung, unter den 
entiprechenden Abänderungen und Ergänzungen, nadjitehend wiederholt. 


A. Einleitende Bemerkungen zur Geſchichte der Zuderbeitenerung. 


Im Zollverein war zuerft nur der ausländiiche Zucker mit einer Abgabe 
belegt. Dabei fanden für die von den inländiichen Zuderraffinerien zum Zweck 
der Raffination bezogenen Nohzuder, unter gewiſſen Bedingungen und Stontrolen, 
erheblich geringere Zollſätze Anwendung, al3 fir die gleichartigen, zum unmittel— 
baren Konſum beitimmten Auslandszuder. Auch erhielten die Naffinerien bei 
der Ausfuhr ihrer aus ausländischen Rohzucker hergeltellten Fabrikate eine Zoll: 
vergütung. 

Mit dem Wachſen der Produktion und Konſumtion inländiichen Rüben— 
zuder3 machte sich allmälig mehr und mehr ein Nüdgang 'des Ertrags der 
Zuderzölle und damit zugleich das Bedürfniß Fühlbar, die inländische Nübenzuder: 
erzeugung einer Beitenerung zu unterwerfen. Die Niübenzuderftener trat am 
1. September 1841 in der Höhe von 10 Sgr. für einen Zentner Nohzuder mit 
den Mahgaben ins Leben, daß der Ertrag während der eriten drei Jahre noch 
fein dem Zollverein gemeinichaftlider war, und es für dieje Uebergangsperiode 
dem Ermeſſen der einzelnen Staaten überlafien blieb, die Steuer enttveder bon 
dem fertigen Fabrikat oder bon den zu verwendenden rohen Nüben zu erheben. 
Der eritere Weg wurde in Württemberg gewählt, wojelbft die Steuer von dem 
aus den Formen ausgeichlagenen Zuder zur Erhebung gelangte. In den übrigen 
Staaten wurde die Materialbeiteuerung angenommen und der Steuerſatz auf 
Y/, Sgr. vom Zentner roher Nüben feftgeiegt, indem 20 Zentner ſolcher Rüben 
als zur Seritellung eines Zentners Rohzucker erforderlich erachtet wurden. 
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Mit dem 1. September 1844 wurde allgemein die Materialbeitenerung ein: 
geführt, die Steuer für den Zentner Nohzuder auf 1 Thlr. und der Steuerſatz 
des Zentnerd roher Rüben, unter der noch beibehaltenen Annahme des Grforder: 
nilie® von 20 Zentnern zu 1 Zentner Rohzuder, auf 1',, Sgr. feitgelegt. Vom 
1. September 1850 ab wurde die Steuer für einen Zentner Rübenzuder auf 
2 Thaler und der Steuerfag für einen Zentner roher Nüben, unter fernerer 
Zugrundelegung des bisher angenommenen Ausbeuteverhältniffes auf 3 Sgr. 
erhöht. Vom 1. September 1853 ab fand eine weitere Grhöhung des Steuer: 
fages der Nüben auf 6 Sgr. und vom 1. September 1858 ab eine joldhe 
auf 7'/, Sgr. statt, ohne daß zugleih Die danad) auf den Zentner Robzuder 
entfallende Steuer geleglich firirt wurde. 

Im Fahre 1861 wurde die Gewährung einer Nüdvergütung der Steuer für 
den zur Ausfuhr oder zur Niederlegung in eine öffentliche Niederlage gelangenden 
inländiihen Zuder eingeführt. Die Vergütungsfäge betrugen vom 1. September 
1861 ab: 2 Thlr 22’, Sgr. fir den Zentner Rohzucker und Farin, 3 Thlr. 
10 Sgr. für den Zentner Brod-, Huts und Kandis-Zucker. Vom 1. September 
1866 ab wurden die Süte auf 2 Thlr. 26 Sgr. und bezw. 3 Thlr. 15 Sar. 
erhöht. 

Eine umfaflende Umgeſtaltung der Zuderbeitenerung unternahm das Bundes: 
geiet vom 26. Juni 1869. Dasjelbe minderte den Zollſchutz des inläudiichen 
Rübenzuckers wejentlic ab, indem einerfeit3 die Rübenfteuer von 7'/, Ser. auf 8 Sur. 
vom Zentner erhöht wurde, andererjeitö eine Herabiegung der Eingangszölle vom 
Zuder ftattfand, und zwar unter Bejeitigung der bisherigen Zollbegünitigung 
de3 für Naffinerien eingehenden Rohzuderd. Zugleich kam die befondere Zoll: 
vergütung in Wegfall, welche bis dahin den Naffinerien beim Grport ihrer 
Fabrikate aus ausländiichem Rohzuder gewährt worden war. Für die binfort 
gleihmäßig auch auf die ausländiihen Zuder Anwendung findende Nüdvergütung 
der Nübenzuderiteuer wurden drei Klaſſen, an Stelle der biöherigen zwei, gebildet, 
bon welchen die nmiedrigite die Nohzuder von mindeſtens 88 Prozent Polariſation, 
die höchſte die Kandis- und Brodzuder, die mittlere alle übrigen harten Zuder, 
jowie alle weißen trodenen Zuder in Kryſtallform u. ſ. w. von mindeltens 
98 Prozent Bolarijation enthält. Die Bemeſſung der Vergütungsfäge erfolgte 
auf Grund der Annahme, daß zur SHeritellung eines Zentners Rohzuder von 
93°/, Prozent Polariſation 12'/, Zentner roher Rüben mit einem Steuerbetrag 
von 3 Thlr. 10 Sgr. erforderlich jeien. Der Sag für die Nohzuder von 88 Bro: 
zent Polarifation ab wurde entiprehend dem Zuckergehalt der geringiten Sorte 
auf (93°,,:88 = 3 Thlr. 10 Sgr.: x) 3 Thlr. 4 Sgr. pro Zentner fejtgeiegt. 

Das Reichsgeſetz vom 7. Juli 1883 ermäßigte die Steuervergütungsfäge 
um je 40 Pfennig bis zum 1. Auguſt 1885. Die Geltungödauer desfelben wurde 
durch das Gejeg vom 13. Mai 1885 um ein Jahr verlängert. 

Eine nad) metriihem Gewicht und Neihswährung aufgeftellte chronologiiche 
Heberfiht der Süße der Nübenfteuer, der Gingangszölle von Zucker, der Zoll: 
vergütung und der Steuervergütung für Zuder ift als Anlage 1 angeichlofien. 

Zu dem Geje vom 7. Juli 1883 gab die Wahrnehmung Veranlaſſung, 
daß der Neinertrag der Rübenzuckerſteuer im Abnehmen begriffen fei. Durch das | 
bezeichnete Gejeß Sollte jedoch nur ein eriter vorläufiger Schritt zur MWiederauf: 
befierung des Stenerauffommens geichehen, während die weitere Nenordnung bis 
dahin vorbehalten blieb, daß die Enquete-Kommiſſion, deren Ginjegung vom 
Bundesrath beichloffen worden war, die Gründe des finanziellen Nüdgangs der 
Nübenzuderitener genügend klar geitellt umd eine ausreichende Grundlage für die 
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Eutſcheidung darüber geichaffen haben würde, welche geießgeberiihen Maßnahmen 
zu treffen jeien, um ohne Gefährdung berechtigter Intereifen der Zuderinduftrie 
und der betheiligten Landwirthichaft wieder zu dem früheren Maße des Steuer: 
ertrages zu gelangen (Reichstags-Druckſachen, 5. Legislaturperiode, II. Seflion 
1882, Nr. 198). 

Die Zuderenquete-ftommiflion hat nad) Erledigung ihrer Arbeiten unterm 
12. März 1884 dem Bundesrath einen umfafjenden Bericht erjtattet, welcher 
ohne die Anlagen hierneben angeſchloſſen iſt. An denielben fchließen auch die 
nachitehenden Ausführungen fih an. 


B. Entwidelungsgang und gegenwärtiger Stand der Rübenzuckerproduktion, 
der Zuckereiufnhr und Ausfuhr, des a und der Abgabenerträge 
vom Zucker. 


I. Rübenzucerproduktion. Zahl und Nübenverbraud der Fabriken. 
In welhen Maße die inländiiche Nübenzuderfabrifation in den 44 Jahren jeit 
Einführung der Rübenzuderftener an Umfang gewonnen hat, wird klar veran— 
ichaulicht dur) die Thatiachen, dab im Zollverein während des Kampagnejahres 
1841/42 135 Nübenzuderfabrifen mit einem NRübenverbrauh von 2',, Millionen 
Doppelzentner, dagegen in den Stampagnejahren 1883/84 und 1884/85 376 
bezw. 408 Nübenzuderfabrifen mit einem Nübenverbrauh von rund 89 bezw. 
104 Millionen Doppelzentner im Betriebe waren. Won den im letzten Jahre 
betriebenen Fabriken entfallen 323 mit einem WVerbraud von mehr als 82 Doppel: 
zentner Rüben auf Diejenigen Gebietötheile, welche auch jchon im Jahre 1841 
dem Zollverein angehörten. 

Der Rübenbau für die laufende Stampagne 1885/86 zeigt einen erheblichen 
Nüdgang gegen das nächte Vorjahr. Vom 1. Auguft bis Ende November 1835 
find 50,905,541 Doppelzentner Rüben, gegen 56,622,859 Doppelzentner im 
Borjahre, verarbeitet worden. Die ferner bis zum Schluffe der Kampagne zur 
Berarbeitung gelangende Rübenmenge wird nad den bezüglichen jteueramtlichen 
Ermittelungen auf 19,821,623 Doppelzentner geſchätzt, fo daß fich eine Geſammt— 
menge von 70,727,164 Doppelzentner Nüben ergeben würde. Da indellen bie 
vorläufigen Schägungen der in der Kampagne vom Dezember ab noch zu ver: 
arbeitenden Nübenmenge in der Negel um mehrere Prozente, bis zu 10, zu 
niedrig auszufallen pflegen, fo wird der Nübenverbrauc der Kampagne 1885/86 
auf etwa 72,000,000 Doppelzentner angenommen werden können. Dies ergibt 
gegenüber der in der Kampagne 1884/85 verarbeiteten Nübenmenge von 
104,000,000 Doppelzentner einen Nüdgang von 32,000,000 Doppelzentner 
oder rund 31 Prozent. 

Für die 20 Jahre von 1865/66 bis 1884/85 enthält die als Anlage 2 
beigefügte Tabelle eine detaillirte Nachweiſung der Zahl der in dem ganzen 
Stenergebiet und deifen einzelnen &ebietötheilen jeweils im Betriebe geweſenen 
Fabriken und der verarbeiteten Nübenmengen. Diefe Nachweiſung zeigt insbeſondere 
auch, daß im neuerer Zeit die Nübenzuderfabrifation mehr und mehr in joldyen 
Gebietötheilen Boden gewinnt, in welchen fie entweder vorher überhaupt nicht, 
oder jeit lange nicht mehr, oder nur in ſehr geringen Umfange betrieben worden 
war. Inter diefen Gebietstheilen find die Provinzen Oftpreußen, Weſtpreußen, 
Poſen, Hannover, dann die Großherzogthümer Medlenburg hervorzuheben. In 
der Kampagne 1883/84 find auch im Königreih Sachen und im Großherzogihum 
Helfen nad längeren Jahren zum erjten Male wieder Nübenzuderfabrifen be: 
irieben worden. 
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Die Menge der jührlih zur Verarbeitung gelangenden Nüben iſt in viel 
ftärferem Maße als die Zahl der Fabriken geitiegen, am jchnelliten und ftärfften 
in den legten Jahren ; der Nübenverbrauch der Jahre 1883/84 und 1884/85 
übertrifft. den durchichnittlihen Nübenverbrauch der Jahre 1878/79 und 1879,80 
um jährlih 42 bezw. 57 Millionen Doppelzentner. Die von jeder Fabrik durch— 
jchnittlich verarbeitete Nübenmenge betrug im Jahre 1841/42 19,000 Doppel: 
zentner, im Jahre 1865,66 73,400 Doppelzentner, im Jahre 1884,85 254,968 
Doppelzentner. Cine Klaflifitation der Fabriken nach dem Umfange des Rüben: 
verbrauchs während der SKtampagne 1883,84 und 1884,85 findet fich in der 
Anlage 3. 

Zuderausbente Die Menge der aus den veriteuerten Nüben erzeugten 
Nohzuder aller Produkte und Konſumzucker, eritere ohne Rückſicht auf die Ver 
ſchiedenheiten der Qualität zujanmengerechnet, letztere nach dem Verhältniß von 
100:125 auf Rohzucker umgerechnet, jedoch unter Ausſchluß der Zuckerproduktion 
in den lediglich Melaſſe verarbeitenden Fabriken, hat nach der ai Statiftif 
betragen: 


Doppelzentner 
Rohzucker aller Produkte 

1871/72 . ...1,864,419 
1872,75 2,625,511 
1875 74 2,910,407 
1874.75 2,564,124 
1875.76 3,580,482 
1876,77 2,894,227 
1877.78 3,780,091 
1878 79 4,261,551 
1879.80 4,094,152 
1880 81 5,559,151 
1881,82 5,997,222 
1882,53 8,319,953 
1883.84 9401,093 
1884 85 . 11,230,303 


Die Nübenzuderproduftion * Kampagnen 1880,81 bis 1882/83 iſt mit 
Hilfe der Ergebniffe einer von der Enquete— Kommiffion bei den Zuckerfabrikanten 
gehaltenen jchriftlihen Umfrage auf Nohzuder von 93,;,, Prozent Polarisation 
berechnet worden. Dabei hat bezüglich der wenigen Fabriken, deren Angaben 
fehlen oder ungenügend find, eine annähernde Schägung der Produktion im der 
doppelten Weije ftattgefunden, daß einmal die durchſchnittliche Zuderausbeute der 
Jämmtlichen übrigen Fabriken, das andere Mal die durchichnittlihe Zuderausbente 
der Fabriken desjenigen Gebietötheiles, welcher die ungünſtigſten Betriebsrefultate 
aufweiſt, zu Grunde gelegt worden ift. Die entiprechenden beiden Berechnungen 
ergeben folgende Gejammtmengen an Nohzuder von 93,,,;, Prozent Pole: 
rilation, und zwar einichließlich der Zudergewinnung in den lediglich Melaſſe 
verarbeitenden Gntzuderungsanftalten (vergl. Anlage 16 des Enquete-Berichts): 


Niedrigere Berechnung Höhere Berechnung 


Toppelzentner Doppelzentner 
1850,81 5,593,284 5,696,175 
1881,82 6,118,551 6,200,118 
1882,83 8,383,054 8,438,689 
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Nachdem die zur Heritellung einer Mengeneinheit Rohzuder erforderliche 
Nübenmenge von der Gejeßgebung urſprünglich gleih 20:1, dann im Sahre 
1869 glei 12'/,:1 angenommen worden war, lag der vorläufigen Abänderung 
der Steuervergütungsfäge in dem Gejege vom 7. Juli 1883 die Vorausjegung 
zu Grunde, daß in neuerer Zeit das durchichnittliche Erfordernig an Rüben 
höchſtens 10,, Doppelzentner zu 1 Doppelzentner Rohzuder von 88 Prozent 
Polarijation oder 12 Doppelzentner zu 1 Doppelzentner NRohzuder von 93,-,; 
Prozent Bolarifation betrage. Mit der Grmittelung des wirklichen Standes der 
Zuderausbente aus den Nüben auf Grund der bis zum Scluffe der Kampagne 
1882,83 gemachten Erfahrungen hat jodann die Enquete-Kommiſſion im ums 
fafiender Weiſe fich beihäftigt und hierüber nicht nur zahlreihe Sachverſtändige 
vernommen, jondern auch mittelit der jchon gedachten jchriftlichen Umfrage bei 
ſämmtlichen Zuderfabrifanten in Bezug auf die 3 Jahre 1880,81 bis 1882/83 
eine Ergänzung der amtlichen Statiftif der Zuderproduftion, namentlich durch 
Angaben über die Gattung und Beichaffenheit der geivonnenen Mengen Zuder 
herbeigeführt. Die in der Kommiſſion auf Grund der Sadverftändigen-Ausfagen 
vorgenommenen Schägungen des Maßes der Erhöhung der Zuderausbeute durch 
die feit dem Jahre 1869 in der Nübenkultur und der Technik der BZuder: 
fabrifation gemachten Fortichritte gehen dahin, daß von einer Seite 11 Doppel: 
zentner Rüben, von anderer Seite 10,,, bis 10,;, Doppelzentner Nüben als ber 
jegige durdichnittliche Bedarf zur Herftellung eines Doppelzentner® Nobzuder 
von 93,.; Prozent Polarijation beredinet werden (Enquete-Beriht ©. 84). Für 
die drei Jahre 1880, 81 bis 1882,83 iſt nach den Nefultaten der bei den Zucker— 
fabrifanten gehaltenen Umfrage anzunehmen, daß im Durchſchnitt aus 10,518 
Doppelzentner Nüben oder ſogar jchon aus 10,;05 Doppelzentner Rüben 1 Doppel: 
zentner Rohzuder von 93,;, Prozent gewonnen worden it, je nachdem für Dies 
jenigen Nübenzuderfabrifen, welche den Fragebogen überhaupt nicht oder in 
unbranchbarer Weiſe beantwortet haben, eine mittlere oder eine niedrige Zucker— 
ausbeute unterftellt wird (Gnauete-Beriht S.85, 86). Nach der amtlichen Statiftif 
find im Durchſchnitt der drei Jahre 1880/81 bis 1882/83 — 10,,, Doppelzentner 
Rüben zur Herftellung eines Doppelzentners Rohzuder gebraucht worden, unge— 
rechnet die Zuderproduftion der lediglich Melafle verarbeitenden Fabriken, welche 
nah ben Grmittelungen der Enquete-Kommiſſion auf jährlih 59,219 Doppel: 
zentner NRohzuder von 93,., Prozent Polarilation im Durhichnitt der drei Jahre 
1880/81 bis 1882/83 zu ſchätzen ift. Die in den Fachzeitichriften enthaltenen 
Schägungen der Iettbezeichneten Zuderproduftion für die Jahre 1883/84 und 
1884/85 gehen auf 200,000 bis 300,000 Doppelzentner Rohzuder, ohne daß 
jedoch erfichtlih wäre, inmieweit hierfür zuverläflige thatlählihe Grundlagen 
beitehen. 

Die Mehrheit der Enquete-Kommiſſion wollte bei Beitimmung des ber: 
maligen durchichnittlichen Nendements der Nüben im Wejentlihen die durch Die 
Umfrage ermittelten yabritationsergebniffe der Jahre 1880,81 Dis 1882/83 zu 
Grunde legen, jedoch der Häufung qualitativ guter Nübenernten innerhalb diejer 
jehr kurzen Periode infoweit Nechnung tragen, dat der Rübenbedarf. zu 1 Doppel: 
zentner Nohzuder von 93,.; Prozent, ftatt auf 10,, oder 10,; Doppelzentner 
Nüben, auf 10,;; Doppelzentner bemeffen werden ſollte — mährend die Minder: 
heit der Kommiſſion auch diefe Annahme noch für zu niedrig gegriffen erachtete 
(Enquete-Beriht ©. 86). 

Inzwiichen find nach der amtlichen Statiftif im Jahre 1883,84 9,0 Doppel- 
zentner Nüben, im Jahre 1884,85 9,,, Doppelzentner Nüben zur SHerftellung 
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eine Doppelzentners Rohzucker, die Zuderproduftion der ausſchließlich Melaſſe 
verarbeitenden Fabriken nicht eingerechnet, erforderlich geweien. Nach derielben 
Statiftit betrug der Nübenbedarf zur Herftellung von einem Doppelzentner Roh— 
zuder im Durhichnitt der 5 Jahre 1880,81 bi 1884/85 10,0 Doppelzentner, 
im Durchichnitt der 10 Jahre 1875/76 bis 1884,85 10,,; Doppelzentner. 
Empfiehlt jih nun zwar große Vorficht bei der Beſtimmung des durhichnittlichen 
Rendements der Rüben, weil davon die Bemeſſung der Steuervergütung und von 
der Höhe der leßteren die Konkurrenzfähigkeit des inländiichen Zuder® auf dem 
Weltmarkt abhängig iſt, jo wird body nad den Erfahrungen der beiden legten 
Jahre an dem von der Mehrheit der Enqueter-fommillion angenommenen Aus— 
beuteverhältnig von 10,.,,;, —= 1, abweichend von dem unterm 15. Juni 1884 
eingebrachten Gejeßentwurf, nicht mehr feitzuhalten fein. Vielmehr ericheint «8 
gerechtfertigt, bei Bemeifung der im Durchichnitt zur Heritellung eines Doppel: 
zentners Rohzucker von 93°), Brozent Polarifation erforderlichen Rübenmenge 
bis auf 10,,, Doppelzentner herabzugehen und dieſes Ausbeuteverhältniß bei ber 
gegenwärtigen Regelung der Zuderfteuer zu Grunde zu legen. Die durchichnitt: 
lihe Zuderausbeute aus den Nüben während der legten 5 Kampagnen 1880/81 
bis 1884/85 bietet eine geeignete Grundlage nicht. Während diejes Zeitraums 
find in 2 Jahren ausgezeichnete, in 2 Jahren gute, in 1 Jahre mittlere Rüben 
geerntet worden. Das durch Diele gedrängte Aufeinanderfolge ſehr günftiger 
Ernten bedingte hohe Maß der durchichnittlichen Zudergewinnung kann als Regel 
für die Zukunft nicht angelehen werden. 

II. Iucder- Einfuhr und Ausfuhr. Den Umfang der Einfuhr und Aus: 
fuhr an Zuder jeit dem Erlaß des Gejeges vom 26. Juni 1869 bis zum 
Ablauf der Kampagne 1884/85 ergibt die Anlage 4 in den Spalten 12, 14, 17 
bezw. 4, 6, 8, mobei jedoch in der Ausfuhr die ohne Steuervergütung expor— 
tirten geringfügigen Zudermengen nicht berüdiichtigt find. 

Mas zunähft die Einfuhr betrifft, jo hatte der Import an raffinirten 
Zudern im Durchſchnitt der 5 Salenderjahre 1864 bis 1868 jährlich mur 
1300 Doppelzentner betragen, hob fih in den nächften Jahren bedeutend und 
ftellt fich noch im neuefter Zeit mit jährlich 12,000 bis 15,000 Dovpelzentner 
auf ungefähr das Zehn: bis Elffache der früheren Cinfuhrmenge. An Rob 
zudern waren im Durchichnitt der Stalenderjahre 1864 bis 1868 jährlich 
85,500 Doppelzentner eingeführt worden, jeitdem ift die Einfuhr, abgeiehen von 
einem vorübergehenden kurzen Aufſchwunge, erheblich gefunfen, und zwar bis auf 
jährlid etwa 18,000 Doppelzentner im Duchichnitt der Jahre 1880/81 bis 
1884,85. Bei Zuſammenfaſſung der raffinirten Zuder und Rohzucker ergibt fid 
im Ganzen eine Verminderung der jährlichen Zudereinfuhr um rund 54,000 
Doppelzentner. Much der Import von Syrup ift in neuerer Zeit merklich 
zurüdgegangen und zwar von jährlid 55,300 Doppelzentner im Durchſchnitt 
der 10 Jahre 1869/70 bis 1878/79 auf 33,400 Doppelzentner im Durchſchnitt 
der legten 5 Jahre. 

Andererjeits ift jeit 1869/70 bie Ausfuhr inländiichen Zuders in einem 
jede VBorausficht weit übertreffenden Maße geftiegen. Die größte Steigung zeigt 
ih beim Rohzuder. Während davon im Durdichnitt der 5 Jahre 1869.70 
bis 1873,74 nur je 104,000 Doppelzentner ausgeführt wurden und aud in 
den vier nächſtfolgenden Jahren 1874,75 bis 1877/78 der Erport durchſchnitt— 
lid nur die Höhe von 415,500 Doppelzentner erreichte, betrug derjelbe in ben 
Jahren 1878,79 und 1879,80 durdhichnittlich fait je 1,009,000 Doppelzentner, 
in jedem der beiden folgenden Jahre weit über 2,000,000 Doppelzentner, in 
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den drei legten Jahren 1882,83 bis 1884/85 bezw. 3,900,000, 4,900,000 und 
5,500,000 Doppelzentner. Aber au die Ausfuhr der raffinirten und 
Konſumzucker hat einen namhaften Aufſchwung genommen, indem die in den 
beiden betreffenden Steuervergütungstlaffen zuſammen erportirte Menge fih im 
Jahre 1884/85 auf 1,079,000 Doppelzentner ftellte, während die entiprechende 
Menge 5 Jahre früher nur 350,000 Doppelzentner und 10 Jahre früher nur 
55,000 Doppelzentner betrug. 

Im Berhältniß zu der auf Nohzuder berechneten Jahresproduftion an 
Rübenzuder betrug die ebenſo berechnete jährliche Ausfuhr: 1876/77 21,.; Pro: 
zent, 1877,78 25,50 Prozent, 1878,79 32,,, Prozent, 1879/80 32,,; Prozent, 
1880,81 52,,; Prozent, 1881/82 52,,, Prozent, 1882/83 56,6 Prozent, 
1883,84 63,5, Prozent, 1884/85 59, Prozent. 

III. Buderkonfum. Bezüglich des Konjums von Zuder beziffert die amt- 
lihe Statiftif den Ueberſchuß, welden die im Inlande probuzirte und die vom 
Auslande eingeführte Zucdermenge zufammen über die ausgeführte Zudermenge 
alljährlich ergibt. Der jo ermittelte Konjum wird zwar von dem wirklichen 
Konjum in den einzelnen Jahren mehr oder minder erheblich abweichen, da bei 
dem erjteren ber wechlelnde Umfang der aus dem einen in das andere Jahr 
übergehenden Vorräthe an Zuder unberüdfihtigt geblieben ift; im mehrjährigen 
Durchſchnitt jedoh muß die Jahresmenge des jcheinbaren Zuderfonjums mit der 
Jahresmenge des wirklichen Konſums ziemlich genau zuſammenfallen. 

Nach der amtlichen Statiftit hat fi der Zuderfonfum im deutſchen Steuer: 
gebiet folgendermaßen geitaltet: 











— F Verbrauch 
N) 2 — 
Produktion le dur Produktion green Verbrauch Jauf den Kopf 








Nampagne= von „. fund Einfup] % : überhaupt der 

jahre ') Robzuder abe zuiammen R A s (Sp. 4—5) | jeweiligen 

reduzirt reduzir Bevölferung 
100 kg 100 kg 100 kg kg 

EEE ERBEN 2 1 2 3. ö Br —— 
1871/72 1,864,419 | 496,332 | 2,360,751 | 142,757 | 2,217,994 5, 
1872/73 2,625,511 | 270,852 | 2,896,363 | 179,382 | 2,718,981 6,6 
1873/74 2,910,407 | 289,530 | 3,199,937 | 216,550 | 2,983,387 7. 
1874/75 2.564,124 276,907 2,841,031 108,134 2,132,897 6,5 
1875/76 3,580,482 212,532 3,793,014 561,209 3,231,305 74 
1876/77 2,894,227 | 125,060 | 3,019,287 | 603,538 | 2,415,749 Be 
1877,78 3,780,091 | 88,830 | 3,868,921 | 967,785 | 2,901,136 6, 
1878/79 4,261,551 79,710 | 4,341,261 | 1,380,768 | 2,960,493 6, 
1879/80 4,094,152 | 65,842 | 4,159,994 | 1,344,857 | 2,815,137 6, 
1880/81 5,559,151 | 56,073 | 5,615,224 | 2,839,039 | 2,776,185 6, 
1881/82 5,997,222 | 57,830 | 6,054,552 | 3,144,103 | 2,910,449 6,, 
1882/83 8,319 953 | 66012 | 8,385,965 | 4,725,514 | 3,660,451 8, 
1833/84 9,401,093 53,761 9,454,854 | 5,958,144 3,496,710 pe 
1884/85 | 11,230,303 | 53,035 | 11,283,338 | 6,737,274 | 4,546,064 9, 

Im Durch— 
ſchnitt der 14 

Kampagnen: | 4,934,477 | 156,558 | 5,091,035 | 2,064,932 | 3,026,103 14 


I, September. 


1. September 
31, Auguit ' 


) Fü 71/72 big 1879/80; * ür 
Für 1871/72 bis 1879 31. Jufi f 
1. Auguſt 


31. Juli 


für 1880/81: 





1881/82 his 1884,85: 
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Nach ſachverſtändiger Schägung find die am Schluß des Jahres 1884,85 
im Bollgebiet lagernden Zucdervorräthe, in Nohzuder ausgedrüdt, um rund 
700,000 Doppelzentner größer als am Schluß des nächſten Vorjahres geweien 
(etwa 1,000,000 Doppelzentner gegen 300,000 Doppelzentner). Wie hiernach ein 
nicht unerhebliches Zurücbleiben des wirklichen Zuderfonfums dieſes Jahres 
hinter den in obiger Tabelle enthaltenen Zahlen des ſcheiubaren Konjums anzu— 
nehmen it, jo folgt auch, daß der unter Mitbenugung letzterer Zahlen für Die 
fünfjährige Periode 1880,81 bis 1884,85 zu berechnende durhichnittliche Jahres: 
fonfum von 3,536,921 Doppelzentner Nohzuder oder 7,., Kg auf den Kopf der 
Bevölkerung in Wirklichkeit nicht ganz erreicht worden ift. Unter Ablegung des 
vorbezeichneten Mehrbeitandes von 700,000 Doppelzentner Rohzucker von der 
für 1884,85 mit 4,546,064 Doppelzentner berechneten Verbrauchsmenge ergibt 
fi) ein Verbrauch von 3,846,064 Doppelzentner oder 8,,, Kg pro Kopf, ſowie 
für die 5 Jahre 1880/81 bis 1884,85 ein durchſchnittlicher Jahresfonjum von 
3,394,547 Doppelzentner oder 7,5 Kg pro Kopf. Jedenfalls entipridt es der 
Boriicht, den gegenwärtigen Jahreskonſum nicht höher als auf 3,500,000 Doppel: 
zentner Nohzuder zu veranichlagen, welcher Menge nad) dem Bevölferungsitande 
von 1884/85 ein Stopftheil von 7,,, kg entipricht. Im Durhichnitt der 5 Jahre 
1879/80 bis 1883/84 beredinet fi der Jahresfonjum auf 3,184,872 Doppel: 
zentner oder 7,,; kg pro Stopf, im Durchichnitt der fünf Jahre 1874/75 bis 
1878/79 auf 2,848,416 Doppelzentner oder 6, Kg pro Kopf. 

IV. Ertrag der Abgaben vom Iuder. Die finanziellen Ergebniſſe der 
Zuderbeiteuerung in den Nampagnejahren 1869/70 bis 1884,85 find in der 
Anlage 4 erjichtlich gemacht. Diejelbe enthält eine Berechnung der auf jedes 
Kampagnejahr entfallenden Erträge aus den Mengen der verarbeiteten Rüben 
bezw. der ein: und ausgeführten Zuder und aus den Sätzen der Steuer, des 
Zolles und der Nüdvergütung, ohne Nüdficht auf die Termine der wirklichen 
Einzahlung und Auszahlung der Abgaben und Vergütungen. Für mehrjährige 
Perioden zulammengefaßt, itellen ji die Ergebnifle folgendermaßen: 
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der 5 Jahre, Aug, 1869/70 bis 1873 74 | 42,089,059 | 1... | 6,216,732 | 48,305, 781 


1 
En „ 187475 „ 1878/79 |47,772475| 1,, | 4,145,743 |51,918,218 | 1,,, 
ze „ 1879/80 „ 1884/85 [43,783,798] 0,, | 1,553,903 |45,337,701 | 1,,, 
* Aug. * ‚ne . . æ 
BE, rn "1880/81 „ 1884/85 |42,509,624| 0O,, | 1,525,891 |44,035,015 | 0,,; 


Bon den Summen in Spalte 2 der obigen Tabelle find, wenn die zur 
Reichskaſſe gefloſſenen Steuerbeträge ermittelt werden Tollen, die den Bundes: 
regierungen für die Koſten der Verwaltung der Rübenzuderitener gewährten Ver: 
gütungsbeträge in Abzug zu bringen. Die Vergütung it vom 1. September 1871 
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ab auf vier Prozent der Brutto-Cinnahme an Rübenzuderftener feitgelegt worden 
und kann auch für die beiden Vorjahre gleich hoch berechnet werden. Die Brutto: 
Auffunft der Nübenzuderitener und die Verwaltungsfoitenvergütung betrugen 
jährlich: 
Vergütung von 


Ban 
Rubenzu ⸗ 
Rübenzuder vier Prozent 


Im Durchſchnitt ———— Verwaltungs— 

brutto toi 

viten 

MÆ se 
der 5 Jahre * * 1569,70 bis 1873/74... .. 46,708,691 1,86%,348 
BE Er = 187475 „» 187879. 2... 61,400,901 2,456,036 
6 „ = 1879/80, 188485... 121,246,519 4,849 861 
„5 Nu 1880811, 188488.... . | 1830,128,837 | 5,204,953 


"31 Jule 


Danach berechnen ſich die in die Reichskaſſe gefloſſenen jährlichen Erträge 
aus der Steuer und den Zöllen vom Zuder folgendermaßen: 





An Steuer 

und al 
Steuer J. ’ Zöllen vom 
Davonab] Bleibt ölle vom Juder und 


llen auf 





= 

& 

abzüglich j ee 

Ver: Zucker Syurup 155 

N m D urch i chin itt der an ſammen nr 
* nt waltungs⸗ und find zur 155 
Vergüt * I RER RE 

loſten Steuer | Syrup [Reihztane 9 — 

ungen aeriotten ]J2 5 

Sp.dr = pi 

<r. 5) 152 

A I A |; fe ff 

E 2, 5, 4. 5. 6 T. 


A 1. Berl, lannm 
der d Jahre; A 1859/70 bis 
1873/74 |42,089,058]1,868,348|40,220,711]8,216,732[46,437,448] 1,,, 


” 5 sr 1574 5 bı3 
1378/79 1,172,475 23.456, ,056 45,816 439 t,.145,748 49,462,182 L,, 
* 6 * 1879 80 bis 
1834/85 143 ,783,798]4,849,86 1[38,933,937 1,553 ,903]40,487,840] 0... 
x l, Kuga. i 
er 9 * = = 2. 1880 *1 bis 
31. Juli 


1834/85 [42,509,6524[5,204,953[37,304,671]1,525,391]33,530,062] 0, 


Für die Steuer allein ergibt fich die umftchende Berechnung. 
Hiernach hat der durchichnittliche Neinertrag der Zucerabgaben während der 
v : Zoyyte . 

Periode = — 1880/85 im Vergleich zu der Periode a 1874,79 
um 10,632,120 ./, der Kopftheil des Neinertrags um O,,. Je. Tich vermindert, 
und zwar ungeachtet einer Zunahme des Zuderfonfums von 6,5, Kg auf 7, Kg, 
alio um O,, kg auf den Kopf der Bevölkerung. Bon 1 Doppelzentner des 
im Inlande fonjumirten Zuckers iſt während der eriteren Periode ein Neinertrag 





— 


854 Die Reform der Zuderjteuer. 











Davon ab: 



















Brutto- |- : i —T Bleiben 5 25 
Auikuni | 5 
Auikunft Ver -· an © 25 
an gütung | Nüben: a5 
er h — 4 { üben: a 2 
Im Durchſchnitt Rüben⸗ u für Ver Zufammen]| zuderr | 3% 
i 5 = Er 
zucker⸗ gutung waltungs⸗ ſteuer 135 
ſteuer toſten a8? 
de * 
7 





| 
derd Jahre; T u 1869/70 | 
bi81873/74| 46,708,69 1] 4,619,632) 
5 on. 13875 
bis 1878,79] 61,400,901|13,628,426) 2,456,03616,084,462]45,316,439| 1,,, 
1879.80 | 
bis 1884 /85|121,246,519|77,462,721| 4,849,861 82,312,582|38,933,937]| 0,, 
u Nu 1880,81 | 
bis 1884/55]130,123,837[87,614,213. 5,204,953 92,819,166]37,304,671]| 0, 
| | 
von 17,:; WM, während der legteren Periode ein folder von 11,,, 46 aufge 
fommen. Die Aufkunft von 1 Doppelzentner inländiichen Zuder® hat fi 
während 1880/85 folgendermaßen geſtellt: Steuer abzüglid der Vergütungen 
12: A, Steuer abzüglih der Vergütungen und Verwaltungsfoften 10, +4: 
in der Periode 1874 79 betrugen die entiprechenden Zahlen 16,;; AM. bezw. 
15,01 +4 Nach dem Maße der Ergiebigkeit der Zuckerabgaben in ber Periode 
1874,79 hätte in der Periode 1880/85 der durchſchnittliche Neinertrag vom 
Juder, unter Berückſichtigung der ftattgehabten Zunahme des Konſums, ſich anf 
0 MM pro Kopf und 58,915,912 „A inögefammt stellen müſſen. Dielen 
——— gegenüber iſt die wirtliche Aufkunft um O,, A. pro Ropf und 
20,085,850 «A insgeſammt zurücdgeblieben. 

Der Grund des vorbezeichneten Nüdganges der Neinerträge vom Zucker 
liegt, abgeiehen von der durch das ftarfe Wachſen der Brutto-Cinnahme herbei: 
geführten erheblichen Mehrausgabe für Verwaltungsfoften, darin, daß mit dem 
Steigen de3 Maßes der Zuderansbeute aus den Nüben die Steuerbelaftung des 
probuzirten Zuckers ſich entiprechend verringert und in Folge deffen einerjeits eine 
Minderung des Steuerauffommens vom inländiichen Konſum, andererjeits eine 
Zuvielzahlung an Stenerbonifitationen ftattgefunden hat. Wenn dermalen im 
Durhicnitt 10,,, Doppelzentner Nüben zur Herftellung eines Doppelzentners 
Rohzuder von 93,-, Prozent Bolarifation genügen, fo beträgt die durchſchnittliche 
Steuerbelaitung eines Doppelzentners Rohzucker der bezeichneten Qualität 16,4, «Fb, 
ftatt der im Jahre 1869 vorausgeiegten 20 .#, und es würde ber nach ber 
Polariſationsſtufe 88 bemeſſene Vergütungsiag für Rohzucker auf 15,;; A, alio 
2,5 A weniger als ber feit dem 1. Auguft 1883 geltende Sak von 18 ſich 
berechnen. In Wirklichkeit erreicht jedoch die durchichnittliche Zupielzahlung an 
Vergütung für 1 Doppelzentner Rohzucker bei Weitem nicht den Betrag von 
2,5 A Denn der weitaus größte Theil des ausgeführten Nohzuders, welder 
jest zu ungefähr zwei Dritteln aus fogenannten erften Produkten befteht, polariftrt 
erheblich höher als 88 Prozent; die durcdhichnittliche Polariſation iſt nad) den 
Grmittelungen der Enquete-Kommiſſion auf ungefähr 93,,; Prozent anzunehmen. 
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1,868,348) 6,487,980140,220,711| 1. 
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Selbit aber bei Annahme von nur 93,,, Prozent ift 1 Doppelzentner ausge: 
führten Rohzuckers im Durchſchnitt mit 16,:; Ab. Steuer belaftet, d. h. mit 
1,:; AM weniger als ber Vergütungsfag von 18 .4 

Nach dem Maße des Neinertrags der Zucderabgaben in der Periode 1874/79 
müßte jest bei einem Jahresfonfum von 7,, kg NRohzuder pro Kopf der Be: 
völferung die Jahresauffunft 1,3, Ab vom Kopf oder insgeſammt (Bevölkerung — 
45,843,000) 60,512,760 M. betragen, mithin 21,682,698 AM, mehr als im 


Durchſchnitt der Iegten 5 Jahre TR 1880/85. Vom finanziellen Standpunkt 
aus wird demgemäß dahin zu ftreben jein, die Nübenzuderiteuer thunlichft in dem 
bezeichneten Maße ausgiebiger zu geitalten. Cine Vermehrung des Ertrages der 
Zölle vom Zuder iſt micht in Ausficht zu nehmen, da eine jolche, wenn über: 
haupt, nur durch eine erhebliche Zollerleichterung und entiprechende Zunahme der 
Einfuhr bewirkt werden könnte, hieraus aber eine weientliche Benachtheiligung 
der einheimischen Zucderinduftrie hervorgehen würde. 





C. Die zur Reform der Zuderbeitenerung gemachten Vorſchläge. 


I. Aenderung des Steuermodus. Bei Erwägung der zur dauernden Wieder: 
heritellung befriedigender Erträge aus der Nübenzuderftener geeigneten Mittel Hat 
die Enquete-Kommiſſion vorweg fih mit der Frage beichäftigt, ob etwa ein 
Wechſel des Steuerigftems und eventuell welche neue Beſteuerungsart zu empfehlen 
fein möchte. Wenn dabei die Syſteme der Beſteuerung eines aus der Rübe ge— 
wonnenen Halbfabrifats, insbeſondere des Rübenſaftes, eine nähere Berüdjichti- 
gung nicht gefunden haben, jo rechtfertigt fich dies dadurch, daß die Einführung 
einer derartigen Beltenerung in Deutichland niemals von irgend einer Seite 
ernitlich angeregt worden ift und auch aus allgemeinen Gründen faum ein Ziveitel 
darüber beiteht, daß für den Fall des beabfichtigten lebergangd von der be: 
ftehenden Materialftener zu einem anderen Steuermodus füglih nur eine Form 
der Fabrikatſteuer, d. h. der direft den fertigen Zuder treffenden Steuer, im 
Betracht fommen könnte. 

Ein die Fabrikatbeſteuerung befürtwortender Antrag ift in der Enquete— 
Kommiſſion geftellt, jedoch mit 11 gegen 1 Stimme abgelehnt worden. Der Be: 
gründung dieſes Votums im nquetes Bericht iſt im Weſentlichen zuzuftinmen 
und namentlich die Auffaffung als vollberehtigt anzuerkennen, dab ein thatjüch- 
liher Anlaß zu einer fundamentalen Umgeltaltung der Rübenzuckerſteuer bisher 
in feiner Nichtung hervorgetreten fei. Die erjtrebte Hebung des Steuerauf- 
fommens ift auch auf dem Boden der Materialftener um jo mehr mit Sicherheit 
erreichbar, als es fi) dabei nur darum handelt, dasjenige Maß des Ertrags der 
Zuderabgaben wieder zu getwinnen, welches früher bei demjelben Steuerſyſtem 
jahrelang erzielt worden ift. Daß aber etwa im Intereffe der Zuckerinduſtrie und 
der Landwirthichaft die Beſeitigung der Materialftener geboten jein follte, er: 
ſcheint al3 eine angelicht3 der bisherigen glänzenden Entwidelung unferer Rüben: 
und Zuderproduftion und der immer weiteren Verbreitung der Rübenzuderinduftrie 
über ganz Deutichland nicht wohl haltbare Annahme, Die vereinzelt laut ge: 
wordenen Klagen über ungleiche Vertheilung der Steuerlaft bei dent jesigen 
Steuermodus können, jelbit ihre volle Begründetheit vorausgeſetzt, nicht ſchwer 
ind Gewicht fallen gegenüber der unzweifelhaften Thatſache, daß die weit iiber: 
wiegende Mehrheit der Zuderinduftriellen und Rübenbauer den höchſten Werth 
auf den Fortbeitand der Materialitener legt, ja denfelben als die nothivendige 
Vorbedingung der ferneren Blüthe der deutichen Nübenzuderfabrifation betrachtet. 
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Die Behauptung, daß das gegenwärtige Steueriyitem durch Gewährung von 
Prämien bei der Zuderausfuhr in neuerer Zeit eine ummähige Ausdehnung der 
Nübenzuderfabrifation veranlaßt habe und noch Weiter veranlaflen werde, it, 
ganz abgejehen davon, daß hierbei vielfah die Stenergewinne übertrieben hoch 
angenommen werden, ſchon um deswillen hinfällig, weil die Fabrifunternehmer 
fih nicht im Zweifel darüber befinden konnten und fönnen, dab eine den Steuer: 
ertrag Ichmälernde Prämiirung des Exports feinesfalld Dauer haben werde. 
Auch beruht nah den Ermittelungen der Enquete-Kommiſſion der Grund zu der 
Errichtung zahlreicher neuer Zuderfabrifen viel mehr in dem Bedürfniß der 
Grundbeſitzer, fich die Iandwirthichaftlichen Wortheile des Rübenbaues zu fichern, 
als in dem Streben nach hohem Fabrifgewinn. Liegt nad allem ein unab- 
weisliches Bedürfniß zur Cinführung der Fabrifatiteuer nicht vor, fo iſt ſchon 
deshalb diejer Schritt unzulällig, und das um jo mehr, weil berfelbe die weit: 
verzweigten ntereifen der hochwichtigen Nübenzuderinduftrie jedenfalls tier be: 
unrubigen, wenn nicht ernitlich gefährden würde, In Iesterer Beziehung werden 
von der Enquete-Kommiſſion, übereinftinmtend mit faft der ganzen betheiligten 
Industrie uud Landwirthichaft ſchwer twiegende Befürchtungen geltend gemacht, 
deren näherer Würdigung es indejlen nad dem obigen hier nicht mehr bedarf. 
Doch ſoll noch daran erinnert werden, daß von den beiden wichtigiten Konkurrenz: 
ländern Deutichlands auf dent Gebiete der Zucerinduftrie, Deiterreih und Frant: 
reich, das erjtere jeit lange die Materialiteuer befigst und das zweite im Ueber— 
gang zu derjelben begriffen ift. Das franzöfiihe Gefeß vom 29. Juli 1884 
hat an Stelle der PVerftenerung des Zuckers nad der Beichaffenheit des Produfts 
die Verfteuerung nad dem Gewicht der verarbeiteten Rüben dergeltalt eingeführt, 
daß dieſe Art der Verftenerung bis zum 1. September 1887 den Zuderfabrifanten 
geitattet, von da ab aber allgemein obligatoriich ift. In Diefem Wechſel des 
Steueripitems wird der geeignete Weg erblidt, um die dortige NRübenzuder: 
fabrifation thunlichit zu heben und namentlih aud den MWettlampf gegen den 
deutichen Zuder auf dem Meltmarkt mit größtem Nachdruck fortiegen zu Lönnen. 

Anker der ausichließlichen Fabrikatiteuer ift auch eine Verbindung derielben 
nit der Nübeniteuer in der Weile vorgeichlagen worden, daß eine Herabiegung 
des Nübenftenerfages und der Steuervergütungsfäte auf die Hälfte ftattfinden, 
daneben aber von demjenigen erzeugten Zuder, welcher zum inländiichen Konſum 
gelangt, eine Abgabe von 10 A. für 100 kg Nohzuder erhoben werden joll 
(Enquete-Bericht S. 97). Gegen diefe Einrichtung ſprechen Diejelben Gründe, 
wie gegen die Ginführung der reinen Fabrifatbeitenerung, und zwar um jo mehr, 
als das gemischte Syſtem vorausfichtlich eine längere Dauer nicht haben, jondern 
nur einen Uebergang zur ausſchließlichen Fabrifatiteuer bilden würde. Hierauf 
wirde auch die aroße Höhe der Werwaltungsfoiten hinwirfen, welche mit dem 
bezeichneten Spitem infofern verfmüpft wäre, ala zu der bisherigen Stenerfontrole 
eine ſolche über ſämmtliche produzirte Zuder bis zum Zeitpunkt des Uebergangs 
in den inländiſchen Konſum bezw. der Ausfuhr hinzukommen müßte, 

Bon der gleichfalls angeregten fafultativen Zulaflung der Yabrifatiteuer 
wäre der eritrebte Erfolg der Serbeiführung einer gleichen Steuerbelaftung der 
gelammten Nübenzuderproduttion jedenfalls nur in geringem Umfang zu erwarten. 

Il Ergänzung des beftchenden Stenermodus: 1. durch Berüdjichtig: 
ung der Nübenqualität neben dem Gewichte Die Ungleichmäßigfeit 
der Stenerbelaftung des Zuders, welche durch die unterjchiedslofe Anwendung 
desielben Gewichtsſteuerſatzes auf Nüben jeder Qualität bavirft und nantentlih in 
den Gegenden mit weniger günſtigen Vorbedingungen des Nübenbaues empfunden 
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wird, würde bejeitigt werden, wenn die Steuer nad) den höheren oder niedrigeren 
Zudergehalt der Rüben abgeituft würde. Einer ſolchen Berüdfichtigung der Rüben— 
beichaffenheit Äteht jedoch, wie der Enquete-Beriht (S. 98, 99) zutreffend hervor: 
hebt, die Ummöglichkeit entgegen, für große Mengen von Nüben den Zudergehalt 
mit hinlänglicer Zuverläffigkeit und Genauigkeit zu ermitteln. Ebenſowenig 
ericheint e& angängig, dem Vorſchlage zu entiprechen, wonach die Qualitäts- 
beitenerung, ftatt auf den Zudergehalt der Rüben, auf den Gehalt des Nüben- 
faftes an Trodenjubitanz gegründet werden joll. Denn abgeiehen davon, daß 
ed an einem für den fraglichen Zweck als ausreichend anzuerfennenden Meß— 
inftrument zur Zeit noch fehlt, wiirde das bezeichnete Verfahren zu einer durch: 
greifenden Bejeitigung der ungleichmäßigen Steuerbelaitung nicht führen, weil in 
Säften von gleichem Gehalt an Trodenjubitanz das Verhältniß von Zuder und 
Nichtzuder nicht jelten ein erheblich abweichende3 und folgeweile auch das Maß 
der Zuderausbeute ein entiprechend verjchiedenes tit. 

2. Durch bejondere Beiteuerung der Melaffeentzuderung. 
Nach beionderen Grmittelungen aus Anlaß der Zuder-Enquete hatten während 
der Kampagne 1882/83, im welcher insgeſammt 358 Nübenzuderfabrifen mit 
einem Gelammtverbrauh an Nüben von 87,471,537 Doppelzentner im Betriebe 
waren, 205 Fabriken mit einem Nibenverbraudh von 54,672,990 Doppelzentner 
die Entzuderung der Melaſſe eingeführt, wobei die Vertheilung auf die einzelnen 
Entzuderungsverfahren fich folgendermaßen ftellte: 

Doppelzentner 

Rüben 

1. Osmoſeverfahren . . 136 Fabriken (von denen eine aud) 
Elution ammendete) mit 

einem Verbraudh von . 32,743,419 
2. Glutionöverfahren.. . 50 2 (von denen eine aud 
Osmoſe anmwendete) mit 

einem Werbraud von . 15,542,271 


3. Subftitutionsverfahren 12 " mit einem Verbrauch von 3,693,697 
4. Stroutianverfahren” . 4 - z " Ei = 1,390,067 
5. Andere Verfahren. . 3 . R — n u 1,303,536 


Zulanmen . . 205 Fabrifen mit einem VBerbraud von 54,672,990. 
In der Kampagne 1884/85 ftellte fich die Zahl der mit Melaffeentzuderung 
betriebenen Nübenzuderfabriten folgendermaßen: 


1. Dsmojeverfahren 2 2020. 0.79 Fabriken 
2. Elutionsverfahren ». . 2 22.0 dl a 
3. Subjtitutionsverfahren . . . 10 E 
4. Strontianverfahren . . . 20. 4 . 
5. Andere Verfahren . . 1838 


(13 Ausscheidung, 5 Fallung) 
Zuſammmen . . . 162 Fabriken. 


An ausſchließlich Melaſſe verarbeitenden Zuderfabrifen waren in der Kam— 
pagne 1882/83 vier, in der Stampagne 1884/85 fünf im Betrieb, 

Die Nübenzuderfabrifen mit Melafleentzuderung verwenden nicht durchweg 
die geſammte jelbjtgetvonnene Melaffe zur Entzuderung, andererjeitö verarbeiten 
manche derielben auch zugekaufte Melaffe. Genauere Erhebungen über den Umfang 
der Melaffeentzuderung in den Rübenzuderfabrifen find mit großen Schwierigfeiten 
verbunden und liegen nur injoweit vor, al3 die Menge der im Jahre 1882/83 


me — — 


zugekauften Melaſſe auf 340,896 Doppelzentner ermittelt worden iſt, wobei jedoch 
die Angaben einiger Fabriken noch fehlen. Der Melaſſeverbrauch der ſelbſtändigen 
Melaſſeentzuckerungs-Anſtalten im Jahre 1882/83 kann annähernd zu 200,000 
Doppelzentner angenommen werden; mehr als das Doppelte oder Dreifache dieier 
Menge müßte der Jahresverbraud in den beiden nächitfolgenden Jahren betragen | 
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haben, wenn während derielben die Produktion der betreffenden Anftalten auf 
200,000 bis 300,000 Doppelzentner Rohzuder geitiegen fein jollte (vgl. oben 
unter B. 1. „Zuderausbeute"). 

Bezüglich der Frage einer neben der Rübenſteuer einzuführenden befonderen 
Beitenerung des aus der Melaffe gewonnenen Zuckers wird von der Enquete— 
Kommiſſion auf Seite 99 bid 107 ihres Berichts des näheren dargelegt, daß 
eiterjeitö ein genügender Anlaß zu einer ſolchen Beſteuerung nicht anzuerkennen 
fei, andererieitö die lestere als prinzipiell bedenflih und praftiich fait unaus- 
führbar ericheine, die Melafleentzuderung in ihrem Beltande und ihrer Weiter: 
entwidelung gefährden würde, einen namhaften finanziellen Erfolg aber nicht 
verheiße. Die Kommiſſion hat daher mit neun gegen drei Stimmen von Der 
Ginführung einer Melaſſeſteuer abgerathen. Den bezügliden Ausführungen des 
Enquete-Berichts ift beizutreten und im Anschluß daran noch Folgendes hervor— 
zubheben : 

Die beiondere Beitenerung der Melaffeentzuderung it namentli auch im 
Intereffe der Branmtweinbereitung aus Melaffe empfohlen worden. Nach ber 
amtlichen Statiftif hat ſich die Melaſſebrennerei während der legten Jahre folgender: 
maßen geitellt, wobei der in den Quellen nad Hektolitern angegebene Theil der 
Melaifemengen nah dem Berhältnig von 1 Hektoliter — 140 kg auf Gewicht 
umgerechnet ilt: 


Zahl der im Menge 
Betriebe befindlichen der auf Branntwein 
Melajiebrennereien verarbeiteten Melaſſe 
100 kg 
1813/80: + 5 4 2.2 89 1,146,182 
SBRNIBL 9 0 880,882 
1881783 ;- 75 MM "684,605 
1882/83. = #8 425,061 
1888/84 . . 2. 0. 19 575,912 
1884/85 22 731,267. 


Abgeſehen davon, dal hiernacd die Verwendung der Melafle zur Branntwein: 
bereitung bereitö wieder zu fteigen begonnen hat, wäre ein Aufihwung der Me 
lajlebrennerei durch eine Beſteuerung der Melafleentzuderung nur etwa dann ber: 
beizuführen, wenn diejelbe bewirkte, daß die Entzuderung weſentlich eingeichräntt 
und folgeweije für die Branntweinbereitung wieder erheblich mehr Melaſſe zu 
billigeren Preiien verfügbar würde. Es würde aber nicht zu rechtfertigen jein, 
Steuereinrihtungen zu ſchaffen, welde darauf abzielen, die Verwerthung der 
Melaſſe auf dem lohnenderen Wege der Zucderbereitung zu Gunften der minder 
einträglihen Benutzung zur Spirituserzeugung zu erichweren. Dagegen bedarf 
e3 allerdings einer Neuregulirung der Säte der Nübenftener und Steuervergütung 
in der Art, daß auch die durch die Melafjeentzuderung herbeigeführte Vermehrung 
der Zuderausbeute aus den Nüben voll in Anrechnung kommt. Damit wird zu: 
gleich der Behauptung einer Stenerfreiheit des Melaſſezuckers völlig der Boden 
entzogen; prinzipiell betrachtet, beiteht eine jolche Befreiung inſofern auch jest 
nicht, als nad) unjerem Steueriyitem durch die Verſteuerung der Nübe aller aus 
berielben geiwinnbare Zucker veritenert wird, 
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Die Einführung einer Melafleentzuderungsiteuer fcheitert ſchon daran, daß 
für die Bemeflung einer ſolchen Steuer irgend ausreichende thatfächlihe Grundlagen 
bisher nicht haben gewonnen werden können. Die Ausſagen der bei der Enquete 
vernommenen Sachverſtändigen und die jonft vorliegenden Angaben über bie bei 
den verichiedenen Verfahren der Melaffeentzuderung erzielten Zuderausbeuten find 
unvollftändig, beruhen großentheil® nur auf mehr oder minder umficheren Bes 
rehnungen oder Schätungen und genügen nicht zur Feititelung annähernd zu— 
treffender Durchſchnittsausbeuten für jedes einzelne Verfahren oder einer aus 
nähernd richtigen Durchichnittsausbeute für alle Verfahren insgefammt. Würde 
unter diefen Umständen die Steuer mit der gebotenen Vorſicht niedrig bemefien, 
jo wäre durch die Geringfügigfeit der Steuer ein nennenswerther finanzieller Er: 
trag ausgeſchloſſen. Andererſeits würde eine hohe Steuer vorausfichtlich zu einem 
wejentlihen Rüdgang der Entzuderung und damit zu einer empfindlichen Schädig: 
ung ber betreffenden Fabriken, jedoch gleihfalld nicht zu einem günftigen Gr: 
trage führen. 

Die Schwierigkeiten der praftiihen Ausführung einer Melafleentzuderungs: 
jteuer würden bei Beichränfung der Steuer auf die von den Nübenzutderfabrifen 
zugefaufte und die in den jelbitändigen Entzuderungsanftalten verarbeitete Melaſſe 
oder auf die legtere allein verhältnißmäßig am wenigiten herbortreten. Die jo 
beichränfte Steuer wäre jedoch eine einjeitige und ungerehte Maßnahme und 
fönnte auch nur etwa die Verwendung zugefaufter Melaſſe bezw. die Entzuderung 
in jelbjtändigen Anstalten hindern, feinesfalld aber ein nennenswerthes Steuer: 
anffommen gewähren, 

Nah Allem ift von der bejonderen Beitenerung des aus der Melaſſe ge: 
wonnenen Zuders abzujehen. 

3. Neuregulirung der NRübeniteuer und der Steunervergütung. 
a) Herabjegung der Steuer. Dem Vorſchlage, die Wiederaufbeilernng des Er— 
trags der Nübenzuderiteuer auf dem Wege einer Steuerherabiegung zu fuchen. 
liegt die Erwartung zu Grunde, daß die Verringerung der Stenerbelaftung des 
Zuder3 bald zu einer jehr erheblichen Bermehrung des beftenerten Konſums 
führen werde. 

Dhne Zweifel märe eine Zunahme des inländischen Zuderfonfums, wie über: 
haupt, jo namentlih auch im Intereſſe unſerer Zuderinduftrie, weldye zur Zeit 
mit dem größten Theil ihres Abiages auf das Ausland angewieſen ift, durchaus 
erwünſcht. Der deutiche Zuckerkonſum hat fich bisher nur langſam und erit bis 
zu einer geringen Höhe entwidelt (vergl. oben unter B. III). Der gegenwärtige 
Ktopftheil des Konfums von 7, Kg bleibt beifpielsweije hinter dem Konſum 
in Eugland von ungefähr 30 kg pro Kopf jehr bedeutend, hinter dem Konſum 
in Franfreih von ungefähr 11 kg nicht unerheblich zurüd. 

Zur Veranihaulihung des Preisganges der zum Konſum fertigen Zucker 
folgt nachitehend die Angabe der durhichnittlihen Jahrespreife am Magdeburger 
Markt für beſſeren Melis in Broden, und zwar für je 100 kg, nad) den Monats: 
berihten von F. O. Licht: 1872/73: 94 M; 1873/74: 88... Me; 1874/75: 
87 M.; 1875/76: 80,0 Ma; 1876/77: 95 Ma; 1877/78: 80 MR; 1878/79: 
74 M.; 1879/80: 80,,, Aa; 1880/81: 78,,, Me: 1881/82: 81,50 Mb; 1882/83: 
76 M.; 1883/84: 67,0 Ma; 1884/85: 55, Mb. Hiernacd zeigen die: Preiſe 
bei ſchwankender Bewegung im Allgemeinen eine jinfende Tendenz, namentlich ift 
in den legten Jahren der Preisitand durchweg ein niedriger. 

Inwieweit die neuere Zunahme des Zuckerkonſums mit dem Sinten der Zuder: 
preile zufammenhängt, steht dahin. Jedenfalls Kann mach den bisherigen Cr: 
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fahrungen von einer Herabſetzung der Rübenzuckerſtener und dadurch veranlaßten 
jreisminderung des Zuders eine alsbaldige wejentliche Hebung des Zuckerkonſums 
mit Sicherheit nicht erwartet werden. Geringe Steuerherabiegungen würden in 
dieier Beziehung vorausfichtlid ohne nennenswerthe Wirkung bleiben. Cine nam— 
hafte Herabſetzung könnte allerdings, ſoweit nicht eine Gegenwirfung durd Preis 
jteigerung des Zuders auf sem Weltmarkte ftattfindet, zu einer verhältnißmäßig 
erheblichen Konſumvermehrung führen. Die legtere würde aber, wenn überhaupt, 
jo jedenfalls erit nad einer Neibe von Jahren einen joldhen Umfang erreichen, 
daß auf eine Beſſerung des Stenerertragd bis zu dem Maße, welches vorher (unter 
B. IV.) als das zu erftrebende finanzielle Ziel bezeichnet worden ift, Zu rechnen wäre. 

Träte beiipielsweile eine Abminderung des Steuerfages® von 1, M. für 
1 Doppelzentuer Nüben auf die Hälfte = 0,., FH. ein, jo würde fich unter An— 
nahme einer Verarbeitung von 90,000,000 Doppelzentner Rüben die Brutto 
auffunft auf 72,000,000 Ib, Itellen, wovon nad Abzug der Vergütung für die 
Berwaltungsfoiten mit 4 Prozent oder 2,880,000 Ab, noch 69,120,000 Ab. ver: 
bleiben. Soll für die Neichstalfe ein Ertrag von 60,600,000 Ab, ſich ergeben, 
jo dürften an Ausfuhrvergütung nur 8,520,000 db. gezahlt werden, welcher 
Summe bei einen Nergütungsiage von 8, Ab. für 1 Doppelzentner Robzuder 
von 90 Prozent PBolarilation ab eine Ausfuhrmenge von 1,056,547 Doppel» 
zentner Rohzucker entipricht. Aus 90,000,000 Doppelzentner Nüben werden nach 
dem angenommenen Ausbenteverhältniß (10,,, = 1) 8,571,429 Doppelzentner 
Jiohzuder von 93,;, Prozent Polarilation produzirt, es würden allo nah Ans: 
fuhr von 1,056,547 Doppelzentuer noch 7,514,882 Doppelzentner Rohzuder zum 
inländiichen Konjum vorhanden fein. Der entiprehende Konſum überitiege den 
jegigen Jahresfonfum von 3,500,000 Doppelzentnev Nohzuder um 4,014,882 
Doppelzentner oder 8,;, kg pro Kopf, womit der Geſammtkonſum 16,5, Kg pro 
Kopf, alſo mehr als das Doppelte des jegigen Kopftheilbetrages, erreichen würde. 
Daß eine ſolche Konſumvermehrung als Folge der bezeichneten Steuerherabiegung, 
welche den Preis des Nohzuders höchſtens um den vollen Betrag der Differenz 
zwiſchen der jegigen und der künftigen Stenervergütung, d. h. um (18— 8,,.) 
9,4; Ab. Für 1 Doppelzentner oder ungefähr 10 Pf. für 1 kg abmindern fünnte, 
unverzüglich oder doch im Laufe einiger Jahre eintreten follte, liegt an ſich und 
nad) den bisherigen Grfabrungen über die Zunahme unſeres Zuderfonfums bei 
jinfenden Zuderpreifen völlig außerhalb aller Wahricheinlichkeit. 

b. Erhöhung der Steuer. Nad Allem bleibt nur übrig, den Weg einer 
Erhöhung der Nübenftener zu betreten. Die Enquet-Kommiſſion hat vorgeichlagen, 
den Stererlaß für einen Doppelzentner Nüben von 1, Ar auf 1, Fb. zu er: 
höhen und die Stenervergütung für einen Doppelzentner Nohzuder von 18 Me. 
auf 17,1, Ab. herabzuiegen. Dieſe Steuererhöhung wird als eine leicht erträgliche 
bezeichnet (Enquete-Bericht ©. 111). 

Bei dem vorgeichlagenen Steuerfage wiirde unter Annahme eines durd: 
ichnittlichen Bedarfs von 10,,., Doppelzentner Nüben zur Heritellung eines Doppel: 
zentners Rohzucker von 93,;, Prozent Polarilation der legtere mit einer Steuer 
von 17,5; A. Für 100 kg belaftet fein. Gin ſolches weſentliches Zurückgehen 
unter das im Jahre 1869 von der Geießgebung beabfidhtigte Steuermaß von 
20 Ab. Für 1 Doppelzentner mittleren Nohzuders wird durch die berechtigten 
Intereſſen der Zuderinduftrie und Landwirthichaft nicht geboten und erjcheint mit 
Rückſicht auf das zu erftrebende finanzielle Ziel nicht räthlih. Bei Beſteuerung 
eines Doppelzentners Nohzuder von 93,;, Prozent Polarifation mit 17, Se 
entipricht einem jährlichen Anlandstonfum von 3,500,000 Doppelzentner ſolchen 
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Nohzuders ein Steuerbetrag von 62,475,000 M. Würde dagegen die Rüben— 
ftener auf 1,,; Me für 1 Doppelzentner Rüben erhöht und dadurd die Steuer: 
belaftung eine® Doppelzentner® 93°/,prozentigen Rohzuckers auf 18,0, Mb. ges 
bracht, jo würde bei diejem, immer noch hinter der Abficht der bisherigen Geſetz— 
gebung zurücdbleibenden Steuermaße dem Jahrestonfum von 3,500,000 Doppel: 
zentner NRohzuder ein Steuerbetrag von 66,150,000 Mb. entiprechen, mithin gegen- 
über den Ergebniſſen des Steuermaßes von 17,:; Mb. ein Mehr von 3,675,000 Mb. 
ſich herauöftellen. Cine Cinrihtung, welche auf möglichit lange Zeit die Ge— 
währ eines ausreichenden finanziellen Ertrages bietet, liegt auch im mohlver: 
ftandenen Intereffe der Zuderindustrie und betheiligten Landwirthſchaft, welche 
anderenfalls ſchon bald wieder eine neue Abänderung der Zuderiteuer zu erwarten 
hätten. Aus den bezeichneten Gründen empfiehlt es fich, die Steuer für 1 Doppel- 
zentner Nüben von 1,0 Mb. auf 1,0 Ab. zu erhöhen. 

Wenn danah 1 Doppelzentner NRohzuder von 93,,, Prozent Bolarifation 
mit 18,00 eM beiteuert ift, To ruhen auf 1 Doppelzentuer NRohzuder von 
88 Prozent 17,;,;, M. Steuer. Im Sinne der Gefeßgebung von 1869 würde 
alio die Steuervergütung der Rohzuder auf 17,,; SM. für 1 Doppelzentner 
feftzufeßen fein. Es haben fih jedoch inzwilchen die in Betracht fonmenden 
thatſächlichen Berhältniiie jo weientlich geändert, daß es bedenklich ericheint, an 
jener Berehnungsart des Bonifitationsfages noch jetzt feitzuhalten. An der 
früheren Zeit beitand die überhaupt nur geringe Nohzuderausfuhr fait aus— 
ſchließlich aus niedrig polarifirenden Nahproduften, von welchen die Zuder von 
88 Prozent bis unter 90 Prozent einen erheblichen Theil bildeten. Jetzt werben 
überwiegend Rohzuder eriter Produkte von mindeitend 94 Prozent Polarifation 
erportirt, und aud die zur Ausfuhr gelangenden Nachprodufte polarifiren 
größtentheild 90 Prozent oder höher. Nach den Grmittelungen der Enquete— 
Kommiflion ift anzunehmen, daß im Jahre 1882,83 an Nohzudern von 
88 Brozent bis unter 90 Prozent überhaupt nur etiva 250,000 Doppelzentner 
probuzirt worden find. Dieſe Menge beträgt noch nicht ganz 7 Prozent der 
in dem bezeichneten Jahre ausgeführten 3,907,027 Doppelzentner Rohzucker. 
Der nad) der Mindeitpolariiation jener Kleinen Theilmenge geringftwerthiger 
Nohzuder bemeſſene Vergütungsjag würde für alle übrigen Nohzuder hinter der 
darauf gezahlten Steuer zurücdbleiben. Bei Beſteuerung eines Doppelzentners 
Nohzuder von 93,;, Prozent mit 18,0, «MH beträgt die Steuer: 


a) für 1 Doppelzentuer von 90 Prozent . . 18,,, +% 
b) " 1 n " 9 1 " . ° 1 8,3 “mM 
c) ” 1 " " 92 ” ” * 18,;; " 
d) " 1 " ” 93 " e ⸗ 18,;; [7] 
e) „ 1 = „ 94 * .. 18,034 
Ei el e „ » A — 1834 
g) 1 " " 96 " ⸗ " 19,5; " 


J 


Die der Polariſationsſtufe 88 entſprechende Steuervergütung von 17, Me 
iſt alio zu niedrig: 


bei den Zuden m a um 2 2 2 ee On A 
" "” " 72 b 7 ⸗ O, 
# " " " 6 " O,x1 " 
" ” 2 " d „ lu " 
" " " 7 e " 1, " 
" " r " f ” 1,41 " 
m " 2 ” g r ss " 


Annalen des Deutſchen Rede, 1886, 
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für 1 Doppelzentner. Da die auf die Zuderausfuhr in hervorragendem Maße 
angewieſene Industrie den Anspruch zu erheben berechtigt ift, daß der auf dem 
Zuder ruhende Steuerbetrag bei der Ausfuhr thunlichit unverkürzt zurüdgezablt 
werde, jo ericheint es unter den angegebenen dermaligen Verhältniſſen noth: 
wendig, die Steuervergütung der Rohzucker nah dem Steuermaß der Polari- 
fationöftufe 90 zu beitimmen, jo daß der Vergütungsiag für 1 Doppelzentner 
Nohzuder 18,,, 4 oder rund 18, «4 beträgt. Zur Vermeidung der Zahlung 
von Ausfuhrprämien werden dabei die Zuder unter 90 Prozent Polarijation 
von der Bonififation fünftig auszuichließen fein, twelche Nenderung der bisherigen 
Vorſchrift im Hinblid auf die verhältnigmäßig geringen Mengen der im Inlande 
bergeitellten Zuder von 88 und 89 Prozent Bolarifation zu erheblihen Bedenken 
feinen Anlaß bieten fanı. 

Die Feltiegung der Bonififation für Nohzuder auf 18,., Mb. enthält eine 
Grhöhung des jetigen Bonififationsiages um 20 Pf., im Anſchluß an welde 
auch die Vergütungsiäge für die raffinirten Zuder gleihmäßig, alfo auf 22,,. Mr 
bezw. 21 46. zu erhöhen find, 

Da die durchſchnittliche Polarifation der zum Export gelangenden Nohzuder 
zu etwa 93,;. Prozent angenommen werden kann (vgl. oben B. IV. a.€.), io 
führt bei dem durchichnittlichen Bedarf von 10,,, Doppelzentner Nüben zur 
Heritellung eines Doppelzentners Rohzucker von 93,,, Prozent Polarijation der 
nad der Polarifationsitufe 90 berechnete Bergütungsjat von 18,., Ab. nicht zur 
vollen Erjtattung der Steuer, welche den Doppelzentner Rohzuder von 93,,, Prozent 
mit 18,5; «#4 trifft. Die Vergütung von 18,,, entſpricht einem Verbrauch von 
nur 10,j, Doppelzentner Rüben zu 1 Doppelzentner Rohzuder von 93,,, Prozent 
oder von 10,,, Doppelzentner Nüben zu 1 Doppelzentner Rohzucker von 93,.; 
Prozent. Durch eine noch Enappere Bemeſſung der Steuervergütung könnte unſete 
Zuderausfuhr um jo mehr ernitlich gefährdet werden, als diejelbe ohnehin in 
Folge der ungünftigeren Geftaltung des Zudermarftes, ſowie neuerer geiet- 
geberiiher Maknahmen des Auslandes bezüglih der Zuderftener ſich in einer 
ichwierigeren Lage als früher befindet. So ift namentlich zu befürchten, dab in 
Frankreich die dur das Gejet vom 29. Juli 1884 für die Berechnung der zu 
verjteuernden Zudermengen vorgeichriebene Zugrundelegung jehr niedriger Zuder- 
ausbeuten aus den Rüben — zunächſt werden höchſtens 6 kg raffinirten Zuders 
auf 100 kg Rüben gerechnet, von 1887/88 ab fteigt das Rendement um jährlih 
O,:; Prozent bis auf 7 Prozent im Jahre 1890,91 — zu erheblichen Steuer: 
gewinnen und einer empfindlichen Benacdhtheiligung der Zuderproduftion anderer 
Länder führen werde. Außerdem belegt das bezeichnete franzöfiiche Geſetz die aus 
europäifhen Ländern oder europäischen Niederlagen eingehenden Nohzuder bis 
zum 31. Auguft 1886 mit einem nicht zurüdzahlbaren Zujchlage von 7 Franken 
für 1 Doppelzentner. In Rußland wird feit einigen Monaten für ausgeführte 
Sandzuder und Naffinaden von mehr als 99,, Prozent Polarifation neben der 
Nücderftattung der Acciſe zeitweilig eine Prämie gewährt, welche Anfangs fid 
auf 1 Nubel für das Pud belief und jest 80 Kopeken beträgt, alſo ungefähr 
12 #4 bezw. 9,50 «AM für 1 Doppelzentner. Weiter hat Belgien die Abgaben 
von den eingehenden fremden Zudern jeit dem 1. Oftober 1884 zuerit um 
10 Prozent, fodann um 15 Prozent erhöht. In Italien wird zur Zeit eine 
Erhöhung der Zuderzölfe und die Ginführung einer Zollrüdvergütung für 
erportirte Naffinade vorbereitet. Schon dieſe Beiſpiele erweiien zur Genüge, mit 
welchen immer wachſenden Schwierigkeiten unfere Zuder bei der Konkurrenz im 
Auslande zu fümpfen haben. 
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Eine für den deutichen Zuderfonfum fühlbare Erhöhung der Zuderpreife 
herbeizuführen, ericheint die geringfügige Grhöhung der Steuervergütung um 
20 9% für 1 Doppelzentner Zuder nicht geeignet. 

Bei den folgenden Berechnungen über den Grtrag der vorbezeichneten zu: 
fünftigen Stewereinrihtung ift von der Vorausſetzung ausgegangen, daß der für 
die laufende Kampagne 1885,86 eingetretene Nüdgang des Nübenbaues (vergl. 
oben unter B. I.) nur als ein vorübergehender zu betrachten fei und die jährlich) 
zur Verarbeitung gelangende Rübenmenge fchon bald mindeitens den Stand der 
Sahre 1882/83 und 1883/84, oder annähernd jelbit den Stand von 1884/85 
wieder erreichen werde. Die Grtragsberechnungen find daher auf der doppelten 
Grundlage einer Nübenverarbeitung von 90,000,000 und 100,000,000 Doppel: 
zentner aufgejtellt worden. Auch ift die Möglichkeit ins Auge gefaßt, daß der 
durchichnittliche Bedarf an Rüben zur Bereitung von 1 Doppelzentner Rohzucker 
von 93,,, Vrozent Bolarifation fih noch weiter, bis auf 10,, Doppelzentner 
oder jogar 10,,, Doppelzentner, vermindern könnte. 


Die Berehnungen ftellen fich folgendermaßen : 


Zuderausbeute aus den Rüben: 10, = 1. 
A. 90,000,000 Doppelzentner Nüben & Im * Steuer = 162,000,000,90 «#, 


Dorpelzentner 
Ausbente . . 8,571,429 Zucker von 03, “ Polarifation, 
. Anlandöfonium 3,500,000  „ P 93... AA 
Ausfuhr . . 5,071,429 „ . 9 * 
à 18,5, M Bonifikation . 92,300,007,0, 
Ertrag . .  69,699,992,30° A 
ab: 4 Prozent Berwaltungstoften (von 162,000,000) .  6,480,000,05 - 
Fliegen zur Neihsfalle . . - 69,219,992,20 «Ab. 


Zuderausbeute aus den Rüben: 10. = 1. 
B. 100,000,000 Doppelzentner Rüben & 1, » Steuer — 180,000,000,,, «MH 


Deppelientner Prozent OR 
Ausbeute . . 9,523,810 YZuder von 93,,, Polarifation, 
Inlandstonfum 3,500,000 ° „u 935 a 
Ausfuhr .» . 6,023,810 u un 9m N 
A 18,50 «# Bonififation . . 109,633,342,00 » 
Ertrag . . 70,366,658,00 «#4 
ab: 4 Prozent Verwaltungskoiten (von 180,000,0005 .  7,200,000,50 4 


ließen zur Reichskaſſe. . . 63,166,658,00 «Ib. 
Zuderausbeute aus den Nüben: 10, =1. . 
C. 90,000,000 Doppelzentner Rüben & 1, Aa Steuer = 162,000,000,5. + 


Doppelzentner Prozent 


Ausbeute . . 8,780,488 Zuder vou 93,,, Polarilation, 
Inlandstonium 3,500,000 „m 9a Re 
Ausfuhr . . 5,280,488 un Nm " 


a 18,50 A Bonififation . . 96,104,88 1,0 4 
Ertrag . .  65,895,118,,0 «A 
ab: 4 Prozent Verwaitungsfoften (von 162,000,000) .  6,480,000,00 
ließen zur Neihstalle. . . 59,415,118,,, M. 
(Fortiegung des Tertes Seite 856.) 
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Rübenzuckerſteuer 


für 


100 kg rohe Rüben . 
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deögl . 


deägl . 


Betrag] 
| 


Ab. 
0,10 





1,50 


Chronologiſche 


der Sätze der Rübenzuckerſteuer, der Zölle vom Zucker und Syrup und der Ber- 


Eingangszoll 
für 


100 kg Brod-, Hut-, Kandis-, 
Bruch- . oder Yumpenzuder, 
weihen geitoßenen Zucker. 

100 kg Rohzucker und Farin 
Zuckermehl) 


100 kg Sumpenzuder für Rai: 


finerien.. 


100 kg Robzuder für für Naffinerien | 


100 kg Syrup. . 
100 kg Brode, Hut⸗, "Kandiss, 


Bruch)» oder Sumpenzuder, 


weißen gejtoßenen Zucler 


100 kg Rohzucker und Farin | 


(Zudermebl) . 


100 kg Robzuder für Raffinerie | 


100 kg Syrup 


100 kg Syrup!) 


100 kg gewöhnlichen Syrup, d. b. 
jolchyen, welcher nach dem Er- 
gebniß der von der Steuer 
behörde borzuichreibenden Er— 
mittelungen kryſtalliſirbaren 





Zuder gar nicht oder nur in 


geringer Menge enthält 


100 kg anderen Syup!) . . 


100 kg Syrup!) . . 
100 kg Brod-, Hut, Kandis-, 
Bruch⸗ oder Numpenzuder, 
weißen gejtoßenen Zuder 


100 kg Nobzuder und Farin 


(Zudermehl) . 
100 kg Robzuder für Raffinerien 
100 — 


100 kg raffinirten Zucker, ſowie 


Rohzucker von der Beſchaffen- 


heit Nr. 19 des holländiſchen 
Standart und darüber 

100 kg anderen Robzuder . 

100 kg Syrup . F 

Melaſſe unter Kontrole der Ver: 
wendung zur Branntweinbes 
reitung. » =. — 
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Uecberficht Anlage 1. 
gütung an Steuer und Bol für Zucker für die Zeit vom 1. September 1841 ab. 


| Zollvergütung für auslundiſchen Zuder, 
und zwar ——— 
— — Detrag| Bemer ungen 
ſur Ak ö 





Stenervergütung für inländifchen Zuder, 
und zivar 


— — — —— — 


für 









ri 





100 kg Hut: und Kandiszucker 1) Die Ein 


..[ 00 
aus indifchem Nohzuder gangszollfäße 


für Zuder 
haben an diejen 
Terminen eine 

Aenderung 
nicht erfahren. 





s desglt. a 38 
desgÄl. BR 
| 
re re eu ra 1 9 
100 kg NRobzuder und Farin . | 16,5, 
100 kg Brod>, Hut, Kandiszuder, 
geitoßenen (gemablenen) Brod- 
und Hutzuder unter Aufficht 
der Steuerbehörde zerkleinert. | 20 
100 kg Robzuder und Farin . | 17,40 
100 kg Brod», Hut, Kandiszucker, 
geitoßenen (gemablenen) Brod- 
und Hutzuder unter Aufficht 
der Steuerbehörde zerkleinert. | 21 | 
100 kg Robzuder von mindeſtens 88 Prozent Polariſation . . | 18,40 


100 kg Kandis und Zuder in weißen, vollen, harten Broden bis 12, 'xg 
Nettogemwicht oder in Gegenwart der Steuerbehörde zerfleinert . . 23,00 
100 kg allen übrigen harten, jowie allen weinen trodenen (nicht über 
1 Prozent Water enthaltenden) Zucker in Kryitalle, Srümels und 


Mehlform von mindejtens 98 Prozent Polarijation . © » 2 00. +) 21,00 
100 kg Rohzucker von mindeſtens 88 Prozent Polarifation . . . | 18,90 
100 kg Kaudis und Zuder in weißen, vollen, harten Broden bis 12,5 kg 

Nettogewicht oder in Gegenwart der Steuerbehörde zerfleinet . .» 22,20 
100 kg allen übrigen harten, jowie allen — trodenen (nicht über 


1 Prozent Waller enthaltenden) Zuder ‚Krpitall:, Krümel: und 


Mehlform von mindeitend 98 Prozent Rolarifation 20,44 


— 
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Nad 
über die Bahl der im Betriebe geweſenen Bucerfabriken und die verarbeiteten 





1865/66 1866/67 1867/88 





























































Summe I. Preußen [213 115,362,408]220 


1LBouern : 2, 18 172,835 
IH. Sadien. $ 1 34,155 
IV. Württemberg . . .| 6 | 665,779 
V. Baden .. 1 42420,407 
YvLÄöeffen . . 2: . .l- 


5 = = ' = 
2&| Menge [EL Menge JE 
Verwaltungsbezirte [3.5 der verar- | 2,5 der vera [3,5 
= bei = beiteten | ,2 
2% beiteten 28 iteten [2.5 
- * Rüben — Rüben 25 
2uo0 xcioo kg 
1 2 3 4 5 
l. Preußen: 
1. Provinz Oftpreufen . I — — u — 
2... Reitpreufen . J — — — — 
3. „ Brandenburg. | 18 | 1,892,312| 18 | 1,559,828 
4 „  Fommrm. .| 8 553,837] 8 610,881 
Ir 4 Kolen . .». .1 — _ — — 
6. Sclefien . .140 2,621,3441 40 | 2,672,955] 39 
7. Sadfen . . 142 | 9,903,716[141 |12,068,484]188 
Hierzu ſchwarzburgiſche 
Unterherrſchaften .11 583,9831 1 59,055 
8. Provinz Schleswig: 
Holltein . .. 1 — 
9. Provinz Hannover . 3 218,120 
0. „ MBeftfalen . „I 2 63,368 
11. „Selen Majau. | 1 18,144 
12. „ Rheinland. 4 | 587,580 


VIE Medlenburg. . . — 


VIII. Thüri ngen lein sticht 
der Großherzo 1 jächji- 
chen Memter 9 AB und 


Oldisleben). . . 4. 269,517 
IX. Braunihweig . . „|24 2017145 
X. Anhalt... 2... ..| 36: 2,784,088 


XL üuremburg 2...:1leı — 
lleberhaupt [296 |21,726,386]296 |25,856,354]291 
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Anlage 2. 





weijung 
Nübenmengen für die Kampagnejahre 1365/66 bis 1384/85 











1869/70 1S70/71 1571/72 1872/78 1873/74 1874/75 

2 5 m En 7 ap} Do = N * 5 m 25 m K 5 Sy 

17 Menge Je Menge zu Menge 2* Menge 2* ienge 18* Menge 
S der verar| 3 3: der verarSS der vera | 3.2 | der verar | 3.3 | der verar⸗12 der verar⸗ 
8 > beiteten [> ,5: beiteten [= ,5| beiteten [2,5 beiteten J2,5) Beiteten |2,5: beiteten 
= -| Rüben |® „ Rüben [7 „| Rüben | „| Rüben |“ „| Rüben |” „| Rüben 
*2 =» rg my 22 22 
53| 100 kg 55z4100 ke Az 100 kg 5100 kg |%5| 100 kg |%3 100 kg 
10 1 |ı 13 14 15 16 17 8! 1» j» 21 





*22 


588,062| 7 551,655 7 BT 7 5589,8221 7 | 594,940 6 545,242 


i 
i 


40 | 3,036,790] 41 | 3,597,940| 44 | 2,583,455| 47 | 4,241,368] 49 | 3,511,132 
141 i12,669,405|141 |15,220,927|143 |11,114,744|14 


48 | 3,807,248 
147 — 


-] 


15,418,701]150 {17,178,521 


— 


50,84 1 85,272] 1 58,987 


74,710 


iv 
— 
ee 
27 

I 


2: 128,020 
| 
| 
= 149 241 
1,979,565 
48 422 
1 42,802 


5 504 5851 6 810,688 8125531 7 787,140] 8 | 1,288,392] 9 1,597 ,517 
PER SfIE). ee ae re ERBEN Pre 


221 |18,934,155[227 22, 5020, 4641236 116,452,513 244 \23,896,9471257 


— — 1 48,662] 1 105,130] 1 161,346] 1 136,759 
6| 447205] 8 | 720,570] 10 543,992] 11 1,121,781] 16 | 1,798,956 
2 47,792] 2: 45,155] 2 20,994] 2 52156 8 | 62,007 
1 30,634] 1 40,078] 1 20,287) 1 455700 1 56,550 





*1 


BER er | F F 
— — 1 23,005| 1 szıııl ı 87,654] 1 | 124,840) 1 | 88,080 
18 | 1,459,196} 18 | 1,361,512| 18 777,088] 19 | 1,352,097] 19 1,404,264] 19 | 1,137,831 


pr 


, 281,1951255 120,745 ,581 
4: 198,542] 4 | 131,655] 3 | 145927] 8 | 125005 2 | 117817) 2 | 189,786 
) ı 
— | — — — — = 5 — — 
5 735,907] 5 899,297] 5 645,084] 5 714,498] 5 767,778 5 784,509 
1 


269 


438,574] 1 331,095] 1 | 336,508 1 258,187| 1 


- 

1 

1 
F. 


ı | 835,575 


— — 1 19,0601 1 32, 000 1 68,045 


4 247,9883)1 4 3164391 4 225,1521 4 292,122] 6 568,724] 5 396,841 
28 | 2,830,179 


34 | 2,150,355 


24 |, 2,185,607| 25 | 2,621,915] 26 | 1,582,092] 28 | 2,900,050] 28 | 3,180,581 
35 } 8,074,884] 35 | 3,869,907] 35 | 2,755,219] 36 | 3,528,185] 85 | 3,598,769 
2 40,182] 2 30,690] 2 66,589 2 16,667] 2 87,2821 2 130,48 U 


296. 25,845,865]303 30,508 4655311 |22,509,181|824 |31,815,507]337 |35,287,638[333 |27,567,451 
{ I, 


. 848 
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1875176 1876/77 
y=|_ 33 
ze) Menge 58 Menge 
Berwaltungsbezirte JES der verar [3 5 | der verar: 
= 5, beiteten [2,5 beiteten 
2; Rüben |° =) Rüben 
= Be: 
3 100 ks HE| 100 kg 
1 22 28 24 3 
1. Preußen: 
1. Provinz Oſtpreußen — — 
2. „ Weſtpreußen . | 1 116,945 
3. „ Brandenburg. | 19 | 1,407,016 
4. u Rommert , 6 648,225 
5 u Polen 1 77,445 
6, Schleſien 48 | 5,418,578 
7. Sachſen 143 |19,213,236|139 
Hierzu ſchwarzburgiſche 
Unterberrichaften 2 190,067 
8. Provinz, Schleswig- 
Holſtein l 145,487 
9. Provinz Hannover . 21 ı 2,932,995 
10, „  Weitfalen , 1 56,105 
11. „  SefenMaflau. | 1 50,945 
1i2- Rheinland. 9 1,676,602 


Summe I, Preußen 253 31, 


IE, Bayern. 2 
III.Sachſen. — 
IV. Württemberg 5 
V. Baden 1 
VI. Heſſen — 
VII. Mecklenburge. .12 

VIII. Thüringen ſeinſchließlich 

der Großherzoglich fuchn 

ſchen Aemter Allſtedt und 
Sidiäleben) . 15 
IX, Braunſchweig 28 
X. Anhalt. 34 
Kl 2uremburg 2 
Ueberhaupt 1332 





160,112 
842,019 
277,897 


150,212 


594,299 
3,162,209 
3,738,923 


155,522 





35,500,365]329 


#1,612,841[328 
| 









































































I. Allgemeine Begründung des Entwurfs vom Dezember 1885. 349 
1879/80 1880/81 1881/82 1882/83 1883/84 1884/85 
28 Menge 2 & Menge * 3 | Menge 3 E Menge 2 E Menge £ & Menge 
3,5 ber verar- [3,5 der verar- 13,5: der verar [3,5 | der verar- | 8,5 | der verar- [3,5 | der verar: 
= beiteten |2.5 beiteten [2,5 beiteten 2.5 beiteten |#+,&| beiteten |2,.5) beiteten 
3, Rüben [7 2 Rüben |° 2| Rüben |° 2| Rüben |° =| Rüben |? 2) Rüben 
=& —— = =» => — 
38; 100 56 [SE 10088 |&E, 100 58 Eioo 55 |SE| 100 x8 |58| 100 Kg 
so| 3 2 3 || 86 | 37 33! 39 a0] ar 
' ——— 
| 
=, — _ 259,425| 3 | 530,990| 3 412,020 
4 | 625,348 915,288 3,089,4141 18 18 | 4,310,968 
16 | 1,533,298 1,582,648 1,984,675| 15 14 | 2,226,053 
4| 522,718 600,202 841,245] 5 8 | 1,754,019 
1 | 282,49 776,561 3,959,220| 13 16 | 4,684,723 
45 | 6,788,255| 47 | 7,665,803 113,087,539] 56 58 118, 551,756 
139 20,428,999|137 '28,735,572]184 2 34,827,685[183 31 "504 ‚066 130 ss, ‚368,475 
2 | 206,450 252,892] 2 392,562] 2 3 686,169 
1 | 148,653 280,436] 2 497,130 3 | 5 690,567 
28 | 4,629,066 6,202,571| 30 | 7,604,750| 34 | 42 | 10,787,576 
1 112,888 142,090] 2 451,545| 3 5 | 1,375,852 
1 72,623 133,708] 2 481,450] 2 4 | 1,048,285 
9 | 2,057,102 2,346,240| 10 3,197,051| 10 12 | 4,119,192 
'49,634,011 '50,529,168|280 | 71,629,061[318 | 82,015,155 
2 ı 206,600 240,792 246,890 3 532,687 
— — — 3 764,405 
5 | 868,663 912,172 912,514 5 | 1,026315 
1| 245,664 198,350 305,165 1 316,640 
_ _ — 3 763,635 
1 | 236,559 249,424 1,838,558 
4| 672,434 | 894,826 1,532,784| 6 | 1,793,131 
30 | 4,572,613 , 5,121,482 . 6,976,510] 30 | 7,052,562] 31 | 8,288,740 
32 | 8,763,804 ı 4,466,229 6,095,267] 31 31 | 6,566,506 
2 78,388 ' 100,988 2 | 121,111 


48,052,615 333 


‚63,222,030[343 


62,719,479]358 


87,471,537 








376 ss, 181,303]408 


104,026,888 
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Rad 
der in den Kampagnejahren 1883/84 und 1834/85 im deutfchen Zollgebiete im Betriche 





Zahl der Rübenzuderfabrifen, welde 





100 Kile 










m: 
zZ 


über über | über über über 
75,000 1100,0005125,000]150,000]175,0007200, 


über 



































Verwaltungsbezirke bis | bis | bis | Bis | dis | bis 
100,000] 125,000|150,000|175,000]200,000f250,000 
ls 28 
28 
1 8 

1. Preußen: | 
1. Broving Ojtpreußen — — 1 
2. „  Weitpreußen . = 2 | 3 3.5 
3.» Brandenburg . 8 1 3) 2] | 2 —[ı!2 
4 „ Bommern . — —1 1|— r 1 = iI—| 2| 2| 2 
5.» Bojen —! 11—1-1-—! 11—|—1—| 1] 1:3 
6. „  Sclefien 6! 41 3| 41 8| Al 7| 7] 2: ale 1 
%. „ Sachſen 7! ılıı) | s| o| 9! is 8s|so 3 


Dazu ſchwarzburgiſche 























Unterberrichaften — —Aæ— 2— —— —i—| 2 1|- 

8. Provinz Schleswig: | 
Holftein —|—l-—| 1 1I—|—I—| 1] 21 

9. Brovinz Dannover . — 1] 2| 5] 1| 2| 1) 1] 4| 8] 9.9 
10. „ Weſtfalen. -1—1—1—1— 1! 11— | ı] 1 — 

11. „Beſſen-Naſſau. — 212—— 
12. „ Rheinland. — 11142— — — 111 
Summe J. Preußen 16 ı9|24|19| 22 in 6372 
1.Bayern: 2: 222.11 1-1 1 —|1-1-1|- —— 
111. Sachſen..... .1I—-I-[—-i—1- 1 11-2 -2—1 
IW.Bürttemberg . . .I— 1 —1I—-|—1- — 1] 2| 11— —[ 1:2 
V.Baden ». .....4-1-|-|-I- —1—-1— 1-1 —[-- 
vLSelien 2 2.2.2. 0.1-1—-]- 1-1 |: 26 En (EN IE 
VI. Medienburg. . . . | - ee! 
VOL Thüringen . . . .I—| 1] 1) — 1/—-} 1) 11 —|—1-: 1 
IX. Braunfhweig . . .I—|—| 1! —|- 1| 3] 2| 4] 2| 2] 5:3 
X.Anbalt......[1-f1,1[ı) | sl al al alalslr 
Xl£uremburg . . . .J—-1—[| ıl 2| ı —/-I—|-— —— — 
Deutſches Zollgebiet 8; 8111 ölı910[25 ee 75.8 
| | | 








I. Allgemeine Begründung des Entwurf vom Dezember 1885. 851 
Anlage 3. 
weijung — 


geweſenen Rübenzuckerſfabriken, unterſchieden nach der Menge der verarbeiteten Rüben. 














Die höchſte 
in einer Fabrik ver: 
arbeitete Rüben⸗ 
menge bat betragen 


Der durchichnittliche 
Rübenverbraud 
einer Fabrik 
bat betragen 


100 kg 








1883/84 | 1894/85 | 1883/84 





1884/85 




































| | | | 
—|—-1—-'—1—-|1-|— — 1—I—|— 3 3| 179,355 | 220,985 | 176,997 | 137,340 
3! 3] 3| 1|—|—I- | —1—|—] ı| 1]| 18. 18] 698,340 | 776,850 | 286,174 | 239,498 
s| 1] |—|-! ı1[-|-1— || \—| 15| 14] 260,645 | 387,008 | 146,340 | 159,004 
1 1) 1] 1-1 1— 1-1 | |— | 5| 8| 289,310 | 343,975 | 202,829 | 219,252 
s 412 ı| 1) 2| 4| 1|— | 1) ı) 1] 18) 16| 562,910 | 510,230 | 335,938 . 292,795 
siız| 6) 3[ 1) 3 ı 1) ı[ 3, 3] 56) 58] 554,585 | 554,560 | 229,379 233,651 
17 22114 131 T/ı2] 2) s| 3 4] 5| 7138180] 658,135 | 784,630 | 239,128 | 279,758 
| | ! 
— — ı! 11-]|—-]-) — belle ; 3] 312,150 | 309,150 | 256,722 : 228,723 
| 
= 11221, —!—1--!--| 8 5| 238,160 | 202,551 | 199,832 ' 138,113 
7 5| 3| 6| 3| 4| 11)—|—:—| 2) 2] 34) 42] 746,180 | 924,695 | 264,871 | 256,847 
— 1l—| 1]—!—1[ 1: 1]-j—[-|—] 3 5| 427,178 | 419,465 | 272,338 : 275,070 
1!—-1—'!—-[ 1) 2 | 2: 4| 369,430 | 398,470 | 331,345 262,071 
2 2[—| | 8| ı| ı| 2| 1, ı[ 1, ı 10) 12] 618,400 | 648,515 | 354,891 343,266 








46 611290 30116 |25 J 10 | 12] 5| 7]13|15|292!318] 746,180 | 824,695 | 245,305 | 257,909 
| 














—! ıl ı|—1—-|—-1-|-1-[—-]-|-| 2 3| 330,35 | 262,065 | 206,675 | 177,562 
—-| 1l—-|—-1-—-| ıl-!—1-1-[-|—| e| 3| 236,235 | 359,610 | 188,118 | 254,802 
2| ıl—-!—-1-!--1- 1-11 1 | 5| 5] 277,822 | 252,740 | 218,700 | 205,263 
EM, 1 (RE 5 Ds I KEN LEER DEM, Make DER -|— ı 1] 351,170 | 316,640 | 351,170 | 318,640 
==) 1a — —\-1--1—] ı) 3]| 220,690 | 323,911 | 220,691 | 254,545 
1!1—I ı|l 11 ı| 11 —1—I-—| 23I—-'— N bi 878,885 | 467,468 | 297,024 | 367,712 
-'—1] 1j-} ı) ı|—| ı| 11—-|— | ı] ei 6] 473,094 | 569,542 | 255,464 | 298,855 
ılı0l a) al ıl al ıl a| | 1] || 30 81] 415,430 | 499,800 | 23,085 | 267,379 
45h ı| 2|—| ıl- | ı]-|—-|- || 51) 31] 339,825 | 420,185 | 167,421 | 211,23 
—|—-1—-|— -1— | 2) 2] 87,555 | 70,565 | 68,89% | 60,555 
63; z0]37|39[20 sılıı)ıs] 6 746,180 824,695 | 237,184 | 254,968 





101 ı3 en 408 


1 | I I 





852 





Kampagnejahre 





. Zuli 


er 


1. Sept. 





1869/70 
1870,71 
1871/72 
1872/73 
1873/74 
1874/75 
1875/76 
1876,77 
1877/78 
1878,79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 
1882/83 
1383/84 
1884/85 


. 1880/81 


1881/82 
1832/83 
1883/84 
1884/85 


5 jähr. Durchſchnitt 


Bemerkung. 


zu einem LTheil neh nach ken ver 


109 Kilogramm 


Die Reform der Zuderfteuer. 





1. 
An Rüben 
wurden 


verarbeitet 








2. 
Betrag der 
Steuer 


(100 Kilogr. 


1,,0 fe) 
se. 
















3. 


a. 
fürandissxc. 
Buder 
(100 Kilogr. 
— 23 sb, 
ab 1.'9. 53 
— 22, si) 


100 Kilogramm 





Betrag 


Nach 


‚der Ergebniſſe der Zuckerbeſteuerung 


J. Inländiſchet 





Die Steuervergütung für die in dem 


b, 


für andere 
harte Zuder 
(100 Kilo 
— 21, h 
pr! 1.9, 88 
= 20,, M 


100 Kilogramm 











2. 








8. 





4, 


61,558 | 


6. 


25,845,866 | 41,353,386 1,888,164 78,2% 
30,506,465 | 48,810,344 151,341 | 3,469,487 101,527 
22,509,182 | 36,014,691 41,763 | 960,549 16,38 
31,815,508 | 50,904,813 51,331 | 1,180,818 28,472 
35,287,639 | 56,460,222 41,120 945,760 26,310 
 27,567,451 | 44,107,922 39,452 907,396 15,359 
41,612,842 | 66,580,547 47,125 | 1,088,875 25,329 
35,500,366 | 56,800,586 73,985 | 1,700,505 43,423 
40,909,680 | 65,455,488 140,018 | 3,220,299 83,416 
46,287,477 | 74,059,963 198,561 | 4,451,903 113,966 
48,052,315 | 76,884,184 252,864 | 5,804,372 97,052 
63,232,052 | 101,171,283 378,848 | 8,713,504 210,218 
62,762,345 | 100,419,752 400,508 | 9,211,569 146,604 
87,452,640 | 139,924,224 520,634 | 11,974,582 248,813 
89,211,444 | 142,738, 310 664,008 | 14,740,978 295,688 
103,963,351 | 166,341,362 718,760 | 15,956,472 313516 
Für die 5 Jahre zen ke 1880/81 Bis ;; = Er 
63,237,788 | 101,180,461 379,651 — 218,08 
2,719,479 | 100,351,166 399,160 | 9, 180, 680 144,130 
87,471,537 | 189,954,459 498,811 | 11,357,653 242,181 
89,181,308 | 142,890,085 642,469 | 14,305,393 298,679 
104,026,883 | 166,443,013 760,154 | 16,875,419 318,852 
81,267,398 | 130,123,837 535,049 | 12,090,224 244,355 
Tie in ten Jabren 1. Juli 1869 70 und 18370 TL aufs bezw, eingeführten Judermenzen find nidt Zara 


tem I. Sertember 1869 geltenten bezüglichen Sigen abgefertigt und dem entiprehert IR 






by Gossid 


I. Allgemeine Begründung des Entwurfs vom Dezember 1885. 


weijung 


in den Jahren 1869 bis 1885. 








Buder 








e. 

für Rohzucker 

Betrag (100 Kilogr. 
der — 18, Me 
Vergütung ab 1.,8. 83 
— 18 Ak) 

Sk. 100 Kilogramm 


8. 

1,897,929 52,549 
2,192,983 209,460 
352,685 56,665 
614,995 81,777 
568,296 118,092 
331,754 28,838 
547,106 458,942 
937,937 462,189 
1,801,786 712,010 
2,461,666 1,034,718 
2,096,323 951,616 
4,540,708 2,288,467 
3,166,646 2,507,413 
5,374,361 3,906,974 
6,150,310 -4,985,196 
6,521,133 5,515,989 


Betrag 
der 


Vergütung 





066,011 
8,937,848 
1,065,302 
1,537,408 
2,220,130 

542,154 
8,628,110 
8,689,153 

13,385,788 
19,452,698 
17,590,381 
43,023,180 
47,139,364 
73,451,111 
89,733,528 
99,237,802 


1884/85 jtellen ſich die Ergebnifje folgendermaßen: 


4,710,550 2,256,640 
3,113,208 2,539,310 
5,281,110 3,907,027 
6,222,531 4,911,761 
6,632,122 5,537,931 
5,181,904 3,830,534 


weg na& ben im Rubrum der Spalten 4, 6, 8, 12 und 14 bezeichneten Sätzen ber Steuervergütung bezw, bed Eingangszelld, jondern 


* 


42,424,832 
47,739,028 
73,452,108 
88,411,698 
99,682,758 
87,342,085 






d. 


Geſammt⸗ 
betrag 


(Spalte 5 + 






4,052,104 
9,600,318 
2,378,536 
3,333,016 
3,734,186 
1,781,304 
10,259,091 
11,327,595 
18,407,873 
26,366,267 
25,791,076 
56,277,392 
59,517,579 
90,800,054 
110,624,816 
121,765,407 


55,867,355 
60,032,916 
90,040,871 
108,939 ,622 
123,190,299 
70,614,213 


Beraltungd: bezw, Zellbeträge in ben Spalten 5. 7, 9, 13 und 15 berechnet werben, 





Anlage 4. 


4, 


Mithin bleibt 


an Steuer 


(Spalte 3 minus 


Epalte 10) 





37,301,282 
39,210,026 
33,636,155 
47,571,797 
52,726,036 
42,326,618 
56,321,456 
45,472,991 
47,047,615 
47,693,696 
51,093,108 
44,893,891 
40,902,173 
49,124,170 
32,113,494 
44,575,955 


45,313,106 
40,318,250 
49,913,588 
38,750,463 
43,252,714 
42,509,624 


3 ‘ 
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* 
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I. Ausländiſcher Zuder 


















































































Der Eingangszoll für die eingeführten Mengen beträgt: 












| ©, d. 
i a, b, s 
Kampagneiahte.. u zufammen an| außerdem 
für raffinirten: für Rohzucker — 
Zollbetrag für Syrup 
x. Zucker zu zu >= 
| (Spalte 13 zu 
30 Mark Zoll 24 Mark Zoll 
| 15) 15 Mark Zol 
Hr Kilogramm ns 100 Kilogramm | Aa IS xilt acane 
12. 13. 14, 15. 16, 17, 
. Juli 186970 4,654 145,959 19,352 471,375 617,334 59,476 
„1870/71 28,136 694,094 28,594 686,256] 1,380,350 52,532 
1. Sept. 1871/72 127,805 | 3,819,150| 315,832 | 7,579,968] 11,399,118 73,298 
„1872/73 124,886 | 3,746,580 97,562 | 2,341,488| 6, 088, o68 69,323 
| 
„ 1873/74 161,483 | 4,844,490 84,148 | 2,019,552]| 6,864,042 61,021 
„187475 141,010 | 4,230,300 89,133 | 2,139,192| 6,369,492 56,597 
z 1875/76 145,273 4,358,190 241,526 588,624 4,946,814 43,397 
„1876/77 77,097 | 2,312,910 10,172 244,128|  2,557,038 53,189 
„1877/78 49,153 | 1,474,590 11,674 280,176] 1,754,766 41,028 
„1978/79 39,012 | 1,170,360 15,304 367,296| 1,537,656 38,329 
„1879/80 29,831 894,930 16,764 402,3836| 1,297,266 28,996 
fr 1880/81 24,664 739,020 13,628 326,952 1,066,872 35,650 
„ 1s81/82 22,094 662,820 15,041 360,984] 1,023,804 83,529 
„1882/88 20,414 | 612,420 28,747 560,328] 1,172,748 35,393 
er 1883/84 15,518 | 465,540 18,601 | 446 424 911,964 31,829 
„1884/85 12,366 | 870,980 21,044 | 505,056 876,036 32,918 
ie on © I. Anguit «u 1. Yugait 
Für die 5 Jahre FH. Zul 1880/81 bis Sal 
1 Aug. 1880/81 24,588 | 737,640 13,666 | 327,984] - 1,065,624 35,632 
„1881/82 22.016 | 660,480 15,049 , 361,176|  1,021,656 33,139 
„1882/83 21,038 | 631,140 23,705 568,920]  1,200,060 35,369 
„1883/84 15,577 | 467,310 18,763 450,312 917,622 2215 
. 1884/85 12,643 | 379,290 20,668 496,032 875,322 33,312 
5jähr. Durchichnitt 19,172 575,172 18,370 440,885|  1,016,057 33,956 


I. Allgemeine Begründung des Entwurfs vom Dezember 1885. 8355 

















III. Geſammtertrag an V, Auf den Kopf der Bevölterung 














entfällt 

l, 2 r Y 

— — * Bevölker 2 — 
6. an Steuer | an Steuer ; 2 an Rüben: 
Geſammt⸗ — und an ungszahl " an Rüben zuderftener 

betrag an « | Zöllen für des an Rübens | zucterfteuer 3 
Zoll⸗ öll Zöllen für | % des v ) und Zöllen 

Sg Zucer und | _ zuckerſteuer und Zoll r 
betrag uder und Zucker Syrup Steuer u. |‘ von Buder 







für Syrup 

(Spalte 16 

—+ 18) 
sb 


892,140] 1,509,474 
737,980| 2,168,330 
1,099,470| 12,498,588 
1,039,845| 7,127,918 
915,815] 7,779,357 
848,805| 7,218,297 
725,955] 5,672,769 
797,835] 3,354,873 
615,420| 2,370,186 
574,935] 2,112,591 
434,940| 1,732,206 
534,750] 1,601,622 
502,935| 1,526,739 
530,895] 1,708,643 
477,435] 1,389,399 
493,770] 1,369,806 


(Spalte 11 
+ 16) 
st 


37,918,616 
40,590,376 
45,035,273 
53,659,865 
59,590,078 
48,696,110 


61,268,270 | 


48,030,029 
48,802,881 
49,231,352 
52,390,374 
45,960,763 
41,925,977 


50,296,918 | 
33,025,458 


45,451,991 








Spalte 11 
+ 19 


Steuer und Böllen IV. 


38,810,756 
41,378,356 
46,184,743 
54,699,710 
60,505,393 
49,544,915 
61,994,225 
48,827,864 
49,417,801 
49,806 ,287 
52,825,314 
46,495,513 
42,428,912 
50,827,818 
33,502,893 
45,945,761 


Zollgebiets 


38,777,000 
39,005,000 
40,265,000 
41,193,000 
41,605,000 
42,022,000 
42,468,000 
42,945,000 
43,430,000 
43,916,000 
44,396,000 
44,853,000 
45,075,000 
45,312,000 
45,565,000 
45,869,000 


und 1884/85 jtellen fich die Ergebnifie folgendermafen : 


535,230] 1,600,854 
497,085| 1,518,741 
530,535| 1,730,595 
483,240] 1,400,862 
500,580| 1,375,902 
509,334] 1,525,391 


46,378,780 
41,339,906 
51,113,648 
34,668,085 
44,128,036 
43,525,681 





46,913,960 
41,836,991 
51,644,183 
35,151,325 
44,628,616 
44,085,015 


44,834,000 
45,054,000 
45,291,000 
45,535,000 
45,843,000 
45,311,000 


(Spaltei 1) | von Buder 
| (Spalte 20) 








U,0s O,o“ 
J 1 
O aa os⸗ 1,ı2\1,ıs 
2 | 
1,37 1,8, 
l,o 1,16) 
J J 
1,06 Lii 1,12 }1,ı0 
| ul 
1,09 1,13 
1,15 1,15 
- 
Ü,so 0,» 
— 0,97 * 0,» 
| , 2 
0,07 O,00 


1,01 | 1,03 
Ü,so O,02 
1,10 1,13 
0,74 l,e 
0,04 0, 
er O,0s 








und Syrup 
(Spalte 21) 


1,01 


1,05 
0,03 
1,13 
Ö,rr 
O,or 
0,07 
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D. 100,000,000 Doppelzentner Rüben à 1,., c4 Steuer = 180,000,000,,, «H 


Doppelsentner Present DR 
Ausbeute . . 9,756,098 Zuder von 93,;, Bolarijation, 
Inlandskonſum 3, 500, 000 u un Bu 


Ausfuhr 6,256,098 7) [77 93,75 


" 
a 18,,, 04 Bonififation . . 113,860,983,,, „ 
Ertrag . .  66,139,016,40 «#4 
ab: 4 Prozent Verwaltungstoiten (von 180,000,000) .  7,200,000, 4 


ließen zur Reichskaſſe. . . 58,939,016,,, Ma 
Zuderausbeute aus den Rüben: 10. =1. 
E. 90,000,000 Doppelzentner Rüben & 1,., .# Steuer = 162,000,000,,; »# 


Doppelzentner Prozent 
Ausbeute . . 9,000,000 Zuder von 93,-, Polarijation, 
Intandsfonfum 3,500,000 „u 93,., u 
Ausfuhr . . 5,500,000 „ 93,, " 
a 18,20 «Mh Bonififation - .. 100,100,000,50 
Grtrag » .  61,900,000,9, «A 
ab: A Prozent Verwaltungsfoften (von 162,000,000) . 6,480,000 40 m 


Fliegen zur Reihäfafle. . . 55,420,000,5. «Pb. 
F. 100,000,000 Doppelzentner Nüben & 1,., «# Steuer = 180,000,000,, «# 


Doppelrentner Prozent 


Ausbeute . . 10,000,000 Zucker von IB Polariſation, 
Inlandskonſum 3,500,000  „ J 


“rl 3 


Ausfuhr - . 6,500,000  „ 9 — 
A 180 «KH Sonifikeilon . + 118,300,000,.0 » 
Grtrag . .  61,700,000,4, «# 
ab: 4 Prozent Berwaltungsfoften (von 180,000,000) . 7,200,000,,54 


Fließen zur Reichskaſſe. . . 54,500,000,90 «# 

Hiernad; würde der zu erjtrebende Neinertrag von 60,600,000 Ab, bei dem 
Nendement 10,,, = 1 um etwas übertroffen und bei dem NRendement 10,, — 1 
noch nahezu erreicht werden, während bei dem Nendement 10,,, = 1 bereits ein 
nicht unerheblicher Ausfall zu erwarten wäre. 

Mas jodann den Cinführungstermin der vorbezeichneten Neuordnung ber 
Nübenzuceritener betrifft, jo empfichlt es Fich zur thunlichiten Schonung unierer 
zur Beit in jchwierigen Werhältniffen befindlihen Rübenzucker-Induſtrie, jene 
nicht Schon mit dem Beginn der nächſten Betriebsperiode, den 1. Auguſt 1886, 
in Kraft treten, jondern ein Webergangsjahr vorangehen zu laſſen und für das— 
felbe die Zuderiteuer nur um 10 Pfennig, alfo auf 1, Ma für 1 Doppelzentner 
Nüben, unter Beibehaltung der jegigen Vergütungsiäge zu erhöhen. Der Ertrag 
würde ſich annähernd folgendermaßen ftellen: 


90,000,000 Doppelzentner Nüben à 1,-, «# Steuer . . — 153,000,000 .# 
Trppelseniner 
Ausbeute (10,,, = 1) 8,571,429 Zuder von 93. Polariſation, 
Inlandskonſum . . 3,500,000 , „ 93 P 
Ausfuhr . » 5071,429 , u De m 
a 18 .# Bonififation . .„ 91,285,722 „ 
Grtrag . . 61,714,278 4 
ab: 4 Prozent Verwaltungstoften (von 153,000,000 MA) -» .  6,120,000 „ 
liegen zur Meichsfalle . . 55,594,278 Me. 
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II. Aus der Generaldisfujfion der Reichsſtagskommiſſion. 
Kommiſſions-Bericht vom 10. Mär; 1886. 


In der zwei Sigungen in Anipruch nehmenden Generaldebatte wurden Die 
fänmtlichen bei der Reform des Zuckerſteuergeſetzes in Betracht kommenden Ge: 
fihtspunfte und Fragen eingehend erörtert. Zunächſt ward die Frage der Bei— 
behaltung des Syſtems der Rübenſteuer, wie dies in der Negierungsporlage ge: 
ſchehen ift, oder die Eriegung derielben durch die Fabrifatiteier beiprochen. Bon 
den verichiedeniten Seiten ward die Unmöglichkeit betont, im jegigen Augenblid, 
in welchem Vorarbeiten irgend welcher Art, wie fie für den llebergang zu einem 
anderen Syſtem der Beſteuerung unentbehrlich fein würden, nicht gemacht wären, 
zur Fabrifatitener überzugeben, und zwar geihah dies fowohl von Gegnern als 
auch von entichiedenen Anhängern der Fabrikatſteuer. Dabei ward weiter mehr: 
fach hervorgehoben, daß es Schwierig und vielleicht jelbit unmöglich fein werde, 
jest ein Gefeß von längerer Dauer zu Ächaffen und da, wenn ſich dies den 
wirthichaftlichen und finanziellen Erfolgen nad in einigen Jahren herausgeitellt 
haben Sollte, dann die Frage der Syitemänderung von Neuem erwogen und ent— 
"schieden werden müſſe. 

Der hauptſächliche Inhalt der weiteren Generaldiskuſſion kann mad) drei 
Nichtungen zuſammengefaßt werden; er umfaßte: 

die Erhöhung oder Ermäßigung der Nübenftener ; 

die Einführung einer beionderen Belteuerung der Melaile ; 

die Feititellung der Ausfuhrvergütungen durch Annahme eines durch— 
ichnittlichen Nendements. 

Für die Erhöhung der Nübenfteuer im Sinne der Negierungsvorlage ſprachen 
fih nur jehr vereinzelte Stimmen aus und auch diefe nur unter gewiſſen eier: 
vationen und anderweitigen Bedingungen. Sehr lebhaft und vielfeitig ward für 
die Ermäßigung der Rübenfteuer bis auf 1,,, Je. pro 100 kg entweder jofort 
oder im Laufe von 2 Jahren mit zwei Abitufungen eingetreten und dabei auf 
die Dauernde Preiöminderung des Zuckers in Folge folder Maßregel hinge— 
tiefen, welche eine erheblihe Steuererleichterung fihern und wachſende Zunahme 
des Verbrauches, ſowie eine Vergrößerung des Abiatfeldes zum Nuten der Land— 
wirthihaft und der Induſtrie bewirken würde und deßhalb in erfter Linie in 
Betracht gezogen werden jollte. Dabei ward nicht verfannt, dab zu nächſt ber 
Zwed der Regierungsvorlage, die Einnahme aus der Zuderfteuer jofort wejent- 
lich zu erhöhen, durch jolche Abminderung der Nübenitener nicht zu erreichen fein 
witrde, wobei aber der mindeitens zweifelhafte Erfolg der Negierungsvorlage in dem 
berechneten Umfange auch hervorgehoben wurde, Für die bei Abminderung des 
Preiſes von Zucker eintretende Koniumvermehrung ward auf Frankreich uud England 
hingewielen, in welchen Ländern theils durch Aufhebung, theild durch Herabſetzung 
der Zuderfteuer eine erhebliche und jtetig ſich fortentwidelnde Vermehrung des 
Konjums bewirkt jei. Für die deutiche Zuderinduftrie falle dabei fehr ins Ge— 
wicht, daß nur auf jolde Weile die jegt vorhandene und in ihren Folgen jehr 
bedenfliche Abhängigkeit derjelben von einem auswärtigen Marfte abgemindert 
werden fünne. Wenn weiter nicht verfannt werden könne, daß die Materialftener 
in ihrer Wirkung sehr ungleihmäßig zum Ausdrud komme und dab im biejer 
Beziehung die technifchen Fortichritte namentlich nad der Richtung der Melaſſe— 
entzuderung hin zu erheblichen Bedenken ſowohl in Bezug hierauf als aud in 
Bezug auf die finanziellen Verlufte der Reichskaſſe Veranlaſſung gäben, To fei 
ed Kar, daß nach beiden Seiten hin durd eine Abminderung der Nübenfteuer 
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eine sehr weſentliche Verbeſſerung erreiht werde, Weiter jei zu beachten, daß Die 
geſammte Zuderinduftrie durch eine erhebliche Verkleinerung ſämmtlicher Kredit— 
und Geldbewegungen bei der Nübenftener an einer Herabjegung derſelben jehr 
tweientlih und in großem Umfange interefirt fei. 

Die Einführung einer befonderen Melaffeitener fand in der Kommiſſion fehr 
entichiedene Wertheidiger und ebenjo entichiedene Gegner. Bon den eriteren ward 
hervorgehoben, daß, wenn das Beitreben der Kommiſſion darauf gerichtet wäre, 
ein Geſetz mit fiheren finanziellen Erfolgen und Ausfiht auf irgend welde 
Dauer zu ſchaffen, dann nothmwendiger Weiſe und zu allererft die jest unter der 
Giltigfeit des Gefekes von 1869 fteuerfreie Melafleentzuderung mit zur Tragung 
der Steuer herangezogen und der nad Annahme der Regierungsvorlage ober 
anderer, die ftenerfreie Melafleentzuderung für längere Zeit geſetzlich gleichſam 
garantirender Borichläge mit Sicherheit zu erwartenden weientlihen Ausdehnung 
diefer gewinnreichen Operation ein Riegel vorgeichoben werden müſſe. Denn das 
jei unzweifelhaft, daß, wenn die Annahme der unter jolchen Umſtänden noth— 
wendig eintretenden weiteren Entzuderung der Melaſſe richtig ſei, ſich Dies ſehr 
bald in dem jtarfen Nüdgange der Neichdeinnahmen aus der Zuderiteuer zeigen 
würde, wofür die legten 6 Jahre lehrreiche Beiipiele geliefert hätten, was wieder 
und zwar in rajcherem Vorgehen, als bisher der Fall geweſen fei, eine Menderung 
des Geſetzes hervorrufen würde, welche dann mit Sicherheit in einer Nichtung 
zu erwarten fei, durch welche die in den neuen Entzuderungsfabrifen angelegten 
Stapitalien, welche von einzelnen Kommifiionsmitgliedern auf 50—100 Millionen 
Mark geihägt wurden, ohne Entihädigung verloren gehen oder doch in ihren 
Werthe jehr verringert würden. 

Die bereit3 in der eriten Berathung der Vorlage im Neihstage wie auch 
ſonſt wohl betonte Schwierigkeit der Definition des Begriffes der Melaſſe für 
ftenerliche Operationen und die ſchon darauf begründete Unausführbarfeit einer 
bejonderen Melaſſebeſteuerung könnten als unüberſteigliches Hinderniß nicht an: 
erfannt werden. Ueber das, was Melaſſe fei, gingen die Meinungen im Grumde 
gar nicht auseinander; der Begriff derfelben fei ein in der PBraris ganz feit- 
jtehender und bei der Einführung einer Melafleitener feien praftiihe Schwierig: 
feiten kaum vorhanden. Diejelbe würde in zwei Modifikationen aufgelegt werden, 
zuerit al3 Rübenzuſchlagsſteuer für diejenigen Fabriken, welche ihre jelbitgeiwonnene 
Melaſſe entzudern, und weiter als Melaflefteuer für Diejenigen Fabriken, welde 
entweder fremde Melaſſe zukaufen und einführen, oder welde Melaſſe für ſich 
allein oder in Gemeinjchaft mit Zucder entzudern, wobei das Verfahren, nad 
welchem dieſe Operationen ausgeführt würden, einen Einfluß auf die Höhe der 
Steuer nicht haben folle. Bei der Nübenzufchlagsiteuer falle die Nothwendigkeit 
einer Definition der Melafle von felbit fort, und was die geſammten anderen 
Fabriken betreffe, welche fremde Melaſſe einführen und für dieſelbe eine Gewichts— 
jteuer zahlen follen, fo werde die für dieſen Zwed nothwendige Definition in 
genügender Form um deßwillen nicht Schwer feftzuftellen fein, weil etwas Anderes, 
d. h. Zuderreicheres al das, was allgemein als Melaſſe anerkannt ſei und von 
den nicht felbft entzucdernden Fabriken fortgegeben werde, nirgendwo zur Ein 
führung kommen werde, weil e3 eben von feiner Fabrik zum Verkaufe gebracht 
würde. Was aljo von den Fabriken als Melaſſe bei der Einführung angemeldet 
und deflarirt werde, fer zweifellos und in allen Fällen auch wirklich Melafte, 
d. h. ein Störper, aus welchen ſich Zuderfruftalle von ſelbſt nicht mehr abzu— 
icheiden vermögen, von einer Konzentration von etwa 42° Beaume und einen 
Zudergehalt von mindeſtens 46 Prozent. Schon dieſe Definition, mie fie Ab 
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geordneter Graf dv. Hade im Reichstage gegeben habe, genüge vollitändig, da 
eine Schädigung ſteuerlicher Intereflen in feiner Meile bei folder Beſteuerung 
zu eriwarten jein würde. 

Ron den Gegnern der Melafleitener wurden zunächſt die techniichen Schwierig: 
feiten, welche der Einführung berielben entgegenftünden, hervorgehoben, und weiter 
betont, day mit der Einführung einer ſolchen Steuer ein ganz neuer Schritt ge- 
ichähe, welder als ein Durchbredhen des Syſtems der Rübenſteuer angelehen 
werden müſſe. Man babe bei Feititellung des Gejeges von 1869 auf dem Boden 
geitanden, daß mit der Steuer auf die Nübe auch der ſämmtliche in derjelben 
enthaltene Zuder zur Beitenerung herangezogen und getroffen ſei; auf dieſem 
Standpunkte müfle man ftehen bleiben, fo lauge man das Spitem der Rüben— 
jteuer fefthalte und demnah auf Grund der im Durchichnitt feitzuitellenden that- 
fählihen Zuckerausbeute das Rendement für die Ausfuhrvergütung feitiegen, 
wobei, wie von einzelnen Seiten nachdrücklich hervorgehoben wurde, bei der Lage 
der heimischen Zucerinduftrie im Verhältniß zu derjelben Induftrie in den haupt— 
jädhlichiten mit uns fonfurrirenden Ländern gewilie Prämien unter allen Um— 
ſtänden gewährt umd aufrecht erhalten werden müßten. 

Wenn jo verfahren würde, jei eine beiondere Beſteuerung der Melaſſe, ab» 
geliehen von ihrer Undurchführbarkeit, auch thatlählih unnöthig, wobei befonders 
betont wurde, dab mit Einführung einer folhen Steuer die Melafleentzuderung 
und damit ein großer technifcher Fortichritt der Vernichtung entgegengeführt 
würde, wodurd gerade die Gegenden, welche geringwerthigere Rüben produzirten, 
aus denen eine größere und die Fabrikation rentabel und fonfurrenzfäbig ge: 
ftaltende Zucderausbente nur durch Gntzuderung der Melaſſe gewonnen werden 
könnte, wejentlich geichädigt und in Nachtheil würden gelegt werden. Auf Tolche 
Meile würden die Vortheile der Materialitener verloren gehen, dagegen die Nach— 
theile derielben ftärfer hervortreten. Dagegen twurde erwidert, dab gerade mit 
Rückſicht auf die unter ungünftigeren Verhältniſſen arbeitenden Fabrifen die Melaſſe— 
ſteuer einzuführen jei, weil dann das Ausbeuteverhältnig für die Feſtſtellung der 
Ausfuhrvergütung höher und alio für die Induſtrie in jeder Weile günftiger 
angejegt werden könne, als die ohne Melaflebeiteuerung möglich ſei. Zugegeben 
müſſe werden, dab dieſe Steuer etwas Neues und mit der bisher feitgehaltenen 
Grundanichauung der jegigen Steuer nit zu Wereinbavendes ſei, dabei müſſe 
aber bedacht werden, dak int Jahre 1869 eine Melaffeentzuderung nicht eriftirt 
babe, jest aber neben großen anderen Kultur: und techniſchen Fortichritten vor: 
handen und in voller Wirkung fei, ſo daß das Feſthalten des Gedanfens, als 
ob bei der Materialftener der in der Nübe enthaltene und jegt auch herauszu— 
bringende Zucker wirklich und im annähernden Umfange richtig getroffen werde, 
als eine Fiktion bezeichnet werden dürfe. Und deßhalb müſſe, um den Zwecken 
de3 Gefeges wenigitens näher zu kommen, zwiichen die Nübentener und bie that: 
ſächliche Zuderausbeute ein Mittelglied in Form der Melaſſeſteuer eingeichoben 
werden, nicht als etwas an fich VBozügliches und Ginwandfreies, jondern als ein 
wirfjamer Nothbehelf, der für eine gewiſſe Zeit den an ihn geitellten Anforde 
rungen entiprechen werde. Und dies genüge, da doch wohl Niemand der Meinung 
jei, das ohne Syſtemänderung ein auf irgend welche längere Dauer haltbares 
Geſetz heute geihaffen werden fünne. 

Es jei zuzugeben, ward hierauf bemerkt, dab im Handelsverkehr niemals 
ein Zweifel darüber entitche, was Melaſſe fei. Dagegen habe man biöher nie: 
mal3 Beranlafiung gehabt, darüber nachzudenfen, ob Ziwiichenprodufte, die im 
Betriebe einer Fabrik entitehen und in derſelben Fabrik weiter verarbeitet werden, 
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als Melaſſe zu bezeichnen seien oder nicht. Dieſe Frage werde aber zu einer 
brennenden werden, wenn man eine Melajfeiteuer einführe; e8 würde ftet3 die 
Frage entitehen, ob ein bejtimmtes Werfahren, wie es fih in einer Fabrik ge 
ftaltet habe, in seinen Verlaufe Melaſſe entzudere, Daraus würden peinlice 
Streitfragen entitehen; die Steueraufficht werde fich fortgeſetzt auf jede Einzelheit 
der Technik eritreden und die Einfachheit und Sicherheit der Kontrole, welche den 
weientlichiten Vorzug der Nohmaterialienfteuer gebildet, werde jo vollitändig beieitigt 
werden, daß für den Fortbeitand diefer Steuer jede Nechtfertigung fortialle. 

Bon einer Seite ward eine Bonififation für Melaſſe bei der Ausfuhr an 
Stelle einer inländiihen Melaffefteuer empfohlen und ward diefer Vorichlag damit 
begründet, daß dann der bisherige Gedanke, als ob ſämmtlicher in der Rübe 
enthaltene Zucker dur) die Nübenfteuer bereitS getroffen ſei, aufrecht erhalten 
würde. Der Staat würde dabei nur Vortheil haben, weil der Bonififationsiag 
für die ausgeführte Melaſſe jo niedrig bemeilen werden müfle, daß der in Form 
bon Melaſſe ausgeführt Zuder niedriger bonifizirt werde, als ſonſt der Fall 
fein würde, wenn er in Form von Nohzuder oder Raffinade zur Musfuhr ge 
langen würde. Und an der Mreisfteigerung, welche auf ſolche Weile die ae 
ſammte im Inlande zur Verwendung kommende Melaſſe erfahren würde, hätten 
fammtliche Fabriken, welche die Melaſſe nicht Telbit entzudern, Tondern verfanfen, 
Antheil, während die für die reinen Entzuckerungs- oder ſonſt Melaſſe zukaufenden 
Fabriken eintretende Wertheuerung derielben den Antheil bedeuten würde, mit 
welchen fie an der Tragung der Zuderitener ſelbſt theilzunehmen hätten. 

Dem gegenüber ward ertwidert, dab, wenn die Schwierigkeiten bei Einführung 
einer Belteuerung der Melafle im inneren Verkehre beitritten worden feien, namentlich 
ſoweit fie die Definition des Begriffes Melaffe für die fteuerliche Feititellung 
derielben beträfen, wicht verfannt werden könne, daß in dem Augenblid, wo 
Melafle als Ausfuhrartifel mit einer Ausfuhrvergütung aufträte, alle aus den 
angeführten Gründen für den inneren Berfehr zurüdgewieienen Bedenken 
und Zweifel im vollen Umfange bei der Ausfuhr herporträten. Denn dann 
würde es fih darum handeln, wirkliche Melaſſe von beitimmter Konzentration 
und beitimmten Zudergehalte von eingedidten Ablaufwäffern, halb bearbeiteter 
und wieder eingedidter Mielaffe und von manchen anderen Produkten zweifellos 
zu untericheiden, um die Neichsfaffe vor erheblichen Beeinträchtigungen, welde 
ſonſt fiher eintreten witrden, zu bewahren. Hierzu fei eine jedesmalige chemiſche 
Unterfuchung nothiwendig, deren Nefultat auch nicht immer als ein zweifelloſes 
betrachtet werden dürfe, und jchon aus diefem ſchwierigen und zeitraubenden Ber: 
fahren fei genügender Grund zu entnehmen, um ſich gegen eine Ausfuhrvergitung 
für Melaffe auszuiprechen. 

Was nun ſchließlich das Nendement anbetrifft, welches der Ausfuhrvergütung 
zu Grunde gelegt werden foll, jo wurde diefe Frage in der Generaldiskuſſion 
verhältnigmähig kurz behandelt, weil die Enticheidung über die Einführung einer 
bejonderen Melaffeftener hierfür maßgebend ift und dieſe zuerft erfolgen muB, 
bevor definitive Feitfegungen der Bonifitationsfäge geſchehen können. Daß jest 
bei der Zuckerausfuhr Prämien gezahlt werden, über deren Umfang vericiedene 
Meinungen herbortraten, ward nicht beftritten und ebenso nicht, daß es anräthlic ſei, 
mit der Befeitigung derielben allmälich und unter Berückſichtigung der Ichwierigen 
Rage, in welcher fich die deutiche Zucderinduftrie zur Zeit befindet, vorzugehen. 

Diefen Ausführungen gegenüber erflärten die Herren Bertreter der ver: 
bündeten Regierungen, indem fie vorweg auf die Begründung des Geſetzentwurfes 
nebit dem Berichte der Zucker-Enquete-Kommiſſion Bezug nahmen, das Folgende: 
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Was zunächſt die angeregte Herabſetzung der Zuckerſteuer bis auf 1,., Mb. 
für 1 Doppelzentner Rüben betreffe, jo stehe allerdings der Zuder nicht in ber 
eriten Neihe der zu einer ausgiebigen Beitenerung vorzugsweije geeigneten Gegen» 
ftände. Indeſſen entipreche es doch einer richtigen Steuerpolitif, bezüglich bes 
Zuckers wenigſtens annähernd an dem nicht hohen Steuermaße von 20 A für 
einen Doppelzentner mittleren Rohzuckers feitzuhalten, welches bisher von ber 
Geſetzgebung beabfichtigt worden jei und nad) den VBorichlägen des Gefegentwurfs 
noch feineswegs vollftändig werde wieder erreiht werben. Zu einer nennens— 
werthen Mehrbelaftung des Zuderfonfums könne der Negierungsentwurf nicht 
führen, da die für den Inlandöpreis des Zuckers maßgebenden Süße der Steuer: 
vergiitung nur um 20 % für 1 Doppelzentner Zuder erhöht würden. Der 
zum Zwed der alljeitig geforderten Bejeitigung der ABuvielzahlung an Steuer: 
bonififation von den Negierungen vorgeichlagene Weg einer mäßigen Erhöhung 
der Nübenfteuer unter twejentlih umnveränderter Beibehaltung der bisherigen 
Steuervergütung fei der einzige, auf welden gleihmäßig die Intereſſen der 
Neichöfinanzen wie der Nübenzuderinduftrie in amöreihender Weile gewahrt 
werden könnten. Die in der Begründung enthaltenen Ertragsberechnungen jeien 
unter borfichtiger Berüdfihtigung auch ungünftiger Eventualitäten aufgeitellt. 
Selbit wenn dabei die legteren noch etwas zu gering veranjchlagt fein jollten, 
fei doch unter allen Umständen für eine Reihe von Jahren ein jehr erheblich 
höherer Ertrag auf Grund der Negierungsvorlage zu erwarten, als auf Grund 
einer Nübenitener von 1,,, A. und entiprechender Vergütungsiäge. Auf eine 
fchnelle und namhafte Zunahme des inländischen Zuderfonjums in Folge einer 
Abminderung der Steuervergütung um etwa 6 Me für 1 Doppelzentner Zucker 
fei mit irgend welcher Sicherheit um fo weniger zu rechnen, als eine jenem 
Erfolge entgegen wirkende Steigerung der Weltmarktpreile des Zuders feines: 
wegs außerhalb der Wahrjcheinlichkeit liege, wie denn allerortS von der Zuder: 
induftrie eine ſolche Preisfteigerung nad) Kräften erftrebt werde. Die Berufung 
auf die Erfahrungen in anderen Ländern bezüglich der Vermehrung des Zucker— 
fonfums nad ftattgehabter Ermäßigung oder Aufhebung der YZuderabgaben 
ericheine ſchon um deswillen nicht beweisfräftig, weil es mindelten® zweifelhaft 
ſei, ob in Deutichland allgemein die Neigung zum AZudergenuß in demſelben 
Maße wie in jenen Ländern beſtehe. Auch Tonft lägen die Verhältniſſe nicht 
gleih. So paſſe die Bezugnahme auf Frankreich beſonders aud) injofern nicht, 
al3 die dort im Jahre 1880 ftattgehabte Grmäßigung der Zuderfteuer, im 
Anſchluß an welche der Zuckerkonſum in drei Jahren um faſt 3 kg pro Kopf 
geitiegen jei, nicht etwa nur 6 Mb, fondern 26,.; Ab. für 1 Doppelzentner Zuder 
betragen habe, alſo das Bierundeinhalbfadhe jener für Deutichland empfohlenen 
Ermäßigung und weit mehr als die deutiche Zuderfteuer überhaupt. Endlich 
würde allerdings durch die vorgeichlagene Erhöhung der Steuer eine gewifle 
Verihärfung der mit der Materialbeiteuerung verbundenen Ungleichheiten der 
Steuerbelaftung herbeigeführt werden. Indeſſen fei doch die Steuererhöhung 
fo mäßig gegriffen, daß jenem Gefichtspunfte keinesfalls ein ausſchlaggebendes 
Gegengewicht werde beigelegt werden können. 

Anlangend jodann die geltend gemachten Gründe für eine bejondere Be: 
ftenerung der zur Entzuckerung gelangenden Melaſſe, jo könne von einer bis: 
berigen Stenerfreiheit de aus der Melafle gewonnenen Zuders mit Recht nur 
in demielben Sinne die Nede fein, wie allgemein von einer Stenerfreiheit der 
über das bisherige geſetzliche Nendementöverhältniß hinaus erzeugten Zucker— 
mengen. Dies gelte insbejondere auch bezüglih des Zuderd aus derjenigen 
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Melaife, weldhe nicht an der Uriprungsitätte entzudert, Tondern anderen An: 
ftalten, Seien e3 Nübenzuderfabriten sder Fabriken ohne Nübenverarbeitung, zur 
Gntzuderung überlaffen worden ſei. Steuerfreier Zuder in dem bezeichneten 
Sinne werde zwar in vielen, wenngleich nicht in allen Fabriken, welche Melaſſe 
entzucdern, bergeitellt, aber ganz ebenfo auch in vielen NRübenzuderfabrifen ohne 
Melafleentzuderung. Manche der Legteren erreichten bermöge der ihnen zu Ge 
bote ftehenden jehr zuderreihen Nüben eine größere Zuderausbeute, als andere 
auf zucerärmere Rüben angewiejene Fabriken mit Hilfe der Melaffeentzuderung. 
Die Steuerfreiheit des über das bisherige geieglihe Ausbeuteverhältnig hinaus, 
mit oder ohne Melafleentzuderung gewonnenen Zuckers werde dadurch bejeitigt, 
daß bei dem neuen Ausmaß der Steuer und der Steuervergütung die gelammte 
dem jetigen Stande der Produktion, einschließlich der Melaffeentzuderung, ent 
Iprechende Zudermenge voll zum Anjag gelange. Liege hiernach in diejer Richtung 
ein genügender Grund zur Ginführung einer befonderen Melaffeftener nicht vor, 
fo könne ein folcher ebenjowenig aus der Nüdficht auf das Intereſſe der bisher 
an der Melafleentzuderung nicht betheiligten Nübenzuderfabrifen hergeleitet werden. 
Denn denſelben ſtehe es jederzeit frei, fich gleich den mit Einrichtung der Ent 
zuderung bereit3 vorangegangenen Fabriken die Vortheile diefes Verfahrens zu 
verichaffen. Der Grund der biöherigen Interlaffung könne füglid nur barin 
gefunden werden, daß es doch für vortheilhafter erachtet worden fei, unter 
Grivarung der Anlage: und Betriebskoſten einer Entzuderung die Melafle zu 
verfaufen, als unter Aufwendung jener Koften das Mehr an Zuder zu gewinnen. 
Ueberdies würde durch die in der Melaflefteuer enthaltene Beſteuerung eines Fort: 
Ichrittes der Fabrifationstechnif eine ſehr bedenklihe und folgenſchwere Abweichung 
von den Örundfägen der reinen Rohmaterialftener eingefeitet werden, nach welchen 
bisher der Zuderinduftrie zu ihrem großen Nugen die allfeitig vollfte Freiheit 
der Bewegung und Entwidelung gelaffen worden fei. Auch ericheine ein hems 
mendes Cingreifen in den Gang der Melafieentzuderung gerade jest um io 
weniger gerechtfertigt, alS bereit3 die große Mehrzahl der NRübenzuderfabrifen 
an der Entzuderung betheiligt ſei. Es gebe 136 Nübenzuderfabrifen mit Osmoie: 
verfahren, 83 Rübenzuderfabrifen mit Elutions-, Subititutiong-, Strontian-, 
Ausicheidungs: oder Füllungsverfahren, zufammen 219. Dazu fümen die Rüben 
zuderfabrifen, welche ihre Melaſſe an die ohne Nübenverarbeitung betriebenen 
Entzuderungsanftalten abgäben. Wenn der jährliche Melaffeverbrauch diejer An: 
ftalten nad) dem augenblidlihen Stande auf ungefähr 600,000 Doppelzentner 
angenommen und diefe Menge von etwa 65 bis 70 Rübenzuckerfabriken geliefert 
werben könne, fo stelle fich die Geſammtzahl der Nübenzuderfabrifen, deren 
Melaffe zur Entzuderung gelange, auf 284 bis 289 oder ungefähr fieben Zehntel 
der vorhandenen 408 Fabriken. Inwieweit der Eintritt einer mäßigen Erhöhung 
der Nübenfteuer dazu führen würde, dab die bisher der Melaffeentzuderung fern 
gebliebenen Nübenzuderfabrifen eine ntzuderung befter Art einrichten und bie 
bisher mit einem weniger ausgiebigen Entzuderungsverfahren arbeitenden Fabrilen 
zu vollfommenerem Verfahren übergehen, müſſe abgewartet werden. Keinesfalls 
jei im dieſer Beziehung eine jo jchnelle Weiterentwidelung wahrſcheinlich, dab 
davon ſchon für die nächſten Jahre ein wejentlicher Ausfall an den veranjchlagten 
Erträgen der erhöhten Nübenftener zu befürchten jet. Ebenfowenig fönne die 
Vorausſetzung als richtig anerfannt werben, daß die auf die weitere Durdhführung 
der Melafjeentzuderung zu verwendenden Sapitalien, für deren Veranichlagung 
zu dem ſehr hohen ungefähren Betrage von 50 bis 100 Millionen Mark irgend 
welche thatjächliche Grundlagen nicht mitgetheilt jeien, nad einigen Jahren durch 
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die dann unumgänglihe Annahme de3 Syſtems der Fabrikatſteuer verloren gehen 
würden. Denn weder würde durd die ftattgehabte allgemeine Verbreitung einer 
gleihmäßigen Melafjeentzucerung der Uebergang zur Fabrifatitener näher gerüdt 
jein als jest, noch ſei abzujehen, warım unter der Fabrikatſteuer die allgemein 
beitehende Mtelafleentzuderung aufhören und damit die völlige Entwerthung der 
betreffenden Anftalten und Einrihtungen eintreten ſollte. Auch wirde eine Ab— 
minderung des Werthes bezüglich derſelben ichwerlih in größerem Umfange 
Platz greifen als bezüglich der guten Nübenäder, welche unter der Materialſteuer 
in Folge der mit der Verarbeitung zuederreiher Rüben verbundenen Steuer: 
vortheile einem befonder8 hohen Werth erreicht hätten. 

Entgegen der Meinung der Anhänger der Melaſſeſteuer werde die letztere 
nicht zur Bejeitigung oder Verminderung der in Bezug auf das Maß der 
Steuerbelaftung beitehenden Ingleichheiten, fondern zu deren Vermehrung und 
Vergrößerung führen. Vielfach hätten Nübenzuderfabrifen mit fchlechteren Rüben 
in der Entzuderung eine Ausgleihung für die fie im Verhältniß zu ben 
Fabriken mit beſſeren Rüben treffende Mehrbelaftung an Steuer gefunden. 
Dieſer Ausgleihung würden fie durch die Melaſſeſteuer wieder verluftig gehen. 
Die in Ausfiht genommene gleih hohe Beſteuerung fämmtlicher Verfahren der 
Melaffeentzuderung ergebe eine Benachtheiligung der Fabriken mit weniger aus— 
giebigem Verfahren. Während ferner die Produktion der NRübenzuderfabrifen 
bisher nur inſoweit ungleich beitenert werde, als die Ausbeute an Zuder eine 
verichiedene fjei, würden künftig auch Nübenzuderfabrifen mit gleicher Ausbeute 
ungleich beiteuert werden, indem für diejelbe Zuckerausbeute, je nachdem fie durch 
direfte Nübenverarbeitung und Melafleentzuderung oder blos durch eritere ges 
wonnen werde, entweder die Nübeniteuer und die Melaffeitener oder blos die 
erstere zu entrichten jei. Das Nendement aus der Melaſſe bei den verichiedenen 
Verfahren der Entzuderung jei bisher nur jehr unzureichend ermittelt. Umt fo 
näher liege die Gefahr, daß durch die Melaſſeſteuer ein Theil des direft aus der 
Nübe gevonnenen oder gewinnbaren und daher mittelft der allgemeinen Rüben 
jtener bereit3 verjteuerten Zuderd wiederholt werde betroffen werden. Cine 
wirklich gleihmäßige Stenerbelaitung der Zuderproduftion jei überhaupt nur zu 
erreichen, wenn in eriter Linie die auf der Werjchiedenheit der Niübengualität 
beruhenden Ungleichheiten der Steuer bejeitigt würden; gerade an diefem Punkte 
würden die in jener Nichtung fich bewegenden Beitrebungen um jo mehr einzu: 
jegen haben, alö die Erzeugung zuderreicher Nüben von Boden: und klimatischen 
Verhältniffen abhänge, welche der Nübenzucderfabrifant ſich nicht, wie die Anlage 
einer Melafleentzuderung, zu ſchaffen vermöge. Einer Beiteuerung der Rüben 
nah Maßgabe der Qualität würden faum weientlih größere Schwierigkeiten 
entgegenstehen, als einer Beſteuerung der Melafleentzuderung. 

Die übergroßen praftiihen Schwierigkeiten der Ausführung einer Melaffes 
beiteuerung würden jehr erheblich unterſchätzt. Es handle fich dabei feineswegs 
blos um eine zivedentiprechende und für die Steuerverwaltung brauchbare Be: 
griffsbeitimmung der Melafle, fondern auch noch um andere weientliche Punkte, 
wie dies den bezüglich der Melaffebeiteuerung zu erwartenden formulirten An— 
trägen gegenüber des Näheren werde dargelegt werden. Ferner ſei aus der 
Melafjebeiteuerung feinesfall® ein namhafter finanzieller Ertrag zu erwarten. 
Um io jchwerer fielen die gegen dieſe Beitenerung geltend gemachten Bedenken 
ins Gewicht. Am wenigiten fcheine es zuläffig, eine ſolche Einrichtung vorüber: 
gehend für wenige Jahre als Porbereitung der Fabrifatitener ins Leben zu 
rufen. 


—— 
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Durch die angeregte Gewährung einer Bonifikation für die zur Aus— 
fuhr gelangende Melaſſe würde vorausſichtlich der Export von Melaſſe und 
deren Verarbeitung im Auslande zum volkswirthſchaftlichen Nachtheile Deutſch— 
lands weſentlich geſteigert und zugleich die Reichskaſſe erheblich geſchädigt werden. 
In letzterer Beziehung komme auch in Betracht, daß es nicht wohl durchführbar 
ſein würde, bereits entzuckerte Melaſſe und Raffineriemelaſſe vom Empfang der 
Bonifikation auszuſchließen. Im Uebrigen ſei auf die unüberwindlichen Schwie— 
rigkeiten, welche einer richtigen und gleichmäßigen ſteueramtlichen Ausgangs— 
abfertigung der zu bonifizirenden Melaſſe entgegenſtänden, ſowie auf die große 
Gefahr betrügeriſcher Täuſchungen der Steuerbehörde ſchon aus dem Schooße der 
Kommiſſion zutreffend hingewieſen worden. 


III. Geſetz, die Beſteuerung des Zuckers betreffend, 
vom 1. Juni 1886. 


Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden Deuticher Kaiſer, König von 
Preußen 2c., verordnien im Namen des Reichs, nad erfolgter Zuftimmung des 
Bundesrath3 und des Neichdtags, was folgt: 


Artitel L 


Die 88 1 und 3 des Geſetzes vom 26. Juni 1869, die Beitenerung des 
Zuders betreffend (Bundes-Geſetzbl. S. 282), treten mit dem 1. Auguft 1886 
außer Kraft und werden durch Folgende Beſtimmungen erſetzt: 

$ 1. Die Nübenzuderfteuer wird von 100 Stilogramm ber zur Zuder: 
bereitung bejtimmten rohen Rüben mit 1,;, “Ab. erhoben. 

$ 2. Für den über die Zollgrenze ausgeführten oder in öffentliche Nieder: 
lagen oder Privattranfitlager unter amtlichen Mitverihluß aufgenommenen Zuder 
wird, wenn die Menge wenigftens 500 Kilogramm beträgt, eine Steuervergütung 
nad) folgenden Sägen für 100 Stilogramm gewährt: 

a) für Nohzuder von mindeitens 90 Prozent Polariſation und für raffi: 
nirten Zuder von unter 98, aber mindeſtens 90 Prozent Volarijation : 
1. für die Zeit vom 1, Augnſt 1886 bis zum 30. Sep— 
tember 1887... 2 2. 18,06 M 
2. vom 1. Oftober 1887 ab Ra — — 
b) für Kandis und für Zucker in weißen , vollen, harten PBroden, 
Blöden, Platten, Würfeln oder Stangen, oder in Gegenwart der 
Steuerbehörde zerkleinert, ferner für andere vom Bunbesrath zu bes 
zeihnende Zuder von mindeitend 99'/, Prozent Polarijation: 
1. für die Zeit vom 1. Nuguit 1886 bi! 31. Oftober 
1857 . a Te" 22 ‚a0 Ab, 
2, für Die Zeit vom 1. November 1887 ob. 2-3 2 Has 
ec) Fir allen übrigen harten Zuder, fowie für alfen weißen trodenen 
(nicht über 1 Prozent Waſſer enthaltenden) Zuder in Kryſtall-, 
Krümel- und Mehlform von mindeltens 98 Prozent Polarifation, foweit 
auf denſelben nicht der Vergütungsiag unter b Anwendung findet: 
1. für die Zeit vom 1. Auguſt 1886 bis 31. Oktober 
18857. . E u et tt ie — 20,4, Ne, 
. für die Zeit vom 1. November 1887 db. . » » 2: m = 
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Der Bundesrath hat die Zollämter zu beitimmen, über welche die Ausfuhr 
der unter a und c fallenden Zuder bewirkt werben kann. Derielbe iſt aud 
befugt, zu beitimmen, daß die bei der Ausfuhr von Zuder gegen Steuer: 
vergütung abzugebende Deklaration auf den Zudergehalt nach dem Grade der 
Rolarifation gerichtet werde, 

$ 3. Den Inhabern von NRübenzuderfabriten wird zur Entridtung der 
fälligen Steuer für verarbeitete Nüben gegen Sicherheitsbeitellung Kredit auf 
einen allgemein vorzufchreibenden Zeitraum bis zu höchſtens 6 Monaten be— 
willigt werden. Nach Maßgabe der dem entiprechend vorgeichriebenen Kreditfriſt 
wird der Fülligfeitötermin der Steuervergütungen ($ 2 und $ 4) beſtimmt. 

Fällige Steuervergütungsicheine können bei allen Steuerftellen des Dentichen 
Reichs anf ſchuldige Nübenzuderfteuer angerechnet werben. 

$ 4 Für inländiihen Zuder ift die Niederlegung gegen Steuervergütung 
($ 2) in bierzu beſtimmten öffentlichen oder unter amtlihem Mitverichluß 
ftehenden Privatniederlagen mit der Maßgabe geitattet, daß der Zuder gegen 
Verjteuerung durch Eritattung der Vergütung nad) Maßgabe des Einlagerungs: 
gewicht wieder in den freien Verkehr gebracht werden fann. Die Lagerfrift 
beträgt zwei Jahre. 

Der niedergelegte Zuder haftet der Steuerbehörde ohne Rückſicht auf die 
Rechte Dritter für den Betrag der gewährten Stenervergütung, ſowie der nad) 
Abſatz 4 zu entrichtenden Yinien und etwaigen Koſten. 

Die näheren Anordnungen über dieſe Niederlagen, in&belondere auch über 
die an die Yagerinhaber zu ftellenden Anforderungen trifft der Bundesrath. 

Der Betrag der Stenervergütung für Zudermengen, welche über den auf 
den Tag der Niederlegung zunächſt folgenden 1. Oktober hinaus in der Nieder: 
lage verbleiben, it im ‘Falle der demnächſtigen Zurüduahme in den freien Wer: 
fehr für die weitere Dauer der Lagerung mit 5 Prozent jährlih zu verzinien. 

Den Inhabern von Zuderraffinerien kann zur Entrichtung der Steuer für 
den zu Naffinerieziweden aus den Niederlagen entnommenen Rohzucker Kredit 
bewilligt werden. 

8 5. In Bezug auf die Beitrafung unrichtiger Deklaration von Ynder 
zur Aufnahme in das Lager (8 4) finden die Beltimmungen im $ 4 des Geieges 
vom 26. Juni 1869, die Beſteuerung des Zuders betreffend (Bundes-Geſetzbl. 
©. 282), finngemäße Anwendung. 

Wer die Steuer von dem niedergelegten Zuder hinterzieht oder zu Hinter: 
ziehen verlucht, begeht eine Defraudation, auf welche die für die Nübenzuder: 
fteuer-Defraudation geltenden Strafbeitimmungen finngemäße Anwendung nit der 
Maßgabe finden, daß der hinterzogene Abgabenbetrag nad) dem Stenervergütungs: 
ſatze des Zuders zu berechnen ift. lebertretungen der Anordnungen des Bundes: 
raths in Bezug auf die Lagerung des Zuders werden, ſofern nicht die Defrau: 
dationsitrafe verwirft it, mit Ordnnuugsitrafen von 30 bis 300 Ab belegt. 

Der Yagerinhaber haftet ſubſidiariſch für feine Gewerbsgehilfen und Die 
in feinem Dieuft oder Tagelohn ftehenden Perſonen rückſichtlich der Gelditrafen, 
Gefälle und Prozeßkoſten, im welche die zu vertretenden Perſonen wegen 
Defraudationen und wegen Verlegung der Werwaltungsvorichriften verurtheilt 
worden find, 

8 6. Bei der Ausfuhr von Fabrifaten, zu deren Herltellung vergütungs— 
fähiger inländiicher Zucker verwendet worden ift, einschließlich der Auflöfungen 
von Zuder, oder bei Niederlegung folder Fabrifate in öffentlichen Niederlagen 
oder Privattranfitlagern unter amtlihem Mitverichluß kann mac näherer Be: 
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ftimmung de3 Bundesraths die Steuer für die in den Fabrifaten enthaltene 
Zudermenge vergütet werden. 

8 7. Der Bundesrath kann unter Anordnung fichernder Stontrofen geitatten, 
dag für vergütungsfähigen inländischen Zuder, welcher zur Viehfütterung oder 
zur Heritellung von anderen Yabrifaten als BVerzehrungsgegenftänden verwendet 
wird, die Steuer vergütet werde. 


Artifel II. 


An die Stelle der Beitimmung im $ 11 lit. b der von den Regierungen 
der Bollvereinsitaaten unter dem 23. Oftober 1845 vereinbarten Verordnung, 
die Beitenerung des im Inlande erzeugten Rübenzuckers betreffend, treten die 
folgenden Beitimmungen : 

$. 1. Die Inhaber von Nübenzuderfabrifen find verpflichtet, über ihren 
gelfammten Fabrifationsbetrieb, insbejondere über die am 31. Juli jedes Jahres 
vorhandenen Beitände an Zuder, ſowie über die Menge und Art der verarbeiteten 
Zuderitoffe und der gewonnenen Produkte, nad) den von der Steuerbehörde 
mitzutheilenden Muftern Anichreibungen zu führen, Auszüge daraus in zu be 
jtimmenden Zeitabichnitten der Steuerhebeftelle des Bezirks einzureichen und die 
Anichreibungen, Sowie die befonderen Fabrikbücher, welche etwa außerdem über 
den Verbrauch von Zuderitoffen und die Produktion von Zuder geführt werben, 
den Oberbeamten der Steuerverwaltung jederzeit auf Erfordern zur Einficht vor: 
zulegen. 

$ 2. Fabrikinhaber, welche die im $ 1 angeordneten Anjchreibungen nicht 
oder den gegebenen Worichriften zuwider oder wider beſſeres Wiſſen unrichtig 
führen, werden mit einer Ordnungsitrafe von 30 bis 300 M beſtraft. 

$ 3. Die Inhaber von Zuderraffinerien, von Melaſſe- und Saft: 
entzuderungsanftalten ohne Nübenverarbeitung, von Stärfezuders oder Stärke 
iyrupfabrifen und von Maltoſe- oder Maltofeiprupfabrifen, ſowie von gewerb: 
lichen Betrieben, in denen aus unverjtenerten Rüben Säfte und zuederhaltige 
Produkte gewonnen werden, im Betreff der letteren unter Vorbehalt etwaiger 
mit Rückſicht auf beiondere Verhältniffe durch den Bundesrath zu geftattenden 
Ausnahmen, find verpflichtet, bis zum 1. Auguft 1886, jofern aber die Anftalt 
erit ſpäter errichtet wird, innerhalb 14 Tagen vor der Eröffnung des Betriebes, 
der Steuerhebeitelle des Bezirks jchriftlihe Anzeige von dem Beſtehen der Anitalt 
zu machen. Deösgleichen ift ein Wechſel in der Perſon des Beſitzers oder eine 
Verlegung des Betriebes in ein andered Lokal oder an einen anderen Ort binnen 
14 Tagen jchriftlih anzuzeigen, und zwar im Falle eines Ortswechſels mit 
Uebergang in einen anderen Steuerbezirf auch der Hebeitelle des letzteren. 

Die Inhaber der vorbezeichneten Anftalten unterliegen den im $ 1 dieſes 
Artikels Hinfichtlich der Inhaber von Nübenzucderfabriten ausgeiprochenen Ber 
pflichtungen. 

Zumiderhandlungen gegen obige Beitimmungen werden mit einer Ordnungs— 
ftrafe von 30 bis 300 6. beitraft. 

Die Oberbeamten der Steuerverwaltung find befugt, die im Abſatz 1 be 
zeichneten Anstalten jederzeit zweds Stenntnignahme vom Betriebe zu bejuchen. 


Artifel II. 


Für Elſaß-Lothringen tritt die von den Regierungen der Zollvereinsitanten 
unter dem 23. Oftober 1845 vereinbarte Verordnung, Die Beitenerung des im 
Inlande erzeugten Nübenzuders betreffend, mit den durh das Geſetz vom 
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2. Mai 1870 (Bundes-Geſetzbl. S. 311) herbeigeführten Abänderungen und den 
folgenden ergänzenden Strafbeitinmungen fortan in Kraft: 

a) Wer die Nübenzuderitener hinterzieht oder zu hinterziehen verjucht, hat 
die Strafe der Defraudation verwirft. 

b) Dieier Strafe verfällt namentlich auch derjenige, welcher durh Vor— 
fehrungen, die zu einer unrichtigen Feititellung de3 Gewichts der zur 
Zuederbereitung beitimmten Rüben zu führen geeignet find, die Steuer 
verfürzt oder zu verkürzen verſucht. 

c) Läßt ih der Steuerbetrag, deilen Hinterziehung bewirkt oder verfucht 
worden, nicht feititellen, fo tritt eine Gelditrafe von 30 bis 300 Ab, 
im linvermögensfalle verhältnigmäßige Freiheitsſtrafe ein. 

d) Weiſet jedoh der Angeichuldigte in dem unter b bezeichneten Falle 
nah, daß er eine Defraudation nicht habe verüben können oder wollen, 
jo tritt nur eine Ordnungsitrafe von 3 bi 30 fe, im Unvermögens— 
falle verhältnißmäßige Freiheitsſtrafe ein. 

Die unter a bi3 d enthaltenen Strafbeftimmungen treten auch für die 

jenigen anderen Theile des Zollgebiets in Kraft, im welchen dieſelben bisher 
nicht eingeführt worden find. 


Artifel IV. 


$ 1. Der Bundesrath wird ermächtigt, die aus dem Betriebsjahre 1885/86 
fälligen Nübenzuderitenerfredite um 3 Monate gegen eine von dem Streditnehmer 
zu entrichtende und zur Reichskaſſe fließende ratirliche Vergütung von 4 Prozent 
der Kreditſumme zu verlängern. 

$ 2. Die Haftung der Cinzelitaaten für die Sicherftellung der bewilligten 
Kredite bleibt auch für die verlängerte Friſt beitchen. 

$ 3. Die im $ 3 des Gelege, betreffend die eititellung des Reichs: 
haushalts-Etats für 1886/87 (Reichs-Geſetzbl. 1886 S. 29), den Reichskanzler 
ertheilte Ermächtigung, Schatanweifungen zur vorübergehenden Verſtärkung des 
ordentlichen Betriebsfonds der Reichs-Hauptkaſſe auszugeben, wird bis zum Be: 
trage von 150,000,000 „Mb. ausgedehnt. 

$ 4. Die Vorichriften der 88 4 bis 6 des vorangeführten Etatsgeſetzes 
gelten auch für die vermehrte Ausgabe an Schaganmeilungen. 

Urkundlich unter Unierer Höchiteigenhändigen Unterichrift und beigedructem 
Kaiſerlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 1. Juni 1886. 
(L. S) Wilhelm. 
Fürft von Bismard. 
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A. Zum Artikel IS 2. 


1. Die Steuervergütung nad) dem Sage b des Artikels IS 2 wird aud) 
gewährt für die jogenannten Crystals und andere weiße, harte, durchicheinende 
Zuder in Kryſtallform von mindeitens 99'/, Prozent Bolarilation, insbejondere 
die im Handel als granulirte oder granulated bezeichneten Zuder. 


ı Die Formulare find nicht mit abgedrudt. 
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Die Feſtſtellung des Zuckergehalts derartiger Zuder im Wege der Polari- 
fation ift nicht von der Amts- oder einer anderen Zoll- oder Steueritelle, ſon— 
dern don einer Seitens ber oberiten Landes = yinanzbehörde zur Ausführung 
folder Unterfuchungen bezeichneten Perſon oder Anstalt (vereidigte Handelschemiter 
u. ſ. w.) auf Koſten der Anmelder vorzunehmen. 

2. Zur Abfertigung des mit Anſpruch auf Steuervergütung ausgehenden 2c. 
Zuders find bereditigt, und zwar: 

a) zur unbeichränften Abfertigung von Zuder aller Art 

in Breußen 
die Hauptzollämter Danzig, Stralfund, Swinemünde, Kiel, Flensburg, 
Altona, Harburg, Gleve, Machen, die Hauptitenerämter für aus— 
ländiihe Gegenitände zu Berlin und Köln, die Hauptitenerämter zu 
Königsberg in Oftpr,, Stettin, Breslau, Görlig, Halle, Magdeburg, 
Itzehoe, Hannover, Uerdingen, 
in Bayern 
die Hauptzollämter Münden, Regensburg und Ludwigshafen a. Rh., 
fowie das Nebenzollant Frankenthal, 
in Sachſen 
die Hauptzollämter Zittau und Leipzig, die Hauptiteuerämter Dresden 
und Meiken, 
in Württemberg 
das Hauptzollamt Friedrichshafen, 
in Baden 
das Hauptzollamt Mannheim und die Zollabfertigungöitelle am badiichen 
Bahnhof in Baſel (Schweiz), 
in Heſſen 
das Hauptiteneramt Mainz, 
in Medlenburg:- Schwerin 
das Hauptzollamt Noftod und das Nebenzollamt I Wismar, 
in Oldenburg 
das Hauptzollamt Brake, 
in Braunſchweig 
das Hauptſteueramt Braunſchweig, 
in Anhalt 
das Hauptſteueramt Deſſau und die Zollabfertigungsſtelle Walwitzhafen 
bei Deſſau, 
in Luxemburg 
das Hauptzollamt Luxemburg, 
in den Hanſeſtädten 
die Hauptzollämter Liibel, Hamburg und Bremen; 

b) zur Abfertigung von Kandis und von Zuder in weißen, vollen, harten 
Broden, Blöden, Platten, Würfeln oder Stangen oder in Gegenwart 
der Stenerbehörde zerkleinert, ferner von anderen, vom Bundesrath bes 
zeichneten Zudern von mindeitens 99'/, Prozent Polarifation (Art. I 
$ 2b des Geſetzes), 

alle Hauptzolle nnd Hauptitenerämter und die von den oberiten 
Landes: ;yinanzbehörden dazu ermächtigten Unterämter; 

e) zur Abfertigung der unter a und c des gedachten 8 2 fallenden Zuder 
mit der Maßgabe, daß von dem angemeldeten Zuder Proben zu ente 
nehmen und auf Koſten des Anmelder behufs der Bolarifation und 
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Feſtſetzung des ber weiteren Abfertigung zu Grunde zu legenden Be: 
fundes einer zur Polarifation des Zuckers befugten Amtsſtelle zu über: 
jenden find, 
ſämmtliche nicht unter a genannte Hauptzolle und Hauptftenerämter 
und die von den oberften Landes: Finanzbehörden mit diefer Be: 
fugniß verjehenen Unterämter. 


3. In der nad) dem vorgeihriebenen Schema anfzuftellenden Deklaration 
(Ausfuhranmeldung) ift der mit dem Anfpruch auf Steuervergütung auszu— 
führende Zuder im Anſchluß an die unter a, b und e des $ 2 und oben unter 
1 angegebene Klaſſifikation feiner Gattung nach dergeitalt zu bezeichnen, daß ſich 
danach die Klaſſe, deren Vergütungsiag in Anſpruch genommen wird, mit Be: 
ftinmmtheit erkennen läßt. Bezüglih der im die Klaſſen a und ce dee $ 2 
fallenden und der von dem Bundesrath zur Gewährung der Steuervergütung 
nah den Sage der Klaſſe b desielben Paragraphen zugelafienen Zudergattungen 
von mindeitend 99',, Prozent Polarifation iſt der Zurdergehalt nach dem Grade 
der Polarijation in vollen Prozenten und deren Bruchtheilen, legtere mindeitens 
in halben Prozenten, anzugeben. 

4. In Betreff des Verfahrens der Zoll und Steuerftellen bei der Nevifion 
des mit Anspruch auf Steuervergütung zur Ausfuhr oder zu Öffentlichen 2c. 
Niederlagen angemeldeten Zuckers bleiben die bisherigen Vorſchriften, ſoweit fie 
nicht durch das Geſetz oder dieje Beitimmungen eine Aenderung erlitten haben, 
auch weiter in Kraft. 

Das Gleiche gilt bezüglich der Beſtimmungen in Betreff der Kontrofe der 
Ausfuhr, Sowie der Beicheinigung und weiteren Behandlung der Ausfuhr: 
anmeldungen. 


B. 3u Artikel IS 3, 83 4 Abfab 4 und 5. 


5. Den Inhabern von Nübenzuderfabrifen wird zur Entrichtung der Steuer 
für die verarbeiteten Nüben gegen Sicherheitäbeftellung ein fehsmonatlicher Kredit 
mit der Maßgabe bewilligt werden, daß die Steuer für die während der Zeit 
von Anfang März Di! zum Gnde des Betriebsjahres verarbeiteten Nüben im 
Monat Auguſt fällig wird. 

Den Inhabern von Zuderraffinerien, einschließlich der die Seritellung von 
raffinirten Zuckern betreibenden Nübenzucderfabrifen und Melafje-Entzuderungs- 
anftalten, kann zur Entrihtung der Steuer (Erftattung der Steuervergütung) 
für den gegen Steuervergütung niedergelegten und demnächſt zu Naffinerieziweden 
aus der Niederlage entnommenen Rohzucker ein ſechsmonatlicher Kredit mit ber 
Maßgabe bewilligt werden, daß die Steuer für deu während der Zeit von Ans 
fang März bis Ende Juli aus der Niederlage entnommenen Rohzuder im Monat 
Auguſt fällig wird. Für die Höhe des Kredits iſt die regelmäßige, bezüglich 
nen entitandener Betriebe zunächſt durch Schägung feitzuftellende, jährliche Ver: 
brauchömenge der Naffinerie an Robzuder maßgebend, vorbehaltlich einer etwaigen 
bei außerordentlicher Verſtärkung des Betriebes vorübergehend zu bemilligenden 
Erhöhung. Cine Kreditirung von Beträgen unter 50 He findet nicht ftatt. 

Bei der Berehnung der Srebitfriit wird der Monat, in welchen die Ber: 
arbeitung der Nüben beziehungsweiie die Entnahme des Nohzuder® aus der 
Niederlage ftattgefunden hat, nicht mitgerechnet. Die freditirten Beträge find bis 
zum fünfundzwanzigiten Tage des Monats, mit welchen die Kreditfriſt abläuft, 
einzuzahlen oder durch fällige Steuervergütungsiceine abzulöſen. 


En 
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Die Kreditirung erfolgt für Nechnung des Reichs unter Haftung der Landes— 
regiermmgen, bon welchen die näheren Beitimmungen, insbeſondere rüdjichtlih der 
zu beitellenden Sicherheit getroffen werben. 

6. Die Steuervergütung für ausgeführten oder gegen Steuervergütung 
niedergelegten Zuder wird am fünfundzwanzigften Tage des ſechſten Monats 
nach dem Monat der Ausfuhr oder Niederlegung fällig, wenn es fih um Zuder 
der im Artifel I $ 2 des Geieges vom 1. Juni 1886 unter a oder c bezeich— 
neten Klaſſen handelt, dagegen am fünfundzwanzigiten Tage des fünften Monats 
nad dent angegebenen Monat, wenn e3 fih um Zuder der ebendafelbit unter b 
bezeichneten Stlafle handelt. Indeſſen wird die Steuervergütung für den von 
Anfang März beziehungsweiie April bis Ende Juli zur Ausfuhr oder Nieder: 
legung gelangten Zuder ihon am nächſten 25. Auguft fällig. 

Die Annahme nicht Fälliger Steuervergütungsiceine ift audh in Anrehnung 
auf wicht Frebitirte Zuderfteuer unzuläflig 

7. Die Steuervergütungsicheine über den ausgeführten oder gegen Steuer: 
vergütung niedergelegten Yuder werben von den Direftivbehörden nah dem ans 
liegenden Muiter A ausgeitellt. Jede Direktivbehörde führt über die von ihr 
ausgefertigten Steuervergütungsicheine ſowie über die Erledigung derjelben ein 
den Zeitraum eine Etatsjahres umfaſſendes Negifter nah dem anliegenden 
Mufter B. Die fortlaufende Nummer diejes Regifters wird auf den betreffenden 
Sceinen zur rechten Seite des Landeöwappens bvermerft. 

8. Sobald die Tergütung, über welche der Stenervergütungsichein lautet, 
fällig geworden iſt, fteht es dem Inhaber des letzteren frei, unter Rüdgabe 
desjelben den Betrag der Steuervergütung entweder bei einer beliebigen Steuer: 
ftelle im deutſchem Zollgebiet auf bei derſelben einzuzahleude Zuckerſteuer in 
Anrechnung zu bringen oder bei der in dem Steuervergütungsichein genannten 
Steuerftelle baar zu erheben. Diele Steuerftele muß dem Bundesftaate ange: 
hören, deſſen Direktivbehörde den Steuervergütungsichein ausgeitellt hat. 

Jeder Steuervergüitungsfchein wird nur mit dem vollen darin genannten 
Betrage entiveder angerechnet oder aber durch Baarzahlung eingelöſt. Die Ans 
rehnung eines Theils dieſes Betrags unter Baarzahlung des Neftes ift un— 
zuläflig. 

Je nachdem der Betrag der Vergütung angerechnet oder baar erhoben wird, 
hat der Inhaber die auf der Nüdjeite des Schein vorgedrudte erfte oder zweite 
Beicheinigung auszufüllen und zu unterichreiben. Diele Beicheinigungen dienen 
als Kaffenquittungen. 

9. Der Inhaber mehrerer fälliger Steuervergütungsicheine hat, wenn er Die 
angewielenen Vergütungen zu gleicher Zeit baar erheben will, die Scheine nadı 
Ziffer 2 der darauf abgedrudten Zahlungsbedingungen der betreffenden Steuer: 
ftelle mit einem nach dem anliegenden Mufter C aufzuftellenden Verzeichniß vor— 
zulegen. Es genügt dann eine Quittung des Empfängers über den Geſammt— 
betrag der bezüglichen Vergütungen, welche auf der legten Seite des Perzeich- 
niſſes unter Benugung des Vordrucks auszuitellen ift; der Vordrud auf der 
Rückſeite der einzelnen Steuervergütungsicheine bleibt in diefem Falle unausgefüllt. 

Unmittelbar nad der Befriedigung des Zahlungsempfängers find von den 
Staffenbeamten die zu dem Verzeichniß gehörigen Stenervergütungsicheine auf der 
Vorderſeite mit Schwarzer Tinte kreuzweiſe zu durchitreihen. Sodann erfolgt die 
Ausfüllung des Buchungsvermerks auf der legten Seite des Verzeichniſſes. 

10. Ebenſo hat derjenige Inhaber von Steuervergütungsicheinen, welcher 
mehrere fällige Scheine auf ſchuldige Zuckerſteuer zu gleicher Zeit in Anrehnnng 
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bringen will, diejelben der betreffenden Steuerftelle mittelit Verzeichniſſes vorzu— 
legen. Solche Verzeihniffe find nad) dem anliegenden Mufter D aufzuftellen. 
Die Beitimmungen unter Ziffer 9 finden hierbei entiprechende Anwendung. 

11. Gleih nad) Ablauf jedes Nechnungsmonats haben die Hauptämter über 
die im Laufe deöjelben bei ihnen jelbit und bei den Unterſtellen ihres Bezirks 
in Anrehnung genommenen beziehungsweijle durch Baarzahlung eingelöften Steuer: 
vergütungsfcheine an die vorgelegte Direktivbehörde Nachmweilungen nah dem an— 
liegenden Muſter E einzureichen, in welchen die Scheine nad) dem Ctatsjahr 
ihrer Ausftellung, und zwar die im gleichen Gtatsjahr ausgeſtellten nach der 
Reihenfolge der Ausfertigungsnummern aufzuführen find. Wenn die betreffenden 
Scheine von verjchiedenen Behörden auögefertigt find, ift für jede diefer Mus: 
fertigungöftellen eine befondere Nachweiſung aufzuftellen. Die Nahweiiung über 
die von der vorgejegten Direftivbehörde ausgefertigten Scheine ift mit A zu 
bezeichnen, die übrigen Nachweiſungen erhalten die Bezeihnung B, C u. ſ. w. 

In jeder der Nachweiſungen find die in der Spalte 8 angelegten Ber: 
gütungsbeträge zu jummiren. Demnächft werden die Schlußſummen derſelben 
in der Nachweiſung A zufammengeftellt und dort aufgerehne. Daß die jo 
ermittelte Hauptiumme der Vergütungen mit der betreffenden Angabe in der 
Reichsſteuer-Ueberſicht übereinftimmt, hat der Hauptamtsdirigent unter der Nach— 
weilung A zu beicheinigen. 

Wo Hauptamtsbezirke nicht beitehen, find die Nachweilungen von den Steuer: 
jtellen aufzuftellen und von den Bezirfs-Oberfontroleuren zu beicheinigen. 

12. Die Direftivbehörde hat die richtige Aufrechnung der Nachweilungen 
prüfen und bejcheinigen, auch davon Ueberzeugung nehmen zu laſſen, daß die 
Schlußfumme der Nachweiſung A fich mit der NeichöfteuersMeberficht des betref: 
fenden Amts in Webereinitimmung befindet. Nachdem von ſämmtlichen Haupt— 
ämtern beziehungsweile Steueritellen des Direftivbezirfö die in ihren Reichsſteuer— 
Ueberfichten angelegten Stenervergütungsbeträge für Zuder in der vorgedachten 
Art ipeziell nachgewiejen worden find, werben die Nachweiſungen B, C u. ſ. w. 
nad) den Ausfertigungsftellen geordnet und dieſen letzteren behufs Löſchung der 
erledigten Steuervergütungsicheine in ihren Ausfertigungsregiftern überfandt. 
Gleichzeitig find die in der Nachweilung A verzeichneten Steuervergütungsicheine 
in dem eigenen Ausfertigungsregiiter der Direktivbehörde zu Löjchen. 

13. Die für den gegen Steuervergütung niedergelegten und demnächſt aus 
den Niederlagen in den freien Verkehr entnommenen Zuder zu entrichtende Steuer 
iſt in einer befonderen Spalte der Zuderfteuer= Heberegiiter (jiehe Ziffer 15) 
zu buchen. 

14. Das Gleiche gilt von den nad Artikel I S 4 Abſatz 4 des Gejeges 
zu erhebenden Zinjen. 

Bei der Berechnung diefer Zinien wird dad Jahr zu 360 Tagen, jeder 
Stalendermonat zu 30 Tagen gerechnet ; hierbei bleibt der Tag der Zurüdnahme 
des Zuders in den freien Verkehr außer Auſatz. Die Zindbeträge werden in der 
Meile abgerundet, dab Beträge unter 5 Pfennigen außer Betracht gelaſſen, 
höhere Bfennigbeträge aber nur, joweit fie durch 5 ohne Reſt theilbar find, 
unter Weglaſſung der überſchießenden Pfennige erhoben werden. (Vergl. Bundes» 
rathabeihluß vom 13. November 1875.) 

Auf jeder Abmeldung, mittelft welcher gegen Steuervergütung niedergelegter 
Zuder in den freien Verkehr zurüdgenonmten wird, find amtlich der Tag der 
Niederlegung des Zuders und der Tag der Zurüdnahme desjelben in den freien 
Verkehr, der Betrag der zu verzinienden Steuervergütung, die Zeit, für melde 
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Zinfen zu erheben find, und der Betrag der erhobenen Zinfen feitzuftellen 
beziehungsweile anzugeben. 

Wird gegen Steuervergütung niedergelegter Zuder unter Steuerfontrole auf 
eine andere zur Aufnahme ſolchen Zuckers beſtimmte Niederlage gebracht, ſo iſt 
bei der etwaigen Berechnung der Zinien die gelammte Dauer der Lagerung des 
Zuders einichlieglich der auf die Ueberführung desſelben in die andere Niederlage 
vertvendeten Zeit in Betracht zu ziehen; zu dieſem Zweck iſt auf dem betreffenden 
Abfertigungspapier der Tag der erſten Niederlegung anzugeben. 

15. Die Einrichtung der von den Steuerftellen zu führenden Seberegiiter 
über die Einnahmen aus der Beitenerung des Nübenzuders wird von den oberiten 
Zandesfinanzbehörden beitimmt. Das anliegende Mufter F dient dabei als Vorbild. 

16. In den Neichöiteuer = lleberfichten der Haupt: und Unterämter find die 
Steuerbetriige Für dem gegen Steuervergütung niedergelegten und demnächſt aus 
den Niederlagen entnommenen Zucker, fowie die Zinien für die fraglichen Steuer: 
vergütungen (Ziffer 13 und 14) auf beionderen Linien unter der Rübenzuder: 
ſteuer nachzuweiſen. 

Zu den von den Direktivbehörden an den Ausſchuß des Bundesraths für 
Rechnuugsweſen einzuſendenden Ueberſichten der Einnahmen an Rübenzucker— 
jteuer 2c. fommt vom 2. Quartal des Etatsjahres 1886/87 ab das anliegende 
Muſter G in Anwendung. 


C. Zum Artikel I. S 4 Abfab 1 und 2. 


(Siehe das anliegende Negulativ für die jteuerfreien Niederlagen für Zuder.) 


D. 3u Artikel II. 


17. Auf Grund der nad $ 3 eritatteten Anzeigen über das Beltchen und 
den Beſitzes- oder Ortswechſel von Zuderraffinerien, von Melaſſe- und Saft: 
entzuderungsanftalten ohne Nübenverarbeitung, von Stärfezuder: und Stärfes 
ſyrupfabriken, von Maltoje: oder Maltofeiyrupfabriten, ſowie von gewerblichen 
Betrieben, im denen aus unverftenerten Nüben Säfte und zuderhaltige Produfte 
gewonnen werden, iſt von den Steuerhebeitellen ein nach den bezeichneten Klaſſen 
geordnetes Berzeihniß der VBetriebdanftalten zu führen, welches für jede der 
legteren den Inhaber und den Ort angibt. 

Die unteren Steueritellen haben bis Mitte September 1886 dem Hauptamt 
eine Abichrift des Verzeichniſſes einzureichen und demielben jodann fortlaufend 
Mittheilung von den Zugängen, Abgängen und fonftigen Veränderungen zu machen. 
Bei den Hauptämtern wird danad ein Hamptverzeichniß geführt. 

Den oberiten Landesfinanzbehörden bleibt es bis auf Weiteres überlaſſen, 
Inhaber gewerblicher Betriebe, welche aus umverjteuerten Rüben Säfte oder 
zuderhaltige Produkte gewinnen, ausnahmsweiſe von der Anzeigepfliht nah S 3 
Abſatz 1 zu befreien. 

Die im $ 3 Abfag 4 vorgejehene Kontrofe über die nad) Abſatz 1 daielbit 
anzeigepflichtigen WBetriebsanftalten it unter Vermeidung von Störungen Des 
Betriebs und nur in dent Umfange auszuüben, welcher durd den Zwed der 
Kenntnißnahme vom Betriebe bedingt iſt. (S. aud unter II, 5.) Die näheren 
Anordnungen werden nad) Bedürfniß bis auf Meiteres von den oberiten Landes— 
finanzbebörden erlafien. 


= 18. Bezüglich der ftatiftischen Nachweiſungen wird für das Betriebsjahr 
en Er 1886/87 das Folgende beitimmt : 





IV. Ausführungsbejtimnmungen vom 17. Juli 1886, 873 


1. Ueber die am 31. Juli 1886 vorhandenen Beftände an Zuder find 
Nachweiſungen aufzuftellen : 

a) von den Inhabern von Nübenzucderfabriten, Zuderraffinerien oder 
Melafje-Entzuderungsanitalten ohne Rübenverarbeitung — nad) dem 
anliegenden Mufter 1, 

b) bezüglich des Zuders in öffentlichen Niederlagen und Privattranſit— 
lagern unter amtlihem Mitverichluß von den Niederlageämtern — 
nad dem anliegenden Muiter 2, 

2. Zur Aufitellung monatlicher Betriebsnachweilungen find verpflichtet: 

a) die Inhaber von NRübenzuderfabriten — nad Maßgabe des ans 
liegenden Mufters 3, 

b) die Inhaber von Zuderraffinerien — nad) Maßgabe des anliegenden 
Muſters 4, 

c) die Inhaber von Melaiie » Entzuderungsanitalten ohne Rüben— 
verarbeitung — nah Makgabe des anliegenden Mufters 5. 

Die Aufitelung der Nachweilungen zu a geichieht auf Grund der 
nad) den bisher geltenden Vorſchriften in den Rübenzuderfabrifen fort: 
laufend zu führenden ftatiftifchen Anjchreibungen und der Fabrikbücher, 
die Aufitellung der Nachweilungen zu b und ce auf Grund der Fabrik: 
bücher. 

3. Se ein Eremplar der unter 1a gedadhten Beitandesnahweiru.igen und 
der unter 2a, b, e gedachten monatlichen Betrieb3-Nachweifungen ift bis 
zu dem im der Anleitung auf den Formularmuftern vorgefchriebenen 
betreffenden Termin der dajelbit bezeichneten Amtsſtelle (Steuerhebeitelle, 
Hauptamt) einzureihen, das andere Exemplar aber in der Betriebö- 
anitalt aufzubewahren. 

An die Stelle der Nachweiſungen treten, wenn Cinträge nicht zu 
machen find, Fehlanzeigen nach der Vorſchrift auf den Formularen. 

4. Bon den unteren Steuerftellen bezw. den Hauptäntern find bei Ein» 
jendung der ftatiftiichen Nachmeifungen (1a, b, 2a, b, c) und fehl: 
anzeigen an das Hauptamt bezw. das Kaiſerliche Statiftiiche Amt die 
auf den Formularen bezeichneten Einjendungstermine zu beachten. Den 
Einjendungen an das Kaiferliche Statiftiihe Amt ift ein Hinfichtlich der 
Bollitändigkeit beicheinigtes Verzeichniß der Nachweiſungen und Fehl— 
anzeigen beizufügen. 

5. Die Oberbeamten der Steuerverwaltung haben beim Beſuch der Betriebs 
anftalten Kenntniß von den daſelbſt befindlichen Duplifaten der Beitandes- 
und Betrieb3-Nahmeifungen zu nehmen, die Einträge zu prüfen und 
nad) Befinden eine Berichtigung zu veranlaffen. Zum letzteren Zwede ijt 
auch von der Befugniß zur Einficht der Fabrikbücher über den Verbraud 
an Zuderftoffen und die Produktion an Zuder Gebrauch zu machen, 
wenn es fih um Zweifel von Bedeutung handelt und eine genügende 
Aufklärung durch Benehmen mit dem Fabrikinhaber oder deſſen Vertreter 
nicht erreicht wird. 

6. Vom Kaiferlihen Statiftifhen Amt find die hauptſächlichen Crgebniffe 
der unter 1 und 2 bezeichneten Beſtandes- und Betriebs - Nachweilungen 
thunlichit bald in geeigneter Weile zu veröffentlichen. In der Ver— 
öffentlihung dürfen die Angaben der einzelnen Fabriken nicht erkenn— 
bar fein. 
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7. Die bisher vorgejchriebenen periodischen Nachweiſungen der Steueritellen 
zur Statiftif der Nübenzuderproduftion und Beſteuerung, insbejondere 
die monatlichen Nachweiſungen über die Zahl der im Betriebe geweienen 
Nübenzuderfabriten und die verftenerten Nübenmengen (Bundesraths— 
Beihluß vom 9. Juni 1882), fowie die vorläufige Ueberſicht über die 
Ergebniffe der Nübenzuderfabrifation im Betriebsjahr (Bundesraths: 
beihluß vom 7. Dezember 1871), find bis auf Meiteres auch ferner 
aufzuftellen und einzujenden. 


Negulativ für die ftenerfreien Niederlagen für Zuder. 


8 1. Für inländiihen Zuder ift die Nieberlegung gegen Stenervergütung 
in stenerfreien Niederlagen mit der Maßgabe geftattet, daß der Zuder binnen 
zwei Jahren gegen Eritattung der Steuervergütung mit Zuzahlung fünfprozentiger 
Binfen von dem auf den Tag der Niederlegung zunächſt folgenden 1. Dftober 
ab in den freien Verkehr zurüdgenommen werben darf, MAIS fteuerfreie Nieder: 
lagen können ſowohl ausjchließlic für diefen Zweck eingerichtete, wie auch für 
unverzollte Waaren beitimmte öffentliche oder unter amtlidem Mitverſchluß 
ftehende Privatläger zugelaſſen werden. 

Ueber die Bewilligung einer ftenerfreien Niederlage für Zucker, welche jeder: 
zeit widerruflich ift, enticheidet die Direktivbehörde. 

8 2. Steuerfreie Privatniederlagen für Zucker werden lediglich an Gewerb— 
treibende bewilligt, welche ordnungsmäßige faufmännifhe Bücher führen und das 
Vertrauen der Verwaltung genießen. Handelögelellihaften und diejenigen Per: 
fonen, welche nicht jelbit am Lagerorte wohnen, haben einen dort mwohnhaften 
geeigneten Vertreter zu beitellen. 

8 3. Falld die Niederlage fih nicht am Sig einer Amtsitelle befindet, 
welche ermächtigt ift, Zuder der zur Niederlage gelangenden Art mit Anſpruch 
auf Stenervergütung abzufertigen, find die Koſten, welche durch die amtliche 
Kontrole de3 Lagers, die Abfertigung des Zuckers bei der Ein- und der Aus 
lagerung und die Bolarilation der Proben de3 zur Niederlage angemeldeten 
Zuders bei auswärtigen Amtöftellen entftehen, von den Lagerinhabern nad) Feit- 
ftelung der Diveftivbehörde zu erjegen. 

Für Niederlagen, welche fih am Sig einer zur Abfertigung befugten Amts: 
ftelle befinden, bewendet es hinfichtlich der Ueberwachungskoſten bei der Be 
ftimmung im $ 9 Ablag 5 des Privatlager-Regulativs. 

8 4. Der Lagerinhaber haftet für den Betrag der gewährten Steuer: 
vergiitung und die davon zu entrichtenden Zinſen, ſoweit nicht die Rüdzahlung 
der Steuervergütung nebit etwaigen Zinfen oder die Aufnahme des Zuders in 
eine andere fteuerfreie Niederlage, eine öffentliche Niederlage oder ein unter amt: 
lichem Mitverichluß ftehendes Privattranfitlager unverzollter Waaren oder endlich 
die Ausfuhr deöfelben in der vorgelchriebenen Art nachgewiejen wird. Mit der 
Aufnahme in ein Lager für zollpflichtige Waaren nimmt der Zuder die Eigen 
Ichaft einer unverzollten ausländiichen Waare an. 

$ 5. Bei der Anmeldung von Zuder zur Niederlage, der amtlichen Reviſion 
desjelben, der Lianidation der GSteuerpergütung, der Ausfertigung der über 
legtere auszuftellenden Vergütungsicheine und der Anweiſung der Stenervergütung 
ift nach denjenigen Vorfchriften zu verfahren, die in Betreff des zur Ausfuhr 
mit Anipruch auf Stenervergütung angemeldeten Zuderö gelten. 


IV. Ausführungsbeitimmungen vom 17. Juli 1886. 875 


Zur Anmeldung des auf eine andere fteuerfreie Niederlage an dem nämlichen 
Ort übergehenden Zuderd dient ein Duplifat der Abmeldung, welches von dem 
Anmelder zur Anerkennung de3 Zugangs des Zuders auf fein Lager mit: 
vollzogen wird. 

$ 6. Der Zuder ift in den Niederlageräumen dergeftalt aufzubewahren, daß 
die Identität jedes einzelnen Kollo, oder bei Einlagerung einer größeren Menge 
von Kolli gleicher Verpadungsart, gleihen Inhalt® und mwenigitens annähernd 
gleihen Gewichts die Jdentität der Geſammtpoſt während der Lagerung erhalten 
bleibt. Der Lagerinhaber ift verpflichtet, den zu diefem Zweck von der Steuer: 
behörde getroffenen Anordnungen nachzukommen. 

Die Umpadung, aud) die Zerkleinerung des eingelagerten Zuckers kann nad) 
zuvoriger Anmeldung von dem Niederlageamt geitattet werden und bat innerhalb 
des Lagers oder in benachbarten Räumen unter amtlicher Neberwahung zu erfolgen. 
Die Waarenpoit wird dann im Niederlageregifter ab» und nach der neuen Felt: 
ftellung wieder angeichrieben, wobei als das Geſammt-Nettogewicht der neuen 
Poſt das Einlagerungsgewicht der alten feftgehalten wird. 

Die aus dem freien Verkehr auf die Niederlage gebrachten Umſchließungen 
behalten ihre Gigenihaft als zollinländiihe Waaren. Ausländiiche unverzollte 
Umfchliegungen dürfen nur zur Verpadung von Zuder, welder für die Ausfuhr 
beftimmt ift, auf die Niederlage gebracht werden und find zollvormerklich zu 
behandeln. 

$ 7. Zur Abmeldung von Zuder aus der Niederlage find Formulare nad 
anliegendem Mufter zu benugen. Jede Abmeldung hat fi) auf Mengen von 
mindeitens 500 kg Nettogewicht zu erjtreden. 

Bei der Verſendung des abgemeldeten Zuckers, joweit derfelbe nicht in den 
freien Verkehr treten Soll, finden die Vorjchriften des Begleitſchein-Regulativs 
finngemäße Anwendung. 

Die Abichreibung und die Feititellung der zu eritattenden Steuervergütung 
erfolgt nad) dem urfprünglihen Cinlagerungsgewidt. Cine Berwiegung des 
Zuders bei der Auslagerung ift daher regelmäßig nur danı nöthig, wenn ber: 
felbe auf Begleitichein I verfendet werden joll, oder wenn Theilpoften zur Ab— 
meldung gelangen. Auch im erjteren Falle kann auf Antrag des Abmelderd von 
der Berwiegung abgelehen und das im Niederlage: Negifter angeichriebene Ein: 
lagerungsgewicht in den Begleitichein übernommen werden, wenn nicht anzu— 
nehmen ift, daß der Zuder während feiner Lagerung eine wejentlice Gewichts: 
änderung erlitten hat. 

Bei der Abmeldung einer unter einem Geſammtgewicht angeichriebenen 
Waarenpoit in Theilmengen erfolgt die Abichreibung und eintretenden Falls bie 
Berehnung der zurüdzuzahlenden Steuervergütung nad dem jedesmal zu ermit— 
telnden Auslagerungsgewicht. Ergibt fich dabei im Ganzen ein Mindergewicht 
gegen das Einlagerungsgewicht, jo ift bei der Abfertigung der legten Theilpoft 
dieſes Mindergewicht abzujchreiben, und zwar, wenn auch nur eine der Theil: 
poften in den freien Verkehr zurüdgenommen oder auf eine andere fteuerfreie 
Niederlage für inländiihen Zuder übergeführt ift, unter Einziehung des darauf 
entfallenden Steuervergütungsbetraged und der etwaigen Zinſen. Grgibt fich 
dagegen ein Mehrgewicht der abgemeldeten Theilmengen, jo ift, wenn die ſämmt— 
Lichen Theilmengen der ganzen Poſt in den freien Verkehr gebradıt oder auf eine 
andere fteuerfreie Niederlage für inländiichen Zuder übergeführt find, bei ber 
zulegt abgeichriebenen Theilpoft, ſofern dietelbe in den freien Verkehr zurüd- 
genommen wird, von dieſem Mehrgewicht eine zu eritattende Steuervergütung 
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nicht zu berechnen, fofern dieſelbe aber in eine andere Itenerfreie Niederlage über- 
geht, das Einlagerungdgewicht in dem Regiſter ber letteren Niederlage mit einem 
entiprechend verminderten Betrage unter nachrichtlicher Vermerfung ded wirklichen 
Gewichts anzufchreiben. 

S 8. Im Fall der Abfertigung des aus der Niederlage abgemeldeten Zuders 
auf Begleitihein I hat der Begleitichein- Ertrahent durch Vollziehung der An— 
nahmeerflärung bie in den SS 44 und 46 des Mereinäzollgejeges bezeichneten 
Verpflichtungen mit der Maßgabe zu übernehmen, daß er für den Betrag der 
zurüdzuerftattenden Steuervergütung nebſt den davon geichuldeten Zinſen zu 
haften hat. 

8 9. Dei der Berechnung der zweijährigen Lagerfrift kommt al® Anfangs 
termin der Tag der erften Cinlagerung des Zuckers in eine ftenerfreie Niederlage 
in Betradt. Die Dauer des Transports don einer derartigen Niederlage zu 
einer anderen wird nicht in Abzug gebradt. 

$ 10. Im Mebrigen finden auf die fteuerfreien Niederlagen für inländiichen 
Zuder die Beitimmungen des allgemeinen Niederlage-Regulativs und des Regu— 
lativ für Privatläger finngemäße Anwendung. 





Hamburger Waagrendurchſchnittspreiſe 
pro 100 kg Netto 
für die Jahre 1884/85.1) 








Im Durchſchnitt 









der Jahre | der Ja 
BR 2... 2 m 
1884 | 1885 1884 











Me —— 











IT 12,5 14,*  Gigarren im Ganzen .| 1,216, 
WIDE: 4, u. .2)..0 24 0% 103,9 71, | B Havana . . 2,521, 
Anißss 51,* 64,% | Eitronene und Orangen» 
Antimonium . 2... 83, 106,8 | Ihaalen . .. . 65,8 | 
BBTEOE: 5 u, a 73,9% 67,98 ! ECodenile . . ». . 250,38 | 
Arowsroot . 2... . 78,10 73,77 1 Eognac . . 2»... 214,00 | 
Üienit . . 2 2%. 46,9? 41,” | Eubeben . . ... 541, Du 
Balſam Copaivar. . » 373,8) 333,5 | Draht, Ein . . . 24,9 
er. Peru... .| 181098| 12818 | un Ste . . . 28,? 
aumwolle . . . 2. 102,* 102,2 | 
Baummwollenwaaren . . 476,711 450,58 | Eiderbunen : 4,868,” 
Bettfedern und Dunen . 173°| 161,6 Eiſen, Rob: und Schmelz: u 
Bimftein . 2» 22. 22,8 178 | „ Stangens, Band- 
Blätter, Lorbeer: Eh 35.2 34,4 | Gi „und — Band: 18, 
»„ Sennes- . 79,90 91, | FIRE, Drangen, Band⸗ 
Bleche, — Eijen⸗ 22,8 20,08 | Englijches . e 18," 
n« Derzimmite 4. 42,55 36,0 | Eijen, Stangen -, Band« 
2 Metfing - und |  Schwedifches ut 20 “ 
AR — 158,59 140,11 Eiſenbahnſchienen . . 18, 
— 25,09 25,9 Eijenmwaaren, grobe . . 30,% | 
Bleiiweih cms 34,97 32.46 — und — — 
Bohnen, Pierde- ——— le 
Genen . ; * 13,?8 14,8 | Erben . 0... 18,7 
Bohnen, weiße. . . 24,9 23, | eig. . “2 23,7 
Boran eo 222. 83,05 | 79.8 | Ertract, Blaubolz: .. 79,18 
Boriten oo... Bl 7480 Gelbholz- — 9 
Braurpeh . . 2... 1690| 49 | „ Rothholge . . ——— 
Buhmween . . 2... 15,9% 16,97 | Auerxitron⸗ 88. 
Butter 2 2 2 214,9) 195,50 | Mederbofen . . ... 150,9 
I Feigen . . 42,10 
Campher, rober . . . 122, 129,61 | Selle, Hirſch- Rei und 
* raffinirter . . 164,59) 180,%  PMenntbier . . 255,05 
Candl . . 2 2.2. 164,°% 134,6? Felle, Kal . . 188,9 
Gardamom . . 2... 1,226, 179,2 „Schaf: und iegen“ 191,3 
Cassia flores . . 69, 75,556 | Fenchel . . A 65, 
— lignea und vera 63,97 54, Fiſche, getrodnete . — * 57,20 
Cement und Tarras . . 4,3 4," | Flachs . . 138,#6 | 
Cihorien und Kaͤffee— Fleiſch, gefalz. u. geräuch. 
‚ fuerogate —— 32,0 31, Ochſen⸗ u. Schweines 100,8 ; 





i) Vergi. „Annalen“ 1883 ©. 753 ff; 1884 ©. 560 fi; 1885 ©. 628. 
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Im Du Wich mitt Im Durhichnitt 
der Jahre der Jabre 
1884 1885 1884 1885 
R Ab 4 

Galipot F 17,'% — Hörner, Büffel-. 86,* | 85,” 

Salläpfel . . . » 131,5: 114,0 „Hirſch-, Reh u. 

Garn, Baumiwollen- 281,09 291,8 - Henntbier: . . 104,7° | 107,0 
2 ring 45,# 41, . Hörner, Ochſen⸗ u. Kuh: 60, | 51,# 
„ Aue .. 59,0 64,33 ; i 
„ Leinen: und⸗gwirn | 307. | 324," Indigo . 1,223,#° | 1,089," 

8 Ingber, candirier 138,*8123822 
ollen⸗ und aa >: 
wollen: R i , i 465, o 441,9 1 * roher 88,8 | 742 

Gelbmetall 101,#° 85,” Johanniebrod . . 20,° 20,” 

Genever 88, K 31", Bile. .... 114,” 103,7 

Gerite . 16," 14,°° , Kaffee im Ganzen 99,” 91,9 

Glätte . 31,0 25,0: „ Brafil 9,“ 80, 

Graphit . . 13, 14, „ Domingo 84,% 79» 

Sraupen, Grütze und Gries 28,*o 24,9 | „ Java 128,9 118,# 

Srünipan 145,01 154 J— Laguayra 105,0* a9 

Guano, anmoniathaltiget 11,% 11,97 | „  Bortorico 156,3 134,9 

Gummi Arabicum 180,%% 208, | Sala . .». ., 2. 148,55 160, u 
a Benzoe 422, 473,” | Kali, blaujaures . 168, 173.4 
* — 148,** 114,% „ Kromjanres 69,2" 60, 
J amar 170,57 170, | Kalt . 8,% 2,* 
Elaſtieum 363. 20 868,2° Kaſtanien 32, 45,9 

Senegal 139,5 | 187,7 | noden.. . 12,80 I 19 
Gunmijchuhe 487,49 440, | Knochenfchaum und-Wiche 11,# 9,” 
Gutta Percha 208/83 261,69 ' Knochenkohle und — 14,2 14,9 

* ı8 - 
Daare, Cchiem, — und | Koriander re, = 
Ar 939 | Korinthen 35,31 37, 

Kälber . . 37,% 42,81 — . 

: ; "9, Korte 2220| 19% 

Haare, Rierde- 374,79 346 * J 
Krapp 84,0 | 78, 

„ Schweine . . 61,9? 37, | freide ni * 
üute, 9% * * 

9 Kips . lfritaniſche und Kümmiel 49,9 59, 
i iR * j * £ 2 

Häute, trodene Rinde: 117,20 117,0 | Kupfer 134, 110, 
„_ gelafgene Kurkume 50,*0 44,’ 
7) Roh: . | * 
after 18,7% 19, | Lade, yerhuene 467, 08 410,” 
agel 34, 50 30,* —* 30,11 33 
anf 64 — 62, | Lafrigen 181,7 | 179,9 

Harz . 8, 8,°% | Qeder 371," 330,% 

Zaſel nd Balnüffe . 44,0 43,8 | „ Kein PERL 37 

Hauienblajen 1,801, | 1,172, Leim und Gelatine 105, 108,9 

Herde und — 232,9? 28,” | Keinen 197,8 212* 

N ee 25," 23, | Lichte, Stenrin- 119,4 | 116,9 

Hol;, * aM che ia 12, nl Linien 31% 36,9 
„ Bl... 2.0. 8, 5, | Qumpen . 29,38 2, 
„ Roth, 18,81 11," 

„ Si 56,% Mai... 329,8 | gu8® 
„ Luailia- 33,8% 15,7 Macisnülle . . 388, 380, 
„  KVebern« 17, 12,9 Mi . „29,4 27,” 
„ ben: 23,3% 286° Mandeln 142,'? 130,7 
„Jacaranda⸗ 22,8 23, Manna . 381," 370,8 
„ Korf. 63, 63,7 Marmor . . 13,5% 12," 
„ Mabagoni- 17,1 16,0 Mehl, Kartoffel: 23,00 20" 

— ja Te x Fe um | am 
Ü er. 2,' £, n aizen⸗ 24, 2. 

I. 56, 57,9 Mennige . » 27,9 25, 

Hopfen 312,” 218, Meiling . 75, 67,# 
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Nägel, eiſerne 
Nellen 
Nudeln und Maccaroni 


Ochker... 
Del, Anis 
„Bergamott-, Citro— 
nens, Orangen⸗. 
Caſſia⸗ 
„Nelken— 
Peffermünz⸗ 
Sternanis⸗ 
„ Zerpentin» 
„ Ricinuss . 
r Yaumwollenjaat: 
„» Hanf. . ; 
„ Kotosnuf- 
„ Rein: 
„ Dliven- 
„ Balm: . 
Rüb⸗ 
Deituchen 
Orlean . 
Orſeille u. Orſeille⸗ Extraft 


Beh .» .:. » 
Berlmutterihalen 


Reriio i 
Betroleum, raffinirt 
Pfeffer . - 


Pflaumen, getrodnete und 
Zwetihen . 
PHotogene und 
Gasflüſſigkeiten 
Piment . . 
Rommeranzen, ttodene 


Rottaicde . 


Duedjilber . 
Quercitron 


andere 


Meis, im Ganzen . 
„ Karolina . 
„ Java. 

Rhabarber 

Roggen 

Rojinen 

Rum . . . 

Runfelrüben 


Sant, Nanarien: 


„ Klee. 

A Se ee 

„Navi und Nüb- 

„ Sei: } 
Saflor 


Im Durchſchnitt der 


| 


Jahre 
1884| 1885| 
A Ab 
46,3° 49,50 | 
107,0 105,” 
58,9 56,5% 
16,55 17,» 
1,825, | 1,979," 
1,288,11 | 1,139, 
782,35 — 
961, 
3,183,52 | 8, 170, in 
1,507, | 1,519,% 
51, 51,0 
75,9 78, 
56, '23 49, 70 
7351 85, "12 
73,0 61, 0 
46,0! 49,55 
91, 92° 
65,9 54,5 
64,9 54,09 
13,25 12,% 
175,22 180,5! 
98,:8 93,.* 
17,81 11,* 
99,08 | 125 KL 
240,1? | — 
15,* 14,80 
146,9 152,50 
38,03 | 36," 
25,9 29,8 | 
51, 49,1 
17,8 24,08 
35,0 34,9 
374,4 375," 
15,0% 13,17 
18,** 17,77 | 
55,4 61,'? 
35,” 26,9 | 
448,9 392,8 | 
13,97 12, f 
41,1 51,0% 
87,0 103,:° 
20,0 85” 
28,* 26,°° | 
113,3% 101," 
22,0 24, 
24,91 23,9 
50,1 46,9 
287,9 290, 


N 
| | 


Safran . - 
Sago 
Salmiat u. Salmiatgeift 
Salpeter, ojtindiicher 
: roher Südſee⸗. 
„gereinigter 
Salz, Hirſchhorn⸗ 
See⸗, Koch⸗ u. Stein⸗ 
Sardellen ER 
Saſſaparille 
Säure, — 
— Salpeter: . 
„ Salz . 
” Schweiel: . 
Weiniteins 
Schellad ur 
Sciehpulverr . - » 
Schiffs- u. anderes Brod 
Schildpatt . -» 
Schmalz . - 
Schwämme, wei ı und 
Bade- j 
Schwefel, roher 
; gereinigter 
Schwefelblumen 
Schwerſpath 
Seegras . 
Segelgarn 
Seide, rohe und gezwirnie 
Seiden- und Halbſeiden— 
waaren . V 
Seife . 
Soda, talzinirte 
„  kiyitallifirte 
Spaniſche Fliegen 
Sprit, Franzöfticher und 
Spaniicher 
„ 1. ©piritus, Korn: 
und Kartoffel: 
Stärke or 
Stahl 
Stearin . : 
Steine, Gement- i 
„ Kalt: und Gips 
„ Mauer: j 
Mühle . . 
Steinfohlen und Kots 
Sternanid® . x» » 
Stuhlrohr 
Succade und Srangeat . 
Sumadı . . — 
Syrup und Melajie ; 


Tabad, im Ganzen . 
„ GEuba ; 
„ Domingo 





Im Durchichnitt der 
Jahre 
1884 1885 
N Me. 
5,105,% | 4,818,0% 
26,73 28,7 
74,9 66,7? 
_ 28, 
19,5 20,8 
89,* 82,58 
1,97 1 „». 
202, 141,9 
234,2 180,98 
336,96 342,9 
34,12 26,'? 
4,0 4, 
6,9 7 
350,9 354,30 
165,6 | 148,58 
183.0 | 247,0 
34° — 
2,991,0 | 2,393, 
80,2 67,9 
707,5° 548,51 
1 1,9% 18,70 
| 17,8 16,6 
5,55 7, 
1» 6, 
138," 139,9 
3,092,5° | 2,902, 
2,412,*° 2,155,'! 
59,30 53, 
13,50 11,5 
7, 6,” 
1,124, | 1,064,% 
90, 85,75 
38,9 34,1 
40, 39,91 
37,08 34,8 
112," 96,10 
= 1,36 
0,” 0,7 
0,68 0," 
11,°3 16, 17 
1,25 $ "a 
188,0 181,9 
be) 53,” 
140,3 163,9 
28," 26,0% 
19,9 13,9 
123,0) 125,4 
200,00 | 
68,0 | 68,3 


880 Hamburger Wanrendurhichnittäpreiie 1884— 1885. 








Am Durdjichnitt der 























Im ie der 














I 
Jahre | 
1884 | 1885 | 
Ab | 4. 
Tabad, Rortoriko . — 773Weizen 16,7* 15,2 
Tabackſtengel und oil 20, | 15 Biden . . 16,9 15,% 
Talg 75, | 69, , Wolle, Schaf: und Lamm: 200,?? 202, 
Tamarinden 20, | 2%: „ Schwein‘ j 34,% — 
Tauwerk, neues 78, | 7,8. „ Shubby . 104, 100,9 
Zerpentin 46,2 50,1! Wollen- und Balbwollen: 
Terra Catechu 57,% 50,0 | maaren . \ 803,9 768,71 
„  AJaponica 49,5 40,” . Wurzeln, Baldrian: . 72, 88,6 
The . 212,9 206 ,#° = Brech⸗ 783,7? 832, 
Thran 56,03 46,78 ° z Enzian: 58,#7 45,% 
| n Salapa- 131, 103, 
Banille 3,268,7° | 2,802,°6 | . Bichorien 16 32 15, 
Wachholderbeeren 15,8 | 19,7 int, gewalztes 35,6 35, 
Wade . 190,8 | 164,9 „ rohe. 34,25 25,1% 
BWalfiihbarten und Bil ) Br und Sintgrau 37,13 7,9 
bein . . 1,794,9 | 1,221,09 ı Binn. . - 179,» 168. 5 
Wallrath, Margarin 196, ‚ 137,3 | Binnober - 9 385,% 
BWeberlarden . 133,7! | 120,° " Buder, roher im Ganzen 36,%% 26, 
Wein, im Ganzen . PA Be : > 4. Zu „ Brafil . 44,1% 23,% 
„ ef. Champagner 76,’ | 78,0% % „ Davana — — 
EChampagner 379,* 372,62 * Java . 34,8 36,3 
„ anderer vd. Frank | " Eryitall-Sand- 46,8 33,70 
reich 60,58 | 70,# „Baſtern u. Farin 35,’? 33,8 
Wein, von Spanien 71,9% | 69,’? „  Kanbdis . 59,2% 51,5% 
„ Portugal . 118,6 | 113,9 „  Raffinaden, Me: 
Weinftein, gereinigter . 227,0 | 246,9 | lis, Lumpen . 46,79 38,’ 


r roher 


Einfuhr und Ausfuhr 


der 


wichtigeren Waarenartikel im Deutſchen Zollgebiet 


vom 1. Januar bis Ende Dezember 1885. 


Eingang in den freien Verkehr des Bollgebiets 
und Ausgang aus demfelben, 
nad) den Ländern der Herkunft bezw. Beltimmung der Waaren auf Grund der 
Verkehrs-Nachweiſungen der Zolljtellen zufammengejtellt vom faiferl. ſtatiſt. Amt, 
(Bl. „Annalen“ 1881 ©. 279, 1882 ©. 565, 1883 ©. 107, 1884 ©. 523, 1885 ©. 775.) 


Bemerfung. 
Die gewöhnlichen Frafturziffern (1234567890) bedeuten die Einfuhr, die 
Schwabaderziffern (1254567890) die Ausfuhr, außerdem ift noch die Einfuhr 
mit E. die Ausfuhr mit A. bezeichnet. 


832 


Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


1. Abfälle. 
Guano es 


Lumpen v.Zeugjtoffen alle Art 


2, Baumwolle und Baum— 
wollenwaaren. 
Baumwolle, rohe 


Baummollengarn 
darunter bei ber Einfuhr: 


Baummwollengarneindräbt.rob 

—, zweidrähtiges, einmal ge 
zwirntrs, roh . 

—, eindrähtiges u. einmal ge: 
zwirntes zweidrähtig., ges 
bleicht, gefärbt od. bedrudt 

—, drei: und mehrdrähtiges 
zweidrähtiges, wiederholt 
geziwirntes, aud) accommo⸗ 
dirter Baummwollenzwirn 

bei der Ausfuhr: 

Baummollengarn, außer Bis 
gognegarn und der Imi— 
tation desi. ; eindräht., roh 

--, zweidrähtiges, einmal ges 

zwirntes, roh . 

eindrähtiges u. einmal ge: 

zwirntes zweidrähtig., ge 
bleicht, gefärbt od. bedrudt 

—, dreis und mehrdrähtiges 

zweidrähtiges. wiederholt 

geziwirntes, auch accommo- 
dirter Banmwollenzwirn 

Vigugnegarn, ein und mehr: 
drähtiges 

Baummollengarn, ein: u. zwei 
drähtiges, auf Streich— 
maſchinen geſponnen, in 
dFlocke gebleicht u. gefärbt 

Baumwollwagren: dichte, roh, 
mit Ausſchluß der aufge— 
ſchnitt. (geriſſ. Sammete 


- 


- 


—, Tün, roh u. ungemujtert 
—, dichte,gebleicht,auch appre» 
tirt, mit Ausſchluß d. aufs 
geichmitt. (geriii.)Sammete 


—, aufgeichn. (ger.) Samımete 


den deutichen Zollausichlüfien. | 


Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 


Einfuhr und Ausfuhr im 








N 
| 
| 








Dune⸗ 
mark 





14479 
29 
8,085 
1,681 





98 


| den 
Hamburg: übrigen 
Bremen Boll: 
Altona a 
ſchlüſſen | 
DE J 351,268 — 
444] 
10,998 42,139 609 
9,359, 128,483 519 
126,; > 23,053 3 
107 — 
75 6,208 — 
185 11,271 3 
22 2,997 — 
34 1,531 — 
— 356 — 
8 205 — 
—11 819 — 
z340 — 
7 gg — 
16 574 l 
155 5359 2 
22 710 — 
— g, l 27 — 
— \ — 
7 175 — 
12 429 — 
— 210 — 
14 233 — 
399 4,566) 3 
10 78 — 
40 4 — 


Deiter- | 
reihe 


Ungarn | 


Nor: 
wegen 


* 


Rußland 


373 
1,654 
14,156 
11,851 


20 a] — 


| 
1,374, 
124 


1,069, 


226: 














im Jahre 1885, 883 
en Berfegr von resp. nad) er j 
ı 077 | | 
den Ber: | 
den Groß | Spa- . ‚einigten | den ' Summa Sunmta 
weiz Frankreich Belgien Nieder— ——— Italien Staaten | übrigen | 1885 1884 
landen | ji von (Bändern) 


Amerika | 





95 365) 104,338] 98,307 0 — | | 437) 46,086) 644,083] 682,706 €. 




















4,012 Bl 177 7,822 _ — — — — 1749041 12921 A. 
3,445 50,495: 70,354! 836,771 6,347) — 63: 140' 109| 340,391] 331,126 €. 
5,580 6,556, 19,901 2978: 80,017) — a 6553103 — 347,366| 452,965 N. 
3,935 69,242! 368,089| 96,840) 216,519) — 60,173) 483,888 173,066] 1,663,429]1,775,863 €. 
2,928 1,218 240 515 6 — 525} 2 4 94,613] 181,155 A. 
20,296 822 3,587 1,127) 173,84 — 1 1j 1! 208,105] 221,393 €. 
3,049 12,279 2,286 2,122 22,805 541, 3,966 282) 1,053 271,698] 71,115. 
18,015 432) 1,845 705 — — — — — 106,559] 114,423 E. 
1,381 20 568 282 81,802 — — — — 86,7171 92,778 €. 
198 269 1,062 32 368949 — — — — 5,682 4,846 €. 
401 13 9 38 2,9971 — _ — —1 3,824 4,628 E. 
301 128 21 70 3,966| — 1 1 — 5,323 4,718 €. 
| | 
148 10,621 16 805 oo — I ad — 100 13,185| 10,810. 
23 154 2 13 — — 17 — 6 584 656 N. 
484 249 1,522 329 11,984 15) 2,047 32 292 2,1226| 17,529 3. 
425 663 245 549 174 4 435 104 100 50 37 6,877. 
536 592 692 402 132] 522! 1,242 146 632 8,421 8,009 A. 
1,554 — 9 26 10,492 — 163 — l 22,994] 27,254 A. 
79 _ _ — 3| — 18 — 12 291 A. 
240 25 56 18 2215] — li — _ 2,75 2,893 €. 
932 855 76 217 250) + 3503 11 698 5,51 2,5119. 
i 
102 4 36 8 2.040, — — — — 2401 2,079 E. 
5 2 — 2 | — — | — — 25 49 A. 
52 86 8 20 822 — 6, 5) 4. 274 1,405 €. 
2,127 2,684 942 971 493. 143 2.103 586 453! 1,2557 | 20,286 A. 
| 
1 20 14 1 21 — — — — | 374 278 E. 
169 343 ar 166 29 5 288 22 70 2154 3,390 A. 














Einfuhr und Ausfuhr des Deutichen Zollgebietes 














— Einfuhr und Ausfuh 
den deutſchen Zollausſchlüſſen | 
| | den | | EN 
übrigen | Düne: | Nor: Schwer ., . Deft 


| Yamburg- Boll | mark | wegen | den Rußland Unga 
Altona | aus: 


ſchlüſſen | 





Raarengattung 
(Menge von 100 kg. netto) 









Bremen 





t 
t 
| 
37 518 — 4 1 5 
1,496| 24,581 20| 1,628] 143) 1,374 


Baummollenwaaren: dichte, 
gefärbt, bedrudt ꝛc., nicht 
unt. Wr. 46 u. 54 begriffen 











—, Bojamentier= und Anopf: — 16 — 1 — — 7 
macherwaaren . . 460 2,454 l 301 32 577 306 
> 1 97 — ll — —1 7 

—, Strumpfwaaren 7,050 23 — 154 10 320 1,002 z 


—, undichte, rohe, mit Aus— 
ihluß der unter Nr. 44 
und 52 genannten 


— 


= Sardinenjtofie, gebleicht 








— un —— — — —— — — 

| 
— 
[277 
— 
an 
Il 
— 
— 
Il 

| 
ta 
ar 

| 
>) 
— 














€ 2 54 — 3) — —1 —1 4 
und appretirt, auch ge— bus — —* - z 
färbt und bedruckt er ae ” . 1 Ar * 

— menüeß — oo = — — — — 
‚ Bardinenjtofle, rohe. 3 8, — u f 9 3 N 
—, andere, undichte Gewebe, 1 61 . * J 
gebleicht, gefärbt, bedruckt 56 2,599 \ 247 19 86, 120 211 
—, Spitzen u. alle Stidereien ; 2 — 1 — — | 11 Be 
Trinmings . 544 6066 — 59 6 öl 196 228 

| 

3. Blei und Bleiwaaren. | 

| 
Blei, robes; — an 454 3,126 — | 46 5 54 364 2,567 
abfälle 231 45,159; 804 149 572 50,573 y,288 
5. Droguerie-, Apoheker⸗ | 
und Karbwaaren. | 
. ; 34 513 5 2 — 1 1 gr 
— 4,895) 11,893 3 zu 32 29 2,595 1,040 
Zündhi ai 9 245 ı 1 — 546 = 6% 
Bündhölzer und Zündkerzchen { 541 4,674 92 109 33 6 83 10,595 
| 21 3 — | —- I — — — 1,38 
Ya . | ‚ ‚ 
Hepnatron (Tara: 17%/,) { 3: | — 29 26 134 — * 
| 
Alaun (Thonerdealaun), aud) — 46 51 — —E — 18 2 1.164 

gebrannter (Tara: 9%/,) | 1,956 2,569 — | 3651 424 429 6,140 5,751 

6 een 80)N — zB — — — — — 11 
Barytweiß (Tara: 8") . H u 3 — | ER = 5 3 
Ehlorfalf (Zara: 109,. f I 354 Ba —-|I—- — 160 304 
Ghlorkalt (Tara: 10°/,) N 23 es —“ 2 J J 103 cos 
" | | 3,469 2 3 — | | w 
Farbholzextrakte (Tara: 16°.) | ar . H — | — 3 PR * 224 
Natron, —— 56 1,151 17 — — — 11 ‘ 

(Tara: 13°/) | 1,691 | 5 — 89 422 159 








Bien Berfehr von res 


— 


p. nach 


im Jahre 1885. 


den Ver— 


den 





den - 2 V — nd 
m |. dl Grob: | Spa „. jemmigeen | Summe | Summe 
. wei; Frankreich Belgien | Nieder — —— Italien | Staaten | übrigen 1885 1584 
landen von Ländern 
Amerika 
1 | | 

150 400 a! 58 1198 — 17 2 — 2,717 3,189 6. 
=#,105 — 4,340 8,309 7,964 687! 5,9206! 2,545 18,450 106,#78] 121,797 A. 
65 101, 18 8 31 — = — 278 230 €. 
585 897 1,336) 1,769 7,5551 219) 573 2,481 835| 21,122] 20,713M. 
32 84 17 30 67 — | II — 375 368 E. 
- 807 1,255| 1237) 3,235 8,779| 302) 1,051 1,249, 4,258] 70,345| 68,355 4. 

I 
204 10 — — 18 — — — — 239 382 6. 
52 22 { 12 Bw — 12 4 6 445 638 A. 
16 113 7 12 21 — | — — — 490 524 €. 
62 20 62 149 16 | 14 10 9 915 g88 N. 

l 
13 2 — 2 9 — — — — 512 — €, 
4 I 18 9| 2 — 1 — — 87 — A. 
52 284 7 4 316° 59 1 - — 788] 1,826 €. 
72 154 244 152 153 8 108 55 155 4,419 3,2424. 
430 408 13 25 1869 — 1 3 — 3071| 2,829 €, 
58 186 146 230 2,24| 37 82 264| 42 5,041] 3,764 9. 

| 

| 

| 
1,133 351] 3,383 340 1,952 940 57 — 221 14,893] 14,818 €, 
8,025 90,636| 42,470] 38,161] 122,754 — 509 2,028 901 411,229] 493,125 8. 

| 
1 285 531) 132 s — — - — 2,004] 2,293 €. 
533 2,8722| 5,4641 5,478 11,234| 783) 1,254 4,012) 1,364 54,214] 54,497 8. 
10 3 49 17 89 — » — — 1,873| 6,614 €. 
125 140 446, 2,916 138 | 522 20 3,484 23,853] 22,005 7. 
23 31551 6 44 26,213 — — — — 326171 36,150 €. 
8,627 7851 1,442] 1,472 6 - 6 “ — 13,460] 16,421. 
119 639 817 97 1,260| — — — | — 4,613 3,303 €. 
11,535 7,182] 2,2161 7,556 20,554 214: 4,717 1,516 216 78,120| 66,449 U. 
— 27 14 — 693 — — — — 70 — E. 
— 141 8 103 — — 4 ii — 270 — 1 
226 23l 2,5683] 1,7861 50,965 — — 22— 61,7841 63,390 €. 
1,486 1,265 192 541 _ 1 11 — | 10 4,521 8,978 A. 
2,281 14,091 3,756 2,625 4780| — 9 8,317) 131 49,536] 49,382 €. 
479 646 1,885 178 08 — 284 69 12,001 9,166 U. 
3 19 108 217 3116| — 1 — — 4,706 4,569 €. 
186 8 64 148 206 6 87 5 13 5,148 2,069 N. 



































Iectier Zeigehiess 














Einiubr u send Aus 











Serrımıasttmyz ur 
Zn — ine Bor Schme: . 
Size 277 Im kg netto guntar,: Bis Rußland 


Bra 5 3: mer wegen: den ı 






1 
9 
1 ii — = — —— 
131 35 — — ı 3 158 
vr 737 — ir. — —— — 
0 1.2 2 322 62 150 1,66: 


w.n a 
orten u. audere Theer⸗ 


one, anberw. nicht gen. 653 3,472 — ist 32 535 


gi 

19 u _ 0 — | 4 6 
36 
1 


Bleiweiß und Zintweih . 


28 — — 
225 an — 76 — ' 
3 


5,945 129 3,5326 4762 95 


& 533 12 


Ehinarinde, auch gemahlen . 


Pr 
* 
J 
m 
= 
— 
= 


RR ER Wr: . 
Chlottalium alziaures Kali 1529 Sim  — 320 PET 3,030 


Gh sriaures Lali, nich — i Hülien 349 


—— a und 
ıste3 . . 


Farbholz Blaubolz, Beldhol; 
Rotbbols: -. - . .» = - 


($!prerin, gereinigtes u. rohes 
siıcerinlauge . » 


Indigo 


21 
per“ 
Fr 
= 
m be 


- 
u 
- 
2 

= 
w. 
u? 
in 
.. 
* 
— 
os 
— 
2 
Pe 
a 


es 23,583 I 3066 2,857) 3,028 
* >54 — ie; — = | 96 
61 5,055 3 359 ei 62 Be 
2,152 2411 — 3 — 


20 522 — 102 28 








Rali, ihmweizliaures . 


24 7 V0r0:7° — 34 — 


| 
Anchentobe.. . . - 32 —* 203 | 


i 
507 128.,4%8 — 101 — | 4,255 
j 
| 
! 
I 


| 

| 

; 
| 

J 

| 

| 
J Te er 
| 

| 

| 

| 

2 
| 

| 

| 

| 


3U0 41,41* — 18533 — 


1949 h,53= — 


Knochenmebl 


im Jahre 1885, 


— 
——— — —— — — — 


a Bertehr bon resp. nad — 

















Ver⸗ 











den | 
— den einigten den = * 
—SFrank⸗ N . Grof- ® a re | Summe Summe 
eiz Belgien Nieder⸗ 63 ® Spanien) Italien Staaten übrigen "gez — 
reich britannien von [Rändern 1855 1854 
en | Amerika 
B ’ j | ; * 

J 253 308 288 15,661 — _ - 120,232] 37,647 €. 
u 5,258] 22,114] 4,055 26 1,616' l 49 119,814] 110,821 9. 
28) 69 166 162 55,381 — — - Zu 61,033] 66,767 €. 
8 212) 5,196 16,894 >59 1 1,874 496 IT 53,211] 46,390 N. 

- 3 7,582) 2,024 122 140 — _ — 21,631] 22,992 €. 

26 5,188) 8,944) 14,755) 18,195 248 1,213 1,219| 1,402 72,050] #4,489 W. 
011 143 1 30 198 — — — 1,386] 2,183 €. 
123 1,590 5601 1,357 19,404 499) ‚288 8,766 197 42,837] 42,907 9. 
- 1 2 x 23) | 2 ! — 74 — € 
12 54 8 36 217 6 6) 224 48) 1,130 — A. 
426 110 674 313 2316| — 6 — — 6,136] 12,609 €. 

„55 300) 1,257 559 45) 7 152 62! 112 9,270] 10,582 9. 

201 13,905! 18,619 23,392) 251,697 _ 12 — 198 350,6951 359,669 €. 

634 12 9 10) 6 u 10 37 — 2,067 899 M. 

‚107 438 ob 25141 — = = _ 4290| 1,539 €. 
018 2,025. 2,090 739 B02 354 948 1,560 105 17,132] 6,560 A. 

| 
1,967 523 264 140 11721 — 11 5 3 4325| 4,802 €. 
1,216 4,6451 1,526] 1,166/ 9,675 437 1,049 5,675| 8,463] 46,356] 48,223 9. 
234 39781 8,073 2,757 307 — 54 - “ 32,352] 29,859 €. 
2,668 1,734] 6,526) 12,514 71,066) 5,217 2,555 4,455| 4,555) 165,301] 171,527 9. 
105 359 592 7,879 27,034 2 — 155 56,531] 60,434 E. 
329 10 — 76 0) — 5 — 8,945 9,010 9. 
I 

— 1,250| 211781 14,329 23,734 — 137 = 551 43,178] 37,080 €. 
15 9 ı 2 — l 37 4) 45 218 167 A. 
= 2,379) 1,633 14 51 — — — | — 7380 — E. 
43281 37,72591 46, 2585 6,734 5,161 8,887) 18,520 8 689,525 — A. 
141 1,655 15 448 3,977 — — — — 7,310 — € 
115) 10) 8 37 a l 5 l 19 942 — A. 
19 105 20 a Fe I — — — 8,635| 34,698 €. 
222 29, 10) 74 a. 90) 10 ‚2 2,554] 5,636 N. 
1,955) 12,019 44,033 82,086 20,673 - 114, 22,414 54,035) 601,295] 543,741 €. 
13,075 78] 1,2581 1,323 278 _ 18 — 70 96,6361 106,127 N. 

3) 2663| 16,999 19,878 LEST 232 10 — 48,885] 49,403 €. 
604 163) 2,544 1,569 3,156) 875 221 3,474 1501 214,682] 22,550 N. 
79 7811 428 4687 7,467) 4 m — 502) 19,686] 19,337 €. 
430 64 106 225 4 2 535 16 33 6,185] 6,189 M. 

= 237) — 7 19 — — — — 2,053 — E. 
181 413 Werl 2,705 12,262 28 15 8,605 41) 161,027 — 1. 
I I 

2 2,808) 6,078 11,471 20,542 — 196 3,730 312 1906651 211,081 €. 
506) 1,473] 1,143 2,789 5341| 130 394 598 140° 35,283] 35,725 9. 
s 5 1,935| 1,846: 10,542 2,08) — 294 — | 7,107 220,390] 282,475 €. 
577 103 103 605) — I — — — — 14,.584) 18,912 A. 












































836 Einfuhr und Ausfuhr des Deutihen Zollgebietes 


| Einjuhr und Aus fudi 
den m deutſchen Zollausſchlüſſen | | | 





















































VWaarengattung den 
| Däne | Nor | Schwe: —— 
Mi amburg- übrigen Rußland 
Eenge von 100 kg mekte) Bremen d J Zoll- | mark | wegen | den a Ungen 
| Altona | 
| — 
ſchlüſſen 
© ee 3 66 J — — — 
Soda, kalzinirte (Tara: 130/0) 1,383 8,486] al 325 26| - 496 20,068 Per: 
—, rohe; auch —— 247 4,709 6 174 — —1 — 
(Zara: 10%) . . 746 3,6511 7 198 3) 64 4,483 10,51 
—— 11 330 — 2 — — 4,097 en 
Pottaſche (Tara: 100/,) [ & 232 — 6,950| 3,632) 9,587 1.726 z 
AR _ — — — — —1 — 
Alizarin 14 189 — 12 — 177 3,426 3,8 
Ih 1 ı -—ı!—- | —- | - 2 | 
9 © 
Alfalvide und deren Salze . [31 ae 2 N 3 188 
Ammoniak, toblenfaures; Sal- 390. 7371 — — _ — — 1,18 
miaf, Salmialgeiit . 80, 1,22 2| 322 64 150 1,667 u 
a a — 36,685 — — — — | 3,021] 3.4 
Ammoniak, jchweieliaures 6 559 N 4 3 125 oi 
Anilin u. andere Uebergangs— _ 4 — n Br — F 
produkte zu d. Theerſarben, _ = 
ander, nicht genannt. * ar 16 . — 1 
Anilinfarben u. andere Theer: 19 ss — 10 — ei 6 14 
farbjtoffe, anderw. nicht gen. 653 3,972 — (61 321 356 3,560 4, 
— PEN ehe — 761 — 1 = 14,1 
Bleiweiß und Zinkweiß . . { 1029 23.995 129| 4,326 8,262 9,576 6,595) er 
50° 29.09 — 2! — — 
5 0, 20,087) 19 2 
Catechu, brauner und gelber 2 3853  -- 333 ı22| 168 1,145 * 
343 453 — — — — — 
Chinarinde, auch gemahlen . — oo q r { 16 t 
; - r — 9833 — — — — — —EF 
$ 
Chlorkalium (ſalzſaures Kali) 1,529) 554,696 — | 320 42 654 3,030 21,54 
. un an — 574 — — — — — 40 
Chlorjauresstali,nicht i. Hülſen = A es | 8 - 33 349 ‘a 
—— En und 7 1,005 — | — 4 — — | 
rothes 6| 2 — 42 6 868 PR 
| | 
Farbholz Glauhotz oabheh 5,109 354, 1933 — 6 3 1 — 444 
Rothholz) . 2 28,383 Il 3966 2,857) 3,028 19,364 23,8 
Glycerin, gereinigtes u. rohes 2 2,569 — 175 — es 9,674 1% 
Glycerinlauge) 61, 5,655 4 359 8li 672 675 8. 
Indi 2,152 2611 — 3 — — 1 ur 
Indigo 26| 32) — 102 28 g 1,585 2,8 
i .. 8 kalt Ba — 5 — — —— * 100 168 
Kali, ſchwefelſaures 507, 12808 — 0 — 4,235 577 vn 
N 24 34,759 — 39 — 4 0 85,105 25 
Knochenkohle 16.027 ıl 2088 REP 50 —* 
30 41,418 — 1833 — — 63,267 91,1% 
Knochenmeht . 199 ze — | zit 1 1 Ba 2 





zeien Verkehr von resp. nad 


10,080 
28 
8,018 





4,528 
141 
115; 
119 
222 

1,955 

13,075 


.> 
604 
71 
430 
181 


— 


506 


., yr 


u 








143 
1,590 


—1 
54 


110 
500 
13,905 


12 


438 
2,025 
523) 
4,645 
y78 
359 


12,019 
TH 
2,663 
765 
781 
64 
237 
413 
2,808 
1,474 
1,935: 
105 





1,257 
15,619 
9 


40 
2,040 


264 
1,526 
8,073 
6,526 


560 
2 
8 
674 
92 
2,178 
J 
1,633] 
46,258 
18 
R 
1,202 
10' 
1,258 
16,999: 
2,544 
428 
106 
1,421 
6,078 
! ” 1 +3 
1,546) 
103 





landen 


288 
4,055 
162 
16,894 
122) 
14,755) 
30 
1,557: 
8 

56 
313) 
559 
23,392 
10 


* 
759— 
\ 


140 
1,166 
2,7597 

12,514 
71,879 
76 
14,329 





14 
6,734 
448 
37 
418 
+ 
I 
2,086 
1,523 
12,878 
1,569 
4,6487 
225 


i 

2,705 

11,471) 

2,789] 
10,542 

605! 





| britannien 


im Jahre 1885. 


| 
Groß⸗ | 


15,661 
26 
55,381) 
339] 
140 
18,195) 
198: 
19,304 
23] 

21 
2,316, 
45; 
251,697 
6 
2514 
802 
1,172 
9,675 
307 
71,066 
27,034 
10 
23,134 








Spanien: 


437 


cs 
Le) 
-1 


ar 


I 








| 


den 


Versi 


, einigten 











90 
114' 
18 
1,096 
22 
17 
535) 
15 
196 
394) 
294 


Italien | Staaten übrigen 


‚von Ländern 
Amerika i 





10 
22,414 


3,474 
16 


8,605 
3,730 
598 


= 





den 





312 
140 
7.707 
—— 


887 





Summe 
1885 


20,232 
119,814 
61,033 
53,211 
21,631 
92,050 
1,386 
42,857 
74 
1,150 
6,136 
7,270 
350,695 
2,00% 
4,290 
17,152 
4,325 
46,356 
32,352 
165,501 
96,531 
8,945 
43,178 
218 
7,380 
684,325 
7,310 
942 
8,635 
2,354 
601,295 
76,658 
48, 85 
21,682 
19,686 
6,185 
2,0583 
161,027 
190,665 
35,285 
220,390 
14,584 


Summe 
1554 


37,647 €. 
110,821 A. 
66,767 €. 
46,590 N. 
22,992 E. 
84,189 A. 
2,183 €. 
42,907 9. 
— € 
— A. 
12,609 E. 
10,582 A. 
359,669 E. 
899 A. 


1,539 E. 
6,560 A. 
4,802 €, 
48,223 A. 
29,859 E. 
1715270. 
60,434 €. 
9,010 A. 
37,080 €. 
167 2. 

— €, 

— A. 
— E. 

— A. 
34,608 E. 
5,636 A. 
43,741 E. 
106,127 A. 
49,403 €. 
22,330 A. 
19,337 €. 
6,169 A. 
— E. 


— A. 
211,081 €. 
35,725 A. 
282.475 €. 
18,912 A. 


888 


Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 





Mineralwaiier, ——— u. 
natürliches ; 


Natron, — auch 
ſaures ſchwefelſaures 


Salpeter: Chiliſalpeter 

—, Kaliſalpeter. 

Salzjäure . 

Schieß⸗ und Sprengpulver . 


Schwefel, auch gereinigter 


Schwefelkohlenſtoff ah 
alkohol . N 


Schweieljäure 


Superphosphat 


Terpentinöl und 


anderes 
Harzöl . Pa 
Vitriole aller Art . 


Weinhefe, trodene * teig⸗ 
artige u 


Weinſtein, roher u. gereinigter 


Reiniteinfäure . 
Kreide, geichlemmte (Tara: 
171% SE 
6. Eifen und Eifenwaaren. 
Brucheiien und Abfälle aller 
Art von Eifen, nicht unter 


Nr. 1 genannt (Tara: —) 


Roheiſen aller Art (Tara: —) 


Ed: u. Winteleifen (Zara: —) 


Pr Ze —— 


Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 


— —— —— — — — — — — — — — — — — 





Bremen 





802 
3,500 
1 

354 
192 
184) 
10) 

J 

21 
3,558 














8,485) 
121 
5,102 
12,030 
95 


4,715 

















— 




















Einfuhr und Ausfuhr ır 
den deutſchen Zollausſchlüſſen | | . 
den Bi | 
übrigen | Düne: | Nor» Schwe— d Peilerreid 
‘Hamburgs |" Rußlan 
un a | Boll» | mark | wegen; den 4 Ungarn 
aus- — 
ſchlüſſen | | 
2,235) 1 * .— 2 4 Ban 
19,546 58 512 58 1,534 11,444 19,4% 
2739 — — 1,162 — — 214 
| 1,099 14) 3,597 12,059| 37% 
810,082] — 164 7 — — In 
2074 — 1,204] 1001 460 2,598 SH 
11,798) — 110 — — — * 
1,924 — 482 377 170 52 5 
3,97) — — — 5,8 
25,899 2 2,549 9 5,259 11,201 5,08 
1,665 — _ — J — — — 
2,223 — 1 — 2 3,839 3 
9,252 — — — — — aM 
1,444 — 14 — 327 981 3 
1 —-—I-|-|- — 
3 — — — 129 
32,444 — 3 — — — 24 
13,634 3l 315 88| 3,835 38,094 35,58 
156,672) — |19,47 — _ 3,591 en 
25,249 gr 4,697 394| 4,766 24,524 41,0 
432 — | - | —- — 13,420) * 
1,013 2 129 28 1,118 518 3, 
1,700 — ie — !ı — — 5* 
9,656 1 559 10 359 4,996 14,0 
li — _ — — * 
718 — — — — — 18 
293 — 93 l 165 399 “ 
55 — — — 3 — 
237 23 4 26 622 5 
4,957 210,914 — | 6,683 4 ‚u 
20,486 8 98 13 4 23,085] 19 
| 
21,768 173! 3,056: 110| 5,298 13} 
46,594  — — 1,622 
61,776 2071 — 127| 19,089 15 
2,877 100 35 2 627,475 
141 2 — = _ — 
23,058 120 851 290) 115 18,160 











ıen Verkehr von resp. nad 




















den 


| 
| 





im Jahre 1885. 


roh: 
britannien| nien 
| 


Schweiz Frankreich | Belgien! Nieder 
| 
7700 A784 184 
6,22 5,556| 64,571 
86 232 3,261 
4,776 1,252) 71,843 
23 252] 58,772 
1,457 623 523 
— 3 807 
2,665 4,5701 1,794 
405 9 36,765 
23,0%#1 12,030 857 
— 35 1 
9 ı 407 
885 3,685 13,584 
18 2 130 
_ 1271 — 
126 10 18 
630 45| 8,909 
41,275 11,895) 10,143 
369) 1,333: 17,938 
58,875  15,813| 10,056) 
115 1,350. 16,263 
1,010 332 25 
1,647, 77 574 
2,817 1,806| 1,958 
ss 4,059 — 
325 | — 
1,316 9,542] 1,086 
1 * 266 41 
94 33 31 
180 508 372 
664 44,782) 4,098 
4,907) 26 14 
251! 2,143) 2,527 
69,958! 43,400| 13,788 
| 
114 4,7101 27,018 
+4,565| 493,841) 453,898 
86 271 288 
35,130 1,481] 32,788 


Annalen bet Deutſchen Reiches, 


landen 
ae 30 
81,356 30,888 
29 7,528 
2,807 ‚208, 
111,027 46,696 
3,072 2,692 
6 16 
7,766 17,699 
1 1 
5,804 9 
701 = 
2,662 16,585 
7,424 6,147 
167 44 
183 347 
2 —— 
1 8 
13,250 254 
1,564 17,462 
1,781 703 
3,186 6,699 
132 1,198 
244 2,383 
5,271 95 
1,199 104 
351 273 
259 203 
45 21 
1,057 6,346 
2,056 2834 
78 2 
12,758 7,100 
4,908 5,810 
11,269. 2,016,969 
143,044) 17,617 
15. 196 
6,779 2,020 
1836, 


| 
Spa: 


> 





19,693 


1 
56,423 








ar ar 


839 


—— — ———— nennen] 
— ⸗ññ — — ñ ————s, — — — — ——— — 


| den Ber: 
einigten | den 















Italien Staaten | übrigen —— —— 
von Ländern | 1885 1834 
Amerika 
| | 
| 

— — | 2,8990] 56,216 €. 
16,446) 7,490) 269,846] 289,324 U. 
— — | 171897 — €. 
859 68 149,997 — % 
1,015! 539,310| 1'567,650]2,006,474 €. 
211 6 24,304) 9,599 A. 
— — 13,148] 28,872 €. 
— 244 421,7521 68,395 N. 
— — 46,7051 22,037 €. 
14 97 96,220] 98,202 A. 
— — 2,402] 6,620 €. 
5] 16,184 42,780] 33,672 9. 
_ — 116,641) 111,003 €. 
3 6 6,398 4,388 9. 
- — 674 — E. 
— 14 347 — A. 
— — 63,782] 71,295 €. 
4 111 173,42191 161,552 A. 
— ; 12,19%2| 233,3581 302,727 €. 
— 303) 191,613] 114,350 A. 
21,994 15 98,162] 91,783 €, 
4 20 10,965] 12,950 N. 

= — 12,463 9,515 
3 104 44,808] 58,877 A 
— — 28,434] 30,332 € 
— 331 308 A 
— 33 21,731] 27,953 € 

— 16 2,151 3,182 
— — 367 567 E. 
99 85 10,560] 12,952 9. 
— — 74,934] 77,241 €. 
l 185 69,164 81,135 A. 
7 8 71,229] 77,090 €. 
2,655] 3,594] 367,040] 437,084 A. 
— 12159,7332,645,011 €. 
151,467| 7,856) 2 135, 34512, 300, 077 A. 
— — 1,025] 2,618 €. 
— u,iso— 178,72301 58,633 A. 





















































































890 Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 
er Br \ J Einfuhr und Ausiub 
den deutichen Zollausichlüfjen | ' | 
Wanrengattung den | = . 
3 | £: übrigen | Düne: | Nors Schwe⸗ Dciten 
Genge von 100&5 netto) Bremen — Zoll- mark | wegen | den Rupland | Urg 
Altona aus 
ſchlüſſen 
| 
Eiſenbahnlaſchen, Unterlags- 2 4 “u u er 
| — ot | 
— m. Gönsellen, cjerne 1,052 SE | RE are 25 492) 
Er ne wre 
iſenbahnſchienen (Tara: —) [ 201 AnSgBl — 38,120, 7,216 20,42% 3248 ı 
Radkranzeiſen, Pilugichaaren: — | 42 — | 20 — 
eiſen Tara: —). . - » 295 12321) 0 — | 318 29 682 2,3200 10 
Bürger ehe mein | 57 6 58 567 638195,425 300 1 
nirten x. (Zara: —) . . 28,040 119,145 516 57,247 1,554] 4,515 226,889 5 
Zuppeneifen, noch Scladen _ J——— 1.947 BR 
enthaltend; Rohſchienen; — — 5 — * 03 
Ingots Tara: —) . . ’ — * 
Platten u. Bleche aus jchmied- | | 
barem Eijen: roh; auch ab» 179 1,360 23 2! — | 318 4 
geſchliffene Platten u. — 2,555| 56,4099 5,018 9,647 240 2,999) 103,005 1 
xc. (Tara: — | | ! 
| 
— polirt, gefirnißt, (adirt x. [ 17 313 4 5) —4 2 — 
(Zara: 6) . . i 949) 1,171 2! 36 — | 17 937 
Weißblech verzinnt. Chen] 373) 15,168 70 li — | — | | 
(Zara: 10%). . » 60 79 4 | — 17 +98 
Eifen- u. —— Can: 36: 1,603 28 1 — !10,018: 11 
10%) . . 21,260 19,985 10) 10,528] 3,940, 17,658 6,554 
Eiſenwaaren, ganz — aus 4,339 5,831 48! 136 68 6 28 
Eifenguß (Tara: 2%,) . 6,565 16,404 251 9,553 68 1,194 9,804 — 
Amboje; Schraubitöde; Win- ei 
100, 1,487 20 33: 4 4 22 
vn; —— x. (Zara: | :20 4.440 2 29 1946| 348 2,406 
| ü 1 
110, 1,862 371 — 7 3 — 
Anker und ganz grobe Ketten [ * 667 3, 308) 32 17 239, 
Brüden und Brüdenbejtand- 23 64 — | — — | N 
theile, eiferne (Tara: —). 2,069 rw — 25) = 401 17,563, 

* 7 82 2 — 3 — _ 
Drabtielle . 52] 2,153] 299 321 351 90 ga2 | 
Eijen, 3. groben Beitandtheilen : | : 

von Maſchinen ꝛc. roh vor: | E 9 ne — ns 6 — 2 
geichmiedet (Tara: 1") 291 112 | Ü 
Eiſenbahnachſen, Eiſenbahn— 200 | 
Wer Ir —* a Re — — — 
zielen, zeehen IE one soul = | zul wol un) ul 
Sewalzte u. gezogene Röhren 184 r | R | i 
* 1,845! 25 2 — — — 
8 ‚ 13 
aus — 5,598 9.135 2,978 1,166) 1,644 1,59 


-) 


(Tara: 





36 


v 
— an! 


— 




















im Jahre 1885. 891 
eien Verkehr von resp. nad . s — 
| | | | 
den Ber: | 
den Groß⸗ | | eini den 
ranf: einigten = = 
chweiz er | Belgien Nieder: bri. Spanien; Jtalien | Staaten | übrigen — — 
| 1585 1554 
landen | tannien von Ländern 
| Amerifa | 








— — | 1,623 2,078 €. 





























18 921 1,067 398 — — 
50,740 2672| 74,404 63,484 6,845) 8,7070 4,121 286| 51,577] 269,525] 175,358 A. 
20 539) 5,720 1,085 a A _ 75751 6,824 €. 
75,356 5351| 202,962) 400,457) 49,667) 44,454 319,733] 23,865 428,893] 1,647,913|1,444,635 4. 
13 18 »17 39 79 — _ = - 145 680 E. 
6,074) 29,149) 1,360 6,024 7,120 175 9,078 13,116| 5,456 95,907) 109,181 U. 
817 8,6471 8,239 2,2761 25,221 — — 116 — 161,532] 165,047 €. 
44,53%7 24,527) 109,604| 194,188) 41,055] 4,440) 137,429 34,895 258,677| 1,444,669|1,539,637 N. 
16 1 1,342 — 6 — — — — 3,699 980 €. 
17,745] 45,660) 38,363 5922| 60,279 — 93,284 1,575 105] 265,260] 234,502 A. 
1151 3435| 1470 59 ur — | — _ 20,407] 32,812 €. 
51,265 9,006| 24,565] 81,356 4,595) 1,588, 66,707 7294| 56,783) 438,981] 440,350 4. 
7 109 25 73 1,926 — — — — 2,541 1,152 €. 
3,533 139 199 1,825 125 330 583 2 251 11,487 9,566 A. 
49 430) 1,815 835| 38,926 — — 5 — 57,976] 54,171 €. 
1 29 252 233 +4 l 91 — 18 1,860 4,2219. 
104 482 2,341 901) [10,905 2 2 — — 28,399] 36,295 €. 
— 95,226| 240,589| 179,716] 347, 297 46,147) 92,788] 396, 867 416, 8669 1,030, 95 2, 127, 638 A. 
2,803 8420 6,120 2,491) 20,510 — 69 8 ._ 52,310 60,835 €. 
15,152| 21,522| 10,285! 84,600 804 8,136 14,996 233] 25,286| 249,355] 187,599 U. 
153 809 229 240 471 — —1 21 2 3,888 3,675 €. 
3,878 1,773] 4,641 3,943 1,551| 1,413 1,068 5731 2,273 33,105] 45,265 9. 
1 3,5%) 1,322 277 5,7706 — _ _ 115 13,340] 12,764 €. 
336 89 247 +96 214 2 11 1,960 216 5,537 5,999 U. 
— 6 — 6 — — — — 143 5,778 €. 
— 376 2500 11,057 — 1,276 5,069 3,265| 24,920 75,047) 35,941. 
13 83 4 17 127 — — 27 862 3,182 €. 
238 349| 2,117 1,18 1,3540 397 1,555 12] 1,802 15,052] 13,745 9. 
15 120 309 12 110 — — — — 896 1,710 €. 
1,502 1,832] 1,509 2,210 1,243 — 227 13 116 14,775] 19,452 9. 
39 958 4,011 44. 61 — — = — 5,407 3,867 €. 
4,023 2,740) 4,924 7,001 6,574| 2,6461 16,408 1,159| 13,481 86,498] 101,523. 
2200 22 U AS 22 — 4 60 — 78541 8674 €. 
22,529| 15,757) 33,510) 14,091) 2,983 407) 13,896 46) 2,275] 171,021] 190,564 9. 

15 
58* 














58 























892 Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zullgebietes 
u Bee - Einfuhr und Ausfuhr 
ben_beutkhen Zollaueſchlüſfen | | | 
Waarengattung den | — 
üba Düne: | Nor: Schwe— Deiterrein 
burg: | Übrigen | ß 
(Menge von 100 kg. netto)gremen Yamburg - mark wegen | den Rupland Unger 
Altona | Aus: | 

ſchlüſſen 
Eiſenwaaren, grobe, anderw. | 1,859 12,307 95 364 46 428 218 24 
nicht genannt Fo 16,844 75,866 B80 16,455 81 9,918 = 65.5 

\ 

— J— 161 3 5 8 15 _ | 1 
Dradtjtüfte [ 3,652) 20,438 28, 20,205] 939) 2,056 2,635 ⁊.5 
Eiſenwaaren, feine, mit Aus— Mi j E ft z 

nahme der unter Mr. 263 115 1,025 — 2 — 18) j 
bis 269 genannten 1751 12,901 13) 1,908 237) 1,790 4,995 9, 
7. Erden, Erze und edle 
Metalle. 
Zement, künſtlicher u. natür— { 10,296| 87,965] 10,244 745) — 3 122) 186, 
licher (Tuff, Puzzolane x.) 210,755| 1,0%0,794| 20,209/259,590| 41,235) 23,558] 357,365] 35184 
Blei: u. Kırpfererze, auch filber: { — 17,345 a 117 1 — 234 
haltige... - . l 3,507 2 — 7 143 & 
mir — 178,710 _ 2 2| 48,701| 128513) 1844 
Eijenerze . { 001 168780 — | 1236| GI] 4,058 37.036 3324 
8. Flachs und andere dege- 
- tabilifhe Spinnftoffe, außer | 
Baumwolle. | 
Flachs, geſchwungen, gehechelt, 19 — 14 — — 453,994 3 
gebleiht oder gefärbt 15 0 — 182 72 6 235 13,4 
200g 999 1,891 — 3 29 1 324,614 6% 
Dani, deegl. W626 2,054 — | 11,959) 9,875] 3,084 61 2 
273 1,009 2 7 — — 41,532 16.5 
Heede (Werg) [ 553 4,89 — 660 6 118 5441 224 
— 136 85,354 — | — — — — 1 
Jute 87 2205 — | 2 — 165 4.4 
9. Getreide und andere Er: | 
zeugniſſe ded Landhaus. | 
ru 2 33,611) 129,391 2,446 31471) — 85! 3,232,215| 47% 
Beizen (Tara: 1%/,) [ t48| 65.244 (031 235] — 2 2,829 5,6% 
a 577,126) 902,804| 19,616| 11,393 2) 2,784] 4,212,106| 1m 
Roggen (Tara: 19) . | 275) 30,759 207) 340 2,7131 104 572 J 
— 33,1555 13. 134 1,774 2,976 — | 1,801] 1,222,462| 128 
after : 197). ‚ . ‚222,462 - 
a | 1516| 30,941) W656 457 — u2 59 nm 
4 251 4,044 — 33 — — 124,40 a 
] 0 > wi 00 — 
Buchweizen (Tara: 1,,°/,) — 42 2802) — sc — i a | 
Sülfenfriichte — 3,705 13,037, 216 446 9 254 186,571 1 
v j = Dr (Zara »°/o) 4,477 16,926 34 7,697 7,092 620 805 3 
Hirſe, rohe, mit Ausnahme — 10,117 —— 10 — — |. 19,473! 
von Dari (Tara: 1,5%) » 13 — 3 — 6 | 


















































im Jahre 1885, 893 
ien Werlehr von resp. nad) BIETET TE J Se 
| | | 
| N Groß⸗ den Ber: | 
Srauk | U, en roß⸗ — | einigten den Summe Summe 
weiz Belgien | Nieder: bri- Spanien Italien Staaten übrigen | 
reich 1885 1884 
landen. tannien von | Ländern | 
| | Amerita | | 
! | | 
| | | | | 
3.275 24,144 10,754 2,466. 11,449 1 48 1,296 331 77,495] 74,039 €. 
,359 28,859. 37,615] 81,246| 19,472) 5,529 41,466 5,562 85,400| 588,819] 667,857 U. 
60 117: 22 298 — — - — 890 378 E. 
957 1,674| 47,072 30,822 106,035 766 8,901| 22,579, 111,4260 387,692] 386,186 A. 
| 
215) 2,624 928; 402 1,846 $| 33 130 4 8,175 8,726 €. 
2,901 3,654 6,482 8,371) 4,026 ni 3,668 3,621! 13,589 80,054 76,715. 
| 
| | 
195 46,660 11,268! 43,358. 9,870 — 97 —1 707) 405,692] 437,901 €. 
1,688  8,266| 221,481| 630,727 15,418) 113] 1,079] 187,814] 49,764| 3,455,694] 3,376,522 4. 
109) 32,562] 158,725] 51,248 5,437, 17,960 103 4,165 10,927| 322,069] 321,362 E. 
127) 1,027 5,450 4,92 34 — — — Ani 22,913] 20,567 8. 
„111 760,626) 286,529 2,938,365| 11,196 3984046 100 1,909 803! 8,530,066] 9,804,423€. 
1,0 19'6,095,789| 11,201,823 71,552 WB — 406 5) 100|17,711,577]18,984,9 104. 
| | 
| | 
| | 
1 60) 6,502, 641 40 — 790 - — 501,015] 651,854 E. 
219 39,165| 13,040. 453 15,183 3535| — 290) — 82,073] 381,546 U. 
249 252 1,091 49 870 — 15048 — | 8| 388,437] 403,077 €. 
778) 25,965 10,570, 13,928 113,855) 1,242 5 2,094 154) 201,035] 199,541 U. 
70 3711 13579 580 844 — 10T — | 152) 140,874| 130,685 €. 
29 25,699| 17,821 58 18,042 — 4 1,09% | 2,955] 70,97 A. 
1 3 8,111! 13,187 264,008 — — 260 47.971 418,9951 337,994 €. 
6 — l 105 202 — 3 98 3 7,872 3,772. 
| 
1,306 60,593] 430,176) 604,122 47,230 — — 287,378 389,243 5,723, 38 7,545,117 €. 
745 465 3601| 9919, 55, — — 100 7131 140,805] 361,950. 
421. 296,020) 449,008) 702,697 4,622) 4,335) — | 91,918) 311,463) 7,697,304] 9,615,596 €. 
146 #7 302 2,851 | — — 45 — | 40,203] 62,854 U. 
190) 8403 96,493 154462 263 — — 899 1,939 2,180,827| 3,664,127 €. 
‚034 735 2,728) 4,9653 4,739 — — — | ıl 128,207] 185,274 A. 
— 839 334,022 ı — — — 1296| 184,136] 124,368 €. 
10 l 4 101 95 — — — j 3,749 6,208 N. 
‚s»22| 5,972 24,717, 25,630 217 1| 1,992 1,287 2,251 448,005] 557,101 €. 
‚379 19,625 6,546 ‚238 14,661 — u 20 24 86,3561 71,455N. 
} | | B e 
15 402 6,024 2,670 211 — 828 7 1,443 79,882 — €. 
19 3 — 11 I — — — | J 142 A. 
I 


894 Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 


Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


Gerſte (Tara: 19/,) 


Raps und Nübjaat; Kohle, 
Be und Rettigiat 
Zara: 1,5°/,) 


Leinfaat 


Palmkerne und Koprah 


Mais und ſyriſcher Dari 
(Zara: 1,,0/,) ——— 


Malz; (Tara: 2%/,). 


Cichorien, friſche u. — 
(gedarrte) . 


Kartoffeln 


Kleejaat 


Obſt, frisches, mit Ausſchluß 
d. Weinbeeren u. Südfrüchte 


10. Glas und Gladwaaren. 


Grünes und anderes natur: 
farbiges gemeines Hohlglas 
Glasgeſchirr] (Tara: 18°/,) 


Weißes Hohlglas, ungemuftert 
ꝛc., mit Ausnahme d. Uhr— 
gläfer (Tara: 22%/,) 


Fenſter- und Tafelglas, grün, 
halb und ganz weiß, uns 
geichliffen 2c. . 

Spiegelglas, rohes, unge 
fenes (Tara: 17%,,). 3 


Zafel- (Fenſter⸗) und Spiegel- 
glas, geichliffenes 2c., mit 
Ausnahme des belegten 
(Zara: 17%,) . 

Tafel: (Fenſter⸗) und Spiegel: 
alas, belegtes aller Art 
(Zara: 1707) k 

Gepreßtes, geichliffenes, polir— 
tes, abgeriebenes ꝛc. Glas, 
mit Ausn. der Uhrgläſer ꝛe. 





Einfuhr und Ausfuhr ir 


. | 







den deutichen Zollausichlüjien | 


übrigen Däne- | Nor: 


Schmwe| ' _ Dejterreih 
Bremen — BZolle | mark | wegen | den Rupland | Ungarn 
aus⸗ 


ſchlüſſen 



































215,927) 533,3614 9,984 18,7160 — | 694 828,610) 2,128. 4 
2,212] 105,590 I! 1,301) 3,900 10,526) 28,980 1% 
2 ob eh — — | 121080 6940 
156 4,202 248,499) 1,089] 7,127] 55,710 1.e2 
969 28,127 — 1229| — — 213,659 43.20 
369 1,609 — 6,265| — 2,581 427 21,#5 
— 369,761 — 90 — — — — 
26 *— 711,6661 3,142 5,2151 — 1 85,297 155.38 
33 N 20 — 3 1,296 56 
1, Bi: 18,311 — 5 — — 429 621.78 
6,195 9,574 100! 1,039) 604 2,354 4,097 € 
— 1,511 — | —-— — — E | 
6 3,037 3) 1321| — 35l 211501 100,15 
1,952 11,339 1,170 77144 — 2 84,299 61,-ä 
72,237] 570,523] 6,985) 60,404] 2,596| 67,491 2,346] 119,56 
5,750 7,612 69) 2,543] — 12 27,288 ;15$ 
222] 44,991 | 10,139| 307) 3,731 510 5, 
187| 10,400 3 308 — a 1188| 50647 
10,552) 113,940 4352| 9,1481 482] 6,784 5,585 7,60 
161) 314 4 5 — | - 95 15 
112,250| 222,730 468l 422 22) 755 1,209 4:3 
58 am — ılı — 8 31 1 
1,447 52,010 16| 1,568 166 443 11 7,10 
15 2,376 35 a 39 43 
271 5,468 12 129 — 27 350 3.013 
RE — — — — — — 30,091 
{ +8 1.32] — 50 4 14 106 er 
| u 49 — 1. = | — 
| 657 2,999 — 455 5 224 
33 6681 — — 2 
494 2,161] 2| 235 9727| 305 
| 
151 16 — 8 — J 
350 1,489 — 186 to 88, 





t Berfehr von resp. nad) 


r 


2 den 
mweiz | Frankreich | Belgien 


den Ver⸗ 4* 
einigten 
—* Italien Staaten | übrigen Summe 


85 
von dern 
nn Amerifa hei 


Gros 
Nieder- | britan- 
landen 


| 
79,525) 
2,572 


656 
1,250 


53 
16 
760 


1,094 
54 
3,149 
1,131 
2 
2,504 
16,381 
10,248 
14,197 
4,094 


2,539 
15,241 


1,658 
14,710 


881 
15,198 


93 
1,549 


211,183 
1,088 


167,694 
195 


146,853 
12,202 


1,002 
26 


165,067 


15 
1,035 
1,052 


68,027 
66 


70,896 
126,145 


2,821 
9,862 


36,249 
2,838 


253,277 
51,257 


31,909 
4,047 


123,047 
41,022 
38,656 


78,149 
38 


1,870 
8,481 


25,312 
99 
163,692 
43,622 
2,028 
4,270 


62,650 
44,573 


8 
28,967 


36 
3,182 


15 


2,665 
29,966 


96,737 
965 


12,722 
27,554 
205,409 


6,518 


100 
525 


2 


1,650 
36,986 


730 
31,748 


39 
21,735 


2,074 76,590 
— 2 


2,840 151,851 
54 2 
153] 2,290 

3 


170,733 


74,632 


8,180 
114 


131 
Su 


16 


2 


1 


17,575) 14,559 


a 
660) 3,648 


— 


4,249 


29 


— 


789 


4,380,359 
247,060 


663,276 
125,256 


577,310 
114,055 


786,713 
4,552 


4,400,800 €. 


872,655, 


936,570 €, 
127,358 1. 


609,925 €. 
207,068 1. 


696,096 €, 
1,090 U, 


1,963,212]1,920,015 €, 


2,517 


649,936 
55,856 


94,596 
150,508 
433,428 


1,265,651|1,324,6084. 


157,765 
116,950 


703,859 
260,247 


2,697 
526,222 


3,322 
115,K 1 


10,388 
36,250 


30,497 
. 4,143 


28,555 


937 
30,095 


4,328 
27,066 


4,1510. 


656,462 €. 
95,878U. 


STOME, 
149,808 U, 


343,449 €, 


164,059 €, 
72,194 A. 


627,482€E 
302,856. * 


EEE 


557,375 U. 


316€ 


119,065 U. 


7,263 € 
38,756 A. 


29,697 € © 
8109 U 


se 
28964 U. 


35€ . 
30,744 A. 


4,705 €. 2 


27,266 W. 72 





396 


Waarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 


Farbiges und bemaltes x. 
Glas, mit Ausſchluß der 
ungefaßten — u. 
Lorgnons . i 


11. Haare, Federn und 
Boriten. 
Bettfedern, ve . ... 


Borften und Borftenfurrogate 
aus animaliihen Stotfen 


Pferdehaare, roh, gehedhelt, 
gejotten, gefärbt &. . . 


12. Hänte und Felle. 


Rohe Kalbielle: gejalzene 


—, trodene 


Rohe Rindshänte: — und 
geſalzene 


— gekalkte und trockene 


Rohe Roßhäute 


Rohe behaarte Schaf⸗, Lamm— 
und Biegenfelle . 


13. Holz und andere vege— 
tabiliſche ꝛtc. Schnibftoffe, 
ſowie Waaren daraus. 


Hörner von Thieren; Horn— 
ſpitzen zc. — — 


Korkholz, auch in an oder 
Scheiben ; ä 


Holzborle und 
(Zara: 1%,) 

Baus und Nupholz: roh oder 
lediglich in ber Querrichtung 
mit Art oder Züge bear— 
beitet x. (Tara: —) s 

Bau: und Nupholz: in der 
Richtung der Längsachſe be- 
ichlagen, gefägtzc. (Tara:—) 


Gerber! ohe 


Bremen 


29 
205 


367 
40 

15 

78 

{ 61 
130 





— — — —— 


364 

18 
13,033) 
80 

50 
3,018] 


47,770 
54,650 


343,442 
92,986 





run, (en — — 


Hamburg- 


den deutichen Zollausichlüfien 





Altona 





101 
926 


8,962 
1,255 


1,716 
3,515 


1,693 
1571 


4,557 
9,679 
6,398 
6,136 
45,021 
16,655 
68,616 
1,292 
47,404 
1,251 
18,837 
3,439 


9,374 
665 
13,002 
289 
23,210 
11,325 





171,488 
514,217] 
I 








den — 

übrigen | Däne: 
Zoll: | marf 
aus: ı 
ſchlüſſen | 
— 61 
— 47 
— 198) 
4 12 

= 55| 
6 215 
— tot; 
103! 1,042 
28 132] 

52| 4,077, 

1 + 

6791 2,148) 
88 997, 

9 4 

= J 
1) 20 
106 

86 354 

24| 301) 

| 

3 934, 

1260 108 

3 348 

— 45 
246) 76 
166 954 
»,125| 12,293: 
704 18,595, 
187,044| 2,335) 
697| 26,302) 


Einfuhr und Ausfuhr des Deutichen Zollgebietes 





Einfuhr und Ausiubri 


Nor 


wegen 


1 


56,958 
3,971 


571 


881 
974 





Schwe⸗ 
den 


206 
| 4 


141 


330 
55 


684 


2,370689 
4583 





“ 
— 


117412 





1 




















— 
Rußland Unge 
\ 
1 7 
88 3 
[) 

5,519 19.61 
155 er 
11,813! 1, 
18 24 
4,533 4 
137 1.55 
2,161 1572 
56 et 
23,663 13.9 
129] 1,073 
979 274 
3,029 15,108 
2,315 2.48 
en 9,159 
438: 1.65% 
84 2,100 
14,664 13,01€ 
22 2.2.01 
1,742 274 
1,322 PET 23 
— h@ 
418 1,502 
9,099| 339,52 
1,054 7817 
11014216) 5,023, “13 
10,517] 281, (73 


i 


16,158 


| 
2,939,685| 3,220.) 


84,50, 





eien Berfehr von resp. nad) 








Schweiz 





24 
193 


176 
181 
466 
651 
321! 








977 
1,323 
77 

76 
1,968 
1,092 

| 
34,486) 


155,272 


71,803 
239,107 





Frankreich Belgien 


308 
409 
500 
2,266 
677 
565 


13,096 
6,005 
573 

11,959] 
19,683 
5,844 
1,694 
54 
4,923 
18 


3,374 
8,562 


169,550 
376| 


37,919) 
650,948 


820,147 








440 


1,078 


589) 


2,075 


42 


1,473 
2,478 
118 
1,033 
150,533 
7,229 
11,930 
142 


3,176: 


82 





| 


1,935 


4,467 


10,648 

286 
l 
73,860 


4,180 


15,713) 
600,969 


50,642 
553,323 














den Groß⸗ 

Nieder: | britan- 

landen nien 
18 34 
209 957 
1,051 901 
508 118 
350' 442 
335) 882 
66 187 
195 53 

| 

on 
286) 162 
890 712 
282 82 
17,013: 7,199 
376 877 
14,803 52,446 
189. 45 
1,125 5,368 
595 9 
732 5,396 
2,866, 1,546 
1,650 5,176 
168 454 
581 564 
70 146 
29,950 1,535 
1,612: 2,790 
73,515. 19,606 


590,900) 317,792 


77,380) 


3,196) 
267,075) 83,575, 





| | 


Spa: 
nien 




















den Ber: 
einigten 
Italien Staaten 
von 
| Amerifa 
| 
„ = 
565 1,1135 
158 67) 
17 
8 105 
(64 313 
= 3 
282 — 
200 139 
514 351 
104 — 
1,554 22 
109| 4,659) 
64 22 
32 1,597 
42 cd 
80 655 
= 9 
3,516 30 
29 148) 
| 
| 
300) 634 
50| — 
1409 — 
— | 264 
2,312) 110,755 
5,076 6 
| 
4,991] 106,318 


übrigen 1885 
‚Ländern | 


* Summe 


> 





— 6,284 
27% 6,006 
840° 38,773 

2! 4,388 

4 18,305 

wi 9,417 
54 11,473 

2] 5,740 

47 22,585 

g 54,894 

50 27,497 
3,010, 288,170 
I 54,068 
2511| 171,535 
16) 13,510 

2,910 70,387 

— 4,649 

| 

3,532 73,510 

J 24,655 

137 42,262 
— 12,290 
24,459 57,637 

— 2,786 

1,965 652,055 

— 34,457 


897 


Summe 
1884 


38,220 €, 
7,406 U. 


19,877 €. 
10,995 U. 


11,831 €. 
6829 U. 


69,704 E. 


50,067 A. 


442,512 €. 


79,224 N. 
59. 111 €. 
4,615 A. 
83,898 €, 
24,277 A. 


E. 


A. 


3,716 
11,578 
51,165 €. 
5,018 U. 
656,797 E. 
48,519 A. 


58,964/16,696,633|12.132,364 €. 
| 2,914,41512,997,595 N. 


8,724 10,144,987[7,334,004 €. 
4,453 2,520,688]2,940,5374 9. 











— 
898 Einfuhr und Ausfuhr des Deutſchen Zollgebietes 
. IE TEEN — — — Einfuhr und Nusiuhnie 
den deutſchen Zollausichlüien | ; 
| | j 1 

Vaarengattung den | Delle 
{ art | ine . - 

(Menge von 100 kg netto) ı Hamburg: übrigen zalles Nor⸗ Schwe Ruß⸗ rei 
Bremen non oü⸗ | mark | wegen | den land 

aus: Ungarn 


ſchlüſſen 


Tiſchler⸗ 2c. Arbeiten mit Aus- 
ſchluß der unter Nr. 433, 
435 u. 440 genannten 


Fournire von Holz, geichnit: 
tene; uneingelegte daran 
bodentbheile — 


Möbel u. Möbelbeftandtkeile 
von harten Hölzern, auch 
fournirte Möbel 8. . . 


Holzwaaren, feine, mit Aus— 
nahme von Spielzeug . 


Korkitopfen; Korkſohlen ꝛc. 


14. Hopfen. 
Hopfen (Tara: 3%) . 


15. Inſtrumente, Maſchinen 
und Fahrzenge. 


Fortepianos und Klaviaturen 
Andere ———— — 
mente 


Lokomotiven u. —— 
auch Theile davon . 


Nähmaſchinen u. Theile von 
jolchen . — 


Dampfleſſel mit Ausſchluß 
der zu Wr. 457 und 465 
gehörigen (Zara: —) . 

Andere Mafchinen und Ma- 
ichinentheile ; 


darunter: 


AndereMafchinenzce.: überwie— 
gend aus Holz (Tara: 6%,) 
Deßgleichen: iiberwiegend aus 


Gußeiſen (Tara 6°%,) 
Dehgleichen: überwiegend ans 
ichmiedb, Eifen (Tara: 6%,) 
DVehgleichen: überwiegend aus 
anderen ımedlen Metallen 


— ——— — — — 


— un ⏑ fu 


3,304 
3,567 


163 
1,715 


318 
1,065 


201 
231 


4,355 


61 
586 


98 
2,453 


94 
234 
253 
310 








1,631 
2,582 


1,630 
9,951 
722 
56,245 


2,048 
1,076 





8 
12,078 


561 
532,559 
233) 
16,444 
1,925 
1,683 
17,168; 
16,233 


353 
3,22 


27,371 
49,072 


1,495 

} 

19, 335) 
40,930) 
2,428 
5,202] 
371 
945) 

| 








172 
48. 
l 


Aa 
—— 


— 
vw 





>) 





185! 





1,364; 
1,779 


3 
375 


27 
115 


48 
521 


58 


3,675 


650 
a7ı 


549 


34 
1,045 


2,1553 


1,2951 
11,209 


130 
235) 


1,095 
7,931 

67 
2,975) 


68i 


107 


296) 








384 


0,658 

2,527] 3,660! 
— 19 
405 524 
3 183 

863 696 

3 98 

7723| 2,095 
126 245 
26 94 

— 12 
2,886| 10,249 
6 5 
1,6651 1,887 
1 8 

574 2,455 
4335| 6,077 
16 18 
4,252| 6,279 
305| 1,984 
132 609 
23,246) 78,344 
29 50 
3201 5,637 
672 406 
20,125! 64,329 
22 147 
2,459) 7,290 
9 6 

192 588 








37.68 
L — 


8 
680, 


13.63 
6,23: 


IR 
5,553: 
25% 

428: 
7,20% 
1,3% 
4,258 

1% 


5,523 


12,90) 
I 28,034 


1,373 


10,18 


—— 


L1 
13.28 


a. u z 


























im Jahre 1885. 899 
eien Verkehr von resp. nah 
| | 
| den Ver⸗ 
den | . einigten! den = - 
x | Frank j Großbri⸗ Summe Summe 
Schmwei Belgien | Wieder Shani ion ı Staaten! Apri . : 
chweiz 9 re asien Spanien! Ftalien Ay — 1885 1884 
| anden Amerila Ländern 
| | | | 
| | eo 
1,927 3,603, 9,783) 4,858) 2,631 2 404 887 70 88,360 - € 
is N SFT 15647 6965| 404 2,075) 1,425] 1,809] 153,915 — A. 
| | | | | 
146, 5,370 20 4 ss 2 ii — 7,378 6,879 €, 
479) 467) 108 505 96 12 5 — 10 6,261 10,584 N. 
1 eb ah 4581 — 25 514 3 7,897 6,569 €. 
1929 1274 619 or 6771 4356 264 36| 1,084 26,724 26,942 9. 
41 105 382 17 382 — 193 10) 78 5,083 5,496 €. 
1,077 7,870 2,286 4,109) 14,941) 1,128 447 257) 2,852 98,735 130,002 N. 
518 1,901 35 80 59, 9,986 20 — 122 15,490 14,707 €. 
121 10 30) 37 6 — 15) 38 305 2,839 — A. 
| 
3» ma 21 8 2 — 8 — 188481 13401 €. 
3,529 15,122 we 6,134 38,956) 110 1019 5,549, 2,144 126,728| 115,155 U. 
| | 
43 333 68 59 133 — 5 15 5 1,349 1,545 €. 
1,169 535) 1,374| 4468 9,370 406 2,394 321] 7,186 68,249 69,664 N. 
5800 25658. 233 4 56 — 4 1731222901 2242 6. 
6 1 6 92 2 DIT 776 2,297 won 35,191] 38,948 9. 
sa he 310 — — 10 — 214,0100 24,526 €. 
3,566) 8,478) 1,5453 4,172 80 1,000, 25,746 a 7,069: 68,276 99,122 A. 
154 586) 200° 203 4,254 2 14 2936 — | 297,345 — 8 
3,257 6879| 3,784 4805| 1,842] 1,985 4,299 57 5,394) 65,575 — u 
538 s5 882 189 300 — = ii — | = | 2,663 829 €. 
1,239 254 3251 2,403 10 52 624 0 — | 452 16,129 18,435 U. 
| | | 
31,014 18,024) 36,620 9,078 175,140 81 576 3.500 356 320,431] 368,637 €. 
23,469 80,313) 41,85% 29,850| 15,491| A1,1sl 472,278) 3,749 24,225 579,138 725,513 9. 
| | | 
25099 1,2311 1,808 632) 20571 — 6 9 13) 34,968 37,223 €. 
so LEI 5 5 2 255 26,139 — A. 
24,837, 10,960 29,204 7305 139,615 sı 484 2296 234 249,060—1 293,295 E. 
19,418 62,950) 35,565: 23,121) 9,155) 8,651 32,329] 2,917) 17,232 465,571 — A. 
3,374 4337 4944| 1,028 13,569 — 25 94 105) 81,783 33,920 €. 
a 15,187 4,592 4,7853 257 2,420 9,261 | 6,218) 82,137 — MM. 
204 1,496 489 13) 149 — 4 146 4 4,620 4,074 €. 
405 545) | 453) so 23 187 8 J 5,291 — 1. 
| | | | 





















































— 





900 


Waarengattung 


Eijenbahnfahrzeuge 


17. Kautſchuckn. Guttaperda, 
fowie Waaren darans. 


Kautihud und Guttapercha, 
roh oder gereinigt - ’ 


18. Kleider und Leibwäſche, 
fertige, and) Putzwaaren. 


Kleider, —— u. m 
waaren 


Leinene u. baumwollene Leib— 
wäſche; auch Papierwäſche 
u. ſog. Bummimälde . 


Herrenhüte aus Filz, — 
und ungarnirt 


19. Kupfer zc. und Waaren 
daraus. 


Kupfer, roh oder als Bruch 


Queckſilber 


Kupfer ꝛtc., geſchmiedet oder ge— 
walzt in Stangen u. Ble— 
chen, unplattirt . 


Grobe Kupferſchmiede- und 
Gelbgieherwaaren 


Andere Waaren aus Kupfer xc., 
mit Ausichluß der unter 
Ar. 516 genannten, ſowie 
der Geſchütze u. Munition 

Waaren aus Aluminium, 
Nickel; feine Waaren aus 
Atfenide x. 

20. Kurze Waaren, Quin— 
caillerien :c. 


Waaren, ganz oder theilweije 
aus edlen Metallen ꝛc. 





— — — — — — — — —— 


den deuſchen Zollausichlüfien 


Bremen 






































Einfuhr und Ausfuhr des Deutihen Zollgebietes 


Einfuhr und Ausfuhr u 





| den ı 
übri igen Däne Nor: 
Hamburg: ' Bolle | marf | wegen 
Altona ' ande | 
ſchlüſſen 
Werth * Werth —— a 
1000 5 1000 1000 5,1000 |;5 | 1000 
“a Pam “>| 
— 2 Ü,s — — 47 277 — — 
— lisl s2— Isj i— — 
112 6 | — 
53 = — | 1 ı 
| 
80) 346) 2 2 — 
4,217 6,602 2 624 207 
5 62 — 1 — 
164 — 497 28 
9 33 — 61 — 
6 al — 298 27 
406 17,960 9 260 1,395 
140 2,605. ee = 
6 126 — — — 
— 3 — 5 — 
17 185 — 1 — 
1,746 5,595 83 = 1,659 
44 600 —1 3 — 
443 2,552 24 3031 224 
36, 272 — 2 — 
476 4,288 110 802 319 
18 169 1 lt 
209. 6,261 362 37 
12| 39 — ll — 
10 70 — 166 — 








Oe ſter⸗ 
reich⸗ 
Ungam 


Br: 
th 


J in 4 
| 10043 | 
a 


#173 


Mengen voa 








| 

Schwer | Ru: 
den land 
Bert Wert 

8 —J * erth 

5 1000 75 1000 
“| Al |“ 

— — jt0l 28) 

— 142 

l 27 

9 5 

— 541 

1 1 

Tı8 86 
u 

2 “ 

1,666 = 

78] 6992| 

— — | 

3 7 

1,517 4,892 

10 12 

1,1572! 1,589 

5 63 

1,129 301 

—1 11 

312! 1,322) 

1 7 

14 27 





In» 


347) 


t0h 














Schweiz 


tim 





seien Verfehr von resp. nad 9 





| Frank: 





23 


rei 


190) 8) 


00 kg netto 


34 
28 


194 
3,729 
23 
1,281 
17 
18% 


122 
1,483 


40 
su 


62 
6 





1,230' 
18 


677 
1,280 





197) 
252 


86 
46 


2,534 
569 


1,271) 
623: 


2,079 
554 





1,967) 
1,996 


&04 
1,455 


39 
(03, 





ich Belgien | 








Werth , ® 
ee en 
1000 15) 1000 5 
| MM 
2— — 10 
3552! 160 — 
161 1,324. 
23 14 
169 296 
1, Ar 9,681 
7 23 
r 2,250 
20' 7 
181 625 
| 
10,981! 23,558 
6712| 2,055 
23 72 
— 2 
69 13 
3,084| 3,604 
388 116 
2,9731 1,337 
224 150 
2,755 2,209 
93 52 
1,199 1,844 
i 
| 
13 3 
50 It, 





den 
Mieder: 


in Jahre 1885. 








Groß⸗ 


bri⸗ 


landen | tannien 








_ | 


14,292) 
271 

| 

| 


234) 
10,072) 
47) 
#17 
> 


27 
26 





61,787 
3,066 
1,026 





166 
766 


1,962 
538 


656 
2,556 


292 
526 


2, 


= | 


Le} | 
* 
on 


85 


52 


l 





| 


ve 





5 





6 


2 


155 


Spanien! Stalien 


Werth 
in 
1000 


9 
688 


140 


15 


18 
1,585 


1,262 





| den Ber: | 


einigten 
Staaten übrigen | 


— 
— 


| 





| 








Stüd 


bon 


' Amerita 





26 
3,899 








I 
den | 


Ländern | 





Summe 
1885 





* wer * wer 
"= | 1000 5 | 1000 
| t 
15) | | 'n 
—| — ! 62] 346, 
78) 26 67\611]2,889 
61 23,562 
“ ‚358 
| 
2 2,233 
776 46,008 
1 393 
182) 10,414 
— 454 
4 2,675 
849| 131,684 
511 57,062 
— 4,866 
4 44 
— 1,882 
9806| 31,774 
— 5,514 
zı8l 17,999 
10 4,997 
1,556 27,820 
21 2,263 
1,560 22,055 
4 298 
| 823 


Sunme 
18354 


' Werth 
= | Aa 
5 1000 

se 


190, 123 €. 
1018135,1519. 


26,697 €. 
2,178 A. 


2,159 
52,126 


242 
11,253 


483 
2,867 


138,188 €. 
69,055 A. 
4,273 €. 
69 A. 


2,628 €. 
— A. 


5,027 E. 
10,706 A. 


288 E. 
BITM. 
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— VEN Einfuhr und Ausfugrt 
den deutſchen Zollausichlüfien | | 



























































Waarengattung | kn |....| „ha Fr 
j * übrigen Düne | Nor: Schwe⸗ | Lecert 
(Menge von 100 kg. netto) Bremen vamburg— Boll- | mark wegen | den ı Rußland | Ns 
Altona | aus: | | 
ſchlüſſen | 
_ 3 so) a en ee — 
Stutz- und Wanduhren . { 14 2,198) | oo 12| 905 2,179 12 
Waaren aus Geipinnjten in zu | | | 
: A 11 76 _ | 1 — 1 13 2 
Verbindung mit and. Mate | | | 5 * 
rialien, nicht beſ. tarifirt . 550 — ° “2 a 22 u 
Stüd Stüd Stüd | Stüd ‚ Etüd Stud | Stüd Stud 

Taſchenuhren, auch Werte u. 575) 6,310' 8 31 — 3| 66) 18 

Gehäuſe zu jolden . ? — 6,049 85| 1,814 6 64: 2,851} 2 
i | ! | 5 

21. Leder und Lederwaaren. Mengen os 

Leder aller Art, außer Hand: | 199) 3,616) — 22 4 613 * 
ſchuhleder, gefärbtem ꝛc. 2 5022| Pr Pr 1,529 24 
Leder, Sohllder . . . | t 9— — | ' 

Brüffeler u. däniiches Hand- | A i * 

5 405 — 6 — 3 214 2 
ſchuhleder; gefärbtes, jowie . En 
alles fadirte Leder x. . . os — — ai 514 ei * 

Sohlleder mit Einſchluß von 89 9,743 1 I — 5 £ 
Bacheleder UNE 577 1,647 14| 177 l 87 85 1,0M8 

Unbehaarte, halbgare, ſowie | ’ = — Br ß 
bereitö gegerbte ꝛc. Biegen: | 8 2 12 ie . — I 
und Schaffelle (Tara: 2%,) J | 

N 58 4 — 6 1 3 15) Sg 

Grobe Lederwaaren 397 1,380 J 330 29| 487 vr ass 

Feine Lederiwaaren mit Aus: 47 891 3 29 — 6 14 1.668 
ſchluß der Handihuhe . 1,294 16,505 4 778 192] 955 501 ‚057 

: 2 30 — 20 — | — - 7 

Lederne Handſchuhe { 2801 34601 — > 28 1 Re 

22. Leinengarn, Leinwand 
und andere Leinenwaaren. 

Jute- und Manillahanigarn, | al 
eindrähtiges, ſowie gezwirn⸗ 3 357 1 — — — 113 2 
tes, nicht accomodirt: un— 27 522 — 15 4 2 21 11.588] 
gefärbt, unbedrudt, ungebl. ! 
— 3 I. 1 Te 2 25 

gefärbt, bedruckt, gebleicht 5 0 — s | — | 4 A 

Leinengarn, ungefärbt, unbe 15 409 — — — — 549 21.1 

bedruckt, ungebleiht . . 25 200 — 218) 40) 1085 74 au 
_ 15] — — = 1 — 1% 

— gefärbt, bedrudt, gebleicht { 2 | — 471 284 808 28 — 
— 1 118. elta 2 Su, 

Nähgarn und Nähzwirn { 16 2 — | 125 10 Er 2! * 











im Jahre 1885. 903 
seiem Verfebrnontp nad —[——— — * 
| | | 
| den Ber- 
den Grob: ee d 
_ einigten N | Summe | Summe 
Schweiz Frankreich Belgien | Nieder- bric Spanien! Jtalien | Staaten | übrigen 1885 1884 
landen |tannien | von Ländern 
' Amerifa 





7 

548 

25 

283 
Stüd 

113,238 

17,360 


00 kg 


317 
4,859) 


64 
841 
123 
695 


27 
10 


104 
3,792 
103 
1,295 


1 
54 


159 
459 


218 
457 


93 
16 
42 





netto 


1,672 
2,087 


2,708 
2,548 

174 
1,986 


3,653 
24 


314 
255 
1,030 
1,632 


39 
20 


1,966 
29 


16 
2,054 
7 


100 


7 
⸗ 


1,087! 
53) 





6,183 


629 


| 
424 


1,594 


1,141 
59 


378 


271 
213 
394 
1,559 


MM 


51 


12,221 


8 
29,554 
”4 
266 

& 


4,508 
8 





11 
1,127 





24 

732] 
Stüd | 
82! 

54) 





977 
‚209 


510 
269 
339 
598 





80 
28 


| 
8 
3,699 


82) 
1,628 


Stüd : 
101 
3,292, 


10,403 
2,106 


975 
7,589 
2,558 
2! 
12,163 

18 


560' 
352) 
398 
9,073 
13 
332 








— 5 


449 195; 








— 
62 622 


Stück 


127 


20 
4,556 


2 21 
2,5853 





43 
+65 


50 


3 
155) 


7299| 
13 


532 
35 


1,908 
165 


13 
1,193 


153 

















1,209 





141 €. 
17,897 A. 


786 €, 
31,349 A. 
Stück 
— E. 
— A. 


23,732 E. 
36,549 N. 


4,759 €, 
24,866 N. 


14,207 €. 
‚222, 


25,258 €, 
896 A. 


3,763 €. 
13,438 A. 


4,447 E. 
48,154 A. 


578 €, 
2,5719. 


— E. 
A 


A. 
132,349 E. 
13,860 A. 


9,517 €. 
5,628 1. 


8,190 E. 
W310. 


904 





BWaarengattung 
(Menge von 100 kg. netto) 





Seilerwaaren 


Jute- u. Manillahanfgewebe: 
ungefärbt, unbedrudt, uns 
gebleicht — 


— gefärbt, bedruckt, gebleicht 


Leinwand, Zwillich, Drillich: 
ungefärbt, unbedrudt, un— 
gebleicht ee 


— gefärbt, bedrudt, gebleicht 


Yeinener Damajt ; verarbeite- 
tes Tiſch-⸗, Bett: u. — 
tüccherzeug . . 


25. Material- u. Spezerei-, 
auch Konditorwaaren :c. 


Bier aller Art, auch — 
(Tara: 30).. 


Arrak, Cognae, Rum, Bra 
branntiwein 


Spiritus, roh und raffinirt 
(Sprit) . en Ss 

Vorſtehend nicht — 
Branntwein . . » 


Wein und Moft in Fälfern 
Schaumwein in Flaichen 
Anderer Rein in Flafchen . 


Butter, auch künftliche 


Fleiſch, ausgeſchlachtetes, fri— 
ſches und zubereitetes . 


Fiſche: gejalzene (mit Aus: 
nahme der Seringe), in 
Fäſſern ꝛc., gerüucherte ıc. 


Sitdfrüchte, friiche . 


Korinthen 


Bremen 


60 
2,930 


64 
855 


49 


22 
WIE 


19 
1,208 


-) 


248 


1,326 
58,265 
14,344 

54 

74 
5,473 
120 
5,193 


35,313 
5,673 


85 
126 


429 
7,255 


831 
166 


514 
—2 


1,151; 
4,564 





1,610, 


5,867) 





Hamburg 
Altona 


| 
3,082 
10,890 


7,559) 
670 
198 


9,373 
3,568 





162 
5,555 


43 
1,747 


3,729 
442,477 
8,816: 
90 

93 
181,373 
825 
4,729 
50,865 
7,594 
1,037 
716 
1,490 
3,845 
2,492 
115,033 


18,617 
50,201 


5,810 
3,592 


59,169 
* 


24,362 


ſchlüſſen 
t 


den deutichen Zollausfchlüfien 


Boll: 
aus⸗ 





37 
8,526 





mark 


264 
877 





i 





Einfuhr und Ausfuhr des Deutichen Zollgebietes 








Einfuhr und Ausfubr ir it 


den 
„| übrigen Däne | Nor= | Schwer 


wegen 











ben 





11 
465 





158. 


12,964 
239 


271 





126 





644 
| 


Oeſterreich 
Ungarn 







117,29 
23,50 


is 
; 


13,0% 
1-3 
N * 
144 
hf 
1%] 


1,466 


23,8 


im Jahre 1885. 








Aweiz Frankreich Belgien | 


den 


Nieder: 
landen 


GBroß 


bri- 


tannien 


Spanien Italien 


den Ber: 
einigten 
Staaten 
von 
Amerifa 


ben 
übrigen 
Lündern 


Summe 
1885 


Summe 
1884 


— — — — — — — ⸗— 7,t — — — — — — — — —— — —— — — — 








I 
207) 
67,982) 
79 
306 
14 
49,428: 
I 
349) 
1,456) 
4,356! 
48,975: 


282 

> 

417 
i 





Annalen ces Deutjchen Reiched. 


292 
2,578 


32 
190) 


11 
20 


173 
150 
213 
26 
59 
46 


696 
555,905 


16,099 
52 


701 
537,801 
1,891 
1,954 
266,578 
25,164 
234,177 
"2 
3,187 
910 
2.823 
1,798 
1,794 
12,374] 











216. 
336,897) 
307; 

i J 

40 
10,062 
111 
853 
8,142 
9,689, 
87, 
874 
207 
2,537, 
3 
4,462 
3,169 
5,322 
1,483 
68 





4,307 
90 
3,104 


157) 
2,902 
1,329 


272 





vn | 
*24 


1, 4 
1,241] 


| 
8 


646 


- 
rin 
= 


3, 
151 


| 


206 
50,464 
10,056 

151 

41 
608 
788 
820 
9,104 
9,124 

178) 
1,856) 


979 


le 

7,901 
3,954 
605 
2,769: 
1,870 
45,340 


287 
N 


10,439 





| 
8,455 


1886. 


1,564 
1,07 


9,455 
24| 


5,497 
132 


1,694 
472 


[> =} 
— 


7,402 
14,853 
6,533 
104 
118 
21,806 
297 
304 
6,708 
4,627 
ug 
8,547 
204 
13,051 
59 
4,528 
2,068 
697 





270 
10 


— | 
soil 
| 


— 


— 


1,168 
116 


40 
510,528 
5 

64 
34,242 
52 

20 

66 

29 


25 


6 
1,557 


86 


13,682 
23 
22,235 
19 

88 
30,346 
276 
23 

55 


149 
218 


18. 














24 


47,157 


365 
25} 


ei 
1— 


2,807) 


3 
1,198 
8,888, 
579 
5531| 
61 
1,406 
4 

120 
500 
865 


1,281 
36,862 
19,163 

2,872 

12 

1,068 
22,775 
11,492 


2,440 
11,706 


242 
6,190 


131,631 
1,606,522 
56,971 
1,499 
1,149 
876,504 
5,124 
18,975 
144,677 
25,817 
13,752 
1,359 
44,242 
42,840 
140,687 
44,966 


84,276 


66,043 
6,113 


151,378 
126 
717,876 
16 


4 


15,243 €. 
35,915 A. 


— E. 
— A. 
— € 
— A. 


62,837 €. 
15,421 N. 


2,443 €. 
13,041 9. 


217 E. 
5,680 I. 


136,451 E. 
1,433,267 I. 
65,667 E. 
1,443 9. 
10,228 €. 


749,895 A. 
537,308 E. 
106,784 9. 
38,439 E. 
13,812 9. 
8,462 E. 
50,287 A. 
37,922 €. 
135,923 I. 
36,946 E. 
89,024 9. 


50,493 €. 
3387 N. 


136,354 €. 
5 A. 
75,867 €. 
234. 





906 


Waarengattung 
(Menge von 100 kg. netto) 


Rosinen 
Mandeln, getrodnete . 


Rieffer aller Art 


Heringe, gelalzene . 


Kaffee, roher. 
Kakao in Bohnen . 


Käfe aller Art . 


Cichorien, — oder ge⸗ 
mahlen (Zara: 12%). - 


Obit,getrodnet 2c.(Tara: 10°/,) 


Chotolade, Kakao, entölter, 
Kakaomaſſe xc., jowie Con- 
ditoriwaaren hieraus 


Stärke, Kulm. — 
Arrowroot 


Körner, geſchroten od. ei; 
Graupen, Gries, Grüße . 


Mehl aus Getreide u, Dun 
früchten R 


Reis 

Kochſalz 

Melaſſe 

Syrup v. d Zuckerfabrikation 


Tabadblätter, unbearbeitete u. 
Tabaditengel . i 


Zigarren . 













Bremen 


Faß 
3,336 
203 





43,254 


390 
559 


den ——— Zollausſchlüſſen 


Hamburg⸗ 
Altona 


35,433 
l 


8,689 
2 


ſchlüſſen 








10,088 


29 


Faß 
96,691 


a 


407,902 
24 
21,737 


3,810 
5,348 
26 
8,261 
17,868 
975 


265 
162 


1,150 
235,051 
582 
19,212 
938 





599,579) 
133,925/ 


5 

3,507 
491,800 
13 
246,083 
15,713 
785 
37,214 
44 


2,087 
1,075 


dent 


übrigen Däne: 


| Boll: 


aus: 


32 


4 


8 


“+ 


55 
94 


58 
132 


19 
u 


30 
316 
1,460 
994 
189 
4,263 


20 





marf 


Tab 
5,938 


1,001 
4 
77 


23 
16 


19,719 
23 
8,726 
23 
27,495 
14,559 
2 


2,825 
29,629 


625 
138 


8 
574 


1 
52 


wegen 


at nn = 


Einfuhr und Ausfuhr des Deutichen Zollgebietes 


Einfuhr und Ausfuhr 


Nor: 


en 


| Schwe⸗ 
od 
| 


Faß aß 
148,469 911 
— 6 
_ 13 
— J 
1 1 
80 67 
3 23 
+ 17 
Ä 17 
— 1 
5,917] 6,920 
— 1 
517 199 
1 2 
120,595] 224,396 

1 — 

— \ 
157 1 
93) 55,541 
464) 153 
3 95 
2 10 
12 29 











land 
























Ruß⸗ Oeſt 


Ungem 


15 
— 38 
I 
li 3 
1 
Faß 
99 
64 A 
Mengen 
5 0 
1? td 
94 ei 
36 + 
31 j 
206 13 
2 108 
65 ‚u 
5 
2 i 
32 1,4 
2,152 1% 
15,431 1% 
645 2,5 
2,540) 184 
‚gi | 13,12 
— #9 
24 
32: 
21321 
23 
— 1 
2 ü 
521 x 
1,035 34 
2% 
N Bu 
2* 5. 


— 


























255 80 0221 3,322 17,376 8,117 1,043 6,823 — 28,866 127,1151 125,195 E. 

| | - — — | — zu — — 23 254 

208 2,493 313 1,224 1 „s16l 420 18,706 — 38 38,623] 40,922 E. 

l 3 2 l | — — — 2 13 EN. 

2 117 136 2,426 17,0 028 11 1 1 914 32,591 — € 

12 u — 4 | — — — — 7 — A. 
Faß Faß Faß Faß Faß Faß Faß a Faß Faß 

5 2,434 652) 193,584 hin 690 — — 137 466 1,023,675] 960,046 €. 

42 1 24 125 2| — | } — 7 1,719 1,206 4. 

00 kg. netto, 

1,783] 98,686 73,788) 3641061 1387000 20 661 9,680] 44,16711,181,196]1,111,083 €. 

22 64 17 2 - — — — 275 2324. 

1,111) 1,238| 1,204! 1,655 5,364 — — 21 3111 33,023] 29,373 2 

en * z | ee: —— * 

26,41 gl 4,861 85 8,617 268 1 232: — — 46,0021 43,944 €. 

4,945 14,761 277 318 285 6 7,345 35 520) 39,986] 44,855 4. 

8 7,737) 1,407 400 — — — — — 9,682 8,489 €, 

13,673 284 9728 2,226 3414 — | 616 1,700 112] 32,787] 43,445. 

7139 2,292] 3,240 5,935 2,228 115 4,097) 1,610 24,385! 252,905] 218,223 €. 

156 161' 20 338 1233| — 5 4 42 2,430 3,243 4. 

391 892 546 3,146 2 — 3 _ — 5,332 5,425 €. 

8 — 7 36 67 U j 9 22 498 5024. 

113) 831 125 521 1397 — 1 411 — 12,669] 13,023 €. 

10, 15] 4,214 1,5729 3,549 27,234| 1,8831 7,239 505 60| 329,576] 332,902. 

368: 18,819 932 10,811 115) — 302| 183 7 59,649] 141,663 €. 

6,941 333 435 686 297 35 J— — 101 42,079] 38, 820 A. 

932 13,309 918 5,187 6241| — | 214 2,268 155) 217,131] 462,818 €. 

14,667 1113| 2,443 68,414] 420,509 1,955 3 18 95/1,290,235[1,314,312 4. 

335 941) 32,19% 105,581 22,008 — 2,696 33) 46,491) 768,073] 803,319 €. 

20 5 3 3 — N | — — 95 286 A. 

11,558 55 66 661) 259,8888 81 — 31) 15,530 301,683| 332,539 €. 

16,638 154) 43,127 80,261 82 ı — 9| 37,418|1,183,398|1,254,039 A. 

— 4 8 — — 3 — — — — 2,840 1,343 €. 

‚9276| 443,918] 86,969 8,825 1,186| — 206 — — 806,591] 292,606 A. 

1 959 6 104 12,688 — -— 2481 61 31,265] 33,732 €. 

247 366 2 100 4351| — 12 l u 2,131 3,255 9. 

60 248 1,091 69,721 769 2 12° 32,644] 4,757) 379,919] 342,486 €, 

7,390 33,446| 3,709 5,041 5499| — 749, — 20° 53,671] 56070 A. 

78 58 120 622) 26 il — | 53 346 4001| 3,579 €. 

si 278 139 76) 244 I | 23 560) 3,511] 3,446 N. 










































im Jahre 1885, 907 

eien Verkehr von resp. nah BEER 

| | — 

* | ben Ber: N 
. Gro | Spa: einigten | den Su S 
chweiz Frankreich En Nieder: brita = en za Jtalien | Staaten | übrigen — —— 
landen von Ländern 
Amerita 





} 











Einfuhr und Ausfuhr des Deutichen Zollgebietes 








Baarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 





Rauchtaback, ſaueirte ꝛc. Taback⸗ 


blätter, Karotten, Kanaſter 


Tabackblätter, ganz oder Een 
entrippt : 


Thee 
Buder . 


darunter bei der Einfuhr: 


Raffinirter Zuder aller Art 


Rohzucker von Nr. 19 des 
Holl. Standard u. darüber 


Nohzuder unter Ar. 19 des 
Hol. Standard . j 


bei der Ausfuhr: 


Kandiszuder und Buder in 


weißen, vollen, harten 
Broden bis zu 12, kg 
Nettogewicht x. . i 
Alter übrige harte BZuder, 


jowie alle anderen weihen 
trodenen Zucker von mins 
dejtens 98%, Bolarifation 
NRobzuder von wmindeftens 
85°/, Bolarijation 
Zuder, für welchen Ausfuhr: 
vergütung nicht gewährt tt 


26. Oel, anderweit nicht ge⸗ 
nannt, und Fette. 


Olivenöl (Speiſeöl) in Faſſern 


(Tara: —) 
Leindt in Fäſſern (Tara: —) 
Dlivendl in Fäſſern, amtlich) 
denaturirt (Tara: —). . 
Palm- und Kokosnußöl 
(Tara: —) 


Kafavöl (Halaobutter) in kon— 
ſiſtenter Form (Tara: 13"/,) 
Rüböl, Rapsöl in Sählern 
(Tara: -) .... A 








— ul —— — a, — 














den deutichen Bollausichlüfien | 
den | 
Hamburg: übrigen | | Düne: | 
Bremen | Altona Bolle | marf ı 
aus⸗ 
ſchlüſſen 
#6 2711 || 
1% 1,154 — 
— sl — — 
1,716 5,145 9 12 
— — = L 
847 5,045 37131 
37,220| 1,120,517 > 26,681 
| 
661 3,748 37 4 
78 7 — —1 
108 1,290 — 126 
| 
| | 
l 
— 253,207 sa 15,641 











3,582 99,905| — 2,3 4 

| 

— 767,1 i 1! 8,665! 

637 : 1,616 9 2 

498 61,366, 37 3 3 

1,384; 8,142 — 34, 
— | —_ R = 

4 

788 58. 237 — — 

5314 10,526 SR 
- „so — — 
2i — FE 

187, 4 5 

1,854 27,018) 24 37 


L | | 












| 
E Deiterr 
Rußland Ung 








Nor: | Schwe: 


wegen den 


u 











— — 19 
— 20 2 
_- — 131: H 
_ — 7 
— — 4 
8,55% 176,019 53, 1868 
— — | 2 
Se | . 
7,853] 73,414] 44,868 
| 
221) 5,901 725 
500 96,705 — 
„| 
— I 15 
2 — — 242 
— 148 84 45 
— 2 231 lt 
5 13: RT 
— — | — 
Pe: — — | ee 
| + 
— — — we 
J 2,772 43.15 
— — — 1 [u 
za — | 3 ı 
= 9 * 
3,379! 528) 32 zus 


















































im Jahre 1885. 909 
er Verkehr von resp. nad) — ae 
| | | 
N | | ı den Ber: | N 
en _ I: einigten en = © 
weiz | Frankreich | Belgien | Nieder: Grob» er Italien) Staaten |übrigen| Summe | Summe 
| | fanden | britannien| nien von Rändern] 1980 1884 
Amerika | 
! | | 1 f 
2 213) 0 28 89 4 — — 8 LM 456 4,718 E. 
69 2,585 130 22 2 = — 4 40 3,877 2,5754. 
— — — 4 ı — | — — — 6 3 €, 
— — | 268 3,124 6,29% = — — — 10,270 9,440 N. 
13) 42 66 3615| 6,924 2) 33 — 195 17,894] 15,604 E 
15 2 | l — | — — — 63 ag N 
87 3,886 208) 10,766 14,825 ii — 9! 1,216 37,008] 33,876 E. 
7,058 50,557| 72,636 226,864, 3,231,255 538 1,118| 183,802) 9,119: 5,295,471|6,386,289 N. 
74 3,459 127 4,699 174 li — 6 7 13,027} 13,515 €. 
— — _ 9 3 — — 1 50 177 183 €. 
| i N I 
13 427 si 608 140 — | — 2 1159 23,894] 20,178 €. 
| | 
| | 
| | 
| | | | 
15,398 19,530! 32,563 28,417) 11,707 949g — * 8,079 615,375] 802,998 A. 
| 
| | | 
’ I i 
+01 8,504] 1,857 2,689 106,861 459: 1,118 515 739, 237,629] 336,223 9. 
I 
1,222 22,623| 38,580. 195,562 3,112,687) — — 182,827 500 4,442,047[5,246,619 8. 
37 50 36, 196 — — — 420 449 A. 
| | 
536 3,659] 68 182 4701 204: 17,224 — 120 27,155] 22,068 €. 
37 6, 59 520 — — — — l 2,984 4,6094. 
‘ h — 
593 630 11,305 155,012! 147,669 — 1 215 - 383,108] 382,800 €. 
42) 56 ti 55| | — 76 — 1,278 1,308 A. 
| | _ 

361 23661 1,323 1,056 2,419 20,875, 24,599 20 800 71,578] 67,579 €. 
_ | _ _ | _ a in — — ——  % 
— 181 1,125) 9,096 43,137) — — 301] 9,375 122,243] 95,001 €. 
7,492 4,527 72 55) 161) 1,955) 187 — 1,542 73,609] 63, 475 A. 

45 3 J 625 Be — — 1,346 — €. 
or — — m ) = — 18 — A. 
83 121] 6,595: 280 42 — 4 — — 7,366 6,651 €. 
1,687) 90 30) 357] 37,584 — 4 426 23 73,275] 56,670 A. 








910 Einfuhr und Ausfuhr des Deutihen Zollgebietes 











Einfuhr und Ausfuhr i 


an 
Nor: | Schwer | Rußland Defterreid 
wegen | den Ungarn 


| 


den deutjchen Bollausichlüflen i 
| den 


Hamburg: Übrigen Düne: | 
mark | 


Vaarengattung 
(Menge von 100 kg netto) 





Bremen 


u 





) 
Altona | aus 
ſchlſſen 
































Schmalz von Schweinen und a. e c — | yag 
Sänien, ſowie and. — | — — * 9,279 = _ = 
artige Fette 2 | \ | 

Stearin und Kalmitinfäure, ’ | | 
Paraffin, Walrath u. ähn- | a ae 8% . — = z en jr 
lihe Kerzenitoffe i | , | | aa 
ie 5 53,905 ;, 1 

Fiſchſpeck, FiichthranTara :—) | — * * — em 2 449 — 

Talg, auch gepreßt (Tara: 2495 12,094 61 871 6 18 6,067 14 

Mn 53 347 7 17 I {02 —9F 

27. Papier⸗ und Pappwaaren. | | 

FERNE Se = 2 — 476 16,596) 1,9209 — | 

Holzſtoff, Strohſtoff x. 2 9292| — 135 | — | 17,248) 192 

Graues vSoſcpopier, Bad: 11 1,092 1 56 59 223) 4 388 
papier . . Fr 1,695 53,394 161 558 45 391) 243 3,204 

Bappen, mit — von I; | | 
Asbeit-, Dad): u. Asphalt— | 8 1,051 — 3 — 11 — | be 
pappen, ———— 1,695 20,918 9) 2,268 224 269; 832 1,8 
und Prehjpähne . | | 

Schreib, Drud- u. Zeichen. | 
papier aller Art; Papier 116 1,033 1 83 — 172 5 5 
für ichriftliche Yusfüttungen 7,891| 131,742 127) 3,042) 4911 4,551 1,149 5,454 
vorgerichtet } | | 

N 20 149 — — — 3 1 8 
Bapiertapeten { 619 662 5 284 ri 421 >80 2013 
| | 
29. Petroleum. | | 

Petroleum und Betroleum- 97 998) ni = = > i 337 
detillate, mit Ausnahme | ee m 18,808 43 \ Ia ac = 
der Schmieröle (Tara: —) \ ® ‘ | Se 

Schmieröle, mineraliihe . a —— * u Pr 

30. Seide und Seidenwaaren. 

Sloretfeide, ungefärbte, ge» — J— 2 * = 
kämmt, geſponnen oder nt 29 2 = N 
gezwirnt 

Rohſeide (Greze), aigehsp — 2 — — — 
oder geiponnen . 3 3| — — — 10 

Seide und Floretſeide, ge { — 18 — — 2 -- 

— 4 21 


fürbt; Lacets. 











tien Verkehr von resp. nah 

































































| | den Ber- | den 
den einigten | übri- ee 
| Groß: | Spa: Stan Summe Summe 
; 3 * ien Staate en 
chweiz —— Belgien Pe I6ritannien | nien Italien n 3 1885 1884 
| landen | Amerika | dern 
| | | | | 
60 63 40,071 750 7,68. — | 140) 126,565 ı 856,498] 238,315 €. 
134] 9 4 8 J— — * 319 196 N. 
| 
25 428 1,943 5,759 3,159 1 — 4,137) — 21,687 — €. 
242) 94 35! 355 95 su 48 — 226 7,021 — 
30 639 3,999 12,560 9,644 — — 4 933 114,0931 108,695 €. 
76 10) 10 99 — | — io — 41 4905| 6,1500. 
986,079 5,349 522 18073 — — | 1601) 6,192) 56,415] 63,458 €. 
418, 60 322 2! — 10) — 2 6,260 4,750. 
| | 
| | | 
| s 
562 3 4077 — 1 — — 2 — 645591 41,001 €. 
25,501| 87,000 20,888i 9,678| 43,555] 1,997 135,222 3,2701 — 302,578] 256,669 N. 
855| ee 1 — 7 ı — sl — € 
6,589 4,505 16,185] 9,239] 27,605) 1,126 1,901 407, 1,500) 128,696] 118,762. 
| 
179 279 24 158 5a — 15 256 — | — € 
4,718 7,268 2,295 5,449 84,762) 801 196 135) 1,560) 135,289 — A. 
| | | 
2,813. 2,955 319 547 372] — 45 6 — 14,088] 14,190 €. 
2,8022 3,221] 2,674| 31,754 24,254) 2,223| 2,060 182) 8,200 236,462 — 1 
| | | 
5 818. 78 33 BE — — 15 — 1227| 1,214 €. 
1,082 1666 1917] 5,903 710 73| 1,318 124 324] 24,2881 25,742 9. 
01 | 
| | | | 
6,284; 1,657! 502,033] 150,449 3,93 — 3,72911,950,577| 39,996| 4,821,791] 4,625,477 € 
203; ai 28 327 1 — 31 — 27 vass|| — A. 
>40 1,972] 24,960| 42,374] 47,161 20 — 30.438 509 307,164|| — E. 
1,557 525] 528 7531 9 7 150 4 54 8,592 3,1351 N. 
N 
| 
| | 
7,272 1,905 62 8 252 — 1,100 — — 11,9981 15,600 €. 
1,459 1,501 174 I 391 + 13 3 — 4,271 — A. 
7135| 2,57: 73 42 co — 650220 | — 17,361| 25.022 €. 
253 132 59 5 213 — 28 35 — 2,859 — 
487 145 2 4 36 — ii -|- 700| 1,011 € 
507 54 77 54 358 18 49 l N 2,543 2,886 A 














— en Vo nk 
= 
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| — —— Musjube in 
den deutichen Zollausſchlüſſen | | | 
| —* Däne | Nor: — Oe ſterreich 
übrigen “ E | 
Bremen | damburg- Zoll | mark | wegen Rußland Ungarn 

Altona | aus⸗ | 


ſchlüſſen 








Waarengattung 
Menge von 100 kg. netto) 



























Seidene : Zeuge, Tücher, N | 
der, Shawls ıc. $ — 64 
Seidene Poſamentier- * = — | — * = 
Knopfmacherwaaren. — 26 — 66 23 
Spitzen, Blonden u. Sticke— 
reien, ganz oder theilweiſe — — — — — 16 
aus Seide, außer Verbind— — 2 3 is 27 23 
ung mit Metallfäden . | | | 
Gaze, Krepp und Flor, ganz = un re w | Si 
oder theilweife aus Geide | ä 
— — 4 — 1 2| 118 
Halbjeidene Zeuge, Tücher, _ | om 
Bänder, Shawls ꝛc. > er N 2 en * 
— — — — — | u 
Halbjeidene Bojamentier- und en u = al 
Knopfmacherwaaren 9 * ” ei * 
33. Steine und Steinwaaren. | 
Dachſchiefer, rohe Schiefer: 3 f — 98 = 76419 
platten u roher — 1432 281 T. = 918 — 
Tara: —) — 
| ! 
34. — , Braun- | 
N) en it. _ t at 
{ er 127,746) — — — - 100 36,343,:571 
" 447 12,444 l — — — 351:  106,55% 
Kots 2,5691 158,162 45 138 5 5 33,835 103 *8R 
69,985 170,491) 16,100) 35,133) 18,500| 27,509] 469,442) 683,115 
hot 27,502] 3,714,591| 30,191] 8,921 — — 3,242: 3,629,141 
Steintoblen . ee 3,190,632] 285,426| 47,189] 1,105! 50,198|3,122,546 24,836,650| 
35. Stroh. und Baftwaaren. | Stüd Stüd | Stüd | Stüd | Stüd | Stüd | Stüd | Stüd | 
Hüte aus Stroh, — x: | 4,459 47,636) 135] 2,220 32 601 707 5,003 
ungarnitt . : 18,694 293,253] — [133,559] 8,222] 38,640| 23,227 73,108 
— 1889) 7,756 2611 205 29, 195 155. 74 
——— 1210| 128,690 — | 122021 5,836| 15,880| 7,363] 2200 





36. Theer, Beh, Harze 
—28 — 


Mengen von 








Asphalt, Asphaltplatten, Röh— 4,025| 11,435] — 1890| — | — | 463 Si 
ren aus Asphalt und Kies 28,048 Re — a 14 9, 122 10,875, 5,20 
Fichtenharz (Terpentinharz, —* aan A e | 2. 
Eolophonium, Glaspech, J 1791| 126,670 1, 2 | * 
Terpentin . MR: \ 151 — So ai ‚022 a, 
: ; 14,607 1,823, 1,795) 5,949 2,52) 18,290. 55,765 21,21% 
Theer aller Art. [ 2,294 24,122] 6i6| 2,962] 316 182 17,190) 1235 
37. Thiere und thierifche Pro- | | | 
dufte,nicht anderweit genannt. | | | | 
Eier don Geflügel, Eigelb { 68 2,157] 4 eu — | — | 54,822 169,234 
(Tara: 15°/,) — 1,614] 9,832) 2081 332 — | 4| —8 








keien Verkehr 2 resp. nad 








dei 
























































\, gran | 
Schweiz | Bun | Belgien | Nieder: 
| | landen | 
| | | 
998 J 12! 13] 
119 109| 98 170 
6 58 — — 
12 u | 35 
31 1,328 24 2 
14 23| ı 55 
50 47 rl — 
507 1,098 104 92 
594 3,694 1,003 1,182 
1 36 1 1 
120 70 97 473 
17,099 81,113) 68,217 708 
| zu zul 4,125 2,250! 
19 14 8 1 
4,427 2,086 451 10,592) 
6,166 12,153] 879,681 3,008) 
416,288] 3,494,973| 214,707 605,964 
4,589| 339,195] 557,185) 284,392; 
‚005,118|11,293,397|7,415,360 29,472,563 
Stüd Stüd Stüd Stück 
44494 168,672 12,470: 32,156 
ı 94,565| 1,163,873] 42,6201 431,611 
4,495 17,713 801: 3,555 
20.585| 20,012| 13,530| 138,554 
100 kg netto 
57,587| 10,153) 855 816 
| 1023) 197 570 a227 
419) 40,291) 30,871] 51,323 
1208| 654 19: 57 
35.2881 16,553 3,3921 35,401) 
2,036) 84,070 25,039 915 
| 
154 1,588! 1,181} 4,559' 
| 2,120 1,596] 595, 4,192] 








im Jahre 1885. 913 
! ben | den | 
z Ver⸗ 
roße | Spa. | einigten , übri— Summe | Summe 
ran | en ‚Italien Staaten! gen 1855 1584 
nien von | 
| Amerita dern 
ea -— I fi — A em — € 
705 3 75 1253| 82] 2,008 — A. 
BR — — — — 64 85 E. 
23 6; 10 ‘“ 16 305 577 A. 
55 — — * — 1,510 — E. 
10 8 6 — | 7 236 — A. 
2 — _ — | _ 99 — E. 
_ | — — — | 2 + — 1 
8061| — 14 8 — 2,0934 3,700 € 
14,986 245 893| 12,402. 8653 38,418 40,830 A. 
age — li — 52 62 €, 
3,059 21 200 380 7? 6,135 8,558 A. 
326,776| — — > - | 668,000] 518,847 €. 
931 — | — — | 73,115 70,321 A. 
| 
ir. 2 — | — 136,477,768]34,663,220€. 
2913| — | 902 — — 141,223] 593, 478A. 
311597] — | — — — | 1,511,239] 1,231,904€. 
1035| — |116,3565| — 100. 6,338,575| 6,706,065, 
15,158,190 1 — — 1,911 23,759,051]22,967,770€. 
31,175! 10,245.592,076| - 59,194,89,555, 181 58,169,348W. 
Stüd | Stüd) Stüd | Stüd | Stüd | Stüch Stüd 
66,222) — 8118| — 127) 396,052] 288,873 €, 
6, 9 36! 48,605| — 18,265! 2,394,885| 3,129,431 4. 
1,618, -- 70; 9 16 46,584 39,157 €. 
10,760) — 762) — 117,794 421,208 — A. 
6,876] 2,798 4] 61,576] 157,081 214,816 €. 
26,291 | 7 26,112 2521 126,152] 113,824 9. 
253,237 — | 7180,763: 1,394 469,401] 644,523 €. 
31 J — | | 4 47,925] 46,611 9. 
833214 — 6,599) 10 56: 358,434] 344,681 €. 
1,590 J 185) - | 120) 174,475] 166,054 A. 
| 
152! — 912 — — ) 236,561] 198,015 E. 
ss — | | — 1 — I 20,920| 21,787 8. 
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nn Einfubrund Ausfuhr im 
den deutichen Zollausichlüfien | | | | | 
_—_— | | 














Waarengattung den Er 
„| übrigen) Däner | Nor Schwe⸗ R Deiterräih- 
ae nd Ace Bremen ee Zoll | mark | wegen! den Rußland Ungarn 
tona | Aus: 








ichlüfjen | | 
| 


38. Thonwaaren. 
Baditeine (gewöhnl. Mauer: 





























jteine), Klinker u. gewöhnt. 9,648] 288,879) 1838| 12,261 — 1,256 8,3501 135,314 
Dachziegel, mit Ausnahme 488,472| 3,641,646 18,414| 304,629] 5,465| 62,529 92,001 250,544] 
d-Salbocpiegel,nichtglaft | 
ſeſte Stei 1,769| 68,707) 2,891 9,563] 11/45,5265 1,2841 27,08% 
Feuerſeſte Steine { 570 4,456 151 13,535| 2,235| 13,954] 48,264 101065 
Töpfergeſchirr, glafirt ; Gefähe | 
aus gemeinem Steinzeuge; | Enn — — 
gemeine Djenkacheln und 3 * a er 2 be; 526 a 6 — sa 
efen von Thon oder | ’ e e 5 * vn 
Fayence x. (Tara: 18°%/,) | 
Schmelztiegel, Muffeln, Kap: 9 — — eu a 6 1116 
ſeln, Retorten, feuerfeſte 13 BE ä ve 
Röhren u. Platten (Tara: 1,885 3093 5,665 606] 2,469 4903 a 
1, A 
Andere Thonwaaren, außer [ 67 1,014 20 69 — 27 3 1,8% 
Porzellan ıc. . — 5,034 33,046 62| 2,351] 1,135] 1,241 3,973 3,638) 
—— und porzellanartige 91 374 — 46 —1 1) 3 2,75 
"V}, ,. 8,787 23,472) 2) 2110| 501 784 136 5,095 
39. Vieh. Stüd 
Bierde, mit Ausschluß der Fül- { 961 9,675) 30! 4,009] 6 31 17,852' 233 
len, welche der Mutter folgen 998 6,735 9 4851 — 10 12 1255] 
Rüge ea 28841 zu — | — 8 10 
\ 2,424 10,051 266 914) — 310 50 3,591] 
* 12 1 — a’ — I — 1. 
Stiere . { 707 3,828 16 0 — ) 54 4 
\ f 4 38 1 12 — | — 4 11601. 
Ochſen. \ 2436| 25,023 298 1 ae > | 25 586, 
Jungvieh im Alter bis zu { 236 1,730 113} 72351 — — — | 6,672; 
2!/, Jahren . —— 9,687 23,967 1000 1,183] — 176 50. J 
, | 984 1,142 71 28 — | — — | 18 
Kälber unter 6 Woden . \ 7199| 28,918 558 — — 3 22 110] 
— 3000 9680| 27] 1,057 — 6 172,893, 20850 
Schweine 14,596| 385,659 622 53 — 5 24 n 
Ehanf f 387 350 23079 — | — 144 8 
Spanferfel unter 10 kg. } 251 2,081 41 | 7 a (5) —* 
— 454 5.132 177 132! — — 635 14 
a: | 09) 99511 30 25 — | — vos 2 
x * | 
281 871 8 128 — — — 62 
Lämmer | 1.252) 6,557 134 J — — | — 





eien Verfehr von resp. nad) 


- 


z Frankreich Belgien | Nieder- 


9,171 
346,561 


5,213 
61,616 


1,746 
3,508 


3,591 
2,005 


865 


866 


120,918 
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VI. Bericht des Faijerlichen Kommiſſars für das Sadweitofritanifi 
Scutgebiet, Dr. Goering, an den Reichstanzler. 
(UngrasPequena, den 22, Februar 1886,) 


Damaraland, das Gebiet zwifchen dem 18. Grab füdlicher Breite im Norden, 
den 22. Grad jüdliher Breite im Süden, dem 20. Grab öftlicher Länge im 
Diten und dem Atlantiichen Deean im Weiten, ſowie auch der nördliche Theil 
des vom 22. Grad füdlicher Breite bis zum Oranjefluß fich erftredenden Groß— 
Namaqualandes ift ein von Gebirgdzügen und Hochplateaus durchichnittenes Land 
mit einem wenigitens im Damaralande nicht unbedeutenden Flußnetz. Sämmiliche 
Flüffe find jedoch periodiſch, ſogenannte Regenflüſſe. Während im Damaralande 
die Hauptflüffe Zwachaob, Kuifib und Omaruru dem Atlantifhen Ozean zu: 
fließen und Waflerzufluß durch zahlreiche Nebenflüſſe erhalten, ergießen fich die 
de3 Groß-Namagıalandes, von Norden nah Süden fließend, in den Oranjefluk, 
oder verlaufen fich, wie der Nofob, in der Kalahari. Daher fommt e3, daß auf 
dem etwa 125 km breiten Küſtenſtrich des Groß-Namaqualandes zwiſchen dem 
Atlantifhen Ozean und dem Innern fein Wafler gefunden wird, während bei 
Sandwich-Harbour mitten zwiichen den Sanddünen ganz nahe der Meeresküſte 
in dem alten Huifibbette noch reihlih Süßwaſſer vorhanden ift, welches aller: 
dings dur die Nähe des Meeres einen bradigen Beigeihmad erhält. Ein ver: 
gebliches Bemühen ift e8 aber, bei Angra-Pequena nah Wafler zu fuchen, da 
ein Negenfluß dort nicht eriltirt und der wenige Negen, der vielleicht ein Mal 
im Jahre fällt, nit hinreiht, eine Quelle zu bilden, fondern ſchnell verbunftet. 
Die oben erwähnten Flüffe laufen jedes Jahr, auch bei ſchwachem Negen, ohne 
Ausnahme; im mittleren Negenjahren anhaltend zu 6 bis 7 Malen mährend 
3, 4 und auch 10 Tagen, in guten Negenjahren, die alle 6 oder 7 Fahre ein 
treten, noch länger. Außer diefen Flußbetten, wo Brunnen gegraben find und 
nach Bedürfniß gegraben werben, liefern auch noch viele ftändige Quellen das 
nothwendige Waſſer. Sämmtliche Miflionsftationen des Damara- und Groß— 
Namagqualandes, nämlich Otyimbingie, Omaruru, Omburu, Natbout, Okahandya, 
Neubarmen, Odyzewa, Odyzajo, Waterberg, Windhuf, Rehoboth, Grotfontaine, 
Hoachanas, Gibeon, Berfaba, Keetmanshop, Bethanien, liegen an Quellen, die 
vollauf Trinkwaſſer für Menichen und Vieh liefern, auch zur Beriefelung Kleiner 
Gärten benugt werden fünnen. Im Damaralande befinden ſich neben falten aud 
heiße Schwefelguellen, jo in Omabyu, Windhuk, Neubarmen und Nehoboth; 
beionders quellenreih ift im Damaralande die Gegend bei Waterberg. Dort 
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entipringen aus den Abhängen des tafelbergförmig fich erhebenden Terrains etiva 
8 Quellen, deren Waſſer auch zur Beriefelung größerer Yänderftreden dienen 
fönnte. Much in Kaokofelde zu Zesfontaine, Franzensfontaine und an anderen 
Stellen Toll reihlih Waller vorhanden fein. Im Namaqualande enthält wohl 
die Gegend bei Hoachanas die meilten Quellen. Wichtiger für die Maflerfrage 
als dieſe Quellen und Brunnen in den Flußbetten ericheint mir aber der Um— 
ftand, daß die Gebirgsformation darauf hinweiſt, wie durch Anlage von Fang: 
dämmen namentlih da, wo die Flüſſe durch förmliche Thore fih im Gebirge 
Bahn gebrochen haben, der Fluß in einen See verwandelt werden kann, der für 
längere Zeit auch ohne Regenfall das für Aderbau und Viehzucht nothwendige 
Mailer halten würde. Solche Stellen finden jich beim Austritt des Gubabup 
aus dem Gebirge bei Hazamas, ferner bei Nauas, nordöftlih von Nehoboth, und 
nordiweitli von legterem auch bei Gurumanas, ferner bei Gubigaos, bei 
Rehoboth felbit, im mittleren Namaqualande bei Grotfontaine, Nauißib und Aus, 
jowie an manchem anderen Plate. Die Anlage folder Dämme, wie man fie 
zahlreid in der nördlichen Stapfolonie, in ITransvaal und dem Oranje-Freiſtaat, 
welche Länder ja befanntlicy unter faſt denselben ungünftigen meteorologiichen 
Verhältnifien zu leiden haben, findet, erfordert nach der Verficherung eingeborener 
Sadveritändigen feine große Koften. Boeren beabfichtigen für ſich und andere 
Landsleute im Keetmanshoper und Hoachanafer Gebiet größere Lünderftreden zu 
erwerben, und da die Eingeborenen Pläße, wo Quellen und Brunnen vorhanden 
find, nicht verfaufen, refleftiren die Voeren nur auf ganz trodene, dürre Streden, 
two fie aber bald, wie fie mir verficherten, das nöthige Waſſer beſchafft haben 
würden. Ich habe an den betreffenden Orten den Hänptlingen zugeredet, ſolche 
Kaufsanerbietungen nicht von der Hand zu weiſen, und auch die Mifltonare 
gebeten, darauf hinzuwirken, daß das Boeren-Element namentlich im Namaquas 
land geitärkt würde, weil dies ganz beionders im dentichen Intereſſe liege. Es 
wird allerdings schwer halten, und der nachhaltigſten Verfiherungen bedürfen, 
den Eingeborenen ihre traditionelle Furcht vor dieſen Boeren zu benehmen. 

In Bezug auf den Negenfall ift zu fonftatiren, daß, je weiter nach Norden 
und Nordoiten man vorichreitet, um jo mehr Negen fällt. Die Negenzeit, d. h. 
diejenige Zeitperiode, in welcher die ftarfen mit elektriichen Entladungen ver: 
bundenen Negenjchauer fallen, beginnt für Damaraland Ende November und 
dauert bi3 Mitte Februar, im Namagqualande ipäter, etwa Mitte Dezember, umd 
hält dort nicht fo lange an. Das verfloilene Jahr war ein gutes Regenjahr, 
während in dieſem Jahre es im Bethanifchen Gebiete bis Mitte Jannar noch 
nicht geregnet hatte und im Damaralande der Swalaobfluß erit Ende Januar, 
wie man ſich dort ausdrüdt, herunterzufommen begann. 

Der Boden der meilten Flußbette iſt fruchtbares Land (meiitens Alluvial 
von Felsſpath, Gneis, Granit und Zehn), fo dak in demielben Roggen, Weizen, 
Hafer, Mais und alle uniere Gartengewächle gedeihen. Nach dem Worbilde der 
weißen Leute haben in den fetten Jahren auch die Eingeborenen begonnen, die 
Flußbette zum Anbau don Getreide aller Art, ſowie von Tabak zu beadern. 
In Folge deifen beginnt ſich bei den Hereros ein neuer Nechtöbegriff, welcher 
ihnen bisher unbekannt war, nämlich; der des Privatgrumdeigenthbums, zu 
entwickeln. 

Wenn nun auch das Land in Anbetracht der eben berührten Boden-, 
Witterungs: und hydrographiſchen Werhältnifte im Stande ericheint, das zum 
Unterhalt einer noch zahlreicheren Ginwohnerichaft, als zur Zeit vorhanden ift, 
nothwendige Getreide zu liefern, To eignet ſich dasselbe doch feinesiwegs zu einer 
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ausgedehnten Bodenkultur, wohl aber ift es für Pferde-, Maulthier- und 
Viehzucht ausgezeichnet. Der Graßreihthun des Damaralandes ericheint in 
einzelnen Diftrikten, jo in den Gegenden zwiſchen Gansberg und Gobabis, bei 
Nenbarmen, Windhuk, Omapiu und Omaruru geradezu unverwüftlih. Diele Weide: 
flächen eignen fich ganz beſonders für Ziegen» und Schafzudt. Die NRehobother 
Baltards hatten vor Ausbruch des Strieged im Jahre 1880 erfolgreiche Ver: 
fuche mit Einführung von Wollſchafen gemacht. Won Dielen Baftards waren 
einige Stammesangehörige bei den damald nod guten Wollpreifen wohlhabend 
geworden und hatten auf den Stapftädter Banken SKapitalien ausftchen. Durch 
die von den benachbarten Jan-Jonkerſchen Banden ausgeführten Plünderungen 
wurden ihre Heerden aber bald vernichtet, To daß gegenwärtig Wollſchafe im 
Sande nicht mehr vorhanden find. Dagegen hat fi die Zahl des vorhandenen 
Rind: und Kleinviehs (Fettſchwanzſchafe und Ziegen) bei den Hereros nicht 
vermindert, vergrößert fich vielmehr mit jedem Jahre beträchtlich, da Schafe und 
Biegen zweimal im Jahre regelmäßig 2 bi® 3 Junge werfen. Es wurde mir 
glaubwürdig verfichert, daß es umter den Hereros einzelne jogenannte „große 
Leute” gäbe, die 30,000 bis 40,000 Rinder und mehr, von Kleinvieh ganz 
abgejehen, ihr Eigenthum nennen. Man erachtet e8 auch nicht für übertrieben, 
wenn behauptet wird, die ÖHottentotten hätten im letzten Kriege von 1880 bis 
1885 über 30,000 Stüd Ninder und eine große Anzahl Kleinvich den Hereros 
abgejagt. Troß dieſer Verlufte find aber die Hereros noch ein für ihre Ber: 
hältniſſe reiches Volt, während bei den Hottentoiten das Umgekehrte der Fall it. 
Sie find ärmer geworden, da fie ihre Beute fogleich wieder verfchleudert haben 
und mit Vorliebe Muttervich abichlachten oder verkaufen, — Handlungen, melde 
bei den Hereros für Verbrechen angelehen werben würden. 

Letztere find überhaupt jparfam und fleißig, fie ſcheuen feine Arbeit, was 
die Pflege ihres Viehſtandes anbetrifft, während die Hottentotten faft durchweg 
jeder härteren Arbeit aus dem Wege gehen, daher es auch unterlaffen, Brunnen 
zu graben oder Gärten anzulegen, Nur die Bethanier machen eine rühmliche 
Ausnahme. 

Es ergibt fih aus dem Vorftehenden, dat Namaqualand, ſowohl was Boden 
al3 auch die meteorologiichen und hydrographiſchen Verhältniſſe anbetrifft, viel 
nugünftiger geftaltet it al$ Damaraland; dagegen iſt das Klima in beiden 
Ländern das gleiche. 

Die nah dem Sunenefluß im Ovambolande abfallenden Ebenen ausge— 
nommen, iſt Dasjelbe durchaus gelund. Fiebererſcheinungen, die aber feinen 
ihlimmen Charakter annehmen, treten während und gleich nach der Negenzeit nur 
vereinzelt auf. Bei der äußerſt geringen Luftfeuchtigkeit ift jelbit eine Hitze von 
30—34 Grad R. für den Europäer nicht ımerträglih. Dazu fommt, dab ſelbſt 
an den heißelten Sommertagen gegen 4 Uhr Nachmittags ſich faſt regelmäßig 
fühlende und erfriichende Weſtwinde erheben. Die durchichnittliche Meereshöhe 
der Gegenden des Damaralandes beträgt 4000—5000 Fuß. Den der Geſundheit 
nachtheiligen bedeutenden Schwankungen der Temperatur während eines Tages, 
welche beionders im Winter auffallend und plöglid find — in Nehoboth fiel 
3.8. das Thermometer am 25. Juli v. J. von 18 Grad R, im Schatten um 1 Uhr 
Bormittags auf 2 Grad nad) Sonnenuntergang und auf 7 Grad unter Null um 
4 Uhr Morgens —, muß mit Vorfidt, namentlich was Kleidung anbetrifft, 
begegnet werden. Im Mebrigen find für die Lebensweije befondere Vorſchriften 
nicht zu geben. Der Europäer kann dort ohne Gefahr jo leben, wie in feiner 
Heimat, Es darf daher behauptet werden, da in Bezug auf Klima (immer die 
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nördlich gelegenen Gegenden ausgenommen) Damaraland und Nanaqualand zu 
Niederlaffungen wohl geeignet find. 

Ich glaube nicht, daß im Namaqualande abbauwerthe Minen jemals auf: 
gefunden werden, Schon in den FünfzigersJahren hat man dort nad Kupfer 
gegraben, und als die große Stupferminengefellihaft zu Oockrep im Klein— 
Namagqualande im Laufe der Siebziger:Jahre jo glänzende Ausbeute machte und 
bi3 an 100 Brozent Dividende zahlte, hat diejelbe jährlih Taufende von Bund 
Sterling für die bergmänniiche Unterfuhung des Landes diesjeit$ des Oranje— 
fluſſes ausgeſetzt. Die ausgelandten Ingenieure, denen überdie® noch Prämien 
für die MAuffindung abbaumwerther Minen veriproden waren, haben aber nur 
nejterartiges Vorkommen von Kupfer fonitatirt. Eine fpätere deutiche, zu gleichem 
Zwed thätig gewejene Expedition hat fein anderes Nejultat gehabt. Auch zur 
Unterfuhung und Ausbeutung der im Damaralande vorhandenen SKtupfererzlager 
bildeten ſich ſchon in den Sechziger-Jahren verjchiedene Kompagnien, fo namentlich 
die Suffertihe und die Wallfiihbay-ftupferminensstompagnie; letztere hat mehrere 
Sahre die bei Harris im Nehobother oder Jan-Jonkerſchen Gebiete belegenen 
Matchleßminen betrieben. Trotz des denkbar Ichlechteiten Transportiveges von dort 
nah Otyimbingue würde, wie ic von glaubhaften Leuten erfuhr, die Gejellichaft 
nicht liquidirt haben, wenn nicht die von DOvamboland eingeichleppte Rinderpeft 
unter ihren Tauſenden von Zugochſen ftarf aufgeräumt und der Ausbruch des 
Krieges zwiſchen Hereros und Hottentotten den MWeiterbetrieb verhindert hätte, 
Ob aud noch an anderen Stellen Minen entdedt werden, welche ſich des Abbaues 
verlohnen, muß die bergmännische Unterſuchung ergeben, Mir hat es nach dem 
Vorkommen des Erzes geichienen, als wenn fi das Sauptfupfergebiet in dem 
Biere zwiſchen Otyimbingue, Gansberg, Nehoboth und Otyizeve befindet, Die 
Ausbeutung Ddiefer Lager wird aber eine bedeutende Stapitalanlage erfordern. 
Das Terrain ift zur Zeit Schwer zugänglidy, weil e8 etwa 14 Tagereijen (mit 
Ochſenwagen) von der Küſte entfernt gelegen iſt. Das Geftein, welches durch— 
brochen werden muß, ift grobförniger Granit oder Quarzit. 

Die von Südweſten nad) Nordoiten ftreichenden Gebirgszüge find von be: 
trächtlicher Höhe und durch Querrippen mit einander verbunden. "Bier ift aber 
auch wieder dad Terrain, in weldem jährlich am meilten Regen fällt, und 
welches ich, wie ichon erwähnt, zur Anlage von Fangdämmen beſonders eignet, 
auch für Viehzucht ausgezeichnet ift. Es fcheint, dal die im Damavalande vor: 
fommenden Grzlager große Breitegrade innehalten, das eine parallel mit dem 
Breitegrade der Wallfiſch-Bai im Kuifibgebiet etwa bis zum 18. Grab ditlicher 
Länge und das andere in der Nichtung des VBreitegrades von Kap Oroß bis 
nad) Otavi. Otavi-Erze enthalten einen nicht unbedeutenden Prozentſatz Silber 
im Supfer; die Ovambo von Ordonya haben dieje Minen ſeit undenflichen Zeiten 
beugt, indem fie fi das reichhaltige Erz durch Buſchmänner nah Ordonya 
bringen ließen. Es wird behauptet, dab ſich ein Engländer diefe Mine von 
Maharero Habe ichenten lafien; fie Liegt in dem Gebiete, welches ein gewiſſer 
Jordan von den Ovanıboö gekauft und den Treck-Boeren als Wohnfig über: 
wiejen haben ſoll, indem er fi) ſelbſt angeblich das Minenrecht vorbehielt. 

Als Ausfuhrartifel find nod) erwähnenswerth: Straußenfedern und Wild: 
häute. In der Zeitperiode, als die erſteren noch einen guten Preis hatten, 
it unter den Straußen des Damaras und Namaqualandes, deren Federn bejonders 
geihägt waren, zwar stark aufgeräumt worden. Der noch gegenwärtig zu 
Dmaruro lebende ſchwediſche Händler Eriffon hielt fich allein über 100 der beiten 
Jagdpferde für die Straußen- und Giraffenjagd. Trog dieſes unwirthichaftlichen 
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Jagdbetriebes find aber noch To viel ſolcher Vögel vorhanden, daß es nicht zu 
den Seltenheiten gehört, auf Neilen Trupps derielben zu begegnen, und daß 
vielfah Eier zum Kaufe angeboten werden. Gegenwärtig ift freilich der Werth 
der Federn um 300 Prozent geiunfen. Glephanten zeigen fih noch im nörb- 
lichen und norböftlichen Theil des Damaralandes, ſowie im Ovambolande, ebenio 
Giraffen, deren Häute ald Sohlleder jehr gefucht find, während Kudus, deren 
Häute zu einen weichen und ebenſo geichmeidigen als ſtarken Leder verarbeitet 
werden, Elenns und die übrigen Autilopenarten ſich noch in beträchtlicher Menge 
in den öftlihen Grenzdiftriften des Namaqualandes vorfinden. Bei der Beiprehung 
über den wirthichaftlichen Werth des Landes wurde befonders von Seiten der 
Herero3 darüber lage geführt, daß die Jagd auf Elephanten und Strauße io 
ſchönungslos ausgeübt worden fei. Namentlid von weißen Leute jeien große 
Jagdzüge ausgerüftet worden, auf denen Alles niedergeihoflen worden jei, was 
fih gezeigt habe. Es fand daher großen Anklang, als ich den Borichlag machte, 
ein Jagdichuggeieg zu erlaſſen, wonach die Jagd auf Elephanten und Strauße 
im Sererolande nur mit Genehmigung Mahareros, des betreffenden Häuptlings, 
und des deutichen Kommiſſars geſtattet, das Tödten von weiblihen und jungen 
Elephanten, jowie von jungen Straußen bei fchweren Gelditrafen und Konfisfation 
bon Jagdutenfilien, Pferden, Gewehren 2c. verboten fein joll. Nur die Nehobother 
Baſtards jchienen mir mit einer ſolchen Beichränfung der bisher beitandenen 
Jagdfreiheit nicht einverftanden zu fein. 

Das meiſte Elfenbein, welches über Walfiihbay ausgeführt wird, kommt 
aus DOvanıboland, namentlih aus jenen Gegenden de Quoando Dfovando und 
oberen Zambeſi, wo Lepingitone fich lange aufgehalten hat und deren Frucht: 
barkeit er jo jehr preift. Die Handelsſtraße dorthin gebt durch Damaraland von 
der genannten Bay aus. Ich ſelbſt jprah in Otyimbingue einen Boeren, der 
bort drei Wagenladungen Gewehre, Munition und Zeuge gegen Vieh und Elfen— 
bein umgeſetzt hatte, Derjelbe wußte die Fruchtbarkeit diefer Gegend nicht gemug 
zu rühmen und hielt fie zur Anlage von Plantagen, bejonders zum Anbau von 
Staffee, der dort wild wächſt, geeignet; auch das Klima jei dort erträglicher, 
als in den anderen Theilen des Dvambolandes, weil das Terrain höher gelegen 
jei. Die Ovambos gehören wie die Hereros zu den BantusNegern und find 
wie dieſe feine eigentlichen Jäger, ſondern eine von PVichzucht Tebende, und da 
ihr Boden fulturfähiger iſt, auch Aderbau treibende Bevölkerung; überdies 
fennen fie ichon eine Menge von Dingen, die den Damaras noch unbefannt find. 
Als gute Schmiede verarbeiten fie Eiſen, Kupfer und Blei und treiben mit den 
bei den Negern ſo jehr beliebten Arm- und Beinringen, ſowie mit Aſſagaies und 
Handwerfäzeug Handel, Sie haben ein geordnetes Staatsweſen; die einzelnen 
Stämme ftehen unter verichicdenen, von einander unabhängigen Fürſten, Teben 
in bequemen und feften Wohnungen und führen überhaupt ein civilifirteres 
Dafein als die noch nomadiſchen Hereros. Nach der Ausſage einiger Miflionare 
der Finniſchen Miffionsgefellichaft, welche fich zu ihrer Erholung in Otyimbingue 
aufbielten, zeigen fich einzelne Häuptlinge den Deutſchen ſehr geneigt. 

Was den Handel anberrifft, jo wird derjelbe in der Weije betrieben, das 
Händler mit ihren Waaren entweder von der Angra:-Pequena- und Walfiſch-Bay 
und direkt über Yand von der Kapkolonie, oder von den Plägen, wo ſich Handels— 
niederlaffungen, Togenannte Stores befinden (wie zu Walfiichbay, Otyimbingue, 
Omarugu), und meuerdings auch von Angra-Pequena das Land nah allen 
Richtungen durchfahren und für ihre Waaren Vieh, Stranfenfedern, Elfenbein 
und Mildhäute eintauichen, Hauptſächlich ift es aber Vieh, welches eingehandelt 
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wird, da, wie jchon oben angedeutet, zur Erlangung von Elfenbein und Straußen- 
federn von den Kaufleuten jelbit Jagdzüge ausgerüftet wurden. Die einzige 
Abjagftelle für Vieh ift nun aber Kapſtadt bezw. die Stapfolonie und St. Helena. 
Was dahin ausgeführt wurde, erreicht für Damaraland die Zahl von 6000 und 
für Namaqualand die Zahl von 3000 Ochſen jährlid. Nachdem mit der Er: 
weiterung des Gijenbahnneges in der Sapfolonie die Zufuhr des Viehes auch 
aus anderen Gegenden, wie OranjesFreiftaat, Transvaal, Natal und Zululand 
bedeutend erleichtert ift, find die Preile des Schlachtviehes auf dem Stapftädter 
Markt gejunfen. Bon der Löfung der Schlachtviehfrage hängt der ganze wirth- 
ichaftlihe Aufihwung des Schußgebieted ab. Die Verarbeitung des Fleiſches an 
Ort und Stelle durch Einſalzen, Einkochen 2c. dürfte die Konkurrenz mit Auftralien 
und Südamerifa zwar nicht aushalten. Dagegen fordert der großartige Fiſch— 
reihthum der Bai und des an der Südweſtküſte entlang gehenden falten Meeres: 
ftromes dazu auf, eine Verwerthung der Fiſche ins Auge zu fallen. Die bis- 
herige Filcherei joll ſich deßhalb nicht rentiren, weil die gefangenen Haie nicht 
die gehörige Quantität des allerdings gut bezahlten Oeles liefern und von den 
zahlreihen Fiſchen fich nur zwei Arten zum Ginfalzen, Einpdfeln und Räuchern 
eignen, welde überdies nur einen ſehr niedrigen Preis haben. Dagegen würde 
ed fih empfehlen, in Verbindung mit Ginfchlachterei des Viehes eine Fiſch— 
Guanofabrif an der Küſte, etwa in Sandwich-Harbour zu errichten; dann könnte 
nicht allein Alles, was von Fiſchen und Meerthieren gefangen wird, jondern auch 
die mancherlei ſonſt werthlojen Fleihabfälle Verwendung finden. An dem zur 
Bereitung des Fiſch-Guanos nothwendigen Gips zur Bindung des Ammoniak 
fehlt es im Lande nicht. Der Fiichfleihdünger fteht dem beiten Peru-Guano an 
Güte nicht nad) und würde am Kap die Tonne (2000 Pd.) mit 12 Pfd. Sterl. 
bezahlt werden. Nicht nur für die Stapfolonie, wo, wie ich mid erkundigt, 
jährlich etwa 2000 Tonnen gebraucht werden, fondern au für Europa würden 
dieſer Fiih-Guano, jowie das präparirte Fleiſch nebit Häuten werthvolle Aus: 
fuhrartifel werden. Mit der Errichtung einer ſolchen zuverläfligen Abjagitelle 
für Vieh müßte fi) aber auch der Handel naturgemäß heben und damit auch 
ausgedehnte Viehzucht fich lohnen, was wieder Ginwanderung aus Nachbargebieten 
zur Folge haben würde. In Bezug auf den Handel kann ich nicht genug 
hervorheben, daß nur gute Sachen, ich möchte jagen nur Waaren von Prima: 
Qualität, gefuht und dann auch von Hereros und Hottentotten theuer bezahlt 
werden. Die bejigende Klaſſe der Eingeborenen ift ſchon jeit Jahren mit den 
beiten Gewehren neuefter Konstruktion bekannt. Beliebt find namentlich Henry: 
Martinie und Wesley Nichard = Gewehre. Die gangbarjten Handelsartikel find 
außer Gewehren mit fertiger Munition: Pulver und Blei, Sättel und Zaumzeug, 
fertige Männerkleider, bejonders von Kordroyzeug, Zeuge für Frauenkleider, haupt: 
ſächlich Blaudruck, SKopftüher in Baumwolle und Seide, Schube und Stiefel, 
eiferne Kochtöpfe in allen Größen, Küchengeſchirre von Zinn und Blech, Meſſer 
und Werkzeuge, Neis, Mehl, Kaffee, Thee und Tabad. Die reicheren Leute 
würden auc anfangen mehr Yurusartifel, Möbel, Spiegel, Lampen 2c. zu faufen. 
Alle dieſe Sachen werden mit Vich jo hoch bezahlt, daß ein jchwerer Schladt: 
ochſe etwa 1,,. Pd. Sterl. bis 2 Pfd. Sterl., ein Schaf 5 Sh. und eine Ziege 
etwa 3 Sh. dem Händler zu ftehen füme. Mehr noch als auf Minenbetrieb wäre 
daher die Aufmerkjamfeit der deutichen Kapitaliften auf ein derartiges, den wirth: 
ſchaftlichen Aufſchwung des Landes förderndes Unternehmen zu lenken. Weiter 
empfiehlt fich die Zucht von Maulthieren, welche in der Kapkolonie jehr geſucht 
find und höher als Pferde bezahlt werben. 


Die Dornahme gewerblicher Arbeiten an 
Sonn- und Feſttagen. 
Ueberſicht der im u — geltenden Beſtimmungen. 


Die zahlreichen im Deutſchen Reich zur Zeit geltenden Vorſchriften, welche 
die gewerbliche Arbeit — dieſen Begriff in ſeinem weiteren Sinne genommen — 
an Sonn- und Feiertagen mehr oder weniger einſchränken, laſſen ſich ihrem Ins 
halte nach unter Berückſichtigung des ihnen zu Grunde liegenden geſetzgeberiſchen 
Geſichtspunktes in drei große Gruppen ſcheiden. 

Die erſte Gruppe, welche neben neueren namentlich die älteſten bis auf 
die Mitte des vorigen Jahrhunderts zurückreichenden Beſtimmungen umfaßt, 
bezweckt lediglich den Schutz des öffentlichen Gottesdienſtes gegen 
äußere Störung, daneben vielfach auch die Förderung des Beſuches des— 
ſelben. Die hieher gehörigen Vorſchriften enthalten ſämmtlich das Verbot jeder 
geräuſchvollen oder ſonſt öffentlich hervortretenden und dadurch die Gottesdienſt 
feier ſtörenden Arbeit während der Stunden des öffentlichen Gottesdienſtes. 
Zudem unterſagen fie meiſt das Fernhalten abhängiger Perſonen — Geſinde, 
Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge — vom Beſuche des Gottesdienſtes, vielfach auch 
das Ablohnen von Arbeitern während desſelben. Nur einzelne dieſer Vorſchriften 
verbieten während der Zeit des öffentlichen Gottesdienftes jeden Gewerbebetrieb 
überhaupt, ohne Rückſicht darauf, ob derſelbe außerhalb oder innerhalb der Be— 
triebsstätte ftattfindet, ob durch denielben eine Störung der äußeren Feier und 
Ruhe bewirkt wird, oder nicht. 

Die zweite Gruppe bezwedt nicht nur den Gottesdienft, ſondern die 
döffentlihe Feier de ganzen Sonne bezw. Felttages gegen Störung zu 
ihüßen. Die hierher gehörenden Vorichriften verbieten daher für den ganzen 
Tag, oder doch wenigitens über die dem öffentlichen Gottesdienfte gewidmete Zeit 
hinaus, jede Arbeit, in der eine ſolche Störung gefunden wird, Indeſſen fallen 
auch unter dieſes Verbot der Negel nad nur öffentliche und geräufchvolle Arbeiten, 
während die gewerbliche Arbeit, welche ſich innerhalb der Betriebsftätte oder ohne 
äußere Wahrnehmbarkeit vollzieht, unberücfichtigt bleibt. Beide Gattungen von 
Vorschriften bewegen fich vorwiegend auf dem Boden der Stultusgeleggebung, 
gewähren aber mittelbar den Arbeitern auch einen mehr oder Weniger ausge: 
dehnten Schuß gegen Beihäftigung an Sonn: und Feiertagen, indem fie Diele 
durch das Verbot aller oder doch der geräuſchvollen oder öffentlich herportretenden 
Arbeit wenigitens für einen Theil des Sonn: und Felttages ausichliegen. 

In höheren Grade und mit Bewußtſein greift die dritte Gruppe von 
Vorſchriften in das Gebiet der ſozialen und infonderheit der Arbeiterſchutzgeſetz— 
gebung ein, indem fie hier bald mehr, bald weniger den Grundfag zur Geltung 
bringt, daß die Sonn- und Felttage, wie der Andacht und inneren Sammlung, 
jo au der Ruhe von der Arbeit und von den Gefhäften gewidmet 
fein jollen. Dementiprehend wird nad den dieſer Gruppe zugehörigen Bor: 
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ihriften vornehmlich der Fabrikbetrieb, mehrfach auch die Ausübung der 
Handwerfe und der Betrieb von Handelägeichäften, ohne Rückſicht darauf, ob es 
fih um geräuſchvolle oder öffentlich hervortretende Arbeiten handelt, unter Ge: 
währung einzelner, bejtimmmter Ausnahmen unterlagt. Von den gegenwärtig al3 
einen Theil der Arbeiterichußgeleßgebung angeitrebten Vorſchriften unterfcheiden fich 
übrigen! auch diejenigen der dritten Gruppe, wie diejenigen der beiden eriten 
dadurch), da dieſe die Arbeit an Sonn- und Felttagen zumeiit unter Straf: 
androhung gegen jeden dabei Betheiligten — er ſei Arbeitgeber oder Arbeiter — 
verbieten, während jene lediglich den Arbeitgeber, welcher Arbeiter verbotsiwidrig 
beichäftigt, nicht aber den Mrbeiter, welcher fich beichäftigen läßt, mit Strafe 
bedrohen wollen. 

Inwieweit die im Meich geltenden einzelnen Vorſchriften den Drei ver: 
ichiedenen dargeitellten Gruppen angehören, iſt aus Anlage J erſichtlich. 

Die im Folgenden gegebene Ueberſicht des hauptiächlichen und wichtigjten 
Inhalts der geltenden Beitimmungen, getrennt nad) Fabrikbetrieb, Handwerk und 
Handel, iſt für Preußen beionders bearbeitet, weil dort die Verordnungen 
gruppenweiſe wejentlich übereinitimmen und der größeren Mehrzahl nah auf 
biejelbe ſtaatsrechtliche Duelle zurüdzuführen find. Auch die in Elſaß-Lothringen 
zu Hecht beitehenden Beitimmungen find in Folge des Mangels eines inneren 
Zufammenhanges mit den im übrigen Deutichland geltenden Vorſchriften geſon— 
derter Daritellung vorbehalten worden. 


I. Preußen. 


Die in Preußen geltenden Vorschriften gründen fih — abgeiehen von ben 
jeit 1864 nenerworbenen Gebietstheilen und von Hohenzollern — auf die Aller: 
höchite Kabinetsordre vom 7. Februar 1837, welde den Bezirksregierungen Die 
Befugniß übertragen hat, durch polizeiliche VBeitimmungen die äußere Heilig— 
haltung der Sonn: und Feittage zu bewahren. Diele Befugniß ift, 
jomweit die Organilation der Verwaltungsbehörden durchgeführt ift, auf den Ober: 
präfidenten bezw. Regierungsprälidenten übergegangen. In den neuerworbenen Ge: 
bietötheilen, mit Ausnahme des Herzogthums Naflau, fir welches 1882 eine neue 
Verordnung erlaffen wurde, find die früheren VBorichriften nicht aufgehoben worden. 
Daraus erflärt fih die große Verſchiedenheit der einzelnen Beltimmungen, welche 
beiipielöweile in der Provinz Heſſen-Naſſau hinfichtlih der Sonntagsgeießgebung 
acht zum Theile wejentlich von einander abweichende Nechtsgebiete untericheiden läßt. 


A. Fabrikbetrieb. 


Unter den auf die angezogene Alferhöchite Kabinetsordre zurüdzuführenden 
Rolizeiverordnungen find diejenigen für die Negierungsbezirfe Königsberg (mit 
Ausnahme der Stadt Königsberg), Gumbinnen, Danzig (mit Ausnahme der Städte 
Danzig und Elbing), Marienmwerder und Potsdanı als folche zu bezeichnen, welche 
vornehmlich auf den Schuß der Gottesdienſtfeier gerichtet find. Der Um— 
ftand, daß Diele Bezirke nicht zu den imduitriereichen gehören, und daß dies zur 
Zeit des Erlaſſes der Verordnungen noch weniger der Fall war, erklärt es, daß 
die legteren den fabrifmäßigen Betrieb nicht beionders berüdjichtigen und mur 
implieite in joweit an Sonn: und Feittagen verbieten, als er öffentlich hervor: 
tretende oder den Gottesdienit ftörende Arbeiten in fich ſchließt. In welchem 
Umfange nach diefen Verordnungen den Fabrifarbeitern die ſonn- beztv. feittägliche 
Ruhe gefichert ift, kann im einzelnen Falle ftreitig fein. Allerdings wird dem 
regelmäßigen Fabrikbetrieb der Charakter der Deffentlichfeit wohl im Allge— 
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meinen zu pindiziren jein, zumal wenn man davon audgeht, daß ſchon der Gang 
einer größeren Zahl von Menichen zur gemeinjamen Arbeitsftätte und der maſchi— 
nelle Betrieb an fich der öffentlichen Wahrnehmung ſchwerlich entgehen können. 
Immerhin gewähren aber dieje Borichriften den Fabrifarbeitern einen voll 
ftändigen Schuß nicht einmal für die dem öffentlichen Gottesdienjte beitimmte 
Zeit, ſoweit fie nicht die Anwendung des $ 84 der Gelindeordnung vom 8. No: 
vember 1810, inhalt3 welcher die Dienitherrichaft verpflichtet iit, den Dienftboten 
die nöthige Zeit zur Abwartung des öffentlichen Gottesdienftes an Sonn» und 
‚eiertagen zu laſſen und diejelben auch dazu anzuhalten, auf die im Fabrik— 
betrieb thätigen Perſonen ausdehnen, was freilihd nur in beichränftenm Maße 
der Fall ift. 

Die übrigen auf Grund der StabinetSordre vom 7. Februar 1837 in Preußen 
erlafienen Bolizeiverordnungen stehen, mit Ausnahme der in den Provinzen 
Roten, Schleften, Sachen, Weitfalen und Rheinland und in dem Regierungs— 
bezirfe Stettin geltenden, auf dem Standpunkte der Sountagsheiligung. 
Ausdrücklich und allgemein beichränft auf öffentliche oder geräuichvolle Arbeit it 
das Verbot des Wabrikbetriebes an dieſen Tagen nach den in dem Regierungds 
bezirfen Frankfurt a. D., Cöslin und Stralfund und in den Städten Danzig 
und Elbing geltenden Beitimmungen. In Berlin ijt die Arbeit innerhalb der 
Betrieböwerfftätten nur injoweit unterfagt, als mit derjelben „ein außergewöhn— 
liher Verfehr nad Außen oder ein die allgemeine Sonntagsruhe ftörendes Ge 
räuſch verbunden it“. Auch ift bier, ebenfo wie in den Städten Königsberg, 
Danzig und Elding, der zeitliche Beginn des Verbotes auf 9 Uhr Vormittags 
feſtgeſetzt. 

Die in den hohenzollernſchen Landen geltende Polizeiverordnung vom 31. März 
1862 bezweckt gleichfalls lediglich den Schutz der äußeren Sonntagsfeier. 

Die Verordnungen in den Provinzen Poſen, Schleſien, Sachſen, Weſtfalen 
und Rheinland und in dem Regierungsbezirke Stettin tragen neben dem Geſichts— 
punkte der Sonntagsheiligung auch dem der Sonntagsruhe Rechnung, indem 
fie die Arbeit in Fabrifen zu den Öffentlih bemerfbaren und 
geräuſchvollen Arbeiten rehnen und als folde für die ganze Dauer 
der Sonn: und Feſttage verbieten, freilich nicht, obne dat bei einzelnen Borichriften 
Zweifel darüber entitehen können, ob ſich nicht auch rückſichtlich der Arbeit in 
Fabriken das Verbot nur auf jolche Fälle beziehen Toll, in welchen jich dieſelbe als 
öffentliche Arbeit oder geräuſchvolle Beihäftigung qualifizirt. Bei legterer Ans 
nahme würde auch in den zulegt angegebenen Bezirken der Arbeiter einen geſetz— 
lihen Schuß gegen Ausbeutung feiner Kräfte an Sonn: und Feltiagen immerhin 
bezüglich derjenigen Arbeit in Fabriken haben, welder fich der öffentlihen Wahr: 
nehmung nicht entziehen kann. 

Die in Nede jtchenden Bolizeiverordnnungen berüdfichtigen außer dem fozialen 
Geſichtspunkte des Schutzes der Tonntäglichen Ruhe für die im Fabrikbetriebe 
thätigen Arbeiter auch die wirthichaftlihe und techniiche Cigenartigfeit ſolcher 
Anlagen durch beiondere Ausnahmebeitimmungen. Nach diefer Richtung bin 
geitattet die für die Provinz Echleiien geltende Verorbnung des Oberpräſi— 
jidenten vom 26. Juli 1882 die Sonntagsarbeit allgemein, falls die Fori— 
ſetzung des Betriebes in gewerblichen Anlagen von überwiegender 
Wichtigkeit ift. Die übrigen enthalten eine Klauſel, welche in ſolchen Füllen 
Ausnahmen von dem allgemeinen Werbote zuläßt, in welchen techniiche oder 
wirthichaftliche Rückſichten diejelben rechtfertigen. Diele Ausnahmeklauſel lautet 
in ben Verordnungen für die Provinzen Poſen, Sachſen, Weitfalen und Rhein 
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fand, in den Negierungsbezirten Frankfurt a. ©. und Stettin, ſowie endlich in 
dem Gebiete des ehemaligen Herzogthums Naſſau dahin: 

„Erſcheint die Fortjegung des Betriebes in einzelnen Fabriken oder 

Jonftigen gewerblichen Anlagen aus tehniihen Nüdfichten oder 

aus anderen Gründen von überwiegender Wichtigkeit auch 

an Sonn: und Feittagen geboten, To kann die Ortspolizeibehörde nach 

pflihtmäßiger Prüfung der Verhältniſſe die Erlaubniß dazu ertheilen.* 

Die in der Nheinpropinz, in den Negierungsbezirfen Stettin und Frankfurt 
a. O., Jowie im ehemaligen Herzogthum Naflau geltenden Veroronungen beitimmten 
zuden des Meiteren, daß auch in ſolchen Ausnahmefällen durch angemefiene Ein: 
theilung der Betriebsoperationen und durch Ablöfung der Arbeiter dahin zu wirken 
jet, dab die legteren dem Gottesdienfte beiwohnen fönnen. 

Die weite Faſſung der obigen Ausnahmeklauſel und die Zuftändigfeit der 
fofalen Polizeibehörden für die Enticheidung über die Anwendung derielben geben 
der Möglichkeit des Vorkommens ſonn- und feittäglicher Fabrikarbeit offenbar einen 
verhältnigmäßig weiten Spielraum, deifen thatlächlihe Grenzen fich erit aus den 
Reſultaten der angeltellten Erhebungen ergeben werden. Um wenigstens für den 
Bereich ihres Bezirkes eine größere Gleihmäßigfeit in der Anwendung der Aus: 
nahmebefugniß und zugleich auch eine einfchränfende Dandhabung derielben herbei: 
zuführen, hat die Regierung in Düfieldorf unterm 24. Juni 1884 eine „Ans 
weilung an die Ortspolizeibehörden über die Zulaflung der Somntagsarbeit in 
Fabriken“ erlalfen, welche fih im Mejentlihen als ein Berfuch charakfterifirt, die 
allgemeinen Ausdrüde der Klauſel „technische Nüdfichten” und „andere Gründe 
von überwiegender Wichtigfeit“ konkret zu begrenzen und zu beitimmen. 

Die Hauptpunkte diefer Anweiſung find folgende: 

1. Die in allen Fällen der Ausnahme von dem Verbote der Arbeit in 
Fabriften an Sonn: und Feiertagen erforderliche Erlaubniß der Orts: 
polizeibebörde faun nur ſchriftlich eriheilt werden, und ift Durch bie 
diefer Behörde auferlegte Verpflichtung zur Führung eines laufenden 
Verzeihniiies über die ertheilten Grlaubuißicheine und deren Inhalt 
einer beſonderen Stontrole unterworfen. 

2, Auf unbeitimmte Zeit fönnen Mrbeiten ans techniſchen Rück— 
jihten geltattet werden. Diele Arbeiten find ihrer Gattung nad) in 
Ziffer 5 unter a bis e der Anweiſung bejonders aufgezählt. 

3. Bis auf Weiteres fönnen ſolche Arbeiten erlaubt werden, welche zwar 
techniich nicht geboten find, welche aber thatjählich jowohl im Re: 
gierungsdezirfe jelbit, ala auch in deu Nachbarbezirfen bisher üblich find, 
Außerdem gehören zu den bis auf Weitered zuzulafienden Arbeiten alle 
Ardeiten in den Nactitunden der Sonn: und Felttage von 12 Uhr 
Mitternachts bis 6 Uhr Vormittags und von 6 Uhr Abends bis 12 Uhr 
Mitternahts, und zwar in allen denjenigen Betrieben, in welchen bisher 
die Nachtarbeit generell üblih war. In dem weiter unten zu erwäh— 
nenden Spezialverzeihnii find diefe Betriebe unter e, f, g, b, i, q, u, 
w und z aufgeführt. 

4, Der in der Ausnahmeklauſel enthaltene Begriff „andere Gründe von 
überwiegender Wichtigkeit“ wird bejchränft auf die Abwendung eines 
großen wirthſchaftlichen Schadens. Tiefer joll eine Aus: 
nahme von dem Merbote jedod nur dann rechtfertigen, wenn Die 
Nothwendigfeit der Sountagsarbeit zur Abwendung des 
Schadens niht vorhergeichen werden fonnte Much kann 
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die Erlaubniß in diefem Falle nur für Dielen legteren fpeziell, und auch 
nur auf beitimmte, kurze Zeit ertheilt werden. 

5. Unter Anwendung der oben unter 2 bis 3 angegebenen Grundſätze ift 
ein Spezialverzeihniß der an Sonn: und Feſttagen ausnahms— 
weiſe zuläfligen Fabrifarbeiten aufgeftellt und der Anweiſung beigefügt 
worden. Dasjelbe enthält 30 Gattungen fabrifmäßiger Betriebe. Nur 
bei einer berielben (Spritfabrif) ift der Vollbetrieb, und dieier auch 
nur „bis auf Weiteres“ für ftatthaft erklärt, bei zweien — umfallend: 
Steinbrühe, Sands, Kies- und Lchmgräbereien, Baggerei, Steinbearbeitung 
(Steinhauerei, Steinichleiferei), Spinnereien, Webereien, Wirfereien, 
Nieniendrehereien, Tuch- und KHunitwollfabrifen — iſt die Sonntags— 
arbeit „in der Negel* gänzlich unterfagt. Bei den anderen ilt fie für 
einzelne innerhalb der betreffenden Betriebe vorkommende, ipeziell 
bezeichnete Arbeiten theil® auf „unbeitimmte Zeit“, theil$ „bis auf 
Weiteres“ geitattet. 

Dem Borgehen der Düffeldorfer Negierung iſt bisher fein anderer Bezirk 

gefolgt. 

Nach denjenigen Verordnungen, welche bejondere NAusnahmebeftimmungen für 
die Sonntagsarbeit in Fabriken nicht enthalten, ift dieſelbe nur injomweit ſtatthaft, 
als überhaupt Ausnahmen von dem allgemeinen Verbote zugelaffen find. Dies 
it bei dringender Beranlafiung im Negierungsbezirfe Stralfund für die 
Stunden außerhalb des Gottesdienftes, in den Städten Elbing und Danzig und 
in Hohenzollern während des ganzen Tages ber Fall, im Regierungsbezirke 
Göslin „bei Gefahr im Verzuge*, im Bezirk der Stadt Berlin dann, „went 
in Folge von Naturereignifien oder Unglücksfällen das Bedürfniß entitcht, den 
Sonn- und Feittag, inSbejondere die Zeit während des Gottesdieuftes zum öffent— 
lichen Gewerbebetrieb oder zur Ausführung öffentlicher Arbeiten zu benutzen“. 
Durchgebends iſt zur Vornahme der ausnahmsweiſe erlaubten Arbeiten die vor: 
herige Srlaubniß der Ortöpolizei, in Berlin diejenige bes polizeilihen Revier: 
voritandes erforderlih. An lesterem Bezirke genügt eine nachträglihe Anzeige 
binnen 24 Stunden, falls fchwebende Gefahr die Einholung der Erlaubnii nicht 
geitattet. 

Was die jeit 1864 neuerworbenen Landestheile anlangt, To bezweden auch 
von den dort geltenden Borichriften einige boriwiegend den Schuß des öffentlichen 
Gottesdienſtes bezw. den der Sonntagsfeier — Schleswig und Holitein, Gebiet 
der ehemals freien Stadt Frankfurt a. M., ehemals Großherzoglich heiliiches und 
ehemals bayeriiches Gebiet der Provinz Heſſen-Naſſau —, und unterlagen dem— 
entiprechend die ‚Fabrifarbeit an Sonne und Feiertagen nur, infoweit fie öffent: 
fihe oder geräuichvolle Arbeiten umfaßt. Andere geben zu dem Bedenken Berans 
laſſung, immwieweit die alten, bei ihren Erlaſſe nur die Beichränfung des Hand» 
werfsbetriebes bezwedenden Beitimmungen anf die Arbeit in Fabriken Anwendung 
finden fünnen — Gebiet des chemaligen Kurfürſtenthums Heſſen und der Stadt 
Caſſel —, bei einem dritten Theile endlid kommt mehr oder weniger auch der 
Geſichtspunkt der Sonntagsruhe zum Ausdrud und ift daher die Arbeit in 
Fabrifen im Allgemeinen verboten — ehemaliges Gebiet des Bisthums Fulda, 
ehemals Landgräflich heſſen-homburgiſche Gebietötheile und Gebiet des ehemaligen 
Herzogthums Naſſau, in welch legterem fich die Polizeiverordnung vom 7. No: 
veniber 1882 im Weſentlichen an die für die Nheinlande mahgebenden Be: 
ſtimmungen anschließt. Die in der Provinz Hannover uud in Lauenburg 
geltenden landesherrlicden Verordnungen ſichern den Fabrifarbeitern dadurch eine, 
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wenn auch zeitlich beichränftere Nuhe, daß fie während der Stunden des vor: 
und nachmittägigen Gottesdienstes jede gewerbliche Arbeit, damit alſo auch den 
Fabrikbetrieb, Ichlechthin unterjagen. Für den übrigen Theil des Tages find 
aber auch bier nur öffentliche bezw. geräuſchvolle Arbeiten verboten. 

Bezüglich der geitatteten Ausnahmen von dem allgemeinen Verbote trägt, 
abgeieben von Naſſau, wo die oben beiprocdhene Ausnahmeklauſel gilt, und von 
den vormals bayeriichen und Großherzoglich heifiichen Gebietstheilen der Provinz 
Heſſen-Naſſau, deren diesbezügliche Worichriften bei der Darftellung des Nechts 
in den anderen deutichen Bundesftaaten ihre Erledigung finden, nur die in 
Schleswig und Holitein geltende Nerordnung vom 10. März 1840 der Eigenart 
des fabritmäßigen Betriebes Nehnung, indem fie alle diejenigen Arbeiten, und 
zwar ohne vorherige Erlaubniß der Obrigkeit, zuläßt, „welche zur Fortiegung 
des Betriebes erforderlich find und feinen Aufichub leiden”. Auch iſt die Re— 
gierung befugt, unter befonderen Umſtänden in einzelnen Füllen Ausnahmen von 
den Vorichriften der Verordnung zu bewilligen, nantentlich auch für jolche Arbeiten, 
welche zwar nicht zur Fortſetzung des Betriebes erforderlich, aber nah ihren 
Ermeſſen von Wichtigkeit find und feinen Anfichub erleiden. 

Die übrigen Vorfchriften geitatten eine Ausnahme im der Negel nur in 
Nothrällen und mit polizeilicher Erlaubniß. 


Für die Sonntagsarbeit in Bergwerfen und Salinen beftehen in 
Preußen eine Reihe neuerer von der Regierung in Gemeinschaft mit den Ober: 
Bergämtern erlaflenen Verordnungen. Diejelben geitatten durchgehends Noth— 
arbeiten, d. h. Solche Arbeiten, durch deren Unterbrechung die Sicherheit der 
Arbeiter, des Grubenbaues oder des Betriebes gefährdet werden würde. Die zu— 
gelaſſenen Arbeiten find einzeln aufgeführt. Für die Vornahme anderweitiger 
Arbeiten bedarf es der Genehmigung des zuſtändigen Nevierbeamten, 


B. Handwerk. 


Die im Handwerk beichäftigten Perſonen find ſchon infofern weniger gegen 
eine Inanſpruchnahme ihrer Arbeitskräfte an Sonne und Feittagen geihüßt, als 
Diejenigen Verordnungen, welche in ihren Beſtimmungen den Gefichtäpunft der 
fonn= und feittäglichen Ruhe, wenn auch bald mehr, bald minder berüdfichtigen, 
fih nach dieſer Richtung Hin der Negel nah auf das Verbot der Arbeit in 
Fabriken und ſonſtigen gewerblichen Anlagen beichränfen. Much im Webrigen ift 
mit Ausnahme weniger und Kleiner Bezirke die Ansübung der Handiverfe an dieſen 
Tagen allgemein nur in ſolchen Fällen unterſagt, in welchen die betreffenden 
Arbeiten geeignet find, die äußere Feier zu ſtören und fich demnach al3 öffentliche 
oder lärmende Verrichtungen charakterifiren, eine Gigenichaft, welche der handwerks— 
mäßigen Beihäftigung vielfach in geringerem Maße zufonmt, als der Fabrik— 
arbeit, welche fich im Allgemeinen der öffentlichen Wahrnehmung ungleich jchwerer 
entziehen kann, als die große Mehrzahl der Handiverfe und Eleinen Betriebe. Die 
meilten Verordnungen in Preußen, ſoweit fie nicht etwa, wie zumeiſt die Vor: 
ichriften in den alten Provinzen, den bereit3 oben citirten $ 84 der Gefinde- 
ordnung von 8. November 1810 auf Geſellen und Lehrlinge ausdehnen, begnügen 
fih mit dem obigen allgemeinen Werbote jeder öffentlichen oder lärmenden Be: 
ihäftigung, nur einzelne führen als Beiſpiele hiernach verbotener Arbeiten die 
der Stlempner, Stellmaher, Schmiede, Schlofier, Maurer, Zimmerer und Steiu— 
jeger an, mehrfah find auch die „Arbeiten an Bauansführungen aller Art“ 
beſonders genannt. 
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Soweit nad diefen Ausführungen das Verbot der Handwerksarbeit an 
Sonn: und Feiertagen gilt, eritredt es fi nach den meiiten Verordnungen auf 
die ganze Dauer des Tages, für die Städte Berlin, Königsberg, Danzig und 
Elbing nur auf die Zeit nah 9 Uhr Vormittags, in den Negierungsbezirten 
Königsberg, Gumbinnen, Danzig, Marienwerder und Potsdam, deren Borichriften, 
wie eingangs bemerkt, weientlid von dem Zwecke des Schuged der öffentlichen 
Gotteödienitfeier ausgehen und fih auf diefen Zweck im Allgemeinen bejchränten, 
nur für die Stunden des vor: und nachmittägigen Gotteödienites. 

Ohne Nüdfiht auf äußere Wahrnehmbarkeit und den ganzen Tag über ift 
der Betrieb der Handwerfe in einigen Theilen der Provinz Heſſen-Naſſau verboten. 
Es find dies die ehemaligen Gebiete des Kurfürſtenthums Hellen, des Bisthums 
Fulda, von Heſſen-Homburg und der Bezirk der Stadt Caſſel, in welch legterem 
beifpielstveile beſtimmt it, „daß die Handwerker an jenen Tagen weder in ihren 
Merkftätten, noch in fremden Häuſern arbeiten dürfen“. Dasielbe Verbot gilt 
in der Stadt Königsberg, wo der Betrieb „bürgerlicher Gewerbe“ ſchlechthin 
unterfagt ift von Bormittags 9 Uhr ab, in der Provinz Hannover, ſowie in 
Yauenburg während der Zeit des vor: und nachmittägigen Gottesdienites. 

Ausnahmen von dem allgemeinen Berbote find meist in Nothfällen zus 
gelaffen, und zwar nad vorheriger Erlaubniß der Ortöpolizeibehörde. Nah ein— 
zelnen Verordnungen, insbejondere nach denjenigen, welche die beim Fabrifbetriebe 
beiprochene Ausnahmeflaufel enthalten, können auch ohne vorherige Erlaubnis 
foldhe Arbeiten vorgenommen werben, twelche zur Abwehr einer gemeinen Gefahr 
oder zur Beleitigung eines augenblidlihe Abhülfe verlangenden Nothitandes 
geboten ericheinen. In den übrigen Fällen ift die zuläffige Erlaubniß mehrfach 
auf die Zeit außerhalb des Gottesdienftes beſchränkt. 

Beiondere Grwähnung findet in einzelnen, namentlih in älteren Ver— 
ordnnungen, der Betrieb der Mühlen an Sonn: und Feſttagen, jo in den 
Negierungsbezirten Danzig, Botsdam, Stettin, Stralfund, in Schleswig und 
Holſtein, Yauenburg, Provinz Hannover, fowie in den ehemaligen Gebietätheilen 
des Kurfürſtenthums Heilen, des Bisthums Fulda und von Heſſen-Homburg. 
Die meiften diejer Vorichriften beichränten den genannten Betrieb für die Zeit 
des vormittägigen und nachmittägigen Gottesdienftes — Danzig (rüdfihtlich der 
in den Städten und ländlichen Ortichaften in der Nähe der Kirchen belegenen 
Mühlen), Potsdam, Stettin, Schleswig und Holftein, Lauenburg, Hannover —, 
im Gebiete des ehemaligen Bisthums Fulda gilt das Verbot bis 12 Uhr Mit: 
tags, im Gebiete von Heſſen-Homburg eine Stunde vor Anfang des Vormittagss 
bis nad beendetem Nachmittags» Gottesdienfte, im Negierungsbezirt Stralfund 
(bezüglich der Waſſer- und Windmühlen! — in Lauenburg und Hannover nur 
an den eriten Tagen der drei hohen Jahresfeſte — überhaupt bis nah Schluß 
des Nachmittags-Gottesdienſtes, und im Gebiete des ehemaligen Kurfürſtenthums 
Helfen während der ganzen Dauer des Tages. 

Wo befondere Beſtimmungen hHinfichtlid der Müllerei nicht beitehen, unter: 
liegt diejelbe dem Verbote der gewerblichen bezw. öffentlichen oder geräuſchvollen 
Arbeit injoweit, als die Borausiegungen der Anwendung desſelben gegeben jind. 

C Handel. 

Bezüglich des Handels — rückſichtlich deſſen zeitliher Beihränfung 
in den einzelmen Gebieten des Reichs auf Anlage II verwielen wird — gilt in 
den verichiedenen Bezirken der Monarchie überwiegend der Grundias, dat inner: 
halb bejtimmter Zeit an Sonn: und Feittagen jeder öffentlihe Verkehr 
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ruhen joll. In Anwendung diefes Prinzips wird fat durchgehends beſtimmt, 
dag für die feitgefegten Stunden Waaren weder ausgehangen noch ausgeftellt 
werden dürfen, daß die Läden geichloffen und eventuell die Berlaufsgegenftände 
durd Vorhänge u. j. w. den Blicken der VBorübergehenden entzogen werden müſſen. 
In weiterem Umfange wird er nur in einigen Bezirken unterſagt. So ift in 
den Provinzen Pommern und Rheinland, jowie im Gebiete des ehemaligen 
Herzogthums Naſſau „der gewerbliche Verkehr“, in der Provinz Hannover und 
in Lauenburg und Schleswig und Holftein „alle Kaufen und Verkaufen“, im 
ehemals heſſen-homburgiſchen Gebiet „der Betrieb und die Vornahme von Han: 
belögeihäften“ und innerhalb des Bezirks der Stadt Königsberg „aller Hanbels- 
verkehr“ zu gewiſſen Stunden der Sonn: und Feittage verboten. Im Allgemeinen 
richten fich indeflen die geltenden Verordnungen nur gegen die Störung der 
äußeren Gottesdienfts bezw. Sonntagsfeier durch den Betrieb von Handelögeichäften 
in Öffentlih an den Tag tretender Weile, und ein Kaufmann macht fich hiernad 
nicht ſchon dadurd einer Störung der geſchützten Feier ihuldig, daß er an den 
in Nede ftehenden Tagen jonitige im Betriebe ſeines Gewerbes vorkommende 
Arbeiten und Geichäfte vornimmt, bezw. durch fein Hilfsperfonal vornehmen läßt. 
Der gefammte innere Handels- und Geichäftsbetrieb, ſoweit er niht nad 
Außen ftörend hervortritt, und foweit nicht auch bier der mehrerwähnte 
8 84 der Gefindeordnung vom 8. November 1810 eine Ausdehnung auf die im 
Handelögewerbe beichäftigten Perfonen gefunden hat, unterliegt demnad vielfach 
feiner geſetzlichen Einichränfung. 

Die Ausnahmen von dem allgemeinen Verbote und die Zeitabichnitte feiner 
Geltung find zum Theil verichieden geregelt. In letzterer Hinficht gilt dasſelbe 
meift nur” für die Stunden ded vor- und nachmittägigen Gottesdienftes. Ab— 
weichende Borfchriften find in einigen Gebieten der Provinz Heſſen-Naſſau erlaffen. 
In den ehemaligen Gebieten des Kurfürſtenthums Helfen, des Bisthums Fulda, 
. von Heſſen-Homburg, von Frankfurt a. M. und im Bezirk der Stadt Caſſel iit 
die Beſchränkung des Handelöverfehrs auf die Dauer des ganzen Tages aus: 
gedehnt, in den vormals bayerischen Gebietötheilen — wie auch in Hohenzollern — 
ist fie auf die Zeit des vormittägigen Hauptgottesdienftes beichränft. Außerdem 
enthalten die Polizeiverordnungen für die Städte Berlin, Königsberg, Danzig 
und Elbing, ſowie für den Negierungsbezirt Gumbinnen das Verbot des Handels 
in dem angegebenen Umfange von 9 Uhr Vormittags ab, wobei jedod im den 
zuleßt genannten Bezirke dad Oeffnen der Berfauföftätten für die Zeit nad) 
beendigtem Vormittags-Gottesdienſte bis 2 Uhr Mittags geitattet ijt. 

Durchgehends der Ginichränfung entzogen ift die Ausübung des Apo— 
thekergewerbes, während nahezu übereinftimmend der Hauſirhandel für 
die ganze Dauer des Tages verboten ift, foweit er nicht das Abtragen von Milch 
und anderen nothwendigen frifchen Lebenämitteln betrifft. Letzteres ift in den 
verfchiedenen Bezirken theils den ganzen Tag über, theils außerhalb der Gottes- 
dienjtitunden, theils zu anderen beionders feitgefegten Stunden erlaubt. Oeffent— 
liche Verfteigerungen, fowie Wochenmärkte find meift den ganzen Tag über ver: 
boten, die Jahrmärfte zur Zeit des öffentlichen Gottesdienftes, in einzelnen Ver— 
ordnungen auch überhaupt. 

Wo, wie in dem größten Theile der Monardie der Fall ift, die Ein— 
ſchränkung des Handelöverfehrs fi nur auf die Stunden des öffentlichen Gottes: 
dienſtes erftredt, unterliegt auch der ftehende Handel mit Lebensmitteln 
dem Verbote. Nur in den vormals bayeriichen Gebietötheilen der Provinz 
Heſſen-Naſſau ift den Bädern mit Ausnahme gewiifer hoher Feite das Offen: 
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halten der Läden während des ganzen Tages, und in ben vormals Groß— 
herzoglich heiliihen Theilen diefer Provinz den Bädern, Metzgern, Spezerei: und 
Viktualienhändlern der Verkauf ihrer Waaren für dieſelbe Zeit erlaubt» In den 
jenigen Bezirken hingegen, in welchen das Verbot über die gottesdienftlichen 
Stunden hinaus gilt, iſt der Verkauf der bezeichneten Waaren fir die Zeit 
außerhalb des Gotteödienites in der Regel nachgelaflen. Die Rechtsgebiete von 
Heſſen-Homburg und Fulda geitatten ihn an Durchreifende auch während desjelben 
und im Gebiete der chemals freien Stadt Frankfurt a. M. ift der Handel „mit 
Lebensmitteln und Stonfumtionsgegenitänden“ überhaupt nicht unteriagt, „wenn 
dieier Werfauf ohne Geräusch und Aufſehen im Kleinen und für den augenblid- 
lihen Bedarf geichieht*. 

In den meiiten Verordnungen iſt die Ausübung des Gaſtgewerbes an 
Sonn- und Feſttagen befonderer Einihränfung und Negelung unterworfen. Die 
Beichränfung desſelben ift in dem verichiedenen Theilen der Monarchie der Zeit 
nach eine nahezu übereinitinnmnende, und zwar nur während der Stunden des 
Gottesdienstes geltende. In ihrem fonftigen Inhalte weichen die betreffenden 
Vorichriften jedoch miehrfah von einander ab. Theils enthalten fie nämlich, 
jei es entiprechend dem Werbote jeglichen Handelsverkehrs während dieſer Zeit, 
jei es als Ausnahme von der jonitigen Zulaffung des äußerlich nicht auffälligen 
Handels, das Verbot, während der Zeit des Gottesdienftes Speilen 20. zu ver— 
abreichen und Gäfte zu dulden, und zwar unterſchiedslos Neifenden wie Ein— 
heimischen gegenüber — MNegierungsbezirfe Danzig, Plarienwerder, Potsdam, 
Stadt Königsberg —, theils find Auswärtige und Kranke und vielfach Reiſende 
von dem Berbote ausgenommen — Negierungsbezirfe Gumbinnen, Stettin und 
Göslin, Provinz Hannover, Lauenburg, die Nheinpropinz uud die verichiedenen 
Rechtögebiete von Heſſen-Naſſau, mit Ausnahme der vormals bayeriichen Gebiets: 
theile —, theils werden nur feine figenden Güfte geduldet — Provinz Schleswig: 
Holitein, mit Ausnahme von Lauenburg —, theils endlih ift in den Ber: 
ordnungen die Beſtimmung enthalten, daß in Schankwirthichaften, Neitaurationen, 
stonditoreien 2c. der Betrieb des Gewerbes während des Gottesdienstes nur in 
joweit beichränft wird, als derfelbe äußerlich auffällt. Auf dieſem Grundlage 
beruhen die Vorichriften für die Provinzen Schlefien, Sahien und Weitfalen, 
für die Regierungsbezirke Stralfund, Poſen und Bromberg, für die Stadt Berlin 
und die vormals bayeriichen Gebietötheile von Heſſen-Naſſau. 


11, Die übrigen Bundesſtaaten. 


Zu welder der drei eingangs dargeitellten Gruppen die verjchiedenen in den 
anderen Bundesitaaten geltenden WBorichriften zu zählen find, ergibt fi) aus ber 
in Anlage I enthaltenen Aufſtellung. Ihrem formellen Uriprunge nad beſtehen 
fie der Mehrzahl nach aus landesherrlichen Verordnungen. In allgemeinen Ge: 
jegen Find fie in Helfen und Waldeck enthalten. In Form von Spezialgeiegen 
erlafiene Beitimmungen finden fih in Sachſen — Gejeß v. 10. Sept. 1870 —, 
Braunihweig — Geſetz vom 22./31. Dezember 1870 —, Sadien-Meiningen — 
Geſetz vom 21. April 1835 —, Sacjen:Altenburg — Geſetze vom 3. April 1882 
und 14. Juni 1884 —, Auhalt — Gele von 23. April 1880 —, und Reuß 
jlingerer Linie — Geſetz vom 25. Mai 1858 —. Die ältefte Verordnung iſt das 
in Sachſen-Weimar noch geltende Sabbathsmandat von 1756, deilen Inhalt durch 
nenere Verordnungen jedoch weſentlich beichränft worden ift. 
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A, Sabrikbetrieb. 


Diejenigen Gebiete, in welchen der fabrifmähige Betrieb nicht in erheblichen 
Maße hervortritt, entbehren, wie dies in Preußen der Fall, auch in den anderen 
Bundesftaaten vielfach bejonderer Vorſchriften bezüglich der Sountagsarbeit in 
derartigen Anlagen. Sie iſt aber aud hier mindeftens in joweit eingejchränkt, 
als fie unter das allgemein geltende Verbot geräufchvoller oder öffentlicher Arbeiten 
fällt. Zu diefer Gattung von Verordnungen gehören diejenigen in Sachſen-Weimar, 
Oldenburg, Schwarzburg-Sonderöhaufen, Lippe- Schaumburg, Lippe-Detmold, Lübeck, 
Bremen und Hamburg, ſowie der $ 307 Ziffer 8 des waldedichen Strafgeſetz— 
buchs vom 15. Mai 1855. 

Seiner zeitlihen Ausdehnung nah gilt das Verbot: im Herzogthum Olden- 
burg und im Fürftenthum Birkenfeld für die Zeit des vormittägigen Haupt: 
gottesdienites, im Gebiete der freien und Hanſeſtadt Lübeck während der ganzen 
Daner des öffentlichen Gottesdienstes, im Fürftenthbum Lübeck bi 6 lihr Abends, 
int ſämmtlichen übrigen vorhin aufgeführten Gebieten während des ganzen Sonn: 
bezw. Feiertages. 

Jede gewerbliche Arbeit iſt in Sachſen-Weimar, Schaumburg-Lippe und 
Lippe-Detmold während der Stunden des öffentlichen Gottesdienſtes verboten. 

Wie die zeitlihen Grenzen, To find auch die Ausnahmen von dem Verbote 
in den einzelnen Verordnungen verichieden geregelt. In Sachſen-Weimar, in den 
einzelneu Gebietstheilen von Oldenburg, in Waldeck, Lippe-Detmold, Bremen und 
Hamburg find Fälle der „Noth und Dringlichkeit“ oder „der höchiten Noth“ 
(Sachlen-Weimar), ohne daß es der Einholung obrigfeitlicher Erlaubniß bedarf, 
ausgenommen. Scwarzburg-Sondershaufen jchreibt nur vor, „daß alle öffent: 
lihen und beionder3 alle geräufchvollen Beichäftigungen des öffentlichen Lebens, 
joweit ald irgend möglich tft, vermieden werden Tollen“. Liber geitattet 
bezüglich dringender Arbeiten an und auf öffentlichen Blägen und Straßen Aus: 
nahmen, jedoch nur außerhalb der Stunden des öffentlichen Gottesdienites. Einer 
befonderen polizeilichen Genehmigung für die Vornahme an fich verbotener Arbeiten 
bedarf es in dem zulegt erwähnten Staate, jowie in Bremen und Hamburg. 

Diejenigen Staaten, welche den Tyabrifbetrieb an Sonn: und Feittagen in 
ihren Borjchriften beſonders erwähnen, verbieten ihn zum Theil, analog den 
obigen Verordnungen, nur in jofern, als er in geräuſchvoller, öffentlicher oder 
Öffentliches Aergerniß gebender Weile auftritt, zum andern Theil aber fchlechthin 
al3 ſolchen. Zu der eriten Stategorie zählen die Beitimmungen in Bayern, 
Baden, Helfen, Braunfchtweig und Sahjen-Meiningen, zu der zweiten Gattung 
diejenigen von Sachen, Württemberg, Medlenburg- Schwerin, Medlenburg:Strelig, 
Sadjen-Altenburg, Sachſen-Coburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg: Rudolitadt, 
Neuß älterer und Neuß jüngerer Linie. Dabei iſt bezüglich der in Medlenburg- 
Schwerin und Medlenburg:Strelig geltenden Verordnungen zu bemerken, daß 
diefe zwar die Arbeit in Fabriken an fi nur in ſoweit unteriagen, als fie eine 
Öffentliche oder mit Geräuſch verbundene ift, den Fabrifbetried an Sonn- und 
Selttagen überhaupt aber durch die weitere Bejtimmung verhindern, daß fie die 
Verwendung dienftpflichtiger oder untergebener Perſonen aller Art „zum Fabri— 
fationd= oder ähnlichem gewerblichen Betriebe“ für die ganze Dauer diefer Tage 
verbieten. 

Die Vorfchriften der eriten Kategorie haben außer dem Zwecke des Schußes 
der Sonntagsheiligung auch die Beitimmung gemeinfam, daß fie nicht nur 
„dringende Fälle* oder „Nothfülle”, wie die meiften der vorhin aufgeführten 
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Verordnungen, jondern außer dieſen auch ſolche Arbeiten von dem Verbote aus 
nehmen, welde ohne Nactbeil nicht unterbrochen werden „fünnen“. Es find 
damit ſolche Arbeiten gemeint, welche in Folge der ihnen eigenthümlichen 
Betriebsweiie eine Unterbrechung nicht zulaflen. Als Beiipiele derartiger Be: 
ihäftigungen Führt die bayeriſche Berordnung vom 30. Juli 1862 
„Arbeiten bei Hochöfen, Gießereien, Schmelzwerfen, Glashütten, Gasfabriken-, 
Branereien und Branntiweinbrennereien im landwirthichaftlichen Betrieb“, Die 
badiſche Berordnung vom 28. Januar 1869 „Arbeiten bei Hochöfen, 
stohlenmeiern und Gasfabrifen*, dad braunfhweigiihe Gefes vom 
22.731. Dezember 1875 „Arbeiten bei Zuderfabrifen, bei den Schmelzhütten 
und an den Stohlenmeiern“ an. Die beiden letteren Betriebsarten erwähnt auch 
Artikel 224 Abſatz 2 des heſſiſchen Polizei-Strafgeicekes vom 
30. Oktober 1855. 

Die Vorichriften für Baden gehen infofern weiter, als fie auh aus 
anderen, vornehmlich wirthichaftlichen Gründen Arbeiten zulaſſen, welde ohne 
erheblihen Nachtheil nicht unterbrochen werden können. 

Einer beionderen polizeilichen Grlaubniß, wie zumeift in Preußen, bedarf 
es in den angeführten 5 Staaten für die Vornahme von Arbeiten, welde ihrer 
Natur nach feine Unterbrechung erleiden, nicht. Dasielbe gilt in Bayern, 
Heilen und Sahjen- Meiningen auch für „dringende FFälle*, und in 
Baden Fir „Nothfälle*. In Braunihmweig iſt hingegen auch für die 
fegteren die Genehmigung der Rolizeibehörde erforderlib. In Baden ift zur 
Vornahme von „unverichieblichen Arbeiten“ die Grlaubniß der Ort3polizei, zu 
ſolchen Mrbeiten, welche nicht ihrer Natur nah, ſondern aus anderen Gründen 
obne erheblichen Nachtheil nicht unterbrochen werden können, die Dispenfation 
des Bezirf3amts einzuholen. An Bayern ift übrigens der vor Erlaß der oben 
erwähnten Verordnung von 1862 beitandene Zuftand zum Theil unberührt ge- 
blieben, da nach der Beſtimmung derielben dort, wo für einzelne Felttage eine 
Ausnahme von dem Verbote bisher geitattet war, letztere durch ortspolizeiliche 
Vorſchrift aufrecht erhalten werden kann. Much bleibt weiter die Gewährung 
jolder Ausnahmen „bei erheblichen Veranlaſſungen“ vorbehalten. 

Die Borichriften im Königrihd Sachſen, in Württemberg, beiden 
Medlenburg, Sahbien: Altenburg, Sachſen-Coburg-Gotha, 
Anhalt, Shwarzburg- Nudolitadt, Neuß älterer Linie und 
Neuß jüngerer Linie tragen im Mejentlichen dem Tozialen Geſichtspunkte 
der Ruhe an Sonn: und Feittagen Rechnuug. Die meiften derielben betonen 
in ihrem Singange, daß alles zu vermeiden fei, was die für Sonne und Feittage 
erforderliche Nıube oder die Feier des öffentlichen Gottesdienftes beeinträchtigen 
könne, Abgeieben von den beiden Medlenburg und Sciwarzburg:Rudolitadt find 
diefe Vorſchriften ſämmtlich jüngeren Uriprungs. Diejenigen in Sadhien-Altenburg 
(Geſetz vom 3. April 1882), Neuß älterer Linie (Verordnung vom 30. Auguſt 
1876) und Reuß jüngerer Linie (Geſetz vom 25. Mat 1878) ſchließen fich vielfach 
den für das Nönigreih Sachen erlallenen Geſetze vom 10. September 1875 und 
der Ausführungsverordnung zu Dielen Gelege von demselben Tage an. Die in 
Sachſen-Coburg-Gotha geltende Verordnung vom 6. September 1879 lautet in 
wejentlichen Punkten übereinstimmend mit der für die preußiiche Provinz Sachen 
erlaflenen Verordnung vom &. April 1879. 

Im Uebrigen beitimmt sich im den bezeichneten Gebieten der Umfang des 
Nerbotes nach demjenigen der zulälligen Ausnahmen. Uebereinſtimmung berricht 
nad diejer Richtung bezüglich dringender und aus techniichen Rückſichten gebotener 
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Arbeiten, welche fait durchgehends geftattet werden. Im Ginzelnen ift aus den 
immerhin mannigfah von einander abweichenden Vorichriften Folgendes hervor: 
zuheben: 

Im KHönigreih Sachen find die Ausnahmen zum Theil im Geſetz jelbit 
geregelt. Nach letzterem fallen nicht unter das allgemeine Verbot: 

1. Arbeiten, welche ohne Nachtheil für die Gefundheit oder das Leben der 

Arbeiter nicht unterbleiben können, 

2. unaufſchiebliche Reparaturen, 

3. dringliche Arbeiten. 

Bezüglich der erjteren bedarf ed, wie nach faſt allen Vorſchriften, feiner 
beionderen Erlaubniß, bei Neparaturarbeiten ift vorher der Obrigkeit Anzeige zu 
machen, zur Vornahme dringlicher Arbeiten ift die Genehmigung der Obrigfeit 
einzuholen. 

Weitere Ausnahmen, ſoweit folhe „im Intereſſe des Verkehrs und 
des Gejhäftslebens, fei ed im Allgemeinen, fei es im einzelnen 
Valle, nothwendig erfcheinen“, bleiben nah $ 4 des Geſetzes dem Ver: 
ordnungswege vorbehalten. Auf Grund diejer allgemeinen Ermädtigung 
erging die Ausführungsperordnung vom 10. September 1870. Diejelbe enthält 
zunächſt in Bezug auf die oben aufgeführten unaufichiebbaren Reparaturen und 
dringlichen Arbeiten die Erklärung, dab hierzu in Yabrifen und gewerblichen 
Etabliſſements auch jolche Reparaturen gehören, zu welchen die zeitweilige Siftirung 
des gewöhnlichen Betriebes benugt werden muß, und daß auch das Reinigen der 
Dampfmafchinen hierzu zu rechnen fei. Des Weiteren wird, und zwar „aus Rück— 
fcht auf die Schon zeither nah Maßgabe des Bedürfniſſes oder 
wegen der Eigenart des Betriches geftatteten Ausnahmen“ eine Gattung 
von Arbeiten — nämlich die in Ziegeleien nad) begonnenem Brande der Ziegel, 
die in Hochöfen, Kalköfen, in Glashütten und in Schmelzwerfen der Hüttenwerke —, 


nad) deren Beſchaffenheit der angefangene Betrieb eine gewiſſe Zeit ununterbroden 


in Gang gehalten werden muß, überhaupt, eine weitere Anzahl einzeln 
beftimmter Arbeiten gewiſſer Vetriebsarten, nämlich der Bleicherei, Tuchmacherei, 
Weberei, Weißgerberei, Papier: und Wahstuchfabrifation, der Brauerei, Brannt— 
weinbrennerei und der Nunkelrübenzuderfabrifation, an allen Sonn= und Feittagen 
nit Ausnahme gewiſſer hohen Fefte und zumeift nur unter befonderen Einſchränk— 
ungen im Intereſſe der äußeren Sonntagsheiligung zuzulaflen.‘) Im Uebrigen 
bleiben neben allen dieſen Ausnahmen die von der zuftändigen Oberbehörde einzelnen 
Gewerbetreibenden ertheilten Dispenjationen auch ferner in Kraft, joweit es ihrer 
nach dem neuen Geſetze noch bedarf und fie nicht ohnehin unter die angegebenen 
Ausnahmen fallen. j 
Die Gejtattung folcher Arbeiten, welche ohne Nachtheil oder Gefahr für die 
Geſundheit oder das Leben der Arbeiter nicht unterbfeiben können, bon unauf⸗ 
Ihieblihen Reparaturen und dringlichen Arbeiten findet ſich auch in den Vorſchriften 
von Sachſen-Altenburg, Reuß älterer und Neuß jüngerer Linie. Neuß älterer 
Linie beſchränkt dabei den Begriff der Dringlichkeit auf Arbeiten, „welche durch 
einen in Folge auferordentliher — ſchon eingetretener oder erſt drohender — 
Ereigniſſe entitandenen Nothſtand geboten ericheinen*, Reuß jüngerer Linie nimmt 
nur folhe dringlichen Arbeiten von dem allgemeinen Verbote aus, „welche zur 
ungehinderten Fortſtellung der regelmäßigen Wochenarbeit nothwendig ſind“. 


— 
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Bezüglich der Ausnahme folcher Arbeiten, nach deren Beichaffenheit der be— 
gonnene Betrieb eine gewilfe Zeit Hindurdh im Gange gehalten werden muß, 
beichränft fich die Verordnung für Neuß älterer Linie darauf, die Unterhaltung 
des begonnenen Brandes in Kalk-, Ziegel: und Porzellanöfen und in den Brauereien 
untergährigen Biered die während des Malzens, Gührens, Brauens und Siedens 
erforderlichen Verrihtungen freizugeben. Die Vorſchriften von Sadjen-Altenburg 
und Neuß älterer Linie hingegen erlauben, hierin auch von dem ſächſiſchen Gelege 
vom 10. September 1870 abweichend, ohne Weitere die Vornahme derartiger 
Arbeiten nicht nur, wie das lettere, in Hochöfen, in Ziegelöfen nad) begonnenen 
Brande der Ziegel, in Kalköfen, Glashütten und Schmelzhütten der Hüttenwerfe, 
fondern aud in „Borzellanfabrifen, Salinen, hemiichen und ſonſtigen yabrifen“. 
Außerdem geftattet das Geſetz für Sachſen-Altenburg gewiſſe Arbeiten in Brauereien 
untergährigen Biered, in Bapierfabrifen und Branntweinbrennereien, in dem zwei 
legteren Betriebsarten jedoch unter beionderen Ginichräntungen zum Zwede der 
Vermeidung des öffentlichen bezw. geräuichvollen Betriebes, und bei ſämmtlichen 
mit Ausnahme beftimmter hohen Feſte. Auch in Reuß jüngerer Linie find Arbeiten 
gewiſſer Betriebsarten unter den obigen Beichräntungen erlaubt, und zwar: in 
der Bleicherei, Tuchmacherei, Weberei, Weißgerberei, Brauerei, Branntiweinbrennerei 
und in der Wachstuchfabrifation. Auch ift bier den Yohgerbern und Weihgerbern 
der Gewerbebetrieb injoweit nachgelaffen, als mit demjelben ein auergewöhnlicher 
Verkehr nad) Außen oder ein lautes, die allgemeine Sonntagsruhe ftörendes 
Geräufch nicht verbunden ijt, und injofern derjelbe innerhalb der Betriebswerk— 
ftätten und Häuser ftattfindet, während des Gottesdienftes indeifen nur dann, 
wenn e3 jih um Verrichtungen handelt, bei deren Interbleiben ein Verderben der 
Waare zu befürchten ſteht, und nach eingeholter Genehmigung der Ortspolizeibehörde. 

Die Aufrechterhaltung früherer Dispeniationen findet fih in den Vorichriften 
für Sadjien- Altenburg, Neuß älterer und Neuß jüngerer Linie nicht, wohl aber 
ift auch hier dem Meinifterium weitere Ansnahmebewilligung vorbehalten. 

Medlenburg: Schwerin, Medlenburg:-Strelig und Schwarzburg: 
Rudolſtadt geitatten ganz allgemein die Vornahme von Arbeiten, welche ihrer 
Natur nad feine Unterbrechung zulaſſen. Die Verordnung für Schwarzburg: 
Rudolitadt erwähnt dabei die Hochöfen, Glashütten und Zuderfabrifen, dispenfirt 
von dem Verbote zuden auch nur dann, wenn der Betrieb nicht ohne „ehr 
beträchtlichen Schaden“ unterbrochen werden kann. Die beiden Medlenburg vers 
langen die Beichränfung „auf das unumgänglich nothiwendigite Maß“, und die 
Verordnungen ſämmtlicher drei Gebiete ichreiben vor, daß dafür Sorge getragen 
werden müſſe, daß die Arbeiter mittelit eines Wechſels unter ihnen mwenigitens 
einen Sonntag um den anderen dem öffentlichen Gottesdienite beimohnen können. 

Bon Füllen dringender Noth und Gefahr abgelehen, find in den beiden 
Medlernburg andere Ausnahmen von den Berbote landesherrlicher Dispenjation 
überlaiien. 

Weitergehende Ausnahmegründe enthalten die VBorichriften für Württemberg, 
Sachſen-Coburg-Gotha und Anhalt, wo nicht nur tedhniiche Gründe Die 
Ausnahme von den Verbote rechtfertigen, ſondern erhebliche wirthichaftliche Verluſte 
im Allgemeinen. In Württemberg und Sachſen-Coburg-Gotha fteht in letzterem 
Falle der Ortspolizei, in Anhalt der Streispolizeibehörde die Bewilligungsbefugniß 
zu. In den beiden lesteren Gebieten bedarf es aud in ſolchen Fällen bejonderer 
polizeilicher Erlaubniß, in denen es fih um die Vornahme jolher Arbeiten handelt, 
welche mit Rückſicht auf ihre Betriebsweiſe nicht unterbrochen werden können. In 
Sachſen-Coburg-Gotha enticheidet auch hier die Ortspolizei, in Anhalt die Streis- 
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polizei, mit Ausnahme der Genehmigung für die Ausführung unaufichieblicher 
Reparaturen, welche der eriteren Behörde obliegt. Dabei enthält das anhaltiiche 
Geſetz die Borichrift, daß die Behörden mit befonderer Sorgfalt zu prüfen haben, 
ob zureichende Gründe für die immer als Ausnahme anzuſehende Vornahme von 
Eonntagsarbeiten vorliegen. Die Ort3polizei kann die Erlaubniß nur für Einzel: 
fälle ertheilen, die Streispolizeibehörde auch auf die Dauer. Die Erlaubniß— 
ertheilungen müſſen ſtets Ichriftlich erfolgen. 

In Württemberg find „techniiche Verrichtungen von mehrtägiger Dauer, die 
eine Unterbrechung nicht zulafjen, 3. 8. bei Hochöfen, Schmelzwerfen, Glashütten, 
Papierfabrifen und Sohlenmeilern“ ohne Weiteres geitattet, ebenſo Reinigungs: 
und Ausbeilerungsarbeiten, durch welche die Wiederaufnahme der eigentlichen 
Arbeit am folgenden Werktage vorbereitet wird, fofern fie im geichlojfenen Raume 
und ohne jtörendes Geräusch verrichtet werden. 

Die in einzelnen Staaten — Königreich Sachſen, Sadyien-Altenburg und 
Neuß jüngerer Linie — beitehenden befonderen Beitimmungen über die Zulaffung 
ſoun- und feittäglicher Arbeit im Bergwerfäbetriebe beruhen auf weientlich denjelben 
Grundiägen wie die diesbezüglich in Preußen geltenden Verordnungen. 


B. Handwerk. 


Der Handwerksbetrieb an Sonn: und Feſttagen ift in einem großen Theile 
der Bundesſtaaten — in Bayern, Baden, Heilen, Sachſen-Weimar, Oldenburg, 
Sachſen-Meiningen, Sachſen-Coburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg- Sondershausen, 
Waldeck, Lübel, Bremen und Hamburg — ebenfo wie in Preußen nur in joweit 
beichränft, als er in öffentlicher, geräufchovoller oder durd feine Vornahme an 
dieien Tagen öffentliches Mergerniß erregender Weile zu Tage tritt. Much für 
die hiernad verbotenen Arbeiten ift vielfach für dringende oder für Nothfälle 
eine Ausnahme zugelalien, und zwar meift ohne Erfordern einer vorherigen polizeis 
lichen Erlaubniß. In Bayern und Baden jind ſolche Arbeiten nachgelaſſen, welche 
dur das tägliche Bedürfniß des Publikums erfordert werden, 3. B. diejenigen 
der Bäder und Barbiere. Beltimmte Kategorien verbotener Arbeiten werden in 
der Regel nicht aufgeführt, nur in der Verordnung für Sachſen-Coburg-Gotha 
find die Arbeiten der Klempner, Schmiede, Scloffer, Stellmadher, Maurer und 
Zimmerer genannt. Mitunter findet auch das Baugewerbe ausdrüdliche Erwähnung. 

In Braunschweig, Schaumburg:Lippe und Lippe-Deimold iſt für die Dauer 
des ganzen Tages ebenfalls der auffällige, jeder Handwerksbetrieb aber für die 
Zeit des Gottesdienites verboten. 

Für den ganzen Tag gilt das legtere Verbot nur im Königreich Sadien, 
in Sachien-Altenburg, Reuß älterer Linie und Neuß jüngerer Linie, in Württem— 
berg, beiden Medlenburg und in Schwarzburg:Audolftadt. Indeſſen ift der Um— 
fang deöjelben in den einzelnen Gebieten ſehr verichieden begrenzt. 

Im Königreich Sachſen, Sachſen-Altenburg und beiden Reuß find neben 
jeder Arbeit, welche fih durch Geräufch nad außen bemerkbar macht, „die gewöhn— 
lichen Handtierungen und MWochenarbeiten im Bereiche de3 Gewerbebetrieb" nur 
dann verboten, wenn fie außerhalb der Wohnung der Arbeitnehmer, 
alfo in von der leßteren getrennten Gewerksräumen, offenen Wertplägen oder 
ſonſt zum Gefchäftsbetrieb beitinunten LYofalitäten vorgenommen werden. Nach 
dieſer Vorſchrift bleibt namentlich im Eleineren Handwerksbetriebe immerbin noch 
beträchtlicher Raum für die Vornahme Tonntäglicher Arbeit. Ausgenommen find 
von dem obigen Berbote die Bäder, Fleiicher, Barbiere und Buchdruder, letztere 
zum Zwecke der Öerjtellung von Tagesblättern und dergleichen, alle durchgehends 
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nur unter Aufrechterhaltung des Verbote für die Zeit des öffentlichen Gottes 
dienſtes, theilweile auch für die zwiichen Vor: und Nahmittagsgottesdienft liegende 
Zeit, von ben Fleiſchern in Sachſen und Sachſen-Altenburg auch nur jolce, 
welche die Wochenmärkte regelmäßig mit Fleiſch verforgen und auch dieje nur 
foweit, als die Arbeiten ohne Störung und Geräuſch nad außen borgenommten 
werden. Die Verordnung für Neuß älterer Linie nimmt nur die Bäder von 
Brod und weißer Badwaare, jowie die Buchdruder aus, die erfteren bis 1 Stunde 
vor Anfang des Hauptgottesdienites, die Tegteren nad) beendigtem Nachmittags— 
gottesdienft. 

In Württemberg ift an Sonn: und Feittagen „die Berrichtung aller Arbeit 
des Gewerbebetriebes“ unterfagt, e3 ſei denn, daß es fich um Arbeiten für dringende 
Bedürfnilie, um Reinigungs- und Ausbeilerungsarbeiten zwecks Wiederaufnahme 
des Betriebs am nächſtfolgenden Werktage, falls diefe Arbeiten in geichloflenen 
Räumen ohne ftörendes Geräuich nach außen verrichtet werden, handelt, oder 
endlich um jolche äußerlich nicht wahrnehmbaren Arbeiten, welche von dem Arbeits: 
herrn und feinen Hausgenoſſen ohne Zuziehung weiterer Arbeitskräfte ausgeführt 
werden. 

Mehr noch ſchränken die Vorichriften für beide Medlenburg die Handwerks— 
arbeit ein, indem fie, wie beim Fabrikbetriebe, jo auch bezüglich jener die Ber: 
wendung dienitpflichtiger und untergebener Berionen jeder Art, wie Geiellen, Lehr: 
linge u. ſ. w. für die ganze Dauer der Sonn und Feſttage unter Strafe ftellen. 
Kur Fälle „dringender Gefahr und Noth, die feinen Aufichub geftatten, wie in 
eurer: und Waſſersnoth, oder wenn Kranfe und Neifende dringender Hülfe be— 
dürfen, und dergleichen“ find, im Zweifel mit Genehmigung der Ort3obrigfeit, 
zugelasien. 

Schwarzburg-Rudolitadt endlich nimmt don dem Verbote „der gewerblichen 
Arbeiten oder damit in Verbindung ftehender Verrichtungen“ nur ſolche Arbeiten 
aus, welche zum Fortfommen der Reiſenden unumgänglich nothwendig find, und 
geltattet zudem, wenn auch in jehr beich:änfter Weile, den Bädern die Heritellung 
ihrer Waaren. Sie müſſen nämlich Tpüteftens zwei Stunden vor Beginn des 
öffentlichen Gottesdienites zu baden aufgehört haben uud dürfen früheftens nach 
Beendigung des Nachmittagsgottesdienites wieder damit beginnen. Am Char: 
freitage und am Bußtage muß das Baden von Morgens 6 bis Abends 6 lihr 
unterbleiben. 

Der Betrieb der Getreidemühlen hat, wie in Preußen, jo auch in 
ben Borichriften vieler Bundesſtaaten beiondere Negelung erfahren, und zwar in 
Bayern, Königreich Sachſen, Württemberg, Heſſen, beiden Medienburg, Braun— 
ſchweig, Sachſen-Meiningen, Altenburg, Anhalt, Schwarzburg-Rudolſtadt, Walded, 
Neuß jüngerer und Reuß älterer Yinie. Abgeſehen von Bayern, wo die Ver— 
ordnung vom 30. Juli 1862 beitimmt, daß es bezügli des Wewerbebetriebes 
der Getreidemüller jeden Ortes bei der bisherigen Uebung bfeiben jolle, ſowie 
von den Borichriften für beide Medlenburg und SchwarzburgeNudolitadt, mad) 
welchen der Mühlenbetrieb ausdrüdlich dem allgemeinen Verbote jeglicher gewerb- 
lichen Arbeit an Sonne und Feittagen unterworfen tft, iſt derielbe in den übrigen 
vorgenannten Staaten, mit Rückſicht theils auf die Eigenart feiner Betrieböweiie, 
theils auf das Bedürfnig des Publikums, meiſt in größerem Umfange geitattet, 
als wie die jonftige gewerbliche und auffällige Arbeit. In Württemberg ift er 
— bier lediglich für die nicht einfam stehenden Getreidemühlen — nur während 
der Zeit des pormittägigen Gottesdienites verboten, in Helfen von 8 bis 11 Uhr 
Vormittags, in Sachſen-Weimar, Braunſchweig und Neu jüngerer Linie während 
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des Vor: und Nahmittagsgottesdienites, in Sahlen:Meiningen und Reuß älterer 
Linie bis nad) beendigtem Gottesdienite, in Sachſen-Altenburg gleichfall$ big 
dahin, jedoch erit von Morgens 6 Uhr ab, im Königreich Sachſen von 7 Uhr 
Morgens bis nah Schluß des Vormittagsgottesdienites und von 1 Ihr Mittags 
bis nad beendetem Nahmittagsgottesdienfte, in Walde endlich für die Zeit vom 
1. Oftober bis 1. April von Morgens 7 bis Nachmittags 3 Uhr, für die Zeit 
vom 1. April bis 1. Oktober von Morgens 6 bis Nachmittags 3 Uhr. 

In Anhalt ift dad Mahlen von Getreide auh an Sonn: und Feittagen 
freigegeben, nur darf an dieſen Tagen ein Einbringen und die Verjendung von 
Mahlgut, ſowie die Abfertigung von Mahlgäften nicht ftattfinden. 

Nach einzelnen der obigen Vorichriften ift das Verbot für die erjten Tage 
der drei hohen Feſte umd einige weiteren Feiertage zeitlich in ettvas größeren 
Umfange beichränftt. Nothfälle geitatten im Allgemeinen eine Ausnahme ALS 
folche werden unter anderem Wind» und Waſſermangel in der Wode, eins» 
tretender Froſt, in den medlenburgiichen Verordnungen „das Mahlen für Eleine 
Leute, Die nicht warten können“, bezeichnet. 


C. Handel. 


Der Handel an Sonn: und Feittagen ift, ähnlich dem Nehtszuftande in 
Preußen, auch in den anderen bdeutichen Bundesstaaten, zumeift nur infofern vers 
boten, als er fi als öffentlicher oder in auffälliger Weije hervortretender quali— 
fizirt. Im diefer Hinficht fann auf das bei dem genannten Staate Ausgeführte 
verwieſen werden. Der zeitlihen Beichräntung des Verbotes nah laſſen ſich 
vier Gruppen von Vorfchriften unterfcheiden, injofern nämlich die Beichränfung 
entiveder nur für die Dauer des vormittägigen Gottesdienftes gilt — in Bayern, 
Württemberg, Baden, Oldenburg mit Ausnahme des Gebiets des Fürſtenthums 
Liübet und Hamburg —, oder für die Zeit de3 Vor: und Nachmittagsgottes- 
dienftes — in beiden Medlenburg, Vraunfchweig, Sachſen-Meiningen, Sachſen— 
Altenburg, Sachſen-Coburg-Gotha, Schwarzburg-Sondershauien, Schwarzburg: 
Nudolitadt, Waldek, Lippe-Detmold, Lippe- Schaumburg, Lübet und Bremen —, 
oder bis nach beendetem fetten Gottesdienſt — Helfen, Neuß jüngerer Linie und 
Anhalt (hier von 9 bis 3 Uhr) — oder endlich für die Dauer des ganzen Tages. 
Das lettere ift, abgeichen von den Beſtimmungen für einzelne hohe Feittage in 
verichiedenen Staaten, nur im Königreih Sachſen und in Neuß älterer Linie 
der Fall. 

Die in den beiden leßtgenannten Staaten geltenden WVorfchriften, und zwar 
für das Königreich Sachen das mehrerwähnte Gejeg dom 10. September 1870 
und für Neuß älterer Linie die landesherrliche Verordnung vom 30. Auguft 1876, 
lafien den fozialen Geſichtspunkt der fonntäglihen Nuhe für die im Handel be- 
Ihäftigten Berfonen deutlich erfennen. Beide Beitimmungen rechnen den Handel 
„in Kaufs- und Gewerbsläden, Magazinen, Marktbuden und Berfaufsftänden“ 
zu dem öffentlihen Handel und verbieten ihn als ſolchen überhaupt. 

Dabei it in Sachen, abgejehen von dem auch in den anderen Staaten 
durchgehends freigegebenen Mpothefergewerbe, nachgelaſſen: 

1. der Verkauf von Brod und weißer Bäderwaare, welcher aud während 

des Gottesdienites geftattet ift; 

2. der Berfauf der ſonſtigen Eß- und Materialwaaren, ſowie der Klein— 

handel mit Heizungs: und Beleuchtungsmaterial, welcher mit Ausnahme 
der Zeit während des Vormittagägottesdienftes erlaubt it. 
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Bezüglih des Detailhandel3 mit anderen Gegenitänden fteht den Orts 
behörden die Befugniß zu, mit Ausnahme gewiſſer hoher Feittage und der Zeit 
de3 Gottesdienstes den Verkanf zu geftatten. 

Neu älterer Linie läht den Verkauf „von Ch: und anderen dem täglichen 
Bedürfnig dienenden fleinen Waaren“ außer den Zeiten der Gottesdienite, an 
den dritten Feiertagen der drei hohen Kirchenfefte außer den Stunden des Bor: 
mittagsgottesdienſtes zu. 

Soweit fih in den übrigen Bundesftaaten — fo in Sahjen-Weimar, in 
beiden Medlenburg, im Fürſtenthum Lübel, in Braunihweig, Schwarzburg: 
Sondershauſen, Schwarzburg-Rudolftadt, Lippe-Detmold und Lübeck — das 
Verbot auf jeden Handel eritredt, iſt es der Negel nad) auf die Zeit des Gottes— 
dienſtes beichräntt. In Schwarzburg-Sondershaufen ijt der Verkauf von Bad: 
waaren und Fleiſch aucd während des Gottesdienites freigegeben. Nah den 
Borichriften der anderen Staaten fällt der letztere zumeift unter das allgemeine 
Verbot. Die Beſtimmungen in Bayern, Heilen, Sadien-Altenburg und Reuß 
jüngerer Linie nehmen die Bäder, die Vorjchriften für Heilen auch die Fleiſcher, 
Spezerei- und anderen Viktualienhändler aus. 


Bezüglih des Gaftgewerbes zeigen ſich ähnlich verjchiedenartige Vor— 
ichriften, wie in Preußen. Zumeiſt bezieht fich die gebotene Einrichtung nur 
auf die Zeit des öffentlichen Gottesdienites und nach den neueren Beitimmungen 
nur auf den lärmenden Gaftverfehr. 


Der Hanfirhandel it mit wenigen Ausnahmen für den ganzen Tag 
verboten. Ebenſo öffentliche Verfteigerungen und Wocenmärfte, während Jahr: 
märfte theils nur für die Stunden des Gottesdienites, theild bis nach beendigtem 
Haupt: oder letztem Gottesdienste hHinfichtlich des gewerblichen Verkehrs beichränft find. 


111. Elſaß-Lothringen. 


In Elſaß-Lothringen beruhen die Vorichriften über die Vornahme gewerb- 
licher Arbeiten an Sonn: und Feiertagen auf dem Gefege vom 18. November 1814. 

Dasſelbe beſtimmt in Artifel 1 generell, „daß die gewöhnlichen Arbeiten an 
den Sonntagen und jtaatsgejeglih anerkannten Feiertagen unterbroden werden 
müſſen“. Im Artikel 2 und 3 iſt die Anwendung diefer Vorſchrift auf ver: 
ichiedene Kategorien von Geiwerbetreibenden: Staufleute, Haufirer und Strämer, 
Handiverfer und Arbeiter, Kärrner und Fuhrleute, ſowie in Ortichaften unter 
5000 Einwohner auf Schankwirthe, Speilewirthe, Kaffeewirthe, Limonaden— 
verfünfer, Ballipielhalter und Billardhalter des Näheren geregelt. Die Aus— 
nahmen von dem allgemeinen Verbot der Arbeit find in den Artifeln 7 und 8 
ausgeführt. Danach Toll das Verbot feine Anwendung finden auf den Gewerbe: 
betrieb der Händler mit Lebensmitteln, auf alle den Gejundheitsdienit bezüiglichen 
Berrichtungen, auf die Poſt und Perfoneubeförderungsanitalten, auf Hüttenwerke, 
deren Betrieb ohne Nachtheil nicht unterbrochen werden fann, auf die bei Meſſen 
und Kirchweihen üblichen Verkäufe, auf die Verladung von Handelsſchiffen, auf 
das Müllergewerbe und endlich auf die Arbeiter, welche bei der Ernte, bei 
dringenden landwirthichaftliden Arbeiten und bei durch drohende Gefahr begrün: 
deten Bauten und Ausbeſſerungen verwendet werben. 

Außerdem gibt der $ 9 des Geſetzes der Verwaltung die Befugnik, die frag: 
lichen Ausnahmen nad Ortsgebräuchen zu erweitern. Auf Grund dieſer Be: 
ſtimmung wurden insbeſondere durd; Minifterialrundichreiben 1815 des Weiteren 
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die Gewerbebetriebe der Haarfräusfer, der Schmiede (für dringende Arbeiten), der 
Waflerträger und Bierbrauer, die Tabadsläden und andere freigegeben. 

Zu bemerfen iſt binfichtlich der Anwendung des Geſetzes, dab ein minifterielles 
KRundichreiben vom 20. Auguſt 1838 den Präfeften empfahl, bei Durchführung 
desjelben mit Vorſicht zu verfahren, damit Induftrie und Handel nicht allzufehr 
geheinmt werde, und zwei am 9. Juni 1852 und am 6. Juli 1854 beröffent- 
lichte Noten der Regierung erklärten endlihb, daß den Bürgern volle Freiheit 
gelafien werden Tolle, ob fie das durch Heilighaltung des Sonntags feitens der 
Behörden gegebene Beiſpiel befolgen wollten oder nicht. Vom Parifer Kaſſations— 
hof ift jeboch die fortdauernde Geltung des Geſetzes wiederholt durch fpäter er: 
gangene Urtheile anerfannt worden. 

Unter deutjcher Verwaltung ift durch gleichlautende Verordnungen der drei 
Bezirkspräfidenten vom Mai 1882 die Beſtimmung ergangen, dab in Städten 
unter 5000 Seelen, ſowie in Fleden und Dörfern die Kaffee und Schanfwirth- 
ichaften während des regelmäßigen Gottesdienftes für andere als reifende Perſonen 
nicht geöffnet fein dürfen. 
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Anlage I. 


Die in Deutfchland geltenden PBorfchriften über die Vornahme gewerbliher Arbeiten 
an Sonn- und Feiertagen laffen in größerem oder geringerem Umfange als Zweck 
erkennen den Schub: 





1 2 3. 





der Gottesdienjtieier der Eonntagsheiligung außerdem den der Sonntagsrube 
im: in: in! 
I. Preußen: 1, Preufien: I, Preußen: 
1. Rgbz. Königsberg, 1. Rgbz. Frankfurt a. O., 1. Provinz Poſen, 2 
2. „Gunmbinnen, 2. „ Göstin, 2. „ Schlefien, | = 
3. „ Danzig, 3. „ Straljund, 8. „ Sachſen, Ps 
4, „ Marienwerder, 4. Stadt Berlin, 4 ven 4. „ Rheinland,| SE 
5. „  Rotädam. bi. „ Sant, | Au 5. „ Weitfalen, (2% 
II. Oldenburg mit Ausnahme 6. „ Elbing, I ab 6. Ehemal. Herzog: | & 
des Fürſtenthums Lübeck. 7. Prov.Schlesw.-Holjtein thum Naſſau, ri 
IL, Schaumburg-Lippe. 8 „ Hannover, T. Rgbz. Stettin, = 
IV, Lübek, 9, Hohenzollern, 8. Gebiet de3 ehemaligen 
10. Ehemalige freie Stadt Kurfürjtenth. Heilen, 
Frankfurt a. M,, 9. Gebiet des Bisthums 
11. Ehem. Groherzogl. heſſ. Fulda, 
Theil vonHeſſen-Naſſau, 10. Gebiet von Heſſen— 
12. Ehem. bayeriſcher Theil Homburg, 
von Heſſen-Naſſau. 11. Stadt Caſſel. 
II. Bayern. II. Sachſen. 
III, Baden, 111. Württemberg. 
IV. Helfen. IV, Medilendurg-Schwerin. 
V. Sahfen-Weimar, V, Medlenburg-Strelib, 
VI, Fürſtenthum Lübek. VI. Sadyfen- Altenburg. 
VII. Braunfdmeig. VII Coburg-Gotha. 
VIII. Sadıfen- Meiningen. VIII. Anhalt. 
IX, Schwarzbg.-Sondershaufen, IX. Schwarzburg-Wudolftadt. 
X, Waldedi. X, Heuf älterer Linie, 
XI. £ippe-Detmold, X]. Veuf jüngerer finie. 
XII. Bremen. XI. Elfah-Lothringen. 


XIll. Hamburg. 
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Militär-Ronvention zwiſchen Preußen und 
Brauuſchweig vom 9/18. Mär; 1886. 


Artikel 1. Braunſchweig verzichtet auf die Stellung eines ſelbſtändigen 
Militär-Kontigents. Die gegenwärtig dasſelbe bildenden Truppentheile bleiben als 
ſolche erhalten, werden aber unmittelbare Beſtandtheile des Königlich Preußiſchen 
Heeres dergeſtalt, daß Seine Majeſtät der König von Preußen die Ausübung der 
Militär-Hoheitsrechte übernimmt. In allen dienſtlichen Beziehungen unterſtehen 
dieſe Truppen fortan lediglich den betreffenden Preußiſchen Kommandobehörden. 

Artikel 2. Die nah Artikel 1 in das Königlich Preußiiche Heer einzu— 
reihenden Truppentheile führen die Bezeichnung: 

Braunichweigiiches InfanterieRegiment Nr. 92, 

Braunschweigiihes Huſaren-Regiment Nr. 17, 

5. (Braunschtweigiiche) Batterie 1. Hannoverichen Feld-Artillerie-Regi— 
ments Nr. 10. 

Die Regimenter behalten die bisher geführten Fahnen beziehungsweile die 
bisherige Standarte. 

Die Offiziere 20. tragen Schärpe und Portepee 2c. in den Landesfarben und 
behalten ihre bisherige Bewaffnung. Ausgenommen biervon find jedoch die 
Offiziere 2c. der Batterie, für welche die bezüglichen Preußiihen Normen unver: 
ändert zur Anwendung kommen. 

Zur Annahme und Anlegung Serzoglih Braunichweigiiher Dekorationen 
ſeitens der Offiziere 2c. der vorgenannten Truppentheile bedarf es der vorgängigen 
Erlaubniß Seiner Majeltät des Königs von Preußen nicht, jedoch wird Aller: 
höchitdemfelben von einer jeden derartigen Deforirung durd den Hohen Landes 
regenten alsbald Mitteilung gemacht werden. 

Die in den vorgenannten beziehungsweile anderen Königlich Preußiſchen 
ITruppentbeilen ihrer Dienftpflicht genügenden Braunfchweigiichen Staat3angehörigen 
tragen neben der Preußiſchen Kokarde die Landeskokarde. 

Artikel 3. Die der gegenwärtigen Braunichweigiihen Militärformation 
angehörenden Offiziere, Portepeefähnriche, Aerzte im Offizierrang und Beamten 
werden, infofern fie es wünschen und foweit fie Preußifcherjeit8 geeignet befunden 
werden, unter Belaffung ihres Nanges und Dienftalters in die Königlih Preuß— 
ische Armee übernommen, jedoch mit der Maßgabe, daß fie hierdurch nicht beiler 
zu ſtehen kommen dürfen, ald wenn fie von Anfang an in der Preußiichen Armee 
gedient hätten. 

Offiziere 2c. der gegenwärtigen Braunichtweigiichen Militärformation, melce 
nicht geneigt find, in die Königlich Preußifche Armee überzutreten oder Preußiſcher— 
jeits nicht übernommen werden, erhalten, wenn fie nicht mehr dienftpflichtig ſind, 
den Abichted und zwar im Falle der Penſionsberechtigung mit Penſion. Die noch 
dienftpflichtigen Offiziere 2c. diefer Stategorie, von denen diejenigen des Friedens: 
ſtandes zunächſt in den Beurlaubtenitand iüberzutreten haben, werden von dem 
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Landwehr-Bezirkskommando 1. Braunschweig liſtlich geführt und durch VBermittelung 
besielben auf Berfügung des Königlich Preußiichen Generalsftommandos 10. Armee: 
forp3 nad) Maßgabe der bezüglichen gefeglichen Beitimmungen zum Dienjt heran 
gezogen. Die militäriichen Geſuche 2c. ſolcher Offiziere 2c. gehen durd das be: 
zeichnete Kandwehr:Bezirfsfommando, deilen Kommandeur ihr nächiter militäriicher 
Vorgelegter ift, auf dem Inftanzenwege an das gleichtall3 bereit bezeichnete 
General:Kommando und werden von letterem gegebenen Falles dem Hohen Landes: 
regenten zur Enticheidung unterbreitet. 


Artifel 4. Menderungen in der beitehenden Eintheilung des Herzogthums 
in Landwehr: und Aushebungs:Bezirke find nur unter Mitwirkung der Herzogs: 
lihen Regierung zuläſſig. Die innerhalb des Herzogthums domizilirenden Offiziere, 
Herzte und Mannschaften des Beurlaubtenitaudes finden für die Königlich Preuß: 
iſche Armee ihre beftimmungsmäßige Verwendung. 


Artikel 5. Die zum aktiven Dienit herangezogenen Braunjchweigiichen 
Staatdangehörigen leiften dem Hohen Landesregenten den Fahneneid unter vers 
faflungsmäßiger Einihaltung der Gehorfamsverpflihtung gegen Seine Majeftät 
den Kaiſer. 

Die Offiziere, Vortepeefähnriche, Aerzte im Offizierrange und Beamten leiſten 
den Fahnen- beziehungsweile Beamteneid Seiner Majeltät dem König von Preußen 
und verpflichten fich zugleich mittelſt Handgelöbnifies, das Wohl und Befte des 
Landesregenten zu fördern, Schaden und Nachtheil von Ihm, Seinem Haufe und 
dem Lande abzuwenden. 

Die in die Königlich Preußiſche Armee übertretenden Offiziere 2c., welche 
Seiner Majeltät dem Sailer eidlich Gehoriam gelobt haben, werden jo angeſehen, 
als ob fie den vorerwähnten Fahnen- beziehungsweife Beamteneid geleiftet und 
dad Handgelöbniß abgegeben hätten. 


Artikel 6. Der Hohe Landesregent und deilen Familie erhalten von den 
im Herzogthum garnifonirenden Truppen die dem Landesherrn und deſſen Arge: 
hörigen zufommenden Ehrenbezeugungen. 

Der Hohe Landesregent Steht zu den Truppen in den Verhältniß eines 
fommandirenden Generals, übt auch als ſolcher neben den bezüglichen Chrenrechten 
die entiprechende Disziplinaritrafgewalt aus. Höchſtdemſelben fteht die freie Ver: 
fügung über die im Herzogthum dislozirten Truppen zu polizeilihen Zweden 
und zu folchen des inneren Dienftes zu, und haben im dieſer Beziehung die 
Truppenfommandeure Höchſtdeſſen Befehlen ohne Weiteres Folge zu geben. 

Im Mebrigen ſteht die Handhabung der Disziplin den Truppenbefehlshabern 
zu. Die Militärgerichtäbarkeit wird von den Militärgerichten nad) Maßgabe der 
Militäritrafgeiege ausgeübt, und erfolgt nach deren Vorichriften die Beltätigung 
der militärgerichtlichen Erkenntniſſe von den militäriichen Juſtanzen. 

Das Begnadigungsreht übt Seine Majeität der König von Preußen aus; 
etwaige Wünsche des Hohen Landesregenten hinſichtlich Braunichweigiicher Unter: 
thanen in dieſer Beziehung werden möglichite Berüdfichtigung finden. 

Artikel 7. Seine Majeltät der König von Preußen werden den Wünſchen 
des Hohen Landesregenten bezüglich der als Adjutanten zu Ihm zu fommandirenden 
Offiziere bereitwilligit Folge geben, ſoweit dem dienftlihe Nüdfichten nicht ent- 
gegenitehen. Die Beioldung dieler Offiziere erfolgt aus Neich3mitteln. Die Ver 
ftimmung der Uniform der Adjutanten iſt dem Belieben des Hohen Landesregenten 
überlaſſen. 


948 Militärkonvention zwiichen Preußen und Braunjchweig. 


Artikel 8 Die von den Garnifonen benutzten Lofalitäten (Kaſernen, 
Machen, Schilderhäufer u. ſ. w.) behalten äußerlih in Wappen und Farbe die 
bisherigen Hoheitszeichen. 

In Betreff der Truppenverwendbung zu polizeilichen Zweden, ſowie der Fälle 
und Formen, in welchen das Militär gegen Civilperſonen einjchreiten und von 
feinen Waffen Gebrauch machen darf, finden die bezüglichen Preußifchen Beſtimm— 
ungen Anwendung. 

Artifel 9. Die bürgerlichen Rechtsverhältnifle der dem Herzogthum nicht 
angehörenden Perſonen, welche bei den im SHerzogthum garnifonirenden Truppen 
dienen, jammt deren Familien, werden durch diefe Konvention nicht berührt. 

Offiziere 2c. der im Artifel 2 bezeichneten Truppentheile, gleichviel, ob fie 
den Friedens- oder Beurlaubtenftande angehören, erhalten auf Grund des ihnen 
verliehenen Patents beziehungsweiie der ihnen ertheilten Beftallung neben ihrer 
bisherigen Staatsangebörigfeit die Preußiſche Staatsangehörigfeit. 

Den Offizieren 2c., welde Mitglieder der Herzoglich Braunichweigiichen 
BeamtensWittwens und Waijen-VBerjorgungs:Anitalt find, bleibt das Necht ber 
Mitgliedichaft gewahrt, injofern fie nicht ihr Ausicheiden aus derjelben jelbit wün— 
ihen. Neue Wittwen=-PBenfionsverfiherungen dürfen nur bei der Königlich Preuß— 
iichen Militär-Wittwenkaſſe nad deren Statuten erfolgen und find hierzu Diejenigen 
verheiratheten Offiziere 2c. verpflichtet, welche nicht Mitglieder der Herzoglich 
Braunihweigiichen Beamten-Wittwen: und Waiſen-Verſorgungs-Anſtalt verbleiben. 

Artikel 10. Die Verwaltung und Unterhaltung der unter 2 bezeichneten 
Truppentheile erfolgt feitend Preußens auf Grund und innerhalb des Reichs— 
Militäretats. 

Nach diefem Gtat regeln fi auch die finanziellen Leiftungen Braunſchweigs 
für das Landheer. 

Jedoch verbleiben die Braunſchweigiſcherſeits überwieſenen Garniſon-Einricht— 
ungen, ſoweit hierüber nicht ſchon durch Reichsgeſetz Beſtimmung getroffen iſt, 
auch für die Dauer dieſer Konvention unter den ſeitherigen Bedingungen im Be— 
ſitze der Garniſon und können derſelben ohne entſprechende Erſatzleiſtung nicht 
entzogen werden. 

Artikel 11. Die vorſtehende Konvention tritt mit dem 1. April 1886 
in Kraft und gilt jo lange, als fie nicht von Seiner Majeftät dem Könige von 
Preußen oder von dem Hohen Yandesregenten gekündigt wird. Cine jolche 
Kündigung muß mindeftend zwei Jahre vor der beabfichtigten Auflöfung ber 
Stonvention und darf nicht vor dem 31. März 1896 erfolgen. 

Artikel 12. Die Konvention foll alsbald der betheiligten Allerhöchiten 
und Höchſten Regierung zur Genehmigung vorgelegt und die Auswechſelung ber 
Natififationen in fürzefter Friſt in Berlin bewirkt werden. 
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Die Bewegung der Bevölkerung im preußiſchen Staate 1885. — Die 
Bevölkerung Preußens berechnete ſich am 1. Januar 1885 auf rund 28,124,000 
Perfonen. Während des Jahres 1885 fanden 1,108,509 Geburten (einschließlich 
44,108 Todtgeburten), 230,707 Eheſchließungen und 760,967 Todesfälle (eins 
ichließlich der Todtgeburten) ftatt. Die natürliche Bevölkerungsvermehrung, d. h. 
der Ueberſchuß der Geburten über die Todesfälle, betrug ſomit 347,542 Perſonen 
oder 1,., Proz. jener zu Anfang des Nahres vorhanden gewejenen Bevölkerung. 

Die Zahl der in den Jahren 1871 bis 1885 im preußiichen Staate (ein= 
ichließlih des seit dem 1. Juli 1876 mit demielben vereinigten nunmehrigen 
Kreiled Herzogthum Lauenburg) vorgefommenen Geburten, Eheſchließungen und 
Sterbefällen ergibt fh aus nachfolgender Ueberſicht. Es fanden ftatt 


im Geburten einjcl. Ehe Sterbefälle einſchl. 
Jahre der Todtgeburten ſchließungen der Todtgeburten 
1871... 868,510 196,330 744,563 
1872. . . 1,024,X81 255,886 766,579 
1873... 1,030,042 253,327 740,605 
1874... 1,055,529 245,224 604,504 
1875... 1,088, 790 231,331 720,908 
1876... 1,102,119 321,727 705,961 
1877... 1,093,004 210,357 716,903 
1R78 .. . 1,076,261 207,716 730,595 
II 0 1,096,475 206,752 - 711,324 
1880... 1,071,782 208,456 735,740 
1881... 1,054,679 HRG 124,154 
1882... 1,078,669 217,239 742,910 
1883... 1,070,822 220,748 193,392 
1884... 1,094,224 925,939 "761,339 
1885. . . 1,108,509 230,707 7 760,967 


Hiernach war die Zahl! der Geburten innerhalb "des 15 jührigen Zeit: 
raumes don 1871 bis 1885 mannigfachen Schwankungen unterworfen. Dielelbe 
ftieg zumächit nach der Beendigung des deutich-franzöfiichen Strieges ſehr bedeutend 
bis zum Schluffe des Jahres 1872 und dann noch weiter bis zum Jahre 1876, 
fanf hierauf, mit einer kurzen Interbrehung im Jahre 1879, bis zum Jahre 1881 
und nahm feitdem, mit Ausnahme des Jahres 1883, wieder beitändig zu, bis lie 
im Jahre 1885 den höchſten, bisher überhaupt beobachteten Betrag erreichte. 

Die Geburtsziffer hatte, wie Die weiter unten folgende Zuſammenſtellung 
zeigt, während der Jahre 1872 bis 1879 einen außerordentlid hohen Betrag 
erreicht, der wohl auf die vielen, in den Jahren 1872 bis 1876 neu geichloflenen 
Ehen zurüdgeführt werden muß, bat fich jedoch jeitdem wieder auf den gewöhn— 
lichen Durchſchnittsbetrag ermäßigt. 

Die Zahl der Eheſchließungen ſtieg im Jahre 1872 ungewöhnlich 
hoch, offenbar eine Folge davon, dal viele durdy den Ausbruch des deutſch— 
franzöfiichen Krieges verzögerte Eheichließungen bald nad der Beendigung des 
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Krieges ftattgefunden haben, auch viele neue Cheichließungen durch zum Theil 
wohl übertriebene wirthichaftlihe Hoffnungen gezeitigt worden find. Die Zahl 
der Eheichließungen jant dann bis zum Jahre 1879 beitändig, nahm von da ab 
jedoh alljährlich wieder zu. Diele Zunahme hat auch im Wergleicdye mit der 
Volkszahl jeit dem Jahre 1881 beftändig ftattgefunden, wie gleihfall® aus der 
Schlußzuſammenſtellung erhellt, und darf deihalb als Anzeichen dafür gelten, 
daß ich jeit dem Jahre 1881 die durchichnittliche wirthichaftliche Yage der Be: 
völferung unferes Staates thatſächlich gebejlert hat; denn noch immer bezeichnet 
für die große Maſſe der Bevölkerung die Eheichliegung den Beginn wirthichaft: 
iiher Selbftändigkeit, dejlen Vorausiegung und Vorbedingung ein gewiſſer, zur 
Begründung eines eigenen Hausitandes unbedingt erforderlicher Kapitalbeiig und 
ein einigermaßen gefichertes Einkommen bilden. 

Weitaus die ftärkften Schwankungen zeigt die Zahl der Sterbefälle, 
welche in einzelnen Jahren durch epidemiiches Auftreten der Cholera, der Boden 
und der Diphterie erhöht worden, im Ganzen aber doch während der fünfzehn 
Beobachtungsjahre allmälig nicht unerheblich gejunfen it, wenn man die gleid): 
zeitige Zunahme der Volkszahl gebührend in Betracht zieht. 

Wie fich die Geburts-, Heirats: und Sterbeziffern der preußiichen Bevölkerung 
für die Jahre 1871 bis 1885 jtellten, ergibt die hierunter folgende Zuſammen— 
itellung. Auf je 1000 zu Anfang des Jahres Lebende entfielen: 


im Geburten einschl. neuvermählte Sterbefälle einſchl. 
Jahre Todtgeburten Perſonen Todtgeburten 
1841. 0.0: % 3,5 16,0 30,2 
I812 5% 41,5 20, a 314 
1873... 41,5 20,4 29,5 
1874... 42,1 19,s 27,7 
13353 42. 18,2 28,6 
1876... 42,: 11. Ma 
1877 2.4 41,; 16,1 27,4 
1878... 40,5 15,7 27,5 
1879... 40,s 15,4 26,4 
1830... 39,7 15,4 27,3 
1881... 38, 15,3 26,5 
1882... 349,2 15,s s 27,0 
1883 5 = 38,0 15,3 27.3 
1s8t ... 39,3 16,2 27,3 
1883. 2.88 39,4 16,4 27, 
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Das Verhältniß der jelbitändigen Gewerbetreibenden zu den Arbeitnehmern 
in den Gruppen des Kleingewerbes in Preußen. — An der Hand der 1875 und 
1832 gelammelten Nachweilungen unterfuchen wir, wie fich die jelbitthätige Be: 
völferung innerhalb der Gewerbegruppen u. ſ. w.) gliedert. Hier zeigen 
ih im Einzelnen zwar die mannigfadjiten Verfchiedenheiten, fait ausnahmslos 
aber tritt die merkwürdige Thatſache zu Tage, dat fih das Zahlenverhältnif 


) Für die Gewerbegruppen ijt folgende Zuſammenſtellung bergebraht: I Kunjtr und 
Handelsgärtnerei, 11 Thierzucht und Fiſcherei, 111 Bergbau, Hütten» nnd Salinenwejen, 
Zorfgräberei, IV Induſtrie der Steine und Erden, V Metallverarbeitung, VI Berfertigung 
von Majchinen, Geräthen, Inſtrumenten, Apparaten, VII hemijche Induſtrie, VIII Gewerbe 
für Leuchtitoffe, Fette und Harze, IX Tertilinduftrie, X Papier: und Lederinduitrie, XI Ge 
werbe für Holz- und Schnittjtoite, XII Industrie der Nahrungs: und Genußmittel, XIII Ge 
werbe jür Bekleidung und Reinigung, XIV Baugewerbe, XV Buch- und Kumftdrud umd 
XVI künſtleriſche Gewerbe, 
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zwiſchen Meiſtern und Gehilfen vollſtändig verſchoben hat. Schon die Zunahme 
oder Abnahme der Zahl der Meiſter und derjenigen der Gehilfen iſt eine durch— 
weg verichiedene. Cine überdurchſchnittliche (d. h. diejenige der Bevölkerung über: 
fteigende) Vermehrung der Selbitändigen ergibt fih nur für drei Gewerbe: 
gruppen, nämlich für die I. um 64,,,, für die XIIL um 11,- und für bie 
XVI um 44,,; Proz; für alle übrigen ift cine nur geringe Zunahme, weit 
häufiger aber noch eine nicht umerhebliche Abnahme bis zu 38 (VIII. Gr.), 
41 (XIV. Gr.) und 75 (II. Gr.) Proz. zu verzeichnen. Umgefehrt bei den 
Gehilfen: bier ift nur für die III. Gruppe eine Abnahme um 25,., Broz., 
für die IX, und XVI, eine nur geringe Zunahme nachgewieſen; bei allen übrigen 
it ein reichlihes Anwachſen der Gehilfenzahl ermittelt, beiipielsweile bei der 
I. Gruppe um 200,;,, bei der II. um 245,,,, bei der IV. um 69,,, Proz. u. ſ. w. 

Berückſichtigt man die ſoeben angeführte Vermehrung bezw. Verminderung, 
jo find folgende, zugleich die beiden Geichlechter untericheidende Ziffern ein be— 
zeichnender Ausdruck für die jeit 1875 vor Sich gegangene Berichiebung des 
Zahlenverhältniifes zwiſchen Selbitändigen und Gehilfen, d. b. der fozialen 
Rangordnung im Stleingewerbe. Es famen auf je 100 

















Selbjtändige , männliche weibliche männliche Be: werblidhe Ge: 
in ber überhaubt: Inhaber: , Inhaber: ‚werbtreibende: werbtreibende: 
yerbe: Er männliche weibliche männlihe | weibliche 
— or Gehilfen Gehilfen Selbſtändige | Zelbitändige 

1875 : 1882 . 1875 | 1882 1875 | 1882 | 1875 | 1882 |, 1875 . 1882 
—J77 86 46 76 88 298 65 57b33 25 
D... | 56 281 52 021: 345 86 | 66 | 83 | 24 
uE...! 133 411 105 s?1 1,495 ı 4,671 49 | 24 6 3 
IV...) 1021| 241 101 2381 125 | 356 | 50 1 4 22 
Ws izs 1 ee 37 97 34 34 59 51 75 75 
vVI..! 4 70 4 70 Al 54 69 59 6665 
VII... 83 134 8610134 39 124 54 | 43 218 
vır...| ml 12! 711 166, 1200| 8141 58-138 50 | 24 
x..!' 2} al al 4! »2| 2! Ian 8 
X. 5 %\ 7 95 17, 15,58 | 51) 46 44 
2.4 DE 48 67 49 67 2323| 43: 67 60 a1 | 70 
xI1...i Bl 28 | 78 125: 70: 188, 56 | 44 13 
XIII... 3| 3 38 4) 812 738 5!'21%8 
xIv..| 3211 8. 31] 89: 89) 1901 7% 158 | 72 | 4 
xv...! 1044| 151 18! mo) mo| 7a 9 | 40 | 48 | 3 
xXVI...!| 67, % | 39 145 660 66 7287 
| 


| | | | | | 

Dieſe Zahlenreihen find überaus lehrreich; fie bieten zu dem mannigfadhiten 
fozial- und gewerbepolitiichen Grörterungen die Unterlagen. 

Es verlohnt fich weiter, den in den Gruppendurchſchnitten verwiſchten Be: 
jonderheiten der einzelnen Gewerbözmweige nachzugehen; dabei find vor— 
nehmlich diejenigen getwerbeftatiftiichen Ordnungen zu berüdjichtigen, in welchen noch 
heute das Stleingewerbe erheblich überwiegt, ei es durch die Zahl der Betriebe 
(d. h. etwa der Selbitändigen), ſei es durch die Zahl der beichäftigten Perionen. 
Eine Auswahl aus denjelben mag auch für den vorliegenden Zweck genügen, bei 
welcen wir uns überdies lediglich auf VBergleihung einer Verhältnißzahl beichränfen, 
nämlich derjenigen für das Berhältni der Selbitändigen zu den Gebilfen überhaupt, 
In der V, Gewerbegruppe beiſpielsweiſe gibt es vier derartige handiverfämäßig 
betriebene Gewerbe von größerer Bedeutung; unter diefen zählten die Kupfer: 
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fchmiede 1875 108, 1882 nur 106 Gehilfen auf je 100 Meifter, die Klempner 90 
bezw. 100, die Grob: und Hufichmiede 56 bezw. 96 und die Schloſſer 116 
bezw. 124. Aus der VI. Gruppe zeigen die Stellmacherei und der MWagenbau 
die Verhältnißzahlen 36 bezw. 66 und die Uhrmacherei 54 bezw. 58, aus der 
IX. Gruppe die Spinnerei 18 bezw. 17, die Weberei 36 bezw. 44, die Seilerei 48 
bezw. 66, aus der X. Gruppe die Buchbinder 74 bezw. 100, die Sattler und 
Tapezierer 64 bezw. 80 (die Sattler 1882 für fih 77, die Tapezierer 91), aus 
der XI. Gruppe die Tifchler 59 bezw. 75, die Böttcher 36 bezw. 53, die Korb— 
macher 28 bezw. 42 und die Drechöler und Korkichneider 45 bezw. 67, aus der 
XI, Gruppe die Getreidemüller 87 bezw. 125, die Bäder und Konditoren 78 
bezw. 126 und die Fleiicher 52 bezw. 96, aus der XIII. Gruppe die Schneider 28 
bezw, 42, die Hutmacher, Mützenmacher und Kürfchner 59 bezw. 65 unb die 
Schuhmacher 41 bezw. 56, fowie endlih in der XIV. Gruppe die Maurer 28 
bezw. 109, die Zimmerer 28 bezw. 133, die Glafer 40 bezw. 47, die Stuben: 
maler und Stuckmacher 60 bezw. 85, die Dachdeder 28 bezw. 61, die Brunnen— 
macher und Straßenpflaiterer 36 bezw. 79 und die Ofenſetzer und Schornftein- 
feger 68 bezw, 96. Cine Bergleihung diejer Verhältnißzahlen mit denen der 
ersten bezw. zweiten Zahlenfpalte nebenftehender Tabelle ergibt die Bejonderheiten 
jedes einzelnen Gewerbes. 

Eine weitere Aufführung von Zahlen würde ermüden. Es bedarf einer 
ſolchen auch faum noch, nachdem fich im Ganzen, wie in den Gruppen und in 
einzelnen Gewerben faſt ausnahmslos die jehr merkwürdige Thatlache ergeben hat, 
daß fich in der jozialen Gliederung der Kleingewerbtreibenden jeit 1875 ein ganz 
unverfennbarer Umſchwung vollzogen hat. Berminderung der Meilter bezw. 
Selbititändigen im Stleingewwerbe und Vermehrung der Gehilfen (Geiellen, Lehr: 
linge, Arbeiter) ift die bezeichnende Erſcheinung des betradhteten Zeitraumes: 
von 100 Meiftern und männlichen Inhabern des Jahres 1875 waren bis 1882, 
troß der inzwiichen getwwachienen Bevölkerung, rund 13 aus einer jelbitändigen 
Stellung verihtwunden, aus 100 männlichen Gehilfen waren dagegen 138 geworben. 
Wie dieſe Thatjachen zu beurtheilen jeien, haben wir früher bereit3 angedeutet. 
Gine Erklärung dafür ergibt fich aber vielleicht aus Folgenden. Soziale 
Verichiebungen, wie die hier geichilderten, find ohne engen Zujfammenhang mit 
dem Wirthſchaftsleben nicht denkbar. Nun war dad Jahr 1875, nad einer Zeit 
unvergleichlich blühender Gewerbsthätigfeit und wirthichaftlihen Aufihwungs, 
dasjenige des tiefiten wirthichaftlihen Niedergangs. In der vorhergegangenen 
Blüthezeit waren, begünftigt durch die Gefeßgebung, zahlloje Gehilfen zur Be: 
gründung einer eigenen Werkftatt, eines eigenen Geichäftes geichritten; auch die 
Schwächſten von ihnen frifteten 1875 zum größten Theile wohl noch ihr kümmer— 
liches Dajein als jogenannte Selbitändige und fteigerten fomit deren Zahl weit 
über den Bedarf hinaus. Es fonnte aber nicht fehlen, daß fie dennoch als 
jolche zu Grunde gehen mußten; fie ftiegen in den nächiten Jahren wieder zu 
der niedrigeren Sozialen Stufe der Gehilfen hinab und vermehrten nun deren 
Zahl, wie fie die der Selbitändigen entlafteten. Darauf fam wieder eine Zeit 
erneuten wirtbichaftlihen Aufſchwunges, welcher gerade im Anfange der achtziger 
Jahre vielveriprechende Blüthen tried. Nun ftrömte ein ftarfer Nachwuchs dent 
Gewerbe zu und half zunächſt die Gehilfenzahl vermehren, ohne daß gleichzeitig 
ein entiprechender Abfluß der niedrigeren in die höhere joziale Schicht jtattgefunden 
hätte. Die Folgen diefer Vorgänge waren nicht zweifelhaft; fie Ipiegeln ſich 
in unferen Zahlen wieder, und umter diefen Verhältniſſen wären letztere ein 
Zeichen fortichreitender Geſundung. (Stat. Korr.) 
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Alpfabefifces Befammt-Kegifter 


über 


die Jahrgänge 1868 bis 1886 der „Annalen“. 


Vorbemerkung. Das folgende Regifter joll die Benugung der ganzen 
Serie erleichtern. Gegenüber den durchweg jachverftändigen Lejern der „Annalen“ 
bedarf e3 nicht eines Regiſters, das in pedantischer Umftändlichkeit Taufende 
von Stichwörtern aufzählt; es wird ihnen ein Leichtes jein, das gejuchte 
Spezielle unter der Angabe des Generellen aufzufinden. 

Die fett gedrudten Zahlen 68, 69, 70, 71, 72, 73, 74, 75, 76, 77, 
718, 79, 80, 81, 82, 83, 84, 85 umd 86 bedeuten die neunzehn Jahresbände 1868 
bis 1886; die mageren Ziffern bedeuten die Seitenzahl des betreffenden Bandes. 

Wir bitten bejonders darauf zu ahten, daß im Laufe der ver- 
Ihiedenen Jahrgänge oft ein und derielbe Gegenstand wiederholte 
Bearbeitung gefunden bat. Beim Nacjichlagen wird es fich daher empfehlen, 
die legten bez. Bublifationen immer zuerjt nachzuſehen, und erſt dann, 
wenn Dieje die gewünjchte Auskunft nicht oder unvollftändig enthalten, auf 
ältere Jahrgänge zurücdzugehen. 

Dies gilt insbejondere von der Abhandlung des Hrn. v. Aufſeß über 
die Zölle und Steuern des Reichs; hier ijt nicht mehr der erjte Abdrud im 
Sahrgang 1873, jondern die zweite Umarbeitung im Jahrgang 1886 zitirt; — 
ferner von der Bearbeitung des Gewerbepolizeirechts von M. Seydel (Jahr: 
gang 1878 und 1881) u. j. w. Man wolle auch) die bejonderen alphabetiſchen 
Regifter nachiehen, welche einzelnen größeren Abhandlungen beigegeben find. 


— Die Herausgeber. 
A. bräuche des Aklienweſens, Denklſchrift der 





Handelsfammer zu Chemnitz 73, 605. — 

Abrechnu ngen des Zollvereins 68, 13 und Verhandlung im Reichstag 1873. 74, 306. 
32. 72, 1489. 73, 262. 487. 724, 97. 86, — Materialien zur Neform des Altien« 
25. 199. ©. auch Kafjenweien, Zölle, weſens 74, 359. (Unterfuhungstommiffion, 
Aderbau-Strajtolonien und Fürſorge Yeipziger Handelsfammer, Ad, Wagıter, 
tür entlaſſene Straflinge Flarh 83, 1,73. Ber, f. Sozialpolitit, Juriſtentag, Perrot.) 
Acquits-ä-caution 77, 535, RR — Grörterungen von W. Endemann 74, 
Adrefie des nordd. Neichttags an den König 388, 75, 1196. Statiftif der preußifchen 
in Berfailles 70, 765. Antwort des Königs 4. 76, 640. 892. — Zur Kenntzeihnung 
ib. 767. — Adreſſe an den Kaifer 71, 317, des Aftiengründungswefens 77, 194, 240. 
«4, 145, — Umwandlung der Aftien in Reihswähr- 


Aemter, ſ. Behörden. 

Aenderung der Barfaffung 71, 77. — ©. 
a. Nejervatrechte, Kompetenz 2c. 1858— 75 77, 1075 fi. — Dentichrift ber 

Aerzte, in Preußen 76, 637, ſ. Abnahme preußifchen Regierung 78, 4. — Gutachten 


| ung 77, 638. — Statiſtik der Kurfe und 
derjelben im Reihe S1, 152. ©. a. Medi» der Handelstanumer zu Stuttgart 78, 1. — 
| 


Dividenden preußifcher Akttengefellichaften 


jinalperfonen, Gewerbeordnung und Frei— Zur Reform des Aitienrechts (Endemanu) 
zügigteit. ne ; 81, 417. — Betrieb fonzeffionspflicgtiger Ge— 
Aeußere Berhältniife, ſ. Öefandticaften, werbe dur A. 82, 620. — Materialien 
Konfulatwejen, Seerecht :c. — zur Reform des Aktiengeſellſchaftsrechts 84, 
Afrika, die internationalen Verhältniſſe in 79. — Öutarhten der Handelöfammer zu 
demfelben 85, 829. S. aud Schußgebiete. | Hamburg 84, 121. — Meuferungen des 
Agrarpartei, Programm derfelben, 76, 10o35. rheink.sweitiäl. Anterefienvereins S4, 139; 
Altiengefellihaften, Geſetzgebung über der Leipziger Handeläfammer ib. 235; der 
diefelben, 71, 216. 381. 72, 127, — Mif- | Münchener Handelsfammer ib, 247; deu 
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Breslauer Handelätammer ib. 253 ; Bericht | 
für den 12. Deutjchen Handelstag ib. 265. | 


Vgl. a. Bodenfrebit, Emiffionen, Kriſis xc. 

Altienkurfe und allgemeine Preisbildung 
(Gärtner) 86, 1. 285. 

AUltienftempel ſ. Stempelfteuer. 

Altersftnfen der preußischen Bevölkerung 
78, 658. 

Altersverforgumg der Arbeiter in Elfaß- 
Cothringen (Ch. Grad) 82, 760. ©. a. Ar- 
beiterfrage. 

Amerika. Staatsangehörigkeitsvertrag vom 
22. Februar 1868 nebſt Erläuterungen und 
dem Auslieferumgsvertrag v. 1852, 68, 959, 
— Die Ueberwanderung in der nordameri« 
fanischen Union (von Landgraf) 72, 503. 
— Konfularvertrag 74, 225. — Bur Kritik 
des Staatsangehörtgfeitsvertrags (v. Martit) 
75, 793. 1113, (9. Wefendond) 77, 204. 
— Die wirthihaftlihen Zuftände in den 
Vereinigten Staaten 77, 1052. 1123. — 
Wirthichaftlihe Konkurrenz mit Deutichland 
80, 965. — Die Unionsverfaflung (A. 
Haenel) 78, 796, — Die Wirkungen des 
Schutzzollſyſtems in den Vereinigten Staaten 
79, 805. — ©. a. Auswanderung, Krifis, 

Amtsbezirke, ſ. Kreisordnnung. 

Amtshandlungen, j. Beamte. 

Annalen, Aufgabe derfelben, Vorwort zum 
Jahrgang 1872, Ein Borwort aus 
Defterreih (K. v. Stein) 76, 1. 213, 

Antragsdelifte 76, 83. 

Anleiben, fiche Schuldenwejen, Kriegs- 
foften ac. 

Anmwaltswefen 75, 1205. 

Upothefenwejen, veiherechtlihe Ordnung 
74, 1809. Gefeßentwürfe und Denkfchrift 
vom Jahre 1877 77, 926. 

Arbeit, vollswirthichaftliher Begriff der- 
felben, 72, 529. 73, 809, 74, 11. Roesler 
75, 36. Häusliche Arbeit (Werth derjelben, 
Hirth) 75, 912. Preis und Ertrag der 
Arbeit (Hirth) 75, 1296. — Preis der Ar— 
beit im Staatsdienfte 78, 439. — Belaft- 
ung der Arbeit in den zivilifirten Staaten 
s0, 79. ©. a. Öewerbeorduung. 

Arbeiter, jugendliche zc. SI, 695. 

Urbeiterbudgers, Elfäßifche. Bon P. Dehn 
79, 100. Deutfhe: Schleſiſche 80, 581. 
Bayerifche ibid, 843. 81, 540. ©. a. Löhne. 

Urbeiterfrage, Materialien zur, 73, 1471. 
1494, 74, 33. 1195. Beſchäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern im 
Großherzogthum Hefien 77, 258. — Die 
Stiftungen für das Arbeiterwohl im Reichs— 
ande (Ch. Grad) 82, 714-768. — Zur 
Theorie und Praxis des Arbeiterfchutes 
(Debn) S6, 493. — Vgl. a. Hülfslaſſen, 
Kontraftbruch, Krankenverſicherung, Unfall: 
verſicherung zc. 

Arbeiterhülfstajfen 73, 1529. 74, 1195. 
Geſetzentwurf 75, 873. 

Arbeiterfolonien in Preußen 86, 508. 
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Alphabetifches Geſammt⸗Regiſter 


Arbeiterverfiherung 80, 492, ©. a 
Unfallverfiherung. 

Arbeiterwohnungen in Elſaß-Lothringen 
82, 732. ©. a. Arbeiterfrage. 

Arbeitgeber, ländliche, Thefen der Berliner 
Konferenz derjelben, 73, 1536, 

Arbeitsbücder 74, 427. 119. 

Arbeitslohn 74, 33. 75, 1296. ©. a. Löhne, 

Arbeitstheilumng im Haufe 75, 928, 

Arbeitsvertrag 73, 1541. 75, 40. ©. a. 
Kontraltbruch. 

Arbeitszeit 73, 1474. 74, 33. 430, 

Archivweſen, ſ. Neihsardiv. 

Areal des Zollvereins 69, 885. 80, 633. 86, 33. 

Argentiniſche Konföderation, Handels 

"vertrag 73, 316. 80, 621. 816. 86, 14. 255. 

Armeetorpsbezirte 73,91. 1556. 74, 500. 
77, 486. 

Armenpflege,Organifation derjelben (Senf: 
fardt-Erefeld) 82, 704, 

Armenrechtliche Familieneinheit 83, 449. 

Armenmwejen, ſ. Unterftügungswohnfig. 

Armuth und Arbeit 83, 572. 

Artillerie, Neuformation derjelben, 73, 32. 
©. a. Militärverwaltung. 

Arzneien, unentgeltliche Ueberlaffung, 76, 83. 

Aufentbaltsgejeg, ſ. Freizügigkeit. 

Ausfuhr, ſ. Zölle. 

Ausgaben des Reichs 73, 490. Bgl. a. 
Finanzweſen ꝛc. 

Ausland, Vertretung des Reichs im, ſ. Aus 
wärtige Verhältniſſe, Konfulatwefen, Ger 
fandtichaften. 

Auslieferungsverträge 75, 1173. 

Auswärtiges Amt des Bundes, 70 165. 
71, 300. 715. tat desjelben 80, 20. — 
©. a. Verträge, Gefandtichaften, Konfulate x. 

Auswärtige Berbältniffe, verſaſſungs— 
mäßige Regelung und Leitung derfelben, 71, 
87. ©. a. Konſulatweſen, Gejandticaften, 
Vertragsrecht ꝛc. 

Auswanderung 70, 55. — Die deutſche 
Auswanderung (von J. E. F. Neßmann) 
73, 1455. 75, 1099. 76, 243. Verichte 
über die Thätigleit des Reichskommiſſars 75, 
1107. 76, 214. 77, 699. 78, 461. 79, 552. 
S0, 593. 81,345. 83,189. 84,515. 85, 368. 
86, 817. — Ueberſicht 77, 805. 81, 245. 
246. 350. — Gimvanderumg in Amerila 
1874, 75, 1549. — Auswanderung nad 
Amerika 82, 239. 85,299. — ©. a. Reichs⸗ 
angehörigleit. 

Ausweifung, f. Freizügigkeit, Gothaer Ber- 
trag, Oeſterreich. 

Averja für Zölle und Steuern 69, 223. 71, 
593. 72, 1622. 73, 509. 80, 531. 64. 
778. 86, 43. — ©. a. Zollausſchlüſſe. 


B. 
Baarzablung, ſ. Zahlungsreform. 
Baden. Beitritt zum deutſchen Bund 70, 
768; zur Verfaffung des deutjchen Reichs 
70, 771. 71, 37. 41. — Ju Gültigkeit ger 
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bliebene Beftimmungen des Vertrages vom 
15, Nov. 1870, 71, 359. — Einführung 
nordd. Bundesgejehe 71, 389. — Bercd- 
nung der Matrikularbeiträge 71, 702. 72, 
1624. — Bgl. a. Einfommenfteuer, Zoll- 
verein, Wahlgejetse, Waſſerrecht zc. 
Bahnpolizeireglement 73, 338, 
Bankweſen. Denkichrift von Dr. A. Meyer 
(März 1870), 70, 95. — Motive zu dem 
Geſetz über die Ausgabe von Banknoten 
von 27. März 1870 70, 107. — Brome- 
moria der Direktoren der Braunfchweiger 
Banf :c., betreffend gemeinfame Notenaus- 
5. der Privatbanlen 70, 119.. — Das 
eld, fein Weien und feine wirthichaftlichen 
—— Ein Beitrag zur Löſung der 
anf-, Münz- und Währungsfrage von 
F. Berrot 70, 299. — Die Verwaltung der 
preußifchen Bant 70, 216. — Erklärung 
des Minifters Delbrüd über die Zettelbanfen 
in Wirttemberg und Baden 70, 757. — 
Neichsfompetenz über das Banfwefen 71, 
192. — Die Bankfrage. Bon G. D. Augs- 
purg 71, 1045. — Die Berlängerung der 
Banfnotenjperre 72, 1334, — Nedhtögut- 
achten in der Papiergeld- und Banfnoten- 
frage (von W. Endemann) 73, 361. — 
Materialien zur Banffrage 78, 615; Denf- 
Schrift dev Banffommiffion des Handelstags 
(1870) 73, 617; vom fünften deutichen 
— (1872) 73, 685; vom deutichen 
andwirthſchaftsrath (Denlſchrift Richters) 
73, 695; Statiſtiſches über die deutſchen 
— 73, 721 (hierzu die graphiſche 
arſtellung am Schluſſe des Jahrg. 1873); 
Geichäftsverfehr der preuß. Bank 1862—71 
73, 728; der MWechjelverfehr im deutſchen 
Reihe 1872 73, 736. — Abermalige Ber: 
längerung der Banfnoteniperre 74, 300, — 
Ueberficht der gejetslichen ꝛc. Beſtimmungen 
über die deutſchen Zettelbanken (amtlich) 
ib, 633. — Gtatiftif der Notenemiffion 
1871—73 (W. Herberk) ib. 709. — Ber- 
waltungsbericht der preußischen Bank 1872/73 
74, 1111. — Der erfte Entwurf eines 
Neichsbanfgefetes (Juli 1874) ib. 1611. 
— Die Eofung der Bankfrage vom rechtl. 
Standpunft (Hirth) ib. 1631 und 1816. 
— Motenzirkulation der deutſchen Banken 
Mitte 1874, 75, 151. — Materialien zum 
Neichsbanfgefeg: Bericht der Reichstags» 
fommiffion (Bamberger) 75, 835. 945, An- 
fage 996. Das Geſetz jelbft, ib. 999. Das 
preußische Gefeß vom 27. März 1875, ib. 
1019. Bertrag mit der bayer. Hppothefen- 
und Wechielbant, ib. 1021. Bemerkungen 
zum Neichsbanfgefet (2. Sonnemann) 75, 
1027, Bertrag über Abtretung der preuß. 
Bank an das Weich, ib. 1563. Statut der 
Reichsbaunk, ib. 1585. Statuten der bayer. 
Notenbanf ib. 1581. — Das Bantgefet 
(Ueberficht v. Endemann) 75, 1187. — Aus 
dem Berwaltungsbericht der preuß. Banf 





pro 1874, 75, 1385. — Berordnung betr. 
die Auftellung der Reichsbankbeamten 76, 
335; Penfionen u. Kautionen der letteren ib, 
387. Die drei großen fontinentalen Banken 
(v. Lucam) 76, 862. — Die preußische 
Bank in den Jahren 1874 u. 75, 76, 943, 
— Abſchlüſſe der deutihen Bankinſtitute pro 
1875, 76, 986. — Einheit in Miünz« und 
Bankweſen (Wehrenpfennig) 77, 277. — 
Yabresbericht über Bankweſen und Geld- 
verkehr im Reiche für 1876 (E. Slevogt) 
77, 705. — Bermwaltungberidt der Reichs» 
bank für 1876 77, 736; für 1877 78, 673; 
für 1878 79, 577; für 1879 80, 434; für 
1880 81, 354; für 1881 82, 329; für 1882 
83, 600; für 1883 84, 193; fiir 1884 85, 
375; fiir 1885 86, 638. — lleberficht der 
Geſetze und Berordnnungen 77, 820. — Divi« 
deuden der Banten 1858/75 77, 1075. — 
Statiftif der deutfchen Notenbanfen 83, 646. 

. 86, 824. — Bol. a. Münzfrage, Papiergeld. 

Bauffrement (Nechtsfall) 76, 139. 1022. 

Baummolleninduftrie. Geichäftliches und 
Statiftifches über die Lage derjelben im 
Bollverein vor, während und nach der Krifis 
(vom Herausgeber) 70, 533. — Die B. in 
Elfaß-Forhringen 71, 999. — Deutiche ©. 
1863 bis 1874 75, 1391. — Die deutiche 
Baummollipinnerei 78, 661. — Motive zum 
neuen Zolltarif 79, 691. — Amerikaniſche 
Baummwollen- Produftion 82, 615. ©. a, 
Tertilinduftrie, Zolltarif ꝛc. 

Baupolizeirecht, das deutſche. Bon €. E. 
Leuthold 79, 809, 

Bayern. Nusnahmebeftimmungen des Ber» 
trages dom 23. November 1870 70, 746, 
771. 71, 862, 366. 369. — Beitritt zum 
deutfhen Neih 71, 37.— Die Einführung 
nordd, Bundesgefege in Bayern 71, 371. 
Verhandlungen im Neichstage ib. 382, 
Tabellariiche Ueberficht 389. — Die bayer. 
Gefetsgebung über Gewerbsweien, Heimat, 
Berebelihung und Armenpflege 71, 469. 
— Berehnung der Matrifularbeiträge für 
1871 71, 698. — Erflärung der bayerifchen 
Regierung vom 14. Oftober 1871 (Unfehl- 
barfeit betr.) 72, 1—52. — Deutiche Reichs⸗ 
poft und bayerifche Poftverwaltung 72, 597. 
— Milttärverwaltung 73, 38. — Einführ- 
ung der Gewerbeordnung 73, 759. — Kriegs» 
dienftgefeg 74, 186. — Genoſſenſchaftsgeſetz 
ib. 383° — Die Reform der —— 

— Steuern (8. Burkart) 74, 1681. 

‚© Bierbeſteuerung 76, 61. — Hau— 

dels- und Genoſſenſchaftsregiſter 76, 894. 

Neihsreht und Landesrecht in Bayern (9. 

A. Miller) 76, 840. — Beamtenbejold- 

ungen in Bayern 77, 523. — Venfionswefen 

in Bayern 78, 484. — Bayer. Verlehrsan- 
ftalten 1877 79, 1077. — Die ſtaatlich ge- 
leiteten Berficherungsanftalten in Bayern 

(Haag) S4, 65. — Die Yandesfultur-Nenten- 

anftalt in Bayern 84, 316. — Die Ber- 
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- waltungsrechtspflege in Bayern (M. Seydel) 
55, 213. — Die zwangsweife Veräußerung 
landwirtbichaftlicher Anmwefen in Bayern 85, 
842. — Das bayriiche Heimatredht (Seidel) 
S6, 719. — Bal. aud Zollverein, Berfaf- 
fung, Reſervatrechte, Vollszählung, Wahl- 
gefege, Wafferrecht ꝛc. 

Beamte des Reichs 71, 304. — Befoldungs- 
verbefferungen 73, 80. — Rechtsverhältniſſe 
der Neihsbeamten 73, 346, 74, 223, 254, 
Erörterungen von W, Endemann ib, 400, 
75, 1201. — Beamteneid 76, 84. — Das 
Neichs- Beamtenrecht, erläutert von Fr. Thu— 
dichum 76,261. I. Geje vom 31. März 1873 
nebft Kommentar ib. 265. (Allgemeine Be- 
ftimmumngen 268; Berfegung in anderes 
Amt, Ruheſtand zc. 287; Benfonirung 292; 
Disziplin 308; vorläufige Dienftentbebung 
329; Defekte der Beamten 332; Anſprüche 
gegen das Reich :c. 338; Schlußbeftimm- 
ungen 340). II, Die jeit dem 1. Juli 1867 
ergangenen fonftigen Gejege und Beſtimm- 
ungen über Neichsämter- und Nechtsverhält- 
niſſe der Neichsbeamten (ipezielle Ueberficht 
76, 397.) — Mlaffififation der Neihsbeamten 
76, 361. 374. — Berzeichniß der Reichs— 
behörden 76, 378. — Yaband’s Auffafjung 
des Beamtenrehts (Meyer) 76, 667. — 
Ueberjiht der über die Neichsbeamten er— 
lajfenen Gefege und Berordnungen 77, 841. 
s1, 439. — Bittwen- und Waijenfürforge 
(Thudihum) S1, 551. — Grundfäge f. d. 
Befetung der Subaltern: uud Unterbeamtens 
ftellen bei den Reichs- und Staatsbehörden 


mit Militäranmwärtern 82, 556. — Die Bor- | 


entſcheidung bez. der gerichti. Verfolgung 
öffentl. Beamter aus Amtshandlungen nad) 
Reichsrecht und bayer. Yandesrecht Lipp— 
mann) 85, 421. — ©. a. Behörden, Pen: 
fionen, Zollverwaltung zc. 
Beamtenbefoldungen in Preußen und 
Bayern 77, 520. 
Begleitihein-Regulativ 69, 997. 78, 
166, 56, 60. — 2gl. a. Bollgefeg, Zölle. 
Behörden. Die Kompetenzen und Perſo— 
nalien der oberen Behörden des nordd. 
Bundes und der einzelnen Bundesftaaten 
70, 147. 671. — Die Reichsämter und die 
Reichsbeamten 71,375. — Bezeichnung „Kai-— 
ſerlich“ zc. 76, 351. — Verzeichniß der Neichs- 
behörden 76, 378. — Ueberficht aller Gejege 
und Verordnungen über 


176. — (©. a. unter „Beamte“, fowie die 
einzelnen Behörden und Beamten.) 

Belagerungszuftand. Das preuß. Geſetz 
vom 4. Juni 1851, 68, 1055. 

Belgien, Handelsvertrag 73, 319. 80, 818. 
S6, 258. 

Bergwerfsproduftion im deutichen Neiche 
75, 637. 1728, 78, 664. 

Berichtigung (Knies gegen Roesler) 75, 792. 

Berlin. Handel und Induſtrie im Sabre 


Neichsbehörden | 
77, 833. — Die Neihs-Zollbebörden 86, | 
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Alphabetiſches Gefammt-Regifter 


1868, 69, 342, desgl. im Jahre 1869, 70, 
437, desgl. im Jahre 1870, 71, 8383, desgl. 
im Jahre 1871 72, 971. Berlins Gewerbe- 
fleiß 78, 110, 
Berufszählung, vom 5. Juni 1882, S4, 43. 
Beihlagnahme,f. Löhne, Poftverwaltung zc. 
Beſitz, volfswirthichaftlicher Begriff desfelben, 
72, 526. 78, 849, Geſchichtl. Entwidelung 
des Befites (Roesler) 75, 27, 
Befoldungsverbejjerungen 73, 80. — 
©. a. Wohnungsgelder. 
Befjfemerftahlfabrilation 76, 86. 78, 96. 
Betriebsfonds der Reichskaſſe 72, 1481. 
73, 415, 
Bevölkerung. Faktiſche und Zollabrech- 
nungsbevöllerung nad der Zählung von 
1867 68, 779. 793. Staatsangehörige Be: 
völferung 68, 1101. — Ueberficht der Be— 
völferung des Zollvereins (amtliche Aufſtell- 
ung vom Zentralbureau des Zollvereins) 
69, 855. — Statiftit der Bewegung der 
Bevölkerung 70, 51. — Bewegung der Be- 
völkerung ım preuß. Staate 1885, 86, 949. 
— Die Bevölferungszahl in der Bunbesver- 
faffung 70, 445. — Die Bevölkerung von 
Elfaß-Porhringen 71, 989. — Vollswirtb- 
Ichaftliche Bedeutung der Bevölferung (Roes— 
ler) 75,281. — Natürliche Zunahme der preuß. 
Bevölterungv. 1872 bis 1875, 76,526. — Yu 
jammenftellung der produftiven Bevölkerung 
in Europa 76, 783. — Wanderungen der ge 
werbtreibenden Bevölkerung Preußens 76, 
891. — Bevölferung des Zollgebiets 86, 33. 
S. a. u. Vollszählungen, Statiftif, Areal. 
Bibliothefordnungdes Reichstags 77,501. 


‚ Bierbefteuerung, ſ. Braumalz. 


 Bismard, Für, ſ. Reichskanzler. 





Blodade Korrefpondenz der Regierung in 
Wafhington mit dem Minifter von Columbia 
85, sı2, 

Bodenkredit und Bobdenfreditanftalten mit 
befonderer Nüdfiht auf Hppothefenbanfen 
(8. v. Stengel) 78, 841. 

Bodensee, Hoheitsrechte über denfelben F. 
v. Martig) 85, 278. 

Börſen, volfswirtbichaftl. Bedeutung 75, 383. 

Branntmwein, Beitimmungen des Zoll 
vereinsvertrags 68, 8. 20. 23. 4b. — 
Steuergefepe v. J. 1868 68, 701. 705. 
723. — Statiftit der Branntweinftener 71, 
588, — Die Beftimmungen über die Brannt- 
mweinftener (von v. Aufjeß) 75, 890. 76, 790. 
SO, 715, 86, 132, 183. 222, — Gtatiftit 
74, 920. 75, 905. 76, 99. 804. 806. — 
Vertrieb und Ausſchank in Preußen 78, 366. 
— Reform der Spiritusbefteuerung (Perrot) 
78, 613. — Die Brantweinftener in Würt: 
temberg (Reuß) 85, 620. — Reichseinnahmen 
von 1870 bis 1883/84 86, 283. — Tas 
Bramutweinmonopol (Gefegentwurf v. Febr. 
1856 und ftatiftifche Materialien) 86, #21. 
Vgl. a. Verbrauchsſteuern, Finanzweſen :t. 

Braumalz. Beſtimmungen des Zollvereins— 
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vertrags 68, 8. 20. 44. — Steuergefeb v. 
4. Juli 1868 68, 691, desgl. vom 8. Juli 
68, 699, — Statiftif der Braumalzfteuer 
71, 585. — Reſform der Bierbefteuerung 
72, 609; Geſetzentwurf 636. — Die Ber 
fiimmungen über die Brauftener (v. Aufſeß) 
75, 889. 76, 794. 89, 704. 86, 120. 183, 
222. — Gtatiftif 74, 922. 75, 903. 76. 


98. 807. — Zur Reform der Bierbeftener- | 
ung. (F. Boccins) 76, 52, — Vgl. and | 


Berbrauchsfteuern, Finanzweſen ꝛc. 

Brannſchweig. Reſſortverhältniſſe der Be— 
hörden 70, 671. 

Bremen. Organiſation der Handeleftatiftil 
To, 407. Reſſortverhältniſſe der Behörden 
70, 699. — S. a. Auswanderung, Handels: 
ftatiftil, Zollausſchlüſſe, Preiſe zc. 

Buchführung (bäuslihe, Hirth) 75, 981. 

Budgetrecht des Reiches (PB. Yaband) 78, 
524. ©. a. Finanzweſen, Militärbudget. 

Bund, morbdeuticher, ſ. Berfaffung, Reiche» 
tag u. ſ. w. 

Bundesafte, deutice, 71,4. Der ehemalige 
deutsche Bund nach der Wiener Schlußafte 
ib. 5. Auflöfung des deutfchen Bundes 
i. %. 1866; 71, 19, 

Bundesangebörigfeit, ſ. 
börigfeit. 

Bundesbehörden, f. Behörden. 

Bundesgebiet 71, 51. 325. 

Bundesgericht, f. Gerichtshof. 

Bundesgefege, norddeutfche, Termine der 
Einführung derjelben 71, 359. 371. Zar 
bellariiche Ueberficht ib. 389, 72, 485, — 
S. a. Juftizgeleßgebung, Finanzweſen n. ſ. w. 

Bundesglieder 71,54 — ©. a. Nejervat- 
rechte. 

Bundespräfidium, ſ. Kaifer, Berfaffung, 
Thronreden. 

Bundesrath, verfaffungsmäßige Stellung 
desfelben 71, 221. Seine Thätigteit ib. 224, 
Ueberficht der Entfchließungen desjelben auf 
Beihlüffe des Reichstags aus der Seffton 
von 1872 78, 863; desgl. aus der Seffton 
von 1873 74, 727. — Stellung des Reichs- 
tanzlers zum B. 82,9. — S. a. Verfaffung, 
Verordnungsrecht, Reichskanzler, Elſaß— 
Lothringen ꝛc. 

Bundesſchulden-Kommiſſion, ſ. Schul—⸗ 
denweſen. 

Bundesftaat und Staatenbund 71, 7. 50. 
Die neueften Geftaltungen des Bundesftaats- 
begriffes (M. Seydel) 76, 641. — Laband’s 
Auffaffung des Bundesjtaats (G. Meyer) 
76, 657. — Zur Hritif der Begriffsbe- 
ſtimmung des Bundesftgats (A. Hänel) 
77, 78. — Neue Beiträge zur Lehre vom 
Bundesftaat (Zorn) 84, 453. ©. a. Bun- 
desrath, Vertragsrecht, Verfaſſung 2c. 

Bundesftaaten, ſ. Berfaffung, Berord- 
nungsrecht ꝛc. 

Bundesjtenern, ein ſchweizeriſches Urtheil 
über, 75, 785, 


Reichsange- 
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Bundesverfaflung, ſ. Berfafjung. 
Bundesvperjammlung, |. Bundesafte. 
Bürgerliches Net, ſ. Zivilrecht. 


€. 


Chanffeegelder 80, 646. 85, 44. 

Chemikalien. Zölle auf diefelben, ſowie 
auf Farbewaaren 69, 632. Vgl, a. Boll: 
tarif. 

Chemiſche Induſtrie 72, 394. 

Chili, Handelsvertrag 73, 318. 80, 718. 86, 
206. 

China, Handelsvertrag 73, 316. 80, 717, 
86, 256. 

Cholera. Unterjuchungsplan zur Erforich- 
ung der Urfachen derjelben :c. (Dentichrift 
der Reichs-Cholera » Kommiffton) 73, 1611. 

Eofta Rica, Handelsvertrag 56, 269. 

D. 

Dänemark, Marlkenſchutz 81, 404. Meiſt- 
begünſtigt 86, 254. 

Darlehenskaſſen 72, 1397. 

Debargirung, |. Kontrole, 

Defekte der Neichsbeantten 76, 332. 

Desinfeltionsverfahren, ſ. Beterinär- 
polizei. 

Diäten, für den Neichstag, 74, 159. 166. 
249. — Das Diätenverbot der Reichsver- 
faffung (Josl) 56, 613. — Urtheil des 
preuß. Oberlandesgerihts vom 14. April 
1886, 86, 624. 

Dienfteid der Neihabeamten 76, 346. 84. 

Dienftenthebung der Neihsbeamten 76, 
329. 

Dienfivergehen, ſ. Disziplinarbehörben. 

Dienfibotenfrage (Hirth) 75, 917. 

Dienftinftruftion für Die Konfuln 71, 
095. 72, 1263. Für Bollämter S6, 154. 

Diplomatijher Ausihuß im Bundes— 
rath 70, 759. 71, 229. 

Diseziplinarbehörden 76, 308. 367. 
Geſchäftsordnung derſelben ib. 369. 877. 
— Laband’s Auffaffung der Disziplinarge 
walt (Meyer) 76, 672. — Geſchäftsordnung 
für die Disziplinarbehörden SO, 489. 

Dispofition, zur, geftellte Offiziere 71, 
1006. 

Doppelbefteuerung, Beleitigung ber, 71, 
168. 76, 177. 

Dotatiom der Kreife u. Provinzen, |. Kreis: 
ordnung 73, 1392, 1444, 75, 1695. In 
Sachſen 75, 1291. 

Dotationen der fFeldherren 74, 158. 

Drei-Könige-Bündniß v. Jahre 1349, 
71, 12. 

Durhidnittspreife, ſ. Preife. 


€, 
Edelmetalle, ſ. Münzfrage. 


Egypten, ſ. Konſulatweſen, Zollverträgr. 
— — in Sachſen 77, 252. 
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Eheſchließung. Aufhebung der polizeilichen | 


Beihräutungen 68, 901. 71, 166. Preuß. 
Berfiigung vom 20. Auguft 1568, 68, 927, 


— Ausnahmebeftimmungen des Bertrags | 


mit Bayern 71, 366. — Das bayerische 
Geſetz über Berebelihung 71, 469. 487. 


.- Geſchichtliches (von Friedberg) 74, 485. 


— Statiftif 75, 1725. 76, 220. 78, 108, 


79, 109. 378. — Eheſchließungen zwiſchen | 


Blutsverwandten 52,80, — Bgl. Bivilehe. 
Ehrengerichte (f. Offiziere) 74, 1803. 
Eichämter, ſ. Maaß- und Gewichtsorbung. 
Eid der Beamten 76, 84. 346. 
Einigungsämter 74, 434. 

Eigenthum (wirthſch. Begriff), |. Beſitz; 
des Reiches, ſ. Bermögen, 





Einjährigfreiwillige, Lehranftalt mit | 


Zeugnißberedbtigung 76, 765. 
Einfubr, ſ. Handelsitatiftif, Zölle. 
Einfommen, Begriff deffelben, 72, 556. 


74, 997. 1793. (Noester) 75, 271. Ber- | 
theilung des Einfonmens und Einfluß auf | 


die Preisbildung Hirth) 75, 1270. 1283, 


Die vier Grundiypen der Einf.-Beribeilung | 
75 1305. (Hierzu Tafel nah S. 1312.) | 
Einlommensunterichiede in Preußen und | 


Sachſen 76, 239. GEinlommensverbältntffe 
in Preußen, Berlin, Altona, Wandsbed, 
Geeitemünde, Bremerhaven, Bremen und 
Hamburg 80, 566, 

Einfommenftener 73, 846. 74, 25. — 
Materialien zu einer Reichs: Einfommenfteuer: 
Die Einfommenftener in Hamburg 74, 101,75, 
335. Preuß. Steuerverwaltinng 1870/72 ib, 
897. Die preußische Klaſſen- und Einfom- 
menftener ib. 927; Anlagen 944; Nachtrag 
1029. Aus den Gutachten des Vereins für 
Sozialpolitik ib. 979. Vom landmwirtb- 


Die Stellung der Bermögens- und Ver— 
febraftenern im Stenerinfteme (v. Bilinsfi) 
76, 719. — Beranlagungen in Preußen für 
1876 77, 1014. 78, 262. — it die direfte 
Steuer ein überwundener Standpuntt? 79, 
153. — Einfommenftener in Hamburg 
1875/76 79, 600. — Erträge der Ein— 
fommenftener in Sachſen 1877 79, 1066; 
1878/79 s0, 833. — Einlommensverbält: 
niſſe des preußiichen Bolfes 1877 — 8182,44, 


nahe des Meiches 73, 496. — ©. 


Zölle :c. 


eifen Zölle und Produltion im Zollverein 


69, 623. 70, 369, T4, 84. Deutsche Eiſen— 
imduftrie i. J. 1874/75, 1547. 1661. 1695, 
1728. — Die Beflemer- Stahlfabrifatien 
16, 86. Eifeninduftrie und Submiſſionen 
77, 237. 1119. — Die Yage der Eiſenin— 
duftrie (Handelsfammer Köln) 77, 1054. — 
Dividenden der Eifenbüttenwerte :c. 77, 
1076. 1078. — Die preuf. Eiſeninduſtrie 
im Dezember 1875 (Engel) 77, 1099. — 
Ein- und Ausinbr 1877 78, 446. — Eiſen— 
imduftrie und Eiſeneuquéte (Bhiltppion) 9, 
649. — Botum der Minderheit in der Zoll 
tariffommilfion 79, 654. — Motive zum 
neuen SZolltarif 79, 713. — Deutichlands 
Eifeneinfuhr und Durchfuhr (Yaspenree) 
80, 255. — Vgl. a. Bergwerlsproduftion, 
Zolltarif, Zölle. 


 Eifenbahnen. Neichsgefeggebung über das 


Ihaftlihen Kongreß ib. 985. Die Heide» 


Einfommenftener und ihre Gegner ib, 997, 
Vorſchläge zum Progreffionsmodns ib. 1015; 
zur Selbtteinichägung 1022. — Die Steuter- 
reform im Königreih Sachſen (von Geniel) 
‘4, 1373. 75, 1519. — Die Reform der 
direften Steuern (Burkart) ib. 1681. — 
Diatrifularbeiträge oder Reichs-Einkommen— 


fteuer? (Hirth) 75, 115, — Der deutsche 
Steuerreformvperein 75, 483, — Nlaffen- 


jtener in Berlin pro 1875, 75, 455. — 
Ein jchmweizeriiches Urtheil über Bundes— 
ftenern ib. 785. — Die Höchitbeitenerten 
in Berlin 75, 791. — Einſchätzungs-In; 
Prutkion für das Königreich Sachſen 75, 
1534. Die beftebenden Einkommenſteuern 
(vergl. Darſtellung v. K. Burkart) 76, 21, 
682. 7 219. 79, 1.50, 914. 960, — Ein— 
fommtensunterichiede von Stadt und Yand in 
Preußen u. Zahlen 76, 239. — Denlſchrift 
und Petition betr. den badischen Geſetzentwurf 
über Erwerbſteuer F. Hecht) 76, 400; Er- 
widerung zur Mechtiertigung der Wegiers 
ungeverlage ib, 695; Replik dev Handels- 
fanımer zu Mannheim Hecht) ib. 707. — 


Eifenbahnmefen 71, 205. 72, 128. 74, 302, 
1087. — Deutiche Eiienbahnftatiftif fiir das 
Berriebäjahr 1867, 69, 947. — Deuüöch— 
lands Eiſenbahnen 78, 875. — Eiſenbahn— 
beichlüffe des Handelstags 73, 887. Gründ- 
ung des Reichseiſeubahnamts 74, 302. 76, 
358, — Eiſenbahn-Unterſuchungskommiſſion 
(preußifche) 74, 359. — Reichs-Eiſenbahn- 
geſetzeutwurf ib. 891. — Die Eoutrele 
des Reichs über das Eiſenbahntarifweſen 
(F. Berrot) 74, 1087. — Berriebsreglement 
für die Eiſenbahnen Deutfchlauds 73, 340, 
74, 1147. 75, 1195. — Bericht des Reiche: 
Eifenbabnamtes 74, 1525. — Die Eifen- 
bahntaritreform (1874) ib. 1527. 1639, — 
Kritiiche Beiträge zum Verſtändniß des 
Eifenbabnmweiens (von Trommer) 75, 105. 
(I. Der fommerzielle Betrieb, II. der Unis 
verfaltarif) 569. (111. Tarifſyſteme, IV. 
über Güterverfiherung, V. Einnahmen und 
Ausgaben, VI. von der Erzielung emer 
guten Bilanz, VII. Bergleihsmaßftäbe, VIII. 
vom Sparen, IX. Auffafſung des Trank 
portweſens). 75, 1057. (X. Staats- oder 
Privatverwaltung? XI. Univerjaltarif gegen 
Publikum und Bahnverwaltung, XII. Bol: 
einrichtungen und Eiſenbahn, XIII. Schluß- 
folgerungen. Neue Folge 76, 121. (I. Dom 
Nationahsmus im Güter-Tarif-Erpeditiend> 
wesen, II. Werthnachnahmen, III. An- und 
Abfuhr, Beladen und Entladen der Güter, 
IV. Trausporworbereitung der Eingelgüter sc. 


— 


— — 
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V. der Umniverfaltarif, VI. der Piennig- 
tarif, VII. Balet- und Einzelgut-Beförder- 
ung, VIII. Wertbverfiherung, IX. Folgen, 
X. Schluß). — Gutachtliche Ausjagen des 
Präſidenten Maybach vor der Lasker'ſchen 
Unterſuchungskommiſſion 75, 403. — Denk— 
ſchrift des Reichs-Eiſenbahnamts über die 
Tarifreform vom 3. Dezember 1874, 75, 
551. 1701. — Deutſcher Eiſenbahn-Reform— 
verein 75, 935. — Eiſenbahn-Polizeiregle— 
ment 75, 1175. — Vorläufiger Entwurf 
eines Keichs-Eifenbahngejeges (April 1875) 
nebft amtlihen Bemerkungen 75, 1225. — 
Betriebsergebniffe der Eifenbahnen Deutjch- 
lands 1875 76, 244, der preußischen Bahnen 
1874 76, 245, — Kautionen der ellaß« 
lothringifchen Neichseifenbahnbeamten 76, 
352, — Statiftil der preußischen Eifenbabhnen 
fiir das Betriebsjahr 1875 76, 425, (I. Aus« 
dehmung 425, II. Anlagetapital 426, II. 
Transportmittel und Yeiftungen derſelben 
427, IV. Berfehr 428, V. Finanzergebniffe 
431, VI. Reſerve- ꝛ⁊c. Fouds, Beamten ꝛc., 
Unfälle 441). — Ausdehnung und Anlage 
foften des deutihen Eifenbahnneges zu Au— 
fang 1876 76, 445. — Bericht des Reichs— 
Eilenbabnamtes fir 1875 76, 460. (Anlage: 
Gutachten der Zarifreform-Enguete- Kom: 
miſſion von 13. Dezember 1875, ib. 463. 
Anträge des Herrn Bergmann ib. 467. 
Verzeichniß der vernommenen Sachverſtän— 
digen 468.) — Geſetzentwurf, betr. die Er— 
werbung der preußiſchen Eiſenbahnen durch 
das deutſche Reich. Nebſt Motiven 76, 470, 
— Für und wider die Erwerbung der 
Eiſenbahnen durch das Reich 76, 457. (Bor- 
bemerkung 487, Anfaufspreis und Börfen- 
lurswerth der preußischen Altten-Eifenbabnen 
488, Promemoria des Dr. Viktor Böhmert 
489, Hede des Grafen Udo Stolberg im 
preußischen Herrenhaufe 494, Nede des Dr. 
Elben im wiürttembergiihen Yandtag 498, 
Berfuch einer objektiven Erwägung der ent» 
gegengejegten Standpunkte 513, Erflärung 
des I G. Bergmamı 523, — Die 


Geſetzgebung über das Eiſenbahnweſen in 


Preußen und im deutschen Reiche 76, 529: 
Das preußische Geſetz über die Eijenbahn- 
Unternehmungen vom 3. November 1838 
ib, 529, Wegulativ, die Eifenbabn-Kom- 
miſſariate betr. 538. Aus den allgemeinen 
deutschen Handelsgefetsbuch 540. Aus dem 
Bırndesgeieß, betreffend die Kommaudit— 
Gejellichaften anf Aktien und die Aktien» 
Sejellichaften 542. Aus der Berfaflung des 
deutschen Neichs 543. Verfiigung des Minis 
fter& für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, d. d. Berlin den 6. Sept. 1871 
an den Ausschuß der Privat» Eifenbabnen 
im deutfchen Reiche 544. Bericht der XIII. 
Kommiffton des preufiichen Abgeordneten- 
baufes über den Entwurf eines Geſetzes 
über die Eiſenbahn-Kommiſſariate 550, 


———— —— — — — — — — —— ——— — — — — — — — — — 


Die gegenwärtige Lage der Eifenbahngefet- 
gebung Preußens 551, die jeitherige Stell 
ung der Eifenbahn- Kommijfarien und der 
Eiſenbahn-Kommiſſariate 554. Der Inhalt 
des Geſetzentwurfs 556, General-Diskuffion 
557, Spezial-Disfuffion und Petitionen 561. 
Das Neihs-Eifenbabnamt 563. Regulativ 
für das durch Nichter verftärkte Reichs— 
Eifenbahnamt ib. 563, Eifenbahır- Betriebs» 
reglement vom 11. Mai 1874 564. Bahn- 
polizei» Neglement für die Eifenbahnen 
Deutfhlands vom 4. Januar 1875 564. 
I. Zuftand, Unterhaltung und Bewahung 
der Bahn 564, Normal» Profil 565, Il. 
Einrichtung und Zuftand der Betriebsmittel 
567, III. Einrichtungen und Maßregeln für 
die Handhabung des Betriebes 570, IV. 
Beitimmungen für das Publiftum 576, V. 
Bahnpolizeibeamte 578, VI. Beauffichtig- 
ung 579, VII. Uebergangsbeitimmung 579, 
VIII. Schlußbeftimmung 579. Eiſenbahn— 
Poftgefeß, betr. die Abänderung des S 4 
des Geſetzes iiber das Poſtweſen des dentichen 
Reichs vom 8. Oft. 1871, vom 20. Dez. 1875 
580, (Einleitung aus einer Nede des General« 
poftmeifters Stephan) 580, das Gejet 583. 
Vollzugsbeſtimmungen zum Eifenbahn-Boft« 
geieße vom 20. Dezember 1875, 587, 
Reglement über die Benutzung der innerhalb 
des deutichen Neichstelegraphengebiers ge: 
legenen Eifenbahn-Telegrapben zur Beför— 
derung folcher Telegramme, welche nicht den 
Eifenbahndienft betreffen, vom 3. März 1876, 
595. Aus dem Bericht der Tarifreform: 
Enquöte- Kommilfton vom 13. Dez. 1875, 
596. (1. Stellung der Auhänger des natür— 
lichen Syitems zu diefer Frage 596, 2. Stell: 
ung der Anbäuger der Nlaffififation zur 
Spitemfrage 609, 3. die Stellung der An- 
hänger des gemischten Syſtems zur Syitem- 
frage 620.) — Der Etat der preußifchen 
Eifenbahn-Berwaltung für 1876, 622, All— 
gemeine Erläuterungen zum Etat für 1876, 
622. A. Staats-Eiſenbahnen 622, Zuſam— 
menftellung der gleichnamigen Titel des Etats 
der einzelnen Staatseifenbabnen fir das 
Jahr 1875 unter Vergleihung des Ergeb- 
niſſes derfelben mit den entfprechenden Sum— 
men des Etats für das Jahr 1875 und des 
Rechnungsabſchluſſes für das Jahr 1874, 
627. B. Privat Eiſenbahnen, bei welchen 
der Staat betheiligt ift 630, Nachweiſung 
über das bis zum Schluffe des Jahres 1874 
auf die Staatseilenbahnen verwendete Ans 
lagefapital unter Bergleichung mit dem etats- 
mäßigen Neinertrage der einzelnen Eijen- 
bahnen für das Jahr 1876, 631. Ueberſicht 
der im Beſitze des Staats befindlichen Eiſen— 
bahn-Aktien 632. Weberficht der vom Staate 
übernommenen Jinsgarantien fir Eiſenbahn— 
Unternehmungen 633. — Vergleich der 


preufischen und englischen Eifenbahnen in 
den Jahren 1872 bis 1874, 76, 636. — 


* 
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Objektive Bemerfungen eines Ausländers 
zur dentichen Eifenbahn-Reichsfrage (AI. v. 
Dorn) 76, 738. — Ein englisches Urtheil 
über (für) Staatseifenbahnen 76, 776. — 
Die Landwirtbichaft und die Eifenbahnen, 
Rede des preuß. Minifters Dr. Friedenthal 
958, Aus den Böhmert'ſchen Enquöteberichten. 
(5. Die Neichs- Eifenbahnfrage vor dem 
preußifchen Landtage 967. 6. Die Stell- 
ung des Fürſten Bismard und des Minifters 
Delbrüd zur Neihsbahnfrage 974. 7. Die 
Stellung des preußischen Abgeordnetenhauſes 
zur Neichs-Eifenbahnfrage 981.) — Gut» 
achten der Münchener Handels» und Ges 
werbelammer 77, 109, — Bericht über 
Eiſenbahn- und Berkehrsweſen (MWehren- 
vfennig) 77, 292. — Geſchäftsthätigkeit des 
Reichs-Eiſenbahnamts bis Ende 1876, 77, 
683. — Die preußischen Staatseifenbabnen 
im Jahre 1875 77, 696. — Ueberſicht der 
Reichsgeſetze ac. 77, 812. — Tarifvorfchriften 
für den Giütertransport 77, 874, — Ent- 
ſcheidung des Lübecker Oberappellgerichts bez. 
der Berlin» Dresdener Eifenbabn 77, 993. 
— Fahrgeſchwindigleit der Eifenbabnzüge 
und Dampfichifie auf verichtedenen Routen 
der Erde 77, 1044. — Betriebsergebniffe, 
Kurſe und Dividenden der preuß. Eifen- 
bahnen 1855—75 77, 1073, 1077. — Das 
Werk der Tarifreform 77, 1106. — Die 
Submiffionen auf Eifenbahnichienen 77, 1119. 
— Neues Syſtem der Setundärbabnen be- 
fonders normal» und ſchmalſpuriger Eifen« 
bahnen mit Dampfbetrieb auf Straßen und 
Chauſſeen 78, 101. — Eijenbahnftatiftif für 
1876 78, 814. — Der zollpflichtige Eifen- 
bahnverfehr 80, 618. 659. 86, 20. 61. — 


Swangsvollfiredung gegen Eifenbahnen S1, | 


402, 411. — Der franzöfifhe Eiienbahn- 
ausſchuß SL, 566. — Deutfchlands Eiſen— 
bahnen 1868 bis 1881, 83, 642. — Bol‘ 
a. Zollgeſetz, Zölle, Poſt. 

Gifenzölle, ſ. Eiſen. 

Elbzoll, ſ. Stromſchifffahrt. 

Elementarſchulen, ſ. Volksſchulweſen. 

Elſaß-Lothringen. Die Wiedervereinig- 
ung mit dem deutichen Reiche (eingebende 
Mittheilung der Anfchlußverhandlungen im 
Neichstage) 71, 845— 958. Boeftellung des 
Bundes» Cherbandelsgerihts zum  oberften 
Serichtshofe ib. 959. — Beihaffung von 
Betriebsmitteln für die Eifenbabnen ın El- 
faß und Yothringen ib. 968. — Ztatiftifches 








über Elſaß und Yothringen (natürliche Bes | 
Ichaffenheit, Waſſerſtraßen, franzöfiiche Ber- 


waltung, Kreis- und Ortsbevöllerung, In— 


duftrie), von 8. Brämer 71, 969. — Die | 


Geſetzgebung vom 9, Juni 1871 bis Mitte 
ebruar 1872, 72, 559—598. — Erfter 


Bericht des MNeichsfanzlers über Gefetgeb- | 
ung und Verwaltung für 1871/72, 72, 861. | 
(Negelung der Beziehungen zu Frankreich | 


863), — Gründung der Univerfität Straß« 


burg 72, 959. — Berlängerung der Dit 
taturperiode (Geje vom 20. Jum 1872) 72, 
1291. — Die Neichs-Eifenbahnen (reids-, 
finanzredtlih) 73, 414. — Die Stell 
ung von Elſaß-Lothringen im Neihsfinanz- 
recht (P. Laband) 73, 562. — Geſetze und 
Verordnungen aus dem Berwaltungsjahr 
1872—1873, 73, 939. — Zweite Jabres- 
überficht über Die Geſetzgebung und Ber 
waltung für 1872/73, 78, 967. — Ver: 
bandlungen im Neichstage über Elſaß-Loth— 
ringiiche en in den Sefftonen 
1871—1873 74, 155, 292. — Einführ- 
ung der Neichsverfaflung 74, 294. — Die 
ftaatsrechtliche Gültigkeit der 1870/71 von der 
franzöfifchen Regierung erlaffenen Gejete 
(v. Richthofen) 74, 521. — Dritte Jahres- 
überficht iiber Gejeßgebung und Berwalt- 
ung für 1873 74, 773; Öefete und Ber: 
ordmungen bierzu ib. 810. — Yaband über 
die Sonderftellung E.“L.“'s im Reiche (Meyer) 
76, 677. — Deffeutliches Recht u. Berwalt- 
ungsgerichtsbarkeit in E.“L. (v. Stengel) 76, 
808. 897. — Entwidelung der Gefetsgebung 
bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 272. — 
Machtbefugniß des Öberpräftdenten nad 
$ 10 des Verwaltungsgefeges (v. Stengel) 
78, 113. — Yaband über das Weſen der 
reihsländifhen Gejeßgebung 78, 377. — 
Die direften Steuern in Elſaß-Lothringen 
(von Ch. Grad) 79, 114. — Gefeß betr. 
die Berfaffung und Verwaltung Elfaß-Votb- 
ringens vom 4. Juli 1879 79, 1028. — 
Eif.-Ioth. Zollmeien SO, 633. 641. 79%. 
86, 31. 232. — Die Stiftungen für das 
Arbeiterwohl im Neichslande 82, 714. — 
&. a. Arbeiterbudgets, Löhne u. ſ. mw. 


Elſaß-Lothringiſche Bejeggebung u. 


Verwaltung feit 1871. (Berichte dee 
Reichskanzlers, Gejege und Berordiungen). 
Geſetz, betr. die Berfüindung dev Geſetze u. 
Verordnungen 72, 558. 

I. Organifation der Verwaltung im Als 
gemeinen. Berichte des Neichstanzlers: 72, 
874. 78, %7. 74, 773.  Bereidigung 
der Ztaatsbeamten 72, 5ö4. Einrichtung der 
Verwaltung (Geiet dv. 30. Dez. 1871) 72, 
555. Tagegelder der Zivilbeamten 72, 5%. 
Berlängerung der Diktaturperiode 72, 1291. 
Berfahren vor den Bezirksrätben 73, 939; 
vor dem kaiſerl. Rath ib. 945. Befäbig- 
ung für den höheren Berw.-Dienft 73, 951. 
Umzugstoften der Zivilbeamten 78, 951. 
Amtl. Geichäftsiprade 78, 957. SKtreisdiref- 
toren 74, 774. 811. Nechtsverbältniffe der Be- 
amten und Lehrer 74, 813, Penſionen der 
Wittwen u. Waifen ib. 816. Kantionen der 
Beamten 74, 819. 823. Verordnung betr. 
den Landesausihuß 75, 481. 

11. Rechtspflege und —— 
Berichte des Reichskanzlers: 72, 869. 78, 
975. 74, 781. Oberfter Gerichtshof 71, 959 
72, 565. Abänderung der Gerichtaverfaflung 
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72, 566. 570. Etat der Juftizvermwaltung für 
1371/72, 72, 572, Einführung des Neichs- 
ftrafgejegbuchs 72, 573. Kompetenz d. Kriegs- 
gerichte 72, 575. Vorbereitung zum höheren 
Fuftizdienft 72, 591. Wechſelorduung und 
eher Da 72, 1318. Erforderniffe der 

erichtöjchreiber und Gerichtsvollzieher 73, 
955. Neifegebühren der Friedensrichter ib. 
957. Berfügungen zur todten Hand zc. 74, 
810. Aufhebung der Kriegsgerichte 74, 781. 
826. Notariatsordiunng 74, 828. Zwangs- 
verfauf von Liegenſchaften 74, 834. Außer: 
gerichtliche Theilungen und gerichtliche Ver— 
fäufe von Liegenſchaften 74, 843, Vormund— 
ſchaftsverwaltuug 74,847. Eheſcheidung 74, 
849. Verichollenheitserflärung 74, 850. 

111. Militär» Angelegenheiten. Berichte 
des Neichsfanzlere 72, 867. 78, 973. 74, 779. 
Duartierleiftung 72, 576. Einführung veichs- 
geſetzl. Beitimmungen 72, 576. 1329. Koften 
der Sarnijonen 72, 596. Militärerfaginftrul: 
tion 72, 868. Kriegsgerichte 74, 826. 

IV. Finanzweien, Zölle, Steuern. Ber 
richte 72, 885. 73, 992. 74, 801. Etat für 
1872 72, 564. Einführung der deutfchen 
Boll» und Steuergeiegebung 72, 578; des 
Art. 33 der R.Verf. 72, 579. Zollverlehr 
72,580. Mechielftempelftener 72, 580. Dop- 
pelbejteuerung 72, 581. Etat der Zollverwalt- 
ung 72, 581. Yandeshaushalt für 1872 72, 
1299. 1317; fir 1874 74, 858. Bumwider- 
handlungen gegen Zollgeſetze zc. 72, 1330. 
Depofitenverwaltung 73, 959. Weinftener 73, 
960. 966. Enregiftrement 73, 1001. 74, 
802, 

V. Innere Verwaltung, Polizei, Kom: 
munalangelegenheiten. Berichte des Reichs— 
fanzlers: 72, 874. 73, 967. 978. 74, 784. 
Kriegergrabftätten 72, 596. Einrichtung der 
Gendarmerie 72, 1326. Bezirks, Kreis- u. 
Gemeindevertretungen 73, 952. 953. 74, 773. 
Statiftif T4, 785. 787. Gefängnißweſen 74, 
790. 

VI. Unterrichtsweien und Kultus-Berichte 
des Neichsfanzlers 72, 882. 783, 987. 74, 795. 
Gründung der Univerfität Straßburg 72, 959, 
Geſetz betr. das Unterrichtsweſen 73,958. Aus- 
führung defjelben 74, 852. Nechtsverhältniffe 
der Lehrer 74, 813; deren Witwen und 
Waifen ib. 816, Wittwen » Beuftonen der 
Univerfität 74, 856. Nirchenverwaltung 72 
ss2. 78, 991. 74,800. Stiftungen des pro« 
teftantifchen Seminars 74, 857. 

VII Boltswirtbichaftlihde Verwaltung, 
(Forſtweſen, Bergwerke, Eifenbabnen, Bau— 
ten, Landwirthſchaft). Berichte des Reichs— 
fanzlers: 72, 879. 73, 74. Einrichtung d. 
Forftverwaltung 72,582. Etat derfelben ib. 
584, Einrichtung und BZuftändigfeit 
Bergbebörden 72, 584. Forftwejen 72, 582. 
584, 73, 1001. 74, 805. Eiſenbahnweſen 
71, 968. 72, 586. 73, 414. 74, 792. 76, 


| 
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352. 356. 377. Straßen, Wafferbauten ı. | 


961 


Kanäle 783, 983. 74, 790. Bergverwaltung 
72, 584. 73, 1004. 74, 808. Hochbauweſen 
12, 561. 587. 73, 982. 74, 792. Yandmirth- 
Schaft 73, 985. 74, 793. Poſt⸗- und Tele- 
graphenweſen 72, 587. Maß, Geld- und 
Banfweien 72, 588. 78, 984. Patentmwefen 
73, 985. 74, 793. Die Grundſteueraus— 
gleihung und das Statafterweien (Ch. Grad) 
85, 411. 

VIII. Regelung der Beziehungen zu 
Frankreich 72, 863. 73, 968. 74, 775. 
Option 72, 1293. 73, 971. 

IX. Bejeitigung der Kriegsſchäden. 72, 
865. 78, 972. 74, 778. 

Emijjtouen von 1870 --76 78, 437. 

Enguöten über Eiſen-, Baumwoll-, Tabad- 
fabrifation 2c, 80, 625, 627. 86, 18, 24. — 
Bgl. a. die betr. Gegenſtäude. 

Enteignungsreht im Großherzogthum 
Heften L. Fuld) 85, 55. — Das öffentliche 
Net bei der Enteiguung (Neumann) 86, 
357, 

Entlajfjungszengnifie, Gejegentwurf 75, 
789. 


Erbrecht, (Preisaufgabe) 74, 748. Bolfs- 
wirtbichaftl. Bemerkungen zur Reform des 
E. (von H. v. Scheel) 77, 97. — Die 
bäuerliche Erbfolge (v. Helferich) 83, 702. — 
Entwurf eines Gejeges für die bäuerliche 
Erbfolge von K. Peyrer v. Heimftätt, 84, 
482, — Reform des bäuerl. Erbrechts in 
Baden (H. Schulze) 84, 484. 

Erbſchafteſteuer (Hirth) 75, 1309. Ueber: 
tragung derjelben auf das Reich (preuß. 
Antrag) 77, 1036. Ueberſicht der in den 
deutschen Staaten bejtehenden Erbicafts- 
ftenern 79, 955. Tabelle hierzu binter 
S. 990. — Erbichaften in Frankreich 78, 260. 
— Erbſchaftsſteuer in Heffen 86, 745. 

Erfurter Barlament 71, 14. 

Erlaffe, ſ. Verordnungsrecht. 

Ermland, Biſchof von, ſ. Krementz. 

Ernteſtatiſtik, ſ. Getreide. 

Erſatzgeſchäft (Milttär-) 75, 1447. 1513. 

Erwerbsgenoſſeuſchaften, ſ. Wirth— 
ſchaftsgenoſſenſchaften. 

Etatsgeſetze, ſ. Finanzweſen, Budgetrecht 
u. ſ. w. 

Etatsüberſchreitungen 73, 337. 

Exporthaudel, dentfcher 86, 708, 

Erpropriation, f. Enteignung. 

Erterritorialität der deutſchen Landeb— 
herren (Thudichum) 85, 320. 


F. 

Fabriken, ſ. Arbeiterfrage, ſoziale Frage, 
Frauenarbeit, Kinderarbeit, Löhne, Gewerbe— 
ordnung, Unfallverſicherung ꝛc. 

Fabrikatſteuer 80, 658. 736. 

Fabrilgeſetzgebung 72, 901. 73, 1471. 
74, 432. 78, 25. ©. a. Unfallverfiherung ac. 

Fabrifinjpeltoren, preußiihe 76, 997. 
Die deutſchen Fabrikinipeftoren (Meberficht 
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von P. Dehu) SI, 153. 441. — Geſetzgeb— 
ung (Seydel) 81, 714. — Die Zukunft der 
deutichen yabrikinfpeltion CB Dehu) S2, 527. 
abrik u. Waarenzeihen 74, 305, 
achgerichte, ftändige, 73, 1546, 

Familienbudget und häuslihe Buchführ- 
ung (Hirth) 75, 907. _ 

Samilienfideilommiffe,f. Fideikommiſſe. 

Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe (Hecht) 
80, 304. (Emdemann) 81, 410. 

Fälſchung von Yebensmitteln 78, 106. 

Feſtungskommiſſion, deutiche, 72, 1579. 

Feſtungen, MNeichseigenthum an denfelben 
73, 433. — Umgeſtaltung derfelben 74, 262. 
— Garnifonen 74, 263. — Beichräntung 
des Grundeigenthums 73, 342. 74, 1066. 
Feftungsbaufonds 77, 387. 982, — lieber 
die Berechnung der Erfagfumme nach $ 35 
des Gefepes vom 21. Dez. 1871 (Regels— 
berger) 80, 241, 

Feuerverſicherung 73, 786. 77, 1117. — 
Denkſchrift zur Berftaatlihung dev Mobiltar- 
Fenerverfiherung in Preußen 86, 781, 

Fideifommiß des heſſiſchen Kurhauſes 77, 
84H, 1010. Die in den dentichen Staaten 
beftebenden gejeßlichen Beſtimmungen über 
Familienfideitommiffe (von W. Yemwis) 79, 
465. 

Finanzrecht, ſ. Finanzweien. 

Finanzweſen. Das Finanzweſen des nord— 
deutſchen Bundes (vollftändige Kodifizirung 
aller geſetzlichen Beſtimmungen und der 


Etats pro 1868 und 1869 ꝛc.) 69, 161. | 


Anhang: Die Jinanzverhältniffe dev Bundes« 
ftaaten 69, 303. — Dentichrift des fal. 
preuß. Finanzminiſters vom 18. Mat 1369, 
69, 405. — Vreußens Staatsfinanzen in 


ni 





den Jahren 1849 bis 1867, 69, 593. — 


Inſtruktion für den Bundes-Rechnuugshof 
70, 157. — Bericht des Borftaudes der 
national-liberalen Partei 70, 601. — Die 
verfaffungsmäßige Wegelung der Reichs— 
finanzen 71, 126. — Der Neichshausbalts- 
etat für 1871, nebit Einleitung 71, 689. — 
Das Finanzrecht des deutichen Neichs (von 
P. Yaband) 73, 405. (Einleitung, I. Das 
Reichsvermögen ib. 408, IT. Die Finanz- 
gewalt ib. 447, 111. Die Fiunanzwirithſchaft 
ib. 487, IV. Das Budgetrecht ib, 524.) 
— Steuerkompetenz des Reichs 74, 30. — 
Verhandlungen des Neicdhstags Über ‚Finanz: 
vorlagen 1871— 73 74, 167. 206. 274. 
Preußens Finanzlage 1873 74, 349, 


1105. — Einnahmen des Neichs 1873, 74, | 
Ztenerwerwaltung in Preußen 1870 | 


837. 


bis 1872 (Bericht des ‚zinanzminifters) 74, | 


897. — Zur Provinzial, Kreis und Kom— 
munalfinanzſtatiſtik in Preußen 75, 1261. 
— Neihshausbalt vom Jahre 1875 77,409. 
422. — Abſchluß der Reichshauptkaſſe für 
1876/77 77, 1114. — Reichshaushalt Ver— 
theilung dev Matritularbeiträge für 1878/79) 
«8, 696. — Berechnung der Matrikular— 
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beiträge fiir 1879/80 79, 891. — Spezial. 

etats des Neichshanshalts für 1879/50 80, 

1, 104. 161. — Berehuung der Matrikular- 

beiträge für 1880/51 80, 497. — Die Zölle 

und Steuern, fowie die auswärtigen Handels 

beziehungen des Neichs (v. Aufjeß) SO, 609 

fi. S6, 1— 282; f. das Negifter hierzu ©. 

275. Einfluß des Reichskanzlers auf 

die Finanzverwaltung 82, 45. — Yaband's 

Finanzrecht 82, 776. — Vgl. a. Berfaflung-, 

Schuldenweſen; Kriegsentihädigqung, Kriegs» 

foften, Kaſſenweſen, Rechnungshof, Neiervat- 

rechte, Zölle, Einfommenftener u. ſ. w. 
Fiskus des Neichs 78, 408. 74, 403. 75, 

1493. 77, 836, 

Flößerei, Abgaben von der, Aufbebungen 
in Preußen 68, 283; im nordd. Bunde 71, 
183, 380, 77,813. ©. a. Strom⸗Schifffahrt. 

flotte, j. Marine. 

Iußichifffahrt, deutiche, 75, 332. 
Flüfſe, zollpflichtiger Verkehr 80, 657. 86, 59. 
Forſtſtatiſtik, deutiche, 74, 1677. 
Fortbildungsſchnlen 78, 837. 1504. 

1543, 74, 29. 1195. — Verordnung des 

preuß. Kultusminiiters 74, 1674. 
Fraktionen des Neihstags 72, 282, 332. 

74, 143. — Bol. a. Zentrum ꝛc. 
Frankenheim, traurige Zuftände, 56, 247. 
Frankfurt a. M., ſ. Nationafverfammlung, 

Friede mit Frankreich, Fürſtenkongreß x. 
Frankreich. Notiz über den Handelsver— 

trag 68, 226. 73, 326. — Statiftif der 

Zölle und VBerbraucsftenern 68, 156 bis 

218. — Organijation der Zoll- und Hau 

delsftatiftit 7O, 410. 76, 88. — Die Ber 

failler Präliminarien und dev Frankfurter 

Friede 71, 507. — Rede des Fürſien 

Bismard über deu Frankfurter — 

ib. 876. Wirthſchaftliche Beziehungen 

zu Frankreich 71, 835. 72, 976, — Cem 

venttion vom 12, Oftober 1871, 72, 163. 

Denfichrift dazu ib. 169, Separatlon 

vention ib. 173, Nede des Fürſten Bit 

mard 176. Die Zufatfonvention vom 11. 

Dezember 1371, 72, 437. — Beziehungen 

zu Eljaß-Lorhringen 72, 863. — Tie 

Spezialfonvention v. 29. Juni 1872, 73, 

1467. — Die Drei- Milliarden-Anleibe ib. 

1476. — Die Uebereintunft v. 15. März 

1873, 78, 893. — Ordnung der Bezieb- 

ungen Elaß-Pothringens zu Frankreich 74, 

775. — Einfluß des Kriegs auf die Be 

wegung der Bevölterung 75, 626. — Fral- 

zöftiches Geſetz zum Schuß der Kinderarbeit 

76, 231. — Die franzöfiiche Rekrutenein— 

ftellung 76, 233. — Die Parifer Ommbus- 

geiellichaft 76, 234. — Die Steuern F.% 

um Jahre 1875 76, 249. — finanzielle 

Lage Frankreichs 77, 233. — Tabadınenepel 

78, 260, — Erbſchaften und Staattent- 

nahmen 78, 262. — Handelsverfehr Deuhſch 

lands mit ‚ranfrei 79, 383. 80, 576. — 

Handelsvertrag 80, 825. 86, 13. 267. — 
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Eiſenbahn-Ausſchuß 81, 566, — Stempel« 
ftenern SL, 799. — Bewegung der Bevölter- 
ung 52, 614. — S. a. Kriegsentihädigung. 

Srauenarbeit im den Fabriken 72, 901. 
73, 1471. 74, 1545. (8. Hirt) 75 43. 

S. a. Familienbudget. 

Freihäfen, j. Zollausichlüffe, Averja, Ham— 
burg, Bremen ꝛc. 

Sreihänbfer, das Programm der deutfchen, 
72, 895. 73, 840. 

Freibandel, f. Zolltarif, Zölle :c. 

Freizügigkeit. Gejeg vom 1. Nov. 1867 
nebft Erläuterungen und Ausführungsver- 
ordnungen 68, 467. 71, 408. — Die Yandes- 
verweifung im Gebiete des nordd. Bundes 
68, 923. — Berfügung betr. den Ausdrud 
„Unterfommen“ 68, 923. — Freizügigleit 
der Aerzte 68, 995. — Ausführungen von 
L. v. Rönne 71, 161; von M. Sevdel 76, 
159. — Einführung in Süddentichland 71, 
374. — Erläuterungen von 9. Ztolp 71, 
408. — Baperiiche Geſetzgebung 71, 469. 
491. — lleberficht 77,804. — ©. a. Neichs- 
angehörigfeit, joziale Frage. 

Friedensleiftungen (militärifche) 74, 1037. 
75, 1081. 

Friedensverträge. Nom Jahre 1866, 71, 
21. 34. Bom Sabre 1871, 71, 507. 876, 
72, 163. 47. 1467. ©. a. Frantreic. 

Friendly Societies in Englaud 76, 229, 

Fürſten, deutfche, Exterritorialität derjelben 
Thudihum) 85, 320. 

Fürſtenkongreß zu Frankfurt a. M. 71, 16. 

Fuhrkoſten, j. Tagegelder, 


G. 

Garantie zu Laſten des Bnudes, ſ. Schulden— 
weſen. 

Gaſteiner Konvention 71, 17. 

Gebäudeftener in Preußen 74, 901; in 
Bayern ib. 1688. 

Gebiet, ſ. Arcal. 

Geburtsregtiter, ſ. Zivilehe. — Statiſtik 
75, 1725. 76, 220. 79, 109. 

Gebühren: und Steuerweſeun (das öffent— 
liche Antereife dabei; Neumann) 86, 357. 

Gebührenordnung, j. Nedtsanmwaltsord- 
mung ꝛc. 

Gefangene, Beihäftiguug in Preußen, 76,999. 

Geiftige Getränfe, ſ. Brauntwein. 

Geiſtliche Amtepandlungen 76, 78. 

Geiſtliche, Borbildung derielben, 74, 118. 

Geiſtliches Amt, Mißbrauch desielben 
(Kanzelparagrapb) 72, 983, 


Geld, Geldwirtbichaft (Hoesler) 75, 265. 
283 ff. (Hirth) 75, 918. 1266. — S. a 


Bankweſen, Münzfrage, Papiergeld. 
Gemeindeftenern, ſ. Kommunalſteuern. 
Gemeindeverwaltung, ſ. Selbſtver— 

waltung. 

Generalzollfonierenzen des Zollvereins. 

Aufzählung derfelben 73, 125. SO, 615. 86, 

7. 28. 37, 
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Genofjjenfhbaftsweien, das, in Deutſch⸗ 
laud, Frankreich und England, von Schulze— 
Deiigih, 72, 97. — Reichsgeſetzgebung 
74, 152. 382, 77, 637. — In Bayern 76, 
894, — ©... Wirihſchafts genoffen ſchaften. 
Genußmittel, ſ. Nahrungsmittel. 
Gerichtliches Verfahren 72, 141. 73, 
345, 354. Ueberficht der bis 1877 über das 
gerichtl. Berfahren erlaffenen Reichsgejege 
und Berordiriungen 77, 828. — Vgl. auch 
Zivilprozeß, Scieds- und Handelsgerichte, 
Schöffen und Schwurgerichte zc. 
Gerihtsbarkeit, inländische, über fremde 
Staaten, Bayr. Erfenntniß 85, 325. 
Gerichtshof, oberfter des Reichs. Die Er- 
richtung des Bundes— Ober handelsgerichts 69, 


1057. 71, 297. 377. Die Fortentwickeluug 
deflelben 72, 150. Berional desjelben 7O, 


161. — Etat für 1871, 71, 722, — Thi- 


tigkeit desjelben (Kritik) 73, 352. — Dis» 
ziplinarbefuguffe desfelben 74, 407. — 


Regulativ für den Geſchäftsgang deselben 
ib, 1537. — Das jchweizerifhe Bundes» 
gericht (Landgraff) 76, 105. — ©. a. Elfaß- 
Yothringen. „ 

Gerihtsorgamifation des Reiches 71, 
85. 72, 150. 78, 348. 354. 75,420. 1533, 
— in Preußen 70, 249. — Bemerkungen 
zum Eutwurf der Berichtsverfaffung (Gorius) 
75, 97. Allgemeine Begründung zum 
1874er Entwurf 75, 169. — Schöffen- und 
Schwurgerichte 75, 239. Bemerkungen 
über das Neihsgeriht von W. Indemanu 
75, 1208. — Weichsjuftizamt 75, 1216, — 
Berlauf der Berbaudlungen 77, 646. 79, 
502. 81, 394. — llebergang von Geſchäften 
auf das Reichsgericht 81, 397. — Vgl. a. 
Juſtizgeſetzgebung, X daude logerichte Verwalt; 
ungsgerichte ꝛc. 

Gejandtigaften im Austande 70, 167, 
72, 1105. 73, 492. 74, 159. 279. so, 24, 
Bollfreiheit derjelben Ss0, 646, s6, 44. 
Das deutfche Gefandtichaitsreht (v. Zorn) 
82, 81. — ©. a. auswärtige Verhälmiſſe. 

j, Kriſis. 

Geihäftsordnung, j. Reichstag. 

Geſchichte des deutichen Bundes, des nord» 
deutſchen Bundes und des deutfchen Neiches 


71, 1-44. (3. a. Neichstag, Verfaſſung 
Zollverein xc.) 

Geſellen, j. Arbeiter. 

Geſetz, ſ. Neicherecht. 


Geſetzgeber, Begriff desſelben (Endemann) 
75, 1206. (Laband) 78, 369. 

Geſetzgebung. Ueberſicht der Gejege uud 
Verordnungen zur Ausführung des Art. 4 
der Heichsverfaffung 72, 485. — Bericht 
iiber die Geſetzgebung 1867—70 (Laster) 
0, 563; 1871—76 (Wehrenpfeunig) 77, 


257 fi. — Ueberficht aller Geſetze und Ber» 
ordnungen von 1867 bis 1877 (Harburger) 
a. Bundesgeſetze, Juſtiz— 


77, 801. — S. 
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eſetzgebung, Verfaſſung, Reichstag, Reichs- 
anzler, Zollparlament, Preußen ꝛc. 
Geſundheitsamt, Aufgaben und Ziele des- 
felben 78, 466. Etat 80, 12. 
Getreidezölle 78, 839. 80, 619. S6, 53. — 
Ernährungsbilang des deutfchen Neichs für 
1878/79 79, 462, — Ürutemengen und 
Anbauflächen 1878 79, 552. — Motive zum 
neuen Bolltarif 79, 719. — Internationale 
Statiftit 79, 1073. — Bodenbenutzung in 
Preußen 79, 1075. — Vgl. a. Bolltarif sc. 
Gewerbeanlagen (Sevdel) SL, 624. 
Gewerbegericte, f. Schiedsgerichte. 
Gewerbekammern, Organifatton und Ver: 
zeichniß derjelben 78, 925. 83, 201. 714, 
54, 294. ©. a. Handelsfammern. 
Gcewerbeordiung. Das Nothgewerbegeje 
vom 8. Juli 1868 nebft Erläuterungen und 
Ausführungsverorditungen 68, 849. — Die 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 (nebft 
Erläuterungen und alphabetifhem Sad 
vegifter) 69, 441. — Anweiſung zur Aus— 
führung derfelben in der preuß. Monardie 
69, 689. — Vorſchriften über die Priifung 
der Aerzte, Zahnärzte und Apotheker 69, 
919, — Desgl. der Seeſchiffer, Seefteuer- 
leute anf deutichen Kauffahrteiſchiffen 69, 
939. — Anmweifung der preuß. Minifter für 
Handel zc. zur Ausfiihrung des Tit. III 
der Gewerbeordnung (Gewerbebetrieb im 
Umberziebeu) 68, 9857. — Bekanntmach— 
mugen betr. ärztlihe und veterinärrärztliche 
Prüfungen 68, 99%. — Thätigfeit der 
Reichsgewalt für die Ordnung des Gewerbe: 
betriebes 71, 194. — Das baveriiche Ge— 
werbegeieg 71, 469. — Einführung der 
dentichen Gewerbeordnung in Bayern 78, 
759, — Materialien zur Reform der Ge- 
werbeordnung 73, 1471. 74, 425. 1196. 


— Entwurf eines Gefjeßes, betr. Abände- | 


rung einiger Beſtimmungen der Gewerbe 
ordnung 74, 1219. Verhandlungen des 
Neihstags darüber ib. 1233. Kommiſſions— 
bericht darüber ib. 1317. — Fragen zur 
Eunguöte iiber das Gewerbewefen 75, 910. 
— Berbandlungen 1874, 75, 1199. — 
Die Geſetzgebung 1871— 76 (Wehrenpfennig) 
17,287; — (Endemanu) 77,643. — lieber: 
fiht der Geſetze zc. bis 1877 77, 805. — 
Der Geſetzentwurf der ſozialdemokratiſchen 
Fraktion 77,885. — Neferate von Schmoller 
und Dannenberg vom Werein fir Sozial 
politit 78, 129. — Das Gewerbepolizeirecht 
nach der Reichsgewerbeordnung (M. Seydel); 
Inhaltsüberſicht 78, 952, SL, 569. — Ge— 
fe betr. Abänderung der Gewerbeordnung 
vom 17. Juli 1878 78, 953. 79, 534. — 
Die en Denkſchrift 79, 570. — 
Zur Neform der Innungen SL, 171. 600, 
Wortlaut der Gem.-Drd. nach dem Stande 
von 1880 81, 724. — Der Betrieb Tonzef- 
fionspflicht. Gewerbe durch jurist. Berfonen 
Seydel) 82, 620. — Das Normal-Innungs— 


— — — — — Pu 








ftatut 82, 644, — ©. a. Arbeiterfrage, Kon: 
traktbruch, Fabrikarbeiter, Gemerbeftatiftif, 
Schauſtellungen, Straßenmuſik, ſoziale 
Frage ꝛc. 

Gewerbepolizeirecht des Reichs (M. 
Seydel) 78, 529, 929, 952. — Nene Be— 
arbeitung des ganzen Gebietes (Seydel) 81, 
569. Alphabet. Regiſter hierzu 81, 719. 

Gewerbeſchulen (Hirth) 77, 793. 

Gewerbeftatiftil, Grundzüge zur Organi- 
fation derfelben 70, 58. — Die deutichen 
Gewerbe und ihre ftatiftiiche Darftellung 
72, 363. Spftematifche Ueberficht der Ge— 
werbe ib. 391. — Die Bedeutung der Ge 
werbeftatiftit (Engel) 76, 101. gebniſſe 
der Gewerbezählung in Preußen v. 1. De. 
1875 77, 987. — Die Theilung der Arbeit 
im preuß. Staate (Engel) 77, 1120. — 
Bemerkungen über die preuß, Gewerbe 
zählung (Samter) 78, 209. (Auffeß) SO, 757. 
— Verhältniß der felbftändigen Gewerbe 
treibenden zu den Arbeitnehmern im Klein 
gewerbe in Preußen 86, 950. 

Gewerbefteuer 74, 905. 999. 1690. 75, 
129, 76, 400, 69. 77, 241. S. a. Steuern. 

Gewichte, f. Maß- und —— 

Gewinunbetheiligung der Arbeiter 82, 
753. 

Gleichheit, wirthichaftliche (Hirth) 75, 1276. 

Goldwährung, j. Münzfrage. 

Getbaer Bertrag vom 15. Juli 1851 
nebſt jpäteren Berabredungen 68, 478. An 
wendung desfelben in Bayern 71, 366. 472. 

Gotthardbahn. Deukichriit am den Bun- 
desrath und Neichstag 70, 457. Neide- 
finanzrechtliches darüber 73, 443. 

Grenzaufſichtsbeamte 89, 678, 749. 732. 

Griechenland, Handelsverträge 80, 616. 

Großbritannien. Statiftif der Zölle und 
Berbranchsjtenern 68, 155—218. 79, 571. 
DOrganifation der Handelsftatiftit 70, 407. — 
Handelsvertrag mit — 73, 320, 80, 819. 
S6, 9. 14. 259. — Stempelſteuern S1, 803. 

Großinduftrie, f. Fnduftrie. 

Großjährigkeit, Reichsgeſetz 75, 1185. 

Gründungswejen, fiehe Aktiengejellicaften, 
Krifis ꝛc. 

Grundbefit, die drei Fragen desfelben umd 
feiner Zukunft, von L. v. Stein (beipr. v. 
Stengel) 82, TO, 

Grundeigenthum, ſ. Feſtungen. 

Grundrechte, Aufnahme — in die 
Bundesverfaſſung 70, 750. 71, 50. 329. 
74, 146. 

Grumdftener in Preußen 74, 897; 79, 99. 
81, 95. in Bayern 79, 1682. — Grumd- 
ftenerausgleihung u. Kataſterweſen in Eljaf- 
Lothringen (Ch. Grad) 85, 471. 

Guinea, f. Schutsgebiete. 

Güterumlauf (Noesler) 75, 263. ©. a. 
Arbeit, Produktion, Preisbildung, Wertb. 
Gymnasien, Maturitätszeugnifie 74, 1671. 

16, 765. 


über die Jahrgänge 1868—1886 der „Annalen“. 


9. 
Hafenregulative, Normativbeftimmungen | 


für die, 72, 1507. 78, 168. 80, 661. 86, 63. 
Haftpflichtgefeg 7, 150. 81, 413, 
Hagelverfiderung (Bayrifcher Entwurf) 

8, 587, 


Hagelwetter und Hagelihäden in Preußen 


1893/84 85, 843. 


Hamburg. | 
68, 1075. — Anſchluß an den Zollverein | 
68, 1112. — DOrganifation der Handels- 


ftatiftif 7O, 407. — Die Hamburger Ein— 
fommenfteuer 74, 101. 75, 335. 79, 600. 
80, 568. 589. 81, 336. — Gewerbefleih 
78, 110, — Hauptfieuerant 50, 663. 748, 
86, 177. — Hamburgs Derluakußellung | 
und Zollanſchluß (H. A. Bued) 81, 314. 
(Aufſeß) 86, 23. 32. — Altenftüde betr. 
den Zollanſchluß SL, 489, 516. — Bgl. a. 
Preiſe, Zollausichlüffe, Auswanderung x. 

Handel, 
1870, 71, 549. 833. im Jahre 1871, 72, 
971. — Der deutiche Handel in feiner Ent» 
widelung und Organiſation (Schönborn) 
S6, 683. — ©. a. Berlin, Zölle, Handels- 
ſtatiſtik ac. 

Handelsamt des Reichs S6, 716. 

Handelsbilanz, dentiche (Naife) 75, 605. 
— Tabellen über 1872/73, 75, 685. 
Bemerkungen über die ⸗*. Deutichlands 
(Ad. Soetbeer) 75, 731. ©. Handelsftatiftif. 

Handels- und Zollverträge, j. unter 
den betr. Staaten, mit denen dieſe Berträge 
abgeichloffen wurden. Bal. 
68, 230. 70, 732. iR 921. 
812, 86, 250. 
tragsredit. 

Handelsgeridhte. Beihluß des Handels- 
tags 1868, 68, 977. — Die Errichtung eines 
oberften Bundes: Gerichtshofs für Handels— 
fachen 69, 1057. 
Handelsgerichte (aus dem 1874er Entwurf) 
75, 199. — Bol. aud Gerichtshof, Han» 
delsrecht. 

Handelskammern. Organiſation und Ver— 
zeichniß derſelben 78, 78, 925. Die Be— 
ſtimmungen über die Handels- und Ge— 
werbelammern in den deutſchen Bundes— 
ftaaten 83, 201, 714.8, 294. — ©. a. 
Handel, Handelstag. 

Handelsmarine des Reiches, Einbeitlichkeit 
derjelben 71, 179. S. a. Konfulatweien, 
insbefondere die Dienftinftruftion für die 
Konfuln 71, 607. — Geſetz, betr. die Na- 
tionalität der Kauffahrteiſchiffe 71, 657. 
Die Nechtsverhältniffe der deutfchen Handels» 
marine (J. Neit) 74, 50. 
der Kauffahrteiichiffe 74, 306. 
dentihe Handelsflotte 1874, 75, 


73, 311. 


381. — Die 
1709. 


Beftand im Jahre 1875, 76, 216, — S. a. 
Konfulatwejen, Schiffsunfälle ꝛc. — 
mujternng von Vollmatroſen und 
jungen 85, 844, 


Schifis- 





die Ueberficht | 
so, 
. a. Bollverein zc., Ber: | 


— Die Organifation der | 


Handels« und Berfebrsftatiftik 


Induſtrie und Berfehr im Jahre | 











— Negiftrirung | 


Anz | 


— — A BR. . 
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Handelspolitif, j. Handel, Zölle, Zolltarif, 
Zollverein, Handefsftariftif x. 


Handelsregifter ın Bayern 76, 894. 
S. a. Handelsgerichte. 


Handelsrecht. Die Einführung der allgem. 
deutschen Wechjelorduung, der Nürnberger 
Novellen und des allgem. deutichen Handels- 
else als Bundesgejege 69, 1047. — 

inführung im Silddeutichland 71, 375. 
Eutmwidelung des Handelsrechts bis Ende 
1871, 72, 125. — Zukunft desjelben (Ende- 
manı) 74, af (Zuftizausfchuß) ib. 1370. 

Bol. Haudelsgerichte, Berfaflung, 
Attiengefellfchaften, Schanfgemwerbe ꝛc. 


Handelsftatijtil. Zur Piteratur derfelben 
68, 239. — Bon Hamburg 68, 1075. — 
Beiträge e zu einer deutſchen Handelsftatiftit 
(vom Herausgeber) 69, 67. — Bon Berlin 
69, 423. 70, 437. — Grundzüge zur Or— 
ganifation der Handelsftatiftit des Zollvereins 
70, 65. — Die Methoden der Zoll» und 
Handelsftatiftit in Gngland, Frankreich, 
Holland, Hamburg, Bremen uud im Zoll⸗ 
verein (vom Herausgeber) 70, 407. 

Thejen zur Reform der Handelsitatiftik des 
Bollvereins 70, 433. — Werthbetrag der 
Waareneinfuhr in Hamburg und Bremen 
1851—69, 70, 621. Deutſche Handels- 
ftatiftif pro 1872/73, 75, 685. 731. — Die 
deutſche Handelsbilauz (Soetbeer) 75, 731. 
— Spezialhandel Frankreichs mit Deutſch— 
land ib. 943, — Bremens Waareneinfuhr 
1874, 75, 1388. — Die franzöftihe Kom— 
miſſion des valeurs 76, 85. — Werth der 
Waarenausfuhr Dentichlands au Ganzfabri- 
faten 1868 —75, 77, 343. — Handelsver- 
febr zwilchen Deutfchland und Frankreich im 
Jahre 1875 77, 531. — Eins und Aus— 
fubr von Halb- u. Ganzfabrifaten 1875/76 
77, 1051. — Ueber die ftatijtiiche Gebühr 
bei der Waaren-Ein- und Ausfuhr 78, 526. 
— Ausweife für Januar u. Februar 1878 
78, 666. — Augeblie Zunahmen des eng- 
lichen Erports nah Deutſchland 78, 837. 
Deutfhlandse Waaren-Ein- und Ausfuhr 
1854—77 78, 902. 964. — Ein- und Aus- 
fuhr der wichtigeren Artifel 1877 und 1878 
79, 421; Nachtrag 679. — Deutihe Haus 
delsbilanz für 1877 79, 657. — Werth der 
Ein- und Ausfuhr 1876/78 79, 904. — 
erh mit Frankreich 79, 383. — 

eutſche Handelsbilanz für 1879 81, 249. 
Ein» und Ausfuhr in den Fahren 1872 - 
1879 81, 276, — Ein und Ausfuhr wid 
tiger Artikel in 1880 SL, 284. Neform der 
Handelsjtatiftit vom 1. Jau. 1880 81, 279. 
— Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 1881 
s2, 565. — Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 
1882 83, 107. — Bremens Handels umd 
Scifffahrtsverfehr 1882 83, 390. — Deut- 
jhe Ein- und Ausfuhr, 1883 (Hauptergeb- 
niſſe) 84, 447, (Speztalüberfiht) ib. 523. 
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Der auswärtige 


fuhr im Fahre 1854, SS, 772. 775. — 
Ein» und Ausfuhr im Jahre 1885, 86, 
881. — Bgl. a. Preife, Werthberehnung, 
Statiftit, Zölle xc. 

Handelsſyſtem des Neiches, |. Zölle, Zoll 
tarif, Zollverein, Handelsftatiftil zc. 

Handelstag, deutiher. Statut und Be- 
ichlüffe desfelben im Oftober 1868, 68, 971. 
— Statut vom Jahre 1874 78, 89. — 


Geihäftsordnung 78, 91. — Wirlfamteit 
bis 1877 78, 93. — (Bgl. die Denkichriften 


des Handelstags bei den betr. Materien.) 
Handelsverträge, internationale 79, 562. 
80, 812. 250. (&. a. die betr. Fänder.) 


andwerf, moderne Arten desjelben, 77, 787. 


Sandwerlerfammern 74, 1195. _ 
J—— Die hauptſächlichſten Staate- 


einfünfte des ehem. Königreichs 9.69, 619. 


Verhältniß zum Zollverein S0, 615. 618. 

86, 11. — ©, a, Preußen. 
de im Neiche 78, 69. 
Hausbalts-Etat, f. Finanzweſen. 


Dausbaltungsbudgets (Dehn) 79, 100, | 


80, 581, 843. 81, 540. 82, 163, Ars 
beiterbudgers, Buchführung ꝛc. 

Hausimnduftrie, die, im deutſchen Reiche. 
Bon W. Stieda 84, 1—11. 

Hanfirhandel 81, 665. ©. a. Gewerbeord- 
nung. 

Heilgewerbe 78, 607. 

Deimatsredt \ 

Heimatsmwejen J 

Heere, deutjche, Kriegsftärte 1870/71, 72, 928, 

Heeresformation, ſ. Miltärverwaltung. 

Herz, Interpellation betr. das Unfehlbarteits- 
dogma ꝛc. 72, 8. 

Hefien. Vertrag mit dem nordd. Bande, 
die Befteuerung des Branntweins u. Biers 
betreffend, vom 9. April 1868 68, 725. — 
Organifation und Perſonalien der oberen 
Behörden 70, 283, — Beitritt zum deutfchen 
Bund 70, 768, zur Bındesverfaffung 70, 


771. 71, 37. — Aufrecht erhaltene Ber | 


ftimmungen des Bertrags vom 15. Nov. 
1870 71, 359. Einführung norddeutſcher 
Bundesgejege ib. 389. — Militärfonvention 
mit Preußen 72, 57. — Steuerreform 77, 
538. — Erbichaftsftener 86, 745. — Bol. a. 
Zollverein, Vollszählung, Areal, Enteigr 
nungsrecht ꝛc. 

Heffifhes Kurhaus, f. Fideikommiß. 

Heuervertrag 74, 65. 

Hirtenbrief, Fuldaer, vom 11. April 1872 
72, 933, 

Holzinduftrie 72, 
Ausfuhr 76, 223. 


398. HolpEin- und 


Hopfen (Frodultion u. Verbrauch) 75, 1732, | 
Hülfskaſſen (Arbeiter) 73, 1529. 74, 822, | 


Geſetzentwurf des Neichsfanzleramts 75, 873. 
— Statiſtik (Preußen) 75, 1722, 77, 544. 
643. — Der forporative Hülfsfeffenzwang 


Alpbabetiiches Gefammt-Regifter 


Handel Englands und | 
Deutichlands 85, 342. — Ein und Aus- 
ı Hüttenwerte, f. Eifen. 





j. Unterftütungswohnftg. | 














s2, 602. — Arbeiterhülfskaſſen in Elſaß— 
Yothringen 82, 723. 


Hygieine, ſ. Cholera. 
ypothetenbanken, ſ. Bodenkredit. 


J. 


Japan, Handelsverträge 80, 631. 823. 86, 


14. 264. 
Smpfgejet 75, 1173. 81, 435. 
Indigenat, f. Freizügigkeit, Reichs- und 
Staatsangehörigkeit, Rechtshülfe zc. 
Juduſtrie. Die Lebensbedingungen der deut. 
fhen Imduftrie ſouſt und jest (Hirth) 77, 
777. — Die deutfche Induſtrie und die 
Neichsregierung 77, 1032. — Umfang der 
Großinduftrie im deutschen Reiche 82, 605, 
— ©, a. Arbeiterfrage, Löhne, Fabriken, 
Gewerbe, Handel, Handelsftatiftif, Hausin- 
duftrie, Baumwollinduſtrie, Elſaß Lothringenzc. 
Infanterie, ſ. Militärverwaltung. 
Inhaberpapiere 72, 138. 73, 342. 


Innungen, gewerblide, |. Gewerbeordnung. 


Fnterejfenvertretung, wirthichaftlide 83, 
553. 

Interpretation, ſ. Motive. 

Invalidenfonds des Reichs 74, 257. 5, 


88. 77, 316. 883. 391. 979. — ©. a. 
‘Benfionen. 
Juvalidenftiftung, Deutihe, 71, 1035. 


S. a. Penſionen. 

Irrenanſtalten in Preußen 78, 443. 

Ftalien, Handelövertrag 73, 321. 80. 820. 
S6, 14. 22. 26. 259. — Ötempelfteuern 
S1, S08. 

Jefſniten, Petitionen im Reichstage 72, 1121. 
74, 230. Das Gneiſt'ſche Referat 72, 1121. 
Das Verbot des Ordens ib, 1171. Zur 
Ausführung ib, 1233. 71, 230. 

Jungholz, öfterr. Gemeinde 634. 786. 79. 

Jura singulorum, f. NReiervatrecte. 


Juſtizkommiſſſion des Neichstags 75, 1202. 


Fuftizgefeßgebung. Die J. Des nord 
deutihen Bundes von Dr. W. Endemann 
69, 1. — Ueberſicht der Thätigleit der Ju— 
ftizgejeßgebung im nordd. Bunde im Jahre 
1869, von Dr. W. Endemann, 70, 5. — 
Die Gerichtsorganifation des Reichs 71, 85. 
— lleberficht der Reichs-Juſtizgeſetzgebung 
71, 212. — Entwidelung der Juſtizgeſetz— 
gebung und Nechtspflege bie Ende 1871 
(von Dr. W. Endemann) 72, 113. — Br 
richt W. Endemann’s für das Jahr 1872 
73, 331; für das Jahr 1873 74, 379; für 
das Jahr 1874, 75, 1171; für 1875/76 
77, 631; für die Jahre 1877 und 1878 
79, 501; fir die Jahre 1879 m. 1880 81, 
394. — Die ie Gejegentwürfe vom 
Jahre 1874 (Endemann) 75, 1201. — Die 
Nechtseinheit (Wehrenpfennig) 77, 274. — 
Anſprache des nationalliberalen Zentral 
fomitös 77, 444. — Nüchterne Berradt- 
ungen ber die 18 Punkte des Kompromiſſes 





(3. Völl) 77, 450. — Bericht von W. Ende- 
manı 77, 647. — Die Aufgaben des 


Neihsjuftizamts 77, 680. — ©. a. Nedts- 
billfe, Zivilprozeß, Zivilrecht, Strafrecht, 
Finanzrecht ac. 

K. 


Kadettenanſtalten 74, 218. 264. 

Kaffee. Ueberſicht der Preiſe, des Verbrauchs 
und des Zolles von Kaffee 1847 bis 69, 
70, 351; fiir 1847/77 79, 804. Bal. a. 
Zölle, Zolltarif ꝛc. ö 

Katjer, deutſcher, 70, 764. Anſprache an 
das deutſche Bolt 0, 770, Berfaffungs 
mäßige Nechte und Pflichten 71, 87. 104, 
235. 72, 434. 76, 666. 78, 37 Seine 
Srelung in Elſaß-Lothringen 71, 847, 920. 
— Bol. a. Verfaflung, Verordnungsrecht, 
Bundesſtaat, Heichsfanzler, Reichstag ꝛc. 

Kamerun, ſ. Schutzgebiete. 

Kanalſchifffahrt, deutſche, 75, 332. SO. 646. 
S6, 44 

Kanzelparagrapb, j. Strafgefetsbud. 

Kapıtal (Begriff) bei Noesler 75, 33. 396, 

S. a. Werth, Einfommen. 

Kapitalrentenfteuer (Bayern) 74, 

Karujjelbejiger, ſ. Schauftellungen. 

Kaſſenſcheine, ſ. Papiergeld, Wechiel. 

Kaſſenweſen. Neichslafle und Pandesfaflen 
72, 1481. — Das Abrechnungsweſen der 
Zoll- und Steuerverwaltung (v. Auffeß) 78, 
262. 80, 774. S6, 44. 176. 203. 223. — 
S. a. Finanzweſen. 

Kathederſocialismus 

Katholiſche Kirche, ſ. 
ſuiten, Orden u. ſ. w. 

Kauffähigkeit, ſ. Einlommen. 

Kauffahrteiſchiffe, ſ. Handelsmarine, Kon— 
ſulatweſen. 

Kautionen 73, 440. Das Geſetz vom 2. 
Juni 1869 76, 341. Sonſtige auf das 
Kautionsweſen der Neichsbeamten bez. Be- 
ftummungen ib. 344. 347. 350. 352. 357. 
368. 375. 387 

Kinderarbeit in Kabrifen 73, 1471. 74, 
S. a. Gewerbeordnung, Arbeiter ac. 1545, 
80, 969. Franzöſiſches Geſetz 76, 231. 

Kirche, Berbältmß des Staats zur, I. 
fehlbarteit, Jeſuiten, Strafgejet, 
jiht, Namszanowslt zc. 

Kirhlich-politiihe Geſetzgebung (preuß. 
Maigeſetze) 74, 117. - Geſchichte der bez. 
Reichsgeſetzgebung 74, 187. 228. Die preuß. 
Geſetze vom Mat 1874 ib. 1151. 1578, 
Reichsgeſetz betr. Ausübung von Kirchen— 
Ämtern ib. 1576. 75, 1174. Defterreichtiche 
Kirchengejeße 74, 1584. — Geſetzgebung 
im Reichstag und preuß. Landtag (Wehren 
pfennig) 77, 297. — Borw’s „Eirchenftaats- 


1703. 


73, 851. 
Unfehlbarkeit, Je— 


Un: 
Schulauf—⸗ 


rechtliche Geſetze“ 77, 349. — ©. auch Zivil. 
ehe, Schulaufficht > 


J 
c. 





Kongregation, ſ. 
Konkursord 


Kouſulatweſen. 


Kirchenkolleltenweſen in Preußen 76, 77. 
Kirhenftaat. Handels- und Schifffahrtsver- 
trag mit dem 8. 68, 675. 
Kirchenverfaſſung, evangeliihe (Wehren- 
pfennig) 77, 304. 
Ringe, öffentlihe,, im 
Yeutbold) 84, 378, 
Klajjenfteuer, ſ. Einfommenfteuer. 
Klauenſeuche, j. Beterinärpolizei. 
Knappihbaftsvereine in Preußen 76, 989. 
S2, 610. 
REALItInnE freibeit 68, 861. 872. 69, 475. 
5. a. Arbeiterfrage, Koncraftbruch ic. 


Koblenz, Kommunalfteuern, 76, 91. 

Koburg-Gotha. Reſſorwerhältniſſe der Be- 
börden 70, 678. 

Kommunalſtenern. Im Reg.Bez. Koblenz 
76, 91. — Theſen und Reſolutionen vom 
Verein für Soz ialpolitit 78, 248. — Statiftif 
der Gemeindeabgaben in Preußen 78, 265. 
— Die finanzielle Bedrängniß der preuf. 
Kommunalverbände 82, 608. — Die Finanz— 
lage der preuß. Gemeinden 84, 320. 564. 
644, 

Kommunismus 75, 23, 1280. 

Kompetenz des Neiches und Die Ermeiter- 
ung derjelben 71, 62. 74, 193. 240. 310. 
412. — ©. a. Verfaffung, Juſtizgeſetzgeb⸗ 
ung, Nejervatrechte, Schulwejen, Finanz- 
weien ac. 

Konfejfionen, Gleichberechtigung derjelben 
in ftaatsbürgerlicher Beziehung 71, 169. 
Einfluß der Konfeiiton bei den Wahlen 78, 
338. 359. 1018. Konf. in Preußen 75, 634. 

Orden. 

978. 72, 149. 75. 


Berwaltungsrechte 


507. — 


nung 68, 
1220. 81, 405. 

Verzeihniß der nordd. 
Konjuln im Sabre 1870 70, 170. — Eins» 
beitliches Neichs-Stonjulatweien 7 , 183. — 
Abänderung des Geſetzes vom 8. Nov. 1867 
7 ; 876. - Allgemeine Dienftinftruftion 
für die Konſuln des deutihen Reichs (vom 
6. Inni 1871) enthaltend alle bez. geſetz— 
lichen und Bermwaltungsvorferiften 71, 595. 


Etat für das Konſulatweſen 69, 171. 
71, 719, — Verzeichniß der SKonjulate 
(Januar 1872) 2, 457. Alpbabetiiches 
Ortsregifter dazıı 72, 481. — Juſtruktion 


vom 1. Mai 1872, betr. den Schug im 
türfifchen Reihe, China und Japan 72, 
1263. — Geſetz, betr. die Gebühren und 
Koften bei den Konfulaten 72, 1268. 74, 
281. Die Koniularve erträge des deutſchen 
Reichs von J. Reitz, 72, 1281. Orgaui— 
ſation der Bundeskonſulate 74, 70. — Kon— 
ſulargerichtsbarkeit in Egypten 75, 1176. 
77, 636. — Ueberſicht ſaͤmmtl. Geſetze xxc. 
77, 809. Konfnlatsetat SO. 26. — Kon— 
fularverträge 80, 827. 86, 271. — Das 
Geſetz vom 10, Juli 1879 über Konjular- 
gerichtsbarkeit S1, 400. — Das deutjche 
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Konfularreht (Ph. Zorn) 82, 409—483. — 
S. a. Gefandiichaften, Handelsmarine ꝛc. 

Konjumtion (Roesler) 75, 283, (Birth) ib. 
1269. 

Konfumpereine in Elfaß-Fothringen 82, 
745. — ©. a, Genoffenichaftswejen, Wirth: 
ſchaftsgeuoſſenſchaften zc. 

Kontingentsherrlichkeit 80, 343. 

Kontraftbruch der Arbeiter 73, 1494. 1514. 
1528. 1541. 1547. — Verhandlungen im 
Reichstag 74, 323. — Ausführungen W. 
Endemann’s 74, 410. — Gutachten der 
Leipziger Handelsfammer ib. 427. — Ger 
jegentwurf, Verhandlungen u. Kommiffions- 
bericht ib. 1219. 1233. 1340, — ©. a. 
Arbeitsvertrag. 

Kontrole des Bundesfinanzweiens 69, — 
71, 146. 689, 73, 552. 74, 99. — S. a. 
Zollbehorden, Necuungshef xC. 

Konzefiionspflichtige Gewerbe, Betrieb 
derjelbei, 32,620. ©. a. Gewerbeordnung x. 

Krantenpflege, ſ. Unterftügungsmohnfig. 

Kranfenverfiherung der Arbeiter. Ge— 
jeg- Entwurf vom Aprit 1882 83, 223, 
Reichsgeſetz vom 15. Juni 1883, 84, 728. — 
Statutenentwürfe für Orts- und Betriebs: 
trankenkaſſen 84, 750. Statiftit über den 
gegenwärtigen Bejtand 85, 418. 


Kredit (Bollew. Wejen und Bedeutung 
Noester) 75, 371. Kreditanftalten und 
Vereine ib. 379. Kredit für Zölle umd 
Steuern SO, 649. 775. 86, 48. 203. 209. 
©. a. Zahlungsverfabren. 

Kredite, j. Zoll- und Steuerkredite. 

Kreditlager 80, 664. 

Kreditregulative s0, 776, 

Kreisordu ung, die neue preußische. Geſetz 


vom 13. Dez. 1871 nebſt amtlihen In— 
ftruftionen und erläutender Ueberſicht 783, 
1271— 1456. 2. a. Provinzialorbnung. 
Krementz, Bilchof von Ermland, 72, 1246, 
Kriegsentihädigung, die franzöfiche, 
ihre Berwendung und Bertbeilung 72, 1417. 
73, 417. 889. 74. 171. 217. 286. Denk— 
jchrift vom Februar 1874 74, 749. 
Einfluß der 5 Milliarden auf die deutiche 
Vollowirthſchaft Naſſe 75. 606. (Hirth) 924. 
77, 192. — Die Milliarden und ihre Ver— 
wenedung (Wehrenpfennig) 77, 260. 265, 
Amtliche Ueberſicht des Standes pro 


— 


1877/78 77, 761; amtliche Ueberſicht vom 


März 1870 79, 1034. Nachweiſung der 


Ausgaben bis 1878 79, 1042, ©. a. 
Kriegstoften. 
Kriegstoften. Denkichrift über die Aus- 


führumg der den Geldbedarf für die Krieg- 
führung (pro 1870/71) betr. Gejete 72, 
1371. Tabellariiche Ueberſicht der Kriegs- 
foften ib. 1399. 3. auch Frankreich, 
Schuldenweſen, Kriegse nichäbigung. 
Kriegsleiftungen 74, 406, 1050. 75, 1200. 
717,645. S. a. Kriegsentichädigung. 
Kriegsminiſterium, |. Kriegsweſen. 





Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


Kriegsſchatz des Reiches 73, 415. 469. 
74, 169. 77, 986. 

Kriegsweſen des Neiches, verfaf; ungsmäßige 
Orduung desjelben 71, 99,351. Ergänzende 
Beftimmungen der Berträge mit den Süd» 
ftaaten 71, 369. 72, 57, 1557. Die 
Bräfenzftärfe und die Militirausgaben 12 

426. — Die deutſchen Militärgejege (Ueber: 
fiht 72, 498. — Das Pauſchquautum für 
1872—74, 73, 2. — Die Nachläſſe an den 
Militärausgaben 73, 17. — Etatsftärfe und 
Formation des Neichsheeree für das Jahr 
1873, 73, 21. Die proviforiiche Neu— 
formation der Artillerie 73, 32. — Der 
Hauptetat für 1873 78, 36. — Das Ertra- 
erdinarium von 1851 — 1873 73, 49. — 
Militärausgaben neben dem Pauſchaletat 
78, 69. Gelbverpflegung im Frieden 
73, 73. Bejoldungsverbefjerungen für 
Offiziere 78, 76; für Beamte 73, 80. — 
Geldverpfleguug je eines Infauterie-, Ka— 
vallerie- und Artillerie-Regiments 73, 84. 
— Naturalverpflegung im Frieden 78, 87. 
— Eigene Einnahmen der Militärverwalt- 
ung 73, 90. Friedensdislokation des 
deutfchen Heeres mit Angabe der Bataillons- 
Standquartiere zc. 73, 91. 95. — Reichs- 
eigenthum in der Militärverwaltung 73, 
429. — Der Entwurf eines Neichsmilitär- 

efetes vom Mai 1873 78, 1549. — Ver: 
et des Reichstags über den Militär- 

etat in den Jahren 1871 — 1873 74, 173. 
264. — Die Organijation bes preußischen 
Kriegsminifteriums 74, 487. en 
ung der Armeekorpsbezirke 14,5 500. — Die 
preußiichen Offiziers-Ehrengerichte ib. 1303. 
— Entwurf eines Reih&-Militärgeietes 73, 
1449. — Das Kriegsweien des deutihen 
Reichs, rechtswiſſenſchaftlich dargeftellt von 
M. Seydel, Inbalt 75 ©. 1393. — Er— 
gebniffe des Militär-Erſatzgeſchäfts 1871/74, 
75, 1513. — Nautionsweien 76, 347. — 
Ueberficht der auf Widerruf anzuftellenden 
Beamten ib. 353. — Entwidlung der Ge- 
feßgebung 1871—76 (Wehrenpfennig) 77, 
268. — lleberficht ſämmtl. Gefege u. Ver- 
ordnungen 77, 833. Etat fiir die Bermalt- 
ung des Reichsheers 1879/80 SO, 47. 104, 
161. — Schulbildung der Rekruten SO, 238. 
— Das Kriegsweſen in Laband's Reichs-— 
jiaatsreht (Meyer) 80, 337. — Die Mari» 
routen für Kriegs sperhältniffe 82, 668, 

Krifis, vollswirtbichaftliche, in Deutfchland. 
Ein franz. Urtheil 76, 95. — Amerikaniſche 
Seichäftstriien 76, 235, — Unſere volfs» 
wirtbfchaftliche Kriſis (Hirth) 77, 187. 
(Wehrenpfennig) 77, 319. Franzöſiſche 
Stimmen über die Krifis in Deutfchland 77, 
346. S. a. Juduſtrie, triegsentihädigung zc. 

Kulturkampf (MWebreupfennig) 77, 297. 

Kulturpolizei und Nechtsgleichheit (vom 
Herausgeber) 73, 796. 823, — ©. auch 
Bolfsbildung. 


—— 


— 


Kulturzuftände (Frantenheim) 76, 247, 
Kunftbandmwert, j. Handwerk. 


e. 


Laband's „Reichsſtaatsrecht“ (beſprochen von 
Meyer) 76, 656. 78, 369. 80, 337. 82, 771. 

Ladungsverzeichnifie 70,419. — Bal. a. 
Zollgeſetz, Eiſenbahnen zc. 

Lager Gollamtliche) 86, 66 ff. 

Land, Stadt und, 74, 17. 76. 239. 78, 73. 

Landesverordnungen zu Neichsgejegen 
(Seydel) 74, 1148. 76, 11. 

Landeskaſſen, ſ. Kaffenmweien. 

Laudesverweiſung, ſ. Freizügigleit, Gothaer 
Vertrag. 

Landſturmgeſetz 75, 655. 

Landtage der Bundesſtaaten, Berathungen 
über die Bundesverfaſſung 71, 29. 41. 
Gleichzeitiges Tagen mit dem Neichstage 
74, 202. 251. 

Landwehr, j. Wehrpflicht. 

Landwirthſchaft, j. Arbeitgeber, Land, Ge- 
treide, Zölle ꝛc. 

Lauenburg. Bundesftaatlihe Stellung des- 
felben 71, 52. 709. SO, 622. 792. 86, 15. 
Behördenorganilation 70, 256. 

Lebensmittelverfälichung (Bresgen) 78, 
106, 


Lebensverſicherung, ſ. Berfiherungsweien. | 


Lehranſtalten, ſ. 
willige. 

Lehrlingsirage 77, 790. 78, 25. 81, 715. 
— ©. a. Gewerbeordnung, Arbeiterfrage, 
Entlaffungszeugnifie. 

Liberalismus, Einfluß desjelben auf die 
Geſetzgebung 77, 259. 

Liberia, Handelsvertrag 73, 322, SO, 821. 
S6, 261. 

Lippe-Detmold. Reſſortverhältniſſe der Be- 
börden 70, 693. Berfallungszuftände 74,320. 

Literatur, j. Stein, Yaband, Zölle xc. 

Löhne. Die Beichlagnahme der Yöhne (Er- 
läuterungen zum Geſetz vom 21. Juni 1869) 
69, 1069. — Taglohnſätze für Ländliche 
Arbeiter in Deutichland 75, 629. — Yöhne 
in Württemberg ib. 633, — Yöhne in El— 
faß-Fothringen (Grad) 77, 772. — !. für 
weibl. Haudarbeiter im landwirtbichaftlichen 
Gewerbe des deutichen Neichs (v. d. Colt) 
77, 863. — Die Gefindelöhne im land» 
wirtbichaftl. Gewerbe des deutichen Reichs 
(v. d. Goltz) ib. 897. — Arbeitslöhne in 
den Fabriken (Ch. Grad) 77, 772, 82, 61. 

S. a, Arbeit, Arbeitgeber u. ſ. w. 


Schulen, Einjährigfrei- 


— S. 

Lothringen, ſ. Elſaß. 

Lotterieſtempel, ſ. Stempelſteuer. 

Lumpenzoll SO, 623. 

Luremburg. Cifenbahnen 74, 226. 291. 
— YAuslieferungsvertrag 77, 636. — Ber 
hältniß zum Zollverein 80, 616. 634. 641. 
786. 792. 86, 9. 32. 229. — Uebereinkunft 
betr. Armenrecht SL, 402, 


Annalen des Deutichen Reichs. 1886. 


Luxus (Begriff, Roesler) 75, 280. 

Luxusſteuer (Bilinsli) 76, 719. 

Lübeck. Anſchluß an den Zollverein 68, 1117. 
— Reffortverhältniffe der Behörden 70, 696. 
— Verhältniß zum Zollverein 86, 9. 32. 229. 


M. 


Maaßweſen (wirthſchaftl. Bedeutung) 75, 286. 
Maaß und Gewichtsordnung v. 17. Aug. 
1868 68, 1007. — Reduktionstabellen zur 
Einführung derſelben von Hertzer und Duste, 
Anhang zum III. Bd. Jahrgang 1870 der 
„Annalen“. — Die neuen Maaße und Ges 
wichte 72, 185. Konferenz von Eichungs« 
beamten 74, 1813, — Ueberſicht aller Ges 
fee und Verordnungen 77, 817. — Die 
Thätigkeit der deutſchen Eichämter 1870/75 
77, 1111. Desgl. im Jahr 1883, 85, 504, 
— Abäuderungen der Maaß- und Gewichts- 
Ordnung (auch neue Aichordnung von 1884) 
85, 545—619, 824. 
Maifhraumfteuer SO, 717. 86, 134. 
Malthuſiſches Geſetz (Hirth) 75, 1281. 
Malzaufſchlag SO, 793. 86, 121. Malz— 
ſurrogate 80, 706. 711. 86, 123, 
Marine. Entwickelungsplan vom Jahre 1867 
69, 194. — Haushaltsetat der Marinever- 
waltung 69, 194. 71, 693. 721. — Bericht 
des Bundestanzlers über den Stand der 
Kriegsmarine im Beginn des Jahres 1870 
70, 127. — Neffortverhältniffe und Perfo- 
nalien der Zentral-Marineverwaltung 7O, 


188. — Berfaffungsmäßige Bejtimmungen 
71, 125. — Die deutihe Marine-Alademie 
72, 925. — Neuer FFlottengründungsplan 
74, 272. — Einjährig » reimillige der 
Matrofendivifion 76, 85. — Kautionswejen 
76, 349. — Ueberfiht der auf Widerruf 
anzuftellenden Beamten ib. 354. — lieber- 


ficht der Gejeggebung 77, 833. — Bol. a. 
Handelsmarine, Finanzrecht, Berfaffung ꝛc. 
Martenfhug. Beihluß des Handelstags 
1868 68, 979. — Das Neihsgefeg (Ende- 
mann) 75, 1192. — Die bei Anmeldung 
von Zeichen zu beobadhtenden Förmlichkeiten 
77, 527. ©. a, Muſterſchutz, Dänemark xc. 
Marktverkehr 78, 603. SL, 677. 86, 78. 
Marſchrouten f. Kriegsverhältniffe 82, 668, 
Mafhineninduftrie 72, 393. 
Matritularbeiträge. tat derfelben 69, 
253. Berichte des Ausichuffes des Bundes— 
raths für Wechnungswejen vom 3. und 
15. Juli 1868 über die Zuläſſigkeit der 
Erhöhung derfelben 69, 274. — Statiftik 
derjelben 71, 690; Berechnung für 1871 
71, 698. — Berechnung für 1873 72, 1621. 
— Die Matritularbeiträge vom finanzredht- 
lichen Standpunft (Yaband) 73, 519. — 
Statiftit für 1868—1875 74, 1010, — 
Erſetzung derjelben durch Reichseinkommen— 
ſteuer Hirth) 75, 115. — Berechnung für 
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1875 77, 409; für 1878/79 78, 696; für 
1379/80 79, 891; für 1880/81 80, 497; 
für 1883/84 83, 563, 
Maturitätszeugniffe der Gymnaſien 74, 
1671, 
rt Boll» Lebereinfommen mit 
Frankreich 68, 233. Anſchluß an den Zoll- 
verein 68, 1117. — Drganijation und 
Berfonal der oberen Behörden 70, 291. — 
Militärkonwention mit Preußen 72, 1569, 
— S. a. Auswanderung, Bolfsvertretungenzc. 
Mepdizinalperfonen im preuß. Gtaate 
76, 637. ©. a. Aerzte. 
Medizinalpolizei, Ueberſicht 77, 804. 
Kurpfufcherei 81, 435. Heilgewerbe 81, 681. 
Meßkonten SO, 668, Sb, 77. 
Metallinduftrie 712,392. — ©. a. Eiſen ꝛc. 
Mexiko, Handelsvertrag 73, 325. 80. 825. 
86, 260. 
Militäranmärter 76, 76. 82,556. S. a. 
Beanite. 
Militärbudget (Seydel) 75, 
S. a, Kriegsweſen. 
Militärköuventionen (Preußens mit 
deutschen Bundesſtaaten) 71, 99. 72, 1667. 
— Zwiſchen Preußen und Brauuſchweig 
86, 946. — ©. ferner unter den betreff. 
Bundesſtaaten. 
Militärgeſetzgebuug, ſ. Kriegsweſen, 
Penſionen, Juvaliden, Verfaſſuung (XI. Ab- 
ſchnitt). 


1502. — 


Militärpenſionsrecht (Seydel) 75, 58.. 


1507. 
en Sb pflichtige, Körperbefchaffenheit S1, 


Militärfenber rechte (Zeydel) 75, 1483, 
Militärftrafgefetbud 78, 337, 74, 220. 
Militärvermögen 75, 1493, 
Militärvermwaltung, ſ. Kriegsweſen zc, 
Milliarden, ſ. Kriegsentſchädigung. 
Milzbrand, ſ„Veterinärpolizei. 
Minifteranflage, die, nach geltendem 
deutihen Hecht und ihre Unräthüchkeit in 
Reichsſachen (F. Thudihum) 85, 637, 
Minifterien der Bundesitaaten, ſ. Behörden, 
fowie unter Preußen, Sachſen u. ſ. w. 
Minifterverantwortlidkeit 71, 
74, 252. — ©. a. Neichsfanzier. 
Monographien, vechtsmwiffenfchaftliche, 
76, 213. 
Motive zu Gefeßentwürfen, Bedeutung der 
felben (Endemann) 75, 1205. 
Miünzhoheit des Staats 73, 363. 
Miünzvertrag vom 24, Jan. 1857 68, 129. 
Münzweſen. Beſchlüſſe des dentjchen Han⸗ 
delstags vom Oktober 1868 68, 974. — 
Währung und Münze, von Fohn Prince» 
Smith 69, 143. — Dentichrift, betr. deutfche 
Miünzeinigung vom Ansichuffe des deutfchen 
Handelstags (Berichterftatter Dr. Soetbeer), 
nebſt zahlreihen ftatiftiichen Beilagen und 
einer lithogr. Tafel 69, 729— 854 — Er 
wäguugen und Fragen zur Münzenquéte 


280, 


Alphabetiiches Gefammt-Regifter 


(Bromemoria des nordd. Bundesraths) 70, 
451. — Die wirthichaftlihen Gefete des 
Uebergangs zur Goldwährung von G. D. 
Augspurg 71, 757. — Zur Münzreform, 
Gutachten der Handelsfanmer zu Kölu 71, 
825. — Das Geſetz, betr. die Ausprägung 
von Neihsgoldmünzen, vom 4. Dez. 1871 
(vollftändige Wiedergabe der Reichstagsver- 
handlungen) 71, 647—857. Dentichrift 
über die Ausführung des Geſetzes ib. 858. 
— Die Berlängerung der Banfnoteniperre 
(Rede Bambergers) 71, 1333. — Gutachten 
der Kölner Handelsfanmmer (Juni 1872) 
ib. 1351. — Verhandlungen des Neichs- 
tags über die Minzfrage 1871—73 74, 
150. 297. 3854. — Das Münzgeſetz vom 
9. Juli 1873 (erläutert von einem Mitglied 
des Neichstags) 74, 545. — Zweite Dent- 
Schrift des Reichsfanzlers, Statiftif der Aus» 
prägumgen ꝛ⁊c. 74, 618; dritte Deufichrift 
ib. 875; vierte Denfichrift 76, 180. (Ans 
lagen und ftatift. Ueberfichten bierzu ib. 191); 
fünfte Dentichrift 77, 353. (Anlagen ©. 366); 
ſechſte Dentichrift 79, 905; fiebente Denf- 
ſchrift 79, 923; achte Deukfchrift SD, 508; 
neunte Denficrift 82, 134. — Geje betr. 
Abänderung des Art. 15 des Münzgeieges 
76, 203. — Die Wertbrelation der Edel- 
metalle Wirthſchaftsgeſchichtliche Skizze von 
Soetbeer) 75, 297. — Münzreform und 
Wechſellurſe (E. Naffe) 75, 595. — Um 
rehnung der Aktien in Neichsmarfwähr- 
ung 75, 1197, 76, 202, — Silberabfluß 
nah Oftafien. ib. 1708. — Das Sinfen des 
Eilberpreifes 76, 527. — Einheit im Münz- 
wejen (Wehrenpfennig) 77, 277. — Ueberficht 
aller Gefege 77, 817. — Das deutſche Münz— 
ſyſtem in Gefahr? (Soetber) MO, 76. — 
Deutjche Dentigrife zur Pariſer Münzkon— 
ferenz 81, 474. Zur Währungsfrage 
(v. Deddend?) s1, ol, — Anfechtung der 
deutschen Goldwährung 85, 628 ©. a. 
Geld, Bankweſen, Paptergeld :c. 

Muf igiren im Umberzicehen 76, 80. 

Muſterſchutzgeſetz, das dentiche, (. Land— 
raf) 76, 743. (i. Einleitung 743, IL. wer 
* Auſpruch auf das neue Muſterſchutzgeſetz 
745, III. was kaun Gegenftand des Muſter— 
ſchutzes ſein? 746, IV. die formellen Vor— 
ausſetzungen des Mufterrechts 748, V. die 
Garantieen des Muſterrechts 752, Anlagen. 
A, Das Geſetz vom 11. Januar 1876, 754. 
B. Bejtimmungen über die Zufammenietung 
und den Geichäftsbetrieb der künftleriichen, 
photographiſchen und gemwerblihen Sach— 
verſtändigen-Vereine 757. 0. Beſtimmungen 
über die Führung des Muſterregiſters 758.) 
— Bericht von W. Endemann 77, 640. 


N, 


Nachläfſſe au ie ESS AERANERER 69, 191. 
71, 706. 73, 





Nahrungsmittel ‚„VBerfälfhung derfelben. 
Denkſchrift des d. Yandwirtbichaftsratbs 77, 
1079, — Geſetz von 1879 81,433. — Das 
Sefeg nebſt Erläuterungen ꝛc. 82, 781. 

Namszanowsti, Armeeprobft 72, 1113. 

Natiomalitätsprinzip, das, in der 
Staatenbildung, von R. Gueiſt 72, 929. 

Nationalverfammflung, frankfurter, 71, 7. 

Naturalifation, ſ. Reichsangehörigfeit. 


Naturalleiftungen im Frieden (Seydel) 


75, 1081. 1200. 


Niederlage-Regulativ 69, 995. 73, 170, | 


80, 3. 86, 66. Vgl. a. Zollgeſetz, Zölle, 
Niederlande, Handels» und Schifffahrts- 
vertrag 73, 314. 80, 815. 86, 254. Stempel« 
fteuern S1, 804. 
Norddenticher 
Reichstag ꝛc. 
Nord-Oſtſee-Kanal 74, 273. 
NormalEihungstommiffion 80, 11. 
Normativbeftimmungen (W. Endenann) 
783, 397. 
Notariatsorduung 72, 157. 
Notbbedarf, Begriff desjelben (Hirth) 75, 
1293. 


Bund, 5. Berfaffung, 


D. 


Oberhandelsgericht, ſ. Gerichtshof. 

Oberkirchenrath, evangeliſcher, in Preußen 
70, 213. 

Dberrehuungstammer, preußische 70, 
218, — ©. auch Finanzredt. 

Deffentlides Intereſſe, das (Neumann) 
SG, 357. 

Deffentlihes Nedt :c., ſ. Staat, Verwalt- 
ungsrecht u. ſ. w. 


Defterreih. Frühere Berträge 68, 235. 


Handelt: und Zollvertrag mit Oeſterreich 
von 9. März 1868 (mit Einleitung und 
Erläuterungen) 68, 545. 71, 546. 73, 322. 
— Abkommen wegen der Uebernahme Aus» 
zumweifender 76, 85. — Die öfterreichiiche 
Banf (Fıcam) 76, 362. — Dentſchrift über 
Abſchluß eines neuen Handelsvertrags 78,422. 
— Der Handelivertrag vom 16. Dezember 
1878 79, 385; Dentichrift dazu ibid. 609. 
— Berhältmiß zum Bollverein SO, 629. 673. 
821. 86, 11. 13. 22. 261. — lebereinfunft 
wegen Urkundenbeglaubigung S1, 404. — 
Der Handelsvertrag von 1881 81, 517. — 
Das Projekt e. öfterr.-deutfchen Zollvereins 
Mamroth) S6, 508. 

Offiziere, ſ. Milttärverwaltung. 

Didenburg (Zollverein) 86, 11. 32. 227. 

Olympia, Ausgrabungen zu, Neichsfubven- 
tion hierzu 80, 35. 

Omnibusgejellfchaft, parifer, 76, 234. 

Option in Elfaß-Forhringen 72, 1293, 78, 
971, 

Drden und Nongregationen der katholiſchen 
Kirche in Deutſchland 75, 1381. — S. a. 
Jeſuiten ꝛc. 





Papiergeld. 


P. 


Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld-Emiſſionen 70, 117. — 
Die Konſolidation des deutſchen Staatspa- 
piergeldes (vom Herausgeber) 71, 1103. — 
Nectsgutachten von W. Endemann 73, 361. 
— Verhandlungen des Reichstags 1873 74, 
300. — Die Ausgabe von Neichspapiergeld 
(Birth) ib. 715; Tabelle 719. — Reichs— 
faffenicheine, Milnzreform und Neichsbant 
(%. Bamberger) 74, 1601. — Weſen des 
Papiergelds (Noesler) 75, 374. — Reichs- 
faflenfcheingefeg (Endemanu) 75, 1186. — 
S. aud Bankweſen, Miünzfrage. 

Papft. Die deutiche Gefandtichaft beim Papft 
(Kandidatur des Kardinals Hohenlohe) 72, 
1105. — Papſt Pius IX. und das deutſche 
Neih (der Koloß umd das Steinchen) 72, 
1227. — Kaifer Wilhelm und der Papft 
(Briefwechfel) 74, 135, 

Paraguay, Handelsvertrag SO, 621. S6, 14. 

Paris. Die Nahrungsforgen des Barifers 
77, 254. 

Partei, deuifch-freifinnige 86, 350, — ©. a. 
Wahlen ꝛc. 

Paßweſen. Gejeg vom 12. Oftober 1867 
68, 903. — Ueberfiht der Stempel» und 
Ausfertigungsgebühren 68, 905. — Neichs- 
gejeßgebung 71,210. — Miufterpäffe 86, 180. 

Patentweſen. Uebereinkunftwegen Ertheilung 
von Erfindungspatenten und Privilegien v. 
21. September 1842 68, 139, — Moti— 
virter Antrag des Bundesfanzlers betr. Die 
Neform der Pateutgeſetzgebung 69, 33. 
Dentichrift von W. Siemens 69, 41. — 
Neichspatentgefet 73, 357. WPatenttare im 
deutichen Reiche 75, 625. — Entwurf eines 
Patentgefees 77, 325. — Dentichrift des 
Batentichutvereins 77,505. — Neichs- Patent» 
geſetz v. 25. Mai 1877 77, 914; Berord- 
mungen 2c, hierzu 77, 921. 924. 1011. 
Erfahrungen mit dem Geſetz 79, 541. — 
Etat des Patentamtes 80, 14. — Bericht 
des Patentamts für 1878 80, 479. 

Pauſchſummen-Etat, ſ. Kaſſenweſen, Mi— 
litärverwaltung, Zollverein u. ſ. w. 

Penſionen. Das Reichs-Militär-Peuſions— 
geſetz vom 27. Juni 1871 und die Kaiſer 
Wilhelms-Invalidenſtiftung 71, 1001. Er— 
laß des Kriegsminiſters v. 27. Juni 1871 
72, 181. — Fiuaunzrechtliches über Penſionen 
73, 441. — Das Milttärpenfionsredt 75, 
53. 1507. — Wiedergewährung der Benfion 
76, 83. — Das Penſionsrecht der Reichs» 
beamten 76, 292. 387. — Penſionsweſen 
im Bayern 78, 484. — ©, a. Beamte, 
Invalidenfonds ꝛc. 

Perſien, Handelsvertrag 73, 316. 74, 100. 
308. 80, 816. 86, 255. 

Berfonalunion 71, 60. 

Perſonenſtand, Borichriften zur Feftitell« 
ung desjelben in den einzelnen Bundes» 
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ftaaten 73, 1251. Entwurf von 1873 74, 
437. 1551. — Taufen und Trauumgen in 
Preußen 77, 245. — Vgl. a, Zivilehe. 

Petroleumlager 80, 665. 86, 70, 

Petroleumfteuer, ſ. Zolltarif, 

Pfandbriefe, zur Frage des Fauſtpfand— 
rechts (Hecht) 80, 304, 

Pferdebeftand, militärischer, in Preußen 77, 
247. 

Photographien, Urheberrecht 77, 640. 

Polizerliche Geſetzgebung des Reiches 71, 
209. 5. a. Gewerbeordnung, Beterinär- 
polizei ꝛc. 

Portugal, Handelsvertrag 73, 328. SO, 826, 
86, 268. 

Poftdampffhifiverbindung, deutiche, 
mit Oftafien und Auftralien (Bertrag) 85, 689. 

Poſtüberſchüſſe, Autheile der Bundes— 
ftaaten daran 69, 241. 71, 706, 72, 1627. 
— ©. a. Finanzweſen. 

Poft- und Telegraphenweſen, verfaß- 
ungsmäßige Ordnung deffelben 71, 198. 
Sekt ebung über dasjelbe 72, 494. Neiche- 
eigenthum 78, 428. Berwaltungsfompetenz 
des Neiches 73, 492. — Berichmelzung der 
Telegrapbie mit der Boft 75, 1730. 76, 205. 
— das Amtsblatt 76, 104, — Abgrenzung 
des Geichäftstreifes des General-Poftmeifters 
zc. 76, 205. — Bezirks» Boft- und Tele- 
graphenbehörden 76, 210. — Kautionen der 
Poft- und Telegraphenbeamten 76, 344, 350, 
368. — leberficht aller Gelee und Ber- 
ordnuugen bis 1877 77, 815. — Die revi- 
dirte Reichs-Poſtordnung von 1879/83 83, 


491. — Berichtigung 83, 765. — ©. a. | 


Pojtverwaltung, Telegrapbenverwaltung. 
Poſtſparkaſſen 78, 807. — Zur Frage der 


Einführung derfelben Dehn) SB, 649, Ente | 


wurf eines Gejetes vom Januar 1885, 85,1. 
Begründung dejjelben ib. 25. Staatsredtl. 
Bemerkungen von M. Seydel 85, 48. 
Poftverwaltung. Etat derielben 69, 224. 
71, 69. — Statiſtil der Poftverwalting 
pro 1868 69, 311; dgl. pro 1869 70, 493. 


— Neffortverhältniffe der Bundespoftbehör- 
den 70, 161. 71, 286. — Gehaltsaufbefler- | 


ungen und Weorganifation des Beamten« 
wejens 71, 725. — Auszug aus dem Negle- 
ment für die Annahme und Anftelung von 
Zivil- und Milttäranmwärtern 71, 733. — 


Grundfätze für die Ueberleitung der vorhans | 


denen Beamten in die neue Organifation 
11, 738. — Herftellung eines Dienftgebäus 
des für das Generalpoftamt ib. 741. — 
Die gemeinfanen Zentral» Poftverwaltungs- 
toften 71, 7146. Denfichrift, betr. den 
allgemeinen Boftlongreß 71, 751. — Deutiche 


Neichspoft und bayerische Boftverwaltung 72, | 


597. — Tas Neichspoftgefet vom 28. Oft. 


1871 73, 339. 74, 154. Wortlaut desjelben | 


3, 1003. Erläuterungen dazu ib. 1237, 
— Die Neorgantfation des farerlichen Ge» 
neralpoftamts 73, 591. — Beſtimmungen 





Ze —.-... 


Alphabetiſches Gejammt-Regifter 


über den Verkehr mit der Neichepoft 78, 
1003. — Poftreglement nebft Ausführungs- 
beftimmungen 73, 1017. — Beftimmungen 
über den Pofttarif 73, 1127, — Zollamt- 
lihe Behandlung im Poftverkehr 73, 1147. 
— Geldvermittelungsverfehr ib. 1163. — 
Portofreiheitsweien 78, 1217. — Beichlag- 
nahme von Poftfendungen 73, 1248. — 
Garantieleiftungen 73, 1250. — Wedjiel- 
vertehr mit Bayern, Württemberg, Defter- 
reih und Luremburg 73, 1255. — Ber- 
feßung von Poftfefretären 74, 155. — ft 
die Poft im Sinne des Haudelsgefeßbuches 
als Kaufmann zu betrachten? ib. 1530. — 
Der internationale Poftvertrag vom 9. Oft. 
74, 75, 451. Bericht des Bundesrathsaus- 
Ichuffes dazu ib. 464. — Erlaß einer neuen 
Poftordnung 75, 621. 1195. — Neue Poft- 
tarifbeftimmungen ib. 622. — Ueberſicht 
der auf Widerruf auzuftellenden Beamten 
76, 355, — Die Berner Poftfonferenz 1876, 
76, 780. — Ergebniffe der Reichs-Poſtver— 
waltung während der Jahre 1872—1875. 
77, 120. 1069; im Jahre 1876 78, 36. 
— Poſtgeſetz v. 20. Dez. 1875 76, 583, 
687; 77, 642, — Aufnahme von Wechiel- 
proteften durch Boftbeamte 78, 42. — Porto» 
freiheit in Zoll- und Reichsdienftiahen SO, 
647. — Bollabfertigung von Poſtgütern SO, 
662, 750. 86, 65. 178. — Weltpofiverein: 
Uebereinfunft betr. Poftpadete 81, 477. — 


Die dentjchen Poftwertbzeihen (Seydel) S2, , 


617, — Der Briefpoftverfehr der Erde im 

Jahre 1881 (W. Schulze) 83, 393. — Der 

Weltpoftverein 86, 763, 
Prämienverloofungen 72, 138, 74, 151. 
Präſenzſtärke des Reichsheeres 72, 426. 


13, 21. 1552. — ©. a. Kriegsweſen 
Militärverwaltung. 
Präzipuen, We Fr derielben 71, 545. 


Preife. Preisbildung (Noesler) 75, 392. 
Urfachen der Theuerung (Hirtb) 75, 918. 
Das fonveräue Gejeg der Preisbildung 
Hirth) 75, 1265. — Das Geſetz des Preifes 
72,532. — Waarendurchfchnittspreife in Ham- 
burg (1847 — 1868) 69, 85 und 435; für 1869 
70, 399; für 1870 71, 537; für 1871 
bis 1875 77, 165; für mebrjäbrige Zeit— 
räume von 18417 — 75 77, 178; für 1876 
und 1877 79, 81; Spezialüberficht für vier 
Quartale 1877 79, 87; für die Jahre 1877 
bis 1879 80, 81, 856; für das Jahr 1880 
82, 127; für das Jahr 1881 82, 676; im 
Bremen (1851—1868) 69, 79 und 645. — 
Preife und Löhne in Württemberg 75, 631. — 
Preife für den deutschen auswärtigen Handel 
1872/73 75, 689. 695. — Durdfchnittspreife 
wichtiger Waaren im Großhandel 1879/80 
S1, 195; desgl. im Fahre 1881 82, 517; 
desgl. im Jahre 1882 83, 739, — Ham: 
burger Waarendurchichmittspreife 1847 — 
1882 83, 753. Desgl. für 1882/83 S4, 560. 
Desgl. für 1883/84 85, 628; desgl. für 


Sr 


3 





“ 


2 


P 


P 


uber Die Jahrgänuge 1565— 1556 Der „Annalen“. Jo 


1884/85 86, 877. — Lehre von der Preis: | 
bildung auf Grund der Aftienfurfe (Gärtner) | 
86, 285. — S. a. Werthberechnung. | 


3rejje. Die Grundlagen eines Reichsgeſetzes 


über die Preſſe, Referat von 8. Bieder- 
mann 72, 85: Entwurf des Bereins „Ber- 
Iiner Preſſe“ 72, 107. 78, 357. — Ver 
bandlungen im Reichstag 74, 160. 197. 
314. — Reichspreßgeſetz (Endemann) 75, 
1179. — Deffentlihe Aufforderung zum 
Ungehorfam 76, 84. — Das Neihspref- 
gejeg (Wehrenpfennig) 77, 178. | 
reußen. Neffortverhältniffe, Berfonalien 
der Minifterien und Provinzialbebörden 70, 
191, — Bericht des Vorftandes der national- 
liberalen Partei über die Legislaturperiode 
1868— 70 des preußischen Abgeordneten- 
haujes 70, 563. — Aus dem Berwaltung®- 
bericht des Minifters für Handel, Gewerbe 
und öffentl, Arbeiten für 1867—69 70, 
650. — Die Eigenart des preuf. Staats 
(R. Gneift) 74,503. — Steuerlaft 77, 244. | 
— Beamtenbejoldungen 77, 520, 78, 439. 

— Zur Wohlhabenheits- und Steuerftatiftif 

preuß. Städte 78, 442. — Nltersftufen 

der preuß. Bevölkerung 78, 658. — Junere 

Wanderungen der preußischen Bevölkerung 





82, 607. — Erwerb und Berluft der 
Staatsangebörigfeit 82, 611. — Verhält- 
niß zum Yollverein S6, 9. 32. 226. — Sa, 


Bolkszählung, Finanzweſen, Grundftener, 
Einfommenfteuer, Kommunalfteuern, Ge— 
werbejteuer, Gewerbeordnung, Subhafta- 
ttonsordnung, Unterſtützungswohnſitz, Volks— 
ſchulen, Schulaufſicht, kirchenpolitiſche Geſetz— 
gebung, Verwaltungsreform, Provinzial- und 
Kreisordnung ꝛc., Reicht angehörigkeit, Bank. 
weſen, Sparlkaſſen, Wahlgeſetze, Waſſerrecht. 
rivatrecht, Scheidung desſelben vom 
öffentlichen Hecht (Neumann) 86, 357. — 
©. Zivilrecht, Rechtsgebiete ꝛc. 


Produktion (Begriff) 75, 8. 26. 1226. ©. 


a. Preisbildung, Werth. 


Produktivität (Roesler) 75, 259, 
PBrogrefjion, j. Einfommenfteuer. 
PBromulgation (Taband) 78, 372. 
Brovinzialbebörden in Breußen 70, 219. 


und 249, — ©. a. Kreisordnung. 


Provinzialordmung, preußifche, 75, 1593, 


Prozegordnung, |. 


77, 305. 
Ziwilprozeß, Straf: 
prozeß. 


Q. 


Duartalsertralte 0, 771. S6, 202. 
DQuartierleiftungen im Frieden 74, 1037, 


R 
R 


75, 1081. 1201. 


R. 
ealunion 71, 60. 
eaftio I, Die 
pfennig) 77, 319. 


wirtbichaftlibe (Wehren- 


NeblauseinfuhrS1, 434. — Fnternationale 
Reblaustonvention 82, 625. 83, 544—552, 

Rehnungsmweien, ſ. Kaſſenweſen. 

Nehnungshof des Bundes 70, 157. 74, 
214. 257. — Anftruftion für den R. des 
Reichs 75, 1258, 

Nedhtsanwaltsordnung 79, 508. Ge 
bührenordnung 79, 1016, 81, 394. 

Nechtsgebiete, privatrechtliche, in Deutſch— 
land 83, 575. 

Rechtsgleichheit. Ueber Kulturpolizei umd 
Nechtsgleichheit (vom Herausgeber) 73, 795. 
839. Grundjäte der Nechtsgleichheit (Endes 
mann) 74, 419, 


Rechtshülfe. Bundesindigenat und Nechts- 
pflege (Ausjhußbericht des Bundesraths 
nebjt Anlagen) 69, 13. — Die Gewährung 


der Rechtshülfe im nordd. Bunde 69, 1031. 
— Mopdifilation des Geſetzes 71, 378. 72, 


158. — Nechtshülfe für Reichsangehörige 
(Seydel) 76, 170. — Ueberficht 77, 833. 


Nechtspflege, ſ. Juftizgefeßgebung u. |. w. 

Rechtswiſſenſchaft, Beziehungen zur Volfs- 
wirtbichaftslehre 72, 509. 73, 858. 74, 8. 
Aufgaben derjelben im Reihe 76, 6. — 
S. a. Juſtizgeſetzgebung. 

Rechtswiſſenſchaftliche Monographien 
76, 243. 

Reduktionstabellen, ſ. Maß 
wichtsordnung. 

Reich, deutſches, Organismus desſelben (L. v. 
Stein) 76, 5. — S. a. Verſaſſung, Reichs— 
tag, Zollverein u. ſ. w. 

Reichsangehörigkeit. Ausführungen zum 
Reichs- und Staatsangehörigfeitsgejeg von 
Dr. Th. Yandagrafi 70, 625. — Neidhe- und 
Staatsangehörigkeit, von L. v. Rönne 71, 
151. — Abänderung des Gefeges 71, 381, 
Wortlaut des Geſetzes ib, 659, — Das 
Recht der Staatsangehörigfeit im inter 
nattonalen Verlehr (vn. Martik) 75, 79. 


und Ge» 


1113. — Ermerb und Perluft der Reiche» 
und Staatsangehörigkeit in Preußen 1873, 
75, 1383. — Die deutſche Reichd- und 


Staatsangehörigleit (ſyſtemat. Darftellung 
von M. Seydel) 76, 135. (Spezielles Ju- 
haltsverzeichniß bierzu ib. 179.) Nachtrag 
zu dieſer Abhandlung 81, 67. — Die 
Koften der Naturalifationsurfunden (Tb. 
Fandgraff) 76, 729. — Das deutſche Naturali- 
fationsverfabren (M. Seydel) 76, 733. — 
Der Fall Bauffremont (Th. Yandgraff) 76, 
1022, — lieber den deutich-amerifan. Ber- 
trag vom 22. Febr. 1868 (Wejendond) 77, 
204. Zur Frage der Entlaffung von Re— 
jerpiften ꝛc. aus dem Reichsverbande S1, 67. 
— Gtatiftifches SI, 482, 82, 611. — Zum 
Geſetz über Reichs- und Staatsangehörige 
feit (Sendel) 83, 577. — Erwerb und Ber- 
luſt der Reichs- und Staatsangehörigkeit in 
Preußen 1885 86, 744. 
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Reichsarchiv. Ueber die Wiederherftellung 
eines R's und über Keformen im Archiv- 
weien von Frhr. v. Hagle 68, 451. 

Neihsarmenrecht, fiche Unterftügungs- 
wohniig. 

Neihsbanf, j. Bankweien. 

Reihsbeamte, j. Beamte, Behörden, 
Reichskanzler ꝛc. 

Reichsbevollmächtigte für Zölle 
Steuern 80, 803. 86, 235. 

Neihsbürgertbum 74, 20. — Bol. a. 
Reichsangehörigleit zc. 

Neihseigenthum 72, 1447. 78, 412. 422, 
74, 255. 408, 

Reihseintommenfteuer, ſ. Einlommen- 
fteuer. 

Neihseifenbabnamt, ſ. Eifenbabnen. 

Reichsgeſetzblatt 71, 48. 

Neihsgefeße, ſ. Geſetzgebung. 

Reichsgericht, ſ. Gerichtsorganiſation. — 
Erlkenntuiſſe in Zoll- und Steuerſachen 86, 
86. 130. 150. 

Reichsgewalt, Definition derſelben bei L. v. 
Rönne 71, 45. 62. — ©. a. Verfaſſung. 

Reihsgoldmünzen, ſ. Miünzfrage. 

Reichshaupttaſſe 80, 756. 

Reihshaushaltsetat, ſ. Finanzmwefen. 

Neihsheer, ſ. Kriegsweien, Miltärvermalt- 
ung ac. 

Reichsjuſtizamt 75, 1216. 77, 385. Die 
Aufgaben desfelben (Rede des Präf. Fried» 
berg) 77, 680, 

Neihstanzlei, Etat derfelben SO, 3. 

Reichskanzler. Seine verfaflungsmäßige 
Stellung und Berantwortlichkeit 71, 275. 
— Die Subftitutionsbefugniß des Reichs» 
fanzfers nach deutſchem Staatsrecht (M. Joel) 
78, 402, — Rede des Fürſten Bismard 
78, 503. — Das Stellvertretungsgejeg vom 
17. März 1878 78 (M. Jost) 78, 761. 
Das neue Wirthichaftsprogramm des Fürjten 
Bismarck 79, 219. — Reden des Fürften 
Bismard: über die Nevifion der Neichäver- 
fafjung 70, 324. 326; über die Kriegstoften- 
Anleihe ib. 686; über den Frieden mit 
Frankreich ib. 876; über den Anfchluß von 
Elſaß-Lothringen ib. 851. 928. 948; über 
die Konvention mit Franfreih 72, 176, — 
Finanzrefornpläne des Fürſten Bismard 
S0, 626. 81,338. — Die Stellung des Neichs- 
fanzlers nach dem Staatsrechte des deutfchen 
Reichs (PB. Henfel) 82, 1—60. — Materialien 


und 


zum Reichskauzlerrecht 2c. 86,321. — ©. a. | 


auswärtige Berhältuiffe, Bundesrath, Elfaß- 
Fothringen, Kaiſer, Neichstag, Verordnungs- 
recht, Berfaffung, inifteranflagen zc, 


I 


) 





NReihsfanzleramt. Etat desfelben 69, 165. | 
Erweiterung des Gtats 71, 707. — Reſſort- 
verhältniffe defielben 70, 156. 71, 285. — | 
Organifation und Etat desfelben 77, 335. 838, | 


80, 4. 
Reichskaſſe, ſ. Kaſſenweſen. 
Reihstaffeufheine, ſ. Papiergeld. 


— — 


Reichskommiſſariate SO, 8. 
Reichskontrole für Zölle und Steuern SO, 
797. 810. 
Reichsmilitärgeſetz, 
73, 1549, 
Neihsoberhbandelsgeridht 73, 351. 
©. a. Gerichtshof. 
Neihsrecht, zu den Streitfragen über Gejeg 
und Verordnung (Ph. Zorn) 85, 301. 
Reichstag. (S. a. Berfaffung.) Der fon« 
ftituirende nordd. Reichstag 71, 28. Redht- 
lihe Natur des Reichstags ib. 243; feine 
Zufanmenfegung ib. 245; Bedingungen und 
Dauer feiner Thätigfeit ib. 252; Rechte des 
Reichstags ib. 257; perfönliche Rechte feiner 
Mitglieder ib. 264. — Mitglieder desjelben 
im Fahre 1868 68, 433. Geſchäftsordnung 
vom 6. Juni 1868 68, 913. Geichäftsord- 
nung des deutſchen Reichstags 71, 267. 
Thronreden zur Eröffnung und zum Schluffe 
des fonftituirenden Reichstags 68, 1061, der 
1. ordentlihen Seſſion 68, 1066, der 2. 
ordentlihen Seſſion 68, 1068, der 3. ordent- 
lien Seſſion 69, 1095, der 4, ordent— 
lichen Seffion 70, 1. u. 617, der 1. außer» 
ordentlihen Seffion 70, 717. tat des 
Neichstages 69, 170. — Bericht des Bor- 
ftandes der national-liberalen Partei (von 
Ed. Lasler) über die Yegislaturperiode 1867 
bis 70 70, 568. — leberficht der Gefeg- 
gebung des nordd. Bundes und des Zoll: 
vereins 1867 bie 1870 70, 721. — Die 
Gründung des neuen Reiches 70, 735. — 
Nicbtgemeinfchaftlichkeit bei den Berathungen 
der einzelnen Gegenftände 70, 753. — Er 
Öffnung des erſten deutſchen Weichstags 
(Thronrede und Adreffe) 71, 318; Schluß 
defielben ib, 1041. — Thronreden zur Er- 
öffnung der II. Seffion (1871) 72, 51, der 
111. Seffion (1872) 72, 1629. — Die Wite 
glieder des deutichen Meichstags (biograph. 
Notizen) 72, 191— 282; Fraftionsverzeihniß 
‚ib. 282. — Statiftit der Wahlen zum erjten 
deutschen Neichstag (von J. Knorr) 72, 297. 
— Thronrede zur Eröffnung des Reichs- 
tags 1873 73, 1641. — Nüdblide auf die 
I, Yegislaturperiode des deutschen Reichs— 
tags (1871 bis 73) 74, 130. Erfte Seffion 
ib. 142, weite Sefftion ib. 162. Dritte 
Seſſion ib. 201. Vierte Seffion ib. 245, 
— Vorläufiger Bericht über die 1. Seſſion 
IV. Yegislaturperiode (Frühjahr 1874) 74, 
1134. Thronrede ib, 1129, — Berbaft- 
ung von Neichstagsmitgliedern während der 
Eitumngsperiode 76 82. — Bericht über 
die Geſetzgebung 187176 (Wehrenpfennig) 
717, 257. — Geſchäftsordnung des Neichs- 
tags nebft Bibliotbeforduung 77, 490. — 
Ueberficht der Gefete und Berordnungen 
über den Neichsrag 77, 843. Ergebniß der 
Reichstagswahlen 1878 79, 574, — Etat 
des Reichstags SO, 18. — Die Wahlen zum 
Neihstag 1871— 1878 80, 333. — Der 


Entwurf deſſelben 


— 


Alpbabetifches Gefammt-Regifter 


ua 


über die Jahrgänge 1868— 1856 der „Annalen“, 


dentiche Reichstag rechtswiſſenſchaftliche Dar- 
ftellung, Seydel) SO, 352. — Stellung des 
Neichstanzlers zum Reichstag 82, 15. — 
Statijtif der Neihstagswahlen 1881 82, 542. 
Reihstagsgebäude 74, 289. 
Reihbsverordnungsrecht, ſ. Berordnungs- 
recht. 
Neihsverwaltung, 
76, 9. 
Reihsverfafiung, 1. Verfaflung. 
Religionsbekenntuiß in Preußen 75, 634. 
Reſervatrechte in der Neichsverfafiung 72, 


Charakter derſelben, 


423. — Authentiſche Erklärungen jüdd. 
Minifter 72, 1585. — Der Begriff der 


Sonderrechte nach deutſchem NReichsrecht (von 
Paband) 74, 1487, Die Sonderrechte 
der deutſchen Ztaaten und die Reichsver— 
faffung (von Loening) 75, 337. — ©. a. 
Bayern, Bırndesftaat, Verordnungsrecht, Ver- 
faſſung ꝛc. 

Reſtverwaltung 73, 540. 

Retabliſſementskoſten 72, 1371. 1392. 
1466. 78, 70. 74, 261. 

Nettungsanftalten 83, 41. 

Neuß (Fürſtenthümer). Reſſortverhältniſſe der 
Behörden 70, 691. 

Nhederei, j. Handelsmarine, Konfulatweien zc. 

Rhbeinbund, Geichichte desielben 71, 2. 

Rheinſchifffahrt 80, 658. 86, 59. 

Ninderpeft, Gefeßgebung darüber 71, 210, 
77, 635. Denlſchrift über deren Vor— 
fommen 1872 bis 1377, 78, 512, 629. — 
Belanntmachung, Gebührniffe und Koften- 
erftattung betr. 79, 602. ©. a. PBeterinär- 
polizei. 

Nobben, Schonzeit 77, 636. 

Nom, Casa Zuccari 8), 41. 

Not, ſ. Beterinärpolizei. 

Rübenzucker, ſ. Zucker. 

Rußland. Ueber einen Handelsvertrag mit 
Rußland 69, 1081. — Hinterlaffenichafts- 
regulirung 75, 1175. — Erbredtsverbält- 
nilje Neihsangehöriger nach der Konvention 
von 1874 (Frommelt) 78, 385. — Boll 
verhältniffe 80, 828. 86, 271. 


©. 
Sachſen (Königreih). Behördenorgauiſation 
und PVerſonalien 70, 258. — Militärvertrag 
mit Preußen 71, 106. — Die Steuerreform 
(J. Genſel) 74, 1373. 75, 1519. 76, 95. 
— Dotation der Bezirkoverbände 75, 1391. 
Salz. Uebereinlunft wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz vom 8. Mat 1867 68, 
119. — Bundesgeſetz vom 12, Oft. 1867 
68, 141. — Die Denaturirung des Salzes 
68, 1097. — Statiftit der Salzſteuer im den 
Jahren 1868— 70 71, 575. — Die Be 
ſtimmungen über die Salzitener (v. Aufſeß) 
73, 203. 74, 93. 75, 888. 76, 794. SO, 


75 


621. 697. 704. 86, 112, — Statiftit 74, 
916. 75, 902. 76, 93. 802. 

Sanftion der Geſetze (Paband) 78, 351. 

Skhanfgewerbe, Begriff desjelben nad 
der Meichsgewerbeorduung (M. Sevydel) 
s5, 51. 

Schatanmeijungen 78, 44. — ©. a. 
Anleiben, Schuldenmweien zc. 

Schanftellungen 76, 79. 

Schiedsgerichte, gewerbliche 74, 430, 434, 
1195. Gefetentwurf und Kommiffionsbericht 
ib. 1219, 1317. — Das fchiedsrichterliche 
Verfahren nach dem Entwurf der Zivilpro— 
zeßordnung 75, 153. — Die g. Schieds- 
gerichte in- Preußen 77, 96. — ©. Arbeiter: 
trage, 


Schiff er, ſ. Handelsmarine, Konſulatweſen ꝛc. 





Skhifffahrtsabgaben, Aufhebungen in 
Preußen 68, 238. ©. a. Flößeret. 
Skifffahrtsitatiftif. Organtjation derfelben 
0, 70. Beftand der deutschen Seeſchiffe 
Anf. 1883, 84, 62. 
Schifffahrtsverträge 80, 812. S6, 250, 
Schiffsbau. Beſtimmungen über’ die Ger 
wäbhrung einer Zollvergütung fir die ver- 
wendeten Materialien 71, 1530. 73, 186. 
Schiffsmeldungen S1, 437. 
Schiffsunfälle an der deutichen Küſte 
1867— 73, 76, 218. — Gefellichaft zur Rett- 
ung Schiffbrücdiger 78, 111. Berbütung 
des Zufammenfrioßens auf See 81, 437. 
Schleswig-Holjtein. Anlaß zum Konflikt 
zwiichen Preußen und Defterreih 71, 17. 
— Offiziere der ehem. Schleswig Holftein- 
iichen Armee 73, 441. 
Schleuſengelder SO, 646. 
Schlußnotenftempel, j. Stempelfteuer. 


Schöffengerichte, Zuftändigkeit nad dem 


74er Entwurf, 75, 239. 
Schulauffihtsgeieß, das preußiiche, 72, 
1029— 1101. Erlaß zur Ausführung des- 
jelben ib. 1102. Die Stellung der Geift- 
lichkeit zu dem Geſetze ib. 1108. 74, 24. 
Schulbildung in Preußen 75, 634. Schul- 
bildung der 1875—1879 in der Ddeutjchen 
Armee eingeftellten Rekruten 80, 238. 
Schule, ſ. Fortbildungsichule, Gymnaſien, 
Vollsſchule ꝛc. 
Schulgeſetzgebung 73, 824. 74, 3. 
Schuldenmwejen Des Reiches 69, 287. 


71, 147. Schulden der Bundesftaaten 69, 
309, Die preußiſchen Staatsjchulden 69, 
607. — Die Bundesihulden -Kommillton 
70, 160. — Die erften drei Berichte der 


Bırndesichulden-Kommilfion für die Jahre 
1868, 1869 und 1870 71, 665. — Die 
Kriegsfoftenanleibe vom Fahre 1871 71, 
680. — Bericht der Reihsichulden-Kommis- 
fion für das Jahr 1871 72, 1359. — Die 
Neichsichulden (finauzrectlic, von P. Laband) 
73, 435. 460. — Bericht der Neichsfchulden- 
Kommilfion fir 1875/76, 77, 380; für 
1876/77 ib, 978. 
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Schuldhaft, Geieh, betr. die Aufhebung 
derfelben vom 29. Mai 1868 68, 806. 
72,135. Frage der Wiedereinführung S1, 402. 

Schulzwang, Theorie desjelben 74, 14. 

Schutzgebiete, deutſche. Denkichrift von 
1886 86, 483. 

Schußzoll, f. Zolltarif. 
Schuß und Trupbündnijie 
mit den Siüidftaaten 71, 33. 
Schwarzburg-Sondershaufen, Reffort- 

verbältniffe der Behörden 70, 687. 

Schweden, Zollvertrag 828, 

Schweiz, Handelsvertrag SO, 673. 823, S6, 22. 
265. — Die Bundesverfaffung der Eidge 
noflenichaft (Sareis) 75, 489. — Bundes— 
ftenern ib. 785. — Das Bundesgericht 
(Fandgrafi) 76, 106. 

Schwurgerichte (1874er Entwurf) 75, 239. 

Seebehörden, Sceeunfälle (Perels) 76, 
1001. 

Seeleute |. Marine, Handelsmarine, Kon— 
ſulatweſen ac. 

Seemannsordnung 
224, 380. 

Seerecht, ſ. Strandungsordnung zc. 


Preußens 


78, 343. 74, 63. 


Seeverkehr, ſ. Hafenregulative, Schifffahrt zc. | 


Selbiteinihägung, ſ. Einfommenftener. 

Selbſtmorde, ſ. Unfälle, 

Selbſtverwaltung, Begriff derſelben 78, 
1444. 74, 28. 83, 283, 305. — ©. in 
Preußen (Wehrenpfennig) 77, 305, 

Serpis, ſ. Militärverwaltung. 

Seuchengeſetzgebung, ſ. Medizinal- und 
Beterinärpoligei. 

Siam, Handelävertrag 73, 318, 

Silberwährung, f. Münzfrage. 

Sonderredte, j. Reſervatrechte, 
weſen ꝛc. 

Sonntagsarbeit 78, 1471. 

Sonntagsruhe, Störung derfelben, 76, 76. 

Souperänetätu. Selbjiverwaltung (Nofin) 
S3, 265. 

Soziale Frage 78, 795. 1471. 1536. 74, 
9. 33. 322. — ©. Bolfswirtbichaftsichre, 
Arbeiterfrage, Freihändfer, Bolfsbildung ꝛc. 

Sozialdemotratie 73, 312. 74, 33. 75, 
23. 1715. 1716. 76, 226. 77, 885. — 
Geſetz zur Abwehr ſozialdemolratiſcher Aus- 
ſchreitungen. Entwurf vom Mai 1878 78, 
757. — Preußiſcher Entwurf vom Auguft 
1878 78, 921. — Vorlagen an den Heichs- 
tag mit Motiven und Anlagen 78, 989. — 
Bericht der IV, Kommiffion des Reichs— 
tags über ben Entwurf 79, 27. 
der Kommiſſion ib. 67. — 
bandlungen um Neichstage 79, 161—218 
und 225—234, — Kommentar zum Sozi— 
aliftengefeß v. K. Gareis 79, 285; das Nad;- 
tragögefet von 1550 80, 600, — Ueber— 
fiht der verbotenen Vereine ib, 295, der 
verbotenen Schriften ib. 324. — Charakter⸗ 
iftil des Geſetzes (W. Endemann) 79, 543. 
s1, 437. 


Kriegs» 








Beſchlüſſe 
Aus den Ver- 


Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


Sozialgeſetzgebung Bayerns, ſ. Bayern. 

Spanien. Handeld- und Schifffahrtsvertrag 
mit Spanien 68, 669. 78, 322. 80, 822, 
SG, 263. 

Sparkaſſen in Preußen 76, 89. 77, 248. 
541. 1115. 80, 157; in Württemberg 76, 
1057, — Einführung der Poſtſparlaſſen in 
Deutichlaund 78, 807, — Spartaflenweien 
und Bollsbanfen in Elſaß-Lothringen (CH. 
Grad) 83, 426. S. a. Poftiparlaffen. 

Spielbanfen, Geſetz vom 1. Juli 1868 
nebſt Erläuterungen 68, 819. 

Spielfartenftempel 89, 643, 744, 786, 
797. 86, 22. 164, 

Spiritusbeftenerung, |. Branntwein. 

Staat und Kirche, ſ. Unfehlbarkeit, Jeſuiten, 
Schulauffiht, Namszanowafi x. — ©. a. 
Souveränetät, Selbfiverwaltuug. 

Staatenbildung, das Nationalitätsprinzip 
in der, von R. Gueiſt 72, 929. 

Staatenbund und Bundesjtaat 71, 8 u. 50. 

Staatsangebörigleit, das Recht der— 
jelben im internationalen Berlehr (F. v. 
Martitz) 75, 763, 1113, Ueberſicht der Ger 
ſetze ꝛc. 77, 803. Uebrigens j. Reichsange- 
börigleit, Vollszählung. 

Staatsbeamte in Preußen 77, 250. 

Staatsbegriff (Hirtb) 74, 5. 

Staatsbürgerredt, ſ. Reichsangehörigkeit. 

Staatsdienft, rechtliche Natur desſelben 
nah deutihem Staatsrecht, hiſt. - dogm. 
dargeft. v. 9. Rehm, 84. 565. 645. fi. 85, 
65—211. Ueberſicht 85, 212. 

Staatspapiergeld, f. Papiergeld, Banf- 
weſen, Münzfrage. 

Staatsſchuldentommiſſion, ſ. Schulden- 
weſen. 

Stadt und Land 74, 17. 76. 239. 78, 73. 

Stände, f. Wahlgeſetze, Bollsvertretungen. 

Stahl, ſ. Eiſen. 

Standarte, kaiferliche, 76, 351. 

en j. Zivilehe, Berfonenftand, 

Statiousfontroleure 783, 304. 80, 808, 


Statiftil. Beriht an den Hollbundesrath 
über die Meform der Statiſtil des Zoll» 
vereins vom 28. Mai 1869 69, 641. — 
Die Kommuiffion zur weiteren Ausbildung 
der Statiftif des Zollvereins und ihre Ar- 
beiten 70, 21. — Ueber Gründung und 
Einrichtung einer Neichsbehörde fiir deutiche 
Statiftil 72, 69. 1547. — Organifation der 
Statiftif der Zoll» und Steuerverwaltung und 
des Maarenverlehrs (v. Aufſeß) 80, 755. 
S6, 184. — Organifation der Statiftif in 
Italien und den Niederlanden 79, 807. — 
Statiftiiche Gebühr SO, 6283. 763. 786. 86, 
192, — Bal. auch Vollszählung, Bevölter- 
ung, Handelsftatiftif, Verbrauchsſteuern, Fir 
nanzweien, Münzfrage, Eifenbahuen, Tele 
grapben- und Poftverwaltung, Wahlen, Ge- 
werbe u. 1. w. 


über die Jahrgänge 1868—1886 der „Annalen“, 


Statiftifhes Amt des Neiches 72, 69. 
1547. 80, 10. 86, 188. — ©. Statiftif. 
Statiftifhes Bureau in Berlin, Biblio- 

thef, 75, 938. Seminar 80, 831. 

Stein, L. v., deſſen Schrift iiber die Zukunft 
der Staats» und Rechtswiffenichaft in Deutich- 
land, beiprochen von K. v. Stengel, 76, 251. 

Steinlohlenförderung in Preußen 69, 
639. 75, 637. 77, 1055. Bgl. a. unter 
Preußen (Bericht des Handelsminifters ꝛc.) 

Stempeleinnahmen in Preußen 76, 222. 

Stempelfteuer, Uebertragung a. d. Reich 
77, 1036. Ueberſicht der Stempelfteuer in 
den deutschen Bundesftaaten 79, 955. Reiche 
gefeg und Verordnungen 81, 765. 83, 198, 
— Ueberſicht ausländischer Beltimmungen 
81, 799. — Abänderung des Gejeges 85, 
755. — Gefet beit. Erhebung d. R. 85, 
761. — Tarif 85, 768. 56, 159. 174. 

Sterbregifter, f. Zivilehe. Statijtif 220. 76, 
79, 109. 

Steuertompetenz des Reichs, ſ. Finanz. 
wejen. 

Steuern, . Berbrauchsfteuern. Zölle, Wechiel- 
ftempeljteuer, Bier, Branntwein, Salz, Ta- 
bad, Einkommenſteuer, Stempel», Erb- 
ſchaftsſteuern, Frankreich, Preußen, Eljaß- 
Lothringen, Finanzweſen ꝛc. 

Steunuerpolitit, Grundſätze derſelben 
(Schäffle), beſpr. v. Gefiden, 82, 681. 

Steuerreform im Reiche, Denkſchrift des 
NReichsfanzlers vom 17. März 1881 S1, 338. 


Strafgejegbud. Aus dem Entwurf des 
jelben 69, 657. — Zur Kritik des Geſetzes 
70, 580, — Einführung in Bayern 71, 379. 
— Sanzelparagrapb ($ 1302.) Mißbrauch 
des geiftlichen Amtes 71, 983. 74, 187. — 
Die Strafgeſetznovelle vom 26. Febr. 1876 
76, 388. — Bgl. auch Juſtizgeſetzgebung. 

Straffolonien und Fürforge für entlaffene 
Sträflinge (Flärt) SB, 1. 73. 

Strafprozefordnung, Borbereitung dazu 
72, 148. 73, 348. 74, 421. 1533. — Ein» 


leitung zum 74er Entwurf 75, 251. — Be 


merkungen zum Entwurf von W. Endemann 


76, 1218. — Berlauf der Berbandlungen 
77, 646. — Strafverfahren in Zollſachen 


SO, 67%. 685. 696. 712. 730, Straf: 
regifter und wechfelfeitige Mittheilung der 
Urtheile im deutschen Weiche 82, 635. 

Strafredt, Entwidelung desfelben 72, 121, 
73, 337. 75, 1172. 77, 632. 79, 519. — 
Ueberfiht der bis 1877 erlaſſenen reichs- 
recht. Geſetze und Berordnungen 77, 825. 

Strafregifter (Nahmeifung der zur Führ— 
ung derjelben beftimmten Behörden) 83, 199. 

Strandungsordnung 75, 1177. SO, 660. 
86, 63. 

Straßburg, Gründung der Univerfttät 72, 
959, 

Straßenmuſik 76, 80. 

Strif:s 74, 33. — S. a. Arbeiterfrage, 
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| Stromichifffahrt. Beichlüffe des Handels. 
tags vom OÖftober 1868 68, 975. — Der 
Eibzoll 69, 430. Ablöfung des Elbzolls 
(Etat der Entſchädigungen) 71, 709. 

‚ Subhaftationgordnung. Die preußiiche 

| vom 15. März 1869 69, 635. 

| Syrup, ſ. Zuder. 


T. 

Zabad. Materialen zur Tabaditeuerfvage (Ge- 
jeggebung bis zum Jahre 1868 und Star 
tiftit) 68, 357. Beftenerungsgeieg vom 26. 
Mai 1868 ib. 683 (Entwurf vom 7. Mat 
1568 ib. 685), »ollvereinsländiiche Sta- 
tiftit pro 1867 68, 1093, — Statiftil der 
Tabackſteuer 1868—1870 71, 578. — Die 

Beſteuerung des Tabads (Frhr. v. Aufſeß) 

75, 337. 76, 793. 86, 102. — Zur Tabad: 

fteuerreform (Statiftiiches und Beſteuerungs— 

modus) 78, 741, 74, 93. — Statiſtik 74, 

919. 75, 901. 1712. 76, 801. — Der 

Taback im deutichen HZollgebiete (amtliche 

Statiftif für 1876/77) 78, 214 — Zur 

| Frage der Bejteuerung des Tabades (K. 

Schleiden) 78, 233. 273. — Das Tabad- 

| monopol und die amerikanische Tabaditeuer 

(Heller) 78, 300. 449, — Das Tabackmo— 

nopol in Frankreich 78, 260. 658. 671. — 

Zur Frage der Einführung des amterifa- 

nischen Tabadjtempels in Deutfchland 78, 

621. — Wie fteht fih der Konfument beim 





Tabadmonopol 78, 672. — Ein neues Tas 
badjtenerprojelt 78, 749. — Fragebogen 
zur Tabadenquöte 78, 834. — Aus dem 


Berichte der Enauöte-Kommiffion 79, 456, 
— Der Gefeßenmwnrf vom April 1879 
79, 627. — Ueberfiht der Befteuerung (v. 
Aufſeß) SO, 689, — Die Befteuerung von 
1879/80 Geſetz, Bekanntmachung, Dienft- 
vorichriften und Niederlageregulativ) SO, 
689, 875. — Strafgeiegl. Beftimmungen 
81, 435. — Materialien zur Monopolfrage 
s2, 177—236. 371—400. 489 — 516. 86, 
103. — Ergebuiß des öſterreichiſchen Tabad- 
verfanis 85, 845. 
Tagegelder der Neichsbeamten 76, 381. 384, 
' Zara, Beftimmungen über die, 72, 1541. 
74, 90. 76, 790, 80, 655. Sb, 58. 
Tarifreform, ſ. Zolltarif, Eiſenbahnen ꝛc. 
Telegraphenordnung 73, 340. Abänder- 
ungen 76, 761, 
Telegrapbenvermwaltung, Etat derjelben 
| 69, 243. — Statiſtik pro 1868 69, 719. 
— BZentralverwaltung (Berionalten) 70, 164. 
— Rang der Telegrapbendireltoren 76, 351. 
— Der Worttarif der Telegramme 77, 1088, 
— Ergebniß der Verwaltung pro 1876 
78, 39. — GEntmwidelung des Heichstele- 











grapbenweiens 79, 157. — Telegrapben- 
ftationen und Apparate S1, 456. — Das 


Telegraphenweſen im deutjchen Reiche 82,237. 
— S. a. Poft- und Telegraphenweien. 
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Telephonie 78, 254. 

Tertilinduftrie 72, 396. — Die Lage der- 
ſelben 1872—77 78, 751. — ©, Baum 
wolljpinnerei ꝛc. 

Theuerung, ſ. Preisbildung. 

— — ſ. Reichstag und Zollparlament. 

Thüringiſcher Zoll- und Handels— 
verein 68, 33, 44. 241. SO, 614. 790. 798, 
SG, 7. 226. 

Tollwutb, ſ. Veterinärpolizei, 

Tranfitlager W, 627. 664. 667. 86, 70. 82. 

Transportweien, Denkichrift des Handels- 
tags 69, 51. 

Türfei, Handelsvertrag 73, 318. 80, 818. 
Sb, 257. 


u, 


Uebergangsabgaben 68, 11. 21..38. 43, 
71, 585. 73. 281. 74, 98. 75, 893. SO, 787. 
56, 222. — Zur Frage derfelben (Petition 
deutscher Handelsfammern) 85, 352. 

Ueberſichten, 5. Verfaſſung, Zölle, Gejeg- 
gebung x. 

Umzugskoſten, |. Taggelder. 

Unfallverjiderung in Breußen 76, 99. 
Geſetz-Entwurf nebjt Motiven von Baare- 
Bodum SL, 69. — Die Reichs-Unfallver- 
fiherung (erfter Entwurf nebft Begründung 
und Gutachten) 81, 97. 139. — Berunglüd: 
ungen in Preußen 1879 81, 342, — Zweiter 
Entwurf eines Neichsgefeges (Mai 1882) 
83, 323. — Grundzüge des Entwurfs vom 
Januar 1884, 54, 12. — Die Neihsunfall- 
verfiherung (Geſetz vom 6. Juli 1884) 84, 
658. — Entwurf eines Gefeges für die 


Unfallverficherung der land- und forftwirth- | 


ſchaftlich. Betriebe 85, 712. Begründung 
biezu 85, 724. — Das Geſetz über Aus— 
dehnmmg der Unfallverfich. v. 28. Mai 1855 
s5, 751. — Berordnung betr. das Ber- 
fahren des N.-Verfiherungsamtes 85, 819. 
Unfälle ꝛc. in Preußen 1874 75, 1724. 
Unfeblbarfeit, Dogma der päpftlichen 
Erflärung der bayr. Regierung v. 14. Oft. 
1871 72, 5. — Stellung der preuß. Re— 
gierung zur fathol. Bewegung 72, 1011; 
Reden des Fürſten Bismard ꝛc. 1015. — 
Wer hat den Krieg begonnen? (Ein Zeug- 
miß der deutſchen Bijchöfe) 72, 1233. 
Unionsparlament zu Erfurt 71, 14, 
Unteroffiziere. Berbefjerung ihrer Lage 
4, 266. 
Unterridbtsanftalten für 
Reichslande 82, 715. 
Unterridtsweien, ſ. Arbeiterfrage, Kultur« 
polizei, Volksſchulen ꝛc. 
Unterſtützungswohnſitz 71, 169. Zu— 
fammenftellung des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 


Arbeiter im 


1870 mit dem preußischen Armenpflegegefeg | 


von 8. März 1871, mit erläuternden An— 
merfungen von Dr. 9. Stolp 71, 395. A 
phabetisches Sadıregifter dazı ih. 486. — 


Alpbabetifches Gefanmt-Kegifter 


Inftruftion des preuß. Minifters des Innern 
vom 10. April 1871 71, 443. — Das 
bayerische Heimats- und Armenpflegegeieg 
71, 469. 480. 495. — Unterflügung Heiche- 
angeböriger im Ausland 71, 632, — Etat 
des Bundesamts für das Heimatswefen 71, 
718. — Präjudikate 76, 81. 86. — Das 
Neichsarmenrecht (rechtswiſſenſchaftl. Mono— 
graphie von M. Seydel) 77, 545; Ynhalts- 
überficht hiezu ©. 630. — Abänderung des 
Geſetzes über den U. 77, 1042, — Das 
bayeriſche Heimatrecht (Seydel) 86, 719. 
— Armenftatiftit für Preußen 86, 741. 

Urlaub der Neichsbeamten 76, 376. 

Urheberrecht, Geſetz zum Schuß des geifte 
igen Eigenthbums 71, 217, 382, 72, 132. 
77, 6388. Ueberſicht der Gejete x. 77, 809. 

Uruguay, Handelevertvag 73, 315. 75, 896. 
50, 816. 86, 255. — Auslieferungsvertrag 
S1, 404, 


B, 


BVerantwortlichleit des Neichsfanzlers 
82, 51. ©. a. Neichsfanzler. 

Verbrauchsſteuern. Statiftif bis zum J. 
1866 68, 155— 218. — Gefeßgebung vom 
Jahre 1868 68, 689. Statiftit für 1867 
68, 727. Statiſtik fir das erfte Semefter 
1868 68, 997. — Die Bundeseinnohmen 
aus denjelben 69, 216. — Die Gejeßgeb- 
ung des Reiches 71, 30. — Statiſtik für 
1868 bis 1870 71, 543. 694. — Die Zölle 
und Berbrauchsiteuern 2. des deutſchen 
Neichs, von Frhrn. v. Aufieß SO, 609. S6, 272. 
— Bertrags- und verfaffungsmäßige Haupt: 
grundjäge für das Zoll und Steuerwejeu 
S0, 637. 86, 34. — Uebergangsabgaben und 
Berbrauchsitenergruppen 78,251. — Berwalt: 
ungsfompetenz des Neichs (Yaband) 73, 471. 
— Eitwidelung der Gejeggebung 1873 (v. 
Aufſeß) 74, 81. 75, 881. — Einfluß der 
Steuern auf den Familienhausbalt (Hirth‘ 
75, 925, — Statiftif für 1870/74 74, 914. 
837. 75, 897. — Die Geſetzgebung 1871 
bis 1876 (Wehrenpfennig) 77, 2832, — 
Ueberfiht 77, 820. — Zur Charafteriftit 


der Berbrauchsiteuern 78, 927. (Bol. a. 
Branntwein, Bier, Zölle sc.) 
Verbrecherthum in Preußen, Statijtif 


9, 74. — ©. a. Straffolonien. 
Veredlungsverkehr 80, 673. 86, 80. 
Verebelihung, j. Eheichliegung. 
Bereinigte Staaten, f. Amerika. 
Bereinsgefetgebung 72, 131. 73, 346. 

74, 197. 242, 383, — Indilate des preuß. 

Obertribunals über politifche Vereine 75, 145. 
Verfaffung. Gründungsgefchichte des nordd. 

Bundes 71, 22. Die Verfaffung des nordd. 

Bundes mit Anmerkungen von Dr, Metel 

68, 1017. — Die Gründung des neuen 

Neiches (zur Geſchichte und Interpretation 

der Verträge mit den Siüdftaaten) 70, 735. 


über die Jahrgäuge 1868— 1836 der „Annalen“. 


— Die Berfaffung des deutfchen Reiches 
(Bufammenftellung mit der nordd. Bundes- 
verfaffung) ib. 771. — Das Berfaffungs- 
recht des deutſchen Reiches, biftorifch » dog- 
matiſch dargeftellt von Dr. L. v. Rönne 
71, 1—312; jpeziclles Inhaltsverzeichniß 
dazu 71, 311; Ergänzung dazu 72, 421, 
— Grundzüge der Berfaffung 71, 45. Kom- 
petenz des Weiches ib. 62; BVerfaffungs- 
Aenderung ib. 77. — Die repidirte Reichs— 
verfaffung vom 16, April 1871 nebit den 
ergänzenden Vertragsbeſtimmungen 71, 321. 
Tert der Neichsverfaflung ib. 834. Die 
ergänzenden Bertragsbeftimmungen ib. 357, 
— Befnguiffe des Neichs zc. in Bezug auf 
das Kriegsweſen (Seydel) 75, 159. — 
Laband’s „Staatsrecht des dentichen Reichs“ 
(beiprochen von Meyer) 76, 656, 78, 369, 
— S. a. Bundesgefete, Bundesftaat, Bayerı, 


Draagelen SHOP ERDEingen Raler Dicke: j 


auzler, Neichstag, Juftizgefeugebung, Nejer- 
vatrecht ꝛc. 
Verjährungsfriſt, einjährige 77, 228, 
Verkehr, voltswirtbichaftliche Bedeutung des- 
felben (Roesler) 75, 385. — ©. Handel, 
Transportwefen, Poftverwaltung, Eifen« 
bahnen, Telegrapher, Stromſchifffahrt ꝛc. 
Bermögen des Reichs 73, 412. 422, 74, 
255. 403. 75, 1498, 
Berordunungsreht 74, 1143, 76, 7. — 


Das Neichsverordiningsreht (M, Seydel) | 


76, 11. (Laband, Meyer) 78, 376, Zu 
den Streitfragen Über Geſetz und Berord« 
nung (Ph. Born) 85, 801. — Steht dem 
Bundesrathe ein jelbfiftändiges V.-Recht zu ? 
(A. Arndt) 85, 701. — Das preußische Ber- 
ordnungsrecht in feiner Einwirkung auf das 
Reichsrecht (Arndt) 86, 311. 

Berjailler Berträge 71, 37. 359, 72, 1585. 

Verſetzung der Neichsbeamten 76, 287. 

Berſicherungsweſen. Beichlüffe des Han- 
delstags 1868 68, 979. — Die Lebensver- 
fiherung in Deutſchland (Statiftiiches) 68, 
1011, — Gejetgebung über Berfihernngs- 
recht 70, 19. 72, 129. — Ueberfidht der 
Berfiherungsgewerbe 72, 403. 73, 358. — 
Zur Reichs » Berfiherungsgejeßgebung (von 
Th. Sendtner) 73, 773. — Wefen und 
Arten der Berfiherung (Roesler) 75, 388. 
— Das Lebensverfiherungsgefhäft 1875 
80, 74. — Reichsgeſetzliche Regelung des 
Verſicherungsweſens 80, 138. — Ueber 
Arbeiterverfiherung SO, 492. — Die flaat: 
lich geleitete Verf. » Anftalten in Bayern 
(Haag) 84, 65. ©. a. Unfallverficherung. 

Verträge, f. die einzelnen Staaten, mit 
welchen diejelben abgeichloffen wurden. Vgl. 
die Ueberficht 68, 230. 70, 731. 72, 921. 
73, 311. 80, 812. S6, 250. ©. a. aus 
wärtige Verhältniſſe, Zollverein, Friedens: 
verträge ac. 

Bertragsrecht des beutfchen Reichs (F. 
Gorius) 74, 759. 75, 531. — (Laband u. 
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Meyer) 78, 378. — Der Abihluß völfer- 
rechtlicher Verträge durch das dentſche Neich 
und deffen Einzelftaaten (M. Proebft) 82, 
241. 

Berwaltungsfompetenz des Neiches, von 
P. Yaband 73, 458. L8. v. Stein 76, 5. 
— Meyer iiber Labaud 78, 382. — ©. a. 
Verordnungsrecht. 

Verwaltungsgerichte. Die Uebertragung 
der Verwaltungsrechtſprechung an die ordentl. 
Gerichte (Frhr. v. Stengel) 75, 1313. — 
Das preußifhe Geſetz vom 3. Juli 1875 
75, 1619. — Berwaitungsgerichtsbarfeit in 
Eljaß-Fothringen (Stengel) 76, 808. 897. 

— Geſetzgebung in Preußen (Wehrenpfennig) 

305. 


Elfaf- 


’ 

Berwaltungsorganifation 
Lothringen 72, 554. 

Berwaltungsredht, Reform desfelben 72, 
538. 75, 13807. — Oeffentl. Intereſſe und 
öffentl, lage im Verwaltungsrechte (E. E. 
Lenthold) 84, 321. — Die Berwaltungs- 
rechtspflege in Bayern (M. Seydel) 85, 213. 

Berwaltungsreform in Preußen (Ueber- 
blid) 75, 329. — Dentichrift der Negierung 
75, 657. — Dotatiou der Kommmualver- 
bäude (Kreife und Provinzen) in Preußen 
74, 1392. 1444. 75, 1635. -— ©. a, Kreis— 
und Provinzialorduung. 

Beterinärpolizei. nftruftion zum Ger 
fee vom 23. Juni 1880 81, 205. Die 
Bererinärpolizei-Öejeßgebnug nach den reichs- 
geſetzlichen Beftimmungen (Monogr. v. Ph. 
Göring) 8 , 809, Alphabetiſches Inhalts- 
verzeihniß biezu 973. S. a. Rinderpeft. — 
Beterinärpolizeiliche Gejeggebung 81, 432. 

Bichbandel, Gemwährleiftung im 73, 359. 

Biehſeuchen, ſ. Veterinärpolizei. 

Viehtransporte 77, 685. 

Viviſektion 81, 435. 

Voltsbanken, ſ. Sparkaſſenweſen, Geunoſſen— 
ſchaften ꝛc. 

Volksbildung, Kulturpolizei und Rechts— 
gleichheit (von Hirth) 73, 795. 823. Das 
deutsche Neih und die Schule 74, 3. 

Volksſchulen, ftaatsrechtliche Stellung der— 
jelbeu 73, 823. — Die Reform der preuf. 
Volfsfchule vom 15. Oftober 1872 78, 897, 
— Das deutfhe Neih und die Schule (von 

irth) 74, 3. — Petition, betr. reichsrecht- 
liche Ordnung des Volksſchulweſens ib. 889, 
— Gtatiftif der preußischen Volksſchullehrer 
76, 237. — Das Volksſchulweſen in Preußen 
77, 93. 311. 82, 407. 


Volksvertretungen in den Bundesflaaten 
74, 195. 319. — Wahlgeſetze deutfcher Bun- 
desjtaaten (dv. L. U. v. Miller) 81, 3. 

Volkswirthſchaftélehre, Beziehungen zur 
Rechtswiſſenſchaft (von H. Noesler) 72, 509. 
Ueber die Geſetzmäßigkeit der volfswirth- 
ſchaftlichen Erſcheinungen (von Roesler) 75, 
1. 259. 371. — Tie Boltsmwirthichaftslehre 


in 
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als Wiſſeuſchaft (Hirtb) 75, 1310, — ©. a. 
foziale Frage. 

Voltéwirthſchafterath, preußiſcher SO, 
961. Ernennungen hierzu S1, 91. 

Bollszählung. Reſultate der Volkszählung 
vom 3. Dezember 1864 68, 149. — Desgl. 
vom 3, Dezember 1867 (vorläufig, mit 
Aufzählung der Kreisbehörden in Preußen) 
68, 501. — Definitive Nefultate 68, 779. 
— Die ftaatsangebörige Bevöfferung Jänmt- 
liher Staaten des nordd. Bundes (mitger 
theilt von Dr. Engel) 68, 1101, — Die 
ſeemänniſche Bevölferung im preuß. Staat 
68, 1005. — Ueberſicht der Bevöllerung 
des Zollvereins (amtliche Aufftelung vom 
Zentralbureau des Zollvereins) 69, 855. — 
Die Zollabrechnungs-Bevölkerung für die 
Jahre 1868— 70 71, 544. — Organifation 
der Volkszählung für das Jahr 1871 70, 
24. — Bundesverfaffung und Volkszählung 
(Gutachten der nordd. Mitglieder der Kom- 
miſſion zur weiteren Ausbildung der Statiftik 
des Bollvereins) 70, 445. — Vorläufige 
Ergebniffe der Volkszählung von 1, Dez.1871 
72, 902. — Definitive Ergebniffe mit den 
verfaffungs: und geſetzmäßigen Unterfcheid- 
ungen 73, 1271. — Zull-Direftiobezirfe und 
Armeekorpsbezirke 74, 493. — Die B. am 
1. Dez. 1875 75, 1720. — Borläufiges 
Ergebuiß der V. vom 1, Dez. 1875 76, 888, 
— Definitives Ergebniß 77, 471. 78, 49. 
178. 491. Anhäufung und Bewegung der 
Bevölkerung in Preußen 78, 268. — Alters- 
finfen der preuß. Bevölkerung 78, 658. — 
Bedeutung für die Zollabrechnung 80, 645. 
757. — Stäbtebevöllerungen in Preußen 
51,92, — Definitives Ergebniß der Volls— 
zählung vom 1. Dez. 1880 82, 146. — 
Bevölterungsbewegung in Deutichland und 
Frankreich 82, 614. — Bol. auch Statiftif, 
Verufszählung, Bevölkerung, Zollverein ꝛc. 

Vollziebende Gewalt im Weide (L. v. 
Stein) 76, 5. S. a, Verfaffung, Kaifer, 
Bundesſtaat ac. 

Vorlagen an den Reichstag 74, 162. 251, 

— rlament in Frankfurt am Main 
1, 9. 


W. 


Waaren (Ein und Ausfuhr ꝛc.), ſ. unter 

Zölle, Bolltarif, Handelsftatiftif, Preiſe ꝛc. 

Waarenauktionen 77, 1064. 78, 738, 

Waarenverzeihniß, amtliches 75, 883. 
76, 82. 50, 655. 765. 86, 57. 189. 

Waarenzeichen, f. Marlenſchutz. 

Wahlberechtigung 72, 323. 

Wahlen, Statiſtik derſelben 72, 287. ©. a. 
Reichstag. 

Wahlgeſetze deutfher Bundesftaaten 
Monographie v. 2. A. Müller) 81, 3. — 


Alphabetiiches Gefammt-Negifter 


Das preußische Wahlgeſetz für den Nordbund 
vom 15, Oft. 1866 68, 1053. — Wahlgefeg 
vom 31. Mai 1869 7, 245. 

Wahlkreiſe zum Reichstag 72, 291. 213. 

Wahlprüfungen 72, 347. 80, 386, 

Waifenfürforge, f. Beamte. 

Wanderlager 77, 1064. 78, 707. 

Wappen, failerlihes 76, 351. 

Wafferrecht, das deutiche. Monographie v. 
R. Brüdner 77, 1-77, 

Währung, f. Münzweſen. 

Wechſel (Wefen derjelben, Roesler) 75, 381. 
©. a. Bankweſen, Papiergeld. 

Wechſelakzepte, Einholung dur Poftauf- 
trag 77, 231. 

Wechſelfähigkeit, Beichränfung derſelben 
81, 418. 

Wechſelkurſe (E. Naſſe) 75, 595. 

Wechſelorduung, ſ. Handelsrecht. 

Wechſelproteſte, Aufnahme derſelben durch 
Poſtbeamte 78, 42. 

Wechſelſtempel. Denkſchrift des Handels— 
tags 69, 63. — Die Wechſelſtempelſteuer 
im nordd. Bunde und ihre Erhebung 69, 


1011. — Modifilation des Gejeges dom 
10. Juni 1869 71, 377, — Gtatiftil pro 
1870 71, 592. — Berwaltungsltompetenz 


des Reichs (P. Yaband) 73, 467. 497, — 
Statiftit der Wechſelſtempelſteuer 73, 736. 
74, 725. Präjudikate 76, 81. — Lage der 
Gejeßgebung SO, 736. 736. 86, 23. 155. 

Wegabgaben 6, 35. 45. 

Wehrgeld (Steuer) 74, 1013. 

Wehrpflicht, allgemeine 71, 109. 75, 1431. 

Weingroßbandel SO, 666. S6, TI. 

Weinfteuer in Elſaß-Lothringen 73, 960, 
Projelt einer Reichsſteuer 74, 1602, 
Einfuhr und Bollertrag von Wein im 
deutfchen Zollgebiet und Ellaß-Forhringen 
1843/77 79, 802. 803. ©. a. Zölle, Zol- 
tarif xc. 

Weltausftellung in Wien 1873 (Programm 
xc.) 72, 910. 

MWeltpoftverein, ſ. Poftvermaltung. 

Werth (Begriff) 75, 10, — Der Werth in 
feiner voltswirtbichaftlihen uud geſellſchaft 
lihen Bedeutung (Ad. Samter) 83, 457. — 
S. a. Preisbildung. 

Werthbberehnung der Ein- und Ausfuhr 
des Bollvereins 69, 67 u. 438. — lleber 
MWerrhermittelungen im der Handelsftatiftif 
70. 429, — Bol. a. Handelsftatiftil. Preife zc. 

Wertbpapiere, ſ. Preife, Aktienkurſe ac. 

Werthvertheilung (Hoesler) 75, 268. 

Wiener Schlußalte 71. 4. 

Wilhelm « Yuremburg » Eifenbahnen 
74, 291. 

Wirthſchaftliche Jutereſſenvertretung 
(v. Kaufmann) 83, 553, 

Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. Geſetz 
vom 4, Quli 1868 68, 825. 72, 130. Sta- 


über die Jahrgänge 1868— 1886 der „Annalen“. 


tiftif für die Jahre 1859—1867 68, 843 
— GStatiftif für 1873 (Pröbft) 75, 321. — 
S. a. Geuoſſenſchaftsweſen. 

nenn (geichichtl., H. Roes- 
ler) 75, 15. a. — verein. 

Bitwenfätlorse 1. Beamte, 

Bohnungsgeftzuigife 74, 267. 76, 
359. 361. 86, 213, 

Wolle, Re Pers Zölle, Zoll- 
tarif ꝛc. 

Wuchergeſetze, Aufhebung derfelben und 
der Schuldhaft 68, 799. — Wuchergeſetz 
von 1880 S1, 428, 

Württemberg. Anſchluß an den deutichen 
Bund 70, 769, au die Reichsverfaſſung 70, 
771. 71, 87. "41. Diniacionpennon' mit 
Preußen 7, 120. — Aufrechterhaltene Be- 
ftiimmungen des Bertrags vom 25. Nov, 
1870 71, 359. — Einführung nordd. Bun- 
desgefete 71, 389. — Berechnung der Ma- 
trifularbeiträge für 1871 71, 701. — Mi— 
litäretat 78, 46. Bierbeftenerun 76, 65. 
— Die Branntweinfteneri in W. (Karl Reuß) 
85, 620. — S. a. Wahlgeſetze, Wafferrecht, 
Zollverein x. 


3. 


Yahlungsverfahren, Reform  desjelben, 
76, 1031, 228. 

Zeitichrift, Aufgabe einer ftaatswillenichaft- 
lihen 76, 3. 

Bentralbehöchen, f. Behörden. 
entralbüreau des Zollvereins 72 
73, 262. 86, 184. 199. 

Zentralgewalt, proviforiiche 
1848 71, 10 

Zentrum, er Fraktion 72, 
335. 1018, 74, 

Zettelbanten, — Bauten. 

Beugenpflicht 82 ‚776. 

Zinsfuß 76, 882, S. a. Banlweſen. 

Zinſen, Geſetz, betr. die vertragsmäßigen, 
v. 14. Nov. 1868 68, 800. 72, 134. 


Bivilehe, obligatoriiche 74, 188. 237. 311. 
408. Entwurf und Nommiffionsbericht von 
1873 74, 487. Das preußische Gejet von 
1874 nebft Minifterial-Verfügungen ꝛc. 74, 
1551, Das Reichsgeſetz vom 6. Februar 
1875, 75, 641. Ausführungsvererdnung 
dazu, ib. 1553. — Bericht von W. Ende— 
mann über das Geſetz 75, 1181. — Um— 
wandlung bon Geld» im Freiheitsſtrafen 76, 
84, — Bildung der Standesamtsbezirfe in 
Bayern 76, 85. — Ausführungen v. M. 
Seydel 76, 172. S. a. Eheichließung. 

Bivilprozeß. Aus dem Entwurf einer 
nordd, Zivilprozeßordnung 69, 649. Borar- 
beiten für diefelbe 72, 143. 73, 348. Aus 
dem 1872er Entwurf 73, 567. — Aus dem 


‚1556. 


Jahre 
1. 283, 


im 


— — — — — — 
— — — — — — 
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1874er Entwurf: Das ſchiedsrichterliche Ver— 
fahren, 75, 158. 1219. — Verlauf d. Ver— 
handlungen (Endemann) 77, 646. — Bgl. 
a. Juſtizgeſetzgebung. 

Zivilrecht, Entwickelung desſelben, 71, 125. 
73, 339. 74, 193. 310. Rede des Miniſters 
Fäuſtle in der bayerischen IL. Kammer 74, 
330. Das Neumayr’she Referat ib, 839, 

— W. Endemann ib. 412. — Eine Feit- 
* Lasker's ib. 743. — Bericht des Ju— 
ſtizausſchuſſes über Plan und Methode bei 
Ausarbeitung eines bürgerlichen Geſetzbuchs 
74, 1329. Die Mitglieder der Zivilgejch- 
bucd-Kommiffien ib, 1680, Weiteres 
über den Entwurfdes Geſetzbuchs (Endemanit) 
77, 1222. 77, 678. — Stand der Arbeiten 
für das Bivilgefetsbuch im Sommer 1876 
(BP. v. Roth) 76, 940. — Amtlicher Bericht 
über die Arbeiten der Kommilfion bis 1876 
77, 423. — Ueberficht der bis 1877 er— 
laffenen zivilrechtl. Gefee und Verordnungen 

7, 822. — ©, a. Konlursordnung, Fuftize 
geretsgebung x. 

Zipilftanderegifter, f. Perfonenftand. 

Foltausihlüffe, Bericht der Kommiffion 
aut Erörterung der Frage betr. die Averja 

‚531. Bei Auffeß: 80, 634. 636. 748. 

791, 86, 33. 


Zoll und Handelsſyſtem des Meiches, 
Einheitlichkeit desfelben, 71, 171. SD, 633. 
6, 34. — Ueberficht fämmtlicher Sejetze ꝛc. 

77, 807. — ©. a. Zolltarif ꝛc. 

Zoll- und Steuerfredite, Abbürdung der- 
jelben 72, 1481. 74, 170. Beſtimm⸗ 
ungen über diefelben 73, 266. S. Kredite. 

Zölle. Statiftit für Die Zeit bis 1868 68, 
165— 222, Statiftil für 1867 68, 729, 
— Statiſtik für das erfte Semefter 1868. 
68, 998. Waaren- Ein» und Ausfuhr 
1867 69, 115. — Bundeseinnahmen aus 
den Zöllen 69, 216, — Organifation der 
Statiftif der Zölle 70, 71. — Statiftil der 
Zolleinnahmen zc. 1862 — 1869, 70, 343. 
— Die Reichs-Zollgejetgebung 71. 130, 
72, 489. — Stariftif der Zölle und Waaren- 
Ein. und Ausfuhr 1868—70 71, 543. - - 
Die Zölle umd Berbrauchsfteneru x. des 
deutihen Reichs, von Frhr. v. Aufſeß 80, 
609. 56, 274. — Bertrags- und verfalfungs- 
mäßige Hauptgrundfäge flir das Zoll» und 
Steuermweien SO, 637. 86, 34. — Bejondere 
Borichriften für die Ein- und Ausgangszölle 
S0, 650 86, 48. — Das Abrechnuugsweſen 
S0, 769. 86, 199. — Heichsfontrole der 
Zoll- und Steuerverwaltung SO, 797. 86, 
235. — Verwaltungskompetenz des Reiches 
(Laband) 73, 471. 498. — Entwidelung 
der Geſetzgebung 1873 —86 (vd. Auffeg) 74, 75. 


— 


75, 881. 76, 785. 86, 7 fi. — Statiſtik 
74, 911. 75, 897. 1389, 1701. 76, 799. 
— Werth oder Gewictzölle? (E. 3. 


Seyfardt-Crefeld) 77, 185. — Die Gejet- 
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gebung über Zölle und Steuern 1871 
i6 1576 (Wehreupfennig) 77, 282. — 
Ueber Zchugzölle (Hirth, 77, 846. — Han- 
delspolitifche Erklärung von 203 Reiche» 
tagsmitgliedern 79, 460. — Tas handels- 
politiihe Programm des WHeichslanzlers 
Schreiben an den Buudesrath) 7P, 219. 
— (Eingabe des Freihaudelsvereins an den 
Bundesrath 79, 358. — Rede des Herrn 
vd. Kiede in der württembergiichen I. Kamnıer 
79, 370. — Die widtigften Finanzzölle in 
Deutichland und Großbritannien 79, 571. 
Einnahmen 1879,50 80, 591. — S. a. 
Bolltarif, Zollverein, Zollgeſetz, Kaflen- 


weien, Finanzweſen, Statiftif und Handels 


ftatiftif, Zollausfchlüffe zc. 
Zollbegünftigungen 86, 44. 81. 
Bollbehörden in Deutichland NWeffortver- 
hältniſſe derfelben, Weberficht der Aemter xc, 
68, 405, Die 
deutichen Zollvereins (Anfang April 1870) 
70, 139. — DOrganifation der Zoll- und 
Steuerverwaltung (v. Aufſeß) SO, 747. 6, 


Vereinsbeamten Des _ 


176. — Neichslontrole der Zoll- und Stener- 
verwaltung 78, 292. 74, 99. 75, 894. 80, 


797. 86, 235. 
Bolltartel vom 11. Mai 1833 68, 125. 


Zollgebiet 74, 79. 493. 75. 881. — Be 


grenzung und Bevölferung der Zolldireftiv- 

ezirte 77, 478. 86, 182, 

Zollgefeg vom 23. Jan. 1838 68, 51. — 
Das Bereinszollgefeg vom 1. Juli 1869 
(mit Erläuterungen und alphabetiihem Sach⸗ 
regijter) 69, 511. — Zur Ausführung des 
Zollgeſetzes (Auweiſung des Bundesraths 
des Zollvereins) 69, 995. 80, 650. 86, 42. 49. 


Zollordunung vom Jahre 1838 68, 61. 


Denkichrift des Handelstags betr. Neform 
des YZollverfahrens 68, 249. Geſetz wegen 
Abänderung einzelner Beftimmungen der 
Zollordnung und der Zollſtrafgeſeßgebung 
vom 18. Mai 1868 68, 679. — Yat. a. 
Zollgeſetz. 
Zollparlament. (S. a. Zollverein.) Mit« 
glieder desjelben 1868 68, 433, — Thron- 
reden zur Eröffnung und zum Schluſſe der 


erften Seſſion 68, 1070, der zweiten Seffton | 


69, 1100, der dritten Seſſion 70, 718. — 
Bericht des Vorftandes der national-liberalen 
Partei (v. Ed. Yasler) über die Pegislatur« 
periode 1867— 70 70, 563. — Ueberſicht 
der Geletgebung des nordd. Bundes und 
des „Zollvereins in den Jahren 1867—70 
70, 721. 
Zollſtrafgeſetz, Grundfätze, betr. das vom 
Jahre 1836 68, 115. — Bol. a. Zollgeſetz. 
Zolttar if (Vereins) vom 1. Juli 1865 
Dentichrift des deutschen Handels: 
68, 93. Neform des Zolltarifs 68, 249, 
tags über 25, Mai 1868 68, 649. Boll 
Geſetz vom Juni 1856 ab gültig 68, 651. 
tavif ven 1. 


' 


Alphabetifches Gefammmtregifter 


— Material zur Petroleumſteuerfrage &, 
391. — Der Zolttarif zu Anfaug des Jahres 
1870 70, 92. — Die Reform des Bereins- 
Zolltarifs vom Mai 1870 (nebft allgemeinen 
und fpeziellen Erläuterungen 70, 325. — 
Ter Zolltarif vom 1. Juli 1870 an 70, 
379. — Beitimmungen über die Tara 72, 
1541. — Die Beitimmungen über den 
Zolltarif (v. Aufſeß) 73, 162. — Tarif- 
reform vom Jahre 1873 74, 83. 222. — 
Redaktion des Zolltarifs vom 1. Chrober 
1873 (in der Markwährung: 77, 14. — 
‚reibandel oder Schutzzoll? Denkſchrift des 
Borfteheramts der Königsberger Kanfmann- 
ihaft 75, 1549. Zur Vertheidigung ge- 
mäßigter Schutzölle (J. Schulze) 73, 1681. 
Zur Denfichrift des Bereins der Eijenindu- 
firiellen ib. 1695, — Ueberſicht der haupt» 
ſächlichſten Schuezölle des Zollvereins 77, 
200. — Die Klauſel der „meiftbegünftigten 
Nation“ 77, 534. — Die acquits-a-caution 
77, 535, Der Bolltarifentwurf vom 
4. April 1879 79, 617. Motive dazu ibid. 
681 (spezielle Ueberſicht im Juhaltsverzeid- 
niß des Jahrg. 1879). Das Zarifgefets 
vom 15. Juli 1879, 79, 993. — Lage der 
Geſetzgebung 1880 SO, 623. 627. 653. — 
Abändernngen des Zolltarifgefeges in den 
Jahren 185082 8%, 674. Abänderungen 
des Bolltarifgejetses vom 15. Juli 1879: 
Geſetze von 1883 bis 1885, 85, 505. — 
Nedaktion des Zolltarifs (Mai 1885) 85, 
21. — Der »olltarif 1585 86, 30. 52. 
©. a. Zölle, Zollverein sc. 


Zollverein. Mittelbare Bollvereinsglieder 
68, 233. Bertrag vom 8. Juli 1867, die 
Fortdauer des Zoll- und SHandelsvereins 
betreffend. Bericht für den nord. Bundes» 
rath 68, 1 ff. Tert des Bertrags ib. 15. 
— fiteratur über den Zollverein 68, 232, 
— Der territoriale Abſchluß des Zollvereins 
68, 1109. 71, 171. — Die Zollvereins- 

ejeggebung als Beftandtheil des Reichsver- 
——— 71, 357. — Geſchichte des Zoll- 
vereins (v. Auffeß) SO, 610, 86, 1 ff. — Um: 
fang, Größe und Einmwohnerzabl des Zoll- und 
Handelsgebiets des deutichen Neichs SO, 633. 
86, 31. — BZollvereinsbevollmächtigte 73, 306. 
— Boll, Handels: und Schifffahrtsverträge 
des deutichen Heichs mit fremden Staaten 75, 
896. 80, 812. S6, 250. — Aus der Enguöte 
über die Handelsverträge 77, 395. Gutachten 
der Haudelsfammer zu Köln ib. 1049. — 
Ueberficht der deutfchen er 79, 
384. 562. — Bol. a. Berfafjung (VI. Ab- 
ſchnitt), Zollparlament, Zollgejet, Zolltarif, 
Handelsftatiftif, Statiftil, Oeſterreich x. 

Zollverwaltung, deutſche, Organifation 
(Auffeß) 86, 176. 

Zuder. Uebereinfunft wegen Beitenerung 
bes Nübenzuders vom 16. Mai 1865 68, 
123. Beftenerung im Zollverein, in Groß- 


über die Jahrgänge 1868—1886 der „Annalen“, 


britannien und Frankreich 68, 155. Denf- 
Schrift der Handelsfammer zu Hamburg über 
Reform der Zuderbeftenerung 68, 303. — 
Beſchluß des Handelstags 68, 983. — 
Denkichrift zur Reform der BZuder - Zoll 
und Steuergefeggebung von E. Langen 69, 

361. — Die —J— im Boll 
verein nach dem Gejets vom 26. Juni 1869 
69, 905. — Rübenzuckerſteuerſtatiſtik für die 
Jahre 1868—70 71, 573. — Die Befteu- 
en des Nübenzuders (Frhr. v. Aufieh) 

‚ 190. 74, 92. 80, 682. S6, 92. — Statiftif 
75, 899, 1551. 76, 248. — 


Denticrift | 
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über die Neform der Zuder-Steuer von 
Witte-Roftod 83, 142. — Amtliche Berid)- 
tigung zur Nübenzuder-Statiftit S4, 445. — 
Bericht der Enquöte-Kommiffion vom März 
1886 86, 517. — Begründung des Ent« 
wurfs vom Dez. 1885 S6, 826; aus der 
Generaldistuffion im Neichstag ib, 857; 
Geſetz vom 1, Juni 1886 ibid. 864; Aus: 
führungsbeftimmungen vom 17. Zul 1886 
ibid. 867. 


Zwangsverfiherung, f. Berfiherun 
Zwangsvollftredung gegen Eifenbabnen 


s1, 411. 


ur ai 


G. HIRTH’s Kunstverlag in München und —— 





Neue Briefe mit alten Bildern. 


Sechs Serien. Jede Serie mit 24 Briefbogen und Couverts mit 
altdeutschen Vignetten von Dürer, Burgkmair, Amman, Cranach, 
Beham, Aldegrever, Frangois Boucher etc. etc, 

Preis der Serie in Carton M. 3.— 


Neue Briefe 
mit religiösen Bildern. 


Zwei Serien à 24 Briefbogen (ohne Couverts) à Serie M. 2.—. 


Auf bestem Handpapier mit den verschiedensten Darstellungen 
genannter Meister geschmückt eignen sich diese geschmackvollen 
Briefbogen besonders als Geschenk für Damen und Kunstfreunde. 


Pr, p. ER Antike Charakterköpfe. 2 siänissen mach 


antiken Büsten gezeichnet von Rubens, in Kupfer gestochen von L. Vorstermann, P. Pontius, 
H. Withous und B. à Bolswert. In Facsimile-Reproduktion. Folio. Preis: M. 250. Da» 


Liebhaber-Bibliothek alter Illustratoren 
iii: in Facsimile- Reproduktion: ?äergeiierir% —— 


M. 6.40. II. »Jost Amman's Kartenspielbuch«, M. 4.—, * M. 6.40. III. »Jost — 
Wappen- und Stammbuch«, M. 7.50, geb. M. 10.—. IV. »Tobias Stimmer’s Bibel vom Jahre 





1576, M. 7.50, geb. M. 10.—. Y. »Virgil Solis Wappenbüchlein vom Jahre ı555«e, M. 5.—, 
geb. M. 7.50. VI. »Lucas Cranach’s Wittemberger Heiligthumsbuch vom Jahre 1509«, M. 10.—, 
geb. M. 13. —. VII. »Jost Amman’s Stände und Handwerker mit Versen von Hans Sachs vom 


Jahre 1568«, M. 7.50, geb. M. 10.—. VII. »Albrecht Dürer's Kleine Passion«, M. 3.—, geb. 
M. 6.—. IX. »Hans Holbein’s Altes Testament«, M. 4.—, geb. M. .— X. »Hans Holbein’s 


Todtentanz«, M. 5.—, geb. M.-8.—, (Wird fortgesetzt.) DIDI OIAMONDD: 

. von Dr. G. K. Nagler, fortgesetzt von Dr. A. 

Die Monogrammisten Andresen nnd C. Claus. 9 Lieferungen AM. 10.—, 

oder 5 Bände complet M. 90.—. Unentbehrliches Lexikon für Sammler, Kenner und Freunde 
von Kupferstichen ec. OA DAAD OA I.M IM IIM DSG IA DIO 


Die Bücher-Ornamentik der Hoch- und Spät 
Re- 


: von A. F. Butsch. (II. Theil der Bücher-Ornamentik 
Renaissance naissance.) Preis M. 28.—. 95.02 09.07891.07 99.07 de: 02 


L ’ > zum Gebetbuche des 

Albrecht Dürer’s Randzeichnungen was ds 
52 Blätter. Folio. Zweite Auflage. Preis broschirt M. 15.—. (Liebhaber-Ausgabe M. 20.—.) 
Auch als »HAUS-CHRONIK« erschienen. Preis: broschirt M. 16.—, in Schweinsleder ge- 
bunden M. 30.-- (auf feinstem Velin-Büttenpapier je um M. 6.— mehr, 9508.09, 0; 
Eine Sammlung von Porträts etc. aus der 

Bilder aus der Lutherzeit. Zeit der rau Are in Facsimile-Repro- 
duktionen nach Holzschnitten und Kupferstichen von Dürer, Cranach, Holbein u. a. XI 
und 490 $. Preis: M. 2—. Daum MOIMOMDAMTIAMOIAM DM DO0r 

2. . enthaltend klassische Motive für Weiss- 

Album für Frauenarbeit, stickerei, Bunt-, Gold- und Applikations- 
stickerei, Spitzen, Verschnürungs- und Knüpfarbeit, sowie Weberei, Passementerie und Stof- 
bemalung. Herausgegeben von "Georg Hirth, Serie I und IAM. 2—. DA. DH 


. Facsimile-Reproduktion der 25 Holz- 
Die Wunder von Maria Zell. ine unpen aut 25 Holz- 
Meisters um 1520. Preis in Mappe: M. 16.— Dam. MIIMOMDIAHD 0985 


Jost Amman’s Ehebrecherbrvcke des Königs 
Artvs. Facs gr — —— des aus acht Blättern bestehenden Original-Holzschnittes. 


Preis: 15.—. XXX DIR ON — N. 


—— ——— 








färift, die als prakttiſch-⸗wiſſenſchaftliches Duellenwert wichtig für Riniſterien, 
Berirköregierungen, Geſandiſchaften und Konfulate, Gerihtöbehörden, Advokaten, Zollämter, 
Magifirate, Sandratfdämter, Handel und Gemerbelammern, für NReichſtags⸗ und Landtags · 
abgeordnete u. ſ. w. iſt. 

Intereſſenten ſteht ein dollſtündiges Inhalisverzeichniß Der Jahrgänge 1868—1884 oder aud) 
ein eompleter Jahrgang zur Anfiht zu Dieniten. Abonnements werden jederzeit und beu jeder 
Buhhendiung oder Poftanflalt angenommen. 


Münhen & Zeipsig. | 
&. Hirtb’s Verlag. 





Sn demfelden Berlage find erſchienen: | 
w Auffeh, ©. Freiherr, kgl. bayr. Oberzollvath, Die Zölle und Steuern und bie vertragd- 
mähigen auswärtigen Handeläbeziehungen des Deutſchen Reiches. 1886. Dritte Auflage, 

gr. 8°. Broſchirt ME. 2.50. 


Dehn, Paul, Zur Einführung der ReichspoſtSparkaſſen. 1884. 54 Seiten, gr. 8°. Mt. 1.20. 
Der Verfaſſer hat in feiner neuen Schrift ein umfafjended Material zur Charalteriſtik und 
Beurteilung der Poſtſparkaſſen vom vollswirthſchaftlichen Standpunkt aus zuſammengetragen. 


Selfer, 3, kgl. bayer. Oberrechnungsrath, Zur Tabakſteuerfrage. Abwehr gegen die kritiſchen 
Nachttäge zu den Dr. Mayr'ſchen Studien über dad Tabalmonopol. 1878, Mi. 1L—. 


Göring, Philipp, Die Veterinär Polizei erwaltung nad) den reichsgeſehlichen Beſtimmungen. 
1882. 11°/, Bogen, gr. 8% Broſchirt ME. 8.—. 


Henfel, Dr. Paul, Die Stellung des Reichskanzlers nad; dem Staatsrechte des Deutjchen Reichs. 
1832, 4 Bogen, gr. 8°. M. 2.-. 


Hirth, Dr. Georg, Freifinnige Anſichten der Vollswirthichaft und des Staatd, 1876. 27 Bogen, 
f. 8%, Broſchirt ME 4.—. j 
Anhalt: Vorwort. Familienbudget und häusliche Buchführung. Die Löjung ber fozialen 
Frage. Das Volksbildungs · oder Kulturpolizeirecht.! Die Rechtsgleichheit. Das Deutſche Reid 
und die Schule. Anhang: Petition an den Neichstag. Das Deutjhe Reich und die Steuern. 
I. Matritularbeiträge oder Reichs-Erwerbſteuer? a) Einfommen mit feſtem Steuerfuß. b) Ein- 
tommen mit beweglichen Steuerfuß. Die Bertheilung der Güter und das fouveraine Geſetz 
der Preisbildung. (Mit einer lithogr. Tafel zur Darftellung der bier Grundtypen ber Ein: 
fommensvertheilung.) Anmerkungen. Alphabetiſches Regiſter. 


Hirth, Dr. Georg, Unjere dv oltswirthfhaftliche Krifis. Verſuch einer kurzen vorurtheilsloſen 
Auseinanderſetzung. Mit einem Anhang: Ueberſicht der hauptſächlichſten deutihen Schutz 
zölle. 1876. ME 1—. 


Hirth, Dr. Georg, Die Rebensbedingungen ber deutſchen Induſtrie ſonſt und jetzt. 
Eine Stizze. 1877 4 Bogen, kl. 80. Broſchirt ME. —.60. 


Barlaments:Almanad), Deutscher. Begründet und herausgegeben von Dr. Georg Hirth. 15. Au s⸗ 
gabe. — November 1884. 16 Bogen, H. 8%. Broſchirt ME 2.-.; geb. ME. 3.—. 

Der „Parlaments⸗Almanach“ enthält die Verfaſſungs ⸗ und Wahlgefepe des deutſchen Neid, 
die Geſchäftsordnung des Reichstages, das Verzeichniß der Mitglieder mit biographiſchen 
Notizen, Ueberſicht der Wahlkreiſe und ihrer Abgeordneten, Zuſammenſehung der Fraktionen 
und die Liſte der Bevollmächtigten zum Bundesrath. 


Sehbel, Dr. Mar, Das Gewerbe⸗Polizeirecht nad) ber Reichs Gewerbeordnung. Mit einem 
Anhang: Text der Gewerbeordnung. 1881. 18 Bogen, gr. 8°. Mt. 3.—. 

Thudichum, Dr. Fr., ord. Profeſſor an ber Univerfität Tübingen, Das Reihs-Beamtenreät. 
1876. 8%, Bogen, gr. 8°. Mi. 4.—. 
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G. HIRTH’s Kunstverlag in München und Leipzig. 


TSCHE ZIMMER 


der Gothik und Renaissance, 
des Barock-, Rococo- und Zopfstils. 


Dritte, stark vermehrte Auflage. 


464 Seiten 4° mit 375 Illustrationen. 10 Lieferungen 
a ı M., elegant geb. M. 15.—. — 


und gemüthvolle Ausstattung unseres Heims.“ 
(Zeitschrift für gewerbl. Unterrichtswesen.) 


und immer wieder gelesen werden soll.“ 

(Kunst und Gewerbe in Nürnberg.) 
„Nicht leicht hat ein Buch so viel zur Veredlung 
des Kunstgeschmackes beigetragen, wie das „Deutsche Zimmer.“ (Wiener Allgemeine Zeitung.) 


— — —— — — — — 





Soeben erschien der vierte Band (Lieferung 37—48) von: 


G. HIRTH'S KULTURGESCHICHTLICHES 


& BILDERBUCH &: 


aus drei Jahrhunderten. — Preis brochirt M. 30.—, gebunden M. 35.— 
Französische Ausgabe unter dem Titel: Les grands Illustrateurs du 16., 17. & 18. Siöcle, 


»... Das Werk bildet eine in dieser Art noch nie dagewesene Ikonographie, welche dem 
Kulturhistoriker ebenso viel des quellenmässig untrüglich Zuverlässigen, wie dem Künstler und 
Kunstfreunde wegen der täuschenden Wahrheit eine Fülle von Anregungen und künstlerischem 
Genuss bietet.“ (Deutscher Reichsanzeioer.) 
»+.. Kein moderner Künstler, keine deutsche Familie sollte auf den Besitz dieses Bilder- 
buches verzichten.“ (Paul Lindau's Gegenwart.) 
„Ueberall sollte dieses prächtige Bilderbuch im deutschen Haus unter den Bücherschätzen 
einen Ehrenplatz einnehmen.“ (IW. v. Lübke.) 


HIRTH'S FORMENSCHATZ 


Eine Quelle der Belehrung und Anregung für Künstler und Gewerbetreibende. 
Jährlich 12 Hefte pa M. 1.25. Band ı—g mit 1459 Blättern M, 125.—. 
Französische Ausgabe: L’art pratique, 
Serie I und II je 10 Mark, Serie III bis IX je 15 Mark. Jede Serie selbstständig mit erläuterndem Text. 
„Von dieser in ihrer Art einzigen Publikation, worauf ganz Deutschland stolz zu sein alle 
Ursache hat, liegen 10 Hefte von 1886 vor. Der Formenschatz ist ein unentbehrliches Handbuch 


= AN je entweder schöpferisch im Kunstgewerbe thätig sind, oder theoretisch in demselben 
Iden wollen.“ (Kunst und Gewerbe, Organ des Bayerischen Gewerbemuseums,) 





„Der Verfasser zeigt, dass er gleichzeitig Künstler und 
Forscher ist und das giebt seinen Darstellungen jenen 
hohen Reiz, den man etwa mit dem Reize phantasievoller 
Schilderungen von Selbsterlebtem vergleichen könnte; er 
ı erschliesst uns in der That eine lebendig sprudelnde 
„Quelle von Belehrung und Anregung“, die uns um so 
ee freudiger begrüsst und erfrischt, je länger wir uns in ihre 

fi krystallklare Tiefe versenken, Das Werk ist eine prak- 
tische und anreizvolle Kunstlehre für die geschmack- 


„Das Buch ist ein kunstgeschichtliches Lehr- und 
Lesebuch ersten Ranges, das von Jung und Alt gekannt 


- 


Anregungen zu häuslicher Kunstpflege von Georg Hirth. | 


— —— 
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